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Vorwort 


In  der  vorliegenden  Abhandlung  habe  ich  mir  die  Aufgabe 
gestellt,  die  finanziellen  Beziehungen  der  Kirche  zu  den 
toskanischen ,  vornehmlich  den  florentinischen  Geldinstituten 
zu  schildern,  soweit  sie  für  das  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
und  die  Zeit  bis  zur  Übersiedlung  der  Kirche  nach  Avignon 
in  Betracht  kommen.  Als  Hauptquelle  für  diese  Arbeit  sind 
die  in  der  Bibliotheque  des  öcoles  fran9aises  d'Ath^nes  et  de 
Rome  erschienenen  Papstregister  zu  nennen.  Soweit  sie  noch 
nicht  veröffentlicht  sind,  wie  z.  B.  die  ganzen  Register 
Coelestins  V.  und  ein  Teil  der  Register  Bonifaz'  VIII.,  bieten 
die  von  den  Benediktinern  publizierten  Register  Clemens'  V. 
(1305—1314)  in  den  allermeisten  Fällen  .eine  ausreichende  Er- 
gilnzung.  Für  die  florentinische  Geschichte  dieser  Zeit  sind 
in  erster  Linie  benutzt  worden  Perrens,  Histoire  de  Florence 
jusqu'k  la  domination  des  Medicis,  ein  Werk,  dessen  Fehler 
im  vorliegenden  Falle  weniger  ins  Gewicht  fielen,  Gherardi, 
Consulte  della  republica  fiorentina  per  la  prima  volta  pubblicate, 
und  geruzzi,  Storia  del  commercio  e  dei  banchieri  di  Firenze. 
Für  den  ersten  Teil  der  Arbeit  ist  als  eine  wesentliche  Grund- 
lage auch  Gottlob,  Päpstliche  Kreuzzugssteuern  des  13.  Jahr- 
hunderts anzuführen. 

Für  die  Beschränkung  der  Arbeit  auf  die  Zeit  von  1285  bis 
1304  gab  vornehmlich  der  Umstand  Ausschlag,  dafs  die  bis 
1284  reichenden  Registerbände  noch  ungleich  lückenhafter 
sind,  als  die  freilich  auch  nicht  ganz  vollständigen  der  folgen- 
den Zeit^.     Auch  darf  vielleicht  als  Begründung  dienen,  dafs 


*  Bis  zum  November  1898  waren  erschienen: 
Die  Begister  Gregors  IX.  ed.  Aiivray,  5  Fascikel. 
Innocenz'  IV.  ed.  Berger,  3  Bände. 
Alexanders    IV.   ed.   Bourel  de   la  Ronciöre,  de  Loye  et 

Coulon,  3  Fascikel. 
Urbans  IV.  ed.  Dorez  et  Guiraud,  1  Fascikel. 
Clemens*  IV.  ed.  Jordan,  3  Fascikel. 
Gregors  X.  ed.  Guiraud,  3  Fascikel. 
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VIII  Vorwort. 

die  Wende  des  13.  Jahrhunderts,  soweit  es  sich  übersehen 
läfst,  in  der  That  einen  Gipfelpunkt  in  den  Beziehungen 
zwischen  Banken  und  Kirche  bezeichnet. 


die  Register  Johanns  XXI.  ed.  Lädier,  3  Fascikel. 
Nikolaus*  III.  ed.  Gkiy,  1  Fascikel. 
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Erstes  Kapitel. 

Banken  und  Kirche  bis  zum  Tode  Martins  lY.  (1285). 


Drei  Mächte  verhalfen  am  Ausgange  des  Mittelalters  der 
Geldwirtschaft  zum  Siege  über  die  Naturalwirtschaft.  Den 
gewaltigsten  Einflufs  übte  auf  ihre  Entwicklung  der  Handel 
aus.  Sein  Verdienst  war  es,  dafs  sie  nach  dem  Sturze  Roms 
überhaupt  noch  weiterlebte,  wenn  auch  mit  kaum  vernehm- 
baren Atemzügen;  durch  die  Berührung  mit  ihm  schöpfte  sie 
neue  Kraft. 

Zur.  vollen  Reife  wurde  ihre  Entwicklung  jedoch  durch 
zwei  andere  Faktoren  gebracht.  Auf  den  einen  .  hat  bereits 
einer  der  bedeutendsten  Forscher  auf  dem  Gebiete  der  Wirt- 
schaftsgeschichte, Richard  Ehrenbei^,  hingewiesen.  In  seinem 
Werke  über  j^das  Zeitalter  der  Fugger",  worin  er  uns  als  der 
erste  ein  grofsartiges  Gemälde  der  Geldkräfte  der  beginnen- 
den Neuzeit  vor  Augen  führt,  erblickt  er  im  Kriege  jenen 
Zauberer,  der  diesen  Kräften  weltbeherrschende  Macht  verlieh. 
Der  oft  wiederholte  Ausspruch  Ciceros,  dafs  das  Geld  der 
Nerv  des  Krieges  sei,  der  ihm  ein  Glaubenssatz  der  Renaissance 
zu  sein  dünkte,  und  sein  eigenes  Thema,  das  ihn  mitten  in 
die  Kriegsstürme  des  Reformationszeitalters  führte,  bestimmten 
ihn  wohl  zu  dieser  Ansicht.  Ganz  in  ihr  befangen,  bedachte 
er  nicht,  ob  die  Notwendigkeit,  für  den  Krieg  Bargeld  zu  be- 
schaffen, wirklich  allein  jenen  Stein  ins  Rollen  gebracht  habe, 
der  den  Kolofs  der  kanonistischen  Wucherlehre  zerschmetterte  ^; 
und  nahm  nicht  wahr,  dafs  schon  früher  als  jener  eine  Macht 
daran  gegangen  war,  die  Schranken  einzureifsen,  die  der  Geld- 
wirtschaft freie  Bahnen  versperrten.  Es  war  dieselbe  Macht, 
die  diese  Schranken  gezogen  hatte.  So  paradox  es  klingt,  es 
war  die  Elirche.  In  der  kirchlichen  Besteuerung  liegt  der 
vornehmste  Grund  zur  Entstehung  eines  Geldverkehrs  in 
gröfserem  Mafsstabe. 


*  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger,  p.  8. 
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2  XVII  1. 

Nun  verdankt  die  Besteuerung  zum  Teil  den  Kreuzztigen 
ihre  Entstehung,  also,  könnte  man  einwenden,  in  letzter  Linie 
doch  dem  Kriege;  aber  dies  gilt  nur  von  den  periodischen, 
und  worauf  es  hier  ankommt,  später  auferlegten  Steuern.  Die 
regelmäfsig  und  verhältnismäfsig  früh  entrichteten  hatten  mit 
dem  Kriege  nicht  das  mindeste  zu  thun.  Der  Peterspfennig, 
in  England,  den  nordischen  Reichen  und  Polen  erhoben;  der 
Census  aus  Aragon,  England  und  einigen  anderen  Ländern, 
bezeichneten  lediglich,  dafs  sich  der  betreffende  Staat  in  den 
Schutz  der  Kirche  begeben  hatte.  Freilich  wurde  ihr  Ertrag 
bisweilen  für  Kriegszwecke  ausgegeben;  aber  der  Grund  ihrer 
Einrichtung  ist  von  ihrer  Verwendung  ganz  zu  trennen. 

In  dreifacher  Beziehung  wirkte  die  kirchliche  Besteuerung 
fördernd  auf  die  junge  Geldwirtschaft  ein. 

Da  die  Kirchensteuern  im  günstigen  Falle  in  der  Landes- 
münze, im  ungünstigen  in  Naturalien  eingingen,  in  beiden 
Arten  also  für  Rom  unbrauchbar  waren,  ergab  sich  die  Not- 
wendigkeit, die  Naturalien  in  Metall,  die  Landesmünze  in  eine 
allgemein  brauchbare  umzuwandeln.  Hier  liegt  eine  der 
Quellen  des  Geldwechsels*.  Da  ferner  die  Entfernung  der 
besteuerten  Länder  von  Rom  oft  bedeutend,  die  Reise  dahin 
aber  langwierig  und  gefährlich  war,  mufste  ein  Mittel  aus- 
findig gemacht  werden,  den  Geldtransport  an  die  Kurie  zu 
erleichtern.  So  erfuhr  der  Wechselbrief  eine  Förderung*. 
Diesen  beiden  Vorgängen,  die  aus  einem  Bedürfnis  der  be- 
steuernden Kurie  hervorgingen,  stellte  sich  ein  dritter  zur 
Seite,  der  ebenso  sehr  einem  Bedürfnis  des  besteuerten  Klerus 
entsprang.  Noch  ganz  im  Banne  der  Naturalwirtschaft,  be- 
durfte er  eines  Vermittlers,  der  ihm  das  Metall  für  die  Kirchen- 
steuern, und  war  es  auch  nur  in  der  Landesmünze,  lieferte, 
vielfach  sogar  vorstreckte.  An  der  sich  so  vollziehenden 
Hebung  des  Kreditgeschäfts®  nahm  auch  die  Kurie  regen  An- 
teil. Ihre  Weltpolitik  veranlafste  sie  immer  häufiger,  Vor- 
schüsse auf  die  Kirchensteuern  aufzunehmen.  Die  Fürsten 
folgten  ihr  darin,  und  nun  drängten  die  politischen  Unter- 
nehmungen und  in  erster  Linie  der  Krieg  zu  massenhafter 
Beschaffung  von  Bargeld.  Doch  fiel  dieser  Vorgang  durchaus 
nicht  in  das  Anfangsstadium  des  Geldverkehrs.  Wo  er  da 
zu  finden  ist,  wie  z.  B.  in  den  Kreuzzügen,  ist  er  durchaus 
sporadischer  Natur*. 

Geldwechsel,  Anweisung  und  Kreditierung  setzten  bei 
dem,  der  sie  vollzog,  auCser  bedeutenden  Kapitalien  ausgedehnte 
Verbindungen  über  die  christliche   Welt  voraus,   und  diesen 

^  Grottlob,  Päpstliche  Kreuzzugssteuern  des  13.  Jahrhunderts, 
p.  249. 

s  Ebenda,  p.  245. 
>  Ebenda,  p.  248. 
^  Von  denen  des  Id.  Jahrhunderts  abgesehen. 
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Voraussetzungen  genügten  die  Juden  in  gleicher  Weise  wie  die 
christlichen  Geldinstitute.  Wenn  sich  nun  die  Kurie  trotzdem 
nicht  an  sie  wandte,  obwohl  sie  doch  die  erste  Geldmacht  des 
firüheren  Mittelalters  waren  ^  so  lag  das  einmal  an  dem  natür* 
liehen  Widerwillen  gegen  Ungläubige,  dann  in  der  Thatsache, 
dafs  die  Juden  nur  gegen  Zins  Geld  gaben,  während  die 
Christen  sich  wenigstens  scheinbar  dem  Zinsverbote  beugten, 
endlich  auch  daran,  dafs  die  Kirche  dem  Gläubiger  selbst 
eines  Klerikers  mit  kirchlichen  Censuren  des  Schuldners  bei 
Nichtbezahlung  bürgte,  und  es  nach  mittelalterlichen  Begriffen 
kaum  angegangen  wäre,  einen  Prälaten  zu  bannen,  um  einem 
Juden  zu  seinem  Gelde  zu  verhelfen.  Indem  sich  nun  die 
Kirche  erst  den  Templern,  dann  in  steigendem  Mafse  den 
italienischen  Kaufleuten  zuwandte,  ward  sie  recht  eigentlich 
die  Schöpferin  des  modernen  europäischen  Bankiertums.  Mufste 
sie  sich  doch  auch  zu  einem  Schritte  verstehen,  der  besser 
wie  alles  andere  den  Anbruch  eines  neuen  Zeitalters  flir  den 
Verkehr  verkündete,  nämlich  zur  versteckten  Duldung  des 
Zinsennehmens. 

Man  braucht  die  Bedeutung  der  auf  dem  Boden  der 
Naturalwirtschaft  entsprungenen  kanonistischen  Wucherlehre, 
wonach  das  Geld  an  und  für  sich  unproduktiv  sein  sollte,  nicht 
zu  überschätzen  -  und  wird  doch  in  ihr  ein  wesentliches  Hemmnis 
der  Kapitalbildung  erblicken  dürfen.  Die  Juden,  die  ja  nicht 
unter  dem  Kirchenrechte  standen,  hatten, .  anfangs  wenigstens, 
unbehindert  Geld  auf  Zinsen  ausleihen  können^,  während  dies 
den  christlichen  Kaufleuten  nur  unter  allerhand  Vorsichts- 
mafsregeln  möglich  war;  und  trotzdem  sie  die  Wuchertheorie 
offiziell  anerkannten,  beruhte  die  Blüte  vieler  italienischer 
Kommunen ,  vor  allem  die  von  Florenz  * ,  auf  dem  Zinsen- 
nehmen. Das  florentinische  Bankwesen  hat  vielleicht  sogar 
im  Wucher  seinen  eigentlichen  Ursprung^,  im  Gegensatz  zu 
anderen  Städten,  wo  der  Geldwechsel  die  Banken  erschaffen 
hat*-  Als  nun  die  Kirche  die  christlichen  Kaufleute  in  ihre 
Dienste  nahm,  verzichtete  sie  zwar  durchaus  nicht  auf  die 
herrschende  Theorie,  die  übrigens  nur  das  sofortige  Zinsen- 
nehmen, nicht  das  Zinsennehmen  vom  Verfalltage  an  verbot^, 
formulierte  sie  vielmehr  in  verschiedenen  Gesetzen;  aber 
schliefslich  blieb  ihr  nichts  übrig,  wollte  sie  nicht  ihre  eigenen 
Diener  aufs  Schwerste  schädigen,  als  jene  Kunstgriffe  alle  zu 


*  Ehrenberg,  p.  64. 

'  Ashley,  Englische  Wirtschaftsgeschichte  II,  p.  425. 

*  Ehrenberg,  p.  48. 

*  Pöhlmann,     Wirtschaftegeschichte     der     florentinischen    Re* 
naissance,  p.  81. 

»  Davidaohn,  Geschichte  von  Florenz  I,  795. 

*  Ehrenberg,  p.  48. 
T  Ashley,  II,  p.  432. 
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gestatten,  die  das  Kapital  sofort  Zins  tragen  liefsen.  Der  ge- 
heime Zuschlag  der  Zinsen  zum  Kapital,  das  Scheindeposit 
und  das  scheinbare  Wechselgescbäft,  spielten  hier  die  erste 
Rolle,  und  aus  den  Reihen  der  Depositare  der  Kirchensteuern 
erwuchsen  die  ersten  gewerbsmäfsigen  christlichen  Geldleiher^. 
Durch  ihre  kaufinännischen  Agenten  geriet  nun  die  Kirche 
in  Beziehungen  zu  dem  gesamten  Kaufmanns-  und  Bankier- 
stande einer  Stadt.  Es  war  ja  gebräuchlich,  dafs  der  einzelne 
Kaufmann  einer  Innung  beitrat,  in  Florenz  war  es  sogar 
Pflicht'.  Die  beiden  vornehmsten  florentinischen  Zünfte,  die 
Wollenzunft  (Arte  di  Lana)  und  die  Zunft  der  französischen 
Tücher  (Arte  di  Calimala)  zählten  auch  die  meisten  Bankiers 
zu  ihren  Mitgliedern ".  Aufserdem  pflegten  die  Kauf leute  meist 
noch    zu    kleineren    Vereinigungen,    den    sogenannten    Com- 

Sagnieen,    zusammenzutreten,    offenen    Handelsgesellschaften, 
ie  sich  nach   dem  Namen  eines   ihrer  Mitglieder,  meist  des 
Geschäftsbegründers,  nannten^. 

Aber  von  den  so  gebildeten  Bankhäusern  kamen  durch- 
aus nicht  alle,  nicht  einmal  alle  aus  Mittelitalien,  in  Berührung 
•mit  der  Kurie*;  diese 'bezog  einen  grofsen  Teil  ihrer  Agenten 
nur  aus  Tuscien,  und  die  beiden  wichtigsten  Geldgeschäfte, 
das  Deponieren  der  Kirchensteuern  sowie  die  Vorschüsse  an 
die  Päpste,  blieben  fast  allein  den  Banken  von  Siena  und 
Florenz  überlassen. 

Wann  und  durch  welches  Haus  die  Beziehungen  zwischen 
Kurie  und  Banken  ihren  Anfang  nahmen,  ist  nicht  zu  sagen  *, 

^  Ehrenberg,  p.  44  sagt  irrtümlich:  Kollektoren. 

«  Pöhlmann,  p.  42,  43. 

»  Nach  Doren,  Flor.  Zünfte  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  p.  75 
stammten  die  meisten  aus  der  Lana,  die  fast  fünfmal  so  reich  als  die 
Calimala  war  (Doren,  p.  108);  doch  verwendete  die  Kirche  von  ihren 
Banken  nur  die  Spini.  (Als  Parallele  zu  Florenz  möchte  ich  hier 
Breslau  anfQhren,  wo  vor  zwanzic:  Jahren  sämtliche  Bankiers  neben- 
her noch  Wollhändler  waren.)  Von  der  Calimala  können  wir  als 
Agenten  der  Kurie  mit  Sicherheit  nur  die  Bardi,  Pulci,  Peruzzi  und 
Buonacorsi  nachweisen.  Von  unmittelbar  der  Wechslerzunft  (Arte  del 
Cambio)  angehörenden  Banken  der  Kirche  lassen  sich  nur  die  Bacherelli 
nennen. 

^  Goldschmidt,  Handelsrecht  p.  273.  Zur  Charakteristik  dieser 
Compajsnieen  möchte  ich  noch  folgenaes  hinzufugen:  Sie  setzten  sich 
aus  Mitgliedem  der  verschiedensten  Familien  zusammen.  Unter  der 
Firma  der  Spini  vereinigten  sich  Angehörige  von  zwanzig  Familien, 
selbst  die  kleine  Bank  der  Canigiani  hatte  unter  sieben  Geschlechtem 
ihre  Compa^nons.  Aufserdem  bestanden  zwischen  den  Banken  oft  ver- 
wandtschaftliche Beziehungen.  Das  Geschlecht  der  Gherardi  arbeitete 
mit  den  Spini  wie  mit  den  Mozzi;  das  der  Jakobi  mit  den  Spini,  Alfani 
und  Pulci  u.  s.  w.  Diese  den  Florentiner  Verhältnissen  entnommenen 
Beispiele  zeigen,  welche  geschlossene  Macht  einer  alle  diese  Com- 
pagnieen  umfassenden  Einigung  innewohnen  mufste.  Hierin  lag  zum 
guten  Teil  die  Stärke  der  Parte  Guelfa  von  Florenz. 

^  Nicht  z.  B.  die  grofse  Bank  der  Salimbeni  aus  Siena. 

•  Davidsohn  I,  p.  798.  Perrens,  Histoire  de  Flownce  I,  p. 200f. 
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im  12.  Jahrb.  findet  sich  jedenfalls  noch  keine  Spur  davon  ^. 
Erst  seit  den  Tagen  Gregors  IX.  (1227—1241)  haben  wir 
nähere  Nachrichten,  wenn  auch  zunächst  sehr  unbestimmten 
Charakters.  Wir  wissen  nur,  dafs  er  Banken  verschiedener 
toskanischer  Städte  ^,  hauptsächlich  Sienesen^,  als  Kreditbanken 
auch  Römer*  verwendet  hat.  Unter  seinem  Nachfolger  In- 
nocenz  IV.  (1243 — 1254)  nahm  der  Geldverkehr  der  Banken 
mit  Rom  einen  lebhaften  Aufschwung*,  seit  die  Kurie  durch 
das  erste  Konzil  von  Lyon  (1245)  den  Kampf  gegen  Kaiser 
Friedrich  II.  wieder  eröffnet  und  ihrem  EUerus  daher  bedeu- 
tende Abgaben  auferlegt  hatte.  Immer  mehr  kam  es  auf,  die 
Steuern  durch  Kaufleute  befördern  zu  lassen^.  Die  Buon- 
signori  aus  Siena  gelangten  zu  steigendem  Einflufs^.  Alex- 
ander rV.  (1254—1261)  bevorzugte  neben  ihnen  die  Bankiers 
Rainaldo  Tolomei  und  Scotto  Domenici,  ebenfalls  aus  Siena  ^; 
die  Falconieri  aus  Florenz  als  Agenten  in  verschiedenen 
Ländern®  und  einen  Florentiner  Uguccio  Macci  als  Agenten 
für  England  ^^  Die  Regierung  Urbans  IV.  (1261—1264)  be- 
freite zwar  die  Buonsignori  von  ihren  beiden  gefährlichsten 
Rivalen,  den  Falconieri  und  Tolomei,  da  diese  sich  mit  dem 
Papste  gleich  nach  seinem  Regierungsbeginn  entzweiten**, 
schuf  ihnen  aber  dafür  zwei  neue,  Pietro  Benincasa  und  Dino 
Perini,  beide  aus  Florenz**.  Erst  unter  Clemens  IV.  (1265 
bis  1268)  wurden  die  Buonsignori  die  ersten  Bankiers  am 
päpstlichen  Hofe*^,  zu  einer  Zeit,  als  mit  dem  System,  auch 
Geistliche  als  Steuervermittler  zu  verwenden,  endgültig  ge- 
brochen wurde**.  Von  ihrem  Ansehen  legt  der  von  ihnen 
angenommene  Beiname  „la  gran  tavola"  Zeugnis  ab,  der  etwa 
soviel  wie  „die  grofse  Wechseltafel"  bedeutet.  Er  wurde  so- 
gar auch  ohne  den  eigentlichen  Namen  der  Gesellschaft  ge- 
braucht, wie  wir  später  den  Ausdruck  „la  gran  compaiiia 
d'Alemania"    ftir    die    deutsche    Kaufmannsgesellschaft    von 


1  Ehrenberg,  p.  64. 

*  Villari,  1  primi  due  secoli  di  Firenze  I,  p.  290. 

*  Der  bedeutendste  war  Angelerio  Solafico,  der  Grofsvater  des 
Dichters  Cecco  Angelieri  (Muratori,  Antiqu.  Ital.  I,  col.  889). 

*  Gregorovius,  Geschichte  der  Stadt  ßom,  V,  p.  219,  240. 
»  Keg.  Innocenz  IV.  ed.  Berger,  Einl.  LXXIX-LXXXII. 

«  Gottlob  p.  239. 

'  Eeg.  Innocenz  IV.  Nr.  5608. 

^Jordan,  Le  Saint-Si^ge  et  les  Banquiers  Italiens  im  Compte 
rendn  du  troisi^me  congr^  etc.  des  Catholiques  tenu  ä  Bruzelles,  1894. 
V.  Section  p.  292-302. 

*  Reg.  Innocenz  IV.  Nr.  1139.  Ihre  Agenten  von  der  Kurie  waren 
Rainerio  Sellindoti  und  Carlino  Guiberti. 

»«  Potthast,  Nr.  16  620. 

"  Jordan  a.  a.  0. 

»8  Potthast,  Nr.  18  250. 

>'  Jordan  a.  a.  O.,  der  besonders  diese  Zeit  schildert. 

"  Gottlob  p.  245. 
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Ravensburg  finden.  Nie  anders  als  in  Gemeinschaft  mit  ihnen, 
also  in  durchaus  untergeordneter  Stellung,  wurden  auch  die 
Scali  aus  Florenz  verwendet,  mit  denen  damals  die  Abbati- 
Baccherelli,  Spini  und  Spiglati  di  Mozzi  verbunden  waren*. 
Im  Kreditgescnäft  dagegen,  das  jetzt  einen  ungeheueren  Auf- 
schwung nahm,  benutzte  der  Papst  zwar  auch  Sienesen,  da- 
neben aber  Römer  und  mit  Vorliebe  sogar  Florentiner^.  Wir 
finden  als  seine  Gläubiger  Lotterio  Ferucci  von  den  Bardi®, 
Bindo  Galigai  von  den  Macci  *,  Giacopo  Ricomanni,  Albertino 
Rota,  Giuseppe  Coppi  und  Peregrino  Cassino,  sämtlich  von 
den  Frescobaldi^;  daneben  noch  andere  Florentiner  keiner 
bestimmten  Gesellschaft^.  Ihre  Bevorzugung  erklärt  sich 
vielleicht  daraus,  dafs  die  meisten  Anleihen  für  Karl  von  Anjou 
aufgenommen  wurden,  als  er  gegen  König  Manfred  zu  Felde 
zog.  Die  Florentiner  aber,  die  nach  ihrer  Niederlage  gegen 
die  Sienesen  bei  Montaperti  (1261)  massenhaft  nach  Frank- 
reich geflüchtet  waren ' ,  hatten  enge  Beziehungen  mit  den 
Valois  angeknüpft^  und  waren  am  ehesten  geneigt,  einem 
Prinzen  dieses  Hauses  Gelder  vorzustrecken.  So  begab  es 
sich,  dafs  der  politische  Sieg  der  sienesischen  Kommune  die 
finanzielle  Niederlage  der  sienesischen  Bankiers  heraufFührte. 
Derselbe  Papst,  der  ihnen  eine  Allmachtsstellung  eingeräumt 
hatte,  wie  sie  nie  eine  Bank  zuvor  besessen,  nahm  ihre  ge- 
fehrlichsten  Nebenbuhler  in  die  Kammer  auf.  Das  Pontitikat 
Clemens  FV.  bezeichnete  den  Höhepunkt  und  das  Ende  der 
centralistischen  Einkassierungsepoche  unter  sienesischer  Hege- 
monie. 

Der  Beginn  einer  decentralistischen  Richtung  im  Ein- 
kassieren der  Kirchensteuern  zeigte  sich  schon  unter  Gregor  X. 
(1271 — 1276).  Neben  den  Buonsignori  finden  wir  noch  drei 
andere  Banken  aus  Siena^;  ferner  die  Compagnie  des  Lucas 
de  Lucca,  in  England  und  Irland  thätig^**;  von  Florentinern 
Tommaso  Spiglati  di  Mozz:  --.  Vielleicht  hatten  damals  auch 
schon  die  Pulci  Beziehungen  zu  Rom  ^^.    Endlich  beschäftigte 

1  Jordan  a.  a.  O. 

«  Perrens  II,  p.  38. 

'  Archivio  storico  italiano  IV.  2,  p.  460. 

♦  Reg.  Clemens  IV.  ed.  Jordan  Nr,  86. 

*  Ebenda;  mit  Ausnahme  von  Cassino,  der  sich  Perrens  II,  p.  37 
findet. 

•  Perrens,  ebenda. 

'  Es  waren  die  Scali,  Spini,  Bardi,  Mozzi,  Frescobaldi,  Canigiani 
u.  a.;  vffl.  G.  Villani,  Chronik  VI,  c.  86. 

®  Peruzzi,  Storia  del  commercio  e  dei  banchieri  di  Firenze, 
p.  180-194. 

^  Nach  Bond,  British  Archeologia  Bd.  28,  p.  214  war  es  in  einem 
der  ersten  Regierunssjahre  Edwards  1,  der  von  1272—1307  herrschte. 

*^  Theiner,  Monumenta  Hibemia  p.  108. 

»  G.  Villani  VII.  c.  42. 

»2  Reg.  Honorius  IV.  ed.  Prou,  Nr.  55. 
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der  Papst  noch  die  Scoti  aus  Piacenza,  sei  es  aus  Lokal- 
patriotismus, denn  er  selbst  stammte  aus  dieser  Stadt,  sei  es, 
weil  sie  damals  fast  die  einzige  italienische  Firma  waren,  die 
nach  Deutschland  arbeitete^;  thatsächlich  überwies  er  ihnen 
die  deutsche  Kollekte.  Die  zunehmende  Zahl  der  Banken  er- 
klärt sich  daraus,  dafs  die  Kurie  1271  auf  dem  Konzil  von 
Lyon  einen  neuen  Kreuzzugszehnt  ausgeschrieben  hatte,  der 
sich  zum  erstenmal  über  die  ganze  christliche  Welt  erstreckte, 
also  sehr  viele  Agenten  erforderte.  In  der  Folgezeit  ist  das 
Wachsen  des  florentinischen  Einflusses  deutlich  wahrnehmbar. 
Johann  XXL  (1276—1277)  wies  den  Frescobaldi  und  Alfani 
das  ganze  deutsche  Zehntgebiet  zu,  jenen  Mainz,  Trier  und 
Salzburg,  diesen  Bremen,  Köln  und  Magdeburg  ^.  Nikolaus  III. 
(1277—1280)  bestätigte  diesen  Befehl®.  Bei  florentinischen 
Banken  wollte  er  auch  für  König  Rudolf  eine  Anleihe  auf- 
nehmen^. Die  Scali,  Spiglati-Spini  und  Pulci  -  Rimbertini 
standen  in  seinen  Diensten*.  Unter  Martin  IV.  (1281 — 1285) 
erreichte  die  Zersplitterung  den  Höhepunkt.  Er  betraute  mit 
dem  Einkassierungsgeschäft  mehr  Banken  als  irgend  ein  Papst 
seines  Jahrhunderts.  So  verwendete  er  die  Spiglati  in  Deutsch- 
land und  Schottland^,  die  Pulci  in  England^,  die  Alfani  in 
Ungarn,  Polen  und  „Slavonien"  ®,  ungenannte  Lucchesen  in 
Norwegen,  Island,  Grönland  und  Far  Ör®;  ferner  die  Paga- 
nelli^^  und  Ricciardi  ^^,  beide  ebenfalls  aus  Lucca,  die  Amman- 
nati aus  Pistoja ",  die  Buonacorsi  aus  Florenz  *®.  Die  Floren- 
tiner hielten  jetzt  allen  anderen  Städten  die  Wage  und  hatten 
Siena  bereits  überflügelt 

Gewifs  war  ihnen  dies  durch  die  gröfsere  Anzahl  ihrer 
Banken  erleichtert  worden.  Aber  dies  allein  hätte  die  Päpste 
kaum  veranlafst,   sie  immer  mehr  zu  bevorzugen.     Sie  thaten 


^  Schulte,  Stadien  zu  den  deutsch-italienischen  Handels- 
beziehungen im  Mittelalter  (nach  dem  Manuskript). 

'  Kaltenbrunn  er  (Mitteilungen  aus  dem  Vatikanischen  Archive) 
Nr.  108,  109. 

'  Ebenda  und  Finke,  Papsturkunden  Westfalens  Nr.  711. 

•  Perrens  IL  p.  187  nach  Inghirami,  Storia  della  Toscana  Bd.  VI 
p.  482. 

»  Reg.  Nikolaus  IV.  ed  Langlois  Nr.  7244.  Reg.  Nik.  III.  ed 
Gay,  Nr.  64,  66,  68. 

•  Posse,  Nr.  1289  ff.  Prou,  Nr.  66.  Potthast  22188;  mit  den 
Alfani  zusammen:  Kalten  brunner  Nr.  265,  288,  287. 

'  Theiner  p.  217. 

^  Monumenta  Vaticana  Hungaria  I  1,  11. 

•  Diplom  Norw.  VI,  Nr.  46.  Möglicherweise  waren  es  die 
Betti  und  Cardelini,  die  im  Reg.  Clemens  V.  Nr.  7700  als  Agenten 
der  Kirche  erw&hnt  werden,  aber  sonst  nirgends  zu  finden  sind. 

»0  Potthast  22214. 
"  Theiner,  p.  127. 

^*  Zu  erschliersen  aus  Kaltenbrunn  er  Nr.  250. 
1*  Gottlob  p.   120,  wahrscheinlich  nur   als    Teilhaber    an  einer 
andern  Bank.  ^ 
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dies  vielmehr  auf  Grund  der  merkantilen  und  politischen  Vor- 
züge, die  ihnen  Florenz  vor  Siena  bot^ 

Der  Wollhandel  mit  England,  den  die  Arte  di  Lana  be- 
trieb, der  Handel  mit  fremden,  meist  französischen  und  flan- 
drischen Tüchern,  der  von  der  Calimala  ausging,  hatten  diese 
Zünfte  der  Textilindustrie  zu  merkantilen  Grofsmächten  er- 
hoben. Florenz  selbst  ward  eine  Grofsmacht  im  Handelsver- 
kehr^, da  sie  als  eine  der  ersten  zur  Goldwährung  überging. 
Mit  dem  1252  geschaflfenen  Goldfloren  (fiorino  d'oro)  warf  sie 
eine  Münze  auf  den  Weltmarkt,  die  vermöge  ihrer  genauen 
Prägung  und  Einheit  des  Gewichts,  vor  idlem  aber  wegen 
ihres  stets  gleichbleibenden,  höchstmöglichen  Feingehalts  berufen 
war,  in  kürzester  Frist  die  schlecht  geprägten,  im  Werte 
schwankenden  Silbermünzen  zu  verdrängen,  die  die  Börse  des 
Mittelalters,  die  Champagner  Messen,  überschwemmt  hatten. 
Florenz  war  es  vorbehalten,  dem  aus  der  Fremde  stammenden 
Wechselbriefe  seine  volle  Verwendbarkeit  zu  verleihen. 
Florenz  endlich  erfreute  sich  des  nicht  zu  unterschätzenden 
Vorteils,  mit  den  Geistlichen  gerade  jenes  Landes  in  immer 
enger  werdender  Verbindung  zu  stehen,  das  der  Kurie  vor 
allem  anderen  wegen  der  ihm  entströmenden  Geldmassen  als 
„ein  Garten  von  Kostbarkeiten  und  ein  unerschöpflicher 
Brunnen"  erschien.  Die  mächtigste  florentiner  Zunft,  aie  Arte 
di  Lana,  kaufte  die  Wolle  in  England  an,  und  mit  einem 
vollen  Drittel  aller  englischen  Klöster  unterhielt  die  Arnostadt 
kommerziellen  Verkehr®. 

Ein  fieberhafter  Drang  nach  Handel  und  Geldgewinn  hatte 
sich  ja  der  ganzen  Kommune  bemächtigt,  und  es  war  wahrhaft  ein 
Volk  von  Bankiers  und  Kaufleuten,  das  ihre  Mauern  umschlossen 
hielten.  Wohl  war  sein  Thun  nicht  überall  des  Beifalls  und 
der  Bewunderung  gewifs.  Doch  wenn  auch  der  Idealismus 
Dante  Alighieris  jenen  rücksichtslosen  Erwerbssinn  ver- 
wünschte^, der  an  den  Banken  seinen  stärksten  Rückhalt 
fand,  so  wufste  ihn  die  Kirche,  auf  dem  Boden  des  realen 
Lebens  stehend,  um  so  höher  zu  schätzen.  Kam  er  doch  zu- 
gleich ihren  politischen  Wünschen  in  der  befriedigendsten 
Weise  entgegen.  Es  lag  dies  in  der  Stellung  der  florentini- 
schen  Banken  zum  Regiment  ihrer  Stadt  begründet 

Freilich,  wenn  man  politische  Rücksichten  ebenfalls  als 
mafsgebend  für  die  Bevorzugung  von  Florenz  vor  Siena  an- 
fuhren will,  so  darf  man  dabei  keinesfalls  an  die  ghibellinische 
Gesinnung  der  letztgenannten  Stadt  oder  an  die  guelfische  der 

^Toniolo,  I  remoti  fattori  della  potenza  economica  di  Firenze 
nel  medio  evo. 

*  Die  AuRustalen,  eine  von  Friedrich  IL  in  Sizilien  eingeführte 
Goldmünze,  fallen  der  Zeit  ihrer  Entstehung  nach  früher. 

»  Bond  p.  215. 

♦  Dante,  Göttliche  Komödie;  Hölle  XVI,  73—75. 
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ersteren  denken,  mufs  überhaupt  die  Banken  YöUig  von  ihren 
Kommunen  scheiden.  Im  allgemeinen  war  es  selbstverständ- 
lich, dafs  alle  Kaufleute  der  Kirche  guelfisch  dachten.  Aber 
Rom  kam  es  viel  weniger  auf  ihr  politisches  Glaubensbekenntnis 
als  auf  die  Macht  an,  deren  sie  sich  in  ihren  Gemeinden  er- 
freuten. Seit  den  Tagen  Innocenz'  III.  beseelte  doch  die  Päpste 
das  Streben,  Toskana  zu  einer  Provinz  des  Kirchenstaates  zu 
machen  ^,  und  dazu  war  es  für  sie  unumgänglich,  sich  mit  der 
Vormacht  Tusciens  auf  guten  Fufs  zu  stellen.  Nun  war  dies 
zwar  Siena  durch  die  Schlacht  von  Montaperti  geworden,  doch 
die  Kurie  hatte  wenig  Gewinn  davon.  Denn  hier  war  die 
Bürgerschaft  ghibellinisch,  und  nur  wenige  Geschlechter,  da- 
runter die  grofsen  Banken,  dachten  guelfisch.  Dabei  hatten 
sich  auch  sie,  unter  dem  Zwange  des  Krieges,  genötigt  ge- 
sehen, mit  ihrer  Stadt  zu  gehen  und  zu  Manfred  zu  halten. 
Erst  spät  wagte  es  Piero  Tolomei,  sich  an  die  Spitze  der  sie- 
nesischen  Guelfen  zu  stellen'. 

Um  wieviel  glänzender  war  doch  die  Lage  der  Bankiers 
in  Florenz !  Obwohl  zumeist  erst  um  den  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts aus  der  Grafschaft  übergesiedelt,  waren  sie  in  Kürze 
zu  einer  einflufsreichen  Stellung  gelangt.  Nicht  wenig  hatte 
dazu  ihr  geschlossenes  Beisammen  wohnen  beigetragen.  Die 
Stadtburgen  der  Mozzi,  Peruzzi,  Bardi  und  Canigiani  drängten 
sich  zwischen  den  Gärten  jenseits  des  Arno.  Am  Südende  des 
Ponte  San  Trinita  drohten  die  Türme  der  Frescobaldi ;  das 
Nordende  ward  vom  Palaste  der  Spini  geschirmt.  Östlich  da- 
von lagen  die  festen  Häuser  der  Scali  und  Pulci,  endlich  die 
der  Cerchi  und  Abbati,  die  schon  die  Strafsen  der  inneren 
Quartiere  beherrschten.  Einem  Walle  gleich  lagerten  sich  so 
die  Wohnungen  der  neuen  Familien  um  die  Arnovorstadt, 
während  den  alten  Geschlechtem  das  Centrum  überlassen 
blieb.  Diese  örtliche  Scheidung  repräsentierte  zugleich  eine 
politische  und  noch  mehr  eine  sociale.  Im  innern  Florenz 
salsen  vorzugsweise  Adlige,  Ritter,  Ghibellinen.  An  der  Peri- 
pherie war  eine  Vermischung  eingetreten.  Die  adligen  Mozzi 
und  Frescobaldi,  die  bürgerlichen  Soderini,  Canigiani,  Peruzzi 
und  Cerchi,  die  guelfischen  Spini,  die  ghibellinischen  Abbati 
fanden  im  Hafs  gegen  die  alteingesessenen  Familien  das  sie 
vereinende  Band.  Aber  er  entstammte  noch  anderen  Motiven 
als  dem  Hochmute  der  Feudalherren  und  dem  gekränkten 
Selbstgefühl  der  neuen  Bürger.  Die  Vertreter  zweier  Zeit- 
alter waren  einander  gegenübergestellt.  Unmerklich  verwan- 
delten die  Ankömmlinge  das  Florenz  des  früheren  Mittelalters, 
das   vor   allem   der  stärkste  Waffenplatz  Tusciens  hatte   sein 


*  Oregorovius  V.  p.  30. 

*  Freidhof,  St&dte  Tusciens  zur  Zeit  Manfreds,  Schulprofipr.  Metz 
1879,  1880.  —  Bulle tino  Senese,  Anno  IV,  Fase.  II— lU,  1897 
p.  311—344.    Auch  die  Buonsignori  traten  erst  1263  zum  Papste  über. 
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wollen,  in  einen  der  gröfsten  Handelsplätze  Italiens,  und  nichts 
war  natürlicher,  als  dafs  den  Schöpfern  der  neuen  Stadt  auch 
die  Herrschaft  über  sie  zufiel.  Die  wirtschaftlichen,  nicht  die 
politischen  Gegensätze  füllten  hier  vornehmlich  die  zweite 
Hälfte  jenes  Jahrhunderts  aus,  das  man  nicht  völlig  mit  Recht 
das  secolo  guelfo  nennt.  So  vermochte  es  die  neue,  vorwiegend 
guelfische  Aristokratie,  die  schon  lange  vor  Montaperti  mit 
ihrem  Gelde  die  Stadt  beherrschte,  wenige  Jahre  nach  der 
durch  jene  Schlacht  hervorgerufenen  Reaktion  der  Feudalen 
allmähhch  die  politische  Leitung  der  Kommune  in  die  Hand 
zu  nehmen.  Sie  schlofs  sich  zur  Parte  Guelfa  zusammen  und 
übernahm  die  Leitung  der  äufseren  Politik.  Sie  konstituierte 
die  Arti  Maggiori,  die  höheren  Zünfte,  und  brachte  so  auch 
die  inneren  Angelegenheiten  in  Abhängigkeit  von  sich.  Der 
Priorenrat,  nominell  die  Spitze  der  Republik,  ward  ihr  Werk- 
zeug. Auf  diese  Weise  boten  die  norentiner  Guelfen  den 
Päpsten  viel  mehr  Gewähr  für  die  Fügsamkeit  von  Florenz, 
als  es  die  sienesischen  für  ihre  Stadt  konnten  und  sie  hatten 
nun  leichtes  Spiel,  den  vornehmsten  Platz  unter  den  päpst- 
lichen Bankiers  zu  erringen. 

Wir  haben  die  Beziehungen  der  florentinischen  Bankhäuser 
zur  Kurie  bis  zur  Regierung  Martins  IV.  angedeutet.  In 
fortschreitender  Entwicklung  sahen  wir  sie  begriffen.  Wenden 
wir  uns  nun  zur  Untersuchung  der  folgenden  Periode,  die  in 
der  Übersiedlung  der  Päpste  nach  Avignon  einen  natürlichen 
Abschlufs  findet,  so  werden  wir  zwar  die  Thätigkeit  nicht- 
florentinischer  Banken  nicht  völlig  aufser  acht  lassen  dürfen. 
Doch  wird  sie  im  Verlaufe  der  Untersuchung  in  immer  stärke- 
rem Mafse  zurücktreten,  um  auch  von  dieser  Seite  her  die  zu- 
nehmende Hegemonie  von  Florenz  zu  illustrieren.  Im  An- 
schlufs  an  die  Schilderung  der  depositarischen  und  kreditari- 
schen Beziehungen  der  Kaufleute  zu  den  beiden  Kammern 
der  Kurie,  der  der  Päpste  und  der  des  Kardinalkollegs,  soll 
der  Verkehr  zwischen  Banken  und  Klerus  dargestellt  werden, 
während  die  Schlufskapitel  eine  Betrachtung  über  die  recht- 
liche Stellung  der  Banken  zur  apostolischen  Kammer,  sowie 
über  das  Bankenpersonal  an  der  Kurie  enthalten  sollen. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Kurie  und  die  Depositenbanicen. 


Historischer  Überblick  über   die   Verwendung:   der 
Banken  und  die  ihnen  zug^ewiesenen  Depositen. 

Die  decentralistische  Richtung  auf  dem  Gebiete  der  Steuer- 
deponieruDg  hatte  unter  Martin  IV.  ihren  Höhepunkt  erreicht. 
Wir  sahen,  wie  viele  Banken  er  in  seinen  Diensten  beschäftigte, 
und  kennen  doch  nur  die,  die  er  selbst  kannte.  Daneben  gab 
es  noch  eine  Menge  Depositare,  die  die  Kollektoren  nach 
ihrem  Gutdünken  auswählen  durften.  In  Deutschland  hatte 
ihnen  der  Papst  die  Wahl  zwischen  Florenz,  Siena,  Lucca  und 
Pistoja  gelassen*.  Wer  alles  in  England  Kirchengelder  ver- 
waltete, das  wufste  er  selber  nicht".  Schliefslich  sah  er  die 
Notwendigkeit  einer  Reform  ein.  Die  ganze  deutsche  Kollekte 
befahl  er  an  die  Spiglati •  Spini  zu  geben®;  die  englische  an 
fünf  Banken,  die,  wie  er  dem  Kollektor  schrieb,  sein  gröfstes 
Vertrauen  genossen  *.  Dazu  gehörten  wieder  die  Spiglati-Spini ; 
ferner  die  Pulci,  Buonsignori,  Ricciardi  und  Ammannati.  Dies 
Verfahren  bedeutete  wenigstens  teilweise  eine  Rückkehr  zur 
Centralisation ,  wenn  auch  noch  nicht  den  völligen  Sieg  der 
Florentiner;  nur  zwei  Banken,  die  Spiglati  und  Pulci,  ge- 
hörten zu  ihnen.  So  war  die  Zahl  der  Rivalen  von  Florenz 
verringert,  die  Rivalität  aber  dauerte  fort.  Unter  diesem 
Zeichen  stehen  auch  die  Regierungen  der  beiden  folgenden 
Päpste. 

Der  erste  von  ihnen,  der  greise  und  kränkliche  Honorius  IV. 


1  Kaltenbrnnner  Nr.  264. 
«  Theiner  p.  127. 
'  Kaltenbrnnner  a.  a.  O. 
*  Thei'ner  a.  a.  0. 
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aus  dem  Hause  der  Savelli,  hatte  schon  als  Kardinal  von 
Santa  Maria  in  Cosmedin  eine  hervorragende  Stellung  an  der 
Kammer  seines  Vorgängers  eingenommen.  Wir  lesen,  wie  ihm 
die  Kollektoren  die  Höhe  der  eingegangenen  Steuern  melde- 
ten^, wie  sie  bei  ihm  um  Entlassung  einkamen  ^,  wie  er  ihre 
Rechnungsablegungen  durch  seine  Notare  prüfen  Hefs®.  Er 
besafs  also  einen  genauen  Einblick  in  die  Finanzverwaltung 
der  Kammer  und  hatte  wohl  das  Schädliche  des  decentralisti- 
schen  Systems  erkannt.  So  hielt  auch  er,  als  er  zur  Herr- 
schaft kam  (2.  April  1285),  an  einer  kleineren  Zahl  von  De- 
positaren fest,  obwohl  gerfide  ihm  eine  unbeschränkte  Menge 
Kauf  leute  zur  Verfügung  gestanden  hätte.  Seine  ausgesprochene 
Vorliebe  für  Geldsachen  war  allbekannt*;  an  seinem  Hofe 
wimmelte  es  von  Bankiers**.  Nur  war  die  Auswahl,  die  er 
traf,  eine  andere  als  bei  Martin  IV.  Aus  nicht  näher  be- 
kannten Gründen  gewährte  er  den  Pulci,  Buonsignori  und 
Ricciardi  nur  einen  ganz  geringen  Anteil  am  Deponierungs- 
geschäft, behielt  dagegen  die  Spiglati  di  Mozzi,  deren  Ansehen 
in  Florenz  bedeutend  gestiegen  war,  seit  sie  sich  mit  dem 
mächtigen  Adelsgeschlechte  der  Spini  associiert  hatten,  und 
liefs  auch  die  Ammannati  in  ihrer  alten  Stellung. 

Mit  beiden  Bankhäusern  verband  er  je  ein  zweites.  In 
Florenz  standen  damals  die  Alfani  im  Zenit  ihrer  Macht.  Sie 
hatten  dem  ehemaligen  Reichsvikar  in  Tuscien,  dem  Hof- 
kanzler Rudolf,  bedeutende  Summen  vorgestreckt,  und  König 
Rudolf  hatte  ihnen  zum  Dank  dafür  die  Nutzung  einiger 
Reichsgüter  am  Arno,  sowie  bei  Fucecchio  und  San  Miniato 
verliehen*.  Auch  mit  der  Kirche  standen  sie  in  gutem  Ein- 
vernehmen. Schon  seit  Johann  XXI.  waren  sie  in  ihren 
Diensten.  Ein  Verwandter  ihres  Hauses,  der  florentiner 
Archidiakon  Angelotto  di  Alfani,  sollte  Kollektor  der  Dezime 
für  König  Karl  von  Sicilien  werden,  die  Martin  IV.  geplant 
hatte  ^.  Diese  Bank  vereinigte  nun  Honorius  mit  den  Spiglati- 
Spini  und  übergab  ihnen  die  Einkassierung  des  1271  in  Lyon 
ausgeschriebenen  Kreuzzugszehnten,  der  noch  lange  nicht  völlig 
gesammelt  war.  Am  9.  August  1285  erhielt  der  für  Sardinien 
und  Corsica  neuernannte  Sammler,  der  Erzbischof  von  Oristano, 
den  Befehl,  die  halbe  Kollekte  an  Cino  Colti  von  den  Spiglati- 

1  Kaltenbrunner  Nr.  247. 

«  Ebenda  Nr.  263. 

»  Mon.  Vat.  Hung  I  1,  p.  1—12. 

*  Chronikon  F.  Pipmi  IV  c.  XXII.  Muratori,  Scriptores  t.  IX 
col.  727.) 

5  Perrens  II,  p.  286. 

«  Ficker,  Forschuneen  IV,  p.  487;  wahrscheinlich  ist  San  Miniato 
dei  Tedeschi  gemeint.  &  handelte  sich  um  8400  (3k>ldfloren.  (Vgl. 
Gherardi,  Consulte  della  republica  fiorentina.) 

'  Reg.  Hon.  IV,  Nr.  12.  Von  jetzt  an  verweisen  Nummern  ohne 
nähere  Angabe  auf  die  Register  des  betreffenden  Papstes. - 
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Spini,  die  andere  Hälfte  an  Aldebrando  Bruneti  und  Foresio 
Aifani  von  den  Alfani  auszuliefern  ^.  Nach  Norwegen,  wo  die 
Geldausfuhr  gestockt  hatte,  seit  sie  von  Erich  H.  verboten 
worden  war  *,  liefs  der  Papst  Agenten  beider  Firmen  abgehen, 
als  sich  endlich  wieder  ein  neuer  Kollektor  in  der  Person 
Uguccios  von  Castellione  gefunden  hatte.  Die  Bankiers  sollten 
gleichzeitig  den  Zehnt  aus  Schweden  und  Dänemark  ein- 
kassieren; auch  diese  Länder  gehörten  zum  Bezirke  uguccios. 
Ferner  sollten  sie  von  diesem  alle  Steuern,  Legate  und  sonstigen 
Einkünfte  fürs  heilige  Land  empfangen,  soweit  sie  noch  sein 
Vorgänger  im  Amte,  der  Bischof  von  Aarhus,  eingesammelt 
hatte  ^.  Gemeinsam  kassierten  beide  Firmen  auch  den  sicili- 
schen  Zehnt  ein.  Jedoch  erhielten  sie  hier  nur  einen  geringen 
Teil  in  Verbindung  mit  dem  lyoneser  Zehnt,  nämlich  aus 
Sardinien  und  Corsica,  wo  der  Erzbischof  von  Oristano  Kol- 
lektor beider  Dezimen  war*. 

Das  Sondergebiet  der  Spiglati-Spini  blieben  die  Kirchen- 

Srovinzen  Köln,  Bremen,  Magdeburg  und  Kammin,  dieselben, 
ie  ihnen  schon  Martin  IV.  zugewiesen*.  Im  September  1285 
befahl  nun  auch  Honorius,  der  dort  befindlicne  Kollektor 
Dietrich  von  Sankt  Andreas  zu  Orvieto  solle  den  Zehnten 
jener  Gebiete  an  Medico  Aliotti,  Simone  Gherardi,  Bonino 
Kainerio  und  Kestoro  Bonaventura  geben.  Dies  waren  Sozii 
der  Spiglati*.  Im  Anschlufs  daran  wiederholte  er  einen  Be- 
fehl Martins,  einen  Rest  des  König  Ludwig  dem  Heiligen  1240 
bewilligten  Zehnten  aus  Lüttich  denselben  Kaufleuten  zu 
überschicken ^.  Die  Alfani,  die  früher  auch  in  Deutschland 
thätig  gewesen  waren®,  beschränken  sich  jetzt  auf  ihr  altes 
Sondergebiet,  die  östlichen  Reiche,  deren  Erträge  sie  schon  von 
1281  an  deponiert  hatten*.  Anfang  1287  sollte  ihnen  der  dort 
neu  ernannte  Kollektor  Adam  von  Krakau,  der  an  die  Stelle 
Gerhard  von  Modenas  getreten  war,  alle  Gelder  für  Palästina 
und  für  sonstige  Zwecke  abliefern*®.  Nur  den  schottischen 
Kreuzzugszehnt  kassierten  die  Spiglati  mit  anderen  Bankiers 
als  den  Alfani,  und  zwar  mit  den  Bernardini -Buonsignori, 
Ricciardi  und  Pulci  ein.  Das  beruhte  noch  auf  einer  Ver- 
ordnung Martins  IV**. 

Den    Spiglati   und    Alfani    stellte   Honorius   eine   andere 

»  Nr.  125;  wiederholt  519. 

•  Gottlob  p.  107. 

•  Nr.  218,  2^2.    Diplom.  Norw.  VI  47,  49. 

•  Nr.  519. 

»  Kaltenbrunner,  Nr.  264. 

•  Kaltenbrunner,  Nr.  283. 

'  Nr.  155.    Kaltenbrunner,  Nr.  265. 
»  Nach  Reg.  Nikolaus  IV,  Nr.  7226. 

•  Mon.  Vat  Hung  I  1,  1-12. 
'•  Nr.  766. 

»  Nr.  66.    Theiner  p.  138. 
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BankeDgruppe  gegenüber,  indem  er  den  Ammannati,  die  er 
von  seinem  Vorgänger  übernahm,  die  neu  berufene  Bank  der 
Abbati  zur  Seite  stellte.  Die  Abbati  waren  ein  florentinisches 
Geschlecht  ^  von  ausgesprochen  ghibellinischer  Gesinnung. 
Montaperti  war  durch  ihren  Verrat  verloren  gegangen.  Guido 
Novelle,  der  Tyrann  von  Ravenna  und  ein  erbitterter  Guelfen- 
hasser,  war  ihr  Freund^.  Möglich,  dafs  sie  gerade  deshalb 
von  einem  Papste  gewählt  wurden,  dessen  eifriges  Bestreben 
es  war,  die  Lage  der  toskanischen  Ghi bellinen  zu  verbessern*. 
So  bildeten  sie  ein  Gegenstück  zu  den  Spiglati  und  Alfani, 
auch  in  ihrem  Wirkungskreise,  der  zunächst  eine  Steuer  für 
Sicilien  betraf.  Für  Peter  von  Aragonien  nämlich,  der  sich 
nach  der  sicilischen  Vesper  der  Insel  bemächtigt  hatte,  war  in 
Karl  von  Valois,  dem  zweiten  Sohne  Philipps  IV.,  ein  Gegner 
erstanden,  zu  dessen  Unterstützung  schon  Martin  IV.  eine  sich 
über  Italien  erstreckende  Steuer  geplant  hatte,  und  diese  war 
es  nun,  mit  deren  Deponierung  Honorius  die  Abbati  betraute. 

Ranuccio  von  Castiglione,  der  das  Amt  des  inzwischen 
verstorbenen  Angelotti  di  Alfani  übernommen  hatte,  sollte  im 
Dezember  I28.'i  den  erwähnten  Zehnt  aus  verschiedenen  Teilen 
Italiens  und  vornehmlich  aus  Toskana  an  Ranuccio  di  Abbati 
und  dessen  Sozii,  sowie  an  mehrere  Mitglieder  der  Ammannati 
überlassen*;  dasselbe  sollte  im  März  1286  der  Prior  von 
Sarteano  mit  dem  Zehnten  aus  Aquileja  und  Grado  thun*. 
Jedoch  erhielten  sie  auch  am  Deponieren  des  Kreuzzugszehnten 
Anteil,  und  zwar  an  den  Erträgen  von  Mainz  und  Trier®. 

Die  Firma,  mit  der  sie  hier  zusammenarbeiteten,  waren 
die  Frescobaldi,  denen,  wie  es  scheint,  nur  Salzburg 
blieb '^.  Dieses  Geschlecht,  das  schon  solange  im  Dienste 
der  Kurie  stand,  hatte  sich  mit  Martin  IV.  verfeindet®. 
Seine  heifsblütigen  Führer  Ghino  und  Berto  trugen  Schuld 
daran.  Ausgeschieden  waren  sie  aus  der  päpstlichen 
Kammer  aber  deshalb  noch  nicht.  Martin  IV.,  ein  Franzose, 
war  ein  Werkzeug  in  den  Händen  der  Anjou,  und  die  Fresco- 
baldi mit  diesen  eng  befreundet.  In  der  Schlacht  bei  Cam- 
paldino  trug  Berto  das  Banner  des  Königs  Karl.  Honorius 
nahm  wahrscheinlich  auf  diese  Beziehungen  Rücksicht,  als  er 
der  Bank  Unteritalien  anwies.    Im  Juni  1285   sollten  sie  den 


^  Nicht  aus  Pistoja,  wie  Gottlob  p.  247  annimmt;  vielleicht  war 
das  pistojesische  Haus  das  Bindeglied;  auch  in  Pisa  gab  es  Abbati 
(Aren.  stör,  it  al.  VI  2.    Suppl.  I:  Famiglie  Pisane:  Abate). 

»  Perrens  II,  D.  312. 

«  Nr.  328.    G.  Villani  VII  c.  CXIL 

*  Nr.  192. 
^  Nr.  332. 

•  Nr.  640.    Kaltenbrunner,  Nr.  250. 

''  Nach  Reg.  Nikolaus   IV.,    Nr.   151    und    Kaltenbrunner 
Nr.  313  und  319. 

8  Perrens  U.  p.  220. 
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lyoneser  Zehnt  in  Sicilien  und  Calabrien  \  im  September  1286 
aen  Bicilischen  in  der  Maritima  und  Campagna  einziehen  ^.  Sie 
vollzogen  dies  Geschäft  ohne  Mitwirkung  einer  anderen  Firma 
und  spielten  gegenüber  den  erwähnten  vier  Banken  eine  etwas 
untergeordnete  Rolle. 

Ähnlich  erging  es  den  Buonsignori  und  Ricciardi,  die  unter 
Martin  zu  den  Hauptagenten  gehört  hatten.  Zwar  gingen 
ihnen  zahlreiche  Aufträge  zu,  aber  die  grofsen  darunter  waren 
meist  Wiederholungen  y  die  neuen  zumeist  nicht  grofs.  Der 
Papst  liefs  den  Buonsignori  zusammen  mit  den  Ammannati 
die  Einkassierung  des  sicilischen  Zehnts  in  der  Provence  und 
Forcalquier,  die  ihnen  wahrscheinlich  schon  Martin  übertrafen 
hatte,  von  dem  nämlich  jener  Zehnt  ausgeschrieben  worden 
war*;  den  Ricciardi  liefs  er  den  Anteil  am  Deponieren  des 
englischen  Zehnts,  worin  er  zweifellos  den  Verfügungen  Mar- 
tins IV.  folgte.  An  neuen,  wirklich  bedeutenden  Aufträgen 
erhielten  die  Ricciardi  den  sicilischen  Zehnt  aus  der  Mark 
Ancona^,  die  Buonsignori  den  lyoneser  Zehnt  aus  Cypern 
und  dem  syrischen  Tripolis  übertragen^,  letztere  auch  einige 
kleinere  Aufträge,  vielleicht  auch  schon  älteren  Datums;  sie 
sollten  ein  Kreuzzugsdeposit  bei  den  Templern  in  Paris®  und 
ein  Deposit  Hadrians  V.,  beim  Patriarchen  von  Jerusalem 
liegend,  einziehen^.  Jedenfalls  wurden  diese  beiden  nicht- 
florentinischen  Banken,  was  die  beiden  grofsen  Steuern  an- 
langt, entschieden  stiefmütterlich  bedacht. 

So  dürfen  wir  die  Regierung  Honorius  IV.  als  eine  Periode 
des  ausgesprochenen  Übergewichts  der  Florentiner  bezeichnen. 
Es  wurde  olies  noch  erhöht,  als  das  Kardinalkolleg  nach  seinem 
Tode  (3.  April  1287)  die  Pulci  wieder  unter  die  obersten 
Banken  aufnahm.  Aber  diese  vorteilhafte  Verfügung  stand  in 
engem  Zusammenhange  mit  anderen,  die  den  Florentinern 
nichts  weniger  als  günstig  waren,  obwohl  sie  eine  Steigerung 
des  Konzentrationsprincips  bedeuteten,  und  gerade  ihnen  folgte 
der  zweite  Papst  dieser  Periode,  Nikolaus  IV.,  der  vom 
22.  Februar  1288  .bis  zum  4.  April  1292  herrschte. 

Nikolaus  wiederholte  zwar  den  Auftrag  an  die  Spiglati 
und  Alfani,  den  norwegischen  Zehnt  zu  deponieren,  und  als 
das  Oeld  ihren  heimkehrenden  Boten  auf  der  Nordsee  geraubt, 
dann   aber   vom  Erzbischof  von   Bremen  und   dem  Kollektor 


1  Nr.  43. 

•  Nr.  621. 

»  Nr.  186,  331;  609.    Auch  arbeiteten  seit  1285  diese  zwei  Firmen 
sonst  nie  zusammen. 

*  Nr.  193. 

•  Nr.  184,  617. 

*  Nr.  471;  nur  einzelne  Bankiers  genannt;  die  Firma  ergiebt  sich 
aus  Piton,  Les  Lombards  en  France,  p.  89. 

'  Nr.  183,  617. 


Digitized  by 


Google 


16  xva  1. 

Dietrich  wiedererlangt  worden  war,  befahl  er,  es  an  die 
Filialen  der  beiden  Firmen  nach  Brügge  zu  schicken  *.  Doch 
erhielten  die  Alfani  seitdem  keinen  Auftrag  mehr.  Der  Papst 
entzog  ihnen  sogar  ihre  Depositen  vom , deutschen  Zehnt  und 
verzichtete  auf  ihre  Dienste  im  Osten.  Ähnlich  erging  es  den 
Abbati,  Ammannati  und  Frescobaldi;  auch  ihnen  wurden  im 
Juni  1288  die  Kollekten  der  Provinzen  Mainz  und  Trier  aber- 
mals überwiesen.  Doch  noch  im  gleichen  Jahre  widerrief 
Nikolaus  den  Befehl  und  setzte,  angeblich  um  rascher  zu 
seinem  Gelde  zu  kommen,  eine  andere  Bank  an  ihre  Stelle'. 
Damit  endete  die  depositarische  Thätigkeit  auch  dieser  Firmen. 
So  blieben  noch  von  den  Florentinern  die  Spiglati-Spini  und 
Pulci  übrig.  Ihre  Bedeutung  verringerte  der  Papst  nun  da- 
durch, dafs  er  sie  fast  nur  im  Verein  mit  nichtflorentinischen 
Banken  verwendete®. 

Hatte  nämlich  Honorius  die  Verbindung  von  je  zwei 
Banken  in  seinen  Diensten  eingerichtet,  so  war  das  Kardinal- 
kolleg nach  seinem  Tode  daran  gegangen,  die  £Iin kassier ung 
des  sicilischen  Zehnts  vier  Banken  zu  übertragen.  Es  waren 
dies  die  Spiglati * Spini ,  die  Pulci,  die  Buonsignori  und  die 
Ricciardi.  Nikolaus  fügte  noch  eine  fünfte  in  den  Chiarenti 
aus  Pistoja  hinzu.  So  bot  jetzt  die  Stellung  der  Bankhäuser 
zur  Kammer  ein  ähnliches  Bild  wie  in  den  letzten  Zeiten 
Martins  IV.  Den  vier  erstgenannten  Banken  ibestätigte  der 
Papst  am  30.  April  1288  die  in  demselben  Jahre  erlassene 
Verordnung  des  Kardinalkollegs,  durch  die  ihnen  der  sicilische 
Zehnt  aus  den  meisten  Teilen  Ober-  und  Mittelitaliens  zuge- 
wiesen wurde*.  Er  selbst  wies  den  Chiarenti  die  Lombardei 
an,  wahrscheinlich  schon  für  den  von  ihm  erneuerten  Zehnt  ^. 
Aufserdem  hatte  er  im  April  1288  an  Gottfried  von  Vezzano, 
seinen  Nuntius  in  England,  den  Befehl  geschickt,  den  für 
fünf  Jahre  fälligen  Census  vom  Könige  einzufordern  und  an 
die  in  England  weilenden  Mitglieder  der  filnf  Firmen  abzu- 
liefern ®. 

Durch  diese  Mafsregeln  wurden  die  beiden  florentinischen 
Banken  zwar  in  gleicher  Weise  wie  ihre  Rivalen  aus  Lucca, 
Pistoja  und  Siena  mit  Aufträgen  bedacht,  und  der  Papst  schrieb 
einmal  an  den  König  von  Frankreich,  dafs  diese  fünf  Kauf- 
mannshäuser die  ersten  an  seiner  Kammer  wären  ^.  Aus  der 
Verteilung  der  Sonderdepositen  geht  jedoch  hervor,  dafs  seine 


1  Reg.   Nikolaus   IV.,    Nr.  3080-3088.    Diplom.   Norw.  VI, 
Nr.  46. 

2  Nr.  7518  und  7519. 

«  Kaltenbrunner,  Nr.  319. 
*  Nr.  96—100. 
B  Nr.  7158. 
ö  Nr.  7015. 
7  Nr.  7326. 
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Ounst  durchaus  nicht  auf  Seiten  der  Florentiner  stand.  Die 
Pulci  machte  er  nur  im  Osten  zu  Nachfolgern  der  Alfani^ 
Johann  Muscato,  Archidiakon  zu  Breslau  und  Kollektor  des 
Peterspfennigs,  sollte  das  Geld  an  ihre  Agenten  in  Brügge 
schicken  ^.  Den  Spiglati-Spini  wies  er  überhaupt  kein  Sonder- 
deposit  zu,  da  ihr  Anteil  an  den  gemeinsamen  Depositen  zur 
Deckung  ihres  Guthabens  hinreichte;  ebensowenig  allerdings 
den  Buonsignori,  bei  denen  sich  schon  die  ersten  Spuren  des 
Verfalles  zeigten.  Das  letzte  kleine  Deposit ,  das  Legat  eines 
Bischofs,  hatte  ihnen  das  Eardinalkolleg  nach  dem  Tode 
Honorius  IV.  übergeben*. 

Wohl  weil  zugleich  als  Kreditbank  thätig*,  erhielten  ihre 
Nebenbuhler  in  England,  die  Ricciardi,  ein  Deposit  aus  der 
Zeit  des  Honorius  von  den  Alfani  und  Abbati  ausgeliefert®, 
mufsten  sich  aber  mit  den  Chiarenti  darein  teilen;  denn  diese 
waren  die  Lieblingsbank  Nikolaus  IV. 

Die  politische  Richtung  der  Chiarenti  ist  nicht  mit  Sicher- 
heit festzustellen.  Mehreres  weist  darauf  hin,  dafs  sie  zu  den 
Colonna  Beziehungen  hatten.  Ein  Mitglied  ihres  Hauses  ward 
Thesaurar  in  Ankona,  wo  Giovanni  Colonna  Rektor  war®. 
Bei  dem  grolsen  Einflüsse  des  Geschlechtes  auf  den  Papst  be- 
deutete dies,  dafs  es  sich  selbst  diesen  Thesaurar  gewählt  hatte. 
Aufserdem  wissen  wir,  dafs  die  Chiarenti,  mit  den  Spini  zu- 
sammen, den  Kardinälen  Giacomo  und  Pietro  Colonna  Gelder 
vorgeschossen  haben  ^.  Endlich  treten  die  Chiarenti  in  dem- 
selben Jahre,  es  war  1298,  an  der  Kurie  in  den  Hintergrund, 
wo  Bonifaz  den  Kampf  gegen  die  Colonna  aufnahmt  Nach 
alledem  darf  man  annehmen,  dafs  sie  Freunde  dieses  römischen 
Adelsgeschlechtes  und  durch  seinen  Einflufs  auf  Nikolaus  in 
die  Kammer  gekommen  waren.  Wahrscheinlich  waren  sie 
also  Ghibellinen;  mit  Sicherheit  ist  nur  zu  sagen,  dafs  sie 
später  zu  den  sinnesverwandten  Bianchi  zählten.  Nichtsdesto- 
weniger beschäftigte  sie  die  Kurie  in  aufserordentlichem  Mafse. 
Sie  erhielten  aufser  ihrem  Anteil  am  sicilischen  Zehnt  und  am 
englischen  Census  den  Ijoneser  Zehnt  neu  überwiesen,  soweit 
er  aus  Frankreich  war^,  endlich  auch  noch  den  aus  Deutsch- 
land, den,  wie  wir  wissen,  Nikolaus  den  Frescobaldi,  Alfani, 
Abbati  und  Ammannati  entzogen  hatte  ^^.    Aber  ihre  Hegemonie 


1  Nr.  7084-7086. 

«  Potthast,  Nr.  22556. 

•  Nr.  7113. 

•  Bond,  p.  283,  284. 
»  Nr.  7199. 

•  Nr.  7094. 

'  Reg.  Bonifaz  VIII,  Nr.  1940. 

B  Vgl.  p-  23;  im  gleichen  Jahre  treten  sie  an  der  Kammer  des 
KardinalEollegs  zurück. 

•  Nr.  7379. 

w  Nr.  7158;  7226—7229. 
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unter  den  Banken  der  Kurie  war  nur  kurz.  Durch  ihre  Be- 
günstigung und  die  Hintansetzung  der  Florentiner  hatte  der 
Papst  nicht  nur  mit  dem  System  seines  unmittelbaren  Vor- 
gängers, sondern  überhaupt  mit  der  Tendenz  gebrochen,  die 
seit  der  Regierung  Gregors  X.  herrschend  war.  Pistoja  war 
von  ihm  an  die  Stelle  von  Florenz  gesetzt  worden.  Mit  seinem 
Tode  brach  sich  die  Reaktion  allmählich  Bahn. 

Allerdings  wissen  wir  nicht,  ob  sich  Anzeichen  daflir 
schon  in  der  nun  folgenden  zweijährigen  Sedisvakanz  bemerk- 
bar machten.  Jedenfalls  darf  man  sie  für  die  kurze  Regierung 
Cölestins  V.  annehmen  (5.  Juli  bis  13.  Dezember  1294).  Wir 
haben  sichere  Beweise  dafür,  dafs  unter  diesem  schwachen, 
weltflüchtigen  Greise  sein  gewaltiger  Nachfolger  Bonifaz  VIII. 
die  Kammer  der  Kurie  ebenso  wie  ihre  Politik  gelenkt  hat. 
Die  Frescobaldi  z.  B.  schieden  nach  dem  Tode  Nikolaus  IV. 
aus  der  Kammer  aus*,  und  wir  begegnen  ihnen  auch  unter 
Bonifaz  niemals  wieder.  Die  Spiglati  di  Mozzi  und  die  Spini 
standen  1294  als  neu  konstituierte  Banken  im  Dienste  Roms 
und  blieben  bis  1298  die  hervorragendsten  Agenten  der 
Kammer*.  Nun  werden  wir  im  weiteren  sehen,  dafs  die 
Herrschaft  des  Bonifaz  den  Höhepunkt  florentinischen  Ein- 
flusses an  der  Kurie  bezeichnet ;  also  dürfen  wir  das  Schwinden 
des  pistojesischen  in  das  Jahr  1294  setzen. 

Vorläufig  freilich  war  es  kaum  zu  bemerken.  Die  Kon- 
zentration der  Steuerdeponierung  war  zwar  im  Fortschreiten 
begriflTen*,  und  die  Zahl  der  Banken  wurde  noch  mehr  ver- 
ringert. Doch  hatte  Bonifaz  Gründe  genug,  vorläufig  Pistoja 
neben  Florenz  eine  Stelle  zu  gönnen.  Vielleicht  lag  es  an- 
fangs gar  nicht  in  seinem  Willen,  die  centralistische  Richtung 
auf  die  Spitze  zu  treiben.  Aber  der  Beginn  seiner  Regierung 
fiel  mit  einer  grofsen  finanziellen  Krise  zusammen,  die  durch 
den  eben  ausgebrochenen  englisch-französischen  Krieg  und  die 
sicilischen  Wirren  hervorgerufen  war.  Zahlreiche  italienische 
Banken  sahen  sich  damals  in  ihrer  Existenz  bedroht,  darunter 
mehrere,  die  „der  Kurie  folgten",  d.  h.  Kaufleute  der  Kammer 
waren®. 

Zu  den  härter  Mitgenommenen  gehörten  die  Pulci.  Schon 
seit  einiger  Zeit  konnten  sie  ihren  Verpflichtungen  gegen  Rom 
nur  mit  Mühe  nachkommen ;  sie  hatten  bisweilen  keine  Depo- 


^Reg.  Clemens  Y.  I,  Nr.  427.  So  deute  ich  wenigstens:  olim 
socii  mercatores  camerae  Nicolai  IV. 

<  Reg.  Bon.  VIU,  Nr.  2827  als  Wiederholung  eines  Befehls 
Cölestins  bei  Potthast  Nr.  28997.  Sonstige  Angaben  über  die  Zeit 
Cölestins.  Reg.  Bon.  Nr.  202.  Potthast,  Nr.  23948.  Bourquelot, 
Etudes  sur  les  foires  de  Champagne  (in  den  M^moires  pr^sent^s  etc.  k 
Tacad^mie  des  inscriptions  et  belles  lettres,  deuziöme  s^rie.  tome  V.) 
n  p.  143. 

»  Reg.  Bon.  Nr.  1225. 
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siten  bereit,  wenn  sie  die  Kurie  einforderte.  Doch  war  das 
nicht  immer  ihre  Schuld.  Philipp  der  Schöne  nahm  ihnen 
beispielsweise  eins  weg,  das  sie  aus  der  Kollekte  des  Bischofs 
von  Winchester,  des  englischen  Sammlers,  in  Paris  liegen 
hatten.  Er  gebrauchte  damals  seinen  Krieg  gegen  Eduard  I. 
als  Vorwand  ^.  Deshalb  stiefs  sie  Bonifaz  auch  nicht  aus  der 
Kammer  aus;  nur  gab  er  ihnen  keine  neuen  Aufträge  mehr, 
und  somit  schieden  sie  aus  jener  Gruppe,  die  unter  Nikolaus 
die  ersten  Banken  gestellt  hatte. 

So  blieben  nur  noch  die  Spiglati  -  Spini  und  Chiarenti 
übrig,  die  politisch  mächtigsten  aller  Kaufhäuser.  Das  vor 
allem  bestimmte  wohl  Bonifaz,  sich  an  sie  zu  halten.  Nun  hatte 
sich  allerdings,  vielleicht  infolge  der  Krise,  die  Allianz  des 
Tommaso  Spiglati  di  Mozzi  mit  den  Spini  aufgelöst.  Mit  Feo 
Bonfantini,  Jano  Bentivegne,  Gherardo  Boscoli  und  Giovanni 
Jacobi  zusammen  ^  war  er  wieder  an  die  Spitze  der  Mozzi  ge- 
treten, die  sich  dann  sehr  rasch  von  der  Krisis  erholt  haben 
müssen.  Die  Spini  leiteten  die  alte  Compagnie  unter  ihrem 
Namen  weiter.  Nun  setzte  Bonifaz  den  Tommaso  Spiglati,  der 
auf  eine  so  reiche  Erfahrung  im  Dienste  der  Kammer  zurück- 
blickte, von  Anfang  an  vor  den  Spini  zurück,  die  zwar  weniger 
Routine  in  den  Finanzen,  aber  umso  gröfseren  Einflufs  auf  die 
florentinische  Politik  besafsen.  Die  Rücksicht  auf  die  Politik, 
als  das  letzte  Motiv  des  Papstes  in  allen  seinen  Beziehungen 
zu  den  Banken,  liegt  hier  klar  zu  Tage.  Der  eigentliche  Clief 
des  Geschlechts,  der  sich  aber  nicht  mit  Geld  und  Handel  ab- 
gab, war  Gheri  Spina,  einer  der  ersten  Parteigänger  der 
florentinischen  Granden,  der  Freund  ihres  Führers  Corso  Donati 
und  erbitterter  Gegner  des  demokratischen  Reformators  Giano 
della  Bella.  Bonifo,z,  bei  dem  der  Wunsch,  Toskana  zu  be- 
sitzen, lebhafter  als  bei  irgend  einem  seiner  Vorgänger  war*, 
sah  wohl,  dafs  der  Weg  dazu  nur  über  Florenz  führen  könne. 
Zu  einer  der  dort  ringenden  Parteien  mufste  er  also  halten. 
Seine  Wahl  fiel  auf  die  Granden;  denn  auch  er  fürchtete 
Giano  della  Bella,  dessen  revolutionäre  Ideen  nach  Rom  hin- 
überzugreifen drohten*.  So  entstand  sein  festes  Zusammen- 
gehen mit  den  Spini  und  beherrschte  fortan  seine  Beziehungen 
zu  den  Banken  von  Florenz.  Nur  durch  die  Verbindung  mit 
den  Spini  glückte  es  Tommaso  Spiglati  und  seiner  Firma, 
weiterhin  in  der  Kammer  zu  bleiben  •,  denn  obwohl  sich  die 
beiden  Geschlechter  kommerziell  getrennt  hatten,   gingen  sie 


»  Nr.  1225. 

*  Ergiebt  sich  aus  einem  Vergleiche  der  Personalverzeicfanisse 
unter  Nikolaus  und  Bonifaz;  für  Jakobi  vgl.  z.  B.  Reg.  Nik.  Nr.  101/2 
und  Reg.  Bon.  Nr.  2091. 

«  Levi  (Arch.  deiia  Soc.  Rom.  di  Storia  Patria  V).  Bon.  VIII 
e  Firenze  p.  365-474. 

*  Villari  n,  p.  121.  .^  j 
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politisch  innig  zusammen.  Vanne  di  Mozzi,  der  politische 
Führer  seines  Hauses,  war  ebenfalls  ein  Haupt  der  Granden 
und  der  zweite  Vertraute  Corso  Donatis.  Waren  diese  beiden 
Bankhäuser  damals  die  mächtigsten  in  Florenz ,  so  waren  es 
in  Pistoja  die  Chiarenti.  Sie  beherrschten  mit  ihrem  Gelde 
völlig  die  Stadt,  und  keine  der  anderen  grofsen  Banken  dieser 
Kommune,  der  Ammannati,  Visconti,  Reali  und  Panciatichi, 
konnte  sich  mit  ihnen  messen^.  Auch  bei  ihnen  zeigte  sich, 
dafs  Bonifaz  den  Banken  gegenüber  in  erster  Linie  von  der 
Politik  geleitet  wurde.  Sie  sollten  ihm  den  Einflufs  über 
Pistoja  sichern.  Vielleicht  berücksichtigte  er  auch  noch  ihr 
Verhältnis  zu  den  Colonna,  mit  denen  er  ja  anfangs  in 
Frieden  lebte. 

So  bekam  das  Triumvirat  der  Spini,  Mozzi  und  Chiarenti 
das  Monopol  der  Steuereinkassierung  in  die  Hand.  Die  meisten 
Gelder  zogen  sie  selbst  ein;  die  wenigen,  die  andere  Banken 
einkassierten,  mufsten  diese  ihnen  übergeben.  Zunächst  han- 
delte es  sich  um  das  Deponieren  früher  aufgelegter  Steuern, 
vor  allem  des  lyoneser  Zehnts  von  1271.  Am  20.  September 
1295  sollten  der  Erzbischof  von  Trier  und  der  Bischof  Humbert 
von  Belleville  die  deutsche  Kollekte  an  Tommaso  Spiglati, 
Giovanni  Jakobi,  Ruggerio  Mainetti  und  Lapo  Ugo  von  den 
Mozzi  und  Spini  und  an  Chiarentino  Anselmi  und  Merguliese 
Bracchi  von  den  Chiarenti  schicken*.  Mitte  des  nächsten 
Jahres    erging    an    den  Archidiakon  von  Narbonne   und  den 

?ariser  Kanonikus  Grimerio  aus  Piacenza  der  Befehl,  alle 
^egate  fürs  heilige  Land  Medice  Aliotti  von  den  Spini,  Lando 
Sigoli  von  den  Mozzi  und  Baldo  Rainerio  von  den  Chiarenti 
auszuhändigen  ^.  Um  dieselbe  Zeit  empfingen  diese  Kauf leute 
eine  Kollekte  von  den  Ricciardi,  deren  Herkunft  allerdings 
nicht  zu  ermitteln  ist*.  Auch  die  Äbte  von  Citeaux  und 
Clairvaux  mufsten  ihnen  19000  Pfund  kleine  Turnosen  als 
Rest  des  Cistercienserzehnts  zuschicken  *.  Gottfried  von  Vezzano 
und  der  Bischof  von  Winchester  wurden  am  10.  Juni  an- 
gewiesen, den  Zehnten  aus  England,  den  Nikolaus  dem  Könige 
Eduard  bewilligt  hatte,  in  Lincoln  zu  sammeln  und  den  drei 
Firmen  zuzusenden^;  und  an  deren  in  Paris  residierenden 
Vertreter''  mufsten  die  Pulci  ein  Deposit  derselben  Kollekte 
in  der  Höhe  von  200  1.  tur.  m.  abgeben,  das  der  Bischof 
von  Winchester  einst  ihnen  übergeben  hatte®.  Für  Itsdien 
endlich  erging  am  10.  August  an  die  Kollektoren  der  nörd- 

^  Salvi,  Storia  di  Pistoia  I,  p.  267. 

«  Nr.  826. 

»  Nr.  1096. 

*  Nr.  1097. 

»  Nr.  1098. 

«  Nr.  1129. 

'  Nach  Piton  p.  175 f. 

«  Nr.  1225 ;  vgl.  p.  45.  n  ] 

Digitized  by  VjOO^IC 


XVII.  1.  21 

liehen  Halbinsel  der  Befehl,  die  Reste  des  lyoneser  Zehnts, 
die  Legate  fUr  Palästina,  den  Census  und  sonstige  Einkünfte, 
sowie  die  Reste  der  von  Honorius  ausgeschriebenen,  von 
Nikolaus  verlängerten  sicilischen  Dezime  den  Kaufleuten  ab- 
zuliefern *.  Spanien  blieb  den  Chiarenti  als  Sondergebiet  tiber- 
lassen. Im  Juni  sollten  sie  1000  Pfund  Turnosen  von  dem 
Zehnt  aus  Aragon  und  Navarra  bei  zwei  Kaufleuten  in 
Barcelona  einziehen;  andere  tausend  Pfund  des  gleichen  Zehnts 
sollten  ihnen  der  Bischof  von  Pistoja  und  der  Offizial  von 
Nimes  ausliefern*.  Wir  haben  hier  einen  Hinweis  auf  engere 
Beziehungen  zwischen  Pistoja  und  Spanien.  An  der  Grenze 
dieses  Landes,  in  Nimes  und  dem  damals  aragonesischen  Mont- 
pellier, hatten  die  Chiarenti  Filialen.  Sie  übernahmen  die 
Geldauszahlungen  an  König  Jakob  von  Aragon',  und  gerade 
bei  Pistojesen  pflegten  die  spanischen  Prälaten  ihre  Anleihen 
zu  machen*.  —  Der  Schnelligkeit,  mit  der  Bonifaz  das  Ein- 
kassierungsgeschäft betrieb,  entsprach  nicht  überall  die  der 
Ausfllhrung.  Die  Schuld  daran  trug  er  selbst.  Am  25.  Februar 
1296  hatte  er,  anläfsHch  seines  Streites  mit  Frankreich,  die 
Bulle  „clericis  laicos"  erlassen,  worin  er  allen  Geistlichen  ver- 
bot, an  Laien,  will  sagen :  an  den  König  von  Frankreich  Ab- 
gaben zu  zahlen.  Als  Antwort  darauf  erliefs  König  Philipp 
ein  Verbot  jeder  Geldausfuhr  und  wies  durch  ein  späteres 
Dekret  die  päpstlichen  Kollektoren  und  die  italienischen 
Bankiers  aus  seinem  Lande ^.  Von  dieser  Verordnung  wurde 
in  der  Hauptsache  nur  einer  der  früher  erlassenen  Zehnten, 
der  französische  selbst  betroffen;  gleichzeitig  aber  auch  eine 
neue  Kirchensteuer,  die  Bonifaz  erst  1295  ausgeschrieben  hatte. 
Es  war  der  von  ihm  am  18.  Juli  zum  drittenmal  auferlegte 
Zehnt  flir  Sicilien,  der  aber  diesmal  nicht  nur  in  Italien, 
sondern  auch  in  einigen  Teilen  Frankreichs,  des  Deutschen 
Reichs  und  in  der  Provence  erhoben  wurde,  nämlich  in  den 
Kirchenprovinzen  Lyon,  Vienne,  Besan9on,  Tarantaise,  Embrun, 
Aix,  Arles,  bei  den  Cisterciensern,  Clugniacensern,  Karthäusem 
und  Deutschordensrittern.  Wir  besitzen  nun  zwar  keinen 
direkten  Hinweis,  dafs  auch  dieser  Zehnt  bei  den  drei  Banken 
deponiert  worden  sei.  Aber  wir  hören,  dafs  Medico  Aliotti, 
Lande  Sigoli  und  Baldo  Rainerio  durch  ihren  Vertreter  Lipo 
d'Hoste  aus  dem  Zehntenertrage  der  Provinz  Marseille  Aus- 
zahlungen an  den  dortigen  ünterkoUektor  Wilhelm  von  Florensac 
machen  liefsen ;  also  dürfen  wir  annehmen,  dafs  sie  auch  diesen 
Zehnt  zu  deponieren  hatten®. 

'  Nr.  1805. 
«  Nr.  1166. 
«  Nr.  1692. 

*  Vgl.  p.  53. 

*  Drum  an n,  Bonifaz  VIII,  p.  173,  174. 

*  Blanchard,  Documents  in^dits  snr  le  commerce  de  Marseiile 
II,  Nr.  91.  ^  j 
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In  Frankreich  behindert,  nahm  dagegen  seine  Einkassierung 
in  Italien  ihren  ungestörten  Lauf;  doch  hatten  hier  die  drei 
Firmen  wenig  mit  ihr  zu  thun.  Nur  die  Chiarenti  erhielten, 
und  dazu  durch  die  Vermittlung  der  Ammannati,  im  Januar 
1297  1000  fior  d'oro  5  libr.  10  s.  ven.  gross,  arg.  aus  den 
nord italienischen  Provinzen^.  Der  übrige  Ertrag  des  ersten 
Jahres  mufste  zur  Befriedigung  einer  anderen  Bank,  der  Fran- 
zesi,  verwendet  werden,  bei  denen  Rom  tief  verschuldet  war*, 
und  Bonifaz  behielt  die  einmal  mit  der  Einkassierung  vertraut 
gewordene  Bank  nun  auch  da,  wo  der  Zehnt  thatsächlich  an 
die  Kammer  ging.  Am  23.  Juni  1299  quittierte  er  dann  über 
die  dreijährige  Kollekte  aus  ganz  Italien,  von  der  sie  durch 
ihre  Agenten  in  Rom  18  000  Qoldfloren  abgeliefert  hätten*. 
Es  würde  dies  einer  Summe  von  etwa  dreiviertel  Millionen  Rm. 
entsprechen*.  Abgesehen  von  diesem  Zehnt  scheint  in  Italien 
das  Bankentriumvirat  allein  verwendet  worden  zu  sein.  Am 
14.  Februar  1297  z.  B.  erhielt  der  Bischof  von  Genua  Befehl, 
ihnen  ein  Legat  fürs  heilige  Land  im  Betrage  von  18  000  Pfund 
genuesischen  Gewichts  auszuhändigen  ^.  Aber  vielleicht  wären 
die  Franzesi  trotzdem  gefährliche  Rivalen  geworden.  Bei  ihrem 
Einflüsse  auf  Philipp  den  Schönen  hätten  sie  eine  dem  Papste 
willkommene  Vermittlerrolle  spielen  können.  Schon  hatte 
Bonifaz  den  französischen  Kanzler  Pierre  Flotte  aufgefordert, 
die  Hälfte  der  Schulden  Bertrands  und  Hugos  von  Toulouse 
und  aller  Legate  zu  Gunsten  Palästinas  an  die  Franzesi  zu 
geben  ® ;  schon  waren  einige  Beträge  an  sie  abgegangen "'.  Da 
entzweite  sich  der  Papst  aus  nicht  näher  bekannten  Gründen 
mit  Biccio  Franzesi  und  schickte  nun  an  König  Philipp  die 
Mahnung,  er  solle  die  betreffenden  Gelder  nur  unter  Vermitt- 
lung der  Franzesi  an  das  uns  bekannte  Bankentriumvirat 
geben;  aufserdem  mufsten  die  Franzesi  die  bei  ihnen  depo- 
nierten Gelder  ausliefern*.  Das  geschah  im  Oktober  des 
Jahres  1297.  So  ging  denn  diese  Gefahr  glücklich  an  den 
Spini,  Mozzi  und  Chiarenti  vorüber.  Aber  nur  noch  kurze 
Zeit  blieben  sie  vereint,  bis  die  Politik,  die  sie  zusammen- 
geführt hatte,   ihren  Bund  zersprengte. 


1  Nr.  1549;  1551. 

«  Vgl.  p.  40. 

«  Nr.  1515  =  175320  Mark  Feingehalt. 

^  Nach  Schaube  (Zeitschrift  für  Social-  und  Wirtschaft» 

fesch  ich  te  V,  p.  299)  ist  der  Metallwert  des  Goldflorens  mit  9,74 
eutiger  Reichsmark  anzusetzen,  und  man  darf  mit  Avenel,  Histoire 
^conomique  I,  p.  27  annehmen,  dafs  der  Geldwert  von  1250—1300  das 
vierfache  von  dem  des  19.  Jahrhunderts  gewesen  sei ;  derselbe  Gelehrte 
setzt  für  die  Zeit  von  1300—1350  das  dreieinhalbfache  des  modernen 
Geldwertes  an. 

»  Nr.  1515. 

«  Nr.  2092. 

'  Nr.  2093. 

8  Nr.  2091. 
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Schon  1297  nämlich  war  unter  den  Granden  von  Florenz 
eine  Spaltung  eingetreten,  zu  der  die  Person  Giano  della 
Bellas  wieder  den  Anstofs  gegeben  hatte,  und  die  noch  durch 
die  Privatfehden  einzelner  Geschlechter  vergröfsert  worden 
war  ^.  Die  neuen  Parteien  entlehnten  ihre  Namen  den  ähnlich 
gestalteten  Verhältnissen  zu  Pistoja.  Die  Bianchi,  Vieri  de 
Cerchi  an  der  Spitze,  vertraten  die  Zünfte,  den  mittleren 
Btlrgerstand  und  stimmten  für  della  Bellas  Reformen;  die 
Neri,  unter  Corso  Donati,  die  in  einer  seltsamen  Mischung  die 
höchsten  und  untersten  Bevölkerungsschichten  vereinigten, 
waren  dagegen^.  Nun  traten  aus  unbekannten  Motiven  die 
Mozzi  zu  den  Bianchi,  die  Spini  zu  den  Neri  über,  und  ihre 
politische  Trennung  ward  von  der  kommerziellen  begleitet 
Damit  erlosch  die  einzige  Ursache,  weshalb  Spiglati  di  Mozzi 
in  der  Kammer  geblieben  war.  Zugleich  mit  ihm  scheinen 
einige  der  minder  bedeutenden  Banken,  wie  die  Alfani,  Abbati, 
Pulci,  die  sich  sämtlich  zu  den  Bianchi  geschlagen  hatten, 
abgegangen  zu  sein  *.  Um  dieselbe  Zeit  verschwanden  die 
Ammannati  ebenfalls  aus  der  Kammer.  Endlich  mufs  auch 
zwischen  dem  Papste  und  den  Chiarenti  eine  Entfremdung 
eingetreten  sein,  woran  vielleicht  sein  ausbrechender  Zwist 
mit  den  Colonna  Schuld  trug.  Um  so  fester  schlössen  sich 
dagegen  die  Spini  an  ihn  an,  und  beide  Teile  kamen  dabei 
auf  ihre  Rechnung;  der  Papst  behielt  Einflufs  auf  die  Politik 
der  Neri,  für  die  Bank  begann  eine  Zeit  der  Blüte;  In  den 
nächsten  vier  Jahren  etwa  gingen  alle  grofsen  Steuern  durch 
ihre  Hände.  Zunächst  wurde  ihr  die  Einkassierung  eines 
auf  drei  Jahre  ausgeschriebenen  Zehnts  „pro  necessitate  ec- 
clesiae"  übertragen,  den  Bonifaz  überall  dort  erheben  liefs, 
wo  schon  der  dritte  sicilische  gefordert  wurde.  Am  28.  Mai 
1 299  erhielten  die  französischen  Kollektoren  *,  am  30.  Mai  die 
italienischen^  Anweisung,  die  Erträge  des  ersten  Jahres  den 
Spini  zuzuschicken;  am  24.  Juni  wurde  ihnen  dasselbe  für 
die  Kollekte  des  zweiten  Jahres  befohlen®.  Im  gleichen  Monat 
schrieb  Bonifaz  den  Kollektoren  des  lyoneser  Zehnts  in  Ir- 
land, den  Nikolaus  zu  Gunsten  König  Eduards  auf  sechs 
Jahre  verlängert  hatte,  sie  sollten  ihre  Gelder  den  Spini  geben  ^, 
ungeachtet  eines  früheren  Befehls,  den  Zehnt  auch  noch  anderen 
Kaufleuten  zu    überweisen.     Unzweifelhaft  waren    damit   die 


1  Villari  n,  p.  113  ff. 

^  Bianchi  waren:  Cerchi,  Mozzi,  Scali,  Cavalcanti;  Falconieri, 
Abbati,  Alfani,  Pnlci  n.  s.  w.  Der  bekannteste  unter  ihnen  ist  Dante. 
Zu  den  Neri  hielten  die  Spini,  Franz esi,  Frescobaidi,  Pazzi,  Vicedomini, 
Manieri,  Bagnesi  u.  s.  w.    Villani  VIII,  c  38,  40. 

*  Alle  leiben  seitdem  keinem  Bischöfe  mehr:  vgl.  p.  107 ff. 

*  Nr.  3064. 
»  Nr.  3052. 

*  Nr.  3117. 

^  Theiner  p.  168. 
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Mozzi  und  Chiarenti  gemeint.  Ferner  erhielten  die  Spini  den- 
selben Zehnt  aus  England,  sowie  die  neue,  von  Bonifaz  aus- 
geschriebene englische  und  irische  Steuer^.  Am  1.  April  1300 
erging  dann  an  Rainald,  Bischof  von  Vicenza,  der  Befehl,  den 
ganzen  noch  ausstehenden  französischen  Zehnt  an  Ruggiero 
und  Lapo  Spina,  Simone  Gherardi,  Ranuccio  ügo  und  Gherardo 
Rustici  zu  geben*.  Endlich  mufste  Bonavito  di  Casentino, 
der  neu  ernannte  Sammler  in  Ungarn,  Polen,  Mähren  und 
Böhmen,  seine  Kollekte  den  Spini  schicken;  und  auch  Teile 
des  deutschen  Zehnts  müssen  sie  erhalten  haben®.  So  um- 
fafste  die  Thätigkeit  einer  einzigen  Bank  alle  jene  Gebiete,  in 
die  sich  früher  so  viele  geteilt  hatten ;  nur  Teile  der  böhmischen 
und  deutschen  Kollekte  kamen  an  Giacomo  Gaetani  aus  Pisa*, 
einen  Verwandten  des  Papstes*.  Das  Jubeljahr  1800  sah  die 
Spini  auf  dem  Gipfel  ihrer  finanziellen  Macht. 

Nicht  auf  gleicher  Höhe  stand  ihre  politische.  In  Florenz 
waren  inzwischen  die  Bianchi  zur  Herrschaft  gekommen.  An- 
fang 1300  erhob  eines  ihrer  Häupter,  der  mit  den  Cerchi  ver- 
wandte Lapo  Saltarelli,  die  Anklage,  die  Residenten  der  Spini 
in  Rom,  Simone  Gheriardi  und  Simone  Cambio  di  Sesto  hätten 
gegen  die  Stadt  konspiriert®.  Der  Anklage  folgte  die  Ver- 
urteilung. Die  Kaufleute  wandten  sich  an  den  Papst  um 
Hülfe,  und  dieser  wies  den  Bischof  von  Florenz  an,  die  Auf- 
hebung des  Urteils  zu  erwirken  und  die  Ankläger  vor  seinen 
Richterstuhl  zu  schicken.  Aber  seine  Bemühungen  waren  ver- 
geblich. Über  seine  Einmischung  entrüstet,  wählte  Florenz 
Saltarelli  zum  Prior  und  verbannte  die  vornehmsten  Neri, 
darunter  Corso  Donati  und  Gheri  Spina.  Nun  entschlofs  sich 
Corso,  den  Papst  um  einen  Vermittler  anzugehen,  ein  Gesuch, 
das   sich   hauptsächlich   gegen   die  Cerchi  richtete,  und  Gheri 

'  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1152. 
8  Potthast,  Nr.  29434. 

'  Nach  Reg.  Clem.  V.  a.  a.  0.  empfingen  die  Spini  zwischen 
dem  6.  Mai  1300  und  dem  Tode  des  Papstes  folgende  Beträge  zum 
Deponieren : 

Steuern  aus  Ancona  und  Spoleto 26  630  Goldfloren 

Aus  der  Kollekte  Bonavitos 7  326 

Aus  beiden  irischen  Kollekten 20  772 

Aus  dem  Zehnt  pro  necessitate  ecdesiae  für  die 
beiden   ersten   Jahre   vom  Erzbischof  von 

Embrun 2500Va       - 

Vom  Erzbischof  von  Marseille 16  021 

Vom  Archidiacon  von  Gent 60  641 

(Es  waren  dies  die  3  Sammler) 

Von  Gottfried  von  Vezzano 1823     *    - 

Aus  dem  deutschen  Zehnt 1500 

Summa    137  213Va  Goldfloren 
f«.  4  677  591,17  Reichsmark  Kaufkraft.) 
<  Reg.  Clem.  V.  a.  a.  0.   Potthast,  Nr.  24933.- 
^  Del  Lungo,  Dino  Compagni  I,  p.  1119. 
ö  Levi,  p.  399fF. 
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wies  seine  Agenten  an,  die  Sendung  des  Kardinals  Matteo 
d'Acquasparta  zu  erbitten.  Dieser  richtete  nun  zwar  nichts 
aus,  weil  er  ohne  Machtmittel  war  und  die  Neri  allzu  offen 
begünstigte.  Aber  sein  Nachfolger  Karl  von  Valois  ermög- 
lichte ihnen  und  damit  den  Spini  die  Rückkehr.  In  den  nun 
folgenden  Bürgerkämpfen  zerfiel  die  Partei  der  Bianchi.  Die 
meisten  reichen  Kaufleute,  die  ihr  angehört  hatten,  traten  zu 
den  Neri  über,  und  so  entstand  eine  Mittelpartei,  zu  der  unter 
anderen  die  Cavalcanti,  Gherardini/  Pulci,  Peruzzi,  Acciajuoli 
u.  s.  w.  gehörten,  und  in  der  die  Spini  eine  hervorragende 
Rolle  spielten.  Aber  trotz  alles  scheinbaren  Glanzes  barg  die 
neue  Lage  eine  grofse  Gefahr  für  ihr  Haus,  und  allzu  bald 
sollte  sie  sich  bemerkbar  machen.  Die  politischen  Gründe 
nämlich,  die  so  manche  Bank  mit  Rom  entfremdet  hatten, 
kamen  jetzt  nicht  mehr  in  Betracht,  ein  Umstand,  der  den 
Spini  sofort  wieder  Rivalen  erwachsen  liefs.  Zunächst  traten 
die  Mozzi,  die  sich  mit  ihnen  ausgesöhnt  hatten,  gleichzeitig 
auch  die  Chiarenti  wieder  in  engere  Beziehungen  zur  Kammer. 
Im  März  1302  schrieb  Bonifaz  den  englischen  und  irischen 
Kollektoren  des  Zehnts  pro  necessitate  ecclesiae,  sie  sollten  die 
halbe  Kollekte  an  den  König,  die  andere  Hälfte  an  Tommaso 
und  Giovanni  di  Mozzi  und  ihren  Compagnon  Nicola  Borghi, 
an  Ruggiero  und  Lapo  Spina,  sowie  an  einige  Mitglieder  der 
Chiarenti  ausliefern  \  Ein  Jahr  später  nahm  er  eine  ganz 
neue  Bank  in  die  Kammer  auf.  Es  waren  die  Bardi,  die  zu 
den  reichsten  Kaufleuten  der  Mittelpartei  gehörten.  Schon 
lange  hatten  sie  eine  Agentur  in  Rom ;  doch  hatten  vermutlich 
die  Mozzi,  mit  denen  sie  bis  dahin  in  Feindschaft  gelebt  hatten, 
ihre  Anstellung  verhindert.  Nun  hatten  sie  mit  ihnen  Frieden 
geschlossen,  und  am  24.  August  1308  erfolgte  ihre  Berufung".  Es 
war  wenige  Tage  vor  dem  Überfall  von  Anagni  (7.  September), 
und  Bonifaz,  seitdem  dem  Tode  rasch  sich  nähernd,  konnte 
ihnen  nur  noch  wenige  Aufträge  zukommen  lassen.  Er  hiefs 
sie  die  Erträge  der  ersten  zwei  Jahre  eines  dreijährigen  Zehnts 
einziehen,  den  er  in  den  Provinzen  Genua,  Mailand,  Ravenna, 
Corsica,  Sardinien  und  Sicilien  zu  Gunsten  Karls  von  Valois 
auferlegt  hatte,  als  dieser  Prinz  gegen  Friedrich  von  Aragon 
zog,  um  ihm  Sicilien  zu  entreifsen".  Ferner  sollte  Bonavito 
di  Casentino,  der  Kollektor  der  östlichen  Reiche,  seine  Erträge 
bei  ihnen  deponieren ;  durch  diese  Verordnung  wies  ihnen 
Bonifaz  einen  Bezirk  zu,  den  bisher  die  Spini  gehabt  hatten  *. 
Vielleicht  wollte  er  ihnen  auch  am  englisch-irischen  Zehnt  An- 


1  Theiner,  p.  170.    Potthast,  Nr.  25143. 
»  Reg.  C lern.  V.,  Nr.  1151. 

•  Ebenda. 

*  Ebenda,  Appendix  I,  p.  800,  301. 
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teil  gewähren  ^  Da  entraffte  ihn  am  11.  Oktober  1303  der 
Tod  und  stellte  die  Bevorzugung  der  Bardi  wieder  in  Frage. 

In  der  Zeit,  wo  Bonitaz  als  Kardinal  und  Papst  die 
Kammer  lenkte,  könnten  wir  demnach,  was  seine  Stellung 
zu  den  Banken  anlangt,  drei  Perioden  unterscheiden.  1294  bis 
1297  giebt  er  den  Spini,  Mozzi  und  Chiarenti  das  Monopol 
der  Einkassierung,  um  am  Ende  die  Franzesi  zu  ihren  Rivalen 
zu  erheben.  1298—1301  läfst  er  den  Spini  die  Alleinherrschaft. 
1302  verwendet  er  aufs  neue  das  Triumvirat  und  stellt  ihm 
schliefslich  die  Bardi  zur  Seite  (1303).  Überall  zeigt  sich 
straffe  Centralisation  und  das  Übergewicht,  zeitweise  sogar  die 
uneingeschränkte  Suprematie  der  Florentiner.  Mehr  wie  je 
kam   es  für  diese  jetzt  auf  die  Person  des  neuen  Papstes  an. 

Andererseits  aber  war  ihre  Stellung  doch  schon  soweit 
gefestigt  und  die  meisten  ihrer  toskanischen  Nebenbuhler  schon 
so  tief  gesunken,  dafs  dem  neuen  Papste  Benedikt  XL  (1.  No- 
vember 1303)  kaum  etwas  anderes  übrig  geblieben  wäre,  als 
sie  zu  behalten.  Und  Benedikt  hatte  nie  entgegengesetzte 
Absichten  gehabt.  Nur  darin  wich  er  von  seinem  Vorgänger 
ab,  dafs  er,  während  dieser  auf  Seiten  der  Neri  stand,  trotz 
seines  durchaus  versöhnlichen  Charakters,  entschieden  die 
Bianchi  bevorzugte.  So  veranlafste  die  Politik  abermals  einen 
Wechsel  unter  den  Banken  der  Kammer,  freilich  ohne  die 
hegemonische  Stellung  von  Florenz  zu  beeinträchtigen.  Kurz 
nach  seinem  Regierungsantritt  entliefs  der  Papst  die  Spini,  die 
einstigen  Führer  der  schwarzen  Banken,  und  ersetzte  sie  durch 
die  Führer  der  weifsen,  die  Cerchi  (S.November  1303)*.  Die 
Gerchi  waren  die  glänzendsten  Vertreter  der  Gente  Nuova, 
jener  aus  Aristokraten  und  Popolanen,  aus  Rittern  und  ELauf- 
leuten  zusammengesetzten  Volksschicht,  die  Florenz  am  Aus- 
gange des  13.  Jahrhunderts  beherrschte,  und  deren  Fundament 
auf  den  Banken  ruhte.  Ihre  Compagnie  war  eine  der  gröfsten 
der  Welt.  Ein  ganzes  Stadtviertel  nannten  sie  seit  mehr  als 
einem  Jahrzehnt  ihr  eigen  ^.  Sie  waren  also  kein  zu  ver- 
achtender politischer  Faktor.  Schon  Bonifaz  hatte  versucht, 
sie  auf  seine  Seite  zu  ziehen,  trotzdem  sie  Bianchi  waren*. 
Schliefslich  hatten  sie  sich  mit  der  Kurie  ausgesöhnt,  und 
Bonifaz  hatte  ihnen  den  Wiedereintritt  in  Florenz  ermöglicht*^. 
Benedikt  vereinte  sie  nun  mit  den  Bardi  und  Chiarenti  und 
stellte  so  ein  Triumvirat  her,  ähnlich  dem,  wie  es  Bonifaz 
anfUnglich  besafs ;  nur  mit  dem  Unterschiede,  dafs  damals  alle 
drei  Glieder  an  Werte  gleich,  jetzt  die  Cerchi  über  den  anderen 


1  Zu  vermuten  nach  Reg.  Benedikt  XI,  Nr.  1232. 
«  Reff.  Clem.  V.  Bd.  II,  p.  170-173. 

*  Del  Lungo,  Dante  nei  tempi  del  Dante,  p  89  und  42. 

*  Levi,  p.  411  u.  412. 

R  Ebenda  Dok.  VIII,  p.  463  u.  464. 
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standen.  Sie  waren  es,  die  fast  sämtliche  Depositen  einzogen 
und  dann  den  anderen  Bankhäusern  ihren  Anteil  abgaben ;  viele 
erhielten  sie  auch  ganz  allein.  Die  Aufträge  fielen  sämtlich 
in  das  Jahr  1304.  Am  13.  Januar  wurde  den  Erzbischöfen 
von  Embrun  und  Marseille  und  dem  Archidiakon  von  Gent, 
den  Kollektoren  des  von  Bonifaz  auferlegten  Zehnts  pro  ne- 
cesditate  ecclesiae  befohlen,  die  Erträge  des  dritten  Jahres  den 
Cerchi  zu  schicken^;  aber  die  Bank  teilte  nur  die  Kollekte 
des  Archidiakons  mit  ihren  Verbündeten.  Sie  empfing  von 
ihm  21368  fior  d'oro  3  tur.  arg.  und  gab  3333V8  Goldgulden 
an  die  Bardi  und  ebensoviel  an  die  Chiarenti  ab*.  Dagegen 
ging  der  Ertrag  des  halben  zweiten  und  des  dritten  Jahres 
vom  gleichen  Zehnt  in  Italien  an  alle  drei  Banken^.  Am 
18.  Februar  1304  erhielt  dann  Gerhard  von  Pecoraria,  der 
neue  päpstliche  Nuntius  in  England,  Befehl,  alles  gesammelte 
und  noch  zu  sammelnde  Geld  an  alten  Zehnten,  Census,  Ein- 
künften, soweit  es  noch  nicht  anderen  Kaufleuten  vergeben 
»ei,  an  Oliviero  Lippo,  Naddo  Gherardini  und  Buonacorso 
Bonincontri  von  den  Cerchi ;  den  Zehnt  aber,  den  Bonifaz  für 
Irland  und  England  auferlegt  habe,  zu  gleichen  Teilen  an  alle 
drei  Firmen  abzugeben  *.  Auch  von  den  Erträgen  aus  Böhmen, 
die  unterm  20.  Februar  Bonavito  di  Casentino  an  dieselben 
Agenten  der  Cerchi  geben  sollte*,  in  Summa  506  m.  48  gross., 
bekamen  die  Bardi  und  Chiarenti  ihren  Teil*.  Dagegen  er- 
hielten die  drei  Vertreter  der  Cerchi  den  Zehnt  aus  Mainz 
und  Trier  allein  zugewiesen^;  desgleichen  später  einen  Rest 
des  italienischen  Zehnts  pro  necessitate  ecclesiae  aus  dem  Ge- 
biete des  Bischofs  von  Anagni,  einen  anderen  desselben  Zehnts 
auB  Achaja,  die  Steuern  aus  Kampanien  und  dem  Herzogtum 
Spoleto®,  Legate*^  und  andere  klemen  Beträge ^^,     Die  Bardi 

»  Keg.  Ben.  XL  ed.  Grandjean,  Nr.  181;  Keg.  Clem.  V.  App.  I, 

p.  aso. 

■  Reg.  Clem.  V.  App,  I,  p.  847,  und  ebenda  Bd.  I,  Nr.  749. 

'  Beg.  Clem.  V.  App.  I,  p.  265.  Den  Zehnt  aus  Sardinien  und 
Corsika  kassierten  die  Bardi  namens  der  anderen  ein.  Ans  den  Pro- 
vinzen Mailand  und  Ravenna  erhielten  von  den  drei  letzten  Termin- 
zahlungen : 

die  Chiarenti    .    .    .    8582     fior  d'oro  sei.  9  imp. 

-  Bardi      ....    8876V8    - 

-  Cerchi    ....      762 

Aus  der  Provinz  Genua  gelangten  an  alle  drei  Banken  vom  dritten 
Jahre  1947  1.  sei.  8  Jan.  parv.;  aus  den  Provinzen  Sardinien  und  Cor- 
sika  für  die  drei  letzten  Termine  1270  1.  sol.  18,  den  1  Jan.  parv. ;  52  1. 

*  Nr.  1232. 
6  Nr.  1288. 

•  Reg.  Clem.  V.  App.  I,  p.  8t0  u.  801. 

^  Nr.  1273.    Schmidt,  Päpstl.  ürk.  etc.  i.  Geschichtsqu.  d.  Prov. 
Sachsen  Bd.  XXI,  p.  58  Nr.  21. 
»  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  2271. 
»  Nr.  1234  und  Nr.  1287. 
'»  Re^.  Clem.  V.  a.  a.  O. 
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bekamen,  abgesehen  vom  Census  des  Königs  Friedrich  von 
Trinakrien  (10000  Goldfloren),  der  durch  ihre  Hände  ging*, 
nur  ein  nicht  näher  bezeichnetes  Deposit  von  2501  Goldfloren  *. 
Über  die  Chiarenti  wissen  wir  in  dieser  Hinsicht  nichts.  — 
Nur  bis  zum  4.  Juli  1804  dauernd,  war  die  Regierung  Bene- 
dikts zu  kurz,  als  dafs  ein  Wechsel  unter  den  Banken  hätte 
eintreten  können.  So,  wie  sie  verlief,  bedeutete  sie  die  Inne- 
haltung der  von  Bonifaz  zum  Siege  verholfenen  Tendenz,  die 
den  Florentinern  die  erste  Rolle  an  der  Kurie  zugewiesen 
hatte.  So  blieb  es  auch  unter  den  folgenden  Päpsten.  Nicht 
nur  die  sonstige  Einrichtung  der  Kammer  also  geht  in  vielen 
Stücken  auf  den  letzten  grofsen  Papst  des  Mittelalters  zurück*; 
sein  Werk  ist  auch  die  endgültige  Stellungnahme  der  Kurie 
zu  den  italienischen  Banken. 


1  Nr.  1279. 

*  Reg.  Clem.  V.  Nr.  1151.  Hier  erfahren  wir  auch  die  Höhe 
der  Beträfe,  die  die  Bardi  bis  zum  Tode  Benedikts  XL  erhielten.  Es  kamen: 
Aus  dem  italischen  Zehnt  pro  neceasitate  ecclesiae 

für  die  beiden  ersten  Jahre 85  160      Goldfloren 

Als  ihr  Drittel  des  dritten  Jahres 6  571 

Aus  dem  Zehnt  Bonavitos 488^/» 

Aus   einem   Deposit   des  Kämmerers   Johann  von 

Spoleto 2501 - 

Summa:  94  715V«  Goldfloren 
(=3228  834  Reichsmark.) 

Die  Gerchi  erhielten  (Reg.  Clem.  Y.  Nr.  2271):  Aus  dem  französischen 
Zehnt  pro  necessitate  ecclesiae  vom 

Erzbischof  von  Embrun 12  977      Goldfloren 

Erzbischof  von  Marseille 7  297 

10  tur.  arg.  gross. 
Bischof  von   Ario,  (abgesehen  von  dem  was  auf 

Rechnung  der  Kammer  kam) 11876 

(Ursprünglich  waren  es  21 368  f.  3  t.  Arg. 
gewesen;  vgl.  p.  66.  Der  p.  59  erwähnte  Archi 
Gtiakon  von  Gent  war  nach  Ario  als  Bischof  ge- 
schickt worden.) 

Aus   demselben  Zehnt   in  Italien   auf  ihr  Drittel    16  571 
Aus  einem  Reste  desselben  Zehnts,  empfangen  vom 

Bischof  von  Anagni 105 

(abgesehen  von  dem,  u.  s.  w.  wie  oben). 
Aus  dem  Kcst  desselben  Zehnts  aus  Achaja  .    .    .         313 

(abgesehen  u.  s.  w.  wie  oben). 
Aus  der  Kollekte  Bonavitos  auf  ihr  Drittel  .    .     .         483V3 
Aus  den  Steuern  der  Provinzen  auf  ihr  Drittel,  ab- 
gesehen u.  8.  w 273V« 

Aus  den  Einkünften  Kampaniens 12 

Aus  den  Steuern  des  Herzo^ums  Spoleto     .    .    .        300 
Aus  den  Steuern  der  tributpflichtigen  Bewohner  von 

Monteflascone    und   den   Einkünften   der  Burg        500 - 

Summa:  50  107»/3  Goldfloren 
(=  1  708  147,63  Reichsmark.) 

•  Nachgewiesen  von  Koenig,  Die  päpstliche  Kammer  unter 
Clemens  V.  und  Johann  XU. 
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II. 

Verwaltung:  der  Depositen. 

Der  Anteil,  den  die  Banken  an  der  Verwaltung  der  Kol- 
lekten hatten,  läfst  sich  nach  drei  Gesichtspunkten  gliedern, 
nach  der  Einkassierung,  dem  Geldwechseln  und  -deponieren 
und  der  Geldübermittlung  durch  die  Kaufleute. 

Was  die  Teilnahme  der  Bankiers  an  der  Einkassierung 
der  Kirchensteuern  anlangt,  so  war  es  seit  den  Tagen  Gregors  DL 
üblich,  dafs  Kaufleute  im  Gefolge  der  Kollektoren  erschienen 
und  den  Prälaten  die  felligen  Steuern  vorstreckten.  Es  war 
dies  eine  reine  Privatsache  und  hatte  mit  der  Administration 
der  Steuern  nicht  das  mindeste  zu  thun.  Allmählich  entwickelte 
sich  daraus  eine  administrative  Thätigkeit  der  Bankiers,  näm- 
lich eine  Teilnahme  an  der  Einkassierung  selbst.  Wir  er- 
wähnten schon,  dafs  1296  Lipo  d'Hoste,  der  Prokurator  der 
Spini,  Mozzi  und  Chiarenti  die  Steuern  der  Diözese  Marseille 
einzog  und  sie  dem  Unterkollektor  Wilhelm  von  Florensac 
auslieferte^.  Hier  haben  wir  einen  Beweis  dafür,  dafs  ein 
Kaufmann  die  Rolle  des  Kollektors  spielte,  und  sich  der  offizielle 
Kollektor  mit  der  blofsen  Kontrolle  zufrieden  gab.  Ferner 
hören  wir,  dafs  Lucchesen,  wahrscheinlich  die  Ricciardi,  als 
Kollektoren  in  England  thätig  waren*.  Leider  kennen  wir 
nur  diese  zwei  Fälle,  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  man  sie  ver- 
allgemeinern darf.  Durchaus  annehmbar  wäre  dies  z.  B.  in 
Frankreich  und  England;  denn  für  die  zahlreichen  Kaufleute, 
die  diese  Länder  zu  Handelszwecken  durchzogen,  wäre  es  ein 
Leichtes  gewesen,  nebenbei  den  Kollektor  zu  spielen.  Doch 
ist  daran  festzuhalten,  dafs  die  Päpste  selbst  erst  dann  die 
Kollektoren  und  Banken  miteinander  in  Beziehung  brachten, 
wenn  sie  den  Zehnt  für  zum  gröfsten  Teil  eingezogen  hielten, 
und  dafs  jeder  Anteil  am  Einkassierungsgeschäft  seitens  der 
Kaufleute  auf  einer  privaten  Abmachung  mit  den  Kollektoren 
beruhte. 

Die  Erlasse,  wodurch  die  Päpste  den  Banken  Steuern  zu- 
wiesen, weisen  zwei  verschiedene  Formen  auf.  Nikolaus  IV. 
liebte  es,  zwar  bestimmte  Bankiers  anzugeben,  mit  denen  der 
Kollektor  in  Verbindung  treten  sollte,  wählte  aber  meist  solche, 
die  in  einer  Filiale  thätig  waren.  So  liefs  er  den  nordischen 
Zehnt  und  den  Peterspfennig  an  die  Agenten  der  Pulci  in 
Brügge  schicken^,  den  englischen  Censas  an  die  Londoner 
Vertreter  seiner  fünf  Hauptbanken*.     Im   Gegensatze    dazu 

^  Blancard  a.  a.  0. 
«Bond,  p.  227-229. 

•  Reg.  Nikolaus  IV.,  Nr.  8080-3383;  7084. 

*  Ebenda  Nr.  7015. 
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gaben  die  übrigen  Päpste  dieser  Periode  Kaufleute  an,  von 
denen  sieh  in  den  allermeisten  Fällen  nachweisen  läfst,  daüs 
sie  Residenten  für  ihre  Rrmen  in  Rom  waren  *.  Damit  sollte 
nicht  gesagt  werden,  dafs  die  Gelder  auch  thatsächlich  nach 
Rom  gehen  müfsten.  Regelmäfsig  folgte  der  Zusatz,  die  Kol- 
lektoren könnten  die  Summen  auch  an  einen  oder  mehrere 
Genossen  der  jeweilig  genannten  Bankiers  oder  an  deren 
Prokurator  schicken,  den  jene  mit  dem  Geschäfte  betrauen 
würden*.  Hierdurch  gaben  also  diese  Päpste  die  Wahl  der 
Filialen  frei,  und  darin  liegt  der  Hauptunterschied  mit  der 
Gepflogenheit  Nikolaus  IV.  So  befahl  Benedikt  XL  dem 
böhmischen  Kollektor  Bonavito  di  Casentino,  seine  Erträge 
an  die  in  Rom  residierenden  Agenten  der  Cerchi  zu 
schicken  ®.  In  Wirklichkeit  erfolgte  die  Übergabe  der  Gelder 
in  Mailand*. 

Die  Benutzung  der  Bankfilialen  durch  die  Kollektoren 
war  —  von  Italien  etwa  abgesehen  —  ein  unbedingtes  Er- 
fordernis. Die  grofse  Erleichterung  des  Geldverkehrs  beruhte 
eben  auf  ihnen*.  Als  Filialen  kamen  vor  allem  die  grofsen 
Handelsplätze  in  Betracht.  Die  gemeinsame  Centrale  von 
England,  Irland  und  Schottland  war  London.  Hier  strömten 
die  Steuern  aller  drei  Reiche  zusammen •;  hier,  in  der  Nähe 
des  Königs,  hatten  die  Italiener  eine  ffrofse  Zahl  Agenturen 
begründet'.  So  hatten  die  Abbat!  ein  Mitglied  ihrer  eigenen 
Familie  hingeschickt®.  Ebenso  vertrat  die  Spini  Jahrzehnte- 
lang Mainetto  Spina  *,  der  Vater  des  bekannten  Granden- 
führers*®, in  den  achtziger  Jahren  Simone  Gherardi**,  ein 
Mann,  der  geradezu  die  Seele  der  Gesellschaft  war.  Des- 
gleichen kennen  wir  —  wenigstens  filr  England  —  Agenten 
der  Cerchi**,  Bardi,  Mozzi,  Pulci,  Peruzzi*®.  Ein  zweiter 
Brennpunkt  des  Handels  und  Geldverkehrs  war  Brügge,  die 
kommerzielle  Hauptstadt  von  Flandern  und  die  gröfste  Börse 


^  p.  146. 

«  Theiner,  p.  170. 

»  Reg.  Ben.  XL,  Nr.  1233. 

*  Reg.  dem.  V.,  Nr.  2271. 


^  Sonst  mufste  nämlich  das  Geld  in  bar  transportiert  werden ;  vgl. 

eption  du  cens  apostolique  en  1291,  jp.  12,  belNagl,  Gold* 

Währung  und    handelsmäfsige    Geldrechnung    im    Mittelalter,    in    der 


Fahre,  Percep 


Wiener  Numismatischen  Zeitschrift  Bd.  26,  p.  67. 

•  Potthast,  Nr.  25143. 
"^  Der  Galendar  of  Patents  Bolls:   1.  Edward  I.  nennt  für 

das  erste  Regierungsjahr  des  Königs  eine  grofse  Zahl  Bankiers,  doch 
ohne  Angabe  der  Gesellschaft;  hauptsächlich  Florentiner  und  Lucchesen. 
«  Theiner,  p.  90. 

•  Ebenda. 

^^  Del  Lungo,  Dino  II,  p.  94  Anm.  4. 

"  Perrens  in,  p.  245. 

*'  Giudici,  Storia  dei  Munic.  Italiani  11,  p.  231. 

"  Perrens  III,  p   246. 
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des  Mittelalters.  Dort  hatten  die  Mozzi,  Spini,  Alfani  und 
Pulci  Zweiggeschäfte*.  Die  nordischen  Steuern,  über  die 
Nordsee  kommend,  ebenso  die  der  östlichen  Reiche,  die,  der 
Richtung  des  Hansehandels  folgend,  teils  zu  Schiff,  teils  durch 
Wechsel  übermittelt  wurden,  fanden  in  Brügge  ihre  Depositare. 
Politisch  ebenso  wie  kommerziell  bedeutend  war  Paris,  der 
natürliche  Sammelpunkt  der  französischen  Steuern.  Auch  hier 
zog  der  königliche  Hof  viele  Banken  an.  Die  bedeutendste 
unter  diesen  war  gegen  das  Ende  des  Jahrhunderts  die  der  Fran- 
zesi,  die  noch  1281  in  der  Ruelle  Saint-Christophe  im  Schatten 
der  Türme  von  Notre-Dame  gewohnt  hatten*.  Ihr  Haupt- 
vertreter war  Guido  Falconieri,  der  aus  der  Bank  seines 
eigenen  Geschlechtes  zu  ihnen  übergetreten  war®.  Die  Spini 
hatten  um  1295  dort  zwei  Agenten,  Bencio  Davanzati  und 
Rinuccio  Ugo;  die  Mozzi  drei,  Giovanni  Chiariti,  Lapo  Pitti, 
der  zugleich  die  Scali  vertrat,  und  seit  1298  Galgano  Bocca 
di  Bue.  Die  Cerchi  vertraten  Binde  Isquartia  und  überto 
Junte.  Für  die  Bardi  war  Dulcio  Maniero  thätig.  Auch  die 
Chiarenti  besafsen  eine  Filiale^.  Als  Handelscentrum  spielte 
auch  Nimes  eine  grofse  Rolle,  eine  Schöpfung  König  Philipps  HI. 
(1278).  Es  würde  ermüden,  alle  die  Agenten  der  Spini,  Mozzi, 
Scali,  Cerchi,  der  Kaufhäuser  aus  Piacenza,  Lucca,  Siena, 
Pistoia  zu  erwähnen,  denen  wir  in  Nimes  und  dem  ihm  be- 
nachbarten Aigues - Mortes  begegnen*.  Einen  letzten  grofsen 
Sammelplatz  der  Steuern  boten  endlich  die  Messen  der  Cham- 
pagne und  von  Brie,  als  Mittelpunkt  des  Handels  und  Geld- 
verkehrs Brügge  noch  tibertreffend.  Sie  wechselten  zwischen 
Provins,  Troyes,  Lagny  und  Bar-sur-Aube,  und  mit  ihnen 
wanderten  die  Kaufleute.  1295  finden  wir  auf  der  Remigius- 
messe  in  Troyes  Vertreter  der  Franzesi,  Scali,  Mozzi,  Bardi 
und  Spini  •.  Für  die  letztgenannte  Firma  war  Bencio  Davan- 
zati aus  Paris  herübergekommen.  Leider  kennen  wir  von 
den  meisten  dieser  Bankiers  nichts  als  die  Namen.  Von  ihren 
sonstigen  Beziehungen  zu  Frankreich  wissen  wir  nichts  und 
sind  nur  bei  einem  imstande,  einen  Blick  hinter  die  Kulissen 
zu  thun.  Auf  der  oben  erwähnten  Messe  hielt  sich  auch  ein 
gewisser  Noffo  Dei  auf,  eine  jener  Abenteurernaturen,  wie  sie 
seitdem  noch  oft  und  mit  immer  gröfserer  Bedeutung  aus 
Italien   nach  Frankreich  gezogen   sind.     Anfangs   im  Dienste 


»  Reg.  Nik.  IV.,  Nr.  3080-S083;  7084. 

•  Piton,  p.  92. 

»  Gherardi,  Bd.  11,  p.  170. 

•  Pitoft,   p.  175  ff.    Comptes  du  Louvres  1296;  und  Extraits  du 
Livre  des  comptes  de  1298—1301. 

•  Giornale  storico   degli  Archivi  toscani  I,  p.  168,  173, 
und  260. 

•  Ebenda  p.  258.    Vgl.  auch  ßourquelot,  Etiides  snr  lea  foires 
de  Champagne,  und  Archivio  storico  italiano.    5«  serie.    XIII,  u^  357  ff. 
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eines  SteuerempfUngers  in  der  Auvergne,  trat  er  bald  in  den 
Hofstaat  Biancas  von  Navarra,  der  Gräfin  von  Lancaster,  über, 
bei  deren  Tresorier  er  Anstellung  nahm.  Vermutlich  trat  er 
hier  mit  dem  Erzbischof  von  Troyes  und  den  Franzesi  in 
nähere  Beziehungen.  Jedenfalls  konnte  er  es  wagen,  im  be- 
ginnenden Templerprozefs  als  Ankläger  aufzutreten.  Man 
darf  annehmen,  dafs  er  in  den  politischen  Verwicklungen  jener 
Tage  eine  gewisse,  mitunter  etwas  bedenkliche  Rolle  gespielt 
hat;  er  wurde  hingerichtet,  noch  ein  Jahr  bevor  die  Templer 
ihr  Geschick  ereiltet 

Für  Spanien  war  Barcelona  Handelscentrum,  zugleich  der 
Sammelpunkt  des  aragonesischen  Zehnts.  Wir  kennen  dort 
eine  Filiale  der  Chiarenti^.  Ungarische  und  polnische  Kol- 
lekten scheinen  bisweilen  in  Venedig  deponiert*  worden  zu 
sein.  Doch  wie  es  dort  mit  toskanischen  Agenturen  stand, 
wissen  wir  nicht.  Desgleichen  ist  nicht  bekannt,  ob  etwa 
Famagusta,  der  gröfste  Markt  Cyperns,  für  die  Dezimen  des 
Ostens  als  Centrale  gedient  hat. 

Empfing  nun  der  Kollektor  den  Befehl,  das  Geld  an  be- 
stimmte Banken  abzuliefern,  so  reisten  er  selbst  oder  seine 
Vertreter  zur  nächsten  Bankfiliale.  Viel  seltener  kam  es  vor, 
dafs  die  Bank  an  den  Kollektor  Agenten  schickte.  Ein  solcher 
Fall  ereignete  sich  unter  Honorius  IV.  in  Norwegen.  Damals 
sandten  die  Spiglati-Spini  und  die  Alfani  verschiedene  Mit- 
glieder nach  aen  nordischen  Reichen  ab,  um  das  Geld  in 
Empfang  zu  nehmen,  und  der  Papst  erliefs  an  alle  Gläubigen 
das  Gebot,  sie  zu  schützen  und  zu  fördern^.  Auch  sonst 
hören  wir  bisweilen,  dafs  Kaufleute  „in  Kurienangelegen- 
heiten"  eine  Reise  unternahmen;  freilich  wird  der  specielle 
Anlafs  nicht  näher  angegeben^. 

In  dem  Augenblicke,  wo  der  Kollektor  und  die  Bankiers 
zusammentrafen,  nahm  die  eigentliche  Beamtenthätigkeit  der 
Kaufleute  ihren  Anfang,  und  zwar  im  Geldwechsel.  Es  war 
dies  ein  aufserordentlich  schwieriges  Geschäft,  selbst  dann, 
wenn  die  Verhältnisse  nicht  so  lagen,  wie  sie  der  Erzbischof 
von  Nidrosia  1276  in  Norwegen  vorfand®.  Damals  klagte  er, 
die  Verkehrsmünze  sei  so  niedrig,  dafs  sie  aufserhalb  der 
Grenzen  des  Königreichs  wertlos  sei.  In  manchen  Laudes- 
teilen sei  Geld  überhaupt  unbekannt,  und  Milcherzeugnisse 
und  Fische  seien  als  Steuer  entrichtet  worden.  Auch  da,  wo 
die  Steuer  in  Metall  bezahlt  wurde,  war  eine  Konvertierung 
nichts  weniger  als  einfach.    Als  Gerhard  von  Modena  Kollektor 

»  Revue   de   rorient   latin.  3,   1895,   p.  423-432.    Archivio 
etor.  ital.  5.  Serie.  15.  1895,*?.  259 ff. 
«  Reg.  Bon.  Nr.  1166. 
«  Gottlob,  p.  240. 

*  Reg.  Hon.  IV.,  Nr.  222. 
»  Potthast,  Nr.  24126. 

•  Dipl.  Norw.  VI.  Nr.  39. 
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in  Ungarn  war,  übergab  er  den  Alfani  teils  in  Silber,  teils  in 
Gtold  „extimatum  ad  argentum",  teils  in  Gold  in  verschiedenem 
Gewicht,  Wert  und  Legierung  6526  m.  2  u.  arg.  „tarn  fusi 
quam  nigri,  quam  usualis,  seu  monetati^  ^.  Sehr  gut  wird  die 
UmwechsluDg  der  Münze  in  der  Rechnungsablegung  des 
Uguccio  von  Castiglione  veranschaulicht  Es  heifst  da  über 
seine  Verwaltung  des  norwegischen  Zehnts:  ,,  Dieser  Pleban 
(Uguccio  ist  gemeint)  schickte  durch  den  Magister  Gherio 
Rainaldesco  von  Arezzo,  seinen  Notar,  die  Summe,  die  er  vom 
Erzbischof  übernahm,  an  die  Eaufleute  der  Compagnieen  der 
Mozzi^  und  Alfani  gemeinsam  zu  gleichen  Teilen,  nämlich 
520  m.  arg.  von  der  Währung  neuer  englischer  Sterlinge  nach 
norwegischem  Gewicht,  wobei  jede  Mark  16  sol.  6  den.  sterl. 
galt.  Vom  norwegischen  auf  römisches  Gewicht  zurückgeführt 
gelten  sie  503  m.  2  u.  16  tar.  arg.  nach  römischem  Gewicht 
von  der  Währung  des  Silbers  der  Sterlinge.  Es  ist  aber  die 
erwähnte  Summe  nach  norwegischem  Gewichte  verringert 
worden,  weil  die  Mark  nach  norwegischem  Gewicht  ^/4  u. 
4  Gran  leichter  als  die  nach  römischem  ist.  Ebenso  [schickte 
er]  4400  m.  dünner  Münze®  des  Königreichs  Norwegen  nach 
norwegischem  Gewicht,  und  diese  Münze  hält  nach  möglichst 
genauer  Prüfung  durch  die  Goldschmiede  und  Kauf  leute  der 
Kammer  an  Silber  von  der  Währung  des  venetianischen  um 
den  vierten  Teil  und  1  tar.  arg.  mehr  auf  jedes  Pfiind.  Zu- 
rückgeführt auf  reines  venetianisches  Silber  gilt  diese  Münze 
717  libr.  8  u.  9  tar.  arg.  nach  römischem  Gewicht  u.  s.  w." 
Zum  Schlüsse  heifst  es:  „Demgemäfis  hat  der  Pleban  bei  den 
Mozzi  niedergelegt  500  m.  alter  dünner  Münze  nach  norwegi- 
schem Gewicht.  Zurückgeführt  auf  reines  venetianisches  Silber 
gelten  sie  81  libr.  6  unc.  20  tar.  arg.  nach  römischem  Gewicht*** 
Das  heifst  also :  für  den  empfangenen  Betrag  von  500  m.  nach 
norwegischem  Gewicht  mufste  die  Bank  da,  wo  es  der  Kurie 
gefiel,  81  libr.  6  unc.  20  tar.  arg.  nach  römischem  Gewicht 
auszahlen.  Rom  verlangte  also  nur  den  gleichen  Wert  an 
Edelmetall.  Man  sieht,  welcher  Vorteil  ftlr  die  Banken  daraus 
entsprang.  Sie  konnten  das  betreffende  einheimische  Geld 
zum  vollen  Kurse  in  ihren  eigenen  Geschäften  benützen. 
Weshalb  die  Kurie  dieses  eine  Mal  ihre  Steuern  in  Mark  Silber, 
ein  anderes  Mal  in  Goldgulden  umwechseln  liefs,  ist  nicht  direkt 
zu  sagen.  Wahrscheinlich  wurde  bereits  der  endgültige  Be- 
stimmungsort des  Zehnts  in  Betracht  gezogen. 

Das  Wechseln,  oder  besser  gesagt,  das  Wiegen  des  Geldes -"^ 

1  Mon.  Vat.  flung.  1  1,  p.  1-12. 
«  «s  Spiglati-Spini. 

*  <«  monetae  subtiUs. 

*  Manch,  p.  12—14. 

*  Der   Gebrauch    des  'Geldwägens   war   allerdings   auf  gewisse 
Gegenden  beschränkt.     Vgl.  Nagl,  p.  126. 
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wurde  in  Gegenwart  mehrerer  Zeugen,  meist  Geistlicher,  vor- 
genommen. Der  Kollektor  liefs  sich  für  jede  Assignation  zwei 
Scheine  ausstellen,  von  denen  er  einen  behielt  und  den  anderen 
durch  zuverlässige  Boten  an  die  Kurie  schickte  ^.  Auf  Grund 
dieser  Scheine  erfolgte  dann,  bei  beendeter  Einkassierung,  die 
Generalabrechnung.  Die  päpstliche  Kammer  forderte  diese 
Scheine  regelmäfsig  ein,  bisweilen  mit  bemerkenswerten  Zu- 
sätzen. Gabriel  von  Valento,  der  deutsche  Kollektor  unter 
Benedikt  XI.,  sollte  auch  den  valor  monetae  angeben,  vide- 
licet  ad  quot  floren.  auri  valorem  moneta  tempore  assignationis 
ascendat,  d.  h.  das  Kursverhältnis  der  Goldfiorens  zur  ein- 
heimischen Münze  zur  Zeit  der  Übergabe*.  Unzweifelhaft 
war  diese  Mafsregel  getroffen,  um  den  Gewinn  der  Bankiers, 
den  sie  aus  der  Kursverwertung  zogen,  überschauen  zu  können. 
Eine  andere  Sicherheitsmafsregel  wendete  der  oben  erwähnte 
Uguccio  von  Castiglione  an.  Er  schickte  an  die  Kurie  ein 
von  ihm  gesiegeltes  Pfund  Blei  norwegischen  Gewichts.  Dies 
wurde  dann  in  Rom  mit  dem  römischen  Pfunde  verglichen 
und  festgestellt,  dafs  eine  Mark  nach  norwegischem  Gewichte 
um  ^U  u.  4  Gran  leichter,  als  eine  nach  römischem  sei*. 

Wie  schon  bemerkt,  übernahmen  die  Banken  von  dem 
Augenblicke  an,  wo  die  Scheine  in  den  Händen  des  Kollektors 
waren,  die  Verpflichtung,  jederzeit  auf  Verlangen  der  Kurie 
eine  Summe  von  verabredetem  Edelmetallgehalt  und  Gewicht 
auszuzahlen,  wohin  es  der  Kurie  beliebte.  Die  bei  der  Über- 
nahme des  Geldes  thätigen  Agenten  verpflichteten  sich  dazu, 
im  Namen  sämtlicher  Genossen  ihrer  Gesellschaft  und  auch 
ftlr  andere  Banken,  wenn  sie  als  deren  Prokuratoren  thätig 
waren.  Das  letztere  war  oft  unter  Benedikt  der  Fall,  wo  die 
Cerchi  im  Namen  der  Bardi  und  Chiarenti  einkassierten^. 
Nach  der  Übernahme  konnten  die  Banken  mit  dem  Gelde  an- 
fangen, was  sie  wollten.  Steckten  sie  es  in  ihr  Geschäft,  so 
erzielten  sie  dadurch  zeitweise  eine  Erhöhung  des  Betriebs- 
kapitals; denn  fast  alle  Banken  trieben  zugleich  Warenhandel, 
dem  sie  Ja  überhaupt  ihr  Emporkommen  zu  verdanken  hatten  ^. 
Nur  mulsten  sie  die  Sicherheit  haben,  jederzeit  eine  gleich- 
wertige Summe  aus  ihrem  Geschäfte  herausziehen  zu  können. 
Durch  die  Vernachlässigung  dieser  Vorsicht  wurde  der  Sturz 
vieler  Banken  herbeigefilhrt. 

Erforderte  die  Auszahlung  der  Depositen  aber  einerseits 
das  Vorhandensein  eines  genügenden  Barkapitals,  so  verlangte 


1  Reg.  Nik.  IV.  Nr.  7084. 
«  Reg.  Ben.,  Nr.  1282,  1273. 

*  Munch  a.  a.  0. 

*  Reg.  Clem.  V.  App.  I,  p.  347.    Ebenda  p.  300,  301. 

^  Faffniez,  Documents  rel.  k  Thist  de  l'inauBtrie  et  da  commerce 
en  France  I,  p.  320,  nennt  z.  B.  die  Cerchi,  Spini,  Mozzi,  Frescobaldi, 
Pulci  u.  a.  als  Kaufleute  englischer  Wolle  für  das  Jahr  1295. 
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sie  nicht  minder  ausgedehnte  Verbindungen  der  Bankhäuser. 
Bei  dem  Charakter  der  deponierten  Gelder  mufsten  ihre  Ziele 
über  die  ganze  Christenheit  zerstreut  liegen.  Leider  sind  diese 
nur  zum  allergeringsten  Teile  bekannt    Der  lyoneser  Zehnt 

fflegte  auf  Grund  seiner  Ereuzzugsbestimmung  meist  den 
>andesfürsten  überlassen  zu  werden,  wenn  sie  sich  zu  einem 
Zuge  ins  heilige  Land  verpflichteten.  So  war  der  englische 
Zehnt  dem  Könige  Eduard  schon  von  Gregor  X.  bewilligt 
worden,  und  Nikolaus  IV.  liefs  ihm  am  18.  März  1292  durch 
die  Ricciardi,  damals  die  Lieblingsbank  der  englischen  Krone, 
100000  m.  sterl.  zugehen^.  Ebenso  empfingen  den  Zehnt  für 
Sicilien  alle,  die  sich  am  Kampfe  gegen  die  Insel  beteiligten. 
Es  waren  zunächst  die  Anjou  in  Neapel  selbst.  Die  zahl- 
reichen Auszahlungen,  die  die  Mozzi  und  Alfani  aus  dem  un- 
garisch-polnischen ^ ,  die  Compagnie  des  Jean  de  Crusoli  aus 
Montpellier  aus  dem  schwedisch -dänischen  Zehnt ^  leisteten, 
fallen,  soweit  es  sich  übersehen  läfst,  vor  die  Zeit  Honorius  IV. 
Ob  dieser  selbst  in  der  Lage  war,  Depositen  auszahlen  zu 
lassen,  wissen  wir  nicht.  Er  unterstützte  die  Anjou,  wie  wir 
später  sehen  werden,  auf  andere  Weise.  Dagegen  quittierte 
Nikolaus  dem  Agenten  der  Buonsignori  in  Rom  über  die  an 
Neapel  erfolgte  Auszahlung  des  Vermögens,  das  der  verstorbene 
Biscnof  von  Capaccio  hinterlassen  hatte  ^;  ebenso  ihnen  und 
den  Ammannati  über  den  Rest  des  Zehnts  aus  der  Provence 
und  aus  Forcalquier  im  Betrage  von  2500  1.  t  p.*^  Bonifaz 
spendete  weit  reichlicher.  Die  Chiarenti  mufsten  25000  m. 
arg.  =  76770  libr.  17  sol.  8  den.  t  p.  aus  dem  lyoneser*, 
die  Bardi  71000  Goldfloren,  wahrscheinlich  aus  dem  sicilischen 
Zehnt  an  Neapel  geben ''.  Auch  die  Verbündeten  König  Karls 
bedachte  er.  Jakob  von  Aragon,  der  seinen  eigenen  Bruder 
Friedrich  von  der  Insel  vertreiben  wollte,  empfing  2458  1.  t  p. 
14  sol.  tur.  gr.  arg.  von  den  Chiarenti  aus  dem  aragonesischen 
Zehnt  und  1000  1.  t.  p.  aus  derselben  Steuer  von  zwei  in 
Barcelona  wohnenden  Kaufleuten  unbestimmter  Herkunft®. 
Die  Pulci  gaben  725  Goldfloren  aus  ungenannter  Kollekte  an 
Genua  und  Venedig  für  ihre  Obliegenheiten  im  heiligen  Lande 
und  die  sicilische  Aflaire*.  Die  Bardi  endlich  zahlten,  ver- 
mutlich aus  der  sicilischen  Dezime,  12000  Goldfloren  an  Karl 
von  Valois,  Grafen  von  Anjou,  aus,  als  dieser  Neapel  zu  Hülfe 


»  Reg.  Nik.,  Nr. 

•  Mon.  Vat.  Hung.  I  1,  1—12. 

•  Munch  p.  4-12. 

•  Beg.  Nik.,  Nr.  7113. 

»  Ebenda  Nr.  7232,  7233. 

•  Beg.  Bon.,  Nr.  1691. 

'  Reg.  Clem.  V.  Nr.  1151. 

•  Reg.  Bon.,  Nr.  1692,  1698. 

•  Ebenda  Nr.  1550. 
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kam^.  Dagegen  erhielt  König  Philipp  der  Schöne  die  Hälfte 
aller  flir  Palästina  in  seinem  Reiche  gemachten  Vermächtnisse 
einzig  deshalb,  weil  sich  der  Papst  mit  ihm  auf  guten  Fufs 
zu  stellen  wünschte.  Es  geschah  im  Jahre  1297.  Die  Aus- 
zahlung besorgten  die  pariser  Agenten  der  Spini,  Mozzi  und 
Chiarenti  *. 

Es  lag  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  in  allen  diesen  Fällen 
die  Kurie  nur  dann  das  Geld  von  den  Banken  erhob,  wenn 
sie  einen  bestimmten  Zweck  damit  verband.  Sie  selbst  zog  es 
bisweilen  ohne  direkten  Anlafs  ein.  So  übergaben  die  Spini, 
Mozzi,  Scaliy  Bardi  und  Peruzzi  eine  Summe  aus  den  Geldern 
des  Hospitab  von  Sankt  Johannes  zu  Jerusalem^,  die  Scali 
ein  Legat  des  Bischofs  von  Ostia  ^,  die  Franzesi  den  sicilischen 
Zehnt  in  der  Höhe  von  18000  Goldfloren  *,  ohne  dafs  die  Kurie 
der  Gelder  gerade  bedurft  hätte.  Sie  wünschte  eben  wohl  bei 
den  meisten  dieser  Banken  keine  gröfsere  Depositenanhäufung, 
mit  den  Franzesi  wollte  sie  überhaupt  abbrechen.  Im  übrigen 
liefs  sie  natürlich  die  Gelder  so  lange  stehen,  als  sie  sie  nicht 
verwenden  konnte  und  zog  immer  nur  soviel  ein,  als  sie  fUr 
nötig  hielt.  Es  handelte  sich  teils  um  politische,  teils  um 
administrative  Zwecke.  Von  den  Pulci  erhob  Bonifaz  2000 
Goldfloren  aus  dem  lyoneser  Zehnt  zur  Bezwingung  des 
Schlosses  Zagarolo,  das  den  Colonna  gehörte^.  Es  mufs  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1298  gewesen  sein.  Im  September 
war  die  Burg  schon  gefallen.  Benedikt  liefs  die  Bardi  2870 
Goldfloren  an  die  Rektoren  des  Kirchenstaates  auszahlen^. 
Sonst  besitzen  wir  nähere  Nachrichten  nur  über  die  Auszah- 
lungen der  Cerchi,  wahrscheinlich  aus  Depositen,  wenigstens 
wollte  es  Rom  so  aufgefafst  wissen,  zum  Teil  vielleicht  aus 
eigenen  Mitteln  ®.  Die  Generalabrechnung  zwischen  der  Bank 
und  der  Kurie  nennt  folgende  Beträge: 

Zur  Einziehung  des  Zehnten  an  die  Bischöfe 
von  Embrun,  Marseille  und  Ario,  die 
Kollektoren  des  Zehnts  Bonifaz  VIII.  in 
Italien,  Achaja  waren,  sowie  zur  Ab- 
lieferung an  Genua® 1443  Goldfloren. 


»  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1151. 

«  Piton,  p.  175  ff. 

»  Reg.  Bon.,  Nr.  2827. 

*  Reg.  Nik.  IV.,  Nr.  7249. 
»  Reg.  Bon.,  Nr.  3118. 

•  Reg.  Bon.,  Nr.  2643. 

'  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1151. 

8  Ebenda  Nr.  2271.  An  der  Spitze  der  Tabelle  steht:  De  qua 
Bumma  sie  recepta  (Hinweis  auf  die  vorher  genannten  Depositen) 
Bolvistis  .  .  .  .,  im  Text  heifst  es  einmal:  Ihr  habt  ausgezahlt,  „1400  fa., 
de  quibus  non  erat  vobis  satisfactum." 

®  pro  pecunia  Genuae. 
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Übertrag:  1443  Goldfloren. 
Aus  den  Kirchenprovinzen,  wo  sie  Thesau- 
rare waren,  abgesehen  von  dem,  was  sie 

selbst  empfingen 3533 

An  Peter  von  Gubbio  und  Johann  von 
Bologna,  Kleriker  der  Kammer,  in 
Kirchengeschäften  ausgesandt  ^  ...  15 
Für  die  Söldner  und  Wächter  von  Monte- 
fiascone  und  für  einige  der  Romagna, 
was  noch  nicht  vergütet  worden  ist  .  1400 
An  die  Familiären  des  Papstes,  Hüter  des 
Schatzes  zu  Perugia,  für  ihren  Lebens- 
unterhalt^   266  fior,  d'oro 

7t.gr.  arg. 

Summa  6657  fior.  d'oro 

7t.gr.  arg. 

(=  191937,13  Reichsmark  Feingehalt). 

Man  hat  sich  die  Überführung  der  Steuern  nun   nicht  so 

vorzustellen,    als  ob  die  Bankiers  mit  barem  Gelde  an  ihren 

Bestimmungsort  gereist  wären.   In  der  Regel  waren  die  Summen 

dazu  viel   zu  bedeutend.     Aufserdem  wäre  der  ganze  Vorteil, 

der  in  den  Filialen  lag,  unbenutzt  geblieben.    Eine  Steuer  ist 

da  und  da  deponiert,  heifst  also,  die  an  dem  betreffenden  Orte 

befindlichen  Agenten  sind  verpflichtet,  eine  Anweisung  an  ihre 

Filiale  am  Bestimmungsorte  der  Steuer  zu  geben,  wenn  sie  die 

päpstliche  Kammer  darum  ersucht.    Sie  können  natürlich  das 

Deposit  auch  in   bar   ausgezahlt   haben,  doch  jedenfalls   nur 

dann,  wenn  sie  bei  ihren  Socii  keine  hinreichenden  Barmittel 

erwarten  durften*. 

Für  diese  Geldübermittlung,  sei  es  in  Wechseln,  sei  es  in 
bar,  erhoben  die  Banken  Provisionen,  über  die  leider  nur  sehr 
wenig  Angaben  vorhanden  sind.  Die  Alfani  zogen  sich  im 
Jahre  1286  von  4576  1.  8  sol.  ven.  den.  parv,  die  ihnen  Ger- 
hard von  Modena  zur  Beförderung  aus  Ungarn  nach  Rom 
übergab,  373  1.  17  sol.  für  „Mühen  und  Unkosten"  ab;  ferner 
von  53472  1.  6  sol,  aus  Ungarn  und  Polen  nach  Rom  ge- 
bracht, 13144  1.  12  sol.  2  den.  Das  macht  im  ersten  Falle 
etwa  12^/4^/0,  im  zweiten  25  ^/o  Provision.  Nur  diese  beiden 
Fälle  kennen  wir.  Aus  ihnen  wird  man  wohl  nur  das  so  wie 
so  einleuchtende  Gesetz  ableiten  dürfen,  dafs  die  Höhe  der 
Provisionen  von  der  Entfernung  des  Ausgangspunktes  von  der 
Endstation    abhing.     Vielleicht    gab  es  bestimmte  Taxen  fUr 

1  Zusatz:  „auf  euer  Drittel,  woraus  sich  schliefsen  l&fst,  dafs  die 
Bardi  und  Chiarenti  Auszahlungen  in  gleicher  Höhe  geleistet  haben. 
Die  Tabelle  steht  im  Bes.  Clem.  V.  Nr.  2271. 

<  Wir  kennen  nie  die  Befehle,  sondern  nur  die  Quittungen  der 
Auszahlungen.  Vermutlich  ergingen  die  Befehle  meist  an  die  in  Rom 
residierenden  Bankiers.  ^  j 
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die  Geldübermittlung  aus  einem  Lande  in  ein  anderes.  Dafiir 
spricht  einmal  der  Umstand ,  dafs  die  Summen  in  den  aller- 
meisten Fällen  doch  durch  Wechsel  vermittelt  wurden,  also 
die  Schwierigkeiten  des  Transports  einer  gröfseren  Geldsumme, 
die  in  verschiedenen  Gegenden  ganz  verschieden  ausfallen  und 
so  auf  die  Höhe  der  Provision  bestimmend  hätten  einwirken 
können,  fast  stets  in  Wegfall  kommen;  und  ferner  wird  in 
den  Rechenschaftsberichten,  Jene  beiden  oben  erwähnten  Fälle 
ausgenommen,  mit  keiner  Silbe  von  Provisionen  gesprochen, 
eben  weil  sie  vielleicht  von  vornherein  feststanden.  Wie  dem 
auch  sein  mag,  die  beiden  uns  bekannten  Beträge  sind  als 
ziemlich  hoch  zu  bezeichnen,  und  man  wird  kaum  in  der  An- 
nahme fehlgehen,  dafs  auch  sonst  ein  bedeutender  Bruchteil 
der  Depositen  auf  diese  Weise  in  den  Händen  der  Bankiers 
geblieben  sei.  Aber  ein  noch  gröfserer  verblieb  ihnen  auf 
einem  ganz  anderen  Wege,  nämlich  als  Entschädigung  för  die 
den  Päpsten  geleisteten  Vorschtlsse.  Wir  kommen  damit  zur 
Kreditthätigkeit  der  Banken  an  der  Kurie. 
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Drittes  Elapitel. 

Die  Kurie  und  die  Kreditbaniceii. 


Im  gröfseren  Umfange  bestand  ein  Kreditverkehr  zwischen 
Banken  und  Kurie  erst  seit  den  Tagen  Clemens  IV.  Der 
Kampf  eines  Änjou  um  die  neapolitanische  Krone  hatte  ihn 
damals  veranlafst.  In  den  achtziger  Jahren  war  es  abermals 
ein  Anjou,  für  den  Rom  weitaus  den  meisten  Kredit  in  An- 
spruch nahm,  und  das  neue  Kampfobjekt  war  Sicilien.  Doch 
weder  damals^  noch  jetzt  beschränkte  er  sich  auf  Florenz 
allein.  Besonders  unter  den  beiden  ersten  Päpsten  der  hier 
näher  geschilderten  Periode  waren  nichtflorentinische  Bankiers 
am  Kreditieren  stark  beteiligt. 

Wie  wir  wissen,  hatte  Honorius  IV.  dem  Könige  von 
Neapel  einen  Zehnt  für  das  sicilische  Unternehmen  eingeräumt, 
und  aus  ihm  wie  aus  dem  lyoneser  Zehnt  hatten  die  Banken 
Auszahlungen  an  Karl  IL  zu  machen.  Aber  die  Ereignisse 
drängten,  und  die  Steuern  gingen  zu  langsam  ein.  So  mufste 
sich  Honorius  an  seine  Bankiers  um  Vorschüsse  wenden, 
ebenso  seine  Nachfolger.  Doch  kennen  wir  bei  weitem  nicht 
alle  ftar  Neapel  aufgenommenen  Anleihen,  ebensowenig  die 
speciellen  Gründe  der  einzelnen. 

Unter  Honorius  liehen  die  Spiglati-Spini  2000,  später 
666  Goldunzen,  20  Tari^.  Die  Bernardini  ebensoviel',  beide 
im  Verein  mit  den  Ricciardi  8000  Goldunzen*,  andere  unge- 
nannte Kaufleute  4000  Goldunzen  <^.  Nikolaus  borgte  bei 
seinen  filnf  Hauptbanken  je  800,  später  je  1200  Goldunzen  •. 
Bonifaz  wandte    sich    zunächst   an   eine  Bank,    die    ihm    als 


iyjp.  37,  38. 

«  Reg.  Nik..  Nr.  101—102.    Die  Summe  von  666  o.  d'o.  setzt  noch 
eine  dritte  Kreditoank  voraus,  vermutlich  auch  schon  die  Bicciardi. 

•  Ebenda  Nr.  108,  104. 

^  £benda  Nr.  105.    Summe  unsicher. 
^  Ebenda. 

•  Ebenda  Nr.  7108—7112;  7215—7219. 
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Depositar  noch  nicht  näher  getreten  war.  Es  waren  die 
Franzesi.  Wir  haben  auf  die  eigentümliche  Stellung  dieses 
Bankhauses  bereits  kurz  hingewiesen.  Obwohl  Florentiner, 
suchten  sie,  wie  schon  ihr  Name  andeutet,  das  Centrum  ihrer 
merkantilen  Macht  in  Frankreich^.  Als  nun  der  Papst  1205 
den  Zehnt  für  Sicilien  auch  in  gewissen  Teilen  Frankreichs 
erheben  liefs,  waren  wohl  ihre  engen  Beziehungen  zu  den 
Eapetingern  Anlafs  dazu,  dafs  sie  an  die  Sekundogenitur  des 
Königshauses,  an  die  Anjou,  Vorschüsse  auf  diesen  Zehnt 
leisteten.  Bis  Anfang  1296  liehen  sie  in  verschiedenen  Raten 
4000,  ein  Jahr  später  5300  Goldunzen*.  Als  sie  bei  Rom  in 
Ungnade  fielen,  traten  auch  im  Kreditgeschäft  ihre  alten  Anta- 
gonisten, die  Spini,  an  ihre  Stelle,  in  ihren  Leistungen  alle 
anderen  Banken  weit  zurücklassend.  In  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  1299  liehen  sie  31248  fior.  d'oro  4  tur.  gr.,  kurz 
darauf  15  000  Goldfloren.  Die  Einzelbeträge,  die  sie  sonst  an 
die  Anjou  zahlten,  sind  nicht  bekannt;  im  ganzen  belief  sich 
die  Summe  auf  84400  fior.  d'oro  4  tur.  gr.  arg.,  was  einem 
Feingehalt  von  822056  Reichsmark  und  einer  Kaufkraft  von 
etwa  3288224  Reichsmark  heutzutage  entsprechen  würde®. 

Solchen  Summen  gegenüber  kann  der  Kredit,  den  die 
Kurie  für  sich  selbst  beanspruchte,  klein  genannt  werden. 
Freilich  besitzen  wir  nur  wenige  Zeugnisse.  Die  gröfste  uns 
bekannte  Anleihe  fällt  unter  Bonifaz,  der  bei  den  Cerchi,  Am- 
mannati und  Canigiani  9100  Goldfloren  zum  Kriege  gegen  die 
Colonna  lieh  *.  Die  einzigen  jedoch,  bei  denen  er,  wenn  auch 
in  kleineren  Raten,  dauernd  Kredit  nahm,  scheinen  die  Spini 
gewesen  zu  sein.  Vom  6.  Mai  1300  an  liehen  sie  der  päst- 
lichen  Kammer  folgende  Summen: 

Für  Bestreitung  der  Kosten  für  Boten  an 

Friedrich  von  Trinakrien'     ....     452 V2  Goldfloren. 
Zur  Eintreibung  des  Zehnts  Bonifaz  VIII. 
durch   den  Archidiakon  von  Gent  in 
Laon,  Cambray,  Metz,  Toul  und  Verdun 

für  zwei  Jahre 1300 

Durch  den  Erzbischof  von  Embrun  und 
den   Bischof  von   Marseille  für    zwei 

Jahre .400 

Übertrag :  2152V8Goldfloren. 

^  Sie  hiefsen  urspräDglich  Guidi.  Ihren  Beinamen  verdankten  sie 
dem  Aufenthalt  in  Frankreich.  Auch  sonst  hatten  Ländernamen  £in- 
flufs  auf  die  Namen  italienischer  Kaufleute.  So  fand  ich  einen  Gio- 
vanni Vandalesio  aus  Pistoja,  beiläufig  einen  neuen  Beleg  für  die  Be- 
ziehungen dieser  Stadt  zu  Spanien. 

«Reg.  Bon.  Nr.  1579;  1515.  Nach  Silbergehalt  und  Kaufkraft 
etwa  1  948  000  Em,  bezw.  2  681 110  Rm. 

»  Reg.  Bon.,  Nr.  3219,  8220. 

*  Reg.  Bon.,  Nr.  2644.    Etwa  soviel  wie  886  840  M.  Kaufkraft. 

^  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1151. 
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2152V8  Goldfloren. 

Durch  den  Magister  BonavS to  di  Casentino 

in  Böhmen  für  zwei  Jahre  ^ .     .     .     .  400 

Zur   Eintreibung    der   alten  und  neuen 

irischen  Dezime 887 

Zur  Eintreibung  der  Dezime  durch  den 
Bischof  von  Osimo  und  andere  Kollek- 
toren seiner  Provinz 54 

Für  Heu  und  Stroh,  das   zur  Zeit  des 

Lateranums  verbraucht  ward'   .     .     .  IS^Va 

Für  ungenannte  andere  Dinge .     ,     .     .  7 

Für  Bedürfnisse  der  Kammer  .    .     .     .  9154 - 

Summa  12787  Goldfloren. 

Unter  Hinzurechnung  der  Anleihen  für  Neapel  waren  es 
somit  ganz  aufserordentliche  Anforderungen ,  die  an  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bank  gestellt  wurden ,  und  der  Papst 
schrieb  einmal  an  Eduard  L,  die  Mittel  der  Spini  seien  durch 
die  grofsen  Summen,  die  sie  in-  und  aufserhalb  Italiens  in  . 
verschiedener  Höhe  vorgestreckt  hätten,  völlig  erschöpft*. 
Wenig  bestimmte  Nachrichten  haben  wir  aus  der  Zeit  Bene- 
dikts XI.  Wir  wissen  nur,  dafs  die  Cerchi,  Bardi  und  Chia- 
renti  an  die  Rektoren  des  Kirchenstaates  erst  5150  Goldfloren, 
darauf  4500  Goldfloren  geliehen  haben  *,  und  aus  der  Rechnungs- 
ablegung  der  Cerchi  können  wir  entnehmen,  dafs  sie  den 
Söldnern  von  Montefiascone  und  in  der  Romagna  Gelder  ge- 
borgt haben  ^.  Sicherlich  wurde  jetzt  die  Thätigkeit  der  Kredit- 
banken eingeschränkt,  denn  ein  wesentlicher  Anlafs  dazu,  der 
Krieg  gegen  Sicilien,  war  durch  den  Frieden  von  Caltabelotta 
1302  aus  der  Welt  geschafi^t.  Der  meiste  Kredit  wird  also 
von  der  Kurie  zu  eigenen  Zwecken  aufgenommen  worden  sein. 
Doch  herrscht  gerade  unter  Benedikt  grofse  Unsicherheit,  ob 
wir  es  mit  Vorschüssen  oder  Auszahlungen  zu  thun  haben; 
auf  die  Fälle  trat  unter  ihm  der  Vorschufscharakter  der  An- 
leihen deutlich  zu  Tage.  Damit  erhebt  sich  die  Frage,  wie 
sich  sonst  die  Praxis  zur  Theorie  gestellt  habe,  ob  z.  B.  eine 
Anleihe  für  Sicilien  wirklich  durch  den  sicilischen  Zehnt  ge- 
deckt worden  sei.    Dies  war  nun  unleugbar  das  Bestreben  der 

^  Vielleicht  1802,  wo  Bonifaz  am  6.  Dezember  ein  Schreiben  an 
ihn  aus  Anagni  richtete.  .  Drnmann  p.  68. 

•  «  4538,97  Rm.  (Kaufkraft).  Den  teuem  Preis  des  Heus  zwei 
Jahre  vorher  (das  Laterauum  war  im  November  1802)  erwähnt  Dru- 
mann  p.  252. 

*  Bond,  p.  215.  Für  die  Kirche  kamen  rund  100000  Goldgulden 
in  Betracht.  "Verdeichsweise  sei  erwähnt,  dafs  das  Betriebskapital  der 
Firma  Pemzzi  und  aller  ihrer  Compagnons,  also  einer  der  vier  ^fsten 
Banken  von  Florenz,  etwa  um  dieselbe  Zeit  (1808—1808)  nur  124000  Lire 
(etwa  ebensoviel  Florenen)  betrug;  vgl.  Peruzzi,  p.  253. 

*  Reg.  Bon.,  Nr.  1238,  120. 

•  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  2271.  Cnoalp 
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Kurie.  Dabei  ist  zu  beachten,  dafs  die  Anleihen  nominell  von 
den  Anjou  ausgingen,  die  ein  jedesmal  ,,alle  G-Üter,  bewegliche 
wie  feste,  insbesondere  das  Königreich  Sicilien  selbst,  die  dazu 
gehörigen  Herzogtümer,  Fürstentümer,  Grafschaften  und 
Schlösser,  und  die  Dezime"  yerpfkndeten  ^.  Die  Päpste  hielten 
sich  nur  an  die  letztgenannte  Bestimmung.  So  schrieb  Niko- 
laus den  Spiglati  unoL  Buonsignori  am  1.  Mai  1288,  sie  sollten 
sich  für  die  Anleihe,  die  Elarl  von  Anjou  namens  Honorius  IV. 
bei  ihnen  gemacht  hatte,  nicht,  wie  ihnen  das  Kardinalkolleg 
geschrieben,  an  dem  lyoneser,  sondern  dem  sicilischen  Zehnt 
schadlos  halten^.  Am  gleichen  Tage  schrieb  er  ihnen  und 
den  Bicciardi,  sie  sollten  sich  für  die  zweite  Anleihe  Elarls 
unter  Honorius  durch  die  sicilische,  und  nur,  wenn  diese  nicht 
ausreiche,  durch  die  lyoneser  Steuer  entschädigen*.  Ihm 
selbst  freilich  blieb  nichts  übrig,  als  die  Spiglati,  Pulci,  Chia- 
renti,  Ricciardi  und  Buonsignori  fUr  die  Anleihe,  die  Karl 
unter  ihm  gemacht  hatte,  auf  den  Kreuzzugszehnt  zu  ver- 
weisen (August  1288)*,  und  er  mufste  dies  im  Februar  1289 
fUr  eine  neue  Anleihe  wiederholen '^.  Bonifaz  konnte  die 
Deckung  der  sicilischen  Anleihe  bei  den  Franzesi  durch  den 
sicilischen  Zehnt  durchführen.  Im  März  1296  erhielt  die  Bank 
Anweisung  auf  die  firträge  aus  den  Sammelgebieten  der  Bischöfe 
von  Viterbo,  Parma  und  Castellano,  d.  h.  der  Kollektoren  von 
Norditalien,  im  Januar  1297  auf  die  Mittelitaliens,  bei  den 
Bischöfen  von  Osimo,  Todi  und  Anagni*.  Die  Anleihen  bei 
den  Spini  mufste  der  Papst  jedoch  mit  anderen  Zehnten  decken ; 
denn  der  Rest  der  sicilischen  Dezime,  über  den  er  den  Franzesi 
im  Juni  1299  quittierte,  war  viel  zu  gering  dazu.  Am  80.  Mai 
mufste  er  ihnen  den  ersten  Jahresertrag  des  Zehnts  pro  ne- 
cessitate  ecclesiae  überweisen;  am  29.  Juni  sicherte  er  sie 
ihnen  erneut  zu;  am  25.  August  überwies  er  ihnen  auch  den 
Ertrag  des  zweiten  Jahres.  Von  der  ersten  Summe,  die  sie 
vorgeschossen  hatten,  in  der  Höhe  von  81 248  fior.  d'oro  4  tur. 
gr.  arg.,  sollten  20000  Goldfioren  durch  die  französischen, 
11248  fior.  d'oro  4  tur.  gr.  arg.  durch  die  italienischen  Be- 
zirke gedeckt  werden®.  Wie  die  späteren  Anleihen  der  Anjou 
bezahlt  worden  sind,  wissen  wir  nicht.  Wahrscheinlich  war 
die  Kurie  darum  selbst  in  Verlegenheit.  Bei  der  General- 
abrechnung im  Mai  1800  hatten  die  Spini  noch  57000  G-old- 


1  Reg.  Nik.,  Nr.  101,  102. 
«  Ebenda  Nr.  101-104. 
»  Ebenda  Nr.  105. 

*  Reg.  Nik.,  Nr.  7108—7112. 
»  Ebenda  Nr.  7215. 

•  Reg,  Bon.,  Nr.  1578. 
'  Ebenda  Nr.  1515. 

«  Reg.  Bon.,  Nr.  3116,  vgl.  Nr.  8052,  8064. 
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gülden  za  beanspruchend  Kleinere  Forderungen  pflegte  Rom 
durch  die  Servitien  der  Prälaten  zu  befriedigen,  eine  Geld- 
abgabe, die  jeder  Erzbischof  und  Bischof,  sowie  einzelne  Äbte 
bei  ihrer  Erneuerung  oder  Bestätigung  zu  leisten  hatten.  Als 
z.  B.  die  Ammannati  gegen  die  Colonna  G-eld  geliehen  hatten, 
erhielten  sie  das  Servitium  commune  des  Erzbischofs  von  York 
(=  2000  m.  arg.),  die  Canigiani  aus  demselben  Grunde  das 
des  Bischofs  von  Verdun  (=  2000  Goldfloren);  die  Cerchi  die 
der  Mönche  von  Vallombrosa  (=  1000  Goldfloren),  die  des 
Abtes  von  Sankt  Remigius  bei  Rheims  (=  2600  Goldfloren) 
und  des  Priors  von  Camaldoli  (=  500  Goldfloren*). 

Andererseits  war  es  natürlich,  dafs  Benedikt  die  Cerchi, 
Bardi  und  Chiarenti,  die  den  Rektoren  der  Provinzen  des 
Kirchenstaates  Vorschüsse  geleistet  hatten,  durch  die  Steuern 
eben  dieser  Provinzen  befriedigte*. 

So  waren  es  also  nicht  allein  administrative  Rücksichten, 
die  die  päpstliche  Kammer  bestimmten,  die  Banken  mit  den 
Kollektoren  der  Kirchensteuern  in  Beziehung  zu  setzen.  Oft 
war  vielmehr  die  depositarische  Thätigkeit  einer  Bank  die 
Folge  ihrer  kreditorischen.  Wir  sahen  es  nirgends  so  klar 
wie  bei  den  Franzesi.  und  ganz  davon  abgesehen,  dafs  die 
Kurie  ihre  Gläubiger  kaum  anders,  als  durch  die  Zehnten  be- 
friedigen konnte,  mufsten  die  Bankiers  aus  zwei  Gründen  immer 
wieder  auf  dieser  Art  der  Entschädigung  bestehen.  Einmal 
sicherten  sie  sich  das  Kapital  und  konnten  nie  in  eine  Lage 
geraten,  wie  etwa  die  Bardi  und  Peruzzi  im  14.  Jahrhundert 
gegenüber  Eduard  UI.,  wo  sie  nur  deshalb  ihr  ganzes  Guthaben 
verloren,  weil  sie  sich  in  allzu  blindem  Vertrauen  auf  die  Treue 
des  Königs  keine  bestimmte  Entschädigung  hatten  zuweisen 
lassen  ^.  Und  ferner  war  es  ihnen  so  allein  möglich,  ihr  Kapital 
mit  Zinsen  wieder  zu  bekommen,  zwar  nicht  direkt  verzinst, 
was  die  Kurie  nicht  hätte  dulden  können ;  aber  der  ganze  Gewinn, 
den  die  Banken  als  Depositare  aus  den  Kirchensteuern  zogen, 
blieb  ihnen  auch  als  Besitzern.  Die  geschickte  Ausnutzung 
des  Heimatskurses  der  Münzsorten  war  ihr  Zinsertrag. 

Aus  der  starken  Inanspruchnahme  des  Kredits  der  Banken 
erklärt  es  sich,  weshalb  die  in  gewissen  Zwischenräumen  statt- 
findenden Generalabrechnungen  verhältnismäfsig  wenig  Über- 
schüsse zu  Gunsten  der  Kammer  ergaben.  Eine  Abrechnung 
mit  den  Spini  liefs  ihr  nur  2700  Goldfloren,  eine  solche  mit 
den  Bardi  8052V«  Goldfloren,  die  mit  den  Cerchi  ging  glatt 
auf  ^    Freilich  lag  hier  die  Sache  anders.   Die  Bank  hatte  nichts 

1  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1152  i-  einer  Kaufkraft  von  etwa  2Va 
Millionen  Keichsmark. 

«  Reg.  Bon.,  Nr.  2644—2646. 

»Reg.  Ben.,  Nr.  1238. 

*  G.  Villani  XI,  c.  88;  c.  138. 

»  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  1151,  1152,  2271. 
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ausgeliehen^  wofür  sie  zu  entschädigen  gewesen  wäre,  sondern 
eben  im  Laufe  der  Zeit  sämtliche  Depositen  ausgezahlt.  Weitere 
Generalabrechnungen  kennen  wir  nicht. 

Somit  haben  wir  die  finanziellen  Beziehungen  der  Banken 
zur  päpstlichen  Kammer  dargestellt,  soweit  es  auf  Grund  des 
▼erönentlichten  Materials  möglich  war.  Als  ihr  Hauptmerkmal 
erkannten  wir  die  Vermischung  der  depositarischen  und  kredi- 
torischen Thätigkeit.  Ganz  anders  war  der  Verkehr  der 
Bankhäuser  mit  der  zweiten  Kammer  der  Kurie,  mit  der  des 
Kardinalkollegiums  beschaffen« 
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Viertes  Kapitel« 

Die  Banken  und  das  Kardinalkolleg^ 


Seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  war  das  Kardinal- 
kolleg der  zweite  ausschlaggebende  Faktor  an  der  Kurie  ge- 
worden. Die  Papstwahl  ward  ausschliefslich  in  seine  Hände 
gelegt,  und  während  der  Sedisvakanzen  führte  es  die  Regie- 
rung der  Kirche.  Wir  haben  schon  oben  ausgefilhrt,  welche 
Beziehungen  es  als  Stellvertreter  der  Päpste  zu  den  Bank- 
häusern hatte.  Dagegen  bleiben  noch  diejenigen  zu  erörtern, 
die  es  im  Besitze  einer  eigenen  Kammer  mit  den  Bankiers 
unterhielt.  Sie  waren  wesentlich  einfacher,  als  die  verwickelten 
der  apostolischen  Kammer.  Sie  beschränkten  sich  zumeist  auf 
das  Auszahlen  der  Steuern,  die  die  Päpste  der  Kammer  des 
Kollegs  tiberwiesen.  Das  war  ein  bestimmter  Teil  verschie- 
dener Census,  der  Peterspfennige,  der  Servitia  communia  und 
endlich  der  Visitationes,  einer  Geldabgabe,  die  gewisse  Prälaten 
in  mehrjährigen  Zwischenräumen  bieim  Besuch  der  Apostel- 
gräber oder  an  seiner  Statt  zu  entrichten  hatten'.  An  sämt- 
lichen Einktinften  hatte  das  Kardinalkolleg  erst  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  Anteil  bekommen,  rechtlich  eigentlich  erst 
1289,  durch  Nikolaus  IV.  Bulle  „Coelestis  altitudo''.  Nun  ergab 
sich  ein  doppeltes  Gebiet  für  die  Thätigkeit  der  Kauf  leute, 
nämlich  die  Überführung  der  Steuern  an  die  Kammer  des 
Kollegs  und  ihre  Verteilung  unter  die  einzelnen  Kardinäle. 

Im  ersteren  Falle  stand  es  nicht  in  der  Macht  der  Kammer, 
sich  die  Bankiers  zu  wählen.  Wer  ihr  die  Census  und  Peters- 
pfennige überweisen  sollte,  hing  davon  ab,  wen  die  Päpste 
mit    der   Einkassierung   dieser   Steuern    betrauten.     Bei    den 


^  Kirsch,  Finanzverwaltang  des  KardinalkoUegs,  in  den  Kirchen- 
fesch.  Stadien  II,  Heft  4.  Baum  garten,  die  Kammer  des  Kardinal- 
LoUegs. 

'  Am  Zehnten  hatte  das  Kolleg  keinen  Anteil. 
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Servitien  und  Visitationes  wiederum  kam  es  darauf  an,  bei 
welchem  Bankbause  die  Prälaten  die  Gelder  einzahlten  oder 
welche  Bank  sie  zu  ihren  Prokuratoren  an  der  Kurie  machten  *. 

So  wurde  der  Censusanteil  aus  der  Grafschaft  Venaissin 
1295  durch  die  Chiarenti,  1297  durch  die  Franzesi  übergeben  *. 
Beide  Firmen  hatten  ihn  auch  eingezogen. 

Dagegen  hing  es  durchaus  vom  Willen  der  Kardinäle  ab, 
wer  das  Geld  unter  sie  verteilen  sollte.  Sie  verwendeten  dazu 
ausnahmslos  Kaufleute.  In  den  letzten  Jahren  des  18.  und 
den  ersten  des  14.  Jahrhunderts  waren  es  vornehmlich  die 
Chiarenti.  Nur  selten  finden  wir  andere  Kaufhäuser  genannt. 
Im  November  1295  verteilten  die  Spini  das  Servitium  des 
Abtes  von  San  Giorgio  in  Venedig,  1296  die  Ammannati  die 
der  Bischöfe  von  Ostia  und  Seez,  1298  wurden  die  Spini  fast 
ausschliefslich  beschäftigt,  die  Chiarenti  so  gut  wie  nicht  Es 
ist  dies  dasselbe  Jahr,  in  dem  der  Krieg  der  Kurie  gegen  die 
Colonna  tobte.  Darf  man  hierin  vielleicht  einen  neuen  Beleg 
flir  die  Verbindung  der  Chiarenti  mit  jenem  Adelsgeschlecht 
erblicken  und  annehmen,  dafs  beide  zugleich  in  Ungnade 
waren?  Aber  diese  Ausnahmen  abgerechnet,  waren  sowohl 
vor  wie  nach  1298  die  Chiarenti  die  eigentlichen  „Kaufleute 
des  Kollegs"'.  Die  Wendung:  „es  empfing  jeder  Kardinal  aus 
den  Händen  besagter  Kaufleute,  der  Chiarenti",  ist  so  gut  -wie 
stehend.  Das  macht  sich  besonders  bei  den  Servitien  und 
Visitationes  bemerkbar,  die  sie  selbst  dann  unter  die  einzelnen 
Kardinäle  verteilten,  wo  ganz  andere  Banken  das  Geld  an  die 
Kammer  des  Kollegs  ausgezahlt  hatten.  So  überwiesen  die 
Spini  das  Servitium  des  Bischofs  von  Famagusta  auf  Cypern, 
ebenso  das  des  Abtes  von  Marmoutiers  bei  Tours,  die  Franzesi 
das  des  Abtes  von  Saint  Colombe  bei  Sens,  und  jedesmal  ver- 
teilten es  die  Chiarenti.  Ebenso  wurden  1299  die  Steuern  aus 
Venaissin,  als  noch  die  Franzesi  Rektoren  waren,  1308  und 
1304  unter  dem  Rektorat  des  Ruggiero  Spina  die  Strafgelder 
der  Grafschaft  durch  die  Chiarenti  verteilt*. 

Noch  mehr;  die  wenigen  etwas  entwickelteren  Finanz- 
geschäfte des  Kardinalkollegs  lagen  gleichfalls  in  den  Händen 
der  Chiarenti.  Sie  nahmen  das  erste  uns  bekannte  Deposit 
zur  Bestreitung  gemeinsamer  Ausgaben  des  Kollegs  in  Empfang ; 
sie  streckten  diesem  auch  das  erste  Darlehen  vor*.  Wie  lange 
sie  sich  in  dieser   einflufsreichen  Stellung  erhalten  haben,    ist 


1  Vgl.  p.  48. 

■  "Vgl.  nier  wie  für  das  Folgende:  Register  der  Verteilungen  der 
gemeinsamen  Einkünfte  an  die  Kardinäle,  bei  Kirsch  a.  a.  0. 

"  Als  solche  Ende  1297  die  Franzesi  anzunehmen,  erweist  sich  bei 
richtiger  Interpretation  der  Register  als  ein  Irrtum. 

«  Baumgarten,  Urkunden  Nr.  265  und  Nr.  268. 

»  Baumgarten,  Urkunden  Nr.  289,  247. 
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unbekannt.  Auf  keinen  Fall  länger  als  bis  1316  ^.  Seit  dieser 
Zeit  nämlich  übergab  das  Kolleg  die  Geschäfte  der  Eaufleute 
an  besondere  Unterbeamte  der  Kammer.  Erst  seit  dem 
15.  Jahrhundert  nahm  es  von  neuem  Kaufleute  in  seine 
Dienste,  deren  Thätigkeit  sich  nun  aber  unendlich  ver- 
wickelter und  weitschichtiger  gestaltete,  als  die  der  Chiarenti 
gewesen  war. 


1  Baumgarten,    Urkunden    p.    CLXLLI— CLXVi.    Beginn    der 
Regierung  Johanns  XXII. 
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Fünftes  Kapitel. 

Banken  und  Klerus. 


Parallel  ihren  Beziehungen  zur  Kurie  unterhielten  die 
Banken  auch  solche  mit  dem  Klerus.  Aber  hier  waren  sie 
doch  vorwiegend  anderer  Art  als  dort.  Es  kam  wohl  vor, 
dafs  ein  Geistlicher  in  Nachahmung  der  Kurie,  oder  vielmehr 
von  gleichen  Gründen  bestimmt,  seine  finanziellen  Angelegen- 
heiten durch  einen  eigens  dafür  bestimmten  Bankier  ordnen 
liefs.  So  kennen  wir  einen  Francesco  Guidi  aus  Siena  als 
„Kaufmann  des  Erzbischofs  von  York**  unter  Clemens  IV.  \ 
und  wir  wissen,  dafs  die  Spini  1308  „Kaufleute  des  Kardinals 
Gentili"  in  Ungarn  waren  ^.  Ihre  Stellung  mag  der  der 
Peruzzi  ähnlich  gewesen  sein,  die  im  12.  Jahrhundert  die 
Geldgeschäfte  der  Nonnen  von  Santa  Felicita  in  Florenz  be- 
sorgten^. Daneben  geschah  es  bisweilen,  dafs  die  Bankiers 
den  Prälaten  als  Prokuratoren  an  der  Kurie  dienten,  das  heifst 
für  sie  das  Servitium  commune  bezahlten  oder  wenigstens 
dafür  zu  haften  bereit  waren.  Medico  Aliotti  z.  B.,  ein  Mit- 
glied der  Spini,  war  Prokurator  des  Bischofs  von  Famagusta^ 
die  Ammannati  waren  es  einmal  für  den  Abt  von  St.  Viktor 
in  Marseille^. 

Aber  alles  dies  waren  vereinzelte  Fälle  und  betrafen  nur 
die  wohlhabenden  Prälaten.  Für  den  gröfseren  Teil  des 
Klerus  spielten  die  Kaufleute  nicht  als  Beamte  und  Agent^, 
sondern  als  Kreditoren  eine  bedeutsame  Rolle. 

Man  hat  einen  doppelten  Kreditverkehr  zwischen  Banken 
und  Klerus  zu  unterscneiden :  den  aufserhalb  und  den  an  der 
Kurie.  Diese  Scheidung,  schon  im  18.  Jahrhundert  gang  und 
be,   ist  kaum  allein  örtlich  aufzufassen.    Zwar  ist  über  die 

»  Reg.  Clem.  IV.,  Nr.  735. 


a  Mon.  Vat.  Hung.  I  2,  p.  153. 
^  Baumgarten,  Urkunde  Nr.  79. 


■  David8ohn,jp.  797. 

*  Reg.  Clem.  V.  App.  I,  p.  257. 
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Natur  der  aufserhalb  der  Kurie  abgeschloBsenen  Anleiben  nichts 
Gewisses  zu  sagen.  Einn^^l  werden  die  Geistlichen  Vorschüsse 
auf  die  zu  bezahlenden  Kirchensteuern  aufgenommen  haben. 
Vielleicht  haben  sie  auch  zu  politischen  Unternehmungen  und 
dergleichen  Geld  gebraucht.  Im  Grunde  kennen  wir  nur  die 
Thatsache  von  Anleihen  „aufserhalb  der  Kurie**.  Diesem 
offiziellen  Titel  begegnen  wir  ab  und  zu.  Aber  auf  keinen 
Fall  kann  der  Einflufs  Roms  bei  ihnen  ebenso  stark  wie  bei 
den  Anleihen  „an  der  Kurie"  gewesen  sein.  Diese  letzteren 
sind  nicht  mit  Anleihen  in  Rom  zu  verwechseln,  und  deshalb 
haben  hier  alle  die  Vorschüsse  keine  Erörterung  zu  finden, 
die  von  dem  beim  Papste  weilenden  Legaten  irgend  eines 
Fürsten  aufgenommen  wurden.  Vielmehr  sind  die  „Anleihen 
an  der  Kurie"  mit  einem  fest  fixierten  Begriff  vei*bunden,  und 
man  versteht  darunter  alle  Vorschüsse,  die  ein  am  päpstlichen 
Hofe  weilender  oder  dort  durch  Abgesandte  vertretener  Prälat 
aufnahm,  um  sein  Servitium  commune,  seine  Visitatio  und  oft 
genug  die  Kosten  des  Aufenthaltes  und  der  Reise  bezahlen  zu 
können. 

Einen  erschöpfenden  Überblick  über  die  zwischen  1285 
und  1305  aufserhalb  der  Kurie  abgeschlossenen  Anleihen  zu 
geben,  ist  ganz  unmöglich.  Ebenso  läfst  sich  die  Frage,  welche 
Banken  daran  vorzugsweise  beteiligt  waren,  nur  im  allgemeinen 
beantworten.  Vorschüsse  auf  Kreuzzugssteuem  gaben  wohl 
die  Bankiers,  die  die  Steuern  deponieren  sollten  und  deren 
Agenten  also  den  Kollektor  begleiteten.  In  dieses  Gebiet 
fallen  vermutlich  die  zahlreichen  Anleihen,  die  bei  den  Chia- 
renti  in  Italien  und  Deutschland,  den  Spini  in  Frankreich  und 
Spanien,  den  Mozzi  in  allen  vier  Ländern  aufgenommen 
wurden^.  Der  Umstand,  dab  gerade  diese  drei  Banken  in 
einer  Zeit,  wo  sie  an  der  Kurie  die  erste  Rolle  spielten,  zu- 
sammen genannt  werden,  berechtigt  zu  dem  Schlüsse,  dafs  es 
sich  hier  um  Vorschüsse  auf  Kirchensteuern  gehandelt  hat. 
Die  bekannt  zeitigsten  Anleihen  aufserhalb  der  Kurie  nahmen 
übrigens  englische  Prälaten  bei  Piacentinern  auf^. 

Was  die  Anleihen  an  der  Kurie  anlangt,  so  läfst  sich  fest- 
stellen,  dafs  Siena  und  Florenz  während  des  ganzen  13.  Jahr- 
hunderts die  erste  Stelle  einnahmen;  sie  hatten  eben  mit  der 
päpstlichen  Kammer  die  engste  Verbindung.  Aber  auch  Kauf- 
leute aus  Rom,  Lucca,  Piacenza,  Pavia  und  Bologna  begegnen 
uns  als  Kreditoren®.  Was  die  Zeit  von  1285  an  betrifft,  so 
kennen  wir    unter  Honorius   überhaupt  nur   einen  Fall,  eine 


1  Reg.  Bon.,  Nr  2026. 

*  Hardy,  Botnli  de  liberate,  p.  48, 148.   Rotuli  cartarum  p.31,  96. 

»Rom:  Reg.  Hon.  III,  Nr.  1802.  R.  Greg.  IX,  845,  1465,  1760. 
Reg.  Inn.  IV,  Nr.  5988,  7926.  Lucca:  R.  Hon.  III,  Nr.  5979,  1217. 
Pavia:  Ebenda  Nr.  5979.    Bologna:  Reg.  Greg.  IX,  Nr.  569^ 
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Anleihe  des  Bischofs  von  Florenz  bei  den  Spiglati  -  Spini  *. 
Auch  unter  Nikolaus  hören  wir  nur  von  einigen  Anleihen 
bei  Nichtflorentinern  ^.  Dagegen  besitzen  wir  zahlreiche  Nach- 
richten aus  der  Zeit  Bonifez'  VIII.  und  Benedikts  XI.  Die 
folgende  Tabelle  soll  das  Stärkeverhältnis  der  Florentinischen 
zu  den  übrigen  italienischen  Banken  veranschaulichen.  Es 
liehen  bei  den 

Abb'ati  (Florenz)». 
472  I  17.  10.  1295  Johann,  Bischof  v.  Langres    8000  Goldfloren. 
925  I     2.    3.  1296  Ferricus,  Bischof  v.  Orleans    2000  Pfd.  kl.  Toumosen. 
1022  I     9.    5.  1296  Johann,  Bischof  v.  Puy  .     .    1000     -      - 
1228     28.    8.  1296  Oddo,  Abt  v.  Marmoutiers- 

les-Tours  2*100      -       » 

1310     13.    9.  1296  Wilhelm,  Bischof  v."  viviers    2000  Goldfloren, 
1325     28.    8.  1296  Galhard,     Abt     v.     Monte 

Oassino  S'yOO  - 

1514     11.     1.  1297  Stephan,  Abt  v.  Molesme    !    3000 
1686       4.    3.  1297  Itherius,  Bischof  v.  Lodöve    8000  Pfd.  kl.  Toumosen. 
1716     22.    3.  1297  Guido,  Bischof  v.  Cambray    1380     -      - 
1724       1.    4.  1297  Gonzalez,  Abt  v.  S.  Satumin 

bei  Toulouse 4000  Goldfloren. 

1887       5.    7.  1297  Bertrand,  Bischof  v.  Taran- 

taise 1700 

1918     18.    7.  1297  Arnold  Roger,  Bischof  von 

Toulouse 5000  Pfd.  kl.  Toumosen. 

1999  I  29.     7.  1297  Aimo,  Abt  v.  S.  Anton,  Diöz. 

Langres 8000  (Joldfloren. 

A  If  ani  (Florenz). 
956     16.     1.  1296  Landulf,    Bischof  v.  Brixen    2000 
1062       8.    5.  1296  Wilhelm,  Bischof  v.  Utrecht    3000  Pfd.  kl.  Toumosen. 


1021 


447 
925 


811 


919 
920 


A  n  t  e  1  e  s  i  (Florenz). 
16.    4.  1296  Johann,    Bischof  v.   Padua    3500  Goldfloren. 

Bardi  (Florenz). 
7.    7.  1298  Guido,  Bischof  v.  Famagusta 

und  Tortosa 1200 

C  a  n  i  g  i  a  n  i  (Florenz). 
28.  10.  1295  Burkhard,  Bischof  v.  Metz  .    1600 
2.    3.  1296  Ferricus,  Bischof  v.  Orleans    1000 

Cerchi  (Florenz)*. 
21.    5.  1304  Wulfing,   Bischof  v.   Bam- 
berg  250  Mark  Silber. 

F  r  a  n  z  e  s  i  (Florenz), 
vom  22.  2.  1296  Oddo,    |  Mönche 

Johann,  \      aus         16000  Goldfloren. 

Peter,  J  Clugny 


1  Reg.  Nik.  Nr.  4037. 

«  Ebenda  Nr.  3653,  5758;  1710. 

s  Die  links  stehende  Zahl  ist  die  Registeraummer,  unter  der  die 
Erlaubnis  des  Papstes,  eine  Anleihe  2u  machen,  eingezeichnet  steht, 
dann  fol^  das  Datum  dazu. 

*  Die  Nummer  bezieht  sich  auf  die  Register  Benedikts  XI. 
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la    9.  1296  Wilhelm,  Abt  v.  Moustier- 

en-Der 2  000  Pfd.  kl.  Tournosen. 

2.  10.  1296  Gonzalez,    Abc    v.    Sankt 
Saturnin 4  000  Goldfloren. 

M  o  z  z  i  (Florenz). 
20.    5.  1296  David,  Bischofzu  St.  David 

(England) 1 000  Mark  Silber. 

3.  5.  1298  Der  Tempelorden  .    .    .    .    12  000  Goldfloren. 

15.  6.  1298  Bertrand,  Abt  v.  Clugny  .    10  000 

7.  4.  1299  Peter,  Abt  v.  Gorze  p[)i6z. 
Metz) 2000 

P  u  1  c  i  (Florenz). 

11.  10.  1296  Ferdinand,  Bischof  v.  Leon      5230  Pfd.  kl.  Toumosen 

S  p  i  n  i  (Florenz). 
Anfang  1297  Saracenus,  Bischof  v.  Melfl      4000     -       - 
9.    3.  1297  Thomas,  Abt  v.  F6camp    . 

(Diöz.  Ronen) 10  000  Goldgulden. 

24.     1.  1298  Eximinus,  Bischof  v.  Sara- 

Sossa 4  000  Pfd.  kl.  Toumosen. 
ohann,  Bischof  v.  Chalons      5  000  Goldfloren. 
27.    2.  1298  Anselm,  Prior  v.  Camaldoli      6  000 

8.  3.  1298  Heinrich,  Erzbischof  V.  York      1000  Mark  Sterling. 

9.  3.  1298  Roger,  Abt  v.  St.  Remigius 
zu  Rheims 3  750  Pfd.  kl.  Toumosen. 

17.    4.  1298  Amold,  Roger  Bischof  von 

Toulouse 20  000  Goldfloren. 

20.  4.  1298  Roger,  Abt  v.  Vallombrosa      5  000 
9.    6.  1298  Bertrand,   Abt  von   Mont- 

majeur 6000 

f    15.  1.,  10.  7.  1298  Der  Cistercienser- 

\  orden 7  000 

12.  9.  1298  Andreas,  Bischof  v.Avignon      6000 
19.  10.  1298  Bertrand,  Abt  v.  Clugny    .13000 

16.  12.  1298  Johann,  Abt  v.  S.  Genofeva 
zu  Paris 1  500 

6.    4,  1299  Heinrich,  Prior  von  Celle 

(Diöz.  Troyes) 4  000 

17.  4.  1299  Robert,  Bischof  v.  Rheims    20000 

18.  4.  1299  Philipp,  Abt  v.  S.  Medardus 
zu  Soissons 14  000 

27.    7.  1299  Peter,  Bischof  v.  Toulouse      8  000» 
Mitte    1299  Johannes,Bischofv.Norwich    12  000 

Benedetti  (Pisa). 

21.  10.  1295  Johann,  Erzbisch,  v.  Patras      2  500 
29.  12.  1298  Teditius,Erzbisch.v.Torres      1000 

Cavalosari  (Pisa). 
8.    5.  1296  Wilhelm,  Bischof  V.Utrecht        500 
31.    1.  1299  Johann,  Erzbischof  v.  Pisa      3000 

Gaetani  (Pisa). 
Vor  Juli  1299  Amold,  Roger  Bischof  v. 

Toulouse 4  000 


^  Gesellschaft  aus  Nr.  3186  zu  erschliefsen. 
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190 

217» 


951 
1997 


700  Mark  SUber. 


153 
885» 


6.    8.  1295  Martin,  Erzbischof  v.  Braga      1 500  Mark  Silber. 

30.  12.  1295  Gonzalez,    Erzbischof   von 

Sevilla 4  000  Pfd.  kl.  Toumosen. 

22.  11.  1296  Bertrand,  Bischof  y.   Com- 

minj?es 4000     - 

15.    8.  1297  Guiclo,  Biachof  v.  Cambray        862     -      - 
29.    8.  1297  Gundisalvus,  Erzbischof  v. 

Toledo 500  Mark  Silber.. 

28.    8.  1297  Peter,  Abt  v,  S.  Johann  bei 

Laon 2000Pfd.kl.Toiirno8en. 

23  u.  27.  12.  1297  Heinrich,  Erxbischofv. 

York 5500  Mark  Sterling. 

9.  10.  1298  Bertrand,  Bischof  v.   Albi      2  500  Goldfloren. 

31.  1.  1299  Maronus,  Archidiacon  von 

Braga 

31.    1.  1299  Barthol,  Prior  v.  Santa  Cruz 

zu  Coimbra 1  500  Goldfloren. 

28.    4.  1299  Johann,   Bischof  von  Car- 

casson 8000 

6.  4.  1299  Bartholomäus,  Bischof  von 

Autun 8000 

9.    1.  1300  Bertrand,    Erzbischof    von 

Bordeaux 7  000 

Ohiarenti  (Pistoja). 

7.  3.  1296  Peter,  Abt  zu  Orleans   .    .      3000  Pfd.  kl.  Toumosen. 

18.  4.  1296  Wilhelm,  Abt  von  Moyssac 

(Diöz.  Cahoi-s) 3000     -      - 

9.    5.  1296  Johann,    Bischof  von   Puy         500     -      - 
28.  11.  1297  Peter,  Erzbisch,  v.  Rheims      2  000  Goldfloren. 
12.  12.  1297  Gundisalvus,  Erzbischof  v. 

Toledo    ........      1  650  Mark  Silber. 

Juli    1298  Roderich,  Bisch,  v.  Minden      3 000  Gk)ldfloren. 
7.    7.  1298  Gundisalvus,  Erzbischof  v. 

Toledo    .    .    • 

24.  9.  1298  Gazon,  Bischof  v.  Laon .  . 
15.  2.  1299  Egidius,  Bischof  v.  Rennes 
12.  3.  1299  Jonann,  Bischof,  v.  Meaux 
Novbr.  1299  Johann,  Bischof  v.  Lisieuz 
9.    1.  1800  Bertrand,    Erzbischof    von 

Bordeaux 1000 

12.    1.  1300  Aistulf,  Abt  v.  S.  Ambrogio 

(Mailand) 2000 

28.  12.  1808  Hubert,  Bischof  v.  Bologna      1  000 
Januar  1304  Mauritius,    Erzbischof  von 

Cashel  (Irland) 600  Mark  Silber. 

Jan.  1304    Nikolaus,  Bischof  v.  Albenga         500  Goldfloren. 

Ungenannte  Firmen  (Rom). 

7.  3.  1296  Wilhelm,  Bischof  v.  Utrecht      4  000  Pfd.  kl.  Toumosen. 

19.  8.  1297  Peter,  Abt  von  Gorze    .    .      2  000  Mark  Silber. 

Caliboconi  (Rom). 

2.    1.  1304  Guido,   Bischof  v.  Utrecht      1  500  Goldfloren. 

8.  2.  1804  Nikolaus,  Bischof  v.  Malta         500 


500  Mark  Silber. 
18  250  Goldfloren. 

5000 

8000 
10000 


^  Die  drei  letzten  Nummern  aus  Reg.  Bon.  XL 
•  Die  zwei  letzten  ebenso. 
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Buonsignori  (Siena). 
298  Vor  21.  Juni  1295  Wilhelm,    Abt    von 

Clugny ? 

2189  19.  12.  1297  Radulf,  Abt  v.  SS.  Vaast  bei 

Arras 1  600  Goldfloren  ^ 

So  unvollständig  diese  Tabelle  auch  ist,  sie  erweist  das 
numerische  Übergewicht  der  Florentiner  Banken  zur  Genüge. 
Anders^  sehen  wir,  stand  es  mit  der  Verwendung  jeder  ein- 
zelnen Bank.  Anfangs  kreditierten  die  Abbati  viel,  fast  aus- 
schliefslich  französischen  Prälaten.  An  ihre  Stelle  traten  dann 
als  beliebteste  ilorentinische  Kreditbank  die  Spini,  die  Geist- 
lichen aller  Länder  aufser  von  Deutschland  geborgt  haben 
und  übrigens  stets  getrennt  von  den  Mozzi  handelten,  deren 
Kreditgeschäfte  nicht  hervorragend  waren,  aber  doch  noch 
einen  Vergleich  mit  denen  der  aufserordentlich  wenig  be- 
schäftigten anderen  Finnen  aus  Florenz  aushielten.  Umsomehr 
waren  die  Ammannati  und  Chiarenti  gesucht.  Beide  hatten 
mehrere  spanische  Schuldner.  So  weit  bekannt,  beziffern  sich 
die  vorgestreckten  Summen  bei  den  am  meisten  beteiligten 
Banken  wie  folgt: 

Mozzi  =      282  460  Mark  Metallwert 

•   Abbati  =     525  868      - 

Chiarenti       =     706  280      - 
Ammannati  =     942274 
Spini  =1629  465      - 

Die  genannten  Summen  würden  heutzutage  zusammen 
eine  Kaufkraft  von  etwa  16  263  473  Mark  darstellen.  Auf  die- 
selbe Weise  läfst  sich  berechnen,  dafs  der  am  tiefsten  von 
allen  Prälaten  jener   Zeit  verschuldete  Bischof  Arnold  Roger 

^  Die  unten  folgende  Umrechnung  beruht  auf  folgendem  Vergleiche 
der  Münz  werte: 

1  Goldgulden  =  9,74  Mark  (Schaube  a.  a.  0.  p.  299). 

1  Mark  Sterling  «-  61,09  Mark  (Ebd.  p.  286). 

1  Pfd.  kl.  Toumosen  =  19,50  Mark  (Ebd.  p.  304). 

Schaubes  Berechnungen  gelten  für  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts.  Baumgarten  setzt  etwas  später  die  m.  st.  =  4  fior.  d'oro 
(p.  CCXll  und  Urkunde  Nr.  256),  einmal  =  5  fior.  d'oro  (Urkunde 
Nr.  132).  Hanauer,  Etudes  ^conomiques  sur  TAlsacc  I,  p.  461  setzt 
für  die  erste  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts,  1  m.  arg.  =  SVs  fior. 
d'oro;  und  1  fior.  d'oro  =  9  Fr.  70c.  Kirsch,  p.  71  setzt  1  m.  arg.  « 
5  fior.  d'oro,  p.  9  =-  3  fior  d'oro.  Die  Annahmen  schwanken  also.  Ebenso 
giebt  Kirsch  p.  56  1  1.  t.  p.  =  2  fior.  d'oro  an,  was  sich  nicht  ganz 
mit  der  Ane^abe  Schaubes  deckt.  Ich  habe  1  m.  arg.  ebenfalls  =  5  fior. 
d'oro  gerechnet  Die  sich  so  ergebende  Höhe  des  Feingehalts  hat  natür- 
lich keinen  Anspruch  auf  Genauigkeit.  Auch  ist  die  Annahme,  dafs 
der  Wert  des  Geldes  von  1250—1300  das  Vierfache,  von  1300—1850  ab 
das  Dreieinhalbfache  des  modernen  Geldwertes  betragen  habe,  nicht 
ohne  Widerspruch  geblieben.  Bei  dem  jetzigen  Zustande  der  Geld-, 
Münz-  und  Preis^eschichte  des  Mittelalters  kann  eine  sichere  Umrech- 
nung mittelalterhcher  Geldnotizen  überhaupt  nicht  ausgeführt^werden. 
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von  Toulouse  nicht  weniger  als  1  325  040  Mark  (nach  modernem 
Geldwerte)  geliehen  hat,  allerdings  bei  verschiedenen  Bank- 
häusern, wie  dies  die  meisten  Geistlichen  bei  neuen  Anleihen 
thaten  ^.  So  borgte  der  Bischof  von  Orleans  bei  den  Canigiani 
und  Abbati,  der  von  Utrecht  bei  den  Alfani,  Cavalosari  und 
zwei  römischen  Firmen.  Mitunter  wurde  auch  ein  und  dieselbe 
Anleihe  auf  zwei  Banken  verteilt.  Zu  Anfang  des  Jahrhunderts, 
unter  Honorius  III.  und  Gregor  IX.,  war  dies  ganz  allgemein 
Sitte  gewesen^.  Aber  auch  so  blieben  die  Summen ,  die  von 
jeder  Bank  gefordert  wurden,  enorm  genug,  und  unwillkürlich 
suchen  wir  nach  dem  Grunde,  weshalb  sie  die  Bankiers  stets 
anstandslos  hingaben.  Er  liegt  wohl  darin,  dafs  sämtliche  An- 
leihen der  Geistlichkeit,  sei  es  aufserhalb  oder  an  der  Kurie, 
unter  der  Bürgschaft  der  Kirche  geschahen.  Allerdings  äufserte 
sie  sich  bei  jenen  erst  im  Falle  der  Nichtbezahlung,  während 
sie  bei  diesen  als  eine  ununterbrochene  Kontrolle  zur  Geltung 
kam.  Es  mufste  nämlich  jeder  Prälat,  wenn  er  eine  Anleihe 
an  der  Kurie  aufnehmen  wollte,  sich  vom  Papste  dazu  die  Er- 
laubnis holen,  die  Höbe  der  gewünschten  Summe  angeben  und 
wahrscheinlich  auch  das  Haus,  das  ihm  kreditieren  sollte, 
nennen.  Ferner  hatte  sich  die  Kirche  bequemt,  bei  ihren 
Geistlichen  die  Übernahme  gewisser  Verpflichtungen  zuzi^assen, 
da  jene  erklärt  hatten,  sonst  überhaupt  niemanden  finden  zu 
können,  der  ihnen  borgen  würde.  Danach  setzte  jeder  Geist- 
liche bei  Abschlufs  einer  Anleihe  sich,  seine  Nachfolger,  seine 
Elirche,  alle  seine  und  ihre  gegenwärtige  und  zukünftige,  be- 
wegliche und  feste  Habe  zum  Pfände,  freilich  bei  Wegfall  aller 
Zinsenzahlung,  und  leistete  auf  alle  Vergünstigungen  und  Pri- 
vilegien, die  ihn  von  seiner  Verpflichtung  befreien  könnten, 
Verzicht.  Zahlte  er  am  Termine  nicht,  dann  sollte  er  gehalten 
sein,  den  Kaufleuten  den  dadurch  entstehenden  Schaden  zu 
vergüten.  Dagegen  könnten  diese  nie  gezwungen  werden,  zu 
Gunsten  der  Kirche  auf  ihr  Geld  zu  verzichten.  Auch  seien 
keine  anderen  Zeugnisse  für  ihr  Guthaben  als  ein  Beglaubigungs- 
schreiben des  Papstes  und  die  beim  Kreditieren  ausgefertigten 
Instrumente  nötigt.  Wahrscheinlich  beruhten  alle  diese  Ab- 
machungen auf  einem  nirgends  kodifizierten  Gewohnheitsrecht. 
Nur  so  kann  man  es  sich  erklären,  wenn  Papst  Nikolaus  IV. 
am  25.  Oktober  1288  in  einem  Erlasse  ein  für  alle  Zukunft 
gültiges  Formular  für  Schuldscheine  bei  Anleihen  an  der 
Kurie  veröffentlichte.   Angeblich  hatten  ihn  die  Prälaten  darum 


^  £8  ist  allerdings  nicht  ausgeschloseen,  dafs  einmal  eine  neue  auf- 
genommene Schuld  mit  einer  froheren  nicht  zu  stände  gekommenen 
Anleihe  zusammenfiel. 

«  Reg.  Hon.  III.  Nr.  939  und  Nr.  2183  Anleihen  bei  Äom-Siena; 
Nr.  1802  bei  Rom-Florenz.  Reg.  Gregor  IX.  Nr.  569  bei  Siena-Bo- 
logna;  Nr.  845  u.  Nr.  1465  bei  Siena-Rom. 

»  Reg,  Nik.  IV.,  Nr.  7202/3. 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn.  1.  55 

ersucht.  Aber  jede  Zeile  verrät,  dafs  sie  von  den  Kauf  leuten 
diktiert  worden  war,  die  endlich  sicheren  Rechtsboden  unter 
den  Füfsen  haben  wollten.  Da  nun  das  Formular  alle  oben 
erwähnten  Verpflichtungen  wieder  aufzählt,  so  mufs  man 
zugeben,  dafs  im  Hinblick  auf  das  Kapital  der  Schutz  der 
Kauf  leute  vollständig  und  für  die  Geistlichen  wenig  Aussicht 
zum  Entkommen  war.  Aber  eine  weit  gröfsere  Gefahr  als  in 
dem,  was  der  Erlafs  aussprach,  lag  für  die  Prälaten  nun  in 
dem,  was  er  nur  andeutete  oder  verschwieg.  Ich  meine  den 
Punkt  des  Zinsennehmens,  nach  der  damaligen  Terminologie, 
des  Wuchers.  Die  Zinsen  bis  zum  Verfalltage  verbot  der 
ErlaEs  ausdrücklich,  und  man  könnte  vermuten,  dafs  das  Geld 
überhaupt  nicht  für  den  Gläubiger  Frucht  getragen  hätte, 
wenn  der  Schuldner  seinen  Termin  einhielt,  dies  aber  sei  die 
Regel  gewesen.  Diese  Ansicht  hat  auch  ihre  Vertreter  ^.  Wahr- 
scheinlich lag  aber  die  Sache  so,  dafs  das  Geld  von  dem  Augen- 
blicke an  Zinsen  trug,  wo  es  der  Prälat  erhielt,  und  dafs  dieser 
in  der  Schuldverschreibung  eine  höhere  Summe  angeben  mufste, 
als  er  bekommen  hatte.  Dafs  dieses  naheliegende  und  zu  allen 
Zeiten  beliebte  Verfahren  auch  damals  angewendet  worden  sei, 
ist  freilich  nicht  strikt  zu  beweisen.  Kein  Beweis  wird  z.  B.  durch 
eine  Gegenüberstellung  der  Servitien  und  der  geliehenen 
Summen  erbracht;  denn  wenn  wir  auch  hören,  dafs  der  Bischof 
von  Toledo  8000  fior.  d'oro  als  Servitium  zu  zahlen  hatte,  und 
ihm  kurz  nach  seiner  Ernennung  der  Papst  erlaubte,  1650 
m.  arg.  =  8250  fior.  d'oro  bei  den  Chiarenti  zu  borgen,  so 
wissen  wir  doch  nie,  ob  die  differierenden  250  fior.  d'oro  wirk- 
lich Zinsen  darstellten  oder  etwa  die  Auslagen  der  Reise  des 
Bischofs  und  seines  Aufenthaltes  an  der  Kurie  decken  sollten. 
Elher  ist  es  schon  ein  Beweis,  wenn  wir  im  Testamente  des 
sienesischen  Wucherers  Federico  Rimpretto  den  Wunsch  aus- 
gesprochen finden:  quod  usurae  quas  ei  dedit  Abbas  Flavayni 
debeant  ei  reddi*.  „Usurae"  heifsen  immer  die  Zinsen  bis 
zum  Verfalltage,  eben  die,  die  der  Erlafs  Nikolaus  IV.  zu 
zahlen  verbot^.  Damit  hatte  der  Papst  keine  Neuerung  ge- 
troffen. Er  gab  nichts  als  die  schon  lange  geltende  kanonistische 
Wucherlehre  wieder.  Wurde  sie  schon  zu  Anfang  des  Jahr- 
hunderts übertreten,  —  das  Testament  stammt  aus  dem  Jahre 
1238  — ,  an  seinem  Ende  wird  sie  von  dem  immer  mächtiger 
werdenden  Kreditverkehr  erst  recht  nicht  beachtet  worden  sein. 
Indessen  ist  es  unwichtig,  ob  die  Geistlichkeit  bei  An- 
leihen an  der  Kurie  sofort  Zinsen  zahlen  mufste  oder  nicht. 
Vor  allem  kommt  es  darauf  an,  dafs  nur  in  seltenen  Fällen 
Aussicht  war,    den  Termin  einzuhalten,  höchstens  dann,  wenn 


>  König  a.  a.  (). 

^  Bnlletino  Senese  di  Storia  Patria  Anno  IV,  F.  I,  p.  124. 

*  Im  Texte  steht  usuris  omnino  cessantibus. 
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keine  Barzahlung  zu  erfolgen  brauchte,  also  wenn  in  England 
die  Klöster  Vorschüsse  auf  die  Wolle  ihrer  Herden  aufnahmen  ^. 
Durch  die  absichtliche  Kürze  des  Termins,  der  meistens  auf 
6  Monate  ging^,  erzwangen  die  Kaufleute  die  Gelegenheit, 
„Entschädigung  für  ihre  Verluste**  fordern  zu  können.  Nun 
begannen  die  Verzugszinsen,  20  ^/o  aufs  Jahr,  so  dafs  dann 
das  nominelle  Darlehen  um  ein  Fünftel,  das  thatsächliche  noch 
darüber  gestiegen  war*.  So  plünderten  die  Bankiers  die  Diener 
der  Kirche  auf  völlig  gesetzlichem  Wege  aus;  doch  mufsten 
sie  sich,  wie  es  scheint,  bei  den  an  der  Kurie  abgeschlossenen 
Anleihen  mit  diesem  Gewinne  begnügen.  Anders  bei  Anleihen 
aufserhalb  der  Kurie.  Die  Schuldscheine  waren  hier  ähnlich  be- 
schaffen wie  bei  jenen,  gewährten  aber,  da  sie  nicht  von  Rom 
kontrolliert  wurden,  Spielraum  für  allerhand  Nebenbestim- 
mungen. Der  Abt  von  Glastonbury  z.  B.,  der  im  Juni  1293 
bei  Lucchesen  in  England  borgte,  verpflichtete  sich,  auf  alle 
ihn  schützenden  Privilegien  zu  verzichten  und  seine  Schuld 
in  fünf  Raten  abzutragen,  anderenfalls  aber  für  den  Schaden 
aufzukommen  und  aufserdem  als  Strafe  200  m.  zur  Unter- 
stützung des  heiligen  Landes  denjenigen  zu  zahlen,  die  die 
Kreuzzugssteuer  einsammeln  würden.  Auf  diese  raffinierte  Art 
erhöhten  die  Banken  den  Zins.  Es  ist  kaum  zu  zweifeln,  daGs 
diese  Lucchesen  und  die  Kollektoren  Mitglieder  derselben  Bank 
waren,  nämlich  der  Ricciardi,  die  unter  Nikolaus  an  der  Ein- 
kassierung des  englischen  Zehnts  beteiligt  waren  ^ 

Wohl  in  den  meisten  Fällen  mufsten  die  Prälaten  damit 
rechnen,  am  Zahlungstage  insolvent  zu  sein.  Dann  wendeten 
sie  sich  an  den  Papst  und  erzielten  durch  seine  Vermittlung 
einen  gütlichen  Vergleich,  d.  h.  eine  Hinausschiebung  des 
Termins  bei  sofortiger  Zahlung  eines  Teils  der  Schuld  *.  Oder 
die  Kurie  gewährte  Erleichterungen  anderer  Art:  Der  Abt 
von  Camaldoli  durfte  die  Schuld  auf  seinen  ganzen  Orden  ver- 
teilen*. Ähnliches  wurde  dem  Abte  von  Clugny  erlaubt''. 
Auch  kam  es  vor,  dafs  eine  Schuld  ohne  jede  einschränken- 
den Zusatz  gestundet  wurde,  mehrmals  bis  zu  fünf  Jahren. 
Jedoch  auch  hier  läfst  sich  ein  Unterschied  in  der  Behandlung 
der  Anleihen  an  und  aufserhalb  der  Kurie  wahrnehmen.  Der 
Abt  von  Sankt  Anton  bei  Vienne  erhielt  im  Juni  1299  die  Er- 
laubnis, seine  Schulden  in  den  nächsten  fünf  Jahren  nicht 
zu  bezahlen,   mit  Ausnahme  derer,  die  er   bei  den  Spini   und 


J  Bond  p.  255  fF. 
2  Perrens  I,  p.  199. 

'  Davidsohn  I,  p.  796  giebt  SSVs  ®/o  an.  Wenn  usurae  genommen 
wurden,  stiegen  sie  bis  auf  die  Hälfte  des  Kapitals.    Ebenda  p.  795. 
♦  Bond  p.  227. 
«  Reg.  Bon.  VIII,  Nr.  1347. 
«  Nr.  2805. 
■^  Nr.  2803. 
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Mozzi  für  Geschäfte  an  der  Kurie  gemacht  habe.  Dieselbe 
Erlaubnis  erhielt  der  Bischof  von  Embrun  ^.  Charakteristisch 
ist  es  nun,  dafs  wir  zwar  sehr  viele  Bittgesuche  von  Prä- 
laten besitzen,  die  an  der  Kurie  geliehen  hatten,  aber  kein 
einziges  wegen  einer  Anleihe  aufserhalb  der  Kurie.  E^  erklärt 
sich  yielleicht  daraus,  dafs  eine  Schuldverschreibung,  die  nicht 
am  päpstlichen  Hofe  stattfand,  den  Kaufleuten  zwar  das  Recht 
gab,  wegen  Nichtbezahlung  zu  klagen,  dafs  dagegen  ein 
Gläubiger  der  an  der  Kurie  gemachten  Schuld  neben  dem 
Rechte  die  Macht  besafs,  seine  Forderungen  zu  befriedigen. 
Dies  geschah  diirch  die  Behörde  der  Exekutoren.  Als  Zwangs- 
vollstrecker aller  an  der  Kurie  unterschriebeneji  Wechsel  finden 
wir  Exekutoren  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts. 
Es  waren  keineswegs  stehende  Beamte.  Anfangs  scheint  immer 
eine  Person  mit  dem  Amte  betraut  worden  zu  sein,  meist  Äbte 
einer  der  Mefcstädte  ^.  Seit  1285  war  die  Dreizahl  vorwiegend. 
Sie  rekrutrierte  sich  jedesmal  aus  Angehörigen  verschiedener 
Lebensstellungen  und  wurde  bis  1288  ohne  Unterschied  gegen 
hohe  und  niedere  Prälaten  verwendet 

Da  suchte  nun  der  Erlafs  Nikolaus'  IV.  —  und  dies  ist 
die  eine  wichtige  Neuerung  gegen  früher  —  hiermit  zu  brechen, 
indem  er  die  Prozesse  eines  Teiles  des  Klerus  unmittelbar  in 
die  Kontrolle  der  Kurie  bringen  wollte.  Er  verordnete  nämlich, 
dafs  verschuldete  Patriarchen ,  Erzbischöfe  und  Bischöfe  von 
dem  Kämmerer  und  dessen  Beamten,  die  Abte,  Prioren  und 
R^ularkleriker  dagegen  von  besonders  ernannten  Exekutoren 
gerichtet  werden  sollten.  Indessen  scheint  diese  Verordnung 
unausführbar  gewesen  zu  sein.  Im  ganzen  blieb  der  alte 
Brauch  bestehen,  und  man  hat  es  als  einen  Kompromifs  auf- 
zufassen, wenn  die  Kleriker  der  Kammer  und  Kapellane  der 
Kurie  von  nun  ab  unter  den  Exekutoren  dieerste  Rolle  spielen, 
freilich  ebensogut  bei  Patriarchen  wie  bei  Äbten. 

Da  sie  die  engsten  Beziehungen  zum  päpstlichen  Hofe 
hatten^  finden  wir  unter  ihnen  die  immer  wiederkehrenden 
Specialexekutoren  mancher  Bank,  ganz  gleich,  welchem  Lande 
der  betreffende  Schuldner  angehörte.  Für  die  Abbati  waren 
Rainer  von  Casulo,  Bertaldo  di  Labro  und  Rainer  di  Vichio, 
für  die  Spini  Peter  von  Gubbio  thätig,  jene  beiden  päpst- 
liche Kapläne,  dieser  ein  Kammerkleriker.  Doch  banden  sie 
sich  nicht  an  eine  Bank.  Rainer  di  Vichio  arbeitete  zugleich 
für  die  Bardi,  Mozzi  und  Alfani.  Ihnen  zur  Seite  standen 
zwei  andere  Klassen  von  Exekutoren,  die  ihr  Amt  nicht 
ihren  Beziehungen  zur  Kurie ,  sondern  der  Rücksicht  auf 
die  jeweiligen  Verhältnisse  verdankten.  Dahin  gehörten  einmal 


»  Eeg.  Bon.,  Nr.  3166. 

«  ßourquelot  I,  p.  184,   186.    Reg.  Greg.  IX,  Nr.  649,  2391. 
Reg.  Alex.  IV.  Nr.  28  u.  29. 
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die  Geistlichen  aus  dem  Heimatsorte  der  betreffenden  Bank. 
Sie  sollten  wohl  die  Klage  der  Firma  entgegennehmen  können. 
Besonders  die  Spini  wählten  solche  Exekutoren.  So  finden 
wir  den  Prior  von  San  Giacomo,  den  Prior  von  San  Stefano, 
einen  Kanonikus  Rainerio  Gilbert^  sämtlich  aus  Florenz;  bei 
den  Abbati  begegnen  wir  dem  Prior  von  San  Apollinare,  bei 
den  Mozzi  dem  Abte  von  San  Miniato,  der  Archidiakon  in 
Florenz  war.  In  ähnlicher  Weise  hatten  die  Chiarenti  pistoje- 
sische,  die  Benedetti  pisanische^  römische  Firmen  römische 
Geistliche  zu  Exekutoren.  Nicht  nach  dem  Wohnsitze  der 
Bank,  sondern  nach  dem  Orte  der  Bezahlung  wurde  die  dritte 
Gruppe  gewählt.  Es  waren  die  Offiziale  französischer  Mefs- 
und  Handelsplätze.  Wir  begegnen  denen  von  Sens,  Paris, 
Nimes  und  am  häufigsten  dem  von  Troves.  Dieser  Ort  war 
bekanntlich  einer  der  vier  grofsen  Mefsplätze  der  Champagne, 
und  zahlreiche  Wechsel  mögen  auf  ihm  präsentiert  worden 
sein.  Merkwürdigerweise  verwendeten  die  Abbati  trotz  ihrer 
vielen  Kreditgeschäfte  nie  einen  Offizial ,  die  Spini  hatten  oft 
gleichzeitig  zwei,  ja  sogar  drei.  Schliefslich  finden  wir  noch 
einige  Exekutoren,  die  wir  keiner  der  erwähnten  Gruppen  zu- 
weisen können.  Vielleicht  waren  sie  mit  Rücksicht  auf  den 
Wohnort  des  Schuldners  gewählt.  Die  Abbati  hatten  z.  B. 
einen  Probst  aus  Marseille  als  Exekutor  bei  einer  Reihe 
von  Schuldnern  aus  der  Provence.  Ein  klares  Bild  von  der 
gemeinsamen  Thätigkeit  der  drei  Exekutoren  zu  gewinnen,  ist 
schwer.  Sie  werden  kaum  zusammen  in  Aktion  getreten  sein, 
und  ihre  Mehrzahl  diente  wohl  nur  zur  gröfseren  Sicherheit 
der  Bank. 

Diese  Sicherheit  fehlte  den  Banken  bei  allen  Anleihen 
aufserhalb  der  Kurie,  denn  von  diesen  nahmen  die  Päpste 
keine  Notiz.  Nur  auf  den  bestimmten  Wunsch  der  Kaufleute 
hin,  und  wenn  es  sich  um  eine  gröfsere  Anzahl  Schuldner 
handelte,  gaben  sie  auch  hier  Exekutoren,  aber  immer  nur 
einen.  Das  waren  aber  dann  hohe  geistliche  Würdenträger, 
zumeist  Kardinäle  und  Erzbischöfe*.  Ein  jeder  erhielt  einen 
bestimmten  Ort  angewiesen,  wo  er  Kläger  und  Angeklagte 
vernehmen  sollte.  Ebenso  gab  die  Kirche  Exekutoren,  wenn 
die  Existenz  einer  Bank  auf  dem  gesicherten  Einziehen  ihrer 
Guthaben  beruhte.  Freilich  hatten  sie  nur  geistliche  Schuldner 
zu  verurteilen.  Als  die  Ammannati  zu  stürzen  drohten,  er- 
hielten sie  in  Frankreich,  England,  Spanien  und  Portugal  die 
Hilfe  der  Kurie. 

Was  nun  den  Weg  des  Exekutionsverfahrens  angeht,  so 
bewirkte  hier  der  Erlafs  Nikolaus'  IV.  eine  zweite,  diesmal 
von  Erfolg  begleitete  Neuerung.  Bis  dahin  war  es  gebräuchlich 
gewesen,   einem  Geistlichen,  falls  er  den  Termin  verstreichen 


1  Keg.  Bon.  N.  1296,  2026. 

Digitized  by  VjOO^IC 


XVn.  1.  59 

liofs,  ohne  vorher  mit  der  Bank  einen  gütlichen  Ausgleich 
zu  treffen,  einen  Monat  Frist  zu  geben,  sollte  aber  auch  dieser 
ohne  Bezahlung  der  Schuld  verstreichen ,  ihn  dazu  durch  so- 
fortige Exkommunikation  zu  zwingen.  Dies  Verfahren  hatte 
zwei  Übelstände.  Konnte  der  Geistliche  nicht  zahlen,  dann 
war  die  Strafe  zu  hart.  Wollte  er  nicht,  dann  fehlte  eine  ge- 
wissenhafte Begelung  der  Verbindlichkeiten  durch  die  exeku- 
tierende Behörde.  Also  kam  in  jedem  Falle  die  kirchliche 
Verwaltung  zu  Schaden,  die  Kaufleute  aber  nicht  unbedingt 
sicher  zu  ihrem  Gelde. 

Jetzt  verzichtete  man  ganz  auf  den  Bann,  gestaltete  aber 
das  Exekutionsverfahren  wirksamer.  Man  gab  dem  Prälaten 
aufser  dem  einen  Monat  noch  weitere  fünfzehn  Tage  Frist, 
damit  er  seine  Verbindlichkeiten  selber  regeln  könne.  That 
er  es  nun  nicht,  vielleicht  aus  Unvermögen,  dann  beschlag- 
nahmten die  Exekutoren  drei  Viertel  seines  Einkommens.  Den 
Best  behielt  er  zum  Lebensunterhalt.  Hatte  er  aber  offenbar 
in  böser  Absicht  gehandelt,  dann  sollten  sie  ihn  des  Amtes 
entheben  und  ihn  nach  Rom  citieren,  von  wo  er  ohne  aus- 
drückliche Erlaubnis  der  Bankiers  nicht  wieder  abreisen  durfte, 
also  nicht  bevor  er  bezahlt  hatte.  Starb  er,  so  haftete  sein 
Nachfolger  unter  den  gleichen  Bedingungen  für  die  Schuld. 

Nun  lag  hier  für  die  Kurie  ein  kritischer  Punkt.  Das 
Prälaten  vermögen  diente,  wenn  es  in  die  Hände  der  Kauf- 
leute kam,  vorläufig  doch  nur  als  Unterpfand  der  Bezahlung, 
nicht  als  Bezahlung  selbst.  Stellte  sich  nun  die  Kirche  auf 
Seiten  der  Prälaten,  d.  h.  befolgte  sie  ihre  Theorie  und  liefs 
nur  das  Kapital  einschliefslich  der  Verfallzinsen  (dampna)  ab- 
ziehen, oder  duldete  sie  zum  Vorteil  der  Kaufleute,  dafs  nicht 
nur  das  faktische  Kapital,  sondern  auch  die  Zinsen  bis  zum 
Verfalltage  (usurae)  bezahlt  wurden?  Diese  Fragen  sind  vor- 
läufig nicht  zu  beantworten,  und  nur  durch  die  Benutzung 
völlig  neuen  Materials  liefse  sich  über  sie  Aufklärung  geben. 
Dafs  usurae  üblich  waren,  mufs  der  Kirche  bekannt  gewesen 
sein.  Aber  nur  selten  nahm  sie  offiziell  davon  Kenntnis,  und 
noch  seltener  nahm  sie  sich  dann  ihres  Klerus  an.  Nikolaus 
hörte  von  den  Chiarenti  *,  Bonifaz  von  den  Franzesi  *,  dafs  sie 
„viele  Kirchengüter  durch  Wucher  (usurae)  und  rechtswidrige 
Verträge  an  sich  gebracht  hätten".  Beide  verziehen  den  Banken, 
in  der  Annahme,  „dafs  sie  ihr  Vergehen  bereuten".  Nur  einmal 
machte  Rom  gegen  die  Kaufleute  Front.  Bonifaz  verbot  seinem 
Klerus,  den  des  Wuchers  beschuldigten  Abbati  selbst  die 
Kapitalien  zurückzugeben^.  Doch  fürchte  ich,  daüs  er  es 
weniger  aus  Gerechtigkeitssinn,   als  aus  praktischen  Gründen 


1  Reg.  Nik.  Nr.  6926. 
«  Keg.  Bon.  Nr.  1661. 
»  Ebda.  Nr.  2425;  vgl.  Potthast  Nr.  24618.  ^  . 
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that.    Vielleicht  wollte  er  eine  Pression  auf  die  Bank  ausüben ; 
denn  kurze  Zeit  darauf  nahm  er  das  Verbot  zurück« 

Nach  alledem  scheinen  Theorie  und  Praxis  der  Kirche 
sehr  weit  auseinander  gegangen  zu  sein,  und  nur  aus  ihrer 
Notlage  ist  der  uns  unsittlich  erscheinende  Widerspruch  ihres 
Verhaltens  zu  entschuldigen.  Noch  glaubte  sie  an  alten 
Satzungen  festhalten  zu  können,  und  wurde  doch  schon  von 
der  neuen  Macht  der  Geldwirtschaft  umklammert.  Sie  brauchte 
Geld  zur  Unterhaltung  eines  riesigen  Beamtenheeres,  einer 
Politik  im  grofsen  Stil,  zur  Stärkung  ihres  Einflusses  auf  die 
europäischen  Fürsten.  Das  alles  war  ohne  die  Banken  nicht 
zu  erreichen.  So  standen  diese  zur  Kirche  wie  Macht  zu 
Macht,  angeblich  freilich  im  Dienstverhältnis.  —  Das  thatsäch- 
lich  zwischen  Banken  und  Kurie  obwaltende  Verhältnis  haben 
wir  oben  zu  schildern  versucht.  Unsere  nächste  Aufgabe  ist, 
das  rechtliche  darzulegen. 
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Sechstes  Kapitel. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Banken  zur  apostolischen 

Kammer. 


Die  zahlreichen  Banken,  deren  Vertretung  an  der  Kurie 
wir  festgestellt  haben,  zerfielen  in  zwei  grolse  Gruppen,  ie 
nachdem  sie  den  Titel  mercatores  camerae  trugen  oder  nicht 
trugen.  Wir  finden  den  Ausdruck  campsor  oder  mercator 
papae  schon  zu  Beginn  des  13.  Jahrhunderts.  Anfangs  wurde 
er  auch  wohl  nur  einem  Bankier  beigelegt.  Das  erste  Bei- 
spiel bietet  Angeliero  Solafico  aus  Siena  unter  Gregor  IX  ^ 
Um  1253  mufs  der  Titel  schon  ganz  verbreitet  gewesen  sein^ 
Seine  Erlangung  war  an  einen  förmlichen  Akt  geknüpft,  durch 
den  die  Bank  in  die  Kammer  „aufgenommen"  wurde®,  und 
in  Verbindung  mit  ihm  lassen  sich  gewisse  Verpflichtungen 
nachweisen. 

Die  erste  war,  dafsjede  Bank,  deren  Mitglieder  mercatores 
camerae  waren,  die  Kurie  auf  allen  gröfseren  Reisen  durch 
Agenten  begleiten  mufste.  So  folgten  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts die  Banken  Innocenz  IV.  nach  Lyon,  und  auch  bei 
kleineren  Reisen  waren  Kaufleute  im  Gefolge  der  Päpste.  In 
Anagni,  wo  sich  Bonifaz  VIII.  mit  Vorliebe  aufhielt,  wurde 
1303  mit  ihm  zusammen  Simone  Gherardi,  der  bekannte  Agent 
der  Spini,  gefangen  genommen  und  ausgeplündert*.  Dafs  die 
Begleitung  der  Päpste  nicht  nur  im  Interesse  der  Banken  lag, 
sondern  direkt  ihre  Pflicht  war,  erhellt  aus  der  Wendung  ii 
qui  curiam  sequuntur,  die  als  identisch  mit  mercatores  camerae 
angewendet  wurde*.  Die  Übernahme  dieser  Pflicht  war  für 
die  Banken  die  notwendige  Vorbedingung  zur  Erfüllung  ihrer 


'  Muratori,  Antiqu.  I,  p.  889 

*  Mathftus  Paris,  Chron.  mag.  V,  p.  404. 
»  Reg.  Clem.  V,  Nr.  1151,  1152. 

*  Revue  des  questions  histor.  t.  XI,  p.  225—247. 
»  Reg.  Bon.  Nr.  1225. 
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Hauptaufgabe,  stets  zur  Disposition  zu  stehen,  wenn  Kirchen- 
steuern vom  Kollektor  gesammelt  und  dann  abgeführt  werden 
sollten*.  Denn  nur,  wenn  jedes  Haus  einen  dauernden  Ver- 
treter an  der  Kammer  hatte,  konnten  die  Befehle  rasch  weiter- 
gegeben und  ausgeführt  werden.  Wie  dies  geschah,  ist  oben 
des  näheren  geschildert  worden.  Welche  anderen  Verpflich- 
tungen sich  sonst  noch  dieser  obersten  von  allen  angliederten, 
läfst  sich  kaum  genau  sagen.  Ziemlich  sicher  gehörte  eine 
von  allerdings  rein  politischem  Charakter  dazu,  nämlich  die 
Legaten  des  Papstes  oder  ihn  selbst  zu  beherbergen,  falls  sie 
sich  in  der  Heimatsstadt  der  betreffenden  Bank  aufhielten. 
Die  florentinische  Geschichte  bietet  mehrere  Belege  daftir. 
Gregor  X.  wohnte  eine  Zeit  lang  bei  Tommaso  Spigliati  di 
Mozzi,  Matteo  d'Acquasparta,  der  Legat  Bonifaz'  VUl.,  stieg 
bei  den  Spini  ab.  Diese  Abmachung  war  wichtiger  als  sie 
auf  den  ersten  Blick  erscheint,  Sie  gewährleistete  einen  sicheren 
Zufluchtsort  in  den  oft  von  Kriegsstürmen  durchtobten  Stadt- 
republiken. Wie  weit  sonst  die  Verpflichtungen  der  mercatorea 
camerae  gegangen  sind,  läfst  sich  nicht  ermitteln.  Ob  es  auch 
zu  ihren  Pflichten  gehörte,  die  Bücher  der  Rektoren  des  Kirchen- 
staates zu  kontrollieren,  eine  Thätigkeit,  die  doch  der  päpst- 
lichen Kammer  selber  zukam ,  wissen  wir  nicht  Wir  nören 
einmal,  dafs  es  unter  Bonifaz  geschehen  sei.  Ebensowenig 
läfst  sich  die  Frage,  ob  die  Banken  Kaution  zu  stellen  hatten, 
beantworten.  Bei  den  Franzesi  darf  man  es  beinahe  vermuten*. 
Schliefslich  konnten  die  Guthaben  der  Kauf  leute  bei  der  Kurie 
dafür  gelten. 

Obwohl  kein  Zweifel  daran  besteht,  dafs  die  Anforderungen 
an  alle  Kaufleute  der  Kammer  im  Principe  dieselben  waren, 
wurden  sie  doch  nicht  an  alle  in  gleicher  Weise  gestellt ;  denn 
auch  unter  diesen  kaufmännischen  Beamten  läfst  sich  eine  gewisse 
Gruppierung  wahrnehmen.  Aus  einer  Äufserung  Nikolaus  IV. 
an  Philipp  den  Schönen,  wo  der  Papst  von  den  „praecipui 
mercatores  camerae"  redet,  geht  hervor,  dafs  es  neben  diesen 
noch  eine  zweite  Klasse  gegeben  haben  mufs®.  Als  die  „hervor- 
ragendsten Kaufleute  der  Kammer"  bezeichnete  damals  der 
Papst  die  Spigliati-Spini,  Pulci,  Buonsignori,  Ricciardi,  Chiarenti 
und  Frescobaldi,  also,  die  letzteren  ausgenommen,  eben  jene 
fünf  Banken,  denen  er  das  Monopol  der  Steuerüberführung 
gegeben  hatte.  Folglich  wird  er  wohl  zur  zweiten  Klasse  die 
zurückgesetzten  Bankiers  seines  Vorgängers  gerechnet  haben, 
die  Alfani,  Abbati  und  Ammannati.  bie  waren  sozusagen 
von  ihm  zur  Disposition  gestellt.    Alle  den  Banken  gegebenen 


1  Vgl.  Perrens  IL  p.  170. 
"  Reg.  Bon.  Nr.  3202. 

•  Reg.  Nik.  Nr.  7326-,  wahrscheinlich  war  die  officielle  Scheidung 
erst  von  Martin  IV.  getroflFen  worden. 
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Aufträge  erloschen  nämlich  mit  dem  Tode  des  jeweils  beauf- 
tragenden Papstes.  Es  bedurfte  zu  ihrer  weiteren  Qültigkeit 
eines  neuen  Befehls  seines  Nachfolgers.  Es  finden  sich  zahl- 
reiche Belege  dieser  Art,  Selbstverständlich  aber  gehörte  eine 
Bank,  auch  wenn  ihr  die  alten  Depositen  entzogen  wurden, 
sobald  sie  einmal  früher  förmlich  in  die  Kammer  aufgenommen 
war,  nach  wie  vor  zu  den  mercatores  camerae,  nur  nicht  mehr 
zu  denen  der  ersten  Klasse.  Das  beste  Beispiel  hierfür  bieten 
die  Chiarenti  unter  Bonifaz.  Bis  1298  beteiligte  er  sie  an 
allen  Depositen;  von  da  ab  nicht  mehr  bis  1302,  wo  er  sie 
von  neuem  verwendete.  Zwischen  1298  und  1302  aber  be- 
:egnen  wir  ihnen  gleichwohl  mit  dem  Titel  mercatores  camerae^, 
er  so  etwa  zur  Bedeutung  unseres  „Hoflieferanten"  ab- 
geschwächt war.  Nikolaus  nennt  nun  zwar  die  Alfani,  Abbat! 
und  Ammannati  niemals  mit  dem  Beamtentitel ;  doch  will  das 
nicht  viel  sagen.  Auch  bei  Kaufleuten,  die  ihn  unzweifelhaft 
hatten,  verwendete  er  ihn  nicht  immer,  meist  nur  dann,  wenn 
er  ihretwegen  an  Kollektoren  oder  Herrscher  schrieb,  und  selten 
dann,  wenn  er  sich  an  sie  selber  wandte.  Der  Titel  war  eben 
ein  Prunkstück,  auf  Effekt  berechnet  —  mit  ihm  schüchterten 
die  Banken  einmal  feindselige  englische  Prälaten  ein  — ^  und 
eben  deshalb  gab  ihn  der  Papst  den  Frescobaldi  im  Briefe  an 
Philipp  und  liefs  ihn  ausnahmslos  weg  in  Briefen  an  sie  selbst. 
Im  ganzen  gewinnt  man  den  Eindruck,  dafs  die  Teilung  der 
mercatores  camerae  mehr  willkürlich  als  rechtlich  feststehend 
war.  Die  Chiarenti  gehörten  zur  zweiten  Klasse,  als  sie  in 
Ungnade  waren,  zur  ersten,  als  ihnen  die  Sonne  päpstlicher 
Gunst  wieder  leuchtete.  Die  einfache  Thatsache,  dafs  ihnen 
von  neuem  Depositen  zugewiesen  wurden,  bewirkte  dies. 

Das  freilich  ist  sicher:  Als  mercatores  camerae  zweiter 
Klasse  standen  die  Bankiers  insofern  niedriger  als  die  prae- 
cipui  mercatores  camerae,  als  diese  eine  Art  kaufmännisches 
Tribunal  bildeten,  das  zusammen  mit  den  Beamten  der  Kammer 
die  Rechnungsablegungen  der  Steuerkollektoren  kontrollierte. 
So  viel  ich  sehe,  beteiligten  sich  an  dieser  Kontrolle  nicht 
nur  jene  Banken,  die  gerade  die  betreffende  Kollekte  deponiert 
hatten  ^. 

Bei  weitem  zahlreicher  als  die  mercatores  camerae  waren 
jene  Kaufhäuser,  die  ohne  diesen  Titel  zu  führen  an  der  Kurie 
weilten.    Freilich  sind  uns  die  wenigsten  mit  Namen  bekannt®. 


1  Salvi  I,  p.  267.  Ein  anderes  gutes  Beispiel  sind  die  Scali.  Von 
Clemens  lY.  in  aie  Kammer  aufgenommen  und  stark  verwendet,  blieben 
sie  dann  fast  vierzig  Jahr  unter  der  grofsen  Schar  der  mercatores  zweiter 
Klasse  verborgen,  bis  sie  unter  Clemens  V.  von  neuem  eine  weitgehende 
Thätigkeit  entfalteten. 

■  Munch,p.  1—12.  Freilich  ist  eine  andere  Deutung  nicht  aus- 
geschlossen. 

«  Reg.  Bon.  Nr.  2827. 
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Sicher  wissen  wir  nur,  dafs  unter  Bonifaz  die  Peruzzi,  Bardi 
und  Scali  dazu  gehörten,  also  gerade  die  drei  Firmen,  die  die 
mächtigsten  des  neuen  Jahrhunderts  werden  sollten;  femer 
die  Cerchi.  Eine  ganz  eigentümliche  Stellung  nahmen  die 
Franzesi  ein.  Fast  mit  Sicherheit  läfst  sich  behaupten,  dafs 
auch  sie  nicht  mercatores  camerae  hiefsen.  Weder  in  Briefen 
an  die  Kollektoren,  noch  an  den  König  von  Frankreich,  noch 
an  Pierre  Flotte,  seinen  Kanzler,  noch  sonst  irgendwo  gab 
ihnen  Bonifaz  den  Titel.  Trotzdem  verwendete  er  sie  in  einer 
Weise,  dafs  sie  sogar  den  Spini,  Mozzi  und  Chiarenti  gefehr- 
lieh  zu  werden  drohten.  Einige  Zeit  waren  sie  seine  erste 
Kreditbank  und  hatten  an  bedeutenden  Depositen  Anteil. 
Hieraus  ersehen  wir  erstens,  dafs  die  Banken  nicht  in  ihrer 
Beamteneigenschaft  handelten,  wenn  sie  kreditierten,  wie  dies 
Gottlob  fürs  15.  Jahrhundert  annimmt^.  Zur  gleichen  Zeit,  wo 
die  Franzesi  hohen  Kredit  gaben,  später  noch  einmal,  als  er 
gegen  die  Colonna  bei  den  Cerchi  Geld  aufnahm,  wies  der 
Papst  seinen  Beamten,  den  Spini,  unaufhörlich  Depositen  zu, 
ohne  ihre  finanzielle  Hilfe  zu  verlangen.  Als  Btlrger  konnten 
die  Bankiers  verpflichtet  sein,  ihrer  Kommune  zu  leihen ;  sonst 
war  das  Kreditieren  schon  damals  keine  Pflicht,  sondern  eine 
Sache  des  guten  Willens.  Vertrauensleute  des  Papstes  waren 
die  Franzesi.  Am  treffendsten  würde  sie  der  Titel  familiäres 
papae  charakterisieren,  wie  ihn  Bonifazio  Buonsignori  unter 
Innocenz  IV,  die  Scoti  unter  Gregor  X.,  Simone  Gherardi 
unter  Bonifaz  selber  trugen*. 

Ihre  Ausnahmestellung  beweist  ferner,  dafs  die  Scheide- 
wand zwischen  den  Kaufleuten  mit  und  ohne  Titel  nicht  un- 
durchdringlich war.  Behielten  doch  auch  die  mercatores  camerae, 
wenn  sie  offiziell  aus  der  Kammer  ausschieden,  ihre  Depositen. 
Benedikt  XI.  entliefs  z.  B.  die  Spini;  aber  erst  Clemens  V. 
liefs  sich  von  ihnen  Generalabrechnung  machen,  als  er  sie  wieder 
aufnahm;  die  Frescobaldi,  1294  aus  der  Kammer  geschieden, 
sollten  noch  zwölf  Jahre  später  Kirchengelder  abliefern;  von 
den  Franzesi,  die  doch  nie  regelrechte  Kammerkaufleute  ge- 
wesen waren,  sollte  die  Kirche  im  Jahre  1319  noch  Steuern 
aus  Toskana  bekommen,  die  der  Bank  1296  zur  Deponierung 
übertragen  worden  waren  ^.  Und  schliefslich  wurden  Kauf- 
leute beider  Gruppen,  sowohl  mit,  wie  ohne  Titel,  in  anderen 
Beamtenstellungen  unterschiedslos  verwendet. 

Es  handelt  sich  zunächst  um  die  Rektoren  würde.  Schon 
Martin  IV.  hatte  sie  für  Campanien  und  die  Maritima  dem 
Andrea  Spigliati  verliehen*.     Bonifaz  gab  die  der  Grafschaft 


1  Gottlob,  Cammera  apost.  d.  15.  Jahrhunderts,  p.  109. 

a  Reg.  Innocenz  Nr  5608;  Posse  Nr.  715;  Levi,  Dok.  IV. 

•  Archivio  stör.  ital.  Nuova  serie,  p.  6. 

*  Posse  Nr.  1049. 
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Venaissin  zuerst  an  die  Franzesi  ^,  später  an  Ruggiero  Spina  ^. 
Den  ersteren  schrieb  er  bei  ihrer  Ernennung,  sie  sollten  ab- 
wechselnd regieren;  E^le  und  Volk  sollten  ihnen  gehorchen 
and  ihnen  regelmäfsig  die  Kirchensteuern  bezahlen.  Dieser 
Zusatz,  wird  man  annehmen  dürfen,  wies  den  Kaufleuten  den 
wichtigsten  Teil  ihrer  Pflichten  an,  nämlich,  dafs  sie  in  ihrem 
Gebiete  vor  allem  Thesaurare  sein  sollten.  Diesem  Amte  be- 
gegnen wir  auch  sonst  in  den  Händen  von  Bankiers.  Niko- 
laus machte  Simone  Bonacorsi,  ein  Mitglied  der  Chiarenti,  zum 
Thesaurar  in  Ancona®;  unter  Benedikt  waren  die  Cerchi 
Thesaurare  in  verschiedenen  Kirchenprovinzen*.  Doch  ist  zu 
beachten,  dafs  nur  ein  Thesaurar  Beamter  der  Kammer  war, 
ein  Rektor  dagegen  Beamter  des  Papstes.  Das  letztere  galt 
auch  in  den  Fällen,  wo  ein  Bankier  als  Burgkommandant 
fungierte,  wie  wir  es  zweimal  bei  Mitgliedern  der  Pulci  finden  *. 
In  einem  unterschieden  sich  die  drei  letztgenannten  Ämter 
von  dem  eines  mercator  camerae:  sie  wurden  an  einzelne 
Personen  übertragen,  dieses  an  die  gesamte  Bank.  Freilich 
beschränkte  sich  auch  hier  der  Verkehr  der  Kammer  auf  eine 
geringe  Zahl  von  Kaufleuten.  Wir  wollen  sie  im  nächsten 
Abschnitt  zu  schildern  versuchen. 


1  Reg.  Bon.  Nr.  1659. 
«  Levi,  j).  367. 

•  Reg,  Nik.  Nr.  7094. 

*  Reg.  Clem.  V.,  Nr.  2271. 

»  Potthast  Nr.  24874.    Reg.  Hon.  Nr.  55. 
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Siebentes  Kapitel. 

Das  Bankpersonal  an  der  Kurie. 


Mit  Sicherheit  festzustellen,  welche  Kaufleute  sich  zwischen 
1285  und  1305,  wenn  auch  nur  zeitweise,  am  päpstlichen  Hofe 
aufgehalten  haben,  ist  unmöglich,  da  wir  nur  wenig  direkte 
Angaben  darüber  besitzen.  Meist  müssen  wir  uns  an  die  Be- 
richte über  die  an  der  Kurie  vollzogenen  Anleihen  der  Prä- 
laten halten.  Die  dort  als  Kreditoren  genannten  Kaufleute 
waren  zweifellos  an  der  Kurie.  Begegnen  wir  nun  demselben 
Manne,  der  öfters  an  Prälaten  ausleiht,  in  demselben  Jahre, 
womöglich  in  demselben  Monate,  unter  den  Kauf  leuten,  denen 
ein  Papst  Depositen  überweist^  und  vielleicht  des  öfteren,  so 
ist  der  Beweis  erbracht,  dafs  sich  alle  bei  dieser  Gelegenheit 
genannten  Depositare  an  iSv  Kurie  befunden  haben.  Da  sich 
diese  Beweisführung  sehr  oft  vollziehen  läfst,  so  ist  es  höchst 
wahrscheinlich,  dafs  sich  ein  Depositar  auch  dann,  wenn  wir 
ihn  aus  keiner  Prälatenanleihe  belegen  können,  an  der  Kurie 
aufgehalten  habe. 

An  wen  sollten  auch  die  Päpste  die  Depositen  adressieren, 
wenn  sie  nicht  wie  Nikolaus  IV.  bestimmte  Filialen  angaben? 
An  die  leitenden  Bankiers  in  den  Heimatsstädten  ?  Sie  kannten 
sie  nicht.  An  die  Mitglieder  der  Familie,  nach  der  sich  die 
Firma  nannte?  Nur  zu  oft  finden  wir  dajb  Gegenteil;  bei  den 
Frescobaldi  und  Franzesi  ist  es  die  Regel.  Es  war  das  natür- 
lichste, die  Depositen  an  solche  Elaofleute  zu  adressieren, 
die  man  kannte,  und  an  den  Ort,  wo  sie  der  Theorie  nach 
zusammenströmen  sollten. 

Ich  möchte  an  einem  Beispiele  illustrieren,  wie  sich  die 
Anwesenheit  einer  Beihe  Bankiers  an  der  Kurie  feststellen 
läfst.    Wir  hören  ^,  dafs  Baldo  Rainerio  von  den  Chiarenti  im 


»  Reg.  Bon.  Nr.  970;  1024,  1069,  2634. 
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April  1296,  im  Mai  1296  (zweimal)  und  im  Juli  1298  an  der 
Kurie  an  Prälaten  ausleiht.  Also  war  er  in  dieser  Zeit  am 
päpstlichen  Hofe.  Im  Juni  1296  und  im  August  1296  erhält 
er  gröfsere  Steuerbeträge  zugewiesen  ^.  Danach  ist  kaum  zu 
zweifeln,  dafs  er  auch  in  diesen  Monaten  an  der  Kurie  ge- 
weilt hat.  Mit  ihm  werden  als  Depositenempfknger  Medice 
Aliotti  von  den  Spini  und  Lande  Sigoli  von  den  Mozzi  ge- 
nannt. Letzterer  kreditierte  gleichfalls  mehrfach  zwischen 
1296  und  1298  ^  Mithin  war  auch  Medico  Aliotti  1296  am 
päpstlichen  Hofe.  Solche  Beweise  liefsen  sich  in  Menge  er- 
bringen,  doch  meist  nur  für  einige  Jahre;  man  kann  dann 
einen  Wechsel  im  Personal  annehmen. 

Einen  gewissen  Bestand  hatten  die  Agenten  der  Abbati. 
Das  erklärt  sich  daraus,  dafs  sich  gerade  bei  ihnen  zahlreiche 
Mitglieder  der  führenden  Familie  bemerken  lassen.  Sonst 
waren  im  allgemeinen  gerade  die  Chefs  der  Banken  selten 
dauernd  an  der  Kurie;  sei  es,  dafs  sie  den  Schwerpunkt  ihrer 
Macht  ganz  wo  anders  suchten,  wie  die  Franzesi  den  ihren 
in  Frankreich,  sei  es,  dafs  sie  völlig  von  der  Politik  in  An- 
spruch genommen  wurden,  wie  Berto  Frescobaldi  und  Gheri 
Spina,  oder  endlich,  dafs  für  sie  die  Kurie  auch  nur  eine 
Filiale  war,  ebenso  wie  Paris  und  London.  Bei  solchen  Bank- 
häusern begegnen  wir  dann  wohl  an  der  Kurie  Mitgliedern  des 
führenden  Geschlechtes,  aber  daneben  meist  einem  Manne,  der 
als  der  eigentliche  Leiter  anzusehen  ist.  Dies  ist  das  gemein- 
same Kennzeichen  der  Spini,  Mozzi  und  Cerchi. 

Bei  den  Spini  finden  wir,  besonders  seit  1298,  Lapo  Ugo 
Spina  und  Ruggiero  Spina,  aber  nur  als  Depositare.  Seit 
1296  und  vorwiegend  im  Kreditgeschäft  thätig  war  der  eigent- 
liche Chef  Simone  Gherardi,  derselbe,  den  wir  1284  in  London 
sahen.  1302  scheint  er  als  Mitglied  der  schwarzen  Signorie  in 
Florenz  gewesen  zu  sein*;  1303  war  er  wieder  beim  Papste. 
Beim  Überfall  von  Anagni  rettete  er  kaum  das  nackte  Leben  ^. 
Neben  ihm  spielten  Albizzo  Martini  eine  gewisse  Rolle  im 
Kreditgeschäft  und  Simone  Cambio  di  Sesto,  der  Sohn  eines 
Goldschmieds,  schlau,  aber  roh  und  ungebildet^.  Bei  Bonifaz 
mufs  er  trotzdem  in  Gunst  gestanden  haben.  Er  führte  den 
Titel  eines  Prokurators®. 

Bei  den  Mozzi  war  Lande  Sigoli  zeitweilig  der  faktische 
Chef,  erst  später  Vanne  und  Riccardo  di  Mozzi ;  während  der 
erstere  an  der  Spitze  des  Adels  1295  noch  einmal  den  ver- 
geblichen Versuch  wagte,   die  Arti  Maggiori  zu  unterwerfen, 

1  Beg.  Bon.  Nr.  1096,  1305. 

«  Ebenda,  Nr.  1188,  1907,  2623,  2550. 

•  Del  Lungo,  Dino  p.  222-223. 

•  Revue  des  questions  hist.'t.  XI,  p.  255^247. 
»  Del  Lungo,  Dino,  p.  93. 

•  Levi,  Dok.  IV. 
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und  sich  selbst  dann  ihnen  unterwarf,  so  verschwand  der 
letztere  vor  seinem  gewaltigen  Bruder.  Er  bekleidete  1290 
in  dem  kleinen,  südlich  von  Florenz  gelegenen  Flecken  Fighino 
die  Würde  des  Podesta.  Vor  ihnen  war  Tommaso  Spiglati 
di  Mozzi  an  der  Kurie;  es  scheint,  mit  häufigen  Unter- 
brechungen; oft  begegnen  wir  ihm  auch  um  diese  Zeit  in 
Florenz. 

So  war  er  1285  im  Ausschufs  der  Saggi  als  Bericht- 
erstatter über  die  in  Rom  geführten  Unterhandlungen  wegen 
des  Friedens  zwischen  Genua  und  Pisa,  wie  die  an  der  Kurie 
wellenden  Bankiers  so  oft  Zwischenträger  politischer  Nach- 
richten waren.  Sonst  ist  er  nirgends  hervorgetreten,  wohl  er- 
klärlich bei  einem  mafsvoUen,  friedfertigen  Charakter,  wie  er 
uns  aus  seinen  Reden  entgegentritt,  die  zugleich  eine  grofse 
Ehrfurcht  vor  Rom  verraten^.  Vielleicht  hat  bei  den  Mozzi, 
wie  bei  den  Spini  eine  Teilung  der  depositarischen  und  kredi- 
torischen Thätigkeit  bestanden.  Doch  kann  diese  Erscheinung 
ebensogut  zufällig,  wie  typisch  gewesen  sein. 

An  der  Spitze  der  Cerchi  stand  Bonacorso  Bonincontri; 
neben  ihm  Oliviero  Lippo  und  Naddo  Gherardini  di  Cerchi. 
Sie  scheinen  weniger  Personal  als  die  oben  genannten  Firmen 
an  der  Kurie  gehabt  zu  haben.  Bei  anderen  Banken  können 
wir  gar  nur  zwei  oder  einen  Agenten  nachweisen,  so  z.  B. 
bei  den  Bardi,  deren  einer  Vertreter,  Simone  di  Bardi,  aller- 
dings einer  näheren  Erwähnung  wert  ist,  weniger  deshalb, 
weil  er  eine  bedeutende  politische  Rolle  gespielt  hat  —  er  war 
1289  im  Überwachungsausschufs  des  florentinischen  Condottiere 
Aimerich  von  Narbonne,  1291  Podesta  von  Avena,  1292 
Kapitän  von  Prato  — ,  sondern  vielmehr  als  Gemahl  jener  Bice 
Portinari,  die  das  Vorbild  der  Danteschen  Beatrice  gewesen 
sein  soll.  Für  die  Scali  war  Manetto  di  Scali  thätig,  ein 
Führer  der  Bianchi,  der  die  Versöhnung  der  Spini  und  Cerchi 

Elante.  Die  Franzesi  vertrat  Ziano  Marzioli,  die  Frescobaldi 
is  1293  Piero  Foresi,  die  Alfani  Jacomino  Alfani;  Mainetto 
Rainaldi  schon  unter  Martin  IV.  die  Pulci.  Auch  für  die 
nichtflorentinischen  Banken  lassen  sich  zahlreiche  Agenten  nach- 
weisen. Freilich  hier  wie  in  Florenz  müssen  wir  uns  fast  mit 
der  blofsen  Kenntnis  der  Namen  zufrieden  geben,  und  diesen 
Schatten  Leben  zu  verleihen,  ist  vorerst  dem  Historiker  aus 
Mangel  an  näheren  Angaben  noch  versagt  Aber  es  wäre 
weit  gefehlt,  für  immer  darauf  verzichten  zu  wollen.  Es 
waren  doch  nicht  nur  die  Vertreter  der  gröfsten  Geldmächte 
des  Hochmittelalters,  die  sich  dort  in  Rom  dem  Dienste  des 
noch  weltbeherrschenden  Papsttums  widmeten;  es  waren  zu- 
gleich die  kriegerischen  Sprossen  der  edelsten  Geschlechter 
Italiens,    die  politischen   Führer    blühender   Städte.     Mag   es 

1  Gherardi  I,  p.  199  208;  II,  p.  142. 
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wahr  sein  oder  nicht,  dafs  Bonifaz  VIII.  florentinische  Gesandte 
einst  als  „das  fünfte  Element"  bezeichnet  habe,  so  zeigt  der 
Ausspruch  auf  alle  Fälle,  was  man  der  Bewunderung  des 
Papstes  der  Amostadt  gegenüber  zutrauen  konnte.  Ist  es 
zweifelhaft,  dafs  sie  ihm  zum  guten  Teil  sein  täglicher  Ver- 
kehr mit  Florentinern  abgenötigt  hatte?  Im  Hinblick  auf 
diese  Thatsache  können  wir  uns  von  der  Bedeutung  der  an 
der  Kurie  weilenden  Kaufleute  ungefähr  ein  Bild  entwerfen, 
dessen  nähere  Ausführung  zu  den  reizvollsten  Aufgaben  eines 
Kulturhistorikers  gehören  würde. 
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Achtes  Kapitel. 

Banken  und  Kirche  bis  zu  den  Tagen  der  Medici. 


In  jenen  von  uns  näher  geschilderten  Jahren  war  die 
Kurie  die  bedeutendste  Macht^  mit  der  die  italienischen  Bankiers 
intime  Verbindungen  hatten.  Die  ihnen  daraus  erwachsenden 
Vorteile  waren  ganz  ungeheuer,  selbst  wenn  man  von  jenen 
absieht,  die  sich  als  unmittelbare  Folge  ihrer  finanziellen 
Thätigkeit  ergaben.  Wieviele  wurden  nicht  den  einzelnen  Ge- 
schlechtem an  der  Spitze  der  Kaufhäuser!  Benedikt  XI.  gab 
an  Lorenzo  di  Cercni  ein  Benefiz  der  Diözese  Perugia,  an 
seinen  Verwandten  Giovanni  eines  der  Diözese  Arezzo,  an 
Piero  di  Cerchi  eins  aus  Fiesole*.  Dies  Beispiel  deutet  an, 
wo  weitere  pekuniäre  Vorteile  lagen.  Ein  politischer  war  es 
für  die  Franzesi  und  später  die  Spini,  als  sie  das  Rektorat 
von  Venaissin  erhielten;  denn  das  allen  Bankgeschlechtem 
eigentümliche  Streben,  den  Granden  neben  dem  Kaufinann 
herauszukehren,  wurde  hier  erfolgreich  unterstützt  Bonifaz 
nützte  den  Franzesi  so  noch  ein  zweitesmal,  als  er  ihnen  an- 
standslos die  Schenkung  dör  Kastelle  Fuccecchio  und  Poggi- 
bonsi  bestätigte,  die  ihnen  König  Adolf  machte*. 

Doch  sind  diese  Vorteile  bedeutungslos  gegenüber  denen, 
die  dem  gesamten  Bankierstande  erwuchsen.  Sie  lagen  hier 
vorwiegend  auf  merkantilem  Gebiete.  So  war  die  Festsetzung 
der  Italiener  in  England  unter  Heinrich  UI.  ebensosehr  eine 
Folge  ihrer  kirchlichen  Agententhätigkeit  wie  des  Welthandels. 
Auf  den  Messen  der  Champagne  hatten  sie  keinen  besseren 
Schutz  als  die  Päpste.  Rom  empfahl  sie  der  Freundschaft  der 
Könige  und  schützte  sie  vor  deren  Willkür^.  Von  Rom  aus 
gelangten  sie  in  den  Dienst  der  Fürsten.  Bei  den  Franzesi 
in  Frankreich,  bei  den  Spini,  dann  den  Frescobaldi,  endlich 
den  Bardi  in  England  ist  der  gleiche  Vorgang  wahrzunehmen. 

1  Reg.  Bon.  Nr.  89,  449,  950. 
«  Levi,  p.  376. 

8  Reg.  ifon.  IV.,  Nr.  832;  Reg.  Nik.  IV.,  Nr.  7161,  7326,  7884, 
^      7893,  7561. 
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Mit  einem  Worte:  die  Bankiers  verdankten  ihre  gesteigerte 
Machtstellung  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  zu  einem  guten 
Teile  der  Kurie.  Daher  das  Wetteifern,  in  päpstliche  Dienste 
einzutreten. 

Da  brachte  der  Tod  Benedikts  XI.  einen  Umschwung. 
Wie  oft  hatten  nicht  in  den  zwanzig  Jahren  von  1285  an  die 
Banken  an  der  Kammer  gewechselt.  Keine  einzige  von  denen, 
die  damals  zu  den  merc.  cam.  I.  Klasse  gehört  hatten,  gehörte 
noch  1305  dazu.  Die  Frescobaldi,  Abbati,  Alfani,  Spigliati- 
Mozzi  waren  unter  Bonifaz,  die  Spini  unter  Benedikt  aus- 
geschieden. Dies  läfst  sich  direkt  nachweisen.  Für  die  übrigen 
florentinischen  Banken  ist  das  absolute  Stillschweigen,  das 
bald  über  sie  herrscht,  ein  genügender  Beweis.  Der  Grund 
zu  diesem  häufigen  Wechsel  lag  nicht  sowohl  in  finanziellen, 
wie  in  politischen  Rücksichten.  Als  das  Jahr  des  Regierungs- 
antrittes eines  Papstes,  der  seine  Residenz  aus  Italien  verlegte, 
machte  1305  diesen  Rücksichten  ein  Ende.  In  Avignon  hOrten 
die  Päpste  auf,  nach  der  Herrschaft  über  Toskana  zu  streben, 
und  nun  ward  es  für  sie  von  geringem  Interesse,  welche  Stadt 
die  mächtigste  Tusciens,  welche  Bank  die  mächtigste  von 
Florenz  war.  Sie  brauchten  nur  noch  die  finanziell  be- 
deutendsten. Das  entschied  den  völligen  Sieg  der  Florentiner 
in  zweien  ihrer  gröfstea  Vertreter. 

Es  traf  sich,  dafs  schon  vor  1305  die  Bardi  in  päpstliche 
Dienste  getreten  waren,  eine  Bank,  bei  der  das  merkantile 
Interesse  das  politische  überwog.  Eine  der  gröfsten  ihrer  Zeit, 
war  sie  wie  wenige  fiir  den  Dienst  der  Kammer  in  Avignon 
geeignet  und  obwohl  anfangs  von  Nebenbuhlern  umringt*, 
überwand  sie  sie  bald,  vereint  mit  einer  ihr  innerlich  ver- 
wandten Bank,  mit  den  Peruzzi.  An  diese  beiden  Häuser 
schlössen  sich  dann  die  übrigen  als  Trabanten  an^. 

Aber  wie  sich  die  Stellung  der  Kurie  zu  den  Banken  ge- 
ändert hatte,  traten  nun  auch  die  Kaufleute  in  ein  anderes 
Verhältnis  zu  den  Päpsten.  Sie  hörten  auf,  politische  Ver- 
mittler zu  sein,  und  beschränkten  sich  auf  die  reinen  Finanz- 
geschäfte. Doch  weil  nun  eben  die  Bardi  und  Peruzzi  von 
der  wechselnden  Politik  unabhängig  waren,  hielten  sie  sich 
länger  als  ihre  Vorgänger  im  Kuriendienst.  Allmählich  hatten 
sie  auch  Rivalen  um   so  weniger  zu  ftlrchten,  als  diese  rasch 


^  Baumgarten,  Urkunde  261a  nennt  für  1338  noch  die  Buona- 
corsi.  Unter  Clemens  V.  müssen  die  Scali  eine  bedeutende  Bolle  ge- 
spielt haben,  wie  man  aus  Re^.  Clem.  V.,  Nr.  737  entnehmen  darf, 
vgl.  Peruzzi  p.  203;  auch  Pistoja  erfreute  sich  unter  ihm  noch  grofsen 
Enflusses,  vgl.  Salvi  I.  p.  302,  303. 

'  Vgl.  das  ausgedehnte  Verzeichnis  bei  Peruzzi,  p.  250 — 254, 
261—265,  für  die  Peruzzi:  an  die  Bardi  hatte  sich  das  bedeutende  Haus 
Ferrucci  angeschlossen;  Niccolo  Ferrucci  vertrat  ihre  Firma  in  Avignon. 
Arch.  stör.  ital.  IV.,  p.  462,  469. 
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nacheinander  stürzten.  Zu  Anfang  der  Regierung  Bonifaz'  VIII., 
unter  dem  Einflüsse  des  englisch-französischen  Krieges,  waren 
zum  erstenmal  mehrere  Banken  in  die  Qefahr  des  Konkurses 
geraten  und  hatten,  ihr  nur  mit  genauer  Not  entgangen,  nicht 
mehr  ihre  alte  Blüte  erreicht.  Wenige  Jahre  darauf  standen 
sie  vor  einem  diesmal  unabwendbaren  Zusammenbruch^.  Als 
eines  der  ersten  sank  das  stolze  Haus  der  Bernardini  aus 
Siena,  längst  schon  von  innerer  Zwietracht  untergraben;  ihm 
folgte  eine  pistojesische  Firma,  die  Ammannati,  und  drei  lue- 
chesische,  die  Betti  und  Cardelini,  sowie  die  Ricciardi.  Dann 
ergriff  das  Verderben  die  florentinischen  Kaufhäuser.  Zunächst 
fielen  die  Pulci,  1308  die  Mozzi,  um  1310  die  Franzesi,  zwei 
Jahre  später  die  Frescobaldi,  1326  die  Scali,  nach  120jährigem 
Bestehen  der  Firma.  Erst  1345  nahte  auch  den  Bardi  und 
Peruzzi  der  Untergang.  In  jenen  Tagen,  wo  Eduard  III.  sich 
weigerte,  seine  ungeheueren  Schulden  bei  ihnen  zu  begleichen, 
und  dadurch  ihren  Konkurs  herbeiführte,  war  es  auch  mit 
ihrer  Stellung  in  Avignon  vorbei.  Wenn  sie  auch  bald  durch 
die  Alberti  Vecchi  ersetzt  wurden,  so  mufs  man  doch  in  ihrem 
Sturze  einen  Abschnitt  in  den  Beziehungen  zwischen  Kirche 
und  Banken  erblicken^. 

Sie  stammten  noch  aus  jenem  guelfischen  Florenz,  das  in 
treuer  Anlehnung  an  die  Kurie  grofs  geworden  war.  Aus 
diesen  Verhältnissen  heraus  waren  sie  nach  Avignon  über- 
gesiedelt. Die  Alberti  wufsten  nichts  mehr  von  jener  alten 
Zeit.  Sie  waren  die  Kinder  eines  neuen  Florenz,  das  der 
Stütze  Roms  nicht  mehr  bedurfte,  und  das  patriarchalische 
Verhältnis,  das  einst  zwischen  der  Kirche  und  ihren  Banken 
geherrscht  hatte,  kannten  sie  nicht. 

Darin  allerdings  glich  die  neue  Zeit  der  vergangenen, 
dafs  Florenz  die  mühsam  errungene  Obmacht  unter  den  Kauf- 
mannsstädten Italiens  behielt.  Es  sandte  jetzt  wohl  weniger 
Vertreter  an  den  heiligen  Stuhl,  aber  bedeutendere,  und  die 
Machtstellung,  zu  der  sich  am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
die  Spini  an  der  Kurie  aufgeschwungen  hatten,  fand  zu  Beginn 
des  15.  eine  gewaltigere  und  dauerndere  Wiederholung  durch 
das  glänzende  Haus  der  Medici*. 


1  Reg.  Clem.  V.,  Nr  2294,  2296,  4367,  4369,  7700,  9510.  Die  Krise 
war  bisher  unbekannt.    Villani  spricht  sich  nirgends  klar  über  sie  aus. 

"  Vgl.  Passerini,  Gli  Alberti  di  Firenze.  Das  Haus  war  1322 
neu  konstituiert  worden.  (Ebenda  II,  p.  14.)  1355  begegnen  wir  ihm 
zum  erstenmal  in  Norwegen  in  Kuriendiensten.  Dipl.  Norw.  VI, 
Nr.  226. 

*  Die  Medici  waren  ununterbrochen  Bankiers  der  Kirche  von  1410 
(Johann  XXIII.)  bis  1476  (Sixtus  IV.),  wo  sie  von  den  Pazzi  verdrängt 
wurden;  dann  wieder  unter  Innocenz  VIII.  (1484—1492),  nach  dessen 
Tode  ihre  Beziehungen  zur  Kurie  für  immer  erloschen.  Ihre  Stelle 
nahmen  die  Chigi,  Aßoviti,  Salviati  und  Strozzi  ein,  sogar  unter  Päpsten 
aus  dem  Hause  der  Mediceer.    (Vgl.  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger 
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Anhang  II. 

Tabelle  der  In  der  Arbeit  vorkommenden  Münzen^. 

Silber. 

Die  Mark  Stmiing. 

1  den.    sterl.  =       1,3166  Gramm  Feinsilber  =    0,38  Mk. 
1  soL        -      =    15,8  -  .  =    4,58    - 

1  Mark     -      =  210,65  -  -  =  61,09    - 

Die  Mark  Sterling  wurde  in  160  Denare  ausgeprägt;  ihr 
volles  Gewicht  war  283,8  Gramm ;  der  Feingehalt  des  Denars 
betrug  •^Viooo. 

Das  Pfund  von  Tours. 

1  den.  turon.  =    0,327  Gramm  Feinsilber  =    0,0948  Mk. 
1  sol.        -       =    8,927        -  -  =    1,14 

1  lib.        -       =  78,54  -  -  =  22,78 

Das  Pfund  von  Tours  (libra  turonensis)  zerfiel  in  20  Tour- 
noser  Groschen  (solidus  turonensis),  k  12  Heller  von  Tours 
(denarius  turonensis).  Der  Feingehalt  des  Denars  betrug 
2»*/iooo.  Solidus,  Mark  Sterling  und  Pfund  von  Tours  wurden 
als  reine  Rechnungswerte  nur  durch  die  entsprechende  An- 
zahl einzelner  Denare  vorgestellt;  Mark  und  Pfund  bezeich- 
neten zugleich  ein  Gewichtsmafs. 

Gold. 

Der  Goldfloren. 

Der  Goldfloren  (fiorino  d'oro)  hatte  ein  Gewicht  von 
3,537  Gramm  und  bei  angeblich  "^^/looo  Feingehalt  ebensoviel 
Granmi  Feingold,  in  Wirklichkeit  etwas  weniger;  er  zerfiel  in 
20  Silberschillinge  (fiorino  d'argento)  k  12  Pfennige  (picciolo). 

Die  Goldunze. 

Die  Goldunze  (oncia  d'oro)  zerfiel  in  30  Tari.  Der  Fein- 
gehalt des  Tari  betrug  "Viooo. 

Das  Verhältnis  von  Silber  zu  Gold  ist  etwa  1 :  10  (1265: 
1:9,6;  1278:1:11^4). 


1  Nach  Dr.  Alfred  Nagl,  die  Groldwährun^  und  die  handelsmäfsige 
Geldrechnuug  im  Mittelalter,  in  der  Numismatischen  Zeitschrift,  heraus- 
gegeben von  der  Numismatischen  Gresellschaft  in  Wien.  26.  Bd..  Jahr- 
gang 1894,  p.  41—258;  und  Adolf  Schaube,  Ein  italienischer  Kursoericht 
von  der  Messe  von  Troyes  aus  dem  13.  Jahrhundert  in  der  Zeitschrift 
für  Social-  und  Wirtschaftsgeschichte.    5.  Bd.,  p.  248—808. 
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Anhang  IIL 

Formular  für  Schuldscheine  zum  Schutze  der  Gläubiger 
bei  Anleihen,  die  von  Prälaten  bei  Eaufleuten  an  der  römi- 
schen Kurie  mit  Erlaubnis  des  heiligen  Stuhles  aufgenommen 
zu  werden  pflegen^. 

An  unsern  geliebten  Sohn  Berard,  unsern 
Kämmerer. 

Da  wir  wünschen,  dafs  bei  den  Anleihen,  die  zwischen 
den  Patriarchen,  Erzbischöfen  und  Bischöfen,  den  Prälaten 
niederen  Ranges  oder  anderen  Personen  geistlichen  Charakters 
und  den  Kaufleuten  an  der  römischen  Kurie  mit  päpstlicher 
Vollmacht  kontrahiert  zu  werden  pflegen,  untenstehende  Form 
der  zum  Schutze  der  Gläubiger  gewöhnlich  am  heiligen  Stuhle 
gegebenen  Schuldscheine  beobachtet  werde,  so  lassen  wir  sie, 
um  späteren  Veränderungen  vorzubeugen,  wörtlich  bekannt 
machen  wie  folgt: 

Nikolaus,  der  Bischof  und  Diener  der  Diener  Gottes,  unsern 
geliebten  Söhnen  Heil  und  apostolischen  Segen  I 

Unser  verehrungswürdiger  Bruder,  der  Prälat .  .  .  .,  hat  uns 
jüngst  eröffnet,  dafs  er  für  seine  eigenen  Bedürfnisse  und  die 
Angelegenheiten  seiner  Kirche  beim  heiligen  Stuhle  *  viel  Aus- 
lagen hat  machen  müssen,  und  hat  uns  gebeten,  eine  Anleihe 
von  ....  Pfund  kleiner  Toumosen  aufnehmen  zu  dürfen,  und 
zwar  unter  den  unten  näher  ausgeführten  Bedingungen,  ohne 
deren  Einhaltung  er  keine  Gläubiger  finden  könne.  So  geben 
wir  denn  dem  Prälaten  auf  seine  Bitte  hin,  damit  er  nicht  bei 
aller  Sorgfalt  und  Umsicht,  die  er  im  vorliegenden  Falle  und 
sonst  zum  Besten  seiner  Kirche  bethätigt  hat,  wegen  der  damit 
verbundenen  Unkosten  in  Verlegenheit  gerate  oder  seine  Ge- 
schäfte unerledigt  blieben,  die  Erlaubnis,  vorbenannte  Summe 
in  seinem  und  seiner  Kirche  Namen  zu  leihen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  darf  er  sich,  seine  Nachfolger  und 
die  Kirche  selbst,  seine  und  ihre  mobile  und  immobile,  gegen- 
wärtige und  zukünftige  Habe  bis  zur  Höhe  der  genannten 
Summe  seinen  Gläubigern  verpfilnden,  natürlich  bei  Wegfall 
jeder  Zinsenzahlung  (usuris  omnino  cessantibus)  und  soll  ver- 
zichten auf  den  auf  dem  Generalkonzil  veröffentlichten  Erlafs 
zweier  Reichstage,  auf  Annullierung  der  Schuld  im  Gnadenwege, 
auf  alle  apostolischen  Vollmachten,  sofern  sie  Schuldnachlasse 
betreffien,  auch  wenn  er  sie  erst  in  Zukunft  erlangen  sollte,  auf 

1  Übersetzung  und  Erläuterung  von  Nr.  7202  und  Nr.  7203  der 
Begister  Nikolaus' IV. 

*  D.  h.  die  Bezahlung  des  Servitium  commune,  bezw.  auch  der 
Visitatio.  ^  j 
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die  Hilfe  des  kanonischen  und  bürgerlichen  Rechts^  auf  einen 
etwa  möglichen  Vertrag,  den  er  hinsichtlich  der  Exekutoren 
und  Zahlungsstellen  im  Namen  der  Gläubiger  durch  einen  aposto- 
lischen Erlafs  zugestanden  erhielte,  sowie  auf  alle  anderen 
Ausnahmeverordnungen,  wodurch  er  oder  seine  Nachfolger 
sich  gegen  ihre  Gläubiger  für  die  Zukunft  schützen  könnten; 
und  diese  Erlaubnis  erteilen  wir  ihm  durch  einen  in  ganz  be- 
stimmter Form  gehaltenen  weiteren  Erlafs^. 

Wir  verordnen  nämlich  gemäfs  dem  von  jenem  Prälaten 
uns  ausgesprochenen  Wunsche,  dafs  er  und  seine  Nachfolger 
den  Gläubigern  das  Geld  von  den  Erträgen  ihrer  Kirche  be- 
zahlen und  die  Auslagen  und  Unkosten,  besonders  wenn  sie 
durch  Verzug  der  Zahlung  hervorgerufen  sein  sollten  (dampna^ 
expensae  et  interessae),  vergüten  sollen,  wenn  nämlich  an  aem 
von  dem  Prälaten  festzusetzenden  Termin  die  Anleihe  selbst 
nicht  bezahlt  würde.  Dagegen  sollen  die  Gläubiger,  etwa  aut 
Grund  eines  Dekretes  des  kanonischen  oder  bürgerlichen  Rechtes 
oder  eines  Privilegs  oder  Schul derlasses  des  heiligen  Stuhles, 
worüber  in  unserm  Erlasse  ausdrücklich  Erwähnung  geschehen 
müfste,  und  wodurch  sich  der  Prälat  und  seine  Nachfolger  für 
die  Zukunft  decken  könnten ,  nicht  gehalten  sein  zuzugeben, 
dafs  das  Geld  zum  Nutzen  der  Kirche  verwendet  werde.  Auch 
haben  sie  kein  anderes  Zeugnis  als  das  von  uns  ausgefertigte 
Instrument  über  die  jeweilige  Schuld  vorzulegen^. 

Sobald  nun  der  Prälat  gemäfs  dem  Wortlaute  unseres 
Erlaubnisscheines,  unter  Verzicht  auf  den  Erlafs  der  beiden 
Reichstage  [u.  s.  w.  wie  oben],  von  .  .  und  in  seinem  Namen 
und  dem  der  anderen  Mitglieder  der  Gesellschaft .  .  .,  Bürgern 
und  Kauf leuten  von  .  .  ®  zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse  eine 
Summe  in  der  genannten  Höhe  empfangen  haben  wird,  um 
sie  ihm  am  bestimmten  Ort  und  Termin  wiederzugeben,  wie 
das  in  dem  darüber  ausgefertigten  Instrument  des  näheren 
enthalten  sein  soll,  so  befehlen  wir  dir,  auf  Bitten  des  Prä- 
laten, die  Kaufleute  nicht  zu  Schaden  kommen  zu  lassen,  mit 
Wollen  und  Zustimmung  des  Prälaten  durch  ein  apostolisches 
Schreiben,  wenn  etwa  das  Geld  an  bestimmtem  Ort  und  Termin, 
nach  W^ortlaut  des  Instruments ,  den  Kaufleuten  nicht  bezahlt 
sein  sollte: 

Dafs  ihr,  zu  zweien  oder  einzeln,    durch  euch  oder  euere 

1  Die  Einreden  sind  römisch-rechtlichen  Ursprungs  und  zum  Teil 
falsch  angewandt,  also  in  ihrer  Bedeutung  nicht  zu  überschätzen.  Aus 
ihrer  Unklarheit  erklärt  sich  die  ungenügende  Obersetzung. 

*  Hier  folgte  früher  eine  zweite  Ermahnung  an  die  Prälaten,  unter 
keinen  Umständen  Zinsen  (usurae)  zu  bezahlen.  Vgl.  Reg.  Kik.  III., 
Nr.  106. 

'  Z.  B.:  von  Lando  Sigoli  und  Galojanne  Cipriani  in  ihrem  Namen 
u.  8.  w.  der  Gesellschaft  der  Mozzi,  Bürgern  und  Kauf  leuten  aus 
Florenz.  Reg.  Bon.  Nr.  2550.  Meist  werden  auch  noch  die  wichtigsten 
anderen  Mitglieder  der  Gesellschaft  genannt. 
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Bevollmächtigten,  dann  den  Prälaten  oder  seine  Nachfolger 
mahnen  lasset,  innerhalb  eines  Monats  nach  eurer  Mahnung 
das  Geld  den  Eaufleuten  zu  bezahlen,  desgleichen  die  Aus- 
lagen, wenn  sie  nicht  unbillig  sein  sollten,  sowie  die  Unkosten 
und  Verzugszinsen  (interessae)  pflichtmäfsig  wiederzuerstatten, 
natürlich  ohne  Zinsen  (usurae)  zu  geben. 

Dafs  ihr  sie  dazu  nicht  durch  Bann  oder  Suspension 
zwingen  sollt,  damit  nicht  dadurch  die  Ausübung  des  Hirten- 
amtes, die  uns  besonders  am  Herzen  liegt,  verhindert  werde, 
sondei-n  durch  Entziehung  der  Einkünfte,  GefkUe  und  Tempora- 
lien,  unter  Berufung  auf  den  heiligen  Stuhl,  indem  er  die  Ein- 
künfte, auch  wenn  die  Kirche  zufällig  verwaist  sein  sollte . .  .^. 

Dafs  ihr  andernfalls  fünfzehn  Tage  nach  Ablauf  jenes 
Monats  .  .  .^  und  drei  Viertel  der  Erträge  und  Einkünfte  zur 
Bezahlung  der  Schuld  verwenden,  den  Kest  aber  dem  Prälaten 
zur  Bestreitung  seiner  Bedürfnisse  zur  Verfügung  stellen  sollt, 
damit  er  nicht  betteln  mufs,  was  seiner  geistlichen  Würde  Ein- 
trag thäte. 

Sollte  es  jedoch  nur  an  dem  bösen  Willen  des  Prälaten 
liegen,  dafs  man  die  besagten  drei  Viertel  der  Einkünfte  zur 
Tilgung  der  Schuld  verwenden  mufs,  so  mögt  ihr  den  Prä- 
laten von  den  Patronatsrechten ,  der  Ausübung  der  Kirchen- 
geschäfte und  der  Vergebung  aller  Stiftsstellen,  Präbenden  und 
aller  Lehen,  mag  mit  ihnen  ein  Amt  verbunden  sein  oder  nicht, 
ausschliefsen ,  auch  wenn  freie,  zum  Bezirk  des  Prälaten  ge- 
hörige Stellen  vorhanden  sein  sollten,  unter  Berufung  auf  den 
heiligen  Stuhl,  und  er  soll  solange  suspendiert  bleiben,  bis  er 
drei  Viertel  seines  Einkommens  zur  Bezahlung  der  Schuld  ohne 
Weigerung  hat  verwenden  lassen.  Um  aber  die  Lehen  und 
freien  Stellen  zum  Schaden  der  Kirche  und  der  Seelen  nicht 
allzulange  unbesetzt  zu  lassen,  behalten  wir  sie  der  Vergebung 
durch  den  heiligen  Stuhl  vor,  der  sie  nach  Gutdünken  durch 
seine  Bevollmächtigten  übertragen  und  vergeben  wird,  und 
erklären  alle  Verleihungen  von  Lehen  und  Würden,  die  durch 
den  Prälaten  oder  seine  Vertreter  zur  Zeit  seiner  Suspension 
geschehen  sollten,  für  null  und  nichtig. 

Aufserdem  sollt  ihr,  bei  Androhung  des  Verlustes  der  Stelle, 
den  Prälaten  an  einem  von  euch  zu  bestimmenden  Termin  in 
eigener  Person  an  die  Kurie  laden  und,  bevor  die  Kaufleute 
nicht    völlig    bezahlt   sind,    ohne  ihre  ausdrückliche,    unzwei- 


^  Lücke  im  Text:  fructus  tacientes  .  .  .  predictos  et  alium  per 
enndem  preiatum  vel  per  capitulum  vacantis  ecclesiae.  Früher  hiefs  es : 
und  sollt  ihn  (zur  Bezahlung)  zwinj^en,  durch  Bann,  bei  Berufung  auf 
den  heiligen  Stuhl,  und  den  Bann  bis  zur  erfolgten  Bezahlung  aumcht 
erhalten  (vgl.  Reg.  Nik.  III.  Nr.  107).  Noch  Honorius  IV.  verfuhr  nach 
denselben  Grundsätzen  (vgl.  Reg.  Nik.  IV.  Nr.  4037). 

'  Lücke  im  Text:  Alioquin  infra  quindecim  dies  etc.  constituere 
neglig  [.  .  .]  ligi  vosque  tres  partes  etc.  convertatis.  Wahrscheinlich 
ist  von  der  Emteilung  des  Vermögens  durch  die  Esekutoren  die  Rede. 
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deutige  Erklärung  nicht  fortlassen.  Stirbt  inzwischen  der 
Prälat,  so  soll  sein  Nachfolger  die  Kauf leute  entweder  bezahlen 
oder  die  Verwendung  der  Einkünfte  u.  s.  w.  zur  Bezahluag 
der  Schuld  zulassen.  Thut  er  das  nicht,  oder  erweist  sich  die 
Verwendung  der  Einkünfte  u.  s.  w.  zur  Bezahlung  der  Schuld 
als  unmöglich,  so  mögt  ihr  gegen  ihn  in  gleicher  Weise  mit 
Suspension  des  Patronatsrechtes  u.  s.  w.  und  mit  persönlicher 
Vorladung  an  die  Kurie  vorgehen,  wie  es  mit  seinem  Vor- 
gänger geschehen  ist  oder  doch  hätte  geschehen  können. 

Ferner  sollt  ihr  die  Entziehung  der  Obedienz,  die  Amts- 
enthebung und  Vorladung  gemeinsam  oder  einzeln,  durch  euch 
oder  eure  Bevollmächtigten,  so  oft,  wo  und  wie  ihr  es  für 
nützlich  haltet,  vornehmen.  Die  Widerspenstigen  und  Rebellen 
sollt  ihr  durch  die  geistliche  Censur  zum  Gehorsam  zwingen, 
den  Prälaten  jedoch  nicht,  und  sollt  in  allen  diesen  Dingen 
ohne  Umstände  und  Formalität  nach  Gutdünken  verfahren. 

Endlich  wollen  und  beschliefsen  wir  kraft  unserer  aposto- 
lischen Machtvollkommenheit,  dafs  euch  von  dem  heutigen  Tage 
ab  Vollmacht  und  Jurisdiktion  in  allen  und  jedem  der  oben 
angeführten  Fälle  zuerteilt  sei,  und  dafs  ihr  deshalb  überall^ 
gestützt  auf  die  euch  von  uns  verliehene  Rechtsbefugnis  vor- 
gehen könnt,  als  ob  eure  Jurisdiktion  auf  irgend  eine  andere 
gesetzmäfsige  Weise   von  Fall   zu  Fall  erneuert  worden  wäre. 

Deswegen  befehlen  wir  dir  durch  Gegenwärtiges,  genau 
darauf  zu  achten,  dafs,  so  oft  man  derartige  Scheine  vom  hei- 
ligen Stuhle  erbittet,  oben  angegebene  Form  sorgfältig  beob- 
achtet werde.  Bei  Anleihen  aber,  die  von  Äbten,  Prioren  und 
anderen  regulierten  Klerikern  kontrahiert  werden,  sollen 
Exekutoren  gehalten  werden,  um  die  Einkünfte  zu  sammeln, 
aus  ihnen  den  Klöstern  die  gebräuchlichen  und  notwendigen 
Mittel  zum  Lebensunterhalte  zu  überreichen  und  den  ganzen 
Rest  zur  Bezahlung  der  jeweiligen  Schuld,  anzuweisen  und 
verwenden  zu  lassen. 

Gegeben  zu  Rom,  bei  Santa  Maria  Maggiore,  am  25.  Ok- 
tober 1288,  im  ersten  Jahre  unseres  Pontifikats. 


Pierer*8clie  Hofbuohdniokerei  Stephan  Oeibel  &  Co.  In  Altenburg. 
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Einleitung. 

Der  Entwicklungsgang  der  staatlichen  Rechte 
in  Franicreich. 


über  das  Ziel  und  die  Anlage  des  vorliegenden  Buches  habe 
ich  nur  wenige  erklärenden  Worte  vorauszuschicken.  Es  mufs 
im  wesentlichen  Sache  der  Arbeit  selber  sein,  ihren  Zweck,  wie 
auch  die  vertretene  Auffassung  im  einzelnen  zu  rechtfertigen. 
Nur  über  die  Anordnung  und  über  die  schon  aus  dem  Buchtitel 
ersichtliche  Zweiteilung,  die  ich  dem  gesamten  Stoff  gegeben  habe, 
möchte  ich  einige  Bemerkungen  hier  voranstellen. 

Als  ich  vor  fünf  Jahren  den  Plan  fafste ,  das  französische 
Gewerberecht  ausschliefslich  auf  unmittelbarer  Grundlage  der 
Urkunden  darzustellen,  bildete  die  Verwaltungsgeschichte  meinen 
Ausgangspunkt.  Ich  wollte  das  Gewerbowesen  nicht  isoliert  fbr 
sich,  sondern  als  einen  Teil  des  öffentlichen  Rechts  schildern.  Je 
mehr  alsdann  die  Verarbeitung  des  noch  wenig  durchforschten 
Materials  voranschritt,  je  mehr  sich  die  Angaben  der  Urkunden 
SU  nicht  oder  nur  wenig  bekannten  Institutionen  verdichteten, 
um  so  mehr  befestigte  sich  bei  mir  die  Überzeugung,  dafs  das 
Gewerberecht  im  engen  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen 
Rechtsbildung  betrachtet  werden  müsse.  Die  folgende  Darstellung 
steht  deshalb  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Verwaltung,  in  der 
die  Handwerkerschaften  als  ständische  Gliederungen  gelten  ^,  und 
ihren  Mittelpunkt  bildet  die  Geschichte  der  Institutionen. 

Die  Wandlungen,  welche  diese  Verbände  und  Institutionen 
vom  dreizehnten  Jahrhundert  bis  zum  E^de  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts durchgemacht  haben,  will  unsere  Untersuchung  darstellen. 
Den  breitesten  Raum  wird  hierbei  (wenn  auch  nicht  mit  der  Aus- 
Bchliefslichkeit  anderer  gewerbegeschichtlicher  Schilderungen)  zu- 
nächst das  Zunftwesen  einnehmen.  Die  von  mir  vertretene  Auf- 
fassung geht  dahin,  da(s  die  Zunft  auch  auf  gewerblichem  Gebiete 
nicht  blofs   als  Produktions-   oder  Betriebsform   anzusehen   ist^. 


*  V.  Inama-Sternegg»  D.  W.-G.  III.  Band. 
«  Mag.  n.  Frat.  S.  198. 
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Wird  die  Zunft  in  ihrer  Stellung  innerhalb  des  Gewerberecht* 
lediglich  in  dem  letztgenannten  Sinne  begriffen,  so  wird  nur  eine 
einzelne  Eigenschaft  und,  wie  mir  scheint,  keineswegs  die  be- 
deutendste, der  Handwerkerverbände  hervorgezogen.  Gewifs  lassen 
sich  auch  durch  diese  Auffassung  die  wertvollsten  Ergebnisse 
erzielen;  wo  sie  aber  die  Darstellung  allein  beherrscht,  flihrt  sie 
leicht  zu  einer  Unterordnung  des  geschichtlichen  Materials  unter 
die  subjektive  Meinung  des  Autors^.  Doch  auch  der  unparteiische 
und  unbefangene  Autor  wird  bei  solcher  Anschauung  zumeist 
nur  einseitig  von  der  Blüte  und  dem  späteren  Verfall  des  Zunft- 
wesens berichten  und  zeigen,  wie  die  veraltete  Produktionsweise 
durch  eine  neue  abgelöst  wurde,  durch  Gewerbefreiheit  und 
Kapitalismus. 

Erschöpfend  sind  solche  Bezeichnungen  indes  keinesw^; 
vielleicht  sind  sie  nicht  einmal  unbedingt  charakteristisch  zu 
nennen.  Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen ,  dafs  Kapitalismus 
und  Zunftwesen  so  wenig  unvereinbare  Gegensätze  sind,  dais  sie 
vielmehr  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  gerade  in  den  stärksten 
Betrieben  nebeneinander  bestanden  haben  ^ ;  dafs  femer  die  freien 
Produktionsformen,  die  zuerst  den  Zunftverband  energisch  von 
sich  abßtiefseii,  schon  seit  der  Wende  des  fünfzehnten  Jahr- 
himderts  mit  gröfster  Bedeutung  hervortreten^. 

So  wenig  wie  die  Zunft  nur  eine  gewerbliche  Produktions- 
form gewesen  ist,  so  wenig  wurde  ihr  lediglich  durch  eine  andere 
Prodiiktionsform  der  Untergang  bereitet.  Das  Zunftwesen  und 
die  mit  ihr  zusammenhängenden  Einrichtungen  wurden  vielmehr 
in  erster  Reihe  überwunden  durch  den  Feind  des  Ständetums 
und  der  ständischen  Rechte,  den  seit  dem  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  geschaffenen  mittelalterlich-neuzeitlichen  Staat.  Eine 
zureichende  Schilderung  der  hierher  gehörenden  Voi^nge  läfst 
sich  deshalb  nur  ^eben,  wenn  neben  der  gewerblichen  auch  die 
allgemeine  staatliche  Entwicklung  dargestellt  wird. 

Kaum  ein  zweites  Gebiet  zeigt  uns  ein  so  treues  und  um- 
fassendes Bild  der  Staatsentwicklung,  wie  das  Gewerbewesen  mit 
seinen  die  gesamte  Verwaltung  durchdringenden  Rechtsschöpfungen 
und  Organisationen.  Wir  sehen  hier,  wie  das  öffentliche  Recht 
in  seinen  Grundsätzen  und  in  seiner  äulseren  Erscheinung  entsteht, 
wie  es  sich  ändert  und  fortbildet.  Das  öffentliche  Recht,  im 
Gegensatz  zum  Privatrecht,  kennt  nicht  die  Ruhe  des  Besitzes 
und  darf  sie  nicht  kennen ;  hier  ist  alles  im  Flufs  und  in  stetem 
Wechsel  begriffen.  Wie  nun  das  Gewerbewesen  am  raschesten 
nach  neuen  Formen  drängt,  wie  die  bestimmenden  Kräfte  der 
Volksgesamtheit  hier  zuerst  sich  durchzusetzen  streben,  so  gelangen 

^  Unsere  Einzelschilderaog  wird  hieriür  zahlreiche  Beispiele,  und 
zwar  gerade  bezüglich  der  bedeatsamsten  Urkunden  der  französischen 
Gewerbegeschichte,  zn  bringen  haben. 

'  S.  Schmoller,  Tücher  und  hier  unten  3.  Kapitel. 

*  S.  unten  HL  Teil  1.  Kapitel. 
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auch  die  Umwälzungen  und  Wandlungen  des  staatlichen  Lebens 
hier  snerst  und  am  deutlichsten  zum  erfaisbaren  Ausdruck.  — 

Mit  der  Geschichte  des  Qewerbewesens  schildern  wir  des- 
halb zugleidi  den  Staat  und  seine  Bechtsbildung.  Bezüglich  der 
Institutionen  des  Gewerberechts  selbst  ist  hierbei  für  unsere  Dar- 
stellung ein  fester  Ausgangspunkt  gegeben;  es  ist  die  Zeit  der 
▼oUendeten  Ausbildung  des  Zunftwesens.  Anders  verhält  es  sich 
dagegen  mit  der  SchUderung  der  staatlichen  Rechte;  hier  fehlt 
eine  solche  sichtbare  Anfangsgrenze,  an  der  wir  ohne  weiteres 
einsetzen  könnten.  Das  dreizehnte  Jahrhundert  zeigt  äufserlich 
nodi  alle  Eigenheiten  des  feudalen  und  ständisch  gegliederten 
Staates.  Für  unsere  Zwecke  bedarf  es  deshalb  einer  genauen^ 
bisher  nicht  geftahrten  Untersuchung  über  die  Voraussetzungen, 
die  fiir  die  Neugründung  der  staatlichen  Rechte  gegeben  waren 
und  weiterhin  über  die  hauptsächlichsten  Mittel,  die  hierbei  zur 
Anwendung  gelangten.  Wir  haben  demnach  zunächst  den  Ent- 
wicklung^ang  der  staatlichen  Rechte  in  Frankreich  überhaupt 
zu  behandeb. 


Unsere  Untersuchung  betrifit  einen  Teil  jener  Vorgänge, 
durch  welche  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  die  vereinzelten 
königlichen  Herrschafts-  und  Gebietungsrechte  zu  einer  voll- 
kommenen Staatsgewalt  umgeschaffen  wurden.  Der  Aus- 
druck ^vollkommen^  ist  hier  nicht  im  Sinne  der  höchsten  Eigen- 
schaft, sondern  im  Sinne  der  begrifflichen  Vollständigkeit  zu 
▼erstehen.  In  der  heutigen  rechtsgeschichtlichen  Litteratur  wird 
die  seit  dem  späteren  Mittelalter  zur  Ausbildung  gebrachte  Staats- 
gewalt im  Gegensatz  zu  der  früh-mittelalterlichen  zumeist  als  die 
^ganze^  oder  als  die  ,,  wahre**  bezeichnet.  Hierdurch  wird  indes 
der  Gegensatz  beider  B^riffe  nicht  genügend  scharf  ausgedrückt. 
Denn  eine  ganze  bezw.  wahre  ist  auch  die  früh -mittelalterliche 
Staatsgewalt  gewesen ;  dagegen  war  sie  keine  vollkommene.  Zur 
Heranbildung  einer  vollkommenen  Staatsgewalt,  die  alle  zu  ihrer 
Bethätigung  notwendigen  Bestandteile  in  sich  schliefst,  hatte  das 
Mittdalter  zunächst  die  GrundUgen  herzustellen.  Mit  dem  Ablauf 
des  Mittelalters  ist  dieser  erste  Teil  der  Staatsentwicklung  voll- 
bracht, und  eine  von  jeder  nicht-staatlichen  Bindung  loe^öste 
Staatsgewalt  ist  geschaffen. 

Indem  wir  einen  Teil  dieses  weitverzweigten  Prozesses  zum 
Gegenstand  unserer  Darstellung  machen,  hab^  wir  zunächst  den 
gesamten  Vorgang  —  das  Wachstum  und  die  Ausgestaltung  der 
rein  staatlichen  Thätigkeit  —  ins  Auge  zu  fassen.  Wir  gehen  hier- 
bei  aus  von  einem  der  wesentlichsten  grundsätzlichen  Unterschiede, 
der  den  frühmittelalterlichen  Staat  von  dem  spätmittelalterlich- 
neozeitlichen  Staate  trennt.  Diesen  hauptsächlichen  Unterschied  er- 
blicke ich  darin,  dafs  in  der  Entwicklung  des  neueren  Staates  das 
Recht  als  solches  losgelöst  wurde  von  dem  Amt,  mit  dem  es  im 
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Mittelalter  grundsfttslich  verbanden  war.  Erst  hierdurch  konnte  ein 
selbständiges  Staatsrecht  entstehen.  Es  treten  sich  hierbei  zwei  völlig 
entg^engesetzte  Systeme  des  öffentlichen  Rechts  gegenüber;  das 
an  das  Amt  gebundene  Recht  des  frühmittelalterlichen, 
und  das  selbständige  Staatsrecht  des  spätmittelalterlich- 
neuzeitlichen  Staates.  Der  Anschauung  des  filihen  Mittelalters 
lag  es  vollständig  fem,  ein  öffentliches  Recht  zu  erfassen,  das 
nicht  auf  ein  bestimmtes  Amt  gegründet  war  und  diesem  zu- 
gehörte. Die  Einsetzung  und  der  Besitz  eines  Amtes  war  dem- 
nach die  Vorbedingung  für  die  Ausübung  jeder  im  weitesten 
Sinne  verwaltenden  Thätigkeit.  Der  neuere  Staat  nimmt  sdnen 
Ausgang  von  der  entgegengesetzten  Auffassung;  er  hat  all- 
mälmch  das  Recht  von  dem  Amt  getrennt  und  schliefalich  das 
Amt  als  Subjekt  von  Rechten  nahezu  vollständig  beseitigt.  Grund- 
lage des  Amtes  wird  nunmehr  der  Rechtssatz.  Das  Amt  ist 
nicht  mehr  die  Voraussetzung,  sondern  die  Folge  des  Rechts. 

Als  der  Zeitpunkt,  mit  dem  diese  neuere  Auffassung  deut- 
licher hervortritt,  ist  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  zu 
bezeichnen.  An  der  Umwandlung  des  gebundenen  Amtsrechts 
und  an  der  Herstellung  eines  selbständigen  Staatsrechts  hat  das 
Mittelalter  seitdem  unablässig  gearbeitet.  Seit  dieser  Zeit  bieten 
sich  demnach  für  die  Ausbreitung  der  Staatsgewalt  zwei  Wege, 
die  wir  im  nachfolgenden  zu  unterscheiden  haben.  Der  ^It&rey 
zunächst  am  meisten  benutzte,  besteht  in  der  Ausdehnung  der 
vorhandenen  Amtsrechte  und  in  dem  Erwerb  neuer  Ämter  durch 
den  Staat.  Der  neuere,  für  die  Folgezeit  wichtigere,  besteht  in 
der  allmählichen  Ausbildung  eines  vom  Amtswesen  getrennten, 
ftlr  sich  bestehenden  Staatsrechts. 

Die  rechtsbildende  Thätigkeit  nun,  die  hierbei  in  Erscheinung 
tritt,  läfst  sich,  je  nach  den  angewandten  Mitteln,  in  eine  äufsere 
und  in  eine  innere  Entwicklung  des  Rechts  scheiden,  und  wir 
können  demgemäfs  von  einer  äufseren  und  von  einer  inneren 
Fortbildung  des  staatlichen  Rechts  sprechen.  Wollen  wir  die 
beiden  Begriffe  zunächst  kurz  umgrenzen,  so  bezeichne  ich  als 
die  äufsere  Fortbildung  des  Staatsrechts  die,  welche  zu  ihren 
Zwecken  die  Ausgestaltung  der  einzelnen  Jurisdiktionsrechte  und 
vor  allem  der  Ämterorganisationen  benutzt,  während  die 
innere  ihr  Ziel  vermittelst  der  Aufstellung  allgemeiner  selb- 
ständiger Rechtssätze  verfolgt. 

Das  französische  Staatswesen  hat  seinen  Entwicklungsgangs 
nach  den  beiden,  hier  gekennzeichneten  Richtungen  genommen, 
die  jedoch  für  unsere  Darstellung  nicht  gleichmäfsig  in  Betracht 
zu  ziehen  sind.  (Der  rein  territoriale  Zuwachs  des  Ländergebietes 
gehört,  wie  kaum  hervorgehoben  zu  werden  braucht,  überhaupt 
nicht  hierher,  da  wir  nur  von  dem* Ausbau  des  Rechtssystems 
handeb.)  Während  des  frühen  Mittelalters  ist  die  Entwicklung, 
die  wir  hier  als  die  äufsere  bezeichnen,  die  bei  weitem  über- 
wiegende.    Bis  in  das   dreizehnte  Jahrhundert  hinein   vollzieht 
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sich  die  ElrweiteruDg  der  staatlichen  RechtBsphäre  im  wesentlichen^ 
wenn  auch  nicht  ausschlieflslich,  durch  die  Ausbreitung  der  Amts- 
Organisationen. 

Unsere  Schilderung  hat  auf  diese  äufseren  Vorgänge  nicht 
näher  einzugehen.  Ich  erwähne  hier  nur  kurz  die  beiden  wichtig- 
sten unter  den  angewandten  Mitteln ;  als  das  erste  ist  zu  nennen 
das  ausgreifende  Vorgehen  der  königlichen  Amtsleute,  insbesondere 
der  Präpositi  und  der  späteren  Baillis,  die  durch  Einmischung 
in  die  allgemeinen  Verwaltungsangelegenheiten  mit  vielem  Geschick 
die  stete  Erweiterung  des  königlichen  Machtbereichs  betrieben  ^ 
Als  zweites  Mittel  ist  zu  erwähnen  die  stets  wachsende  Aus- 
dehnung der  königlichen  Jurisdiktionseinrichtungen,  zunächst  als 
Gerichte  erster  Instanz,  später  auch  als  Berufungsgerichte,  durch 
deren  Thätigkeit  ebenso  das  Ansehen  wie  die  Befugnisse  der 
königlichen  Ver\yaltung  gesteigert  wurden^. 

Seit  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  tritt  in  diese 
Bewegung  eine  neue  Triebkraft  ein  und  die  öffenth'che  Verwaltung 
wird  von  innen  heraus  umgestaltet  und  in  einheitliche  Bahnen 
geleitet.  Die  Einwirkung  macht  sich  zunächst  an  der  Central- 
stelle  geltend.  Der  berufsmäfsig  geschulte  Juristenstand  (der 
indes  unter  Ludwig  IX.  noch  nicht  durchaus  identisch  ist  mit 
den  Romanisten^)  erlangt  das  Übergewicht  in  den  königlichen 
Gerichten ;  die  geistlichen  und  feudalen  Elemente  wei*den  zurück- 
gedrängt"*. In  den  Verwaltungsreformen  wie  in  der  Geschäfts- 
ftlhrung  unter  Ludwig  IX.  gelangen  die  einheitlichen  und  neu- 
gestaltenden Bestrebungen  des  Beamtenstandes  zu  erkennbarem 
Ausdruck  ^. 

Doch  erst  seit  dem  letzten  Viertel  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
tritt  die  selbständige,  rechtsbildende  Thätigkeit  deudich  und  immer 
schärfer  hervor.  Die  Rechtswissenschaft  setzt  ihren  mächtigen 
Hebel  an;  sie  stellt  neue  Ansprüche  und  Gedankenfolgen  auf, 
die  zu  einer  völligen  Neugründung  des  öffentlichen  Rechtes  iuhren. 
Unter  Philipp  IIl.  vorbereitet,  setzt  der  Umschwung  unter  dessen 
Nachfolger  rhilipp  IV.  mit  voller  Kraft  ein.     Die  Regierungszeit' 


1  Vgl.  hierzu  Lnchaire  Inst.  Mon.  I  S.  214  ff.;  Vnitry  Reg.  fin. 
S.  157  fiT;  BoQtaric  S.  15  ff. ;  Warnkönig,  FraDzödsche  Staats- 
eeschichte,  Basel  1875,  Bd.  I  S.  202  ff.;  Bardouz,  De  rinflueoce  des 
L^stes  an  moven  äge,  Revue  historiqae  de  droit  fran^ais  et  6trADger 
Bd.  V,  Paris  1859,  S.  301  ff.;  vgl.  auch  Brüssel,  üsage  des  Fiefs, 
Pariser  Ausgabe  von  1750,  Bd.  I  S.  318. 

'  Lncnaire  Inst  Mon.;  Aubert  Comp. 

*  Lanfflois  8.  321. 

^  Lnchaire   Inst.  Mon.;   Aubert  Comp.;   Bardonx  a.   a.  O.; 


Langlois  S.  

HiBtoire  du  droit  civil  fran9ai8,  2.  Aufl.  Paris  1893,  S.  178—184;  Tardif, 


'n\ 


her  die  litterarisohe  Th&tigkeit  jener  Zeit  vgl.  Paul  VioUet, 


Histoire  des  sources  du  droit  fran^ais  origines  Romaines,  Paris  1890, 
S.  337  ff.;  J'onrdain,  La  Royantä  et  le  droit  populaire,  Recueil  des 
M^moires  de  l'Acadämie  des  inscriptions,  Paris  1876,  Bd.  28,  2.  T^. 
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Philipps  IV.  leitet  einen  neuen  Abschnitt  ein  6kr  die  Oesets- 
gebung  und  die  Verwaltung.  Jetzt  zum  ersten  Mal  wird  das 
Recht  des  Staates  losgelöst  vom  Ämterwesen,  und  in  unabhängigen, 
allgemeinen  Rechtssätzen  wird  die  neue  Schöpfung  geformt,  an 
deren  Vollendung  die  folgenden  Jahrhunderte  gearbeitet  haben; 
es  ist  der  Begriff  des  absoluten,  sein  selbständiges  Recht  in  sich 
tragenden  Staates. 

Auf  diese  Entwicklung  der  staatlichen  Rechte  unter  der  Re- 
gierung PhÜipps  ni.  (1270—1285)  und  Philipps  IV.  (1285—1314) 
haben  wir  im  nachfolgenden  genauer  einzugehen.  Es  ist  hierbei 
die  Einwirkung  zunäcnst  des  Schrifttums,  alsdann  der  ihm 
später  hinzutretenden  Praxis,  im  einzelnen  zu  untersuchen. 

Die  romanistische  Litteratur  Frankreichs  läfst,  wie  die  der 
anderen  Länder,  den  Abschnitt  erkennen,  der  sich  an  die  Ab- 
fassung der  Accursischen  Glosse  gegen  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts anschliefst.  In  der  Anwendung  und  Verarbeitung  des 
vorhandenen  Stoffes  erschöpft  sich  auch  hier  nach  der  Vollendung 
der  Glosse  im  wesentlichen  die  Aufgabe  der  Autoren.  Die 
kanonistische  Schule  dagegen  übte  ihren  Einiluis  auf  die  Formen 
des  Gerichtsverfahrens .  und  dadurch  mittelbar  auf  die  zuvor  (s. 
oben)  gekennzeichnete  äufsere  Entwicklung  ^.  Im  coutumiären 
Recht  endlich  gelangte  Herkommen  und  Übung  in  verschiedenen 
Gebieten  zur  Auszeichnung.  Im  ganzen  geht  die  äufserst  rege 
litterarische  Thätigkeit  jener  Periode  dahin,  die  erworbene 
Kenntnis  und  das  reiche  Material  zu  ordnen  und  auszubreiten, 
wobei  ftlr  die  Kräftigung  der  königlichen  Verwaltung  im  einzelnen 
Grolses  geleistet  wird  ^.  Eine  neue,  eigene  Gedanken  aufstellende 
Bearbeitung  de^  Rechtsstoffes  tritt  indes  in  dieser  Periode  nur 
wenig  hervor. 

Dieser  Stillstand  in  der  Fortbildung  des  Rechts  wird  gegen 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  unterbrochen  durch  ein  Werk, 
das  weit  über  die  Grenzen  seiner  Zeit  imd  seiner  engeren  Heimat 
hinauswirkte;  es  sind  die  Coutumes  du  Beauvoisis  von  Beau- 
m  a  n  o  i  r  ^.  Insbesondere  flir  unsem  G  egenstand  enthält  das  Werk 
Beaumanoirs  recht  eigentlich  die  Ankündigung  dessen,  was  in 
der  nächsten  Zeit  verwirklicht  wurde.    Wenn  wir  flir  die  neuere 


^  Vgl,  V.  Schulte,  Geschichte  der  Quellen  und  Litteratur  des  kanoni- 
schen Reäts,  Stuttgart  1877.  Tardif,  Sources  du  droit  canonique}  Paris 
1887,  S.  301  ff. 

>  Auf  dem  Gebiet  des  Gewei-berechts  ist  hier  zu  erwähnen  die 
Niederschrift  des  Livre  des  m^tiers  durch  Etienne  Boileau.  Vgl.  Mag.  u. 
Frat  S.  70  ff. 

^  Vgl.  über  Beaumanoir  die  Einleitung  zu  der  Ausübe  der  Coutumes 
du  Beauvoisis  von  Beuenot,  Paris  1842;  Viollet,  Droit  civil  S.  185; 
Tardif,  a.  a.  0.  orig.  Kom.  S.  396  ff;  Bordier,  Philippe  de  RemL  sire 
de  Beaumanoir,  Paris  1869.  Vgl.  femer  die  Gegenüberstellung  von  Beau- 
manoir und  Eicke  von  Repgow  bei  Brunner,  Französische  u.  s.  w.  Rechts- 
quellen in  Holtzendorffs  Encyklopädie,  5.  Aufl.  Leipzig  1890,  S.  312. 
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Entwicklung  der  staatlichen  Rechte  eine  Scheidelinie  ziehen  wollen, 
Bo  scheint  sie  mir  hier  ihre  Stelle  zu  finden. 

Aus  dem  Werke  Beaumanoirs  kommt  für  unsere  Darstdlung 
▼or  allem  die  Behandlung  zweier  Materien  in  Betracht,  die  dem 
Oebiet  der  staatlichen  Reäte  angehören ;  es  sind  dies  die  Rechts- 
pfl^e  und  das  Recht  der  Gesetzgebung. 

Im  Mittelpunkt  des  Beaumanoirschen  Systems  steht  die 
königliche  Gewalt.  Sie  ist  jeder  Einzelherrschaft  übergeordnet 
und  übt  ihren  höchsten  Binnufs  unbestritten  innerhalb  des  ge- 
samten Reichs.  Diese  Anschauung  Beaumanoirs  zieht  ihre  weiten 
Folgerungen  zunächst  auf  dem  Gebiet  der  Rechtspflege.  Alle 
weltliche  Gerichtsbarkeit  erscheint  grundsätzlich  vom  Könige  ab- 
hängig; die  herrschaftlichen  Gerichte  geraten  hierdurch  that- 
sächlich  in  die  Stellung  von  Untergerichten;  die  geistlichen 
Gerichte  werden  in  ihrer  Zuständigkeit  abgegrenzt  und  eben 
dadurch  schon  zurückgedrängt.  Dagegen  wird  das  Recht  des 
Eingriffs  und  der  Einmischung  bei  unbefriedigender  Rechtspflege 
SU  Gunsten  der  königlichen  Gerichte  scharf  formuliert  und 
hervorgehoben  *• 

Neben  dieser  Behandlung  der  Rechtspflege  findet  sich  aber 
bei  Beaumanoir  eine  zweite  AufEeussunff  der  königlichen  Rechte 
angebahnt,  die  fUr  unsem  Gegenstand  die  bei  w^tem  folgen- 
reichere und  fruchtbarere  ist.  Sie  erstreckt  sich  auf  die  all- 
gemeinen Grundlagen  des  Staats  und  behandelt  das  wesentliche 
Recht  der  Gesetzgebung. 

E^  ist  die  flir  jene  Zeit  bedeutsamste  Frage  des  staatlichen 
Hechts,  die  hier  von  Beaumanoir  aufgegrifien  wird.  Auf  kaum 
einem  anderen  Gebiet  war  das  Recht  des  Königtums  unvoll- 
kommener und  mehr  von  hindernden  und  lästigen  Schranken 
durchzogen,  als  auf  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung. 

Zunächst  kannte  das  hohe  Mittelalter  kein  allgemeines  Gesetz, 
wie  es  auch  kein  allgemeines  Recht  kannte.  Recht  und  Gesetz 
bedurften  der  besonderen  Begründung  im  einzelnen^;  die  Form 
der  Rechtssetzung  war  die  lex  specialis.  Aufserdem  aber  war 
das  Recht  des  Königs,   verbindliche   Gesetze   zu   erlassen,   noch 


^  Ich  erwähne  folgende  Stellen:  Kap.  11  Nr.  1—46  Ansgahe  Beugnot 
Bd.  I  S.  156—175,  insbesondere  Nr.  1  und  12;  Kap.  25  Nr.  7  Bd.I  8.362; 
Kap.  34  Nr.  41  Bd.  II  S.  22.  Für  die  Stellung  Beaumanoirs,  und  für 
seine  sichere  Art,  verwickelte  zeitgenössische  Fragen  zu  behandeln,  bildet 
das  Kapitel  11  ein  besonders  gutes  Beispiel. 

*  S.  unten  vierter  Teil.  Dies  ist  auch  der  Grund,  weshalb  die 
Gesetzgebung  bis  ins  dreizehnte  Jahrhundert  in  der  Hauptsache,  und 
spätermn  noch  vielfach,  auf  dem  Wege  des  Privilegs  erfolgte.  Ich  kann 
deshalb  hier  Lnchairc  nicht  beistimmen,  wenn  er  Inst  Mon.  I  S.  246 
safft:  „Ce  caractere  de  particularit^  (des  actes  royaux  depuis  la  fin  du 
IX«  siöcle)  rdsultait  naturellement  de  la  disparition  du  pouvoir  central  et 
du  moicellement  de  la  souverainete."  Auch  eine  straffe  Handhabung 
der  Centralgcwalt  konnte  hier  zunächst  nichts  ändern.  Vielmehr  mufsten 
die  Voraussetzungen  für  eine  allgemeine  Gesetzgebung  zuvor  geschaffen 
werden.  ^  . 
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territorial  beschränkt  durch  die  HoheitBrechte  der  Vasallen.  Aller- 
dings hatten  sich  nach  beiden  Richtungen  durch  eine  Reihe  von 
Vorgängen  seit  dem  Ausgang  des  zwölften  Jahrhunderts  die  Ver- 
hältnisse verschoben.  Die  Umwälzungen  im  Stande  der  Be- 
völkerung in  den  Städten  und  auf  dem  flachen  Lande  hatten 
dem  Königtum  einen  weiten  Zuwachs  an  Machtbefugnis  gebracht; 
der  Lehensverband  begann,  an  seinem  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
rakter und  an  seiner  administrativen  »Selbständigkeit  Einbufse  zu 
erleiden ;  vor  allem  hatte  das  äufsere  Vordringen  der  königlichen 
Amtsverfassung  und  des  Beamtentums  in  der  zuvor  geschilderten 
Weise  eine  Reibe  neuer  Verwaltungsgebiete  eröffnet  und  in  Besitz 
genommen.  Die  Einheit  des  Staatswillens  und  seine  Durch- 
setzung gegenüber  den  widerstrebenden  Gewalten  war  aber  noch 
keineswegs  erreicht. 

Das  mittelalterliche  Königtum  war  vielmehr  zu  Ende  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  vor  eine  Aufgabe  gestellt,  die  mit  den 
seitherigen  Mitteln  nicht  zu  lösen  war.  Zu  ihrer  Erftlllung  be- 
durfte es  einer  Theorie  über  das  Recht  der  Gesetzgebung,  einer 
Theorie,  die,  im  Widerspruch  zu  den  zeitgenössischen  Zuständen, 
einem  einheitlichen  Staatsgedanken  Ausdruck  gab.  Es  ist  das 
Verdienst  Beaumanoirs,  dafs  er  diese  schwierige  Frage  aufwarf 
und  dafs  er  ihr  die  rechte,  brauchbare  Lösung  gab. 

Beaumanoir  behandelt  den  Gegenstand  ausführlich  in 
zwei  Hauptstellen  seines  Werkes,  im  vierunddreifsigsten  und  im 
neunundvierzigsten  Kapitel  ^    Es  erschien  erforderlicn,  die  beiden 


1  Bd.  II  S.  22  bezw.  259  ff.  Es  wird  noch  eine  dritte  Stelle  an- 
geführt, nämlich  der  im  35.  Kapitel  beiläufig  verwendete  römisch-rechtliche 
^atz  ce  qui  plest  k  fere  au  Koi  doit  estre  tenu  por  k  loi  (Bd.  II  S.  57). 
Dieser  Satz  hat  jedoch  durchaus  nicht  die  allgemeine  Tragweite,  die  ihm 
unter  Nichtbeachtung  des  gegebenen  Zusammenhang  gememhin  beigelegt 
wird  (so  auch  bei  Langlois  S.  286).  Ee  handelt  sich  um  die  bei  Privat- 
vertrügen  regelmäfsig  am  Schlufs  hinzugefugte  Klausel,  durch  welche  die 
Parteien  im  voraus  auf  die  Geltendmachung  von  Einreden  verzichten. 
Beaumanoir  unterscheidet  hierbei  einen  Generalverzicht  und  einen  Special- 
verzicht und  föhrt  dann  fort:  Et  aussi  li  Koi  a,  de  son  droit  que  por  re- 
nonciation  que  nus  ait  mis  ^  letres  seit  general  ou  especial  ü  ne  laiase 
pas  por  ce  a'il  va  en  Tost  ou  contre  Tennemi  de  le  foi  qu'il  ne  puisse 
tere  lee  detes  aterminer,  selonc  ce  qu*il  voit  le  besning  de  cez  qu'il  mainne 
avecques  li  ou  qui  vonr.  en  ancunne  besogne  ueceesere  de  son  commande- 
ment;  car  ce  qui  li  plest  k  fere  doit  estre  tenu  por  k  loi.  Mais  ce  ne 
pot  fere  nus  fors  li  el  roiame  de  France.  „Wenn  ein  Schuldner  auf  alle 
Einreden,  also  auch  auf  die  der  Heerfahrt  mit  dem  König  oder  des  Kreaz- 
zngs  wider  die  Ungläubigen,  verzichtet  hat,  so  hat  gleichwohl  der  König 
das  Recht,  die  Schulden  des  auf  seinen  Befehl  ausziehenden  Gefoigs^ 
manne»  oder  Kreuzritters  zu  stunden. ** 

Dieses  Recht,  die  Schulden  eines  aasziehenden  Gefolgsmannes  zu 
stunden,  oder  das  Recht,  sog.  Lettres  d*£tat  zu  erteilen,  bildet  nach  Beau- 
manoir ein  Reservatrecht,  das  nur  vom  König  ausgeübt  werden  kann; 
das  heifst  also,  zwar  von  niemandem  anders  als  vom  König,  aber  auch 
vom  König  nur  in  dem  gegebenen  Umfang  des  Reservat- 
rechts. (Über  das  Recht  des  Königs,  Stnndungsbriefe  oder  Lettres  d'Etat 
auszustellen,  vgl.  La  Roche-FIavin,  Treize  Livres  des  Parlements  de 
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Stellen  im  nachfolgenden  wiederzugeben,  da  Bie  unserer  weiteren 
Beweisführung  zur  Grundlage  dienen  und  da  die  von  mir  ver- 
tretene Auffassung  von  der  seitherigen  abweicht. 

Kap.  34.  Li  Rois  est  sovrains  par  desor  tous  et  a  de  son 
droit  le  general  garde  de  son  roiame  par  quoi  il  pot  fere 
tex  establissemens  comme  il  li  plest  por  le  commun  porfit,  et  ce 
qu'il  establist  doit  estre  tenu.  Kap.  49.  Art.  4.  on  doit  savoir 
que  se  li  Bois  fet  aucun  establissemeut  novel,  que  il  ne  grieve 
pas  as  cozes  qui  sont  fetes  du  taus  passä  ne  as  cozes  qui  avienent 
dusqu'ä  tant  que  li  establidsement  suoi  commandc^  k  tenir.  Mes 
paisqu'il  est  pueplids  (publik),  on  le  doit  tenir  fermement  en  le 
maniere  que  il  commande.  Art  6.  Tout  seit  ce  que  li  Rois  puist 
fere  noviax  establissemens,  il  doit  moult  penre  garde  qu'il  les 
face  par  resnable  cause,  por  le  commun  porfit,  et  par 
grand  conseiP. 

Beaumanoir  hat  demnach  seiner  Lehre  von  der  Gesetz- 
gebung eine  ausführliche  Begründung  beigegeben,  die  von  wesent- 
lichem rechtsgeschichtlichen  Interesse  und  rar  die  Beurteilung  der 
Frage,  welchem  Rechtssystem  jene  Lehre  angehört,  von  hoher 
Bedeutung  ist.  Die  Sätze  entstammen  durchaus  dem  fränkischen 
Staatsrecht^.  Beaumanoir  gründet  das  Geselzgebuogsrecht  des 
Königs  zunächst  allgemein  auf  die  Garde  g^n^rale  du  royaume, 
er  knüpft  dann  die  Ausübung  im  besonderen  an  drei  Bedingungen, 
nämlich  1.  cause  raisonable,  2.  commun  profit,  3.  grand  conseil. 

Es  fragt  sich  zunächst  und  in  der  Hauptsache,  was  unter 
der  garde  g^n^rale  zu  verstehen  sei.  Diese  garde  g^n^rale  ist 
der  allgemeine  Königsschutz,  den  der  fränkische  König 
aasübt  und  der  das  gesamte  Reich  und  alle  Unterthanen  um- 
fafst^.  Die  Begründung  Beaumanoirs  ist  demnach  keinem  Sonder- 
rechtskreise entnommen;  sie  ist  auch  nicht  einem  einzelnen 
Schutzveihältnis  analog  gedacht,  wie  dem  königlichen  Schutz  der 
Kirchen   und  Klöster  (garde  des  äglises)^;   sie   besteht  vielmehr 


France,  Bordeaux  1617,  8.  808;  Thaumas  de  la  Thaumassiöre,  Les  Cou- 
tumes  du  BeauvoisiB,  Paris  1690,  S.  415;  OrdoDnaDZ  Philipps  V.  von  1318, 
Ord.  I  S.  681  Art  8.)  Eine  allgemeine  Ausdehnung  auf  das  Recht  der 
Gesetzgebung  Iftfst  sich  in  den  Zusammenhang  dieser  Stelle  unmöglich  hinein- 
interpretieren. Das  königliche  Oesetzgebungsrecht  wird  von  Beaomanoir 
nicht  in  einer  beiläufigen  Bemerkang,  sondern  planmäfsig  in  den  oben  im 
Text  citierten  beiden  Stellen  abgehandelt.  Durch  die  darin  kundgegebene 
Aufftusung  wird,  gleichviel  wie  man  jene  Artikel  im  einzelnen  auslegen 
ma^,  jedenfalls  der  Satz  ce  ani  plest  au  Roy  u.  s.  w.  als  legislatorisches 
Princip  nnbedmgt  auegescnlossen. 

1  &an.  48  a.  a.  O.  S.  255  ist  gesagt  par  trös  grant  conseil. 

*  Vgl.  dagegen  die  Auffassung  von  cler  Gesetzgebungstheorie  Beau- 
manoirs und  seiner  Zeit  bei  Langlois  8.  286  und  Luchaire  Man. 
S.  468. 

*  Dem  geraeinen  Königsfrieden  entspricht  der  Gedanke  eines  all- 
gemeinen KÖnig8schutzei>,  welcher  sämtliche  Unterthanen  des  fränkischen 
Reiches  umfafst  und  sich  auch  auf  die  Fremden  erstreckt,  die  keinen  be- 
sonderen Schutsherm  haben.    Brunner,  D.R.G.  Bd.  2  S.  48. 

*  Brunner,  D.R.G.  Bd.  2  S.  52. 
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gerade  im  Oegensatz  zu  diesen.  Der  König  übt  den  ihm  hier 
sagesprochenen  Schutz  nicht  in  einzelnen  Fällen ;  sondern  er  übt 
ihn  ganz  allgemein  als  Träger  der  Staatsgewalt.  Aus  diesem 
grundlegenden  Recht  und  nur  aus  diesem  konnte  Beanmanoir 
die  königliche  Befugnis  zum  Erlafs  allgemein  verbindlicher  Gesetze 
ableiten. 

Für  die  Gültigkeit  einer  neuen  Verordnung  stellt  Beaumanoir 
drei  Erfordernisse  auf.  Zunächst  soll  das  neue  Gesetz  auf  einer 
rechten  Ursache  gegründet  sein ;  es  darf  also  nicht  der  Willkür 
oder  der  Neuerungssucht  entspringen. 

Zum  zweiten  soll  das  Gesetz  dem  gemeinen  Nutzen  dienen. 
Der  Ausdruck  hatte,  wie  ich  an  anderer  Stelle  ausgeführt  habe^ 
zu  jener  Zeit  rechtsförmliche  Bedeutung.  Die  Gesetzgebung  des 
Mittelalters  verlangt  allgemein  den  Nachweis  des  gemeinen  Nutzens 
für  die  Begründung  eines  neuen  Rechts;  wie  andererseits  wiederum 
die  Aufhebung  durch  den  Nachweis  der  Schädlichkeit  gerecht- 
fertigt wird*. 

Zum  dritten  soll  das  Gesetz  par  grand  conseil  vereinbart 
werden.  Mit  diesem  grand  conseil,  der  rechten  Beratung,  ist 
keine  bestimmte  geschlossene  Körperschaft  gemeint^;  sondern  es 
sind  hierunter  die  nach  Herkommen  berufenen  Ratgeber  der 
Krone  zu  verstehen,  in  dem  Umfang  und  nach  dem  Begriff,  der 
sich  durch  die  thatsächliche  Übung  während  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts herausgebildet  hatte  ^.  —  Schliefslich  fOgt  Beaumanoir 
noch  im  allgemeinen  hinzu,  dafs  das  neue  Gesetz  das  alte  Recht 
nicht  verletzen  und  den  Geboten  Gottes  und  der  guten  Sitten 
nicht  zuwiderlaufen  dürfe  *^. 

Diese  drei  Bedingungen  bedeuten  in  keiner  Weise  eine  Be- 
schränkung des  Gesetzgebungsrechts  als  solchen.  Beaumanoir 
giebt  lediglich  die  notwendigen  Umgrenzungen,  bei  deren  Ein- 
haltung allein  die  Befugnis  überhaupt  als  Recht  erscheinen  kann; 
durch  jede  Überschreitung  würde  sie  zur  Willkür.  Die  Er- 
fordernisse sind  im  übrigen  die  des  alten  Herkommens.  Die 
Voraussetzungen  sind  zwei  materielle:  Gesetzmäfsigkeit  und  ge- 
meiner Nutzen ;  und  eine  formale :  gehörige  Beratung  des  Trägers 
der  Krone.  — 

Wenn  wir  nunmehr  die  Theorie  Beaumanoirs  als  Ganzes 
betrachten,  so  erkennen  wir  ihren  hohen  Wert  vor  allem  in  der 
selbständigen,  eigenherrlichen  Stellung,  die  dem  König  geschaffen, 
wir  können  jetzt  sagen :  zurückgegeben  wurde.  Die  Ansprüche,  mit 
denen  die  voraufgehende  Entwicklung  das  Königtum  tnatsächlich 


1  Mag.  u.  Frat.  S.  187/188. 

^  Die  Formel  ist  älter  und  hatte  zu  Beaumanoirs  Zeiten  auch  noch 
eine  realere  Bedeutung,  als  Langlois  S.  287  annimmt.  Vgl.  Schröder, 
D.R.Ö.  S.  115. 

3  Vgl.  Beugnot  a.  a.  O.  IIS.  262  Anm. 

*  Vgl.  Langlois  S.  288  ff.,  Luchaire  Man.  S.  588. 

^  A.  a.  0.  Bd.  II  S.  263. 
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besdiwert  hatte,  werden  überwunden  durch  eine  Lehre,  die  mit 
dem  Feudalwesen  keinen  Frieden  schliefst,  weil  sie  ihm  gerade 
entgegengesetzt  ist.  Doch  nicht  durch  eine  fremde  Formel,  deren 
Anspruch  auf  Geltung  bestritten  werden  konnte,  begründet 
Beaumanoir  seine  Lehre;  sondern  er  greift  zurück  auf  das 
ursprüngliche  Staatsrecht  der  fränkischen  Monarchie,  das  den 
König  als  den  Schützer  und  Bewahrer  des  Rechts  anerkennt; 
und  hieraus  wird  seine  Befugnis  abgeleitet,  das  gesamte  Reich 
zu  ordnen  und  durch  Gesetze  zu  verwalten  *•  *.  — 

Während  der  inneren  und  äufseren  Kämpfe  unter  der  Re- 

S'erun^  Philipps  IV.  vollziehen  sich  nunmehr  tiefgreifendere 
mwäizungen  auf  dem  Gebiete  des  staatlichen  Rechts.  Die 
R^ierungszeit  Philipps  IV.  hat  dem  Staatsrecht .  Frankreichs  die 
entecheidende  Wendung  gegeben,  durch  die  es  sich  von  der  vorauf- 
gehenden Periode  schied,  und  ihm  die  Richtung  vorgeschrieben, 
in  der  es  auf  lange  hinaus  sich  fortbewegt  hat. 

Die  Fülle  und  die  rasche  Folge  der  Erscheinungen  jener 
Periode  machen  es  schwer,  hier  von  den  allgemeinen  Ereignissen 
gänzlich  abzusehen   und   lediglich   die  inneren  Vorgänge  zu  be* 


*  Die  oben  dargelegte  Auffassung  ergiebt  sich  ebenso  aus  den 
citierten  Queilstellen  wie  aus  dem  ganzen  System  des  Beaumanoinchen 
Werkes.  Dafs  dem  Satz  Ce  qni  plest  a  fere  au  Roi  doit  estre  tenu  por 
a  loi  bei  Beaumanoir  keine  systematische  Bedeutung  zukommt,  habe  ich 
oben  S.  10  Anm.  bemerkt.  Über  den  Satz  im  allgemeinen  vgl.  unten 
vierter  Teil  §  3.  Die  Darstellung  Lnchaires  (Manuel  S.  468),  1.  dafs 
Beaumanoir  das  Gesetzgebungsrecht  des  Königs  auf  den  Commun  profit 
gegründet  habe  und  dafs  2.  dieser  ßegpff  dem  eigentlichen  Mittelalter 
nicnt  mehr  angehöre,  scheint  mir  nach  beiden  Bichtungen  nicht  zutreifend. 
(Les  l^^stes  invoquent,  comme  l'a  fait  Beaumanoir,  le  commun  profit, 
I*int6r6t  ^en^ral,  rutilitö  publique,  noaveau  fondement  social  qui  n'est 
plus  celm  du  moyen  äge  proprement  dit.)  Mit  Bezug  auf  die  erste  An- 
nnbrne  ist  zunächst  zu  bemerken,  dafs  der  gemeine  Nutzen,  wie  oben  bemerkt, 
lediglich  eine  Bedingung  för  die  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechts, 
keineswegs  aber  die  Grundlage  für  das  Eecht  selber  bildet.  Das  Erfordernis 
des  gememen  Nutzens  gilt  alsdann  —  worauf  es  hier  allein  ankommt  — 
nicht  etwa  nur  far  die  königliche  Gesetzgebung,  sondern  für  jede  le^s- 
latoiiscbe  Handlung,  gleichviel  von  welcher  Stelle  oder  von  welchem  Amt 
sie  ausgeht  Zur  Begründung  eines  speciell  königlichen  Gesetzgebnngsrechts 
ist  also  das  Erfordernis  des  gemeinen  Nutzens  nicht  verwendbar.  Jeder 
zur  Gesetzgebung  Berechtigte  kann  seine  Befugnis  rechtmäfsiger  Weise 
nur  insofern  ausüben,  als  er  pro  utilitate  publica  handelt.  Der  König  ist 
in  dieser  Hinsicht  nicht  anders  gestellt  als  irgend  ein  Vasall  oder  eine 
Stadtbehörde.  —  Auch  die  zweite  Annahme,  dafs  der  Begriff  des  gemeinen 
Nutzens  dem  eigentlichen  Mittelalter  nicht  mehr  angehöre,  ist  nicht  als 
zutreffend  zu  bezeichen.  Der  gemeine  Nutzen  ist  vielmehr  ein  echt  mittel- 
alterlicher, dem  damaligen  öffentlichen  Recht  eigentümlicher  und  unentbehr- 
licher Begriff.    S.  die  Belegstellen  vorige  S.  Anm.  1  und  2. 

'  Neben  Beaumanoir  ist  hier  noch  sein  Zeitgenosse  Wilhelm  Du- 
rantis  zu  erwähnen,  dessen  Schriften  einen  ungewöhnlichen  und  nach- 
haltigen Einflufs  insbesondere  auf  das  Gerichtsverfahren  übten.  VgL 
öavigny,  B.B.  Bd.  V  S.  571  ff.;  v.  Schulte,  Gesch.  d.  Qu.  u.  Litt  d. 
Kau.  B.  II  8.  144. 
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trachten.  Gewifs  ist  auch  die  höchstpersönliche  Gestalt  Philipps  IV. 
nur  dn  Glied  in  der  fortlaufenden  Kette  unpersönlicher  Entwick- 
lung, und  das  Auftreten  des  Königs  erscheint  durchaus  abhänrig 
von  dem  vorbereitenden  Werke  der  voraufgehenden  Zeit.  War 
doch  des  Königs  treuester  Bundesgenosse,  der  Juristenstand, 
schon  grofsgezogen  durch  eine  Zeit,  die  bereits  weit  zurücklag; 
und  sein  gröfster  Feind,  die  Feudalverfassung  des  Landes,  war 
schon  lange  zuvor  gezeichnet  und  erschüttert.  Das  Handeln  des 
Königs  erscheint  darum  in  jeder  Weise  abhängig  von  Voraus- 
setzungen, die  zu  bestimmen  er  weder  den  Willen  noch  die 
Macht  hatte. 

Dennoch  mufs  die  Regierung  Philipps  IV.  als  eine  Zeit  gelten, 
die  sich  ihr  Gepräge  selber  gab,  und  als  eine  der  seltenen  Pe- 
rioden selbständigen  Schaffens,  fUr  welche  die  ihr  voranfgehende 
Entwicklung  nur  Bedingung,  aber  nicht  Ursache  ist.  Die  un- 
gezügelte Hast,  die  Gewaltthätigkeit,  mit  der  der  König  und  söne 
Ratgeber  handeln,  trägt  das  Bewufstsein  in  sich ,  völlig  aus  dem 
Neuen  zu  schaffen  und  absichtlich  mit  den  Grundlagen  der  Über- 
lieferung zu  brechen.  Dafs  das  Königtum  überhaupt  befilhigt  war 
zu  solchem  Handeln,  war  allerdings  das  Verdienst  aer  Vergangen- 
heit. Der  Gebrauch  aber,  den  Philipp  IV.  von  der  ihm  über- 
lieferten Staatsgewalt  zu  machen  verstand,  bleibt  das  Werk  seines 
eignen  Zeitalters.  Die  selbständige  Thatkraft  Philipps  IV.  zeigt 
sich  in  der  Anwendung  der  ihm  vorgeschaffenen  Macht,  die  unter 
seinen  Händen  zu  einer  veränderten  Bedeutung  emporwuchs. 

Mit  dem  Ablauf  des  dreizehnten  Jahrhunderts  tritt  in  Frank- 
reich ein  allgemeiner  Aufschwung  der  Rechtswissenschaft  ein. 
Das  Studium  des  römischeiv  Rechts  gelangt  zu  neuer  Blüte  und 
breiter  Entfaltung^.  Zugleich  steip^ert  sich  die  Stellung  der 
Juristen  bis  zum  unbestrittenen  Besitz  des  entscheidenden  Ein- 
flusses in  der  Verwaltung  und  in  der  Rechtspflege. 

Es  war  eine  Zeit,  in  der  die  Rechtswissenschaft  und  das 
öffentliche  Leben  auf  das  engste  verbunden  waren,  sich  gegen- 
seitig anregten  und  befruchteten  ^.  Wenn  während  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  die  Theorie  zumeist  der  gebende,  die  Praxis  dagegen 
zumeist  der  empfangende  Teil  gewesen  war,  so  war  jetzt  die 
Entwicklung  des  französischen  Staatswesens  dahin  gelangt,  dafs 
sie  aus  sich  selbst  heraus  neue  Aufgaben  erzeugte  und  zur  Auf- 
stellung neuer  Theorien  antrieb.  Die  erregten  politischen  Kämpfe, 
bei  denen  oft  genug  die  Gewalt  gegen  das  Recht,  weit  häufiger 
jedoch  das  Recht  gegen  das  Recht  stand,  eröffneten  der  juristi- 
schen Bethätigung  ein  weites  Feld. 

In    diesem    Hervorrufen    neuer    Anschauungen,    in    diesem 

1  Savigny,  R.R;  Bd.  VI  S.  26  AT. 

«  Vgl.  über  diese  Verjüngung  der  Rechtswissenschaft  durch  die 
Berührang  mit  dem  praktischen  Leben  insbesondere  die  schönen  Aus- 
führungen Savignys,  R.R.  Bd.  VI  S.  20  ff. 
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rückmchtalos-selbständigen  Gebrauch  Ton  Lehre  und  Anwendung 
zeigt  sich  die  Bedeutung  der  Zeit  Philipps  IV.  flir  das  öffentliche 
Recht.  Daa  alte  Mittel  der  Ausbreitung  durch  den  Amtsorganismus, 
so  ausgiebig  es  auch  jetzt  noch  augewendet  wurde,  konnte  nicht 
mehr  genügen.  Die  Staatsgewalt  fängt  an,  sich  organisch  aus- 
zubreiten durch  die  innere  Fortbildung  ihres  eigenen,  unabhängigen 
Kechts.  Der  König  wird  nicht  mehr  lediglich  als  die  oberste 
Spitze  eines  hierarchisch  gegliederten  Staatswesens  betrachtet ;  die 
AufFassung  beginnt  sich  anzubahnen,  die  in  dem  Königtum  viel- 
mehr  die  Grundlage  alles  Rechts  sieht,  den  Ursprung,  von  dem 
jedes  Recht  im  Staate  abgeleitet  wird.  Noch  ist  die  Zeit  fern, 
in  der  dieser  Satz  von  der  Wissenschaft  verfochten  wird;  doch 
tritt  in  allen  Handlungen  Philipps  IV.  eine  Anschauung  hervor, 
welche  die  Verwaltung  des  Staates  als  eine  geschlossene  Einheit 
auffafst. 

Das  Recht  der  Gesetzgebung  wurde  nunmehr  durch  das 
Königtum  thatsächlich  in  der  Weise,  wie  sie  Beaumanoir  umgrenzt 
hatte,  mit  allgemeiner  Verbindlichkeit  ausgeübt.  Die  Ordonnanzen- 
.gesetzgebung  wächst  an  Umfang  und  Bedeutung.  Sowohl  einzelne 
Materien,  wie  ganze  Verwaltungszweige  wurden  einheitlich  ge- 
ordnet durch  Gesetze,  die  zum  Teil  für  die  spätere  Zeit  vorbild- 
lich wurden.  Über  die  Organisation  der  Rechtspflege  ergingen 
mehrfach  Ordonnanzen ' ;  auf  die  gesamte  Landesverwaltung  er- 
streckte sich  die  zu  grofser  Bedeutung  gelangte  Ordonnance  pour 
la  r^formation  du  Royaurae^.  Der  Erweiterung  der  königlichen 
Gerichtsbarkeit  dienten  insbesondere  zwei  Theorien,  die  damals 
zu  allgemeiner  Anerkennung  fcelangteu,  nämlich  die  der  Prävention 
und  die  der  Gas  Royaux^.  Beide  Theorien  sind  unter  Philipp  IV. 
nicht  etwa  neu  aufgestellt,  wohl  aber  zu  ihrem  systematischen 
Ausbau  gebracht  worden. 

Die  Ausgestaltung  der  administrativen  Einrichtungen  wurde 
mit  Eifer  und  Erfolg  betrieben,  und  eine  Reihe  von  neuen  Ver- 
waltungsorganisationen wurde  geschaffen,  zum  Teil  allerdings  in 
Anlehnung  an  die  Finanzpolitik  des  Königs.  Die  tief  eingreifende 
und  wichtige  Verwaltung  der  Forsten  und  Wasserläufe  empfing 
ihre  grundlegende,  dauernd  beibehaltene  Verfassung  und  Zuständig- 
keit*.    Auch  die  Zölle  erfuhren  zum  erstenmal   eine  einheitliche, 


1  1291  Ord.  1  S.  240,  1303  Ord.  12  S.  ^53,  1304  Ord.  1  S.  399. 

»  Ord.  1  S.  354. 

'  Das  Recht  der  Prävention  überlieferte  der  königlichen  Recht- 
sprechung jede  Sache,  mit  welcher  ein  königliches  Gericht  „durch  Zuvor- 
kommen", d.  i.  zuerst  befafst  worden  war,  auch  wenn  die  Sache  selbst  zur 
Zuständigkeit  eines  nicht  königlichen,  grundherrlichen  Gerichts  gehörte. 
IKe  Theorie  der  Caslioyaux  gestattete,  jede  Sache,  durch  die  angeblich 
oder  thatsächlich  das  Interesse  des  Königs  berührt  wurde,  in  jedem  Stadium 
des  Verfahrens  vor  die  königlichen  Gerichte  zu  ziehen.  Vgl.  hierzu 
Boutaric,  Aubcrt  und  Langlois  a.  a.  O. 

^  Die  ersten  Anfänge  gehen  auch  hier  auf  Philipp  III.  zurück.  Vgl. 
Vuitry  Fin.  N.  S.  I  S.  69. 
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das  gesamte  Land  umfassende  Behandlung,  die  von  den  lokalen 
Verkehrsabgaben  grundsätzlich  verschieden  war^.  —  Auf  dem 
Gebiet  des  Gewerbewesens  aber  wurde  die  Ordonnanz  vom 
7.  Juli  1307  erlassen  und  hiermit  der  Grundstein  fkir  die  staat- 
liche Gesetzgebung  im  Gewerberecht  gelegt^. 

So  erhebt  sich  neben  und  über  dem  zersplitterten  Amtswesen 
ein  fest  geschlossenes,  selbständiges  Staatswesen  mit  eigener  Bechts- 
bildung.  Die  Entwicklung  schritt  während  der  folgenden  Zeit 
in  den  vorgezeichneten  Bahnen  selbstthätig  fort.  Nach  kurzem 
Rückschlag  unter  Ludwig  X.  wurde  unter  Philipjps  IV.  zweitem 
Nachfolger,  Philipp  V.,  die  Bewegung  wieder  aufgenommen  und 
ihr  Gang  wurde  selbst  durch  die  wechselvollen  Ereignisse  des 
Krieges  mit  England  mehr  beschleunigt  als  aufgehalten. 


In  dieser  Zeit  der  Ausgestaltung  des  Staatsorganismus  finden 
sich  die  ersten  Ansätze  eines  Systems  staatlicher  Rechte,  das 
seinen  Ausbau  lediglich  in  Frankreich  gefunden  hat  und  dort 
von  weittragendstem  Einfluls  für  die  gesamte  innere  Entwicklung 
geworden  ist;  es  ist  das  System  der  domanialen  Rechte, 
Insbesondere  für  das  hier  zu  behandelnde  Gewerberecht  wurde 
die  Einbeziehung  in  den  Kreis  der  domanialen  Rechte  von  ent- 
scheidender Bedeutung.  Eki  ist  deshalb  erforderlich,  dafs  wir  auf 
den  Begriff  des  Domanialrechts  an  dieser  Stelle,  d.  i.  während 
seiner  Entstehimgszeit,  des  näheren  eingehen.  Hierbei  ist  von 
dem  heutigen  Begriff  der  „Domäne''  ganz  abzusehen;  unter  dem 
Domaine  de  la  couronne  wird  im  alten  Frankreich  zwar  auch 
der  Grundbesitz,  vorzugsweise  werden  unter  ihm  jedoch  Rechte 
der  Krone  —  die  sogenannten  droits  domaniaux —  verstanden^. 


^  Vgl.  hierzu  die  Darlegungen  bei  Boutaric  8.  360  ff.;  Vuitry 
Fin.  N.  S.  I  S.  126  ff. 

>  S.  unten  2.  Abschn.  1.  Kap. 

*  Über  das  franzöeische  Domanialrecht  ist  vom  sechzehnten  bis  zum 
Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  eine  erhebliche  Anzahl  selbständiger 
Werke  erschienen,  in  denen  jedoch  jede  genauere  rechtsgeschichüiche  und 
dogmatische  Untersuchung  des  Gegenstandes  fehlt.  Eine  gute  Übersicht 
der  bedeutenden  Arbeiten  gewährt  die  Sammlung  Jus  domaniale, 
hrsg.  von  Frise,  Frankfurt  1701,  in  zwei  Foliobänden,  enthaltend  o.  a. 
das  bekannte  Werk  von  Cho])pinu8,  De  domaniis  Franciae  (zuerst  Paris 
1572);  Brückner,  De  domaniis  Regni  Germanici,  von  Staat^them  des 
Teutschen  Reichs;  Las  Casas,  Utrum  Reges  vel  Principes  cives  ac  sab- 
ditos  a  r^ia  Corona  alienare  possint;  sowie  einzelne  Schriften  von  Gel- 
larius,  Ringler  und  Auszuge  aus  den  Werken  verschiedener  Autoren. 
Aus  dem  achtzehnten  Jahrhundert  sind  zu  erwähnen  Le  Favre  de  la 
Planche,  Traitä  du  Domaine,  Paris  1764,  8  Bände;  Bosquet,  Dictionaire 
Raisonn^  du  Domaine  et  des  droits  domaniaux,  Ronen  1762,  3  Bände. 
Vgl.  auch  Mohl,  Grescbichte  und.  Litteratur  der  Staatswiesenschaften,  Er- 
langen 1858,  Bd.  Ill  S.  139.  Über  die  Auffassung  der  DomamaUtät  in 
der  Litteratur  des  achtzehnten  Jahrhunderts  siehe  unten  Teil  III  Kapitel  2. 
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Das  französische  Domanialrecht  bildet  in  mehrfacher  Hinsicht 
das  Gegenstück  und  den  Gegensatz  zu  der  in  Deutschland  au»- 
gebildeten  Lehre  von  den  Regalien.  Beide  Begriffe  wurden  zu 
Kampfzwecken  aufgestellt;  und  beide  sind  in  i)u*er  späteren  Aus- 
gestaltung stets  der  Staatageschichte  der  beiden  Länder  gefolgt. 
Zwar  ist  der  Begriff  des  Kegais  auch  dem  französischen  Staats- 
recht geläufig,  während  andererseits  der  Begriff  der  Domanialität 
in  Deutschland  nicht  unbekannt  ist^;  von  Bedeutung  im  öffent- 
lichen Becht  und  zu  einem  Faktor  der  staatsrechtlichen  Entwick- 
lung ist  jedoch  das  Regal  nur  in  Deutschland,  die  Domanialität 
nur  in  Frankreich  geworden. 

Für  die  Regalien  ist  es  charakteristisch,  dafs  ihr  Besitz  von 
Anfang  an  nicht  an  eine  bestimmte  Stelle  untrennbar  geknüpft 
ist  und  dafs  er  in  seinem  Ursprung  nicht  aus  einem  einzigen 
Amte  heraus  konstruiert  wird.  Es  ist  fUr  den  Begriff  und  das 
Wesen  der  Regalien  in  den  Streitigkeiten  des  zwölften  Jahr- 
hunderts gleichgültig,  ob  jene  vom  Kaiser  oder  von  seinen 
Gregnern  ausgeübt  werden.  Um  den  Besitz  des  Rechtes  wird 
gestritten;  seine  innere  Eigenschaft  wird  nicht  berührt.  Es 
ergeben  sich  hieraus  die  zwei  wesentlichen  Eonsequenzen,  die  in 
der  späteren  Entwicklung  zu  Tage  treten :  der  Begriff  des  Regals 
setzt  der  Veräufserung  und  der  Absplitterung  keinen  Widerstand 
entgegen,  sondern  befördert  dieselbe  vielmehr  in  den  Kämpfen 
um  die  Macht,  sei  es,  dafs  das  Regal  den  Gegenstand  des 
Kampfes  selber,  sei  es,  dafs  es  den  Preis  für  geliehene  Unter- 
stützung bildet.  Femer  kann  die  Lehre  von  den  Regalien  es 
niemals  weiter  bringen,  als  zu  einem  Katalog,  einem  Verzeichnis 
von  Regierungsrechten.  Die  Konstruktion  aus  einem  einheitlichen 
Begriff  ist  hier  von  Anbeginn  aufgegeben^. 


Über  die  äufsere  *  Entwicklimg  in  der  älteren  Zeit  vgl.  Luchaire 
a.  a.  O.,  über  die  Zeit  bia  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
Vuitry  a.  a.  0. 

^  Vgl.  die  in  der  letzten  Anmerkung^ unter  der  Fris eschen  Samin> 
long  eitierten  Schriften. 

'  Unter  den  neueren  Autoren ,  die  sich  mit  dem  Begriff  des  Regals 
beschäftigt  haben,  ist  an  dieser  Stelle  Arndt.  Geschichte  und  Theorie 
des  Bergrej^als,  Halle  1879,  zu  erwähnen,  weil  hier  (S.  41)  der  Versuch 
gemacht  wird ,  den  deutschen  Regalbe|n^ff  auf  eine  einzelne  Urkunde  zu 
eiünden  und  dadurch  zu  einem  einheitlichen  Begriff  des  Regals  zu  ee- 
laoffen;  und  zwar  will  Arndt  „der  Bezeichnung  Regalien  denjenigen  6e- 
erin  unterstellen,  welchen  die  Ronkalische  Konstitution  von  1158 
diesem  Worte  zu  Grunde  1^^.  Die  Bewebführun^  Arndts  erscheint 
jedoch  historisch  und  juristisch  nicht  zutreffend.  Düren  die  Voranstellung 
der  Constitutio  von  1158  entsteht  bei  Arndt  zunächst  eine  geschichtliche 
Umkehmng,  indem  A.  nachträglich  eine  ältere  Urkunde  vom  Jahre  1111 
(Vertrag  ^inrichs  V.)  benutzen  mufs,  um  seine  aus  der  jüngeren  Con- 
stitutio  von  1158  vorab  gewonnene  Definition  zu  modifizieren.  Diese 
ältere  Urkunde  von  1111  spricht  aber,  was  bei  A.  Übersehen  ist,  von  den 
Regalia  qnae  ad  regnum  pertinebant,  weiter  von  eadem  regalia  quae  regni 
erant,  endlich  von  den  regalia  illa  quae  ad  regnum  manifeste  pertine- 
bant tempore  Karoli  Ludewici  Heinrid  et  ceterorum  predecessorum,  und 
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Ganz  anders  wird  das  Domanialrecht  konstruiert.  Die  Eigen- 
schaft des  domanialen  Rechts  besteht  gerade  darin,  dafs  sein 
Besitz  ausschliefslich  von  einer  einzigen  Stelle  ausgeübt  werden 
kann,  und  dafs  er  nur  einem  einzigen  Amte  angehört.  Den 
Ausgangspunkt  bildet  die  königliche  Krone.  Der  Gegensatz  ku 
den  Begalien  besteht  deshalb  darin,  dafs  das  einzelne  Recht  hier 
nicht  sdbständig  betrachtet  wird,  dafs  es  keine  eigene  abteilbare 
Existenz  führt*,  es  erscheint  vielmehr  stets  abhängig  von  einem 
gröfseren  Ganzen,  von  einem  Gesamtbegriff.  So  entstand  hier 
ein  Svstem  von  Rechten,  das  eine  geschlossene  Einheit  bildet 
und  begrifflich  nur  die  Angliederung,  nicht  aber  die 
Absplitterung  zuläfst. 

Die  Bedeutung  des  Domanialrechts  wurde  um  so  gröfser,  als 
das  mittelalterliche  Königtum  sich  un&hig  erwies,  sein  altes 
Domanium,  den  Grundbesitz,  festzuhalten.  Die  Veräufserung  des 
Kronguts  durch  Schenkungen,  Teilungen  und  Verkäufe  verschlang 
immer  wieder  den  Zuwachs,  den  Neuerwerb  und  Eroberung 
brachten.  Für  diesen  Verlust  fand  das  französische  Königtum 
mehr  als  reichlichen  Ersatz  in  den  Rechten,  die  der  Krone  seit 
dem  vierzehnten  Jahrhundert  in  fortwährend  steigendem  Mafse 
angegliedert  wurden.  Das  Streben  ging  hierbei  nicht  so  sehr 
auf  Vermehrung  der  Einkünfte,  als  auf  die  Erweiterung  der 
königlichen  Verwaltung  und  ihres  Machtbereichs. 

unterscheidet  diese  Reichsregalien  von  den  übrigen  (Jaff^,  bibl.  rer. 
German.  V  271 — 278);  die  Urkunde  widerspricht  also  ausdrficklich  der 
Annahme  eines  einheitlichen  Begriffs  der  Kesaiien  für  jene  Zeit  Im 
übrigen  wurde  die  Ronkalische  ELonstitation  lediglich  fQr  Italien  erlassen 
(vgl.  Giesebrecht,  Geschichte  der  deutschen  Raiserzeit  V.  L  S.  173  ff.)*; 
für  Deutschland  hatte  sie  zunächst  sar  keine .  und  späterhin  nur  dne  be- 
strittene Geltung  (vgl.  H.  A.  Zachariä,  Über  Regalien  überhaupt  und 
das  Salzregal  in  Deutschland  insbesondere,  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht, 
13.  Bd.,  Tübingen  1852;  Pütter,  Beiträge  zum  deutschen  Staatsrecht, 
I.  Teil,  S.  207).  Nicht  berücksichtigt  ist  schliefalich  bei  Arndt  die  haupt- 
sächlichste hierher  gehörende  Urkunde,  nämlich  das  Wormser  Konkordat 
von  1122,  die  einzige  Urkunde  aus  jener  Zeit,  die  den  Ausdruck  Re^lia 
mit  sicherer  staatsrechtlicher  Gültigkeit  für  Deutschland  gebraucht  uier 
heifst  es:  „Possessiones  et  regaha  beati  Petri  que  a  principio  buias 
discordie  usque  ad  hodiemum  diem  sive  tempore  patris  mei  siye  etiam 
meo  ablate  sunt  que  habeo  eidem  sancte  Romane  ecclesie  restitno.  M. 
G.  LL.  Sectio  IV  Bd.  1  S.  159  (vgl.  auch  die  bei  Hüllmann,  Geschichte 
des  Ursprungs  der  Regalien  in  Deutschland,  Frankfurt  1806,  gegebenen 
Belegstellen).  Es  fehlt  also  für  die  Amdtpche  Auffassung  an  jeder  urkund- 
lichen Grundlage  für  Deutschland.  —  Nach  der  iuristischen  Seite  ist  die 
Definition  Arndts:  „Regalien  sind  diejenigen  Rechte,  welche  aufser  dem 
Könige  niemand  haben  darf,  der  nicht  mit  denselben  vom  Könige  be- 
liehen worden  ist^  (a.  a.  0.  S.  41),  ebenfalls  nicht  annehmbar.  Die 
Definition  widerlegt  sich  von  selbst,  da  darnach  sämtliche  Rechte, 
welche  die  Stellung  des  Königs  ausmachen,  schlechtweg  Regalien  wären.  — 
Der  Begrifi'  der  Regalien  in  Deutschland  läfst  sich  überhaupt  weder  ganz 
noch  auch  nur  vorzugsweise  einer  einzelnen  Urkunde  entnehmen,  am 
allerwenigsten  aber  darf  hierzu  die  Constitutio  von  1158  benutzt  werden. 
Vgl.  zu  den  oben  citierten  Urkunden  und  Autoren  noch  Schröder, 
d!r.G.  S.  494. 
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In  dieBcr  Bestrebusg,  die  Macht  der  Krone  durch  "den  Erwerb 
allgemeiner  Rechte  und  BefugniBse  zu  stärken,  zeigt  sich  die 
klare  Erkenntnis  von  den  Veränderungen,  die  seit  dem  Ende  des 
dreistehnten  Jahrhunderts  in  der  Stellung  des  Königtums  vor  sich 
gingen.  Wir  haben  von  diesem  Umschwung  in  der  juristischen 
Aumasung  im  obigen  gehandelt  ^.  Das  Domaniahrecht  betrachtet 
adt  seinem  ersten  Hervortreten  den  König  nicht  in  seiner  Be- 
siehnng  zum  Grundbesitz;  es  sieht,  mit  einer  dem  Mittelalter 
nicht  gewöhnlichen  Abstraktion ,  von  der  Person  des  Königs 
gänzlich  ab  und  hält  sich  nur  an  den  Begriff  der  EJrone.  Die 
juristische  Auffassung  bedient  sich  hierbei  einer  sicheren,  über- 
lieferten RechtsgrundJage.  Das  Königsgut,  die  alte  Domäne,  war 
der  Bereich,  in  welchem  der  König  unumschränkt  zu  gebieten 
hatte.  In  rastlosem  Voi^ehen  wiude  nunmehr  ein  Kreis  von 
Rechten  geschaffen,  die  sich  über  den  gesamten  Staat  erstreckten, 
und  diese  wurden  ihrem  Charakter  nach  dem  Königsgut  gleich- 
gestellt und  angegliedert. 

Eine  Umgrenzung  des  Domaniums  wurde  bereits  in  ßiner 
Ordonnanz  Karls  IV.  vom  Jahre  1321  gegeben  mit  den  Worten : 
Regni  autem  domania  intendimus,  ne  dum  ea  que  ab  antiquo, 
sed  que  ex  forefiacturis,  commissis,  vel  quibusvis  causis  alüs  ob- 
venerant,  et  alienationis  translationisque  tempore  in  domanüs 
ipsis  erant^.  Die  Definition  ist  eine  reine  formale,  die  den 
Zwecken  der  Praxis  dient  Eine  allgemeine  Definition  wird  da- 
gegen von  Brückner^  angestellt:  Bona  domanialia  sunt  j  ura  vel 
res^  ab  Imperii  jure  realiter  distincta  illoque  inferiora  et  quasi 
subeervientia  nee  non  accessoria  imperio,  ac  separatam  naturam 
habentia^-  ^. 

»  Oben  S.  7  f. 

*  Ord.  I  S.  762.  Die  BeBtimmung  Karls  IV.  ist  dann  in  einer  er- 
weiterten Fassung  za  dem  bekannteren  nnd  viel  citierten  Artikel  2  der 
Ordonnanz  von  Moulins  (vom  Jahre  1566;  sog.  Ordonnance  du  Domaine) 
ausgestaltet  worden:  Le  Domaine  de  notre  couronne  est  entendu  celui 
qni  est  express^ment  consacr^  uni  et  incorpor^  k  notre  couronne  ou  qui 
a  6t^  tenu  et  administr^  par  nos  Receveurs  et  Officiers  par  Tespace  de 
dix  ans  et  est  entr6  en  liene  de  compte.  Isamb.  14  S.  185.  —  Dies  ist 
auch  die  Definition,  die  Choppin  semem  Werke  zu  Grunde  legt  (Buch  I 
Tit.  2  §  1).  In  den  einzelnen  Ausführungen  hält  sich  Choppin  indes  an 
diese  Umgrenzung  nicht  gebunden. 

>  De  domaniis  Eegni  Germanici,  s.  oben  S.  16  Anm.  3. 

^  Zu  beachten  ist  die  Voranstellnnff  der  Hechte. 

^  A.  a.  O.  Kap.  1  §  35  8.  9;  vgl.  hierzu  andere  Sätze  des  gleichen 
Kapitels:  non  ergo  confnndendum  jus  Imperii,  quäle  est  facultas  coUec- 
tandi  tempore  necessitatis,  cum  bonis  domanialibus  est  §  32  Fiscalia  a 
domanialibus  diffemnt  tanquam  latius  et  angustius. 

*  In  der  späteren  wissenschaftlichen  Bearbdtunz  wurden  dann  inner- 
halb der  domanialen  Berechtigungen  zahlreiche  einzdne  Unterscheidungen 
snfgeetellt,  die  indes  fttr  unsere  Darstellung  ohne  Belang  sind.  Man 
nnterschied  die  domanialen  Hechte  in  solche,  die  ihrer  Natur  nach  und 
in  solche,  die  durch  Aneignung  zum  Domanium  gehörten.  Ferner  wurde 
der  Bestand  des  Domaniums  in  körperliches  und  unkörperliches,  altes  und 
neues,  veränderliches  und  unveränderliches  und   in  eine  Unzahl  weiterer 
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Zu  den  äuiseren  Attributen  des  domanialen  Hechts  gehört 
demnach  die  dauernde  (nicht  vorübeigehende)  Verbindung  mit 
der  Krone,  ein  für  das  Mittelalter  besonders  wichtiger  und  wert- 
voller Grundsatz.  Die  Einkünfte  aus  dem  domanialen  Recht 
sind  hierdurch  unabhängig  von  der  sonst  notwendigen  Begründung 
imd  Bewilligung.  Der  Besitz  des  Rechts  durch  jeden  anderen 
als  den  Träger  der  Krone,  und  die  Austtbimg  durch  jeden  anderen 
als  den  von  der  Krone  Beauftragten,  sind  ausgeschlossen.  Die 
Grundsätze  der  Unyeräufserlichkeit  und  der  Unverjährbarkdt  dea 
Domanialbesitzes,  die  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  allmählich 
zur  Anerkennung  gelangten,  galten  in  gleicher  Weise  auch  ftar 
das  Gebiet  der  Rechte  und  wurden  hier,  besonders  in  späterer 
Zeit,  mit  vieler  Schärfe  zur  Anwendung  gebracht. 

Die  äufsere  Erweiterung  der  domanialen  Rechte  vollzog  sich 
vermöge  eines  geschichtlichen  Prozesses,  dessen  erste  Anftünge  in 
der  Zeit  Philipps  IV.  erkennbar  werden.  Die  Bewegung  für 
die  Ausdehnung  der  domanialen  Rechte  wurde  damit  eröffnet, 
dals  ftlr  gewisse  Beftignisse  der  Grundsatz  angestellt  wurde,  sie 
könnten  rechtmäfsiger  und  gültiger  Weise  nur  durch  den  König 
allräi  ausgeübt  werden.  In  dieser  Ausbreitung  können  wir  einen 
zwiefachen  Weg  unterscheiden:  1.  die  Aufsaugung  bereits  vor- 
handener Rechte  durch  das  Domanium;  2.  die  Schaffung  neuer 
Berechtigungen  zu  Ghmsten  des  Domaniums.  Das  Gebiet  der 
Ausdehnung  ist  dann  wiederum  ein  zwei£Biches,  nämlich  das  der 
Finanzen  und  das  der  inneren  Verwaltung.  Es  zeigt  sich  hier 
deshalb  stets  eine  fruchtbare  Vermischung  fiskalischer  und  ad- 
ministrativer Gesichtspunkte. 

Zu  den  ältesten  Rechten,  die  in  das  Domanium  einbezogen 
wurden,  zählen  das  droit  aamortissement  und  das  droit  de 
Franc -fief,  beides  Abgaben  lehenrechtlichen  Ursprungs^.  Die 
Ausschliefalichkeit  des  königlichen  Anspruchs  auf  diese  Rechte 
wurde  unter  Philipp  III.  vorbereitet  una  unter  Philipp  IV.,  zu- 
nächst mit  einigen  Beschränkungen,  gesetzlich  festgelegt;  unter 
Philipp  V.  wurde  sie  dann  dauernd  behauptet^.    Die  ^deutnng 


Teilosgen  zerlegt;  alles  spätere  EinzelheiteD ,  auf  die  wir  hier  nicht  ein- 
zoeehen  haben:  vgl.  hierüber  die  oben  citierten  Werke  von  Bosquet 
und  Leikvie  de  la  Planche. 

1  Über  das  droit  d'amortissement  sei  hier  kurz  bemerkt,  dab  diese 
Abgabe  zn  zahlen  war  bei  dem  £rwerb  von  Grandbesitz  durch  die  „tote 
Hand^f  worunter  indes  nicht  (wie  bei  Warnkönig,  FranzösiBche  Steats- 
geschicbte  I  S.  228)  allein  die  Kirche  zu  verstehen  ist,  sondern  allgenieitt 
toute  communaut^  qui  ne  menrt  pas,  also  auch  die  Stadtgemeinden,  Zünfte, 
Körpeischaften  (Tgl.  Boequet  a.  a.  0.  I  S.  147).  Der  Ghmnd  für  die 
Erhebung  der  Abeabe  laff  darin,  dab  die  ad  mortem  manum  gehenden 
Güter  nicht  Teräufsert  und  vererbt  wurden,  also  keine  Mutationsgebühxen 
abwarfen.  —  Das  droit  de  franc-fief  war  zu  entrichten  bei  dem  Erwerb 
adeliger  Güter  durch  Bürgerliche.    Vgl.  Vuitry ,  Fin.  N.  S.  I  S.  60  £F. 

•  Vgl.  die  Ordonnanzen  von  1275  Ord.  1  8.  303,  1291  Ord.  1  8.  822» 
1317  Ord.  1  S.  651  und  Vuitry,  Fin,  N.  8.  Bd.  I  8.  SO^ff. 
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dieser  Rechte  liegt  nicht  in  ihrem  finanziellen  Wert,  sondern  in 
der  durch  ihre  Vorbehaltung  für  den  £[0nig  bewirkten  Schwftchung 
des  Feudalverbandes  ^. 

Zugleich  wurden  unter  Philipp  IV.  die  Grundlagen  gelegt 
stt  der  folgenreichen  Entwicklung  des  Domanialrechts,  die  sich 
an  das  öffentliche  Urkundenwesen  und  an  die  königlichen  ESn* 
richtungen  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  anifchlols. 
Es  ist  das  ein  Gebiet,  auf  dem  die  spätere  Domanialverwaltung 
ihre  gröfsten  Elrfolge  erzielte^. 

Den  Ausgangspunkt  bildete  die  notwendige  Beformierung 
des  Tabellionats  und  der  Gerichtsschreibereien  unter  Philipp  IV. 
Die  E^inrichtungen  fbr  die  Ausfertigung  und  Beglaubigung  von 
Schriftstücken  und  Verträgen  waren  zu  E^de  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  unzureichend  und  zum  Teil  noch  in  schlimmen 
Yerfidl  geraten.  Die  Parteien  wurden  durch  übermäfsige,  oft 
unerschwingliche  Gebühren  beschwert;  die  NotariatBstellen  be- 
fanden sich  yielfiäch  im  Besitz  durchaus  unzuverlässiger  und  un- 
geeigneter Personen^. .  In  kluger  Weise  nutzte  Philipp  IV.  die 
reformbedürftigen  Zustände,  um  gßgen  tief  eingerissene  Mifsbräuche 
einsuschreiten  und  zugleich  die  administrativen  und  fiskalischen 
Befugnisse  des  Königtums  zu  erweitern^. 

Auch  hier  überspannt  der  Köni^  zunächst  seine  Forderungen. 
In  einer  Ordonnanz  von  1291  stellt  Philipp  IV.  den  Anspruch 
auf,  dais  die  Ernennung  von  Notaren  dem  König  allein  zustehe. 
Demgegenüber  mufste  eine  nachfolgende  Erklärung  vom  März 
1292  das  Recht  der  Gerichtsherren,  in  ihren  Bezirken  Notare  zu 
beslellen,  ausdrücklich  anerkennen.  Im  Jahre  1304  erliels  dann 
der  König  ein  als  mustergültig  anerkanntes  Gesetz  über  das  ge- 
samte Notariats wesen,  dessen  Grundsätze  über  die  Zuständigkeit 
fortan  dauernd  behauptet  wurden^.    Nachdem  eine  Verordnung 

»  Vaitry,  Fin.  N.  S.  Bd.  1  S.  50  ff. 

'  Aus  der  ErweiteruDg  der  könif^lichen  Einrichtungen  für  das  Be- 
urkondungB-  und  Notariatswesen  ist  einer  der  amfassen&ten  Zweige  der 
Domanial Verwaltung  hervorgegangen,  nämlich  das  sogenannte  Cent rdle, 
das  spätere  Enr^strement  Vgl.  für  die  spätere  Zeit  untw  dem  alten 
Staat  Stourm,  Finances  de  Tancien  r^me,  Paris  1885,  I  8.  894  ff. 

»  Vuitry,  Reg.  Fin.  S.  810. 

^  Die  wichtigsten  der  hierher  gehörenden  Gresetze,  die  meist  neben 
dem  Notariats wesen  zugleich  die  Grerichtsschreibereien  und  die  Führung 
der  Gerichts-  und  Beglaubigungssiegel  regeln,  sind  die  folgenden:  1291 
Ord.  11  S.  871;  1800  Ord.  18.  386;  im  Ord.  1  S.  854  Art  86;  1804 
Ord.  1  S.  416,  1807  Bist  d.  P.  II  S.  188  (s.  unten  2.  Abschn.  1.  Kap.); 
1309  Ord.  1  S.  460;  1818  Ord.  1  S.  865. 

^  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  des  Gesetzes  ^ehen  dahin, 
dafs^  in  den  Bezu'ken,  in  denen  der  König  die  Gerichtsbarkeit  allein  oder 
anteilig  besitzt,  die  vom  Köniff  ernannten  Notare  allein  zu  amtieren  be- 
rechtigt sind;  den  nicht  königuchen  Notaren  ist  hier  jede  Amtshandlung 
schlechthin  untersagt.  Dagegen  ist  den  königlichen  Notaren  gestatte^ 
wenn  sie  darum  angegangen  werden,  auch  auiserhalb  ihrer  Bezirke  zu 
amtieren.  Die  von  den  königlichen  Notaren  und  Schreibern  ausgefertigten 
Akte  geniefsen  volle  Gültigkeit  durch  das  gesamte  Königreich  iOrd.  I, 
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Philipps  IV.  vom  Jahre  1310  die  Beamtungen  der  Notare, 
Schreiber,  Begisterfbhrer  und  Siegelbewahrer  zur  dauernden  Ver- 
fügung in  die  Hand  des  Königs  gelegt  hatte  ^,  erklärte  Philipp  V. 
im  Jahre  1818,  dafs  das  Siegel-  und  Urkundenwesen  Eum  eigent- 
lichen Domanium  gehOre^.  Seitdem  erscheint  der  Besitz  der 
Einrichtungen  ßlr  das  Beurkundungswesen  als  ein  Bestandteil  des 
Domaniums  und  wird  als  solcher  in  den  königlichen  Domänen- 
verordnungen aufgefllhrt. 

Die  weitere  Ausbildung  der  domanialen  Rechte  und  ins- 
besondere ihr  Hinübergreifen  in  die  Verwaltung  des  Oewerbe- 
wesens  gehört  einer  späteren  Periode  an  und  wird  dort  zu 
schildern  sein. 


S.  416  Art  21,  22  und  24).  Die  Anordnmiff  Philipps  IV.  wurde  im  Jahre 
1815  durch  Ludwig  X.  beseitigt  (Ord.  1  S.  572).  —  £b  bedarf  keiner 
näheren  Ansfühnuig,  welche  Bedentong  bei  den  damaligen  Eechtazostanden 
ein  gleichmäfsiges  und  wohlgeordnetes  Beglaubigonpswesen  haben  mufste ; 
vgl.  hierüber  Schroeder,  I).R.G.  S.  686  ff.  Zu  emem  vorzüglichen  In- 
stroment  wurde  die  hierdurch  j^eschaffene  Machtbefuffnis  im  übngen  durch 
den  Gebranch,  den  das  königliche  Beamtentom  von  der  ihm  zugewiesenen 
Stellung  zu  machen  verstand.  Die  königliche  Beamtenschaft  erhob  bald 
den  Anspruch,  dafs  Prozesse,  die  aus  Verträgen  hervorgingen,  die  unter 
dem  Siegel  eines  königlichen  Beamten  geschlossen  waren,  auch  nur  vor 
einem  königlichen  Gericht  abgeurteilt  worden  dürften:  sowie,  dafs  solche 
Vertrage  zu  ihrer  Vollstreckung  stets  einem  königlichen  Beamten  über- 
geben werden  müfsten.  Vcd.  das  wegen  dieser  Übexgrifie  erlassene 
Verbot  PhiUnps  V.,  Ord.  US.  122.  Die  Ausbreitung  der  Befugnisse  des 
königlichen  Beamtentums  nahm  glächwohl  ihren  ungehinderten  Portgang. 

1  Ord.  I  S.  476. 

'  Et  est  ä  entendre  que  seaulz  et  escriptores  sont  de  nostre  propre 
demaine.  Ord.  I  S.  659  Art  15.  Die  gleiche  Bestimmung  wurde  durch 
Philipp  VL  im  Jahre  1334  getroffen.  Ord.  II  S.  66.  Que  les  Seeaus, 
Escnptures  et  tabiiers  (»=  Kegister)  tant  de  faiz  de  contraus  comme 
d'ezplois  de  justice  soient  mis  en  nostre  main  et  retenuz  ä  nostre  demaine. 
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Erster  Abschnitt, 

Das  Gewerberecht  Im  dreizehnten 
Jahrhundert. 

Erstes  Kapitel. 

Organisation  und  persönliclie  Stellung  der  Handwerker. 

Als  das  Gewerbe  um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts 
in  den  französischen  Urkunden  hervortrat,  waren  die  Handwerker, 
soweit  sie  eine  eigene  gewerbliche  Organisation  damals  tlberhaupt 
besafsen,  in  Verbänden,  deren  Struktur  grundherrlichen  Ursprungs 
ist ,  zusammengeschlossen.  In  den  Städten  mit  althergebrachter 
Oewerbeverfassung  besteht  eine  feste  Anzahl  Ämter,  zumeist 
sechs,  denen  die  Handwerker,  unter  Vereinigung  der  arbeitsteiligen 
Betriebe,  zugeordnet  sind.  Der  Kampf  um  den  Erwerb  der 
sunftmälsigen  Organisation,  um  das  Recht  der  Selbstverwaltung, 
füllt  die  Geschichte  des  Handwerks  während  des  folgenden  Jahr- 
hunderts. Die  Handwerker  erreichen  ihr  Ziel  in  dem  Mafse,  wie 
die  öffentliche  Verwaltung  dich  ausbreitet  ^  In  der  zweiten  Hälfte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  ist  die  Zunft  als  allgemeine  In- 
stitation  anerkannt;  die  Zunftstatuten  jener  Zeit  zeigen  uns  den 
vollendeten  Ausbau  der  Zunftver&ssung  auf  dem  Boden  des 
öffentlichen  Rechts. 

Vermöge  dieser  Entwicklung  umschliefst  der  Handwerker- 
verband eine  zwiefache  Grundlage,  die  wir  zunächst  zu  scheiden 
haben:  eine  verfassungsrechtliche  und  eine  verwaltungs; 
rechtliche.  Während  der  Entstehungszeit  des  Zunftwesens  war 
die  verfassungsrechtliche  Seite  die  bedeutungsvollere  gewesen.  In 
der  dem  Mittelalter  allein  geläufigen  Form  der  lex  specialis,  des 
Privilegs,  hatte  die  zunftmäisige  Organisation  dazu  gedient,  dem 
Handwerk  die  wichtigsten  persönlichen  Freiheiten  mitzuteilen,  ihm 
die  Festlegung  der  Abgaben  und  der  Bufsen,  das  eigene  Gericht, 
das  Recht  der  Selbstsatzung  und  Selbstverwaltung  zu  verschaffen. 
Das  Zunftrecht  wurde  zum  Grundgesetz  eines  ganzen  Standes. 

1  Mag.  und  Frat  S.  2a3/204. 
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Die  verwaltungsrechtlichen  Befugnisse  des  Hand- 
werkerverbandes dagegen  treten  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  deutlicher  hervor.  Die  Zunft  war  zu 
einer  gemeinrechtlichen  Institution  und  zu  dem  hauptsächlichsten 
Träger  der  gewerblichen  Verwaltung  geworden.  Die  Stellung 
der  Ztlnfte  innerhalb  der  allgemeinen  Verwaltung  gelangte  zur 
genaueren  schriftUchen  Feststellung.  Das  Herkommen  der  alten, 
das  Recht  der  neuen  Verbände  wurde  aufgezeichnet  und  in  ver- 
bindliche Formen  gebracht.  Gegensätze  traten  hervor  und  wurden 
durch  gerichtliche  oder  obrigkeitliche  Entscheidung  beglichen. 
Die  Überheferung  wurde  festgelegt  und  die  weitere  Entwicklung 
empfing  ihre  sichtbare  und  dauernde  Grundlage. 

Von  dieser  Zeit  hat  deshalb  unsere  Darstellung  ihren  Aus- 
gang zu  nehmen.  Wir  haben  die  gewerberechtlichen  Institutionen 
in  mren  hauptsächlichsten  Zügen  auf  Grund  der  Urkunden  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  —  nur  diese,  bezw.  einige  ältere 
werden  in  den  vorliegenden  Abschnitt  hereingezogen  —  zu  schildern. 
Als  Quellen  kommen  fUr  uns  in  Betracht  a)  die  Zunft»tatuten, 
b)  die  gerichtlichen  Entscheidungen  in  Gewerbesachen,  c)  die 
Verordnungen  der  königlichen  und  städtischen  Behörden  und 
d)  die  Staatrechte.  Für  den  Zweck  unserer  Darstellung  tdlen 
wir  den  Inhalt  der  gewerberechtlichen  Vorschrift^en  in  ftinf 
Kategorien: 

I.   Organisation  und  persönliche  Stellung  der  Handwerker, 
U.   Abgaben  und  Gebühren,- 

HI.   Tecnnik  und  Betrieb  des  Gewerbes, 

IV.   Gewerbepolizei, 
V.  Gerichtsbarkeit. 


§  1.    Das  zünftige  Gewerbe. 

Nach  ihrer  Organisation  und  persönlichen  Stellung  scheiden 
sich  seit  der  Ausbildung  des  Zunftwesens  die  Gewerbetreibenden 
während  des  Mittelalters  in  zünftige  und  in  unzünftige,  und  die 
Handwerke  selbst  scheiden  sich  gleichfalls  wiederum  in  zünftige 
und  in  unzünfdge.  Es  finden  sich  demnach  während  des  ganzen 
Mittelalters  Handwerker,  die  zwar  ein  ztlnftiges  Gewerbe  treiben, 
jedoch  aus  irgend  einem  persönlichen  Grunde  der  Zunft  nicht 
angehören  (unzünftige  Handwerker);  ferner  bestehen  Gewerbe- 
betriebe, die  überhaupt  nicht  zünftig  organisiert  sind  und  firei 
ausgeübt  werden  (unzünffcige  Handwerke).  Wir  handeln  im 
na(£folgenden  zunächst  von  den  zünftigen  Handwerkern  und 
ihrer  Organisation. 

Das  zünftige  Handwerk*   zerfilllt  in  Meister,   Gesellen  und 


'  Darstellangen :  Levasseur;  Fagniez,  Ind.;  de  Lespinasse, 
Einleitung  zum  L.d.M.;  Depping,  Einleitung  zum  L.d.M.;  Martin  de 
Saint-L^on,  Histoire  des  Corporations  de  Metiers,  Paris  1897. 
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Lehrlinge.  Die  Bestimmangen  über  das  Lehrlingswesen  sind 
mit  groTser  Sorgfalt  und  Genauigkeit  ausgearbeitet  und  nehmen 
häufig  den  breitesten  Raum  in  den  Zunratatuten  ein.  Die  An- 
nahme und  Ausbildung  der  Lehrlinge  steht  in  allen  ihren  Teilen 
unter  der  Aufsicht  der  Zunft. 

Beschränkung  der  Lehrlingszahl  ist  allgemeine  Zunftregel, 
von  der. nur  selten  und  in  wenig  belangreichen  Fällen  eine  Aus- 
nahme stattfindet.  In  der  Mehrzahl  der  Zünfte  wird  dem  Meister 
nur  ein  Lehrling  verstattet  ^;  einige  Zünfte  erlauben  das  Halten 
von  swei  Lehrlingen.  Einen  Ersatzs  fiir  den  ausgelemten  Lehr- 
hns  durfte  der  Meister  ein  Jahr  vor  Ablauf  der  Lehrzeit  ein- 
stdl«!^.  Die  Beschränkung  der  Lehrlingszeit  entsprach  an  sich 
der  zunftmäfsigen  Auffassung  vom  Handwerksbetrieo^;  sie  wurde 
noch  im  besonderen  damit  begründet,  dafs  der  Meister  nicht  im- 
stande war,  eine  gröbere  Anzahl  von  Lehrlingen  gehörig  zu  be- 
anfirichti^en  und  gründlich  auszubilden  ^.  Im  übrigen  bezog  sich 
die  Beschränkung  der  Lehrlingsannahme  stets  nur  auf  den  sog. 
„fremden*',  d.  h.  nicht  zur  Familie  gehörenden^  Lehrling;  die 
eigenen  Söhne  und  die  nächsten  Verwandten  ^  durfte  der  Meister 
in  seinem  Betrieb  beliebig  anlernen  und  beschäftigen.  Nicht 
gezählt  wurde  ferner  der  arme  Lehrling,  den  ein  Meister  ohne 
allen  Entedt  und  ohne  Dienstjahre  ^  um  Gbttes  willen  in  die 
Lehre  nahm®.  —  Segelmäfsig  wird  ftlr  den  (nicht  gezählten) 
Lehrling  aus  der  FamUie  des  Meisters  das  Erfordernis  der  ehe- 
lichen Oeburt  hinzugeftlgt®.  Im  übrigen  wird  in  den  Statuten 
jener  Zeit  die  eheliche  Geburt  nicht  als  Bedingung  der  Aufnahme 
in  die  Zunft  vorgeschrieben. 


1  Giry  S.  375  Art.  757,  L.d.M.  öfters. 
«  L.d.M.  Tit.  88  Art.  6;  Tit.  61  Art.  3. 

*  8.  unten  3.  Kap. 

*  L.d.M.  Tit.  57  Art.  4:  vgl.  aueh  Tit.  25  Art.  11. 
»  Vgl.  unten  IL  Teil  2.  Abachn.  1.  Kap. 

*  Nns  Orfevres  ne  paet  avoir  «jue  nn  aprentis  estrange ;  m^  de  Bon 
lina^e  ou  du  lignage  de  sa  fiame,  seit  de  loing,  soit  de  prös,  en  paet  il 
aroir  tant  come  il  li  piaist.    L.d.M.  Tit  11  Art  4. 

"f  S.  nächste  S.  Anm.  6. 

"  Nns  Seliers  ne  puet  avoir  que  II  aprentis  k  son  mestier,  c'est  ä 
savoir  I  ä  paindre  et  I  ^  gamisear,  se  ce  ne  sont  si  enfant  de  sa  famef 
on  ancone  povre  personne  k  qui  il  le  facent  poar  Dien  proprement  sans 
eouvenance  d^argent  ne  de  service.  L.d.M.  Tit  78  Art.  25.  Nus  0ha- 
poisieres  ne  puet  avoir  que  I  aprentis,  se  ce  ne  sont  si  enfant  ou  11  enfant 
ea  fame,  du  si  neveu,  ou  si  ne  le  veut  aprendre  pour  Dieu  sanz  argent 
et  sans  fear  de  service.  L.d.M.  Tit  79  Art.  8.  Die  Zunft  liefs  zudem 
die  Waisen  verstorbener  Zunftgenossen  im  Handwerk  anlernen.  Das  Ein- 
schreibegeld (s.  unten  2.  Kap.)  war  zunächst  für  diesen  Zweck  bestimmt 
(L.d.M.  Tit.  87  Art.  7,  Tit.  21  Art.  6,  Tit  68  Art  2*).  Wenn  die  Zunft 
Iderbei  Kost  und  Lehrgeld  bezahlte,  so  wurde  der  Waisenknabe  als 
„fremder"  Lehrling  gezählt 

*  Nus  raenestreus  du  mestier  devant  dit  ne  puet  ne  ne  doit  avoir  que 
I  aprentis  tant  senlement,  se  ce  ne  sont  si  enfant  ou  li  enfant  de  sa  fame 
n^  de  loial  mariage.    L.d.M.  Tit  14  Art.  2. 
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Das  Aufdingen  des  Lehrlings  ist  Genossenschaftsangelegen- 
heit ;  bei  der  Absprache  müssen  die  Geschworenen  des  Handwerks 
zugegen  sein.  Die  Geschworenen  hatten  zunächst  darüber  zu 
wachen,  dafs  der  aufdingende  Meister  die  Mittel  und  die  Kennt- 
nisse besafs,  um  einen  Lehrling  auszubilden  ^.  Bei  einer  Anzahl 
von  Zünften  wird  die  Lehrlingsannahme  dem  Meister  erst  ge- 
stattet,  nachdem  er  Jahr  und  Tag  sein  Gewerbe  selbständig  aus- 
geübt hatte  ^.  Wenn  der  Meister  nicht  hinreichend  vertrauens- 
würdig erschien,  konnten  die  Geschworenen  Bürgschaft  dafür 
verlangen,  dafs  er  den  Bedingungen  des  Lehrvertrags  bis  ans 
Ende  nachkommen  werde,  damit  der  Lehrling  nicht  s^e  Zeit 
und  seine  Eltern  nicht  das  Lehrgeld  umsonst  autgewendet  hatt^i^. 

In  Gegenwart  der  Geschworenen  wurden  ferner  die  Be- 
dingungen des  Lehrvertrags  —  Dauer  der  Lehrzeit,  Höhe  des 
Lehrgeldes  —  festgesetzt^.  Die  Lehrzeit  dauerte  im  allgemeinen 
lange;  bei  einzelnen  Gewerben  waren  sechs,  bei  anderen  acht, 
in  wenigen  Fällen  selbst  zehn  Jahre  vorgeschrieben'^.  War  der 
LehrUng  zu  arm,  um  Lehrgeld  zu  zahlen,  so  verlängerte  sich  die 
eigentliche  Lehrzeit  um  zwei  Dienstjahre  ^.  Die  Lehre  wurde 
als  Unterricht  aufgefafst;  der  Meister,  der  den  Lehrling  unterwies, 
beanspruchte  für  seine  Mühe  ein  Recht  auf  die  spätere  geschulte 
Arbeitskraft.  Dagegen  konnte  auch  der  Lehrling,  jedoch  nur, 
wenn  der  Meister  ihn  für  genügend  ausgebildet  hielt,  einen  Teal 

^  Qu'il  Boit  Bonfisant  d'avoir  et  de  Bens.  L.d.M.  Tit  50  Art.  17, 
Tit.  87  Art  10. 

'  NuB  ne  puet  prendre  aprentis  ee  U  n'a  tenu  le  mestier  an  et  jour 
k  Paris  OQ  ailleurs,  et  de  ce  convient  il  que  il  se  face  creable  par  devant 
les  mestres  du  mestier.  L.d.M.  Tit  87  Art  11.  Ebenso  Tit  95  Art.  2, 
Tit  24  Art  2.  Die  Forderung  ist  jedoch  keine  allgemeine.  Vgl.  L.d.M. 
Tit  61  Art.  5. 

^  Li  mestre  et  11  dni  jur6  ou  11  III  on  11  Uli,  se  il  Bont  k  l'aprentiz 
prendre,  il  doivent  regarder  se  11  mestres  est  scafisant  d'avoir  et  de  sens 
pour  aprentiz  prendre.  Et  se  11  mestres  et  li  iar6  Yoient  que  11  mestres 
qui  prent  aprentiz  n'est  bien  soufisant  d'avoir  1  aprentiz  et  tenir  11  puent 

J>rendre  bon  (plege)  et  soufisant  d'enterinner  les  convenances  envers 
'aprentiz,  si  que  li  aprentiz  ne  perdent  leur  tans  et  son  pere  no  peitle 
son  axgent    L.d.M.  Tit  50  Art  17. 

^  Li  mestres  qui  prent  son  aprentiz  ne  le  puet  ne  ne  doit  prendre 
qu'U  nl  ait  U  preudeshomes  du  meatier  au  mains.  L.d.M.  Tit.  80  Art  4, 
Tit.  37  Art.  4,  Tit.  40  Art.  5,  Tit.  60  Art  5.  Der  Vertrag  wurde  zumeist 
mündlich  abgeschlossen;  nur  in  vereinzelten  F&llen  wird  Schriftlichkeit 
erwähnt.  Et  par  ces  VI  d.  sont  tenu  li  mestre  de  fere  escrire  la  conve- 
nance  et  de  garder  Tescrit  devers  aus,  si  que  se  contens  est  entre  les 
parties,  que  par  ce  pmsse  estre  sceue  la  verit^.  L.d.M.  Tit  86  Art  5. 
Et  que  bonnes  lettres  se  facent  lors  du  marchiä  entre  les  maistres  et  les 
aprentiz  ou  leurs  amis.    L.d.M.  Tit.  69  Art  5. 

^  Zusammengestellt  bei  Lespinasse,  L.d.M.  Eml.  S.  102.  Die 
zehnjährige  Lehrzeit  bestand  u.  a.  oei  den  Pariser  Goldschmieden ;  doch 
kon  nte  sich  der  Lehrling  fireikaufen,  wenn  er  imstande  war,  hundert  Soüdi 
Jahreslohn  und  sein  Kostgeld  zu  yerdienen.    L.d.M.  Tit  11  Art  5. 

^  NuB  Boucliers  ne  puet  ne  ne  doit  prendre  aprentiz  k  miuns  de 
VII  l  ans  de  Service  et  XL  S.,  ou  ä  X  ans  de  Service  sans  argent  L.d.M. 
Tit  21  Art  4.    Ebenso  Tit  25  Art  11,  Tit  40  Art  10. 
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seiner  Lehneit  gegen  entsprechende  Entschädigung  freikaufen. 
Immer  aber  mu&te  er  eine  bestimmte  Mindestzahl  von  Jahren 

—  meist  ftknf  oder  sechs  —  ausgehalten  haben.  — 

Das  W^laufen  der  Lehrlinge  wird  häutig  erwähnt  und  die 
Statuten  zeigen  in  diesem  Punkte  eine  grofse  Nachsicht.  Mehr- 
fach wbd  in  den  Pariser  Statuten  bestimmt,  dafs  der  Meister 
Jahr  und  Ta^  auf  die  Rttckkunft  des  Ausreilsers  warten  müsse 
und  vor  Ablauf  dieser  Frist  keinen  Ersatz  nehm^  dürfet 
Vereinzelt  wird  die  WarteiHst  auf  ein  halbes  Jahr  herabgesetzt'. 
Andererseits  enthalten  einige  Statuten  noch  die  Verscäärfimg, 
dafs  der  Meister  das  Ende  der  Lehrzeit  des  entlaufenen  Lehrlings 
abwarten  müsse,  ehe  ihm  die  Annahme  eines  Ersatzes  gestattet 
wird^.  War  der  Lehrling  durch  schlechte  Behandlung  zum 
Weglaufen  getrieben  worden,  so  wurde  dem  Meister  eine  ernste 
Büge  erteilt;  wenn  der  Meister  dann  sein  Verhalten  nicht  binnen 
vierzehn  Tagen  besserte,  so  wurde  der  Lehrling  aus  der  Lehre 
genommen  und  einem  anderen  Meister  überwiesen^. 

Die  Veräufserung  des  Lehrvertrags  in  gewinnsüchtiger  Absicht 

—  sog.  Lehrlingsverkauf  —  war  verboten.  Die  Zunft  gestattet 
dem  Meister  die  Übertragung  des  Lehrvertrags  nur  in  drei  Fällen ; 
diese  sind:  Wallfahrt  nach  dem  heiligen  Lande,  dauerndes  Siech- 
tum, gänzliche  Aufgabe  des  Gewerbebetriebes^. 

Für  den  Stand  der  Gesellen  bestehen  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert  wenig  besondere  Vorschriften.    Die  Zahl  der  GeseUen, 


*  »e  11  aprennz  a  aacnns  aes  mestres  au  mesner  aesus  au  sen 
fait  par  sa  jolivet^  ou  va  hors  dupsis,  son  mestre  le  doit  qnerre  I  jonro^ 
k  ses  couz,  et  le  pere  k  Taprentiz  ou  d  plege  le  dcivent  querre  I  autre 
joarnte  k  lear  couz;  et  s'U  ne  le  pnent  tronver,  le  mestre  se  doit  souirir 


^  £t  se  U  ayenoit  que  li  aprentiz  s'en  foulst  d'entoar  son  mestre,  ii 
mestres  ratendroit  un  an  saDz  aprentif  prendre;  et  alors  il  porroit  autre 
apientif  prendre:  Et  se  li  aprentiz  revenoit  dedenz  Tan  et  le  jor,  li 
mestres  le  devroit  reprendre :  et  li  aprentiz  li  restorroit  apr^  son  tenne 
ce  qQ'n  s'en  seroit  fouiz.  L.d.M.  Tit.  27  Art  4  n.  5;  Tit.  40  Art.  10. 
Bei  den  Pariser  Messergriffmachem  wnrde  der  Lehrling  nach  zweimaligem 
Davonlanfen  wieder  aufgenommen  und  erst  nach  dem  dritten  Mal  des 
Handwerks  verwiesen.    L.d.M.  Tit.  17  Art.  4. 

•  L.d.M.  Tit  68  Art  11. 

*  Se  li  aprentiz   k  ancnns  des  mestres  dn  mestier  desos  dit  s'en 

'  jonm^ 

antre 
sonirir 
cle  son  apprentiz,  de  ci  k  la  dureniere  ann^e  de  son  serrice.  L.d.M. 
Tit  19  Art  5;  ebenso  Tit  83  Art.  8. 

^  Se  li  aprentiz  s'en  va  d*entoiir  son  mestre  ]>ar  la  defaute  de  son 
mestre,  il  ou  si  ami  doivent  venir  an  mestres  des  Toisserranz  et  li  doivent 
monstrer;  et  li  mestres  des  Toieerranz  doit  mander  li  mestres  de  Taprentiz 
devant  soi,  et  loi  blaamer  et  dire  il  que  il  tiengne  Taprentiz  bonorable- 
ment  comme  filz  de  prend'oume,  de  vestir  et  de  chaucier,  de  boivre  et 
de  mangier,  et  de  tontes  antres  choses,  dedenz  qninzainne.  £t  s*ll  ne 
fait,  on  quem  k  Taprentiz  I  antre  mestre.  L.d.M.  Tit.  50  Art.  18;  vgl. 
noch  Tit  68  Art.  10. 

^  Nns  ne  doit  ne  ne  pnet  vendre  son  aprentiz,  se  il  ne  vut  outre 
mer,  on  se  il  ne  gist  en  lengne(n)r,  ou  se  il  ne  lesse  son  mestier  del  tont 
L.d.k.  Tit  21  Art  8;  ebenso  Tit  80  Art  6,  Tit  43  Art  3.  —  Über  die 
Mifsbrttncbe  bei  den  Pariser  Tncbscherenmachem  vgl.  M^t  2  &  397. 
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die  ein  Meister  haben  darf,  ist  zu  jener  Zeit  keinen  Beschränkangen 
unterworfen.  Vor  Eintritt  in  den  Gesellenstand  ist  ein  besonderer 
Eid,  der  Geselleneid,  zu  leisten,  durch  den  der  Schwörende  sich 
auf  Brauch  und  Herkommen  des  Handwerks  verpflichtet  ^.  Un- 
ordentliche Gesellen  dürfen  bei  einem  zünftigen  Meister  keine 
Beschäftigung  finden.  Mehrfach  wird  in  den  Statuten  vor- 
geschrieben, dafs  der  Geselle  sich  im  Besitze  anständiger  Kleidune 
befinden  müsse  ^.  Das  Abmieten  der  Gesellen  ist  verboten  und 
unter  Strafe  gestellt.  Ebenso  ist  es  andererseits  den  Gresellen 
verboten,  ihren  Meister  vor  Ablauf  der  ausbedungenen  Frist  zu 
verlassen.  Der  Geselle  soll,  wenn  er  einen  neuen  Dienst  annimmt, 
nachweisen,  dafs  er  seine  Verpflichtungen  gegenüber  seinen 
früheren  Meister  erfüllt  habe^. 

Ein  Teil  der  Gesellen  wohnte  bei  den  Meistern  und  zählte 
zu  dem  Haushalt  des  Meisters.  Ein  grofser  Teil  der  Gesellenschaft 
arbeitete  jedoch,  insbesondere  in  der  Gewebeindustrie,  auf  Zeit 
und  Lohn  und  beschaffte  sich  Wohnung  und  Kost  selber.  Ver- 
heiratete Gesellen  gab  es  im  dreizehnten  Jahrhundert  schon  in 
grofser  Zahl ;  werden  doch  selbst  verheiratete  Lehrlinge .  mit- 
unter erwähnt^.  Die  später  zu  besonderer  Bedeutung  gelangte 
Forderung  der  Mutjahre  ist  in  jener  Zeit  nur  in  wenigen  Falten 
nachweisbar*. 

Die  Aufnahme  neuer  M  e  i  s  t  e  r  ist  im  dreizehnten  Jahrhundert 
durchaus  Sache  der  Zunft  geworden*.  Die  Zunft  hat  die  Be- 
stimmung über  den  Eintritt  neuer  Meister,  oder  mindestens  das 
Recht  des  Widerspruchs  gegen  die  Aufnahme  unwürdiger  Genossen  ®. 


1  L.d.M.  Tit.  78  Art.  30,  Tit  79  Art,  13,  Tit.  72  Art.  12. 

'  Ke  nus  vailös  ne  paet  ovrer  s'il  n'a  dras  sour  iui  kl  valent  Y 
8.  Giry  S.  b66  Art.  609;  S.  560  Art  667;  S.  567  Art  729.  Nus  Foulons 
ne  puet  ne  ne  doit  metre  en  oevre  nul  vallet  ne  nul  aprentis  houlier,  ne 
larron,  ne  murtrier,  ne  bani  de  vile  pour  vilain  cas,  ne  nul  yailet,  s'il 
n'a  XII  denröes  de  robe  aa  mains.  L.d.M.  Tit  53  Art.  7.  Que  nns 
maistres  ne  puisse  mdtre  varlet  en  euvre,  se  ii  n'a  eine  soud^es  de  robe 
8118  Iui,  pour  lenr  ouvxeners  tenir  noitement  pour  nobles  genz,  contes, 
barons,  cnevaliers  et  autres  bones  genz  qui  aucune  fois  descendent  en  leur 
ouyroaers.    M^t.  2  S.  361  Art.  9. 

^  Se  aucun  aprentia  se  marie  dedens  le  terme  que  il  a  promis 
k  servir  son  mestre,  et  ii  ne  vueiüe  mangier  au  disner  ne  k  souper  chi^s 
Bon  mestre,  11  doit  avoir  chascun  Jour  ouvrable  IUI  den,  ponr  sa  peatare. 
L.d.M.  Tit.  83  Art.  7. 

*  S.  unten  II.  Teil  2.  Abschnitt  2.  Kapitel. 

^  Fine  grundsätzliche  Ausnahme  besteht  nur  bei  den  amtsbttrtigen 
Genossenschaften  infolge  des  herrschaftlichen  Gnadenrechtes;  Königsm. 
S.  815  flP. 

®  Auch  die  kaufpflichtigen  Gewerbe  bildeten  hierin  keine  Ausnahme. 
Die  Zahlung  des  Kaufgeldes  sab  an  sich  noch  kein  Recht  auf  Ausübung 
des  Gewerbebetriebes.  Vgl.  Mag.  u.  Prat  S.  13.  L.d.M.  Tit  50  Art  2. 
TiL  76  Art.  2,  Tit.  84  Art  10,  Tit  74  Art  14. 
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Die  Anforderungeiiy  welche  die  Zunft  an  den  neuen  Meister  stellte, 
waren  folgende: 

1.  Ordnungsgemäfs  bestandene  Lehneit.  Nor  das  „gelernte'', 
d.  h.  die  Fordening  der  Lehrzeit  festhaltende  Handwerk  ist  zünftig. 

2.  Quter  Leamund.  Die  Zunft  verlangte  das  Zeugnis  des 
makelloeen  Rufes  und  beanspruchte  das  Recht,  jedem  Anrüchigen 
die  Aufnahme  zu  verweigern. 

3.  Oewerbliche  Be&higung.  Die  Kenntnis  des  Handwerks 
nadi  dem  örtlichen  Brauch  und  Herkommen  der  Zunft  wurde 
allgemein  verlangt 

Durch  diese  dreifache  Forderung  der  zünftigen  Lehrzeit,  des 

Siten  Leumunds  und  der  gewerUichen  Beftlhigung  war  die 
eisterauftiahme  völlig  in  die  Hand  der  Zunft  gegeben.  Be- 
züglich der  Form,  in  der  die  von  der  Zunft  verlangten  Nachweise 
zu  ftlhren  waren,  hatten  sich  im  dreizehnten  Jahrhundert  nur  in 
wenigen  Fällen  feste  Vorschriften  herausgebildet.  Schriftlichkeit 
1)ei  aen  Lehrvertrfigen  war  noch  wenig  üblich  und  Lehrbriefe 
waren  selten^.  Die  Statuten  sa^en  nur  allgemein,  dafs  der  neue 
Bewerber  „seine  Lehrzeit  glaubhaft  machen  müsse"*.  Gutör 
Ruf  und  Unbescholtenheit  sollen  gleichfalls  „durch  hinreichendes 
Zeugnis"  bewiesen  werden^.  War  der  Bewerber  den  Geschworenen 
als  übel  beleumundet  bekannt,  so  wiesen  sie  ihn  ohne  weiteres 
zurück  *. 

Auch  für  den  Nachweis  der  gewerblichen  Befähigung  bildet 
zu  jener  Zeit  die  Formlosigkeit  noch  die  Regel.  Bei  einzelnen 
Pariser  Gewerben  finden  sich  indes  einige  bemerkenswerte  Aus- 
nahmen, welche  die  Anftlnge  der  späteren  Förmlichkeit  erkennen 
lassen.  Die  Seidenwirker,  die  Schneider  und  die  Schuhmacher 
achreiben  übereinstimmend  vor,  dafs  der  neue  Bewerber  sdne 
selbetändige  Fertigkeit  durch  Probearbeit  beweisen  müsse,  und 
daÜB  er  zu  diesem  Zweck  von  den  Zunftgeschworenen  bei  der 


1  8.  oben  S.  26  Anm.  4. 

'  Nas  ne  doit  ne  do  puet  prendre  aprentiz,  se  il  n'a  outi^  et  apris 
de  mestre  VII  anz  entiers.  Et  de  ce  convient  il  que  il  (se)  ÜBuse  creable 
par  Bon  Berement,  par  devant  les  prendeshomes  da  mestier.  L.d.M. 
Tit  61  Art  5.    Qae  il  se  face  creable  que  il  ait  hit  envers  le  mestre 

2ue  apris  Ta  ce  que  et  doit.  L.d.M.  Tit.  72  Art  1.  Ebenso  Tit  87  Art  11. 
>ei  den  Scbnallenmachem  soll  die  Lehrzeit  vor  den  Zunftmeistem  und 
der  ffote  Leumund  vor  dem  Prerost  bewiesen  werden.  Qae  il  se  face 
creable  par  devant  le  prevost  de  Paris  qae  il  seit  pread'ome  et  loial,  et 
aae  11  se  seit  üeuz  creaole  par  devant  les  preudeshomes  du  mestier,  qa*il 
1  apris  le  mestier,  k  Paris  oa  ailleurs.    L.d.M.  Tit  22  Art  1. 

>  Li  cbamberier  ou  son  conmendement  ne  pueent  ne  ne  doivent  le 
mestier  devant  dit  vendre  k  nul  ame  que  il  ne  seit  pread'om  et  loial,  et 
du  quel  il  aient  boen  tesmoignage  et  souffisant  quil  sott  preud'ome  et 
loiaz.    L,d.M.  Tit  76  Art  2. 

^  Et  se  li  IUI  preud'ome  voient  aacone  persone  qoi  vuele  comencier 
le  mestier  devant  dit,  qui  ne  seit  pas  reseans  ne  sonnnable,  ou  qai  soit 
mal  renomm^  ou  soupe^onneuse  d  aacone  vilonie,  il  ne  doivent  pas  fture 
jurer.    L.d.M.  Tit  97  Art.  8.  ^  , 
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Arbeit  geprüft  und  berichtigt  werde  ^  Der  Waffelbäcker  mulkte 
zeigen,  dafs  er  imstande  war,  eintausend  kleiner  Oblaten  in  einem 
Tage  herzustellen'.  Das  Meisterstück  als  solches  ist  indes  zu 
jener  Zeit  noch  unbekannt^. 

Von  solchen  vereinzelten  Ausnahmen  abgeseh^i,  wurde  der 
BefUhiffungsnachweis  noch  formlos  gefUhrt  In  der  Hauptsache 
geschah  dies  durch  Gutsagen  von  Zunfigenossen ,  und  zwar  zu- 
nächst durch  die  Versicherung  des  Lehrherrn,  der  den  Bewerber 
als  einen  hinreichend  ausgebildeten  und  tüchtigen  Handwerker 
bezeugte  *. 

Neben  den  vorgenannten  drei  Forderungen  wird  von  der 
Zunft  noch,  teils  stillschweigend,  teils  ausdrücklich,  der  Nachweis 
der  zum  Betriebe  erforderlichen  Mittel  verlangt  Dafs  der  Meiste 
die  Sicherheit  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  nachweisen  mulste, 
bevor  ihm  die  Annahme  eines  Lehrlings  gestattet  wurde,  haben 
wir  bereits  oben  erwähnt'^.  Im  übrigen  zeigen  die  hierauf  bezüg- 
lichen Bestimmungen  keine  prädsere  Fassung.  Die  Statuten  des 
Pariser  livre  des  m^tiers  sagen  regelmäßig  nur,  der  neue  Meister 
müsse  hinreichend  bemittelt  sein  ®.  Der  Erwerb  des  Bürgerrechts 
bildet  im  dreizehnten  Jahrhundert  keine  statutarische  Forderung 
der  Zünfte  ^ 

Nach  der  Aufiiahme  durch  die  Handwerkerschaft  hatte  der 
neue  Meister  den  Meistereid  zu  schwören.  Die  Eidesleistung 
erfolgte  vor  dem  Gericht,  unter  dem  das  Handwerk  stand.  In 
den  Magisterien  nahm  demgemäfs  der  Magister  den  Eid  ab;   in 


^  Quioonquee  voudra  tenir  ledit  mestier  comme  mestre,  il  conveadra 
que  il  le  Bache  f^e  de  touz  poinz,  de  sov  sanz  coDseil  ou  ayde  d'autrav, 
et  que  il  soit  k  ce  ezaminez  par  les  gardes  du  mestior.  L.d.M.  Tit  & 
Art  1.  Nu6  Cordouanniers  de  Paris  ne  paet  fere  le  mestier  desus  dit 
comme  mestres  deci  adonc  qu'i  soit  veuz  et  esgardez  par  les  mestres  qni 
le  mestier  gardent  de  par  le  B07.  L.d.M.  Tit  84  Art  10.  Nas  meneste- 
rieus  du  mestier  deeus  dit  ne  puet  lever  establie  de  ci  adonc  que  li  mestres 
qui  gardent  le  mestier  aient  veu  et  regard^  s'il  est  ouvriers  soufisant  de 
coudre  et  de  taillier.  Et  s'il  le  treuvent  soufisant,  il  puet  establie  lever 
et  tenir  ostel  comme  mestres.    L.d.M.  Tit  56  Art  3. 

'  Nus  de  ceox  du  mestier  deasusit  ne  poent  ne  ne  doivept  tenir 
ouvrier  (lies  ouvroaer)  quel  que  il  soit  se  il  ne  fet  I  m.  (lies  millier)  de 
nieles  le  jour  au  moins.  M4t  1  8.  370  Art.  2  (a.  1270).  Die  Lesart 
onvrouer  und  millier  ergiebt  sich  aus  dem  späteren  Statut  M^t.  1 
S.  872  Art  1. 

>  Der  Ausdruck  chef  d'oeavre  selbst  kommt  im  L.d.M.  nur  einmal 
Tor,  im  Statut  der  Rummetmacher,  und  zwar  mit  Besug  auf  den  Lehrling, 
der  sich  durch  Anfertigung  eines  Werkstttckes  einB  bessere  Stellung 
schaffen  konnte.    Tit  79  Art.  11. 

^  Qu'il  seit  t^moign^  sonfßsant,  sagen  die  Statuten. 

»  S.  26  Anm.  3. 

^  Qu'il  ait  de  quoi.  —  Nur  die  Müller  schreiben  genauer  vor,  der 
Bewerber  müsse  eine  Mühle  zu  eigen  oder  in  Pacht  haben.    Tit  2  Art  1. 

7  S.  unten  S.  37,  2.  Abschn.  2.  Kap.  und  III.  Teil  1.  und  2.  Kap. 
Die  Vorschrift,  dafs  die  Meister  innerhdb  der  Bannmeile  ansässig  sem 
müssen,  findet  sieh  im  Statut  der  Pariser  Althändler  (qu'ii  soit  estagier 
dedenz  la  banlieue  de  Paris;  L.d.M.  Tit.  76  Art  26). 
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den  Zttnften^  je  nach  dem  Stande  der  Stadtverfassung,  der 
königliche  Prevost,  der  bbchöfliche  Beamte ,  oder  der  Stodtrat. 
Der  Meistereid  war  ein  feierlicher  Eid/  der  Schwörende  hatte 
die  Hand  auf  das  Evangelienbuch  oder  auf  einen  Reliquienschrein 
8U  legen. 

Durch  den  Eid  verpflichtete  sich  der  neue  Meister  zur  Be- 
obachtung der  Handwerksbräuche  und  Satzungen.  Eidesformeln 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  sind  uns  in  gröfserer  Zahl  aus 
Montpellier  erhalten.  Die  Formeln  sind  hier  von  grofsem  Um- 
£uig;  der  Meister  beschwor  nicht  allein  die  Einhaltung  der 
Handwerksordnungen  im  allgemeinen ,  er  hatte  noch  im  besonderen 
die  hauptsächlichsten  Bestimmungen,  die  in  seinem  Gewerbe  für 
rechte  Arbeit  und  fUr  Falschwerk  galten,  einzeln  zu  beschwören, 
0D  dafs  die  Eidesformeln  von  Montpellier  die  Grundzüge  der 
dortigen  Znnftstatuten  enthalten^.  Mit  der  Eidesabiegung  war 
der  neue  Meister  im  wesentUchen  vollberechtigtes  Mitgliä  der 
-Genossenschaft  geworden;  der  einen  Beschränkung,  da&  flir  das 
Halten  von  Lehningen  mitunter  noch  die  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebes während  Jahr  und  Tag  gefordert  wurde,  haben  wir 
oben  schon  gedacht'. 

Die  Geschäftsführung  des  Handwerks  nach  innen  und  seine 
Vertretung  nach  au&en  liegt  in  der  Hand  der  Vorsteher- 
schaft, deren  Zusammensetzung  verschieden  ist,  je  nachdem 
es  sich  um  ein  altes  Amt  oder  um  eine  neu  gegründete  Zunft 
handelt.  Der  Vorstand  der  alten  Ämter,  soweit  sie  ihre  Organi- 
sation im  dreizehnten  Jahrhundert  behalten  hatten,  besteht  aus 
einem  Meister  (Magister,  Mestre),  dem  eine  Anzahl  Geschworener 
(Jurati)  zur  Seite  stehen.  Das  Institut  der  Geschworenen  ist  in 
diesen  Ämtern  zur  Ausbildung  gebracht  worden.  Die  Vorsteher- 
schaft der  neugestifteten  Zünfte  ist  dagegen  meist  von  Anbeginn 
koUegialisch  angeordnet.  Die  zur  Bezeichnung  der  Vor- 
steherschaft gebrauchten  Ausdrücke  sind  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert von  grofser  Mannigfaltigkeit.  Die  Benennung  Magister 
i(Me8tre)  wird  auch  aufserhalb  der  alten  Ämter  angewandt,  ins- 
besondere dann,  wenn  einer  bis  dahin  abhängigen  Handwerker- 
schaft das  Recht  verliehen  wird,  ihre  Vorsteher  selbst  zu  wählen^. 
In  solchem  Fall  werden  auch  die  koUegialisch  amtierenden  Vor- 
steher als  Magistri  bezeichnet.  In  den  ersten  Zunfturkunden 
wird   den   Vorstehern  die  Bezeichnung   „Geschworene"    (Jurati) 


1  Thal.  S.  256  ff.  Die  Eidesformeln  sind  meist  ohne  Datum;  doch 
werden  bei  dem  Eid  der  Zonftvorsteher  a.  a.  0.  S.  256  die  Könige  von 
Majorka  erwähnt,  die  im  Jahre  1274  in  den  Besitz  von  Montpellier  ge- 
lanfften.  Einige  Dfttierungen  aus  jener  Zeit  b.  a.  a.  0.  S.  258  und  259. 
VgL  auch  das  Vorwort  a.  a.  0.  S.  27. 

«  S.  oben  S.  26. 

»  Ord.  11  S.  308.    A.d.P.  I  S.  311.  r-  T 
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gegeben  ^.  Daneben  finden  sich  in  den  Urkunden  des  drazehnten 
Jabrhanderts  die  Ausdrücke  Consuls  (Montpellier),  Capita  minieie- 
riorum  (Marseille),  Bayles  (Toulouse),  Maieur  (Laon,  St.  Omer)^ 
MJEtieur  de  Banni^re  (Amiens),  Constable«  Ch&telain  (St.  Omer)'. 
Auf  die  Wahrnehmung  der  Gewerbeschau  weisen  die  Ausdrücke 
Esgardeurs  (Amiens),  Boujonneurs  (Bouen),  Gardes  (Paris).  Der 
Ausdruck  Geschworene  (Jurati,  Jur^)  ist  in  der  Folgezeit  der 
meist  gebräuchliche  geworden. 

Die  Vorsteherschaft  der  Ämter  und  Zünfte  bildet  das  bei 
weitem  wichtigste  Organ  der  gewerblichen  Verwaltung  des  Mittel- 
alters. Die  dem  Oeschworenenamt  zugewiesenen  Aufgaben  waren 
ebenso  umfangreich,  wie  die  ihm  beigelegten  Befiignisse  weit 
ausgedehnt  waren.  Der  Geschäftsbereich  der  Geschworenen  um- 
fafst  die  persönlichen  und  sachlichen  Angdc^aheiten  im  Hand- 
werk, die  Leitung  und  Vertretung  der  Genossenschaft,  die 
Gewerbeschau  und  die  Gerichtsbarkeit. 

Die  Thätigkeit  der  Vorsteher  beginnt  mit  der  Annahme  der 
Lehrlinge  und  der  Begutachtung  des  Lehrvertrags.  Sache  der 
Geschworenen  war  dann  vor  allem  die  Au&ahme  des  neuen 
Meisters,  dessen  persönliche  und  gewerbliche  Tüchtigkeit  sie  sa 
prüfen  hatten.    Die  regelmäfsigen  Versammlungen  der  Handwerks- 

S;emeine  wurden  von  den  Geschworenen  berufen;  die  Verhand- 
ungen wurden  von  ihnen  geleitet^.  Das  gesamte  Kassenwesen, 
dessen  Bedeutung  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  fortwährend 
wuchs,  war  ihnen  anvertraut.  Sie  vereinnahmten  und  ver- 
rechneten die  im  Handwerk  erhobenen  Strafgelder  und  Buisen, 
verteilten  die  gemeinsamen  Lasten  und  Beiträge  und  verwalteten 
das  Genossenschaftsvermögen^.  Ihr  grölstes  Gewicht  erhielt  die 
Stellung  endlich  dadurch,  dafs  die  beiden  bedeutsamsten  Befug- 
nisse der  Handwerkerschaften,  die  Gewerbeschau  und  das  Gewerbe- 
gericht,  von  den  Geschworenen  wahrgenommen  wurden. 

Die  Kämpfe  um  das  wesentliche  Recht ,  diese  Vorsteher  zu 
wählen  —  Kämpfe,  die  das  Handwerk  seit  der  Entstehungszeit 
des  Zunftwesens  ftlhrte  — ,  waren  um  die  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhimderts  noch  zu  keinem  einheitlichen  Abschluls  gelangt. 
Noch  immer  bestanden  mit  Bezug  auf  das  Recht  der  Vorsteher- 
wahl  erhebliche  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Gewerken, 
und  zwar  ebenso  innerhalb  der  alten  wie  innerhalb  der  neuen 
Organisationen. 

In  den  Magisterien  besafs  die  Handwerksgemeine  von  alters 
her  das  Recht,   ihre  Geschworenen  selbst  zu  wählen.    Das  Amt 


1  Mag  u.  Frat.  S.  238. 

"  Vgl.  für  Laon  Revue  des  sociöt^s  savantes  4  serie,  Band  4,  Paris 
1866,  S.  462;  für  die  übrigen  Städte  die  mehrfach  citierten  Ausgaben 
der  Statuten. 

»  L.d.M.  Tit.  78  Art  3. 

*  L.d.M.  Tit.  68  Art.  19,  Tit  78  Art.  41. 
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des  Magisters  dagegen  blieb  von  dem  Handwerk  grundsätzlich 
getrennt  Nur  wenige  Magisterien  —  die  der  Fleischer  und  der 
Weber  in  Paris  —  hatten  im  dreizehnten  Jahrhundert  das  Recht 
erlangt,  den  Magister  selber  zu  wählen.  Die  übrigen  Ämter 
standen  im  Besitz  von  Privaten  oder  von  Hofbeamten.  —  Ein 
anschauliches  Bild  der  Handwerkerkämpfe  jener  Zeit  bietet  uns 
die  Stadt  Chälons  s./M. ,  deren  Rat  während  des  ganzen  drei- 
zehnten Jahrhunderts  mit  dem  Bischof  wegen  des  Tuchergewerbes 
im  Streite  lag.  Aus  einer  im  Jahre  1250  angeordneten  Zeugen- 
vernehmung erfahren  wir,  dafs  den  Tuchscherem  erstmalig  durch 
Bischof  Gottfried  (ca.  1243)  eigene  Meister  verliehen  worden 
waren ;  femer,  dafs  demselben  Bischof  Gottfried  eine  Geldsumme 
versprochen  wurde,  wenn  er  die  Zunftmeister  der  Wollweber 
absetzen  und  die  Aufsicht  über  das  Webergewerk  dem  Rat  über- 
antworten wollet  Die  Tucher  dagegen  hatten  das  Recht,  ihre 
Geschworenen  durch  ihre  Gemeine  selber  zu  wählen  ^.  —  Streitig- 
keiten zwischen  Bischof,  Rat  und  Zünften  herrschten  während 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  auch  in  Beauvais.  Im  Jahre  1220 
hatte  der  königliche  Bailli,  der  den  auf  einer  Wallfahrt  nach  dem 
heiligen  Lande  abwesenden  Bischof  vertrat,  den  Bäckern  das 
^»^chi  gegeben,  vier  Geschworene  vom  Handwerk  zu  wählen^. 
Nachdem  es  dem  Stadtrat  gelungen  war,  für  einige  Zeit  die 
Aufsicht  über  das  Bäckergewerbe  an  sich  zu  ziehen,  wurde  durch 
Vergleich  vom  Jahre  127(5  dem  Bischof  das  Recht  zugesprochen, 
die  Bäckergeschworenen  in  ihr  Amt  einzusetzen,  wodurch  indes 
das  Wahlrecht  des  Handwerks  selber  nicht  berührt  wurde*.  Eine 
entgegengesetzte  Entscheidung  wurde  durch  denselben  Vergleich 
von  1276  bezüglich  des  Tuchergewerks  zu  Beauvais  getroffen. 
Hier  sollte  der  Stadtrat,  ohne  Einmischung  des  Bischofs,  die 
Geschworenen  ernennen  und  vereidigen ;  das  Tuchergewerk  selbst 
entbehrt  des  Wahlrechts^. 

In  Amiens  hatte  im  dreizehnten  Jahrhundert  jede  Zunft  das 
Recht,   ihren  Vorsteher  (Bannermeister)  selbst  zu  wählen,   mit 


1  A.d.P.  I  S.  311. 

'  Li  commuDB  osteos  des  drapiere  i  doient  metre  les  IUI  esgardears 
prodomes  par  lor  escient.    Vaterl.  A.  S.  139. 

*  Eligantnr  de  consilio  bolengarionim  qnatuor  bolengarii  probiores 
dicte  ville.    Labande  S.  283. 

^  Episcopos  instituet  ad  gardiam  panis  idoneos  homines  de  ministerio. 
Labande  S.  308  Art.  28.  Nur  die  Einsetzung,  worüber  das  Nähere  weiter 
ODten,  wird  hierdurch  dem  Bischof  zugesprocnen. 

^  Et  fuit  insuper  a  partibus  concordatum  quod  major  et  pares  qui 
melius  cognoscunt  probos  et  idoneos  homines  ministerii  diapperie  quam 
episcopas  eügent  amodo  sine  contradictione  et  impedimento  episcopi  vel 
snorum  probos  homines  de  ministerio  VI  yel  VII  vel  plus  usiiue  ad  decem 
qui  cayeDunt  seu  curam  gerent  quod  drapperia  sit  tafis  qualis  esse  debet ^ 
et  jurabunt  majori  et  paribus  et  dicent  sub  juramento  ab  eis  episcopo 
prestito  quod  omdum  lK>na  fide  et  fidelitev  ezercebunt.  Labande  S.305 
Art  22. 
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Aasnahme  der  Waidfärber  and  der  Abmesaer,  bei  denen  der 
Stadtrat  den  Vorstand  ernannte  ^  —  Aus  8t.  Omer  ist  aus  dieser 
Zeit  keine  Wahlordnung  erhalten  ^ ,  nur  vereinzelt  finden  sich 
Bestimmungen,  wie  bei  den  Tuchscherem,  deren  Geschworene 
das  Recht  hatten,  den  Zunftmeister  (Konstabel)  zu  wählen '.  — 
Für  Chartres  wird  durch  einen  Parlamentsentscheid  vom  Jahre 
1291  festgestellt,  dafs  das  Bäckergewerk  seit  langen  Jahren  das 
Recht  besitze,  seinen  Magister  selbst  zu  wählen^.  Bei  den 
Chartrainer  Tüchern  werden  frühzeitig  (1218 — 1235)  Geschworene 
erwähnt;  das  Recht  der  Wahl  durch  das  Ebndwerk  ist  in  der 
Urkimde  zwar  nicht  mit  Worten  ausgesprochen,  jedoch  nach  dem 
Zusammenhang  zu  vermuten*^.  —  In  Marseille  wurden  die  Vor- 
steher im  dreizehnten  Jahrhundert  allgemein  durch  die  Zünfte 
selber  gewählt®. 

In  den  Neu-Privilegierungen,  die  seit  Anfang  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  ergingen,  wird  den  Handwerkerschaften  mehrfach 
das  selbständige  Wahlrecht  verliehen.  So  empfingen  im  Jahre 
1204  die  Weber  von  Etampes^,  im  Jahre  1220  die  Fleischer 
von  Orleans^  das  Recht  der  Vorsteherwahl.  Bei  den  Bäckern 
von  Pontoise  dagegen ,  denen  König  Philipp  Augustus  im  Jahre 
1217  einen  eigenen  Gerichtsstand  zuweist,  wird  der  Amtsmagister 

1  Chaque  baniere  fait  sen  maicur  fors  ii  waidier  et  li  mesurenr,  et 
li  maires  et  li  esqueyin  d'Amienz  fönt  de  ches  II  banierez  maieur. 
Thierry  I  S.  159  Art.  13. 

2  Die  erste  Urkunde  über  das  Wahlrecht  der  Zünfte  —  es  ist  das 
Recht  der  Stufenwahl  —  ist  vom  Jahre  1305.    G  i  ry  S.  468  f. 

>  Et  li  corier  ont  pooir  de  eslire  un  d'ens  ponr  conistabte  et  li 
conistables  a  pooir  de  mander  chaus  du  mestier  kMl  yienfi^ent  k  lui  poar 
faire  et  traitier  ies  besoiffnes  da  mestier  et  ki  n'i  verroit  seroit  4  Vi  d. 
s'il  ne  pooit  monstreir  k'il  eut  loial  ensoigne  par  sen  serment.  Giry 
S.  563  Art.  700.    Vgl.  noch  Art.  731  für  die  Walkerknechte. 

*  Diligenter  visa  isla  inquesta  facta  de  mandato  curie  nostre  super 
discordia  que  erat  inter  nos  ex  una  parte  et  communitatem  thalemerarionm 
Gamotensium,  ex  altera  parte  super  saisina  eligendi  magistrnm  ipsoram 
et  presentandi  eundem,  prononciatum  fuit  per  curie  nostre  Judicium  dictam 
communitatem  esse  et  tuisse  a  longis  temporibus  retroactis  in  saisina  eli- 
gendi magistrum  ipsomm  et  illis  a  quibus  causam  habemus  presentandi 
cum  sunt  per  eos  electi  et  si  fuerit  per  nos  sufBciens  ad  täte  officium 
comprobatus  quod  sie  presentatus  per  nos  tradatur  communitati  prefate. 
A.d.P.  I  S.  442. 

»  Löpinois  Bd.  I  S.  380. 

®  Statuimus  hoc  capitulo  perpetuo  firmiter  observandum  ut  in  posterum 
comune  Massilie  in  meliorem  statutum  (?)  reformetur  quod  centum  capita 
ministeriorum  iiant  et  statuantur  in  Massilia  annuatim  qui  eligantur  per 
ipsa  ministeria  et  per  probos  homines  ipsorum  ministeriorum  et  qui 
eligantur  tales  bona  fide  quos  cognoscent  bonos  et  fideles  et  utiliores  ad 
opus  civitatis  Massilie  et  qui  eligantur  per  dicta  ministeria  annuatim  .  .  . 
et  quod  predicta  capita  ministeriorum  teneantur  speciali  sacramento  vocare 
et  requirere  sua  ministeria  ad  eligenda  predicta  capita  ministeriorum  infra 
predictas  octavas.    Stat.  Mass.  Il  S.  177. 

7  Mag.  u.  Frat.  S.  238  Art.  4. 

^  Duo  erunt  magistri  camificum  et  qui  erunt  magistri  uno  anno  non 
erunt  magistri  alio  anno  nisi  de  voluntate  camificum.    Ord.  11  S.  810. 
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▼om  König  ernannt  ^  Die  Bäcker  von  Provins,  die  unter  der 
Willkür  der  Amtsleute  schwer  zu  leiden  hatten^,  empfingen  im 
Jahre  1269  durch  den  Grafen  von  Champagne  erstmalig  Ge- 
schworene, deren  Em^uiung  der  Graf  sich  vorbehält^. 

In  Paris  endlich  erscheint  um  die  Mitte  des  dreisehnten 
Jahrhunderts  bei  den  Zünften  —  wegen  der  Magisterien  s.  oben 
S.  32  —  das  Wahlrecht  in  verschiedener  Weise  geordnet.  Eine 
erhebliche  Anzahl  gröfserer  Zünfte  —  unter  ihnen  die  Gold- 
schmiede,  Walker,  Krämer,  Messineschläger,  Gürtler  —  erklärt 
im  Livre  des  Metiers,  dafs  der  Handwerkseemeine  das  Recht  zu- 
stehe,  die  Geschworenen  selbständig  zu  wählen  ^.  Einzelne  Zünfte 
gebrauchen  die  Formel,  dafs  sie  dahin  übereingekommen  sind, 
dals  der  königliche  Prevost  ihren  Zunft  vorstand  ernenne'.  Andere 
wiederum  ersuchen  um  Einsetzung  der  von  ihnen  namhaft  ge- 
machten Geschworenen^.  Bei  einer  längeren  Reihe  von  Zünften 
d^^egen  lautet  die  Formel,  dafs  der  königliche  Prevost  nach 
seinem  Willen  den  Zunftvorstand  einsetzt  und  absetzt^.  Es  ist 
indes  anzunehmen,  dafs  auch  hier  wenigstens  der  Brauch  der 
Präsentation  durch  das  Handwerk  bestand.  — 

Für  die  Bildung  der  Vorsteherschaft  in  den  Ämtern  und 
Zünften  besteht  demnach  um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts kein  einheitliches  Recht.  Die  Angaben  der  Quellen 
lassen  sich  indes  dahin  zusammenfassen,  dafs  bei  den  Handwerker- 
schaften alten  Bestandes  und  gröfserer  Bedeutung  die  selbständige 
Wahl  der  Vorsteher  durch  die  Handwerksgemeine  die  Regel 
bildete.  — 

Für  den  formalen  Akt  der  Einsetzung  in  das  Vorsteher- 
amt gelten  dagegen  gleichmäfsige  Grundsätze.  Soweit  es  sich 
nicht  um  Beamtungen  eigenen  Rechts  handdte,  hatten  die  Vor- 
steher, die  gewählten  ebenso  wie  die  ernannten,  einen  besonderen 
Eäd  zu  leisten.     Dieser  Vorsteher^d  oder  Geschworeneneid  war, 


»  Ord.  11  S.  308. 

a  S.  unten  5.  Kap.  §  2. 

«  Ord.  4  S.  533. 

^  Et  eat  k  savoir  que  li  preud'ome  du  mestier  elisent  II  prendes- 
homes  ou  Hl,  poar  garder  le  mestier.  L.d.M.  Tit.  11  Art  11 ;  vgl.  noch 
Tit.  20  Art.  8,  Tit  22  Art.  15,  Tit.  28  Art.  16,  Tit  42  Art.  18,  Tit  60 
Art  8,  Tit.  75  Art,  4,  Tit.  78  Art.  2,  Tit.  87  Art  38. 

^  Li  pread'oame  du  meatier  deaus  dit  se  sont  assenti  4  ce  aue  il  i 
üt  deas  preudesoumes  qui  garderont  le  mestier  de  par  le  Roy;  li  quex 
li  prSTost  de  Paris  mest  et  oste  k  sa  volant^,  par  Tasentement  du  conmun 
da  mestier  desos  dit    L.d.üd.  Tit.  57  Art.  13;  ebenso  Tit.  19  Art  9. 

*  Li  preud'ome  du  mestier  des  Chandeliers  de  suif  de  Paris  yos 
requierent,  sire  prevos  de  Paris,  que  IIEl  preud'omes  que  il  vos  nomsront 
facent  serement  que  il  garderont  bien  et  Lolaament  le  mestier  de  par  lou 
BoL  L.d.M.  Tit  64  Art  12;  ferner  Tit  65  Art.  11,  Tit  12  Art.  6,  Tit.  52 
Art.  14  und  15. 

"^  £1  mestier  devant  dit  a  II  preud'ooriea  jurez  et  sererneatez  da  par 
loa  Boy,  les  quex  li  prevoz  de  Paris  met  et  oste  k  sa  voleat6.  L.d..M. 
Tit  31  Art  8  and  öfters. 
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in  den  gleichen  Formen  wie  der  Meistereid  ^,  vor  dem  zuständigen 
Gericht  absul^en.  Elrst  dann  erfolgte  die  Einsetzung  in  das 
Amt  In  den  Städten,  in  denen  die  Eommunalbew^ung  des 
zwölften  Jahrhunderts  nicht  zu  einer  völligen  Emancinalion  der 
Stadtgemeinde  geführt  hatte,  war  der  Geschworeneneia  mitunter 
vor  zwei  Behörden  zu  Idsten.  So  hatten  in  Beauvais  die  Ge- 
schworenen der  Tucher  ihren  Amtseid  sowohl  dem  Bischof  als 
dem  Stadtrat  zu  schwören^.  Eidesformeln  fbr  die  Geschworenen 
sind  uns  in  gröfserer  Zahl  wiederum  aus  Montpellier^,  in  einzelnen 
Beispielen  auch  aus  Paris  ^  überliefert. 

Das  Amt  der  Geschworenen,  in  späterer  Zeit  wegen  der 
ihm  zugelegten  Vorteile  sehr  gesucht,  war  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert eine  Last,  die  nur  pflichtgemäls  und  auf  beschränkte 
Zeit  übernommen  wurde.  Die  Amtsdauer  beträgt  zumeist  ein 
Jahr;  nur  vereinzelt  findet  sich  eine  kürzere  —  halbjährliche  — 
Amtszeit^.  Ausnahmslos  gilt  die  Bestimmung,  dafs  kein  Ge- 
schworener gezwungen  werden  kann,  das  mühevolle  Amt  länger 
als  für  die  vorgeschriebene  Zeit  zu  übernehmen'^.  —  Im  all- 
gemeinen sind  nur  selbständige  Meister  zu  dem  Geschworenenamt 
be&higt;  in  einzelnen  Fällen  werden  jedoch,  ftir  die  Zwecke  der 
Geweroeschau,  auch  Gesellen  eingeschworen  ^. 

An  die  Vorschriften  über  die  einheimischen  Handwerker  sind 
hier  die  Bestimmungen  anzureihen,  die  ftlr  die  von  aufserhalb 
zuwandernden,   zünftigen  Handwerker  (Stadt fremde)  galten. 

Für  die  gewerberechtliche  Behandlung  scheiden  sich  die 
Stadtiremden  aUgemein  in  zwei  Klassen.  Zu  der  einen  gehören 
die  zuziehenden  Handwerker,  die  zu  dauerndem  Aufenthalt  und 
eventuell  mit  der  Absicht  der  Niederlassung  nach  der  Stadt 
kommen  (stadtfremde  Handwerker);  zu  der  anderen  gehören  die 
Gewerbetreibenden,  die  zu  vorübergehendem  Erwerb  nach  dar 
Stadt  kommen  (Händler,  Marktleute,  Landfahrer).  Von  den 
Händlern  wird  weiter  unten  bei  der  Marktpolizei  die  Rede  sein, 
hier  haben  wir  nur  von  den  fremden  Handwerkern  zu  sprechen. 

Über  die  stadtfremden  Handwerker  finden  sich  in 
den  Statuten  des  dreizehnten  Jahrhunderts  zahlreiche  Bestimmun- 

Sen,  aus  denen  die  Thatsache  einer  regen  Zu-  und  Abwanderung 
ervorgeht.    Der  zuwandernde  Handwerker  mufste  nachweisen^ 


1  8.  oben. 

<  Labande  S.  805  Art  22,  s.  oben  S.  38  Anm.  5. 

»  Thal.  S.  256  ff. 

*  L.d.M.  Tit.  8  Art  5. 

»  L.d.M.  Tit.  65  Art  11,  Ord.  11  S.  310. 

«  L.d.M.  Tit  53  Art.  17. 

''  So  schon  Ord.  11  S.  810  im  Jahre  1217.  Die  Pariser  Gold- 
schmiede yerlangen,  dafs  der  abgehende  Geschworene  mindestens  für 
drei  Jahre  mit  der  Übernahme  des  Amtes  verschont  bleibe.  L.dJi. 
Tit  11  Art  11. 

8  L.d.M.  Tit  53  Art.  18,  Tit  22  Art  U,  Giry  S.  567  Art  731. 
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dals  er  die  fbr  sein  Gewerbe  vorgeschriebene  Zahl  von  Lehr- 
iahren  abgedient  und  seinen  früheren  Meister  in  Frieden  verlassen 
habe^.  Auch  hier  ist,  wie  in  den  zuvor  ^  erwähnten  Fällen,  im 
dreisehnten  Jahrhund^  der  Nachweis  noch  an  keine  Förmlich- 
keit gebunden.  Wie  gegenttber  dem  einheimischen,  so  sagen  die 
Statuten  auch  gegenüber  dem  zuwandernden  Handwerker  ^  dafs 
er  seine  Lehrzeit  glaubhaft  machen  müsse®.  Eine  hervorragende 
Bedeutung  besafsen  hierfür  die  Erk^inungszeichen,  der  Handwerks- 
gruls  und  die  Losung ,  die  dem  zünftigen  Handwerker  auf  die 
Wanderschaft  mitg^eben  wurden  und  ihm  zum  Ausweis  dienten  ^. 
Der  lurkundliche  Beweis  durch  Brief  und  Siegel  wird  in  den 
Statuten  damals  nur  selten  verlangt^. 

Dem  stadtfremden  Handwerker,  der  die  geforderte  Eund- 
schafi  ordnungsmäfsig  nachwies,  wurden  zu  jener  Zeit,  sei  es, 
dafs  er  als  Meister  oder  als  Geselle  kam,  keinerlei  Schwierig- 
kdten  in  den  Weg  gelegt.  Der  Ankömmling  war  verbunden, 
den  Eid  auf  die  Zunftstatuten  zu  schwören,  durch  den  er  sich 
zur  Beobachtung  des  örtlichen  Handwerksbrauches  verpflichtete^. 
Hiermit  war  allen  Anforderungen,  welche  die  Zunft  damals  an 
den  stadtfremden  Handwerker  stellte,  genug  gethan.  Es  ist  im 
dreizehnten  Jahrhundert  allgemdn  anerkannte  Zunftregel,  dals 
der  zunftmäfsie  gelernte  Zuwanderer  dem  einheimischen  Hand- 
werker rechtlich  vollständig  gleichstehe^. 


1  L.d.M.  Tit.  65  Art.  8;  M6t.  2  S.  361  Art.  15. 

•  Oben  S.  29  f 

'  Se  ancuns  hons  estranges,  qai  sacbe  le  mestier  desus  dit,  vient  ä 
Paris  et  vueille  ouvrer  u  mestier,  il  convient  qu'ii  se  face  creable  par 
devant  les  mestres  du  mesEtier  que  il  sache  fere  le  mestier  et  que  il  alt 
oavr6  VII  ans  ou  plus  avant  qu'i  meste  la  main  u  mestier  oedenz  la 
vile  de  Paris.  L.d.M.  Tit.  19  Art.  8.  Se  aucun  yallös  ou  mestres  venist 
k  Paris  pour  ouvrer  de  ce  mestier,  de  Normendie  ou  d'ailleurs,  il  con- 
venroit  qu'il  se  feist  creables  par  devant  les  mestres  du  mestier  qu'il  eust 
fet  le  mestier  as  us  et  as  constnmes  de  Paris,  c'est  k  savoir  qu'il  eust 
serri  VUI  ans  ou  IX  avant  qu'il  ouvrast  de  ce  mestier.  L.d.ML.  Tit.  42 
Art  3.  Ebenso  Tit  22  Art.  1.  Ein  Befahiffungsnacbweis  ähnlicb  dem 
oben  S.  29  erwähnten  wird  fttr  fremde  Gesellen  in  dem  Titel  94  Art.  7 
voigeschriebeu.  Das  Alter  des  Titels  ist  jedoch  zweifelhaft;  vgl.  die 
Anmerkung  L.d.M.  S.  206. 

•  In  Deutschland  untenchieden  sich  noch  in  späterer  Zeit  die  Wander- 

Sesellen  der  Maurer  in  Qrüfser  und  in  Briefer,  d.  h.  in  solche,  die  sich 
orch  den  Grufs  und  die  Schenk  und  in  solche,  die  sich  nur  durch  brief- 
liches Zeugnis  auswiesen.    Vgl.  Rziha  2  S.  35. 

^  Vgl.  die  Belegstelle  der  zweitnächsten  Anmerkung.  —  Noch  im 
Jahre  1365  wurde  der  Anspruch  der  Weberzunft  von  Toumay,  die  zu- 
wandernden Handwerker  sollten  sich  durch  Brief  und  Siegel  einer  zünftigen 
Stadt  ausweisen,  als  dem  örtlichen  Herkommen  widersprechend  verworfen. 
8.  unten  IL  Teil  2.  Abschn.  1.  Kap.  §  1. 

•  L.d.M.  Tit.  11  Art.  9,  Tit.  28  Art.  10  und  12,  Tit.  29  Art.  4,  Tit  31 
Art  7,  Tit.  35  Art.  8. 

"^  Vgl.,  aufser  den  Belegstellen  der  voraufgehenden  Anmerkungen, 
Nus  menestrieus  du  mestier  desus  dit  ne  puet  ne  ne  doit  metre  varlet  qui 
ait  apris  son  mestier  hors  de  la  ville  de  Faris,  en  huevre,  se  U  rftdez  ne  j 
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Wo  sich  in  den  Statuten  des  dreizehnten  Jahrhunderts  ent- 

fegengesetzte  Bestimmungen  finden,  sind  sie  nicht  durch  die 
lünfte,  sondern  durch  die  städtischen  Behörden  veranlafet.  Dieses 
Verhalten  der  Stadtbehörden  gegenüber  den  Fremden  wird  teils 
durch  besondere  örth'che  Umstände,  teils  durch  allgemeine  Bechts- 
sätze  bestimmt.  Auf  rein  örtliche  Verhältnisse  gründet  sich  die 
ungünstige  Behandlung  der  Fremden  seitens  des  Stadtrats  in 
Montpellier.  Die  Stadt  Montpellier  hütete  eifrig  ihre  bevorzugte 
Stellung  in  der  Färberei  roter  Tuche,  die  darauf  beruhte,  dafs 
die  Kranpwurzel  in  grofser  Menge  und  in  besonderer  Oüte  auf 
dem  Boden  um  Montpellier  eedieh.  Das  im  Jahre  1204  bestätigte 
Stadtrecht  untersagte  deshalb  bedingungslos  allen  Fremden,  die 
Scharlachfkrberei  in  Montpellier  zu  betreibend  Im  Jahre  1226 
wurde  das  Verbot  soweit  ermäfsigt,  dafs  der  Fremde  Zulassung 
in  der  Färberei  finden  konnte  nach  fünQährigem  Aufenthalt  in 
Montpellier  und  zwei  Jahre,  nachdem  er  eine  Frau  aus  der 
Stad^emeinde  geehelicht  hatte  ^.  Im  Jahre  1251  gab  der  Stadtrat 
der  drückenden  Vorschrift  eine  nochmals  veränderte  Fassung  und 
bestimmte,  dals  der  Fremde  nach  zweijährigem  Aufenthalt,  und 
ohne  Heiratszwang,  zur  Färberei  verstattet  wurde,  wenn  er  drei- 
hundert Melgorische  Pfunde  zahlte  und  einen  Eid  schwor,  min- 
destens zehn  Jahre  in  der  Stadt  zu  bleiben'. 

Auf  einem  allgemeinen  Rechtssatz  beruht  die  Forderung, 
dafs  der  Stadtfiremde  vor  dem  Meisterwerden  das  Bürgerrecht 
erwerben  müsse,  wozu  regelmälsig  ein  Aufenthalt  von  JfiJir  und 
Tag  in  der  Stadt  erforderlich  war^.  Auch  diese  Bestimmung 
wird  von  selten  der  Zünfte  in  den  Statuten  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts nicht  erwähnt.  Die  Zunft  vertritt  vielmehr  zu  jenor 
Zeit  den  Grundsatz,  dafs  jede  zünftige  Stadt  der  anderen  gleich 
ist.  Wo  sich  die  Vorschrift  des  Bürgerrechtserwerbs  in  damaliger 
Zeit  findet,  ist  sie  wiederum  vom  Stadtrat  angeordnet'^. 


donne  bone  seurt^  on  s'il  n'a  bona  delivrance  qu*il  alt  fet  (son  deroir) 
k  celui  qai  son  mestier  li  a  apris  hon  de  Paris  et  fait  son  Service  bien 
et  lealment  £t  s'il  aveDoit  que  aucuns  hoavriers  qui  eust  apris  son 
me  stier  hoi(8)  de  Paris  yenist  k  Paris  et  vonsist  commender  son  mestier 
k  Paris,  fere  le  puet  sanz  nul  contredit;  m^  qu'il  se  contiegne  ans  hns 
et  ans  coustnmes  du  mestier  desus  dit  L.d.M.  Tit  65  Art.  8.  II  pent 
avoir  tant  de  vall^  come  il  li  plaira  pour  tant  que  li  vall^  aient  est^ 
au  mestier  VI  ans  en  Paris  on  dehors  Paris.  Tit  64  Art  2:  femer 
Tit  87  Art.  11. 

1  Nullus  eztranens  bomo  aliquos  pannos  laneos  in  Montepessulano 
tinsere  potest  in  grana  vel  in  aliquo  colore.    Thal.  S.  48  Art  110. 

»  Thal.  S.  138. 

>  Ebenda. 

*  \e\.  die  Anmerkung  über  den  £rwerb  des  Bürgerrechts  unten 
Anhang  Nr.  2. 

^  In  Saint  Omer  yerfugt  der  Rat  wiederholt,  dafs  kein  Handwerker 
zum  Meisteramt  zugelassen  wird,  wenn  er  nicht  das  Bürgerrecht  erworben 
hat  On  a  tommandei  ke  nue  lormiers  ne  tienge  maLstrie  s'il  n'est  bour- 
gois.    Giry  S.  545  Art  548.    II  est  establi  par  eskevins  ke  nus  toitiers 
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In  der  späteren  Zeit  ist  in  dieser,  in  die  gesamten  gewerb- 
lichen Beziehungen  tief  eingreifenden  Fräse  eine  vollständige 
Verschiebung  eingetreten.  Zunft  und  Behörden  vertauschten 
wechselseitig  den  von  ihnen  im  dreizehnten  Jahrhundert  ein- 
genommenen Standpunkt  ^  — 

Die  zünftige  Organisation  war  im  allgemeinen  örtlich  ge- 
schlössen,  und  die  Ansässigkeit  an  einem  bestimmten  Orte  bildete 
regelmäfsig  die  Voraussetzung  für  die  Zugehörigkeit  zu  einer 
Zunft.  Bei  einigen  Handwerkerschaften  wich  jedoch  die  Oi^ani- 
sation  von  dem  gemeinen  Zunftwesen  dadurch  ab,  dafs  bei 
ihnen  die  Zugehörigkeit  zu  dem  Zunftverband  nicht  durch  den 
örtlichen  Aufenthalt  begrenzt  oder  bestimmt  wurde.  Es  sind 
dies  die  im  zunftmäfsigen  Verband  stehenden  Gewerbe,  deren 
Angehörige  zur  Ausübung  ihres  Berufes  regelmäßig  oder  zeit- 
weilig auf  die  Wanderschaft  gingen".  An  dieser  Stelle  sind 
hier  zunächst  nur  die  Münz  er  zu  nennen,  da  für  einige  andere 
Gewerbe,  die  wir  später  erwähnen  werden^,  die  Quellen  aus 
dem  dreizehnten  Jahrhundert  fehlen. 

Die  Münzprägung  wurde  bis  in  das  spätere  Mittelalter  nur 
periodisch  und  nach  Bedarf  betrieben.  Nur  so  lange  die  Arbeit 
einer  Neuprägung  oder  Umprägung  anhielt,  war  die  Münze  in 
Thätigkeit;  nach  Beendigung  des  Geschäfts  wurde  sie  stiUgesetzt. 
Die  MUnzer  hatten  deshalb  keine  andauernde  Beschäftigung^  und 
brauchten  sich  auch  nicht  ständig  an  einem  bestimmten  Münzort 
aufzuhalten;  sie  gingen  vielmehr  der  Arbeit  nach,  die  sich  in 
den  verschiedenen  Münzstätten  bot.  Die  hauptsächlichste  Arbeits- 
gelegenheit wurde  geschaffen   durch   die  häufigen  Münzverände- 


ne  tiengne  roaistrie  s'il  n'est  borgois.  S.  570  Art  758.  Ke  nus  n'aprenge 
hom  mestier  de  folon  sil  n'est  borgois  ou  fieus  de  borgois  et  si  fors  k'il 
pent  faire  le  mestier.  S.  561  Art.  676.  Ebenso  S.  564  Art.  713  für  die 
ruehscherer.  Die  beiden  letzterwähnten  Bestimmungen  beziehen  sich  anf 
das  Recht  der  Lehrlingsannahme. 

»  S.  den  2.  Abschnitt  1.  und  2.  Kap.,  II.  Teil  2.  Abschn.  1.  Kap.  und 
III.  Teil  1.  und  2.  Kap.  Auch  die  Bestimmung,  dafs  zuerst  die  einbeimi- 
schen  Arbeiter  beschänigt  werden  sollen,  ehe  die  Fremden  Arbeit  erhalten, 
beruht  in  jener  Zeit  auf  obrigkeitlicher  Verfügung.  On  a  deffendu  ke 
nus  hom  de  mestier  ne  meche  en  oevre  homme  manant  fors  de  le  changle 
de  le  vile  pour  tant  k'il  puist  trover  homme  ki  maigne  dedens  le  changle 
de  le  vile  pour  metre  en  oevre.  Giry  S.  509  Art  112.  On  a  commandei 
as  maitres  foulon  ki  tienent  maistrie  ae  fouleir  k'il  ne  soient  si  hardi  ke 
il  mechent  estraigne  vallet  k  oevre  avant  chou  ke  li  bourgob  et  chil  ki 
manant  sont  en  le  vile  soient  k  oevre.  S.  5H4  Art.  436.  £t  k'on  meche 
tout  dis  les  bourgois  k  oevre  devant  estraiiges  et  chaus  ausi  ki  ont  mes 
dedans  le  vile  an  et  jour  ancore  ne  soient  il  mie  bourgois  k'on  les  meche 
aprte  les  bourgois  tout  dis  en  oevre  devant  les  nouvaus  sourvenans. 
8.  544  Art  541. 

«  Vgl.  Bücher,  Gew.;  v.  Inama-Sternegg,  D.W.G. 

«  S.  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  1.  Kap. 

*  Daher  die  in  den  Urkunden  vorkommende  Scheidung  zwischen 
Monetarii  operantes  (ouvrans)  und  non  operantes  (non  ouvrans). 
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rungen,  die  immer  von  einer  Umprägung  der  Münzen  begleitet 
waren.  Es  entstand  hierbei  jedesmal  eine  plötzlich  gesteigerte 
Nachfrage  nach  Milnzem.  Die  Zahl  der  französischen  Münzer 
war  nicht  gro£s  genug,  um  einem  solchen  Bedarf,  der  stets  un- 
vermittelt hervortrat,  zu  genügen.  Schon  frühzeitig  bestand  des- 
halb die  Notwendigkeit,  nach  den  französischen  Münzstätten 
fremde  Arbeiter  heranzuziehen.  Den  ausländischen  geschworenen 
Münzem  wurden  dann  die  gleichen  gemeinen  Pnvüegien  und 
Pflichten,  wie  den  einheimischen,  zugeteilt.  Diese  äulseren  Ver- 
hältnisse —  die  Un^leichmäfsigkeit  der  Beschäftigung  und  die 
Notwendigkeit  des  Wanderus  der  einheimischen  und  der  fremden 
Münzer  —  wurden  zum  Teil  bestimmend  für  die  Organisation, 
die  sich  während  des  Mittelalters  im  französischen  Münzergewerbe 
herausbildete. 

Die  in  Frankreich  arbeitenden  Münzer  hatten  seit  dem  drei- 
zehnten Jahrhundert  weder  eine  örtlich  abgeschlossene,  noch  eine 
das  ganze  Reich  umschliefsende  Verfassung.  Ihre  Organisation 
war  vielmehr  eine  landsmännische;  sie  waren  eingeteilt  in  nationale 
Schwurgenossenschaften,  Serments  genannt  Die  beiden  gröbsten 
waren  der  Serment  de  BVance  —  sacramentum  Franciae  — ,  dem 
die  Münzer  angehörten,  die  in  den  französischen  Münzstätten  den 
"EU  geleistet  hatten ;  und  der  Serment  de  TEmpire  —  sacramentum 
Imperii  —  ,  der  die  Münzer  umfafste,  die  im  Gebiet  des  alten 
deutschen  Reichs  den  Münzereid  geschworen  hatten.  Die  Privilegien 
der  deutschen  und  der  französischen  Münzer  waren  vollständig 
gleich.  Zu  diesen  grofsen  Schwurgenossenschaften  traten  später- 
hin noch  die  beiden  kleineren,  der  Serment  de  Toulouse  und  der 
Serment  de  Brabant.  Zu  dem  letzteren  gehörten  die  flandrischen 
und  brabanter  Müozer,  die  in  Frankreich  arbeiteten. 

Die  Münzer  hatten  zwar  einen  festen  Wohnort,  jedoch  aus 
den  oben  angeführten  Gründen  keinen  ständigen  Aufenthaltsort. 
Sie  wanderten,  wie  auch  die  deutschen  Hausgenossen^,  wo  sich 
ihnen  Aussicht  auf  Beschäftigung  und  Gewinn  bot  War  eine 
Prägung  anbefohlen,  so  hatten  sich  die  Münzer  ungesäumt  nach 
der  Münzstätte,  der  sie  zugeteilt  waren,  auf  den  Weg  zu  machen. 
Die  Reise  dortlun   hatten   sie  auf  eigene  Kosten  auszuführen^. 

^  Urkundenbuch  der  Stadt  Basel,  bearb.  von  Wackernagel  und 
Thommen,  Basel  1893,  Bd.  2  8.  868;  Urkundenbuch  der  Stadt  Strafs- 
burg,  bearb.  von  Wieg  and,  Strafsb.  1879,  I  S.  472  Art.  79. 

'  Operarii  aut  monetarii  tenentur  venire  et  servire  in  omnibas  monetis 
Begis  propriis  sumptibus,  Ord.  2  S.  141  A.  1225.  —  Weitere  Angaben 
enthält  das  Münzerprivileg  von  1327,  die  gleich  hier  aneefUgt  sein  mögen. 
Sobald  der  Bann  (le  cri)  verkündet  war,  hatten  die  Miinzer  binnen  acht 
Tagen  nach   ihrer  Münzstätte  aufzubrechen,   den  Fall  echter  Not  aus- 

fenommen.  Der  hiäumige  verfiel  in  schwere  Geldstrafen,  und  gewaltsame 
Irgreifung  war  ihm  angedroht.  Solange  Arbeit  vorlaj^,  durfte  kein 
Müuzer  die  Münzstätte  verlassen,  und  wer  aus  dem  Königreich  auswandern 
wollte,  bedurfte  einer  besonderen  Erlaubnis.  Wer  sich  widerrechtlich  und 
ohne  Eimächtignng  entfernte,  wurde  aufgegriflFen  und  zurückgebracht. 
Ord.  1  S.  806  und  II  S.  418. 
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Das  Amt  des  geschworenen  Münzers  war  ein  streng  einzuhaltender 
Diaist;  die  Münzer  waren  „Hörige  ihres  Amtes",  ils  sont  serfs 
k  y  clMMe  fiure,  wie  sie  noch  ein  späteres  Privileg  bezeichnet^. 
Den  strengen  Verpflichtungen,  wie  der  Wichtigkeit  des  Amtes, 
das  die  höchste  Sachkenntnis  und  Vertrauenswürdigkeit  erforderte, 
entrorachen  aber  auch  die  den  Münzem  zustehenden  Bechte  und 
Fremeiten. 

Die  Münzer  standen  unter  einer  eigenen  und  geschlossenen 
Amt8ver£Eissung ;  von  den  allgemeinen  Gerichten  waren  sie 
durchaus  eximiert;  sie  hatten  ihren  besonderen  Gerichtsstand  für 
Klagen  aller  Art,  au^nommen  die  drei  schweren  Fälle  Mord, 
Frauenraub  und  Braniktiftung.  Für  alle  übrigen  Klagen  gegen 
die  Münzer  war  lediglich  der  Magister  monetae  ihr  zuständiger 
Richter,  dem  sie  nicht  entzogen  werden  durften^. 

Femer  besafsen  die  Münzer  das  den  Ursprung  und  die 
Stellung  ihres  Amtes  durchaus  kennzeichnende  Recht  der  Amts- 
btirtiekeit,  dessen  Bedeutung  ich  anderweitig  dargelegt  habe'. 
Nur  die  Söhne  und  Enkel  der  geschworenen  Münzer  waren  dar- 
nach zum  Eintritt  in  das  Amt  berechtigt^;  alle  Fremdbürtigen 
waren  ausgeschlossen.  Der  König  allein  hatte  das  Recht,  bei 
seinem  Regierungsantritt  durch  (ursprünglich  einmalige)  Gnaden- 
handlung einen  Münzer,  „der  nicht  eines  Münzers  Sohn  ist**,  in 
das  Amt  au&unehmen'^. 

Die  übrigen  Vorrechte  der  Münzer  bestanden  insbesondere 
in  der  Befreiung  von  allen  Schätzungen,    Steuern  und  Diensten. 

1  A.  1387  Philipp  VI.  Ord.  2  S.  340. 

I  Quod  coram  nuUo  judice  possint  conveniri  nee  in  Judicium  evocari 
nisi  coram  magistro  monetae  eorandem  nisi  in  tribns  casibus  viz.  in  homi- 
cidio  raptu  et  combustione  ignis.  A.  1211  Ord.  1  S.  30.  Operarii  autem 
pro  nullo  olsi  pro  magistris  monetae  justitiam  eze^uentur  nisi  latrocinium 
▼el  raptam  fecerint  aut  murtrum.  Si  yero  operarii  ant  monetarii  nolaerint 
(Ord.  druckt  voluerint)  pro  magistris  monetae  justitiam  exequi  magistri 
poterunt  abanundare  justitiae  Domini  Regie.    A.  1225  Ord.  2  8.  141. 

>  Mag.  u.  Frat  S.  20  ff.  und  125  ff.,  Königsm.  S.  815  ff. 

*  Saper  bis  etiam  taliter  duximus  statuendum  quod  nulius  in  opere 
commdem  commorari  nee  ad  illud  opus  evocari  possit  nisi  sit  frater  nlius 
Tel  nepos  eommdem  nee  etiam  ubi  denarii  fabricantur  et  traduntur  in- 
stanter ut  etiam  ubi  opus  eorum  sicut  alias  construitur  nemo  Interesse 
potest  nee  commorari  nisi  de  consanguinitate  eorumdem  operarionim  ut 
sopradictum  est  et  ezpreasum.    A.  1211  Ord.  1  S.  30. 

*  Mag.  u.  Frat  S.  23,  Köni^sm.  S.  817.  —  Die  Verfassung  der  Münzer 
und  das  Gnadenrecbt  bestanden  m  gleicher  Weise  tur  die  Munzersebaften 
des  deutschen  Reiches;  y^.  Mag.  u.  Frat  S.  125.  —  Das  gleiche  Recht 
gilt  femer  in  Flandern.  Bei  den  Münzem  von  Namur  durfte  der  Graf 
von  Flandern  das  Gnadenrecbt  ausüben,  wenn  er  eine  neue  Münze  an- 
ordnete. Nous  Guis  cuens  de  Flandres  et  marchis  de  Namur  faisons 
ssToir  k  tous  ke  comme  il  soit  ensi  ke  de  nostre  signerie  nous  puissons 
metre  un  ouvrier  et  un  monnoier  quant  nous  cournenchons  4  faire  nou- 
viele  monnoie  en  nostre  Uere  avoec  les  autres  monnoiiers,  et  nous  fBu^biens 
eoumenchier  nouviele  monnoie  k  Namur,  nous  i  metons  de  }/ar  nous  Gillon 
ForSt,  demorant  en  nostre  vile  de  Douay,  pour  monnoiier.  En  ties- 
mogoage  etc.    Cartulaire  de  Namur  I  S.  66. 
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Schon  nach  den  ältesten  Privilegien  durften  den  Mttnzern  keinerld 
persönliche  Dienste  oder  geldwertige  Leistungen  abgefordert 
werden  ^.  Auch  waren  die  Mttnser  auf  ihren  Wanderungen  von 
und  nach  der  Münzstätte  befreit  von  allem  Zoll  und  von  den 
Wege-  und  Brückengeldern  *.  Die  Abgabenfreiheit  wurde  später- 
hin zu  einem  höchst  wertvollen  und  auch  viel&ch  mifsbrauebten 
Vorrecht  der  Münzer  und  ihrer  Angehörigen". 


§  2.    Das  uDifinftfge  bewerbe. 

Recht  und  Stellung  der  unzünftigen  Handwerker  werden 
in  den  gewerbegeschichtlichen  Schilderungen  zumeist  nur  in 
wenig  selbständiger  Weise  behandelt.  Das  Hauptinteresse  pflegt 
sich  auf  die  Zunft  selber  zu  konzentrieren.  Die  unzünftige 
Gewerbethätigkeit  nahm  indes  in  den  beiden  hier  zu  unter- 
scheidenden Richtungen  —  d.  i.  einerseits  im  freien,  andererseits 
im  zünftigen  Gewerbe  —  stets  einen  breiten  Raum  ein.  Es  ist  nicht 
möglich,  ein  zureichendes  Bild  von  der  gewerblichen  Verfassung 
des  Mittelalters  zu  geben  ohne  eingehende  Berücksichtigung  des 
unzünftigen  Handwerks,  seiner  Beziehungen  zu  der  Zunft  und 
seines  Anteils  an  der  Produktion. 

Das  Zahlenverhältnis  zwischen  Zünftigen  und  Unzünftigen 
war  während  des  Mittelalters  grofsen  Schwankungen  unterwor^. 
Die  Zünfte  selbst  haben  zu  keiner  Zeit  den  Versuch  gemacht, 
die  Gesamtheit  der  Handwerker  irgend  eines  Betriebes  unbedingt 
in  das  Zunftwesen  hereinzuziehen*  Solange  das  Zunftwesen  be- 
stand, hat  es  stets  zahlreiche  Klassen  von  Handwerkern  gegeben, 
die  teils  aus  sachlichen,  teils  aus  persönlichen  Gründen  aufserhalb 
des  Zunftverbandes  blieben. 

Dagegen  haben  sich  die  Kreise  der  Unzünfdgkeit  während 
des  Mittelalters  vollständig  verschoben.  Die. Zahl  der  an  sich 
unzünftigen,  d.  i.  freien  Gewerbe^  ging  seit  dem  vierzehnten 
Jahrhundert  immer  mehr  zurück.  Andererseits  aber  vermehrte 
sich  fortwährend  die  Zahl  der  Handwerker,  denen,  obwohl  sie 
ein  zünftiges  Gewerbe  betrieben,  infolge  der  zunehmenden 
Abschliefsung  der  Zünfte  und  der  Erhöhung  der  Aufiiahme- 
gebühren  der  Eintritt  in  den  Zunftverband  unmöglich  wurde. 
Der  Hauptsitz  der  Unzünftigkeit  ist  demnach  im  dreizehnten 
Jahrhundert  bei  den  sogenannten  freien  Gewerben,  in  den  späteren 


1  Quod  ipsi  sint  liberi  et  immunes  ab  omni  talUa  et  exerdta.  A.  1211 
Ord.  1   S.  80. 

*  Als  Ausweis  diente  den  Münzem  in  späterer  Zeit  eine  Schau- 
münze, welche  die  Umschrift  trug :  Barriers,  Peagiers,  Pontaniers,  Laissez 
passer  les  Monnaveurs;  vgl.  Constans,  Traitä  de  la  Cour  des  Monnues, 
Paris  1658,  S.  70. 

9  S.  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  1.  Kap. 

*  S.  oben  S.  24.  r^  i 
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Jahrhnnderten  dagegen  bei  den  unzünftigen  Handwerkern  zünftiger 
Gewerbe. 

Über  die  an  sich  unzünftiffen  (freien)  Gewerbe  ist  hier 
nichts  zu  sagen.  Das  Gewerberecht  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
beschäftigt  sich  mit  ihnen  nicht  im  besonderen;  sie  unterliegen 
nur  den  kriminalrechtlichen  Vorschriften  wegen  unlauterer  oder 
betrügerischer  Handlungen.  Wir  haben  an  dieser  Stelle  nur  von 
den  unzünftigen  Handwerkern  zünftiger  Betriebe  zu  handeln. 
Für  die  gewerbliche  Thätigkeit,  die,  trotz  der  Zünftigkeit  eines 
Betriebes,  entweder  ganz  oder  teilweise  aufserhalb  des  von  der  Zunft 
gezogenen  Rahmens  blieb,  lassen  sich  drei  Formen  unterscheide|i: 

1.  die  Arbeit  filr  den  Hausbedarf, 

2.  die  Arbeit  für  Zunftfremde  und  Wiederverkäufer, 

3.  der  selbständige  Betrieb  unzünftiger  Handwerker. 
Durch  die  Arbeit  flSr  den  Hausbedarf^  wird  ein  weites  Gebiet 

abgegrenzt,  das  der  ztinftlerischen  Reglementierung  in  der  Haupt- 
sache entzogen  war.  Im  Mittelalter  bestand  allgemein  der  Brauch, 
die  Gegenstände  des  häuslichen  Bedarfs  soweit  als  möglich  im 
Hause  selbst  herzustellen,  zu  verarbeiten  und  auf  Vorrat  zu 
halten  *.  Diese  Ordnung  der  Hauswirtschaft  bildet  die  erste 
Ursache  und  die  dauernde  Grundlage  ftlr  die  Unzünftigkeit.  Der 
allgemeine  Grundsatz  über  die  Etausarbeit  lautete,  dafs  jeder 
Hausherr  berechtigt  ist,  ftir  den  eigenen  Bedarf  im  Hause  arbeiten 
zu  lassen;  dafs  es  ihm  dagegen  untersagt  ist,  zum  Zwecke  des 
Weiterverkaufs  irgend  welche  Gegenstände  in  nicht -zünftiger 
Wdse  herstellen  zu  lassen.  Eine  grofse  Anzahl  städtischer  und 
ländlicher  Handwerker  fand  auf  diese  Art  eine  regelmäfsige  Be- 
schäftigung, ftir  deren  Ausübung  der  Anschlufs  an  die  Zunft 
zwar  vielfach  üblich  war,  aber  durchaus  nicht  allgemein  voraus- 
gesetzt oder  gefordert  wurde. 

Die  Hausbedarfsarbeit  war  dem  unmittelbaren  Einwirken 
der  Zunft  in  der  Hauptsache  nicht  erreichbar.  Vielfach  findet 
sich  in  den  Statuten  bei  Hantierungen,  die  sonst  als  unerlaubt 
oder  als  Falschwerk  gelten,  die  Ausnahme  hinzugeftigt,  dais  die 
Arbeit  ftir  den   Hausbedarf  ft*ei    ist^.     Doch    wurde   frühzeitig 

1  Bücher,  Gew.;  Schrooller,  Untern.;  Stieda,  Entstehung  der 
deutschen  Hausindustrie,  Leipzig  1889  (Sehr.  d.  V.  f.  Socialpol.). 

*  Vgl.  die  Schilderung  der  erlöschenden  alten  Sitte  bei  Schmoller, 
Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  Halle  1874   S.  177  ff. 

'  Nus  du  mestier  devant  dit  ne  puet  ne  ne  doit  ouvrer  3rmage  ne 
cmcefilz,  ne  nule  autre  chose  apartenant  k  sainte  Yglise,  se  il  ne  le  fait 
de  sa  propre  estoffe,  ou  il  ne  le  fönt  li  un  ouvrer  ä  Tautre,  ou  11  ne  le 
fet  ä  aucun  clerc  ou  aucun  home  de  religion  ou  aucun  Chevalier  ou  aucun 

fentis  home,  qui  fere  le  facent  pour  leur  user.  L.d.M.  Tit  61  Art.  8. 
t  se  il  le  fet,  il  est  ä  XX  s.  d'amende,  se  il  ne  le  fet  pour  son  yestir; 
et  se  il  ne  le  fet  pour  son  vestir,  pour  sa  fame  ou  pour  sa  mesni^e,  ou 
pour  fere  retaint,  il  doit  les  XX  s.  desus  diz  d'amende,  et  jurer  senr  sains, 
par  devant  le  mestre  et  par  devant  les  jurez,  qne  il  cel  drap  ne  vendra 
ä  nule  ame  qne  il  ne  H  die  le  mahaing  devant  dit  sanz  demande.  L.d.M. 
Tlt  50  Art.  30;  femer  Tit.  68  Art  9.  ^  . 
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veFBUcbt,  hier  wenigstens  mittelbar  die  zunftmäfsige  Ordnung  sur 
Geltung  zu  bringen.  So  verlangen  die  Pariser  Talglichtzieher 
im  Jabre  1268 ,  dafs  kein  Geselle  in  ein  Bürgerbaus  auf  Arbeit 
geben  dürfe,  wenn  er  nicbt  ordnungsgemiifs  secbs  Jabre  das  Ge- 
werbe gelernt  babe^.  Die  Pariser  Sddenwirker  dagegen  ver- 
bieten  scblecbtbin  die  Hausbedarfsarbeit  bd  jedermann,  aus- 
genommen bei  bohen  Herrscbaften  vom  Adel^. 

Wenn  ein  bis  dabin  freies  Gewerbe  sieb  zünftig  macbte,  so 
wurde  wohl  den  nunmehr  zünftigen  Handwerkern  untersagt,  ferner- 
hin auf  Hausarbeit  zu  gehen.  So  nahmen  die  Pariser  Sticker,  als 
sie  im  Jahre  1292  zünftig  wurden,  ein  Verbot  der  Hausbedarfi»- 
arbeit  in  ihre  Statuten  auf  ^.  Hierdurch  wurden  indes  nur  die 
Zunftgenossen  gebunden;  das  Recht  des  Hausherrn,  den  eigenen 
Bedaif  durch  freie  oder  zünfitige  Handwerker  im  Hause  herstellen 
zu  lassen,  blieb  stets  anerkannt.  Die  Zunft  konnte  hier  nur 
mittelbar  einwirken.  — 

Die  zweite  Form  der  unzünftigen  Arbeit,  die  Beschäftigang 
von  Gesellen  durch  Zunftfremde  und  Wiederverkäufer,  war 
während  des  dreizehnten  Jahrhunderts  in  einer  Anzahl  von 
Gewerben  üblich.  Es  ergiebt  sich  dies  aus  den  teils  negativen 
(verbietenden),  teils  positiven  (erlaubenden)  Vorschriften.  ESn 
allgemeiner  Bechtssatz  für  diesen  Betrieb  scheint  zu  jener  Zeit 
noch  nicht  bestanden  zu  haben  ^. 

Am  häufigsten  finden  sich  die  Vorschriften,  welche  die  Arbeit 
bei  einem  Zunftfremden  (home  estrange,  home  qui  ne  soit  du 
mestier)  untersagen.     So  verbieten  die  Messerschmiede^,  Knopf- 

^  Nus  vall^  chandelier  ne  puet  faire  chandoiies  cbi^s  bourgois  de 
Paris,   se  il  n'a  e8t6  au  mestier  VI  ans  ou  plus.    L.d.M.  Tit.  64  Art.  16. 

*  Qne  nul  de  cy  en  avant  du  dit  mestier,  soit  mestre  ou  vallet,  ne 
puisse  ouvrer  du  dit  mestier  chiez  marchant  ne  chiez  bourgois  ne  chiea 
autres,  quel  que  il  soit,  se  ce  n'est  cbiez  mestre  du  mestier  ou  se  ce 
n'est  k  trös  noble  prince,  auquel  il  soit  du  tout  par  especial.  L.dJM. 
Tit.  40  Art.  6. 

^  Derechief  il  est  orden^  que  nuls  ne  nule  ne  puisse  aler  ouvrer  en 
la  meson  de  nul  autre  cj^ui  ne  seit  du  mestier  pour  ce  que  belle  chose 
n'est  pas  que  ouvriers  aillient  cbiez  ceuls  qui  riens  ne  sevent  de  mestier; 
et  en  vient  tel  inconvenient  que  quant  li  mestres  ont  convenant  k  riches 
bomes  de  fere  leur  oeuvre  il  ne  pevent  trouver  leur  ouvriers  por  ce 
qu'il  euyrent  ailleurs  que  cbiez  ceuls  qui  sevent  du  mestier.  M^t  2 
S.  167  Art.  10. 

^  Die  bier  bezeichnete  Produktionsform  ist  selbstverständlicherweise 
aucb  dann  als  unzünftig  zu  betrachten,  wenn  der  Wiederverkäufer  oder 
Händler  die  Arbeit  etwa  durch  zünftiff  gelernte  Gesellen  ausführen  läCst, 
da  es  an  der  zünftigen  Ordnung  und  Aufsicht  fehlt.  Anders  liegt  das 
Verhältnis  bei  den  späteren  (der  Neuzeit  angehörenden)  Versnchen  der 
Rurzwarenhändler  fMerciers),  die  Gegenstände  ihres  Vertriebs  durch  fOr 
sie  arbeitende  Gesellen  und  Kleinmeister  anfertigen  zu  lassen.  Es  kam 
hierüber  zu  heftigen  Kämpfen  zwischen  den  Kurzwarengrossisten,  die  ihre 
eigene  zünftige  Ordnung  und  Warenschau  hatten,  einerseits,  und  den 
Handwerkerzünften  andererseits.    S.  auch  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  3.  Kap. 

^  Nus  du  mestier  ne  puet  ne  ne  doit  (soi)  alouer  k  home  qui  ne 
soit  du  mestier,  pour  faire  chose  qui  apartiegne  au  mestier.  Li.d.M. 
Tit.  17  Art.  7.  rninalo 
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macher^,  Gürtler^,  MessiDgscheidenmacher ^  und  die  Seidentuch- 
weberinnen^  in  Paris   den  Arbeitern  schlechthin,   sich  an  einen 
ZunMremden  za   verdingen.     Die  Lampenschmiede  untersagen 
jede  Arbeit  aufserhalb  der  Werkstatt,   ausgenommen  bei  einem 
Bürger  für  dessen  Hausbedarf*.    Andere  Zünfte  dagegen  rechnen 
mit  der  Arbeit  bei  Zunftfremden  und  suchen  sie  nur  mittelbar 
zu   beeinflussen.     So    bestimmen    die   Hosenstricker,    dafs   der 
Handwerker,   der  für  Fremde  arbeiten   wolle,   sich  durch  Eid- 
schwur   auf   Beobachtung    des    Handwerksbrauchs    verpflichten 
müsse  ^.     Die  Gürtelbeschlfiger  begnügen  sich  dagegen   mit  der 
Ermahnung,  kein  Geselle  solle  ftlr  einen  Zunftfiremden  arbeiten, 
so  lange  er  bei  einem  zünftigen  Meister  Beschäftigung  finde  ^.  — 
Es   ist   bezeichnend  ftlr  die  Stellung  des  Zunftwesens   im 
dreizehnten  Jahrhundert,   dafs  die  Zunft  sich   durch  die  Haus- 
bedarfsarbeit und  insbesondere  durch  die  Arbeit  ftir  Zunftfremde 
weit  mehr  beeinträchtigt  fühlte,   als  durch  die  dritte  der  hier 
hervorgehobenen  Formen ;  es  ist  der  selbständige  Gewerbebetrieb 
unztinftiger    Handwerker.      Diese    spätere    Hauptform    der    un- 
zünftigen Arbeit  machte  sich  damals  nach  aulsen  hin  wenig  be- 
merkbar.    Die  Vorteile  des  Zunftverbandes,  der  Gewinn  an  Recht 
und  Ansehen  ftlr  den  zünftigen  Meister  waren  zu  jener  Zeit  so 
grofs,  dafs  die  Zunft  im  allgemeinen  damals  keinen  Zwang  aus- 
übte, um  die  ihr  Fembleibenden  in  den  Verband  zu  ziehen.    Nur 
in   bestimmten,   örtlich   begründeten  Fällen   wurde   ein  Beitritts- 
zwang,  genauer  gesagt  Beitragszwang,   dessen  Bedeutung  nicht 
auf  gewerblichem  Gebiete  lag,   ausgeübt^.     In   der  Regel  liefs 
man   die    Unzünftigen   damals   gewähren.     Die  spätere  Haupt- 
ursache der  Unzünftigkeit,  die  Erschwerung  der  Meisterauftiahme 
war  noch  nicht  vorhanden.    Dem  be&higten  und  gut  beleumun- 


^  Nas  Boatonnier  ne  se  puet  alouer  k  nul  home  qui  ne  Boit  de 
mestier  de  boutonnerie.    L.d.M.  Tit.  72  Art.  9. 

*  Nqs  vall^  corroiers  ne  Be  puet  alouer  k  nul  home  se  il  n'est  Cor- 
roicrs.    L.d.M.  Tit.  87  Art  34. 

>  NuB  yaUöe  da  mestier  devant  dit  ne  puet  ne  ne  doit  ouvrer  k  Paris 
du  mestier  devant  dit  entour  autre  menestereul  aue  da  mestier  desas  de- 
vis^,  qaar  ansi  aprendroit  ii  lo  mestier  desus  dit  4  plus  de  aprentis  que  11 
ne  puet  ne  ne  doit  £ure  par  droit.    L.d.M.  Tit  66  Art.  11. 

*  Qae  nale  ne  poisse  ouvrer  chiez  homme  ne  chiez  fanme,  ae  ele  ne 
seC  da  mestier.    L.d.M.  Tit  44  Art  6. 

^  Qae  Buls  ne  voise  ouvrer  hors  des  ouvrouers  dadit  mestier,  se  ce 
n'est  SOS  aacane  boargoie  pour  8a  neceasit^.    L.d.M.  Tit  45  Art  6. 

*  Quiconaaes  veult  oovrer  k  autre  que  k  soi  oa  dit  mestier  de 
Braalerie  de  m,  11  doit  faire  serement;  et  doit  II  s.  au  Roy  et  XII  d.  ans 
meatres,  avant  qa'il  oevre.  L.d.M.  Tit  89  Art.  8  (das  Meistergeld  betriigt 
30  8ob)L  Der  Gedankengang  ist  bei  dieser  Vorschrift  der  gleiche,  wie  l^ 
den  TalRÜchtziehem  (s.  oben);  es  soll  die  Anfertigung  von  schlechter 
Ware  (Falschwerk)  nach  Mös^lichkeit  vorhütet  werden. 

"^  II  est  ord^n6  et  acora6  que  nule  persone  dadit  mestier  ne  paist 
ouvrer  entor  home  estrange,  tant  comme  u  pulst  trouver  k  ouvrer  entour 
home  du  mestier.    L.d.M.  Tit  25  Art  13. 

»  Vgl  Mag.  a.  Frat.  S.  177,  insbes.  S.  188  u.  193.  ^  . 
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deten  Handwerker  war  der  Zunftverband  leicht  zugänglich;  die 
Lasten  waren  noch  gering.  Die  UnzUnftigen  waren  deshalb  zu 
jener  Zeit  meist  die  ärmeren  Handwerker,  denen  die  Mittel  zum 
Betrieb  einer  eigenen  Werkstatt,  eines  offenen  Ladens,  und  zur 
Ausbildung  von  Jjehrlingen^  fehlten. 

1. 1  Nur  selten  finden  sich  deshalb  in  jener  Zeit  Bestimmungen, 
die  unmittelbar  darauf  abzielen,  den  Unzünftigen  ihr  Gewerbe  zu 
erschweren  oder  gänzlich  zu  verbieten.  Im  Livre  des  Mötiers  sind 
nur  zwei  hierher  gehörende  Vorschriften  enthalten.  Die  Töpfer 
verbieten  den  zünftigen  Meistern,  einen  Gesellen  zu  beschäftigen, 
der  selber  ein  Töpferrad  in  seinem  Hause  hat,  oder  irdene  Waren, 
die  ein  solcher  Geselle  in  seinem  Hause  angefertigt  hat,  in  eines 
Meisters  Ofen  zu  brennen^.  Die  Schneider,  die  stets  besonders 
viel  unter  der  Pfuscharbeit  zu  leiden  hatten,  untersagen  schon 
damals  jedem,  der  nicht  einen  offenen  Laden  hält,  insbesondere 
den  insgeheim  arbeitenden  fremden  Gesellen,  das  Zuschneiden 
wollener  Kleidungsstücke ;  sie  berufen  sich  hierbei  auf  die  grofse 
Unehre  und  den  vielfachen  Tadel,  die  w^en  der  Pfuscher^  auf 
ihiC  Gewerbe  gefallen  waren  ^.  Im  übrigen  übte  man  gegenüber 
den  Armen  vom  Handwerk,  den  povres  du  mestier,  damaS  gerne 
Nachsicht  Bezeichnend  ist  hierftlr  eine  Bestimmung  im  Statut  der 
Pariser  Waffenschmiede  von  1296.  Die  Waffenschmiede  erlassen 
in  ihrem  Statut  ein  allgemeines  Hausierverbot  für  die  zünftigen 
Meister;  den  „armen  Handwerkern  dag^en,  die  in  den  ent- 
legenen Strafsen  wohnen  und  nicht  in  eigener  Werkstatt  verkaufen 
können^,  soll  gestattet  sein,  mit  den  von  ihnen  selbst  gefertigten 
Waren  hausieren  zu  gehen  ^. 

1  S.  oben  S.  30. 

^  Nul  mestre  ne  doit  metre  ouvrier  ea  euvre  qui  (ait)  roe  en  sa 
meeon;  ne  si  ne  doit  cuire  nul  poz  ^ue  (icelai)  ouvrier  face  en  sa  meson, 
c'est  4  savoir  an  la  meson  de  1  oavner,  qua  le  mestre  ne  doie  V  8.  au  Roi. 
L.d.M.  Tit.  74  Art.  12. 

'  Nu8  ne  puet  taillier  robea  langes  dedenz  la  vile  de  Paris,  &i  ne 
tient  ostel  et  estabüe  levöe  dedenz  la  vile  comme  mestres  ^  et  se  ü  le  fet, 
il  sera  ä  V  s.  de  parisis  d'amende  au  Roy  toutes  las  foiz  qu'Ü  en  sera 
repris.  Et  ee  ont  orden^  li  preud^onme  du  mestier,  ponr  les  estranges 
▼arlez  qui  vienent  k  Paris  et  taillent  robes  es  ostieus  et  ailleurs  en  recoi : 
si  que  li  mestre  en  oat  srant  honte  et  grant  reprouche  de  la  mestaille 
qne  il  ont  feite  aucune  foiz.    L.d.M.  Tit.  56  Art.  4. 

^  Qne  nul  ne  puisse  desorm^s  comporter,  par  la  Ville  de  Paris, 
armeures,  quelies  que  il  seien t,  se  ne  sont  les  p3vres  don  mestier  qui  de- 
morent  ös  rues  foraines,  qui  ne  les  puent  vendre  en  leura  hostielx,  et  que 
il  jurent  sur  sainz  que  il  sont  fetes  en  leur  maisons  propres,  et  fetes  et 
appareill^es  de  leur  malus.    M6t  II  S.  818  Art  11. 
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Zweites  Kapitel. 

Abgaben  und  Gebührend 


Die  von  den  Gewerbetreibenden  aufeubringenden  Abgaben 
scheiden  sich  in  allgemeine,  die  jeder  Pflichtige  ohne  Rüclsicht 
auf  seinen  Beruf  zu  zahlen  hat,  und  in  besondere,  die  nur  bei 
berufsmäfsiger  Ausübung  des  Gewerbes  zu  entrichten  sind. 

Von  den  allgemeinen  Abgaben  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
berühren  den  Gewerbebetrieb  mittelbar  oder  unmittelbar  die- 
jenigen, die  auf  den  Verkehr  überhaupt  und  auf  den  Umsatz  der 
V  erkehrsgüter  gelegt  sind.  Obwohl  das  allgemeine  Besteuerungs- 
System  streng  genommen  unserem  Gebiet  nicht  angehört,  so 
besteht  doch  ein  enger  materieller  Zusammenhang  hinsichtlich  der 
Yerkehrsabgaben ,  und  eine  Schilderung  derselben  erscheint  hier 
angezeigt.  Hierfür  genügt  indes  nicht  eine  einfache  Aufzählung 
und  Nennung  von  Zollrechten.  Bei  dem  Charakter  der  mittel- 
alterlichen Besteuerung  ist  es  vielmehr  notwendig,  ein  örtlich 
vollständig  geschlossenes  Bild  der  teils  sich  ergänzenden,  teils 
kumulierenden  Abgaben  und  der  E>hebungsgrunasätze  zu  geben. 
Zar  genaueren  Besprechung  benutze  ich  an  erster  Stelle  die 
Au&eichnungen  des  Livre  des  Metiers,  dessen  Berichte  die  um- 
fassendsten sind,  aber  gleichwohl  noch  keine  systematische  Dar- 
stellung gefunden  haben. 

Den  Verkehrsabgaben  ist  der  zweite  Teil  des  Livre  des 
Moders,  31  Titel  enthaltend,  vollständig  gewidmet  Auch  die 
einzelnen  Statuten  des  ersten  Teils  sind  mehrfach  heranzuziehen. 
Die  Abgaben  zerfallen  in  I.  Wegegelder,  IL  Zölle,  III.  Markt- 
gebühren. 

L  Das  Wegegeld  (Chauciä)  ist  neben  den  Marktgebühren 
die  einzige  Abgabe,  me  im  Livre  des  Metiers  nicht  schlechthin  durch 
ein  Recht,  sondern  durch  eine  sichtbare  Gegenleistung  begründet 
wird.    Das  Geld  wird  nach  Titel  I  Art.  1  erhoben,  um  die  Wege 

'  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Leipzig 
1886,  II.  Teil;  Waitz,  Deatsche  Verfassungsgeschichte,  Kiel  1878,  Band  8 
S.  216  ff.;  Pastoret;  Vuitry,  Reg.  fin.;  Geering;  Mayer,  Zoll; 
Schroeder,  D.R.G. 
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und  die  Brücken  innerhalb  der  Pariser  Bannmeile  in  Stand  m 
halten  ^.  Die  Erhebungsvorschriften  des  Titels  sind  einfach,  weil 
die  Gebühr  nicht  nach  der  Warenmenge,  sondern  nur  nach  der 
Art  des  Transportes  angesetzt  wird  ^.  Obwohl  der  Tarif  in  seinea 
36  Artikeln  zahlreiche  Gegenstände  einzeln  aufRlhrt,  so  bestehen 
doch  nur  zwei  Tarifsätze,  die  jeweils  gelten  für  einen  vierräderigen 
Wagen,  fUr  eine  zweiräderige  Karre  und  für  die  von  einem 
Pferde  getragene  Last.  Der  niedrigere  Satz  beträgt  zwei  Denare 
für  den  Wagen,  einen  Denar  für  die  Karre,  einen  Obolus  für  die 
Pferdelast;  der  höhere  Satz  vier  Denare  flir  den  Wagen,  zwei 
für  die  Karre  und  gleichfalls  einen  Obolus  flir  die  Pf^elast. 

Das  Wegegeld  ist  lediglich  von  den  Fremden  zu  zahlen. 
Der  Pariser  Bürger  ist  frei^.  Von  der  Zahlung  befreit  sind 
femer  die  geistlichen  und  adeligen  Herren  Air  jeden  Transport 
von  Gegenständen  ihres  eigenen  Hausbedarfs  oder  von  Erzeug- 
nissen ihres  eigenen  Wachstums,  jedoch  nicht  für  Handelsgut^. 
Daneben  gewährt  der  Tarif  einige  sachlichen  Einzelbefreiungen^ 
nämlich  flir  Geflügel,  flir  Töpfermle,  Ziegel,  Steine,  Weinbergs- 
pfähle und  Mühlenabgänge  ^. 

Mit  dem  niedrigeren  Satz  von  zwei  Denaren  bezw.  einem 
Denar  werden  aufgeflihrt  von  Erzeugnissen  der  Landwirtschaft 
Eier,  Früchte,  Getreide,  Heu,  Gemüse,  Käse,  Wein,  ungewaschene 
Wolle«.  Der  gleiche  Satz  gilt  flir  Fässer,  Mühl-  und  Schleif- 
steine und  Glaswaren  ^.  Die  Gemüsebauern  haben  das  Wegegeld 
nur  einmal  wöchentlich  zu  zahlen®.  Ein  Tragekorb  Glaswaren 
geht  frei  ein.  Dem  höheren  Satz  von  vier  bezw.  zwei  Denaren 
unterliegen  gewaschene  Wolle,  Farbstoffe,  Färberpottasche,  Tuch, 

^  Les  queles  chaucies  sunt  ^rises  et  demand^es  par  la  reaon  de  fere 
aparellier  les  chaacies,  les  chemins,  les  pons  et  les  pasagee  dedens  la 
banliue  de  Paris.    L.d.M.  II  Tit.  I  Art  1. 

«  Art  2,  3  und  4. 

*  Wenn  dagegen  ein  Pariser  Bürger  für  seine  Rechnung  einen  aas- 
würtigen  Fuhrmann  mit  fremdem  Fuhrwerk  beschäftigt,  so  ist  das  Wege- 
geld zu  zahlen.  Nus  bourffois  de  Paris  ne  doit  riens  de  chaucie  se  ce 
n'est  de  moust  del  quel  la  charrette  doit  chascun  jour  que  ele  meine  monst 
I  d.  sanz  plus  jusques  k  la  Saint  Martin  d'yver  se  la  charete  est  ä  home 
qui  ne  soit  residens  k  Paris,  ja  tant  de  foys  n*ira  le  jour.  Et  se  la 
charrete  et  le  vin  est  de  Paris,  il  ne  doit  riens  de  chaucie.  Art  24.  In 
der  Ausgabe  von  Lespinasse  ist  hinter  yver  ein  Strichpunkt  gesetzt,  wo- 
durch die  Bestimmung  unverständlich  wird. 

^  Chevalier  escuier  prestre  clerc  ne  nulle  maniere  de  gent  de  religion 
ne  doivent  rien  de  chaucie  de  chose  que  il  mainent  ne  ameinent  por  que 
il  voillent  fiancier  que  ce  soit  k  leur  user  ou  que  il  soit  crut  en  leur 
possessions  ou  en  leur  propriet^  ou  que  il  viegnent  de  leur  bestes.  Art  29. 
Vgl.  Beaumanoir  I  8.  434. 

*  Art.  5,  19,  20  und  28.  Auch  wird  mitunter  bei  dem  niedrigeren 
Satz  die  Pferdelast  freigelassen.    S.  folgende  Anm. 

*  Art  6,  7,  9,  10,  11,  12,  13,  17,  19  und  35;  femer  allgemein  Ar 
kleine  Stadtkarren  Art  34.  Bei  Eiern  und  bei  Frachten,  ausgenommen 
Kastanien  und  Nüsse,  ist  die  Pferdelast  frei. 

'  Art.  13  und  25. 
«  Art  11. 
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Leder,  Hanf,  Lein;  ferner  Eisen,  Blei  und  alle  anderen  nicht 
genannten  Metalle^.  Der  Hausrat  eines  Zuziehenden  zahlt  einen 
Denar,  wenn  der  Besitzer  schwört,  dafs  er  kein  Handelsgut  ^  mit- 
fuhrt Die  von  Hause  mitgenommene  Aussteuer  einer  aus  Paris 
wegziehenden  Braut  ist  frei;  sind  aber  die  Sachen  von  aufserhalb 
beschafft,  so  ist  Wegegeld  zu  entrichten^.  Waren,  die  durch 
Paris  durchgeführt  werden,  zahlen  das  W^egeld  gleich  den  ein- 
geführten^. Die  Waren,  die  der  nach  Paris  zu  Markte  ziehende 
Fremde  dort  etwa  eingekauft  hat,  kann  er  frei  zurückfuhren, 
wenn  er  beeidet,  dais  er  die  Sachen  zum  eigenen  Gebrauch  und 
nicht  zu  Handelszwecken  erworben  hat*^. 

U.  Zölle.  Unter  den  Zöllen  fasse  ich  diejen^en  Verkehrs- 
abgaben zusammen,  die  lediglich  von  der  Bewegung  der  Verkehrs- 
güter innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  erhoben  werden,  ohne 
dafs  hiefiir  eine  sichtbare  Gegenleistung  durch  Benutzung  all- 
gemdner  Anstalten  und  Einrichtungen  gewährt  wird.  An  solchen 
Abgaben  werden  im  Livre  des  Metiers  die  folgenden  genannt: 
l.  P^age;  2.  Liage  et  Monte  de  la  Marne;  3.  Rivage;  4.  Chante- 
läge;  5.  Rouage;  6.  Botage;  7.  Gonduit;  8.  Tonlieu. 

1.  Die  Erhebung  des  P^age^  fand  am  Petit -pont  statt, 
der  Brücke,  die  im  Süden  von  Paris  über  die  Seine  führte.  Der 
Zoll  hat  einen  klassifizierten  Tarif  von  97  Artikeln,  die  den 
Titel  II  des  zweiten  Buches  Livre  des  Metiers  bilden. 

Der  Zollzahlung  unterworfen  ist  der  Fremde,  der  Waren  in 
Paris  einführt  oder  durchführt.  Für  den  Zoll  besteht  nach  dem 
livre  des  Metiers  nicht  die  Bringpflicht ,  sondern  die  Holpflicht ; 
der  Zöllner  ist  zur  Abforderung  des  Zolls  verpflichtet.  Hat  der 
Fremde  das  Weichbild  ohne  Zollzahlung  verlassen,  so  ist  er  frei 
von  Strafe,  wenn  er  Gutgläubigkeit  beschwört.  Eine  Verhaftung 
wc^en  unterlassener  Zahlung  darf  der  Zöllner  erst  vornehmen, 
wenn  der  Pflichtige  die  Weichbildsgrenze  überschritten  hat"^. 
Der  Zöllner  ist  im  übrigen  zur  Pfkndung  wegen  seiner  Zoll- 
forderung berechtigt^. 


1  Art.  13,  18,  21,  26  und  27.  Im  Art.  13  ist  die  Pferdelast  versehent- 
lich zu  einem  Denar  anstatt  zu  I  Ob.  tarifiert;  vgl.  Art.  3. 

*  Wegen  des  Ausdrucks  Handelsgut  s.  unten  S.  56  Anm.  1. 
»  Art.  30  und  32. 

*  Art  23. 

*  Art  8,  15  und  33.  Die  Koni.  Neis  im  Art.  15  ist  wohl  nicht  als 
Verneinung,  sondern  (wie  auch  bei  Nus  häufig  der  Fall;  s.  Statuten  des 
L.d.M.  und  Vaterl.  A.)  aJs  Verstärkung  gebraucht   V^l.  L.d.M.  Glossaire. 

*  Depping.  L.d. M.  £inl.;  Ducange  v.  Pedagium. 

^  Et  aachiS  que  quant  il  Tara  demand^  au  marcheant  au  pont,  ne 
les  doit  arrester  li  paagiers  se  il  enportent  son  paage  devant  ce  qae  il 
Boient  iasu  de  la  banline;  donques  les  puet  il  arrester.  Et  se  li  marchant 
s'en  passent  outre  k  tout  le  paage,  si  qae  le  paagiers  ne  leur  ait  demand^, 
qnites  en  doit  estre,  se  il  veut  jurer  qae  il  ne  seust  qu'il  deast  paage,  et 
son  paia^e  rendre.    L.  d.  M.  II  Tit  2  Art  1. 

B  Li  paagiers  doit  retenir  les  homes  et  les  fames  qui  doivent  paiage 
tant  qu'il  ait  gageou  argent    Art.  2. 


Forschungen  XVII  2.  —  Eberstadt. 
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Die  AuffasBuog  des  Livre  des  Metiers  steht  hier  in  einem 
offenen  und  bemerkenswerten  Widerspruch  mit  der  Meinung 
Beaumanoirs.  Beaumanoir  behandelt  die  Zoilzahlung  entschieden 
als  Bringpflicht  und  schliefst  ausdrücklich  die  Gutg&ubigkeit  als 
Entschuldigungsgrund  aus^  Wer  Handelsgut  fUhrt,  der  soll  sich 
über  die  Abgaben  des  Ortes  vergewissem.  Das  Livre  des  Metiers 
dagegen  verzeichnet  auch  in  seinem  ersten  Teil  beim  Tonliea, 
dafs  der  Zoll  nur  bei  Abforderung  zu  zahlen  ist^.  Die  Auf- 
zeichnungen des  Livre  des  Metiers  befinden  sich,  wie  noch  hervor- 
gehoben sein  mag ,  in  Übereinstimmung  mit  einer  Vorschrift  der 
Etablissements  de  Saint-Louis^. 

Der  Bürger  und  Einwohner  von  Paris  ist  von  dem  P&ge 
befreit  und  zwar  für  die  Gegenstände  seines  Hausbedarfs  und 
seines  eigenen  Wachstums  unbedingt;  fllr  Handelsgut,  sofern  er 
Brücke  und  Zollstelle  nicht  überschreitet^.  Persönliche  Be- 
fireiungen  für  Fremde  bestanden  in  erheblicher  Zahl,  teils  auf 
Grund  anderweiter  Leistungen  der  Pflichtigen,  teils  infolge  könig- 
licher Begnadigung.  Die  Einwohner  von  Bagneux  waren  frei  für 
Hausbedarf  und  eigenes  Wachstum,  jedoch  nicht  für  Handelsgut, 
wegen  einer  dem  König  geschuldeten  Abgabe  an  Hafer  und 
Wein.  Die  Einwohner  von  La  Fert^-Baudouin  waren  von  allem 
Zoll  frei,  „weil  sie  ihre  feste  Stadt  dem  dicken  König  (Ludwig  VL, 
im  Jahre  1108)  übergeben  hatten"  ^.  Eine  Anzahl  anderer  Städte, 
sowie  einige  Abteien  besitzen  eine  gnadenweise  oder  gegen  feste 


*  Et  ß'il  disoit:  „Je  n'en  quit  (von  cuider,  croire)  point  devoir  de 
travcrs"  il  renonce  au  serement,  car  ses  quidiers  De  1  escuse  point 
da  meffet.  Car  Qascans  qui  mainne  marceandise  doit  enquerre  les  coustames 
des  liex  par  \k  u  U  passe  si  que  il  pulst  paier  ce  qu'il  doit  sans  empörter 
les  drois  du  segneur.    Beaumanoir  I  S.  434,   Art  68.    £t  ce  que  j'ai 

dit  des  travers,  j'entent  de  toutes  manieres  de  paiages  et  de  tonlix 

fers  en  tant  que  qui  empörte  travers  et  en  est  atains,  Tarnende  est  de 
LX  8.  et  du  travers  rendre;  et  qui  empörte  son  tonUn  ou  se  cauchid, 
Tamende  est  de  V  s.    Art  69. 

'  Ce  tonlieu  devant  dit  n'est  pas  tenus  11  vendeur  de  recevoir  ne  de 
demauder  k  l'achateur  se  il  ne  leur  piaist ;  ne  le  sien  meesme  ne  doit  il 
paier  se  on  ne  leur  demande,  ne  amande  nule  n'en  doivent  de  fourceler 
(verheimlichen;  s.  Ducange  v.  foiiscelatus)  en  autrui  terre  que  en  la 
terre  lou  Roy.    L.  d.  M.  I  Tit  50  Art  41. 

^  Et  se  il  dit  en  teil  maniere:  „sire,  je  ne  savoie  mie  ^ue  je  deusse 
ici  en  droit  point  de  paage;  et  en  ferai  ce  que  je  devrai^,  si  le  puet  Ten 
esgarder  que  s'il  ose  jurer  sor  sainz  que  il  ne  savoit  qu'il  i  anst  point  de 
paage  11  en  fera  le  gage  de  sa  loi  et  rendra  le  paage;  et  o  itant  en  sera 
quites.    Buch  1  §  149,  Ausg.  Paul  Viollet,  Band  2  S.  284. 

*  Sacbent  tuit  que  hom  qui  est  estagiers  k  Paris  ne  doit  point  de 
paiage  de  chose  qui  soit  ä  son  usage,  ne  de  nule  marchandise  se  il  ne 
passe  le  pont.  L.  d.  M.  II  Tit.  2  Art  3.  Ebenso  Art  34.  Eine  Ausnahme 
oestand  nir  Wein  nach  Martini:  Se  il  achete  pour  revendre  de  la  Saint 
Martin  d'jver  en  avant  il  donra  de  la  charret^e  II  d.  comme  autre 
marcheant    Art  26. 

^  Cil  de  la  Fert^  ani  sunt  estagier  de  la  vile  si  sunt  quite  de  tonte 
marchandise  por  ce  qu'ii  rendirent  la  vile  au  Gros  Roy.    Art.  53. 
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Abgaben  gewährte  Zollfreiheit,  someist  nur  für  Wirtschaftsgat, 
mitanter  auch  fbr  alles  Handelsgat  ^. 

Befreit  war  femer  jede  Handelsfraa,  die  ihre  Traglast  auf 
dem  Rücken  trag  oder  ihre  Karre  selber  sog,  krä  eines 
Privil^B,  das  König  Philipp  ü.  Augustus  erteilt  hatte,  als  er 
das  Kreuz  nahm^.  E2m  anderer  königlicher  Erlals  hatte  Gtott 
sa  Liebe  iiir  jedermann  den  Zoll  flLr  eine  Traglast  Früchte 
freigegeben^.  Kirchliche  Bruderschaften  und  fromme  Stiftungen 
waren  von  jedem  Zoll  befreit^. 

Die  Anzahl  der  sachlichen  Befreiungen  ist  dagegen  hier  sehr 
gering.  Gänzlich  frei  ftlr  Einfuhr  und  Durchfimr  waren  Eier 
und  Geflügel^,  sowie  Hanfgarn  und  Erlenrinde ^.  Das  in  Paris 
gdiandelte  (gekaufte  oder  verkaufte)  Getreide  war  fi^  vom  P^age : 
wurde  das  Getreide  indes  nur  durchgeftlhrt,  so  zahlte  es  einen  Zoll 
von  zwei  d.  ftlr  die  Karre,  einem  d.  ftir  die  P£erdelast  und  einem 
Obolus  für  die  Eselslast  ^.  Wein  konnte  von  der  Weinlese  bis 
Martini  fr^  eingeführt  werden;  wurde  er^wieder  ausgeftihrt,  so 
waren  von  der  Karre  zwei  D^iare  zu  zahlen.  Nach  Martini 
war  auch  die  Einftihr  des  Weines  zollpflichtig^.  Der  Korb  eines 
EjrämeiB  war  frei,  jedoch  durfte  der  Zöllner  ftlr  seinen  eigenen 
Gehrauch,  aber  nicht  zur  Weitergabe,  dem  Korbe  eine  Nadel 
und  ein  Band  entnehmen^.  Femer  ging  Kohle  fi«i  ein;  doch 
konnte  der  Zöllner  beanspruchen,  dafs  ihm  von  der  Ladung  ein 
Sack  vier  Denare  unter  dem  Marktpreis  abgelassen  werde  ^^. 

^  Sainte  -  Geneviöve,  Saint -Germain- des -Pr^  (für  WiitschaftBffat); 
Höret- sur-Loine,  Melun,  Corbeil,  Saint- L^er-en-Yvelines  (ganz  frei); 
Bonrg-la-Beine  ^r  Wirtscbaftsgut)  u.  a.  m.    Art.  50  bis  56. 

'  Ne  fiame  marchande  de  vile  ou  d'ailleurs  se  ele  porte  a  son  col 
cm  tret  k  charrete,  ne  doit  noient  de  paage  qni  que  ele  seit,  quar  li  rois 
Felippes  le  pardona  le  jour  qu'il  ala  oatremer  (A.  1180).    Art.  15. 

"  De  touz  frnis  k  col  pardona  li  rois  Loys  poar  amour  Dien  k  touz 
joiB.  Art  32.  Welcher  König  Ludwig  gemeint  ist,  wird  nicht  näher 
ffesagt  —  Erwähnenswert  ist  noch  der  Art  44:  „Wer  Afien  zu  Markte 
oiingt,  sie  zo  verkaufen,  der  zahlt  4  Denaren.  Wenn  aber  der  AÄb 
einem  Gaakler  gehört,  tanzen  soll  der  ihn  lassen  vor  dem  Zöllner,  und 
dafür  soll  er  frei  sein  von  dem  Zoll.  Und  femer,  der  Bänkelsänger  soll 
frei  ausgehen  für  einen  Vers  seines  Liedes. '^  Ein  ganzes  Kultorbild 
zeichnet  sich  in  diesen  verschiedenen  Befreiungen. 

^  Char  de  confraerie  ne  d'asmone  ne  doivent  noiant  Art.  78.  Es 
ist  hier  hl  £.  nicht  (mit  Lespinasse  S.  241  Anm.  1)  chair  »=  Fleisch  zu 
lesen,  sondern  Char  «==  Wagen.  Die  Bruderschaften  und  Stiftungen  hatten 
Ton  ihren  Äckern  und  Wiesen  und  auch  sonst  häufig  Fuhren  zu  machen. 
Der  Ausdruck  char  ^  Fleisch  kommt  übrigens  in  dem  ganzen  Tarif  nicht  vor. 

^  Art  43. 

«  Art.  13  und  21. 

**  B16  que  Ten  achete  ä  Paris  ou  vent  si  ne  doit  point  de  paiage. 
Art.  66.  Bles  qui  est  achetez  dehors  Paris  et  passe  par  Paris  si  doit 
n  d.  la  charrete,  li  somiers  I  d.,  Tasne  obole.    Art  71. 

8  Art  25. 

®  Panier  ä  mercier  noiant,  fors  tant  que  le  paagier  puet  prendre 
I  agnille  ou  I  atache  de  poitevine  ä  son  oes;  mes  pour  donner  ä  autre 
ne  puet  il  mie  prendre.    Art  89. 
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Für  die  schlechthin  Eollpflichtigen  Waren  kennt  der  P^age- 
tarif  folgende  Einheiten:  Stück ^  Ballen,  Hohlmafse,  Karre, 
Pferdelast,  Eselslast,  Tradast.  Die  Stücksfttze  sind  verschieden ; 
für  Starre,  Pferdelast,  Eiselslast  ist  der  niedrigere  Satz  zwei  Denare 
bezw.  ein  Denar  und  ein  Obolus,  der  höhere  vier  Denare  bezw. 
zwei  Denare  und  ein  Denar.  Nach  dem  Stück  werden  berechnet 
Mäntel  und  seidene  Tücher,  Küchenkessel.  Für  Ochsen  und  Pferde 
ist  ein  Denar,  für  einen  Stier,  eine  Kuh,  ein  Schwein  ein  Obolus, 
flir  ein  Lamm  eine  Poitevine^  zu  zahlen.  Kein  Tier  ist  zu  ver- 
zollen, bevor  es  jährig  ist,  Schweine  ausgenommen^. 

Für  Korduanleder  waren  für  einen  geschnürten  Ballen,  gleich- 
viel welcher  Gröfse,  oder  für  eine  Karre  vier  Denaren^,  flir 
Schaf leder  die  Hälfte  zu  entrichten^.  Ein  Ballen  Rindleder  bis 
zu  zwanzig  Stücken  zahlte  einen  Denar,  Hirschleder  zwei  Denare^. 
Mühlsteine,  die  auf  dem  Landwege  ankamen, .  wurden  nach  dem 
Stück,  auf  dem  Wasserwege  nach  der  Schiffslast  verzollt^,  öl 
und  Honig  hatten  ihren  Tarif  sowohl  nach  dem  Modius,  wie 
nach  der  Pferdelast  '^,  Zu  dem  gerin^ren  Satz  von  zwei  Denaren 
für  die  Karre  gingen  ein:  Brod,  gesalzene  Seefische,  Hanf,  Hanf- 
seile, Farbstofie,  Pottasche^.  Den  höheren  Satz  von  vier  Denaren 
zahlten  frische  Seefische,  Wollgarn,  Elrapp,  Krämerwaren,  Wacha, 
Sämereien,  Stahl.  Für  Pfeffer,  gleichviel  welcher  Menge,  waren 
vier  Denare  zu  entrichten^. 

Zu  bemerken  ist,  dais  bei  dem  P&ige  die  unter  der  tarif- 
mäfsigen  Einheit  begriffene  Warenmenge  sich  auf  mehrere  Eigen- 
tümer verteilen  durfte,  wenn  diese  sich  zu  einem  Oeschäft  auf 
gemeinsame  Rechnung  ^^  verbunden  hatten.  Der  Tarif  bestimmt 
bei  Korduan,  Trödelware  und  Kramware,  dafs  für  eine  Karre, 
deren  Inhalt  mehreren  Handelsleuten  gehört,  nur  der  ein&che 
Zoll  zu  zahlen  ist,  falls  die  Eigentümer  geloben,  dals  sie  gldch- 
mäfsig  an  dem  Gewinn  aus  der  Ware  beteiligt  sind^^ 

2.  Das  Liage  und  die  Monte  de  la  Marne  sindWein- 
Ausfiihrzölle,  die  von  dem  Verkehr  auf  dem  Wasserweg  erhoben 
wurden.    Das  liage  war  zu  entrichten  von  den  Sdiiffen,  die 


^  Kleinste  Münze,  Heller. 
«  Art.  18. 
»  Art  7. 

*  Art.  8. 
»  Art  10. 

•  Art  88. 

'  Art.  80  und  81. 

8  Art  37,  14,  21,  22,  23,  20,  47. 

»  Art.  21. 

^^  S.  unten  3.  Kap. 

^^  Se  il  i  a  troosiaas  entreli^  II  ne  III  ne  IUI  qtii  seien t  ä  home 
d'une  compaignie  por  qu*U  soient  ä  nne  gaaigne,  si  sant  qoite  ponr  an 
aquit  Et  se  ii  i  en  a  plaine  one  charrete,  por  qall  soient  liet  d'nne 
corde,  ne  donra  que  IUI  d.  a  quelque  gent  qne  ce  seit,  neis  s'ii  estoient 
C  compaigDon ;  et  s'il  ne  sont  k  compaignon  a  aqnitera  chascon  sa  chose. 
Art.  7.    Ebenso  Art  12  ond  22. 
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mit  Weinladung  nach  Ck)mpiegne  gingen ,  mit  4  LivreB  5  Sola 
und  6  Denaren,  und  von  den  Schiffen,  die  nach  Bouen  gingen 
mit  45  Sola  und  6  Denaren  ^.  Die  Monte  de  la  Marne  war  von 
jedem  Schiffe  zu  entrichten,  das  mameaufwärts  ging;  der  Tarif 
stand  nicht  fest,  sondern  der  ZöUner  bestimmte  die  Abgabe  in 
jedem  einseben  Fall^. 

3.  Das  Rivage  ist  ein  Uferzoll  geringerer  Bedeutung. 
Persönliche  Befreiungen,  auch  für  die  Pariser  Bürger,  finden  hier 
nicht  statt.  Der  Tarif  ist  einfach,  der  Satz  beträgt  zumeist  nur 
einen  Obolus  für  die  tarifmäfsige  Einheit.  Das  Rivage  war  zu 
zahlen  vom  Wein  mit  einem  Obolus  vom  Fafs,  wenn  der  Wein 
im  Pariser  Hafen^  gekauft  und  nochmals  wenn  er  nach  aufser- 
halb  verschickt  wurde  ^.  Die  nach  Ronen  und  Compiegne  und 
seineaufwftrts  gehenden  Weine  waren  vom  Rivage  befreit,  weil 
sie  die  beiden  vorerwähnten  Abgaben  zahlten^. 

Befreit  waren  Brot,  Getreide  und  inländische  Früchte,  wie 
der  Titel  sagt,  wegen  der  hierfür  am  Markte  zu  entrichtenden 
Abgaben*.  Alle  übrigen  Verkehrsgüter,  die  auf  dem  Wasser- 
wege ein-  und  ausgehen,  zahlen  das  Rivage.  Je  nach  der  Waren- 
gattung wird  für  die  mit  einem  Obolus  belegte  Emheit  ange- 
nommen der  Ballen,  der  Pack,  die  Traglast,  Mannslast,  das  Fafs 
und  dergl.''.  Nach  der  Stückzahl  werden  berechnet  die  £isen- 
bleche;  nach  dem  Gewicht  der  Talg.  Geringe  Mengen  waren 
finei^.  Hausrat  der  An-  und  Abziehenden  zahlt  einen  höheren 
Satz  und  mufs  mit  vier  Denaren  verzollt  werden. 

4.  Das  Chantelage  (Spundgeld)  ist  eine  Abgabe  vom 
Wein,  durch  die  ein  besonderer  V  organg  im  Weinhandel  getroffen 
wird,  nämlich  der  Weiterverkauf  im  Innern  der  Stadt,  also 
wohl  hauptsächlich  Kleinhandel  und  Ausschank.  Wenn  ein  Pariser 
Bürger  in  der  Stadt  selber  Wein  kaufte  und  ihn  daselbst  weiter- 
verkaufte, sei  es  im  kleinen  oder  im  grofsen,  so  zahlte  er  das 
Chantelage.  Wer  das  Bürgerrecht  nicht  hatte,  der  zahlte  beim 
Verkauf  das  Spundgeld  unbedingt,   gleichviel  ob  er  den  Wein 


1  L..  d.  M.  II  Tit.  8  Art.  1,  2,  3. 

*  Art.  4.  Solche  unbestimmten  Abgaben  kommen  im  Liyre  des  Metiers 
öfter  vor,  sowohl  im  ersten  TeU  (besondere  beim  Gewerbekauf),  wie  auch 
im  zweiten  Teil. 

'  Port  de  Gröve,  nach  dem  gleichnamigen,  am  Seineofer  gelegenen 
Platz. 

«  Se  hom  de  Paris  achete  vin  en  Grere  et  11  le  met  en  son  celier 
il  doit  obole  de  rivage;  et  sll  Tenvoie  hors  ou  qa'il  Tenvoit  fore  que 
so  Lendit  si  doit  il  coole  de  rivage.  L.  d.  M.  II  Tit  4  Art.  1.  Ebenso 
Art  2  für  die  von  aoTserhalb  bezogenen  Weine,  Art.  3  für  die  aus- 
wärtigen Käufer. 

*  Art  4  und  6. 

*  Les  qnez  choses  s'aquitent  es  hales  et  el  marcbi^  de  Paris.   Art.  8. 
^  Das  Fafs  för  Ol,  Honig,  Schmalz;   die  Mannslast  (fes  ä  homme) 

för  Eisen,  Kupfer  u.  ähnl.;  der  Pack  für  Kram  waren. 
»  Art  18  nnd  15. 

*  Art  26.  n  ] 
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▼on  draufsen  eingeführt  oder  im  Innern  der  Stadt  gekauft  hatte. 
Das  Chantelage  beträgt  einen  Denar  für  den  Modius^. 

5.  Das  Kouage  ist  eine  besondere  Abgabe  vom  Wein- 
verkauf  in  ganzen  Stücken  und  ist  fiir  eine  bestimmte  Qfiter- 
bewegung  im  Weinhandel  angesetzt.  Der  Pariser  Einwohner 
der  in  Paris  Wein  kauft  und  ihn  nach  aufs  erhalb  verschickt, 
und  der  Fremde,  der  seinen  Wein  nach  Paris  einfhhrt  und 
dort  verkauft,  zahlen  beide  das  Rouage  mit  zwei  Denaren  von 
der  Karre,  vier  Denaren  vom  Wagen  ^.  Der  Fremde  kann  seinen 
Wein  abladen  und  ihn  bei  Unverkäuflichkeit  sofort  wieder  auf- 
laden und  zurückfuhren,  ohne  Rouage  zahlen  zu  müssen;  wenn 
er  aber  den  Wein  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  einlagert,  so 
ist  das  Rouage  unbedingt  zu  zahlen,  gleichviel  ob  alsdann  der 
Wein  verkauft  oder  von  dem  Egentümer  zurückgeführt  wird. 
Neuer  Wein  dagegen  kann  in  der  Zeit  von  der  Weinlese  bis 
Martini  gebührenfrei  sowohl  auf-  und  abgeladen  wie  auch  einge- 
lagert werden®.  Die  Tendenz  der  auf  die  Fremden  bezüglichen 
Bätimmungen  —  Hereinziehen  des  Angebots  und  der  Zufuhren  — 
ist  so  klar,  dass  sie  kaum  der  Erläuterung  bedarf. 

6.  Das  Botage^  ist  eine  Weinabgabe,  von  der  nichts 
näheres  gesagt  ist,  als  dab  sie  an  der  Zollstelle  des  Petit-Pont 
(s.  oben  röage)  erhoben  wurde  und  dafs  sie  nur  von  denjenigen 
zu  zahlen  war,  die  ihren  Wein  über  die  Brücke  nach  aufserhalb 
brachten^.  Genaueres  über  die  Zollpflicht  und  die  Zollsätze  ist 
nicht  bekannt. 

7.  Der  Conduit^  ist  der  eigentliche  Durchgangszoll,  der 
lediglich  ftlr  die  Durchfuhr  (s.  dageg^  oben  S.  49,  Pöage)  er- 
hoben wird.  Dem  Conduit  unterliegen  regdmäfsig  alle  Waren, 
die  durch  den  Bezirk  der  Pariser  Präpositur  Imidurchgeftdirt 
werden,  ohne  in  Paris  zum  handelsmäfsigen  Umsatz 
zu  gelangen.     Die  beiden   mafsgebenden  Grundsätze  Air  die 


1  L.  d.  M.  II  Tit.  5. 

a  L.  d.  M.  II  Tit.  6  Art.  1  und  4. 

"  Art.  5  und  6.  LeepinaBse ,  der  L.  d.  M.  S.  248  Anm.  annimmt, 
der  neue  Wein  sei  überhaupt  frei  vom  Rouage,  hat  den  Art  6  mifs- 
yerstanden.  Während  sonst  der  Wein  unbedingt  das  Rouage  zu  zahlen 
hat,  wenn  er  nicht  sofort  wieder  autgeladen,  sondern  eingelagert  wird, 
kann  der  neue  Wein  bis  Martini  eingefiigert  und  trotzdem  bei  U^verkäuf- 
lichkeit  gebührenfrei  zurückgeführt  werden.  Wird  er  dagegen  am  Platze 
verkauft,  so  ist  selbstverständlicher  weise  das  Rouage  zu  zahlen.  Der 
neue  Wein  ist  also  nicht  etwa  frei  vom  Rouage,  soildem  er  kann  nur 
während  einiger  Wochen  frei  eingelagert  und  eventuell  zurückgeführt 
werden.  Es  handelt  sich  darum,  das  Angebot  seitens  der  auswärtigen 
Weinbauern  und  Händler  zu  erleichtem. 

*  Ducange  v.  Butta  3 

^  Et  sachils  que  li  boutages  est  ä  la  coustume  de  Petit  Pont,  m^ 
eil  de  Petit  Pont  prent  de  ses  coustumiers  qui  vont  par  dehors  la  vile; 
dont  li  botages  ne  prent  noient  s^il  ne  passe  par  desus  le  pont.  L.  d.M.  II 
Tit.  2  Art.  46. 

*  Ducange  v.  Conductus  2.  r^  ] 
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Abgabe  lauten  alBO :  Der  Condait  ist  fällig,  wenn  das  Gebiet  der 
Pariser  Präpoatur^  von  dem  Durchgangsgut  berührt  wird;  er 
wird  dagegen  nachgelassen,  sobald  die  später  zu  besprechenden 
UmsatB-  und  Marktabgaben,  insbesondere  der  Tonlieu  und  das 
Poids-le-Roi,  bezahlt  sind. 

Persönliche  Befireiungen  bestehen  wiederum  ftLr  Adel  und 
Geistlichkeit  bezüglich  der  Durchgangsgüter  ihrer  eigenen  Wirt- 
schaft^. Femer  waren  einzelne  Städte,  unter  ihnen  das  weit 
abliegende  La  Rochelle,  von  dem  Pariser  Conduit  befreit^.  Die 
Befreiung  auf  Orund  gezahlter  Umsatzabgaben  erstreckt  sich 
dagegen  auf  alle  Waren,  die  am  Samstag  in  den  Pariser  Hallen, 
oder  an  einem  andern  Tag  unter  Entrichtung  des  Tonlieu,  ge- 
kauft sind  ^.  Nur  der  Wein  ist  hiervon  ausgenommen.  Die  wiege- 
pflichtigen Waren  müssen  femer  auf  dem  Poids-le-Roi  (s.  unten) 
gewogen  sein  ^.  Marktgüter,  die  wegen  Unverkäuflichkeit  zurück- 
geführt werden,  sind  frei,  wenn  der  Besitzer  sie  auf  dem  gleichen 
Wege  und  nach  dem  Orte  der  Herkunft  zurückbringt;  andern- 
falls ist  der  Conduit  zu  zahlen^. 

Die  Tarifsätze  des  Conduit  stimmen  im  allgemeinen  mit  denen 
des  Tonlieu  überein,  so  bei  Pferden  und  Rindvieh,  bei  Öl,  Talg 
und  Fetten,  bei  Eisen  und  Stahl ''.  Für  einige  Waren  sind  jedoch 
besondere  Sätze  genannt,  nämlich  für  Tuche,  Eürschnerwaren, 
Leinwand,  Eramwaren,  Wollgame  und  Spezereien.  Der  Tarif 
beträgt  für  diese  Warengattungen  vier  Solidi  fUr  den  Wagen, 
zwei  Solidi  für  die  Karre,  zwöff  Denare  für  die  Pferdelast  und 
sechs  Denare  für  den  Pack  oder  den  Ballen.  Für  den  Wein 
gelten  eigene  Sätze.  Der  Fremde,  der  den  in  Pariser  Gebiet 
eingeführten  Wein  nach  aufserhalb  weiter  schickt,  hat  für  den 
Wagen  acht,  für  die  Karre  vier  Denai^e  Conduit  zu  geben  ®. 
Wein,  der  auf  dem  Wasserwege  die  Marne  hinauf  geht,  zahlt 
ebensoviel,  wie  auf  dem  Landwege";  für  den  Versand  auf  der 
Seine  sind  vier  Denare  für  das  Fafs  zu  zahlen  ^^. 


*  Der  Art.  8  des  Tit.  7  L,  d.  M.  II  beschreibt  die  damaligen  Grenzen 
der  Pariser  Präpositur  auf  das  genaueste. 

«  L.  d.  M.  II  Tit  7  Art.  21. 
8  Art.  20. 

*  Toute  marchandise  quele  que  eile  soit  achatee  au  samedi  ens  hales 
DU  en  marchi^  de  Paris,  est  quite  de  conduit  oa  que  eile  voist,  de  ce  n'est 
vins  tant  seulement;  et  se  la  marchandise  est  achetee  aus  autres  jours 
qne  an  samedi  et  li  Roys  en  ait  eu  son  tonlieu,  eile  ne  doit  point  de 
conduit.    Art.  19. 

^  Se  li  avoirs  est  pesez  au  pois  le  Roy  ii  ne  doit  point  de  conduit 
(juar  le  pois  le  Roy  le  conduit,  se  ii  avoirs  est  marchandes  k  Paris,  et  se 
h  avoirs  est  marchand^  dehors  Paris  et  est  pesez  a  Paris  au  pois  le  Roy 
81  doit  il  le  conduit  devant  dit.    Art.  7. 

«L.  d.  M.  II  Tit.  12  Art.  13,  Tit.  21  Art.  4,  Tit.  13  Art.  12, 
Tit.  14  Art.  9. 

'  Tit.  7  Art.  1  bis  7,  Tit.  81  Art.  10. 

8  Tit.  7  Art.  9  f. 

»  Art.  18. 

10  Art.  14. 
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8.  Der  Tonil eu  (Teloneum),  der  letzte  unter  den  im  Livre 
des  Metiers  behandelten  Zöllen,  erscheint  seinem  Range  nadi  als 
der  bedeutendste;  er  füllt  nicht  weniger  als  2S  Titel  des  zweiten  Teils. 

Der  Tonlieu  ist  die  hauptsächUche  Abgabe  vom  Handelsgut  ^ 
und  handelsmäfsigen  Umsatz  und  ist  (ungleich  dem  P^age)  bei 
Handelsgeschäften  sowohl  vom  Käufer  wie  vom  Verkäufer 
zu  entrichten.  Dagegen  ist  der  Tonlieu  weder  eine  allgemeine 
Warenabgabe,  noch  eine  Verbrauchssteuer.  Der  genaue  Charakter 
der  Abgabe  läfst  sich  nur  feststellen,  wenn  wir  die  Eirhebungs- 
bestimmungen  der  einzelnen  Titel  herausnehmen  und  vergleichen. 
Vorab  sei  jedoch  bemerkt,  dafs  der  Tonlieu,  auch  darin  ver- 
schieden vom  P^age,  nicht  alle  oder  die  meisten  Waren,  sondern 
nur  bestimmte  Gattungen  ergreift. 

Wir  betrachten  zunächst  wiederum  die  persönlichen  Be- 
freiungen. Allgemein  befreit  vom  Tonlieu  ist  jeder  Käufer  fUr 
diejenigen  Oegenstände,  die  er  für  den  Bedarf  seines  Haushaltes 
(nicht  etwa  seines  Gewerbebetriebs)  einkauft.  Im  einzelnen  wird 
die  Freiheit  des  Käufers  bei  Ankäufen  fbr  seinen  Hausbedarf 
verzeichnet  unter  den  verschiedenen  Titeln  für  Getreide*,  für 
Pferde,  Grofsvieh  und  Kleinvieh®,  für  Talg,  Schweineschmalz 
und  Speck*,  für  Eisen  und  Stahl»,  flir  Öl  und  Honig«  und  für 
Tuche''.  Befreit  ist  femer  der  Pariser  Bürger  für  die  Verkäufe 
von  Erzeugnissen,  die  aus  seiner  eigenen  Landwirtschaft  (nicht 
etwa  aus  seinem  Handwerk  oder  aus  sonstigem  Gewerbe)  herrühren. 
Frei  verkäuflich  ist  also  fllr  den  Pariser  Bürger  u.  a.  das 
Getreide  seines  eigenen  Wachstums®,  der  Talg  der  in  seiner 
Wirtschaft  geschlachteten  Tiere®,   das  öl  aus  den  Früchten  der 

^  Der  quellenmäfsige  Ausdruck  für  Haudels^at  ist  mercatura,  mer- 
candisia,  marchandise.  Mercatores  i.  w.  S.  sind  alle  qui  lucri  causa 
emunt  aut  vendunt  Vgl.  auch  unten  S.  71  Anm.  2  und  S,  S.  74  Anm.  2, 
8.  88  Anm.  1,  S.  84  Anm.  2.  Selbstveretandlicherweise  giebt  es  auch 
Mercatores  i.  eng.  S.,  bernfsmäfsige  Kaufleute. 

^  Autant  doit  11  acheteres  de  tonliu  come  li  venderes  se  li  acheteres 
ne  Tachata  por  son  mengier,  et  se  il  achata  por  son  men^er  il  est  auite 
du  tonliu,  et  se  il  achate  por  revendre  U  paiera  le  tonUu  devant  dit  k 
Tacheter  et  ensement  il  paiera  au  revendre  le  tonUu  devant  dit.  L.  d.  M.  II 
Tit.  10  Art  5. 

»  Tit  12  Art  12. 

*  Tit  13  Art  4,  8  und  11. 
^  Tit  14  Art  3. 

•  Tit  21  Art  10. 

"^  Chascun  Toisserant  doit  de  chascun  drap  enüer  qu'U  vent  seur 
semaine  en  son  hostel  se  U  demeure  en  la  terre  lou  Roy  II  d.  du  drap 
de  tonlieu;  et  autant  en  doit  li  acheteres  se  il  n^achate  pour  son  user. 
L.  d.  M.  I  Tit.  50  Art.  41.  Quiconques  vent  escarlates  k  Paris  ens  hales 
ou  en  8on  hostel,  il  doit  de  chascun  drap  II  s.  de  tonlieu  du  vendre  et 
li  acheteres  II  s.  se  il  n'achate  pour  son  user,  car  s'il  Tachate  pour  son 
user  il  ne  doit  riens.    L.  d.  M.  II  Tit.  24  Art.  1. 

^  Bourgois  de  Paris  qui  vent  le  bl6  de  sa  terre  ne  doit  point  de 
tonliu.    L.  d!  M.  II  Tit.  10  Art.  6. 

^  Boureois  de  Paris  ne  hon  demouranz  dedenz  les  murs  ne  doivent 
point  de  tonlieu  du  sieu  qu^i  vendent  qui  vient  de  leur  betes.   Tit.  13  Art.  5. 
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Ton  ihm  gezogenen  Bäume  ^^  der  Honig  aus  den  von  ihm  ge- 
haltenen Bienenstöcken  ^.  Femer  waren  die  Pariser  Bürger  von 
dem  Tonlieu  auf  inländische  Früchte  aller  Art  befreit^.  Adel 
und  Geistlichkeit  besitzen  von  Standeswegen  die  Zollfreiheit  für 
S^äufe  und  Verkäufe  ihres  Hausbedarfs  und  ihres  Wachstums^. 
Dem  Pilger,  der  sich  auf  einer  Wallfahrt  befindet,  ist  die  Ab- 

gbe  beim  Kauf,  Verkauf  oder  Tauseh  eines  Pferdes  erlassen  ^.  — 
ne  besondere  Stellung  nehmen  die  Handwerkerschaften  ein,  die 
ak  entgeltliche  Abfindung  den  Hauban  zahlten  (s.  unten). 
Der  Handwerker,  der  den  Hauban  gab,  war  befreit  von  der 
Entrichtung  des  Tonlieu  fhr  diejenigen  Gegenstände,  deren  Ein- 
kauf  und  Verkauf  zu  seinem  Gewerbebetrieb  gehörte^. 

Bei  einer  Reihe  von  tonlieupflichtigen  Gütern  war  der  Um- 
satz in  geringen  Mengen  freigegeben.  Bei  Getreide  war  der 
Kauf  einer  Traglast  und  der  Verkauf  einer  Menge  von ,  weniger 
als  drei  Septiers  frei ''.  Von  Talg,  Schweinefett,  Speck,  Öl,  Wolle 
konnten  geringe  Mengen,  von  Eisen  und  Stahl  konnte  eine  Trag- 
last frei  umgesetzt  werden^.  Geringwertige  Felle  (Hase,  Kanin, 
Ziege  u.  s.  w.)  waren  frei  in  Mengen  unter  25  Stück,  das  Fell 
von  Murmeltier  und  Wiesel,  wenn  es  weniger  als  zwölf  Denare 
Wert  hatte;  von  Eorduanleder  waren  zwei  Stück  frei®.  Der 
Tausch  zweier  Pferde  war  frei,  wenn  er  Stück  um  Stück  geschah ; 
wurde  jedoch  eine  baare  Zuzahlung  geleistet,  so  war  der 
Tonlieu  zu  entrichtend^.  PfeflFer,  Spezereien  und  gewaschene 
Wolle  waren  frei  vom  Tonlieu,  da  sie  dem  Poids-le-Roi  (s.  dort) 
unterlagen  ^^. 

Wie  oben  bemerkt,  erfafst  der  Tonlieu  nur  bestimmte,  jedoch 
zumeist  unter  die  wichtigsten  Verkehrsgüter  zählende  Waren- 
gattungen, die  ich  im  folgenden,  zugleich  mit  dem  Tarifsätzen, 
zusammenstelle.  Die  taritinäfsigen  Einheiten  sind  die  gleichen 
wie  beim  P^ge;  die  hier  beigenigten  Sätze  sind  jeweils  die  ein- 
gehen, die  eventuell  wenn  keine  persönliche  Befreiung  vorliegt, 
doppelt,   d.  h.   sowohl   vom  Eäufer  wie  vom  Verkäufer  zu  ent- 


^  Se  hom  estagier  de  Paris  vent  huile  qu  crut  en  ses  arbres  il  n'en 
doit  point  de  tonlieu.    Tit.  21  Art.  8. 

'  Se  hom  estagier  de  Paris  vent  le  miel  qui  vient  de  ses  es  il  ne 
doit  point  de  tonüa.    Tit.  21  Art.  8. 

»  Tit  22  Art.  5  und  6. 

*  Tit.  12  Art.  4  und  12,  Tit.  10  Art.  2. 

^  NuB  pelerins  qui  soit  en  rerre  de  son  pelerinnage  ne  doit  riens 
pour  yendie  son  cheval  ne  pour  eschangier  le,  ne  pour  achater  autre 
eheval,  ja  soit  ce  que  nus  de  ces  chevaus  ne  soit  mort  ne  malades. 
Tit  12  Art.  5. 

«  Tit.  12  Art.  6,  Tit.  13  Art  4,  Tit  30  Art.  5  und  7. 

'  L.  d.  M.  U  Tit  10  Art  4  und  7. 

»  Tit  18  Art.  1,  6  und  9,  Tit  14  Art.  2,  Tit  21  Art.  1,  Tit.  25  Art.  8. 

»  Tit.  30  Art.  2  und  10,  Tit  31  Art.  1. 
10  Tit  12  Art.  8. 
»  Tit.  16  Art  2  und  4,  Tit  25  Art  2. 
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richten  sind.  Eis  zahlen  Brot*,  Getreide^,  Gemüse^  und 
Frttehte  *  vier  Denare  vom  Wagen,  zwei  Denare  von  der  Karre. 
Talg  und  Fette  gaben  einen  Obolus  filr  je  fünf  Pfand,  Öl  für  je 
sieben  Quart  einen  Denar,  Wein  zahlte  vom  Modius  einen  Denar  und 
auberdem  einen  Obolus  Fafszoll.  Neuer  Wein  war  bis  Martini  frei  *. 

Beim  Viehhandel  waren  zu  entrichten  für  ein  Pferd  zwei 
Denaren,  ftür  einen  Ochsen  ein  Denar,  für  ein  Schaf  und  einen 
Hammel  ein  Obolus^.  Der  Satz  für  Kürschnerwaren  betragt 
einen  Obolus  für  25  Stück  bei  gewöhnlichen  Fellen,  wie  fSch- 
hOrnchen,  Hase,  Ziege,  Schaf  u.  dgl. ;  bei  besseren  Sorten  einen 
Obolus  für  das  Stück  ^.  Fertiges  Pelzwerk  zahlte  einzeln  ^ 
Korduanleder  ist  mit  einem  Obolus  fUr  je  drei  Stück  angesetzt  ^^. 
Ungewaschene  Wolle  zahlt  von  zwölf  Vlie&en  einen  Denar  ^^, 
Wollengarn,  wenn  es  mindestens  einen  Wert  von  zwei  Denaren 
das  Pfund  hat,  für  je  9  Pfund  einen  Obolus  ".  Lein  und  Hanf 
waren  mit  einem  Denar  und  IV2  Obolen  die  Karre  belegt^*; 
Leinwand  mit  einem  Obolus  für  je  fünf  Ellen  ^*.  Eisen  und  Stahl 
gaben  vier  Denare  vom  Wagen,  zwei  Denare  von  der  Karre**. 
Als  abgabepflichtig  werden  noch  aufgezählt  Körbe  und  Kasten, 
Holzgeschirre,  Lindenbast  und  Töpfe**. 

Einen  grolsen  Umfang  hat  der  Tonlieu  auf  Tuche,  für  den 
ein  specialisierter  Tarif  galt;  die  einzelnen  Tuchsorten  haben 
verschiedene  Sätze.  Für  kleine  Tuche,  bis  zu  zehn  Ellen  haltend, 
waren  für  das  Stück  vier  Denare  Tonlieu  zu  zahlen ;  Angehörige 
der  Pariser  Tucherbruderschafl  (Confr^rie  des  Drapiers;  wohl 
zu  unterscheiden  von  den  Webern,  tisserands)  gaben  nur  drei 
Denare*^.  Tiretaine,  Galebrune*'*  und  alle  nicht  näher  benannten 

1  Tit.  9  Art.  1. 

2  Tit.  10  Art.  1  und  4. 

»  Tit.  23  Art.  1.    Sämereien  sind  frei,  eb.  Art.  7. 

^  Tit:  22  Art.  1.  Für  Früchte  in  Schiffsladungen  bestanden  besondere 
Sätze,  Tit  22  Art.  5.  Den  Pariaer  Bürgern  ist  der  Tonlieu  für  Früchte 
nachgelassen;  s.  oben. 

»  Tit.  13  Art.  1  und  6,  Tit.  21  Art.  1. 

«  Tit.  11  Art.  1  und  7. 

■^  Tit.  12  Art.  1  und  6. 

8  Tit.  30  Art.  1  bis  10. 

9  Tit.  30  Art.  13  bis  16. 
10  Tit.  31  Art.  1. 

"  Tit.  25  Art.  1.     Wegen  gewaschener  Wolle  s.  unten  S.  63. 

»2  Tit.  26  Art.  2  und  3. 

1^  Tit.  29.  Die  Art.  4  und  8  geben  verschiedene  Sätze  für  Wasser- 
und  für  Landtransport  Die  meisten  S&tze  des  Titels  sind  Doppelsätze 
(für  Käufer  und  Verkäufer  zusammen).  Leinenes  und  hänfenes  Garn  sind 
frei,  Tit.  28  Art.  1. 

1*  Tit  27  Art  1. 

1»  Tit  14  Art.  1. 

»«  In  den  kurzen  Titeln  17,  18,  19  und  20.  —  Nadeln,  Schnallen  und 
Nestel  zahlten  nur  in  der  Bischofswoche  (Semaine  de  TEvesque),  Tit.  15 
Art  1.  Im  dreizehnten  Jahrhundert  hatte  der  Bischof  von  Paris  die  Zoll- 
einnahme jeder  dritten  Woche ;  vgl.  L.  d.  M.  S.  6  Anm.  2. 

*^  Tit.  24  Art.  19. 

18  Über  die  Bezeichnungen  vgl.  Bourquelj5)tJ^^§^@^g[^ 
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Tuche  bis  zu  l9^/2  E31en  Länge  waren  mit  zwei  Denaren  ange- 
setast  ^  Ebensoviel  war  ftlr  eben  Umhang  aus  Tuch  zu  zahlen  ^. 
Die  Tuche  von  Chartres-sus-Montlhery  waren  mit  drei  Denaren 
belegt^.  Für  die  Tuche  aus  Beauvais  waren  allgemein  vier 
Denare,  von  den  Pariser  Tüchern  wiederum  nur  drei  Denare  zu 
zahlen^.  Farbige  Tuche,  gestreift  oder  einfarbig,  waren  mit  sechs 
Denaren  besteuert^.  Am  höchsten  stellte  sich  der  Zoll  auf 
Scharlachtuch,  fbr  das  zwei  Solidi  für  das  Stück  zu  entrichten 
waren*.  Die  Pariser  Weber,  wenn  sie  das  von  ihnen  gewebte 
Tuch  selber  absetzten,  zahlten  zwei  Denare  flir  das  Stück  beim 
Verkauf  in  ihrem  Hause  und  sechs  Denare  beim  Verkauf  in  der 
Halle''.  Die  iBremden  Tuchhändler,  die  aus  einzelnen  Tucher- 
städten  nach  Paris  zu  Markte  kamen»  zahlten  einen  festen  Jahres- 
zinsy  so  die  von  CSambrai,  Beauvais  und  Saint-Denis^. 

Wenn  wir  die  vorgenannten  Warengattungen  zusammennehmen, 
so  stellt  sich  der  Tonlieu  dar  als  eine  Umsatzabgabe  von  solchen 
Rohprodukten,  die  zu  den  wichtigsten  Gegenständen  einesteils  des 
Hausbedarfes  andemteils  ganz  besonders  der  gewerblichen  Ver- 
arbeitung gehören,  femer  von  einigen  Halbfabrikaten,  schliefslich 
von  Leinwand  und  von  dem  Haupthandelsartikel  des  Mittelalters, 
dem  Tuch.  Das  Gebiet  des  Tonlieu  ist  ziemlich  weit  gesteckt 
und  kaum  eines  der  Massengüter  jener  Zeit  ist  ausgelassen. 
Dagegen  fehlen  u.  a.  gänzlich  die  Kurzwaren,  die  Menge  der 
kleinen  Gegenstände,  deren  Herstellung  stets  eine  zahlreiche  Hand- 
werkerklasse beschäftigte.  Es  erklären  sich  hierdurch  die  häufigen 
Befreiungen  von  der  Verpflichtung  zu  gewerblichen  Umsatzabgaben 
in  den  (Statuten  des  ersten  Buches  des  Livre  des  Metiers.  Die 
Erzeugnisse  des  Gewerbebetriebs  dieser  Handwerkerschaften  (s. 
die  Anm.)  sind  überhaupt  nicht  in  den  Tonlieu  einbezogen;  es 
handelt  sich  bei  diesen  Gewerben  um  sachliche,  nicht  um  persön- 
liche Befreiungen®. 

1  Art.  8  und  9. 
«  Art.  7. 
»  Art.  6. 

*  Art.  2. 
»  Art  5. 

*  Art.  1. 
'  Art.  3. 

»  Art.  12,  18  und  15. 

*  Mit  der  stereotjqp^n  Formel :  Ne  doivent  rien  de  chose  qa'il  vendent 
ne  achatent  apartenant  ä  lenr  mestier  erklären  sich  von  den  gewerblichen 
Umsatzabgaben  befreit  die  Goldschmiede  (L.  d.  M.  I  Tit.  10  Art.  1\ 
MesBmgschnallenmacher  (Tit.  22  Art.  4),  Eisendrahtmacher  (Tit.  23  Art.  4), 
Meesingdrahtmacher  (Tit  24  Art  12),  Ringelpanzermacher  (Tit.  26  Art.  6), 
Rotgierser  (Tit  41  Art.  4),  Spangenmacher  (Tit  42  Art.  7),  Böttcher 
(Tit.  46  Art.  91  Bildschnitzer  (Tit  62  Art  3),  Schreibtafelmacher  (Tit  68 
Art  18)  WOrfelmacher  (Tit  71  Art  15),  Kummetmacher  (Tit.  79  Art  2), 
Gürtler  (Tit  87  Art.  36),  Hutschmücker  (Tit  90  Art.  6,  Tit.  93  Art.  2), 
Bogenmacher  (Tit  98  Art  4).  Diese  ans  sachlichen  Gründen  befreiten 
Gkwerbe  sind  wohl  zu  unterscheiden  von  den  persönlich  befreiten  Hanbaniers- 
gewerben,  unten  S.  80  ff.).  —  Die  SeUer  (L.  d.  M.  I  Tit  13  Art.  8,  IL  Tit.  2t 
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Innerhalb  des  von  ihm  eingenommenen  sachlichen  Bereichs 
kennzeichnet  sich  der  Tonlieu  iJs  eine  Abgabe,  welche  belastet 
a)  die  gewerbsmäfsigen  Einkäufe  und  Verkäufe,  sowohl  der 
ISnheimischen  wie  der  Auswärtigen,  und  aufserdem  b)  nur  gegen- 
über den  Auswärtigen  auch  den  Absatz  der  Erzeugnisse  der 
eigenen  Landwirtschaft.  Befireit  ist  der  Kauf  für  den  Hausbedarf^ 
sowie  der  Absatz  der  einheimischen  Landwirtschaft.  Um- 
sätze in  geringen  Mengen  (aber  nicht  etwa  der  Kleinhandel 
als  solcher^)  werden  von  der  Steuer  nicht  berührt.  Aus  dieser 
Gesamtrichtung  des  Tonlieu  ergiebt  sich  die  hervorragende  Be- 
deutung, die  das  Gewerbe  und  der  Handwerkerstand  —  und  mit 
ihnen  das  Livre  des  Metiers  —  dieser  Abgabe  beilegten. 

Die  bei  dem  P&ige  zulässige  Zahlung  des  einfachen  Zoll- 
satzes ftLr  das  Eigentum  mehrerer  Händler  (oben  S.  52)  wird 
auch  beim  Tonlieu  mehrfach  gestattet^.  Doch  findet  sich 
auch  die  gegenteilige  Vorschrift,  dafs  bei  gemeinsamem  Trans- 
port der  Ware  jeder  Eigentümer  den  Zoll  gesondert  zu 
zahlen  hat^. 

HL  An  Marktgebühren  sind  zu  nennen  L  das  Minage, 
2.  das  Poids-le-Roi  (beides  Mafsgebühren)  und  3.  das  Hallig 
und  die  Marktstandgelder. 

1.  Das  Minage  hat  den  Namen  von  Mine  (Metze),  einem 
(etwa  7  Liter  haltenden)  Hohlmafs,  das  zum  Messen  des  Getreides 
diente  ^.  Das  amtlich  seaichte  Mals  hiefs  die  Königsmetze  (Mine 
du  Roi)  und  war  mit  dem  königlichen  Stempel  versehen.  Zum 
Messen  mit  dem  Eönigsmafse  waren  besondere  Beamte  bestellt, 
die  Kommesser  (Mesureurs  de  blä),  denen  ihr  —  übrigens  damals 
nicht  sehr  einträgliches*  —  Amt  vom  Prevost  des  Marchans®  über- 
tragen wurde  ^.  Nur  Komhändler  und  Getreidehöker  genossen 
das  Vorrecht,  dafs  sie  kleine  Mengen,  bis  zu  einem  Septier  höchstens, 
selber  mit  dem  KOnigsmafse  messen  durften.  Beim  Abmessen 
grölserer  Mengen  mufsten  sie  indes  einen  beamtet^Q  Kommesser 
zuziehen  ^. 


Art.  63),  Holz^eschirrmacher  (L.  d.  M.  I  Tit  49  Art  4)  nnd  die  Heu- 
händler  (Tit.  89  Art.  18;  sind  femer  frei  ^egen  NaturalleistaD^en.  Die 
Teppichwirker  (Tit.  51  Art  17)  sind  pflichtig  für  Wollgarn,  die  Hosen- 
macher (Tit.  55  Art  9)  für  Tuch  in  ganzen  Stücken.  Die  FlufBfischhändler, 
ein  kaufpflichtiges  Gewerbe,  sind  frei  (Tit  100  Art.  14);  die  Seefisch- 
bändler  zahlen  dagegen  hohe  Aboaben  (Tit  101  Art  22  ff.). 

^  S.  Mayer,  Zoll  S.  405.  Die  Befreiung  der  kleinen  Mengen  unter- 
stützt nur  die  Käufe  der  Armen  im  Handwerk  (s.  oben  S.  46)  und  die 
Verkäufe  der  kleinsten  Bauern. 

«  Tit,  23  Art  2. 

8  Ti^^  29  Art  4. 

*  Vgi.  Ducange  v.  Mina  3;  L.  d.  M.  Einl.  S.  27  Anm.  1. 

^  Vgl.  L. d. M.  ITit.  4  Art  13 ;  ce  sont  une  maniere  de  gaigne-maille. 

^  Wohl  zu  unterscheiden  vom  Prevost  du  Roi. 

'  L.  d.  M.  I  Tit  4. 

^  Li  Blaetiers  puent  mesurer  dessi  k  I  sestier  tant  seulement  au  vendre 
et  k  Tachater  se  il  piaist  k  Tachateur,  et  le  sourpius  de  I  sestier  qu'il 
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Niemand  war  gezwungen,  sich  des  geaicbten  Maises  zu  be- 
dienen ^ ;  es  stand  jedem  Verkäufer  frei,  bei  Einverständnis  des 
E^äufers  mit  seinem  eigenen  Hohlmafs  zu  messen^.  Nur  wenn 
es  der  Käufer  ausdrücklich  verlangte,  wurde  mit  dem  amtlichen 
Mafs  gemessen.  Die  Gebühr,  die  vier  Denare  vom  Wagen,  zwei 
vom  Karren,  einen  Denar  von  der  Pferdekst  betrugt,  war  dann 
vom  Verkäufer  zu  zahlen^.  Wenn  jedoch  von  dem  Umsatz  des 
zu  messenden  Getreides  der  Tonlieu  entrichtet  war,  so  wurde  die 
MeEsgebühr  erlassen'^. 

2.  Das  Poids-le*Roi*,  auch  schlechtweg  Poids  oder 
Pondus  genannt,  ist  die  öffentliche  Wage ;  der  gleiche  Ausdruck 
bezeichnet  auch  die  für  die  Benutzung  der  Wage  zu  entrichten- 
de Abgabe^.  liudwig  VII.  hatte  im  Jahre  1169  einem  gewissen 
Heinridi,  Sohn  der  Priella^,  das  gesamte  Pondus  Parisius,  das 
Wiegerecht  von  Wachs  ausgenommen,  zu  Elrbrecht  übereignet^. 
Im  dreizehnten  Jahrhundert  stand  die  Königswage  im  Besitz 
eines  gewissen  Galterus^". 

Für  bestimmte  Warengattungen  bestand  ein  Wiegezwang 
2U  Gunsten  der  Königswage.  Zunächst  sind  hier  zu  nennen  die 
Materialwaren  (Spezereien,  Gewürze) ,  die  nach  Gewicht  verkauft 
und  dem  Käufer  zugewogen  wurden  und  deshalb  vorzugsweise 
als  Pfundwaren,  mercaturae  ponderis,  averia  ponderis,  avoir 
de  poids  bezeichnet  wurden  ^^.  Nach  dem  Livre  des  Metiers 
konnten  Spezereien  und  Gewürze  bis  zum  Gewicht  von  24  Pfund 


vendent  oa  achatent  doivent  il  faire  mesurer  aus  mesareur  de  la  ville  de 
Paris  mi8  et  establiz  par  les  Borgois  de  Paris,  c'est  ä  savoir  jpar  le 
prevost  et  les  jor^s  des  marchans.  L.  d.  M.  I  Tit.  3  Art  2.  Ebenso 
m  4  Art  10. 

*  Se  aacun  home  a  vendn  son  bI6  ou  son  grain  quel  qae  il  soit^ 
mesurer  le  ptiet  se  11  acheteur  le  yeut  receroir  de  sa  main;  m^  se  li 
achateres  yeut,  li  mesureur  ju^  le  mesurront.  L.  d.  M.  I  Tit  4  Art.  4. 

'  Bourgois  de  Paris  pueent  avoir  mines  pour  mesurer  les  blez  de 
leur  terres  et  les  en  paeent  mesurer  qnant  il  veulent  se  il  plait  k  Tacha- 
teur.    L.  d.  M.  II  Tit  10  Art  12. 

»  L.  d.  M.  I  Tit  4  Art  3. 

^  Ci  qui  vent  doit  Uvrer  et  par  tant  doit  il  paier  le  minage  quant 
il  mesure  oe  la  mine  au  Roy.    L.  d.  M.  II  Tit  10  Art  8. 

^  Nus  quel  qu'il  soit  n  est  quite  del  minage  se  il  mesure  k  la  mine 
le  Boy  se  ii  n'est  quitee  par  tonliu  qn'il  alt  pai6.  L.  d.  M.  II  Tit.  10 
Art  10. 

*  Yffl.  Encyelopddie  M^thodique  Abtlg.  Finances  v.  c. 
'  L.  d.  M.  U  Tk  25. 

*  Filius  Priellae  bei  Lastevrie  (S.  398),  der  einer  Kopie  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  aus  den  Archlyes  nationales  gefolgt  ist  In  dem 
von  mir  benutzten  sog.  Liyre  vert  ancien,  aufbewahrt  in  den  Archives 
de  la  FV6fecture  de  Police,  S.  87  ist  die  Lesart  fiiius  puellae.  Der  derben 
Namensgebmig  des  Blittelalteis  würde  der  Beiname  Jungfemsohn  wohl 
entsprechen.  Vel.  V -'--*-  "  '^  "''''''  ^  — *-  -'-'"  x».^^.-  v.: 
Lasteyrie  y.  Priella. 

>•  Olim  1  S.  aSO  und  unten. 

"  Bourquelot  1  S.  284;  M^t  I  S.  496. 
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frei  von  jeder  Abgabe  umgesetzt  werden.  In  Mengen  von  25  Pfand 
ab  sollten  indes  die  Pfundwaren,  gleichviel  ob  der  Käufer  es 
verlangte  oder  nicht,  nur  auf  der  Königswage  gewogen  werden; 
die  hierfür  gezahlte  Abgabe  befreite  dann  von  der  Entrichtung 
des  Tonlieu  für  Spezerei^  Diese  Wiegepflicht  fUr  die  Mengen 
über  24  Pfund  wurde  von  den  Mercatores  Ponderis,  d.  h.  den 
Materialwarenkrämem  bestritten.  Die  Krämer  behaupteten,  dals 
sie  durch  Verjährung  das  R^ht  besafsen,  bei  Einverständnis  des 
Käufers  ^  jede  Menge  mit  ihrem  eigenen  Gewicht  zu  wiegen.  Im 
Jahre  1269,  also  um  die  Zeit  der  Niederschrift  des  Livre  des 
Metiers,  erlangten  die  Krämer  einen  günstigen  Parlamentsent- 
scheid, dem  sich  aber  der  damalige  Inhab^  der  Königswage, 
Galterus,  nicht  fügte  ^.  Zum  zweiten  Mal  sprach  sich  das  Parlament 
im  Jahre  1288  g^en  den  Wiegezwang  aus^ ;  doch  gelang  es  dem 
Erben  des  Galterus  wiederum,  sich  in  seinem  Recht  zu  behaupten. 
Erst  im  Jahre  1322  wurden  die  Streitigkeiten  durch  einen  vor 
dem  Parlament  geschlossenen  Vergleich  beendigt^*  ^. 


^  Cil  qoi  achatent  aucune  des  choses  devant  dites  ne  ne  doit  riena 
de  coutume  se  la  chose  que  il  achate  ne  poise  XXV  livres;  et  s'ele  poise 
XXV  livres,  eile  doit  estre  pes^e  au  pois  le  Roy  et  ilec  s'aquite.  L.  d.  M. 
II  Tit.  16  Art.  2.  Tuit  cirier,  tuit  pevrier  et  tait  apotecaire  ne  doivent 
riens  de  coutame  des  choses  devant  dites  ponr  vendre  en  lear  otel  car  9 
s'acuitent  au  pois  le  Rot.    Art.  4. 

^  S.  beim  Königsmafe,  oben  S.  61. 

B  Cum  Galterus  dictus  magister  diceret  se  esse  in  possessione  pon- 
derandi  ad  pondus  suum  quod  ex  dono  Regia  aseerit  se  habere  quicquid 
Parisius  ponderatar  cera  ezcepta,  salvo  quod  mercatores  ponderis  Parisienses 
possunt  ponderare  usque  ad  viginti  quatuor  libras  uni  nomini  et  nna  die ; 
et  e  contrario  mercatores  assererent  se  esse  in  possessione  ponderandi 
ad  quodlibet  pondue  suum  volentibus  emptoribus  .  .  .  pronunciatum  foit 
quod  dicti  mercatores  remaneant  in  saisina  ponderandi  ad  pondus  sumn 
eciam  ultra  viginti  quatuor  libras  emptoribus  volentibus  et  reqoirentibiis. 
Olim  I  S.  330. 

*  Olim  II  S.  279. 

^  £s  sollten  darnach  die  auTserhalb  der  Grenzen  der  Pariser  Prä- 
positur gekauften  Pfundwaren  vom  Wiegezwang  befreit,  die  innerhalb  der 
Präpositur  von  Nichtbümm  gekauften  Waren  dagegen  wi^epflichtig 
sein.  Mengen  bis  zu  24  Pfund  bleiben  wie  bisher  ganz  frei  Fagniez, 
Ind.  S.  393. 

°  Der  Gegenstand  hat  bei  Mayer  (Zoll  u.  s.  w.)  mehrere  Irrtümer 
veranlafst  Bei  der  Besprechung  der  öffentlichen  Mafse  und  des  Ma£s- 
rechts  heifst  es  dort  S.  397  zunächst:  „In  Paris  bildet  sich  aus  den  ge- 
bührenfreien eine  besondere  Genossenschaft  von  GroCakauf leuten ,  die 
Mercatores  ponderis".  Eine  Genossenschaft  auf  solcher  Grundla^  hat  es 
allerdings  nicht  gegeben.  Die  Mercatores  ponderis,  die  liarchands  d'avoir 
de  poids,  sind,  wie  oben  bemerkt,  Verkäufer  von  sog.  Pfundwaren,  d.  h. 
Gewürzkrämer;  der  Name  Mercator  ponderis  hat  mit  dem  öffentlichen 
Mafs  und  dem  Mafisrecht  auch  nicht  das  allergeringste  gemein.  Grebühren- 
frei  ist  alsdann  die  Genossenschaft  der  Gewürzkrämer  keineswegs  gewesen. 
Die  Krämer  behaupteten  nur,  von  dem  Wiegezwang,  d.  h.  von  der  P&cht| 
auch  ohne  ausdrückliches  Verlangen  des  ELäufers  auf  der  Königswage  zu 
wiegen,  befreit  zu  sein;  sie  haben  aber,  wie  das  Livre  des  Aßtiers  und 
die  wiederholten  Parlamentsentscheide  zeigen,  selbst  diesen  Ansprach,  der 
noch  lange  keine  Gebtthrenfreiheit  bedeutet,  niemals  durchzusetzen  vermocht 
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Der  Wiegezwang  bestand  ferner  für  bestimmte  Wollsorten. 
Ungewaschene  Wolle  war  frei.  Dagegen  war  fiir  gewaschene 
WoUe  unbedingt  das  Wi^egeld  zu  zahlen,  gleichviel  ob  sie  ge- 
wogen wurde  oder  nicht.  Der  Gebührensatz  war  ein  Obolus 
für  je  9  Pfund  Gewicht;  hierfür  wurde  aber  der  Tonlieu  auf 
die  Wolle  nachgehissen^.  Ekiglische  Wolle  unterlag  gleichfalls 
dem  Wiegezwang  und  zwar  zu  derselben  Gebühr;  es  waren  zu 
zahlen  18  Denare  für  den  Sack  von  36  Stein  Gewicht^,  den 
Stein  zu  neun  Pfund  gerechnet®.  Jedoch  wurde  hier  keine 
Befrdung  vom  Tonlieu  gewährt*.  Ob  für  Wollgarn  der  Wiege- 
Bwang  vo^eschrieben  war,  ist  aus  den  Angaben  des  Titels  nicht 
mit  Sicherheit  zu  ersehen^. 

Eine  vereinzelte  Bestimmung  über  den  Wiegezwang  findet 
sich  noch  in  dem  Statut  der  Filzhutmacher.  Wenn  die  Hutmacher 
Lammfelle  in  ganzen  Posten  kaufen,  ohne  dafs  das  Gewicht 
genannt  wird,  so  ist  die  Ware  nicht  wiegepflichtig.  Wird  dagegen 
nach  Gewicht  gehandelt,  so  muls  die  Ware  auf  der  Rönigswage 
bewogen  werden®.  Einige  andere  Handwerkerschaften  verzeichnen 
dagegen  in  ihren  Statuten,  dafs  ihr  Gewerbe  dem  Wiegezwang 
nidht  unterworfen  ist^. 

3.    Das  Hallengeld  und  die  Marktstandgelder^  sind 

Mayer  föhrt  dann  a.  a.  O.  Anm.  1  fort:  „Die  Mercatores  ponderis  sind 
aufgezählt  Olim  II  S.  279:  sie  sind  von  der  Abgabe  aach  über  den 
B«trag  von  24  L  hinaus  frei  (auch  Olim  I  S.  330).  Daraus  ergiebt  sich, 
dafs  in  Paris  gerade  wie  in  Ronen  die  gewöhnlichen  mercatores  bis  zu 
24  L  frei  sind.''  Eine  derartige  Abgabe  hat  weder  in  Paris  noch  in 
Ronen  bestanden.  Der  Ausdruck  Libra  in  den  betreffenden  Urkunden 
(die  erste  ist  hier  oben  Anm.  3  wiedergegeben)  bedeutet  nicht  die  Geld- 
mfinze  Libra  (das  Pfund  Silbers),  sondern  das  Pfiind  Gewicht.  Die  beiden 
Urkunden  sagen,  dafs  Pfnndwaren  in  Mengen  bis  zu  24  Pfund  Gewicht 
dem  Wiegezwang  nicht  unterworfen  sind  (s.  oben  im  Text). 

^  Quiconques  vent  ou  achate  Idnne  de  brebiz  ou  de  mouton  lav^e, 
il  ne  doit  point  de  tonlieu  car  11  pois  le  Roy  Taquite;  et  doit  au  pois  le 
Roy  de  chascunne  IX  livres  pesanz  obole.  Et  autant  doit  eile  se  eile 
estoit  pes^  comme  se  eile  n*est  pas  pes6e.    L.  d.  M.  II  Tit.  25  Art  4. 

^  Der  Stein  (stone),  als  Gewichtsbestimmung  in  England  noch  jetzt 
gebräuchlich. 

^  Lainne  qni  vient  d'Engleterre,  li  vendierres  doit  pour  chascun  sac 
vendu  XVm  d.  et  li  achatierres  XVIII  d.  s'il  poise  XXXVI  pierres  au 
pois  de  IX  livres  la  pierre ;  et  s'il  poise  mains  de  XXXVI  pierres  il  poie- 
ront  mains,  ä  la  reson  qui  est  dite  devant.    Tit  25  Art.  6. 

^  Et  autant  poieront  li  vendierres  et  li  achatierres  de  tonlieu  se  eile 
est  pes^e  conune  se  eile  n^est  pas  pes^e.    Tit.  25  Art.  7. 

^  Art  2  des  Titels  26  L.  d.  M.  II  sagt  nur,  dafs  Wollgarn,  wenn  es 
einen  geringeren  Wert  als  2  den.  das  Pfiind  hat,  weder  Tonlieu,  noch 
Hallengeld  oder  Wiegegebühr  zu  zahlen  hat.  Ob  dann  die  bessere  Wolle 
wi^epflichtig  war,  ist  nicht  deutlich  gesagt  Art.  3,  der  die  Tonlieusätze 
aufrahrt,  bemerkt  nur:  Ainsi  de  plus  plus,  de  mains  mains,  soit  pes^ 
ou  k  peser. 

^  Se  Chapeliers  de  feutre  achate  ugnelins  en  tache  sanz  nomer  pois, 
il  ne  le  doit  pas  fere  peser;  et  se  11  pois  est  nomäs  il  doit  pour  chascun 
pois  poitevine,  soit  pesez  ou  ne  soit    L.  d.  M.  I  Tit  91  Art  17. 

^  L.  d.  M.  I  Tit  32  Art  2,  Tit  54  Art  7,  Tit  92  Art.  6. 

«  Mayer,  Zoll  S.  411  ff.  n^^^]^ 
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rein  dingliche  Gebühren.  Sie  stehen  in  keinem  Zusammenhang 
mit  den  Zöllen,  iDsbesondere  mit  dem  Teloneum  und  sind  sogar  — 
eine  seltene  Ausnahme  —  unabhängig  von  den  Standesvorrechten. 

Die  Ansetzung  des  Hallengeldes  (Hallage)  erfolgt  zumeist 
nach  den  bekannten  Einheiten  Wagen,  Karre,  Pferdelast,  Traglast 
Das  Hallengeld  Air  Getreide  betrug  einen  Denar  für  die  Karre, 
einen  Obolus  für  die  Pferdelast,  die  Gebühr  ist,  wie  der  Tarif 
ausdrücklich  hervorhebt,  gleichmäfsig  zu  zahlen  für  fremde  Bürger 
und  Händler ^  für  Adel  und  Geistlichkeit^  und  flir  die  Pariser 
Bürger,  wenn  diese  ihr  Korn  in  einer  Karre  oder  mit  einer  Pferde- 
last an  den  Markt  bringen  ^.  Für  Brot  waren  an  Hallengeld  zu 
zahlen  vier  Denare  fUr  den  Wagen,  zwei  Denare  für  die  Karre, 
ein  Denar  für  die  Pferdelast  und  ein  Obolus  für  die  Traglast*. 
Für  Gemüse  war  für  den  Karren  ein  Denar,  für  die  Pferdelast  und 
Traglast  ein  Obolus  Hallengeld  von  Fremden  wie  von  Einheimischen 
zu  geben  ^.  Für  Wolle,  Wollgarn,  Leinengarn,  Lein  und  Hanf 
hatte  jeder  Verkäufer,  wenn  er  seine  Ware  abstellte  oder  auf 
einem  Stand  feil  hielt,  einen  Obolus  für  die  Traglast  und  einen 
Denar  für  die  Karre  zu  zahlen^. 

Das  Standgeld  (Estalage,  Stallagium)  war  für  die  Be- 
nutzung eines  Marktstandes  (Estal)  zu  entrichten.  Der  für  die 
Stände  gezahlte  Betrag  ist  uns  bei  einigen  Handwerkerschaften 
überliefert,  wobei  es  sich  mehrfach  zeigt,  dafs  zwei  oder  mehr 
Handwerker  sich  in  einen  gemeinsamen  Stand  teilten.  Die 
Snangenmacher  zahlten  jährlich  zwölf  Sols  für  einen  ganzen 
oaer  sechs  Sols  für  einen  halben  Stand  ^.  Die  Holzgeschirr- 
macher zahlten  jedesmal  einen  Denar  für  den  Stand,  gleich- 
gültig  wie   viele  Handwerker  darin  feil  hielten®.     Die  Gürtler 


^  Charet^e  de  blä  as  marchans  ou  k  bourgois  forains  oa  k  paisanz 
doit  chascune  charret^e  qui  entre  la  hale  ou  el  marchiä  de  Paris  au  Bamedi 
ou  aas  aatres  joars  pour  vendre ,  doit  I  d.  de  halage.  L.  d.  M.  II 
Tit  10  Art.  1. 

'  Charret^  de  bl6  k  prestre  k  der  ä  Chevalier  ou  k  escuier  ou  k 
gentU  home,  se  ele  entre  es  hales  de  Paris  ou  en  marchiö  au  samedi  ou 
auz  autres  joars  ou  sear  semeine  ele  doit  I  d.  de  halage.    Art.  2. 

*  BourgoiB  de  Paris  qui  vent  le  bl^  de  ta  terre  ne  point  de  tonliu 
ne  de  halace  se  il  ne  feit^orter  son  bl6  k  cheval  oa  k  charrete  es  hales 
ou  el  marcni^  de  Paris.  Et  s'i  le  fet  mener  k  cheval  il  doit  obole  de 
halage  et  B*i  le  meine  en  charete  il  doit  I  d.  de  halage.    Art.  6. 

*  Tit  9  Art.  1. 

6  Tit  23  Art.  3  and  4. 

^  Lins  oa  chanvres  aport^  k  col  au  samedi,  s'il  est  mis  k  terre  oa 
k  estal  doit  obole  de  halage.  Tit.  29  Art.  1.  S.  aach  Art.  3  and  4, 
Tit.  25  Art  8  and  9,  Tit  26  Art.  4,  Tit.  28  Art.  2,  wo  halage  statt 
tonlieu  za  lesen  ist. 

"^  Nas  Fremailliers  de  laton  ne  doit  riens  de  nalle  chose  qu'il  achate 
ne  vende  apartenent  k  son  mestier  fors  tant  sealement  XII  s.  de  cens  de 
chascan  estal  et  da  demi  estal  VI  s.,  eil  qai  les  estaus  tienent.  L.  d.  M.  I 
Tit  42  Art  8. 

B  II  doit  I  d.  d'estalage  aa  Boy  de  chascan  estal,  ja  tant  de  persones 
n'i  aura.    L.  d.  M.  Tit  49  Art.  4. 
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hatten  ihre  Marktstände  gegen  einen  festen  Zins  vom  König 
gekauft  ^ 

Die  Weber  und  die  Tucher  zahlten  teils  ein  festes  Standgeld, 
teils  eine  nach  dem  eingenommenen  Baum  abgemessene  Gebühr. 
Der  Pariser  Weber  hatte  für  den .  Verkau&stand  jährlich  fUnf 
Sols  und  aulserdem  Jeden  Samstag  drei  Obolen  Standgeld  zu 
geben  *.  Die  Pariser  Tucher  hatten  ihre  eigene  Halle,  deren  Stand- 
plätze sie  an  ihre  Genossen  vermieteten.  Für  jede  £lle  Stand- 
raum zahlten  sie  jährlich  vier  Solidi  an  den  König  ^. 

Der  Verkauf  in  den  Häusern  und  Werkstätten  der  Hand- 
werker unterliegt  an  marktfreien  Tagen  keinen  Beschränkungen ; 
an  den  Wochenmarktstagen  waren  dagegen  die  Pariser  Hand- 
werker regelmäfsig  verpflichtet,  auf  dem  Markte  feil  zu  halten^. 
Einige  Handwerkerschaften,  die  Messingschnallenmacher'',  die 
Gürtelbeschläger  ^,  die  Botgiefser^,  die  Spangenmacher  ^,.  die  Holz- 
geschirrmacher®, die  Hutmacher ^^  die  Töpfer",  verzeichnen  in 
mren  Statuten,  dafs  sie  von  dieser  Verpflichtung  befreit  seien. 
In  Paris  bestanden  im  dreizehnten  Jahrhundert  zwei  Wochen- 
marktstage;  der  kleinere  Wochenmarkt  war  am  Freitag,  der 
Hauptmarkt  am  Samstag.  Eine  Verordnung  über  die  Pflicht 
der  Marktbeschickung  nebst  einem  Verzeichnis  der  Handwerker- 
schaften, die  am  Freitag  und  derer,  die  am  Samstag  den  Markt 
beziehen  sollen,  ist  uns  erhalten^'. 


^  Nns  Corroiers  ne  doit  rien  de  coushime  de  chose  que  11  acbate  ne 
vende  apartenant  k  Bon  mestier  fors  qae  son  estalage:  c'est  &  savoir  le 
cens  de  leur  estaus  qu'il  ont  achet^  k  touz  jours  da  R07.  L.  d.  M.  I 
Tit  87  Art.  36. 

«  L.  d.  M.  U  Tit  24  Art.  14.  L.  d.  M.  I  Tit.  50  Art  88,  wo  indes 
das  wöchentliche  Standgeld  nur  mit  1  Obolus  angegeben  wird.  Jeder 
Stand  soll  VU  Ellen  lang  sein. 

s  L.  d.  M.  II  Tit  24  Art  16.  Während  des  Jahrmarkts  von  Saint- 
Ladre  war  von  fremden  und  einheimischen  Tuchhändlem  eine  besondere 
Abgabe,  buche  (Kasten)  genannt,  zu  zahlen.    Tit.  24  Art  17  ff. 

*  Mayer,  Zoll  8.  397. 

^  Ne  il  ne  sont  pas  tenu  d'aler  ou  marchiä  lou  Roy  se  il  ne  leur 
piaist    L.  d.  M.  I  'Kt  22  Art.  4. 

*  Ne  n'est  tenus  d'aler  au  marchi^  vendre  ses  denr^es  se  il  ne  11 
piaist:  ne  onques  n'i  alerent.    Tit  25  Art  8. 

'  Tit  41  Art  4. 
»  Tit  42  Art  6. 
»  Tit  49  Art.  3. 
1»  Tit  92  Art.  7. 

11  L.  d.  M.  I  Tit.  74  Art.  5,  II  Tit.  20. 

^'  Auz  vendredy  et  samedy:  merciers,  balanciers,  miroyers,  espinffliers, 
aumussiers,  ^ntiers  de  laine,  tainturiers  de  fil  et  de  laine,  marcnands 
tabletiers,  peigniers,  grainiers  (wohl  gainiers  z.  1.),  maietiers,  faiseurs  et 
marchands  de  bouges  et  cofires,  filandriers,  cometiers,  bouteillers  et 
faiseurs  de  bouteiUes,  comporteurs  de  mercerie  k  tablettes,  frepiers, 
marobands  de  sarges,  gantiers  de  cuir,  boursiers,  baudriers,  canevaciers. 

Au  samedy:  tous  les  devant  nommez  ayecques  ceulz  qui  s'ensuivent: 
c'est  assavoir,  drappiers  et  marchands  de  draps,  chaussiers,  marchands  de 
laine,  coidiers,  chaudroniers ,  tanneurs,  marchands  de  cordouan  conrroy^, 
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Auch  zur  Teilnahme  an  dem  grofBen  Pariser  Jahrmarkt  von 
Saint- Ladre  waren  die  Handwerkerschaften  verbunden.  E^inzelne 
Gewerke  hatten  ihre  Pflicht  im  dreizehnten  Jahrhundert  abgelöst; 
so  zahlten  die  Seidenwarenhändler  ein  jeder  drei  SoIb  fiir  die 
Befreiung  von  der  Pflicht,  einen  Stand  auf  dem  Jahrmarkt  ein- 
zunehmen ^.  Die  Fleischer  gaben  insgesamt  eine  Abfindung  von 
vier  Liyres^.  Die  Sattler  und  die  Kleinschmiede  hatten  zur 
Ablösung  gleichfedls  einen  Gesamtbetrag,  den  das  Livre  des  Metiers 
mit  40  Sols  angiebt,  vereinbart^.  Einzelne  HandwerkerschiAen 
verzeichnen  femer  ihre  Pflicht,  den  Jahrmarkt  von  Saint-Germain 
zu  beziehen.  Die  Säckler  hatten  jährlich  zwei  Denare  Standgeld 
für  Saint-Germain  zu  zahlen,  gleichviel,  ob  sie  zu  Markt  gingen 
oder  nicht  ^.  Die  Krämer,  Gürtler  und  Messerschmiede  gab^i 
gemeinsam  vierzig  Sols  zur  Ablösung  der  Pflicht,  den  Jahr- 
markt von  Saint-Germain  zu  beziehen^.  — 

Die  Ab^ben  des  Livre  des  Metiers,  die  bei  der  Heraus- 
nahme einzelner  Zollrechte  und  Bestimmungen  sich  jeder  zu- 
reichenden Auslegung  entziehen,  gewinnen  ein  anderes  Ansehen, 
wenn  wir  die  Grundsätze  über  die  sachliche  und  persönliche  ZoU- 

§  flicht  im  Zusammhang  betrachten  und  ordnen.  Unter  Auslassung 
es  Wegegeldes  und  der  Marktgebühren  als  dinglidier  Nutzungs- 
gebühren, die  ihre  Rechtfertigung  in  sich  tragen,  wird  das  Zoll- 
system des  Livre  des  Metiers  hergestellt  durch  das  Peage,  das 
Rivage,  den  Tonlieu  und  Conduit,  und  die  Weinzölle.  Hierbei 
werden  alle  die  zahlreichen  Kombinationen,  die  wir  zuvor  kennen 
lernten,  von  zwei  Scheidungen  durchzogen :  die  Scheidung  zwischen 
Wirtschaftsgut  und  Handelsgut^,  und  zwischen  Einheimischen 
und  Fremden.  In  den  einzelnen  Tarifbestimmungen  kehren  diese 
Einteilungen  immer  wieder.  Das  P^age  ist  in  der  Hauptsache 
ein  Zoll  auf  Handelsgut  und  eine  Vorbelastung  der  Fi^mden. 

cordouenniers,   savetierSi   faiseurs  de  petita  souliers.  chandeliers  de  suif, 
potiers  de  terre  (s.  jedoch  oben  S.  65  Anm.  11),  soumetien,  lantermen,  et 

f^D^ralement  toaz  autres  marchans  et  mestiers  qui  par  reson  et  ont 
'anciennetä  accoostomä  de  aller  et  porter  et  hke  porter  leara  denr^es 
et  marchandises  en  halles  par  les  jours  oa  jonr  dessoB  nommes. 
Depping  S.  438. 

^  Nul  marchant  de  soye  iie  peut  yendre  que  en  la  halle  dorant  la 
dicte  foire ;  mais  pour  ce  que  c'est  bien  penible  chose  on  a  aocoustumä  de 
quitter  tous  marcnands  aui  mettent  avant  pour  III  s.  par.  et  vault  com- 
munee  ann^es  X  11  v.  VIII  s.  par.    Depping  8.  443. 

«  Depping  S.  444. 

"  Die  Abfindung  der  Sattler  and  Kleinachmiede  wird  im  L.  d.  M.  I 
Tit.  78  Art.  39  und  Tit.  82  Art  9  übereinstimmend  auf  40  Sok,  in  dem 
Verzeichnis  der  Marktgefälle  Depping,  S.  444  dagegen  auf  10  Livree 
augesetzt 

*  Et  doivent  chacun  an  (jour)  de  la  foire  Saint  G«rmain  II  deniers 
chacun  pour  sa  place,  voisent  ou  non.    L.  d.  M.  I  Tit  77  Art.  2. 

6  L.  d.  M.  I  Tit  87  Art  25.  Über  die  Verpflichtung  der  Pariser 
Tucher,  den  Lendit  genannten  Jahrmarkt  bei  St  Denis  zu  Desuchen,  vgl. 
A.  d.  P.  I  S.  321  (A.  1248-1253). 

«  S.  oben  S.  56  Anm.  1. 
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Das  Handelfiigat,  das  von  Auswärtigen  eingeführt  oder  von  Ein- 
heimischen nach  aufserhalb  verschickt  wird ,  unterliegt  der  Ver- 
Bollung.  Zwischen  P^e  einerseits,  Tonlieu  und  Öonduit 
andererseits  besteht  keine  Verbindung;  nur  bei  Getreide  wird 
auf  den  Umsatz  am  Orte  Rücksicht  genommen.  In  engem 
Zusammenhang  stehen  dagegen  Tonlieu  und  Conduit,  Umsatz 
und  Durchiuhr.  Die  Benutzung  der  marktmäfsigen  Einrichtungen 
und  der  Umsatz  am  Orte  begleichen  den  Conduit,  ihre  Umgehung 
dag^en  verpflichtet  zu  der  Abgabe. 

Es  ist  unrichtig  und  flihrt  nur  zu  Fehlschlüssen,  wenn  die 
in  dem  Conductus  zusammengefaisten  Rechte  aus  einem  einheit- 
lichen Ursprung  abgeleitet  werden.  Das  mittelalterliche  Qeleitsrecht  ^ 
beruht  vielmehr  auf  einer  zweifachen  Grundlage;  die  eine  wird 
hergestellt  durch  das  allgemeine  Schutzbedürfnis  des  Fremden 
(Reisenden,  Kaufmanns,  Markt&hrers) ;  die  andere  durch  die 
mittelalterliche  Auffassung  von  dem  örtlichen  Güterverkehr.  Mit 
Bezug  auf  den  Fremdenschutz  muls  bei  der  Untersuchung  des 
Conductus  vor  allem  genau  unterschieden  werden  zwischen  leben- 
dem und  todtem  Geleit^;  so  lange  hierauf  nicht  Rücksicht  ge- 
nommen wird,  ist  eine  zutreffende  Schilderung  des  Geleitsrochts 
und  seiner  Entwicklung  überhaupt  nicht  möglich.  Das  lebende 
und  das  tote  Geleit  laufen  wiederum  nicht  paraUel,  sondern 
haben  gänzlich  verschiedene  Begründung. 

Der  Conductus  der  Fremden  ist  von  An&ng  an,  wenn  nicht 
ausschliefsKch,  so  doch  in  der  Hauptsache  totes  Geleit,  conductus 
mortuus  sive  literalis,  gewesen.  Der  wirksame,  die  Verpflichtung 
zu  thatsächlichem  Eintreten  in  sich  schliefsende  Schutz  durch 
Goldtsbriefe  wurde  schon  in  der  fränkischen  Zeit  geübt  ^  und  hat 
auch  späterhin  die  gröfsere  Bedeutung  besessen.  Das  Brie&eleit 
führt  den  einzelnen  Fremden  pder  die  Angehörigen  einer  Kor- 
poration über  weite  Strecken.  Örtlich  tritt  dann  wohl  in  einzelnen 
Fällen  das  lebende  Geleit  hinzu,  das  indes  häufig  nur  eine  Form 
und  ein  Vorwand  zur  Erhebung  von  Abgaben  ist^.  Im  drei- 
zehnten Jahrhundert  ist  das  tote  Geleit,  sei  es  durch  persönliche 
Briefe  oder  durch  korporative  Privil^en,  allgemein  und  in 
weitestem  Umfang  ausgebildet  Die  Anwendung  der  Geleitsbriefe 
ist  eine  mannichfaltige.  Wir  finden,  dafs  selbst  einzelne  Städte 
ihren  Bürgern  das  Briefgeleit  mitgeben,  um  ihnen  gewisse  Frei- 
häten  in  der  Zollbehandlung  zu  sichern^. 

Das  zweite  den  Conductus  begründende  Moment  umgreift  die 
verschiedenen    Forderungen,    die  sich    aus  der  mittelalterlichen 

^  Der  Ausdruck  Conductus  bezeichnet,  gemäfs  der  Terminologie  des 
MittelalteiB.  sowohl  das  Becht  wie  die  darauf  radicierte  Abgabe. 

'  Hai  tau  8,  Gloss.  germ. 

»  Brunner,  D.R.G.  ü  S.  49. 

*  Vgl.  die  Angaben  über  Geleit  und  Geleitszölle  bei  Geering 
S.  19^-209,  8.  296  £ 

B  S.  unten  8.  70  Anm.  1. 
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Auffassung  vom  örtlichen  Güterverkehr  ergeben.  In  erster  Linie 
steht  hierbei  nicht  das  eigentliche  territorial-hoheitliche  Recht 
(Verbietungsgewalt  gegenüber  fremder  Durchfuhr)*,  denn  auch 
der  DurchAihrhandel  der  Einheimischen  unterliegt  dem  Conductus. 
In  der  ganzen  Ausgestaltung  des  Conductus  zeigt  sich  vielmehr 
der  jenem  Zeitalter  stets  gegenwärtige  Anspruch  eines  Stapelrechts; 
hieraus  erklärt  sich  wiederum  die  örtliche  Häufung  der  als  Con- 
ductus, Transversum  u.  ähnl.  bezeichneten  Abgaben.  Nach  der 
Anschauung  des  Mittelalters  hatt«  jeder  Bezirk  das  erste  Anrecht 
auf  die  vorhandenen  Verkehrsgüter  ^.  Gestattete  man  die  Durch- 
fuhr, ohne  dafs  die  Ware  den  Stapel  hielt,  so  wurde  eine  Gebühr 
gefordert.  Es  ist  der  aus  dieser  Auffassung  hervorgehende  An- 
spruch auf  eine  Handelsabgabe,  der  zur  Ausbildung  des  Con- 
ductus vorzugsweise  beigetragen  hat,  und  der  wiederum  die 
Altemation  zwischen  Conductus  und  Teloneum  bewirkt.  — 
Fremdenschutz  und  Stapelrecht  sind  demnach  die  beiden  Wurzeb, 
aus  denen  der  Conductus  hervorgegangen  ist,  und  von  denen  bald 
die  eine  bald  die  andere  sich  stärker  entwickelt  zeigt  ^.  — 

Volkswirtschaftliche  Anschauungen  sind  in  den  Pariser  Zoll* 
tarifen  deutlich  ausgeprägt.  Die  Verkehrsgüter  sollen  nach  Möglich- 
keit in  den  örtlichen  Markt  hineingezogen  und  vor  allem  dort  fest- 
gehalten werden.  Die  Verschickung  nach  aufserhalb  ist  deshalb 
regelmäfsig  zollpflichtig;  in  übereinstimmender  Weise  findet  sich 
dies  bei  dem  P^age,  dem  Tonlieu  und  Conduit  und  den  Wein- 
zöllen. Das  Angebot  am  Orte  wird  durch  eine  Reihe  zweck- 
dienlicher Mafsnahmen  und  Erleichterungen  vermehrt;  die  Absicht 
zeigt  sich  besonders  klar  in  einzelnen  Bestimmungen,  wie  über 
die  Einfuhr  und  Einlagerung  des  neuen  Wdns  und  über  die 
ZoUfreihdt  der  (städtisch-)einheimischen  Landwirtschaft;.  Abgabe- 
pflichtig ist  im  übrigen  grundsätzlich  nur  der  Handel,  bei  dem 
stets  die  Voraussetzung  gewinnbrin^nder  Thätigkeit  besteht 
Der  Hausbedarf  ist  frei.  Es  ist  wiederholt  darauf  hinzuweisen, 
dafs  nicht  nur  der  einheimische,  sondern  auch  der  fremde  Käufer 
für  die  Gegenstände  seines  häusUchen  Bedarf!»  vom  Zoll  be- 
freit ist. 

Das  Zollsystem  des  Livre  des  Mätiers  selbst  beruht  auf  dner 
Reihe  vereinzelter  Zollberechtigungen.  Eine  allgemeine  Zoll- 
pflicht und  selbst  eine  allgemeine  Verbrauchsabgabe,   die  unter- 

1  S.  unten  4.  Kap.,  Marktversorgnnff. 

>  Der  Anspruch  des  Stapelrechts  ist  besonders  deattich  ausgesprochen 
bei  dem  Conductus  für  die  Durchfuhr  durch  reine  Stadtgebiete,  wie  hier 
St.  Omar  und  Amiens.  —  Die  Darstellung  des  Conductus  bei  Mayer 
(Zoll  S.  429  und  462,  Verf.  II  S.  203  ff.)  ist  mcht  zutreffend  und  hinsichüich 
der  Quellen  nicht  ^enau  (die  Grundauf&ssung  Zoll  S.  429  wird  z.  T.  von 
Mayer  selbst  berichtigt  Verf.  II  S.  118  Anm.  26).  In  den  Belegstellen, 
insbes.  Verf.  II  S.  205,  werden  die  yerschiedenartiffsten  Abgaben  willkür- 
lich unter  dem  Geleits^eld  behandelt.  —  Vgl.  im  Übrigen  die  reichhaltigen 
älteren  Belegstellen  bei  Ducange  w.  Conductus,  Guida,  Winagium.  S. 
auch  Waitz,  Deutsche  Verf.-Gesch.  8  S.  375. 
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schiedslos  alle  GegenatäDcle  ajnfEtfst,  sind  dem  Zollrecht  jener 
Zeit  fremd  ^.  Die  Besteuerung  erfafst  immer  nur  einen  einzelnen 
Vorgang,  der  mit  einer  besonderen  Abgabe  belegt  ist.  Kumulierten 
sich  dran  —  wie  bei  P^e,  Tonlieu  und  den  Weinzöllen  —  in- 
folge des  Verkehrs  die  einzelnen  Vorgänge,  so  vervielMtigte 
sich  die  Steuer.  — 

Eine  äufserlich  ein&chere  Gestaltung  zeigt  der  Tarif  von 
Bapaume,  einer  Zollstelle  zwischen  Vermandois,  Artois  und 
Flandern  ^.  Der  örtliche  Handel  und  Verbrauch  tritt  hier  in  den 
Hintergrund  und  wird  nur  wenig  berücksichtigt;  der  Zoll  von 
Bapaume  ist  in  erster  Reihe  ein  Durchgangszoll  für  den  Verkehr 
mit  Flandern.  Der  Tarif  wurde  nach  dem  Friedensschlufs  zwischen 
Philipp  II.  Augustus  und  dem  Grafen  von  Flandern  durch  ört- 
liche Zeugenvernehmung  im  Jahre  1202  festgestellt^. 

Das  Zollrecht  von  Bapaume  kennt  nur  vier  Zölle,  die  Chauciö, 
den  Travers,  den  Conduit  und  die  Douzaine.  Das  Wegegeld 
(Chauci6)  beträgt  1  Obolus  bis  1  Denar.  Die  Sätze  für  Travers 
und  Conduit  waren  sowohl  fbr  einzelne  Güter,  wie  auch  fUr  einzelne 
Städte  und  Ortschaften  verschieden  angesetzt,  wobei  Ermäfsigungen 
bezw.  Befreiungen  sowohl  fhr  die  eine  wie  für  die  andere  Ab- 
gabe gewährt  wurden^.  Wer  nach  Bapaume  zu  Markte  kam, 
war  fm  von  Abgaben,  wenn  er  am  gleicnen  Tag  zurückkehrte^. 
Die  Eiinwohner  von  Flandern  genossen  ZoUfreiheit  für  die  aus 
Flandern  eingeführten  und  für  die  in  der  Burggrafschaft  Bapaume 
gekauften  Güter.  Der  Zollpflicht  unterlagen  dagegen  die  aus 
Frankreich,  die  von  den  Jahrmärkten  (gemeint  sind  wohl  die 
Jahrmärkte  der  Champagne)  und  die  aus  Burgund  eingeführten 
Waren®.  Die  Leute  aus  dem  deutschen  Reich  durften  ihre  Waren 
frei  nach  Bapaume  einführen  und  daselbst  gekaufte  frei  zurück- 
führen; die  Durchfuhr  war  jedoch  zollpflichtig'^. 

Anden  sind  dagegen  die  Grundsätze  der  assisia  (Maletöte,  UngeldX 


Vgl.  Maver,  Zoll  S.  417,  Giry  S.  244  und  S.  585  ff. 

2  Ober  die  Burggrafschaft  Bapaume  s.  Taillar  Einl.  S.  121. 

*  Taillar  S.  187  Vgl.  hierzu  einen  Parlamentsentscheid  von  1279 
bei  Faeniez,  Doc.  S.  284. 

^  Vgl.  auch  den  in  der  letzten  Anm.  erwähnten  Entscheid  für  die 
Bürger  von  Toumaj  wegen  Entrichtung  des  Pedagium  in  Bapaume. 

^  Chil  qui  vienent  ä  Balpanmes  nomeement  per  marchiä  ne  doiyent 
nient  de  chon  que  il  amainent  pour  que  il  s'en  revoisent  le  jour  meisme 
de  \k  le  bes.    Taillar  S.  27  Art.  17. 

*  Chil  de  Flandres  poent  mener  de  la  tierre  en  le  castelerie  et  d'iloec 
ramener  en  lor  tiere  ne  doivent  nient,  ne  d'autre  avoir  que  il  i  prende- 
roient;  mais  s'il  faisoient  venir  avoir  de  Franche  u  de  Fiestes  u  de 
Boigoigne  per  yendre  ou  per  demorer  en  le  castelerie  il  en  deveroient 
autant  comme  s'il  le  fi&isoient  mener  en  Flandres  ou  aillours.  Taillar 
&  27  Art  18.  Die  Zollpfiicht  für  Waren  aus  der  Champagne  wird  a.  a.  0. 
8.  14  erwähnt 

"^  Se  chil  de  TEmpire  en  remenoient  avoir  de  le  castelerie  en  lor 
tieres  n'en  deveroient  ment;  mais  del  avoir  qu'il  aroient  amene  de  lor 
tierre  en  le  castelerie  il  deveroient  traviers  pour  qu*il  le  menaisent  outre 
le  bos  (sc.  d'Arrouaise)  u  en  Flandres.    Taillar  S.  27  Art  16-/^ ^^^T^ 
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Den  Bürgern  der  Carito  von  Arras,  den  Bürgern  von  St.  Omer, 
von  Douai  und  von  Ypem  wurde  ein  Zollnaehlafe  gewährt,  wenn 
sie  Brief  und  Siegel  ihrer  Stadt  vorwiesen  *.  Doch  durfte  in  der 
gleichen  Ladung  Keinerlei  Ware  aus  einer  anderen  Stadt  milge- 
nlhrt  werden.  Die  Sätze  selbst  zeigen  grofse  Abstände.  Der 
Conduit  ist  am  niedrigsten  bei  Wein  und  Salz  mit  sechs  Denaren 
für  die  Karre  und  zwei  Denaren  bezw.  1  Den.  flir  jedes  vorgespannte 
Pferd  ^  und  erscheint  am  höchsten  bei  Tuch  und  Spezereien  mit 
fönf  Solidi  nebst  einem  Denar  für  jedes  Zuetier".  Der  Travers 
ist  teils  nach  dem  Sttlck,  teils  nach  der  Ladung  angesetzt. 

Die  Douzaine  ist  eine  m.  W.  noch  nicht  bemerkte  oder  er- 
klärte Abgabe*.  Der  Tarif  von  Bapaume  verzeichnet  bei  den 
meisten  Artikeln  einen  besondem  Satz  ,,en  douzaine" ;  so  Art  5 :  XDL 
d.   de  chascune  parchoniere  (Person,  Teilhaber  an  der  Ladung) 

auant  la  douzaine  est;  Art  9:  Li  cars  k  dras  de  Bruges  ou  de 
ant  en  douzaine  XLII  S.;  Art.  10:  de  chascune  plate  XII  d. 
de  douzaine  cant  ele  est;  Art  1 1 :  Gent  qui  doivent  traviers  doivent 
douzaine  und  öfter.  Unter  dieser  douzaine  ist  m.  E.  zunächst 
ein  zwölftägiger  Zeitraum  und  zwar  ein  Jahrmarkt  zu  verstehen; 
die  hiermit  verbundene  Abgabe  wurde  alsdann  gleichfalls  douzaine 

fenannt.  Bei  Jahrmärkten  wurden  regelmäfstg  von  den  Zu- 
ehrenden besondere  Abgaben  erhoben,  die  Douzaine  ist  laut 
Tarifs  ein  solcher  zeitweiliger  Zuschlag  zu  den  gewöhnlichen 
ZöUen.  — 

Die  Zolltarife  von  St  Omer  behandeb  wiederum  sowohl 
den  Handel  wie  auch  den  örtlichen  Verbrauch.  Die  dort  be- 
stehenden Abgaben  sind  Ruagium,  porta^um,  telonenm  im  Wechsel 
mit  transversum,  saccagium  und  das  foragium  der  Burggrafen; 
femer  wurden  an  Nutzungsgebtihren  erhoben  die  Cauchii  und 
das  Fouage  und  die  marktmäfsigen  Abgaben. 

Ruagium  (Rouage),  Portagium  (Thorgeld)  und  Teloneum 
sind  Zölle,  die  nach  den  uns  b^ts  bekannten  Grundsätzen  er- 
hoben werden.     Befreit  ist  der  Stadtbürger   ftlr  Hausbedarf  und 


1  Die  betreffenden  Stellen  sind  von  Ernst  Mayer  mifsrerstanden 
worden.    M.  glaubt,  dafs  „für  den  gezahlten  Conduit  ein  Oeleftsbrief  ge- 

Seben  wird''  und  knttpft  daran  weitere  Schlüsse  (Verf.  IT  S.  204,  218,  218). 
^er  Tarif  sagt  aber  gerade  das  Gegenteil,  nämlich  dafs  die  obengenannten 
Stadtbürger  ihre  lettres,  d.  h.  Srief  und  Siegel  ihrer  Stadt,  von  Hanse 
mitbringen  und  vorzeigen  müssen.  Nur  wenn  sie  im  Besitz  dieses  Ans- 
weises  sind,  wird  ihnen  Zollermäfsigang  gewflhrt  Chascune  carge  d'ayoir 
de  pois  XVI  d.  sor  somier  pouroec  (==  ponrvn)  qu*il  aient  lettres  nar  ke 
li  ayoirs  soit  k  borgois  de  la  cartre  (lies  carite,  a.  a.  O.  Art  9)  d' Arras 
manans  dedens  les  murs  u  k  borgois  de  Saint  Omer  dedens  les  murs 
manans.  Taillar  S.  22  Art  8  und  öfter.  Li  cars  d'Ynpre  XVIU  et  s. 
VIII  d.;  et  cant  U  est  douzaine  de  chascun  parchonier  All  d.  ponr  leurs 
letres;  a.  a.  O.  S.  23  Art  9.  Li  torseaus  sor  bieste  d' Arras  ou  de  Saint 
Omer  XVI  par  letres;  a.  a.  0.  S.  24  Art  10  und  öfter. 

«  Art.  2,  8,  4  und  7. 

«  Art  7,  8,  9, 

*  Auch  bei  Godefroy  findet  sich  keine  Erklärung. i^j 
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eigenes  Wachstum  ^  Ferner  haben  die  Burgmannen,  die  in  dem 
Burglehen  und  dessen  Zubehör  angesiedelt  sind,  die  ZoUfreiheit 
fbr  alle  ESinfiihr  eu  ihrem  eigenen  Bedarf  und  fUr  die  Erzeug- 
nisse ihrer  eigenen  Wirtschaft,  aber  nicht  für  Handelsgut  ^.  An- 
gehörige des  geistlichen  Standes  sind  ebenfalls  für  Wirtschaftsgut, 
aber  nicht  ftlr  Handelsgut,  befreit^.  Einige  Ortschaften  und  eine 
Reihe  von  Grundherrn  besitzen  Zollfreiheit  teils  ohne  Entgelt, 
teils  g^en  Naturalleistungen^. 

Frei  sind  in  St  Omer  aufserdem  die  Auswärtigen  beim  Ver- 
kauf ihrer  eigenen  Eimte*.  Der  Verkauf  der  WoUe  von  selbst- 
gezüchteten  Schafen  ist  frei  von  Teloneum ;  bei  Anfuhr  in  Wagen 
oder  Karren  ist  dagegen  Ruagium  und  Portagium  zu  zahlen^. 
SchUefslich  ist  noch  fhr  den  Einkauf  dessen,  was  zur  eigenen 
Kleidung  gebraucht  wird,  der  Zoll  nachgelassen  ^.  An  sachüchen 
Befreiungen  erwähnt  der  Tarif  Weichkäse,  Holz  und  Kohle  ®.  Eine 
Traglast  Fleisch,  Honig  in  Mengen  unter  zwölf  Pfennigwert, 
Lammfelle  in  Meneen  unter  25  Stück  waren  gleichfalls  frei®. 

Unter  den  zoDpflichtigen  Waren  gab  Brot  von  jenseits  der 
Lys  von  der  Karre  einen  Pfennigwert  Teloneum,  2  rfennigweft 
Ruagium  und  einen  Obolus  Thorgeld'  die  Bäcker  diesseits  der 
Lys  nur  je  einen  Obolus  an  Zoll  und  Thorgeld *^  Wein,  der 
Tom  Wagen  herab  verkauft  wurde,  zahlte  zwei  Denare  Ruagium 
und  einen  Obolus  Thorgeld;  wurde  er  abgeladen,  so  waren  ftlr 
jedes  Fals  zwei  Denare  Teloneum  zu  zahlen  ^^  Mit  Sätzen  von 
einem  Obolus  bis  zwei  Denaren  werden  aufgezählt :  Vieh,  Fleisch, 


1  Quicnxnqae  burgensis  in  villa  manens  commnnionem  jurayeiit,  de 
sao  proprio  Über  est  a  theloneo  et  roagio  et  portagio.   Giry  S.  474  Art  1. 

*  rares  castelli  et  feodati  eomm  super  teodam  ad  castellnm  pertiuens 
manentes  de  omnibas  que  mittontur  in  terra  eorum  et  de  fructibus 
crescentibns  in  terris  eorum  liberi  sunt  a  theloneo  roagio  et  portagio.  Si 
autem  mercatores  fuerint  de  mercatora  pacabant  Giry  S.  474  Art.  2. 
Über  die  Pares  castelli  b.  a.  a.  0.  S.  98  und  113. 

*  Homines  eqjuscumque  reli^onis  sunt  ex  omni  religione  liberi  qaic- 
quid  emant  vel  vendant  ad  propnum  usnm ;  si  mercatores  fuerint  dant  ut 
extranei.    Giry  S.  478  Art.  117. 

*  A.  a.  0.  S.  474  Art.  5  ff. 

^  Kemo  tarnen  de  messe  sua  dat  theloneum  nee  ruagium  nee  por- 
tagium.   A.  a.  0.  S.  475  Art  17. 

*  A.  a.  O.  8.  478  Art.  118. 

''  Quicumqae  homo  qoicquid  ad  vestiendum  emerit  liber  est.  A.  a.  O. 
8.  474  Art  3. 

«  8.  477  Art  80,  Art  86  (nisi  ad  portam  parvem  fustem). 

»  8.  477  Art  65,  8.  475  Art  25,  8.  476  Art  39. 

»0  8.  475  Art  19  und  20. 

IX  Si  quis  vina  biea  addnxerit  et  ea  super  bigain  vendiderit  nichil 
dat  ad  theloneum,  sed  II  d.  dat  de  ruagio,  de  portagio  o.;  si  autem  non 
▼eoditum  deposuerit  quodlibet  dolinm  dat  ad  theloneum  II  d.  8.  475 
Art  22.  An  der  Stelle  ist  durchaus  nichts  eigentümliches,  wie  Mayer, 
Zoll  8.  416  und  Anm.  6^  annimmt  Vgl.  die  Vorschriften  über  das  Ein- 
lagern unverkauften  Wernes  oben  8.  54  und  Anm.  3.  M.  hat  die  Alter- 
nation von  Teloneum  und  Transversum  nicht  beachtet.  8.  auch  unten 
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ungesalzene  Fische,  Honig,  Felle,  ffewaschene  und  ungewaschene 
Wollet  Im  übrigen  werden  noch  allgemeine  Sätze  ftkr  einen 
Ballen  oder  Pack,  gleichviel  welchen  Inhalts,  aufgestellt  Der 
Tarif  richtet  sich  darnach,  ob  der  Pack  geschntlrt  ist  (4  den.) 
oder  ungeschnürt  (2  den.),  ob  er  vor  oder  hinter  dem  Sattel 
(2  den.)  oder  im  Sattel  selbst  (4  den.)  untergebracht  ist^.  —  Der 
Engländer  oder  Schotte,  der  zu  Schiff  Waren  einführt  oder  aus- 
fül^,  giebt  bei  der  Anfahrt  4  Denare,  bringt  er  aber  seine  Waren 
zu  Lande  ein,  so  entrichtet  er  die  Abgaben  gleich  einem  andern 
Fremden.  Eonunt  er  zu  Lande,  ohne  Gut  mitzufUhren,  so  hat 
er  nichts  zu  zahlen^. 

Durchgeführte  Waren  zahlen  das  Transversum,  dessen  Betrag 
sich  zusammensetzt  aus  dem  Teloneum  und  dem  Ruagium^;  das 
Thorgeld  fällt  dag^en  hier  weg^.  Alles  durchgeführte  Out  hat 
die  Abgabe  zu  entrichten^. 

Das  Saccage  ist  ein  zeitweiliger,  während  zweier  Monate 
erhobener  Zuschlag  zu  dem  Tonlieu  '^.  —  Das  Foragium  vini  war 
eine  dem  Burggrafen  von  St.  Omer^  zustehende  Abgabe,  die 
von  dem  zu  Wasser  und  zu  Land  ankommenden  Wein  erhoben 
wurde  und  je  nach  der  Gröfse  der  Ladung  1  bis  2  Setiers  betrag  *. 
Auch  bei  ausgehenden  Weinen  wurde,  w^m  der  Versand  für 
Rechnung  Auswärtiger  erfolgte,  von  diesen  das  Foragium  erhoben; 
jedoch  war  die  Rechtmäfsigkeit  dieser  Abgabe  bestrittene^.  Die 
Abgabe  war  nur  zu  entrichten,  wenn  der  Wein  verkauft;  wurde  e*. 


^  Art.  61,  65,  66,  26,  27,  28,  39. 

>  S.  476  Art  32  f.  Die  Tarife,  auch  im  L.  d.  M.,  bestimmen  häufig 
den  Satz  in  der  obigen  Weise.  Ein  ungeschnürter,  bezw.  ein  vor  oder 
hinter  dem  Sattel  angebrachter  Pack  wird  reeelmäfsig  kleineren  Umfange 
sein,  als  ein  verschnürter,  bezw.  im  Sattel  selbst  aufgeladener  Pack. 

'  Anglicus  in  Anglia  manens  quicquid  suam  in  navi  adduxerit  vel 
quic^oid  infra  villam  emptum  reduxerit,  in  introitu  dat  lUIor  den.  et  de 
est  liber  ab  omni  consuetudine  sicat  eztraneos:  et  si  terra  pecnniam  ad- 
duxerit dat  sicut  alius  extraneus;  si  vero  terra  venerit  absque  mercatu 
nichil  dat    Simili  modi  illi  de  IScotia.    S.  475  Art  26. 

^  Quicquid  transit  infra  banleugam  debet  transversum  apud  nos. 
S.  477  Ai-t  90. 

'^  Si  biga  vero  cum  vino  villam  transierit  quidlibet  dolium  ad  thelo- 
neam  II  d.  de  ruagio  II  d.,  sed  solo  portagio  iibera  abibit  8.  475  Art  22. 
Vgl.  hiezu  oben  S.  71  Anm.  11.  Quelibet  pecunia  si  banleugam  intraverit 
debet  theloneum  et  ruagiom.    S.  476  Art  38. 

^  £s  sei  noch  erwähnt,  dafs  der  Zolltarif  von  St.  Omer,  eleich  dem 
von  Paris  (s.  oben  S.  51  Anm.  2),  im  Art  55  den  Affen  und  un  Art.  56 
den  Bären  mit  je  4  den.  als  zollpflichtig  auffuhrt 

^  Giry  S.  302. 

»  Giry  S   92  f. 

ö  Also  nicht  blofs  vom  Kleinverkauf.  Giry  S.  102  und  464  Vgl. 
dagegen  Majer,  Zoll  S.  408,  Verf.  I  S.  78.  Das  foragium  vini  trifft  nicht 
nur  den  Weinzapf. 

10  Giry  S.  465. 

11  Der  Burggraf  nahm  ferner  von  den  Rauileuten,  die  auf  dem  Weg 
nach  England  die  Burggrafschaft  durchzogen,  ein  Pfund  Pfeffer.  Giry 
S.  466.  ^  T 
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Unter  den  Kutzungs-  und  Gegenleistungsgebühren  wurde 
das  Wegegeld  (Chaueie)  ftür  den  Strafsenbau,  das  Fouage  (auch 
Fouich  und  D^gelt  genannt)  für  die  Reinhaltung  der  Flufsläufe 
erhoben  ^  An  JVmrktgebühren  sind  die  Wiege-  und  Mafsgebühren 
und  die  Marktstandgelder  zu  nennen^.  Der  Grofsverkauf  der 
Tuche  in  ganzen  Stücken  durfte  nur  am  Mittwoch  in  der  Halle 
stattfinden,  woselbst  ein  Standgeld  zu  zahlen  war^.  Bei  einer 
Anzahl  anderer  Gewerbe  in  St.  Omer  besteht  dieVeipflichtung,  einen 
Marktstand  zu  halten.  Der  Aussclmitt  und  Eleinverkauf  von 
Tuch  im  eigenen  Laden  war  nur  denjenigen  gestattet,  die  zu- 
gleich einen  Stand  in  der  Halle  hielten  ^.  Die  gleiche  Bestimmung 
galt  ftlr  den  Verkauf  von  Leder*.  Die  Verkäufer  von  altem 
Tuch,  die  städtischen  wie  die  fremden,  sollten  einen  Marktstand 
nehmen,  sofern  sie  hinreichend  bemittelt  waren®.  B^elmäfsig 
wurde  hier  demnach  von  den  Handelsleuten,  einheimisäen  wie 
auswärtigen,  verlangt,  dafs  sie  einen  Marktstand  mieten  bezw. 
die  Gebühr  dafUr  zanlen  sollten. 

Aus  Amiens  sind  uns  ein  Bruchstück  eines  Weistums  über 
die  daselbst  erhobenen  Abgaben  aus  der  Zeit  von  1161/1185 
und  ein  Zolltarif  aus  der  gleichen  Zeit  erhaltend  Aus  den  in 
beiden  Schriftstücken  aufgezählten  Abgaben  sind  hervorzuheben : 
1.  Der  Tonlieu  als  Umsatzabgabe  von  Getreide,  Salz,  Wolle, 
Tuch,  Leinwand,  Spezerei,  Leder,  Trödelwaren,  Kram,  Waid 
u.  s.  w.  2.  Der  Travers  (transversum)  im  Wechsel  mit  dem 
Tonlieu.  Die  Entrichtung  des  Tonlieu  befreite  vom  Travers  und 
umgekehrt®.  3.  Das  Forage  vom  Weinverkauf  und  eine  gleich- 
namige Abgabe  vom  Verkauf  von  Fischen.  4.  Abgaben  vom 
Brotverkauf,  von  der  Bierbrauerei  (Toreillage,  Cambage),  vom 
Fischfang  (wicturne),  von  Holzgeschirren  (gr^ge),  von  Bau*  und 
Brennholz  (fou^e).  5.  Maisgebühren  (sesterage,  dem  Mina&;e  ent- 
sprechend), Wiegegebühren  (Pesage  s.  v.  w.  Pois)   und  Markt- 


>  S.  243. 

«  S.  299. 

'  Ke  tont  drap  entir  soient  portei  en  le  hale  le  merkedi  por  vendre, 
ne  aüleurs  le  vend  on,  et  \k  palt  od  Festalage  II  d.  le  jour,  li  hom  ki 
les  vent  et  las  mesure  en  autre  lieu  k*en  le  hale,  fers  11  mesureres  de  le 
vile,  sor  LX  s.    Giry  S.  520  Art.  248. 

^  Ke  niis  ne  taÜle  dras  ^  maisons  ne  venge  s'il  n*a  estal  en  le  hale. 
Giry  S.  533  Art  431,  S.  520  Art  253,  S.  539  Art.  493,  S.  541  Art.  504. 

^  On  a  commandei  ke  nus  ne  vende  qoir  tanei  dedens  le  vile  s'il 
n'a  estal  en  le  hale.    Giry  S.  541  Art.  506. 

*  Ke  nus  marchans  de  vies  dras  ne  estranges  ne  autres  ki  soffisans 
8oit  de  tenir  estal  ne  venge  fors  sen  estal.  Giry  S.  520  Art.  245, 
ö.  526  Art.  387. 

'  Thierry  1  S.  74  ff. 

^  Toutes  ches  choees  que  nous  avons  chi  nom^es  tr^  le  cordouan 
sont  quites  par  le  travers  rendant  ou  par  le  tonliu,  Tan  des  deax;  et  en 
toates  ches  choses  est  autels  11  tonlix  li  uns  come  li  autres  de  vendre  et 
de  l'acater  del  tonliu.    Thierry  1  S.  83.  ^  j 
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Standgeld  ^'^.  —  Eine  Reihe  von  Tonlieutarifen,  insbesondere  von 
FlafszöUen^  aus  Douai  und  Umgegend  ist  überliefert  in  Auf- 
zeichnungen des  dreizehnten  Jahrhunderts^.  Die  Durchgangs- 
abgäbe  vom  Schiffiverkehr  wird  hier  Wienage,  d.  i.  Guida^um, 
Ouidaticum,  benannt^.  —  Das  Zollrecht  von  Sens,  zu  Anfang 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  niedergeschrieben ,  verzeichnet  den 
Tonlieu  bezw.  die  Umsatzal^be  für  Kauf  und  Verkauf;  den 
Conduit  (der  hier  verschieden  angesetzt  ist,  je  nachdem  das 
Stadtgebiet  der  Länge  oder  der  Breite  nach  durchquert  wird)"; 
das  Barrage;  das  Pontenage;  femer  das  Estalage  und  einige  be- 
sonderen Gewerbegebühren  ^.  Getreide  eigenen  Wachstams  war, 
fleichviel  von  wem  eingebracht,  frei  verkäuflich '.  —  Ein  Privileg 
iudwigs  VII.  für  Etampes  von  1179  erwähnt,  neben  einigen 
später  zu  besprechenden  Abgaben  von  den  Gewerbetreibenden, 
als  allgemeine  Umsatzabeabe  den  Tonlieu  und  unterscheidet  ihn 
von  den  gewerblichen   Gebühren®.  —  In  südfranzösischen  ür- 


'  Thierry  1  S.  75  flF. 

-  Erwähnt  sei  hier  noch  der  bereits  im  eilften  Jahrhundert  auf- 
gezdchnete  Tonlientarif  von  Saint-Vaast  d'Arras.  Der  Tonlieu  ist  als 
Abgabe  von  Kauf  imd  Verkauf  zu  entrichten  von  allen  denjenigen,  die 
aufserhalb  der  dnrch  eine  Reihe  von  Ortschaften  gebildeten  Zollgrenze 
ansässig  sind:  die  innerhalb  der  Zollgrenze  Wohnenden,  geistliche  wie 
weltliche,  haben  den  Tonlieu  zu  zahlen  beim  Umsatz  von  Handelsgut, 
ausgenommen  die  Zinsleute  von  Saint-Vaast  oder  Sainte- Marie  in  Arras, 
die  ^^Lnzlich  befreit  sind.  Omnes  illi  debent  thelonenm  qui  manent  extra 
termmos  istos  sive  sint  de  censa  sancti  Vedasti  sive  non,  ecilicet  ultra 
pontem  de  Briez  (folgen  die  Ortsbezeichnungen) . . . ;  et  omnes  ilU  qui 
manent  ii.fra  hos  terminos  tam  clerici  quam  laid  qui  sunt  mercatores 
debent  theloneum  sancto  Vedasto  nisi  sint  de  censu  Sancti  Vedasti  vel 
Sancte  Marie  de  dvitate,  tam  qui  vendit  quam  qui  emlt  Gartolaiie  de 
l'Abbaje  de  Samt-Vaast  d'Arras,  heraosg.  ▼.  van  Drival,  Arras  1875, 
S.  166;  Faffniez,  Doc  S.  57.  —  Der  Tanf  behandelt  neben  dem  Tonlieu 
auch  die  Marktstandgelder. 

»  Abdruck  bei  Taillar  S.  456  ff. 

*  Taillar  S.  473,  Ducange  v.  Guida. 

^  Li  cuir  qui  passent  parmi  Sanz,  se  il  passent  les  VII  chastiaus,  doivent 
Uli  den.  de  chascun  lot  de  conduit,  et  s'il  remenent  dedanz  les  VII  chastaaus 
il  ne  doivent  que  barrage ;  et  s'il  passent  par  le  pont  si  doivent  pontenaiffe 
n  den.  por  la  charrette ;  et  s'il  passent  par  le  lonc  de  la  vile  si  doit  la 
charrete  Uli  den.  que  de  barraige  que  dS  pontenaige.  Biblioth^que  de 
rEcole  des  chartes  6  s^r.  Bd.  2  S.  288,  Paris  1867.  Se  charz  passe  parmi 
Sanz  si  doit  IUI  sols  et  IUI  den.  dou  lonc;  et  s*il  passe  don  travers,  si 
doit  VI  sols  et  IUI  den.  S.  295.  —  Die  Strafe  fQr  Nichtzahlung  des  Zolls 
ist  bei  Gutgläubigkeit  7  sols  6  den.,  bei  böswilliger  Hinterziehung  60  sols 
(a.  a.  0.  S.  297).  Vgl.  hierzu  oben  S.  49  f.  die  Auflassung  des  L.  d.  M., 
bei  Beaumanou:  und  in  den  Etabl.  de  St  Louis. 

«  S.  unten  S.  87. 

"^  Qui  amoine  blä  k  Sanz  d'outre  Tone  de  son  gaaignaige,  ne  d'oJi 
ue  que  il  vegne,  il  n'an  doit  ne  tonli  ne  barraige  ne  pontenaige. 
L.  a.  O.  S.  297. 

^  Emptores  annonae  ad  exportandum  bonitatem  (s.  unten  S.  86)  non 
dabunt  sed  telonenm  tantum  praebebunt  Ord.  11  S.  212  Art  15.  Arcuum 
▼enditores  singuli  arcum  unnm  pro  teloneo  annuatim  dabunt  Art  21. 
Venditor  lini  vel  canabi  non  dabit  pro  teloneo  pecnniam  ^d  tantommodo 
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koDden  wird  die  Umsatzabgabe  von  Kauf  and  Verkauf  als  Leada, 
Ldda,  Lesda  a.  ähnl.  bezeichnet^. 

Von  einsehien  Abgaben,  die  in  verschiedenen  Urkunden  genannt 
werden,  seien  noch  die  folgenden  erwähnt.  Den  Wegegeldern 
schliersen  sich  an  das  Timonagium  (themonaticum,  Deichs^geld)  ^ 
und  das  Summagium  (Abgabe  von  Lastpferden)'.  —  Die  beim 
Verkauf  von  Getreide  su  sahlende  Umsatzgebühr  wird  mitunter 
als  Goponagium  bezeichnet^.  Das  Botage,  das  wir  in  Paris  als 
eine  Abgalt  von  ausgeführtem  Wein  fanden,  wird  erwähnt  in 
zwei  königlichen  Privilegien  vom  Jahre  1175  und  1181,  durch 
welche  die  Einwohner  von  Bourges  und  Dun-le-Roi  von  einigen 
unbilligen  und  angemafsten  Auflagen,  darunter  das  Botage,  be- 
freit w^en  ^.  Auch  das  Vinagium,  im  allgemeinen  eine  Abgabe 
vom  Weinbau  und  von  Weingärten,  tritt  mitunter  als  Verkaufs- 
abgabe auf®.  Das  Jallage  als  Abgabe  vom  Weinverkauf  wird 
erwähnt  in  einem  kbnigüchen  Privil^  für  Orleans  vom  Jahre 
1178^.     In  der  gleichen  Urkunde  vorftagt  Ludwig  VII.,  dais 


pagnatam  lationabilem  Art  26.  —  Die  „Handvoll"  als  Mafs  kommt  noch 
im  cbeizehnten  Jahrhondert  tot,  besonden  bei  Lein  und  Hanf,  vgl. 
L.  d.  M.  II  Tit  29  Art.  2.    6.  auch  unten  S.  87  Anm.  9. 

>  NaUoB  halntans  in  dicta  villa  det  lendam  de  re  qnam  vendat  vei 
emat  Privileg  für  Saoyeterre  en  Rodes  A.  1284,  Ducange  v.  Leadft. 
Pedagia  et  leidas  reram  snarom  sive  alias  consnetudines  quae  a  venden- 
tibus  et  ementibns  exigi  solent  Privil^  für  Dalon  (Cistercienaer-Kloster 
Diöcese  limoges;  s.  Mas-Latrie,  Tr^r  de  Chronologie  S.  1888) 
A.  1184,  Ducange  ▼.  Leida.    Vgl  Pastoret  S.  48;  Majer,  ZoU  S.  414. 

"  Com  omni  jnie  et  dominio  qnod  habebam  in  timonagio  supradicto 
quod  tale  est,  videlieet  qnod  mihi  pro  qnalibet  qnadriga  quae  Tmo  one- 
rabator  in  dictis  locis  tres  oboli  Suesaion.  monetae  debebantur.  Urkunde 
des  Gnfen  Johann  von  Soiasona  A.  1230,  Ducange  v.  c. 

*  Dneange  v.  Sagma. 

^  Ducange  v.  c.  —  £ine  grnnd  herrliche  Last  ist  dagegen  die 
Meativa,  eine  Ab^be  von  dem  geemteten  Getreide.  Vgl.  hier  unten 
8.  78  f.,  Ord.  1  8.  10  und  49  uiä  Ducange  ▼.  c.  Die  Auslegung  bei 
Mayer  (Zoll  8.  884  Anm.  7),  der  annimmt,  cuifs  „die  Mestiya  insbesondere 
für  Oehsen  gOBahlt  wird,  was  auf  eine  Abgabe  für  Weide  hinweist",  ist 
iirtfimlich.  Die  Mestiva  ist  nicht  für  die  Ochsen,  sondern  nach  der  Zahl 
der  gehaltenen  Oehsen  zu  entrichten;  d.  h.  der  Viehstand  des  Bauern 
faUdet  den  Mafsstab  für  die  Leistungsfähigkeit  und  die  Leistungspflicht. 
Mit  der  Weide  hat  die  Abgabe  nicht  das  geringste  zu  thun.  S.  auch 
Heusler  I  8.  852. 

'  Ob  omni  tallia  et  tolta  et  botagio  et  culcitrarum  ^utctione  quieti 
omnino  et  libeii  emnt.  Ord.  11  8.  208  und  222  Art.  1.  Über  die  raicht 
zur  Lieferung  von  Polstern  und  Bettzeuff  s.  Ducange  v.  culdtra. 

*  Ducange  ▼.  vinagium.  Lediglich  priratrechtlichen  Charakter 
hat  die  nnata  (vinade),  die  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Weinfuhren; 
Dneange  ▼.  c;  Pastoret  8.  51.  Bei  Pastoret  werden  noch  genannt 
die  Bohade  (S.  51  Anm.);  dasSeleraige  (s.  Ducange  ▼.  celeragium);  das 
Traisnaffe. 

^  Nullus  Tinum  vendens  Aurelianis  co^tur  nummos  pro  lagena  vini 
rendere  nisi  lagenam  Tini  tantum  si  maluerit  Nnls  vins  yendus  k  Orliens 
ne  seit  contramts  k  rendre  deniers  pour  la  jallaje  fors  la Jallaje  tant 
seolement  s'il  yiant  Ord.  11  8.  211  Art  5.  Die  Abgabe  trifft  also  nicht 
biols  den  Rl«uiverkauf,  wie  Lauriöre  Ol.  y.  Jallage  annimpl    Vdj 
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Niemand  gezwuDgen  werden  aolle,  einen  Marktetand  zu  mieten  \ 
Aus  der  Aufhebung  dieses  Zwangs  ergiebt  sich,  dafs  die  Mietung 
eines  Marktstandes  von  den  am  Marktverkehr  beteiligten  Händlern 
und  Handeltreibenden  in  Orions  bereits  im  zwölften  Jahrhundert 
gefordert  wurde.  Wir  finden  demnach  mehrfach  (s.  oben  S.  65 
und  73),  dafs  die  einheimischen  wie  die  auswärtigen  Händler,  so- 
fern sie  an  dem  Marktverkehr  teilnehmen,  verpflichtet  sind,  einen 
Marktstand  zu  mieten,  bezw.  die  entsprechende  Gebühr  zu  ent- 
richten ^. 

Eine  besondere  Behandlung  erfordert  der  Hauban,  eine 
Abgabe  grundherrlichen  Ursprungs,  die  in  Boui^es,  äenlis,  Orleans 
und  Paris  vorkommt^.  Der  Ausdruck  Hauban  bezeichnet  nach 
den  Urkunden  zunächst  den  Befehl  (die  Aufforderung,  submonitio) 
zur  Leistung  von  Diensten;  die  fUr  die  Ablösung  dieser  Dienste  ge- 
zahlte Abgabe  (Redemptio)  wird  dann  gleichfalls  Hauban  genannt^. 

Dacange  vv.  Galo  (Jalagium)  und  Gellagium.  —  Ein  Abgabentarif  für 
Orleans  ist  abgednickt  in  der  von  Thanmassiöre  veranstalteten  Aas- 
gabe der  Coutumes  du  Beauvoisis,  Paris  1690,  S.  471.  Besondere  Afa^ben 
werden  hier  erwähnt  bei  den  8alzhändlem..nnd  den  Fleischern  qoi  sont 
des  ouances  (a.  a.  O.  S.  471  bezw.  473).  Über  die  home  des  ouanoea, 
eine  Übersetzung  des  Ausdrucks  homines  des  audienciis  vgl.  Ord.  1  S.  16 
Art.  5  und  Ducange  v.  audientia  7. 

^  NuUus  cogatur  condncere  stallos  nostros  de  foro.  Ord.  11  S.  210 
Art  2. 

*  Ganz  verschieden  hiervon  ist  der  absolute  Zwane,  den  Markt  zu 
beziehen  und  zu  einer  bestimmten  Zeit  dort  und  nirgends  anders  feil  zu 
halten  bezw.  Geschäfte  abzuschliefsen.  Ein  derartiger  Zwang  besteht  nur 
für  solche  Gewerbetreibende,  die  unter  bestimmten  Voraussetzungen  von 
dem  Marktherm  abhängig  sind.  Das  Nähere  hierüber  s.  unten  Kap.  4 
unter  „Marktverkehr^.  Einen  allgemeinen  Zwang,  durch  welchen  Kauf 
und  Verkauf  ausschiiefslich  auf  den  Markt  beschränkt  wären  —  wie 
Mayer ,  Zoll  S.  396  annimmt  —  hat  es  weder  in  der  fränkischen  noch  in 
der  nachfränkischen  Zeit  gegeben.  Die  Belegstellen,  die  Majer  anführt, 
sind  teils  nicht  richtig  und  sub  impossibili  condicione  ausgelegt,  teils  gänalich 
mifsverstanden.  Die  erste  Stelle  aus  dem  Capitulare  de  functionibns  pub- 
licis  von  ca.  820  (quod  si  aliquis  constituta  mercata  fu^ens  ne  telonenm 
solvere  cogatur  et  extra  predicta  loca  aliqutd  emere  voluerit  .  .  .  cons- 
tringatur  et  debitum  telonenm  persolvatur;  M.  G.  LL.  Sect  II  Bd.  I 
8.  294)  spricht  nur  von  den  zeitweiligen  Jahrmärkten.  Von  einer  so  ein- 
schneidenden  —  und  unmöglichen  —  Mafsregel,  wie  das  Verbot  aller  Um- 
sätze aufserhalb  der  constituta  mercata,  ist  nichts  gesagt  Die  zweite 
Stelle  rOrd.  11  S.  210  Art  8),  durch  die  nach  Mayer  S.  397  und  Anm.  1 
j^erst  im  Jahre  1178  in  Orleans  die  Notwendigkeit,  den  Markt  zu  beziehen, 
für  die  homines  forinseci  beseitigt  wird^  (die  Stelle  selbst  ist  dort  niefat 
abgedruckt),  lautet:  Homines  forinseci  non  cogantur  Aureliams  Martii 
nundinas  custodüre.  Auswärtige  sollen  nicht  gezwungen  werden,  auf  der 
Märzmesse  in  Orleans  Wache  zu  halten,  in  der  älteren  franieösischen 
Übersetzung..garder  la  foire,  bezw.  in  der  Ord.  11  S.  210  in  der  Anm.  bei- 

fegebeneii  Übersetzung  von  Le  Maire,  histoire  d'Orl^ans,  Les  marehans 
trangers  ou  autres  personnes  de  dehors,  venans  ä  la  foire  de  Mars  k  Or- 
ions, ne  seront  tei^us  de  garder  les  marchandises  pendant  la  foire. 
»  Mag.  u.  Prat.  S.  11  f. 

^  Ducange:  halbannum,  Submonitio  ad  operas  vel  ejus  redemptio 
pecuniaria.    Die  Angabe  ist  wörtlich  dem  Text  der  Urkunde  von  Bourges 
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Die  älteste  Urkunde,  die  uns  eine  Erklärung  des  Hauban 
giebt,  ist  ein  Privileg  für  Bourges  vom  Jahre  1145.  Ludwig  VII. 
bestätigt  darin  die  von  seinem  Vater  Ludwig  VI.  verfügte  Ab- 
•chafiung  „schlimmer  Gebräuche**,  die  sich  me  Amtsleute  in  der 
Präpositur  Bourges  angemafst  hatten  ^  Für  den  Zusammenhang 
ist  es  notwendig,  auf  das  zu  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts 
bestehende  Verhältnis  zwischen  Königtum  und  Beamtenschaft 
kurs  hinzuweisen.  Die  Präpositi  verwalteten  ihr  damals  nahe  an 
ein  Lehen  streifendes  Amt  mit  grofser  Selbständigkeit,  aber  auch 
mit  ebenso  groisem  Eigennutz.  Die  Übergriffe  der  Beamtenschaft 
brachten  auf  der  einen  Seite  der  königlichen  Macht  reichlichen 
Zuwachs,  andererseits  führten  sie  zu  schweren  Bedrückungen 
deir  Bevölkerung.  Neben  den  dem  Amte  geschuldeten  herkömm- 
lichen Verpflichtungen  forderten  die  Präpositi  für  sich  selber 
geldwertige  Leistungen  der  verschiedensten  Art  von  ihren  Amts^ 
eingesessenen  ^.  Der  Schutz  des  Königs  mufste  häufig  angerufen 
w^en,  und  dies  geschah  auch  in  dem  vorliegenden  Fall.  Das 
von  Ludwig  VI.  urteilte,  von  Ludwig  VII.  bestätigte  Privileg 
richtet  sich  gegen  die  Milsbräuche  der  königlichen  Amtsleute  in 
der  Präpositur  Bourges^. 

Das  Privileg  von  1145  umfafst  11  Artikel;  Art.  1  handelt 


v^ 


8.  unten  S.  78  Anm.  1)  entnommen  und  bedarf  insofern  keines  Beweises. 
Vg\.  femer:  C'estoit  une  convocation  des  rotnriers  on  villains  ä  Teffet  de 
qndqnes  corrto  ou  Berrices  que  les  officiers  du  Roy  exigeoient  d'eaz  et 
oa'ils  leur  faisoient  racheter  pour  de  Targent  Anm.  von  de  Lauriöre 
örd.  1 S.  10.  Vgl.  L  u  c  h  a i  r  e  Inst .  Mon.,  unten  zweitfolgende  Anm. ;  Pa  s  t  o  r  e  t 
S.  116:  Brüssel  I  S.  531  ff.  —  Ernst  Mayer  dagegen  leitet  das  Halbannum 
Yon  Ilansa  (Uansbannom)  ab  und  erklärt  (Zoll  401  ff  bezw.  Verf.  Bd.  2 
8.  278]  den  Hauban  als  „das  Verbot  an  alle,  welche  keine  Hansamitglieder 
sind,  in  der  Stadt  zu  yerkaufen,  also  die  periodische  Schaffung  eines 
Bannrechts  für  die  Hanse,  das  ebenfalls  die  Landleute  im  Absatz  hinderte." 
Die  Auffassung  Mayers,  die  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Texte  vor- 
gebracht wird,  ist  der  von  mir  Mas.  n.  Frat  S.  11  vertretenen  Meinung 
mehrfach  (Hist.  Vierteljahraschrift  1898  S.  119;  Mitteilungen  d.  Instituts 
f.  österr.  Geschichtsforschung  1898  8.  186)  entgengehalten  worden.  Ich 
bin  deshalb  genötigt,  auf  die  M.'sche  Auslegung  des  Hauban  in  den 
folgenden  Anm.  näher  einzugehen. 

^  Die  YicegrafBchaft  Bourres  wurde  im  Jahre  1100/1101  durch 
Philipp  1.  von  dem  letzten  Graten  Odo  Harpinus,  der  das  Kreuz  nahm, 
um  60,000  Ooldsolidi  gekauft.  Raynal  I  S.  894;  Warnkönig  frz.  SG. 
S.  191.  Ludwig  VI.  kam  häufig  nach  dem  Berri  und  erteilte  dort  eine 
Reihe  von  Privilegien.    Raynal  II  S.  5 ff. 

>  Bs  usaient  de  leurs  attributions  financiöres  pour  lever  en  dehors 
des  redevances  fiz^es  par  la  coutume  ou  les  contrats  fSodauz,  des  con- 
tributions  p^uniaires  et  des  droits  en  nature  sur  la  r^colte  du  froment  et 
Bur  la  vendange;  pour  eziger  arbitrairement  des  repas  et  des  g^tes;  pour 
se  £Aire  donner  des  dons  gratuits  par  les  commer^ants  qui  amuaient  au 
march^  royal;  pour  proclamer  le  nauban  k  leur  gr^  c'est-ä-dire  imposer 
des  corv^  dont  le  bouxgeois  ^tait  oblig^  de  s'exempter  k  priz  d'argent. 
Luchaire  Inst  Mon.  I  S.  234. 

•  Das  Privileg  Ludwigs  VII.  wurde  im  Jahre  1224  durch  Ludwig  VIH. 
nochmals  bestätigt  Ich  gebe  den  Text  der  Urkunde  von  1224  jeweils 
hinter  dem  von  1145.  ^^  , 
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▼OD  den  uDgerechtfertigteo  Vorladungen,  Art.  2  von  dem  Recht 
der  Pfandnahme  bei  Bürgschaften,  Art.  3  von  dem  Amt  des 
Vigerius,  Art.  9,  10  und  11  von  der  persönlichen  Sicherheit  and 
der  Testierfkhigkeit  der  Fremden.  Durch  die  übrigen  Artikel,  die 
für  uns  allein  in  Betracht  kommen,  verfügt  Ludwig  VI.  als- 
daon  die  Festlegung  zweier  bis  dahin  willkürlich  abgeforderten 
Leistungen,  1.  des  Halbannum  und  2.  der  Mestiva. 

1.  Über  das  Halbannum  sagt  die  Urkunde:  ,,Die  Amtsleute, 
der  Präpositus  und  der  Vigerius,  forderten  das  Halbannum,  so  oft 
es  ihnen  beliebte  und  zwangen  die  Bauern  sich  loszukaufen. 
Mit  Bezug  hierauf  hat  Ludwig  VI.  voi^eschrieben ,  dafs  jener 
Loskauf  des  Halbannum  (also  der  hierfür  gezahlte  Qeldbetrag) 
bestehen  bleiben  und  trotzdem  das  Halbannum  dreimal  jährlich 
(also  nicht  öfter)  geleistet  werden  solle,  wobei  die  Bauern  ohne 
allen  weiteren  Loskauf  ihre  Geschäfte  im  Stiche  zu  lassen  haben ; 
und  dies  nach  dem  Anraten  rechtschaffener  Männer  der  Stadt 
Bourges  ^^  Das  Halbannum  besteht  also  in  persönlichen  Diensten 
für  die  Amtsleute.  Im  Artikel  7  werden  diese  Dienste  als  Fron* 
ftihren  und  Spanndienste  bezeichnet  Die  Dienste  wurden  bis 
dahin  willkürlich  gefordert;  durch  die  von  Ludwig  VI.  angeordnete 
Festlegung  wird  erreicht,  dafs  für  das  EUdbannum  künftig  ein 
fester  Geldbetrag  und  aufserdem  noch  drei  nicht  weiter  ablösbare 
Fronfuhren  zu  leisten  sind. 

2.  Die  Mestiva  ist  eine  Abgabe  von  dem  geernteten  Getreide^. 
Hierüber  heifst  es  in  der  Urkunde:  „Der  Präpositus  und  die 
Vigerii  pflegten  in  der  Septena,  dem  Landbezirk  von  Bourges^ 
die  Mestiva  (für  sich  selber,  s.  oben)  einzutreiben;  diesen  Brauch 
aber  hat  der  Köniff  gänzlich  abgeschafft  und  aufgehoben^.'' 

In  dem  Artikel  7  bestimmt  die  Urkunde  alsdann  die  Gegen- 
leistung :  ;,  Wegen  des  Erlasses  dieser  schlimmen  Gebräuche  haben 
alle  pnichtigen  Bauern,  die  selber  einen  Hausstand  halten,  ver- 
sprocnen,  dem  König  jährlich  ein  Quart  Weizen  zu  entrichten; 
Wegendes  Erlasses  der  Fronfuhren  aber  auf  jeden  Ochsen, 
den  ein  Bauer  hält*,  je  ein  Quart  Weizen;  zudem  von  jedem  Bauer 

^  Praepositus  aatem  atque  vigerius  quotiescumque  volebant  halbannum 
submonebant  et  villsDos  sese  redimere  coercebant;  de  quo  qaoque  piae- 
ceptum  ab  ipso  (Ludwig  VI.)  est  ut  illa  redemptio  halbanDi  remaneat 
et  halbanum  tarnen  ter  in  anno  fiat  tennino  competenti  sine  omni  re- 
demptione  rustici  sua  negotia  amittant  et  hoc  consilio  bonorum  Tiroram 
ipsius  civitatis.  Ord.  1  S.  10  Art  5.  Bannum  ter  tantam  in  anno  sine 
redemptione  fiat  competenti  tennino  ne  rostici  negotia  sua  inde  omittant 
et  hoc  consilio  proboram  hominum  ipsius  civitatis.    Ord.  1  8.  49  Art  5. 

9  S.  oben  S.  75  Anm.  4. 

'  Praeterea  Praepositus  aut  Vigerii  mestivas,  hosincia  capere  con- 
saeverant  in  septena;  sed  hanc  consuetudinem  (Ludovicns  VI)  ezcepit 
penitus  et  dimisit  Ord.  1  S.  10  Art.  3.  Praeterea  praeposLtns  atque 
vigerius  mestivas  et  hospitia  non  accipiant.  S.  49  Art.  3.  Ober  die 
hospicia  =  gista,  procuratio  vgl.  Ducange  v.  c;  Hai  tau  s,  Glossarium 
germ.  v.  Herberge. 

^  S.  oben  S.  75  Anm.  4  und  unten  die  zweitfolgende  Anm. 
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noch  je  eine  Hetze  Gerstel     Von  jedem  Kleinbauern  aber  ein 
Quart  für  die  Amtsleute^. 

Der  Inhalt  der  Urkunde  ist  klar  und  entzieht  sich  jeder 
subjektiven  Ausdeutung.  Sowohl  die  Leistung  wie  die  Ablösung 
des  Halbannum  wird  wiederholt  und  mit  aller  Deutlichkeit  be- 
schrieben. Das  Amt  hatte  ein  unbezweifeltes  Recht  zur  Forderung 
von  Diensten  und  dieses  Recht  wird  in  abgemessener  Weise  am- 
recht  erhalten.  Die  Amtsleute  hatten  ihre  Befugnis  mifsbraucht 
und  den  Bauer  von  seiner  Arbeit  weggerufen^ ;  diese  WillktLr 
wird  beseitigt.  Die  Festlegung  des  Hauban  erfolgt  gemäfs  den 
aus  der  Verpflichtung  zu  Fronfuhren  sich  ergebenden  Unterschieden ; 

'  Per  hanim  itaque  dimissionem  pravarum  consuetudinum  omnes 
villani  consaetadiDarii  qui  per  se  snot  et  familiam  tenent  cartallum  unnm 
finmeDti  Kegiae  Migestati  aonnatün  persolvere  finnaverunt:  Pro  divisnone 
(lies,  wie  oben,  dimisaioDe)  vero  quarrorum  de  onoqaoqae  bove  roBticoram 
consuetadinarioruin  quartallum  similiter  unum  framenti;  et  de  anoquogiie 
rnsticG  consaetudinario  ordei  minam  unam.  Ord.  1  S.  10  Art.  7.  Pro 
pravarum  itaque  conBuetudinum  remissioDe  et  qoittancia  statutum  est  ut 
nnusquisque  viUanus  conBaetadinariufi  qui  per  se  est  bovem  non  habens 
regiae  reddat  majestati  unum  quartallum  mimenti  et  unum  quartallum 
hordei,  bovem  habens  reddat  unum  quartallum  fromentum  et  minam  hordei ; 
et  iterom  pro  quittantia  charierorum  pro  unoquoque  bove  suo  reddat  unum 
quartallum  frumenti.    Ord.  1  S.  49  Art.  7. 

'  Der  letztere,  bisher  unerklärte  Satz  lautet  in  der  Urkunde  von 
1145:  de  fossoribtts  autem  quartallum  unum  qnod  servientes  habere 
Bolebant.  De  Lauriöre  erklärt  (Ord.  1  S.  10  Anm.)  diese  fossores  unter 
Berufung  auf  eine  Ghronistenstelle  für  —  Ganggräber,  welche  die  unter- 
irdischen Gänffe  graben,  die  bei  Belagerungen  wider  die  Festunesmauern 
betrieben  wuraen.  Rajnal  Bd.  2  S.  14  dagegen  will  hierunter  Bergleute, 
Eiseuschtlrfer,  verstanden  wissen.  Keine  von  beiden  Au8leg;ungen  kann 
hier  zutreffen.  Die  Fossores  werden  in  der  Urkunde  deutlich  den  spann- 
fähigen  Bauern,  die  mit  Ochsen  wirtschaften,  entgegengesetzt.  Die  Fossores 
sind  also  die  kleinen  Bauersleute,  die,  ohne  jeden  eigenen  Viehstand,  ihren 
Acker  mit  Hacke  und  Spaten  bearbeiten  (so  auch  im  klassischen  Latein 
fossor  e.  g.  agri,  horti,  vinearum ;  ebenso  fodio).  Der  Ausdruck  entspricht 
also  etwa  unserm  Kossäten,  im  Gegensatz  zum  Vollbauern.  —  V^l.  hierzu 
Heusler  I  8.  852:  „Der  Umfang  des  Rechtes  auf  Fronden  und  Dienste 
entspricht  daher  jeweilen  der  L^istungsföhigkeit,  die  das  Gut  vermöge 
seines  Inventars  aufweist.  Von  Bauergütem,  die  zu  ihrer  Bewirtschaftung 
Wagen  und  Gespann  nötig  haben,  werden  Spanndienste  nach  Mafsgabe 
des  auf  ihnen  vorfindlichen  Inventars  erhoben,  während  kleinere  Hofstellen 
ohne  wichtigen  landwirtschaftlichen  Betrieb,  und  so  auch  städtische  Liegen- 
schaften der  Handwerker,  nur  Handdienste  zu  liefern  haben.^  —  EHe 
Snanndienste  werden  in  den  Quellen  auch  als  Carroperae  den  Handdiensten 
als  Manoperae  gegenübergestellt 

*  Das  Intaresse  der  angesehenen  Stadtbürger,  der  boni  viri,  probi 
homines  (s.  oben  S.  78  Anm.  1)  an  der  Festlegung  des  Hauban  ist  so 
handereiflich,  daüs  man  hierför  keine  geschraubte  Erklärung  heranzuziehen 
braucht.  Die  vermögenden  Stadtbüiger  waren  Besitzer  von  landwirt- 
schaftlichen Grundstücken,  die  in  Facht  gegeben  waren  und  wertlos 
wurden,  wenn  der  Bauer  durch  die  Amtsleute  von  der  Arbeit  weggeholt 
and  ausgeprefst  wurde.  Auch  die  im  Eigenbetrieb  stehenden  Güter  der 
Bürger  konnten  nicht  bewirtschaftet  werden,  wenn  zur  Zeit  der  Felder- 
bestellune  und  der  Ernte  Fuhrwerke  und  Arbeitsleute  durch  die  Beamten 
mit  Beschlag  belegt  wurden.  Vgl.  dagegen  Mayer,  Zoll  S.  402  Text 
Z.  6  V.  u. 
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der  Vollbauer,  der  mit  seinem  Vieh  SpanDdienste  leisten  mufsy 
zahlt  eine  höhere  Abfindung  als  der  Kleinbauer,  der  nur  mit 
seiner  persönlichen  Arbeitskraft  aufgeboten  wird^ 

In  Paris  erscheint  der  Hauban  zuerst  in  einer  Urkunde  von 
1111,  worin  Ludwig  VI.  bei  Verleihung  eines  Backofens  dem 
Bartholomeus  de  Fulcosio,  seinem  Fidelis  ^,  bestätigt,  dals  er  wegen 
(d.  h.  imgeachtet)  der  Innehabung  des  Ofens  von  jeder  Leistungs- 
pflicht an  den  Präpositus,  als  Schätzung,  Rofsdienst,  Halbannum 


^  Dagegen  will  Mayer  den  Hauban  als  ein  Handelsverbot  an  Nicht- 
mitglieder  der  Hansa  auffassen.  Die  Auslegung  bei  Mayer,  der  auf  die  obigen 
Urkunden  über  den  Hauban  selbst  gar  nicnt  näher  eingeht,  ist  die  folgende: 
„Nähme  man  die  Stelle  (in  dem  Recht  für  Boun^es)  fttr  sich,  so  könnte 
man  allenfalls  denken,  dafs  der  hasbannus  ein  Verbot  fremder  Einfuhr  xa 
Gunsten  des  einheimischen  Handels  bedeutet.  Aber  damit  stimmt  das 
Recht  von  Paris  und  Senlis  nicht.  Die  Lösung  giebt  —  ein  Zolltarif 
für  ßourges  aus  dem  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts  (Ray  na  1  II  8.524). 
Hier  werden  als  Handelsartikel  aufgezählt:  Fische^  Vieh,  Wachs,  Wolle, 
Leder,  Wein.  Fische,  Vieh,  Wolle,  Leder,  Wein  werden  aber  nicht  von 
Fremden,  sondern  von  Bürgern,  die  auswärts  aufgekauft  haben, 
eingebracht '^  —  In  dem  citierten  Abgabentarif  steht  nun  von  alledem 
genau  das  Gegenteil;  es  heifst  dort  si  burgenses  ville  boyes  vaccas  pozcoe 
emerint  et  ad  vendendum  foris  duzerint,  per  quemcnmaue  portem 
Tille  exierint  consuetudinem  Regi  et  Sancto  Sulpicio  reddere  deoent.  Ein- 
heimische Stadtbürger,  die  Vieh  gekauft  haben  und  es  zum  Verkauf  nach 
au  fserhalb  verschicken,  zahlen  eine  Abmbe.  Nirgends  findet  sich  als- 
dann in  dem  nur  wenige  Zeilen  umfassenden  1  arif  auch  nur  ein  Wort  darüber, 
dafs  die  obenerwähnten,  wichtigen  Handelsgüter  nicht  von  Fremden  ein- 
gebracht, sondern  von  städtischen  Bürgern  auswärts  aufgekauft  würden  — 
eine  für  das   Mittelalter  geradezu   unvertretbare  Annahme   (vgl.   unten 

4.  Kap.,  Marktversor^ung).  Die  Bedeutung  jenes  bei  Raynal  abgedruckten 
kurzen  Tarifs  (Siollweistum)  wird  übrigens  in  dem  ersten  einleitenden  Sats 
erklärt ;  die  Einwohner  von  Bour^^es  weigerten  sich,  die  betr.  Abgaben  zu 
zahlen  (quas  auferunt  homines  Bituricenses) ;  deshalb  wurde  ein  Weiatum 
über  die  bestrittene  Zolipflicht  der  Bürger  aufgenommen.  —  M.  fährt 
dann  fort:  .Bei  solcher  Sachlage  können  die  Bauern  nicht  dadurch  ihre 
Negocia  verlieren,  dafs  ihnen  der  Zutritt  zur  Stadt  versagt  wird,  sondern 
nur  dadurch,  dafs  den  Händlern  von  Bourgee  zu  bestimmten  Zeiten  ver- 
sagt wird,  sich  anders  als  auf  dem  Markt  zu  versorgen.  Der  hasbannus 
ist  hier  das  zeitweise  Verbot  des  Handels  aufser  dem  Markt,  was  dann  in 
Bourges  die  Händler  zur  Rückkehr  aus  dem  Gau  zwingt."  Diese  Annahme 
widerspricht  zunächst  in  allen  ihren  Teilen  der  mittelalterlichen  Ordnung 
des  Marktverkehrs ;  vgl.  die  Vorschriften  über  Zwischenhandel  und  Zwischen- 
kauf, unten  Kap.  4.  Der  Aufbau  der  obigen  Sätze  beruht  übrigens  auf 
der  von  M.  gewählten  Wiedergabe  des  Auiärucks  negocia  amittere  (s.  die 
Urkunde  obäi  S.  78  Anm.  1)  durch  „negocia  verlieren'^.  Diese  Über- 
setzung ist  irrtümlich;  es  mufs  heilsen  „Geschäfte  im  Stich  lassen''.  Denn 
man  kann  keinen  Menschen  auffordern  (submonere),  eine  Sache  zu  ver- 
lieren, sondern  nur,  sie  im  Stiche  zu  lassen.  Hiermit  erledigt  sich  eiffent- 
lich  die  Beweisführung  der  obigen  Sätze  schon  von  selber.  —  Von  diesen 
Verstöfsen  abgesehen,  fällt  die  ganze  Ausl^ung  M.'s  in  sich  zusammen, 
wenn  man,  was  wohl  das  erste  sein  mufs,  die  beiden  auf  den  Hauban  in 
Bourges  bezüglichen  Urkunden  selber  liest 

'  B.  wird  genannt  im  Jahre  1110  in  der  Zeugenreihe  einer  könig- 
lichen  Urkunde  unter  den  presentibus  de  palatio  nostro.     La8teyri9 

5.  178. 
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und  Auflage,  fireibleiben  sollet  Zugleich  gewährt  der  König, 
dalB  die  sechs  bei  dem  Ofen  bannpäichtigen  Bäcker  und  der 
Ofenwärter  jeweik  von  den  vorgenannten  I^ten  befreit  sein  und 
dafs  sie  diese  Leistungen  kün^  an  den  Bartholomeus  de  Ful- 
coflio  entrichten  sollen,  vorausgesetzt,  dafs  jene  Bäcker  nicht  etwa 
Pflichtige  Leute  des  Königs  selber  sind^.  Der  Hauban  ist  hier 
eine  unter  mehreren  herrs<£aftlichen  Leistungen,  die,  wieinBourges, 
durch  den  Präpositus  eingefordert  wurden.  Bemerkenswert  ist 
an  dieser  Urkunde  —  und  darin  unterscheidet  sie  sich  von  allen 
späteren  Pariser  Urkunden  dieser  Art  —  dafs  sie  noch  eine  Frei- 
lassung vom  Hauban  zum  Gegenstand  hat  und  zwar  für  ein- 
heimische Handwerker  (die  folgenden  Pariser  Urkunden  kennen 
den  Hauban  immer  nur  als  Abeabe).  IEa  ist  hiermit  wiederum 
mit  aller  Deutlichkeit  ausgesprochen,  was  der  Hauban  ursprüng- 
lich gewesen  ist,  nämlich  ein  persönlicher  Dienst;  jede  Deutung 
auf  einen  Hansabann  u.  dgl.  ist  damit  schon  hier  abgeschnitten. 

Dals  eine  Festigung  des  Hauban  in  Paris  zur  Zeit  der  Urkunde 
von  1111  bereits  erfolgt  war,  ist  nach  dem  Wortlaut  des  Schrift- 
stückes anzunehmen.  Jedenfalls  wurde  im  Laufe  des  zwölften 
Jahrhimderts  sowohl  Festigung  wie  Ablösung  gewährt,  und  zwar 
geschah  die  Ablösung  zunächst  durch  Naturalzahlun^.  Die  Ver- 
pflichtung zum  Hauban  wurde  umgesetzt  in  eine  teste  Abgabe 
an  Wein,  die  an  das  königliche  Schenkenamt  zu  entrichten  war'. 
Hierbd  blieb  es  bis  zum  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts. 
Die  Natnrallieferungen  hatten  indes  häufige  Streitigkeiten  zwischen 
den  Pflichtigen  Handwerkern  und  dem  Schenkenamt  zur  Folge. 
Im  Jahre  1201  verfbgte  deshalb  König  Philipp  H.  Augustus 
die  Umwandlung  der  Naturalabgabe  in  eine  gleichbleibende  Geld- 
abgabe. Es  wurde  nunmehr  festgesetzt,  dafs,  wie  die  Urkunde 
sagt,  flir  einen  ganzen  Hauban  sechs,  für  einen  halben  Hauban 
diii,  flir  anderthalb  Hauban  neun  Solidi  in  barem  G^de  gezahlt 
werden  sollten^. 

Der  Ausdruck  Hauban  hat  hier  im  dreizehnten  Jahrhundert 
seine  ursprüngliche  Bedeutung  bis  zur  völli^n  Verwischung  der- 
selben umgewandelt;  er  bezeichnet  jetzt  eine  feste  Geldabgabe, 
die  von  einzelnen  Handwerkerschaften  nach  verschiedenen  Sätzen 
gezahlt  wird.  Der  Handwerker,  der  die  Abfindung  des  Hauban 
zahlte,  war  dabei  zugleich  von  den  Umsatzabgaben  für  die  Gegen- 
stände seines  Gewerbebetriebes  befreit    Im  Sprachgebrauch  des 


^  Quod  Bartolomeo  de  Fulcosio  fumnm  quem  Parisius  habebat  tanta 
libertate  possideiidiun  et  habendnm  concedimus  ut  predicti  forni  ab  omni 
consuetudine  videlicet  tallia  seu  equitatioDe  seu  hasbanno  seu  ezauctione 
noetri  prepositi  Über  et  solutus  permaneat  dum  fumum  tennerit  Lastevrie 
S.  184.    Vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  272  Nr.  281  A.  1140. 

'  Ita  tarnen  ut  predicti  talemerarii  taleö  sint  qui  predictas  consuetn- 
dlnes  nobia  nee  debuissent  nee  solvlBaent.    Lasteyrie  S.  184. 

»  L.  d.  M.  II  Tit  8  Art.  15. 

*  Ord.  1  S.  25;  L.  d.  M.  EinL  S.  139  Anm. 
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dreizehnten  Jahrhunderts  bezeichnet  also  der  Hauban  in  Paris  eine 
Jahr  es  abgäbe  in  dem  der  Abstufung  fähigen  G^'undbetrag 
von  sechs  Solidi,  mit  der  die  Befreiung  von  Handdsabgaben 
verbunden  ist^. 

In  dieser  Definition  ist  eine  Reihe  von  Vorgängen  zusammen- 
geschmolzen, deren  Unterscheidung  sich  teils  aus  der  vorauf- 
Shenden  Darstellung,  teils  aus  der  Geschichte  des  alten  Pariser 
Sindwerks  ^  ergiebt  Der  Sprachgebrauch  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts (Hauban  =  Abgabe),  sowie  die  Abstufung  der  Sätse 
erklären  sich  sofort,  wenn  wir  an  die  Ablösung  in  Bourges  und 
an  den  dort  gemachten  Unterschied  zwischen  Vollbauern  und 
E^leinbauem  zurückdenken.  Die  Verpflichtung  zu  den  persön- 
Uchen  Diensten  war  nicht  für  Alle  gleich ;  sondern  wie  in  Bourges 
unter  den  Bauern,  so  sind  in  Paris  unter  den  Handwerkerschaften 
die  Dienstleistungen  von  verschiedenem  Umfang.  Diese  verschie- 
denen Grade  der  Dienstleistungen  kommen  nach  erfolgter  Ablösung 
der  Dienste  in  den  abgestuften  Sätzen  des  Zinses  zum  Ausdruck  ^. 
Wie  in  Bourges  flir  die  Abfindung  des  Vollbauern  eine  Metze 
Gerste  zu  geben  ist,  so  setzt  man  in  Paris  einen  ganzen  Hauban 
an  und  versteht  darunter  ursprünglich  die  volle  Dienstleistung, 
alsdann  nach  der  Ablösung  bei  Naturalzahlung  eben  Modius 
Wein;  endlich  bei  der  späteren  Geldzahlung  sechs  Solidi.  Wie 
dort  ein  Quart  zu  geben  ist,  so  ist  hier  ein  halber  Hauban,  gleich 
einem  halben  Modius  oder  drei  Solidi,  zu  entrichten^. 

Die  Verbindung  des  Hauban  und  der  Ab^abenfi^iheit  folgt 
dann  aus  der  Handwerksgeschichte.  Nur  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Handwerkerschaften  hatte  im  dreizehnten  Jahrhundert  den 
Hauban^.  Diese  Handwerkerschaften,  vierzehn  an  der  Zahl, 
gehören,  mit  zwei  Ausnahmen,  sämtlich  zu  den  Magisterien;  es 
sind  die  alten  Ämter,  die  bereits  im  zwölften  Jahrhundert  eine 
Organisation  besitzen.  Weder  findet  sich  der  Hauban  bei  der 
damals  nicht  organisierten  unteren  Bevölkerung,  noch  haben  ihn 
die  in  späterer  Zeit  entstandenen  Zünfte.  Die  Handwerkerschaften 
alten  Bestandes  dagegen  waren  aus  früherer  Zeit  dem  Hauban 


^  Haubans  est  uns  propres  noms  de  une  coustume  assise  andoinement 
par  la  quele  il  fu  establi  que  quiconques  serroit  haubaniere  qu'il  serroit 
Irans  et  k  mains  de  droitures  paiana  del  mestier  et  de  la  marcbandise 
dont  il  serroit  haubaniers  que  cilz  qui  ne  seroit  pas  Eaubaniers.  L.  d.  M.  II 
Tit.  8  Art.  14. 

2  Mag.  u.  Frat  S.  24  ff. 

'  S.  oben  S.  77  und  78  Anm.  2  am  Ende. 

^  So  haben  die  Pariser  Fleischer  einen  ganzen  Hauban  zu  leisten 
=  1  Modius  Wein  ^=  6  Solidi :  die  Säckler  einen  halben  Hauban.  Vgl.  die 
Sätze  L.  d.  M.  Einl.  S.  188. 

''  Das  L.  d.  M.  II  Tit.  8  Art  17  giebt  für  den  Hauban  im  dreizehnten 
Jahrhundert  zwei  Erwerbsarten  an:  1.  Eintritt  in  eine  Handwerkerschaft, 
die  als  solche  den  Hauban  hat  und  2.  individuelle  gnadenweise  oder  ent- 
geltliche Verleihung  durch  den  König.  Es  ist  bemerkenswert,  wie  die 
ehemalige  Belastung  sich  in  ein  Vorrecht  verwandelt  hat,  , 
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nDterworfen ;  zugleich  mit  ihrer  Oi^nisation  haben  sie  sich,  hier 
wie  in  anderen  Dingen,  ihr  altes  Recht  erhalten.  Der  Zusammen- 
hang zwischen  EUtuban  und  Abgabenfireiheit,  den  sich  das  drei- 
zehnte Jahrhundert  konstruierte,  ist  nur  ein  äuiserer  und  orga- 
nisatorischer ;  die  alten  Handwerkerschaften  sind  von  den  Handels« 
abgaben  befreit^  nicht  weil  sie  den  Hauban  zahlen,  sondern  weil 
sie  —  wie  wiederum  der  Hauban  beweist  ~  grundherrlichen 
Ursprungs  sind.  Die  unter  Hofrecht  stehenden  Handwerker  waren 
—  nach  Hofrecht  und  ohne  jede  inneren  Zusammenhang  mit  dem 
ELaiiban  —  von  den  Umsatzacigaben  für  die  Gegenstände  ihres  Ge- 
werbebetriebs befreit  ^  Die  Handwerkerschaft^  alten  Bestandes, 
und  nur  diese  allein,  haben  hier  zugleich  mit  der  Abfindung  ftür 
den  Hauban  die  grundherrliche  Ab^benfreiheit  bewahrt^. 


^  S.  oben  S.  74  Antn.  2  die  dem  eilften  Jahrhundert  entstammende 
Urkunde  für  Arras  bezüel.  der  Zinaleute.  S.  femer:  Quicumqae  de  famüia 
ecclesie  hujos  vir  vel  mulier  vendiderit  in  hac  civitate  res  quas  vel  manibus 
suis  fecerit  vel  que  creverint  ei  non  dabit  theloniam.  Et  si  quid  emerit 
ad  opus  Buum  quod  gracia  lacri  vendere  noiuerit  similiter  theloneum  non 
dabit.  Strafe  barger  Ürkundenbnch ,  heraosg.  y.  Wiegand  Bd.  1  S.  470 
Art.  52. 

'  Die  May  ersehe  £rklärang  des  Hauban  fUr  Paris  (die  wiederum 
von  den  Urkunden  absieht)  ist  die  folgende:  „Das  Has  in  hasbannus  lä(st 
sich  nicht  anders  erklären  als  hansa:  denn  has-bannus  ist  Bann  an  die 
negociatores  (sie;  s.  die  Urkunden),  hasbannus  mufs  von  denselben  Geweibs- 
leaten  gezahlt  werden,  welche  achat  loa  Roy  entrichten  (das  ist  ein  Irr- 
tum; yon  den  14  Haubaniers-Oewerken  finden  sich  nur  12  unter  den 
25  kau^flichtigen  Gewerken;  s.  Mag.  u.  Frat.  S.  15  Anm.  3)  und  dadurch 
nachweislich  unter  der  herrschaftlichen  Gewalt  des  Königs  stehen ;  beides 
zwingt  (sie;  beide  Voraussetzungen  sind  irrtümlich)  zu  dem  sprachlich 
yollkommen  korrekten  Schlufs,  dafs  has  =»  hansa  ist  und  gleichbedeutend 
mit —  der  ofterwähnten  Pariser  hansa  mercatorum^  (Zoll  S.  466).  — 
Dals  hier  wie  überall  bei  Ernst  Mayer  unbedingt  Gutgläubigkeit  yoraos- 
«isetzen  ist,  brauche  ich  kaum  hervorzuheben.  Ich  yermag  indes  in  diesem 
Fall  nicht  einmal  eine  Vermutung  darüber  auf  zustellen,  wie  M.  zu  seiner 
Annahme  gelangt  ist.  Die  Panser  Hansa  einerseits,  die  Haubaniers- 
Gewerke  andererseits  gehören  ganz  yerschiedenen  Organisationen  an,  über 
die  wir  durch  eine  lange  Folge  yon  Urkimden  auf  das  genaueste  unter- 
richtet sind.  Die  Pariser  Hansa  und  die  Verbände  der  Himdwerker  bilden 
die  schiofisten  Gegensätze,  die  innerhalb  einer  Stadt  denkbar  sind.  Über 
die  Pariser  Hansa  ygl.  die  Darstellungen  yon  Lecaron,  Hist  de  P.  7 
&  79  ff.;  Hegel,  Städte  und  Gilden  2  S.  86  fi.;  Köhne,  Hgr.  S.  271  ff.  — 
Im  einzelnen  ist  noch  zu  Mayer,  2k>U  S.  400  Anm.  1  zu  bemerken,  dals 
bei  den  Fleischern  im  dreizehnten  Jahrhundert  die  Verleihung  der  Gewerbs- 
befugnis  nicht  yom  Belieben  des  Königs  abhängt;  die  citierte  Stelle 
L.  d.  M.  U  Tit  8  Art  7  handelt  yon  dem  mit  der  Amtsbürtigkeit  yer- 
bnndenen  Gnadenrecht  des  Königs;  s.  Mag.  u.  Frat.  S.  31  und  Königsm. 
S.  816;  über  die  Stellung  der  Fleischer  zur  Zeit  Boileaus  ygl.  Mag.  u. 
Frat  S.  82  ff.  —  Die  Pariser  Tucher  sind  keineswegs  unter  den  WoU- 
webem  za  suchen;  die  einen  bildeten  die  Bruderschaft  der  Tucher,  die 
anderen  das  Magisterinm  der  Weber;  s.  hier  oben  S.  58.  —  Die  Halbanati 
forinaeci  —  dies  zu  M.,  Verf.  U  S.  278  Anm.  39  —  in  der  Urkunde  yon 
1222  sind  nicht  die  forinseci  des  Bischofs,  sondern  schlechtweg  forinseci, 
d.  h.  Auswärtige,  im  Gegensatz  zu  den  a.  a.  0.  genannten  halbannatis 

2ni  sunt  de  corpore  Parisiensi  et  de  surbubiis;   gemeint  smd  Auswärtige, 
ie  auf  Grund  aer  im  dreizehnten  Jahrhundert  zulässigen  Erwerbaformen 
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In  Senlis  veileiht  Ludwig  VI.  der  Vincentiusabtei  im  Jahre 
1129  das  Recht,  von  ihren  Hintersassen,  die  als  Handelsleate 
i.  w.  S.  ^  auf  dem  städtischen  Markt  den  feilen  Elauf  aasüben, 
das  Halbannum  zu  erheben,  wie  es  die  übrigen  Handelsleate  an 
den  Praepositus  entrichten^.  Die  Abtd  emp&ngt  also  die  Be- 
fugnis, auf  ihrem  Grund  und  Boden  den  in  der  Stadt  Senlis 
al%emein  su  Recht  bestehenden  Hauban  abzufordern.  Eine  Ur- 
kunde von  Saint-Maur  des  Foss^  aus  dem  Jahre  1269  erwfthnt 
den  Hauban  unter  andern  Rechten®.  — 

Neben  dem  Hauban  ist  hier  der  Wachtsins  zu  erwähnen, 
der  bei  einzelnen  Pariser  Handwerkerschaften  noch  im  dreizdmten 
Jahrhundert  nachweisbar  ist^.  Der  Wachtzins  besteht  bei  den 
magisterialen  Gewerken  bereits  im  zwölften  Jahrhundert  und  ist 
seinem  Ursprungenach  völlig  verschieden  von  der  allgemeinen  Wacht- 
pflicht  die  erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  (um  1250)  als  öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung  neu  eingeführt  wurde.  Dem  Hauban 
steht  der  Wacntzins  rechtlich  insofern  gleich  als  er,  als  Über- 
rest einer  älteren  Verfassung,  nur  auf  wenigen  altorganisierten 
Gewerken  haften  bUeb  und  für  diese  in  der  späteren  Zeit  zu 
einem  wertvollen  Vorrecht  gegenüber  den  neugegründeten  Zünften 
wurde*. 


Die  besonderen  Abgaben  vom  berufsmäfsigen  Gewerbe- 
betrieb zerfallen  in  solche,  die  von  mehreren  oder  von  allen  Hand- 
werkerschaften eines  bestimmten  Bezirks  zu  tragen  sind  und  in 
solche,  zu  denen  jeweils  nur  eine  einzelne  Handwerkerschaft  ver- 


(s.  oben  S.  82  Anm.  5)  den  Hauban  empfang^  hatten.  Auswärtig  Ge- 
werbetreibende, die  außerhalb  der  Ringmauern  und  der  Vorstädte,  jedoch 
innerhalb  der  Bannmeile  wohnten,  konnten  bei  einzelnen  Gewerben  im 
dreizehnten  Jahrhundert  sich  ohne  weiteres  den  Hauban  veischafien. 
L.  d.  M.  I  Tit  76  Art  26.  —  Bei  der  Hansagebtthr  in  Reims,  deren  Be- 
deutung von  M.  als  grundlegend  fttr  die  ganze  Erörterung  hansa  ««  hanbim 
bezeichnet  wird  (Zoll  S.  465;  jede  Quälenangabe  ist  dort  unterlassen) 
handelt  es  sich  um  einen  hätmg  vorkommenden  Anspruch  der  Tucher 
(Magistri  draperiorum,  nicht  textomm,  wie  bei  M.,  wohl  infolge  dnes 
Schreibfehlen,  gesagt  ist)  gegenüber  den  Webern.  Die  Tucher  verlangten, 
dafs  die  Weber,  wenn  sie  auf  eigene  Rechnung  Tuch  machen  woUten, 
auch  die  ESntrittsgebühr  für  das  Tucherffewerbe  zahlen  sollten;  ein  An- 
spruch, der  von  den  Webern  mit  Erfolg  bestxitten  wurde.  S.  Varin 
Adm.  1  S.  1072.  Über  das  bürgerliche  Recht  des  Tuchmachens  in  den 
Tucherstädten  s.  unten  Kap.  8. 

1  S.  oben  S.  56  Anm.  1. 

^  Confirmamus  quidem  quod  hospites  jam  dictae  ecclesiae  qui  merca- 
tores  sunt  et  in  foro  nostro  opera  venalia  ezercent,  hasbannm  quod  caeteii 
mercatores  praeposito  nostro  persolvunt,  ipsi  ecclesiae  persolvant  Gallia 
christiana  A  App.    S.  428. 

»  Ducanse  v.  c. 

^  Mae.  u.  Frat  S.  17  und  Anm.  1  Nr.  8. 

^  S.  Mag.  u.  Frat.  im  einzelnen.  ^^  . 
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pflichtet  ist.  Nach  der  Art  der  Aufbringaog  scheiden  sich  diese 
Abgaben  in  Amtszinse  und  in  Individuahbgaben  ^. 

Unter  den  von  einer  Mehnahl  von  Handwerkerschaften  zu 
leistenden  Abgaben  ist  zunächst  der  G-ewerbekauf,  wie  Hauban 
und  Wachtzins  grundherrlichen  Ursprunffs,  zu  nennen^.  Der 
dem  Oewerbekauf  unterworfene  Handwerker  hat,  bevor  er  sein 
Gewerbe  fbr  den  Markt  auszuüben  beginnt ,  eine  Abgabe,  das 
Kaufgeld,  zu  zahlen.  Diese  Abgabe  ist  durchaus  beschrttnkt  auf 
die  aus  dem  Recht  der  Grundherrschaft  sich  ergebenden  Be- 
ziehungen. Der  Gewerbekauf  wird  niemals  gezahlt  für  irgend  ein 
öffentliches  oder  fbr  ein  genossenschaftliches  oder  auch  ftlr  ein 
dingliches  Recht;  es  steht  ihm  nichts  anderes  gegenüber  als  der 
priyatrechtliche  Verzicht  des  Grundherrn  auf  geschuldete  Dienste. 
Das  Kaufgeld  ist  lediglich  eine  Vorbelastung  des  Pflichtigen,  die 
auf  dem  alten  grundherrlichen  Verhältnis  beruht  und  nichts  anderes 
in  sich  begreift,  als  die  persönliche  Erlaubnis  ftir  den  Handwerker 
zur  Arbeit  ftlr  eigene  Rechnung. 

Der  Handwerker,  der  den  Gewerbekauf  gezahlt  hat.  hat 
damit  lediglich  seine  Verpflichtung  gegenüber  dem  Grundherrn 
abgelöst,  jedoch  keineswegs  das  öffentliche  oder  genossenschaftUche 
R(^t  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  erworben.  Dieses  Recht 
wird  vielmehr  gesondert  verliehen  und  mufs  gesondert  erworben 
werden.  Der  Pariser  Fischhändler  ist  dem  Gewerbekauf  unter- 
worfen ;  die  Ausübung  des  Gewerbes  wird  ihm  aber  erst  gestattet, 
nachdem  er  ein  Meistergeld  von  zwanzig  Solidi  an  die  Zunft 
entrichtet  hat^.  War  jedoch  der  Bewerber  nicht  als  tüchtig  be- 
zeugt^ oder  war  er  übel  beleumundet,  so  hatte  die  Zunft  das 
unbedingte  Recht,  ihn  trotz  gezahlten  Gewerbekaufs  zurückzu- 
weisen^. Der  Pariser  Bäcker  hat  das  Gewerbe  zu  kaufen;  zu 
dem  Amt  wird  er  aber  erst  zugelassen,  wenn  er  es  nach  gezahltem 
Gewerbekauf  vier  Jahre  lang  gemutet  hat®.     Die  Althändler  ver- 


1  Über  die  Definition  beider  Ausdrücke  vg].  Mag.  u.  FraL  S.  11. 

«  Mag.  u.  Frat  S.  12  ff. 

'  NuB  Poisonniers  qoi  le  mestier  ait  achat^  au  Roy  ne  puet  avoir 
le  mestier  toat  sus  c'est  k  savoir  partir  au  poison  que  cilz  achatent  qui 
ont  ie  mestier  tout  sus  ne  ne  puent  acheter  poison  &  Paris  n'ä  mains  de 
II  lieaes  prte  en  toat  sens,  se  il  ne  pole  XX  s.  de  parisis  k  IUI  preudes- 
oiunee  da  mestier.    L.  d.  M.  I  Tit.  100  Art.  2. 

«  8.  oben  S.  20. 

^  Se  aucons  Poissonniers  achate  le  mestier  k  celui  qui  de  par  le  Roy 
le  vent  et  il  ne  soit  pread'on  et  loiaus  de  bonne  conversation  et  de  bonne 
▼ie,  li  III  preudoume  devant  dit  qui  le  mestier  gardent  de  par  ie  Roi  ou 
Ü  in  des  IUI  le  puent  refuser  et  hoster  qu'il  n^t  part  ne  compaignie  u 
mestier  devant  dit    L.  d.  M.  I  Tit.  100  Art.  4. 

*  Qoant  li  noviaz  Talemelier  ara  en  tel  maniere  fet  quatre  ans 
acomplis  il  prendra  un  neuf  pot  de  terre  et  ara  dedanz  le  pot  nois  et 
nieoles;  et  venra  ä  la  meson  au  mestre  des  Talemeliers  et  aura  avec  lui 
le  coostomier  et  touz  ies  Talemeliers  et  les  mestres  vall^  que  Ton  apele 
joindre.  Et  doit  eil  noviaz  Talemelier  dire:  ., Mestre,  je  ai  fait  et  acompli 
mes  quatre  snn^es.^    L.  d.  M.  I  Tit.  1  Art.  13.  ^  . 
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boten  das  Gewerbe  jedem ,  der  nicht  von  ihnen  als  tüchtig  und 
rechtschaffen  bezeugt  war^  Die  das  Recht  der  Amtsbttrtigkeit 
besitzenden  Wollweber  liefsen  keinen  Amtsfremden  zur  Ausübung 
des  Gewerbes  zu^  auch  wenn  er  das  Gewerbe  gekauft  hatte  ^. 
In  den  Urkunden,  auch  in  den  später  angezeichneten^,  ist  der 
Gewerbekauf  stets  von  den  genossenschaftlichen  und  öffentlichen 
Rechten  getrennt  und  als  eine  Abgabe  streng  priyatrechtlicheny 
grundherrlichen  Charakters  dargestält^.  — 

Eine  besondere  Abgabe,  die  nur  von  Gewerbetreibenden  zu 
entrichten  ist,  wird  femer  in  einem  Privil^  Ludwigs  VII.  ftlr 
Etampes  vom  Jahre  1179  erwähnt  und  dort  Bonitas  genannt 
Die  Bonitas  whrd  umschrieben  als  eine  Abgabe,  die  dem  Prae- 
positus  geschuldet  wird  von  solchen  Handekleuten,  die  sich  regel- 
mäisig  zu  Kauf  und  Verkauf  auf  dem  Markte  einfinden  ^.  Bei 
einigen  Gewerben  wird  der  Betrag  der  Bonitas  in  den  Urkunden 

Senau  aufgeführt;  es  gaben  die  Weifsgerber  jährlich  zwölf  Denare; 
ie  Wachshändler  einen  Pfennigwert  Wachs;  die  Kürschner,  wenn 
sie  Rauchwaren  fertig  herstellten,  ein  FelP.  Die  Krämer,  die  im 
eigenen  Liaden  verkauften ,  hatten  die  Abgabe  nicht  zu  zahlen  ^. 
Leistungen  und  Abgaben  einzelner  Handwerkerschaften  werden 
in  grofser  Zahl  erwähnt.  Art  wie  Umfang  der  Verpflichtungen 
sind  überaus  verschieden.  Zu  einem  Amtszins  war  das  Korduaner- 
Amt  in  Paris  verbunden,  das  einen  jährlichen  Zins  von  32  Solidi, 
als  heuses  du  Boy  (des  Königs  Gamaschen)  bezeichnet,  zu  zahlen 

^  Li  chamberier  ou  Bon  conraendement  ne  pueent  ne  ne  doivent  le 
mestier  devant  dit  vendre  k  nul  ame  que  il  ne  soit  prend'om  et  loial  et 
du  quel  il  aient  boen  tesmoignage  et  BoufBsant  qu'il  soit  pread'ome  et 
loiax.    L.  d.  M.  I  Tit  76  Art.  2. 

^  Li  mestier  de  toissarranderie  est  tez  que  nul  ne  le  puet  ayoir  se 
il  ne  Tachate  du  Roy  et  puis  qn'il  est  au  Roy  k  vendre  dont  n'est  il  pas 
aus  toisserans  ä  deffendre:  et  li  toisserran  le  deffendent  bien  quant  U  ne 
▼oelent  que  nul  ne  le  face  faire  s'il  n'est  filz  de  mestre.  Beschwerde  der 
Färber,  L.  d.  M.  I  Tit  54  Art  6. 

'  Vgl.  das  erst  in  der  nächsten  Periode  (A.  1393)  au^ezeichnete 
Scblosserstatut  Art.  1.  Nulz  ne  peut  estre  semirier  k  Paris,  sMl  n'achate 
le  mestier  du  Roy,  et  le  vent  de  par  le  Roy  son  maistre  mar^cbal  de 
sa  forge  ä  qui  le  Roy  Ta  donnö.  Art  2.  Nulss  ne  peut  estre  semirier 
k  Paris  ne  tenir  ouTrouer  jusques  k  tant  que  11  ait  fait  son  cbief  d'oeuvre, 
et  si  paiera  dix  sols  au  Roy,  dont  les  jurez  auront  le  qnart  M^t2 
S.  469.  Bemerkenswert  ist  hier  die  Gegenüberstellung  des  Königs  in 
privatrechtlicher  (grundherrlicher)  und  in  offen tlichrechthch er  Eigenschaft 
Das  Meistergeld  (Art  2)  ist  erst  in  sp&terer  Zeit  dem  Gewerbekauf  (Art.  1) 
hinzugelegt  worden.    Vgl.  L.  d.  M.  I  Tit.  18. 

*  Vgl.  die  Schilderung  des  Gewer bekaufe  Mag.  u.  Frat  S.  13  bis  16 
im  Zusammenhang  und  insoesondere  noch  S.  129  a.  a.  O. 

^  Nemo  bonitatem  debebit  Praeposito  nisi  mercator  fuerit  in  foro 
venderc  soUtus  et  emere.    Ord.  11  S.  212  Art.  11. 

*  Messageicerii  singuli  non  nisi  duodecim  den.  pro  bonitate  dabunt 
singulis  annis.  Art.  19.  Cerarii  singulo  uno  quoque  anno  pro  bonitate 
denariata  cerae  tantum  die  Jovis  ante  festum  Purificationis  B.  Mariae 
dabunt.  Art.  20.  Nemo  pellem  praeposito  dabit  nisi  coniitum  faciens.  Art.  12. 

^  Nemo  regratarius  ad  fenestram  vendens  bonitatem  praeposito  dabit 
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hatte  ^.  Die  Weber  von  Etampes  übernahmen  einen  Amtszins 
bei  ihrer  Befreiung  von  grundherrlichen  Lasten  im  Jahre  1204  ^. 
Bei  dem  Pariser  Schmiedeamt  besteht  eine  besondere  Amts- 
abgabe, des  Königs  Hufeisen  (fers  le  Roy)  benannt,  ftür  die 
jeder  Schmied  sechs  Denare  jährlich  gab^.  Kopfzinse  finden 
wir  bei  den  Bäckern  in  Pontoise,  bei  den  Fleischern,  Bäckern, 
Korduanem  und  Flulsfischeim  in  Paris  ^.  ESnen  Gerichtspfennig 
oder  Urkundspfennig  gaben  die  Pariser  Bäcker,  Althändler, 
Kürschner  und  Han&chuhmacher  zur  Anerkenntnis  der  magis- 
terialen  Gerichtsbarkeit^.  Besondere  Abgaben  waren  von  einer 
Reihe  von  Gewerbetreibenden  in  Sens  zu  leisten.  Die  Waid- 
händler hatten  jährUch  16  den.,  die  Lederhändler  32  den.,  die 
Bäcker  36  den.  zu  entrichten.  Für  jeden  Käseladen  waren 
2  solidi,  für  jeden  Kürschnerladen  4  den.,  fbr  jeden  Färberkessel 
gleichfalls  4  den.  jährlich  zu  zahlen.  Die  Salzhändler  gaben 
jährlich  ein  Quart  Salz;  die  Schuster  vier  Paar  Schuhe;  die  Holz- 
geschirrmacher und  die  Glashändler  hatten  ebenfalls  G^enstände 
ihres  Gewerbebetriebes  darzureichen^.  Naturalabgaben  kommen 
auch  sonst  vielfach  vor*^.  Zu  persönlichen  Diensten  und  regel- 
mäfsigen  oder  zeitweiligen  gewerblichen  Leistungen  ist  das 
Schmiedeamt  in  Chälons  verbunden  ^.  Tagdienste  einzelner  Hand- 
werkerschaften sind  noch  in  späterer  Zeit  nachweisbar®.  —  Keine 
unter  den  vorgenannten  besonderen  Abgaben  ist  fortbildungs- 
fkhig;  sie  beruhten  auf  Verhältnissen,  die  sich  schon  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  überlebt  hatten. 

Das  eigene  Gebührenwesen  der  Zünfte  ist  im  dreizehnten 
Jahrhundert  erst  wenig  entwickelt;  nur  in  ihren  ersten,  ge- 
ringen Ansätzen  sind  selbständige,  zünftlerische  Gebühren  zu 
finden.  Die  Meisteraufnahme  ist  von  seiten  der  Zunft  in  dieser 
Periode  im  allgemeinen  mit  keinen  oder  nur  mit  geringen 
Geldleistungen  beschwert.  Die  spätere  Hauptabgabe,  das  Meister- 
geld, ist  noch  kaum  bekannt;  nur  wenige  Zünfte  erheben  bereits, 
in    ersichtlicher  Anlehnung   an    den   alten   Gewerbekauf^^,    ein 

'  Mag.  u.  Frat.  S.  98. 
«  Mag.  u.  Frat.  S.  122. 
3  Mag.  D.  Frat  S.  91. 

*  Mag.  u.  Frat.  S.  29,  77,  98,  101,  109;  s.  auch  S.  111  Beauvais. 
Vgl.  Heusler  1  S.  136. 

*  Mag.  u.  Frat  S.  80  und  94. 

•  ßibl.  de  FEcole  des  Chartes  6  sörie  2.  Bd.  S.  286,  287,  294,  295,  297.— 
Vgl.  noch  für  Provins  Bonrqaelot,  Kstoire  de  Provins  1840  II  S.  428. 

^  S.  auch  oben  S.  59  Anm.  1. 
8  Mag.  u.  Frat.  S  115. 

•  Vjjrf.  die  Aufzeichnungen  aus  Beauvais,  Ma^.  u.  Frat.  S.  111.  V^l. 
etwa  noch  die  Abgabe  vom  Fisch  verkauf,  hallebic  genannt,  in  Pans, 
Lamare  3  S.  89;  das  Hecht  des  Burggrafen  von  Amiens  über  die 
Wechslertische  (Ekitnahme  einer  Handvoll  Pfennige  von  jedem  Tisch), 
Thierry  1  S.  78. 

»•  Mag.  u.  Frat  S.  12. 
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Meistergeld,  das  zur  Bestreitung  gemeinsamer  An^ben  oder  zu 
Gunsten  der  Bruderschaft  verwendet  wird  ^  Die  HaDse  wird  als 
die  von  den  handeltreibenden  Kaufleuten  zu  zahlende  Al^be 
schon  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  erwfthnt^.  Für  die  Abgabe 
bei  Ausübung  eines  Gewerbebetriebes  wird  der  Ausdruck  Hanse 
im  dreizehnten  Jahrhundert  vereinzelt  angewandt;  die  Tucher 
von  Reims  verlangen  im  Jahre  1292,  dafs  die  Weber ,  wenn  sie 
selbständig  Tuch  machen,  das  Eintrittsgeld  in  das  Tucheramt, 
mit  Hanse  bezeichnet,  entrichten  sollen^.  Mehrfach  findet 
sich  dagegen  die  Verpflichtung  des  neuen  Meisters,  bei  seiner 
Aufnahme  die  Genossen  durch  einen  Trunk  oder  durch  einen 
Meisterschmaus  zu  bewirten.  Schon  damals  mögen  Brauch  und 
Sitte  diese  Leistung  gefordert  haben,  die  in  einigen  Statuten 
ausdrücklich  erwähnt  wird^.  Bei  einzelnen  Gewerken  hatte 
die  Herrichtung  des  Meisterschmauses  schon  zu  jener  Zeit  den 
Charakter  einer  gröfseren  feststehenden  Prästation;  so  bei  den 
Fleischern  zu  Paris  ^  und  bei  den  Bäckern  zu  Pontoise®. 

Regelmäfsig  zu  entrichtende  Beiträge  zu  Gunsten  der  Bruder- 
schaft werden  in  den  Statuten  noch  wenig  genannt  Vereinzelt 
werden  Wochenbeiträge  erwähnt,  die  zur  Wahrung  des  Vorteils 
der  Zunft  dienen  sollen ''.  Allgemein  ist  dagegen  eine  Einschreibe- 
gebühr eingeftkhrt,  die  bei  dem  Aufdingen  eines  Lehrlings  zu 
entrichten  ist  und  ftlr  die  Zwecke  der  Zunft  im  allgemeinen  oder 
der  Bruderschaft  im  besonderen  verwendet  wird®. 


1  Mag.  u.  Frat  8.  14  u.  15. 

'  So  io  St.  Omer;  s.  Köhne,  Hgr.  S.  122,  dessen  AuBlegunpr  a.a.O. 
ich  mich  auschliefse.  Vgl.  Giry  S.  372;  Luchaire,  Man.  S.  858;  Mayer, 
Zoll;   Ducange  v.  Hansa  1.  2. 

»  Varin,  Adm.  l  S.  1072;  8.  oben  S.  83  Anm.  2  am  Ende.  Vgl. 
Godefroj  v.  Hanse  1;  Ducange  v.  Hansa  2  (wo  jedoch  bei  dem  Statat 
Yon  Langres  Ord.  6  8.  607  1881  statt  1801  zu  lesen  ist). 

^  Quant  11  Gantier  a  ainsinc  le  mestier  achat^,  il  convient  que  11 
poit  XII  d.  au  vin  aus  conpaingnons  qui  ont  estä  au  marchi^.  L.  d.  M. 
Tit.  88  Art.  2.  Que  il  doint  &II  deniers  k  boivre  ans  compaignona. 
Tit.  76  Art.  26. 

'^  Nemo  potest  esse  camifex  Parisiensis  quin  alii  camifices  habeant 
sua  jura  scilicet  pastum  et  potum  nisi  spontanea  Yoluntate  perdonare 
voluerint.    Ord.  3  S.  259. 

^  Quicum^ue  autem  intraverit  in  hoc  officium  potabit  bolan^erios 
et  singulis  dabit  castellom  unius  oboli;  sed  iile  quitnm  habebit  mmiste- 
rinm  qui  de  reddendo  censu  noatro  submonebit  alios  Ord.  11  S.  808, 
Olim  I  S.  559.  Beugnot  erklärt  a.  a.  O.  S.  1089  Anm.50  den  Ausdruck 
potare  iiTtümlich  als  Matrimoninm  contrahere,  nach  Ducange  potare  1. 
Die  Bedeutung  ist  richtig  angegeben  bei  Ducange  potare  2. 

''Que  chascun  du  mestier,  mestres,  vallet,  mette  chascune  semaine 
en  la  boite  I  d.  por  garder  les  profiz  du  mestier.    L.d.M.  Tit.  60  Art.  12. 

8  L.d.M.  Tit.  21  Art.  5,  Tit.  22  Art.  6,  Tit.  37  Art.  5,  Tit.  79  Art.  9, 
Tit.  80  Art.  5  und  öfters;  Germain  Montp.  Band  3  S.  459. 
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Drittes  Kapitel. 

Technik  und  Betrieb'. 


Technik  und  Betrieb  des  Handwerks  bilden  das  Gebiet,  auf 
dem  in  der  vorliegenden  Periode  das  Recht  der  Selbstsatzung 
der  Handwerker  am  breitesten  und  am  ungehindertsten  in  Er- 
scheinung tritt  Die  gewerbliche  Technik  beruhte  bis  in  das 
dreizehnte  Jahrhundert  lediglich  auf  der  mündlichen  Über- 
lieferung, deren  Träger  die  Handwerksmeister  waren.  Während 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  beginnt  die  schriftliche  Aufzeichnung 
durch  ZunftBtatuten  und  Gewerbeordnungen.  Das  ältere  Zunft- 
statut ist  im  allgemeinen  kurz.  Die  ersten  Zunftprivilegien 
hatten  zunächst  verfassungsrechtliche  Bedeutung;  ihr  Zweck  war, 
das  Recht  einer  Körperschaft  erst  zu  erschaffen.  Den  wesent- 
lichen Inhalt  bildet  die  Thatsache  der  Privilegierung^  und  die 
Au£sählung  der  dem  Handwerk  verliehenen  Rechte;  technische 
Bestimmungen  fehlen  entweder  ganz  oder  nehmen  nur  einen 
geringen  Raum  ein. 

Nur  die  Gewerbe,  bei  denen  die  Verarbeitung  besonderen 
Materials  in  einer  bestimmten  Beschaffenheit  und  in  einer  be- 
stimmten Menge  gefordert  wurde,  schritten  frühzeitig  zu  schrift- 
licher Au&eichnnng.  Vor  allem  ist  hier  die  Gewebeindustrie 
nebst  den  mit  ihr  zusammenhängenden  Nebengewerben  zu  nennen. 
Die  Webereigewerbe  besitzen  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert 
ausftkhrliche  geschriebene  Ordnungen,  die  uns  insbesondere  aus  den 
Städten  Cfaälons  b./M.;  Chartres,  Beauvais,  Montpellier,  Paris,  Reims, 
Douai  und  St;  Omer  überliefert  werden.  Zunächst  ist  die  umfang- 
reiche Tucherordnung  fUr  Chälons  vom  Jahre  1243^  zu  erwähnen. 
Die  Beschaffenheit  des  Garns  und  der  verschiedenen  Tuchsorten 
wird  hier  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  geregelt.    Kürzer  ist  das 


^  Schmoller,  Untern.;  Bücher,  Gew.;  Ders.,  Die  Entstehang 
der  VolkswirtBchaft ,  2.  Aufl.  Tübingen  1898;  v.  Inama-Sternegg, 
D.  W.-G. 

'  Über  deren  Bedeutung  vgl.  Biag.  u.  Frat.  8.  28  Text  und  Anm. 

»  Vaterl.  A.  S.  135  ff.  ^  j 
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etwas  ältere  Statut  ftlr  Chartres  aus  den  Jahren  1218— 1235  ^ 
Die  Bestimmungen  für  das  Tuchergewerbe  von  Beauvais  sind 
in  den  Artikeln  21,  22  und  23  des  im  Jahre  1276  zwischen 
Bischof  und  Rat  geschlossenen  Vergleichs  enthalten  ^.  Eine 
Tucherordnung  von  Abb^ille  vom  Jahre  1300  giebt  genaue 
Vorschriften  über  die  Qualität,  die  Stücklänge  und  das  Stück- 
gewicht der  Tuche  ^.  Von  grofser  Ausftlhrlichkeit  sind  dann  die 
technischen  Vorschriften  in  den  sorgfältig  ausgearbeiteten  Ord- 
nungen füi'  die  Tucher,  Weber,  Färber  und  Walker  in  St.  Omer 
und  in  Paris  ^.  In  den  Ordnungen  für  Chartres,  Chälons,  Beauvaisi 
Reims  und  St.  Omer  finden  sich  auch  die  ersten  Bestimmungen  über 
das  Recht  der  Verkehrszeichen.  Chartres  und  Chälons  besitzen 
ihr  eigenes  Stückmafs  flbr  die  städtischen  Tuche;  in  ChSlons 
wird  zudem  verboten,  fremdes  Tuch  als  Chalonnaiser  zu  ver- 
kaufen^. Beauvais®  und  St.  Omer^  setzen  sowohl  ihre  eigene 
Stücklänge  als  auch  das  Stückgewicht  fest.  In  St.  Omer  wird 
zudem  in  der  Weberei  das  Meisterzeichen  und  das  Stadt- 
zeichen, in  Chartres  für  die  Tucher  das  Meisterzeichen®  vor- 
geschrieben ®. 

Im  übrigen  aber  vermied  die  Zunft  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert nach  Möglichkeit  das  schriftliche  Aufiseichnen  technischer 
Bestimmungen ,  das  einer  Festlegung  derselben  gleichkam.  Die 
Selbständigkeit  des  Handwerks  wurde  bei  der  mündlichen  Über- 
lieferungweit  besser  gewahrt  *®.  Nur  die  unerlaubten  Hantierungen, 
die  als  Falschwerk  galten,  werden  unter  Beifügung  der  Strafen 
kurz  aufgeführt.  In  der  Hauptsache  verlangte  die  Zunft,  mit 
einer  allgemein   gehaltenen  Formel,   dafs  die  rechte  Arbeit  dem 

1  L6pinoi8  I  S.  380. 

8  Labande  S.  804  ff. 

^  Li  dras  escrus  doit  avoir  trente  aulnes  de  long  et  doit  estre  le 
laine  en  XX  <3,  et  doit  peser  li  dras  escrus  quaranta  deux  livres  et 
doivent  estre  tout  li  drap  tissa  en  hune  de  XX  ^  et  nient  de  mains. 
Thierry  IV  S.  66. 

*  Giry  und  L.d.M. 

^  On  ne  doit  vendre  nus  dras  de  vile  en  non  (nom)  de  Chaalons. 
Vaterl.  A.  S.  136;  s.  unten  II.  Teil  1.  Abachn.  1.  Kap. 

^  Insuper  concordatum  fuit  quod  si  pannus  de  XL  ulnis  vel  de  XX 
rectum  pondus  suum  non  habeat,  si  pannus  de  XL  ulnis  habeat  II  libras 
▼el  minus  de  II  minus  de  recto  pondere  et  pannus  de  XX  ulnis  unam 
Ubram  vel  minus  de  nna  libra  minus  de  recto  pondere,  pannus  propter 
hoc  nisi  faerit  defectus  alius  non  comburetur  vel  scindetur.  La  Dan  de 
S.  306  Art.  23. 

^  Le  saie  quant  ele  kiet  de  Tansuel  doit  peseir  k  mains  XXXIX 
lib.  et  s'ele  pesast  mains  ele  seroit  caup^e  en  III  piecbes.  Giry  S.  551 
Art.  588.  Les  saies  doivent  estre  tenaues  en  lonc  as  liebes  XXXVII 
aunes  au  mains  u  XXXVIII  aunes  au  plus  et  en  lei  II  aunes  demi  quartier 
mains.    S.  553  Art.  596,  femer  Art.  598  ff.,  S.  557  Art.  622  ff. 

8  Ducan^e  v.  Parator. 

^  Wegen  der  Verkehrszeichen  s.  unten  II.  Teil  1.  Abschn.  1.  Kap. 

^^  Wir  werden  später  finden,  dafs  die  Zunahme  der  schriftlichen 
Aufzeichnung  mit  dem  Schwinden  der  Selbstsatzung  im  Handwerk  zu- 
sammenfallt   S.  unten  II,  Teil  1.  Abschn.  3.  Kap. 
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„Braach  und  Herkommen  des  Handwerks"  entspreche;  die  Ent- 
flcheidmag  hierüber  lag  bei  den  Zunftgeschworenen.  — 

Für  den  Betrieb  des  Handwerks  stellt  das  Zunftwesen 
den  Ghrundsatz  auf,  dafs  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  des 
einzelnen  Heisters,  genauer  gesagt,  der  einzelnen  Meisterstelle, 
gewahrt  werden  müsse.  Die  Betriebsregulierungen  der  Zunft 
sind  in  erster  Linie  auf  die  Durchftihrune  und  Aufirechterhaltung 
dieses  Satzes  gerichtet;  er  giebt  die  Richtschnur  für  die  zünfb- 
lerische  Auffassung  vom  Gewerbebetrieb.  Die  Zunft  widersetzt 
sich  demgemäfs  jeder  Häufung  der  Betriebsmittel  und  Betriebe  in 
einer  Hand.  Der  Bildung  einer  wirtschaftlichen  Übermacht,  wie 
der  Zusammenlegung  der  Betriebe  wird  eine  Reih^  von  Vor- 
schriften entgegengestellt;  unter  diesen  sind  die  wichtigsten: 

1.  das  Teilungsrecht, 

2.  das  Verbot  der  Assocüerung  mehrerer  Meister, 

3.  das  Verbot  des  Haltens  mehrerer  Betriebsstätten. 

Das  Teilungsrecht  (droit  de  part)  hatte  den  doppelten 
Zweck,  den  Aufkauf  durch  die  begüterten  Meister  zu  yerhindem 
und  ferner  dem  weniger  bemittelten  Handwerker  die  Vorteile 
des  Einkaufs  im  grofsen  zukommen  zu  lassen.  Das  Recht  be- 
stand darin,  dafs  ein  Handwerksmeister,  der  beim  Abschluls  eines 
Ejtufgesch&ftes  durch  einen  Zunftgenossen  hinzutrat,  beanspruchen 
konnte,  dais  ihm  von  der  gekauften  Ware  und  zu  dem  verein- 
barten Preise  diejenige  Menge  abgelassen  wurde,  deren  er  für 
seinen  Betrieb  bedurfte.  Der  die  Teilung  beanspruchende  Meister 
mufste  jedoch  in  dem  Augenblick  hinzutreten,  in  welchem  der 
Käufer  dem  Verkäufer  den  Gottespfennig  (denier  k  Dieu,  die 
Arrha)  überreichte  oder  den  Handschlag  gab  und  damit  den 
Kauf  zum  ft^rmlichen  und  endgültigen  Abscmufs  brachte  ^.    Dann 

1  8i  aliqnis  in  MontepesBulano  aliquod  mercatum  fecerit  et  alii 
homines  habitatores  MontiBpessolani  presentes  faerint  in  domo  vel  in  loco 
ubi  ilind  mercatum  factum  tnerit  ai  tunc  dicant  se  Teile  habere  ibi  partem 
ilie  ani  mercatum  receperit  tenetur  eis  partem  dare  in  illo  mercato  .... 
In  bis  antem  que  aliquis  emit  ad  usum  suum  vel  üamilie  sae  non  tenetiir 
dare  partem.  Nee  homo  Montispessolani  tenetur  dare  partem  homini 
eztraneo  de  aliqno  mercato.  Sed  eztraneuB  tenetur  dare  partem  habitatori 
Montispeflsulani  et  alii  homini  extraneo.  Thal.  S.  62  Art  6  A.  1205.  — 
Que  nu8  ne  prenge  part  de  vin  sour  l'estaple  sMl  n'est  k  son  oes  propre 
ne  demande  part  8*il  ne  seit  14  le  paum^e  soit  ferne  ou  le  denier  dieu 
donei.  Giry  S.  504  Art  27.  Se  aucun  Selier  achate  aueune  chose 
apartenant  ä  son  meetier  dedenz  la  yille  de  Paris  ou  dehors,  et  aucun  du 
mestier  aus  Seilers  est  au  denier  Dieu  baillier,  k  la  paum^e,  ou  au  marchi^ 
fftire,  il  aura  part  el  marchiö  de  quelque  chose  que  ce  soit  apartenant 
k  son  mestier,  soit  de  painture,  de  ^amisure,  de  courdouan  ou  d'autres 
choses.  Et  se  celui  qui  part  demanderoit  (en  veut)  prendre  le  moiti^,  11 
en  prendra  si  poc  qu'il  vandra  et  de  auelque  maniere  de  chose  qu4l  11 
plera,  par  le  pris  qu'il  vaudra.  L.d.M.  Tit.  78  Art  21.  Vgl.  auch  die 
kurze  Tucherordnung  für  Läou  von  1248,  abgedruckt  Kevue  des 
Boci^t^s  savantes  4  s^rie,  Band  4,  Paris  1866,  S.  462.  In  der  Stelle 
que  nus  ne  pulst  partir  que  dul  k  un  fehlt  ein  Wort.    Der  Herausgeber 
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konnte  er  sein  Recht,  an  dem  Kauf  nach  Mafagabe  seines  Bedar& 
teilzunehmen,  geltend  machen.  Bei  Nahrungsmitteln  konnte  jeder 
Bürger,  der  bei  dem  Abschlufs  eines  Handelsgeschäfts  hinzutrat, 
von  dem  Kauf  einen  solchen  Teil  beanspruäen ,  wie  es  dem 
Bedarf  eines  privaten  Haushalts  entsprach. 

Das  Verbot  der  geschäftlichen  Associationen  richtet  sich  gegen 
die  dauernde  (nicht  gegen  die  vorübergehende,  s.  Anm.  6)  Ver- 
bindung mehrerer  Meister  zum  Zweck  gemeinsamen  Geschäfts- 
betriebs. Schon  die  Tucherordnung  von  Chälons  von  1243  ver- 
bietet die  Beteiligung  und  Gesellsc^ift  zum  Zweck  des  Webens 
von  Tuchen  ^  Das  Statut  der  Pariser  Walker  von  1268/1270 
untersagt,  dafs  zwei  oder  mehrere  Mdster  ihren  Betrieb  auf 
gemeinsame  Rechnung  ausüben  ^.  Das  gleiche  Verbot  wird  ftir  die 
Tuchbereiter  von  Douai  erlassen  ^.  Den  Fleischern  und  den  Fisch- 
händlern von  La  Rtele  wird  durch  Verordnung  vom  Jahre  1260 
jede  Gesellschaft  im  Kauf  und  im  Verkauf  verboten,  mit  der 
Ausnahme  jedoch,  dafs  höchstens  zwei  Meister  zum  Zweck  des 
Einkaufs  sich  zusammenthun  dürfen.  Doch  dürfen  diese  beiden 
ftir  die  Dauer  des  ganzen  Jahres,  in  dem  sie  sich  verbunden 
haben,  mit  keinem  dritten  eine  G^eUschaft  eingehen^.  Den 
Fleischern  von  Amiens  ist  nach  dem  Statut  von  1282  jede 
Gesellschaft  verboten;  eine  Ausnahme  findet  nur  statt  ftlr  den 
Ankauf  von  Orofsvieh  (Ochsen  und  Kühe);  jedoch  mulsten  die 
Gesellschafter  das  Tier  lebend  gekauft  haben;  bei  geschlachtetem 
Vieh  war  jedes  gesellschaftliche  Unternehmen  verboten^-*. 

vermatet,  es  sei  draj)  zu  ergänzen,  was  jedoch  kaum  annehmbar  er- 
scheint. Es  scheint  mir  eher,  dafs  estal  einzufügen  ist;  die  Stelle  wUide 
dann  inhaltlich  (auch  bezüglich  des  Losens,  jeteir  los)  mit  einer  Vorschrift 
bei  Griry  S.  550  Art  584  Übereinstimmen. 

^  On  ne  doit  £aire  nus  dras  fors  de  sa  maison  ou  nus  ait  pari  ne 
compagnie.  Tucherord.  v.  1243.  On  ne  doit  faire  nul  dras  fors  de  sa 
maison  ou  autres  ait  part  ne  compagnie,  et  qui  le  fait  il  pert  Tostel  I  an 
et  I  jour.    Tucherord.  v.  1245.    Vaterl.  A.  S.  135  bezw.  137. 

'  Doi  mcstre  du  mestier  ne  pluseur  ne  pueent  estre  compaignon  en- 
samble  en  un  ostel.    L.d.M.  Tit.  53  Art  15. 

^  £n  apr^s  en  Tan  de  Nostre  Senhor  mil  II  c  LX  en  lo  mes  de 
feurey  establiren  los  juratz  et  prodomes  de  la  Reula  am  boluntat  et  autrey 
d'en  Giraut  Itir  cavaley  ladonxs  prebost  de  le  Reula  que  nuls  breuteys 
ny  peyssoneys  de  la  Keula  no  agin  companhia  en  crompan  ny  en  benen, 
mais  ung  ab  ante  tant  solament  en  crompan  peys  en  carn;  et  aquetz  qui 
seran  en  companhia  no  deven  aver  companhia  de  tot  aquet  an  am  nulh 
ante  home  tant  entro  que  Tan  sia  passat    Gironde  2  S.  264. 

*  Li  eschevin  ont  atir^  par  l'asentement  des  drapiers  et  des  maistres 
pareurs  de  ccste  vile  et  par  Fasentement  des  vaI6s  que  il  n*ait  que  I  seul 
maistre  en  une  maison.    Fagniez,  Doc.  S.  200. 

^  Qu'il  ne  soit  nulz  sy  hardis  machecriers  qui  ait  compaignie  de 
marcandise  de  nulle  beste  k  nul  machecrier,  se  ce  n'est  de  boeulz  ou  de 
vacques  tant  seulement;  et  chil  boeuf  et  k  celle  vacque  ne  poent  li 
macnecriers  accomi)agnier  que  ung  tont  seul  compagnon  et  chil  qui  ara 
compagnie  il  convient  au'il  soit  pr^nt  k  Taccater  vif  le  boeuf  ou  le 
vacque.    Thierry  I  S.  243. 

®  Dagegen  oleibt  es  selbstveratändlicher  Weise  dem  Handwerker 
unbenommen,  einzelne  Handelsgeschäfte  für  gemeinsame  Rechnung  abzu- 
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Mit  Bezug  auf  die  BetriebsBtfttten  befolgte  die  Zunft  während 
des  ganzen  Mittelalters  den  Grundsatz:  ein  Meister,  eine 
Werkstatt  Jede  Meisterstelle  bildet  einen  wirtschafUich  selb- 
ständigen Betrieb;  aber  jeder  Betrieb  verlangt  auch  einen  selb- 
ständigen Meister.  Das  Halten  mehrerer  Werkstätten  oder  Läden 
war  dem  Handwerker  demgemäfs  verboten  ^  Ebenso  durfte  auf 
dem  Markte  kein  Meister  mehr  als  einen  Verkaufsstand  inne- 
habend 

Die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  des  einzelnen  Hand- 
werkers innerhalb  der  Zunft  wurde  demnach  auf  jede  Art  sicher- 
gesteUt  Anders  aber  verhält  es  sich  mit  der  teclmischen  Unab- 
hängigkeit. Wir  müssen  hier  einen  wesentlichen  Unterschied 
hervorheben,  der  sonst  in  der  Beurteilung  des  Zunftwesens  nicht 
immer  genügend  beachtet  wird. 

Die  von  der  Zunft  grundsätzlich  geforderte  Unabhängigkeit 
des  einzelneD  Meisters  erstreckte  sich  nur  auf  dessen  wirtschaft- 
liche, nicht  auf  die  technische  Stellung.  Es  entsprach  durchaus 
nicht  den  Grundsätzen  des  Mittelalters,  da£s  der  einzelne  Meister 
stets  imstande  sein  müsse,  sein  E^rzeugnis  in  selbständiger  Weise 
verkau&fertig  oder  absatz&hig  herzustellen.  Die  Abhängigkeit 
von  einer  grOfsereo  Betriebs^heit  vertrug  sich  sehr  wohl  mit 
dem  Gedanken  der  zünftigen  Selbständigkeit  Insbesondere  in 
dem  weitaus  grOfsten  Gewerbe  des  Mittelalters,  in  der  Gewebe- 
industrie mit  ihren  zahlreichen  Nebenzweigen,  war  der  einzelne 
Meister  fast  durchweg  von  übergeordneten  Betrieben  und  An- 
stalten abhängig. 

Die  Herstellung  des  Tuches  zerfiel  in  eine  Reihe  getrennter 
Verrichtungen,  die  nach  dem  Grundsatz  der  Arbeitstcnlung  auf- 
einander folgten.  Kettenscherer,  Weber,  Walker,  Tuchsdberer, 
Tnchbereiter  waren  der  Reihe  nach  in  abgesonderten  Betrieben 


schliefsen,  wie  dies  schon  ans  dem  oben  erwähnten  droit  de  part  hervorgeht 
S.  anch  oben  S.  52  Anm.  1.  Vgl.  femer  den  Art  10  des  Altbändlerstatuts 
L.d.  M.  Tit  76:  Li  Frepier,  ii  vail^s  et  leur  aprantis  sont  joastifiabie 
au  mestre  dn  mestier  de  tontes  les  choses  qui  k  leur  mestier  apartienent,  de 
qnelqne  terre  qne  il  soient,  si  come  de  la  marchandise  et  de  ]a  com- 
pidgnie  de  la  marchandise,  ou  de  dette  faite  de  la  marchandise,  ou  de 
perte  ou  de  gaaign  en  la  marchandise,  ou  d'aucune  autre  manierc  de 
mesprantnre  ou  d^cune  chose  apartenant  k  la  marchandise.  —  Auf  der- 
artige gemeinsamen  Geschfiftsabschlüsse  beziehen  sich  die  bei  Fagniez 
Ind.  S.  115  Anm.  citierten  Stellen,  soweit  sie  das  dreizehnte  Jahrhundert 
bezw.  das  Handwerk  betreffen.  Die  Association  der  Kanfleute,  von 
denen  Beaumanoir  Kapitel  21  §  4  (Bd.  I  S.  804)  spricht,  ^hören  nicht 
hierher.  —  Über  die  Gesellschaft  mit  Stadtfremden  (compagme  k  home  de 
debors)  Tjgl.  unten  Kap.  4. 

*  Li  mestre  Toissarrans  de  lange  ne  pnet  pas,  par  la  reson  de  ses 
fils  maies  on  de  Ton  de  ses  freres  ou  de  Tun  oe  ses  nevens,  avoir  les 
mestiers  desos  diz  hors  de  sa  meson.  L.dJkf .  Tit  50  Art  6.  Nus  tondeurs 
ne  pnet  rechevoir  ne  prendre  plus  de  oevre  kll  pnet  faire  en  se  maison. 
Giry  S.  563  Art  698.    • 

^  On  a  command^  ke  nus  sures  n'ait  que  I  estal.  Giry  S.  526  Art.  339. 
Nnl  fraitier  ne  peut  vendre  en  I  jour  que  ä  I  loyer.    Thierr^I  S.  225. 
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thätig.  KeineB  dieser  Gewerke  für  sich  lieferte  ein  verkaufs- 
«fertiges  £>zeugniB.  Ein  Teil  der  in  diesen  Betrieben  beschäftigten 
Bandwerksmeister  y  wie  Kettenscherer ,  Tuchscherer,  konnte 
wenigstens  seine  Arbeit  mit  eigenem  Werkzeug  aasführen ;  bei  der 
Mehraahl  aber  war  auch  dies  nicht  allgemein  der  Fall.  Weder 
der  Weber,  noch  der  Walker,  noch  der  Tuchbereiter,  obwohl 
sie  selber  wiederum  nur  ein  arbeitsteiliges  Gewerbe  ausüben, 
waren  allgemein  imstande,  die  ihnen  zufallenden  Verrichtungen 
mit  eigenen  Betriebsmitteb  durchzuführen.  Sie  mufsten  sich 
vielfach  besonderer  Anstalten  bedienen,  die  teils  in  herrschaft- 
lichem, teils  in  städtischem,  später  auch  in  genossenschaftlichem 
Besitz  waren. 

E^s  kommen  hier  namentlich  in  Betracht  die  Walkmühlen 
und  die  Spann-  und  Glättanstalten.  Walkmühlen  werden 
bereits  im  zwölften  Jahrhundert  erwähnt.  Im  Jahre  1173  schlofs 
der  Bischof  von  Beauvais  mit  der  Abtei  St.  Quentin  einen  Vertrag 
über  den  Bau  von  dreifsig  Walkmühlen  an  den  dem  Bischof 
gehörenden  Gewässern  ^  In  Reims  werden  Walkmühlen  im 
Jahre  1195  erwähnt^.  Genaue  Angaben  über  das  den  Walk- 
mühlen zustehende  Bannrecht  enthalten  zwei  in  den  Jahren  1266 
und  1268  ausgestellte  Urkunden  aus  ChÄlons;  sie  betreffen  einen 
Streit  zwischen  dem  Tempelhermorden,  Besitzer  der  Bannmühlen^ 
und  den  Tüchern  von  Cbälons,  die  im  dreizehnten  Jahrhundert 
nach  allen  Richtungen  ihre  Freiheit  zu  erkämpfen  und  zu  ver- 
teidigen hatten^-*. 

Spann-  und  Glättanstalten  werden  gleichfalls  schon 
im  zwölften  Jahrhundert  genannt;  die  Bezeichnungen  in  den 
Urkunden  lauten:  polia  (pulia),  penditorium,  tendans,  ft^nsiÖB. 
poulie,  lissoir.  Die  älteste  Erwähnung  einer  Spannanstalt  (pen- 
ditorium) findet  sich  in  dem  Stadtrecht  von  Beauvais  vom  Jahre 
1144*.  Um  wenig  jünger  ist  die  erste  Nennung  der  Polia  (poulie) 
in  einer  Urkimde  Heinrichs  IL  von  England  (1154—1189)  fbr 
die  Abtei  Bemay®.  Ausführlich  wird  der  Betrieb  der  Spann- 
anstalten und  der  Glättereien  in  den  Urkunden  von  St.  Gmer 
behandelt^.  Von  den  Spannanstalten  zu  Paris  hören  wir  zu 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  durch  einen  Streit,  der  sich 
nach  der  Verlegung  der  poliae  zwischen  den  Webern  und  den 
Walkern  erhob*. 


1  Labande  S.  271;  s.  auch  S.  276. 

«  Varin  Adm.,  Band  I  8.  427. 

»  Vaterl.  A.  8.  152  u.  155. 

*  Vgl.  auch  Ducange  v.  foUatum  (A.  1216). 

»  Labande  S.  269  Art  14. 

^  Ducanj^e  v.  pulia.  Die  Stelle  findet  bei  Ducange  keine  Et- 
kiänmg;  zum  Verstänania  ist  es  jedoch  nur  nötig,  zwischen  polüs  und  in 
cabahis  ein  Komma  zu  setzen. 

"^  Vgl.  hierzu  die  Schilderungen  bei  Giry  S.  353 ff.,  Fagniez 
Ind.  S.  210. 

«  Olim  11  S.  486.  n  ] 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  2.  95 

Auch  in  anderen  starkbesetzten  Betrieben  bestanden  gemeine 
Anstalten;  so  insbesondere  die  Lohmühlen  für  die  Gerber  und 
Schuster^;  die  Bannöfen  fUr  die  Bäcker ,  deren  Bannpflicht  in 
einzelnen  Stftdten  noch  weit  bis  über  das  dreizehnte  Jahrhundert 
binaus  festgehalten  wurde  ^,  —  Im  ganzen  finden  wir,  dafs  gerade 
die  Betriebe,  welche  die  gröfste  Zahl  von  Handwerkern  um- 
Bchliefsen  ,  die  technische  Selbständigkeit  nicht  besitzen ,  sei  es, 
dafs  sie  von  gemeinen  Anstalten  oder  von  einem  übergeordneten 
arbeitsteiligen  Betriebe  abhängen.  Bei  ihrem  Einwirken  auf  die 
Betriebsformen  erblickte  die  Zunft  mithin  ihre  Au%abe  darin, 
den  Handwerksmeister  wirtschaftlich  unabhän^g  zu  machen ; 
dagegen  setzte  sie  sich  keineswegs  aUgemein  das  Ziel,  ihm  eine 
techmsche  Selbständigkeit  zu  schaffen. 

Die  Auffassung,  die  in  dem  zünftigen  Meister  einen  schlecht- 
hin selbständigen  Handwerker  sieht,  geht  zu  sehr  von  den  Ver- 
hältnissen einzehier  mittelalterlichen  Kleingewerbe  aus.  Das  Klein- 
S »werbe  umschliefst  wohl  viele  in  ihrem  Betrieb  selbständigen 
andwerker,  die  ohne  jede  äufserlich  sichtbare  Arbeitsteilung 
ihre  Erzeugnisse  verfertigten  und  vertrieben.  Auch  in  dem 
Textilgewerbe,  von  dem  wir  oben  sprachen,  gab  es,  insbesondere 
in  den  kleinen  Städten,  die  an  dem  Grofsverkehr  nicht  teil- 
nahmen, technisch  unabhänffige  Handwerker.  Doch  Zahl  und 
Umfang  dieser  technisch  selbständigen  Gewerbe  treten  in  den 
namhaften  Städten  verhältnismäßig  zurück  gegenüber  den  grofsen 
arbeitsteiligen  Gewerben,  in  denen  die  Meister  stets  von  einer 
gröfseren  Betriebseinheit  abhingen,  aber  vermöge  des  Zunft- 
wesens dennoch  wirtschafUich  zu  einer,  wenn  auch  oft  genug 
karg  bemessenen,  so  doch  im  allgemeinen  gesicherten  Selb- 
ständigkeit gelangten. 

Der  Betrieb  durch  Unternehmer  war  im  übrigen  in 
einzelnen  Gewerben  bereits  im  dreizehnten  Jahrhundert  ein- 
geführt^ und  nahm  besonders  in  der  Weberei  den  breitesten 
Baum  ein.  Tucher  und  Weber  waren  in  den  gröfseren  Tucher- 
atädten  meist  s^zUch  getrennt  und  gehörten  verschiedenen,  social 
und  wirtschafüich  oft  in  schroffen  Gegensätzen  befindlichen  Or- 
ganisationen an^.  In  den  Tucherstädten  hatten  die  Stadtbürger 
regehnäfsig  das  Recht,  auf  eigene  Rechnung  Tuch  machen  zu 
lassen ;  mitunter  war  ihnen  auch  gestattet,  Webstühle  und  Arbeiter 
im  eigenen  Hause  zu  halten^. 


1  La  bände  8.  212. 

*  Barth^lemj,  Histoire  de  Ch&ions,  2.  Aufl.,  S.  155. 
s  S.  oben  8.  41. 

^  Vgl.  die  Darstellungen  bei  G  i  r  y  S.  348 ,  und  S  c  h  m  o  1 1  e  r , 
Tücher. 

*  In  Saint -Denis  versuchten  die  Webenneiater  im  Jahre  1224  ver- 
gebens, den  Bürgern  ihr  auf  Herkommen  beruhendes  Recht  der  Beschäftigung 
von  Arbeitern  zu  bestreiten.    Come  contenz  fiut  entre  noz  bon^ois  aejla 
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Die  Webermeister  hatten  schon  damals  über  ongenüfienden 
Verdienst  und  dessen  nochmalige  Schmälemng  durch  den  Ifi&brauch 
der  Warenzahlung  zu  klagen  ^.  Im  Jahre  1270  kam  es  in  Paris  zu 
grOfseren  Zwistigkeiten  zwischen  „den  kleinen  Webern,  die  fbr 
andere  arbeiten,  einerseits,  und  denen,  die  ihre  Ware  durch 
andere  herstellen  lassen,  andererseits*'  ^.  Die  Webermeister  ver- 
langten, dals  ein  fester  Arbeitslohn  ftkr  die  verschiedenen  Tuch- 
sorten festgesetzt  werde';  femer,  dafs  die  ihnen  höchst  nachteilige 
Naturalzahlung  abgeschafft  werde  und  die  Arbeitslöhne  ni<mt 
anders  als  in  hartem  Gelde  ausbezahlt  werden  sollten^.  Beide 
Teile  einigten  sich  dahin,  dafs  ein  Schiedsgericht  unter  dem 
Vorsitz  des  königlichen  Prevosts  zur  Schlichtung  der  Streitig- 
keiten zusammentrete.  Der  Schiedsspruch,  in  vierzehn  Artikem 
abgefafst  und  von  dem  königlichen  Prevost  in  rechtsverbindlicher 
Form  bestätigt,  erfüllte  die  Forderungen  der  Handwerker;  ein 
fester  Lohntarif  wurde  au%estellt  und  die  Warenzahlung  wurde 
verboten. 

Auch  in  St.  Omer  hatte  der  Rat  mehrfach  gegen  die  Waren- 
löhnung einzuschreiten.  Den  Tüchern  wurde  durch  Ratsbefehl 
untersagt,  die  Forderungen  der  Handwerksmeister  mit  Waren  zu 
begleichen,  und  wöchentuche  Zahlung  in  hartem  G^de  wurde  vor- 
geschrieben ^.  In  gleicher  Weise  wurde  den  Meistern  anbefohlen, 
mre  Gesellen  nicht  anders  als  durch  G^dzahlung  abzulehnen^. 
Wir  haben  also  hier  bereits  den  ausgesprochenen,  sog.  kapita- 
listischen, Untemehmerbetrieb  mit  seinen  typischen  Erschdnungs- 
formen,  mit  Warenzahlung  and  mit  obrigkeitlichem  Eingreifen 
zu  Gunsten  der  Handwerker. 


terra  seint  Denys  et  de  la  terre  seint  Marcel  d'une  part  et  noz  toisserrans 
de  la  terre  seint  Denys  et  de  la  terre  SeiDt  Marcel  d'autre  part  seur  ce, 
ce  est  asavoir  que  les  bouijois  voloienl  avoir  en^  leurs  mesonz  mestiers  de 
toiaeerans  communemeDt  et  alouer  ouvriers  de 'toiBserraiis  communement 

ganz  contredit  ausint  comme  lear  devanciers  bourjois  avoient  eu  devant 

DOUs  deismes  nostre  dit  que  li  devant  dit  bourjois  qui  voudroiit  avoir  les 
devant  diz  mestiers  et  les  onvriers,  les  aient  sanz  contredit  anasint  comme 
li  toisserant    Fagniez,  Doc.  S.  138. 

1  Vgl.  Schmoller,  Tucher  S.  410  und  418. 

^  Comme  contens  et  discort  feust  entre  le  common  des  mennz  mestres 
tessarans  de  Paris  qui  fönt  euvres  k  aatnii,  d'ane  part,  et  de  cens  qui 
fönt  fere  lenrs  euvres  k  autrui,  d'aotre  part.    M^t  8  S.  140. 

'  Li  menuz  mestres  requiörent  aus  preudeshommes  qui  lenr  drss  fönt 
fere  que  Ten  meist  certain  pris  en  la  tisture  des  dras  que  Ten  tistroit  et 
feroit  en  la  ville  de  Paris;  ebenda. 

^  Que  nus  des  mennz  mestres  dessnsdiz,  qui  fönt  et  feront  euvre  k 
autruy,  ne  pevent  prandre  pour  tistre  les  drape  dessusdiz  denr^  nulles 
se  deniers  ses  non.    M^t  3  S.  141  Art  18. 

^  Ke  li  drapier  paichent  as  maistres  le  samedi  aus  en  deniers  ses 
(^  aecs),  chou  ke  leur  est  otroi^  de  piecha  et  8*il  ne  le  fesissent  on  puet 
tenir  le  aaie  u  le  drap  duskes  adont  k'il  soient  paie.  G  i  r  7  S.  534 
Art  438.  Et  k'on  paiecne  as  folona  en  aes  deniers  et  nient  en  autrea  den- 
reiea  et  k'on  paieche  as  vall^  cascun  samedi  sus.    S.  545  Art  541. 

^  Et  ke  li  maistre  folon  paichent  as  vall^  folon  le  aamedi  lor  loier 
ans  en  deniers  ses,  en  le  maiaon  en  Taire.    S.  584  Art  437. 
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Der  Betrieb  des  Handwerks  im  einzelnen  ist  durch  zahl- 
reiche Vorschriften  geregelt,  die  zumeist  von  grofser  Gleich- 
mäfsigkeit  und  grundsätzlicher  Bedeutung  sind.  Einer  der  vor- 
nehmsten allgemeinen  Grundsätze  der  Zunft  geht  dahin,  dafs 
jede  Arbeit  offen  iind  in  leicht  übersehbarem  Raum  vorgenommen 
werde  ^.  Die  Arbeit  in  abgelegenen  oder  unzugänglichen  Kam- 
mern, bei  verschlossenen  Thüren  und  Läden  ist  untersagt^. 

Arbeit  bei  Nacht  nnd  künstlichem  Licht  ist  regelmäfsig 
▼erboten;  Ausnahmen  bedürfen  stets  der  ausdrücklichen  Fest- 
setzung. Zunächst  wird  das  Verbot  damit  b^ündet,  dafs  zu 
brauchbarer  Arbeit  volles  Tageslicht  gehöre,  und  dals  zur  Nacht- 
zeit kein  tüchtiges  Werkstück  gefertigt  werden  könne  ^.  Alsdann, 
und  dies  ist  der  hauptsächlichste  Grund,  widerstreitet  die  Nacht- 
arbeit der  ersterwähnten  Forderung  der  offenen  und  stets  über- 
wachbaren Thätigkeit^.  Als  dritter  Grund  tritt  in  einzelnen 
Fällen  noch  die  Feuersgefahr  hinzu  ^.  Die  Rücksicht  auf  die 
Nachtruhe  der  Nachbarn  finde  ich  dagegen  erst  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  als  Untersagungsgrund  angefUhrt^.  Allgemeine  Aus- 
nahmen von  dem  Verbot  der  Nachtarbeit  sind  wiederum  gestattet 
bd  Aufbrägen  des  Hofes   und  hoher  Herrschaften*^.    Besondere 


^  Aio^ois  convient  qae  il  oevre  seur  rne,  k  fenestre  ouverte  ou  ä  bois 
entr'overt.  Et  ce  fa  commend6  tr^  le  tans  le  rov  Phelippe,  por  aucuns 
maus  qui  en  poient  avenir.    L.d.M.  Tit.  22  Art.  S. 

*  Nus  tisserans  puet  avoir  mestier  en  cheliers  ne  en  granges  ne  en 
antre  Heu  dedens  son  oeteil  8*on  nel  puet  yeoir  quant  on  vient  en  son 
aire.  Girj  S.  516  Art.  182.  On  a  commandei  ke  nale  ostille  seit  sour 
Bolier.  S.  545  Art.  542.  On  a  commandei  ke  toates  les  ostilles  soient 
dedens  les  Iin  seens  de  le  maison  et  bors  cambre.    S.  559  Art  660. 

'  Qae  Ten  ne  pmsse  oayrer  de  nuiz ,  ponr  ce  qne  Ten  ne  peut  mie 
fere  si  bone  earre  oe  nniz  qne  de  jours.  L.d.M.  Tit.  44  Art.  8.  Mus  ne 
puet  ne  ne  doit  oavrer  de  nniz,  car  ia  Inmiere  de  la  nuit  n'est  par  souffi- 
sans  k  oavrer  de  lern  mestier.  L.d.M.  Tit.  51  Art  8.  Nus  Forbeur  ne 
paet  ne  ne  doit  oavrer  de  nniz  de  nalle  chose  apartenant  k  leur  mestier ; 
qaar  la  dart^  de  la  nnit  ne  soufist  pas  k  leur  mestier.  L.d.M.  Tit  97 
Art  8.    Ke  nas  tisse  par  nnit  Giry  S.  545  Art.  542. 

^  Nas  ne  paet  ne  ne  doit  oavrer  par  nuit  ou  mestier  devant  dit 
poor  les  üsases  oevres  qae  en  i  feit,  et  ponr  ce  ^ae  la  clartez  de  la 
cbandoile  ne  sooffist  mie  k  lenr  mestier.  X<.d.M.  Tit.  84  Art.  2.  Ne  ne 
ponrront  oavrer  qne  de  la  gaete  comant  an  matin  jasques  k  la  noit  sanz 
candele  tant  sealement,  ponr  la  decevance  qui  en  peat  estre  faite.  L.d.M. 
Tit  40  Art  5. 

*  On  ne  doit  ajporter  point  de  fea  en  Tostel  la  nuit  qai  foire  faut 
86  ii  maistre  non.  Tacberord.  Cb&lons  A.  1243.  On  ne  doit  aporter  point 
de  fea  en  Tostel  la  nnit  qae  foire  faut  se  li  'esgardeur  non.  A.  1245. 
Vaterl.  A.  S.  105  bezw.  138. 

*  S.  unten;  doch  ist  möglicherwdse  das  Verbot  der  Pariser  Gold- 
drahtzieber,  des  Nachts  Hammerschlagarbeit  zu  verfertigen,  aus  diesem 
Grunde  erlassen.    L.d.M.  Tit  31  Art.  8. 

''  Nus  Orfevres  ne  paet  oavrer  de  nuit,  se  ce  n^est  k  l'euvre  loa 
R07,  la  Roine,  leur  an&ns,  leur  freres  et  Tevesque  de  Paris.  L.d.M. 
Tit  11  Art  6.  Se  ce  n'est  ponr  le  Roy,  la  Rojne  et  ies  hoirs  de  France. 
L.d.F.  Tit  40  Art.  5.  11  convient  que  il  taillent  et  cousent  les  robes  aus 
bans  boames,  ausi  bien  par  nuit  comme  par  jour,  pour  les  essoines  que 
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Ausnahmen   werden   einzelnen  Gewerben   wegen  der  Art  ihres 
Betriebes  zugestanden  ^ 

Das  Arbeitsjahr  zerfällt  in  die  Zeit  der  langen  Tage  von 
Fastenanfiang  bis  Remigiustag  (le  caresme  genannt)  und  in  die 
Zeit  der  kurzen  Tage  von  Remigiustae  bis  FastenanfEtng  (le 
chamage).  Die  Arbeit  soll  mit  dem  lichten  Tag  anfangen  und 
mit  dem  lichten  Tag  aufhören^.  Der  Arbeitstag  oeginnt  deshalb 
stets  mit  Sonnenau%ang  und  endigt  in  der  Regel  während  der 
kurzen  Tage  mit  dem  Vesperläuten  (6  Uhr  abends)  und  während 
der  langen  Tage  mit  dem  Completorium  (9  Uhr  abends).  Die 
nähere  Bezeichnung  der  Arbeitszeit  richtete  sich  im  übrigen  zu- 
meist nach  der  kirchlichen  Tageseinteilung,  nach  Hören,  Prime, 
None,  V^per,  Completorium;  auch  das  Anhören  der  Frühmesse 
dient  als  Zeitbestimmung^.  Daneben  wurde  eine  Reihe  allgemein 
wahrnehmbarer  Zeichen  angewandt,  wie  das  Abblasen  der  Nacht- 
wache*, die  Rundgänge  der  Ausrufer^.  Mitunter  wird  auch 
schlechthin  die  Stunde,   zu  der  Maurer  und  Zimmerleute  an  die 


li  bans  hoomes  et  les  genz  estranges  oDt  ä  la  foiz  d'aler  hors,  et  que  il 
convient  que  il  rendent  la  taille  qu'i  fönt  au  soir  k  Tendemain  an  matin. 
L.d.M.  Tit.  56  Art  9. 

^  Qniconques  ert  Molares  et  Fonderes  ä  Paris,  il  pnet  avoir  tant 
d'aprentis  come  il  li  piaist,  et  ouvrer  de  nniz  se  mestier  en  ont.  L.d.M. 
Tit.  41  Art.  2.  Die  Fertigstellung  eines  begonnenen  Gnsses  war  allgemein 
erlaubt  Vgl.  Tit  24  Art  5.  —  Einzelne  vomebme  Gewerbe,  die  nach 
ihren  Angaben  ^ur  den  Adeligen  und  Rittern  dienen'^,  beansprachen  das 
Vorrecht,  nach  Belieben  des  Nachts  zu  arbeiten,  so  die  Waffenschmiede 
und  die  Armbruster.    L.d.M.  Tit  26  Art.  2,  Tit.  98  Art  2. 

*  n  doit  comencier  a  ovrer  de  biau  jour  et  lesier  oevre  de  biaa 
jour.    L.d.M.  Tit  42  Art  13. 

'  On  a  trait  sour  un  ke  tisseran  voisent  a  oevre  tantost  apr^  le 
morghemesse  de  Saint-Denise  duske  ä  yesnre  de  Saint  Omer  en  iver  del 
Saint- Mikiel  duskes  ä  le  Paske;  et  de  le  Paske  duskes  a  le  Saint-Mikiel 
ä  le  messe  de  Saint  Nicolai  de  Saint- Denise  duskes  ä  vespres  de  Saint 
Omer.  6ir^  S.  552  Art.  588.  Ke  nus  tonderes  ne  oevre  par  nuit  ne 
apr^  comphes  de  Saint- Omeir,  del  Bohourdich  duskes  k  le  feste  Saint- 
Mikiel  et  K*on  Toist  k  oevre  aprös  le  morghemesse  de  Saint  -  Denise. 
S.  562  Art  677. 

^  Nus  Chapelier  de  feutre  ne  puet  ouvrer  devant  que  la  gueite  ait 
com^  le  jour,  ne  ouvrer  de  nuiz.  L.d.M.  Tit  91  Art  5  und  Tit  40 
Art.  5. 

^  Li  mestres  et  li  vallet  ont  leur  vespr^es  pour  eus  i'eposer,  c'est 
ä  savoir:  en  quaresme  quant  complie  e»t  son^e,  et  en  chamage  au  segont 
crieur  du  soir.  Et  doivent  aler  les  vallez  chacun  an  I  mois,  en  aonst  se 
il  vuelent  L.d.M.  Tit  24  Art.  9.  Li  vallet  ont  leur  vespr^es,  c*est  a 
savoir:  en  quaresme  si  tost  come  complie  8.  Merri  iert  son^e,  et  hors 
quaresme  si  tost  come  il  voit  passer  le  segont  crieur,  par  devant  soi  da 
soir.  L.d.M.  Tit  22  Art  9.  Li  mestre  Atachier  et  h  vallet  ont  leur 
vespr^e,  c'est  k  savoir  que  nul  ne  doit  ovrer  en  quaresme  puls  <^ue  complie 
est  Bon^e  ä  St.  Marri,  et  hors  quaresme  puis  l'eure  qu*il  ara  oi  le  segont 
crieur  du  vespre.  L.d.M.  Tit.  25  Art  7.  Li  vallet  Corroiers  ont  leur 
vespres  c'est  ä  savoir  que  11  n'overront  pas  en  quaresme  puls  le  premier 
cop  de  complie,  ne  en  chamage  puis  le  premier  crieur  qui  va  du  soir. 
L.d.M.  Tit  87  Art  21. 
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Arbeit  gehen,  als  mafsgebend  für  die  übrigen  Handwerker  be- 
adchnet  ^. 

Den  Gesellen  wird  die  Einhaltung  der  vorgeschriebenen 
Arbeitsstunden  streng  zur  Pflicht  gemacht  ^.  Feste  Arbeitspausen 
zur  Einnahme  der  Mahlzeiten  werden  im  dreizehnten  Jahrhundert 
allgemein  nicht  bewilligt,  auch  nicht  den  fUr  sich  wirtschaftenden 
Quellen ^.  Im  Statut  der  Pariser  Walker  wird  bestimmt,  dafs 
die  sich  selber  bekctotigenden  Gesellen  ihren  Imbüs  in  der  Werk- 
statt verzehren  sollen.  Ihr  Mittagessen  dürfen  sie  in  der  Stadt 
einnehmen;  üe  haben  jedoch  schleunigst  und  ohne  einander  ab- 
zuwarten zur  Arbeit  zurückzukehren^*  ^. 

Die  Länge  und  Anspannung  der  werktägigen  Arbeit  wurde 
in  hohem  Marse  gemildert  durch  die  strenge  Einhaltung  der 
Sonntage  und  durch  die  zahlreichen  Feiertage®,  an  deren  Vorabend 
übrigens  schon  die  Arbeitsruhe  begann.  An  den  Sonn-  und 
Festtagen  ruht  die  Handwerksarbeit  durchaus.  Dag^en  besteht 
allgemein  die  Einrichtung  des  sogenannten  Reiheverkaufs;  in  jeder 
Zunft  darf  in  wechselnder  Reihenfolge  jeweils  ein  Meister  am 
Sonntag  seinen  Laden  zum  Zweck  des  Verkaufs  offen  halten*^. 
Am  Samstag  wurde  früher  Feierabend  gemacht,  mitunter  schon 
zur  Nene  (drei  Uhr  nachmittags);  an  den  Vigilien  der  hohen 
Festtage  wurde  die  Arbeit  gleich&lls  früher  eingestellt^. 

Die  Beschäftigung  der  Frauen  ftlr  leichte  und  ihnen  zu- 
kommende Verrichtungen  ist  allgemein  üblich.  In  einzelnen  Be- 
trieben, wie  Spinnen,  Haspeln,  Anfertigung  von  Kopftüchern  und 
Putz,   bildet  die  Frauenarbeit  sogar  die  Regel,  und  die  Frauen 


^  Li  vail^  ToiBseranB  doivent  venir  k  leur  oevres  au  point  et 
ä  renre  ^ue  li  autre  meneBtereil  i  vont,  c'est  ä  savoir  Gharpentier  et  Ma^on. 
Li.d.M.  IH  50  Art.  46.  Li  vallet  coDmandä  ä  ano^e  sont  teno  d'aler  en 
roeyre  de  lear  mestres  ä  Veure  et  an  point  que  li  ma^n  et  li  charpantier 
Tont  en  place  pour  eus  aloaer.    L.d.M.  Tit.  58  Art.  8. 

'  So  schon  in  dem  Weberstatnt  von  Etampes  von  1204.  Mag.  u. 
Prat  S.  238  Art  3. 

»  8.  oben  8.  28. 

*  Li  yallet  Foulen  se  doivent  desjeuner  en  chamage  ciez  leur  mestres 
h  Teure  de  prime,  s'il  deajeaner  se  voelent;  et  il  pueent  aler  disner  hors 
de  Tostel  a  lenr  mestres ,  on  il  leur  piaist,  dedenz  la  vüe  de  Paris;  et 
doivent  venir  apr^  disner  ä  roevre  au  plus  tost  que  il  porront  par  reison, 
sens  banie  et  sans  attendre  li  uns  Tautre  k  desmesure.  L.a.M.  Tit.  53  Art.  19. 

^  Über  die  Arbeitspausen  s.  unten  IL  Teil  2.  Abschn.  2.  Kap. 

^  Die  Pariser  Bäcker  zählen  im  L.d.M.  bereits  27  Feiertage  auf,  neben 
den  52  Sonntagen.    Vgl.  L.d.M.  S.  8  Anm. 

'  L.d.M.  m  88  Art  8,  Tit  91  Art  9  u.  öfters.  S.  auch  11.  Teil 
2.  Abschn.  2.  Kap. 

^  Et  ke  nns  ne  oevre  le  nuit  d'apostle  apres  none  u  quant  on  june 
en  samedie,  n  nuit  de  vigile.  Giry  S.  554  Art  607.  Et  ke  nus  ne  oevre 
le  samedie  apres  miedi.  S.  562  Art  678.  II  est  acordö  entre  les  mestres 
Patrenostri^  d'ambre  et  de  gest  que  il  ne  ouverront  jamöe  de  nuiz  desdites 
patenoetres,  ne  aQ(B)  jours  de  festes  foirables,  ne  au  samedi  emprte  nonne 
ne  a  T^;ile  jeunable;  et  que  Ten  ne  ouverra  les  veilles  de  festes,  et  les 
samediz,  fors  jusques  k  nonne  et  tant  comme  eile  sonnera.  L.d.M.  Tit.  29 
Art  1,  Tit  27  Art.  7  und  öfters. 
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werden  hier  als  Mitglieder  der  Zunft  und  als  MeiBterinnen  be- 
zeichnet^. Dagegen  wird  in  Betrieben,  die  mit  gröfserer  körper- 
licher Anstrengung  verbanden  sind,  die  Frauenarbeit  mitunter 
verboten.  Das  Statut  der  Pariser  Teppichweber  untersagt,  weib- 
liche Arbeiterinnen  anzulernen,  wegen  der  Beschwerlichkdt  des 
Gewerbes  ^. 

Die  Grenzen  der  Arbeitsteilung  zwischen  den  dnzeben 
Zünften  sind  im  allgemeinen  scharf  gezogen.  Gleichwohl  fehlt 
es  nicht  an  G^enständen,  die  mehreren  Zünften  gemeinsam  sind 
und  zu  deren  Herstellung  demnach  die  eine  wie  cue  andere  Zuoft 
berechtigt  war.  Insbesondere  im  Kleingewerbe  findet  sich  öfters 
die  gemeinsame  Berechtigung  mdirerer  Zünfte  zur  Anfertigung 
ein  und  desselben  Gegenstandes.  Die  Messergriffinacher  und  die 
Eammmacher  von  Paris  nehmen  gleichmäfsig  die  Anfertigung 
von  Elfenbeinkämmen  in  ihre  Statuten  auf  ^.  Zur  Gürtelarbeit 
waren  in  Paris  sowohl  die  Schnallenmacher  wie  die  Gürtler  be- 
rechtigt^. Rechtsstreitigkeiten  wegen  Überschreitung  des  Arbeits- 
f^bietes  kommen  indes  im  dreizehnten  Jahrhundert  selten  vor. 
ur  in  den  Teilgewerben  der  Textilindustrie  sind  Reibungen 
unter  Zünften  häufiger*^.  — 

Der  Stralsenhandel  und  Hausierbetrieb  war  vielfach  üblich, 
jedoch  zahlreichen  Vorsdbriften  und  Einschränkungen  unterworfen '. 
Eine  Anzahl  Zünfte  gestattete  das  Ausbieten  der  Waren  in  den 
Strafsen  nur  an  Markttagen^.  Einzelne  Zünfike  untersagten  den 
Strafsenhandel  gänzlich^.  Das  Verbot  wird  mitunter  gegründet 
auf  die  von  den  Händlern  verübten  Betrügereien^. 

»  L.d.M.  Tit  35,  86,  37,  38  und  70.    Vaterl.  A.  S.  185. 

^  Nnle  fema  ne  puet  ne  ne  doit  estre  aprise  au  mestier  devant  dit, 
pour  le  mestier  qni  est  trop  greveus.    L.d.M.  Tit.  51  Art  7. 

8  L.d.M.  Tit.  17  Art  1,  Tit  67  Art  1. 

*  L.d.M.  Tit  87  Art  41,  Tit  22  Art.  2. 

^  Jahrzehnte  lau^  sog  sich  ein  Streit  hin  zwischen  den  Webern  und 
den  Färbern  von  Pans.  Den  Ausgangspunkt  bildete  der  Anspruch  der 
Weber,  in  ihrer  Zunft  zwei  Waid&ber  halten  zu  dürfen.  Vgl.  L.d.M. 
Tit  50  Art.  19,  Tit  54  Art  16  und  die  späteren  Urkunden  M6t  3 
S.  116  f. 

^  De  rechief  veulent  ii  conmun  de«  Bourden  de  Paris  que  nus  ne 
pmsBe  conporter  par  la  ville  de  Paris,  se  n'est  lui  ou  sa  faine.  se  il  ne 
tient  oyrouer.  Et  se  il  tient  ouTroer,  il  l'i  puet  envoier  son  yalet;  et  se 
i  1  ne  tient  ouvroer,  11  n'i  puet  envoier  que  lui  ou  sa  fame,  s'essoine  n*i  a. 
L.d.M.  Tit  77  Art  4,  Tit  64  Art  13,  Tit.  59  Art  7  und  öfters  L.d.M. 

T  L.d.M.  Tit  57  Art  7,  Tit  52  Art  6,  Tit.  37  Art  9. 

^  Nus  Cbapelier  de  feutre  ne  puet  pourporter  ses  denrto  par  Paris. 
L.d.M.  Tit  91  Art.  15,  Tit  68  Art.  13^,  Tit  74  Art.  4. 

^  Nus  Chauders  de  Paris  ne  d'ailienrs  ne  puet  conporter  ne  fere 
conporter  par  la  yille  de  Paris  chauces  neuves  de  soie  ne  de  toile,  pour 
les  fi^odes  qui  i  sont  teles:  que  li  conporteeur  ne  sont  conneu,  ainz 
vendent  les  chauces  fetes  de  Donrre  et  d'autres  manveses  estoffes;  et 
quant  li  acheteeur  cuident  avoir  achet^  bones  denr^es  et  il  vient  4  leur 
connoissance  qu'il  sont  decen,  il  ne  sevent  ou  tronver  les  vendeeur  cod- 
porteeurs,  et  einsi  perdent  leur  argent:  ce  qu'il  ne  pourroient  faire  aus 
estaliers.    Et  pour  la  fraude  fn  ce  establL    L.d.M.  Tit  55  Art>  7. 
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Als  schlechthin  unehrlich  wird  im  dreizehnten  Jahrhundert 
noch  kein  Betrieb  bezeichnet,  flrot  in  der  Mitte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  sind  Begriff  und  Äufserungen  der  zunftmäfsigen 
Unehrlichkeit  in  Frankreich  nachweisbar  ^  Gewisse  Betriebe 
gelten  als  unvereinbar;  so  der  Betrieb  des  selbständigen  Kauf- 
manns und  des  Maklers^.  Auch  darf  kein  Gastwirt  den  Unter- 
känfer  f&r  die  bei  ihm  absteigenden  Fremden  machen^.  Das 
Verbot,  in  Judenhäuser  auf  Arbeit  zu  gehen,  wird  im  dreizehnten 
Jahrhundert  nur  vereinzelt  ausgesprochen;  die  Pariser  Waffel- 
bäcker untersagen  durch  ihr  Statut  von  1270,  bei  Juden  zu 
arbeiten  ^. 


1  S.  unten  2.  Abschn.  2.  Kap. 

«  L.d.M.  Tit.  59  Art.  16,  Tit.  89  Art  3. 

»  Giry  S.  509  Art.  99  und  100.    S.  547  Art.  572. 

^  Nus  des  meatres  ne  des  oavriers  da  mestier  dessusdit  ne  nuent  ne 
ne  doivent  aler  chiez  juyf  pour  mestier  fere.  M^t.  1  S.  370  Art  8. 
Depping  S.  351.  Depping  yennatet,  das  Verbot  beruhe  aof  dem  Aber* 
glauben,  dafs  sich  die  Jaden  Hostien  verschaffen  wollten. 
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Viertes  Kapitel. 

Gewerbepolizei\ 


Die  nachfolgende  Schilderung  der  Institutionen  der  mittel- 
alterlichen Polizei  beruht  auf  lokalen  Statuten  insbesondere  des 
dreizehnten  Jahrhunderts,  die  selbst^erständlicherweise  den  Aus- 
druck „Polizei^  nicht  kennen.  Materiell  sind  die  hier  behandelten 
Gebiete  die  gleichen ,  die  in  der  Folgezeit,  nach  der  Ausbildung 
der  staatlichen  Verwaltung,  die  Bezeichnung  der  Polizei  empfingen. 
Die  Erörterungen  über  die  mittelalterliche  Polizei  erst  mit  dem 
Auftreten  staatlicher  PoUzeibehörden  und  dem  Gebrauch  des 
Wortes  Polizei  beginnen  zu  lassen,  erscheint  ungerechtfertigt*; 
es  ist  bei  solchem  Vorgehen  nicht  möglich ,  die  Elntwicklung  des 
Polizeirechts  und  seiner  Organisationen  nach  dem  thatsächUchen 
und  geschichtlichen  Zusammenhang  zu  verfolgen. 

Für  die  Darstellung  des  Polizeiwesens  konnnen  einerseits  in 
Betracht  die  der  poUzeilichen  Thätigkeit  zugeschriebenen  einzelnen 
Zwecke  oder  die  ihr  zugewiesenen  Gebiete;  andererseits  das  all- 
gemeine Grundprindp,  das  für  das  polizeiliche  Handeln  in  einem 
bestimmten  Zeitalter  mafscebend  ist.  Die  juristischen  und  histo- 
rischen Untersuchungen  über  die  mittelalterliche,  wie  über  die 
ältere  Polizei  überhaupt,  gehen  im  wesentlichen  dahin,  dafs  sie 
den  Begriff  der  Polizei  durch  den  Umfang  und  das  Gebiet  der 


^  Vgl.  Lamare,  insbesondere  Band  1  erstes  Bach.  Wepen  histo- 
rischer und  begrifflicher  Erörtenuiffen  vgl.  Schilling,  BeitrSfe  zar 
Entwicklmiff  des  Polizeibegrifis  nach  preiolBischem  Recht,  VerwaTtangs- 
archiv  2.  Band  1894  S.  474;  Rosin,  Begriff  der  Polizei,  ebenda 
8.  Band  S.  249  ff.;  Funk,  Die  Auffassung  des  Beerifife  der  Poliid 
im  Yorigen  Jahrhundert,  Tfibinger  Zeitschrift  Band  19  S.  517  ff.; 
E.  Loening,  Artikel  Polizei  in  Conrads  Handwörterbnch  der  Staats- 
Wissenschaften;  Gg.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen Yerwaltangsrechts, 
2.  Aufl.  Leipzig  1893;  Ders.,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts, 
4.  Aufl.  Leipzig  1895;  Otto  Mayer,  Deutsches  Yerwaltunffsrecht, 
Leipzig  1895;  Lorenz  Stein,  Handbuch  der  Vcrwaltungslehre,  S.  Aufl. 
Stuttgart  1888,  S.  204  ff. 

'  Wie  man  auch  die  Erörterongen  über  den  Staat  nicht  etwa  erst 
mit  dem  Zeitpunkt  des  Aufkommens  des  Wortes  „Staat"  beginnen  l&fst 
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polizeilichen  Thätigkeit  bestimmen^.  Eine  solche  rein  formale 
Umgrenzung  kann  indes  in  diesem  Falle  nicht  genügen.  Die 
gröfsere  oder  geringere  Ausbreitung  des  Polizeiwesens  kann  wohl 
ftbr  die  Zustände  eines  bestimmten  Zeitalters  charakteristisch 
sein;  sie  besagt  indes   nichts   über   die  Grundlage ^    aus  der  die 

Eolizeilichen  Befugnisse  und  Institutionen  im  einzelnen  erst 
ervorgehen. 

Schon  eine  Gegenüberstellung  der  Polizei  der  Gegenwart 
und  des  alten  Staats  zeigt  uns,  dab  Gebiet  und  Ausdehnung 
nicht  die  allein  genügenden  Merkmale  des  Polizei wesens  abgeben. 
Nach  Bereich  und  Umfang  hat  die  polizeiliche  Thätigkeit  der 
Gegenwart  in  den  festländischen  europäischen  Staaten  längst  das 
Mafs  alles  dessen  überschritten^  was  das  alte  Staatswesen  zu 
irgend  einer  Zeit  je  gekannt  hat.  Gleichwohl  war  der  alten 
Polizei  rechtlich  eine  viel  breitere  Grundlage  gegeben,  als 
der  thatsächlich  viel  ausgedehnteren  heutigen  Polizei  der  fest- 
ländischen Staaten^. 

Für  die  Ermittelung  des  PolizeibegriflFs  genügt  es  deshalb 
nicht,  nach  dem  äufseren  Umfang,  Zweck  und  Gebiet  zu  fragen ; 
das  wesentliche  Moment  ist  vielmehr  der  Rechtsgrund  der  polizei- 
lichen Thätigkeit.  Das  Mittelalter  statuierte  ein  Recht  der  präven- 
tiven Verwdtung  und  leitete  hieraus  die  einzelnen  verwaltungs- 
mäfsigen  Institutionen  ab,  in  denen  sich  Recht  und  Pflicht  des 
vorbeugenden  Handelns  verwirklichten.  Die  Polizei  war  darum 
in  erster  Reihe  nicht  zu  abwartend -beaufisichtigender^  und  zu 
abwehrender,  sondern  zu  vorschreibender  Thätigkeit  berufen ;  die 
Ordnung  sollte  durch  sie  nicht  blofs  aufrecht  erhalten,  sondern 
positiv  geschaffen  werden.  Auf  diesen  Auftrag  gründet 
sich  die  eigentümliche  SteUung  und  der  weitere  Ausbau  der 
alten  Polizei. 

Insbesondere  ist  aus  dieser  Rechtsanschauung  heraus  die 
gesamte  Polizei  im  Gewerbewesen  entwickelt^  die  afs  typisch  fbr 


1  Da  die  ältere  örtliche  Polizei  des  Mittelalters  noch  wenig  unter- 
sacht ist,  bezieht  sich  diese  Bemerkung  im  wesentlichen  auf  die  Dar- 
stellungen  der  staatlichen  Polizei.  Vgl.  Ale y er,  Staatsrecht  S.  555/556; 
Schilling,  Rosin,  Loening  a.  a.  O. 

'  Es  erscheint  deshalb  wohl  angezeigt,  die  Untersuchungen  Über  die 
Polizei  mehr  auf  die  Grundlagen  als  auf  die  Formalien  der  Verwaltung 
zu  richten.  Der  Umfang  des  Polizeiwesens  der  Gregenwart  mufs  in  den 
festländischen  Staaten  (im  Gegensatz  zu  En^pland)  unausgesetzt  wachsen, 
solange  hier  an  dem  System  Testgehalten  wird,  fehlerhafte  Zustände  be- 
stehen und  sich  fortentwickeln  zu  lassen  und  dann  im  Wege  hmterher 
kommender  Aufsicht  und  Repression  auf  sie  einzuwirken;  ein  solches 
Princip  mufs  notwendigerweise  immer  weitgreifendere  polizeiliche  Institu- 
tionen henrorbringen  und  anhäufen.  Es  zeigt  sich  hier  auf  das  deutlichste, 
dafs  das  Wesen  der  Polizei  nicht  allein  durch  äufsere  Momente  bestimmt 
wird.    Vgl.  meine  Städtischen  Bodenfragen,  Berlin  1894. 

*  D.  i.  zur  Beaufuchtigung  fertiger  Zustände  und  vollendeter  Hand- 
lungen. ^  T 
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den  älteren  Polizeibegriff  gelten  kann.  Die  Rechtsordnung  im 
Gewerbe  soll  in  vorbeugender  Weise  gesichert  werden.  e2  ge- 
schieht dies  zum  Teil  durch  Vorschriften  über  den  marktmäfsigen 
Verkehr  und  Handel^,  zum  Teil  durch  Bestimmungen  über  die 
ehrUche  Beschaffenheit  der  Waren.  Zu  dem  letzteren  Zweck 
hat  sich  das  Mittelalter  die  ihm  eigentümlichen,  dem  heutigen 
Rechtsbewufstsein  fremd  gewordenen  Begriffe  der  gewerblichen 
Übertretung  und  des  Falschwerks  geschaffen,  die  wir  bei  der 
Besprechung  der  Gerichtsbarkeit  näher  kennen  lernen  werden^. 
Das  erste  Bestreben  der  gewerbUchen  Verwaltung  des  Mittelalters 
richtete  sich  nicht  darauf,  den  Betrug  zu  bestrafen,  sondern  ihn 
zu  verhindern.  Strafbar  war  demgemäfs  in  erster  Linie  nicht 
die  Übervorteilung  des  Eläufers,  sondern  die  Herstellung 
schlechter  Ware.  Der  Schwerpunkt  der  Gewerbepolizei  lag 
demnach  in  der  Gewerbeschau. 

Auf  der  Schau  beruhte  in  der  Hauptsache  die  Au&echt- 
erhaltung  von  Treu  und  Glauben  im  gewerblichen  Verkehr. 
Gemäfs  dem  oben  ausgeführten  Princip  ist  an  der  Ausübun£  der 
Schau  der  Konsument  nur  in  den  seltensten,  örtlichen  Ausnanme- 
fkUen  beteiligt^;  die  Schau  überwacht  den  Arbeitsprozefs  in  seinen 
einzelnen  Stodien  und  ist  demnach  Sache  des  Produzenten.  Die 
Begriffe  von  der  ^werblichen  Übertretung  und  dem  Falsch- 
werk sind  nicht  auf  der  Seite  der  Verbraucher  entstanden,  son- 
dern auf  der  Seite  der  £}rzeug;er.  Die  dauernden  Institutionen, 
welche  die  Zunft  zur  Verbürgung  eines  ehrlichen  Verkehrs  im 
Anschlufs  an  die  Gewerbeschau  geschaffen  hat  —  es  sei  hier  nur 
an  die  noch  heute  bestehenden  Teile  der  Schau,  für  Nahrongs- 
ond  Genufsmittel ,  Heilmittel,  Gold-  und  Silberwaren  u.  s.  w., 
und  insbesondere  an  das  später  zu  besprechende  Secht  der  Ver- 
kehrszeichen ^ ,  erinnert  — ,  sind  durcnaus  das  Werk  der  Pro- 
duzenten. Die  juristische  Konstruktion  dieser  Einrichtungen  ist 
nur  aus  der  mittelalterlichen  Anschauung  herzuleiten,  dafs  es 
zuerst  Sache  des  Produzenten  ist,  für  die  W^ahrung  der  gewerb- 
lichen RechtBchaffenheit  zu  sorgen. 

Vermöge  dieser  Auffassung  wird  die  Stellung  der  Künftigen 
Schau  im  Mittelpunkt  der  gewerblichen  Verwaltung  begründet. 
Die  eigentlichen  strafrechtlichen  Bestimmungen  im  mittelalterlichen 
Gewerberecht  sind  weit  weniger  entwickelt  und  besitzen  eine  weit 
geringere  Bedeutung  als  die  präventiven  Vorschriften  der  Gewerbe- 
schau. Die  Straf biu*keit  einer  Handlung  im  gewerblichen  Verkehr 
wird  im  wesentlichen  durch  das  Urteil  der  Schaubeamten  fest- 
gestellt.    Zugleich  bildeten  die  Schaubeamten  das  berufene,  und 


1  S.  unten  S.  110  ff. 
«  S.  unten  S.  126. 

^  So  vereinzelt  bei   der  Schau  über  das  Bäckergewerbe;   s.  unten 
S.  153. 

«  S.  unten  II.  Teil  1.  Abschn.  1.  Kap. 
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in  der  Hauptsache  auch  das  einzige  ausführende  Organ, 
welches  das  Mittelalter  zur  Ordnung  der  zahhreichen  Verkehrs« 
beziehungen  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  besafs. 

Die  Handhabung  der  Oewerbeschau  lag  bei  den  geschworenen 
Handwerksvorstehem ,  denen  hierdurch  eine  aufserordentliche 
Machtftdle  übertragen  war.  Die  Entscheidung  über  die  Arbeits- 
methoden, über  erlaubte  oder  unerlaubte  Abweichungen,  endlich 
über  die  taugliche  Beschaffenheit  und  Verkehrsfähigkeit  der  Ware 
hing  von  den  Geschworenen  ab.  Zu  ihrer  Aufgabe  gehörte  zu- 
nächat  die  Überwachung  des  Betriebs  und  des  Anfertigungs- 
prozesses in  den  Läden,  in  den  Werkstätten  und  in  den  gemeinen 
Anstalten.  Die  Geschworenen  hatten  demnach  regelmäfsig  in 
bestimmten  Zwischenräumen  ihre  Rundgänge  zu  machen,  um 
die  Warenvorräte  und  die  in  Arbeit  befindlichen  Waren  zu 
prüfen. 

Die  Schau  über  die  Nahrungsmittel  war  streng  und  bis 
in  die  Einzelheiten  geregelt  Schlachthäuser  waren  in  den  Städten 
im  dreizehnten  Jahrhundert  allgemein  vorhanden.  Der  Schlacht- 
hauszwang bestand  re^lmäfsig  nur  für  Grofsvieh;  für  Kleinvieh 
(Kälber,  Hammel,  Schweine)  war  das  Hausschlachten  unter  Be- 
obachtung gehöriger  Reinlichkeit  erlaubt^.  Das  Fleisch  wurde 
genau  untersucht,  bevor  es  in  den  Verkehr  gebracht  wurde ^. 
WVac  die  Untersuchung  der  Schweine  waren  besondere  Beschauer 
bestellt^.  Den  Garköchen  und  Wurstmachern  war  untersagt, 
frisches,   d.  i.   ungesalzenes   Fleisch   länger   als   zwei  oder  drei 


^  Que  toos  bouchers  qaelzconques,  d^rmais  en  avant,  tous  leurs 
bestaux  gros  et  meou  et  toat  moutoiuB,  pottrcheaux,  brebis  et  aultre  quel- 
conque  menu  bestail,  ne  soient  sy  harai  de  ies  acorer,  taer  ne  taire 
acorer  oa  tuer  en  leura  maisons  ne  prez  de  lears  estaulx,  ne  du  sfeing, 
bcieles  gecter  ne  faire  gecter  oa  couler  sur  le  pavement  oa  marqai^  ne 
aiUears  aar  le  caachie;  mais  Ies  accorront,  teront  acorer  et  taer  an  liea 
de  reecorcherie  ordonn^  k  taer  Ies  hoeah  et  aatre  gros  bestail,  et  non 
aillears,  sar  XX  folz  Parisis  d'amende-,  et  saaf  poar  lesdit  boachers  qae 
aacan  mena  bestail,  comme  moatons,  poarcheaax,  brebis,  veaax,  aigneaux 
oa  eourois  tant  seolement,  et  non  aultre  bestail,  porront  accorer  et  taer 
en  lears  maisons,  par  condicion  expresse  que  chacans  dlceals  est  et  sera 
tenu,  sor  Ies  paines  et  amendes  dessusdites,  poar  cbacane  fois  qae  le  cas 
s'offirera,  de  toateffois  qa'il  accorra  oa  tuera,  fera  acorer  ou  tuer  Ies 
dictes  bestes,  de  recevoir  et  mettre  en  ung  vaissel  de  fast  oa  aultre 
vaissel  le  sang  de  toutes  Ies  dictes  bestes,  Ies  fientes  et  ordures  d'icelles, 
et  qaant  ainsj  recou  Taront,  seront  tenus  k  Teure  que  to^  Taront,  de  Ies 
fiüre  porter  en  Tescorcberie,  et  aller  gecter  en  Teane.  Tbierry  I  S.  243 
(A.  1*2). 

*  On  a  commandei  ke  on  ne  venge  char  de  moton  ne  de  berbir  s*il 
ne  Ies  aporte  el  markig  ä  vente  et  s'il  nel  fait  rewardeir  as  coriers  s'il 
sont  sain  et  ke  li  corier  Talent  rewardei,  Giry  S.  '532  Art  415.  On  a 
command^  ke  nas  ne  tue  berbis  k  vendre  dedens  le  banliewe  devant  chou 
ke  corier  Talent  rewardei.    S.  527  Art  345. 

*  Tout  chiel  ki  vendeat  pors  doivent  doner  1  denier  ä  cbaos  ki 
ains  i  sont  par  eskevins  poar  rewarder  s'il  est  sains  ou  n'est  Giry  S.  506 
Art  55,  femer  S.  521  Art.  256.    Vgl.  de  Lamare  II  S.  663.^  , 
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Tage  zum  Verkauf  zu  halten^.  Verdorbenes  Fleisoh  wurde 
▼emichtet  ^. 

Die  Brotschau  erstreckte  sich  ebenso  auf  die  Beschaffenheit 
wie  auf  das  Gewicht  des  Brotes^.  Mitunter  wurde  den  Bäckern 
erlaubt,  unansehnlich  gewordenes  oder  fehlerhaftes  Brot  auf  ge- 
Bonderten  Bänken  zum  Verkauf  zu  bringen  ^.  Der  Verkehr  mit 
Getränken  stand  in  gleicher  Weise  unter  Aufsicht.  Bei  dem 
Weinverkauf  war  jede  unrichtige  Angabe  über  Alter  und  Qttte 
des  Weins  verboten*^.  In  St.  Omer  war  den  Weinmaklem  und 
Händlern  überhaupt  untersagt ,  Wein  in  einer  nicht -zünftigen 
Stadt  zu  kaufen^.  Strenge  Vorschriften  galten  für  die  Herstdlung 
des  Bieres.  Zu  den  verschiedenen  Biersorten  durfte  ausschliefs- 
lieh  nur  "Getreide  aller  Art,  insbesondere  Gerste,  und  Wasser  ge- 
nommen werden"';  jeder  Zusatz  fremder  Stoffe  war  streng  verpönt  ®. 

Die  Werkstattarbeit  war  in  allen  ihren  Teilen  der 
Schau  unterworfen.  Die  Zunft  legte  hierbei  den  gröfseren  Wert 
auf  die  Schau  während  des  Arbeitsprozesses.  Den  Geschworenen 
mufste  deshalb  jederzeit  der  Zutritt  zu  den  Werkstätten  offen 
stehen,  und  es  war  den  Handwerkern  bei  Strafe  untersagt,  den 
Geschworenen  die  Besichtigung  eines  Raumes  zu  verwehren  oder 
einen  schaupflichtigen  Gegenstand  vor  ihnen  verborgen  zu  halten  *. 


1  Ke  nu8  ne  tiegne  freache  char  k  vendre  en  estei  a  vente  plus  que 
deux  jours.  Gir^r  S.  505  Art.  49.  Que  nulz  ne  puisse  garder  viande 
cuite  jusques  au  tiers  jour  pour  vondre  ne  acheter,  se  eile  n'est  sal^ 
souffissanment  bien.    L.d.M.  Tit  69  Art  9. 

2  L.d.M.  Tit.  69  Art.  11 

«  L.d.M.  Tit.  1  Art  36  ff.  Giry  S.  502  Art.  1  ff.  Thal.  S.  126  ff. 
(A.  1232). 

*  L.d.M.  Tit  1  Art  54. 

B  £  meis  an  establit  que  degun  home  ny  fempna  no  fasBa  ciidar  lo 
bin  ny  lausar  si  no  que  tal  cum  sara.  So  es  aasaver  per  bin  tersen ,  per 
tersen  o  rey  bin,  per  rey  bin  o  bin  bilh  o  tomat,  o  passat  per  la  berenha 
que  tal  cum  sera  lo  fassa  cridar  et  no  autrement.  Statuten  von  La  Beole, 
Gironde  2  S.  265  A.  1261. 

^  Ke  nus  couretiers  ne  marchans  ne  voise  hors  de  le  vile  pour  vin 
achateir  se  che  ne  seit  en  vile  de  loy.  Giry  S.  505  Art  42;  vgl.  auch 
a.  a.  0.  S.  332  ff. 

"^  Nus  braaseres  d'ale  ne  puet  metre  en  s'ale  autre  chose  ke  blei 
avoine  et  orge  et  autre  grain  et  eawe.    Giry  S.  517  Art.  195. 

^  Nus  Cervoiaiers  ne  puet  ne  ne  doit  laire  cervoise,  fers  de  >raae 
et  de  grain:  c'est  a  savoir  a'orge,  de  meatuel  et  de  dragie.  Et  se  ii  v 
metoit  autre  chose  pour  efforcier,  c'est  a  savoir  baye,  piment  et  pois 
reisine,  et  quiconques  y  metroit  aucune  de  ces  choses,  il  amenderoit  au 
Roy  de  XX  s.  de  parisia  toutes  les  foia  qu'il  en  aeroit  reprina .  et  ai  seroit 
touz  li  brasina  qni  aeroit  faiz  de  tex  choaea  done£  pour  Dien.  Li  Preud'ome 
du  meatier  dient  que  teuz  choaea  ne  aont  paa  bonea  ne  leaua  a  metie  en 
cervoiae,  quar  elfea  aont  enfermea  et  mauveiaea  au  chief  et  au  cors  et 
aua  haytiez  et  aua  maladea.    L.d.M.  Tit  8  Art.  3. 

*  Nua  ne  puet  ne  ne  doit  nule  choae  de  aon  meatier  veer  h  veoir 
au(a)  meatrea  jur^  gardeura  del  meatier  ne  ä  autrea,  pour  veour  ae  il  i  a 
ä  amender  en  la  choae.  L.d.M.  Tit  78  Art  38.  Nua  ki  ae  melle  de 
diaperie  ne  defenge  aa  coriera  ä  entrer  en  ae  maiaon  pour  le  draperie 
ä  rewardeir.    Giry  S.  554  Art.  602. 
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Vielfach  wurde  das  Material  schon  vor  der  Verarbeitung 
durch  Schaubeamte-  untersucht  Die  verschiedenen  Ledersorten  ^, 
die  einzelnen  Holzarten^  unterlagen  einer  vorgnngigen  Prüfting. 
Für  Gold  und  Silber  war  der  Feineehalt  ^,  fllr  Zinn  war  die 
Legierung^  vorgeschneben.  Die  Arbeitsmethoden  selbst  waren 
im  übrigen  durch  Brauch  und  Herkommen  des  Handwerks  oder 
durch  Zunftstatut  genau  bestimmt,  und  die  Schau  sorgte  für 
strenge  Einhaltung  ^.  In  einzelnen  Fällen  wird  sogar  den  Hand- 
werkern vorgeschrieben,  dafs  sie  ihre  Ware  nicht  im  voraus 
vollständig  fertig  stellen  dürfen,  wßil  sonst  eine  genaue  Prüfung 
nicht  möglich  ist.  Die  Pariser  Sattler  bestimmen,  dafs  kein 
Sattel,  die  gewöhnlichen  Sorten  ausgenommen,  fertig  zugerichtet 
werden  dürfe,  bevor  er  nicht  fest  verkauft  ist®. 

In  der  Tuchmacherei  und  in  ihren  Teilgewerben''  ist  die 
Schau  mit  besonderer  PeinUchkeit  geordnet.  Für  jedes  Teilgewerbe 
besteht  eine  mindestens  einmalige  Schau.  Die  Geschworenen 
haben  zunächst  die  Arbeit  auf  dem  Webstuhl  zu  prüfen  und 
darauf  zu  achten,  dafs  keine  Kett^den  leer  bleiben.  Ein  gewisser 
Spielraum  war  dem  Weber  nachgegeben ;  für  jeden  weiteren  aus- 
gelassenen Faden  hatte  er  eine  Bu&e  zu  zahlen^.  Bei  gröfseren 
Fehlem  hing  es  von  dem  Ermessen  der  Geschworenen  ab,  ob 
sie    das   Weiterweben    des    Stückes    gestatten  wollten  ® ;    Ware 


^  Ke  nas  taneires  dehors  le  vile  ne  dedens  De  autres  ne  venge  quir 
ne  ne  seit  mU  ä  oevre  devant  chou  ke  li  corier  Taient  rewardei.  Giry 
S.  569  Art  751. 

*  Nns  Chapuisieres  ne  paet  ne  ne  doit  chapnisier  ne  metre  main 
h  mannen  nui  apartenant  ä  son  mestier,  devant  que  li  marrien  ait  est^ 
▼ens  par  les  mestres  da  mestier,  savoir  mon  se  11  est  bons  et  loiaus  ponr 
metre  en  oevre.    L.d.M.  Tit.  79  Art.  3. 

*  Nas  Orfevre  ne  puet  ouvrer  d'or  a  Paris,  qu'il  ne  seit  ä  la  touche 
de  Paris  ou  mieudres:  la  quele  touehe  passe  tonz  les  ors  de  quoi  en  oevre 
en  nulle  terre.  L.d.M.  Tit.  11  Art  2.  In  Montepessnlano  non  fiunt  vasa 
argentea  vel  anrea  nisi  finia.    Thal.  S.  16. 

^  Nns  Potiers  d'estain  ne  pnet  ne  ne  doit  pur  droit  ovrer  de  nul 
ovrage  de  son  mestier,  qui  ne  soit  aloiä  bien  et  loialment  selonc  ee  qne 
Teuvre  le  reqniert.    L.d.M.  Tit  12  Art  8. 

»  Vgl.  etwa  L.d.M.  Tit  62  Art.  5,  Tit  17  Art  11,  Tit  81  Art  7 
ond  öfters  L.d.M. 

*  Qnar  oevre  qni  est  f^amie  an^ois  qne  ele  soit  vendne  n'est  ne  bone 
ne  sonffisan«,  ne  on  ne  gamist  pour  nulle  ioialt^  avant  qne  ele  soit  vendue. 
L,d.M.  Tit  78  Art  22. 

^  S.  oben  8.  93. 

*  S'on  trovast  plus  de  Uli  fieus  rompus  d'une  part  et  d'autre  part, 
li  maistres  devant  qui  on  le  troveroit  seroit  ä  XII  d.  et  ces  vall^  ä  Vi  d.; 
k  antreteil  fourfait  seroit  chil  ki  lancheroit  plus  de  I  fil  ensamble  et 
chil  fourfait  seront  sans  relais,  et  de  plus  de  fius  rompus  de  chacun 
I  d.  Giry  8.  552  Art  590.  Vgl.  L.d.M.  Tit  50  Art.  27;  Vaterl.  A. 
S.  18». 

*  Se  aucun  oevre  est  maagnöe,  c'est  k  savoir  deroute,  et  eil  k  qui 
Toevre  est  le  fet  savoir  an  mestres  et  aus  jurez ,   li  mestres  et  li  jurez  li 

reent  doner  congi6  de  tistre  k  plus  de  ros  wis  que  XX,  selonc  ee  qne 
leur  samble  bon.    L.d.M.  Tit  50  Art  28.  ^  j 
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mit  groben  Mängeln  wurde  als  Falschwerk  behandelt^.  Die 
vom  Webstuhl  genommenen  Stücke  wurden  alsdann  im  ganzen 
auf  ihre  Beschaffenheit  und  auf  das  statutarische  Gewicht  unter- 
sucht ^.  Nach  dem  Walken  und  nach  dem  »Strecken  fand  jeweils 
wiederum  eine  Prüfung  statt  ^;  schlielslich  wurde  das  fnrtig  eu- 
bereitete  Tuch  nochmals  untersucht  und  gemessen  und  alsdann 
mit  dem  Zunftsi^el  versehen^. 

Sache  der  Geschworenen  war  alsdann  die  Prüfung  der  zu 
Markte  gebrachten  fertigen  Waren,  gleichviel,  ob  diese  Waren 
von  Stadtfremden  von  aufseriialb  eingefilhrt.  oder  von  den  in 
einem  eximierten  Bezirk  innerhalb  der  Stadt  ansässigen  Hand- 
werkern zum  Verkauf  gebracht  wurden.  Die  Sdiau  für  den 
Markt  nimmt  keinerlei  Rücksicht  auf  den  Personenstand  und 
die  politische  Zugehörigkeit  der  Gewerbetreibenden.  Jeder  in 
einem  bestimmten  Bezirk  an  dem  Verkehr  teilnehmende  Hand- 
werker ist  flir  das  von  ihm  in  den  Verkehr  gebrachte  Gut  der 
fUr  den  betreffenden  Bezirk  angeordneten  Schau  unterworfen. 
Die  auf  den  Exemtionen  innerhdb  der  Stadt  ansässigen  Hand- 
werker werden  hinsichtlich  der  Schau  als  Fremde  behandelt, 
wenn  sie  nicht  im  einzelnen  Fall  die  Privilegien  der  städtischen 
Handwerker  erworben  haben '^. 

Die  Untersuchung  der  von  aufserhalb  kommenden  Waren 
wird  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  streng  au^eübt  und  in 
den  Statuten  häufig  erwähnt^.  Besondere  Vorschriften  über  die 
Handhabung  der  Schau  gegenüber  den  Stadtfremden,  wie  solche 

Später  notwendig  wurden,  werden  zu  jener  Zeit  noch  nicht  gegeben, 
ur  in  Ch&lons  wird  den  Geschworenen  eingeschärft,  dafs  sie 
die  Schau  der  in  die  Tuchhallo  eingebrachten  Waren  schleunigst 
vornehmen  sollen^.  Im  übrigen  wird  den  Fremden  lediglich 
vorgeschrieben,  dafs  sie  die  von  ihnen  eingebrachten  Waren  vor 
dem  Verkauf  zur  Schau  zu  stellen  haben.     Allgemeine  Verbote, 

1  Et  s'on  trovoit  en  aucun  drap  fisuBetei  fast  de  moillier  fiwt  de 
sablon  u  de  cheadrei  n  d'aacone  aatre  fausetei  ponr  miens  peseir,  on 
l'aTderoit  devant  le  maison  chelui  lä  on  le  troveroit  k  tont  TostU.  Girv 
S.  550  Art.  579.  Et  s'ele  est  maoraisement  tiasoe  on  le  eanpe  en  ill. 
S.  551  Art.  588. 

'  Si  le  doit  on  esgardeir  anchois  ke  ele  kieche  de  l'ansuei.  Et  se 
ancuns  ostast  le  dxap  de  TanBuel  sam  I  des  esgardeuro  il  seroit  a  LX  s. 
et  si  perdroit  seo  mestier  I  an  et  I  jour.  Girj  8.  549  Art.  579.  La  saie 
quant  ele  kiet  de  Tansael  doit  estre  porteie  au  pois  (poids)  ponr  peseir. 
S.  550  Art.  581;  femer  S.  551  Art.  588. 

»  Giry  8.  555  Art.  612,  8.  545  Art  553,  8.  558  Art  633,  8.  562 
Art.  687. 

*  Giry  8.  556  Art  620,  8.  540  Art  501. 

*  8.  unten  8.  140  und  143  und  L.d.M.  Tit  1  Art  1  ff. 

«  Goldachmiedestatut  von  Douay  A.  1260,  Taillar,  8.  240  Art.  7. 
L.d.M.  Tit  71  Art  8,  Tit.  78  Art  33,  Tit  52  Art  8,  Tit  81  Art  10, 
Giry  8.  569  Art.  751. 

^  Li  esf^ra  (8chao)  doit  estre  hastiz  si  que  dl  qai  aveia  meffiut  iie 
s'en  doie  plaindre.  Vaterl.  A.  8.  139.  Dem  Zosainmenbaag  nach  beziefat 
Bich  die  Stelle  uur  auf  die  Stadtfremden. 
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durch  welche  die  Eanfuhr  bestimmter  Waren  scbiechthin  unter- 
sagt wird,  werden  im  dreizehnten  Jahrhundert  schon  mehinhch 
erlassen  und  zwar  mit  Bezug  auf  solche  Waren,  die  als  minder^ 
wertig  oder  als  Falschwerk  bekannt  sind.  Die  Pariser  Leinen- 
händler  verbieten  die  Einfuhr  von  Lein  aus  Spanien  und  aus 
Noyon,  weil  solcher  Lein  sich  seit  langer  Zeit  als  falsch  und 
schlecht  erwiesen  hattet  Die  Verwendung  von  Florettseide  aus 
MontpeUier  war  den  Pariser  Seidenbandwebem  untersagt^.  Den 
WoUwebem  von  Saint- Omer  war  verboten,  ein  gewisses  Oam 
aus  Arras,  fil  broke  d'Ärras  genannt,  zu  verweben^. 

'EAn  Teil  der  Gewerbepolizei  wird  im  dreizehnten  Jahrhundert 
durch  unmittelbare  obrigkeitliche  Verfügung  geregelt. 
Wir  haben  hierbei  zu  unterscheiden  zwischen  den  Befugnissen, 
die  aus  der  ungeteilten  Polizeigewalt  fliefsen,  und  den  Befugnissen, 
die  auch  nach  der  Ausbildung  des  Zunftwesens  unmittelbar  von 
der  Obrigkeit  weiter  ausgeübt  wurden^. 

Obrigkeitliche  Vorschriften  mit  Bezug  auf  die  Gewerbe- 
polizd  sind  enthalten  in  einzelnen  Stadtrechten,  die  gegen  den 
Ausgang  des  zwölften  und  zu  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
erteiTt  wurden.  Das  Stadtrecht  von  Noyon  vom  Jahre  1181  be- 
stimmt, dals  dw  Stadtrichter  die  Brotpolizei  handhabt  und  unter- 
gewichtiges Brot  beschlagnahmt  ^.  In  den  Stadtrechten  von  Roye 
vom  Jahre  1183  und  von  Saint- Quentin  vom  Jahre  1195  wird 
festgesetzt,  dafs  die  Bäcker  kein  anderes  Brot  als  zu  einem  Obolus 
backen  soUen^.    Das  Stadtreeht  von  Athyes  vom  Jahre  1212 


^  Nos  ne  poet  ne  ne  doit  amener  ä  Paris  lin  d'Espaingne  ne  de 
Noion  pour  venore,  car  teile  manmere  de  lin  est  faosse  et  mauvese,  et  a 
est^  esproav^  dte  pontans  a.    L.d.M.  Tit  57  Art  9. 

«X.d.M.  Tit  34  Art.  9;  vgl.  Eioleitung  L.d.M.  S.  57  Anm.  2. 

*  Giry  8.  555  Anm.  194. 

*  Der  Ausbau  der  örüichen  städtischen  Verfaflsung  geht  dem  Zunft- 
wesen Foraus.    JMlag.  u.  Frat  S.  204. 

*  Si  index  comprehenderit  panificos  qui  parvam  fecerint  panem  et 
iUi  inde  placitare  voiaeriDt  n  fuerint  convicti,  jnzta  le^m  qua  vivunt 
eum  amissione  panis  emendabont.  Si  vero  placitare  noluennt  panes  tantam 
amittent    Ord.  11  S.  224  Art  5. 

*  NolluB  panifez  pauem  faciet  nisi  ad  obolum.  Ord.  11  S.  228 
Art.  37,  bezw.  U  273  Art.  40.  —  Beide  Stadtrechte  enthalten  auch  civil- 
rechtliche  Bestimmnogen  über  die  Yerpflmdang  von  Wolle  und  Tuch 
wegen  rückständiger  Arbeitslöbne.  Spinnerinnen  und  Tuchbereiter  dürfen 
die  ihnen  übergeoenen  Waren  wegen  rückständiger  Löhne  zu  keinem 
höheren  Betrage  verpfänden,  als  der  ihnen  zukommende  Arbeitslohn  an- 
trifft. Art  47.  Si  aliquis  burffensis  vel  uzor  eins  alicui  filatrici  lanam 
cmnmiserit  filandam  sub  merceae  et  filatriz  filata  pignori  obligaverit  ultra 
qvam  in  filando  deserrierit,  maior  communie  pro  debita  tantum  mercede  filata 
reddi  faciet  ei  cuius  eztiterit  lana.  Art.  48 :  Si  quis  pannos  alicui  paratori 
eommiserit  ad  parandum  non  potest  parator  ponere  eos  in  vadium  pro 
miuori  precio  ultra  quam  merces  parandi  se  nabeat;  et  si  plus  per  in- 
vaaiationem  inde  acceperit  Migor  pannoB  reddi  faciet  lalva  tamen  mercede 
paratoris.    Ord.  11  S.  281  bezw.  S.  274. 
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schreibt  vor,  dafs  bei  einer  Klage  ttber  fidsches  Maft  oder  über 
unehrliche  Nahrungsmittel  und  Getränke  der  Bürgermaster  mit 
den  Schöffen  den  Fall  besichtigen  und  alsdann  nach  dem  Aus- 
spruch der  Schöffen  ver&hren  solP.  In  Noyon  wie  Athyes  ist, 
da  die  städtische  Obrigkeit  sowohl  die  Schau  als  das  Gericht 
handhabt,  das  Bestehen  von  Zünften  ausgeschlossen.  Im  drri- 
zehnten  Jahrhundert  ist  diese  ungeteilte  Ausübimg  der  Gewerbe- 
poUzei  durch  die  Stadtobrigkeit  selten. 

Ein  regebnälsiges  Mittel  des  obrigkeitlich-polizeilichen  Ein- 
greifens besteht  in  der  Tarif i er ung,  der  die  Arbeitslöhne  and 
Warenpreise  häufig  unterworfen  werden.  Mitunter  wird  auch 
für  einzehie  Gewerbe,  insbesondere  fUr  Bäcker  und  Fleischer  ein 
fester  Gewinnsatz  Torgeschrieben ,  den  sie  nicht  überschreiten 
durften.  So  wurde  durch  das  Stadtrecht  für  Marziac  yom  Jahre 
1298  der  den  Fleischern  gestattete  Gewinn  auf  einen  Denar  von 
jedem  Solidus  festgesetzt;  die  Bäcker  sollten  an  jedem  Sextariom 
Weizen  nicht  mehr  als  vier  Denare  verdienen'.  —  Von  den 
Verordnungen  y  durch  welche  jede  Absprache  der  ELandwerker 
über  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  und  der  Warenpreise  untersagt 
wird,  werden  wir  in  einem  späteren  Abschnitt  handeln^. 

Das  hauptsächlichste  Gebiet  der  obrigkeitlichen  Regulierung 
bildeten  indes  die  Marktversorgunff  und  der  Markt- 
verkehr ^.    Die  Ordnung  des  mittelalterlichen  Marktwesens  stellt 


^  Art  40.    Si  qnis  de  prava  mensura  fuerit  accusatas  vel  de  praTO 

Sota  JohanDes  major  cum  Scabinis  debet  illuc  ire  et  facere  qood  Bcabini 
ecreverint;  si  mensura  fxierit  comprobata  falsa,  mensara  est  Johiuanis 
m^joxis  et  forifactom  est  nostram.  Art  41.  Si  bolengarii  convicti  foerint 
de  pravo  pane  Johannes  Major  capiet  panem  et  mde  fadet  quod  scabini 
decreverint.  Ord.  11  S.  302.  Vgl.  auch  die  unten  S.  119  citierten  Artikel 
des  Stadtrechts  von  Rue. 

'  Gamifices  qui  cames  vendiderint  in  dicta  yilla,  bonas  cames  et 
Sanas  vendant;  qnae  si  bonae  non  fuerint,  cames  pauperibus  per  Bajulom 
et  Consules  erogentur,  et  illis  qui  ernennt  pretium  refundatur,  et  lucrentnr 
camifioes  in  unoquoque  soUdo  unnm  denarium  currentis  monetae;  -et  qui- 
cumque  camifex  mandatum  in  hoc  praedictum  exoesserit,  in  duobos  sohdis 
et  uno  denario  Tholosano ,  Domini  Kegi  sit  incursus.    Quilibet  pistor  sea 

Sistoreza,  vel  <}uicumqae  alias  panem  faciens  ad  vendendum  in  villa  prae- 
icta,  lucretur  m  unoquoque  seztario  frumenti  (]^uatuor  denarios  Turonenses 
et  furfur  tantummodo;  et  hoc  secundum  magis  et  minus;  et  si  lucratus 
fderit  amplius,  totus  panis  capiatur  et  pauperibus  tribuatur.  Ord.  12 
S.  341  Art.  16  und  17. 

>  S.  unten  IL  Teil  1.  Abschn.  2.  Kap. 

^  Wir  handeln  hier  von  dem  regelmäfsigen  Marktverkehr,  die  zeit- 
weiligen Jahrmärkte  bleiben  in  der  Hauptsache ,  anfser  Betracht  Unter 
den  mittelalterlichen  Marktverkehr  fällt  indes  nicht  blofs  der  Verkehr  mit 
Lebensmitteln,   sondern  mit  allen  marktgängigen  Yerbrauchsgütem  und 

f ewerblichen  Erzeugnissen.  —  Vgl.  hiezu  Kathgen,  Entstehung  der 
[&rkte  in  Deutschland,  Darmstadt  1881,  S.  62;  ders.,  Art  Märkte  in 
Conrads  Handwörterb. ;  Schmoller,  Umrisse  und  Untersuchungen  zur 
VeHassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Leipzig  1898, 
S.  642  ff. 
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sich  zunächst  als  recht  verwickelt  dar,  und  es  ist  nicht  leicht,  die 
verschiedenen  Grundsätze  unter  wenige  Gesichtspunkte  zu  bringen. 
Die  Unausgeglichenheit  und  die  Schwerfälligkeit  der  einzemen 
Bestimmungen  sind  zum  Teil  eine  notwendige  Folge  der  zeit-  . 
genössischen  Kechtszustände  und  Verkehrsverhältnisae ,  zum  Teil 
auch  das  Ergebnis  des  Interessenstreits,  der  gerade  auf  diesem 
Gebiet  in  der  vielfältigsten  Weise  zum  Ausdruck  kommt 

Den  stets  festzuhaltenden,  einheitlichen  Ausgangspunkt  der 
mittelalterlichen  Marktpolitik  ^  bildet  die  Unterscheidung  der 
Produktionsgebiete  in  zwei  Kreise,  den  nächsten  Umkreis  der 
Stadt  —  das  städtische  Versorgungsgebiet  —  und  die  weiter  ab- 
liegenden Gebiete;  die  rechtliche  Behandlung  beider  ist  völlig 
verschieden.  Die  Bezeichnungen  für  das  städtische  Versorgungs- 
gebiet in  den  Urkunden  sind  sehr  mannigfaltig;  oft  wi^  nur 
allgemein  Bannmeile  gesagt;  mitunter  wird  der  Amtsbezirk,  in 
dem  die  Stadt  liegt  (die  Präpositur,  die  Baillie),  als  Grenze  an- 
genommen ' ;  häufi^r  wird  eine  topographische  Abgrenzung  durch 
Ortschaften  und  Elufsläufe  gegeben  ^ ;  auch  ein  Abstand  in  ge- 
nuler  Linie,  ein  Radius  von  zwei  Stunden  und  darüber,  dient 
als  Grenzbestimmung  ^.  Die  marktpolizeiliche  Regelung  geht  nun 
davon  aus,  dafs  einerseits  der  Produzent  aus  diesem  Versorgungs- 
gebiet selber  zu  Markte  kommen,  und  dafe  andererseits  der 
städtische  Hauptverkehr  an  Markttagen  sich  auf  dem  Markte 
und  unter  öffentlicher  Beaufsichtigung  abspielen  solle.  Diesem 
Zweck  dienen  teils  direkte,  teils  indirekte  Maßnahmen. 

Unmittelbar  wirken  diejenigen  Bestimmungen,  die  schlechthin 
eine  Teilnahme  am  Marktverk^  vorschreiben.  Ein  allgemeiner 
und  unbedingter  Zwang  hat  in  dieser  Hinsicht  jedoch  keineswegs 
bestanden.  Der  im  mittelalterlichen  Marktverkehr  angewandte 
Zwang  erstreckt  sich  nach  zwei  genau  zu  trennenden  Richtungen, 
die  als  persönlicher  und  als  sachlicher  Zwang  zu  bezeichnen  sind. 
Unter  dem  persönlichen  Zwang  verstehe  ich  die  bestimmten 
Gewerbetreibenden  obliegende  Pflicht,  an  gewissen  Tagen 
den  Markt  zu  beziehen  und  lediglich  dort  Geschäfte  abzuschlielsen. 
Der  sachUche  Zwang  dagegen  besteht  in  der  Vorschrift,  durch 
welche  der  Geschäftsverkehr  innerhalb  des  Marktbezirks 
an  bestimmten  Tagen  und  während  der  Marktdauer  auf  den 
offenen  Markt  verwiesen  wird. 

Der  sachliche  Zwang  findet  seine  Grenze  an  dem  Markt- 
bezirk. Der  persönliche  Marktzwang  lä&t  sich  regehnäüsig  nur 
auf  solche  Gewerbetreibende  austlben,  die  entweder  a)  infolge 
ihres  politischen  Verbandes  (als  Ortseinwohner  u.  s.  w.)  oder 
b)  wegen  ihrer  Privilegien  (als  schutzbedürflige  Ausländer)  von 


1  Vgl.  zn  dem  folgenden  Mag.  u.  Frat.  S.  223  ff. 
>  S.  unten  S.  116  Anm.  2. 

*  8.  unten  S.  117  Anm.  6,  S.  119  Anm.  3. 

*  S.  unten  8.  115  Anm.  1. 
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dem  Marktherm  oder  von  dem  Aussteller  des  Marktprivilegs 
abhängig  sind  ^  Der  zu  Gunsten  des  städtischen  Marktes  geübte 
persömiche  Zwang  ergreift  deshalb  die  städtischen  Gewerbe- 
treibenden und  Händler,  nicht  aber  die  ländlichen  Produzenten  ^. 
Um  die  letzteren  an  den  Markt  zu  ziehen,  können  im  wes^it- 
liehen  nur  indirekte  Mittel  angewandt  werden.  Das  Hauptmittd 
besteht  in  dem  allgemeinen  Verbot  an  die  städtischen  Gewerbe- 
treibenden, innerhalb  des  städtischen  Versorgungs- 
bereichs Ankäufe  aufser  dem  Markte  zu  macheu  (Verbot  des 
Aufkaufs). 

Dieses  Verbot  wird  aber  von  einer  wichtigen  Ausnahme 
durchbrochen.  Nicht  jeder  Produzent  ist  willens  oder  in  der 
Lage,  seine  Erzeugnisse  auf  den  Markt  zu  fahren.  Außerdem, 
wenn  der  Händler  der  einen  Stadt  nicht  die  Produzenten  auf- 
sucht^ so  wird  es  der  Händler  einer  andern  thun,  und  die  streng 
verbietende  Stadt  ginge  somit  eines  Teiles  ihrer  Zufuhr  verlustig. 
Aus  diesen  Gründen  ist  einzelnen  Zünften,  die  durch  ihren 
Zunfleid  gebunden  sind ,  der  Ankauf  innerhalb  des  Versorgungs- 

Sbietes  gestattet.  Der  Zunfteid  giebt  der  Stadtbehörde  die 
mdhabe,  um  den  Geschäfbbetrieb  dieser  geschworenen  Meister 
genau  zu  umgrenzen  und  zu  ordnen,  und  nötigen&lls  die  Ge- 
winne zu  tanfieren.  Doch  auch  dieser  Ankauf  durch  zVLnfÜge 
Meister  ist  wiederum  nicht  schlechthin  freigegeben,  sondern  durdi 
eine  Reihe  allgemeiner  Gebote,  die  wir  im  folgenden  kennen 
lernen  werden,  beschränkt.  —  Ganz  anders  sind  dagegen  die 
Grundsätze,  die  fUr  die  weiter  abliegenden  Produktionsgebiete 
gelten.  Wir  werden  hierauf  später,  bei  der  Besprechung  des 
unerlaubten  Zwischenhandels,  zurückkommen. 

Nach  Darlegung  dieser  allgemeinen  Voraussetzungen  können 
wir  die  Vorschriften  über  den  Marktverkehr  nach  einer  dreifochen 
Richtung  unterscheiden: 

1.  Sicherung  der  Zufuhren  fbr  den  ofiienen  Markt ; 

2.  Verbot  jedes  Unternehmens,    das  die  Umgehung  des 
nuirktmäfsigen  Geschäftsabschlusses  zum  Zweck  hatte; 

3.  Unterbindung  der  semeinschädlichen  Gewinne  aus  un- 
edaubtem  Zwischenhandel  (Zwischenkauf). 

1.  Zu  den  Vorschriften  der  erstgenannten  Gattung  zählen 
zunächst  das  Gebot  der  Marktbeschickung,  der  persönliche  und 

^  So  sind  —  um  drei  verschiedene  Formen  des  persÖDlichen  Markt- 
zwaDgs  zu  Dennen  —  die  Handwerker  der  königlichen  Gnmdherrschaften 
in  Paris  zum  Besuch  des  Marktes,  dessen  Markäerr  der  König  seiher  ist, 
verbunden;  s.  oben  S.  65.  Femer  haben  Pariser  Handwerker,  obwohl 
auf  königlichem  Grund  und  Boden  ansSssig,  den  Jahrmarkt  von  Saint- 
Grermain  und  den  Lendit  zu  beziehen ;  s.  oben  S.  66  und  Anm.  5.  Endlich 
werden  Ausländer,  wie  die  flandrischen  Siebzehnstädte,  bei  der  Erteilung 
ihrer  Privil^fiien  durch  den  König  von  Frankreich  zum  Besuch  der 
Messen  der  Champagne  und  Brie  verpflichtet  8.  unten  IL  Teil  2.  Abschn. 
2.  Kap. 

^  S.  oben  S.  76  Anm.  2. 
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der  sachliche  Markts  wang,  and  die  Verbote  des  Verkaufs  und 
des  Aufkaufs.  Beispiele  der  persönlichen  Pflicht  Oewerbe« 
treibender,  den  Markt  wahnsunehmen,  sind  uns  zuvor  begegnet  ^. 
Ein  sachlicher  Marktzwang,  der  den  Verkehr  am  Orte  zeitweilig 
auf  den  offenen  Markt  beschränkt,  besteht  regelmäfsig  Air  die 
Dauer  des  Marktes. 

Die  ron  aufserhalb  kommenden  Ejrzeugnisse  sollten  un- 
mittelbar an  den  Markt  gebracht  und  dort  in  einer  offenen  und 
jedermann  zuganglichen  Weise  an  die  Verbraucher  abgesetzt 
werden.  Den  städtischen  Händlern,  wie  den  Einwohnern  über- 
haupt, war  bei  schwerer  Strafe  untersagt,  den  auf  dem  Wege 
zur  Stadt  befindlichen  Zufuhren  enigegenzugehen  und  sie  abzu- 
fassen *.  Den  Warenfllhrem,  die  sich  innerhalb  des  Stadtbezirkes 
auf  dem  Wege  zum  Markte  befanden,  war  bei  Verlust  ihrer 
Ladung  yorgeschrieben,  sich  geradewegs  nach  dem  Markte  zu 
begeben  und  keinen  Verkauf  vorweg  abzuschliessen  ^.  Von  dem 
Verbot  des  Aufkaufe  auf  dem  umliegenden  Lande  war  oben 
die  Rede.  Auf  dem  Markte  selbst  durften  die  Händler  keine 
Ankäufe  machen,  bevor  die  Bürger  sich  mit  ihrem  Haushalts- 
bedarf versorgt  hatten.  Eine  weitere  Einschränkung  erfuhf  der 
Zusammenkauf  der  Vorräte  durch  das  Teilungsrecht,  das  jedem 
Bürger  den  seinem  Bedarf  entsprechenden  Anteil  an  einem  markt- 
märsigen  Geschäftsabschluls  sicherte^. 

2.  Diese  Vorschriften  über  die  Marktbeschickung  finden  ihre 
Ergänzung  in  den  an  zweiter  Stelle  zu  nennenden  Bestimmungen, 
durch  welche  jede  Vereinbarung  zur  Umgehung  des  marktmäfsigen 
Geschäftsabschlusses  untersagt  wird.  Die  Hauptform,  in  der  ein 
solches  verbotenes  Unternehmen  zustande  kam,  war  die  Absprache 
eines  städtischen  Eblndlers  mit  einem  auswärtigen  Produzenten 
über  die  Lieferung  und  den  Verkauf  marktgängiger  Waren. 
Die  Urkunden  bezeichnen  eine  solche  Absprache  als  Compaignie 
k  home  de  hors.  Solche  Abmachungen  sind  bei  hoher  Strafe 
verboten. 

Jedes  Einverständnis  und  jedes  dauernde  Gesellschafts- 
veiiiältnis  zwischen  einem  städtischen  Händler  und  einem  aus- 


'  S.  oben  S.  65  und  73.  Der  persÖDÜche  MarktzwaDg  ist  eine  ältere 
Pflicht  und  im  dreizehnten  Jahrhandert  bereits  in  der  Ettckbildong  be- 
griffen, wie  die  a.  oben  a.  0.  erwähnten  Befreiungen  und  Ablösungen 
zeigen. 

■  L.d.M.  Tit.  10  Art  5  und  7.  Giry  S.  507  Art.  70  und  325.  Qui- 
libet  piscinator  qui  defert  pisces  in  villa  ad  vendendum  deferat  eos  in 
foTO  nee  recludat  in  domo  nisi  noz  compellat  recludere.  La  bände 
S.  283  A.  1220. 

>  Tont  carbon  grant  et  menu  k'on  amaine  k  vendre  soient  menei 
son  le  markig  avant  k'on  venge  sor  VI  s.  et  le  carbon  perdu.  Giry 
S.  519  Art.  232.  On  a  commanaei  ke  tout  li  bleis  avaines  et  autre  grains 
Id  vient  en  sas  k  vendre  dedens  le  vile  et  dedens  le  chengle  k'il  viegne 
dedans  les  IUI  corons  du  markig  k  vendre.  S.  589  Art.  &6.  Vgl.  auch 
L.d.M.  Tit  100  Art.  12,  Tit.  101  Art.  10. 
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wärtigen  Prodazcnten  &Qt  unter  dieses  Verbot.  Den  Oetreide- 
händlem  von  Saint -Omer  war  jede  Gesellschaft  mit  den 
Stadtfremden  untersagt  ^  Das  gleiche  Verbot  ergeht  fbr  die 
Frucht-  und  Gemüsehändler  und  für  die  Garkoche  von  Paris'. 
Verboten  ist  femer  jede  Abmachung,  derzufolffe  Gegenstände  des 
allgemeinen  Verbrauchs  dem  offenen  Marktverkehr  entsogen  and 
an  eine  bestimmte  Hand  geliefert  werden  sollen.  Das  Statut  der 
Pariser  Fruchthändler  untersagt  jeden  Abschlulsy  durch  den  sidi 
ein  Stadtfremder  verpflichtet,  bei  seiner  Rückkunft  oder  zu  ii^Bud 
einem  anderen  Termme  einem  Pariser  Händler  unter  Umgenong 
des  Marktverkehrs  Ware  zu  liefern.  Für  dieses  Verbot  giebt 
das  Statut  drei  Gründe.  Zum  ersten  wird  der  Fremde  bei 
solchem  geheimen  Geschäft  keine  gute  und  ehrliche  Ware  liefern ; 
zum  zweiten,  die  grolsen  Händler  könnten  auf  solche  Weise  die 
Zufuhren  an  sich  ziehen  und  die  kleinen  gingen  leer  aus;  zum 
dritten,  das  Teilungsrecht  könne  bei  solcnem  versteckten  Ge- 
schäft nicht  geltend  gemacht  werden^. 

3.  Ein  genaueres  Eingehen  beanspruchen  die  Vorschriften, 
die  den  unerlaubten  Zwischenhandel  betreffen.  Die  hierher  ge- 
hörenden Verordnungen  hat  man  bis  jetzt  auf  den  Zwischenhandel 
im  allgemeinen  bezogen.  Eines  der  charakteristischsten  Institute 
des  mittelalterlichen  Marktrechts  ist  deshalb  der  Wahrnehmung 
seither  vollständig  entgangen. 

Das  Mittelalter  ist  dem  Zwischenhandel  als  solchem  keines- 
wegs feindlich  gewesen;  es  hat  auch  niemals  die  Verwendung 
von  Kapital  zu  Handelszwecken  verhindert.  Jeder  Handel,  der 
die  Warenvorräte  vermehrte  und  das  örtliche  Geschäft  belebtei 
war  dem  Mittelalter  willkommen  und  wurde  mit  allen  Mitteln 
der  Zeit  unterstützt,  gleichviel  ob  er  von  Gro&kaufleuten  oder 
von  kleinen  Händlem  und  Krämern  betrieben  wurde.  Der 
Zwischenhandel,  sowohl  mit  Nahrungsmitteln  wie  mit  Gebrauchs- 
gegenständen,  beschäftigte  regelmäfsig  eine  ganze  Anzahl  von 
Zünften. 

Unerwünscht  war  dem  Mittelalter  dagegen  derjenige  Handel, 
der  sidi   in   den  Besitz  der  erreichbaren   und  zur  Hand 


^  Nus  marchans  de  la  vile  de  blei  ait  compagnie  k  estraDge  inaj> 
chant  de  blei,  sour  LX  S.  Giry  S.  503  Art  16.  Ebenso  fui  Fische, 
S.  523  Art  290. 

'  Que  li  regratiers  de  Paris  n'ait  coznpaignie  ä  bome  de  hors.  L.d.M. 
Tit.  10  Art.  10.  Et  ne  voisent  CDContre  les  marchans  forains  pour  les 
acbeter  ne  faire  compaignie  de  marchandise.    L.d.M.  Tit  69  Art  7. 

^  Nns  Regratiers  de  Paris  ne  puet  ne  ne  doit  achater  de  nul  maz^ 
chant  charet^e  de  oes  ne  de  fromages  ne  some,  k  livrer  k  la  revenue  del 
marchant  ne  k  nul  terme;  quar  tez  marchiez  u*est  ne  bons  ne  loians, 
pour  ce  aue  en  tez  marchieB  a  ti*op  de  baraz,  (juar  ä  envis  les  vent 
vendre  eil  qui  les  doit  livrer,  (ne)  si  bons  ne  si  leaus  que  il  deyroit. 
Autre  reson:  li  riche  marchant  auroient  toutes  les  denr^es,  et  11  povie 
n^en  porroient  nule  avoir.  Autre  reson:  en  tez  achaz  nus  ne  porroit 
demander  part  ne  avoir  au  marchi^,  et  ensi  li  riche  auroient  tout,  et  re- 
vendroient  si  chier  come  il  leur  plairoit     L.d.M.  Tit.  lO^^Art  6.  j 
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befindliohen  Vorräte  zu  setzen  strebte,  um  aus  deren  Wieder- 
verkauf einen  Gewinn  zu  ziehen.  Ein  solcher  Handel  vermehrte 
die  Wirtschaftsguter  nicht,  sondern  er  verteuerte  sie  nur.  Die 
mittelalterliche  Polizei  trat  dieser  Form  des  Handels  —  der 
einzigen,  die  nach  der  damaligen  Auffassung  als  unerlaubter 
Zwischenhandel  zu  bezeichnen  ist  —  in  jeder  Weise  entgegen. 

Wir  hahen  zuvor  gesehen,  dab  der  handelsmälsige  Ankauf 
von  Marktgut  innerhalb  der  nächsten  Umgebung  der  Stadt  unter- 
sagt war.  Die  im  Versorgungsbereich  der  Stadt  wohnenden  Pro- 
duzenten sollten  nach  MögHchkeit  selber  zu  Markte  kommen  und 
ihre  Elrzeugnisse  ohne  den  Aufschlag  einer  Zwischenhand  zum 
Verkauf  bringen.  Einzelne  Zünfte  waren  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  ftlr  den  Ankauf  bei  Produzenten  innerhalb  des 
Versofgungsgebietes  privilegiert ^  Da^^en  ist  jeder  Kauf  vor- 
handener Waren  mit  der  Absicht,  lediglich  aus  der  Besitz- 
änderung und  aus  der  Einschiebung  einer  Zwischen- 
band Gewinn  zu  schlagen,  erschwert  oder  verboten. 

Die  Urkunden  bezeichnen  diesen  unerwünschten  Zwischen- 
handel nur  mit  einer  allgemeinen  Wendung  als  emere  ad  venden- 
dum  oder  acheter  pour  revendre.  Hieraus  erklärt  es  sich,  dafs 
bei  diesen  Verboten  hinsichtlich  des  Zwischenhandels  seither  in 
der  Litteratur  kein  Unterschied  gemacht  wurde  ^.  In  allen 
Fällen,  in  denen  ein  solches  Verbot  ergeht,  bandelt  es  sich 
indes  nur  um  den  Ankauf  erreichbarer  und  vorhandener 
Vorräte,  die  bereits  dem  Verkehr  zur  Verfügung  stehen,  nicht 
aber  um  Waren,  die  erst  durch  den  Handel  dem  Verkehr  zu- 
glnglich  gemacht  werden  soUen.  Ich  bezeichne  daher  diese 
Geschäftsform  im  nachfolgenden  mit  einem  besonderen  Ausdruck 
als  Zwischenkauf  und  unterscheide  sie  dadurch  von  dem 
Zwischenhandel  im  eigentlichen  Sinne. 

Eine  Reihe  einzelner  Vorschriften  richtet  sich  geu^en  diese 
Einschiebung  einer  neuen  Hand  durch  Zwischenkauf.  Schon  das 
Privileg  Ludwigs  VU.  vom  Jahre  1168  „zur  Abschaffung  einiger 
schlimmen  Gebräuche  in  der  Stadt  Orl^s^  untersag  Händlern 
und  Krämern  den  Ankauf  von  Lebensmitteln  innerhalb  der  Bann- 
meile zum  Zweck  des  Wiederverkaufs^.  Der  Zwischenkauf  von 
Brot  wird  allgemein,   der  Zwischenkauf  von  Wein   den  Wirten 


*  S.  oben  S.  112.  Vgl.  hierzu:  Tot  fiegratier  de  Paris  d'aigrun  et 
de  fruit  pueent  achater  hors  de  la  vile  de  Paris  charet^e  ou  some  de 
fruit  et  de  aignm,  et  les  puent  amener  ä  Paris  tout  franchement,  seit 
que  U  seit  chargiez  pour  venir  k  Paris  ou  en  autre  maniere;  ne  mais 
goe  11  Regratiers  de  Paris  n'ait  compaignie  k  home  de  hors.  L.  d.'M. 
Tit  10  Art  10.  Se  aucuns  Poissonniers  qui  ait  le  mestier  achatä  an 
Roy  et  n'ait  poiet  les  XX  s.  devanz  diz,  achate  jpoison  k  Paris  ou  pr^ 
de  Paris,  II  lieu(e)B  en  touz  sens,  il  pert  le  poison  sanz  autre  amende 
poier.    Tit  100  Art.  3. 

'  8.  auch  unten  2.  Abschn.  1.  und  2.  Kap. 

'  Regratarii  non  emant  victualia  infra  banlivam  nt  yendant  Aureliis. 
Ord.  1  S.  17  Art.  9.  ^  j  — 
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und  Ausnifern  verboten^.  Das  Stadtrecht  von-  EHampes  vom 
Jahre  1179  verbietet,  ee wisse  Nahrangsmittel,  nämli<m  Fische 
und  Brot,  sowie  Wem  (diesen  mit  Ausnahme  der  Zät  der  Wein* 
lese)  an  Ort  und  Stelle  anzukaufen ,  um  sie  daselbst  wieder  zu 
verkaufen  '.  In  der  Ordnung  fbr  den  Marktverkehr  von  Beauvais 
vom  Jahre  1220  wird  vernigt,  dafs  niemand  am  Orte  selbst 
Fische  zum  Zweck  des  Wiederverkaufs  ankaufen  darf^.  Ein 
Ratsbefehl  in  Douai  verordnet  im  Jahre  1246,  dals  niemand 
Lebensmittel  irgend  welcher  Art,  wie  Butter,  ESer,  Käse,  Fltüs- 
und  Seefische,  Fleisch,  innerhalb  der  Stadt  und  Bannmeile  an- 
kaufen darf,  um  sie  mit  Gewinn  weiterzuverkaufend  Mitunter 
wird,  um  dem  Zwischeukauf  vorzubeugen,  eine  Wartefrist  ftr 
die  Wiederveräufserung  des  gekauften  Gutes  vorgeschrieben.  Den 
Fleischern  von  Amiens  wird  durch  Statut  vom  Jahre  1282  ver- 
boten, lebendes  Vieh,  das  sie  in  Amiens  selbst  oder  in  der  Bann- 
meile gekauft  haben,  innerhalb  der  ersten  vierzehn  Tage  nach 
dem  Ankauf  weiter  zu  verkaufen^.  Den  Bürgern  von  St.  Omer 
ist  untersagt,  auf  dem  Stapel  von  St.  Omer  Wein  zu  kaufen,  wenn 
sie  nicht  den  Wein,  bevor  sie  ihn  weiter  verkaufen,  zunächst  in 
ihren  Keller  auf  Lager  nehmen  ^.  Untersagt  wird  in  St.  Omer 
ferner,  bereits  am  Markt  befiudliche  Kohle  zu  kaufen,  um  sie 
wieder  zu  verkaufen''.  Den  Bäckern  von  Clermont  wird  ▼«% 
boten,  Brot,  das  sie  selber  gekauft  haben,  zu  verkaufen,  aaa- 
genommen  an  Markttagen^. 

Eängehend  wird  der  Zwischenkauf  in  einer  Pariser  Prevotal- 
verordnung'  des  Jahres  1299  behandelt,  die  das  Geschäft  in  den 


^  Nnllns  emat  panem  Aurelüs  ut  ibidem  revendat  Ord.  1  8.  17 
Art.  12.  Tabemarii  et  precoDiarü  viiium  Don  emant  AureliiB  ut  ibidem 
revendeot  in  tabema.    Art.  6. 

>  Art  2.  Nullus  emat  pisces  Stam^is  Dec  iDfra  baüvam  ad  re 
vendendum  Stampis  exceptis  hareogis  salitis  et  mangrelis  salitis.  Art.  3. 
Nemo  emat  vinum  Stampis  ad  ibi  revendendam  in  eadein  villa  nisi  tempore 
vindemiae.  Art  4.  Nemo  ibidem  ad  revendendmn  panem  emat  Ord.  11 
S.  211. 

*  Quod  nullus  emat  pisces  recentes  ad  revendendam  Belvaci.  La* 
bände  S.  282. 

^  On  fait  le  ban  ke  cocereans  ne  cocerele  ne  veoderes  ne  acateres  de 
pissen  de  mer  ne  de  douce  aigne  ne  hom  ne  feme  ne  soit  si  hardis  kil 
acace  auwes  ne  capons  ne  bure  ne  oes  ne  froumages  ne  pisson  de  mer 
ne  de  douce  eaue  ne  nnle  autre  maniere  de  viande  per  rewaignier  ne  por 
revendre  avant  dedens  ceste  yile  ne  devens  le  banheae  de  le  vile  sor  le 
forfait  de  C  s.  et  sor  banir  de  le  vile.  Tailiar  8.  140.  Das  Regest  bei 
Taillar  ist  nicht  ganz  richtig. 

^  Sj  ne  porra  nulz  machecriers  revendre  nulle  beste  qu'il  alt  accatö 
ä  Amiens  ne  dedans  la  banlieue  pour  tant  que  eile  soit  vive  devant 
XV  jours  aprez  ce  que  il  Tara  accat^.    Thierry  1  S.  244. 

*  Ke  nus  n*acache  vin  sor  Testaple  s*il  nel  met  anchois  el  cheiier 
k'il  le  venge  avant    (iirj  S.  504  Art  28. 

^  Nas  carboniers  puet  acateir  carbons  el  markig  pour  vendre  avant, 
Giry  S.  510  Art.  120. 

8  A.d.P.  I  S..119  No.  1826.    A.  1268.  ^  . 
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auf  dem  Wasserwege  anlangendeii  Maieriaiien  r^elt.  Von  Ostern 
bis  Allerheiligen  soll  nieoiand  an  den  Anlegeplätzen  Kohle  kaufen 
und  aofspeichem,  um  sie  wieder  zu  verkmfen^  Brennholz  soll 
alsbald  nach  der  Ankunft  eines  Schiffes  ausgeboten  werden,  und 
in  den  ersten  drei  Tagen  nach  dem  Ausbieten  der  Schi£b- 
ladung  durfte  tlberhaupt  kein  Wiedenrerkäufer  von  dem  Holz 
kaufen.  Nach  Ablauf  der  drei  ersten  Tage  soll  jedermann  das 
Holz  zu  dem  gleichen  Preise  wie  die  Händler  erhalten^.  Der 
Zwischenkauf  von  Ziegehi^  und  ebenso  der  Zwischenkauf  von 
Heu^  wurden  schlechthin  yerboten.  Für  den  Verkauf  aus  ge- 
ladenem Schiff  bestand  übrigens  die  Vorschrift,  dafs  beim  Beginn 
des  Ausbietens  ftir  die  Waren  ein  bestimmter  Preis  festgesetzt 
wurde,  den  der  Eügentümer  bis  zur  Beendigung  des  Verkauft 
unverändert  einhalten  mufste^. 

Während  somit  der  Zwischenkauf,  der  sich  nur  der  vor- 
handenen Vorräte  zu  bemächtigen  suchte,  als  schädlich  angesehen 
und  möglichst  eingedämmt  wurde,  war  dagegen  der  Zwischen- 
handel, von  dem  eine  Vermehrung  der  Zumhren  zu  erwarten 
stand,  durchaus  unbdiindert  und  gegebenenfalls  durch  Privil^en 
geschützt.  Alle  Beschränkungen,  denen  der  handebmäfsige  Ankauf 
von  Marktgut  innerhalb  des  städtischen  Versorgungsgebietes 
untorlae,  waren  aufgehoben  für  die  weiteren  Entfernungen,  aus 
denen  keine  unmittelbare  Verbindung  der  Produzenten  mit  der 
Stadt  mehr  unterhalten  wurde.  Der  Zwischenhandel  hatte  hier 
vollständig  ft«ie  Bahn^ 

An  die  Vorschriften  über  die  Marktpolizei  haben  wir  die 
Bestimmungen  über  die  zu  Markt  kommenden  stadtfremden 
Händler  anzureihen. 


^  Qae  il  sait  deffenda  et  cri^  de  par  le  Roy  qne  nul  n'achate  charbon 
ne  mette  en  grsnier  ponr  revendre  entre  la  Pasques  et  la  TonzsaiDz  sua 
poine  de  per£e  le  charboo.    Deppin^  S.  423. 

'  Que  nnl  durant  ces  HI  jonrz  de  yente  ne  paisse  point  achater 
ponr  meitre  en  garnier  et  que  toutes  maniöres  de  genz  aient  de  la  bosehe 
les  ni  joorz  ^paaßez  poor  leur  iiser  aa  fear  (für)  qae  11  marcbant  raoront 
achet^e  avant  que  il  Talent  falte  enporter  en  leurs  gamiers.  Depping 
S.  424. 

'  Qae  11  sait  deffendn  que  nul  taiüier  ne  marchant  de  tallle  n'achate 
tml  ne  qoarreaas  poor  revendre;  et  qai  le  fera  la  toille  et  11  quarreans 
seront  fonez  et  peraoa.    Depping  S.  425. 

^  Qae  nnl  marchant  de  fein  ne  paisse  aler  contre  navöes  de  fein 
qae  Ten  ameine  k  Paris  ponr  vendre  au  port  ne  achater  aa  port  ans! 
poor  revendre.    Depping  S.  425. 

»  Deppinff  S.  424  und  425.  Femer  L.d.M.  Tit  89  Art  8.  Nos 
marcbanz  de  fän  ne  puet  ne  ne  doit  yendre  fein  II  fenrs  en  one 
meisme  nef. 

*  Nas  Poissonniers  de  mer,  de  Paris ,  ne  puet  ne  ne  doit  aler  en- 
eontre  le  poison  pour  achater,  ce  ce  n'est  dela  la  rivlere  d'Oise  ou  k  viUe 
Ott  11  coere  marchi6  la  oa  11  achetera  le  poison ;  et  qul  le  fera  aatrement, 
il  perdra  toat  le  poison  qu'il  i  achetera,  toutes  les  folz  qu'il  en  sera 
repris.  L.d.M.  Tit  ^01  Art.  8.  Vgl.  hierza  die  Darlegungen  über  Durch- 
fonr  bezw.  Aasfahr  oben  S.  66  und  68.  r"r\r\n]o 
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Während  die  Zunft  des  dreizehnten  JahrhondertB  den  stadt- 
fremden Handwerker  noch  willig  aa&ahm  ^  hat  sie  den  Händler, 
der  seine  auswärts  gefertigten  Waren  zu  Markte  brachte,  stets 
mit  Müsgonst  betrachtet.  Zum  Teil  hing  dies  damit  zusammen, 
dafs  die  Schau  in  demjenigen  Abschnitt,  dem  die  Zunft;  den 
ELauptwert  beimals,  nämlich  die  Schau   während  des  Arbdts- 

Srozesses,  hieir  nicht  mehr  auszuüben  war;  zum  Teil  auch  damit^ 
als  die  Händler  Waren  einftthrten,  die  nach  Preis  und  Be- 
schaffenheit von  den  in  der  Stadt  üblichen  und  erlaubten  ab- 
wichen, die  aber  gleichwohl  nicht  ohne  weiteres  ab  Fabchwerk 
bezeichnet  werden  konnten.  SchUefslich  mulste  der  ansässige 
Meister  den  Wettbewerb  des  Händlers  immer  ab  eine  Beein- 
trächtigung empfinden. 

Die  Stadtobrigkeit  nahm  dagegen  nicht  selten  einen  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  ein,  und  zwar  aus  einem  doppelten  Grande: 
zunächst  ab  Besitzerin  der  Markthallen  und  Zollrechte,  und  dann 
als  Hüterin  der  Marktversorgung.  Die  Stadtbehörde  sah  den 
Händler  im  allgemeinen  nicht  ungern,  weil  er  einen  erheblichen 
Teil  der  Marktgelder  und  Verkehrsabgaben  aufbrachte;  im 
besonderen  bedurfte  sie  des  Fremden  für  den  Zweck  der  Markt- 
zufuhr, deren  Erleichterung  und  Vermehrung  eine  Hauptsorge 
der  StadtbehOrde  bildete.  Nur  dann  war  auch  das  Stadtr^ment 
dem  Fremden  unbedingt  feindlich,  wenn  es  sich  darum  handelte, 
die  städtische  Nahrung  zu  schützen,  oder  in  einer  Zeit  des  Nied^- 
gangs  die  Notlage  des  städtischen  Gewerbes  nicht  noch  durch 
fremden  Wettbewerb  zu  verschärfen. 

Allgemein  hatte  der  stadtfremde  Händler  das  Becht,  an  den 
Markttagen  seine  Waren  nach  der  Stadt  zu  bringen  und  abzu- 
setzen. Vor  Beginn  des  Verkaufs  hatte  die  Gewerbeschau  statt- 
zufinden ^.  Die  offenbare  Umgehung  von  Ordnungen,  denen  die 
städtischen  Handwerker  unterworfen  waren ,  wurde  hierbei  mit 
Becht  verhindert^;   doch  auch  das  Übelwollen   und  die  Feind- 


1  S.  oben  S.  37. 

«  S.  oben  S.  108. 

^  So  hatte  der  Stadtrat  von  Senlis  .wegen  gemeinen  Nutzens^  im 
Jahre  1260  verordnet,  dafa  in  Senlis  nut  Brote  zu  einem  Denar  verkauft 
werden  dttrfen.  Den  auswftrtigen  Bäckern,  die  sonst  Brot  zu  zwei  und 
vier  Denaren  nach  der  Stadt  brachten,  wurde  dem^emäfs  die  Einbringung 
solchen  Brotes  ontersafft  A.d.P.  I  S.  38.  —  Den  normanniachen  Lein- 
wandhändlem  war  in  raris  der  Verkauf  ihrer  Waren  im  Aoaschnitt  ver- 
boten, weil  hierdurch  die  Zollpflicht  für  den  Verkauf  in  ganzen  Stücken 
umgangen  wurde.  L.d.M.  Tit.  59  Art.  2  und  4.  —  Ein  b^erkenswerter 
Streit  bestand  um  die  Wende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  zwischen  den 
Schwertfegem  von  Paris  und  den  Scheidenmachem  von  St.  Denis.  Die 
Pariser  Schwertfeger  hatten  gewisse  Scheiden  aus  Lcder  und  Holz  ab 
Falschwerk  erklärt  und  einen  bestätigenden  Parlamentsbeschlufs  aus^ 
gewirkt  Einige  Scheidenmacher  waren  daraufhin  nach  St  Denis  ver- 
zogen und  brachten  nunmehr,  als  Stadtfremde,  ihre  falschen  Scheiden 
nach  Paris  zom  Marktverkauf.  Die  Schwertfeger  untersagten  den  Verkauf. 
Die  Scheidenmacher  von   St.  Denis  erlangten  zunä^hsl^A.   1303)  einen 
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Schaft  der  EinheimiBchen  fanden  bei  der  Ausübung  der  Schau 
die  beste  Handhabe  zur  willkürlichen  Beschwerung  der  Fremden. 
GnindsätzUch  stand  indes  die  Zulassung  der  fremden  Händler 
an  Markttagen  fest. 

Dagegen  war  das  Recht  der  Fremden  zum  Verkauf  an  anderen 
Tagen  als  an  den  Markttagen  in  hohem  Mafse  bestritten  und 
zweifelhaft.  ESn  allgemeines  Verbot  des  Handels  außerhalb  der 
Markttage  besteht  rar  die  Fremden  nicht;  jedoch  ebensowenig 
besitzen  sie  eine  allgemeine  Erlaubnis  zum  Handel;  Verbot  wie 
Elrlaubnis  unterliegen  der  Festsetzung  im  einzelnen  Fall. 

Im  Nahrungsmittelgewerbe  wird  den  Fremden,  insbesondere 
fbr  den  Zweck  der  reichlicheren  Brotzufuhr,  häufiger  die  Zulassung 
aufserhalb  der  Markttage  gewährt.  So  hatten  in  Bourges  die 
Fremden  nach  einem  Privileg  von  1181  das  Recht,  gegen  eine 
wöchentliche  Abgabe  Brot  nach  der  Stadt  zum  Verkauf  zu 
bringen^.  In  Paris  war  den  auswärtigen  Bäckern  bis  um  die 
Wende  des  zwölften  Jahrhunderts  gleichfalls  gestattet,  aulserhalb 
der  Markttage  nach  der  Stadt  zu  kommen.  Im  dreizehnten  Jahr- 
hundert wurde  ihnen  jedoch  dieses  Recht  durch  Philipp  II. 
Augttstus  entzogen,  der  das  Verkaufsrecht  der  fremden  Bäcker 
auf  den  Samstag  (Markttag)  beschränkte  ^.  In  Rue  war  es  nach 
dem  Stadtrecht  von  1210  den  stadtfremden  Bäckern,  die  inner- 
halb eines  näheren,  durch  die  Städte  Amiens  und  DouUens  und 
den  Cancbeflufs  gebildeten  Umkreises  wohnten,   erlaubt,   zu  den 

äleichen  Bedingungen  wie  die  einheimischen  Bäcker  ihr  Brot  in 
er  Stadt  zu  verkaufen.  Den  aus  weiterer  Entfernung  kommenden 
Bäckern  und  Händlern  wurden  sogar  —  gemäfs  den  oben  S.  111  ff. 
dargelegten  Grundsätzen  über  die  Zufuhr  aus  dem  jenseits  des 
städtischen  Versorgungsbereichs  Hegenden  Gebiete  —  noch  gröfsere 
Freiheiten  gewährt;  sie  durften  ohne  jede  Beschränkung  und  wie 
€8  ihnen  beliebte,  ihr  Brot  zum  Verkauf  einbringen^.    In  Mont- 


iustigen  ParlameDtsentscheid ;  im  folgenden  Jahre  obsiegten  jedoch  die 
ihwertfeger  und  der  Verkauf  der  beanstandeten  Scheiden  wurde  ver- 
boten.   A.d.P.  n  S.  22  und  24. 

1  Statnimus  etiam  ut  omnibuB  hominibus  liceat  undecumque  Yolue- 
rint  panem  afferre  et  vendere  Bituricis;  et  quicumque  de  foris  panem 
Bitoncis  attalerit  ad  yendendum  Nobis  duas  tantum  denariatas  panis  in 
hebdomada  persolvat  et  alias  ab  eo  nihil  accipiat.  Ord.  11  S.  222  Art  10. 
Auch  in  Pontoise  hatten  die  Fremden  nach  einem  Parlamentsentscheid 
des  Jahres  1807  von  altersher  das  Recht,  an  drei  Tagen  der  Woche  Brot 
nach  der  Stadt  zn  bringen.    Olun  III  S.  231. 

>  Philipp  II.  Aogustus  gewährte  das  Privileg,  als  er  —  vermutlich 
im  Jahre  1201  —  die  Pariser  Bäcker  von  den  ^ndherrlichen  Diensten 
und  Lasten  befreite ,  wogegen  die  Bäcker  verschiedene  Geldzinse  über- 
nahmen. Mag.  n.  Frat  S.  77  und  78.  Als  die  fremden  Bäcker  das  Verbot 
späterhin  zu  umgehen  suchten,  bestätigte  Ludwig  IX.  die  Pariser  im 
Genufs  ihres  Privilegs.  L.d.M.  Tit  1  Art.  58.  Vgl.  hierzu  die  späteren 
Verordnungen  von  1305  M^t  1  S.  197  und  1367  M^t  1  S.  199. 

*  Bannum  venalium  ville  meum  est  excepto  banno  panis  quod  est 
majori  et  scabinis  ville  ordinandum;    et   sicut   ordinando  de  pax^e  con-, 

Digitized  by  VjOOQIC 


120  xvn  2, 

pellier  war  den  Stadtfremden  der  Eleinverkauf  ?on  Tuch  unter- 
sagt;  jedoch  durfte  ein  fremder  Händler  (Packentrflger)  soviel 
Tuch,  als  er  auf  dem  Rücken  tragen  konnte,  im  Eleinverkauf 
in  der  Stadt  absetzen  ^.  — 

Die  Händler,  die  mit  grölserem  Warenvorrat  zu  längerem 
Aufenthalt  kamen,  bedurften  einer  besonderen  Aufenthaltserlaubnis. 
Urkunden  über  die  Behandlung  dieser  Wanderlager  aus  dem 
dreizehnten  Jahrhundert  sind  selten  ^ ;  erst  späterhin  luitten  Gesetz- 
gebung und  Statuten  sich  eingehender  mit  ihnen  zu  b^chäftigen  ^. 


siderabunt  sie  ad  eamdem  consideratioDem  homines  infra  Ambianis  manentes 
et  rippariam  Augi  et  Dullendium  et  Cancheiam  vendent  et  non  aliter. 
Si  vero  homines  ultra  predictos  terminoB  manentes  in  villa  panem  ad- 
daxerint  licebit  eis  vendere  prent  potaerint.  Thierry  4  S.  659  Art  14. 
Vgl.  auch  die  Ratsverordnnng  für  das  Fleischergewerbe  von  Poitiera, 
Fagniez,  Doc.  S.  166  Art.  3  (A.  1247). 

^  Nee  quis  eztraneus  pannoe  aliquos  in  hac  villa  vendere  debet  ad 
talliom,  nisi  eos  quos  ad  coUnm  portayerit  per  villam.  Thal.  S.  48  Art.  1. 

'  Eine  solche  Urkunde  teilt  Fagniez,  Ind.  S.  875  mit;  es  ist  eine 
von  der  Abtei  Ste.  Greneviöve  in  Paris  erlassene  Ordnung  fttr  die  Sarsche- 
weber  von  St.  M^dard  (Ende  des  dreizehnten  oder  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts).  Den  Fremden  ist  der  Verkauf  ven  Tiietaines  und  Sarsche- 
zeugen  in  den  HeiTSchaften  der  Abtei  allgemein  verboten;  nur  wenn 
Fremde  sich  auf  der  Durchreise  befinden,  dünen  sie  während  eines  Tages 
oder  zwei,  mit  Erlaubnis  der  Handwerksgeschworenen,  ihre  Waren  zum 
Verkauf  stellen. 

»  S.  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  3.  Kap. 
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Fünftes  Kapitel. 
Gerichtsbarkeit 


§  1.    Die  Grnndxflge  der  gewerblichen  Gerichtsbarkeit. 

A.    Die  Zuständigkeit  des  Handwerksgerichts. 

Das  Oewerbegmeht  gehört  za  der  mittleren  und  niederen 
Oerichtsbarkeit,  die  bezüglich  ihres  Inhalts  und  Um&ngs  in  der 
Litteratur  —  in  der  alten,  wie  in  der  neuen  —  bisher  nur  geringe 
Berttcksichtigung  erfahren  hat.  Schon  Beaumanoir  la&t  die 
niedere  Geriditsbarkeit  inhaltlich  ganz  unbeachtet.  Im  Kapitel  58 
werden  nur  die  Fälle  aufgezählt;  die  zu  der  hohen  Gerichts- 
barkeit gehören ;  ebenso  enäält  das  Kapitel  30  de  Meffiuts  nichts 
Näheres.  Auch  in  der  modernen  Litteratur  ist,  so  heftig* über 
die  Bedeutung  der  Gerichtsbarkeit  unter  den  Historikern  gestritten 
worden  ist,  eine  systematische  Untersuchung  des  überaus  reichen 
Urkundenmaterials  noch  nicht  geflihrt  worden.  Für  die  Behand- 
Inne  der  Gerichtsbarkeit  hatte  ich  deshalb  nicht  nur  das  Material 
in  diesem  und  in  den  folgenden  Kapiteln  zusammenzutragen;  es 
waren  auch  die  notwendigen  begrifflichen  Scheidungen  neu  auf- 
zustellen. 

Das  urkundliche  Material ,  auf  das  ich  meine  Darl^ungen 
stütze,  ist  überall  auf  das  ausführlichste  in  den  Anmerkungen 
beigefbgt.  Um  eine  rasche  und  zusammenhängende  Übersicht 
der  einschlägigen  Fragen  zu  geben,  habe  ich  überdies  die  von 
mir  in  den  verschiedenen  Kapiteln  yerarbeiteten  Urkunden  im 
Anhang  in  Tabellenform  zusammengestellt^,  sodafs  die  sachliche 
Prüfung  des  Gegenstandes  in  jeder  Weise  erleichtert  ist  — 

Die  Stellung  des  Handwerks  selbst  ist  eine  andere  in  der 
Gerichtsbarkeit,  ab  in  den  zuvor  behandelten  Materien.  In  den 
vorangehenden  Kapiteln  erschienen  die  Handwerkerschaften  ledig- 
lich als  das  Organ,  in  welchem  bestimmte  verwaltungsmälsige 


S.  unten  Anbang  Nr.  3. 
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Institutionen  allgemein  ihre  Vergegenständlichung  finden.  In 
der  Gerichtsbarkeit  dagegen  tritt  die  Korporation  selbständig 
und  persOnb'ch  auf,  i£  Besitzerin  individueller,  ihr  im  be- 
sonderen eigentümlichen  Rechte.  Wo  eine  ältere  Handwerker- 
schaft eine  Geschichte  hat,  ist  es  die  Geschichte  ihrer  Gerichts- 
barkeit. 

Bei  der  Darstellung  der  Gerichtsbarkeit  zeigt  es  sich  femer 
besonders  deutlich,  dafs  die  Periode,  von  der  unsere  vorliegende 
Schilderung  ausgeht,  nicht  mehr  die  erste  der  Handwerkerverbände 
selbst  ist,  sondern  dafs  die  Verbände  sich  im  dreisehnten  Jahr- 
hundert schon  im  zweiten  Stadium  der  Entwicklung  befinden. 
Durch  das  gesamte  Gerichtswesen  der  Handwerkerschaften  zieht 
sich  die  Scheidung,  auf  der  ich  den  Nachweis  von  der  Elntstehang 
des  Zunftwesens  im  einzelnen  gegründet  habe ;  es  ist  die  Scheidung 
zwischen  dem  Recht  der  alten,  meist  die  Sechszahl  umfassenden 
Ämter,  und  dem  der  später  entstandenen  Zünfte.  Die  gewerb- 
liche Gerichtsbarkeit  ist  demnach  mit  der  Entstehungsgeschichte 
des  Zunftwesens  auf  das  engste  verknüpft;  die  Darstdlung  des 
Handwerksgerichts  hat  voraufgehende  Untersuchungen  über  die 
Herausbildung  des  Zunftorganismus  zur  Voraussetzung  ^ 

In  der  Periode  unserer  gegenwärtigen  Schilderung  —  d.  i. 
um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  —  bestehen  die 
Handwerkerschaften  alten  und  neuen  Rechts  noch  unausg^liehen 
neben  einander.  Die  den  einzelnen  Ämtern  und  Zünften  asu- 
stehenden  Jurisdiktionellen  Befugnisse  sind  durchaus  verschieden 
und  ungleichmäfsig  abgegrenzt.  Die  erste  Frage,  die  wir  hier 
zu  erörtern  haben,  betrifft  demnach  den  Inhalt  der  dem  Hand- 
werksgericht zukommenden  Zuständigkeit.  Die  Zuständig- 
keit des  Gerichts  scheidet  sich  ftLr  uns  in  dreifacher  Bichtang 
in  die  örüiche,  in  die  objektive  und  in  die  subjektive  Zu- 
ständigkeit. Über  diese  Einteilung  ist  zunächst  folgendes  sa 
bemerken. 

Die  heutige  Bechtspfl^e,  und  demgemäfs  die  Hechtswiaaen- 
schaft,  kennt  keine  subjeKtive  Zuständigkeit  des  Gerichts.  Subjekt 
der  Gerichtsbarkeit  isl^  der  Staat,  und  die  Zuständigkeit  des 
einzelnen  Gerichts  beruht  auf  der  staatlichen  Ermächtigung,  eine 
Rechtssache  zu  entscheiden^.  Nach  dem  heutigen  Stande  des 
öffentlichen  Rechts  bedeutet  demnach  die  Zuständigkeit  des  Ge- 
jichts  die  demselben  vom  Staate  zugeteilte  Ermächtigung,  einen 
gegebenen  Fall  zu  behandeln^.    Diese  Zuständigkeit  seilet  kann 


1  Mag.  n.  Frat.  im  einzelnen. 

^  S.  John,  Strafprozefsordnung,  Erlangen  1884,  Bd.  1  S.  129:  Es 
kommt  alsdann  die  Frage  in  Betracht:  Welche  Art  von  Gerichten  ist 
staatlich  autorisiert,  eine  Rechtssache  dieses  Inhalts  zu  entscheiden? 
Das  ist  die  Frage  nach  der  sachlichen  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

'  Dasjenige  Gericht^  welches  nach  dieser  Geschäftsverteilung  berufen 
ist,  einen  gegebenen  Fall  zu  behandeln,  heifst  das  daför  zuständige 
(kompetente)  Gericht    Zuständigkeit  (Kompetenz)  des   Gerichts  ist  dem- 
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BDtweder  nach  nar  zwei  Gesichtspunkten  in  eine  örtliche  und  in 
eine  sachliche^,  oder  nach  drei  Gesichtspunkten  in  eine  örtliche^ 
eine  sachliche  und  eine  funktionelle  eingeteilt  werden '. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  den  von  uns  zu  schildernden 
Zeiten  und  Zuständen.  Das  Recht  des  Staates  ist  auf  dem  von 
uns  zu  behandelnden  Gebiete  im  dreizehnten  Jahrhundert  teils 
nur  unvollkommen,  teils  noch  gar  nicht  vorhanden.  Ein  grofser 
Teil  der  Ämter  alten  Bestandes,  die  uns  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert und  noch  späterhin  begegnen,  und  zwar  gerade  die  an 
Umfang  und  Stellung  hervorragendsten,  übt  die  Gerichtsbarkeit 
kraft  eigenen  Rechts,  nicht  kraft  übertragenen  Rechts  oder  infolge 
einer  Ek-mächtigung.  Das  Amt  ist  hier  Subjekt  der  Gerichts- 
barkeit ;  ihm  steht  die  Gerichtsgewalt  zu.  Die  hierbei  zu  Tage 
tretenden  Gegensätze  zweier  Rechtssysteme  habe  ich  zuvor  (oben 
S.  6  ff.)  erörtert,  und  habe  dort  ihre  grundsätzliche  Bedeutung  für 
die  Untersuchung  der  mittelalterlichen  Rechtsentwicklung  dar- 
gelegt. 

Ich  spreche  demnach  von  einer  subjektiven  Kompetenz  da, 
wo  das  Amt  Subjekt  der  Gerichtsbarkeit  und  zur  Vornahme 
junsdiktioneller  Handlungen  nicht  blofs  objektiv,  sondern 
subjektiv  berechtigt  ist.  Die  Unterschiede  im  Gericht  der  alten 
Amter  und  der  Zünfte,  sowie  die  Abstufungen  in  dem  Umfang 
der  Oerichtsbarkeit  selber  hängen  mit  dem  Besitz  bezw.  dem 
Mangel  der  subiektiven  Kompetenz  zusammen.  Wir  unter- 
scheiden mithin  im  nachfolgenden  die  obenerwähnten  drei  Rich- 
tungen  der  örtlichen,   objektiven  nnd  subjektiven  Zuständigkeit. 

I.  Die  örtliche  Zuständigkeit  des  Handwerki^erichts  fällt 
regelmäisig  mit  den  territorialen  Grenzen  eines  Jurisdiktions- 
beeirks  zusammen.  In  den  Städten  mit  geteilter  Gerichtsbarkeit 
besteht  demnach  grundsätzlich  auch  kein  einheitliches  Handwerks- 


nach  dessen  £rinäcbtignng,  einen  gegebenen  Fall  zu  behandeln,  weil 
er  innerhalb  der  sachlichen  und  Öräicben  Grenzen  seiner  Gerichts^ewalt 
liegt  Die  Bachliche  Zuständigkeit  des  Gerichts  ist  die  Ennächügang, 
Geschäfte  solcher  Art,  wie  das  vorli^ende,  vorzunehmen;  die  öxwche 
Zustfindiffkeit  ist  die  Ermächtigung,  dieses  so  geartete  Geschäft,  weil  es 
seinem  &zirk  anfällt,  vorzunehmen.  Planck,  Lehrbuch  des  deutschen 
Civilprozefsrechts,  Nördlingen  1887,  S.  25. 

^  8.  die  voraufgebende  Anmerkung. 

*  Drei  Gesichtspunkte  sind  es,  von  denen  aus  sich  diese  Gesamt- 
organisation  der  Genchte  in  gerichtsbarkeitlicher  Beziehung  aufbaut :  der 
gegenständliche  (sachliche,  obiektive),  der  räumliche  und  der 
funktionelle.  Die  Grerichtsgewalt  erscheint  g^enständlich  begrenzt, 
wenn  sie  nur  geübt  werden  soü  mit  Beziehung  auf  bestimmte  Arten  von 
Sachen;  sie  erscheint  räumlich  begrenzt,  wenn  sie  gebunden  ist  an  einen 
bestimmten  Raum  (Geriehtssprengel),  slso  beschränkt  auf  die  ihm  an- 
gehorigen  Sachen;  sie  erschemt  funktionell  begrenzt,  wenn  sie  nur  geübt 
▼erden  soll  zur  Erledigung  einer  bestimmten  Rechtspflegefunktion  mit 
Beziehung  auf  die  dem  Gericht  objektiv  bezw.  räumlich  zugewiesenen 
Bachen.  Wach,  Handbuch  des  deutschen  Civilprozefsrechts,  Leipzig 
1885,  Bd.  I  S.  347.  n  ] 
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ffericht.  Doch  finden  sich  schon  im  dreizehnten  Jahrhandert 
häufig  Ausnahmen  und  besondere  Vereinbarungen  mit  Berog  auf 
die  örtUche  Zuständigkeit  des  HandwerksgerichtB.  Die  Zünfi» 
Laben  naturgemäÜB  das  Bestreben,  für  den  ganzen  Umfang  eines 
Stadtbezirks  einen  einheitlichen  Verband  mit  einheitlicher  Gewerbe- 
schau und  gleichmäfsigen  Statuten  zu  schafien.  AndererseitB  be- 
ansprucht dagegen  jeder  Gerichtsherr  allgemein,  das  fremde  Ge- 
richt von  seinem  Grund  und  Boden  auszuschlielsen  und  nur 
seinen  eigenen  Gerichten  die  Vornahme  jurisdiktioneller  Hand- 
lungen zu  gestatten. 

Für  die  örtliche  Abgrenzung  des  Handwerksgerichts  ergeben 
sich  hieraus  in  den  Städten  mit  geteilter  Gerichtsbarkeit  die 
folgenden  drei  Kombinationen: 

1 .  Die  Grundherrschaften  innerhalb  des  Stadtbezirks  schliefaen 
sich  vollständig  ab;  die  daselbst  wohnenden  Handwerker  ge- 
hören den  Stadtzünflen  nicht  an.  (Gastliche  Bezirke  in  St  Om&r  \ 
geschlossene  Grundherrschaften  in  Paris  ^.) 

2.  Die  Handwerker  der  Grundherrschaften  treten  den  Stadt- 
zünften bei,  das  Gericht  des  Sonderbezirks  bleibt  jedoch  als  V<dl* 
Streckungsgericht  und  als  Obergericht  anerkannt.  (Bischöfliche 
Bezirke  in  Amiens^,  Bä(d:erzunft  in  Beauvais^.) 

S.  Die  Handwerker  der  Grundherrschaften  halten  sich  in 
allem  zu  den  Stadtzttnften  und  stehen  in  Gewerbesachen  auch  nur 
vor  diesen  zu  Gericht.'   (EJeinere  Grundbezirke  zu  Paris ^.)*. 

U.  Ihrem  Objekte  nach  umfalst  die  Zuständigkeit  des 
Handwerksgerichts  entweder  alle  Justizsachen  oder  nur  die 
Gewerbesachen  ^. 

Als  Ämter,  die  in  der  Entstehungszeit  des  Zunftwesens  ein 
eigenes  Recht  bereits  besalsen  und  es  in  der  späteren  Zeit  be- 
haupteten, sind  hier  zuerst ,  die  Magisterien  zu  nennen^.  Daa 
Gencht  der  magisterialen  Ämter  besteht  in  einer  Exemtion 


»  Giry  S.  124  ff. 

«  S.  unten  S.  139  ff. 

»  Unten  S.  143. 

*  Unten  S.  144. 

B  Unten  S.  140. 

^  Weitere  Beispiele  s.  unter  den  Quellenangaben  der  späteren 
Perioden. 

^  Es  braucht  kaum  bemerkt  zu  werden,  dafs  das  Zonftgericht  inner- 
halb der  G^renzen  seiner  objektiven  Zuständigkeit  sowohl  ttber  sünftige 
wie  ttber  unzünfdge  Handwerker  urteilt  Ober  die  Aburteilung  aus- 
wärtiger oder  dem  politischen  Bezirk  des  Zonftfferichts  nicht  angehöriger 
Handwerker  vgl.  hier  unten  die  Bestimmungen  tür  Paris  S.  140  f.,  Amiena 
8.  148. 

"  Die  hofrechtlichen  Amter,  die  räch  nicht  zu  Magisterien  auswncbaen, 
sind  ohne  organische  Ausbildung  in  das  Zunftwesen  aufgegangen.  Mag. 
u.  Frat  S.  197|198.  Den  Fraternitäten  wurde  ihr  öffentliches  Recht  über- 
haupt erst  durch  das  Zunftprivileg  geschaffen ;  bei  ihnen  kann  von  keiner 
Kontinuität  des  Rechts,  sondern  nur  von  einer  Kontinuität  der  Personen 
die  Rede  sein.    Mag.  u.  Frat.  8.  171. 
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▼on  dem  allgemeinen  Gericht.  Die  Zuständigkeit  erstreckte  sich 
aaf  alle  Jnstizsachen,  ausgenommen  die  Verbrechen,  die  an  Hala 
und  Hand  gingen.  Das  Sonderrecht  der  Magisterien  ist  in  der 
Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  in  der  Hauptsache  noch  voll- 
ständig erhalten. 

Den  Magisterien  zunächst  stehen  einige  Zünfte,  die  während 
des  ersten  Viertels  des  dreizehnten  Jahrhunderts  neu  gestiftet 
wurden.  Die  Zuständigkeit  ist  hier  den  Magisterien  nachgebildet 
und  umfafst  gleichfalls  alle  Justizsachen  ^ 

Bei  den  übrigen  HHndwerkerschaft;en  ist  die  sachliche  Zu- 
ständigkeit regelmäfsig  auf  die  Gewerbesachen  beschränkt. 
Dagegen  bestehen  hier  zwischen  den  alten  Ämtern  und  den 
Zünften  grofse  Abstände  mit  Bezug  auf  die  subjektive  Stellung 
und  Befugnis  des  Gerichts. 

Die  sachliche  Zuständigkeit  des  Handwerksgerichts  scheidet 
sich  im  übrigen  nach  den  zwei  Graden  straftklliger  Handlungen^ 
die  in  scharfer  Scheidung  das  gesamte  Gewerberecht  des  Mittel- 
alters durchziehen;  es  sind  dies  1.  die  Übertretung  und  das 
mindere  Vergehen,  und  2.  das  Falschwerk.  Von  diesen  beiden 
Begrifien  haben  wir  weiter  unten  genauer  zu  handeb. 

UI.  Eine  subjektive  Zuständigkeit  des  Handwerksgerichts 
ist  (im  Mittelalter)  da  vorhanden,  wo  die  Gerichtsgewalt  nicht 
auf  übertragenem  (abgeleitetem)  Recht,  sondern  auf  dem  eigenen 
Recht  des  Amtes  beruht.   Äufserlich  findet  diese  Kompetenz  ihren. 

Erägnanten  Ausdruck  gemäfs  der  dem  Gericht  zustellenden  Be- 
andlung  der  Übertretung  bezw.  des  Falschwerks. 

Über  die  hiemach  zu  beurteilenden  Kompetenzgrenzen  ist 
SU  bemerken,  dafs  jedes  Handwerksgericht  objektiv  berechtigt 
ist,  sowohl  in  Übertretungs&Uen  wie  über  Falsohwerk  zu  erkennen,, 
besw.  bei  der  UrteilsMung  mitzuwirken.  Dagegen  haben  nur 
die  alten  Ämter  die  aus  ihrem  eigenen  Recht  hervorgehende 
subjektive  Beftignis,  alle  zu  ihrer  sachlichen  Zuständigkeit  ge- 
hörenden Fälle,  insbesondere  auch  Falschwerk  selbständig  und 
unter  Ausschluß  des  allgemeinen  Gerichts!  abzuurteilen  und  die 
eeftdlten  Urteile  über  Falschwerk  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heit zu  vollstrecken.  Diese  Handwerkerschaften,  die  sich  als  die 
ältesten  und  bedeutendsten  darstellen,  besitzen  also  eine  subjektive 
Kompetenz,  die  den  später  entstandenen,  dem  öffentlichen  Ge- 
richt von  Anb^nn  angeschlossenen  Zünften  notwendigerweise 
fehlen  mufste. 

Das  Recht,  Falschwerk  selbständig  abzuurteilen,  und  ganz 
besonders  das  Recht,  die  Urteile  eigenmächtig  zu  vollstrecken 
(die  sogenannte  justitia  combustionis),   wird  den  alten  Ämtern 


»  8.  unten  S.  147. 

'  Der  Ausdmck  „allgemeines  Gericht*^  bezeichnet  hier  den  Gegensatz, 
zu  dem  Specialgericht  (Handwerksgericht) ,  der  Ausdruck  .öffentliches 
Gericht*'  den  Gegensatz  zu  dem  nicht-öffentlichen  (privaten)  Geriekt.        j 
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schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  bestritten.  Die  hierauB  hervor- 
gehenden Kämpfe,  von  denen  wir  bei  der  Besprechung  der 
einzeben  Statuten  Näheres  hören  werden,  kamen  erst  nach  dem 
Ende  des  Mitteklters  vollständig  zum  Abschluls.  — 

Die  beiden  vorerwähnten  Kategorien  der  Übertretung  und 
des  minderen  Vergehens  einerseits^  des  Falschwerks  andererseits, 
werden  während  des  Mittelalters  genau  auseinander  gehalten,  und 
ihre  Unterscheidung  bildet  eine  der  notwendigen  Grundlagen  ftr 
die  Behandlung  der  gewerblichen  Gerichtsbarkeit  Wenn  es  in 
der  Litteratur  bisher  schien,  als  ob  es  an  einheitlichen  Ghmnd- 
sätzen  im  mittelalterlichen  Gewerbegericht  fehle,  so  liegt  dies 
daran,  dals  die  nötigen  Scheidungen  a)  zwischen  dem  Recht  der 
alten  Amter  und  dem  der  Zünfte  und  b)  zwischen  Übertretung 
und  Falschwerk  nicht  aufgestellt  waren.  Aus  ihrer  wechsels- 
weisen Kombination  ergeben  sich  die  verschiedenen  Abstufungen 
der  Gerichtsbarkeit  der  einzelnen  Handwerkerschaften. 

Die  Übertretung  (wir  schlielsen  im  folgenden  das  mindere 
Vergehen  in  diesen  abgekürzten  Ausdruck  mit  ein)  besteht  in 
dem  —  absichtiichen  oder  unabsichtlichen  —  Zuwiderhandeln 
gegen  die  Vorschriften  über  gute  und  ehriiche  Arbeit;  sie  setzt 
keine  betrügerische  Absicht,  sondern  im  wesenüichen  nur  Fahr- 
lässigkeit und.^übertriebene  Gewinnsucht  voraus.  Der  Begriff  der 
gewerblichen  Übertretung  läfst  sich  vollständig  nur  aus  der  zuvor 
(oben  S.  103  f.)  dargelegten  mittelalterlichen  Auffassung  von  der 
Gewerbepolizei  und  der  Gewerbeschau  abnehmen.  Die  Ent- 
scheidung über  die  Ehrlichkeit  der  Ware  ist  zunächst  nicht  dem 
Käufer  anheimgestellt,  sondern  der  Polizei  bezw.  der  die  Polizei 
ausübenden  Schau  aufgetragen.  Die  gewerbliche  Übertretung 
umgreift  demnach  jede  Abweichung  von  den  positiven  Vorschriften 
über  die  Erfordernisse  der  ehrlichen  Arbeit*. 

Auf  dieser  Ordnung  des  gewerblichen  Verkehrs  beruht  die 
besondere  Bedeutung,  die  dem  Gericht  über  die  ÜbertretuDgsftdle 
für   das   mittelalterliche  Gewerberecht  zukommt.     Denn  bei  dem 

Sräventiven  Eingreifen  der  Gewerbeschau  bildet  die  Übertretung 
ie  weitaus  häufigste  Form  der  strafFälligen  Handlung  im  gewerl^ 
liehen  Verkehr  überhaupt.  Aus  dieser  Voraussetzung  ei^ebt 
sich   dann  weiter  der  hohe  praktische  Wert,   den  die  Ausübung 


^  Hierunter  fällt  mithin  jeder  Verstofs  g^eu  die  gewerblichen  Ord- 
nungen und  die  Handwerkebräuche ;  also  z.  B.  die  Nichtbeachtung  der 
Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  des  zu  verwendenden  Materials  und 
über  die  Handwerkstechnik;  die  Anfertigung  und  die  Feilbaitnng  nidit 
marktmäfsiger  oder  statutenwidriger  Ware;  ungenügende  Sorgfalt  in  der 
Ausführung;  nachweisbare  (jedoch  nicht  geradezu  betrügliche)  Fehlerund 
Mängel  in  der  Ware  u.  a.  m. ;  endlich  die  Überschreitunff  der  vor- 
geschriebenen  Arbeitszeit  (Nacht-  und  Lichtarbeit,  äonn-  und  Feiertags- 
arbeit); die  Umgehung  der  Bestimmungen  über  die  Einstellung  von 
Lehrlingen  und  G^esellen  u.  dgl. 
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des  Gerichts  durch  die  Handwerkerschaft  selber  besafs.  In  der 
Hand  eines  Beamten  war  die  mittelalterliche  Strafbefugnis  viel« 
fiich  nichts  anderes  als  ein  Mittel  der  Ausbeutung  und  EIrpressung  \ 
Erst  die  Mitwirkung  im  Gericht  sicherte  die  thatsächliche  Un- 
abhängigkeit des  Handwerks. 

Die  Feststellung  der  Übertretung  erfolgte  in  den  Ämtern 
imd  Zünften  durch  die  Geschworenen,  welche  die  Richtigkeit  der 
yon  ihnen  behaupteten  Thatsache  auf  ihren  Eid  nehmen  mufsten  '. 
Äufserlich  kennzeichnet  sich  hierbei  die  Behandlung  der  Über- 
tretung, zum  Unterschied  vom  Falschwerk,  dadurch,  dafs  auch 
in  den  Fällen,  in  denen  ein  Objekt  (fehlerhafte  Ware)  vorhanden 
war^,  dieses  nicht  dem  Verkehr  oder  auch  nur  dem  Besitz  des 
Handwerkers  entzogen  wurde,  während  bei  Falschwerk  stets  vor- 
läufige Beschlagnahme  erfolgte.  Die  Ansetzung  der  Burse  wird 
mitunter  in  das  Ermessen  der  Geschworenen  gestellt^.  Häufiger 
enthalten  jedoch  die  Statuten  des  dreizehnten  JahrhundertB  genaue 
Angaben  über  die  Höhe  der  zu  verhängenden  Bulse,  und  zwar 
wird  filr  die  Übertretung  entweder  ein  feststehender  Einheitssatz 
gegeben^,  oder  es  weraen  ftlr  einzelne  Fälle  abgestufte  Sätze 
aufgestellt  Die  Bufse  beträgt  bei  den  Magisterien,  bei  denen 
die  Festsetzung  aus  älterer  Zeit  herrührt,  meist  vier®,  mitunter 
auch  sechs  Denare^;  bei  den  Zünften  in  der  Regel  ftlnf  Solidi^. 

Der  gesteigerte  Begriff  des  Falschwerks  setzt  auf  der 
Seite  des  Handwerkers  grobes  Verschulden  oder  betrügerische 
Absicht  voraus.  Das  als  Falschwerk  bezeichnete  Gut  mufs  mit 
solchem  Mangel  behaftet  sein,  dafs  seine  Weitergabe  im  Verkehr 
sich  als  ein  Unternehmen  zu  dem  Zweck  der  unmittelbaren 
Schädigung  des  Erwerbers  oder  der  Erlangung  eines  widerrecht- 
lichen Vorteils  darstellt.  Hinaus  rechtfertigt  sich  die  gänzliche 
Entziehung  oder  wenigstens  die  starke  Herabminderung  der 
Verkehrsfähigkeit  der  falschen  Ware  und  aufserdem  die  Ver- 
hängung einer  Geldstrafe  wider  den  schuldigen  Handwerker. 
Der  straffällige  Thatbestand  wird  hergestellt  lediglich  durch 
die  Anfertigung  und  durch  den  Besitz  falschen  Gutes.  Das  Feil- 
halten und  die  thatsächliche  Umsetzung  im  Verkehr  wird  ftlr  die 
Strafbarkeit  keineswegs  gefordert,  soll  vielmehr  gerade  durch  die 
vorbeugende  Bestrafung  verhindert  werden. 


*  Mag.  u.  Frat  S.  62  am  Ende.  Vgl.  auch  des  drastischen  Aus- 
drucks wegen  die  Begründung  des  Bäckerstatuts  von  Provins,  unten 
&  148  Anm.  3. 

'  Über  die  Formen  des  Verfahrens  s.  unten  S.  181. 
»  S.  oben  S.  126  Anm. 

♦  Thierrv  1  S.  226  Art.  7,  Vaterl.  A.  S.  139. 

6  L.d.M.  Tit.  61  Art  11,  Tit.  65  Art.  10,  Tit  67  Art.  6,  Tit  70 
Art  12,  Tit.  71  Art.  13,  Tit.  75  Art  14,  Tit.  88  Art.  11,  Tit.  84  Art  12 
imd  öfters. 

•  L.d.M.  Tit  15  Art  15,  Tit  76  Art.  18. 
'  Mag.  u.  Frat  S.  78. 
8  L.d.M.  öfters.  ^  t 
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Das  von  den  Geschworenen  aufgegriffene  Falschwerk,  sowoU 
das  bei  einheimischen  wie  das  bei  stadtfremden  ^  Handwerkern 
vorgefundene,  wurde  vor  Gericht  geschafft,  wo  die  endgültige 
Aburteilung  stattfand.  Bei  Schuldigsprechung  wird  auf  eine 
üauptstrafe  und  eine  Nebenstrafe  erkannt.  Die  Hauptstrai» 
lautet  auf  die  —  in  den  Statuten  weitaus  am  häufigsten  ange- 
drohte —  Einziehung  und  eventuelle  Vernichtung  (Verbrennung) 
der  falschen  Ware  (daher  die  Bezeichnung  der  entsprechenden 
Gerichtsgewalt  als  justitia  combustionis);  im  einzelnen  Fall 
kann  Jedoch  diese  Strafe  vom  Gericht  auf  die  Minderung  der  Ver- 
kehrs&higkeit  (Zerschneidung,  Zerstückelung)  der  Ware  herab- 
gesetzt werden  ^.  Die  Nebenstrafe  geht  auf  eine  (meist  sehr  hohe) 
von  dem  Handwerker  zu  entrichtende  Geldbufse,  mitunter  auch 
auf  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  fUr  Jahr  und  Tag*.  Schliefs- 
lieh  konnte  auch  auf  Verbannung  des  Schuldigen  erkannt  werden. 

In  der  subjektiven  Befugnis  des  Urteilens  über  Falschwerk 
zei^t  sich  nun  der  Gegensatz  zwischen  dem  Recht  der  alten  Ämter 
und  dem  der  Zünfte.  Die  Ämter  alten  Bestandes,  gleichvid  ob 
sie  sich  zu  Magisterien  umgebildet  hatten  oder  ob  sie  diese 
Organisationsform  nicht  aufzeigten,  beanspruchten  durchgängig 
das  Recht  der  eigenmächtigen  Aburteilung  von  Falsch  werk  *.  Wo 
das  Amt  seine  selbständige  Gerichtsbarkeit  voll  behauptet  hatte, 
war  ihm  auch  dieses  tief  in  die  Vermögensinteressen  eingreifende 
Recht  im  dreizehnten  Jahrhundert  ungeschmälert  verblieben.  Den 
amtsfremden  Behörden  war  dann  auch  bei  der  Vollstreckung  des 
Urteils  über  Falsch  werk  jede  Mitwirkung  versagt  Die  Statuten 
enthalten  in  solchem  Fall  mehrfach  den  ausdrücklichen  Vermerk, 
dafs  das  Amt  das  Recht  habe,  die  Verbrennung  des  abgeurteilten 
Gutes  vorzunehmen,  ohne  einen  Beamten  des  allgemeinen  Ge- 
richts zuzuziehen  oder  zu  befragen^.  Hatte  das  alte  Amt  seine 
Selbständigkeit  verloren,  so  war  ihm  auch  das  Recht  der  eigen- 
mächtigen  Aburteilung  von   Falschwerk  entzogen.     So  war  e» 


1  L.d.M.  Tit.  18  Art.  6,  Tit  40  Art  4. 

«  S.  unten  S.  133. 

8  Vaterl.  A.  S.  135  ff.,  Girj  öftere. 

^  Dafs  die  objektive  Znständiekeit  der  MagUterien  aufserdem  über 
die  Oewerbesachen  hiDausging  und  afle  Justizsachen  umfafste,  wurde  oben 
S.  124  bereits  bemerkt 

^  Toutes  les  choses  desas  dites  puet  prandre  eil  qui  garde  le  mestier 
de  parle  mestre  ehamberier  lou  Roy,  en  quelque  lieu  que  11  les  tmisse, 
et  faire  les  ardoir  en  piain  marchi^  par  devant  les  prendeshomes  du 
mestier  et  par  lenr  conseill,  sanz  parier  ent  k  prevost  ne  k  voier.  L.d.M. 
Tit.  76  Art  7.  Cum  ex  parte  ducis  Burgundie  fuerint  IV  articuli  pro- 
positi  videlicet  quod  ipse  et  predecessores  Francie  camerarii  fnerant 
in  possessione  per  longum  tempus  usq^ue  ad  quinque  vel  sex  annoe  nltimo 
preteritos  quod  dominus  Rex  dessaisivit  eumdem,  habendi  cognitionem  et 
Judicium  et  executionem  falsi  operis  cordubanariorum  et  bcuannarionnn 
Farisius,  ardendo  dictum  falsum  opus.  A.d.P.  Bd.  I  S.  406  Nr.  639.  Ebenso 
bei  dem  Gericht  der  Pariser  Bäcker  und  der  Schmiede.  L.d.M.  Tit  1 
Art.  36  und  39,  Tit.  15  Art.  18  und  17.  ^  , 
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bei  den  Pariaer  Wollwebera,   deren  Amt  an  das  öffentliche  Ge- 
richt gefallen  war^. 

War  dagegen  der  Besitz  des  Gerichtes  streitig,  so  bildete 
die  Justitia  combustionis  den  Gegenstand  heftiger  Kämpfe.  Das 
allgemeine  Gericht  suchte  dann,  wenn  es  nichts  weiter  erlangen 
konnte,  wenigstens  die  Zuziehung  bei  der  Urteilsvollstreckung 
als  Zeichen  seiner  Gerichtsbarkeit  zu  behaupten.  Dies  war  der 
Fall  in  den  langen  Streitigkeiten  um  das  Tucheigericht  in  Ch&lons 
und  in  Beauvais,  nach  deren  Anstrag  schliefsiich  den  Tüchern 
das  materielle  Recht  der  endgültigen  Aburteilung  uneingeschränkt 
verblieb.  Die  bischöflichen  Gerichte  behielten  eine  rein  formale 
Mitwirkung  bei  der  Vollstreckung^.  Wir  werden  in  einem 
späteren  Abschnitt  sehen,  dais  auch  die  Ämter  der  Tucher  in 
Reims,  Provins,  Troyes  und  Ronen  von  altersher  das  Recht  der 
endgültigen  Aburteilung  von  Fakchwerk  besafsen^. 

Die  weitgehende  Be&gnis,  in  schweren  Fällen  eigenmächtig 
zu  erkennen,  wird  dagegen  im  dreizehnten  Jahrhundert  den 
Zünften  nicht  mehr  zugebilligt,  sondern  als  ihre  normale  Zu- 
ständigkeit überschreitend  angesehen.  Das  allgemeine  Gericht 
betrachtet  es  gegenüber  den  Zünften  als  feststehende  Regel,  dafs 
nur  in  seiner  Gegenwart  und  unter  seiner  Mitwirkung  die  end- 
^Itige  Aburteilung  von  Falachwerk  erfolgen  dürfe.  Wir  müssen 
diese  Regel  für  die  spätere  Besprechung  der  Statuten  in  den 
einzelnen  Städten  genau  festhalten.  Die  gewöhnliche  Anordnung 
ging  bei  den  Zünften  dahin,  dafs  das  verdächtige  Gut  durch 
einen  der  Geschworenen  angehalten  und  dann  durch  das  Zunft- 
gericht (Kollegium  der  Geschworenen,  Handwerksgemeine ^)  ab- 
feurteilt  wurde.  Der  Spruch  des  Zunftgerichts  schuf  in  diesem 
all  indes  keinerlei  endgültiges  Recht.  Zur  Rechtskraft  war 
immer  die  Bestätigung  durch  das  allgemeine  Gericht  erforderlich. 
Bei  den  Zünften  in  Paris  konnte  demnach  nur  der  königliche 
Prevost  endgültig  über  Falschwerk  entscheiden  *.  In  Amiens  soll 
nach  dem  Stadtrecht  die  Aburteilung  von  Falschwerk  stets  in 
G^enwart  des  Stadtrats  erfolgen*. 

Die  Strafe  der  Verbannung  konnte  nur  durch  das  öffent- 
liche Gericht  verhängt  werden.  Häufiger  findet  sich  die  An- 
drohung dieser  Strafe  in  St.  Omer,  wo  sie  durch  den  Rat  aus- 
gesprochen wird'.  Der  aus  St.  Omer  verbannte  Handwerker 
sollte  in  keiner  der  siebzehn  hausierten  Städte  zur  Arbeit  zu- 
gelassen werden®. 

»  L<LM.  Tit  50  Art  34. 

*  S.  unten  S.  144,  146  und  160. 

*  8.  unten  2.  Abschn.  1.  Kap.  und  II.  Teil  2.  Abschn.  4.  Kap. 
«  S.  unten  S.  131. 

*  L.d.M.  Tit  78  ArL  28,  Tit.  60  Art.  10,  Tit.  92  Art  3,  Tit  64 
Art.  12. 

*  Thicrry  I  S.  159. 

'  Giry  S.  552  Art  588,  S.  543  Art.  522. 

®  Über  die  siebzehn  hausierten  St&dte  b.  unten  II. Teil  2.  Ab6ch9.2.Kap^ 
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Vereinzelt  wird  die  Verbannung  auch  in  Paris  angedroht. 
Den  Goldschmied,  der  im  Bückfall  der  Verarbeitung  schlechten 
Goldes  überflihrt  wird,  soll  der  Prevost  auf  Antrag  der  Ge- 
schworenen für  drei  oder  sechs  Jahre  aus  der  Stadt  verbannen^. 
Die  Strafe  der  Verbannung  wird  sonst  in  den  Pariser  Statut^i 
wenig  erwähnt;  dafs  sie  aber  nicht  allzu  selten  vorkam,  ergiebt 
sich  aus  dem  Verbot  einzelner  Statuten,  verbannte  Arbeiter  zu 
beschäftigen  ^.  Doch  bezog  sich  das  Verbot  nur  auf  solche 
HandweÄer,  die  wegen  ehrenrühriger  Handlungen  mit  Ver- 
bannung bestraft  waren  ^.  — 

Wir  schliefsen  hieran  die  Bestimmungen  über  die  Verteilung 
der  bei  Übertretungen  und  Falschwerk  zur  Erhebung  gelangenden 
Strafgelder. 

Der  Besitz  des  Ertrags  aus  den  Strafgeldern,  einer  Zubehör 
der  Gerichtsbarkeit,  ist  ein  wesentliches  Merkmal  für  die  Stellung 
des  Gerichts  im  dreizehnten  Jahrhundert.  Bei  den  Magisterien 
verbh'eben  die  Strafgelder  ungeteilt  dem  Amte.  Keine  amts- 
fremde Behörde  hatte  hier  einen  Anteil  an  dem  Elrträgnis  der 
Gerichtsbarkeit^.  Ebenso  verhielt  es  sich  bei  den  obenerwähnten 
Ämtern,  die  von  alters  her  das  Recht  hatten,  Falschwerk  endgültig 
abzuurteilen.     Das  Amt  bezog  hier  die  Stra%elder  ungeteilt^. 

Bei  den  Zünften,  die  das  Recht  der  selbständigen  Ab- 
urteilung von  Falsch  werk  nicht  durch  Herkommen  besitzen,  ge- 
hören dagegen  die  Strafgelder  stets  dem  Obei^richt,  durch 
welches  die  Vereidigung  und  Einsetzung  der  Geschworenen® 
erfolgt''.  Den  Zunftgeschworenen  wird  jedoch  flir  Bemühung 
und  Zeitaufwand,  auch  für  die  gemeinen  Zwecke  des  Handwerks, 
häufig  ein  Anteil  an  dem  Ertrag  der  Strafgelder  zugebilligt.  Im 
dreizehnten  Jahrhundert  ist  der  Zunftanteil  im  allgemeinen  noch 
gering^   und   beträgt  etwa   zwölf  Denare  auf  ftlnf  Solid! ,    also 


^  $e  li  III  preud'ozne  treuvent  I  home  de  leur  mestier  qui  ovre  de 
mauY^  or  ou  de  mauv^  argent,  et  il  ne  s'en  voille  chatoicr,  li  III 
preud'ome  ameinent  celui  au  prevost  de  Paris,  et  ii  prevoz  le  punist  si 
qu'il  le  banist  k  Uli  aoz  ou  ä  VI,  selonc  ce  qu'il  a  deservi.  L.d.M. 
Tit  11  Art.  17;  vp:l.  auch  Tit.  50  Art.  37. 

8  L.d.M.  Tit  40  Art.  9,  Tit  53  Art.  7. 

^  8o  untersagt  das  Pariser  Walkerstatut  nur  die  Beschäftigung  eines 
bani  pour  vilain  cas. 

*  Mag.  u.  Frat  S.  19,  78.  94. 

'^  Et  dicti  denarii  erunt  dictorum  hominum  qui  de  dicto  ministerio 
curam  gerent  Labande  S.  306  Art.  23.  Et  s'il  i  avoit  home  nul  qai 
meffeist  k  ces  choses  devant  dites,  il  ne  venderoit  mie  en  la  hale  de 
Chaalons  devant  qu'ii  l'averoit  amend^  par  les  esgardeurs  de  la  draperie 
par  la  raison  des  amendes  devant  dites.  Vaterl.  A.  S.  139.  Vgl.  femer 
unten  die  späteren  Abschnitte. 

8  S.  oben  S.  35  f. 

■^  Auch  bei  der  neugestifteten  Weberzunft  von  Etampes  behält  äch 
der  König  die  Strafgelder  vor.    Mag.  u.  Frat  S.  238  Art.  5  und  6. 

8  Mag.  u.  Frat.  S.  60. 
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etwa  ein  Fünftel  der  Bulae^  In  einigen  Fällen  besiteen  die 
Zünfte  aber  auch  schon  einen  höheren  Anteil  bis  zu  einem  Drittel  ^, 
ganz  yereinzelt  auch  bis  zur  Hälfte  der  Strafgelder^. 


B.    Organisation   und   Verfahren    des  Handwerks- 
gerichts.    Berufung. 

Der  Verschiedenheit  in  den  Abgrenzungen  des  Gewerbe- 
gerichts entspricht  die  Verschiedenheit  in  der  Organisation  und 
'm  gerichtlichen  Verfahren. 

In  den  Magisterien  setzte  sich  das  Gericht  zusammen  aus 
dem  Magister  oder  seinem  Stellvertreter  als  Vorsitzendem  und 
den  Geschworenen  des  Handwerks.  Die  Stellung  des  Magisters 
als  des  Richters  und  die  Mitwirkung  der  Geschworeneu  sind  in 
allen  Magisterien  gleich.  Die  Geschworenen  fanden  das  Urteil; 
nur  auf  Grund  ihrer  Entscheidung  durfte  der  Magister  Recht 
sprechen*. 

Bei  den  Ämtern,  die  selbständig  über  Falschwerk  erkennen, 
besteht  das  Gericht  aus  den  geschworenen  Vorstehern*.  Die 
formale  Mitwirkung  des  allgemeinen  Gerichts  bei  der  Vernichtung 
des  falschen  Gutes  hatte  auf  die  Urteilsfkllung  selbst  keinerlei 
Einflufs«. 

In  den  Zünften  wurde  das  Gericht  durch  den  Zunftvorstand 
gebildet.  Neben  den  Vorstehern  wird  in  einer  Reihe  von 
Zünften  bei  schweren  Fällen  die  Handwerksgemeine  zur  Abgabe 
ihres  Urtdls  berufen. 

Das  gerichtliche  Verfahren  ist  verschieden  bei  Über- 
tretungen und  bei  Falschwerk.  Für  die  gerichtliche  Feststellung 
der  Übertretungs&Ue  gilt  allgemein  die  Kegel ,  dals  der  That- 
bestand,  den  einer  oder  zwei  von  den  Geschworenen  eidlich 
erhärten,  für  Wahrheit  genommen  werden  soll. 

Mehrfach  enthalten  die  Statuten  die  Vorschrift,  dafs  neben 
der  eidlichen  Aussage  der  Geschworenen  überhaupt  kein  weiterer 


1  L.d.M.  öfters. 

2  Uiry  S.  502  Art.  1  und  5,  S.  r,54  Art.  602,  S.  567  Art  729  und 
730;  8.  509  Art.  112  und  8.  551  Art.  588.  Dreiteilung  zwischen  den  Ge- 
schworenen, dem  Meister  der  Tuchhalle  (S.  unten  8.  147)  und  der  8tadt. 

»  L.d.M.  Tit  50  Art.  53. 

^  Art  37.  Li  mestre  prant  le  pain  et  le  baille  as  jur^  et  les  jur^ 
reguardent  se  il  est  souffisans  ou  non.  £t  se  il  est  sourfisans,  11  jur^  le 
remestent  aenr  la  fenestre,  et  s'U  n'est  souffisans,  li  jnr6  metent  le  pain 
en  la  main  au  mestre.  Art  39.  Nul  pains  ne  puet  estre  pris  se  li  mestres 
et  li  pii  n'i  sont,  ne  li  petis  pains  don^s  i>or  Dieu  fors  la  ou  li  mestres 
et  li  jur^  s^asentent,  ne  nus  pains  estre  jugiez  ä  trop  petit  se  il  n'i  a  de 
cele  maniere  de  pain  plus  au  petit  que  du  grant  L.d.M.  Tit  1.  Vgl. 
femer  Tit  76  Art  7,  oben  S.  128  Anm.  5  und  Mag.  u.  Frat  S.  37  ff. 

^  8.  unten  8.  145  ff.  und  die  späteren  Kapitel.  In  Beauvais  wurden 
bis  zu  zehn  Geschworene  bestellt    Laban  de  S.  305  Art  22. 

«  S.  unten  S.  144,  146,  160  ff.  und  IL  Teil  2.  Ahschn.  4.  K^. 
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Beweis  verfangt  werden  soU^.  Diese  Bestimmung  besagt  indes 
keineswegs,  dafs  der  Widerspruch  gegen  die  Bdiauptongen 
der  Geschworenen  unzulässig  sei^.  Es  -mrd  hierdurch  vielmehr 
nur  der  W^  zur  Feststellung  der  „gerichtlichen  Wahrheit"  an- 
gegeben. Der  Eid  der  Geschworenen  soll  hierbei  als  voller  Beweis 
gelten;  es  soll  daneben  weder  ein  Augenschdnsobjekt,  noch  ein 
weiteres  Zeugnis  gefordert  werden.  Der  Geschworeneneid  genüg:t 
also,  um  die  rechtlich  notwendige  Überzeugung  von  der  Wahrheit 
einer  behaupteten  Thatsache  zu  begrfbiden.  Selbstverständlicher- 
weise  steht  es  dagegen  dem  Beschmdigten  frei^  Widerspruch  zu 
erheben  und  in  der  Berufung  den  Gegenbeweis  zu  führen '.  Nur 
wenn  kein  Einspruch  erfolgt,  ist  der  Geschworeneneid  an  sich 
ausreichend,  um  ohne  weitere  Beweiserhebung  und  Verhandlung 
die  Grundlage  fUr  das  gerichtliche  Urteil  herzustellen^. 

Mit  dem  Eintreiben  der  Geldstrafen  waren  regelmäfsig  die 
Geschworenen  selber  beauftragt.  Die  Geschworenen  derjenigen 
Zünfte,  bei .  denen  die  Strafgelder  an  das  allgemeine  Gericht  fielen 
(s.  oben  S.  180),  hatten  von  den  verhängten  Bufsen  stets  dem  Ober- 
gericht  Anzeige  zu  machen.  In  Paris  sollten  die  Geschworenen  der 
unter  dem  Prevotalgericht,  stehenden  Zünfte  dem  Prevost  von  den 
von  ihnen  festgestellten  Übertretungen  Kenntnis  geben  „sobald, 
als  sie  billigerweise  dazu  imstande  wären**  ^,  Die  eingezogenen 
Gelder  wurden  an  den  Prevost  abgeliefert;  aus  seiner  Hand  em- 
pfingen dann  die  Geschworenen  den  Zunftanteil  ^.    In  St.  Omer 


^  Et  S6  li  mestres  le  treavent  mauy^  et  il  le  dient  par  iear  sere» 
ment,  il  poiera  V  s.  de  parisis  d'amende  au  Roy,  toutes  les  foiz  qu'U  en 
sera  repns.  L.d.M.  Tit.  57  Art  8.  Et  s'ii  i  trouvoient  aacun  oa  aucune 
qtd  enst  mespris  ou  err^  encontre  cest  establisement,  que  les  UI  ou  lea  II 
en  faseent  creuz  jpar  leur  seremenz,  sanz  autre  preuve  trere  avant  Lt.d.M. 
Tit  60  Art  8.  Que  les  deus  preadeshommes  qui  seront  pour  ceus  gparde 
et  jorez  dudit  mestier  soient  creuz  par  leur  seremenz  des  meffez  et  des 
mesprentores  que  il  trouveront  ou  dit  mestier.  Depping  S.  407  A.  1277. 
Die  Formel  creuz  par  leur  serment  wird  auch  in  anderem  Zusammenhang 
gebraucht;  so  L.d.M.  Tit  78  Art.  41  und  Tit  91  Art.  14  bezüglich  der 
von  den  Geschworenen  gemachten  Aufwendungen,  Tit.  34  Art  13  beztig- 
lich  der  Wachtpflicht 

^  Dies  ist  die  Auffassung  von  Fagniez,  Ind.  S.  127. 

"  Hierfür  giebt  Fagniez  selbst  a.  a.  O...Anm.  2  aus  späterer  Zeit 
das  Beispiel  einer  Berufung  wegen  angeblicher  Überschreitung  des  Verbots 
der  Nacntarbeit,  wobei  die  ursprüngliche  Behauptung  über  den  Tbat* 
bestand  überhaupt  nicht  aufrecht  erhalten  wurde. 

^  So  auch  in  den  Formeln  aus  späterer  Zeit,  unten  IL  Teil 
2.  Abechn.  4.  Kap. 

^  Feront  k  savoir  au  Prevost  au  plus  tost  que  il  porront  par  raison; 
stehende  Formel  des  L.d.M. 

^  Des  amendes  de  XX  s.  li  jur^  qui  gardent  le  mestier  auront  Uli  8. 
et  de  celes  de  X  s.,  II  s.,  et  de  celes  de  V  s.  XII  d.,  et  de  celea  de 
XII  d.  IV  d.  par  la  main  du  prevost  de  Paris,  pour  les  mises  et  poar  les 
despens  qu'il  fönt  ös  amendes  ponrchacier.  L.a.M.  Tit  53  Art.  21;  v^l. 
hierzu  Art.  20.  Toutes  les  amendes  desns  dites  doivent  estre  pai^es  au 
prevost  de  Paris  ou  k  son  commendement  £t  de  la  main  au  prevost  ou 
de  son   commendement  doivent  avoir  li  mestre  jur^  la  moiti^  pour  leur 
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hatten  die  Zunftgeschworenen  sieh  jede  Woche  am  Freitag,  dem 
Gerichtstag,  vor  dem  Stadtrat  in  der  Stadthalle  einzufinden  und 
daselbst  ein  schriftliches  Verzeichnis  der  von  ihnen  verhängten 
Bu&en  einzureichen.  Erst  nach  der  Einregistrierung  des  Ver- 
zeichnisses durfte  die  Einziehung  der  Strafgelder  seitens  deir  Ge- 
schworenen vorgenommen  werdend 

Die  EIntscheidung  über  Falsch  werk  erfolgte  stets  in  fbrm- 
lichem  Verfahren.  Hierfür  trat  das  Handwerksgericht  in  seiner 
gewöhnlichen  oder  in  der  erweiterten  Besetzung  zusammen.  Die 
Geschworenen,  die  den  Dienst  in  der  Gewerbeschau  hatten,  be- 
legten das  fehlerhafte  Gut  vorläufig  mit  Beschlag  und  beriefen 
dann,  je  nach  dem  in  der  Zunft  hergebrachten  Rechte,  ihre 
übrigen  Amts^enossen  oder  auch  die  Gemeine  des  Handwerks  zur 
Abgabe  des  Urteils.  Bei  den  Tüchern  in  Beauvais^,  bei  den 
W^rn,  Gürtlern,  Färbern,  Schneidern  in  Paris ^  bestand  das 
Gericht  nur  aus  den  Geschworenen.  Bei  den  Pariser  Sattlern 
und  Nadlem  wurde  dagegen  die  Gemeine  zusammenberufen  ^. 
Von  der  Mitwirkung  des  allgemeinen  Gerichts  bei  der  Urteils- 
Mung  ist  oben  die  Rede  gewesen. 

Nach  dem  strengen  Recht  hatte  der  Handwerker  im  Falle 
der  endgültigen  Verurteilung  jede  Verfügung  über  das  beschlag- 
nahmte Gut  verloren,  und  zahlreiche  Statuten  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  kennen  bei  Falschwerk  überhaupt  keine  andere 
Strafe,  als  bedingungslose  Vernichtung  ^  In  einzelnen  Fällen  war 
jedoch  schon  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  die  Milderung  ein- 
getreten, dab  das  fehlerhafte  Gut  nur  für  den  regelmäbigen 
Verkehr  unbrauchbar  gemacht  und  dann  dem  Handwerker  zur 
bestmöglichen  Verwertung  zurückgegeben  wurde.  So  wurde  bei 
den  Webern  mitunter  nicht  auf  Verbrennung ,  sondern  nur  auf 
Zerreifsung  (Zerschneidung)  des  ganzen  Stücks  in  kleine  Ab- 
schnitte erkannt.  Der  Weber  durfte  die  Abschnitte  dann  im 
einzelnen  verkaufen^. 

munes.  Tit  50  Art.  53;  vgl.  hierzu  Art  21.  S.  ferner  Tit  54  Art  4, 
Tit  35  Art.  12,  Tit.  33  Art  6. 

^  Commandeis  sour  le  maistre  de  tisseraDs  et  les  compaignons  et  les 
coriers,  le  maistre  des  folons  et  coriers,  le  meistre  des  tonaeurs  et  coriers 
et  Soor  tous  autres  coriers  ki  ont  jurei  core  en  le  hale,  ke  de  tout  forfais 
qoi  affierent  k  le  draperie  de  queil  fourfait  ke  che  seit,  petit  soit  ^rant, 
k'U  ne  pregDcnt  nul  fourfait  ne  argent  ne  nuli,  de  chi  adont  k'il  laront 
donei  sus  as  eskevins  et  livrei  par  escrit  et  che  cascon  venredi  ä  la  hale 
an  jour  de  plait,  si  k'on  fait  d'autres  cores.  Et  quiconkes  prenderoit  four- 
fait ne  amende  petit  ne  grant  ne  argent  devant  k'il  Teust  monstrel  et 
aportei  par  son  serement  a  le  hale  et  donei  sus  et  fait  registrer,  il  seroient 
casean  LX  s.  et  parjures  et  jamais  ne  porroit  estre  en  core  ne  en  offiche 
de  le  vile.    Giry  S.  540  Art  496. 

«  Labande  S.  305. 

»  L.d.M.  Tit  50  Art  30,  Tit.  87  Art.  38,  Tit  54  Art.  5,  Tit.  56  Art.  5. 

*  L.d.M.  Tit  78  Art.  3  und  28,  Tit  60  Art  10. 

■^  Vater).  A.  S.  135:  L.d.M.  in  einzelnen  Statuten. 

^  Li  mestre  et  li  jur6  doivent  le  drap  espaul^  faire  aporter  en 
Chateleit  quant  il  Tont  trov^,  et  illuec  doit  estre  le  drap  cop6  en  V-pieces 
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Zameist  wurde  jedoch  das  Falschwerk  kurzerhand  vernichtet. 
Die  Zerstörung  fester  Gegenstände  erfolgte  regelmäfsig  durcdi 
Feuer;  gleichviel  ob  es  sich  um  verbrennbares  Gut,  wie  Kleidungs- 
stücke und  Spezereien,  oder  um  unverbrennbares ,  \7ie  Waffen 
und  Eisenzeug,  handelte.  Nur  Heiligenbilder  durften,  auch  wenn 
sie  als  Fakchwerk  verurteilt  waren,  nicht  verbrannt  werden, 
„aus  Ehrfurcht  der  Heiligen,  zu  deren  Gedächtnis  sie  gemacht 
sind"  \  Die  Zerstörung  war  dagegen  überhaupt  nicht  üblich  bei 
Nahrungsmitteln,  wenn  sie,  obwohl  Falschwerk,  doch  an  sich 
geniefsbar  waren;  so  wurde  z.  B.  untergewichtiges  Brot  nicht 
verbrannt,  sondern  den  Armen  g^eben^.  Ebenso  verAihr  man 
mit  den  Fischen ,  die  nur  auf  Grund  der  Vorschriften  über  die 
Laichzeit,  Schonung  der  jungen  Bi*ut  imd  den  Markthandel  be- 
schlagnahmt wurden^. 

Die  Berufung  gegen  die  Urteile  des  Gewerbegerichts  ist 
schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  vorgesehen,  und  ein  Instanzen- 
zug ist  vorhanden.  Bei  den  Zünften  ging  die  Berufung  von  dem 
Zunftgericht  an  das  allgemeine  Gericht,  wenn  letzteres  nicht 
schon  (wie  bei  der  Aburteilung  von  Falschwerk  in  den  Zünften) 
bei  der  UrteilsßÜlung  mitgesprochen  hatte.  Als  oberste  Instanz 
bestand  das  königliche  Parlament.  Beruftingen  gegen  die 
magisterialen  Gerichte,  wie  überhaupt  Rechtsstreitigkeiten  gegen 
diese  Ämter,  wurden  gleichfalls  durch  das  Parlament  entschieden. 
Das  Parlament  wurde  bereits  im  dreizehnten  Jahrhundert  häufig 
zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Gewerbesachen  angerufen. 
Eine  Aufzählung  abgeurteilter  Fälle  gebe  ich  in  der  An- 
merkung *. 


chascune  piece  de  V  aunes,  se  tant  en  7  a  en  drap.  Et  illuec  li  mestre 
et  11  jar^  rendent  k  celui  qui  le  drap  estoit  ses  pieces,  par  le  commende- 
ment  au  prevost,  par  paiant  ies  XX  s.  d'amende  desus  diz.  L.d.M.  Tit.  50 
Art.  34  Pecie  panni  scisse  reddentar  Uli  cujas  fuerit  tali  modo  quod 
oportebit  dictam  pannum  vendere  ad  dataillium  in  dvitate  Belvacensi. 
Labande  S.  306  Art.  22. 

1  L.d.M.  Tit.  62  Art.  7. 

2  Thal.  S.  125,  L.d.M.  Tit.  1  Art  38. 

8  L.d.M.  Tit.  100  Art.  6  ff .    Ebenao  TiL  70  Art.  11  (Geflügel). 

^  A.  1250  zwischen  Bischof  und  Büi^em  von  Chalons  s./M.  wc^en 
des  Besitzes  des  Tachergerichts  A.d.P.  f  S.  310;  1248/1253  zwischen 
Abtei  von  St.  Denis  und  Tüchern  von  Paris  wegen  Marktverkaufs  I  S.  321; 
A.  1259  für  die  Bürger  von  Lorris  wegen  der  Walkmühlen  I  S.  33; 
A.  1260  zwischen  Bischof  und  Rat  von  Senlis  wegen  Brotverkaufs  I  S.  3S ; 
A.  1270  Gewerbeschau  der  Walker  und  der  Weber  zu  Paris  I  (Delisle) 
S.  320;  A.  1273  Pariser  Walker  ebenda  S.  327.  A.  1277  Beruftmg  von 
Everardus  de  Sancto  Laudo  wegen  beschlagnahmten  Tuches,  Galebrune 
genannt.    Olim  II  S.  81,  A.d.P.  I   S.  187.    A.  1281—1287  Magisteriam- 

ßrozesse  wegen   der   Magisterien   der   Bäcker   II   S.  369,   der  Fleiacher 
Td.    III    S.   260,   der   Fünfge werke  A.d.P.   I   S.   406,   der  Korduaner 
I  S.  406. 
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§  2.    Das  Handwerksgericht  In  den  einzelnen  Städten. 

Nach  Aufstellung  der  allgemeineD  ScheiduDgen  behandeln 
wir  im  folgenden  Paragraphen  das  Gericht  in  den  einzelnen 
Städten,  aus  denen  uns  Aufzeichnungen  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts erhalten  sind.  Es  sind  dies  die  Städte  Paris,  Amiens, 
Beauvais,  Reims,  Chartres,  Chälons  s./M. ,  St.  Omer,  Etampes, 
Pontoise,  Orl&ms,  Provins^. 

Die  verschiedenen  Abstufungen  des  Handwerksgerichts,  sowie 
die  mannigfaltigen  Verhältnisse  der  Jurisdiktionsbezirke  finden 
sich  vertreten  in  der  Stadt  Paris,  von  deren  Gebiet  im  dreizehnten 
Jahrhundert  der  gröfsere  Teil  unter  königlicher,  der  kleinere  Teil 
unter  geistlicher  Gerichtsbarkeit  stand.  Auch  weltliche  Herren 
haben  Grundbezirke  geringeren  Umfangs  im  Besitz^. 

Auf  dem  königlichen  Grund  und  Boden  hatten  sich  die  alten 
Sechsämter  erhalten  und  zu  Magisterien  umgebildet;  einen  Teil 
ihres  Bestandes  hatten  sie  in  der  Gestalt  von  selbständigen  Hand- 
werkerschaften an  das  Zunftwesen  abgegeben.  Neben  den  alten 
Ämtern  bestanden  hier  zahlreiche  neugestiftete  Zun  te.  Äufserdem 
waren   auf  den  grundherrlichen   Gerichtsbezirken   gröfseren  und 

feringeren  Umfangs  Handwerker  und  Handwerkerverbände  vor- 
anden. 

Von  den  alten  Ämtern  auf  königlichem  Boden  haben  die 
meisten  den  Besitz  ihres  Sondergerichts  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert voll  behauptet;  einige  da^regen  sind  in  der  Absorption 
durch  das  öffentliche  Gericht  begriffen. 

Am  erfolgreichsten  in  der  Bewahrung  seines  Sonderrechts 
war  das  Magisterium  der  Fleischer.  Hier  geht  die  Exemtion 
so  weit,  dafs  der  vor  dem  öffentlichen  Gericht  verklagte  Fleischer 
gehalten  war,  sich  von  da  an  das  magisteriale  Gericht  abrufen 
zu  lassen^.  Den  Fleischern  zunächst  in  der  Erhaltung  ihrer 
Sonderstellung  standen  die  Bäcker ,  deren  Magisterium  zu  jener 
Zeit  im  allgemeinen  die  gleiche,  alle  Klagesachen  umfassende 
Zuständigkeit  besafs^.  Der  Übergang  in  das  öffentliche  Gericht 
wird  in  zweifacher  Weise  dargestellt.  Zunächst  durch  diejenigen 
Ämter,  von  denen  sich  selbständige  Zünfte  absplitterten.  Dieser 
Vorgang  zeigt  sich  bei  den  Magisterien  der  Schmiede^,  der  Alt- 


^  Vgl.  hierzu  aus  den  Jahren  1317  bis  1340  Troyes,  Carcassonne, 
La  R^ole,  Angers,  unten  2.  Abschn.  1.  Kap.;  aus  der  Zeit  nach  1350  Arras, 
Le  Puy,  Souen,  Langres,  Beliencombef  Bordeaux,  Tours,  Orleans,  Issoudun, 
Caen,  Boun^es,  Dun-le-Roy,  Abb^ville,  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  4.  Kap. 

*  Die  Herrschaft  des  Hof  kämmerers  wird  erwähnt  L.d.M.  Tit.54  Art.9. 
8  Mag.  u.  Frat.  S.  37.    Die  Fleischer  haben  kein  Statut  vor  Etienne 

Boileau  a%egeben.  Aufser  ihnen  fehlen  im  Li  vre  des  Metiers  aus  der 
Zahl  der  magisterialen  Gewerbe  die  Gerber,  Weifsgerber,  Kindschuster 
und  Kürschner. 

*  Mag.  u.  Prat.  S.  78. 

•^  Mag.  u.  Frat.  S.  90.  ; 
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Händler  und  Kürschner^  und  der  Wollweber ^.  In  allen  drei 
Fällen  sind  hier  aus  den  alten  Ämtern  selbständige  Handwerker- 
Schäften  herausgetreten  (Messerschmiede,  Schlosser,  Handschuh- 
macher, Teppichweber;  dazu  noch  die  damals  unzünftigen  Leinen- 
weber), die  nur  noch  in  gewissen  gemeinsamen  Verpflichtungen 
den  Rest  der  früheren  Zugehörigkeit  zeigen,  im  übrigen  aber 
dem  öffentlichen  Gerichte  angegliedert  sind.  Von  den  Stamm- 
gewerben selbst  haben  dann  im  dreizehnten  Jahrhundert  die 
Schmiede  und  die  Althändler  ihre  eximierte  Gerichtsbarkeit  be- 
hauptet, während  die  der  Wollweber  bereits  zu  jener  Zeit  in  das 
öffentliche  Gericht  aufgegangen  ist.  Die  zweite  Form  des  Über- 
gangs findet  sich  bei  den  Gesamtmagisterien  der  Fünfgewerke^ 
und  der  Korduaner*.  Ein  Teil  der  unter  diesen  Ämtern  zu- 
sammengefafsten  Handwerkerschaften  versuchte  im  Jahre  12G8 
—  zunächst  ohne  dauernden  &folg  —  das  magisteriale  Gericht 
mit  einmal  abzustreifen  und  sich  unter  das  öffentliche  Gericht 
zu  stellen*^.  Bei  der  Rechtsprechung  der  Magisterien  war  jede 
Teilnahme  des  öffentlichen  Gerichts  ausgeschlossen.  Auf  die 
Einzelheiten  der  Gerichtsbarkeit  bei  den  magisterialen  Hand- 
werkerschaften gehe  ich  an  dieser  Stelle  nicht  näher  ein,  verweise 
vielmehr  auf  meine  Untersuchungen  über  das  Magisterium. 

Neben,  den  alten  Ämtern,  denen  die  stärksten  Betriebe  an- 
gehörten, war  in  Paris  um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts eine  grofse  Zahl  von  Zünften  vorhanden.  Unter  diese 
sind  zunächst  die  vorerwähnten  elf  Handwerkerschaften  zu 
rechnen,  die  sich  von  den  Magisterien  abgetrennt  haben,  und  die 
nunmehr  den  Zünft;en  vollständig  gleichstehen.  Aufserdem  be- 
standen zu  jener  Zeit  noch  weitere  siebenundachtzig  Zünfte  und 
Handwerkerschaften.  Wie  diese  grofse  Zahl  von  Handwerker- 
schaften zu  erklären  ist,  und  dafs  aus  ihr  keine  einseitigen  Schlüsse 
auf  den  damaUgen  Stand  des  Pariser  Gewerbes  zu  ziehen  sind, 
habe  ich  an  anderer  Stelle  gezeigt®. 

Die  Gerichtsbarkeit  der  Zünfte  ist  der  öffentlichen  Gerichts- 
barkeit vollständig  angegUedert,  das  Zunftgericht  bildet  einen 
Teil  des  öffentlichen  Gerichts.  Jede  Sonderstellung  und  jedes 
eigene  Recht  des  Amtes  ^  ist  hier  geschwunden. 

In  der  Sattlerzunft  wurde  zur  Aburteilung  von  Falschwerk 
das  gesamte  Gewerk  durch  die  Geschworenen  aufgeboten. 
Jeder  Meister  war  zum  Erscheinen  verpflichtet;  die  Aus- 
bleibenden wurden  durch  einen  Boten  des  Prevotalgerichts  herbei- 
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geholt  ^  Die  VollBtreckung  des  Urteils  erfolgte  durch  den 
Prevost^,  Von  den  Übertretungen  hatten  die  Oeschworenen, 
wegen  der  dabei  verhängten  Geldstrafen,  dem  Prevost  Anzeige 
zu  machen^.  Bei  den  Nadlem  wnrde  die  Übertretung  durch 
die  Geschworenen  festgestellt,  das  Falschwerk  durch  das  gesamte 
Handwerk  abgeurteilt  und  vor  den  Prevost  gebracht*. 

Bei  den  Schneidern  urteilten  die  Geschworenen,  Wenn  sie 
einen  Meister  schuldig  fanden,  dafs  er  ein  Kleidungsstück  ver- 
dorben oder  schlechte  Arbeit  geliefert  hatte,  so  verurteilten  sie 
ihn  zu  Schadenersatz  und  Bufse^.  War  die  Schuld  des  Gesellen, 
so  hatte  dieser  den  Schaden  zu  ersetzen  und  den  Arbeitslohn 
eines  Tages  als  Bufse  an  die  Bruderschaft  zu  steuern®.  Die 
gleichen  Formen  galten  bei  den  Färbern.  Wurde  ein  Meister 
w^en  fehlerhafter  Arbeit  verklagt  und  von  den  Geschworenen 
schuldig  gesprochen,  so  hatte  er  Schadenersatz  zu  leisten  und 
zwei  Solidi  gerichtliche  Bufse  an  die  Geschworenen  zu  zahlen. 
Hatte  aber  der  EJäger  die  Klage  zu  Unrecht  erhoben,  so  hatte 
er  seinerseits  die  Buise  von  zwei  Solidi  zu  entrichten ''.    Bei  den 

^  Tout  eil  qui  sont  da  mestier  des  Seilers  k  Paris  sont  tenuz  de 
yenir  et  d'asembler  ensamble  et  ä  la  requeste  des  III  mestres  oa  des  II 
qoant  il  ont  oneBtier  d'avoir  leur  consueiU,  si  comme  quant  il  ODt  pris  unne 
faose  euvre,  pour  avoir  le  consueill  de  jugier  le.  Et  se  11  n*i  vuellent  venir 
ä  lear  requeste,  le  prevost  de  Paris  leur  baille  I  sergant  qui  les  i  fait 
▼enir  par  la  force  du  prevost    L.d.M.  Tit.  78  Art.  3. 

^  Li  III  mestre  du  mestier  devant  dit  ou  li  II  ou  11  I  doivent 
chascun  mois  une  fois  aler  au  malus  par  les  ostiex  pour  garder  le  mestier 
de  Sehers  devant  dit,  et  doiveut  partout  prendre  la  mauveise  oevre  la  ou 
il  la  troveront  et  mostrer  le  aus  preudesoomes  du  mestier;  et  se  eile  est 
trouy^  et  jugi^  k  mauveise,  eile  doit  estre  arse  par  le  prevost  de  Paris. 
L.d.M.  Tit.  78  Art.  28. 

'  Que  il  les  mesprantures  de  leur  mestiers  feront  savoir  au  prevost 
de  Paris  ou  k  celui  qui  en  son  Heu  serra  en  la  prevost^.  L.d.M. 
Tit.  78  Art  2. 

*  Se  les  preudeshomes  qui  seront  gardes  du  mestier  trouvoient  ou 
mestier  desus  alt  euvre  qui  ne  fust  loial  ne  soufisant,  que  se  les  preudes- 
homes ne  povoient  trouver  serjant  prestement,  qu'il  peussent  prendre 
Feuvre  et  aporter  la  ä  veoir  aus  autres  preudeshomes  du  mestier;  et  lors, 
s*il  la  trouvoient  mauvese,  il  la  porteroient  au  prevost  de  Paris  ou  ä  son 
commandement.    L.d.M.  Tit.  60  Art.  10. 

^  Qaiconques  est  Taillieres  de  robes  k  Paris  et  11  mestaille  I  robe 
ou  I  gamement  par  le  drap  mal  orden^  au  taillier  ou  par  Tinnorance  de 
son  taillier,  li  meffaiz  doit  estre  veuz  et  regardez  par  les  mestres  qui 
gardent  le  mestier.  £t  se  li  mestres  dient  par  leur  serement  que  le  game- 
ment soit  empirrez  par  mestaillier,  li  Taillieres  doit  rendre  le  douma^ 
ä  celui  qui  le  gamement  est,  par  l'egart  des  mestres  du  mestier,  et  si  le 
doit  amender  au  Roy  de  V  souz  de  parisis  d'amende,  toutes  les  foiz  quMl 
en  seroit  repris.    L.d.M.  Tit.  56  Art.  5. 

*  Li  valet  couturier  du  mestier  desus  dit  qui  mesprandront  ou  mestier 
desus  dit  par  leur  coosture  ou  par  leur  fet,  se  leur  mestres  en  est  plaintiz 
aus  mestres  qui  gardent  le  mestier,  il  l'amenderont  par  le  dit  des  mestres 
en  rendant  le  doumage  a  leur  mestres,  et  Tamenderont  d'une  journ^e  aus 
mestres  qui  gardent  le  mestier,  pour  les  povres  de  leur  conflarie  soustenir. 
L.d.M.  Tit.  56  Art.  6. 

^  Se  pleinte  est  fete  que  aueun  ait  mestaint  drap  ou  file  ou  lainne 
ou  toiles,  les  choses  desus  altes  doivent  estre  veues  par  les  preudeshomes 
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Gürtlern  entschieden  die  Geschworenen  über  Falschwerk;  die 
Strafe  lautete  auf  eine  Geldbuise  von  fünfzehn  Solidi  und  Zer- 
störung der  falschen  Ware  ^.  Bei  den  Webern  bestand  das  Gericht 
aus  dem  Amtsmeister  und  den  Geschworenen^.  Im  Jahre  1271 
kam  es  zu  einem  Streit  zwischen  den  WoUwebem  und  den 
Walkern  wegen  des  Gerichts  über  Falschwerk.  Die  Wollweber 
erhoben  den  Anspruch,  dafs  das  Recht,  falsche  Tuche  abzuurteilen 
und  die  Strafe  aer  Verbrennung  auszusprechen,  ihnen  allein  zu- 
komme; die  Walker  dagegen  behaupteten,  dals  dieses  Gericht 
ihnen  zustehe.  Das  Parlament  entschied,  dafs  zur  Aburteilung 
des  Falschwerks  beide  Zünfte  je  zwei  Meister  bestellen  sollt^i 
und  dafs  zu  diesen  noch  ein  fUnfter  Meister  durch  den  könig- 
lichen Prevost  berufen  werde.  Konnten  sich  diese  fünf  Meister 
über  das  Urteil  nicht  einigen,  so  sollte  derjenige  Spruch  ftir 
Recht  gelten,  den  zwei  Meister  und  der  von  dem  Prevost  Be- 
rufene abgaben^. 

Die  Pariser  Baugewerke,  in  zwei  Gruppen  verteilt,  hatten 
ihren  Gerichtsstand  vor  zwei  Magistern.  Die  eine  Gruppe  um- 
falste  die  Maurer,  Gipser  und  Steinmetze;  die  andere  setzte  sich 


3' 
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jurez  et  serementez  du  mestier  garder.  li  quel  doivent  veoir  las  choses 
que  on  dist  qui  sont  mautaintes.  Et  se  il  veoient  qui  soient  mautaintes, 
ii  doivent  par  leur  seremenB  faire  reatorer  le  doma^e  k  celoi  k  qui  U 
domages  de  mautaindre  a  est^  faiz:  et  doivent  li  doi  jur<^  du  tainturier 
forfesant  avoir  II  s.  pour  leur  paines  et  poar  leur  travail  et  pour  le  de- 
laiement  de  leur  besoignes.  £t  se  il  est  trouvez  par  les  preud'omes  jurez 
que  les  dras  ou  les  choses  devant  dites  sont  bien  souffisanment  tains,  cnl 
ui  se  seroit  plains  ä  tort  rendroit  aus  devant  diz  jurez  les  II  s.  devant 
iiz.    L.d.M.  Tit.  54  Art.  5. 

^  Icil  III  preud^omes  condempnent  Toevre  k  mauvaise,  se  eile  Test, 
et  il  gardent  la  droiture  le  Roj  si  come  11  est  dit  par  desus.  L.d.M. 
Tit.  87  Art.  38;  vgl.  eb.  Art.  29. 

^  Nus  ne  puct  avoir  drap  espaul^,  c'est  ä  savoir  drap  dcsquel  la 
chajne  ne  fust  ausi  bone  en  milieu  come  aus  lisieres,  que  il  ne  seit  en 
XX  s.  d'amende,  moiti^  au  Hoi  et  moitiö  au  mestres  et  aus  jurez,  ou  que 
li  mestres  et  li  jurö  le  puissent  trouver,  ou  as  polies  on  aillenrs.     L.d.M. 

Tit.  50  Art.  83 Et  doivent  11  mestre  et  li  jur^  prendre  le  serement 

de  celui  qui  les  pieces  de  drap  sont  devant  dites,  que  il  cel  drap  ne  ra- 
samblera  en  nule  maniere,  ne  qu'il  les  pieces  ne  vandra  k  nnle  ame  que 
il  ne  li  die  le  mahaing  qui  dedenz  le  drap  estoit^*  Art.  34. 

^  Orta  questione  inter  textores  Parisienses  ex  una  parte  et  fullones 
einsdem  loci  ex  altera  super  eo  quod  textores  dicebant  pannos  factos 
rarisius  debere  judicari  per  ipsos  et  eoa  qui  pravi  invenirentur  pu^iri 
per  ipsos  sive  comburi,  fullonious  hoc  negantibus  dicentibusque  quod  ludi- 
cium  hujusmodi  sive  punicio  pannorum  ad  ipsos  et  non  ad  alios  peitine- 

bat, ordinavit  curia  quod  ad  Judicium  hujusmodi  seu  punicionem 

pannorum  ponerentur  duo  de  textoribus  et  duo  de  fullonibus  et  prepodtus 
I^arisiensis  unum  ex  parte  regis  poneret  de  quocumq^ue  ministeriorum 
ipsorum  sibi  placeret  et  si  inter  istos  de  punicione  seu  judicio  panni  all- 
cujus  esset  discordia,  judicia(-oV)  seu  sentencic  instituti  a  preposito  una  cum 
duobus  ex  quatuor  predictis  staretur.  Olim  I  S.  845;  A.d.P.  I  S.  320 
(Delisle)  Nr.  70  (richtig  regestriert);  I  S.  154  Nr.  1649  (Regest  nicht  ganz 
zutrefiPend);  Fagniez,  Doc.  S.  274  (Druck  weicht  hier  von  dem  der 
Olim  mehrfach  ab).  ^  j 
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zusammen  aus  den  Zimmerleuten  und  den  ihnen  angegliederten 
Handwerkern,  wie  Schreiner,  Bauschreiner,  Wagner,  Dacharbeiter 
und  allen,  „die  den  Balken  bearbeiten^.  Die  beiden  Magister 
wurden  vom  König  ernannt  und  von  dem  öffentlichen  Gericht 
vereidigt  und  eingesetzt  \ 

Unter  den  Pariser  Handwerkerschaften  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts befindet  sich  eine  grofse  Anzahl  von  KleinzUnften  mit 
einem  zum  Teil  minimalen  Bestand.  Der  Apparat  für  die  selb- 
ständige Rechtsprechung  ist  bei  diesen  kleinen  Verbänden  nicht 
▼orauszusetzen,  mitunter  sogar  durch  die  Angaben  der  Statuten 
ausdrückUch  ausgeschlossen.  So  erklären  die  Messingdrahtmacher, 
dafs  ihre  Zahl  zu  gering  ist,  als  dafs  sie  in  ihrem  Handwerk 
Qeschworene  bestellen  könnten*.  — 

Gleichwie  die  schweren  Strafen,  wie  Zerstörung  von  Falsch- 
werk, Verbannung  eines  Handwerkers,  nur  durch  den  Prevost 
ausgesprochen  werden  konnten^,  so  war  auch  die  Bestrafung 
Rückfälliger  Sache  des  Prevotalgerichts  ^.  Ebenso  hatte  das 
Prevotalgericht  die  nötige  Rechtshülfe  zu  leisten,  wenn  gegen 
widerspenstige  Handwerker  gewaltsames  Einschreiten  notwendig 
wurde*.  — 

Die  Stadtmauer  und  Bannmeile  von  Paris  umschlofs  zahl- 
reiche Grundherrschaften  mit  eigener  Jurisdiktion  *.  Die  gröfseren, 
geschlossenen  Grundherrschaften  innerhalb  der  Stadt  Paris  be- 
safsen  ihre  eigene  Verwaltung  des  Gewerbewesens  und  hielten 
ihre  Sonderstälung  mit  groUer  Hartnäckigkeit  fest.  In  den 
einzelnen  Grundherrschaften  bestanden  besondere  Zünfte  mit 
eigener  Schau  und  eigenem  Gericht,  die  von  den  Zünften  der 
königlichen  Herrschaft  vollständig  getrennt  waren''. 


*  Wegen  der  Einzelheiten  vgl.  Mag.  u.  Frat.  S.  102  f. 

*  Li  preud*ome  Traitilier  de  Paris  vos  prient,  sire  prevoz  de  Paris, 
que,  poT  ce  Cfa'il  sont  poi  de  gens  par  quo!  il  ne  puent  mie  avoir  mestre, 
qae  vous  faci^  ä  cbascnn  de  eus  jorer  seur  Sains,  et  ä  chaacnn  de  ceus 
qui  yenrroDt  au  mestier  devant  dit,  que  il  le  mestier  desus  dit  garderont 
bien  et  loiaument,  selonc  les  us  et  les  contumes  devant  dites.  L.d.M. 
Tit  24  Art  11. 

*  8.  oben  S.  129. 

^  Et  se  il  le  feit^  li  mestre  et  li  jurä  le  doivent  feire  savoir  au 
prevost  de  Paris,  et  li  prevoz  le  doit  panir  tr^  griement  selonc  qae  il  li 
plera.  L.d.M.  Tit  50  Art  34;  ebenso  Art.  30.  Se  li  Piastriers  ne  veut 
leasier  le  mestier  poar  le  mestre,  le  mestre  le  doit  faire  savoir  au  prevost 
de  Paris,  et  li  prevoz  doit  celui  Piastrier  faire  forjarer  le  mestier  devant 
dit    L.d.M.  Tit  48  Art  14. 

»  L.d.M.  Tit  48  Art.  20,  Tit  15  Art  16,  Tit  76  Art  14. 

*  Noch  im  Jahre  1473  wird  ihre  Zahl  in  einem  Parlamentsentscheid 
auf  30  bis  40  angegeben;  Fagniez,  Ind.  S.  334.  Vgl.  zu  dem  Folgenden 
auch  Tanon,  Histoire  des  Justices  des  anciennes  e^lises,  Paris  1883. 

^  Vgl.  hierzu  Fleischerstatat  von  Sainte-Geneviöve,  M6t  I  S.  263; 
Fagniez,  Ind.  S.  330  ff.,  8.  375;  Lamare  Bd.  11  S.  183  ff.,  S.  557  ff. 
Die  Selbstftndigkdt  der  grandherrlichen  Bezirke  wird  auch  in  dem  Privil^ 
des  Magisteriums  der  Fleischer  von  1282  anerkannt.  Mag.  u.  Frat.  S.  S?. 
Vgl.  auch  Mdt  I  S.  281-285,  S.  288  ff.  /^^^^T^ 
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Einen  besonderen  Eifer  in  der  Behauptung  ihrer  Gewerbe- 
hoheit entwickelte  die  Abtei  Sainte-Genevieve.  Die  königlicfaen 
Zünfte  versuchten  häufig  in  die  Gerichtsbarkeit  von  Sainte-Genevieve 
überzugreifen,  wurden  aber  stets  zurückgewiesen.  Im  Jahre  1291 
war  ein, Messerschmied,  der  auf  dem  Boden  der  Abtei  wohnte, 
w^en  Überschreitung  der  Arbeitszeit  gep&ndet  worden;  die 
Abtei  verlangte  und  erreichte,  dafs  der  Übergriff  durch  das  könig- 
liche Gericht  rückgängig  gemacht  wurde  ^  Der  Zunftmeist»  der 
Leinenhändler  hatte  von  einer  auf  dem  Boden  der  Abtei  an- 
sässigen Leinenarbeiterin  vier  Denare  erhoben  als  Beitrag  zu  den 
gemeinen  Lasten  der  Zunft;  er  mufste  das  Geld  zurückerstatten 
und  anerkennen,  dafs  er  unberechtigterweise  gehandelt  habe  und 
dafs  ihm  keinerlei  Gerichtsbarkeit  in  Sainte-Genevieve  zustehe^. 
Zu  dem  gleichen  Anerkenntnis  muisten  sich  der  Meister  der 
Zimmerleute  und  der  Meister  der  Schmiede  verstehen,  weil  sie 
Handwerker  aus  der  Herrschaft  der  Abtei  vor  ihr  Gerieht  geladen 
hatten^.  Auch  das  Statut  des  Schmiedemagisteriums  im  Livre 
des  Metiers  bezeugt,  dafs  das  Gericht  des  Magisters  dar  Schmiede 
in  allen  Grandherrschaften  von  Paris,  selbst  in  den  bischöflichen, 
anerkannt  wurde;  nur  Sainte  -  Genevifeve  imd  Saint -Martin  des 
Champs  widersetzten  sich^.  Die  Abtei  von  Saint -Germain  des 
Präs  bildete  gleichfalls  einen  gesonderten  Bezirk^. 

Aus  den  Grundherrschaften  geringeren  Umfangs  sind  kdne 
selbständigen  Berichte  aus  jener  Zeit  erhalten,  und  wir  sind 
hierftlr  auf  die  gelegentlichen  Berichte  im  Livre  des  Mötiers  an- 
gewiesen. Nach  den  Angaben  des  Livre  des  Metiers  steht  es 
jedoch  wenigstens  ftir  eine  Anzahl  von  Gewerben  fest,  dals  iu 
diesen  kleinen  Herrschaften  keine  besonderen  Organisationen 
bestanden,  und  dals  die  daselbst  ansässigen  Handwerker  sich 
zu  den  grölseren  Stadtzünften  gehalten  haben.  Das  Bäcker- 
statut im  Livre  des  Metiers  zählt  die  Grundherrschaften  auf, 
von  denen  die  Jurisdiktion  des  Bäckermagisteriums  aus- 
geschlossen ist^;  es  sind  dies  nur  die  zuvor  erwähnten,  gröfseren 
Herrschaften.      Die   zahlreichen    kleineren    Herrschaften    werden 

^  Fagniez,  Ind.  S.  330  Nr.  1.  Reeaisine  sur  les  metiers.  Der  gleiche 
Vorgang^  wiederholte  sich  im  Jahre  1298;  a.  a.  0.  Nr.  6 

8  Fagniez,  Ind.  S.  380  Nr.  2. 

8  Fagniez,  Ind.  S.  331  Nr.  3  und  4.  Ebenda  Nr.  5  Hegest  einer 
Aburteilung  von  mindergewichtigem  Brot  durch  die  Beamten  der  Abtei  in 
Gegenwart  der  Handwerksgeschworenen. 

*  De  ces  joustices  a  li  mestres  usö  et  use  encore  pesiblement  en 
toutes  les  terres  aus  joustices  de  Paris,  et  en  la  terre  Pcvesque  et  en  rautraif 
hors  mise  la  terre  Sainte  Genevieve  et  S.  Martin  des  Chans,  qni  ii  em- 
peechent  et  destourbent  k  user  ent,  contre  Dieu,  contre  droit  et  contre 
reson,  puis  V  ans  en  en^a,  par  la  force  de  leur  semonses.  L.d.M.  Tit  15 
Art.  14. 

^  Fagniez,  Ind.  S.  149.  Wegen  Notre-Dame  vgl.  Gu6rard,  Cartu- 
laire  de  Notre-Dame  de  Paris  Collection  des  Documents  in^its),  Paris 
1844,  I  S.  122:  Fagniez,  Ind.  S.  146  u.  148. 

e  L.d.M.  Tit.  1  Art.  11. 
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dagegen  weder  namentlich  noch  im  ganzen  erwähnt;  die  dort 
wohnenden  Handwerker  waren  demnach  in  das  magieteriale 
Gericht  einbezogen  worden.  Der  Angabe ,  dafs  das  Gericht  des 
Schmiedemagisters  in  den  meisten  Grundiierrschaften ,  zwei  der 
gröfaeren  ausgenommen,  anerkannt  wurde,  haben  wir  bereits 
oben  gedacht  Das  Statut  der  Färber  enthält  keinerlei  Bericht 
über  das  Handwerk  in  den  geschlossenen  Herrschaften;  dagegen 
sind  wiederum  die  Färber  genannt,  die  auf  den  Herrschaften 
des  Bischofs,  des  Hofkämmerers  und  der  Tempelherren  wohnen, 
and  die  Abgaben,  die  diese  Handwerker  an  ihre  Grundherren 
zu  Bahlen  haben,  werden  verzeichnet^. 

Einzelne  Statuten  bestimmen  geradezu,  dafs  alle  Handwerker 
des  betreffenden  Gewerbes  sich  den  Stadtzünften  anschUefsen 
und  sich  deren  Gerichtsbarkeit  unterwerfen  müssen.  So  schreiben 
die  Gürtelschnallenmacher  vor,  dafs  keiner  in  ihrem  Gewerbe 
Meister  werden  dürfe,  wenn  er  nicht  unter  der  Herrschaft  und 
Gerichtsbarkeit  des  Königs  wohne  ^.  Die  Seidenwirker  verlangen, 
>  dafs  jeder  Handwerker  das  Meistergeld  ihrer  Zunft  zahle,  gleich- 
viel auf  welcher  Herrschaft  er  ansässig  sei^.  Ein  Nachtrag  zu 
dem  Nadlerstatut  verfügt,  dafs  jeder  Lenrling  bei  seinem  Eintritt 
schwören  solle,  er  werde  die  Satzungen  der  Zunft  allezeit  un- 
verbrüchlich halten  und  sich  der  Gerichtsbarkeit  des  königlichen 
Prevosts  unterwerfen,  gleichviel  nach  welcher  Herrschaft  inner- 
halb Paris  er  späterhin  verziehen  werde  ^.  Diese  Abordnungen 
sind  indes  nicht  als  rechtsverbindliche  Vorschriften,  sondern  nur 
als  unverbindliche  Postulate  anzusehen. 

Der  königliche  Prevost  war  den  Sondergerichten  und  der 
grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  feindlich'^;  aus  dieser  Gesinnung 
heraus  gelangten  häufig  Bestimmungen  zur  Au&eichnung,  die 
mit  dem  thatsächlichen  Recht  in  Widerspruch  standen  und  nach- 
träglich   zurückgenommen    werden    muisten  ^.      Auch    die    vor- 

1  L.d.M.  Tit.  54  Art  8,  9  und  10. 

'  Qae  nul  ue  seit  mestre  da  mestier,  qui  ne  demeure  en  la  terre  et 
en  )a  joustice  le  Roi.    L.d.M.  Tit.  22  Art.  16. 

'  Et  86  il  est  trouy6  souffisant,  ai  comme  dessus  est  dit,  11  convendra 
qae  il  acbate  le  dit  mestier  du  Koy  ou  de  son  lieutenant,  bouz  quele 
jurididon  que  il  soit  en  la  Chastelerie  de  Paris:  et  en  paiera  ä  nostre 
■eigneur  le  Roy,  pour  l'achat  dudit  mestier,  XX  s.,  et  aus  dites  gardes 
X  8.  pour  leur  paine.  L.d.M.  Tit.  40  Art.  1.  Es  handelt  sich  hier,  trotz 
des  gebrauchten  Ausdrucks,  nicht  um  den  alten  Gewerbekauf,  sondern  um 
das  zünfUerische  Meistergeld.    Mag.  u.  Frat  8.  14. 

^  Que  touz  les  mestres  et  les  mestresses  du  mestier,  sus  peine  de 
ladite  amande,  feront  jurer  sus  Seinz  ä  leurs  aprantiz  ou  aprantices,  quant 
il  les  lecevront  pour  aprandre,  que  il  garderont  a  tous  jourz  les  con- 
venances  et  ordenances  du  mestiei^  et  que  en  quelconque  heu  ou  joustice 
que  il  se  transporteront  dedanz  la  vicont^  de  raris,  obeiront  aus  mestres 
da  mestier  de  Paris,  et  quant  k  ce  se  jousticeront  par  le  prevost  de  Paris. 
L.d.M.  Tit  60  Art.  28. 

*  Mag.  n.  Fmt.  S.  50  letzter  Absatz  und  f.  und  besonders  S.  71  f. 

•  Mag.  u.  Erat  8.  52,  S.  97.  Auch  späterhin  wurden  in  den  Zunft- 
stataten regehn&fsig  derartige  Ansprüche  des  königlichen  Prevp^ts  ver- 
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genannten  drei  Artikel  sind  willkürlich  abge&fgt  und  in  ihrer 
Allgemeinheit  unzutreffend;  für  die  geschlossenen  Herrschaften 
war,  wie  wir  oben  sahen,  das  Gericht  der  Stadtzilnfte  in  jedem 
Fall  nicht  zuständig. 

Die  vieleestalteten  Pariser  Jurisdiktionsverhältnisse  geben 
demnach  im  dreizehnten  Jahrhundert  folgendes  Bild.  Auf  dem 
königlichen  Grund  und  Boden  haben  die  alten  Ämter  mit  Aus- 
nahme des  Weberamtes  ihre  Exemtion  von  dem  öffentlichen 
Gericht  voll  behauptet..  Dem  Prevotalgericht  sind  unterstellt:  aus 
der  Zahl  der  alten  Amter  das  Weberamt,  femer  die  aus  den 
Ämtern  abgesplitterten  Handwerkerschaften,  und  schliefslich  sämt- 
liche Zünfte.  Auf  den  gröfseren  Grundherrschaften  besteht  eine 
gesonderte  Verwaltung  des  Gewerbewesens  mit  eigenen  Zünften, 
die  von  den  Stadtzünften  völlig  getrennt  sind.  Die  Handwerker 
der  kleineren  Herrschaften  dagegen  scheinen  sich  den  Stadt- 
zünften angeschlossen  zu  haben. 

Weniger  verwickelt   als  die  Pariser  Jurisdiktionsverhältnisse* 
sind  die  von  Amiens,  gleichfalls  einer  Stadt  mit  geteilter  Gerichts- 
barkeit.     Innerhalb    des     Stadtbezirks     bestanden    bischöfliche 
Immunitäten  gröfseren  ümfangs. 

Die  Zuständigkeit  des  Handwerksgerichts  in  Amiens  beruht 
auf  den  grundsätzlichen  Scheidungen  zwischen  Übertretung  und 
Falschwerk'.  Allgemein  hatten  demnach  die  Stadtzünfte  von 
Amiens  das  Gericht  in  gewerblichen  Übertretungen,  zu  deren 
Feststellung  und  Bestrafung  die  Zunftgeschworenen  ohne  weiteres 
zuständig  waren.  Das  Recht,  in  Übertretungsftlllen  zu  erkennen, 
wird  ftir  die  Zunftgeschworenen  im  allgemeinen  in  dem  zweiten 
Stadtrecht  von  Amiens  verzeichnet  ^  Im  besonderen  wird  dieses 
Recht  in  den  einzelnen  Zunftstatuten  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
bestätigt.  Das  Statut  der  Fruchthändler  vom  Jahre  1268  besagt, 
dafs   die   Geschworenen  die  Übertretungsfälle  aburteilen^.     Das 


zeichnet,  ohDe  dafs  ihnen  eine  thatsächliche  Wirkung  zukam.  Vgl.  die 
in  den  Statuten  des  sechzehnten  Jahrhunderts  aufgenommene  Fonn^ 
attendu  qu'il  est  queetion  de  police,  de  laquelle  la  cognoissance  appartient 
seuUement  a  nostre  Prevost  de  Jfaris,  M6t.  2  S.  105  Art  20,  S.  150  Art.  25. 
S.  unten  II.  Teil  2.  Abschn.  3.  Kap. 

*  Dreizehntes  Jahrhundert,  jedenfalls  vor  1292,  Thierry  1  S.  151. 
Belegstellen  s.  S.  143  Anm.  3  u.  4,  S.  144  Anm.  1. 

'  Et  se  aucuns  eetoit  atains  qu'il  eust  vendu  carette  ou  somme  de 
fruit,  ani  eust  erabouqui^,  dont  li  fruit  fiist  pire  dessoubz  que  desseur  ii 
l'amenaeroit  par  Teswart  des  wardes  du  mestier.  Thierry  I  S.  226 
Art.  7.  Diese  Stelle  ist  bei  Neubuivg,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zonft- 
verfassung,  Jena  1880,  S.  213  übersehen,  wodurch  sich  die  a.  a.  0.  aus- 

fesprochene  Annahme  Neuburgs,  von  einer  eigentlichen  Gerichtsbarkdt 
önne  bei  den  Fruchthändlem  nicht  die  Kede  sein,  von  selbst  erledig 
Die  übrigen  Schlüsse  Neuburgs  erklären  sich  z.  T.  dadurch,  dafs  in  der 
Gerichtsbarkeit  zwischen  Übertretung  und  Falschwerk  nicht  unterschieden 
wird.    S.  auch  unten  S.  159. 
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Böttcherilatut  von  1286  schreibt  vor,  dafs  die  Übertretungen 
lediglich  an  die  Zunft  gebülflt  werden  ^ 

Zur  endgültigen  Aburteilung  von  Falschwerk  waren  dagegen 
die  Zünfte,  wie  gewöhnlich,  nicht  zuständig.  Das  bei  der  Gewerbe- 
schau  angegriffene  Falschwerk  wurde  in  üblicher  Weise  von  den 
Geschworenen  beschlagnahmt  und  vor  Rat  und  Schöffen  end- 
gültig abgeurteilt'. 

Im  Artikel  10  des  zweiten  Stadtrechts  werden  dann  die 
Beziehungen  zwischen  den  Stadtzünflten  und  den  bischöflichen 
Handwerkern  ausführlich  behandelt.  Die  Handwerker,  die  unter 
der  Grundherrschaft  des  Bischöfe  standen,  durften  des  Samstags 
in  der  städtischen  Markthalle  und  an  den  übrigen  Wochentagen 
in  herkömmlicher  Weise  in  den  Strafsen  der  Stadt  ihre  Waren 
verkaufen  und  wurden  hier  als  Einheimische  betrachtet;  um  diese 
Vergünstigung  zu  erlangen,  waren  sie  jedoch  verpflichtel^  in  ihrem 
Betrieb  sich  nach  den  Statuten  und  Ordnungen  zu  richten,  die 
für  die  Stadtzünfte  galten^.  Die  Geschworenen  der  Stadtzünfte 
nahmen  die  Schau  der  auf  städtischen  Boden  eingebrachten 
Waren  vor  und  setzten  für  die  dabei  ermittelten  Übertretungen 
die  Bufsen  selbständig  fest.  Weigerte  sich  ein  bischöflicher 
Handwerker,  die  ihm  von  den  Geschworenen  auferlegte  Bube  zu 
zahlen,  so  sollte  das  bischöfliche  Gericht  ihn  dazu  zwingen  und 
die  Strafe  fUr  die  Geschworenen  einziehen^.  Falschwerk  kam, 
nachdem  die  Gefchworenen   darüber   befunden  hatten,   zur  end- 

gütigen  Entscheidung  vor  Kat  und  Schöffen.  Das  bischöfliche 
ericht  war  dann  berechtigt,  die  Auslieferung  des  bei  bischöf- 
lichen Handwerkern  aufgegriffenen  Falschwerks  zu  beantragen  ^ ; 
jedoch  mufste  zuvor  die  von  Zunft  und  Stadtrat  verhängte  Geld- 


<  Et  qui  en  ces  coses  ou  aucanes  cficelles  entreprendra  et  actaint 
eil  fust,  il  Tamendera  de  XIII  deniers  k  le  baniere  du  mestier  des 
cuveliers.    Thierry  1  S.  253. 

'  Weitere  Angaben  aus  den  Jahren  1317,  1322  und  1327  8.  unten 
S.  159. 

'  Le  gent  de  mestier  de  le  terre  le  vesque,  soient  boalenghier, 
bouchier,  taneur,  sueur,  merchier,  coriier,  sont  tenn  de  warder  les  estatos 
qui  sont  en  leur  meetier,  an  commandement  des  maieurs  dez  banieres, 
Li(]nel  commandement  sont  fait  et  le  doivent  estre  du  coneel  du  grant 
maieur  et  les  esquevins  d'Amiens,  et  doivent  avoir  chele  gent  de  mestier 
leurs  tours  as  estaue,  le  samedi,  par  leur  droiture  paiant,  et  tonte  le  sep- 
maine  contreval  vendre  leurs  denr^s  \k  oü  il  ont  ascouetum^,  sans  faire 
tort  ä  autrui.    Thierry  I  S.  158  Art  10. 

^  £t  8*il  caioient  en  aucune  amende  par  le  raison  de  Tesward  de  leur 
mestier,  et  se  li  eswardeur  dee  mestiers  les  voloient  pugnir  en  levant 
Tamende,  ou  k  faire  che  qu'il  y  appartient,  et  chil  qui  meffait  aroient 
estoient  rebelle,  li  eswardeur  du  meetier  le  doivent  monstrer  k  le  justiche 
le  yesque,  et  le  justice  le  vesque  les  doit  pugnir  en  se  terre  et  est 
ramende  leur.    Thierry  I  S.  158. 

^  Die  Reklamierung  des  Falschwerks  hatte  den  Zweck,  die  Zer- 
störung durch  das  bischöfliche  Grericht  vornehmen  zu  lassen,  ein  Recht, 
das  als  Ausfiufs  der  allgemeinen  Gerichtsbarkeit  angesehen  und,  wie  die 
verschiedenen  Quellstellen  zeigen,  eifrig  gehütet  wiude.    S.  oben  S.  129. 
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strafe  bezahlt  sein  ^  Versagte  das  bischöfliche  Gericht  die 
Rechtshilfe  in  den  Fällen,  wo  solche  verlangt  wurde,  so  sollte 
den  Handwerkern  aus  dem  Orundbesirk  des  Bischo&  nicht  weiter 
gestattet  werden,  ihre  Geschäfte  in  der  Stadt  zu  betreiben.  — 

In  Beauvais  gab  der  königliche  Bailli,  der  den  abwesenden 
Bischof  vertrat,  im  Jahre  1220  den  Bäckern  vier  G^eschworene^, 
die  in  vierzehntägigen  Zwischenräumen  mit  dem  Prevost  von 
Beauvais  die  Brotschau  vornehmen  sollten.  Die  Geschworenen 
beurteilten  das  mindergewichtige  Brot,  das  nach  ihrem  Aussprach 
durch  den  Prevost  beschlagnahmt  wurde  ^.  Der  schuldige  Bäcker 
hatte  ausserdem  eine  Bufse  nach  dem  Recht,  unter  dem  er  lebte, 
zu  zahlen^. 

Die  Irrungen  zwischen  Rat  und  Bischof  von  Beauvab  wurden 
im  Jahre  1276  durch  Schiedsspruch  geschlichtet.  Hierbei  kamen 
auch  die  Streitigkeiten  Über  den  Besitz  des  Tucheigerichts  durch 
Vergleich  zum  Abschlufs.  Der  Vergleich  bestätigte  mat^eli 
den  Tüchern  den  uneingeschränkten  Besitz  des  Gerichts,  während 
dem  Bischof  eine  rein  formale  Mitwirkung  bei  der  Vollstreckang 
des  Urteils  über  Falschwerk  verblieb.  Wenn  die  Geschworenen 
falsches  Tuch  zur  Zerstörung  durch  Feuer  verurteilt  hatten,  so  liefe 
der  Rat  die  zu  verbrennenden  Stücke  auf  dem  Markt  aufschich- 
ten und  Holz  und  Feuer  bereit  stellen.  Die  Anzündung  des 
Holzstolses  war  dagegen  Sache  des  bischöflichen  Gerichts,  das 
zu  diesem  Geschäft  vor  der  dritten  Hora  gehörig  zu  laden  war. 
Erschien  der  bischöfliche  Bote  nicht  bis  nach  dem  Vesperläuten, 
so  erlangte  der  Rat  freie  Verfügung  und  mochte  nach  Bdieben 
die  verurteilten  Stücke  auch  den  Armen  geben  ^.  Die  gleichen 
Formen  waren  zu  beobachten,  wenn  das  Urteil  der  Geschworenen 
nicht  auf  Verbrennung,  sondern  nur  auf  Zerreissung  der  ganzen 


^  Et  86  li  eswardear  des  mestierz  trouvoieDt  as  estaus  par  dedeos 
le  ville,  OQ  sans  estaus,  denrr^  appertement  misee  k  reute,  ou  qui  fiiifiaent 
souspechonnensez  sans  mettre  k  vente,  li  eswardeor  du  mestier  les  por^ 
roient  arrester  et  venir  au  maieur  et  as  esquevins,  et  seroient  les  denr^es 
pQgnies  selonc  leur  fourfaiture,  et  selonc  cne  qu'il  le  eonverroit  faire,  si 
eomme  on  a  acoustamd  d'usage;  ne  en  ehest!  cas  le  gent  le  veeque 
n'aroient  mie  les  deiT^  de  leurs  homes  ne  Famende,  fors  pour  Pamende 
paiant,  lequele  amende  seroit  £  chiaz  ä  qni  eile  appartenroit  selonc  usasre. 
5^hierry  1  S.  159.  ^  ry-  «^ 

'  Eli^ntnr  de  consilio  bolengarionim  quataor  bolengarii  probiores 
ville  qui  smgulis  qaindenis  eant  cum  preposito;  et  prepositos,  de  consilio 
eorum,  capiat  panes  qui  venduntur  ad  minus  rationabiies.  Lab  an  de  8.  288. 

^  Et  si  inventi  nierint  non  esse  rationabiies,  emendet  illud  bollengarius 
lege  qna  vivit;  et  si  secundo  inventus  fuerit  in  hoc  deliquisse,  similiter 
emendet  ea  le^  qua  vivit.  Insnper  ille  qui  secundo  emendavit,  non  vendat 
in  quindenam  in  villa  in  penam.    Labande  S.  288. 

^  Et  si  pannam  inveniunt,  in  quo  sit  talis  c^efectus  quod  secundam 
suum  esgardium  sit  ardendus,  major  et  pares  dictum  pannum  afierri  fiacient 
in  mercato  Belvacensi  et  ligna  et  ignem  ad  ipsum  ardendnm;  et  acire 
facient  infra  horam  tertiam  justitie  episcopi  apud  Belvacum  commoranti, 
ut  veniat  ignem  in  lignis  positura  pro  dicto  panno  ardendo.  Labande 
S.  305. 
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Stücke  in  kleine  Abschnitte  lautetet  Irgend  ein  materielles  Ein- 
spruchsrecht stand  dem  bischöflichen  Gerieht  nicht  zu.  — 

In  Reims  haben  die  Vorsteher  des  Tucheramtes  das  Recht, 
fehlerhaftes  Tuch  selbständig  und  unter  Zuziehung  rechtschaffener 
Männer,  die  von  den  Tuchervorstehern  selber  berufen  werden, 
abzuurteilen^«  —  In  Chartres  bestanden  fünf  alte  Ämter,  die 
nach  Art  der  Pariser  Magisterien  jeweils  die  arbeitsteiligen 
Handwerke  unter  einem  Amt  zusammenschlössen.  In  derselben 
Weise  wie  dort  sind  dann  aus  den  Ämtern  die  einzelnen  selb- 
ständigen Zünfte  herausgetreten^«  Der  Magister  des  Eürschner- 
amtes  wird  in  einer  Urkunde  des  Jahres  1189  genannt.  Nähere 
Angaben  über  den  Um&ng,  den  die  mit  den  Magisterien  ver- 
bundene Gerichtsbarkeit  im  dreizehnten  Jahrhundert  hatte,  sind 
uns  jedoch  nicht  erhalten. 

In  Chälons  bildet  das  Gericht  über  das  Tuchergewerk  den 
Gegenstand  eines  endlosen  Streites,  von  dem  wir  schon  oben 
hörten  ^.  Sowohl  der  Bischof  wie  die  Tucher  erhoben  Anspruch 
auf  ungeteilten  Besitz  des  Gerichts,  dem  die  gesamte  Tuchmaäierei^ 
einschliefslich  aller  Teilgewerbe ^,  unterstand^. 

Die  Ordnung  flir  das  Tuchergewerbe  wurde  im  Jahre  1243 
au%ezeichnet^;  im  Jahre  1245  erteilte  Bischof  Gottfried  von 
ChMons  eine  grofsenteils  wortgetreue  Bestätigung,  die  zugleich 
mit  einer  Reihe  von  Zusätzen,  hauptsächlich  über  das  Strafmab 
und  über  den  Strafvollzug,  versehen  wurde  ^.  Bald  darauf  brachen 
die  Streitigkeiten  zwischen  Bischof  und  Bürgerschaft  aus.  Die 
Schlichtung  wurde  dem  königlichen  Parlament  angetragen,  das 
an  Ort  und  Stelle  eine  Untersuchung  über  den  Stand  der  Gerichts- 
barkeit vornehmen  liefs^. 

Die  Ordnung  von  1243  unterscheidet  wie  üblich  zwischen 
Übertretung  und  Falsch  werk.  Eine  rein  mechanische  Abgrenzung 
beider  Grade  des  gewerbUchen  Vergehens  wird  für  die  Fehler 
in  der  Kette  gegeb^.     Die  Zahl  der  EettMen  ist  bei  den  em- 


1  Et  81  defectos  panni  non  sit  tantus  quod  propter  hoc  judicari 
debeat  ad  ardendum,  ai  pzedicti  probi  homines  dicant  quod  scindi  debeat, 
major  et  pares  dictum  pannom  affeni  facient  in  mercato  Belvacensi,  et 
Bi^ificabunt  infra  horam  terdam  luBtitie  episcopi  Belvacensis,  ut  veniat 
Betflsara  dictum  pannuEO.    Labande  S.  80ö. 

*  Qua  se  li  maistres  treovent  aog  drap  oü  il  y  ait  a  dire  li  maiatre 
ponront  prendre  et  jugier  par  eulx  et  par  conseil  de  bonnes  gens  auelz 
qao  ilz  voaront  appeller  et  eans  appeller  celuy  ä  oui  le  drap  sera.  Sehteds- 
romch  in  dem  »treit  zwiachen  Tachem  und  Webern,  Varin  adm.  I 
8.  1074  (A.  1292).  , 

»  Mag.  u.  FnX,  S.  117. 

*  STS.  33. 

»  S.  oben  S.  93. 

*  £b  handelt  sich  also  hier  nicht  um  die  geteilte  Gerichtsbarkeit, 
sondern  um  den  ungeteilten  Besitz  des  Grerichts. 

^  Vaterl.  A.  S.  134  ff, 
8  Vaterl.  A.  S.  136  ff. 
»  A.  d.  P.  I  S.  310.    Vgl.  auch  Mag.  u.  Frat  S.  114  f. 
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«einen  Tuchsorten  nach  Hunderten  statutarisch  vorgeschrieben, 
also  zwanzig  Hundert,  sechszehn  Hundert,  zwölf  Hundert  u.  s.  w. 
Drei  Kettfilden  hatte  nun  der  Weber  frei;  fehlten  mehr  als  drei 
Fäden  der  Kette,  so  war  ftir  jeden  weiteren  ausgelassenen  Faden 
eine  Bufse  von  sechs  Denaren  zu  zahlen.  Wenn  hundert  Fäden 
oder  darüber  fehlten,  so  galt  die  Arbeit  als  Falschwerk  und  das 
Tuch  sowohl  wie  das  Arbeitsgerät  des  Handwerkers  wurden 
verbrannt  ^  Geschulterte,  d.  i.  an  den  Enden  besser  als  in  der 
Mitte  gearbeitete  Stücke  wurden  gleichfalls  als  Falschwerk  ange- 
sehen und  vernichtet  *.  Als  Strafen  werden  genannt  für  die  Über- 
tretung fünf  Solidi,  bei  Falschwerk  Vernichtung  der  Ware,  Unter- 
sagung  des  Gewerbes  fiir  Jahr  und  Tag  und  Bufse  bis  zu  hundert 
Solidi«. 

Die  Geschworenen  urteilten  selbständig  und  endgiltig  in  allen 
Gewerbesachen,  sowohl  bei  Übertretung  wie  bei  Falschwerk*. 
Falsche  Ware  wurde  nach  dem  Wahrspruch  der  Geschworenen 
verbrannt.  Bei  der  Vollstreckung  des  Urteils  mufste  jedoch  ein 
Beamter  des  bischöflichen  Gerichts  zugezogen  werden.  Mit  der 
Einschränkung,  dafs  diese  Form  beobachtet  werde,  ^kennt  die 
Ordnung  von  1245  die  selbständige  Gerichtsbarkeit  der  Tucho- 
an.  Etenso  wird  in  der  Untersuchung  des  Parlamente  von  1250 
durch  Zeugenvernehmung  festgestellt,  da(s  die  Justitia  combus- 
tionis von  den  Tüchern  ausgeübt  wiu*de,  unter  Zuziehung  eines 
bischöflichen  Beamten  beim  UrteüsvoUzug*^.  In  der  Tucher- 
ordnung  von  1245  bestätigt  der  Bischof  selber,  dafs  ihm  k^erlei 
materielle  Gerichtsbarkeit  und  kein  Anspruch  auf  Strafgelder 
gegenüber  dem  Tuchergericht  zustehe®. 


1  La  laine  en  XX  doit  estre  tout  plaine  III  filz  mains ,  et  s'il  en 
faut  plus  de  III  filz  il  est  meffaiz  et  chascuns  fiz  doit  VT  den.  et  a*ii 
en  faut  C  fiz  et  plus  il  doit  estre  ai  b,  es  li  mestiers  et  toz  li  hames  aumnt. 
Vaterl.  A.  S.  187. 

*  On  doit  ardoir  les  dras  espaulez  de  II  parz.  Vaterl.  A.  ä.  137. 
8.  dagegen  oben  S.  138  Anm.  6,  S.  145  Anm.  1. 

*  Kt  eil  qui  aaera  me&it  de  perdre  Tostel,  doit  perdre  Tostel  I  an 
et  1  jor  par  les  raisons  deuant  dites  et  doit  rendre  C  solz  as  esgardearB 
au  rentier  ens.    Vaterl.  A.  S.  139. 

*  Tuit  tainturier  qui  taignent  dras  vers  et  branetes  doiuent  metre 
VI  Ib  d'alnn  au  mains  en  chascun  drap  de  mqjson  et  chasqae  ij  draf 
nouele  eaue  et  nonele  waudee,  et  qni  no  fait  il  doit  rendre  le  damage  par 
les  es^rdeurs  on  on  ne  taint  mie  k  lui.  Vaterl.  A.  S.  138.  Et  eil  i 
anoit  nome  nul  qui  meffeist  k  ces  choses  deuant  dites,  il  ne  uenderoit  mie 
en  ia  hale  de  chaalons  deuant  qu'il  Taueroit  amendd  par  lee  esgardems 
de  la  draperie  pHr  la  raison  des  amendes  deuant  dites,  ne  ces  amendes 
ne  puet  on  plus  haut  leuer.  S.  139.  Die  Stelle  ist  im  Druck  der 
Vaterl.  A.  unverständlich  infolge  Auslassens  einiger  Trennungszeichen 
und  Interpunktionen. 

"^  Quod  justiciam  draparie  burgenses  exercuerint  probatur  per  maltos 
testes.  Quod  Justiciam  combustionis  exercuerint  mandato  episcopi  Yocato 
probatur  per  VIL    A.  d.  P.  I  S.  311. 

^  Et  de  toutes  ces  choses  devant  dites  nos  ni  avons  oquison  amende 
ne  justice.    Vaterl.  A.  S.  139. 
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Die  Streitigkeiten  zwischen  Bischof  und  Bürgern  kamen 
während  des  dreizehnten  Jahrhunderts  nicht  mehr  zum  Austrag 
und  wurden  erst  im  Jahre  1321  durch  Schiedsspruch  beigelegt  ^  — 

In  den  Statuten  von  Saint-Omer  wird  die  Gerichtsbarkeit 
der  Textilgewerbe  eingehend  behandelt.  Das  Gewerbegericht  ist 
dem  öffenuichen  Gericht  in  jeder  Weise  angegliedert  und  steht 
unter  dem  Stadtrat.  Die  Gerichtsbarkeit  im  Textilgewerbe  ist 
eme  zwiefache;  die  des  Meisters  der  Tuchhalle,  und  die  der 
Zünfte. 

Das  Gericht  des  Meisters  der  Tuchhalle  (majeur  du  caltre^, 
maieur  des  marchans^)  war  zuständig  für  Klagen  wegen  vor- 
entnaltener  Arbeitslöhne  und  rückständiger  Forderungen  im  Tucher- 
gewerbe  *,  Der  Meister  konnte  das  Erscheinen  der  Vorgeladenen 
durch  eine  Bufse  von  drei  Solidi  erzwingen^.  Das  Zunftgericht 
war  zuständig  in  allen  Gewerbesachen,  insbesondere  in  den  Fällen, 
die  aus  der  Gewerbeschau  hervorgingen.  Die  Strafgelder  gehörten 
der  Stadt;  der  den  Zünften  zugebilligte  Anteil  wurde  den  Ge- 
schworenen nach  Ablieferung  und  Verrechnung  der  Gelder  durch 
den  Bat  zurückgegeben®.  — 

Den  bis  hierher  besprochenen  Statuten  und  Urkunden  haben 
wir  noch  die  seit  dem  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  vor- 
genommenen Neuprivilegierungen  anzureihen. 

Die  erste  völlig  aus  dem  Neuen  geschaffene  Zunft  ist  die 
der  Weber  zu  Eitampes,  denen  im  Jahre  1204  gegen  ^en  festen 
•Amtszins  die  Befreiung  von  den  grundherrlichen  Lasten  und  die 
Selbstverwaltung  nach  dem  Vorbild  der  Magisterien  gewährt 
wurde''.  Das  den  Webern  eingeräumte  Gericht  umfafst  alle 
Klagesachen,  ausgenommen  das  Gericht  über  Blutrunst.  Die 
Haltung  des  Gerichts  ist  vier  von  der  Handwerksgemeine  ge- 
wählten Geschworenen  übertragen®.  —  Mit  den  gleichen  Vor- 
rechten wurde  im  Jahre  1217  durch  königliches  Privileg  in  Pontoise 
eine  Bäckerzunft  gestiftet.  Der  Zunft  wurde  ein  eigener  Magister 
vorgesetzt,  der  allein  das  Gericht  über  die  Bäcker  haben   sollte, 


i  S.  unten  S.  160. 
«  Giry  S.  341. 
3  Giry  S.  346. 

*  Quant  plainte  vient  deyant  ans  des  saieurs.  des  tondeors  et  de 
toates  aatres  gene  ki  4  le  draperie  afierent,  ke  if  ne  puen  avoir  leur 
urgent  u  lenr  serviche  k  le  maison  des  osteliera,  11  maieur  lenr  pnent  de- 
fendre  leur  ovra^e  et  aresteir  les  dras  k  le  maison  des  tainteiiers,  des 
tondeors  et  des  licheors,  et  partout  \k  u  les  troveroient;  Giry  S.  559 
Art  650.    Vgl.  aucli  Art  651. 

^  Li  maieur  des  marchans  peat  pandeir  de  III  s.  chans  ke  ne  vienent 
ä  lenr  mant    Giry  S.  559  Art.  649.    Vgl.  auch  Art.  652. 

*  Et  vouB  dist  on  ke  qnant  les  amendes  seront  apertei  k  le  hale  et 
livrei  as  eskevins  sns  et  registrei,  li  corier  aront  les  amendes  com  on  a 
nsei  dnskes  k  eres.    Giry  S.  540  Art.  496.    Vgl.  auch  oben  S.  130. 

'  Mag.  u.  Prat  R.  121. 

«  Mag,  u.  Prat  S.  238.  P  ooalo 
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unter  gänsBÜchem  Ausschluia  des  Pjrevost  oder  irgend  eines  andern 
königlichen  Beamten  ^  — 

Den  Fleischern  von  Orleans  wurden  im  Jahre  1220  zwei 
Magistri  g^eben ;  doch  ist  über  deren  Zuständigkeit  nichts  ge- 
sagt^. —  In  Provins  hatten  bis  zum  Jahre  1269  Prevost  und 
Bürgermeister  das  Gericht  über  das  Bäckergewerbe.  Die  Bäcker 
selbst  hatten  bis  dahin  keine  zunftmälisigen  Organe.  Prevost 
und  Bürgermeister  benutzt^i  ihre  Befugnifs,  um  die  Bäcker  in 
gewissenloser  Weise  zu  bedrücken  und  auszubeuten.  Das  Privileg 
sagt,  dals  „Prevost,  Bürgermeister  und  ihre  Beamten  des  öfteren 
das  ausgelegte  Brot  beschlagnahmten,  nicht  zu  Nutz  und  Besserung 
des  Handwerks,  sondern  um  der  Strafgelder  willen"^.  Den 
Bäckern  wurden  deshalb  drei  Geschworene  verliehen.  Das  Gericht 
wurde  den  Beamten  abgenommen  und  diesen  Geschworenen  über- 
tragen, die  endgültig  alle  Gewerbesachen  im  Bäckerhandwerk 
aburteilen  sollten^.  An  der  Verteilung  der  Strafgelder  selbst 
wurde  nichts  geändert;  das  Erträgnis  verblieb  denen,  die  vor 
dem  Erlals  des  Privilegs  zum  Empfang  berechtigt  waren.  — 

Die  den  Bäckern  von  Pontoise  im  Jahre  1217  bewilligte, 
den  alten  Ämtern  nachgebildete  Eximierung  ist  die  letzte  ihrer 
Art  geblieben.  Seit  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  findet 
eine  derartige  Verleihung  von  Jurisdiktionsrechten  bei  Neuprivfle- 
gierungen  von  Zünften  in  keinem  Fall  mehr  statt  Die  allge- 
meine Verwaltung  und  das  öffentliche  Recht  hatten  sich  so  weit 
aasgebildet,  dafs  es  zur  Herstellung  einer  selbständigen  Recbts- 
pdege  für  die  Handwerker  keiner  Exemtion  mehr  bedurfte.  Es 
beginnt  jetzt  die  entgegengesetzte  Bewegung,  die  eine  Beseitigang 
der  Sondergerichte  anstrebt  und  das  Gewerbegericht  unmittdbar 
dem  öffentlichen  Gericht  angliedern  will. 


Die  Angaben  der  voraufgehenden  ftinf  Kapitel  seien  hier 
kurz  in  einigen  Sätzen  zusammengefafst. 


^  Pro  volootate  vero  noetra  proyidebimns  eis  magistram  cni  res- 
pondeant  et  pro  quo  se  justicient  et  pro  nullo  alio  nee  pro  rrepouto  neMjae 

ßro  serviente  aliquo  salvis  redditibos  Prepositare  nostre  et  salyo  jure 
»roconis  de  Meriaco.    Ord.  11  S.  308. 

^  Dao  emnt  magistri  caroificum  et  qui  enmt  magistri  uno  anno  non 
eront  magistri  alio  anno,  nisi  de  voluntate  camificonL    Ord.  11  S.  810. 

3  Comme  li  boolengier  ou  li  Thalamerier  de  nostre  Tille  de  Provins 
fenssent  plainüf  k  Nous  que  Ten  prenoit  trop  souvent  leuis  paiiis;  ne  mie 
pour  le  mestier  amender  ne  ponr  le  common  profBt  de  la  ville;  maix 
pour  lez  amendes  avoir.    Ord.  4  S.  534. 

*  Nous  pour  le  commnn  bien ordonnons  que  li  prevoss  ne  li 

maires  ne  leurs  sergens  ne  pranront  plus  le  pain  si  oomme  u  souloient; 
ains  7  seront  establi  trois  preudomme  de  par  Kous  ou  de  par  ceulx  qui 
demoureront  en  nostre  lieu;  qui  Nous  jureront  que  bien  et  lojalment  il 
garderont  le  mestier  au  proufiat  des  bonnes  gens  de  la  ville  et  des  boulen- 
giers ;  et  que  eil  troys  puissent  nrandre  le  pain  tontes  foiz  que  il  s^auront 
et  verront  que  il  sera  mestier.    Ord.  4  S.  534. 
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Die  hauptsächlichBten  Träger  des  Gewerbereohts  um  die  Mitte 
des  dreisehnten  JahrbundertB  sind  die  Verbände  der  Handwerker, 
die  sieb  nacb  ibrer  Stellung  und  ibrem  Recbt  in  alte  Ämter  und 
in  Zünfte  scbeiden.  Im  wesentlicben  besitzen  diese  Handwerker- 
schaften gleicbmäfsig  das  Recbt,  die  Bedingungen  fUr  die  Auf- 
nabme  in  die  Verbände,  sei  es  für  die  Meister,  Gesellen  oder 
Lebrlinge,  einseitig  festzusetzen.  Miüsbräuche  sind  bierbei  nocb 
nicbt  wabjrnebmbar;  die  zuwandernden  Handwerker  werden  willig 
aufgenommen;  der  Betrieb  der  aufserbalb  des  Verbandes  steben- 
den  Unzünftigen  wird  nicbt  mit  Mifsgunst  betrachtet  Der  Eintritt 
in  die  Verbände  ist  durch  keine  übermälsige  Gebühr  erschwert. 

Das  Handwerk  besitzt  das  Recbt  der  Selbstsatzung  und  der 
Selbstverwaltung.  Vermöge  dieser  Stellung  wird  das  Handwerk 
in  erster  Reibe  zum  Schöpfer  des  materiellen  Gewerberechts. 
Der  Betrieb  des  Gewerbes  beruht  auf  Vorschriften,  die  nur  zu 
einem  geringen  Teil  aus  einseitiger  obrigkeitlicher  Verordnung, 
in  der  Hauptsache  aber  aus  der  Selbstsatzung  des  Handwerks 
hervorgeben.  Die  Beftignisse  der  Selbstverwaltung  erstrecken 
sich  mit  gleicher  Machtvollkommenheit  auf  das  Innere  des  Hand- 
werks, wie  auf  die  Gesamtheit  der  Verkehrsbeziebuneen.  Das 
weite  Gebiet,  das  der  Begriff  der  gewerblichen  Polizei  umfafst, 
ist  im  wesentlicben  den  Organen  der  Handwerkerschaft  anver- 
traut, deren  Thätigkeit  flir  einen  geregelten  Verkehr  unentbehr- 
lich ist. 

Die  höchste  Verkörperung  findet  das  Verbandsrecht  des 
Handwerks  in  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit.  In  der  Stellung 
des  Gerichts  zeigt  sich  die  Entstehung  und  Entwicklung  des  Zunft- 
wesens am  deutlichsten  .ausgeprägt.  Der  weite  Abstand  zwischen 
dem  Recht  der  alten  Ämter  und  dem  der  Zünfte  tritt  hier  am 
schärfsten  hervor;  femer  wird  auf  diesem  Gebiet  zuerst  der  Um- 
schwung erkennW,  der  sich  seit  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts in  den  Beziehungen  zwischen  der  allgemeinen  Verwaltung 
und  den  Handwerkerverbänden  vorbereitet 

Die  alten  Ämter,  auf  einer  Exemtion  gegründet,  umfassen 
durchweg  die  starkbesetzten,  an  Zahl  und  Bedeutung  hervor- 
ragenden Betriebe.  Sie  haben  ihr  Sonderrecht,  das  ihnen  unter 
eanz  anderen  administrativen  Verbältnissen  erteilt  war,  mebr£GuJi 
behauptet  und  sehen  sich  deshalb  während  des  dreizehnten  Jahr- 
bonderts  wiederholten  Angriffen  des  Beamtentums  ausgesetzt 
Die  Zünfte  dagegen  sind  dem  allgemeinen  Geridit  angegliedert 
und  üben  die  Gerichtsbarkeit  aus  als  Specialgerichte  für  Gewerbe- 
sacben  und  Handwerksangelegenbeiten.  m  den  Städten  mit 
königlicher  Verwaltung  stehen  die  Zünfte  unter  dem  Prevotal- 
gericht;  in  den  übrigen  Städten  unter  gräflichen  und  bischöf- 
lichen Beamten  oder  unter  dem  Stadtrat. 
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Zweiter  Abschnitt, 


Erstes  Kapitel. 

Gesetze  und  Statuten  von  1301  bis  1350. 


Die  Verwaltung  des  Gewerbewesens,  wie  wir  sie  zuvor  schil- 
derten, giebt  uns  ein  genaues  Bild  der  administrativen  Zustände 
im  dreizehnten  Jahrhundert.  Nirgends  besteht  ein  allgemeines 
Recht,  wie  es  der  Staatsgedanke  verlangt;  die  gesamte  Ver- 
waltung beruht  auf  vereinzelten,  persönlich  und  örtlich  begrenzten 
Jurisdiktionsrechten. 

In  Frankreich  beginnen  seit  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts die  Versuche,  die  Handwerkerverbände  fester  in  den 
allgemeinen  Amtsorganismus  hereinzuziehen.  Das  Sonderrecht 
der  alten  Ämter  wird  bekämpft.  Die  weitgehenden  Privilegierungen 
von  Zünften  gelten  nunmehr  als  unvereinbar  mit  dem  Amtsrecht 
der  allgemeinen  Verwaltung.  Andererseits  aber  versuchen  die 
Handwerker  seit  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  eine 
unmittelbare  Beteiligung  am  politischen  Regiment  zu  erlangen 
und  ihre  Bestrebungen  in  immer  von  neuem  wiederholten  Zunft- 
unruhen durchzusetzen.  Mit  dem  Anbruch  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts standen  sich  Königtum  und  Handwerk  in  veränderter 
Stellung  gegenüber.  Es  mulste  sich  nunmehr  entscheiden,  in 
welcher  Form  die  gewerbliche  Verwaltung  mit  dem  herauswach- 
senden Staatsorganismus  verbunden,  in  welcher  Weise  das  Gewerbe- 
recht der  aufstrebenden  Staatsgewalt  eingegliedert  werden  sollte. 
Die  Entscheidung  fiel  unter  der  Herrschaft  der  ausgreifenden 
staatlichen  Entwicklung,  deren  Gang  und  endliche  Ziele  wir 
zuvor  ^  geschildert  haben. 

Auf  dem  Gebiet  des  staatlichen  Gewerberechts  war  nunmehr 
noch  Alles  neu  zu  schaffen.  Die  dem  Königtum  gestellte  Auf- 
gabe war   hier   besonders   schwierig;    denn  es   fehlte  an  jedem 


1  S.  oben  S.  13  ff. 
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Rechtssatz,  auf  den  sich  die  Regelung  des  Gewerbewesens  im  be- 
sondem  hätte  gründen  lassen.  Weder  das  alte  Staatsrecht  noch 
die  fremden  Rechtssysteme  boten  gerade  für  diesen  Zweck  eine 
unmittelbare  Handhabe.  Der  mittelalterlichen  Rechtsanschauung 
vollends  war  es  in  jeder  Weise  fremd,  dals  man  das  Gewerbe- 
wesen einheitlich  behandeln  und  ordnen  könne.  Jedes  Recht 
und  jede  Ordnung  im  Gewerbe  beruhte  auf  der  Begründung  für 
den  einzelnen  FaO  und  ^  das  einzelne  Gewerbe. 

Gröfser  als  auf  allen  andern  Verwaltungsgebieten  waren 
deshalb  im  Gewerbewesen  die  Hindernisse,  die  sich  einer  staat- 
lichen Bethätigung  entgegenstellten.  Eb  waren  hier  überdies 
nicht  blofs  rechtliche  Schwierigkeiten  zu  überwinden;  sondern  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  und  die  allgemeine  Überzeugung,  die 
das  Vordringen  der  Monarchie  sonst  auf  vielen  Gebieten  *  förder- 
ten, waren  hier  der  einheitlich  -  staatlichen  Regelung  durchaus 
entgegen.  Allgemeine  Verordnungen  in  der  gewerblichen  Ver- 
waltung waren  noch  völlig  unbekannt  zu  einer  Zeit,  als  auf  dem 
Gebiet  der  Rechtspflege  und  der  Finanzen  längst  die  Grundzüge 
einer  staatlichen  Gesetzgebung  vorhanden  waren. 

Unter  Philipp  IV.  kam  es  zu  den  ersten  Zusammenstöfsen 
gröfserer  Bedeutung  zwischen  Königtum  und  Handwerkern.  Die 
Niederwerfung  der  lokalen  Aufstände  und  die  im  Zusammenhang 
hiermit  verfugte  Aufhebung  der  Bruderschaften  hatten  indes 
keine  dauernden  Folgen.  Auch  boten  diese  Vorgänge  nicht 
unmittelbar  den  Anlaüs  zu  Verordnungen  allgemeinen  Charakters. 

Den  Ausgangspunkt  der  staatlichen  Eingriflfe  in  die  Ver- 
waltung des  Gewerbewesens  bildet  vielmehr  eine  Ordonnanz 
Philipps  IV.  vom  7.  Juli  1307.  Von  der  Ordonnanz  war  bis 
in  die  neuere  Zeit  nur  die  Thatsache  ihrer  Emanierung  und  der 
wichtige  Artikel  57  bekannt.  Der  vollständige  Text,  im  Jahre 
1876  veröffentlicht^,  ist  in  den  litterarischen  Bearbeitungen 
bis  jetzt  fast  gänzlich  unbeachtet  geblieben^.  Die  Ordonnanz 
ist  indes  nicht  allein  an  sich  von  grofser  Bedeutung,  sondern 
ihre  Einreihung  gestattet  erst,  die  Entwicklung  der  staatlichen 
Gesetzgebung  über  das  Gewerbewesen  in  geschlossener  Folge 
darzustellen.  Insbesondere  flLr  die  Beurteilung  der  bekannten 
Ordonnanz  Johanns  H.  von  1351^  bietet  das  Edikt  von  1307 
die  wesentliche  Unterlage. 

Die  Ordonnanz  von  1307  umfafst  58  Artikel  •,  sie  stellt  sich 
hierdurch  als  eines  der  gröfseren  Reformedikte  Philipps  IV.  dar. 
Von  den  grofsen  reformatorischen  Verwaltungsgesetzen  des  Königs 
unterscheidet  sich  die  Ordonnanz  grundsätzlich  durch  die  Absicht 

1  Durch  Jules-Marie  Richard,  Bist.  d.  P.  II  S.  180  ff. 

2  Fagniez,  Jod.  erwähnt  sie  S.  60  Anm.  Sie  fehlt  dagegen  in  der 
Ausgabe  von  Lespinasse  Met.;  nur  der  Artikel  57  (Lehrlingswesen 
und  Nachtarbeit)  ist  in  einem  Transsumpt  des  Jahres  1822  aufgenommen. 
Mit  I  S.  1. 

•  S.  unten  2.  Kap.  ^         .  j 

Digitized  by  VjOOQIC 


152  xvn  2. 

rein  Ortlicher  Fassung  und  Geltung.  Nur  die  Zustände  der 
Stadt  und  Umgebung  von  Paris  sollten  durch  sie  geregdt  werden. 
Die  äufseren  Umstände,  die  zum  Erlafs  des  Gesetzes  ftlhrten, 
sind  gekennzeichnet  durch  die  fortdauernde,  zu  bedenklicher 
Höhe  gestiegene  Teuerung  der  Lebensmittel^  der  eine  allgem^^eine 
Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  der  Waren  gefolgt  war.  Über 
die  beobachteten  Formen  ist  insbesondere  zu  bemerken,  dafs  das 
Gesetz  ausdrücklich  auf  die  dringende  Bitte  der  Pariser  Büi^ger 
zurückgeführt  wird,  und  dafs  die  einzelnen  Bestimmungen  auf 
den  Vorschlag  und  das  Gutachten  des  Prevost  und  der  Bürger  ^ 
gegründet  werden. 

Von  den  58  Ärtikehi  des  Edikts  beschäftigen  sich  46  mit 
dem  Gewerbewesen.  Die  übrigen  zwölf  enthalten  Tarife  ftlr  die 
Notare  und  Gerichtsdiener,  deren  Gebührensätze  für  schrifUiche 
Ausfertigungen,  Verträge,  Zeugenvernehmungen  und  Wegegeld«" 
genau  festgesetzt  werden.  Auch  wird  bestimmt  dafs  eine  Gdd- 
schuld,  die  der  Gläubiger  zehn  Jahre  nach  Verfall  nicht  gemahnt 
hat,  als  verjährt  gelten  soll*. 

Die  auf  das  Gewerbe  bezüglichen  Vorschriften  sind  haupt- 
sächlich polizeilichen  Inhalts.  Das  Gesetz  will  im  wesentlichen 
eine  Zusammenfassung  solcher  Bestimmungen  geben,  die  geeignet 
sind,  einer  Teuerung  zu  begegnen  und  eine  ausreichende  und 
biUige  Marktversor^ung  zu  gewährleisten. 

Für  den  Marktverkehr  werden  die  uns  bekannten  Vor- 
schriften verzeichnet;  es  sind  das  Gebot  der  Marktbeschickung, 
und  die  Verbote  des  Aufkaufs^.  Die  Stadtfremden  sollen  ihre 
Waren  unmittelbar  nach  den  Hallen  und  Märkten  bringen  und 
sie  nur  dort,  und  nirgend  anders  verkaufen.  Das  Abfassen  der 
auf  dem  Wege  zur  Stadt  befindlichen  Fremden  ist  verboten*. 
Der  Zwischenkauf*  wird  insbesondere  untersagt  bei  Brennholz, 
Kohle,  Heu  und  Ziegelsteinen*. 

Unter  den  Nahrungsmitteln  werden  behandelt  Brot,  Getreide, 


1  Unten  S.  154.  Das  Parlament  hielt  ea  bei  der  Auafertigung  für 
angezeigt,  von  seiner  Gepflogenheit  des  Gebrauchs  der  lateinischen  Sprache 
abzugehen  und  sich  der  französischen  Sprache  zu  bedienen;  es  rechtfertig 
diesen  Bruch  der  Überlieferung  durch  besondere  Gründe.  —  Auch  im 
Jahre  1345  wurde  bei  dem  gleichen  Anlafs  noch  eine  Verwahrung  für 
notwendig  gehalten.    M^t  lU  S.  308. 

'  Que  nnl  lombart  ou  usurier  commun  qui  aura  lettres  de  debtes 
sur  aucunnes  personnes  dont  le  terme  sera  passä  et  Tanra  gard^  diz  anz 
sanz  demander  sa  debte,  les  diz  anz  pass^.  ne  pulsse  estre  ouis  en 
aucunnes  chosee  de  riens,  et  que  lors  la  debte  de  lobligacion  soit  tenne 
pour  nulle.    Hist.  d.  P.  S.  138  Art  45. 

«  8.  oben  S.  112. 

*  Hist.  d.  P.  2  S.  186  ff.  Art.  8,  9,  24,  31,  85  und  43.  Die  Be- 
stimmungen sind  im  wesentlichen  dem  L.  d.  M.  Tit  100  und  101  und 
Depping  S.  423  entnoumien. 

*  S.  oben  S.  114  f.  ,,..,... 

«  Art.  26,  28,  31,  34.  Die  Vorschriften  sind  fast  wörtlich  die  gleichen 
wie  die  oben  S.  117  Anm.  1  f.  citierten.  C^r\r\ri]o 
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fluche  and  Wein.  Den  Weinwirten  wird  ein  fester  Tarif  vor^ 
geschrieben,  den  sie  nicht  überschreiten  dürfen  ^.  Für  den  Fisch- 
faandel  wird  die  Beobachtung  der  Statuten  des  Livre  des  Mötiers 
eingeschärft,  und  eine  Reihe  von  Zusätzen  wird  ihnen  hinzuge* 
fägt ^.  Für  die  GetreidemüUer  wird  ein  fester  MahUohn  angesetzt^. 
Brot  soll  nach  Gewicht  verkauft  werden^;  zur  Ausübung  der 
Brotschau  sollen  Bürger,  die  nicht  dem  Bäckerhandwerk  ange- 
hören, den  Bäckergeschworenen  beigeordnet  werden^. 

Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dafs  die  Ordonnanz 
unter  den  notwendigen  Nahrungsmitteln  nur  Brot,  Getreide  und 
Fische  —  die  letzteren  am  ausführlichsten  —  behandelt.  Fleisch 
wird  gar  nicht,  Geflügel  nur  gelegentlich  bei  dem  Verbot  des 
Vorkaufs  berücksichtigt.  Der  Vorganc^  ist  nicht  vereinzelt.  Auch 
das  früher  erwähnte  Verbot  wider  den  Zwischenkauf  im  Stadt- 
recht von  Etamp^  betrifil  nur  den  Handel  mit  Fischen  und 
Brot,  bezw.  mit  Wein ;  die  Marktordnung  des  königlichen  Bailli 
für  Beauvais  behandelt  ebenfalls  nur  den  Marktverkehr  in  Brot 
und  Fischen®.  Die  Fischnahrung  war  fllr  jene  Zeit  von  be- 
sonderer Bedeutung  wegen  der  strengen  Fastenvorschriften,  wurde 
aber  auch  sonst  reichlicher  genossen  in  Folge  des  gröfseren  Fisch- 
bestandes der  Gewässer. 

Der  Tarifierung  werden   femer  unterworfen   die  Geschäfts- 

Eewinne  und  Arbeitslöhne  der  Schneidermeister  und  der  Gesellen ''. 
He  Unvereinbarkeit  des  Maklergewerbes  mit  dem  Gewerbe  eines 
selbständigen  Händlers  wird  mehrfach  ausgesprochen^.  —  Alle 
diese  Bestimmungen  enthalten  keinerlei  materielle  Neuerung;  be- 
deutungsvoll ist  nur  die  formale  Neuerung,  die  in  dem  einseitigen 
Srlafs  des  Gesetzes  durch  den  König  besteht. 

Eünen  grundsätzlichen  Eingriff  in  das  Zunftrecht  unternimmt 

1  Art.  4. 

«  Art.  5  bifl  24. 

»  Art.  3. 

^  Art  1  und  2.  Ferner  soll  den  stadtfremden  Bäckern  gestattet 
werden,  an  anderen  aU  an  Markttagen  nach  der  Stadt  zu  kommen,  „wo- 
fern nicht  die  Pariser  Bäcker  ein  entgegenstehendes  Privileg 
besitzen^.  Dieses  uns  bekannte  Privileg  der  Pariser  Bäcker  (s.  oben 
S.  119)  war  von  Philipp  IV.  selbst  im  Jahre  1305  aufj^ehoben  worden 
(Met.  I  S.  198  Art.  3).  Die  Aufhebung  scheint  also  auf  Widerstand  ge- 
stofsen  und  nicht  zur  DurchfUhning  gelangt  zu  sein. 

^  Gemäls  dem  Parlamentsentscheid  von  1281,  s.  unten  S.  166  und 
Mag.  u.  fVat  S.  83.  Eine  ühnliche  Bestimmung  erginff  im  Jahre  1307 
für  Pontoise  wegen  der  Mifsbräuche  der  dortigen  Bäcker.    Defectus  in 

Sanibus  videbunt  et  corrigent  duo  probi  viri,   non  bolengarii,   una  cum 
uobus  probis  viris  bolangeriis  super  hoc  a  ballivo  deputatis.    Olim  III 
S.  231. 

«  S.  oben  S.  116. 

■^  Que  nul  taillieur  de  rohe  ne  puisse  avoir,  ne  prendre,  de  taillier, 
ne  de  queudre  deus  gamemenz  k  riches  hoummes,  que  III  souls,  et  de 
in  guamemenz  V  souls.  et  d'une  rohe  &  un  vallet  ou  k  un  povre  homme 

3ae  II  sous,  et  du  plus  4  Tavenant.   Et  li  vallet  seront  affeurä  k  Tavenant. 
.rt.  4.    Bist  d.  P.  2  S.  138. 

8  Art.  36  und  58.  Cr^n^nio 
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die  Ordonnanz  nur  an  einer  Stelle;  es  ist  dies  der  Artikel  57 
des  Gesetzes,  der  alle  hergebrachten  Beschränkungen  im  Lehr- 
lingswesen aufhob.  Jedem  Meister  wurde  freigestellt,  die  Zahl 
der  Lehrlinge,  die  er  annehmen  wollte,  die  Dauer  der  Lehrzeit 
und  den  Betrag  des  Lehrgeldes  beliebig  anzusetzen.  Auch  sollten 
alle  Verbote,  durch  welche  die  Arbeitszeit  bei  Licht  und  bei 
Nacht  untersagt  wurde,  wegfallend 

Es  ist  die  erste  königliche  Verfligung,  die  das  Zunftrecht 
in  seinen  Grundlagen  angreift  und  ihm  eine  fremde  Ordnung 
auferlegt  Die  Beschränkung  der  Lehrlingszahl  insbesondere  war 
eines  der  wesentlichsten  und  am  schärfsten  durchgeführten  Gebote 
des  zunftmäfsigen  Betriebs.  Der  Eingriff,  den  Philipp  IV.  in 
diese  zünftigen  Bestimmungen  unternahm,  entsprang  nur  einem 
vorübergehenden  Bedürfnis,  und  eine  dauernde  Entscheidung  üb^ 
die  Frage  des  Lehrlingswesens  und  der  Arbeitszeit  wurde  weder 
beabsichtigt  noch  erreicht.  Die  Vorschrift  wurde  als  ein  Mittel 
der  Regulierung  des  Arbeitsmarktes  betrachtet  und  als  solches 
während  der  nächsten  Zeit  in  gemessenen  Zwischenräumen 
wiederholt  und  eingeschärft^.  Dennoch  wurde  die  Verordnung 
Philipps  IV.  von  bleibender  Bedeutung  durch  den  neuen  An- 
spruch, der  in  ihr  hervortrat.  Es  handelt  sich  hier  nicht  mehr 
um  das  anerkannte  Recht  der  Malsregelung  eines  bestimmten 
Gewerbes  oder  des  Einschreitens  gegen  eine  einzelne  Zunft,  also 
nicht  mehr  um  eine  vereinzelte  und  negative,  sondern  um  eine 
allgemeine  und  positive  Befugnis.  Der  König  beansprucht  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Nutzens,  den  inneren  Aufbau  der  Zunft 
durch  eigenmächtige  Vorschrift  allgemein  zu  bestimmen.  Neben 
die  Selbstsatzung  der  Zunft  tritt  demnach  in  ihren  ersten  An- 
fängen die  unabhängige  Gesetzgebung  des  Staates. 

Der  Abstand  und  die  Fortentwicklung  gegenüber  den  Hand- 
werksprivilegien ist  in  entsprechender  Weise  durch  die  Rechts- 
fbrmlichkeit  ausgedrückt.  Der  Erlafs  des  Gesetzes  von  1307 
erfolgt  sowohl  ohne  A  ntrag  wie  ohne  Anhörung  der  Zünftie. 
Dagegen  bleibt  auch  die  Ordonnanz  Philipps  IV.  noch  innerhalb 
der  örtlichen  Schranken  stehen,  die  ihr  durch  den  zeitgenössischen 
Stand  des  Gewerbes  gezogen  waren. 

Zur  ElarsteUung  des  Verhältnisses  der  Ordonnanz  von  1807 
zu  der  von  1351  diene  die  beifolgende 


'  Des  mestres  des  meitiers  de  Paris  qui  dient  quel  il  ont,  par  leur 
anciens  registres,  que  nus  ne  puisse  ouvrer  par  nuit  et  que  nus  n  ait  quo 
I  aprantiz  qui  soit  ou  fiulz  de  mestre  ou  d'aprantiz  et  que  il  les  prangnent 
k  certain  tens  et  pour  certainne  summe,  nons  ordenons  et  voulons  pour 
le  commun  profit  que  il  puissent  ouirrer  et  de  jour  et  de  nuit  quant  il 
verront  que  bon  sera  et  que  il  puissent  avoir  ^luseurs  aprantiz  autres, 
enquore  que  fiulz  ne  soient  de  mestre  et  d'aprantiz,  de  quelque  pais  que 
il  soient;  pour  quoj  il  appere  que  il  soient  bien  condicionnez ,  et  que  il 
metent  tel  terme  comme  u  voudront,  et  finent  ensamble  k  tel  summe 
d^argent  comme  il  pourront.    Hist  d.  P.  2  S.  140  Art.  57. 

2  So  in  den  Jahren  1822  (Met.  I  S.  1)  und  1^351  (s.  unten  2.  Kap.). 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVU  2. 


155 


VergrlelchstafeL 


Ordonnanz  Philipps  I V.von  1307.  Ordonnanz  Johanns  IL  yonl351. 


Art.  1  * Ti 


Art.  3  . 
Art.  4  . 
Art.  5  2 


Tit 

Ti 

Ti 


Art.  7  bis  22      .     . 

Art.  24 

Art!  26  bis  31    .'     ! 

Art.  32      .... 

Art.  34,  35    .     .     . 

Art.  37      .... 

Art.  43      .... 

Art.  44 Ti 

Art.  57 Ti 


Tit. 


2 
5 

6 

t.  8 


Art. 
Art. 
Art. 

Art. 
t.  8  Art. 


9  Art. 
43. 
45. 

40  Art. 
40  Art. 
11  Art 
33  Art. 
Art. 


1  und  5. 

1. 

1. 

1  bis  24  2. 

25  bis  39. 

1. 


t.  51 


1. 
2. 
1. 
1. 
1. 


Im  Jahre  1312   erliels  Philipp  IV.    eine   Ordonnanz   ttber 
den    Verkehr   mit   Gewürz ,    Spezereien   und   Kramwaren ,    all- 

rein  bezeichnet  als  Pfandwaren  (denr^es  au  poids,  B,yom 
poids;  s.  oben  S.  61).  Die  Ordonnanz  sollte  nlr  das  ganze 
Königreich  Geltung  haben.  Der  Artikel  12  schreibt  vor,  dals 
in  jeder  Stadt,  in  der  sich  die  entsprechende  Anzahl  von 
Oewtlrzkramem  befindet,  jahrlich  ein  Vorsteher  und  drei  Ge- 
schworene gewählt  werden  sollen,  die  das  Gewerbe  beauf- 
sichtigen und  verwalten®.  Die  Bestimmung  ist  nicht  zur  that- 
sächlichen  Durchführung  gelangt  und  wird  auch,  soweit  mur 
bekannt,  in  der  späteren  Gesetzgebung  nicht  allegiert.  Ich  erwähne 
die  Vorschrift  nur  deshalb,   weil  durch  sie  zum  ersten  Mal  der 


^  Die  Artikelnommeni  fehlen  in  der  Bichardschen  Ausgabe  der  Or- 
domuiDz  vom  7.  Juli  1307. 

*  Der  Artikel  5  Ord.  1307  schreibt  vor,  dafs  „die  Ordonnanz  Lud- 
wigs IX.  über  den  Seefischhandel  gehalten  und  befolgt  werden  solle''; 
Tit  8  Art.  1  bis  24  der  Ordonnanz  von  1351  übernimmt  demgemäfs  den 
Titel  101  des  Livre  des  Metiers  „KEtablissement  du  poisson  de  mer*'  fast 
wörtlicb,  iedoch  unter  teilweise  scharfer  Erhöhung  der  alten  Strafsätze, 
die  bis  auf  60  Sols  gesteigert  werden. 

*  NoQs  ordennons  et  commandons  que  en  chascune  bonne  ville  de 
nostre  fioyanme  oü  il  y  aura  plosieurs  marchans  d'avoir  de  pois,  chascun 
an  le  common  de  celui  mestier  soient  Kienes  qoatre  ^ersonnes  Tnne  qui 
sera  mestre  et  les  trois  qni  seront  gardes  dondit  mestier  ayec  le  mestre. 
Et  eil  qni  ainsi  eleuz  seront  k  ce  faire  ne  le  ponrront  refuser  jnsqnes 
4  la  fin  de  Tan  pass^  et  feront  serment  ä  la  justice  da  lieu  tel  comme 
Testat  de  chascnn  et  les  besoiffnes  dudit  mestier  le  reqnerront.  Ord.  1 
8.  614. 
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Versuch  gemacht  wird,  fUr  ein  Gewerbe  den  zünftigen  Zusammen- 
schlufs  allgemein  anzuordnend*^. 

Eine  königliche  Ordonnanz,  die  der  Brotteuerang  entgegen- 
wirken soUte,  erging  im  Jahre  1343  fUr  die  Auvergne^.  Die 
Ordonnanz,  nur  aus  acht  Artikeln  bestehend,  enthält  das  Gebot 
der  Marktbeschickung  ^  und  das  Verbot  des  Zwischenkaufs  ^. 
Hierzu  tritt  noch  der  Zwang  fUr  die  Getreidebesitzer,  ihre  Vorräte, 
soweit  sie  den  notwendigen  Hausbedarf  übersteigen,  zum  Verkauf 
zu  stellen*^.  Auch  wird,  wie  gewöhnlich  in  den  Zeiten  einer 
Teuerung,  verboten,  Versammlungen  „unter  dem  Vorwand  einesr 
Bruderschaft  oder  sonstwie"  zu  veranstalten ''.  — 

Die  Weiterbildung  des  Gewerberechts  durch  einzelne  Zunfi- 
satzungen  nahm  inzwischen  ihren  Fortgang.  Die  Statuten  gewinnen 
allmählich  an  Umfang  und  Weitläufigkeit.  In  weit  gröfserem 
Mafse,  als  während  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  gelangen  Jetzt 
thatBächliche  oder  angebliche  Bräuche  des  Handwerks  zur  Auf- 
zeichnung. Wir  entnehmen  diesen  Statuten  eine  Reihe  von  An- 
faben,  die  unsrer  Schilderung  des  Gewerberechts  im  dreizehntrai 
ahrhundert  zur  Ergänzung  dienen. 

Die  Bestimmungen ,  die  darauf  abzielen ,  den  Eintritt  in  die 
Zunft  zu  erschweren,  werden  jetzt  allmählich  häufiger.  Allgemein 
beginnt  der  Brauch  sich  einzubürgern,  ftir  die  Aufnahme  eines 
neuen  Meisters  ein  Meistergeld  ^  zu  fordern.  Die  Gebühr  betraf 
in  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  etwa  zwanzig 
Solidi.    Auch  bei  den  kaufpflichtigen  Gewerben  wird,  neben  dem 

^  Vel.  hierzu  die  Aasfübrunffen  über  den  bleichen  Gre^eDstand. 
unten  ni.  Teil  2,  Kap. 

'  In  der  gleichen  Ordonnanz  wird  den  Gastwirten  der  ZwiBchenkauf 
(8.  obe&  S.  115)  von  Gewürz  und  Spezereien  verboten.  Que  nuls  hosteliers 
ne  puisse  acheter  pour  revendre,  denr^es  d'avoir  de  pois  qni  seront  veoaes 
en  son  hostel  se  ce  n'est  en  marchiez  oa  plaees  commones.  Ord.  I  S.  513, 
Isambert  3  S.  32.  Da  das  Institut  des  Zwischenkaufs  unbekannt  war, 
ist  die  Stelle  bisher  in  den  Ord.  (Sommaire  Bd.  I  S.  511  Art.  8)  und  bei 
Isambert  (Bd.  3  S.  29  Art.  8)  unrichtig  und  ohne  jeden  Sinn  ausgelegt 
worden,  nämlich  dahin,  dafs  die  Gastwirte  die  bei  ihnen  eingelagerten 
Waren  nur  kaufen  dürften,  um  sie  am  offenen  Markte  wieder  zu  ver- 
kaufen (Nul  hostelier  ne  pourra  acheter  des  marchandises  dechargdes  Hawiff 
sa  maison,  si  ce  n'est  pour  les  revendre  au  march6).  Die  Vorschrift  be- 
sagt, dafs  die  Gastwirte  kein  Gewürz,  das  von  Fremden  bei  ihnen  tin- 
gelagert  wird,  zum  Zweck  des  Wiederverkaufs  an  sich  bringen  darfen ;  sie 
müssen  vielmehr  ihre  Ankäufe  stets  am  offenen  Markte  machen. 

8  Ord.  II  S.  189. 

*  A.  a.  0.  Art.  1. 

1^  Que  aucun  ne  aucune  ne  soit  si  hardis  d*achetter  pain  pour  revendre 
c'est  assavoir  du  pain  que  Ten  ameine  de  dehors.  Ebenda  Art  7.  Qae 
aucun  marchant  quel  qu'il  soit  ne  soit  si  hardis  d'acheter  aucuns  nains 
pour  revendre,  ezcepte  boulan^ers  qui  lesditz  grains  pourront  acheter 
pour  couvertir  en  pain  et  non  ailleurs.    £b.  Art  2. 

^  Art  4;  vgl.  auch  Art.  3  und  5. 

1  Art  8;  8.  unten  II.  Teil  1.  Abschn.  2.  Kap. 

8  S.  oben  S.  87. 
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ahen  Oewerbekauf ,  ein  Meistergelid  zu  Qunsten  der  Zunft  auf- 
erl^  ^.  Das  Meisterstück  wird,  für  Paris  wohl  zum  ersten  Mal ', 
in  dem  Statut  der  Sticker  von  1316  erwähnt^. 

Auch  gegenüber  den  asuwandemden  Handwerkern^  macht 
sich  ein  Umschwung  in  den  freisinnigen  Anschauungen  und  eine 
Neigung  zum  Abschlufs  bemerkbar.  Die  Zunft  verlangt  mehrfiich, 
dais  der  Zuwandernde,  gleichviel  ob  er  aus  einer  zünftigen  Stadt 
komme  oder  nicht,  sich  einer  förmlichen  Prüfung  vor  den  Zunft- 
geschworenen unterziehe,  damit  man  seine  Fähigkeiten  beurteilen 
könne  ^.  In  Montpellier  verlangen  die  Krämer  in  ihrem  Statut  vom 
Jahre  1324,  dais  ein  neuer  Meister,  wenn  er  nicht  vor  EröiSEnung 
seines  Betriebes  bei  einem  einheimischen  Handwerksgenossen  ge- 
dient habe,  ftlnf  Solidi  an  die  Bruderschaft  zahle®.  Im  Jahre  1817 
wird  in  einem  Zunftstatut  —  der  erste  mir  auffindbare  Fall  — 
die  Forderung  des  Bürgerrechtserwerbs  ^  verzeichnet;  die  Tucher 
von  Oarcassonne  schreiben  in  ihrem  Statut  von  1317  vor,  dafs 
kein  Bewerber  Meister  werden  kann,  wenn  er  nicht  das  Bürger- 
recht erworben  und  Jahr  und  Tag  in  der  Stadt  gewohnt  hat®. 

Mehrfach  erhoben  die  Münzer  vom  Serment  de  France  während 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  den  Anspruch,  die  ausländischen 
Schwui^enossenschaften  von  den  französischen  Münzstätten  aus- 
zoschliefsen.  Sie  erhielten  auch  in  einer  Reihe  von  königlichen  Privi- 

»  M^t.  3  S.  309  Art  5. 
<  S.  oben  S.  30  Anm.  3. 
8  M6t  2  S.  168  Art  1. 

*  S.  oben  S.  36. 

^  Qne  nuls  ouvriers,  soit  maistres  ou  autres,  qui  voeille  ouvrer  dudit 
mestier  \  Paris,  qni  soit  de  dehora,  ou  viengne  d^estranee  pais  pour  ouvrer 
i  Paris,  ne  puiase  onyrer  en  son  hostel  pour  tenir  ledit  mestier,  jnsques 
k  tant  qu*il  aura  est^  esprouvä  souffisament  par  les  maistres  du  mestier. 
M^t.  li  S.  101  Art.  10.  Que  se  aucun  venoit  de  dehors  du  pais,  qui 
vonsist  ouvrer  dudit  mestier,  qu'il  n^y  puist  entrer  sans  appeller  les 
mestres,  pour  savoir  se  il  est  souffisant  ad  ce  et  de  estre  receu  oudit 
mestier  et  pour  jpaier  les  ordenanees  comme  dit  est.  M^t  11  S.  696 
Art  4.  Die  Prüfung  wird  hier  also  auch  von  zünftigen  Fremden  ver- 
langt Im  Jahre  1821  hatte  das  Parlament  einen  Rechtsstreit  zu  ent- 
scheiden, der  sich  darum  drehte,  dafs  die  Pariser  Leinenhändler  zwei 
Handwerker,  die  ihr  Gewerbe  schon  seit  zwölf  Jahren  selbständig  aus- 
ffcübt  hatten,  der  Prüfung  unterwerfen  wollten.  Der  Prevost  entschied  zu 
Grünsten  der  Zunft  und  das  Parlament  bestätigte  auf  eingelegte  Berufung 
den  Entscheid.  In  diesem  Fall  handelt  es  sich  jedoch  um  Handwerker, 
die  nicht  zünftig  gelernt  hatten.     A.  d.  P.  S.  844. 

•  Germain  Mont  III  8.  479. 
•^  S.  oben  S.  38. 

^  Quod  nullus  foraneus  et  de  extra  Begnum  Francie  oriundus  ad 
artem  Pararie  exercendam  aliqualiter  admittatur,  nisi  prius  doctus  fuerit 
in  eadem  servata  consuetudine  patrie  diucius  approbata  et  nisi  prius  jura- 
mentnm  fidelitatis  solitum  prestari  a  civibus  et  habitatoribus  civitatum  et 
burgornm  Carcassone  et  Narbone  prestiterit  ac  marcham  argenti  puri 
solvent  Domino  nostro  Regi  ac  domum  pretio  XX  librarum  Turonensium 
ad  minus  emerit  in  qua  locum  locum  et  familiam  teuere  inceperit  et 
eontinuaverit  per  annum  et  diem  continue  in  ea  immorando.  Ord.  11 
S.  4Ö0  Art  7.  r  noalo 
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legien  die  Zusicherung,  dals  fremde  Münzer  nur  bei  erwieBenem 
Mangel  an  einheimischen  Arbeitern  beschäftigt  werden  sollten  ^ 
In  dem  Privileg  des  Serment  de  France  von  1327  bestätigt 
Karl  ly.,  dals  er  ausländische  Münzer  nur  ins  Land  berofeii 
werde,  wenn  die  französischen  aufser  Stande  wären,  die  Münz- 
stätten voll  zu  besetzen.  Auch  sollten  die  Fremden  nur  solange 
beibehalten  werden,  als  man  sie  notwendig  gebrauche.  Im  üb- 
rigen sollten  sie  ihre  Arbeit  getrennt  von  den  Franzosen  verrichten  ^. 
Zu  den  gleichen  Zusicherungen  verstand  sich  Philipp  VL  in  einem 
Vertrag,  den  er  im  Jahre  1339  mit  der  französischen  Münzer- 
genossenschaft über  die  Besetzung  der  Münzstätten  8chlo^8^ 
Auch  hier  wurde  versichert,  dafs  keine  fremden  Münzer  einge- 
stellt werden  sollten,  so  lange  die  einheimischen  Arbeiter  aus- 
reichten*, zugleich  wurde  verfugt,  dab  die  französischen  Münzer, 
um  dem  Mangel  an  Arbeitern  zu  begegnen,  ausnahmsweise  ihre 
Nach-Neffen  (arri^re-neveuz)  in  das  Amt  aufnehmen  dürften^. 
Doch  blieb  auch  diese  Mafsregel  wirkungslos.  Schon  im  Jahre  1343 
war  Philipp  VI.  zu  neuen  Berufungen  fremder  Münzer  genötigt '^. 
König  Johann  bestätigte  bei  seinem  Regierungsantritt  im  Jahre 
1350  die  Freiheiten  der  deutschen  Münzer  aufs  neue®.  — 

Besonders  reichhaltig  sind  in  den  Statuten  der  ersten  Hälfte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  die  Angaben  über  die  Gerichts- 
barkeit. 

Im  Jahre  1317  wurde  in  Troyes  fUr  die  Schuhmacher  aus 
vier  verschiedenen  Herrschaften  eine  Zunft  mit  gemeinsamem 
Gericht  gestiftet.  Der  Bailli  von  Troyes  urkundet  in  dem  Privil^, 
dals  die  Schuhmacher  von  Troyes,  nämlich  ebenso  die  Leute  der 
Geistlichkeit,  wie  die  Leute  der  Ritter,  die  Leute  der  nieder^i 
Adeligen  und  die  Leute  des  Königs  durch  gemeinen  Willen  vier 
Handwerker  zu  Meistern  der  Zunft  gewählt  haben,  die  das  Ge- 
werbe verwalten  sollen^.     Der  Bailli  bestätigt   ihnen  ihre  Zunft. 

^  Das  gleiche  Hecht  wurde  1297  den  Münzem  von  Namur  verbrieft. 
Guys  cuens  de  Flandres  et  marchis  de  Namur  faisons  savoir  k  toos  ke 
nous  avons  establi  en  nostre  ville  de  Namur  hyr^tavlement  (herMitable- 
ment)  quatrevins  ouvriers  et  vint  monoiers  pour  ovrer  et  moniier   k  nos 

monoies  de  Namur  ou  alleurs  en  nostre  terre Et  ne  poons  ne  deyons 

metre  autres  ovriers  ne  monoiers  k  la  dite  monoie  k  Namur  tant  qa^il  le 
poront  bien  garnier  et  fomier.    Cartul.  de  Namur  I  S.  147. 

2  Ord.  1  S.  806. 

8  Ord.  2  S.  139. 

^  D.  h.  den  Enkel  einer  Meisterstochter.  Der  Sohn  einer  Meisters- 
tochter galt  stets  als  aufnahmeberechtigt;  s.  oben  S.  41  Anm.  3  n.  4. 

^  Gemme  pour  le  deffaut  et  la  grant  necessit^  que  Nous  avons  eu, 
au  temps  pass^,  de  ouvriers  et  monnoiers  du  Serment  de  France  en  tontes 
nos  monnoies,  Nous  aions  mand^  ouvriers  et  monoiers  du  Seiment  de 
TEmpire  tant  du  Boy  Robert  comme  de  pluseurs  autres  Princes  et 
Barons  qui  ont  pooir  de  faire  monoie,  pour  venir  ffamir  nos  monnoyes  etc. 
Ord.  2  S.  198. 

«  Ord.  2  S.  417. 

^  C'est  a69ayoir  ainsi  bien  li  hommes  des  Egiises,  11  hommes  des 
Chevaliers,  li  hommes  des  Escuyers,  comme  li  hommes  de>  nostre  ^eigneor 
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Die  vier  Geschworenen  urteilen  selbBtändig,  unter  AuB8chlu£B 
jedes  anderen  Richters,  in  allen  gewerblichen  Vergehen^.  Die 
Stra%elder  werden  von  den  Geschworenen  eingezogen  und  an 
den  Prevost  abgeliefert. 

Die  ZunfWerichtsbarkeit  in  Amiens,  die  wir  zuvor  nach  dem 
ätadtrecht  und  den  Statuten  der  Fruchthändler  und  der  Böttcher 
kennen  lernten  ^,  wird  behandelt  in  zwei  Statuten  für  die  Fleischer 
aus  den  Jahren  1317  und  1327  und  in  einem  Statut  für  die 
Messerschmiede  aus  dem  Jahre  1322. 

Die  Geschworenen  der  Fleischer  haben  von  den  bei  Über- 
tretungen verhängten  Strafgeldern  unter  ihrem  Eid  dem  Hat 
Anzeige  zu  machen.  £in  Fünftel  der  Gelder  verbleibt  der  Zunft  ^. 
Zur  Entscheidung  über  Falschwerk  tritt  das  erweiterte  Zunft- 
gericht'^  zusammen.  Der  Bannermeister  darf  zu  diesem  Zweck 
nach  eingeholter  Erlaubnis  des  Eats  his  zu  zwanzig  Handwerks- 
meister, aber  nicht  darüber,  einberufen.  Das  Urteil  bedarf,  wie  üb- 
lich, der  Zustimmung  und  Bestätigung  durch  das  Ratsgericht^.  Ebenso 


le  Roy,  etusent  accord^  et  41eu  eiitr'eax  par  commun  asseurement  quatre 
pread  hommes  de  leur  meetier.    Ord.  12  S.  484. 

^  Art  8.  Et  86  aucuDS  dadit  mestier  mesprenoit  ^8  Ordonnances 
dessusditee  et  estoit  accuaez,  11  quatre  maistree  en  enquerroient  la  verit^; 
et  se  il  trouvoient  le  meffait,  toutesfoiz  que  11  le  trouverrolent  ils  le 
iogeroient  et  porteroient  Tarnende  pas  devers  le  Prevost  de  Troyee  pour 
le  Rof  notre  Seignenr.  Art.  9.  Ne  en  meffait  dudlt  mestier  nuls  n*a 
ponvoir  de  voir  ne  de  connoiatre  fors  que  11  quatre  maistres  qui  par  leurs 
aeremens  out  jur^  de  bien  et  loyaument  garder  le  mestier  et  que  toutefois 
et  quantes  fois  qu'ils  trouverront  Tamende  Ils  la  pourteront  pardevers  le 
PrevoBt  pour  nostre  Seignenr  le  Roy.    Ord.  12  S.  434. 

«  S.  oben  S.  142. 

^  £t  sy  jugeront  11  maieur  des  bouchers,  par  eulx  et  par  leur  couBeil, 
toutes  les  coses  qui  seront  k  ju^er  en  leur  justice ,  par  Tamendement  du 
maieur  et  des  eschevins  d'Amiens.  Et  sj  en  feront  scayoir  au  maieur 
TAmiens  les  amendes,  quant  elles  seront  eskeues,  par  leurs  seremens. 
Thierry  I  S.  372  Art  24. 

*  S.  oben  S.  131. 

<^  Se  aucune  cose  avient  que  toucque  au  mestier  des  bouchers  de 

Suemun,  pour  ce  que  tout  11  boucher  ne  puent  mie  estre  adez  pr^ent,  11 
oy  maieur  du  mestier  poeaent  prendre  avec  eulz.  par  le  commandement 
du  maieur  et  escheyins  d'Amlens,  dessy  k  xz  hommes  de  leur  baniöre  des 

SluB  BoufBsans,  et  ce  que  11  maieur,  par  eulx  et  par  leur  consell,  dlront 
es  meffius  du  mestier  sera  estable,  sans  rappel  k  tous  ceux  du  mestier, 
sauTe  le  volonte  du  maieur  et  escheyins  d  Amlens.  Thierry  I  S.  372 
Art  16  A.  1317.  Hierauf  folgt  In  dem  Statut  yon  1327  der  Zusatz  Et  de 
toutes  les  coses  de  le  boncherie  dont  iugement  appartenra  k  estre  fais,  11 
maieur  des  bouchers,  par  eulx  et  par  leur  consell,  auiont  adyis;  et  k  tel 
adyis  qu'il  en  auront,  rapporteront  pardeyers  le  maieur  es  escheyins 
d' Amlens;  et  leur  adyis  sur  ce  sceu,  lesdlcts  maieur  et  escheyins  en  jttge- 
nmt  Selon  ce  qu'il  yerront  qu'il  appardiendra  k  faire.  A.  a.  0.  I  S.  423. 
Dieser  Znsatz  enthält  eine  Erweiterung  bezw.  Bestätigung  des  Zunft- 
gerichts, nicht  aber,  wie  Thierry  a.  a.  O.  S.  422  annimmt,  eine  Schmäle- 
ran^  desselben.  Adyis  bedeutet  im  mittelalterlichen  Französisch  keineswegs 
Bericht,  Nachricht,  sondern  Ratschlag,  Beratung  (Action  de  porter  sa  yue, 
ses  regards,  de  regarder,  de  yelller  sur,  ä;  Godefroy,  Dictionnaire  de 
Tandenne  langue  finan^aise,  y.  ayis.);  also  ayoir  adyis  »=  Bat  halten^  Vgl.  r 
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wird  Dach  dem  Statut  der  Messerschmiede  das  von  ihren  Ge- 
schworenen aufgegriffene  Falschwerk  in  den  früher  erwähnten 
Formen  unter  Vorsitz  eines  Ratsmitgliedes  endgültig  al^eurteilt  ^. 

Die  Tucher  von  Carcassonne  und  B^iers  empfangen  im 
Jahren  1317  ein  Privileg.  Die  zwölf  Geschworenen  des  gesamten 
Gewerks  ernennen  einen  Vorsteher  ^  der  den  Titel  Conservator 
fbhrt  und  dem  das  Gericht  in  allen  Gewerbesachen,  sowie  die 
Vollstreckung  aller  Urteile  übertragen  ist  Der  Vorsteher,  ein 
Berufsbeamter,  bezieht  ein  festes  Gehalt  von  vierzig  Solidi 
Turonenses  für  den  Tag,  die  aus  dem  Ertragnis  der  Gerichts- 
barkeit zu  entnehmen  sind^. 

In  Chälons  fanden  im  Jahre  1321  die  bald  hundertjährigen 
Streitigkeiten  um  das  Tuchergericht  ihren  Abschlufs  durch  einen 
vor  dem  Parlament  geschlossenen  Vergleich  zwischen  Bischof  and 
Tucheramt.  Der  mehrere  Spalten  flUlende  Spruch^  entscheidet 
die  Streitigkeiten  im  grofsen  und  ganzen  dahin,  dafs  in  den  mit 
der  gewerblichen  Technik  und  der  Gewarbeschau  zusammenhängen* 
den  Sachen  das  Tuchergericht  zuständig  sein  soll,  während  da- 
gegen die  civilrechtlichen  Klagen  dem  Bischof  verbleiben.  Die 
Vollstreckung  der  Urteile  des  Tuchergerichts  erfolgt  durch  die 
Beamten  des  bischöflichen  Gerichts,  die  hierbei  d^e  von  dem 
Tuchergericht  ge&Uten  Urteile   dem  Wortlaute  nacii   und   ohne 

hierzu  die  gleiche  Anwendung  von  advis  und  conseil  in  der  unten  IL  Teil 
2  Abschn.  4.  Kap.  citierten  Stelle  des  Tucherstatuts  von  Trojes  vom 
Jahre  1361.  Thierry  hat  den  Ausdruck  im  heutigen  Sinne  genommen 
und  darauR  geschlossen,  dafs  den  Fleischern  das  bis  dahin  innegehabte 
Gericht  entzogen  worden  und  dafs  ihnen  nur  un  simple  conseil  donnant 
des  informations  et  des  avis  k  Tautorit^  municipale  geblieben  sei.  Dies 
ist  nicht  der  Fall;  die  Stelle  besagt,  dafs  die  Fleiscner,  wie  allgemein 
Rechtens,  Falschwerk  nicht  selbständigerweise  endgültig  aburteilen  können. 
Das  Versehen  Thienjs  ergiebt  sich  schon  aus  der  oben  abgedruckten 
Textesstelle  selbst,  die  den  Ausdruck  advis  dreimal  gebraucht;  die  Stelle 
wird  unverständlich,  wenn  man,  wie  Thierry,  avis  im  heutigen  Sinne  des 
Wortes  (Bericht,  Nachricht)  nimmt.  —  Dasselbe  ist  gegenüber  Neuburg 
(a.  oben  8.  142  Anm.  2  a.  0.)  zu  bemerken,  der,  wie  Thienr,  nicht  be- 
achtet hat,  dafs  Falsch  werk  reffelmäfsig  nicht  durch  das  Zunftgericht» 
sondern  nur  unter  Vorsitz  des  allgemeinen  Grerichts  endgültig  abgeurteilt 
werden  kann. 

^  Et  que  les  deux  eswars  qui  seront  establi  oudit  mestier  puissent 
prendre  tout  Touvrage  qu'ils  trouveront  et  verront  souspechonneux  en  le 
yille  et  en  le  banlieue,  pour  aporter  devers  le  maieur  et  les  eschevins, 
pour  faire  ent  ce  que  de  raison  sera.    Thierry  I  S.  879  Art  14. 

'  Petunt  procuratores  prefati  unum  conservatorem  fidelem  in  preroissis 
expertum  prout  et  quem  procuratores  paratorum  ipsorum  nominaverint  ad 
vitam  nominati  per  eos,  non  alium,  pnma  vice  et  sie  alias  in  futurum  dum 
tamen  Dominus  Kex  sibi  per  eos  aliter  nominatnm  idoneum  reputet,  sibi 
dari  qui  huiusmodi  ordinationum  generalem  custodiam  et  eorum  omnium 
qui  auquid  contra  eam  atteroptabunt  inquisitionem  cognitionem  punitionem 
et  executionem  habeat  plenissimam  in  premissis  et  vadia  quadraffinta 
solides  turonenses  ad  minus  per  diem  habeat  et  percipiat  pro  predictis 
super  forefacturis  et  emendis  et  quibus  aliis  capienda.  Ord.  11  S.  457 
Art.  85,  S.  460  Art  2. 

8  A.  d.  P.  n  8.  447  Nr.  6797.  .    ^  , 
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Weigerung  ssu  vollziehen  haben  ^  Die  Justicia  combastionis  ^ 
wird  dahin  geordnet,  dafs  das  Tuchergericht  Palschwerk  endgültig 
aburteilt  und  gegebenen  Falls  die  Vernichtung  anordnet.  Der 
YoUsug  des  Urt^,  d.  i.  die  Verbrennung  selbst,  ist  wiederum 
Sache  des  bischöflichen  Gerichts". 

Die  Bäcker  von  Angers  empfangen  im  Jahre  1321  von  Karl 
von  Anjou  ein  aus  einem  einzigen  Artikel  bestehendes  Privileg, 
das  dem  Handwerk  Geschworene  zur  Wahrnehmung  der  Ge- 
werbeschau und  des  Gerichts  verleiht.  Die  Geschworenen  urteilen 
selbständig  und  endgültig  in  allen  gewerblichen  Vergehen^. 

Die  Geschworenen  der  Gerber  und  Schuster  von  La  Reole 
haben  nach  ihrer  Ordnung  vom  Jahre  1339  das  Recht,  unehrliche 
Ware  zu  beschlagnahmen  und  verbrennen  zu  lassen;  jedoch 
müssen  sie  die  als  schlecht  verurteilte  Ware  dem  Stadtrat  vor- 
legen, bevor  zur  Zerstörung  geschritten  wird*. 

Die  Gerichtsbarkeit  der  Tücher  von  Reims  wird  beschrieben 
in  dem  Statut,  das  der  EIrzbischof  von  Reims  im  Jahre  1340 
mit  den  dortigen  Tuchern  vereinbarte  •.  Die  Tucher  haben  das 
selbständige  Gericht  in  Übertretungsikllen  und  in  Falschwerk. 

EKe  Bufsen  werden  durch  die  Geschworenen  festgesetzt.  Die 
Stra&ätze  steigen  von  zwölf  Denaren  ftir  jeden  leer  gelassenen 
Stift  im  Riet  (Weberblatt,  durch  das  die  Kett&den  gezogen 
werden)  bis  zu  zwanzig  Solidi  bei  Falschwerk.  Schlechte  statuten- 
widrige Wolle  wurde  nach  dem  Ausspruch  der  Geschworenen 
zerschnitten  ^ ;  Tuch  oder  Wolle,  die  mit  WoliabfkUen  untermischt 
waren,  wurden  verbrannt^.  Mängel  in  den  statutarischen  Ab- 
messungen der  Tuche  —  Länge  und  Breite  —  unterlagen  einer 
Bufse  nach  der  Willkür  der  Geschworenen  ^ 

1  Et  le  jugement  fait  11  baillis  de  TEvesque  sera  tenus  k  faire 
TExeoution  saus  ce  qui  11  ne  preigne  riens  et  ne  le  porra  refaser. 
A.  d.  F.  a.  a.  0. 

2  S.  oben  S.  128. 

'  S.  oben  den  Vergleich  für  das  Tuchergericht  in  Beauvais,  S.  144. 

^  Lesquelz  jnrez  yisiteront  le  pain  toutes  Jes  fois  quMl  leur  plaira.  et 
se  11  le  treuvent  non  souf&Bant  et  desavenant  11  le  donront  ponr  Dieu  aus 
povres,  si  comme  par  leur  Sermens  le  Toudront  ordener.    Ord.  2  S.  430. 

^  Que  li  deit  aissi  eslegitz  aui  en  so  seran  cascun  an  depputatz 
pusqnen  prener  lodit  obtratge  et  tax  ardre  cum  no  sufficient;  mostrat  tot 
premejrament  al  senhor  et  als  juratz.    Gironde  2  S.  295. 

*  De  vonlent6  et  assentement,  et  du  conseil  et  d^lib^ration  de  la 
greigneur  et  la  plus  saine  partie  des  drappiers  de  nostre  cit^  de  Beims  et 
des  drappiers  de  la  ville  d  Aubentoo  demourans  k  pr^ent  en  nostre  cit^ 
de  Reims.    Yarin  adm.  II  2.  Teil  S.  844. 

^  Se  les  maistres  du  mestier  treuvent  drap  ou  pi^ce  en  une  laine 
mauTsise  ou  fraudeuse  qui  ne  soit  faict  selon  Tordonnance  du  mestier,  le 
drap  ou  la  pi^ce  (}ui  en  teile  laine  sera  trouvee  sera  ä  diz  solz  d'amende 
et  sera  la  oicte  lame  briste  au  regard  des  maistres.    Varin  adm.  II  S.  845. 

^  Se  drap  laine  ou  fil6  estoit  trouy^  oü  il  eust  bourre  mesl^e,  le 
drap  laine  ou  fiI6  seroient  ardz ;  et  paieront  k  nous  archevesque  dessuraict 
vingt  solz  d*amende.    Varin  adm.  II  2  S.  845. 

*  Les  maistres  du  mestier  porteront  les  verges  et  mesures  du  mestier 
sor  tous  les  draps  faiz   et  labourez  en  la  vile  de  Reims;   et   Ik^ii  ilz 
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Die  Geschworenen,  denen  die  Wahrnehmung  aller  Gerichte- 
Geschäfte  auftragen  war,  wurden  in  der  Zahl  von  vier  oder 
darüber  durch  die  Gemeine  des  Handwerks  gewählt  ^  Sie  hatten 
zu  schwören,  dais  sie  alle  von  ihnen  verhängten  Buisen  auf  ihren 
Eid  dem  bischöflichen  Gericht  anzeigen  würden^.  Die eidUchen 
Angaben  der  Geschworenen  sollten  ftbr  Wahrheit  genommen  werden. 
Von  den  Strafgeldern  nahm  der  Erzbischof  zwei  Drittel;  dn 
Drittel  fiel  an  die  Geschworenen.  Ausgenommen  von  dieser  Teilung 
war  jedoch  die  Bufse  von  zwölf  Denaren  (s.  oben) ,  die  den  Ge- 
schworenen un^teilt  verblieb^.  —  Aus  dem  übrigen  Inhalt  des 
Statuts  sd  noch  vermerkt,  dafs  den  Tüchern  freigegeben  war, 
für  den  eigenen  Bedarf  ihres  Haushaltes  auch  andere  ab  die 
statutarisch  erlaubten  Tuchsorten  anzufertigen^.  — 

Die  volle  uneingeschränkte  Selbständigkeit  des  Gerichts  hatten 
die  Tucher  von  Provins  bewahrt.  Die  Tucher  hatten  von  alten 
her  das  Recht;  in  allen  Gewerbesachen  zu  erkennen.  Sie  waren 
befugt,  die  Urteile  ihres  Gerichts  aus  eigener  Machtvollkommen- 
heit zu  vollstrecken  und  Falschwerk  eigenmächtig  zu  zerschneiden 
oder  zu  verbrennen ,  ohne  die  Beamten  des  Königs  beizuziehen 
oder  ihnen  irgend  welche  Anzeige  zu  machen'^.  Um  das  Jahr 
1337  versuchte  der  Gouverneur  des  Baillage  von  Troyes,  den 
Tüchern  ihr  weitgehendes  Sonderrecht  zu  entziehen.  Die  Tucher 
wandten  sich  beschwerdeführend  an  König  Philipp  VI.  und  e^ 
langten  im  Jahre  1337  die  uneingeschränkte  Wiedereinsetzung 
in  ihr  altes  Recht, 

trouveront  inalfa^on  il  sera  pnny  et  corrig^  au  regard  des  dictz  maiBtres. 
Varin  adm.  II  2  S.  846. 

^  Poor  lesdictes  ordonnances  faire  garder  quattre  hommee  ou  plii£ 
seront  esleuz  chascun  aii  en  la  feste  de  la  Magdeiaine  ou  le  dimanche 
ensuTvant  apr^.  II  seront  prins  de  la  plus  grande  et  plus  saine  paitie 
des  drappiers  usant  de  Tart  de  drappene  en  la  dtä  de  Beims.  VariD 
adm.  11  S.  846. 

^  Desquelz  nous  oa  nos  gens  pour  nous  prendront  le  serment  qu'ilz 
garderont  ou  feront  garder  Belon  leur  pouoir  les  ordonnances  dudict  mestier 
et  qullz  rapporteront  bien  et  loialement  les  amendes  k  nous  ou  k  noz  genz 
toutes  fois  qu'elles  j  escherront.    Varin  adm.  II  S.  847. 

^  De  toutes  les  amendes  Ik  oü  elles  escherront  nous  archeyesqae 
dessusdict  en  avons  les  deux  pars  et  les  maistres  du  mestier  la  tierce 
partie  pour  leur  po^ne;  excepte  les  amandes  des  roes  et  des  lices  wideB, 
esquelles  nous  ne  prendrons  rien;  et  seront  creuz  les  maistres  par  lenrs 
serment  et  leur  relacion;  et  parmy  ce  nous  ferons  paier  et  ezecuter  les 
amendes  \k  oü  elles  escherront.    Varin  adm.  II  2  S.  846,  ebenso  I  S.  1073. 

*  Chascuu  pourra  faire  en  la  vile  de  Reims  tel  drap  qu'il  luj  plaira 
pour  luy  et  sa  maisgnie  vestir.    Varin  adm.  II  2  S.  846;  ebenso  I  S.  1073. 

'^  A  la  supplication  des  maistres  de  la  drapperie  de  la  ville  de 
ProYins  disans  que  comme  eulx  et  leurs  devanciers  maistres  aussi  poor 
le  temps  passä  soient  et  aient  est^  de  long  temps  iusques  k  ore  en  paisible 
saisine  et  possession  d'avoir  le  gouvemement  de  la  drapperie  de  ladicte 
ville  et  des  mestiers  d'icelle  et  de  faire  prenre  et  juffier  les  draps  par 
les  drappiers  de  ladicte  ville  et  de  les  condempner  a  coper  et  ardoir. 
Ord.  7  S.  627. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Ordonnanz  König  Johanns  von  i35i. 


Wir  gelangen  nunmehr  xu  dem  zweiten  Erzeugnis  selbständiger 
staatlicher  Gesetzgebung^,  das  rieh  mit  dem  Gewerbewesen 
beschäftigt  Es  ist  die  Ordonnanz  König  Johanns  vom 
80.  Januar  1351.  Die  Ordonnanz  umfaist  252  Artikel;  sie  ent- 
hfih  in  ihren  62  Titeln  sowohl  allgemeine  Vorschriften  fbr  das 

Samte  Gewerbe,  als  auch  förmliche  Zunftstatuten  ftLr  einzelne 
ndwerke. 
Die  hervorragende  Stellung,  die  der  Ordonnanz  König  Jo- 
hanns in  der  gewerblichen  Gesetzgebung  zukommt,  ist  in  der 
historischen  Litteratur  wohl  erkannt  und  entsprechend  berück- 
sichtigt worden.  Dag^en  ist  die  seitherige  Behandlung  und 
Beurteilung  des  Inhalts  in  den  wesentlichen  Zügen  als  unzutreffend 
und  verfehlt  zu  bezeichnen.  Der  Grundirrtum  der  litterarischen 
Darstdlungen  rührt  daher,  dals  die  Ordonnanz  als  eine  ursprüng- 
liche, von  neuen  und  eigentümlichen  Grundsätzen  getragene 
Schöpfung  angesehen  wurde.  Die  einzelnen  Rechtssätze,  deren 
Alter  und  Herkunft  man  nicht  erforschte,  wurden  als  der  Aus- 
fluTs  der  eigenen,  innersten  Überzeugung  des  Königs  betrachtet. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  mufsten  die  einzelnen  Stimmungen 
des  Gesetzes  mehr  oder  minder  als  Neuerungen  gelten,  und  die 
«inze  Ordonnanz  wurde  als  der  Ausdruck  einer  neuen,  mit  ihrem 
Zeitalter  im  Kampfe  liegenden  Anschauung  erfafst  und  ausgedeutet. 
Mach  der  zumeist  vertretenen  Meinung  soll  König  Johann  die 
Mängel  des  Zunftwesens  erkannt  und  durch  sein  Gesetz  den 
Versuch  zu  ihrer  Abstellung  gemacht  haben.  Die  thatsächliche 
Durchführung  des  Gesetzes  soll  dann  an  dem  Widerstand  der 
Zünfte  gescheitert  sein^. 


»  8.  oben  S.  151. 


'  Levasseur  I  S.  395;  Hubert-Valleroax,  Les  corporations 
d'Arts  et  M^tien,  Paris  1885,  S.  78  and  85;  ders.  im  Noveau  Dictionnaire 
d^Economie  politique,  Paris  1891,  Band  I  S.  606;  SchOnberg,  Hand- 
buch der  politischen  Ökonomie,  4.  Aufl.,  Tübingen  1897,  Band  UK^.  586:  j 
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Von  alledem  kann  keine  ßede  sein.  Ich  habe  zuvor  bereits 
erwähnt,  dals  die  Ordonnanz  von  1851  keineswegs  als  ein  mit 
einem  Miale  entstandenes  Werk  zu  betrachten  ist;  sie  beruht  viel- 
mehr durchaus  auf  dem  Gesetz  Philipps  IV.  vom  7.  Juli  1307,  als 
dessen  WeiterfUhrung  nach  der  formalen  wie  nach  der  materiellen 
Seite  sie  sich  darstellt.  Wir  werden  überdies  im  Folgenden 
noch  insbesondere  sehen,  dals  die  Ordonnanz  auch  nicht  einen 
einzigen  neuen,  zum  ersten  Mal  ausgesprochenen  Rechtssatis 
enthält;  sondern  dafs  der  König  nur  altes  Recht  zur  Aufzeichnung 
und  Anwendung  bringt.  Die  grofse  und  bleibende  Bedeutung 
der  Ordonnanz  liegt  vielmehr  nach  einer  anderen,  klar  vorge- 
zeichneten Richtung.  Von  dieser  werden  wir  abschlielsend  noch 
näher  zu  handeln  haben.  Wir  wenden  uns  zunächst  zu  einer 
Einzelbesprechung  des  Gesetzes  selber. 

Über  die  äufseren  Umstände,  unter  denen  das  Gesetz  von 
1351  entstand,  ist  zu  bemerken,  dafs  im  Jahre  1348  im  Gefolge 
des  Krieges  die  Pest  nach  Frankreich  gekommen  war  und  in 
Paris  die  traurigsten  Verheerungen  angerichtet  hatte.  Das  grolse 
Sterben,  la  grande  mortalitö,  wie  es  die  Ordonnanz  nennt,  hatte 
die  Bevölkerung  in  Schaaren  weggerafft.  Als  die  Seuche  end- 
lich erlosch,  war  eine  schwere  Zerrüttung  des  wirtschaftlichen 
Lebens,  ein  allgemeiner  Notstand,  zurückgeblieben. 

Die  Zufuhren  von  aufserhalb  waren  ins  Stocken  geraten, 
und  eine  unerhörte  Steigerung  im  Preise  aller  Waren  und  Lebena- 
mittel  trat  ein.  In  der  Stadt  selbst  herrschte  Mangel  an  Arbeitern, 
und  die  Löhne  erreichten  eine  aufserordentliche  Höhe.  Dieser 
allgemeine  Schaden  wurde  nach  Kräften  zum  Sondervorteil  der 
Einzelnen  ausgenutzt.  Die  Ansprüche  der  Handwerker  und  der 
Arbeiter  stiegen  ins  ungemessene,  und  keine  Absprache  im  Arbeits- 
vertrag wurde  mehr  gehalten.  Die  Ordnung  im  Gewerbewesen 
erschien  vollständig  aiwelöst. 

Inmitten  eines  solchen  Notstandes  unternahm  der  König  eine 
durchgreifende  Regelung  der  auf  das  Gewerbe  bezüglichen  Ver- 
hältnisse, und  so  entstand  ein  um&ssendes  Gesetz,  das  fast  jedes 
Gebiet  der  gewerblichen  Verwaltung  berührt.  Von  den  62  Titeln 
des  Gesetzes  gehören  57  dem  formalen  oder  materiellen  Gewerbe- 
recht an,  während  fUnf  Titel,  in  einem  nur  durch  die  äulseren 
Umstände  gegebenen  Zusammenhang,  sich  mit  der  allgemeinen 
Landes-  und  Strafsenpolizei  beschäftigen^. 


Farnam,  Innere  französische  Gewerbepolitik  von  Colbert  bis  Tnigot, 
Staats-  und  socialwiseenschaftliche  Forschangen,  Leipzig  1898,  Band  I 
Heft  4  S.  2.  —  Es  braucht  kaum  bemerkt  zu  werden,  dass  die  Einwen- 
dungen gegen  einzelne  Ergebnisse  in  keiner  Weise  das  Verdienst  jener 
Darstellungen,  insbesondere  der  Levassear sehen,  als  Ganzes  herab- 
mindern können. 

»  Ausgaben  der  Ordonnanz:   Ord.  II  S.  350;  Fontanon  I  S.  852; 
Isambert  4  8.  574;  M6t  I  S.  2. 
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Wir  erwähnen  zunftchst  kurz  diese  letztgenannten  fünf  Titel, 
die  den  Anfang  (Titel  I)  und  den  Schlub  (Titel  59  bis  62)  der 
Ordonnanz  bilden.  Titel  I  befiehlt,  dais  alle  Müssiggänger,  Gaukler, 
fahrenden  Leute  und  Bettler^  wofern  sie  von  gesunden  Gliedmafsen 
sind,  sich  unverzüglich  um  nützliche  Arbeit  umsehen,  sonst  aber 
binnen  drei  Tagen  Stadt  und  Grafschaft  von  Paris  räumen  soUen, 
bei  schwerer  Strafe  im  Fall  der  ersten  Ergreifung  und  Ver- 
schärfung bei  RückiäUigkeit.  Auch  soll  von  allen  Kanzeln  ver- 
kündet werden,  dafs  niemand  an  einen  Erwerbsfähigen  ein 
Almosen  gebe,  sondern  nur  an  Bresthafte  und  Krüppel.  —  Die 
Schlufstitel  59  bis  62  handeln  von  der  Reinigung  und  Instand- 
haltung der  Strafsen  und  öffentlichen  Wege.  — 

In  der  Besprechung  der  auf  die  gewerbliche  Verwaltung 
bezüglichen  Bestimmungen  folgen  wir  den  im  vorigen  Abschnitt  ^ 
aufgestellten  Kategorien.  Das  Gebührenwesen  wird  in  der  Ordonnanz 
nicht  besonders  behandelt;  ftir  unsere  Erörterung  bleiben  demnach 
die  Vorschriften  für  die  Organisation  des  Handwerks,  für  Technik 
und  Betrieb,  Gewerbepolizei  und  Gerichtsbarkeit. 

Für  das  Lehrlingswesen  enthält  die  Ordonnanz  eine 
allgemeine  Bestimmung  im  Titel  51.  Durch  den  Artikel  I  dieses 
Titels  werden  die  Beschränkungen  in  der  Lehrlingszahl  aufgehoben. 
Jeder  Meister  soll  berechtigt  sein,  Lehrlinge  in  beliebiger  Zahl 
einzustellen;  die  Dauer  der  Lehrzeit  und  der  Betrag  des  Lehr- 
geldes sollen  nach  vernünftigem  Ermessen  angesetzt  werden^. 
Man  hat  diese  Freigabe  der  Lehrlingszahl  insbesondere  als  ein 
Beispiel  der  selbständigen  GewerbepoUtik  König  Johanns  angeftlhrt. 
Wir  haben  indes  bereits  gesehen,  dafs  die  Vorschrift  von  Philipp  IV. 
im  Jahre  1807  erlassen  und  dafs  sie  im  Jahre  1322  erneuert 
wurde ^.  Eine  Neuerung  liegt  also  hier  in  keiner  Weise  vor. 
Das  Elrfordemis  der  Lenrzeit  als  solches  wird  übrigens  durch 
diese  Bestimmung  nicht  etwa  beseitigt^;  nur  das  Recht,  neben 
den  Meistersöhnen  „fremde**  Lehrlinge^  einzustellen,  wird  er- 
weitert. 

Die  Bedingungen  der  Zulassung  zur  Meisterschaft  werden 
durch  das  Gesetz  von  13öl  nicht  berührt  Dagegen  er&hrt  das 
Amt  der  Geschworenen  eine  eingehende  Berücksichtignne;  an 
seiner  Stellung   und  an  seinen  Bem^issen   wird  indes  nicht  das 

feringste  geändert    Das  Gesetz  bleiot  auch  hier  bei  dem  gelten- 
en  Rechte  stehen  und  befestigt  vielmehr  dessen  neuerdings  arg 
vernachlässigte  Anwendung. 


1  S.  oben  S.  24. 

*  IMe  Ordonnanz  von  1307  stellt  auch  die  Festsetzung  der  Lehrzeit 
mid  des  Lehrgeldes  in  das  freie  Belieben  der  Kontrahenten ;  s.  oben  8.  154. 

»  8.  oben  S.  154  Anm.  2. 

♦  Vgl.  Tit  13  Art.  1  und  2. 

»  S.  oben  S.  25.  ^  . 
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Die  Geschworenen  werden  in  hergebrachter  Weise  durch 
das  Handwerk  gewählt  oder  vorgeschlagen  und  durch  den  könig- 
lichen Prevost  vereidigt  und  eingesetzt^.  Eine  nur  für  das 
Magisterium  der  Bäcker  bestehende,  alte  Specialbestimmung  wurde 
in  der  Litteratur  zu  der  irrtümlichen  Annahme  ^weitert,  Eönie 
Johann  habe  die  zünftigen  Geschworenen  beseitigt  und  sie  dun£ 
obrigkeitlich  ernannte  Uandwerks&emde  ersetzt.  Dies  ist  indes 
in  keiner  Weise  der  Fall  Vielmehr  war  der  königliche  Prevost 
gegenüber  der  Sonderstellung  des  Bäckeramtes  im  Besitz  des 
Rechtes^  erforderlichen  Falls  vier  ehrbare  Bürger,  die  nicht  dem 
Bäckerhandwerk  angehören  durften,  einzuschwören  und  mit  der 
Vornahme  der  Brotschau  zu  beauftragen  ^.  Diese  Anordnung  wurde 
bereits  durch  einen  Parlamentsentsdieid  getroffen,  der  im  Jahre 
1281,  zur  Zeit  der  Magisteriumsprozesse,  erging  ^.  Die  Bestimmung 
ist  seitdem  dauernd  in  Kraft  geblieben  und  wird  u.  a.  auch  in 
der  Ordonnanz  Philipps  IV.  von  1 307  verzeichnet  ^.  König  Johann 
hat  hier  weder  einen  neuen  Grundsatz,  noch  auch  nur  eine  neue 
Einzelbestimmung  aufgestellt. 

Die  Behandlung  der  Technik  und  des  Betriebs  ist  fUr 
die  verschiedenen  Gewerbe  eine  sehr  ungleichmäfsige.  Eänzebe 
Handwerke  erhalten  Ordnungen  von  grofser  Ausführlichkeit,  die 
einem  Zunftstatut  an  Umfang  gleichkommen;  anderer  wiederum 
wird  nur  kurz  mit  einigen  wenigen  Bestimmungen  gedacht.  Voi^ 
Schriften  grölseren  Umfangs  werden  gegeben  für  die  Fleische, 
Lichtzieher,  Schuster,  Gerber,  Lederl^iter,  Gemüsehändler, 
Geflügelhändler,  Seefischhändler,  Flufsfischhändler,  Kommesser, 
Holzmesser,  Salzhändler  ^.  Die  Arbeitsteilung  im  Sinne  der  Hand- 
werkerzunft® wird  streng  festgehalten;  das  Gesetz  kennt  keineo 
anderen  Betrieb  als  den  zunftmäfsig  geregelten  und  überwachten. 
Nirgends  findet  sich  auch  nur  der  geringste  Versuch,  die  Teuerung 
und  Knappheit  durch  ein  Hinausrücken  der  Zunftschranken  zu 
bekämpfen. 

Im  Betrieb  des  Handwerks  wird  die  Milderung  des  Verbots 
der  Nachtarbeit  nur  in  dnem   einzigen  Fall  verftlgt*^.     Das  Ab- 


>  S.  oben  S.  32  und  35.  Ober  die  besonderen  für  den  Seefisch- 
handel bestehenden  Einrichtungen  vgl.  de  Lamare,  III  S.  201  ff.  Nach 
einem  von  Fontanon  gegebenen  Znsatz  zu  der  Ordonnanz  von  1851 
wird  von  den  Geschworenen  für  den  Seefischhandel  ToraoBgesetzt,  dafs 
sie  ihr  Gewerbe  während  ihrer  Amtszeit  nicht  ausüben.    Vgl.  Tit.  8  Art  50. 

«  Tit  2  Art.  1  ff. 

3  Vgl.  das  Bäckerregest  Mag.  u.  Frat.  S.  216  ff.,  No.  3,  6  mid  7. 

*  Oben  S.  153. 

»  Tit  4,  8,  9,  10,  11,  13,  39  und  43. 

•  S.  oben  S.  100. 

"^  Tit  13  Art  2.  Die  Ordonnanz  von  1307  hatte,  wie  oben  erwähnt, 
alle  Verbote  der  Nachtarbeit  in  ihrem  Artikel  57  schlechthin  anfgehoben. 
S.  oben  S.  154  und  Anm.  1. 
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mieten  der  Gesellen  durch  das  Angebot  höherer  Löhne  wird 
veifboten*.  In  den  Zünften  der  Kommesser  ^  Wein  Verkäufer, 
Weinmakler  und  Holzmesser  werden  die  Stellen,  die  den  Charakter 
▼on  Beamtungen  hatten,  auf  eine  feste  Zahl  begrenzt^. 

Die  Unvereinbarkeit  gewisser  Betriebe®  wird  in  der  Ordonnanz 
mehrfach  ausgesprochen.  Kein  Kommesser  soll  zugleich  Getreide- 
händler sein^.  Kein  Wirt  soll  ohne  besondere  Erlaubnis  den 
Unterkäufer  machen^.  Die  Makler  für  den  Handel  in  Tuchen, 
Kürschnerwaren,  Spezereien,  Pferden,  Kurzwaren  u.  dgl.  dürfen 
keine  Geschäfte  auf  eigene  Rechnung,  sei  es  fUr  sich  allein  oder 
als  Teilhaber,  betreiben®.  Den  Lederbereitera  ist  der  Handel 
mit  Leder  untersagt^.  Die  Ordonnanz  enthält  auch  einen  be- 
merkenswerten Beleg  daftlr,  dafs  der  Begriff  der  Zunftehrlich- 
keit^  sich  festzusetzen  begann,  und  dafs  die  Handwerker  keinen 
Genossen  dulden  wollten ,  der  eine  unehrliche  Arbeit  angefalst 
hatte».  — 

Von  gröfster  Ausführlichkeit  sind  die  Vorschriften,  welche 
die  Gewerbepolizei  betreffen.  Der  gesamte  Handel  und 
Verkehr  wird  aurchweg  der  Tarifierung  unterworfen  durch  das 
dreifache  Mittel  der  Lohntaxen,  Preistaxen  und  Gewinntaxen. 

Soweit  es  angängig  ist,  setzt  die  Ordonnanz  im  einzelnen 
den  Preis  fest,  der  für  eine  Arbeitsleistung,  für  eine  Dienstver- 
richtung oder  flu*  eine  bestimmte  Warengattung  gefordert  werden 
dürfe*".  So  wurde  für  Maurer,  Steinmetzen,  Zimmerleute,  Dach- 
decker, Schnitter,  Drescher,  Weinbergsarbeiter,  Dienstboten    und 


>  Tit  49  Art.  1. 

*  Tit.  4,  9  und  43.  Die  Vermehrung  dieser  Stellen  wurde  späterbin 
zu  einem  beliebten  Mittel  der  Erböbun^  indirekter  Abgaben.  Die  Or- 
donnans  ron  1851  untersagt  übrigens  mehrfach,  diese  Steilen  an  Weiber 
und  an  Kleriker  zu  vergeben.    Tit.  4  Art.  5,  Tit.  6  Art.  19. 

»  8.  oben  S.  101. 

*  Tit.  4  Art.  6. 
«  Tit.  55  Art.  1. 
«  Tit.  12  Art.  2. 

7  Tit.  13  Art.  1  und  3. 

8  S.  oben  S.  101. 

^  PouT  ce  aue  grant  necessit^  est  d'avoir  plus  ouvriers  ös  cbambres 
basses  que  l'on  dit  courtoises  que  il  n*a  pas  a  present  en  la  ville  de  Paris 
et  aülenrs,  toutes  maniöres  de  gens  ma^ons  ou  autres  ouvriers,  de 
quelque  mestier  que  ce  seit,  pourront  faire  ledit  mestier  et  retoumer 
4  leur  mestier  sans  ce  que  pour  cause  de  ce  ilz  puissent  estre  contrains 
par  les  ouTriers  et  jurez  du  mestier  que  ilz  ne  puissent  et  dojent  ouvrer 
du  mestier  dont  ilz  seront  paravant.  Et  quiconques  leur  dira  villenie,  il 
l'amendera  d'  mende  voluntaire,  seien  les  parolles.  Tit.  58  (des  maistres 
Pyfy). 

^0  Tit.  5,  7,  13,  15,  16,  18,  20,  21,  25,  26,  27,  28,  29,  32,  33,  35,  36, 
46  und  52.  ^  j 

Digitized  by  VjOOQIC 


168 


XVII  2. 


Arbeiterinnen  ein  fester  Arbeitslohn  angesetzt  ^.  Für  die  G^ber, 
Scimster,  Böttcher,  Wagner,  Tuchscherer,  Schneider,  Kürschner 
u.  a.  m.  wurde  der  feste  Preis  eines  Werkstücks  vorgeschrieben'. 
Im  Bäckergewerbe  wird  ein  genaues  Verhältnis   zwischen  Korn- 

Sreis  und  Brotgewicht  festgestellt^.  Für  diejenigen  Fälle,  in 
enen  eine  solche  schematisdie  Festsetzung  unthunUch  war,  gab 
die  Ordonnanz  eine  zweifache  Begrenzung;  fbr  d^i  Lohn  einer 
Arbeit  oder  für  den  Preis  einer  Ware  durfte  nicht  mehr  gefordert 
werden,  als  ein  Drittel  über  den  Satz,  der  vor  dem  „groCsen 
Sterben"  üblich  gewesen  war  \  femer  sollten  die  Handwerker  und 
die  Händler  auf  die  Gegenstände  ihres  Geschäftsbetriebs  nicht 
mehr  als  je  zwei  Solidi  Gewinn  auf  je  zwanzig  Solidi  des  Erwerbs- 
preises aufrechnen.  Der  Lohn-  und  Preisaufschlag  von  nicht 
mehr  als  einem  Drittel  wird  demgemäfs  verfügt  ftir  die  Schmiede, 
Hufschmiede,  Zinngiefser,  Wasserträger,  Sackträger,  Fuhrleute, 
Lohnbäcker  und  flir  die  Teilgewerbe  in  der  Tuchmacherei ,  wie 
Weber,  Färber,  W^alker  u.  s.  f.  Die  Begrenzung  der  Geschäfts- 
gewinne auf  höchstens  zwei  Solidi  von  zwanzig  des  *Erwerbs- 
preises  wird  vorgeschrieben  bei  den  Fleischern,  Lichtziehem, 
Kürschnern,  Eisenhändlem,  &ämern  und  allen  Gewerbetreibenden, 
die  nach  Gewicht  verkaufen. 

Am  Schlufs  der  Ordonnanz  wird  diese  doppelte  Grenze  für 
Arbeitslohn,  Warenpreis  und  Handelsgewinn  nochmals  für  den 
gesamten  Verkehr  allgemein   festgesetzt^.      Die   Tarifierung    an 


^  Es  mag  von  Interesse  sein,  die  Lohnsätze  tabellarisch  zusammen- 
gestellt hier  wiederzugeben: 


Tit.  37  Art.  1 

Tit.  16  Art.  1 
Tit.25Ait.l 

Tit  15  Art.  1 


Maurer,   Steinmetzen,  Zim- 
merlente  nnd  Dmchdeeker 

Gesellen 

Schnitter 


I 


Dreioher  .    .    .    . 
Weinbergearbeiter . 


Tit.  20  Art.  1 

Tit.  27  Art  1 
Tit.  27  Art.  2 
Tit.58Art.2 


Weinbergsarbeiterinnen . 

Weibliches  Geeinde  in  der 
Landwirtschaft  .    .    . 

Weibliches  Gesinde  im  Hans- 
dienst    

Arbeiterinnen  im  allge- 
meinen   


f&r  den 
Tag 


Von  Martini  bis  Ostern      Von  Osten  bis  Martini 
26  denare  82  denare 

16  denare  20  denare 

Wfthrend  der  Ernte  SO  denare 

Vom  Remiginstag  (1.  Oktober)  bis  Ostern 
18  denare,  keine  Verköstigvng 

Nach  beendeter  WeinleM  bis     Von  Mitte  Febmsr  bii 
Mitte  Febraar  Ende  April 


für  das 
Halbjahr 
fftr  das 

Jahr 
für  den 

Tag 


Reben-        Erd-     Gewöhnl.    Bebenschneider  30  den.. 
Schneider    arbeiter    Arbeiter     andere  im  VeÄiltais 
18  den.     16  den.    12  den. 
(keine  Verköstignng) 
Bis  Lichtmefs         Lichtmefs  bis  Anfang  Angnii 
8  den.,  12  den. 

keine  Verk&stignng 

Von  Martini  bis  Johanni      Von  Johann!  bis  Martini 
20  sols  nebst  Schahceng  80  sola 

80  sols  nebst  Schnhzeng 

12  den.  ohne  Verkdstignng  oder 
6  den.  mit  Verköstigung. 


*  Bei  den  Schneidern  nnd  Kürschnern  galt  dies  jedoch  nur  für 
Kleider  nach  altem  Schnitt.  Wer  Kleider  anders  als  nach  altem  and  ge- 
meinem Schnitt  verlangte,  dem  sollten  Schneider  und  Kürschner  mit 
Fleifs  mehr  abfordern. 

»  Tit.  2  Art.  6  bis  32. 

*  Que  nulles  personne  ne  preigne  argent  pour  son  sallöre,  pour 
joum6e  ou  pour  ses  euvres,  ou  pour  sa  marchanaise  que  il  face  de  sa 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  2^  169 

«ich  bietet  nichts  befiremdliches;  sie  bildet  das  stftndiee  Mittel 
jKur  Abwehr  einer  Teuerung,  und  ihre  Anwendung  in  dem  hier 
beliebt^i  Umfang,  der  über  die  Ordonnanz  von  1307  weit  hinaus- 
geht, erscheint  durch  die  herrschenden  Ausnahmezustände  gerecht- 
fertigt und  erklärt  — 

Die  strenge  Ausübung  der  Gewerbeschau  wird  durch 
die  Ordonnanz  mit  besonderem  Nachdruck  anbefohlen.  Bei  den 
einzeben  Gewerben  wird  die  sorgfältige  Handhabung  der  Schau 
ieweils  in  den  betr^enden  Titeln  vernlgt^;  schliefslich  wird  am 
Ende  der  Ordonnanz  die  Vornahme  der  Schau  nochmals  im 
ganzen  fbr  alle  Waren  Yoreeschrieben  ^.  Ebenso  haben  die 
Stadtfremden  ihre  von  aufserhcdb  eingebrachten  Waren  in  üblicher 
Weise  vor  dem  Verkauf  den  Zunftgeschworenen  zur  Untersuchung 
zu  stellen  °. 

Die  bekannten  Bestimmungen  über  Marktverkehr  und 
Zwischenhandel^  werden  mehrfach  wiederholt  und  eingesch&-ft. 
Die  Fremden  sollen  ihre  Waren  unmittelbar  zum  Markte  bringen  ^ ; 
jeder  Aufkauf  und  jeder  Vorkauf  ist  untersagt.  Kein  Bürger 
oder  Händler  darf  die  auf  dem  Wege  zum  Markt  befindlichen 
Zufuhren  an  Fleisch/  Getreide  oder  sonstigen  Lebensmitteln  an 
sich  bringen  ^.  Am  Markte  selbst  darf  kein  Händler  Nahrungsmittel 
ankaufen,  bevor  nicht  die  Bürger  sich  mit  ihrem  Bedarf  versorgt 
haben;  in  Paris  ist  hierfür  als  Zeito*enze  die  Mittagstunde,  in 
den  Städten  der  Vicegrafschaf);  das  Liäuten  der  Primglocke  an- 
gesetzt^. Die  Bestimmung,  dafis  bei  dem  Verkauf  von  Waren 
aus  dem  Schiff  der  einmal  fesigesetzte  Preis  während  des  Ver- 
kauft der  ganzen  Ladung  eingehalten  werden  mufs  und  nicht 
erhöht  werden  darf^,  wird  mehrfach  verzeichnet®. 

Der  Zwischenhandel  als  solcher*^  wird  nicht  erschwert; 
sondern  es  wird  den  Händlern,  im  Zusammenhang  mit  der  all- 
gemeinen Tarifierung,  wie  oben  bemerkt,  ein  Höchstsatz  ftlr  den 
Handelsgewinn  —  zwei  von  je  zwanzig  Solidi  —  vorgeschrieben. 


main  on  £Bu:e  faire  en  son  hostel  pour  vendre,  et  desquelz  U  n'est  ordonnö 
en  ces  preaentes  ordonnanoea,  ne  poum  prendre  pour  sa  jouzn^e,  sallöre 
on  denr^es  que  le  tiers  plus  qu'il  avoit  avant  la  mortalit^,  aar  les  peines 
desBUS  contennes.  Tit  51  Art  8;  vgl.  auch  Art  2.  NuJz  marchans 
▼endeors  de  denr^es  qui  vendent  en  leur  hostel  pour  regaigner  et  ne  les 
fait  pas,  desquelz  il  n'est  ordonn^  par  espedai  en  ces  preseutes  ordonnances, 
ne  ponrront  prendre  de  xz  eols  que  ll  sola  d'aqneat  aeulement  et  ce 
lureront.    Tit  52  Art  1,  vgl  auch  Tit  54. 

>  Tit  2  Art  1,  Tit  10  Art.  5,  Tit  11  Art  5,  Tit.  13  Art  6. 

«  Tit  53  Art  1. 

»  Tit  14  Art  1. 

*  S.  oben  8.  111  ff. 

»  Tit  4  Art  12,  Tit  9  Art  1  und  3,  Tit  11  Art.  1,  Tit  14  Art.  1. 

•  Tit  4  Art  11  und  12,  Tit  10  Art  1,  Tit  14  Art.  1. 
'  Tit  9  Art.  3,  Tit.  10  Art  1,  Tit  11  Art.  1. 

»  S.  oben  S.  117. 
»  Tit  41  Art.  1,  Tit  43  Art  5, 
w  S.  oben  S.  114. 
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Als  Händler  bezeichnet  die  Ordonnanz,  unter  AnfUhning  von 
Beispielen,  „solche  Gewerbetreibende,  welche  die  Waren,  mit 
denen  sie  handeln,  nicht  selber  herstellen,  sondern  Gewinns  halber 
verkaufen**  ^.  Dieser  Zwischenhandel  wird  in  keiner  Weise  be- 
hindert. Verboten  ist  dagegen  der  Zwischenkauf,  der,  gemAfs 
den  früher^  entwickelten  Grundsätzen,  genau  vom  Zwischen- 
handel unterschieden  wird. 

Der  Zwischenkauf  wird  namentlich  untersagt  in  den  aus  d^ 
Verordnung  von  1299^  und  der  Ordonnanz  von  1307*  bekannten 
Gegenständen,  wobei  der  Wortlaut  der  älteren  Vorschriften  meist 
unverändert  in  die  Ordonnanz  von  1351  übernommen  wird^. 
Femer  wird  der  Ankauf  von  Salz  zum  Zweck  des  Wiederver- 
kaufs an  Ort  und  Stelle  verboten;  dagegen  ist  es  jedermann 
erlaubt,  Salz  von  aufserhalb  zu  Handelszwecken  kommen  zulassen*. 
Ebenso  wird  der  Zwischenkauf  von  Zinn  untersagt^. 

Die  Bestimmungen  über  die  Gerichtsbarkeit  sind  gleich- 
falls die  hergebrachten.  Die  Ordonnanz  unterscheidet  zwischen 
Übertretung  und  Falschwerk.  Zur  Aburteilung  von  Übertretungen 
sind  die  Zunftgeschworenen  ohne  weiteres  zuständig^.  Falsch- 
werk dagegen  kann  nur  vor  dem  Prevotalgericht  endgültig  abge- 
urteilt werden. 

Die  Ordonnanz  erwähnt  die  Aburteilung  von  Falschwerk 
an  zwei  Stellen.  Den  Geschworenen  der  Geflügel-  und  Wild- 
brethändler wird  aufgegeben,  dafs  sie  verdorbene  Ware,  wo  sie 
dieselbe  vorfinden,  auf  inren  ESd  vernichten  sollen  und  zwar  soll 
die  Hälfte  der  Ware  vor  dem  Hause  des  schuldigen  Händlers 
verbrannt,  der  Rest  in  den  Seineflufs  geworfen  werden.  Wenn 
der  Besitzer  Einspruch  erhebt  und  die  Tauglichkeit  seiner  Ware 
behauptet,  so  soll  die  Sache  unverzüglich  einem  Richter  in  Chätelet 
vorgdfegt  und  in  dessen  Gegenwart  unter  Mitwirkung  der  Zunft- 
geschworenen abgeurteilt  weraen  •.    Femer  wird  allgemein  veriUgt, 


^  Lee  marehands  de  tontee  marchandises  et  denr^es  lesqueUes  telx 
qui  les  vendront  ne  les  fönt  mye,  maiz  les  vendent  ponr  regaigner,  Tit  54 
Art.  1. 

«  Oben  S.  115. 

8  Oben  8.  116. 

*  Oben  S.  152. 

»  Tit.  40  Art  1,  Tit  42  Art.  1,  Tit  48  Art.  7  f.,  Tit  45  Art.  1. 

*  Nul  Marchant  de  Paris  qui  achetera  sei  en  la  nef  ou  en  grenier 
pour  revendre  k  Paris,  ne  pourra  acheter  k  une  foiz  ne  tenir  en  son  hostel 
ne  aiiieurs,  que  ung  muj  de  sei,  mais  en  pourra  chaecun  acheter  hon  de 
Paris  et  le  mectre  au  grenier  ponr  revendre  en  la  maniere  que  dessns  est 
dit    Tit  39  Art.  3. 

^  Ne  pourra  nul  acheter  k  Paris  envre  d^estaiog  ouvr^e  pour  revendre 
k  Paris  sur  peine  de  perdre  le  mestier  et  d'amende  voluntaiie.  Tit  44 
Art.  1. 

8  Tit  11  Art.  4. 

^  Ou  cas  ou  ilz  trouveront  que  lesdits  poulaillers,  ou  aucuns  d'eulx, 
ajent  tenu  et  gard^  pardevere  eulx  aucunes  des  choses  d^ssuBdites  sans 
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dafs  Yon  aolserhalb  eingeführte  Waren,  die  als  Fakchwerk 
beschlagnahmt  worden  sind,  bei  Einspruch  des  Eigentümers  nicht 
durch  die  Zunftgeschwor^oen  allein,  sondern  nur  vor  dem  Prevotal- 
gericht  endgültig  abgeurteilt  werden  können  ^  Es  ist  dies  lediglich 
das  geltende  Recht  ^;  die  Ordonnanz  hat  nicht  etwa^  den  Zünften 
eine  von  ihnen  bis  dahin  ausgeübte  Befugnis  entzogen^.  — 

In  der  neueren  Litteratnr  findet  sich  nun  allgemein  die 
Annahme,  König  Johann  habe  durch  dieses  Gesetz,  in  dem  jede 
Zdle  Yon  Polizeimatsregeln  strotzt,  die  Gewerbefreiheit  ver- 
kündet und  sein  Nachfolger  Karl  V.  habe  sich  in  einem  Entscheid 
von  1358  zu  den  gleichen  Anschauungen  bekannt^.  Die  Meinung 
beruht  auf  der  irrtümlichen  Auslegung  mehrerer  Textstellen, 
nämlich  der  Titel  14  und  50  der  Ordonnanz  von  1351  und  eines 
Patentes  des  Regenten  Karl  (Karl  V.)  von  1358. 

Der  Titel  14  bestimmt,  dafs  die  Stadtfremden  ihre  Waren 
der  Gewerbeschau  zu  unterwerfen  und  sie  ausschliefslich  auf  den 
Märkten  zum  Verkauf  zu  bringen  haben.  Der  Titel  schUefst 
dann  mit  den  Worten  :  et  tous  marchans  de  hors,  qui  marchandise 
vouldront  ainsi  faire,  il  pourront  venir  seurement  et  sans  aucune 
doubte  en  la  ville  de  Paris.  Der  Titel  50  lautet  folgendermafsen : 
Toutes  maniäres  de  genz  quelzconques  qui  sauront  eulx  mesler 
et  entremectre  de  faire  mestier,  euvre,  labour  ou  marchandise 
quelzconques,  le  puissent  faire  et  venir  faire,  mais  que  Teuvre 
et  marchandise  soit  bonne  et  loyal  (except^  ceulx  dont  il  est  par 
especial  ordonn^  en  ces  presentes  ordonnances),  et  leurs  marchan- 
dises  aporter  vendre  k  Paris  en  la  mani^re  que  dessus  est  ordonn^. 

vendre,  tant  que  il  leor  appare  icelles  estre  corrompues,  ils  seront  tenuz, 
par  leurs  seremeDS  et  &  peine  d'estre  repputez  pour  paijnres,  et  d'amende 
voluntaire,  de  les  prendre  et  les  faire  ardou-,  partie  devant  Tostel  de  celluy 
flur  qui  ilz  seront  trouvez,  et  l'autre  partie  gect6e  en  la  rivi^re  ou  port^e 
aox  cbam^;  et  ou  cas  que  cellni  sur  qui  ihs  seront  trouvez  Touldroit  main- 
tenir  qne  ilz  feussent  bonnes,  que  tautest,  sans  nul  delay,  11  porte  lesdites 
denr^  devant  le  premier  juge  qu'ils  tronveront  ou  Chastellet,  et  illec 
appellez  avec  lesdiz  jarez  des  autres  marchans  dudit  mestier ,  en  sera  or- 
donnö  par  la  mani^  qne  dit  est.    Tit  11  Art  5. 

^  Ou  cas  que  l'on  rappellereit  en  doubte  que  aucones  des  denr^s  et 
marchandises  1A9  sojent  loyaulx  et  souffisant,  les  maistres  des  mestiers  n'en 

Sourront  congnoistre  sans  appeller  le  prevost  de  Paris,  nng  des  auditeurs 
e  Chastellet,  le  procurenr  du  Roy  et  le  prevost  des  Hanshans.  Tit.  14 
Art  1. 

«  S.  oben,  8.  129,  S.  187  ft. 

*  Vgl  Levasseur  I  S.  895. 

^  Dais  selbst&ndige  Recht  der  Magisterien  (s.  oben  S.  124  und  185X 
das  bei  einem  Theil  dieser  Ämter  zu  jener  Zeit  noch  ungemindert  be- 
stuid,  wird  in  der  Ordonnanz  nicht  berücksichtigt  und  auch  in  keiner 
Weise  geändert  Überhaupt  ist  die  Ordonnanz  von  1851  —  wie  jede 
Beformordonnanz  des  alten  Staates  —  nicht  als  Quelle  für  thatsächbche 
Einzelheiten  zu  benutzen.  Für  diese  bedarf  es  vielmehr  einer  genauen 
Yeigleiehung  mit  dem  geltenden  Recht  und  mit  der  —  aus  Special- 
geseteen  zu  entnehmenden  —  wirklichen  Durchführung. 

^  Litteraturangaben  s.  oben  8.  168  Anm.  2.  /^  T 
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Jeder  der  eines  Handwerks  kundig  ist,  darf  nach  Paria  kommen, 
um  sein  Gewerbe  auszuüben,  vorausgesetzt ,  dafs  er  ehrlidie 
Arbeit  liefere  (ausgenommen  sind  jedoch  die  besonders  geordneten 
Betriebe  ^)  und  darf  seine  Waren  eum  Verkauf  nach  Paris  bringen 
gemäls  den  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes^. 

Nach  unsem  Yorau^ehenden  Darlegungen  ist  es  nicht  schwer, 
zu  zeigen,  dafs  in  diesen  Titeln  auch  nicht  die  geringste  Neuerung, 
geschweige  denn,  dafs  in  ihnen  irgend  ein  Gedanke  an  die  G^ 
Werbefreiheit  enthalten  ist.  Der  König  unterscheidet  zwei  Arten 
von  Stadtfremden :  solche,  die  nach  Paris  kommen,  um  zu  arbeiten 
und  solche,  die  nach  Paris  kommen,  um  zu  verkaufen;  das  sind 
also  Handwerker  einerseits,  Händler  andererseits.  Für  beide 
wird  lediglich  das  hergebrachte  Recht,  wie  es  bereits  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  bestand,  aufgezeichnet.  Der  stadtfremde 
Handwerker  mufste  seine  Vorbildung  und  Befähigung  gleich  dem 
einheimischen  nachweisen  und  den  Eid  auf  ehrliche  Arbeit  leisten  ^. 
Hatte  er  diesen  Erfordernissen  genügt,  so  durfte  ihm  die  Nieder- 
lassung nicht  unter  irgend  einem  Vorwand  seitens  der  Zünfte 
verwehrt  werden.  Der  fremde  Händler  dag^en  durfte  seine 
Ware  nicht  anders  ab  in  den  Hallen  und  auf  dem  Markte  zum 
Verkauf  bringen^.  Vor  Aufstellung  mufste  das  fremde  Gut, 
gleich  dem  einheimischen,  durch  Schaubeamte  untersucht  werden. 
War  es  tauglich,  so  durften  es  die  Geschworenen  nicht  unter 
einer  willkürlichen  fkitscheidung  zurückweisen. 

Die  Titel  ö4  und  50  enthalten  also  nichts  weiter  als  die 
Wiedergabe  des  uns  bekannten  geltenden  Rechts.  Das  Gesetz 
bringt  nicht  die  geringste  Erleichterung  für  die  Stadtfr-entiden. 
Nach  wie  vor  mufs  auch  der  auswärtige  Handwerker,  der  zünftige 
Arbeit  sucht,  den  zunftmäfsigen  Anforderungen  Genüge  leisten: 
nach  wie  vor  ist  der  auswärtige  Händler  auf  den  Marktverkauf 
beschränkt  und  der  zünftigen  Schau  unterworfen.  Man  wird 
überhaupt  nicht  leicht  ein  zweites  Gewerbegesetz  des  Mittelalters 
finden,  dais  mit  so  rücksichtsloser  Schroffheit  die  Grundsätze  des 
zunftmätsigen  Betriebes  durchfahrt,  wie  gerade  die  Ordonnanz 
von  1351°. 


^  Für  die  eine  fest  begrenzte  Stellenzohl  vorgeschrieben  ist,  wie 
Kornme!*8er,  Weinmakler  u.  8.  w.,  s.  oben  S.  167. 

^  Wegen  des  Patentes  Karls  V.  s.  die  drittfolgende  Anm. 

»  S.  oben  S.  37. 

*  S.  oben  8.  113  ff.,  8.  118  f. 

^  Ganz  denselben  Standpunkt  nimmt  auch  die  obenerv^ähnte  Ent- 
Bcheidung  Karls  V.  ein,  die  in  einer  Streitsache  zwischen  den  Schiieideni 
und  den  Steppdeckenmachem  (Doubletiers)  von  Paris  im  Jahre  1358  enring 
(M^t  III  S.  1§4).  Die  Doubletiers,  die  sich  mit  der  Herstellung  gefütterter 
Unterlagen  (doublets)  befafsten,  hatten  einen  Gerichtsbeechlurs  erwüt, 
wonach  die  Anfertigung  eines  damals  stark  in  Aufnahme  gekommenen 
g^ütterten  Kleidungsstückes,  ebenfalls  kurzweg  doublet  genannt,  ans- 
schliefslich  zu  ihrem  Gewerbebetrieb  gehöre.  Die  Schneider  hatten  hier- 
gegen Einspruch  erhoben;  sie  behaupteten,  dafs  sie  gleichfalls  zur  An* 
Fertigung  dieser  Doublets  berechtigt  seien,  der  Gegens^nd  also  beiden 
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Von  einer  Freigebnng  des  Gewerbebetrieba  ist  also  in  der 
Ordonnanz  von  1351  nicht  entfernt  die  Rede;  die  zünftige  Betriebs- 
form  wird  vielmehr  darch  das  Gesetz  aufrecht  erhalten  nnd  in 
allen  Einzelheiten  verstärkt.  Die  Notwendigkeit  ^  hierbei  die 
bestehenden  Rechtssätze  über  die  Behandlung  der  Stadtfremden 
aofsuzeichnen,  ergab  sich  aus  der  veränderten  Stellung  der  Zünfte. 
Die  Zunft;  ursprünglich  auf  den  örtlichen  Zusammenschlufs  ge- 
gründet,  begann  seit  dem  Ablauf  das  dreizehnten  Jahrhunderts, 
sich  auf  den  örtlichen  Abschluts  zurückzuziehen.  Den  stadtfremden 
Händlern  war  die  Zunft  von  jeher  feindlich  gewesen  ^ ;  jetzt  suchte 
sie  sich  auch  der  zuwandernden  Handwerker  zu  erwehren.  Der 
alte  Satz  des  Zunftrechts,  dafs  jede  zünftige  Stadt  der  andern 
gleichatehe^,  wurde  im  vierzehnten  Jahrhundert  seitens  der  Zunft 
selber  nicht  mehr  voll  anerkannt. 

Zwischen  Gewerberecht  und  politischem  Recht  besteht  mit 
Bezug  auf  die  stadtfremden  Meister  ein  alter ,  bisher  in  der 
latteratnr  nicht  beachteter  Gegensatz^.  Während  dem  Zunft- 
recht ursprünglich  jeder  zünftig  gelernte  Handwerker  gleich  gilt, 
verlangt  das  politiache  Recht  der  Städte  regelmäßig,  dafs  der 
zuwandernde  Meister  vor  seiner  Niederlassung  das  Bürgerrecht 
erwerbe.  Indes  die  Ordonnanz  König  Johanns  thut  nichts,  um 
zwischen  diesen  Gegensätzen  einen  Ausgleich  herbeizutühren. 
Das  Gesetz  beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Vorschrift ,  dafs 
den  zuwandernden  Handwerkern  keine  Schwierigkeiten  in  den 
Weg  gelegt  werden  sollen.  Auch  an  dieser  Stelle  macht  das 
Gesetz  kdnen  Versuch,  irgend  eine  Neuerung  an  dem  positiven 
Recht  vorzunehmen^.  — 

Eine  unzusammenhängende  Lesung  der  Textstellen  konnte  zu 
der  Annahme  verlöten,  das  Gesetz  von  1851  habe  die  Gewerbe- 
freiheit verkündet.  Bemerkenswerter  jedoch  als  dieser  Irrtum 
über  den  Wortlaut  der  Texte,  erscheint  mir  der  hierbei  unter- 
laufende Irrtum  über  die  Bedeutung  des  Begrub  der  Gewerbe- 
freiheit, wie  der  Freiheit  überhaupt 

Gesetzt,  König  Johann  habe  thatsächlich  das  Zunftreoht  auf- 
gehoben ;  so  hätte  er  damit  nicht  die  Befreiung,  sondern  er  hätte 


Zünften  gemeinsam  sei  (s.  oben  S.  100).  Der  Regent  Karl  entschied  zu 
Gunsten  der  Schneider,  indem  er  zugleich  die  monopolistischen  Ansprüche 
der  Zünfte  scharf  mifsbilligte.  £r  wiederholte  den  m  der  Ordonnanz  von 
1361  au&estellten  Grundsatz,  wonach  der  gelernte  und  bef&higte  Hand- 
werker, der  den  zunftmäfsigen  Anforderungen  in  allem  nachkommt,  nicht 
sm  arbeiten  gehindert  werden  dürfe.  Von  einer  Verurteilung  des 
Zunftwesens  ist  in  dem  Patent  so  wenig  die  Rede,  dafs  der  Regent  so^ar 
die  Schneider  fUr  ihre  Arbeit  ganz  derselben  Gewerbeschau  unterwirft, 
wie  ihre  Widersacher. 

1  8.  oben  8.  118. 

«  S.  oben  8.  37. 

«  8.  oben  8.  38. 

*  Ober  die  weitere  Entwicklung  des  Niederlassungsrechts  s.  unten 
IL  Teü  2.  Abschn.  1.  Kap.  und  lU.  Teü  1.  nnd  2.  Kap.  ^  , 
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die  Unterjochung  dee  Gewerbes  ausgesprochen.  Wir  können  die 
Wirkung  aus  der  Zeitgeschichte  abnehmen;  denn  was  hier  yer- 
sehentlich  dem  König  Johann  zugeschrieben  wird^  das  wurde 
dreifsig  Jahre  später  von  seinem  zweiten  Nachfolger  Karl  VI. 
in  Wirklichkeit  ausgeführt.  Nach  seiner  Bückkehr  aus  der  sieg- 
reichen Schlacht  von  Roosebecke  hob  Karl  VI.  alle  Zunftprivilegien 
in  Paris  ^,  Rouen  ^  und  Amiens  ^  auf,  und  jede  der  Mafsnahmen 
gegen  das  Zunftrecht,  die  man  König  Johann  unterstellt,  wurde 
nunmehr  thatsftchlich  durchgeführt.  Doch  das  Gewerbe  wurde 
hierdurch  nicht  behreit;  sonctern  es  wurde  rechtlos. 

Das  Zunftprivileg  ist  während  des  Mittelalters  in  keiner 
Weise  als  der  Träger  eines  gewerblichen  Vorrechts  anzusehen; 
sondern  es  bildet  nach  seinem  verfassungsrechtlichen  Inhalt  die 
Grundlage  fUr  die  rechtUche  Stellung  des  Handwerkerstandes; 
nach  seinem  gewerberechtlichen  Inhalt  umschliefst  es  die  wesent- 
liebsten  der  damaligen  Einrichtungen  für  die  Sicherung  des  gewerb- 
lichen Verkehrs.  Selbst  die  Vernichtung  eines  einseinen  Zunfi- 
privile^  war  deshalb  an  sich  nicht  gleichbedeutend  mit  der 
Herstellung  der  Gewerbefreiheit  ^.  Die  Auf  hebung  der  gesamten 
Zunftprivilegien  vollends  war  «zu  jener  Zeit  keineswegs  eine  frei- 
heitsfbrdemde  Maisregel;  sie  war  vielmehr  ein  Akt  der  Unter- 
drückung bürgerlicher  Rechte. 

Jene  irrtümliche  Auffassung  des  Gesetzes  von  1351  beruht 
demnach  nicht  blofs  auf  einem  Versehen  in  der  Textauslegung, 
sondern  sie  entspringt  in  ihrem  letzten  Grund  einer  unzutreffenden 
Vorstellung  von  dem  Wesen  der  Freiheit  überhaupt.  Es  besteht 
der  Glaube,  als  ob  die  Freiheit  fertig  in  der  Luft  liege;  man 
braucht  sie  nur  herunterzuholen.  Auf  die  Zeitumstände  wird 
keine  Rücksicht  genommen  und  so  entstehen  die  historischen 
Unmöglichkeiten.  Unter  den  Begriffen  der  Rechtsordnung  aber 
ist  keiner,  der  zu  seiner  Verwirklichung  so  zahlreicher  und 
wechselnder  Vorbedingungen  bedarf,  wie  der  der  Freiheit;  durch 
einseitigen  Willensentschlufs,  er  gehe  aus,  von  wo  er  wolle,  kann 
eine  freiheitliche  Einrichtung  niemals  hervorgerufen  werden. 

Wir  mufsten  im  voraufgehenden  allen  Meinungen  entgegen- 
treten, die  in  der  Ordonnanz  König  Johanns  ein  mit  einem  Mal 
geschaffenes  Werk  oder  den  Ausdruck  einer  neuen,  ihr  Zeitalter 
überflügelnden  Gesinnung  erbKckt  haben.  Von  alledem  ist  in 
Wirklichkeit  nichts  zu  finden.  Fast  jedes  Gebiet  des  Gewerbe- 
rechts wird  in  der  Ordonnanz  berührt,  ohne  dafs  irgend  ön 
neuer  Rechtssatz  aufgestellt  wird.     Das  Gesetz   erweist  sich  als 


1  M6t.  in  S.  50,  27.  Januar  1383. 

^  Ch^ruel,  histoire  de  la  Commune  de  Reuen  II  S.  452. 
8  Warnkönig,  St.G.  I  S.  422. 

*  Schmoller,  StraTsbuig  ssur  Zeit  der  Znnftkämpfe,   Strafsb.  1879, 
S.  10/11. 
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nichts  anderes,  denn  ab  eine  Kompilation,  eine  Zusammen- 
&88unfi;  des  geltenden  Rechts  an  einer  bestimmten  Stelle.  Gerade 
hierauf  aber  and  auf  nichts  anderes  gründet  sich  der  Wert  des 
Gesetzes  von  1351  und  sein  hoher  Rinflufs  auf  das  Gewerberecht. 

Eiin  Vergleich  mit  den  legislatorischen  Vorstufen  läfst  uns 
den  Abstand,  der  zurückgelegt  wurde,  und  damit  die  Bedeutung 
der  Ordonnanz  erkennen.  Während  in  den  Statuten  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  die  Handwerker  ihr  individuelles  Recht 
zur  Aufzeichnung  und  Bestätigung  bringen;  während  in  der 
Ordonnanz  Philipps  IV.  die  ersten  Grundsteine  obrigkeitlicher 
Rodung  gelegt  werden,  sehen  wir  in  der  Ordonnanz  von  1351 
die  staatliche  Gesetzgebung  in  selbständiger,  eigenmächtiger 
Thätigkeit  Die  Umwälzung,  die  sich  hierbei  Ydlzogen  mit 
können  wir  kurz  dahin  kennzeichnen :  die  Rechtssätze  sind 
noch  die  alten  geblieben,  aber  der  Rechtsboden  hat  sich  völlig 
verändert.  Das  Gewerberecht  beruht  nicht  mehr,  wie  achtzig 
Jahre  zuvor ,  auf  Herkommen  und  autonomer  Satzung  des  Hand- 
werks, sondern  als  seine  Quelle  substitutiert  sich  jetzt  die  könig- 
liche Gewalt 

Im  Zusammenhang  dieser  Entwicklung  betrachtet,  mufs 
uns  das  Gesetz  König  Johanns  als  ein  grols^  und  folgenreiches 
Werk  erscheinen.  Ea  ist  der  vollendete  Ausdruck  jener  centralen 
Bewegung;  die  wir  zuvor  in  der  Einleitung  scmlderten,  jener 
Heranziehung  bestehender  Rechte  an  eine  einzige  Stelle,  d.  i.  an 
die  Staatsgewalt  Die  Ordonnanz  König  Johiums  hat  an  dem 
bestehenden  Recht  nichts  geändert;  sie  hat  mehr  gethan,  denn 
sie  hat  es  auf  eine  neue  Grundlage  verschoben.  Das  Gesetz 
enthält  den  ersten  umfassenden  Versuch,  das  Zunftrecht  in  die 
staatliche  Gesetzgebung  und  das  Gewerbe  in  die  Staatsverwaltung 
einzugliedern. 
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Zweiter  Teil. 
Von  1351  bis  1500. 
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Einleitung. 

Die  äuPseren  Ereignisse,  insbesondere  unter  Karl  VI.  — 
Die  Ausbreitung  der  Domanialität. 


Die  Periode,  in  deren  Behandlung  wir  jetzt  eintreten,  bietet 
der  Bearbeitung  der  Verwaltungsgeschichte  eine  unausgesetzte 
Folge  bedeutsamer  Erscheinungen.  In  dem  hundertfünfzigjähri^en 
Zeitraum  von  1350  bis  1500  treten  die  entscheidenden  Kräfte, 
die  das  hohe  Mittelalter  ausgebildet  hatte,  in  bewufstem  Handeln 
hervor  und  geben  den  öffenthchen  Einrichtungen  eine  immer 
festere  und  bleibende  Gestalt.  Der  Gang  der  Verwaltungsge- 
schichte wird'  allerwärts  äufserlich  leicht  erkennbar  und  das  Ziel, 
dem  die  Kulturvölker  in  ihrer  Entwicklung  zustreben,  ist  nun- 
mehr fest  bezeichnet.  Zu  ein  und  derselben  Zeit  wird  in  Deutsch- 
land die  Goldene  Bulle  verkündet;  empfängt  in  England  das 
Verfassungsaystem  seine  dauernden  Formen;  wird  in  Frankreich 
der  Versuch  des  dritten  Standes,  am  Regimente  Teil  zu  nehmen, 
mit  dem  Aufruhr  Etienne  Marcels  ftlr  die  Dauer  des  alten  Staates 
endgültig  erstickt. 

Die  äulkere  Geschichte  der  Völker  ist  während  dieser  Periode 
übeiTeich  an  grofsen  und  wechselvollen  Ereignissen,  und  ganz 
besonders  wird  Frankreich  durch  schwere  Kämpfe  und  durch 
eme  unheilvolle  Regierung  erschüttert.  Doch  was  uns  gerade 
darum  am  meisten  auffallen  mufs,  das  ist  die  völlige  Unabhängig- 
keit der  administrativen  Entwicklung  von  jenen  äufseren  Vor- 
gängen. Inmitten  der  Zerrüttung  des  Landes  unter  Karl  VI. 
arbeitet  das  königliche  Beamtentum  unabläfsig  weiter  an  der 
Fortbildung  der  staatlichen  Einrichtungen.  Eine  Reihe  ausge- 
zeichneter Gesetze  ist  gerade  unter  der  traurigen  Regierung 
änes  kranken  Monarchen  ergangen.  Die  allgemeine  Landes- 
verwaltung, die  Organisation  der  königlichen  Gerichtshöfe,  die 
Finanzverwaltung,  die  Polizei,  das  Bergrecht  wurden  in  einheit- 
Bcher  Weise  neu  geordnet.  Die  —  allerdings  gewaltsamen  und 
rechtswidrigen  —  Eingriffe  in  die  Selbständigkeit  der  städtisphen 
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Verwaltungen  ^  brachten  der  Krone  wiederum  einen  aulkerordent- 
lichen  Zuwachs  an  Macht  und  Einkommen.  Insbesondere  auf 
dem  Gebiet  des  Gewerbewesens  hat  die  Steigerung  des  staatlichen 
Einflusses  zu  keiner  Zeit  so  rasche  Fortschritte  gemacht,  wie 
unter  Karl  VI.  Inmitten  des  Wechsels  der  Ereignisse  zeigt  die 
Entwicklung  der  Staatsgewalt  eine  ununterbrochene  Stetigkeit 

Die  Ursache  hieritlr  ist  eine  doppelte.  Als  die  erste  nennen 
wir  die  nunmehr  selbständige  Thfltigkeit  des  königlichen  Beamten- 
turas ,  das  jetzt  zu  einem  eigenen  Körper  im  Staate  geworden  war. 

Die  königliche  Beamtenschaft  natte  während  der  ersten 
Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  eine  starke  Vermehrung^ 
erfahren.  Unter  Philipp  IV.,  Philipp  V.  und  nicht  zum  wenigsten 
unter  Philipp  von  Valois  zog  sich  das  Netz  der  Verwaltungsbe- 
hörden immer  dichter  zusammen.  Den  stärksten  Anstofs  zu  der 
Steigerung  der  königlichen  Amtsorganisationen  boten  alsdann  — 
ein  Paradoxon  der  Geschichte  —  die  unglücklichen  Eireignisse  des 
englisch-ftanzösischen  Kri^es  unter  König  Johann.  Nach  der 
Schlacht  bei  Poitiers  war  das  Lösegeld  des  Königs  aufzubringen, 
das  die  ftir  die  damaligen  Verhältnifse  aufsergewöhnliche  Summe 
von  drei  Millionen  Goldthalem  betrug.  Die  rasche  Ausbildung 
eines  vollständigen  Besteuerungs-  und  Finanzverwaltungssystems 
wurde  notwendig,  um  den  weiteren  Anforderungen  des  Krieges 
zu  genügen.  Als  sich  seit  dem  Jahre  1360  die  teils  neu-,  teils 
umgeschaifenen  Auflagen  konsolidiert  hatten,  war  ein  neues 
Finanzsystem  enstanden,  das  fi'üher  nicht  gekannte  Machtmittel 
in  die  Hand  des  Staates  legte  und  zugleich  die  Zahl  der  Be- 
hörden wie  ihren  Wirkungskreis  aufserordentlich  erweiterte  (s 
Anm.  2).    Auch  auf  allen  andern  Gebieten  der  Verwaltung  im 


*  Paris,  Ronen,  Amiens  u.  a.;  s.  die  oben  S.  174  Anm.  1,  2  u.  3  ver- 
zeichneten Litteraturangaben. 

^  Das  französische  Steuerwesen  empfing  damals  die  wesentlichsten 
Grundlagen,  auf  denen  es  bis  zum  Ende  des  alten  Staates  beruhte.  Die 
von  1860  bis  1370  in  Anknüpfung  an  überlieferte  Formen  ausgebildeten 
Steuern  sind  die  folgenden:  1.  Fouage,  ursprünglich  die  grundherrliche 
Abgabe  von  jeder  Ir  euerstelle.  Aus  aem  im  Jahre  1363  und  1369  um- 
gestalteten Fouage  ist  die  Taille  Rojale  —  sp&terbin  schlechtweg  la  Taille 
genannt  —  unmittelbar  hervorgegang^en.  2.  Abgabe  vom  Waren- 
verkauf, hat  ursprünglich  die  Form  einer  königlichen  Verleihung  (octroiX 
durch  die  den  Städten  die  Erhebung  einer  Abgabe  gestattet  wird,  um  eine 
von  der  Stadt  Übernommene  Beisteuer  aufzubringen  (so  Ord.  1  S.  785). 
Der  Charakter  ist  dagegen  nicht  mehr  der  einer  Verkaufe-,  sondern 
einer  Verbraucbsabgabe.  3.  Verkaufsabgabe  vom  Wein.  Für 
Wein  und  geistige  Getränke  wurde  die  Verkaufsab^abe  ad  2  zu  einem 
höheren  Satz  erhoben.  Die  Erhebung  wurde  von  Anfang  an  in  Pacht 
gegeben.  Die  Bezeichnung  „Aide",  die  eigentlich  dem  ganzen  zur 
Auslösung  des  Königs  Jonann  ausgeschriebenen  Snbsidium  zukommt, 
ist  BcblielsHch  allein  an  der  G^tränkebesteuerung  haften  geblieben.  Die 
Steuerpachtung,  welche  die  Erhebung  der  Getränkesteuem  zum  Gegen- 
stand hatte,  hiefs  fernerhin  die  „Fenne  des  Aides".  4.  Salzsteuer, 
Gabella  Saiis,  als  örtliche  Abgabe  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert 
erwähnt,   wurde   während   des   vierzehnten  Jahrhunderts^^llmählich  zu 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  2.  181 

weiteren  Sinne  wurde  der  Einfluis  des  Beamtentums,  ins- 
besondere unter  der  günstigen  Regierungszeit  Karls  V.,  fort- 
während vermehrt. 

Die  Beamtenschaft  war  somit  stark  genug,  um,  auf  sich 
selbst  gestellt  und  sich  selber  überlassen,  einen  vorgezeichneten' 
W^  fortsetzen  zu  können.  Die  wesentliche  Voraussetzung  für 
dieses  Fortschreiten  war  allerdings,  dafs  sich  die  Staatsgewalt 
im  Aufsteigen  und  in  der  Ausbildung  befand.  Der  Staatsge- 
danke besafs  werbende  Kraft.  Der  Zeitpunkt  war  noch  weit 
entfernt,  wo  mit  der  Sättigung  der  staatlichen  Macht  auch  eine 
Erstarrung  des  königlichen  Beamtentums  eintrat.  Die  selbständige 
Staatsgewalt  war  erst  in  ihren  Grundlagen  hergestellt;  sie  war 
Mig  und  darauf  hingewiesen,  weitere  Befugnisse  und  Rechte  in 
sich  aufzunehmen.  Der  gemeine  Vorteil  und  der  Vorteil  eines 
Standes  fielen  damals  zusammen.  Das  Beamtentum  fbrderte  die 
allgemeinen  Interessen,  indem  es  bewufst  seine  eigenen  Interessen 
vertrat 

Die  Schwankungen  der  äufseren  Ereignisse  übten  unter 
solchen  Umständen  keinen  hemmenden  Einflufs  auf  die  Fortent- 
wicklung der  staatlichen  ESnrichtungen.  Es  gentigt  nicht  einmal, 
wenn  wir  sagen,  dafs  der  Verwaltungsapparat  unter  Karl  VI.  in 

Sewohnter  Weise  selbstthätig  fortarbeitete;  wir  müssen  vielmehr 
ervorheben,  dafs  in  dif^er  Zeit  der  rücksichtslosen  und  gewalt- 
tbätigen  Mittel  die  Staatsgewalt  als  solche  einen  gröfseren  Oe- 
winn  davon  trug,  als  unter  der  ruhigen  Führung  Karls  V.  und 
Karls  VII.  — 


einer  allgemeinen  Landessteuer  ausgebildet.  Die  Methode  ging  von 
Anfang  an  dahin,  in  den  Städten  und  Ortschaften  des  Landes  Speicher 
SU  errichten,  aus  denen  die  umwohnende  Bevölkerung  ihren  Bedarf  an 
Salz  zu  entnehmen  hatte.  Bereits  unter  Karl  V.  war  die  „Oabelle'' 
SU  einer  der  beschwerlichsten  und  drückendsten  Steuern  geworden. 
5.  Zölle,  neben  den  älteren  ZoU^efällen  (s.  oben  S.  15  und  49  ff.), 
1369  unter  der  Bezeichnung  Traitte  foraine  als  eine  Ergänzung  der  Ab- 
^be  ad  2  angeführt  Wenn  nämlich  die  abgabepflichtigen  Waren  nicht 
mi  Inlande  verkauft,  sondern  ins  Ausland  verschickt  wurden,  ging  der 
Staat  der  Verkaufsabgabe  verlustig;  durch  die  im  gleichen  Betr^ er- 
hobene traitte  foraine  wurde  diese  Lücke  ausgefüllt.  Einzelne  Pro- 
vinzen im  SQden  Frankreichs  schlössen  sich  dem  hier  bezeichneten 
Steuersystem  nicht  an,  sondern  richteten  ein  eigenes  System  ein;  die 
dortbin  gehenden  Waren  unterlagen  deshalb  gleichfalls  der  traitte  foraine, 
die  hieraurch  der  Anlafs  zu  der  bekanntin  Scheidung  Frankreichs  in 
innere  Zollgebiete  wurde.  Von  den  Hauptzweigen  des  Steueraufkommens 
im  alten  Staat  (über  das  Controle  s.  oben  S.  21  Anm.  2)  sind  demnach 
taille,  octroi  des  villes,  aides,  sabelles,  douanes  hier  schon  vollständig 
ausgebildet;  auch  die  eigentümlichen  Erhebungsformen  sind  in  ihren 
Gmndzügen  ^enau  vorgezeichnet.  Es  ist  einleuchtend,  wie  die  rasche 
Ausbildung  eines  solchen  umfassenden  Steuersystems  und  der  damit  ver- 
bundenen Rechtssprechung  und  Verwaltung  auf  die  Stellung  des  Beamten- 
tums zurückwirken  mufste.  Zu  den  einzelnen  Steuern  vgl.  Vuitry  Fin. 
N.  S.  1.  und  2.  Bd. 
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Die  andere  Ursache,  die  den  ununterbrochenen  Fortgang 
der  staatlichen  Entwicklung  sicherte,  las  darin,  dafs  ein  zweiter 
Erystallisationspunkt  neben  der  Monarchie  im  öffentlichen  Leben 
Frankreichs  damals  nicht  bestand.  Die  wilden  Kämpfe  unter 
•  Karl  VI.  waren  stets  nur  Kämpfe  um  die  Krone,  nicht  aber 
gegen  die  Krone.  Eine  separatistische  Bestrebung  in  dem  Sinne 
einer  Schwächung  der  monarchischen  Gewalt,  einer  Absplitterung 
königlicher  Rechte  tritt  während  dieser  ganzen  Zeit  nicht  hervor. 
Zum  Gliicke  Frankreichs  fehlte  es  hierzu  an  einem  Mittelpunkt 
von  genügender  Anziehungskraft.  Die  Kirche  lag  in  Spaltung, 
die  btädte  waren  niedergeworfen;  der  Adel  aber,  dem  solche 
Zeidäufte  vor  allem  günstig  schienen,  war  tief  geschwächt.  Nach 
seinem  Zusammenbruch  im  Felde  und  auf  seinen  Herrschaften, 
nach  den  Schlachten  von  Cröcy  und  Poitiers  und  nach  dem  Auf- 
ruhr der  Jacquerie,  fehlte  es  dem  Adel  an  Kraft  zu  selbständigen 
Unternehmungen.  Seine  Reihen  wurden  durch  erbitterte  Partei- 
kämpfe nur  noch  mehr  gelichtet.  Ein  Krieg  des  Adels  und  der 
Fürsten ,  wie  ihn  England  wenige  Jahrzehnte  später  sah,  war  in 
Frankreich  damals  immöglich.  Es  dauerte  lange,  bis  der  franzö- 
sische Adel  wieder  genügende  Kräfte  gesammelt  hatte,  um  eine 
Politik  auf  eigene  Faust  ^egen  die  Monarchie  zu  wagen.  Die 
königliche  Gewalt  war  aeshalb  unter  Karl  VI.  den  Parteien 
preisgegeben ;  aber  um  ihr  Recht  zu  spalten,  war  keine  von  ihnen 
stark  genug. 


Die  Entwicklung  der  domanialen  Rechte  war  inzwischen 
während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  in  der  zuvor  gekennzeich- 
neten, doppelten  Richtung  —  in  der  Heranziehung  bestehender 
und  in  der  Schaffung  neuer  Rechte^  —  weiter  vorangeschritten. 
Mit  der  Verwaltung  des  Domaniums  beschäftigen  sich  mehrfach 
eigene  und  ausführliche  Ordonnanzen^.  In  der  zweiten  Hälfte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  bestand  bereits  ein  fest  geschlossener 
Kreis  von  domanialen  Rechten.  Karl  V.  erliefs  im  Jahre  1378 
ein  Gesetz  über  die  Domanialverwaltung ,  das  eine  —  übrigens 
kemeswegs  vollständige  —  Aufzählung  von  als  domanial  be- 
zeichneten Einkünften  im  einzelnen  enthält^. 

Zu  einem  grofsen  Umfang  wuchsen  die  domanialen  Ange- 
legenheiten unter  Karl  VI.,  wobei  sich  zwei  entgegengesetzte 
Strömungen  unterscheiden  lassen.  Der  thatsächliche  Bestand  des 
Domaniums   wurde   unter  Karl  VT.    vielfach   geschmälert,    teils 


1  S.  oben  S.  20. 

^  Besonders  häafig  sind  in  dieser  Zeit  die  Yerordnangen,  welch  e  die 
Wiedereinziehung  veräufserter  Teile  des  Domaninms  und  den  Widerruf 
von  Schenkungen  zum  Gegenstand  haben,  vor  allem  gelegentlich  der 
Stände  Versammlungen  unter  König  Johann,  bezw.  unter  dem  Dauphin 
Karl  (Ord.  8  S.  127  und  223). 

8  Ord.  VI  S.  379  Art.  2.  ^  j 
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durch  die  unglückliche  Wendung  des  Krieges  mit  England, 
teils  durch  die  Habsucht  der  sich  bekämpfenden  inneren  Par- 
tien ^  die  sich  während  der  Krankheit  aes  Königs  aus  dem 
Erongut  bereicherten  ^  Andererseits  aber  wurde  der  Kreis  der 
Domanialität  als  solcher  gerade  unter  Karl  VI.  stark  er- 
weitert. 

Als  eine  der  bedeutsamsten  Mafsnahmen,  die  unter  Karl  VI. 
auf  dem  Oebiete  des  domanialen  Rechts  getroffen  wurden,  ist 
die  Bergwerksordnung  des  Jahres  1413  zu  bezeichnen ;  sie  beruht 
auf  einem  gesetzgeberischen  Eingriff,  welcher  in  der  dem  franzö- 
sischen Domanium  typischen  Weise  die  fiskalischen  mit  den 
administrativen  Zwecken  verbindet.  Auch  hier  rechtfertigt  der 
König  —  wie  vordem  in  einem  anderen  Falle  Philinp  IV.  ^  — 
sein  Vorgehen  durch  die  Notwendigkeit,  die  vielfiachen  Mifsbräuche 
zu  beseitigen,  die  auf  dem  zu  reformierenden  Gebiet  infolge 
des  Rechts  der  einzelnen  Grundherrschaffcen  bestanden.  Unter 
Aufzählung  der  im  Bergwerksbetrieb  herrschenden  Übelstände 
bestimmt  aas  Gesetz  von  1413,  dals  dem  König  von  nun  ab 
allein  der  Bergwerkszehnt  zustehe  und  dafs  die  Grundherrn 
künftighin  von  jeder  Erhebung  einer  Bergwerksabgabe  ausge- 
schlossen sind^.  Durch  die  hiermit  hergestellte  Domanialität  der 
Abgabe  wurden  zunächst  die  gleichartigen  oder  weitergehenden, 
grundherrlichen  Ansprüche  beseitigt,  die  den  Bergbau  beschwerten 
und  oft  unmöglich  machten.  Zugleich  aber  wurde  hierdurch  er- 
reicht, dafs  der  Köni^,  im  Zusammenhang  mit  der  nunmehr 
domanialen  Abgabe,  das  Bergrecht  in  einer  den  öffentlichen 
Interessen  entsprechenden  Weise  allgemein  ordnen  konnte.  Als 
wichtigstes  Ergebnis  brachte  die  Ordonnanz  dem^emäfs  die  Ver- 
kündigung der  unbedingten  Bergbaufreiheit.  Das  Recht  des 
Schürfens  auf  fremdem  Grund  und  Boden  wurde  fUr  jedermann 
frei  g^eben  und  gegen  alle  Hindemisse  und  Eingriffe  Aer  Grund- 
herrn sicher  gestellt.  Daneben  aber  enthält  das  Gesetz  die  be- 
sondere Organisation  für  das  Bergmannsgewerbe.  Die 
Rechte,  die  Privilegien  und  der  Gerichtsstand  flir  die  Bergleute 
werden  in  einheitlicher  Weise  für  das  ganze  Reich  geordnet*. 


^  Zu  wiederholten  Malen  erliefs  der  König  einen  Befehl  an  die 
Bechnnngskammer,  dafs  diese  den  königlichen  Vergabungen  von  domanialen 
Einkünften  keine  Folge  geben  und  die  königlichen  Schenkungsbriefe  nicht 
beachten  solle,  da  diese  Briefe  dem  Könige  auf  nnrechtmäfsige  Weise 
abgewonnen  würden  (Ord.  VII  S.  586).  Solche  Verbote,  königliche 
Schenkungen  von  domanialen  Berechtigungen  zu  beachten,  finden  sich 
häufiger  wieder  im  sechzehnten  Jahrhundert;  sie  wurden  von  der  könig- 
lichen Rechnungskammer  selber  ausgewirkt,  die  für  die  Erweiterung  und 
Behauptung  der  domanialen  Rechte  besonders  scharf  eintrat.  Vgl.  über 
die  ThStigkeit  der  Chambre  des  comptes  die  Zusammenstellungen  bei 
Vuitry  Fin.  N.  S.  in  den  Anmerkungen  Band  II  S.  556  bis  568. 

'  S.  oben  S.  21. 

»  Ord.  X  S.  141. 

*  8.  unten  2.  Abschn.  1.  Kap. 
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Indes  auch  bei  geringfügigeren  Anlässen  bediente  man  sich 
jetzt  unter  Karl  VI.  vielfiEUih  der  Eigenschaften  der  DomaniaHtät 
In  dieser  gewaltthätigen  Zeit  wurde  gerne  zu  dem  Mittel  gegriffen, 
beschlagnahmte  Einkünfte  und  Rechte  dem  Domanium  anzu- 
gUedem,  um  sie  hierdurch  in  die  ausschlielsliche  und  unbeschränkte 
Verfligung  des  Königs  —  oder  der  an  seiner  Statt  handelnden 
Personen  —  zu  bringen.  So  bestimmte  die  Reform-Ordonnanz 
von  1413,  dafs  die  Beamtungen  der  Ausrufer  von  Paris,  sowie 
die  Conciergerie  du  Palais  mit  dem  Domanium  vereinigt  werden 
sollten  ^.  Das  gleiche  wurde  für  die  Einkünfte  aus  dem  Pariser  grolsen 
Schlachthaus  verftlgt,  als  dieses  im  Jahre  1416  —  Torgeblich  aus 
gesundheitlichen  Gründen,  in  Wirklichkeit  wegen  der  politischen 
B[altung  der  Fleischer —  abgerissen  und  von  seiner  alten  Stelle  weg- 
verlegt  wurde.  Die  gleiche  Bestimmung  erging  in  demselben 
Jahre  ftür  Ghartres  ^.  Eine  Aufzählung  domaniäer  Berechtigungen 
aus  jener  Zeit  giebt  die  Ordonnanz  von  1413,  die  in  einem  oe- 
sonderen  Abschnitt  von  der  Domanialverwaltung  handelt^.  — 

Somit  hatte  sich  zu  Anfang  des  fbnfzehnten  Jahrhunderts 
der  Begriff  der  Domanialität  auf  den  verschiedensten  Verwaltungs- 
gebieten  festgesetzt.  Er  bildete  ein  mächtiges  Mittel  zur  Er- 
weiterung der  staatlichen  Rechte.  Bei  dem  Mangel  eines  jeden 
allgemeinen  Verwaltungsrechtes  im  mittelalterlichen  Staat  war  es 
von  gröfeter  Bedeutung,  dafs  wenigstens  ein  —  wenn  auch  noch 
unzureichender  —  Rechtsbegriff  bestand ,  der  dem  Staat  die  un- 
bedingte Durchsetzung  seines  Willens  gestattete.  Durch  seine 
Ausschliefslichkeit  war  das  domaniale  Kecht  im  Stande,  jedes 
nicht-staaüiche  Recht  zu  überwinden  und  sich  anzugliedern. 
Durch  seine  abstrakte  Begründung  war  es  der  persönlichen  Schwäche 
des  Trägers  der  Krone  und  dem  Mifsbrauch  nach  Möglichkeit 
entzogen.  Vor  allem  lag  in  seiner  Natur  die  selbstthätige  EjT- 
weiterung  und  die  unbedingte  Festhaltung  der  staatlichen  Rechte. 

Im  Uewerbewesen  tritt  die  Ausbreitung  der  Domanialität  in 
der  vorliegenden  Periode  sowohl  mittelbar  als  unmittelbar  hervor. 
Des  Eingrifib  in  das  Bergrecht  und  in  die  Organisation  des  Berg- 
mannsgewerbes wurde  bereits  oben  gedacht.  Die  EönigsanteUe 
an  den  gewerblichen  Gebühren  nahmen  an  Bedeutung  zu.  Die 
regdmäfsigen  königlichen  Einkünfte  aus  dem  Gewerbewesen 
werden  —  wie  dies  dem  thatsächlichen  Recht  entsprach  —  mit- 
unter als  Teile  des  Domaniums  angesprochen.  Die  Abgaben 
für  die  Stempelung  der  Tuche  wurden  im  Jahre  1376,  die  Ein- 
künfte aus  der  gewerblichen  Gerichtsbarkeit  im  Jahre  1498  als 
domaniales  Einkommen  bezeichnet^. 


»  Ord.  X  S.  70. 
«  Ord.  X  S.  375  bezw.  385. 

'  Das  Verzeichnis  ist  grörser,   aber  ebensowenig  vollständig  als  das 
von  Karl  V.  im  Jalire  1378  gegebene  (s.  oben  8.  182  Aum.  3). 
♦  S.  unten  1.  Abscbn.  1.  Kap.  und  2.  Abschn.  4.  Kao^ 
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Wir  mufsten  uns  die  allgemeinen  Vorgänge  gegenwärtig 
halten,  um  zu  erkennen,  dafs  auch  auf  unserem  Gebiet  kein  Bruch 
der  fkitwickluns  eintrat,  sondern  dals  die  vorhandenen  Kräfte 
auf  ihrem  gegebenen  Wege  weiter  schritten.  Zugleich  haben 
wir  hiermit  auf  den  Zeitpunkt  hingewiesen,  in  dem  ein  specifisch 
französisches  Staatswesen  mit  besonders  gearteter  Verwaltung 
sich  herauszubilden  beginnt.  Im  einzelnen  hat  unsere  Schilderung 
nunmehr  zu  zeigen,  in  welcher  Weise,  unter  der  Fortbildung 
des  Gewerberechts,  das  Beamtentum  in  das  Recht  der  Zunft 
eindrang  und  deren  einzelne  Befugnisse  dem  Staatssefüge*  an- 
gliederte. Wir  behandeln  in  dem  ersten  Abschnitt  aie  Special- 
materien und  in  dem  zweiten  die  Entwicklung  der  früher  be- 
sprochenen allgemeinen  Institutionen. 
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Erster  Abschnitt. 

Das  Eindringen  des  Beamtentums 
in  das  Zunftwesen. 


Erstes  Kapitel. 

Das  Recht  der  Verkehrszeichen. 


I.    Die  Institutionen  des  Zeichenrechts  ^ 
1.    Allgemeine  Einteilnng.  —  ReprftseniAtionszeiclieii. 

Zu  den  bedeutsamsten  Einrichtungen  des  Verkehrslebens^ 
die  das  Zunftwesen  geschaffen  und  dem  Staate  fertig  überliefert 
hat,  zählt  das  Recht  der  Verkehrszeichen.  Eine  eingehende 
Untersuchung  des  Gegenstandes  auf  Ghrund  der  mittelalterlichen 
Urkunden  ist  bisher  noch  nicht  geführt  worden.  Das  reiche 
Material  liegt  ungesichtet  in  den  einzelnen,  wenig  gelesenen 
Zunfturkunden.  Durch  den  Mangel  urkundlichen  Materials  ist 
aber  auch  eine  juristische  Darstellung  behindert,  und  die  Schilderung 
der  Rechtsentwicklung  wird  dadurch  vielfach  auf  die  Wdter- 
▼erarbeitung  vorhandener  Litteraturen  beschränkt. 

Ftlr  die  nachfolgende  Schilderung  des  Rechts  der  Verkehrs- 
zeichen ist  zunächst  die  Terminologie   für  die  Zeichen   im  allge- 


*  Vgl.  Dietzel;  Homejer;  Kohler;  Lästig;  Dunant:  Braun, 
Nouveau  trait^  des  marques,  Brüssel  1880;  GoldBcbmidt,  Handbach 
des  Handelsrechts,  2.  Ana.  Stuttgart  1888,  Band  2  S.  50;  Maillard  de 
Marafy,  Grand  dictionnaire  international  de  la  propri^t^  industrielle, 
Paris  1892;  Paul  Schmidt,  Zum  £ntwnif  eines  Gesetzes  zum  Schatz 
der  Warenbezeichnaagen  in  der  2teit8chrift  für  gewerblichen  Rechtsschutz, 
1892,  S.  225  ff.,  S.  852  ff.;  Brun,  Marques  de  fabrique  et  de  commerce, 
Paris  1895;  Poaillet,  Traitö  des  marques  de  fabrique  et  de  la  con- 
currence  däojale,  Paris  1892;  Vidal  Naquet,  Des  marques  de  fabrique 
et  de  commerce,  Paris  1898;  H.  Baecker,  Zum  Zeichenschntze,  Be- 
scheid 1876;  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Leipzig  1895^1  S.  12ßß. 
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meinen  aufzustellen^  da  bei  der  fast  unerschöpflichen  Mannigfaltig- 
keit, die  sich  für  die  Verwendung  des  Zeichens  als  solchen  bietet, 
eine  grundsätzliche  Einteilung  der  ganzen  Materie  voraufgehen 
mufs.  Ich  teile  demnach  zunächst  die  Zeichen  insgesamt  in 
Repräsentationszeichen  und  in  Sachzeichen. 

Unter  einem  Repräsentationszeichen  verstehe  ich  ein  solches 
Zeichen,  das  lediglich  den  Zweck  hat,  entweder  a)  eine  durch 
innere  Anschauung  erfaßbare  Idee  oder  b)  eine  (physische  oder 
moralische)  Person  durch  eine  figürliche  Zeichnung  zu  ver- 
gegenwärtigen. Mit  der  gezeichneten  Sache  steht  ein  derartiges 
Zeichen  in  keinem  materiellen  Zusammenhang-,  es  besagt  nichts 
über  die  Sache  selbst. 

Als  Beispiele  von  Repräsentationszeichen  sind  zu  nennen : 
Symbole,  Merkzeichen,  Wahrzeichen,  Wappen.  Das  Chrismon,  das 
an  den  Anfang  der  mittelalterlichen  Urkunde  gesetzt  ist,  will  nicht 
eine  einzelne  bestimmte  Urkutide  kennzeichnen,  sondern  nur  einen 
aUgemeinen  Gedanken  (Anrufung  Christi)  anschaulich  machen.  Das 
Zeichen,  das  der  Schriftunkundige  anstatt  seiner  Unterschrift  setzt, 
soll  nicht  das  gezeichnete  Schriftstück  kenntUch  machen,  sondern 
die  Person  des  Unterzeichners  vertreten.  Durch  das  Wappen  auf 
dem  Grenzpfahl  wird  nicht  der  Pfahl  als  solcher,  durch  das  Schild 
über  dem  Stadtthor  wird  nicht  das  Thor  als  solches  gezeichnet, 
sondern  es  wird  durch  sie  nur  ein  Anspruch  des  Grund-  und 
Landesherm,  bezw.  der  Stadtgemeinde,  vertreten. 

Der  figürlichen  Zeichnung  nach  besteht,  wie  noch  hervor- 
gehoben sein  mag,  zwischen  Repräsentationszeichen  und  Sach- 
zeichen kein  Unterschied.  Das  Repräsentationszeichen  giebt  die 
Figur  ab  für  das  Sachzeichen,  wenn  es,  wie  wir  später  sehen 
werden,  flir  die  Form  des  Stempels  oder  des  Zeichens  im  gewerb- 
lichen Verkehr  benutzt  wird.  Das  Stadtwappen  z.  B.  ist,  solange 
es  lediglich  als  Symbol  verwendet  wird,  ein  Repräsentationszeichen; 
es  wii3  zum  Sachzeichen  (Verkehrszeichen) ,  wenn  es  auf  Gold- 
und  Silberwaren,  auf  Tuche  u.  dgl.  aufgedrückt  wird.  Für  die 
systematische  Behandlung  ist  es  deshalb  nicht  angängig,  bestinmite 
Gattungen  von  Zeichen  lediglich  nach  ihrer  Form  oder  nach  der 
persönlichen  Zugehörigkeit  aufzustellen.  So  ist  ftlr  das  Zeichen- 
wesen z.  B.  das  Steinraetzzeichen  ebensowenig  ein  einheitlicher 
Begriff  wie  das  Goldwarenzeichen.  Die  vorzunehmende  Scheidung 
bezieht  sich  vielmehr  auf  die  Verwendung  des  Zeichens  und 
die  sich  hieraus  ergebenden  Rechtssätze. 

Unsere  vorliegende  Darstellung  hat  sich  mit  dem  Repräsen- 
tationszeichen und  seinem  Recht  nicht  weiter  zu  beschäftigen; 
wir  handeln  im  folgenden  nur  von  den  Sachzeichen. 

Das  S  ach  zeichen  hat  die  Bestimmung,  die  gezeichnete 
Sache  selbst  kenntlich  zu  machen.  Der  Zweck  einer  solchen 
Signierung  kann  nun  ein  doppelter  sein.  Die  Absicht  kann  ein- 
mal  dahin    gehen,   den   Gegenstand   nur  als  solchen,  oder  auch 
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ihn  seiner  Eigenschaft  nach,  zu  zeichnen.  Ich  scheide  demge- 
mäls  die  Sachzeichen  in  Ä)  Stückzeichen  and  B)  Verkehrs- 
zeichen. Das  Stückzeichen  hat  die  Aufgabe,  die  Identität 
eines  einzelnen  Stückes  feststellbar  zu  machen.  Das  Verkehrs- 
zeichen dagegen  hat  die  Aufgabe,  gewisse  Eigenschaften  der 
Ware  selbst,  die  ftlr  Verkehr  imd  Umsatz  von  Bedeutung  sind, 
zu  verbürgen  ^ 

2.  Die  Sachzeichen. 
A.    Die  Stückzeichen. 

Das  Stückzeichen  dient  im  privaten  und  persönlichen  Ge- 
brauch zur  Zeichnung  beweglicher  oder  unbeweglicher  Q^en- 
stände  ^ ,  eine  Verwendung ,  auf  die  wir  hier  nicht  näher  einza- 
gehen  haben,  da  für  uns  nur  der  Gebrauch  des  Stückzeichens  im 
Handel  und  im  Gewerbe  in  Betracht  kommt. 

a.  Im  kaufmännischen  Handel  findet  das  Stückzeichen  ein 
weites  Gebiet  seiner  Anwendung.  Zunächst  ist  hier  der  aus- 
giebigste Gebrauch  des  Zeichens  zu  nennen,  nämlich  die  Ver- 
wendung zum  Zeichnen  einzelner  Prachtstücke.  Schon 
firühzeitig  im  Mittelalter  werden  solche  Stückzeichen  in  den  Ur- 
kunden erwähnt^.  Bei  gemeinsamen  Verfrachtungen  bezw.  bei 
gemeinsamen  Unternehmungen  der  Kaufleute  wird  das  Besitztum 
jedes  einzelnen  Teilnehmers  durch  das  Stückzeichen  kenntlich 
gemacht. 

Zur  Zeichnung  der  Frachtstücke  wurden  vorzugsweise  an- 
gewandt das  Kreuz  in  den  verschiedensten  Abwandelungen,  sowie 
mehr  oder  minder  einfache  geometrische  Figuren^.  Die  recht- 
liche Bedeutung  des  Zeichens  für  den  Nachweis  des  Eigentumsver- 
hältnisses  zeigt  sich  nicht  nur  im  regelmäfsigen  Handelsverkehr, 
sondern  ebenso  bei  unvorhergesehenen  Ereignissen.  So  wurden 
gelegentlich  eines  Schiffbruchs  an  der  Küste  des  französischen 
Flandern  im  Jahre  13^2  die  Eigentümer  des  geborgenen  Gutes 


^  Für  die  Einteilunff  des  |[;e8amteD  Stoffes  stelle  ich  demnach  folgen- 
des Schema  auf,  dem  sicn  die  gegenwärtige  Darstellang  anschliefst: 
1.   Repräsentationszeicheu. 


epräe 
8achzeichen. 


A.  Stückzeichen.    ß.  Verkehrszeichen. 

1.  Uaftungszeichen  (Meisterzeichen), 

2.  Prüfunffszeicheu  (Schauzeichen), 

§  1.    Prüfungszeichen  der  Metall-  und  Leder- 

gewerM, 
S  2.    Prüfunffszeichen  der  Tucher, 
8.  HerknnftBzeicDen. 

<  VgL  Homeyer  im  einzelnen. 

>  Lastifi^  S.  76  ff. 

*  Vgl.  die  Abbildungen  bei  Lastig  und  Dun  an  t 
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auf  Grund  der  auf  den  Frachtstücken  angebrachten  Zeichen 
ermittelt  ^ 

Alsdann  wurde  das  Stückzeichen  in  den  Handelsbeziehungen 
des  Mittelalters  angewandt,  um  bestimmte,  von  dem  Käufer  aus- 
gewählte Waren  zu  kennzeichnen  und  somit  einer  Unterschiebung 
anderer  Stücke  vorzubeugen.  Der  Kaufmann  besorg  häufig 
seme  Einkäufe  persönlich  an  den  Produktionsstätten  oder  an  den 
grofsen  Stapelplätzen  und  führte  dann  das  gekaufte  Gut  über 
weite  Strecken  weg.  Es  mufste  ihm  daran  liegen,  dafii  er  die 
ausgesuchte  Ware  am  Einkaufsorte  selbst  auch  richtig  zugeteilt 
erhielt,  und  dafs  nicht,  sei  es  durch  Zufall  oder  auch  durch 
böswillige  Absicht,  eine  Auswechselung  der  gewählten  Stücke 
gegen  andere  stattfand.  Der  Käufer  versah  deshalb,  wenn  er  es 
fbr  nötig  hielt,  die  von  ihm  ausgesuchten  Waren  mit  seinem 
Handzeichen  und  sicherte  sie  dadurch  gegen  Vertauschung  oder 
Unterschiebung. 

Das  Recht  des  Käufers,  die  von  ihm  gewählten  Waren  mit 
seinem  Siegel  zu  versehen,  wird  in  den  Statuten  ausdrücklich 
aufgezeichnet  und  damit  unter  gesetzlichen  Schutz  gestellt.  Die 
Stadt  Abb^ville  betrieb  einen  lebhaften  Handel  in  den  am  Ort 
gefertigten  Tuchen  mit  Spanien  und  Portugal.  Im  Jahre  1342 
erUefsen  Bürgermeister  und  Schöffen  von  Abb^ville  ein  Statut 
zur  Regelung  des  spanisch-portugiesischen  Verkehrs.  Er  ist  darin 
gesagt,  dafs  der  fremde  Kaufmann  die  Tuchstücke,  sobald  er  sie 
ausgesucht  hat,  mit  seinem  eigenen  Siegel  versehen  mag.  Auch 
soll  es  mehreren  Kaufleuten  freistehen ,  gemeinsam  mit  nur  einem 
Unterkäufer  (Makler)  zu  gehen  und  an  die  gewählten  Stücke  ein 
Si^el  anzulegen^. 

b.  Im  Handwerk  ist  die  Bedeutung  des  Stuckzeichens  eine 
begrenztere.  Unter  die  Stückzeichen  ist  insbesondere  ein  Teil 
der  Steinmetzzeichen  zu  rechnen.  Hierher  gehören  ztmächst 
die  sog.  Versetzzeichen,  durch  die  an  einem  vorher  bearbeiteten 
Werkstück  die  bestimmte  Stelle  bezeichnet  wird ,  auf  die  es  im 
Bauwerk  selber  zu  versetzen  ist.  Femer  würde  ein  weiterer 
Teil  der  Steinmetzzeichen  als  Stückzeichen  zu  betrachten  sein, 
wenn  man  annimmt  —  was  aber  für  das  Mittelalter  urkundlich 
nicht  erwiesen  ist  —  dafs  die  im  Geding  arbeitenden  Steinmetzen 
und    Maurer   die   von    ihnen    bearbeiteten    Werkstücke    bezw. 


1  Hamy,  Un  naofiage  en  1382,   Paris  1892.    Vgl.  auch  Dietzel 
8.  264  f. 

^  Que  Dolz  ne  voit  savoir   &  ses  draps  puls  qne  ilz  seront  nus 

rrdevant  le  marcant  (x=»  marchand)  et  qne  si  tost  que  il  seroDt  acat6  que 
marcans  les  puist  seeller  de  sod  seel  et  que  li  courratien  qui  ira  aveo- 
quez  le  marcant  li  puise  auner  en  Teure  par  quoy  li  marqnans  pnist 
avoir  le  muyson  de  son  drap.  Thierry  4  8.  IJS  Art  9.  Que  les 
marcans  i>ai88ent  aler  deuz  ou  trois  on  tant  comme  il  leur  plaira  aveuc 
le  conrretier  et  pnissent  seeller  de  leurs  seaulx  sll  leor  piaist.    A.  a.  0. 
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vermauerten  Steine  mit  einem  Zeichen  zum  Zweck  der  Lohnab- 
rechnung versahen  ^ 

B.    Die  Verkehrszeichen. 

Wenn  wir  von  dem  Zeichenrecht  als  einem  besonderen  Rechts- 
institut sprechen ;  so  kommt  in  der  Hauptsache  nur  das  Recht 
der  Verkehrszeichen  in  Betracht.  Repräsentationszeichen  und 
Stückzeichen  unterstehen  im  wesentlichen  den  allgemeinen  Rechts- 
Bätzen;  die  Verkehrszeichen  dagegen  haben  ihr  eigenes  Recht 
Es  ist  das  Verdienst  des  mittelalterlichen  Zunftwesens ,  dieses 
Rechtsinstitut,  mit  seinen  iür  einen  ehrlichen  und  angesehenen 
Verkehr  uns  heute  unentbehrlich  scheinenden  Grundsätzen,  ge- 
schaffen und  bis  ins  einzelne  ausgebildet  zu  haben. 

Allerdings  wird  in  der  Litteratur  der  Zusammenhang  der 
mittelalterlichen  Einrichtungen  mit  den  römischen,  wie  mitunter 
für  das  Zunftwesen  überhaupt,  so  insbesondere  ftir  das  Zeichen- 
recht teils  positiv  behauptet,  teils  wenigstens  nicht  geradezu  in 
Abrede  gestdlt  ^.  Für  die  Rechtsgeschichte  ist  jedoch  ein  solcher 
Zusammenhang  nicht  vorhanden.  Nur  wenn  wir  allgemeinen 
sociologischen  Erwägungen  nachgehen,  finden  wir  Hand- 
werkerverbände wie  Warenzeichen  in  Rom  wie  im  Mittelalter.  In 
den  rechtlichen  Grundlagen  wie  in  der  thatsächlichen  Entwicklung 
beider  Einrichtungen  besteht  indes  keinerlei  Verbindung.  Das 
mittelalterliche  Zunftwesen  kennzeichnet  sich  durch  seine  Auf- 
gaben in  der  Verfassung  und  in  der  Verwaltung^,  nicht  aber 
durch  die  allgemeine  Thatsache,  dafs  hier  Handwerker  in  einem 
Verbände  zusammengeschlossen  sind.  In  der  rechtlichen  Be- 
gründung ihrer  Stellung  haben  Zünfte  und  CoUegia  nichts  mit 
einander  gemein;  es  sind  Schöpfimgen  zweier  in  jeder  Weise 
entgegengesetzten  Rechtssysteme  ^. 

^  S.  unten  Anhang,  Abhandlung  über  das  Verhältnis  der  mittelalter- 
lichen zu  den  römischen  Zeichen. 

2  Kohler,  S.  33 ff.;  Lastig,  S.  7  und  131. 

8  S.  oben  S.  23. 

^  Ein  thatsächlicher  Zusammenhang  zwischen  CoUegium  und 
Zunft  in  einem  einzelnen  Falle  ist  sogar  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  be- 
hauptet worden  (bezüglich  des  Magisteriums  der  Pariser  Fleischer).  Ich 
habe  Ma^.  u.  Frat.  S.  22  und  Anm.  3  gezeigt,  dafs  diese  Annahme  teils 
auf  Nichtberücksichtigung  der  einschlägigen  Urkunden  (über  dasWeberamtX 
teils  auf  irrtümlicher  Auslegung  des  Instituts  der  Amtsbürtigkeit  beruht.  — 
In  ganz  anderem  Umfang  stellt  neuerdings  Ernst  Mayer  die  Ansicht 
auf,  dafs  die  mittelalterlichen  Zünfte  allgemein  mit  den  römischen  Collegien 
zusammenhängen  (Verf.  I  S.  328  ff.).  Nicht  die  Spur  eines  Beweises  wird 
von  M.  hierfür  beigebracht.  Die  a.  a.  0.  citierten  Urkunden  stehen  mit 
der  zu  beweisenden  Behauptung  nicht  in  dem  entferntesten  Zusammen- 
hang, und  es  ist  schwer  zu  sagen,  zu  welchem  sachlichen  Zweck  sie  dort 
abgedruckt  sind.  Die  Urkunde  a.  a.  0.  S.  328  Anm.  30  besagt,  dafs  der 
Graf  von  Barcelona  —  das  Einkommen  aus  ihm  gehörenden  Handwerks- 
buden überträgt;  die  Urkunde  Anm.  31  besagt,  dafs  die  Amtmänner  von 
Lourdes  in  Abwesenheit  des  Stadtherm   gewisse  Handw^erkexueinsetzen 
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Oanz  wie  mit  dem  Zunftwesen  selber,  verhält  es  sich  mit  dem 
Zeiehenrecht,  das,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  mit  der  Zunft 
organisch  und  unlösbar  verknüpft  ist.  Die  Rechtsgeschichte  hat  bei 
der  Untersuchung  des  Zeichenwesens  im  Mittelalter  und  im  Altertum 
nur  die  Verschiedenheit  und  die  vöUige  Unabhängigkeit  beider 
Perioden  hervorzuheben.  Wegen  aller  Einzelheiten  verweise  ich  auf 
die  hier  im  Anhang  beigegebene  Abhandlung  „über  das  Verhältnis 
der  römischen  Zeichen  zu  den  mittelalterlichen^  und  erwähne 
an  dieser  Stelle  nur  kurz  die  wesentlichsten  allgemeinen  Voraus- 
setzungen. Bei  den  Formen,  unter  denen  Handwerk  und  Gewerbe 
im  Altertum  betrieben  wurden,  konnten  Rechtssätze,  wie  wir  sie 
im  nachfolgenden  kennen  lernen  werden,  überhaupt  nicht  ent- 
stehen; sie  waren  ausgeschlossen  durch  thatsächlicne  Zustände 
und  Machtverhältnisse.  Nur  ein  dominierender  Stand  von  Hand- 
werkern und  Kauf leuten,  wie  ihn  die  Städte  des  Mittelalters  be- 
safsen,  konnte  eine  derartige  Gesetzgebung  entwerfen  und  durch- 
ftlhren ;  erst  durch  die  mittelalterlichen  B^riffe  von  Standesrecht 
und  Berufsehre  konnte  ein  Rechtsbewufstsein ,  wie  es  in  den 
Einrichtungen  des  Zeichenrechts  hervortritt,  sich  herausbilden.  — 

Die  Zunft  hat  grundsätzlich  drei  Arten  von  Verkehrszeichen 
unterschieden,  die  ich  folgendermafsen  benenne: 

1.  Haftungszeichen  (Meisterzeichen). 

2.  Prüfungszeichen  (Schauzeichen). 

3.  Herkunftszeichen    (Ursprungszeichen,  Ursprungs- 
merkmale). 

Das  Haftungszeichen  ist  ein  Individualzeichen^;  die  beiden 
andern  sind  Korporationszeichen. 

1.    Haftungszeichen. 

Das  Haftungszeichen  (Meisterzeichen)  wurde  durch 
den  einzelnen  Meister  angebracht,  der  hierdurch  die  Haftung  für 
die  gute  Beschaffenheit  der  von  ihm  gefertigten  Ware  übernahm. 
Das  Zeichen  hat  ledigUch  die  Aufgabe,  den  einzelnen  Meister  als 


imd  aburteilen  sollen ;  die  Urkunden  Anm.  82  und  88  handeln  von  einigen 
durch  Gewerbetreibende  aufzubringenden  Abgaben  (das  Usaticum  ist 
keineswegs  eine  rein  gewerbliche  Abgabe;  8.  die  Belegstellen  beiDucange 
T.  c).  Vgl.  dann  die  an  dieses  Material  geknüpften,  gänzlich  disparaten 
Schlüsse  bei  Mayer  S.  828  bis  880  im  Text  —  Über  den  auch  von  M. 
ftw  a.  0.  befolgten  Brauch,  bei  jeder  Erwähnung  von  Handwerkern  in 
den  mittelalterlichen  Urkunden  ohne  weiteres  eine  Zunft  oder  Innung 
anzusetzen,  vgl.  Mag.  u.  Frat.  S.  4  und  S.  221;  über  den  Stand  der  Ge- 
werbeorganisation  im  Süden  Frankreichs  eb.  S.  107  ff.  Über  die  Meinung, 
„der  alles  römisch  isf^,  vgl.  die  Bemerkungen  Brunn ers  D.H.G.  II  S.  2 
Anm.  2.  Es  scheint,  als  ob  die  Voraussagiingen  Brunners,  unter  Weg&U 
der  a.  a.  0.  gekennzeichneten  Methode,  eintreffen  sollten. 

*  Über  den  Ausdruck  s.  Kohler  a.  a.  0.  r^^^r^T/> 
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Verfertiger  der  Ware  feststellbar  und  verantwortlieh  zu  machen. 
Dieser  Zweck  des  Meisterzeichens  wird  in  den  Urkunden  genau 
hervorgehoben.  Bei  schwerer  Strafe  ist  es  demgemäfs  dem  Libister 
▼erboten,  sich  der  Haftung  zu  entziehen,  sei  es  durch  Ableugnung 
seines  eigenen  Zeichens,  sei  es  durch  Anbringung  eines  fremden 
Zeichens  auf  seine  Erzeumisse. 

Das  Meisterzeichen  hat  sich  erst  allmählich  zu  einer  allge- 
meinen Einrichtung  entwickelt.  Zunächst  war  das  Zeichen  nur 
vorgeschrieben  für  solche  Gegenstände,  deren  taugliche  oder 
statutengemäfse  Beschaffenheit  nicht  oder  nicht  sofort  durch  den 
Augenschein  beurteilt  werden  konnte.  Wir  finden  deshalb  das 
Haftungszeichen  urkundlich  zuerst  in  dem  grofsen  Kreise  der 
Textilgewerbe  und  der  Metallgewerbe.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde 
der  Kreis  des  Haftungszeichens  immer  mehr  erweitert  und  die 
Zeichnung  durch  den  einzelnen  Meister  wurde  späterhin  nahezu 
allgemein  statutarisch  angeordnet. 

Ich  verzeichne  die  Angaben  der  Quellen  im  nachstehenden 
nach  Gewerbebetrieben  geordnet  Die  ersten  urkundlichen  Nach- 
richten über  das  Meisterzeichen  entstanmien  der  Weberei,  in  deren 
Betrieb  die  Zeichnung  durch  den  einzelnen  Meister  schon  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  gefordert  wird. 

Das  Stadtbuch  von  St.  Omer  (dreizehntes  Jahrhundert) 
schreibt  das  Haftungszeichen  sowohl  ftlr  die  Tuchmacherei  wie 
für  die  Seidenweberei  vor.  En  jeder  Seidenweber  soll  sein  be- 
sonderes Meisterzeichen  ftlhren,  damit  man,  wenn  die  Ware  nicht 
recht  und  ehrlich^  sei,  erkennen  möge,  von  wem  sie  herrührt^. 
Der  Tuchmacher,  der  sein  Zeichen  ableugnet  und  dessen  über- 
ftlhrt  wird,  verliert  sein  Tuch,  wird  mit  sechszig  Sols  gebü&t 
und  geht  des  Gewerbes  für  Jahr  und  Ta^  verlustig^.  Das 
Meisterzeichen  wurde,  nachdem  die  Ware  durch  den  Makler 
verkauft  war,  verdeckt;  ein  besonderes,  ftlr  Dritte  sichtbar 
bleibendes  Abzeichen    durfte    nicht    angebracht   werden^.     fHlr 


1  Ehrlich  (loyal),  d.  h.  zunftgemäfs,  statutengem&fB;  s.  unten  S.  242. 

'  Chascuns  maiBtres  des  molekins  doit  avoir  se  propre  enseigne  se 
Toevre  ne  fust  bone  et  loiale  ke  od  peast  conoistre  saToir  ä  qni  eile  fust 
Giry  S.  566  Art.  722. 

*  Et  se  aucuDB  Doiast  sen  enBeigne  et  atains  en  fast  par  bone  veritei 
U  perdroit  le  saie  et  LX  8.  et  sen  mestier  aD  et  jour.  Giij  S.  552  Art  592. 
Hierzu  a.  a.  0.  Antn.  115:  Chascnn  ki  fait  saie  doit  avoir  une  enseigne 
Beule  4  tontes  ses  saies  si  que  ele  peut  bien  estre  coneute  C[nant  ele  seroit 
tainte  sonr  LX  s.,  et  Tele  fast  daatre  enseigne  ele  seroit  perdue  et  le 
mestier  an  et  jour. 

^  On  a  commandei  ke  chil  ki  fönt  draperie  ke  nos  fache  enseigne 
fors  ke  le  siene  et  en  I  lieu  et  k'il  ne  fachent  leur  enseigne  plus  lonc  de 
VI  paus;  et  ke  nns  faiche  biteken  en  le  commune  teken  ne  nul  lin  en  le 
saie^  ne  yert  fil  ou  d*autre  enseigne  par  coi  il  le  poisse  connoistre  ne  antre 

r«  chou  ke  li  corretiers  aura  son  enseigne  coverte.  Giry  S.  547 
578.  On  a  commandei  ke  tont  li  corretier  (|nant  il  anront  acatei  les 
blankes  saies  en  le  hale  k'il  kenyrenchent  T enseigne  dou  drapier  par  coi 
on  ne  le  pnisse  connostre  l'enseigne.    Art  574.  ^  . 
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Ghartres  wird  das  Meisterzeichen  der  Tuchbereiter  im  Jahre  1268 
erwfthnt^ 

Das  Tucherstatat  für  Carcassonne  vom  Jahre  1317  schreibt 
das  Meisterzeichen  vor  und  bestimmt,  dafs  der  Weber  sein  Zeichen 
am  Ende  des  Tuches  zwischen  zwei  Lilien  einweben  solle  ^.  Die 
Tucherstatuten  für  Amiens  von  1346  und  1413  verordnen  die 
Zeichnung  durch  den  einzelnen  Meister^;  das  zweite  Statut  hebt 
den  Zweck  der  Haftbarmachung  durch  das  Zeichen  besonders 
scharf  hervor*.  Der  Weber  von  Bourges  soll  nach  dem  Statut 
von  1443  sein  Zeichen  in  die  Sahlieiste  des  Tuches  einweben^. 
Für  die  Tuchscherer  von  Paris  wird  im  Jahre  1483  das  Meister- 
zeichen angeordnet^.  Die  Weber  von  Corbie  werden  durch  Statut 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zur  Zeichnung  der  Stücke  ange- 
balten, damit  man  auf  solche  Weise  den  einzelnen  Meister  erkennen 
und  zur  Verantwortung  ziehen  könne  ^.  Mit  der  gleichen  Be- 
fiTündung  wird  den  Sayettewebem  von  Amiens  im  Jahre  1483 
der  Gebrauch  des  Einzelzeichens  zur  Pflicht  gemacht^.  Auch 
die  HauteUsseweber  von  Amiens  haben  nach  dem  Statut  von  1492 
am  Ende    eines  jeden  Stückes  ihr  eigenes  Zeichen  einzuweben'. 


'  Et  est  erdenk  qtii  li  mestre  des  pareeura  est  tenns  de  faire  bailler 
et  livrer  seing  de  pareenr  k  quiconque  bourgeois  ou  bougeoise  de  Chart  res 
qui  Youdra  devenir  mestre  ou  mestresse  deu  mestier  de  par^.  Ducange 
V.  Parater. 

s  Belegstelle  s.  unten  S.  218. 

'  Que  nulz  tisserans  ne  autres  ne  livre  draps  sans  seel  sur  XL  sols 
d'amende  ezcept^  les  draps  forains.  Qne  toae  parenrs  et  antrez  ne  rechoi- 
▼ent  nulz  draps  sans  seel  except^  les  draps  forains  et  qullz  wardent  le 
seel  jusques  adonc  que  on  le  devra  seeller  de  chire  sur  XL  solz  Parisis 
d'amende  Thierry  1  S.  522  Art  17  und  18. 

^  Que  chacun  tisseran  de  draps  demourant  en  ledicte  ville  et  banlieue 
d' Amiens  sera  tenns  de  avoir  saing  et  mairque  diff^rente  Tune  de  Tautre 
et  de  mettre  en  chacune  pi^ce  de  drap  par  lui  tissue  son  sain^  et  m^ue 
par  qnoy  Ten  ait  et  puist  avoir  congnoissance  du  tisseran  qui  ara  tissue 
le  drap  et  que  se  par  icellui  tisseran  y  a  faulte  qu'il  en  soit  et  puist  estre 
pugny  Selon  raison.     Thierrv  2  S.  59. 

^  Belegstelle  s.  unten  S.  209  Anm.  4. 

®  Qne  doresnavant  chacun  maistre  dudit  mestier  sera  tenu  d'avoir 
marque  de  laqnelle  ilz  seront  tenus  marquer  chacune  pi^ce  de  drap  qu'ila 
tondront  ou  feront  tondre  sur  ladite  peine.    Met.  3  S.  110. 

^  Que  tous  aultres  tisserans  de  draps  en  ladicte  ville  seront  tenus  de 
faire  merque  en  tous  les  draps  qui  serons  tissus  en  ladicte  ville  affin  que 
>e  aucuns  inconveniens  escheoient  sur  aucuns  d'iceulz  draps  que  ou  sceust 
recoDgnoistre  la  merque  du  maistre  qui  ce  auroit  faict;  et  aui  fauldra  ä 
faire  ga  merque  il  sera  k  XII  d.  d'amende;  et  qui  le  contrelera  apr^  ce 
Que  le  drap  sera  faict  il  sera  echu  en  cinq  sols  d'amende.  Thierrv  3 
S.  576  Art  28. 

^  Ne  porra  nulz  maistres  dudit  mestier  faire  ne  faire  faire  saies  que 
ilz  ne  aient  premiörement  mis  et  apport^  leurs  merquee  au  pappier  de 
ladite  ville  d\Amiens  affin  que  se  fraulde  estoit  trouvee  en  aucunes  saies 
▼endues  ou  autrement  que  les  achetteurs  puissent  avoir  leur  recouvrer  sur 
celluy  dont  la  saie  portera  le  mercque.    Thierry  2  S.  382  Art.  22. 

'  Que  les  maistres  et  ouvriers  dudit  mestier  ne  porront  ouvrer  ne 
besongner  d'icellui  que  ilz  ne  mectent  et  apposent  au  bout  de  chacune 
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In  der  Metallbearbeitung  wird  das  Meisterzeichen  seit  dem 
Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts  urkundlich  erwähnt.  Den 
Messerschmieden  von  Ämiens  wird  im  Jahre  1318  untersagt,  das 
Zeichen  eines  andern  Meisters  auf  ihre  Erzeugnisse  zu  setzen  ^. 
Das  Meisterzeichen  flir  Schmiedearbeit  begegnet  uns  im  Jahre 
1374  in  Amiens^,  im  Jahre  14(53  in  Paris  ^.  Den  Hamischmachem 
von  Amiens  wird  die  Zeichnung  ihrer  Waren  im  Statut  von  1481  *, 
den  Messerschmieden  von  Abb^ville  im  Statut  von  1494*  vor- 
geschrieben. 

Den  Meisterstempel  für  die  Goldschmiede  verzeichnet  das 
Pariser  Statut  vom  Jahre  1355®.  Das  Goldschmiedestatut  von 
Amiens  vom  Jahre  1376  verlangt  die  Stempelung  durch  den  ein- 
zelnen Meister,  damit  jede  unrechte  Arbeit  erkannt  und  bestraft 
werden  könne  ^.     Mit  der  gleichen' Begründung  werden  die  Gold- 


piöce  d' Oeuvre  qu'ilz  feront  leur  merque  ou  ensaigne  sans  oe  que  duIz 
d*iceulx  maistrea  et  ouvriers  mectent  et  apposent  autre  ensaigne  ne  merque 
esdites  pi^ces  d'oeuyre  que  leursdites  merqnes  ou  ensaigne.  Thierry  2 
S.  457. 

^  Que  nul  dndit  mestier  ne  pnist  faire  en  son  ouvrage  ne  en  ses 
aleumelles  l'enseigne  d'autruj  sans  aucune  descongnissence.  Thierrj  1 
8.  378  Art.  6. 

'  Le  merque  de  chacun  ouvrier  sera  emprainte  en  une  piece  de  plonc 
qui  sera  mis  ou  huchel  de  le  baniöre  dudit  mestier.    Thierry  1  8.  678. 

^  Qu'nng  cbascun  maistre  dudict  mestier  aura  marque  ou  enseigne 
particuliere  et  differente  l'une  de  l'autre  dont  il  sera  tenu  marquer  son 
ouvrage  sur  peine  de  cinq  sols  par.  d'amende;  et  pour  ce  faire  aura  en  la 
chamore  du  procureur  du  Roy  ou  Chastellet  de  Paris  une  table  de  plomb 
en  laquelle  lesdiz  maistres  et  touz  ceulx  qui  seront  ou  tems  advenir  le  jour 
de  leur  reception  fraperont  ieur  marque  et  enseigne  laquelle  ils  ne  pourront 
apr^  muer  ny  changer.    Met  2  8.  438. 

^  Lesdites  bringandines  seront  merqui^s  par  celui  ou  ceulx  qui  les 
auront  faictes  d'une  merque  laquelle  sera  emprainte  en  plonc  en  Tostel 
de  ladicte  ville  affin  que  on  puist  s^avoir  qui  aura  fait  lesdites  bringan- 
dines.   Thierry  2  S.  390. 

^  Ne  porront  nulz  maistres  dudit  mestier  de  coustelliers  merquier  sur 
onyrage  qu  ilz  feront  d'aultre  merque  que  de  ceile  dont  ilz  usent  et  ont 
accoustum6  k  merquier,  laquelle  merque  sera  empraintte  en  plonb  et  le 
ballier  et  laissier  en  Teschevinage  de  la  dite  ville,  et  s'ilz  sont  trouvez 
faisans  aulcun  ouvrage  ueuf  ayant  aultre  merque  que  celle  dont  ilz  usent 
ilz  escherront  en  amende  de  XX  solz.    Thierry  4  8.  331. 

^  II  est  k  Paris  orfevre  (}ui  veut  et  qui  faire  le  scet  pour  tant  qu^il  est 
est^  aprentis  k  orfevres  ä  Paris  ou  ailleurs  aus  us  et  coustumes  du  mestier 
ou  que  il  soit  tel  esprouv6  par  les  maistres  et  bonnes  genz  du  mestier 
estre  souffisant  d'estre  orfevre  et  de  tenir  et  lever  forge  et  d'avoir  poin9on 
k  contre  saing.    M^t.  2  S.  9. 

"^  Lesdits  orfevres  chacun  endroit  lui  est  et  sera  tenu  desormais  de 
avoir  un  contresaing  ou  contremerque  et  tout  difierent  Tun  de  Tautre  du- 
quel  Pemprainte  sera  mise  et  empraintte  en  deux  taules  de  plonc  des- 

?[uelles  l'une  sera  pardevers  lesdis  maieur  et  eschevins  et  Fautre  pardevers 
esdis  eswars  dudit  mestier.  Chacun  orfevre  sera  tenu  de  sij^er  ou  mer- 
auer  de  son  contresaing  ou  merque  l'ouvrage  oue  il  ara  fait  comme  fait 
ae  bon  fin  or  ou  ar^ent  tel  comme  dessus  est  oit  et  par  avant  qu'il  soit 
eswardez  par  lesdis  eswars  ne  que  le  saing  ou  merque  de  le  vilie  y  soit 
mis  affin  que  cellui  qui  aroit  fait  ouvrage  par  aultre  forme  que  dessus  est 
dit,  soit  et  doie  estre  pugnis  et  que  le  mauvais  ouvrage  puisse  venir  k  cong- 
noissance.    Thierry  1  8.  686.  C^mr^n]^ 
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«cbmiede  von  Abböville  durch  Statut  des  vierzehnfen  Jahrhunderts 
zur  Stempelung  ihrer  Erzeugnisse  angehalten  ^ 

Ausführlich  wird  in  den  Statuten  der  Haftungsstempel  der 
Zinngiefser  behandelt;  indes  gehören  die  meisten  hierauf  bezüg- 
Ucben  Urkunden  erst  einer  späteren  Zeit,  dem  fünfzehnten  Jahr- 
hundert, an.  Noch  dem  vierzehnten  Jahrhundert  entstammt  eine 
Vorschrift  aus  Abb^ville,  die  den  Meister  verpflichtet,  jedes  Werk- 
stück aus  feinem  Zinn  zweifach  mit  seinem  Zeichen  zu  stempeln  ^. 
Den  Zinngiefdem  von  Amiens  wird  im  Jahre  1408  aufgegeben, 
data  zur  gröfseren  Ehrbarkeit  des  Handwerks  jeder  Meister  ein 
Zeichen  annehme  und  künftig  damit  seine  Waren  stempele^. 
In  Montpellier  erliefs  der  Rat  im  Jahre  1474  eine  Ordnung  ftür 
das  Zinngiefsergewerbe.  Schalen  und  Schüsseln  aus  Zinn  dürfen 
darnach  einen  Zusatz  von  vier  aufs  Hundert,  Kannen  und  Krüge 
von  zehn  aufis  Hundert  haben.  Der  Meister  mufs  das  von  ihm 
gefertigte  Geschirr  mit  seinem  Stempel  versehen  *  Für  die  Zinn- 
giefser von  Angers  wird  das  Meisterzeichen  im  Jahre  1487  vor- 
geschrieben ^. 

Den  Kardenmachern  von  Rouen  wird  im  Jahre  1377  ein- 
geschärft, dals  ein  jeglicher  seine  Ware  nur  mit  einem  bestimmten 
otempel  zeichnen  dürfe*.  —  Für  die  Papiermacher  von  Trojes 
wird  ^  im  Jahre  1398  verordnet,  dafs  ein  jeder  Meister  besondere 


^  Belegstelle  s.  unten  S.  199  Anm.  6. 

'  Qua  toute  fine  oeavre  d'estain  sera  merqui^  deux  foiz  par  quoj  eil 
onil'  acateront  le  puissent  a^perchevoir.  Thierrj  4  S.  219;  vgl.  hierzu 
cue  unten  S.  200  Anm.  3  citierte  Stelle  über  das  rrüfungszeichen. 

>  Affin  que  ledit  mestier  seit  plus  deuement  et  loyanment  fait,  est 
ordonn^  estre  fait  ung  tabel  de  plonc  lequel  sera  pardevers  lesdis  maire 
et  eschevins  ouquel  seront  mis  et  empreintö  tous  las  noms  de  ceulx  qui 
dudit  mestier  volront  ouvrer  en  ladicte  ville  et  banlieue  et  leuis  signes 
et  merqaes  dont  chacun  d'eulx  ara  ung  tout  diff^rent  Tun  de  Tautre  des- 
qnelz  lesdis  onviiers  seront  tenas  merquier  et  signer  tout  Touvrage  quHlz 
aront  fait.  Thierry  2  S.  44.  Vgl.  auch  eb.  S.  470,  Statut  von  1495 
Art  5. 

*  So  es  assaber:  qne  lestanh  fin  del  cal  se  faran  plach  escndelas 
et  escudelons,  se  pGyra  alliar  de  quatre  lieuras  per  cent;  e  lestanh  fin  del 
eal  se  faran  pintas  aygadieras  salieras  tassas  et  tot  antre  obrage  se  poyra 
alliar  de  detz  lieuras  per  cent;  e  que  los  ditz  obrages  avant  que  si  vendon 
aan  senhach  e  marcach  premieyrament  del  seDhal  e  ponchon  del  mestre 
qae  lo  fara  o  far  fara  et  apres  del  senhal  o  ponchon  dela  dicte  villa  et 
aisBO  per  los  consois  del  mestier  dela  potaria  et  obrages  dessud.  et  un 
sobre  pansat  e  sobre  entendent  coma  vesitadors  e  gardas  del  dich  mestier. 
Thal.  S.  194. 

*  Que  les  maistres  dudit  mestier  ne  vendent  ne  feront  vendre  en 
Tente  aucun  ouvraige  plustot  qu*il  soit  march6  (marqn^)  de  leur  marc  ou 
eon  que  k  une  poinsson.    Ord.  20  S.  22. 

*  £t  que  [aj  aucun  dudit  mestier  ne  puisse  marquier  son  euvre  chascun 
que  4  une  merque.    Ord.  6  S.  274. 

^  Nach  einer  von  M.  Briquet  mitgeteilten  und  bei  Dunant  ver- 
iifientlichten  Urkunde.  Vgl.  tlber  die  Wasserzeichen  der  Papiermaeher 
Briquet,  M^moires  de  la  Soci^t^  nationale  des  Antiquaires  de  France,  [^ 
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Zeichen  führen  und  damit  die  verschiedenen  Papiersorten  zrichnen 
solle  ^.  "  Das  Meisterzeichen  der  Töpfer  finde  ich  nur  einmal 
im  vierzehnten  Jahrhundert  in  den  Urkunden  erwähnt;  ein  nicht 
genauer  datiertes  Statut  aus  jener  Zeit  schreibt  fUr  die  Töpfer 
von  Abb^ville  vor,  dals  ein  jeder  sein  Zeichen  auf  seine  Ware 
setze  ^. 

Eine  Reihe  anderer  Gewerbe  verzeichnet  die  Stempelpflicht 
des  Meisters  erst  seit  dem  fün&ehnten  Jahrhundert.  Den  Gewürz- 
krämern  in  Paris  wird  im  Jahre  1450  vorgeschrieben,  künftighin 
auf  Wachskerzen  ein  Meisterzeichen  aufzudrücken®.  Die  Bäcker 
von  Bordeaux  müssen  nach  dem  Statut  von  1457  alles  Brot  mit 
einem  Meisterzeichen  versehen,  damit  bei  Verfehlungen  der  Schuldige 
ermittelt  und  bestraft  werden  kann  ^.  In  Ronen  darf  nach  einem 
Statut  des  Jahres  1491  von  den  Wirten  kein  Brot  verkauft  werden, 
auf  dem  sich  nicht  das  Zeichen  eines  Bäckers  findet'^.  Bei  den 
Pariser  Schreinern  soll  laut  Statuts  von  1467  jeder  Meister  ein 
Zeichen  führen  und  jeden  von  ihm  neu  angeferti^en  Gegenstand 
stempeln  ®.  Für  die  Schuhmacher  von  Tours  wird  im  Jahre  1468 
verordnet,  dafs  jeder  Meister  das  von  ihm  verarbeitete  Leder 
mit  seinem  eigenen  Zeichen  stempele,  auf  dafs  man  etwaige  Fehler 
dem  Schuldigen  sicher  nachweisen  könne''. 

Band  46,  Paris  1886;  ders.,  Revue  des  bibliothöques,  4.  Jahrg.  Paris  1894 
S.  209 ff.;  Kirchner,  Die  Papiere  des  14.  Jahrb.  im  Stadtarchiv  zu 
Frankfurt  a/M.,  Frankfurt  1893. 

^  Pour  ce  que  aulcuns  d'eulx  fönt  meillenrs  pappier  que  les  autres 
chacnn  d'euJx  aura  saings  differens  pour  signer  son  pappier  et  sy  contre- 
signeront  le  meilleur  du  moyen  et  le  plus  moindre  1  un  de  Tautre  affin 
d'en  avoir  congnaissance.    Dnnant  8.  18. 

^  Que  11  potier  de  terre  faicent  pos  tenans  un  lot  et  que  li  pot  aient 
deux  doiz  de  lisiöre  par  deseure  le  lot  et  que  chascuns  potiers  ÜEiice  se 
roerque  el  pot  et  que  tavemiers  ne  pren^ent  ne  acatent  pos  se  il  ne 
sont  merqui^  de  le  merque  az  potiers  et  le  viengnent  les  potiera  renou- 
veler  chascun  an  devers  nous.    Thierry  4  8.  220  Art.  1. 

^  Doresenavant  tous  les  espiciers  de  ladicte  ville  seront  tenus  de 
mettre  leur  marque  et  emprainte  en  toutes  les  torchee  et  cierges  qu'ils 
feront  et  vendront  esquels  aura  une  livre  de  cire  et  audessns  ad  ce  ()ue  8*11 
7  a  aucune  faulte  ou  fraude  Ten  puisse  clerement  savoir  qui  aura  fait  ledit 
ouvraige.     Ord.  14  S.  115.    M6t.  1  S.  507. 

^  Que  nuls  boulengiers  ne  vendront  ne  ne  feront  vendre  pain  qull 
ne  soit  marqu6  de  sa  marque  4  celle  fin  que  se  Ton  trouve  pain  reprou- 
chable  que  celuy  qui  aura  faicte  la  faulte  en  soit  pugny  selon  Texigence 
du  cas.    Ord.  14  8.  441. 

^  Que  tous  tavemiers  et  hostelliers  de  ladite  ville  ne  puissent  vendre 
aucun  pain  s'il  n'est  de  la  pleine  moult  d'icelle  ville  de  Ronen  et  s'il  ne 
porte  le  merc  desdits  boullengers  ou  Tun  d'eux.    Ord.  21  S.  383. 

^  Chascun  maistre  dudit  mestier  aura  une  marque  laquelle  sera  frapp^e 
en  plomb  pour  marquer  leur  ouvrage  faict  en  leurs  astelliers  et  ailleurs ; 
et  qui  fauldra  k  marquer  pourveu  que  ce  soit  besongne  neufve  il  en  sera 
en  ramende  de  vingt  sols  par.  k  appliquer  comme  dessus.   Met  2  S.  643. 

''  Et  est  ordonn6  que  chascun  desdicts  cordouniers  aura  un^  marc 
difierent  Tun  de  Tautre  dont  chascun  sera  tenu  marcquer  le  cmr  qu'il 
aura  courroy^  soit  pour  lu^  ou  pour  autre  afßn  que  plus  aisiement  se 
faulte  y  a^  que  la  faulte  soit  plustost  et  aisiement  congneue  et  aver^. 
Ord.  17  S.  164.  C c^c\c\o 
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Die  Brauer  von  Paris  sollen  nach  dem  Statut  von  1489  ein 
Meisterzeichen  annehmen  und  kein  Bier  anders  als  in  den  von 
ihnen  gesseichneten  Fässern  und  Gebinden  liefernd  Die  gleiche 
Verpflichtung  wird  den  Brauern  von  Harfleur  im  Jahre  1495 
auferlegt^.  Den  Wagenmachem  von  Paris  wird  im  Jahre  1495 
die  Stempelung  durch  Ejnzelzeichen  vorgeschrieben^. 

Die  Handwerksmeister  wählten  im  übrigen  meist  selber  das 
von  ihnen  anzunehmende  Zeichen^.  Mehrfach  bestimmen  die 
Statuten,  dafs  der  Handwerker  gleich  bei  seiner  Aufnahme  in 
den  Meisterstand  das  Zeichen,  das  er  fähren  wolle,  anzugeben 
habe'^.  Ein  Bleiabdruck  des  Zeichens  wurde  dann  in  der  Zunft- 
lade oder  im  Rathaus  niedergelegt  und  aufbewahrt®. 

2.    PrüfangSBeiohen. 

Das  Prüfungszeichen  hatte  die  Aufgabe,  die  stattgehabte 
Gewerbeschau  zu  gewährleisten;  es  ist  demnach  das  bei  weitem 
wichtigste  Verkehrszeichen  des  Mittelalters.  Das  Zeichen  hatte 
den  doppelten  Zweck,  dem  Käufer  die  Ehrlichkeit  der  Ware 
zu  verbürgen  und  den  Verkäufer  mit  einem  anerkanten,  markt- 
gängigen Zeugnis  zu  versehen.     Dieser  hohen  Bedeutung  entsprach 


*  Cbacnn  maistre  dudit  mestier  anra  nne  ma^que  pour  marquer  les 
caques  barilz  et  autres  vesseaulx  esqnelz  il  mettra  et  livrera  les  bieres  et 
flervoises  qu'il  fera  et  vendra  afin  qne  on  puiBse  fiidliement  savoir  et 
congooistre  k  qui  seront  lesdites  caques  et  barilz;  laqaelle  marque  aera 
frap^e ,  en  la  presence  desdits  jurez,  en  nng  plomb  qui  pour  ce  aera  mis 
en  la  chambre  du  procureur  du  Roy.    M^t  1  S.  621. 

*  Que  aucun  Drasseur  ne  pourra  entonner  cervoise  ou  bierre  en  barils 
ou  bambour^  etrangers,  mais  entonnera  ös  siens  qui  seront  marqu^  de 
8on  marcq  si  n'estoit  ainsi  qu'ils  les  empruntassent  auz  autres  braasenrs 

k  lenr  besoing; mais  que  tout  ce  que  desdits  brasseurs  livreront 

auz  tavemiers  ou  boutiez  et  vivandez  necessairement  que  se  eoit  en  barilz 
ou  bambourgs  marqu^s  de  leur  mercq  pour  myeulx  savoir  dont  viendront 
lesdits  cervoises  et  oierres  affin  s'il  j  avoit  faulte  que  Ton  sceust  par  qui 
snr  peine  4  cbacune  fois  et  pour  cbacun  baril  ou  bambourg  qui  autrement 
sera  trouv6,  de  trente  sols.    Ord.  20  8.  499. 

*  Que  doresnavant  aucun  ne  pourra  faire  ne  faire  faire  vendre  et 
debiter  ballances  et  pois  et  autres  cboses  deppendantes  dudit  mestier  sanz 

avoir  fiiict  son  cbef  rfoeuvre et  avoir  eu  et  re^u  des  dits  jurez  sup- 

plians  ou  leurs  sussesseurs  en  ceste  ville  de  Paris  la  marque  dont  ils  seront 
tenuz  marquer  leurs  ouvra^es  et  non  d'autre  marque.    Met.  2  iS.  521. 

*  S.  auch  unten  S.  218  Anm.  7. 

^  Ne  porront  nulz  maistres  dudit  mestier  de  coustellier  m  erquer  leur 
onvrage  synon  de  la  merque  qu'ilz  ont  prinse  k  lever  leur  mestier  qui 
sera  emprainte  en  plonc  en  Postel  de  vule.  Thiery  2  S.  898.  Que 
tons  les  ouvriers  dudit  mestier  dudit  pais  d'Anjou  qui  vouldront  lever  et 
tenir  ouvrouer  d'icellui  mestier  seront  tenus  d'apporter  avant  toute  euvre 
leurs  mercs  et  poinssons  et  iceulz  bailler  k  justice  et  aux  maistres  jur^s 
de  ladite  ville  rfAngiers.    Ord.  20  S.  23. 

*  Vgl.  zu  dem  obigen  noch  die  bei  Fagniez,  Ind.  S.  387  mitgeteilte 
Urkunde  vom  Jahre  18od,  betr.  die  Privilegierung  eines  Zeichens  in  der 
Gestalt  eines  Hirschhorns  zu  Gunsten  von  Evrard  de  Boessay.     ^  i 
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die  Sorgfalt,  mit  der  das  Prüfdngszeichen  behandelt  und  ausge- 
bildet wurde. 

Der  Wert  des  Prüfungszeichens  ergiebt  sich  in  syllogistischer 
Folge  aus  dem  PoUzeibegriff  des  Mittelalters,  den  ich  oben  (S.  103  ff.) 
entwickelt  habe.  Aus  der  mittelalterlichen  Auffassung  von  der 
Polizei  folgt  die  Stellung  der  Gewerbeschau.  In  demsdben  Mafse 
nun,  wie  die  Verkehrsbeziehungen  und  die  Güterbewegung  zu- 
nahmen, wuchs  die  Notwendigkeit,  die  für  den  gröfseren  Verkehr 
bestimmten  Güter  mit  einem  sichtbaren  und  gesicherten  Nachweis 
der  Gewerbeschau  auszustatten. 

Während  die  Gewerbeschau  selbst  sich  auf  alle  Gegenstände 
des  Handels  und  des  Verbrauchs  erstreckte,  hat  sich  das  rrüiungs- 
zeichen  zunächst  nur  bei  wertvolleren  und  versandfkhigen  Waren 
entwickelt.  Je  nach  der  Gewerbethätigkeit  der  Stadt  sind  die 
Waren,  die  man  der  amtlichen  Stempelung  untensog,  verschieden. 
Im  wesentlichen  handelt  es  sich  bis  in  das  vierzehnte  Jahrhundert 
um  die  Gewerbe,  die  sich  mit  der  Verarbeitung  von  Gold,  Silber, 
Zinn  und  Stahl,  von  Leder  und  Schuhzeug  und  mit  der  Her- 
stellung von  Tuch  befafsten.  Die  Tucherzünfte  haben  weitaus 
das  meiste  flir  die  Entwicklung  des  Prüiungszeichens  gethan. 

§  ].    Prnfangszeichen ,  insbesondere  in  den  iMetall-  nnd  Ledergewerben. 

Bei  dem  Gold-  und  Silberschmiedegewerbe  ^  besteht  die  amt- 
liche Stempelung  bereits-  im  dreizehnten  Jahrhundert.  Eine 
Ordonnanz  Philipps  III.  vom  Jahre  1275  schrieb  vor,  dafc  in 
jeder  Stadt  des  Reiches,  in  der  Goldschmiede  ansässig  sind,  ein 
eigener  Stempel  t\ir  Gold-  und  Silberwaren  bestimmt  werde  und 
dafs  kein  Goldschmied  mit  dem  Zeichen  einer  fremden  Stadt 
stempeln  dürfe  2. 

Den  Prüfungsstempel  der  Pariser  Goldschmiede  finde  ich 
schon  gegen  den  Ausgang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  und  zwar 
in  Londoner  Urkunden.  Das  Schatzverzeichnis  von  St.  Paul  zu 
London  vom  Jahre  1295  erwähnt  „einen  silbernen  Kelch,  innen 
und  aufsen  vergoldet,  am  Fufse  mit  einer  Lilie  versehen"  ®.  Die 
Lilie  ist  das  Pariser  Amtszeichen.  Im  Jahre  1300  werden  in 
einer  Kammeraufnahme  Edwards  I.  aufgezählt  „acht  silberne  Löffel, 
am  Halse  mit  dem  Pariser  Zeichen  gestempelt,  nämlich  mit 


^  Vgl.  zu  dem  folgenden  noch  Marc  Rosenberg,  der  Gold- 
schmiede Merkzeichen,  ^ankfurt  1890;  His-Paquot,  Dictionnaire  des 
poin(,ons,  symboles,  signes  figuratifs,  marques  et  monogrammes  des  orfövres, 
Paris  1890. 

2  S.  unten  S.  223. 

^  Calix  argentens  deauratus  intus  et  exterius,  cum  pede  glegellato. 
Visitatio  Thesaurariae  aedis  S.  Pauli  Londoniensis  A.  1295.  Ducang'e 
hält  y.  c.  die  Bezeichnung  glegellatus  für  unverständlich,  da  ihm,  wie  es 
scheint,  nur  diese  eine  Belegstelle  bekannt  war;  s.  dagegen  die  nächste 
Anmerkung. 
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einer  Lilienblume^  ^  Die  Pariser  Goldschmiede  erfreuten  sich 
demnach  zu  jener  Zeit  eines  ausgedehnten  und  ansehnlichen 
Gescbäftsverkenrs  und  ihr  Zeichen  war  in  den  fremden  Städten 
wohl  bekannt.  Auch  der  gute  Ruf  des  Handwerks  war  weit 
verbreitet  und  seine  Ehrbarkeit  anerkannt;  Edward  I.  von  England 
schrieb  im  Jahre  1300  die  Pariser  Karatierung  für  die  Goldschmiede 
seines  eigenen  Landes  vor^.  Die  Pariser  Goldschmiedezunft 
mochte  somit  wohl  Grund  haben  zu  dem  selbstbewufsten  Aus- 
spruch, den  sie  in  ihrem  Statut  im  Livre  des  Metiers  aufzeichnete : 
das  Gold  der  Pariser  Goldschmiede  übertrifft  an  Feingehalt  alles 
Gold,  das  man  irgendwo  auf  Erden  verarbeitet  ^. 

Für  die  Goldschmiede  von  Amiens  wird  die  Anlegung  des 
Zunftstempels  nach  vorgängiger  Gewerbeschau  durch  Statut  des 
Jahres  1*^76  geordnet*.  Die  Goldschmiede  von  Abböville  dürfen 
nach  einem  Statut  des  vierzehnten  Jahrhunderts  kein  \^'erkstück 
im  Werte  von  zehn  Esterlingen^  und  darüber  feil  halten,  wenn 
es  nicht  von  den  Schaubeamten  geprüft  ist  und  das  Schauzeichen 
der  Stadt  neben  dem  Haftungszeicnen  des  Meisters  trä^t^.  Den 
Goldschmieden  von  Bordeaux  wird  die  zünftige  Stempelung  ihrer 
Waren  durch  Statut  vom  Jahre  1451  anbefohlen''. 

Bei  dem  Zinn  erschien,  da  es  vielfach  zur  Herstellung  von 
Efs-  und  Trinkgeschirr  diente,  schon  aus  gesundheitlichen  Gründen 
eine  genaue  Prüfung  und  eine  statutarische  Begrenzung  des  Blei- 


^  YIII  coclearia  ar^enti  eignata  in  coUo  signo  Parisius  scilicef   de 

2uodam  flore  gle^elli.  Liber  cotidianus  contrarotulatoris  Garderobae  A. 
legni  Edwardi  Pnroi  vicesimo  octavo,  A.  D.  MCCXCI  et  MCCC,  hrsg.  v. 
d.  Sociel^  of  Andquaries,  London  1787  S.  352. 

'  E  qe  nul  mauere  de  vessele  de  argent  ne  parte  hors  de  meins  as 
overers  tant  qe  ele  seit  assai^  par  les  gardeins  au  mester  e  qe  ele  soit 
rign^  de  one  teste  de  leopart;  qe  nal  ne  ovcre  pir  or  qe  tue  he  de  Paiys. 
£  qe  les  gardeins  du  mester  allent  de  sbope  en  shope  entre  les  overers 
assaiant  q«  Tor  soit  tiele  come  le  tucbc  avantdite ;  e  e'il  trovent  nul  pir 
qe  la  tuche  qc  Tovere  soit  forfet  au  £oi.  28th  Edward  I,  Articuli  su^er 
cartas  Cap.  äX;  Tbe  Statutes  at  Large  of  England  and  of  Great-Britain, 
London  1811,  Band  IS.  161. 

»  Nus  orfevre  ne  puet  ouvrer  d'or  k  Paris  qu'il  ne  soit  k  la  touche 
de  Paris  oa  mieudres  laquele  touche  passe  touz  les  ors  de  quoi  on  oevre 
en  nulle  terre.    L  d.  M.  Tit.  11  Art.  2. 

^  Que  en  la  main  d'iceulx  eswars  pour  Tan  qu'ilz  seront  esleuz  eswars 
sera  Icsdit  saing  ou  merque  de  le  ville  ä  un  tel  signe  AM  duquel  signe  11 
signeront  et  merqueront  Touvrage  que  chacun  orfevre  ara  fiait  ou  cas 
toutesvoies  que  premiörement  Taront  veu  et  examin 6  bien  et  souffissamment 
Thierrv  I  S.  685;  s.  auch  oben  S.  194. 

*  Vgl.  Ducange  v.  Esterlingas. 

®  Ne  porra  aulcune  orfaverie  de  dix  estrelins  et  pardesseure  estre 
vendae  ne  delivr^e  par  les  orfevres  se  eile  n'est  pass^  par  l'eswart  et 
meraai^  de  le  merque  de  le  ville  avec  le  merque  de  Torfevre.   Thierry  4 

"^  Nous  voulons  aussy  aue  lesdicts  orfevres  de  chascune  desdictes  cit^s 
et  yjlles  de  nostredit  pajs  oe  Bordelois  ayent  nouvel  poin^on  d'une  fleur- 
de-ljs  et  soubs  icelle  escrit  Bordeaux :  lequel  poin^on  lesdits  orfevres  seront 
tenus  venir  ^n^rir  en  nostredit  chasteaulx  de  Bordeaux  k  nostre  connestable 
illec  pour  signer  et  marquer  leur  ouvrage.    Ord.  14  S.  146. 
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Zusatzes  notwendig.  Für  die  Verarbeitung  zu  Tischgerät  wurde 
möglichste  Reinheit  des  Zinns  verlangt  und  Legierungen  standen 
unter  strenger  Aufsicht.  Die  Pariser  Zinnschläger  ^  verordnen 
im  Jahre  1305,  dafs  ein  jeder  nur  die  beste  Legierung  verarbeiten 
dürfe  und  dafs  bei  Strafe  jedes  Werkstück  von  den  Zunftvor- 
stehem  Air  gut  und  ehrlicli  gestempelt  sein  müsse  ^.  Ein  Zinn- 
gie'serstatut  für  Abbäville  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
verfügt,  dafs  jedes  Gerät  aus  feinem  Zinn  nicht  mehr  als  fünf 
aufis  Hundert  Zusatz  haben  dürfe,  und  dafs  auf  jedem  Stück, 
neben  dem  doppelten  Stempel  des  Meisters,  das  Stadtzeichen 
a^weimal  eingeschlagen  werde  ^.  In  der  Ratsordnung  von  Mont- 
pellier vom  Jahre  1474  werden  Legierung  und  amtliche  Stempelung 
genau  vorgeschrieben^.  Das  Zinngiefserstatut  von  Amiens  vom 
Jahre  1495  verRigt  die  Anlegung  des  Zunftstempels  neben  dem 
Stempel  des  einzelnen  Meisters^. 

Die  Schwertfeger  and  Schilderer  von  Amiens  haben  das 
Prüfungszeichen  nach  ihrem  Statut  von  1 377  •.  Für  das  Schlosser- 
gewerbe wird  das  Prüfungszeichen  im  Jahre  1478  in  Abböville 
erwähnt '. 

Einer  scharfen  Aufsicht  unterstand  die  Gerberei,  sowie  der 
gesamte  Lederhandel,  der  im  Mittelalter  sowohl  von  Stadt  zu 
Stadt  wie  auch  auf  entfernte  Strecken  in  ^rofsem  Umfang  be- 
trieben wurde.  Die  Gerber-  und  Schusteroranung  von  La  Röole 
bestimmt  im  Jahre  1339,  dars  kein  Leder  zu  Markte  gebracht 
werde,    das  nicht  geprüft   und   mit  dem  Schauzeichen  versehen 


1  Ouvriers  de  peautre  ä  martel.  Über  die  Bedeutnng  von  Peautre 
8.  Godefroy  v.  c. 

'  Que  touz  euvrent  d'un  aloy  du  meillenr  que  Tan  pourra  et  que 
Teuvre  seit  sai^i^e  des  mestres  du  mestier  pour  bonne  et  pour  süffisant 
8UB  la  peine  deBusdite.  M6t.  2  S.  498.  Mit  den  mestres  du  mestier 
sind,  wie  sich  aus  einer  nachfolgenden  Stelle  ergiebt,  die  Zunftvorsteher 
gemeint. 

»  Que  toute  oeuvre  de  fin  estain  portera  d'aloj  cincq  livres  au  cent 
et  sera  deox  fois  merqui^e  avec  le  merque  de  Tenseigne  du  martel  du 
maifltre  qui  Taura  faicte  et  laquelle  merque  sera  assize  auparavant  que 
les  deux  enseignes  de  la  ville  y  soient  mises.  Thierry  4  S.  220  Art.  6. 
Vgl.  oben  S.  195  (14.  Jabrh). 

*  Belegstelle  s.  oben  S.  195  und  unten  S.  203. 

^  Seront  tenus  losdis  maibtres  dudit  mestier  en  icelle  ville  mercquier 
avec  leur  mercquo  tout  leur  ouvrage  d*une  merque  qui  leur  sera  bailliä 
que  on  appellera  la  mereque  de  la  ville  oü  il  y  aura  ung  A  et  une  M 
qui  scignimera  Amiens  laqueUe  mereque  sera  gard6e  par  les  eswars  dudit 
mestier.     Thierry  2  S.  471. 

^  Le  sain^  ou  merque  qui  est  tel:  A,  aront  lesdis  eswars  lesquelz 
sytost  que  requis  seront  ou  qu'il  leur  plaira  k  aler  seront  tenus  de  merquer 
ou  signer  lesdites  taloces  couvertes  de  cuir  quant  trouv^  les  aront  bien 
et  souffisamment  faiz;  et  aront  pour  leur  peine  et  labeur  de  ce  faire 
II  deniers  Parisis  de  chacune  XII  °o  de  bouclers  ou  taloces  qn'ilz  aront 
eswardez.    Thierry  1  S.  691. 

^  Que  les  ouvrages  qui  seront  trouvez  bons  par  les  eswars  seront 
merquiez  du  poinchon  ä  eulx  sur  ce  ordonn^.    Thierry  4  S.  310. 
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ist^.  Auch  darf  kein  Schuhzeug  feil  gehalten  werden,  das  nicht 
den  Prüfungestempel  aufweist*.  Für  Paris,  Pontoise,  Grisors  und 
Beaumont  wird  die  Stempelung  des  Leders  durch  Schaubeamte 
im  Jahre  1345  angeordnet^.  In  Montpellier  verfügt  der  Rat 
im  Jahre  1348,  dafs  alles  Leder  mit  dem  Stadtzeichen  gestempelt 
werde  ^.  Das  Gerberstatut  von  Sens  von  1372  verlangt  die 
Untersuchung  alles  zu  Markt  gebrachten  Leders,  wobei  die  vor- 
schriftswidrigen Stücke  mit  einem  besonderen  Zeichen^  zu  ver- 
sehen sind^ 

Den  Gerbern  und  Schustern  von  Abb^ville  wird  durch  Statut 
aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert  anbefohlen,  kein  Leder  zu  vor- 
arbeiten, das  nicht  den  Stadtstempel  trägt  Auch  soll  der  Aus- 
schnitt des  Leders  in  der  Weise  erfolgen,  dafs  das  mit  dem 
Stempel  versehene  Ende  bis  zuletzt  liegen  bleibt''.  Die  Gerber- 
ordnung von  Abb^ville  enthält  zugleich  die  besonders  hervorzu- 
hebende Bestimmung,  dafs  der  Stempel  einer  zünftigen  Stadt  im 
Lederhandel  g^nseitig  anerkannt  wurde.  Das  von  aufserhalb 
eingebrachte  Leder  soll,  wenn  es  mit  dem  Stempel  einer  zünftigen 


1  Qae  degun  sabatey  ni  degun  afachador  no  sia  tant  ausart  que  ne 
portia  coyranie  en  mercat  n'il  benda  en  1h  bila  ny  defora  si  no  que  sia 
yasnt  o  correat  gros  nj  menut  et  sia  mercat  de  la  deita  maiqua,  en  pena 
u'ardre  robratge  et  de  LXV  8.  de  gatge  partidays  cum  dessos.  Gironde  2 
S.  297. 

'  Que  degpUD  obratge  diffamat  o  no  sufficient  no's  benda  al  mercat 
ny  en  la  bila  ni  defora,  mas  aquet  qui  sera  marchant  tant  aolament  et 
que  sia  mercat  de  la  deita  merqua,  en  pena  d'ardre  lodut  obratge  et  de 
JLXV  8.  de  gatge  loquel  satge  se  partit  en  la  maneyra  que  deit  es  (d.  h. 
10  8.  den  Geschworenen,  Kest  an  den  Stadtherm  und  an  die  Stadt  je  zur 
Hälfte).    Gironde  2  6.  295. 

'  Que  es  villes  de  Paris,  de  Pontoise,  de  Gisors  et  de  Baumont  alt 
k  chascune  desdictes  villes  quatre  preudesbommes  jurez  dudit  mestier  de 
tannerie  pour  garder  et  visiter  toute  maniere  de  cuir  tannö  pour  savoir 
que  il  soit  bon  et  loyal  et  bien  souffisamment  tanne  avant  qu'il  seit  mis 
en  vente.  Et  se  par  eulx  est  trouv^  bon  et  loyal  et  bien  tannä,  qui  soit 
seigD^  d'un  certain  seing  en  chascune  ville  accoustum^.    M  6 1.  3  S.  309. 

^  I.  N.  D.  A.  Anno  eiasdem  incarnationis  MCCCXLVIII  et  die 
decima  mensis  febroarii  domini  consules  pro  utilitate  rei  publice  ville 
MoDtispessulani  convocatis  pluribus  coni-esariis  dicte  ville  habito  consilio 
tarn  cum  officialibus  regiis  quam  pluribus  aliis  probis  viris  in  domo  con- 
snlatus  et  de  ipsorum  concensu  ordinaverunt  per  in  perpetuum:  quod 
omnes  pelles  abtäte  et  abtande  in  dicta  vi  IIa  signentur  signo  communi 
dicte  domus  cujus  forma  inferius  est  si^nata.    Thal.  S.  158. 

•  S.  unten  S.  211  (Minderwertzeichen). 

*  Quant  les  cuirs  auront  est^  portez  en  foire  ou  en  marchi^  et  U 
anront  est^  visitez  et  il  y  aura  aucun  cuir  defendu  il  seront  signez  et 
marquez  affin  qn'il  n'y  puissent  d*oresenavant  estre  venduz  en  decepcion 
du  pueple  pour  bons  et  senz  congi^  du  mabtre.    Ord.  6  S.  120. 

^  Que  nulz  tannerres  conrreree  ne  cordouaniers  ou  suerres  ne  pulst 
taner  ou  d^copper  cuir  conr^  on  k  conreier  que  il  ne  soit  merqui^  du  fer 
de  le  ville  et  que  le  fer  demeure  jusques  au  derrain  de  le  piece  de  cuir. 
Thierry  4  S.  222.  Que  tout  cuir  soient  merquiä  en  la  dite  viUe  du  fer 
est  assavoir  quant  U  sera  bien  et  souffisaument  tan^  k  Teswart  de  le 
dicte  vüle  et  non  aultrement     A.  a.  0.  S.  226.  ^  . 
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Stadt  versehen  ist,  zwar  nach  einer  nochmaligen  Durchsicht, 
jedoch  ohne  nochmalige  Stempelung,  zum  Verkauf  zugelassen 
werden  *.  —  Für  die  Schuhmacher  von  Corbie  wird  das  PrUfungs- 
zeichen  durch  ein  Statut  aus  dem  fün&ehnten  Jahrhundert^,  rar 
die  von  Bordeaux  durch  ein  Statut  von  1461  geordnet^.  —  Der 
Lederstempel  gehört  zu  denjenigen  Zeichen,  die  neuerdings  wieder 
in  Aufnahme  kommen,  und  es  ist  von  hohem  Interesse,  zu  be- 
obachten, wie  gerade  inmitten  des  hochentwickelten  neuzeitlichen 
Verkehrslebens  die  mittelalterUchen  Einrichtungen,  die  mit  der 
Gewerbeschau  zusammenhängen,  sich  Geltung  verschaffen  (s. 
Anm.  *). 

Im  Sattlergewerbe  begegnet  uns  der  Prüfungsstempel  in 
Amiens  in  einem  Statut  des  Jahres  1890*^.  —  Nur  vereinzelt 
.findet  sich  der  Prüfungsstempel  noch  für  die  Töpferei;  in  Abb^ville 
wird   neben  dem  Meisterzeichen  für  die   Töpferwaren   auch  das 


*  Que  toas  cuirs  taD^s  qni  seront  merqui^  de  merque  de  ville  oü  il 
a  es  wart  porront  venir  en  le  ville  et  estre  vendus  primes  ychanx  cuirs 
veuz  et  esward^s  par  nos  wardes  et  ycbaux  trouv^  merqiii&  et  fer^s  da 
fer  et  passez  par  Teswart  de  ie  ville  oü  il  ara  est^  tanes.  Thierry  4 
S.  212.  Que  nulz  coriers  n'acate  cair  tan^  poar  faire  coroies  s'il  n'est 
meraui^  du  fer  de  le  ville  lä  ü  il  a  estä  tanes  et  qu'i  soit  monstr^  aux 
wardes  de  le  ville  et  du  cuir  ardoir.    A.  a.  0.  S.  221. 

'  Item  aue  tous  cnii's  thanez  soient  esgard^  par  deux  tbanneurs  de 
mestier,  par  deux  cordonniers  et  ung  conrere  avec  eulx  lesquels  merquerant 
les  cuirs  qui  seront  bien  thannez  de  sei  (=  seel)  commis  ad  ce  qui  sera 
bailli^  en  garde  k  deux  cordonniers  qni  seront  esleus  esgardeurs. 
Tbierry  3  S.  584. 

'  Que  de  nulhz  marchands  ou  marcbandas  tant  de  la  present  ciutat 
que  d'estrangeys  de  quauque  estat  ou  condition  que  sian  non  pussan  vendre 
per  la  ciutat  en  cbeys  ne  autrement  solames  rogo  onc  greny  vacant  [?] 
que  premairament  no  sio  visitat  per  le  deyt  quatre  mestres  et  marquat  de 
la  marque  accoustumada  laquel  marea  ayent  k  gardar  cbacun  an  Jorpque 
feront  contes  et  boise}  b  de  la  deytat  confraria  eonfermatz  per  los  mayre 
et  juratz.    Ord.  15  S.  452. 

^  leb  entnehme  die  folgende  Mitteilung  einem  Zeitungsbericbt  vom 
7.  Februar  1899:  Der  Verband  der  deutschen  Treibriemenfkbrikanten 
sttcbt  sieb  gegen  die  Konkurrenz  minderwertbiger  Fabrikate  dadurch  zu 
helfen,  dafs  derselbe  seinen  Miteiiedem  einen  Verbau dsstempel  giebt, 
der  nur  angewendet  werden  dan,  wenn  ein  gewisser  Preis  eezablt  wird, 
welcber  aber  dann  auch  dem  Besteller  eine  Garantie  bietet,  dafs  nur  erst- 
klassiges Leder  sacbgemäfs  verarbeitet  wird.  Es  ist  anzunehmen,  dafs 
namentlich  die  Behörden  bei  den  Submissionen  von  dieser  Einrichtung 
Gebrauch  machen  werden,  und  sind  jetzt  schon  wiederholt  seitens  der 
Eisenbabnverwaltun^  Treibriemen  mit  Verbandsmarke  ausgeschrieben 
woiden.  Auch  von  Südamerika  sind  erhebliche  Aufträge  eingelaufen,  bei 
welchen  die  deutsche  Verbandsmarke  vorgeschrieben  war. 

^  Que  aucuns  ouvrages  soient  selles  ou  antres  ouvrages  du  mestier 
de  Sellerie  ne  soit  mis  en  vente  en  ladicte  ville  et  banlieue  en  le  juris- 
dicion  du  maieur  et  escbevins  jusques  k  ce  que  premiörement  ait  estö 
veux  et  eswardez  bien  et  souffisamment  fus  [parj  les  eswars  dudit  mestier 
et  que  par  yceulz  comme  bien  et  souffisamment  fais  pour  estre  vendus 
en  ledicte  ville  soit  signez  et  merquiez  dudit  fer  ä  le  flear  de  lis. 
Tbierry  1  S.  788. 
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ZunftzeicheD  verlangt  *.  Ferner  wird  in  Saint-Omer  vorgeschrieben, 
dafs  alte  Rauchwaren,  zur  Unterscheidung  von  neuen,  durch  einen 
besonderen  Stempel  kenntlich  gemacht  werden  sollen^. 

Über  die  Form  des  Prüfungsstempels  geben  die  Urkunden 
mehrfach  genauere  Auskunft.  Bei  den  im  vorstehenden  behan- 
delten, harten  Waren  wurde  der  Stempel  einfach  aufgeschlagen 
bezw.  eingedrückt.  Als  Abzeichen  kamen  hierbei  Wappen,  Symbole 
und  Buchstaben  zur  Anwendung.  Die  Goldschmieae  von  Paris 
stempelten  mit  der  Lilie,  der  sie  einen  jährlieh  wechselnden  Buch- 
staben des  Alphabets  hinzufügten^.  Die  Goldschmiede  von  Bor- 
deaux bedienten  sich  gleichfalls  der  Lilie  mit  der  Umschrift 
„Bordeaux''^.  Die  Goldschmiede  von  Amiens  stempelten  mit 
den  Buchstaben  A  AP.  Die  Sattler  von  Amiens  gebrauchten 
die  Lilie  *,  die  Seh  wertfeger  den  Buchstaben  A '.  Für  die  Stempelung 
des  Leders  scheint  der  Gebrauch  des  Stadtwappens  die  Regel 
gebildet  zu  haben  ^. 

Mitunter  werden  auch  Unterschiede  in  der  Qualität  durch 
abweichende  Prüfungsstempel  kenntlich  gemacht^.  In  der  Zinn- 
giefserordnung  von  Montpellier  wird  als  Prüfungszeichen  das 
Stadtwappen  festgesetzt.  Bei  dem  sechsundneunzigprozentigen 
Schalenzinn  ^^  soll  das  Stadtwappen  von  drei  F  umgeoen  sein,  je 
eines  zur  rechten  und  zur  linken  und  eines  zu  Füfsen  des  Wappens. 
Bei  dem  neunzigprozentigen  Eannenzmn  wird  dagegen  an  Stelle 
des  dritten  F  zu  Füfsen  des  Wappens  ein  P  eingeschlagen  ^^ 

§  2.    Präfiingszeieben  der  Tneber. 

Die  Tuchmacherei  nimmt  im  Gewerbe  und  im  Handel  des 
Mittelalters  eine  besondere  Stellung  ein.  Das  Tuch  bildete  nach 
Wert  und  Umsatz  eines  der  hervoiTagendsten  Verkehrsgüter; 
seine  Herstellung  in  verschiedenen  Teilgewerben  beschäftigte   die 


1  Oben  8.  196  Anm.  2. 

^  Et  ke  viel  oevre   de  pelleterie  alt  descounisanche   et   Tenseigne 
contre  novele.    Giry  S.  520  Art.  246. 
«  M^t.  2  S.  5  und  19. 

*  Oben  S.  199  Anm.  7. 
»  Oben  S.  199  Anm.  4. 
«  Oben  S.  2fi2  Anm.  5. 
^  Oben  S.  200  Anm.  6 
8  Oben  S.  201  und  202. 

•  S.  über  den  gleichen  Braach  bei  den  Tuchern  unten  S.  208. 
»0  S.  oben  S.  200. 

1*  £  plus  establem  et  ordenam  qae  dos  ponchons  eeran  hßh  de  novel 
an  las  armas  dela  villa,  differentiach  dels  antiques  ponchons,  la  ub^  per 
marcar  e  aenhar  plach,  escudeilas  et  escudelons,  ont  entern  las  dichas 
armas  de  la  villa  seran  tres  letras,  so  es  F  a  cascun  costat,  una  letra  F 
et  una  antra  letra  F  al  pe;  et  a1  pe  de  lautre,  del  cal  seran  marcadas 
las  pintas,  aygadieras  e  tot  autre  obrage  destanh  sera  una  letra  P.  Thal. 
8.195.  ^-  n  ] 
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zahlreichste  ESasse  im  städtischen  Handwerk  und  gab  in  manchen 
Städten  die  Hauptnahrung  ab ;  die  den  Tuchhandel  betreibenden 
Zünfte  und  Kauileute  zählten  zu  den  angesehensten  im  gesamten 
Qewerbe.  E^  ist  begreiflich,  dafs  in  einer  Einrichtung,  die  der 
Ehre  und  dem  Vorteil  eines  solchen  Grewerbebetriebs  diente, 
mustergültiges  geschaffen  wurde. 

Die  hier  zu  erörternden  Vorschriften  für  das  Zeichenwesen 
der  Tucher  wollen  ganz  auf  Grund  der  mittelalterlichen  Produktions- 
weise betrachtet  sein.  Im  Verkehr  nach  aufsen  verschwindet 
der  einzelne  Meister  des  Tuchergewerbes  nahezu  vollständig  ^ ;  der 
Käufer  kennt  und  schätzt  im  wesentlichen  nichts  weiter  als  die 
Ware  einer  ganzen  Stadt.  In  der  Stadt  werden  bestimmte  Tuch- 
sorten gefertigt,  die  durch  Statut  festgestellt  und  tlXr  jeden  ein- 
zelnen Meister  die  gleichen  sind;  andere  als  die  statutgemäfsen 
Sorten  dürfen  nicht  gearbeitet  werden.  Ein  an  dem  Qrofsverkehr 
teilnehmendes  Handwerk  mufs  einesteils  ein  gleichmäfsiges,  brauch- 
bares Erzeugnis  liefern;  andernteils  durch  vorbeugende  Ein- 
richtungen Sicherheit  gegen  unredliche  Machenschaften  Einzeber 
gewähren.  Auf  der  Zweckdienlichkeit  der  statutarischen  Ord- 
nungen und  auf  der  Leistungsfähigkeit  der  gemeinsamen  Anstalten 
einerseits,  auf  der  Gewissenhaftigkeit  der  Gewerbeschau  anderer- 
seits beruhte  demnach  in  hohem  Mafse  der  gute  Ruf  und  der 
gesicherte  Absatz  der  städtischen  Tuchmacherei.  Unter  diesen 
Voraussetzungen  wurde  das  Prüfungszeichen  zu  einer  fUr  Ver- 
käufer und  Käufer  gleich  wichtigen  Urkunde,  die  ihren  Haupt- 
wert im  Handelsverkehr  zeigte  und  ihn  parallel  mit  diesem  fort- 
während steigerte. 

Das  Prüfungszeichen  der  Tucher  erscheint  bereits  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  in  den  Urkunden.  Die  Tuche  von  St  Omer, 
die  nach  jedem  der  Arbeitsprozesse,  die  sie  durchzumachen  haben, 
einer  Besichtigung  unterzogen  werden  ^,  erhalten  schliefslich  nach 
endgültiger  Gewerbeschau  das  Stadtzeichen.  Ohne  vorgängige 
Stempelung  durfte  kein  Stück  aufgeschlagen  und  verpackt  werden  ^. 
Bei  der  Schau  und  Stempelung  durfte  kein  an  der  Ware  Be- 
teiligter zugegen  sein^.  Das  Prüfungszeichen  in  Reims  wird  im 
Jahre  1292  genannt*. 


1  S.  auch  oben  S.  94  und  192  Anm.  4. 

«  S.  oben  S.  107  und  Giry  S.  352  ff. 

'  NuB  ne  puet  faire  loier  drap  entir  de  le  vile  ne  saie,  se  ele  n'est 
anchois  seeleie  del  seel  de  le  draperie  de  le  vile,  sor  X  lib.  Giry  S.  558 
Art.  636.  Od  a  commandei  ke  nos  tonderes  ne  ploie  saie  tainte  ne  dras 
devant  che  ke  11  corier  J*aient  rewardei  et  mis  leur  enseigne,  bot  LX  s. 
A.  a.  0.  S.  562  Art  687.  Auch  für  die  Molekinweber  (Seidenstoffweber) 
wird  das  Schauzeichen  vorgeschrieben:  Chascons  molekins  doit  avoir  k 
Tun  coron  Tensei^e  de  le  vile.    A.  a.  O.  ä.  565  Art.  716. 

^  Ke  nu8  soit  en  le  maison  Ik  on  poise  et  rewarde  les  dras  et  Ics 
saies  tant  ke  corier  poisent  a  rewardent  son  drap  ou  le  saie.  Giry  S.  556 
Art.  — 


tant 


*  Que  chascnn  puist  faire  drap  poor  lui  et  lui  et  sa  maisgnie  vestir 
et  de  tel  affaire  comine  luy  plaira;  mais  qn'il  soit  toutesvpis^ik.bon 
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In  Amiens  wird  das  Schauzeichen  zuerst  in  der  Tucher- 
ordnung  von  1308  erwähnt.  Die  Tuche  sollen  an  einem  sicht- 
baren (d.  h.  nicht  geheimen)  und  dem  Hause  des  Tuchmachers 
benachbarten  Orte  untersucht  werden,  und  die  Schaubeamten 
sollen  kein  Siegel  anlegen,  bevor  sie  nicht  das  Tuch  mit  dem 
Mefsstabe  Elle  bei  Elle  geprüft  habend  Ein  späteres  Tucher- 
Statut  vom.  Jahre  1368  Aigt  hinzu,  dafs  der  Weber  am  Ende 
des  Stücks  einen  Abschlag  in  der  Breite  von  acht  Rieten  weben 
solle,  auf  dem  dann  das  Bleisiegel  der  Tucherzunft  seinen  Platz  finden 
soU^.  Beim  Ausschnitt  eines  Stückes  Tuch  muls  das  gesiegelte 
Ende  bis  zuletzt  bleiben^. 

Die  Tucherordnung  für  Carcassonne  von  1S17,  die  unter 
den  älteren  Statuten  das  Zeichenwesen  am  ausführlichsten  be- 
handelt^, verordnet  die  Anlegung  des  Bleisiegels  nach  gehöriger 
Schau.  Jedoch  dürfen  nur  Stücke  von  mindestens  sechszehn- 
hundert  Eettfkden  ^  den  Prüfungsstempel  erhalten  ^.  Die  Tucher 
von  Chalons  s./M.,  die  sich  durch  die  unbefugte  Nachahmung 
ihrer  Tuchsorten  schwer  geschädigt  fanden,  erwirkten  im  Jahre 
1339   ein   königliches  Privileg  für   die  Stempelung  der  Tuche''. 

compte  et  an  bonne  laiDS,   et  que  le  seing  de  la  ville  de  Reima  n'y  soit 
mie.     Varin  adm.  1  S.  1073. 

1  II  est  accord^  que  tont  le  drap  escru  et  par^  seront  veu  et  es^ard^ 
dilieemment  k  perche  et  en  lieuz  veaules  ou  en  lleux  yoLsIds  &9  maisoDB 
et  es  hoBteulx  de  ceulx  qui  les  auront,  et  aue  h  scelleur  n'y  mesche  nul 
Bcel,  sy  aront  eat^  veux  et  eswardez  ä  percne.  Thiery  1  S.  343.  Vgl. 
auch  a.  a.  0.  S.  523  Art.  23 

*  Que  aucuDB  tisserans  aux  draps  quMlz  tistroDt  ne  fachent  nulle 
liziöre  queue,  mais  au  beut  des  rnuisons  en  le  fin  d'icelle  muison  sera  fait 
ung  parquet  de  quatre  filz  de  coton  de  VIII  tos  dedans  oeuvre  ouquel 
parquet,  aprez  le  drap  examinä  et  pass^  par  les  eswars  du  mestier,  sera 
mis  en  plouc  li  seaux  de  le  drappene  et  s'aucuns.le  voeult  faire  ou  quief 
de  drap  faire  le  porra  par  le  maniöre  que  dessus  est  dit  Thierry  I 
S.  632. 

^  Que  aucuns  drapiers  ou  aultres  vendans  draps  ös  halles  \k  ü  se 
yesdent  les  draps  d'Amiens  ne  vendent  k&  dittes  halles  aucun  drap,  demy- 
drap  ou  teile  quantite  qu'il  y  avoit,  mais  que  seullemcnt  les  draps  qui 
sont  fais  k  Amiens  et  qui  sont  passez  par  les  eswars  et  scellez  en  plonc 
et  en  chire  du  scel  d^Amiens ;  et  que  combien  aue  li  d^tailleur  en  vendent 
que  tousjours  d^tiengnent  k  vendre  au  derrain  le  quief  \k  ü  ara  est^  mis 
ledit  scel.    Thierrv  1  Ö.  6:33. 

^  Haftungszeicnen  oben  S.  193;  Herkunftszeichen  unten  S.  214  n.  218. 

»  S.  unten  8.  215  Anm.  2. 

*  Et  licet  per  predicta  signa  lanea  ubi  et  per  quem  panni  crudi 
facti  fuerint  evidentius  designetur  ut  etiam  in  qua  civitate  bur^o  villa 
Castro  vel  loco  parati  fuerint  et  perfectins  adaptati  cunctis  posait  similiter 
apparere ,  ultra  et  preter  predicta  signa  lanea  in  pannis  ipsis  apposita  si 
tamen  legitimi  fiiennt  et  habeant  intrenaecam  bonitatem  de  qua  superius 
est  expressum  imponatur  aliud  signnm  (unicum  tamen)  plumbeum,  commune 
pararie  loci  illius  in  cjuo  parati  fuerint  et  totaliter  adaptati  et  hoc  cum 
de  tinctis  seu  tinctoriis  panni  qui  übet  extrabentur;  sane  nullus  pannus 
minorem  numerum  filorum  quam  mille  et  sexcentorum  in  stamine  continens 
tanquam  minus  idoneus  sie  signabitur  quoquomodo.    Ord.  HS.  452. 

"^  Comme  de  par  nos  amez  les  gardeurs  de  la  drapperie  de  Chaalons 
nous  eust  est^  signin^  jadis  pour  eulx  et  pour  les  drappiers  de  ladite  "Kille  quei 
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Es  ist  indes  keineswegs  vorauszusetzen,  dafs  der  Tucbstempel  in 
Ghälons  erst  damals  eingeführt  wurde.  Chälons  war  eine  der 
ältesten  und  bestregulierten  Tucherstädte  mit  einer  genauen,  der 
Bedeutung  der  Stadt  entsprechenden  Schau  und  Au&icht.  Auch 
mufste  schon  im  Jahre  1245  der  gleiche  Mifsbrauch,  über  den 
sich  die  Tucher  jetzt  beschweren  —  der  Verkauf  von  fremdem 
Tuch  auf  den  Namen  von  Chälons  —  verboten  werden*. 

In  Abb^ville  verbietet  im  Jahre  1342  die  ftir  den  spanisch- 
portugiesischen  Verkehr  erlassene  Ratsordnung  die  Vorzeigung 
und  den  Verkauf  alles  Tuches,  das  nicht  mit  dem  Stadtstempel 
versehen  ist  ^.  Auch  darf  bei  der  Schau  und  Siegelung  niemand 
aufser  den  Schaubeamten  anwesend  sein^.  Die  gleichen  Be- 
stimmungen werden  durch  Statut  des  Jahres  1399  wiederholt*. 
Ftir  die  Tucher  von   La  Grasse  wird  das  Prüfungszeichen   im 


ladite  drapperie  d'icelle  ville  avoit  est^  d'anciennet^  devant  toutes  autres 
drapperies  faite  et  introduite  6ur  certaiDe  fourme  de  loy  de  loyal  et  tres- 
erant  bontö  pourquoy  les  draps  avoient  accoustumö  eetre  plus  vendus  qne 
draps  d'autre  drapperies  communes;  et  que  depais  peu  de  temps  en  9a, 
plusieurs  de  nostre  rojaume  et  dehors  estoieot  entrepris  de  contrefaire 
leurs  draps  et  les  vendoient  poar  draps  faie  de  Chaalons  de  laquelle 
fraude  et  malice  le  peuple  et  les  bonnes  gens  qui  les  achetoient  pour 
leurs  nsages  et  cuidoient  avoir  vrais  draps  de  Chaalons  avoient  est^ 
Rriefvement  dommagiez  et  baretez  quant  il  trouvoient  la  faassetä  de  petite 
aur^e  en  iceulx  draps  faus  et  contrefaits,  et  que  pour  ce  ladite  drapperie 
estoit  moult  aval^e  et  diffam^e  ....  Nous  avons  donn^  et  octroye  .... 
qu'il  aient  un  eignet  de  plon  tel  comme  il  leur  plaira  pour  mettre  en 
leurs  draps  4  la  fin  devant  dite  lequel  signet  sera  pris  et  tenus  par  la 
main  desdits  gardeurs.  Ord.  12  S.  551,  Isamb.  8  S.  452.  —  Die 
Verleih ungsfonnel  besagt  nicht,  dafs  die  Tucher  jetzt  erst  ein  Siegel  an- 
nehmen dürfen,  sondern  nur,  dafs  der  König  es  seinerseits  bestätigt  und 
schtltzt  Vgl.  das  Stempelprivileg  für  die  Draperie  foraine  zu  Ronen  von 
1381  (unten  S.  225  Anm.  i),  das  auch  nur  schlechthin  von  der  Stempel- 
verleihung spricht,  während  die  Zunft  das  Recht  der  Stempelung  auf 
Grund  königlichen  Privilegs  schon  seit  1373  besafs  (unten  S.  207  Anm.  4). 

'  S.  oben  S.  90  und  Anm.  5.  Das  Privileg  für  Chälons  ist  im  übrigen 
nicht,  wie  Isambert  a.  a.  0.  annimmt,  das  erste,  das  der  Köni^  für  die 
Stempelung  der  Tuche  und  deren  Schutz  erlassen  hat.  Das  älteste  ist 
vielmehr  das  für  Carcassone  vom  Jahre  1317. 

'  Que  tout  li  drap  que  on  mettera  pardevant  le  marcant  pour  acater 
Boient  marqui^  du  fer  de  le  ville  et  que  seel  de  plonc  soit  en  cascun  drap 
et  jureront  li  courretier  que  il  ne  seront  oü  drap  soit  vendu  qui  n'ait  les 
deux  merques  avant  toute  oeuvre.    Thierry  4  S.  132 

"  Nulz  ne  soit  en  le  sale  oü  on  rewarde  les  draps  fors  les  wardes 
seulement.    Thierry  4  S.  132  (s.  oben  S.  204  Anm.  4.) 

^  Que  tous  marchans  Pareurs  tixerans  et  autres  £EUsans  draps  soit 
tenus  de  faire  eswarder  les  draps  qu'ilz  feront  et  iceulx  sceller  Das  et 
hauit  ain^ois  qu'ilz  les  puissent  exposer  en  vente  ä  quelque  personne  sur 
Tamende  de  soixante  solz  par.  et  de  perdre  le  mestier  an  et  jour.  Et 
sojent  prins  bonnes  et  lojaulx  personnes  sans  aucune  faveur  tant  au  re- 
gart de  Tescruerie  xsomme  des  araps  parez  lesquelz  estroictement  seront 
sermentez  de  faire  bien  et  loyalment  leur  devoir  ...  .  et  ne  sonfinront 
que  aucun  de  quelaue  estat  ou  condicion  qu'il  soit  soit  present  ä  r^arder 
ses  draps,  et  ne  seelieront  aucuns  draps  qui  ne  soient  dignes  de  porter 
le  fer  de  la  ville.    Ord.  8  S.  335  Art.  1  und  16.  r^^^^T^ 
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Jahre  1350  erwähnt^.  Eine  Reihe  von  Urkunden  erging  wegen 
der  Siegelung  der  Tuche  in  Ronen.  Das  Siegel  der  (alten) 
städtischen  Tucherzunft  von  Ronen  wnrde  durch  ein  Privileg 
des  Jahres  1361  geordnet^.  Zu  jener  Zeit  liefsen  sich  normannische 
Weber,  die  durch  die  Ereignisse  und  Folgen  des  englisch-franzö- 
sischen Krieges  aus  ihren  Wohnsitzen  vertrieben  wuroen,  in  Ronen 
nieder.  Die  altstädtische  Tucherzunft  suchte  indes  unter  aller- 
hand Verwänden  den  Gewerbebetrieb  der  Eingewanderten  zu 
hindern^.  Diese  erwirkten  sich  nunmehr  im  Jahre  1373  einen 
königlichen  Schutzbrief,  der  die  neuen  Weber  zu  einer  eigenen 
Zunft  zusammenschlofs ,  mit  ei<;ener  Gewerbeschau  und  einem 
besonderen,  von  dem  altstädtischen  verschiedenen  Tuchstempel ^. 
Beide  Zünfte  bestanden  längere  Zeit  nebeneinander.  Der  neuen 
Tucherzunft  —  draperie  foraine  genannt  —  wurde  ihr  Privileg 
nebst  Stempelvorschrift  im  Jahre  1379*  und  1381®  erneuert; 
die  Stempefpflicht  der  alten  Zunft  wurde  im  Jahre  1378  aufee- 
leichnet^  Im  Jahre  1424  erfolgte  die  Verschmelzung  beider 
Ztlnfte  zu  einer  einzigen  Zunft,  die  einen  die  Vereinigung  be- 
kundenden Stempel  empfingt. 

Das  Siegel  ftlr  die  Tuche  von  Commines  wird  in  einer  Ur- 
kunde des  Jahres  1362  erwähnt*.    Die  Stempelung  für  Marvejols 


1  Belegstelle  s.  unten  S.  219. 

*  Qne  doresenavent  tous  las  plains  draps  qni  seront  faiz  aus  genz 
dudit  mestier  ^  mettes  dudit  boujon  soient  scellez  et  merchiez  de  par 
NoQS  et  les  Maires  qai  pour  le  temps  seront  en  ladicte  vilie  et  as  draps 
dessusdiz  sceller  et  merchier  avons  commis  et  par  ces  presentes  lettres 
commettons  les  bonjonnenrs  de  ladite  drapperie  qui  pour  le  temps  seront 
....  lesquelz  seront  tenuz  k  &ire  serment  des  cnoses  dessusdites  garder 
bien  et  loyaument  que  cnrieusement  veritablement  et  diligemment  n  deli- 
veront  et  scelleront  les  draps  qai  vendront  au  scel  aossitost  au  povre 
comme  au  riebe,  sanz  faveur  ne  sanz  haigne  ne  sanz  acception  de  per- 
sonne et  avons  accord^  et  par  ces  presentens  accordonz  aasdiz  boujonneurs 
et  k  toute  la  communant^  de  ladicte  drapperie  que  eulx  gouvemeront  le- 
dit  scel  par  Nons  et  les  Maires  qni  pour  le  temps  seront  en  la  fourme  et 
maniere  que  eulx  ont  accoustum^  ä  gouvemer  ledit  boujon.  Ord.  3 
S.  495. 

»  S.  unten  S.  253. 

^  Et  pour  la  difference  des  diz  mestiers  et  ouvrage  auxdiz  supplians 
soit  bailliö  de  par  Nous  pour  ledit  temps  une  merche  de  laquele  en  leur 
dit  ouvraee  ilz  pnissent  nser  ponr  oster  toute  souspecon.    Ord.  6  8.  463. 

»  Ord.  6  S.  463. 

*  Belegstellen  unten  S.  225  Anm.  4. 

'^  Par  les  dictes  ordonnances  et  statoz  (juant  les  draps  sont  prests 
et  appareillez  il  doivent  estre  rapportez  aus  jurez  et  gardes  dessus  diz ; 
et  se  il  sont  trouvez  bons  il  doivent  estre  signez  du  piain  signe  de  la  ville; 
et  sinon  il  doivent  estre  acqnis  moiti^  k  Nous  et  moiti^  a  ladicte  ville; 
et  ne  doivent  les  diz  jurez  signer  aucun  drap  se  yceulz  draps  ne  sont  k 
ancnn  du  mestier  de  ladicte  drapperie  et  se  il  n'ont  est^  drappez  en  ycelle 
viUe  et  par  les  drap(iers)  de  l'apnse  (0  rd.  druckt  de  la  prise;  s.  unten  8.  246) 
d'icelle  drapperie.    Ord.  6  8.  368. 

»  S.  unten  8.  212  Anm.  4. 

*  8.  unten  S.  222  Anm.  2.  r^^^rTT/> 
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wird  durch  Privileg  von  1366',  für  Caen  im  Jahre  1367  ^   für 
Saint-L6  im  Jahre  1374»,  flir  Sens  im  Jahre  1376*,  für  Mont- 

Sellier  im  selben  Jahre  geordnet*.  —  Seit  dieser  Zeit,  etwa  seit 
er  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts,  wird  in  den  Urkunden 
mehrfach  der  Brauch  verzeichnet,  die  verschiedenen  statutarischen 
Tuchsorten  einer  Stadt  nicht  gleichmäfsig  zu  stempeln,  sondern 
durch  abweichende  Siegelimg  Kenntlich  zu  machen.  Im  Jahre 
1369  liefs  sich  die  Stadt  Chälons  das  Privileg  erteilen,  neben 
ihren  alteingefllhrten  Tuchen  mit  drei  Tritten  auch  Sorten  mit 
zwei  Tritten  machen  zu  dürfen,  wie  man  sie  in  Brüssel,  Mecheln, 
Louvierö  und  Warennes  fertigte.  Die  neuen  Tuche  mufsten  indes 
mit  einem  andern  Stempel  als  die  alten  gesiegelt  werden^.  Der 
Stadt  Harfleur  werden  im  Jahre  1376  sogar  drei  Qualitäts- 
siegel, zur  gesonderten  Stempelung  der  feinen,  mittleren  und 
geringen  Tuche,  verliehen'.  In  einer  Urkunde  von  St.  Omer 
vom  Jahre  1383  wird  die  gleichmäfsige  Stempelung  verschiedener 
Tuchsorten  bereits  als  unehrlich  bezeichnet®. 

Wie  eine  mehrmalige  Schau  der  Tuche  nach    den  einzelnen 
Arbeitsprozessen,  so  war  auch  eine  mehrmalige  Siegelung  üblich^ 


1  Qui  duo  probi  viri  prestito  primitus  in  manibus  predictonim  bajuli 
et  judicis  aut  eorum  locatenentiuin  vel  eorum  alterius,  juramento  quod 
circa  premissa  fideliter  se  habebunt  pannos  sufficienteB  numerum  dictonim 
filiorum  et  mensuram  predicto9  in  se  continentes  certo  sigoeto  ad  hoc 
auctoritate  nostra  predicta  per  predictos  officiarias  nostros  ordinato  signa- 
bunt.    Ord.  4  S.  673. 

«  S.  unten  S.  225  Anm.  2. 

8  S.  unten  S.  212  Anm.  1. 

*  Nous  .  .  .  avons  donn^  et  oetroiä  ....  congi^  licence  povoir  et 
auctorit^  de  faire  constituer  et  ordener  un  propre  seel  perpetuel  pour  seeler 
en  plonc  par  ledit  maistre  dudit  mestier  et  par  tous  les  autres  maistres 
aui  apr^  loi  seront  touz  les  draps  qui  de  cy  en  avant  seront  £aiz  en  la- 
aicte  ville  et  qui  seront  visitez  et  trouvez  estre  bous  et  loyauz.  Ord.  6 
S.  307. 

^  Pro  parte  burgensium  et  habitatorum  ipsius  viile  fuit  nobis  nnper 

bumiliter  supplicatum  ut pannos  hujusmodi  aliquo  si^no  vel  sigillo 

plumbeo  aut  alio  consigare  seu  sigillare  sive  consi^nari  vel  sigillari  ÜLcere 
per  custodes  super  hoc  deputandos  quorum  ordinacio  et  institucio  eis  nichi- 
fominus  committatur  possmt  et  valeant  impune.  Germain  Montp.  III 
S.  489. 

^  Nous  avons  pour  ce,  k  la  supplicacion  dez  dessus  dis  Sei^eurs 

bour^ois  et  habitans  orden^  et  establi que  en  ladicte  viUe  de 

Chaalons  Ten  face  draps  k  trois  pas  selon  Tancien  usage  sign^  du  signet 
de  la  ville  et  da  pois  accoustum^;  et  autres  draps  aussi  filez  au  tour 
cardez  et  fais  k  deux  pas  et  de  certain  pois  comme  Ten  fait  k  Broisseles 
Malinez  Louviers  Warennes  et  aatres  bonnez  villes;  les  quelz  seront  signez 
d'un   autre  signet  de  ladicte  ville.    Ord.  5  S.  193. 

''  Nous  leur  octrojons  ....  ou'il  puissent  avoir  trois  signez  de  plonc 
ou  d'estainc  telz  et  k  tel  signe  qu  il  leur  plaira  par  Tadvis  et  ordenance 
de  nostre  dit  viconte  et  des  diz  visiteurs  pour  signer  touz  les  draps  qui 
desorraais  seront  faiz  tissus  et  lavez  en  ladicte  ville  de  Harfleu;  c'est 
assavoir  Tun  pour  les  draps  de  pure  graine  Tautre  pour  demie  graine  et 
Tautre  pour  les  autres  draps  communs.    Ord.  6  S.  197. 

8  S.  unten  S.  242  Anm. 
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und  zwar  wurde  ftkr  die  Zwischenprüfung  ein  Wachssiegel,  fbr 
die  endgültige  Untersuchung  eb  Bleisiegel  verwendet  Für 
Amiens  wird  das  W'achssiegel  in  dem  Tucherstatut  von  ]3(38 
erwähnt  ^  Nach  der  Tucherordnung  flir  Chartres  von  1418  wird 
nach  beendigtem  Strecken  und  Walken  ein  Wachssiegel  auf  die 
Tuche  aufgedrückt;  nur  wenn  sich  dieses  Waclissiegel  ordnungs- 
gemäfs  an  der  Ware  befindet,  darf  das  Bleisiegel  angd^  werden  ^. 
In  Montivilliers  werden  nach  dem  Statut  von  1435  die  Stücke, 
wie  sie  vom  Webstuhl  kommen,  zunächst  auf  das  Stadthaus 
gebracht  und  dort  geprüft.  Sind  die  Stucke  gut,  so  bekommen 
sie  ein  Wachssiegel.  Nach  dem  Walken  und  Scheren  findet 
eine  zweite  Untersuchung  statt  Die  richtig  befundenen  Tuche 
werden  dann  mit  Blei  gesiegelt,  und  zwar  wird  bei  feinen  Tuchen 
neben  dem  Hauptstempel  noch  ein  zweiter  Qualitätsstempel  an- 
gelegt 3. 

In  Bourges  sind  nach  der  Ordnung  von  1443  drei  statuta- 
rische Tuchsorten  vorgesehen.  Die  schweren  Tuche  von  zwei- 
tausend Eett&den  und  die  mittleren  Tuche  von  sechszehn  hundert 
Eett&den  werden  mit  dem  grofsen  Siegel,  die  leichten  dagegen  mit 
dem  kleinen  Siegel  gestempelt  ^.  Bei  den  Say ettewebem  von  Amiens 
empfangt  nach  dem  Statut  von  1480  jedes  in  der  Stadt  auf  den 
Webstuhl  gebrachte  Stück  zunächst  das  kleine  Siegel,  um  es 
von  den  aulserhalb  gewebten  zu  unterscheiden  ^.  Nach  vollständiger 


1  S.  oben  S.  205  Anm.  3. 

'  Belegstelle  s.  unten  8   212  Anm.  2;  s.  auch  S.  193  Anm.  3. 

"  Quant  les  draps  sont  faiz  et  tissoz  par  les  tisserans  doyvent  estre 
apportez  en  l'ostel  commun  de  nostreditte  ville  pardevant  certains  jurez 

en  ce  cognoissans pour  ce  que  lors  peut  mieulx  apparoir  male 

tissure  ou  coture  de  drap  qu  eile  pourrait  faire  qaant  ilz  seroient  foulez. 
S'ilz  sont  trouvez  bons  et  loyaulx  au  visiteur  aeront  scellez  d'un  seel  de 
ciie  k  ce  ordonn^  sans  lequel  seel  nol  foulon  ne  les  peut  ou  doit  appareiller. 
Apr^  lefdits  draps  foulez  et  appareillez  par  les  foulons  doivent  de 
rechef  estre  apportez  oudit  hostel  common  de  nostreditte  ville  de  devant 

les  ^rdes  du  seel  de  plorob  k  ce  commis  par  nostredit  vicomte 

Et  B  ilz  sont  trouvez  bons  et  lojaulx  seront  seellez  dudit  seel  de  plomb; 
et  en  escarlates  qui  sont  de  pure  graine  est  mis  avec  ledit  seel  ung  antre 
seel  different;  et  ^  demy  graines  ung  autre  seel  d'autre  difference  afin 
que  nul  marchant  ne  soit  deceu  d'acheter  demy  graine  ou  lieu  de  pure 
graine.    Ord.  15  8.  31. 

*  Que  tous  draps  qui  seront  en  compte  de  vingt  cens  et  au-dessus 
seront  s^I^  en  la  teste  d'un  s^el  de  plomp  tel  que  cy-apr^  est  dit,  ä 
pebe  de  V  sols  par;  et  seront  signez  du  sm^  du  tixerant  qui  les  tiltra 
de  son  seing  qu'il  a  accoustum^  de  faire  de  liziere  rouge,  pour  cognoistre 
qn'il  est  en  vingt  cens  et  au  dessus.  Que  tous  les  gris  qui  seront  eii  leur 
estain  en  diz-hoit  cens  et  au-dessus  seront  s^eJl^  dudit  s^l  et  signez  du 
8^g  du  tixerant  en  liziere  rouge.  Que  tous  les  gris  bastars  seront  seellez 
d'un  petit  s^el  de  plomb  tel  que  cy-apres  est  declar^.    Ord.  13  S.  379. 

^  Ne  porra  nulz  mectre  jus  les  saies  du  mestier  qu'elles  ne  soient 
Bign^es  du  petit  scean  k  ce  ordonn^  armoi^  des  armes  de  ladicte  ville  en 
demonstrans  qu'elles  aront  est^  faictes  en  icelle  ville;  et  se  ilz  en  fönt 
sacnnes  aport^es  de  dehors  elles  ne  porteront  point  ledit  fer.  Thierry  2 
S.  380.  /-^  T 
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Fertigstellung  erhält  die  schwere  Ware  zwei  grofse  Siegel,  die 
leichte  Ware  dagegen  nur  ein  Siegeln  Die  Stempel  werden  mit 
einem  jährlich  wechselnden  Buchstaben  des  Alphabets  versehen 
und  jedes  Jahr  erneuert,  damit  man  bei  nachträglicnen  Beschwerden 
feststellen  kann,  welche  Schaubeamte  in  dem  betrefiPenden  Jahr 
mit  der  Schau  betraut  waren  und  die  fehlerhaften  Stücke  un- 
beanstandet haben  durchgehen  lassen '.  —  Bestimmungen  über  die 
Stempelung  enthalten  ferner  noch  Statuten  der  Tucher  von  Evreux 
vom  Jahre  1406*,  von  Angers  vom  Jahre  1461*,  sowie  der 
Goldstoflf- Weber  von  Tours  vom  Jahre  1489*. 

Der  Stempel  wird  in  der  Regel  nur  angebracht,  um  die  gute 
Beschaffenheit  der  Ware  zu  bezeugen.  Schlechte  Ware  darf  den 
Stempel  überhaupt  nicht  empfangen.  Mitunter  kommen  indes 
in  der  Fabrikation  Verfehlungen  vor,  die  zwar  der  Ware  die 
volle  Marktmä&igkeit  benehmen,  aber  doch  nicht  schwer  genug 
wiegen,  um  einen  unbedingten  Ausschlufs  vom  Verkehr  zu  recht- 
fertigen. In  solchen  Fällen  wurde  die  bedingt  zugelassene  Ware 
öfter  durch  ein  Zeichen  kenntlich  gemacht,  das  sich  hierdurch 
als  Minderwertszeichen  charakterisiert. 

Als  vollwertig  und  marktgän^g  gilt  im  Mittelalter  nur  das  un- 
geteilte, die  statutarische  Stücklänge^  enthaltende  Tuch.  Das 
zerteilte  Stück  wird  als  minderwertig  betrachtet  Wir  haben  in 
fillheren  Kapiteln  mehrfach  gesehen,  dafs  die  Zerschneidung  eines 
ganzen  Stückes  in  kleine  Abschnitte  eine  der  schweren  Strafen 
bei  Falschwerk  war»  die  in  ihrem  Range  gleich  hinter  der  härtesten 
Strafe,  der  Verbrennung,  folgte^.  Die  Zerstückelung  konnte 
indes    auch    auf  einer    inneren,   in   der   Ware    selbst   liegenden 


^  Qae  toutes  saies  bonnes  justes  et  lealles  faictes  en  ladite  ville 
d'Amiens  tant  en  fachon  comme  en  coulleurs  quelles  qu'elles  soient  porte- 
ront  deux  grans  seaulx  en  la  monstre  de  desseure  ainsy  qua  on  faisait 
en  ladicte  ville  de  Franchise  et  ailleurs.  Item  et  les  antres  saies  qui 
seront  mendres  par  faulte  de  fill^  ne  porteront  qae  uns  sean.  Tbierry  2 
S.  381. 

'  Avons  aassj  ordonnd  que  lesdis  eswars  renouvelleront  cbacan  an 
leur  fer  et  qne  le  vielz  sera  rompa  meemes  qne  au  fer  de  Tann^  pr^ente 
sera  mise  A  et  6s  aultres  ann^  enssievans  B  C  D  et  aultres  lectres  comme 
11  eera  ordonn6  afin  que  se  aucunes  faulte  est  trouv^  ^s  saies  des  ann^es 
coorans  sur  lesditcs  lectres  on  puist  congnoistre  qui  avoit  estä  les  eswars 
pour  Fannie  de  ladite  faulte  commise.  Tbierry  2  S.  383.  Vgl.  aucb 
a.  a.  0.  Art.  30  bis  32  über  die  Formalitäten  der  Scban. 

'  Tous  les  draps  faiz  en  ladicte  ville,  banlieue  et  boujon  d*Evreux 
tantost  qu'ils  seront  prests  pour  ploier  seront  apportez  aux  jurez  au  lieu 
ordonn^  pour  estre  visitez  et  seellez.    Ord.  9  S.  170. 

^  Que  iceulx  draps  seront  yisitez  par  gens  k  ce  conffnoissans  et  or- 
donnez  par  entre  ealx  et  seront  seellez  du  scel  de  nostreoite  ville  et  qae 
ledit  scel  soit  mis  en  la  garde  d'un  homme  de  bien  marchant  drappier  ou 
autre  de  nostredite  ville.    Ord.  20  S.  94. 

^  Belegsteile  s.  unten  S.  212  Anm.  6. 

«  S.  unten  S.  219. 

^  S.  oben  S.  128  und  133.  Cc^r^nio 
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Ursache  beruhen.  Es  war  dies  der  Fall,  wenn  ein  Stück  das 
Strecken  anf  dem  Spannrahmen  ^  nicht  aushielt  und  dabei  durch- 
rifs.  Ein  solches  gerissenes  Stück  galt  als  unterwertig;  es  war 
bei  hoher  Strafe  verboten,  die  Teiktücke  wieder  zu  einem  Qanzen 
zusammen  zu  nähen  ^. 

Das  Stadtbuch  von  8t.  Omer  sagt  mit  Bezug  hierauf,  dais 
man  ein  schlecht  gewebtes  Stück  nicht  zerschneiden  .  soll ,  wenn 
der  Weber  „das  Wa^is  des  Spannrahmens"  auf  sich  nehmen 
will.  In  solchem  FaU  soUen  die  Schaubeamten  das  Stück  mit 
einem  Zeichen  versehen,  damit  es  bei  der  Schau  nicht  übergangen 
werde  ^.  Bricht  das  Stück  auf  dem  Rahmen,  so  zahlt  der  Weber 
Strafe ;  will  er  das  Wagnis  des  Spannens  gar  nicht  erst  versuchen, 
so  zerschneidet  man  das  beanstandete  Stück  in  drei  Abschnitte  *.  — 
In  Abb^ville  wird  nach  dem  Statut  von  1342  der  Stadtstempel 
als  Minderwertszeichen  auf  jeden  Abschnitt  eines  zerrissenen  oder 
zerschnittenen  Stückes  gesetzt.  Wenn  ein  Stück  in  der  Spann- 
anstalt gerissen  ist,  oder  wenn  es  Fehler  hat,  wegen  deren  es 
der  Zerschneidung  verfWt,  so  wird  jedes  Teilstück  mit  dem 
Stadtzeichen  gestempelt^. 

Eine  andere  Form  des  Minderwertzeichens  ist  die  Lochung 
wegen  Untergewichts.  Nach  der  Weberordnung  von  La  Qrasse 
vom  Jahre  1350  wurden  mit  dem  Stempel  des  Schauamtes  in  ein 
untergewichtiges  Stück  so  viele  Löcher  geschlagen,  als  dem 
Stück  Pfunde  an  dem  statutarischen  Stückgewicht  fehlten^. 

Als  Form  des  Tuchstempels  wird  in  den  Urkunden  zumeist 
nur  mit  einer  allgemeinen  Wendung  das  Stadtzeichen,  das  Stadt- 
wanpen,  ohne  weiteren  Zusatz  angegeben.  Mitunter  werden  indes 
aucn  eigene  Tuchersiegel  beschrieben.     Den  Tüchern  von  Saint-L6 

1  S.  oben  S.  d4. 

>  S.  oben  S.  188  Anm.  2  und  unten  drittfolgende  Anm. 

'  Et  se  le  saie  n'est  bien  tissue  on  ne  le  canpera  mie  se  li  faiseur 
veat  prendre  Tayenture  den  liebes  sor  lui;  et  s'il  veut  prendre  Taventure 
8or  lui,  li  esgardeur  doivent  metre  une  enseigne  par  quoi  ele  ne  puisse 
escapeir  d'estre  rewardeie  as  liebes.    Giry  S.  551  Art.  588. 

*  Giry  a.  a.  0.  und  S   557  Art.  631. 


^  Que  li  draps  qui  seront  rerapu  en  le  poulie  demourront  en  deux 
et  que  chascane  pi^e  soit  merqui^  de  le  merque  de  le  ville  et  se 


pi^bes 

en  plus  de  pi^cez  ront  \)n  merquera  cascune  piöce'  et  les  porront  les 
drappiers  vendre  la  ü  il  vanlront  les  pi^ces  merqui^s.  Tbierry  4  S.  132 
Art  2.  Et  se  li  draps  qui  sera  trouves  ors  ou  ensaynn^  soit  restaur^ 
et  depuis  rapport^  as  wardes  ou  qui  ne  soit  bien  tains  partout  se  il  est 
trouv^  en  aucunes  de  ces  tecbes  en  toutes  ou  en  pluiseurs,  soit  co])p^ 
en  troiz  piöcbes  et  cascune  pi^e  sera  merqu^e  de  le  merque  de  le  ville, 
et  sera  en  amende.  Art  4.  Vgl.  aucn  Art.  6;  s.  unten  S.  218 
Anm.  4. 

*  Et  n^anmoins  que  k  cbacun  drap  soient  faits  autant  de  trons  au 
chef  Premier  avec  le  coin  qui  est  au  consulat  de  La  Grasse  par  celui  qui 
est  commis  k  marquer  lesdits  draps  par  lesdits  consuls  eomme  sera  en 
moins  de  livres  ledit  drap  c'est  k  s^ayoir  pour  cbaque  livre  en  moins  un 
treu.    Mabul  II  S.  499.  ^       ^^  Cnoalp^ 

Digilize^  by  VjUVJV  IC^ 


212  xvn  2, 

wurde  im  Jahre  1374  ein  Siegel  verliehen,  das  als  Abseichen  den 
Erummstab  zwischen  S  und  LO  aufwiest  Die  Chartrainer 
Tucher  führten  ein  Siegel,  das  auf  der  Ruckseite  einen  Wappen- 
halter mit  dem  Stadtwappen  zeigte  ^.  Die  beiden  Rouener  Tucner- 
Zünfte,  die  fremde  una  die  altbürgerliche  ^,  empfingen  bei  ihrer 
Vereinigung  ein  Bundessiegel  mit  den  Buchstaben  F  (foraine) 
und  R  (Rouennaise)  ^.  Bei  den  Tuchern  von  Bourges  bestand 
die  Form  des  grofsen  Siegels  aus  drei  gehörnten  Hftmmeln,  die 
des  kleinen  Siegels  aus  den  von  einer  Krone  überragten  Buch- 
staben B,  1  und  T^.  Das  Siegel  der  Goldstoffveeber  von  Tours 
hatte  auf  der  Vorderseite  eine  Krone  über  drei  Lilien,  auf  der 
Rückseite  einen  Thnrm^. 

S.    HerkunftBzeiohen. 

Der  Herkunftsort  einer  Ware  ist  vielfach  von  Bedeutung  für 
den  handelsmäfsigen  W^ert  einer  W^are.  Die  Hervorbringung  von 
Gütern  in  einer  bestimmten  Beschaffenheit  ist  häufig  beschränkt 
auf  gewisse  Landstriche  und  Städte,  die  durch  ihre  natürliche 
Lage  ausgezeichnet  sind.  Das  Geschick  und  die  Erfahrung  der 
Bewohner  sind  femer  von  grofsem  Einflufs  auf  die  Verarbeitung 
und  die  Brauchbarkeit  ihrer  Erzeugnisse.  Endlich  trägt  die 
öffentliche  Verwaltung  oft  in  hohem  Mafse  zu  der  Wertschätzung 
bei,    die  einer  Ware  im  Handel  und  Verkehr  zugemessen  wird. 

^  Et  apT^  ce  qa*il  auroot  estö  yisitez  par  les  jurez  et  deputez  k  ce 
et  seien  ce  qa'il  est  acoustum^  k  faire  et  aaront  estä  trouvez  bona  et 
loyaulz  eeront  signez  ou  beut  d'un  eignet  de  plont  oü  11  aura  une  S  ä  un 
tttre  desBUz  anc  Croce  Lo.    Ord.  6  S.  96. 

^  Qua  tous  les  draps  qui  doresenavant  seront  fais  an  ladicte  villc  par 
maniere  de  draps  marchans  de  la  fa9on  moison  et  labourage  dleelle  ville 
aaront  un  marc  et  saing  publique  de  plom;  ouquel  marc  aura  d^un  cost6 
en  Pemprainte  Tymage  de  Nostre-Dame  et  au  dessoubz  aura  escript 
Chartres,  et  de  Tantre  part  dudit  marc  aura  en  Temprainte  an  Chartaia 
qoi  contient  les  armes  de  ladicte  ville;  lequel  marc  et  plommet  sera  im- 
prim^  et  attaoh^  en  chascun  tel  drap  apr^  ce  aue  par  lesdiz  jurez  k  ce 
commis  et  ordonnez  il  aura  est^  visit^  approuve  et  pass^  ä  la  foulerie 
jur^e  du  Roy  qui  est  en  ladicte  ville,  mis  k  la  poulie  et  signä  par 
lesdiz  jorez  d'un  s^el  et  esprainte  de  cire  k  ce  specialemenl  ordonn^e. 
Ord.  11  8.  13. 

«  8.  oben  S.  207. 

^  Au  s6el  de  ladicte  drapperie  a  an  aignel  d'un  C08t6  et  k  Tautre 
cost^  nne  F  et  une  R  et  une  couronne  dessus  et  deax  fleurs-de-liz  costians 
fcötoyans)  VF  et  TR,  en  signe  et  conjonccion  de  deuz  drapperies. 
Ord.  13  S.  72. 

^  £t  seront  les  seaux  dont  seront  seellez  lesdits  draps,  ronds;  le 
grand  s^el  marqu^  de  trois  moutons  comus  et  le  petit  s4el  d*un  B,  d'un  I 
et  T,  couronnez.    Ord.  13  S.  379.    BIT  bedeutet  Bituricae. 

^  Que  en  chacune  piece  de  drap  d'or,  d'argent,  de  veloors,  damas 

et  Satins  ainsi  faitz  apres  que  chacune  piece  aura  est^  troav6e  bonne   et 

lealement  ouvr^e  sera  mise  une  marque  en  laquelle  aura  d*un  oost^  une 

couronne  et  trois  fleurs  de  lix  et  de  Tautre  cost^  une  tour;  et  semblable- 

—  ment  seront  marquez  lesdits  taflFetas.    Ord.  21  S.  119.        r^r^r^^]^ 
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Insbesondere  war  im  Mittelalter,  wie  wir  mehrfach  gesehen  haben, 
der  gute  Ruf  der  örtlichen  Polizei  in  vielen  Fällen  entscheidend 
für  den  marktmäfsigen  Absatz  «nes  Handelsgutes  ^  Die  Eon- 
gruität  der  Herkunftsbezeichnungen  wurde  deshalb  schon  früh 
unter  rechtlichen  Schutz  gestellt. 

Das  Gewerbe  jedoch ,  von  dem  wir  in  dieser  Richtung  die 
eingehendste  Auskunft  erwarten  dürften  —  nAmlich  die  Krämer  — , 
läfst  uns  mit  älteren  Nachrichten  hier  vollständig  im  Stich.  Die 
Ejrämer  gaben  allerdings  von  jeher  den  von  ihnen  vertriebenen 
fremdländichen  Waren  gern  die  Bezeichnung  der  auswärtigen 
Herkunft;  in  welcher  Form  indes  der  Nachweis  des  fremden 
Ursprungs  geführt  wurde,  ist  aus  den  älteren  Statuten  nicht  zu 
ersehen.  Bis  zu  dem  E2nde  des  ftlnfzehnten  Jahrhunderts  war 
mir  kdn  Krämerstatut  auffindbar,  das  sich  mit  der  Sicherstellung 
der  Herkunftszeichen  beschäftigt^.  Erst  das  ausftlhriiche  Pariser 
Erämerstatut  vom  Jahre  140^  enthält  einige  Vorschriften  über 
die  Ursprungsbezeichnungen  der  Handelswaren^. 

Das  Statut  stellt  zunächt  zwei  allgemeine  Bestimmungen 
auf:  die  Waren  müssen  gut,  ehrlich  und  handelsmälsig,  dem  LAude 
der  Herkunft  gemäfs,  in  den  Verkehr  gebracht  weiden,  und  die 
Elaufleute,  fremde  wie  einheimische,  sind  bei  hoher  Strafe  ver- 
pflichtet, den  Ursprungsort  der  Ware  wahrheitsgemäfs  und  ohne 
Täuschung  anzugeben^.  Verboten  ist  also  Jede  Verschleierung 
der  Herkunft,  sowie  die  Einfuhr  von  Waren  von  statutenwidriger 
und  nicht  marktmäfsiger  Beschaffenheit 

Das  Statut  verlangt  deshalb  von  den  einheimischen  Eauf- 
leuten  und  Krämern,  dafs  sie  die  fremdländischen  Waren  nur  in 
den  marktgängigen,  üblichen  Malsen  und  Stücken  und  in  der 
herkömmlichen  Oüte  und  Beschaffenheit,  halten  sollen.  Ftir  den 
Grofshandel  wird  bestimmt,  dafs  die  Verpackung  und  Aufmachung 
des  Ursprungslandes  nicht  entfernt  werden  dürfe.  Die  fremden 
Händler  sollen  die  nach  Paris  eingeftihrten  Waren  „unter  ganzem 


1  Dies  gilt  auch  für  die  heutige  Zeit  im  Umfang  des  heutigen  Polizei- 
begrifis.  Von  dem  Stande  der  Gewerbepolizei  und  der  Gesundheitspolizei 
des  UrBprungslandes  ist  zunächst  die  Zulassung,  alsdann  die  Behand- 
lung und  scbRefslich  die  Bewertung  der  Erzeugnisse  des  betrefiPenden 
Landes  im  weiteren  Handelsverkehr  auch  heute  oft  durchaus  abhängig. 

>  Vgl.  das  Pariser  Krämerstatut  von  1324,  M6t.  2  S.  242  ft. 

'  Que  tous  marchans  quelconques  tant  forains  comme  autres  de- 
meurans  ä  Paris  qui  s'entremectront  doresnavant  de  la  marchaudise  de 
mereerie  k  Paris  seront  tenuz  de  vendre  denrees  et  marchandise  de  mercerie 
bonnes,  loyales  et  marchandee  seien  le  jmüs  ou  elles  seront  et  auront  est^ 
faites  sur  peine  de  perdre  icelies  denr^  qui  ne  seront  trouv^es  telles  et 
d'amende  arbitraiie.    M^t.  2  S.  249. 

^  Que  tous  marchans  merciers  quelconques  desdictes  denr^s  de 
mercerie  seront  tenus  avouer  leurs  denrees  et  marchandises  de  mercerie 
qu'ils  auront  ou  envoieront  en  ladicte  ville  de  Paris  pour  vendre  c'est 
assavoir  qu'elles  seront  des  villes  lieux  et  pays  oü  icelies  denrees  auront 
est^  faites  et  non  d'autre  part,  sur  peine  de  cent  sols  parisis  damende. 
mt  2  S.  249.  i-      ^  F  n  ] 
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Seil  und  Ballen,  in  der  Verpackung  wie  sie  aus  dem  Urspmngs- 
lande  kommen'',  an  die  Pariser  Kaufleute  und  Krämer  absetzen  ^. 
fän  Näheres  über  die  Urspmngszeichen  selbst  und  das  daftLr 
geltende  Recht  erfahren  wir  indes  nicht. 

Wir  sind  deshalb  hier  im  wesentlichen  auf  den  Bericht  der 
Tucherzünfte  angewiesen,  die  mit  dem  Stolz  und  der  Selbständig- 
keit, die  dieses  Gewerbe  während  des  ganzen  Mittelalters  aus- 
zeichneten, den  Ursprung  ihrer  Erzeugnisse  kenntlich  machten» 
Schon  das  Schauzoichen  trug  Wappen  oder  Namen  der  Stadt 
imd  falsche  Herkunftsangaben  waren  bereits  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert verboten  ^.  Daneben  hatte  jede  Tucherstadt  eine  doppelte 
Form  des  Ursprungszeichens:  1.  Das  an  der  Seite  des  Stückes 
herlaufende  Sahlband  oder  auch  den  am  Anfang  des  Stückes 
vorgewebten  sog.  Vorschlag;  und  2.  das  in  jeder  Stadt  fest- 
stehende Ellenmafs  der  Stücke. 

Die  mit  dem  Tuch  auf  seiner  ganzen  Länge  verbundene, 
dabei  doch  nicht  zu  dem  Stoffe  selbst  gehörende  Leiste,  das 
Sahlband,  erschien  dem  Mittelalter  flir  die  Zwecke  der  Zeichen- 
gebung  ganz  besonders  tauglich.  Mit  den  einfachsten  Mitteln 
Börsen  sich  hier  Abzeichen  und  Merkmale  herstellen,  die  sich 
dem  Käufer  leicht  einprägten  und  deren  Abänderung  oder  gänz- 
liches Fehlen  sofort  bemerkt  wurde.  Das  Sahlband  wurde  hier- 
durch zu  einem  wertvollen  Verkehrszeichen  und  seine  Form  wurde 
bereits  im  vierzehnten  Jahrhundert  gesetzlich  geschützt 

Das  Tucherstatut  von  Carcassonne  vom  Jahre  1317  schreibt 
vor,  dafs  die  leichten  weifsen  Tuche,  Blanchets  genannt®, 
zur  Unterscheidung  von  den  schweren  Tuchen  mit  einem  für 
jedermann  kenntlichen  Abzeichen  versehen  sein  müssen;  es  sollen 
deshalb  bei  Blanchets  im  Sahlband  je  zwei  und  an  dem  Kopf- 
ende je  drei  blaue  Fäden  eingewebt  werden^.     Eine  ganze  Reine 


^  Touo  marchans  quelzconques  demourans  hors  Ja  ville  de  Paris  qai 
B'entreinettent  de  vendre  et  faire  vendre  k  Paris  les  denr^es  et  marchan- 
dises  appartenant  ä  la  mercerie  dont  cy  apr^  est  faite  mention  seront 
tenus  doresnavant  de  vendre  icelies  denr^es  en  la  maniere  qui  s'en  suit, 
c'est  assavoir.  fastaines  qui  se  fönt  en  Allemaigne,  toiles  taintes  d'Alle- 
maigne,  coustellerics  de  quelques  pajs  que  ce  soit,  pignes  de  bojs  de 
Lymons,  de  Lymoges  et  des  pays  d  environ,  euvre  de  forge  de  Tboulouze, 
de  Redngues  et  autres  marcbandises ,  en  balles  on  en  ballons,  tonneaulx, 
barilSf  casses,  en  la  maniere  qu'ils  viennent  du  pays  ä  präsent  et  ont 
acc'oustume  de  venir;  et  que  les  üistaines  dessus  declarees  d'Allemagne 
soient  de  douze  aulnes  largeinent  et  du  1^  qu'ils  ont  accoustum^  et  non 
autrement  Möt.  2  S.  250.  Semblablement  tous  marchans  demeurans 
hors  de  la  ville  de  Paris  qui  s'entreinetteront  de  vendre  et  faire  vendre 
k  Paris  serges  qui  appartiennent  k  la  mercerie,  c'est  assavoir  d'Arras, 
d'Angleterre,  dlrlande  ou  d'ailleurs,  seront  tenus  de  icelies  vendre  sonbs 
Cordes  et  les  balles  enti^res,  ainsv  comme  elles  viennent  du  pays  et  des 
longueurs  accoustum^es.    M^t.  2  S.  251. 

2  Oben  S.  90. 

^  Blanchet  =  drap  leger  a  camisoles;  Godefroy  v.  c. 

^  Quod  panni  minores  albi  et  in  albo  parati  more  solito  et  perfecti 
qui  blanqueti  dicuntur  ut  ab  omnibus  et  ubilibet  cognoscai^tur  ante  quam 
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▼on  AbstufungeD  für  das  Sahlband  wird  in  der  TucherordnuDg 
Ton  Amiens  vom  Jahre  1346  gegeben.  Die  waidfarbenen  Tuche 
und  die  weifsen  Kammgarne^  von  mindestens  sechszehnhundert 
Kett&den^  hatten  ein  Sahlband  von  sechs  Rieten^  Breite^  und 
in  der  Farbe  des  Tuches  selber.  Die  Haibtuche  '^  von  mindestens 
sechzehnhundert  Kettfäden  hatten  dagegen  ein  blaues  Sahlband, 
das  auf  einer  Seite  durch  zwei  OarnfUden  abgeteilt  war^.  Den 
geringen  Tuchen  von  Lamm  wolle  ^  endhch  wurde  ein  schwarzes 
Sahlband  gegeben,  das  zu  beiden  Seiten  des  Tuches  durch  einen 
doppelten  Faden  geteilt  war^. 

Zwei  bemerkenswerte  Urkunden  über  den  Schutz  des  Sahl- 
bandes  ergingen  in  den  Jahren  1375  und  1379  zu  Gunsten  der 
Brüsseler  Tucher.  Das  Tucheramt  von  Brüssel  hatte  sich  im 
Jahre  1375  sein  Sahlband  durch  ein  Privileg  König  Karls  V. 
schützen  lassen  ^  und  zwai*  nach  folgendem  Muster :  bei  den  grofsen 

in  albo  parentur  in  qualibet  parte  lonp^tadinis  panni  ejusdem  duo  et  in 
qaoübet  capite  tria  nla  dupphcia  livida  sive  blava  imponantar  qui  dum 
SIC  signati  et  perfecti  fuerint  in  albo  de  Regno  possunt  extrahi  sine  fraude 
solyendo  pro  utriscj^ue  aiia  deveria  consueta.    Ord.  11  S.  449. 

>  Blans  pigniez  de  sain.  Über  die  Bianca  genannten  Tuche  vgl. 
Bourqaelot  1  8.  238. 

*  Die  Anzahl  der  Kettfäden,  die  ein  Tuch  haben  mufste,  war  durch 
Statut  vorgesehrieben  und  galt  als  Qualitätsbestimmung.  Das  Auslassen 
von  Kettfäden  iLeerlasaen  der  Riete)  war  strafbar.    S.  oben  8.  146. 

^  „Riet  oder  Weberblatt.  Alle  Riete  zusammen  nehmen  die  ganze 
Breite  der  Kette  ein,    deren  Fäden  durch  die  Zwischenräume   der  Riete 

gezogen  sind.  Ihre  Anzahl  hängt  ab  von  der  Fädenanzahl  der  Kette  und 
avoD,  wie  viel  Fäden  durch  den  Raum  zwischen  zwei  Zähnen  gehen. "" 
Raroaarsch,  Handbuch  der  mechanischen  Technologie.  —  Wie  aus  der 
vierten  der  nachfolgenden  Anmerkungen  hervorereht,  wurden  hier  je  zwei 
Fäden  durch  das  Riet  gezogen,  sodau  also  das  8ahlband  zwölf  Kettfäden 
breit  war. 

*  £t  ajent  chilz  drapz  liziöre  de  sis  ros  de  1^  et  non  plus.  Thierry  1 
S.  521. 

^  Demy-drap  de  blancquet  d'estain  aquis  sans  sain,  d.  h.  aus  Wolle, 
die  beim  Kämmen  nicht  gefettet  wurde;  s.  oben  Anm.  1  pigniez  de  sain. 

*  Et  qn*il  v  ait  ä  chil  blancquet  lizi^res  bleus  da  pris  de  IUI  denien 
le  livre,  et  soit  Vune  des  liziöres  reffendue  de  deuz  fielx  de  cotton  en  ung 
ros.    Thierrj  1  8.  521. 

^  Blanqu^  d'aignelins.  Über  die  Aignelins  vgl.  L.  d.  M.  Einleitung 
8.  63  Anm.  3. 

^  Et  que  chilz  blancqu^  ait  noires  lizi^res  de  waide  et  soit  chacune 
liziöres  reffendue  de  ung  rost  de  coton.    8.  522. 

^  Vonions  et  ordonons  que  d'oresenavant  aucuns  vendeurs  de  draps 
en  gros  ou  ä  detail  tant  en  nostre  bonne  ville  de  Paris  comme  ailleors 
en  qnelconque  yille  ou  lieu  que  ce  soit  en  nostre  royaume  ne  puissent  en 
vendant  les  draps  (}ue  il  vendront  d'oresenavant  tesmoignier  ou  affermer 
que  ü  soient  de  la  tagen  ou  de  la  moison  grant  ou  petite  que  ont  ies 
propres  draps  de  Brouzelle  se  il  n'en  sont  veritablement;  et  que  il  aient 
les  cognoissances  derrenierement  faictes  et  ordonn^es  par  les  Eschevins 
les  Dovans  Jorez  et  par  les  marchans  de  la  drapperie  et  du  commun 
Conseil  de  Brouzelle  pour  ce  que  chascuns  puist  d'oresenavant  cierement 
cognoistre  les  draps  de  Brouxelle  et  que  il  n'y  ait  fraude;  c'est  assavoir 
()ue  en  chascun  drap  de  Brouzelle  de  la  grant  moison  aura  les  denx 
hsieres  au  lonc  du  drap  roy6es  de  divers  filz  et  desparauz  snr  j:^eine  de 
perdre  et  confisquer  k  Nous  les  drap  entier.    Ord.  6  S.  175.    ^(^OOQW: 
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Tachen  von  Brüssel^  bestand  das  Sahlband  zu  beiden  Seiten 
des  Tuches  aus  gestreiften  und  abstechenden  Fäden,  bei  den  kleinen 
Tuchen  war  nur  die  eine  Seite  gestreift.  Im  Jahre  1879  be- 
schwerten 8ich  die  Brüsseler,  dafs  die  Tucher  von  Montivilliers* 
das  gestreifte  Sahlband  nachahmten  zur  Täuschung  und  Irre- 
führung des  gemeinen  Mannes^.  Der  König  verfügte  darauf, 
dafs  den  Brüsselern  allein  zustehen  solle,  ein  Sahlband  aus  ge- 
streiften und  abstechenden  Fäden  an  ihren  Tuchen  anzuwehen, 
als  Kennzeichen  der  ächten  Brüsseler  Tuche.  Jeder  andern 
Tucherstadt  wird  verboten,  sich  eines  Sahlbandes  nach  Brüsseler 
Muster  zu  bedienen  oder  entsprechend  ausgestattete  Stücke  in 
Verkehr  zu  bringen*. 

Den  Tüchern  von  Kouen  wurde  im  Jahre  1458  ein  eigenes 
Sahlband  geschützt.  Die  Zusammenstellung  war  die  folgende: 
drei  Fäden  von  der  Farbe  des  Tuches  an  dem  äufseren  Kande 
der  Leiste;  daneben  nach  innen  vier  doppelte  gezwirnte  Fäden 
von  abstechender  Farbe ;  darunter  drei  einfache  tuchfarbene  Fäden 
und   zwei   einfache   Fäden   von  abstechender  Farbe*.     Zugleich 


^  Über  das  grofse  und  kleine  Mafs  der  Tuche  s.  unten  S.  221. 

^  D^partemeut  Seine  Inf^rieure. 

"  Comme  par  noz  dictf  s  Jcttres  dessus  transscriptes  Nous  aiens  voulu 
et  orden^  pour  le  pruffit  et  utilit^  de  toute  ia  chose  publique  de  noetre 
Koyaume  et  afin  que  cfaascun  peast  dös  lors  en  avant  congnoistre  telement 
les  drape  de  Hrouxelles  et  qu'il  n'j  eust  aucune  fraude  que  chascun  drap 
de  Brouxelh's  de  ia  grant  moison  auroit  les  deax  lisieres  au  lon^  du  drap 
roy^es  de  filz  divers  et  desparaux,  et  en  cbascun  di-ap  de  Ia  petite  moison 

auroit  une  lisiöre  au  long  du  drap  royöe  de  divers  filz  et  desparaux; 

et  nöautmoins  Nous  avons  n'agaires  entendu  par  i'nmble  supplication  des 
diz  de  Brouxelles  que  aucuns  de  Monstiervillier  ou  autres  se  sont 
eÜ'orciez  de  faire  de  jonr  en  jour  draps  k  lisiere  de  filz  divers  et  deaparaux 
au  long  de  Ia  lisiere  ou  lisieres  si  prös  de  Ia  fa^on  ou  k  Ia  semblance 
dps  lisieres  des  draps  de  Brouxelles  que  simples  gens  n'en  pevent  ou 
pourroient  bonnement  avoir  cognoissance.    Ord.  6  §.  454. 

*  Nous  voulons,  ordenons  et  octroions  aux  dessus  diz  de  Brouxelles 
que  les  diz  de  Brouxelles  facent  et  puissent  faire  les  lisieres  de  leurs  draps 
tant  de  Ia  ^raut  moison  comme  de  Ia  petite  de  filz  divers  differens  et  des- 
paraux au  long  de  Ia  lisiere  ou  lisieres;  c'est  assavoir  k  ceulx  de  Ia  grant 
moison  au  long  des  deux  lisieres;  et  k  ceulx  de  ia  petite  moison  au  long 
de  Tune  des  Rsieres.  Et  en  oultre  voulons  et  ordenons  que  aucuns  de 
Monstiervillier  ou  d'ailleurs  de  quelque  pais  ou  ville  que  ce  soit  en  nostre 
dit  Rojaume  ne  puisse  faire  d'oresenavant  aucune  lisiere  ou  lisieres  royöes 
oü  il  ait  de  filz  divers  et  desparaux  en  drap  ou  draps  par  dedens  drap, 
joignaut  de  drap  ou  en  lisiere  soit  ou  milieu  au  long  de  lisiere  ou  au  bort 
dessus  ou  dessoubz  ou  autrement,  fors  d'nne  couleur  seulement;  mais  que 
les  diz  de  Brouxelles  qui  les  pourront  faire  k  filz  desparaux  et  differens 
par  Ia  maniere  que  dit  est  par  quoy  on  puisse  clerement  congnoistre  d'orese- 
navant  les  draps  de  Brouxelles  et  ceulz  qui  n*en  seront  pas  et  senz  ce 
que  aucuns  de  nostredit  Rojaume  ne  aucun  forain  d'icellui  de  quelque  lien 
qu'il  soit  puisse  vendre  ne  faire  vendre  oudit  Royanme  en  gros  ne  k  de- 
tail aucuns  draps  k  lisiere  rojöe  de  fil  ou  filz  divers  ou  despareü  fors 
seulement  les  diz  de  Brouxelles.     Ord.  6  S.  4o5. 

'^  Et  pour  eviter  aux  fraudes  et  abus  qui  se  pourroient  faire  et  com* 
metre  en  iadicte  drappcrie  ayent  accoustum^  en  oultre  les  drappiers  et 
labourans  en  icelle  mettre  et  apposer  en  cbascun  desdiz  draps  en  signe 
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wurde  allen  Gerichtsbehörden  befohlen,  den  Tüchern  und  Kauf- 
leuten  ihres  Bezirkes  von  dem  Rouener  Privileg  Kenntnis  zu 
geben,  mit  der  Auflage,  binnen  eines  Monats  alle  etwa  mit  dem 
gleichen  Safalband  gewebten  Tuche  mit  einem  Stempel  zu  ver- 
sehen, ans  dem  ersichtlich  ist,  dafs  sie  nicht  aus  Reuen  stammen  ^.  — 
In  Saint-L8  war  in  Folee  des  Krieges  mit  England  und  der 
Verheerung  der  Normandie  das  Tuchera;ewerbe  im  fünfzehnten 
Jahrhundert  in  Verfall  geraten.  Das  Sahlband,  das  ehedem  die 
groben  Tuche'  von  Saint- L6  kennzeichnete,  wurde  von  ieder- 
mann  benutzt  und  zur  Unehre  der  Stadt  nachgeahmt^.  Nach  der 
Wiederkehr  friedlicher  Zustände  unter  Karl  VlI.  traten  die  Tucher 
von  Saint-L6  zusammen  und  vereinbarten  ein  neues  Sahlband, 
dem  sie  folgende  Anordnung  gaben:  am  Rand  der  Leiste  sieben 
Fäden,  innen  gegen  das  Tuch  hin  einen  Faden;  dazwischen  ein 
Rietvoll  (d.  i.  zwei  Fäden*)  von  der  Kette  des  Tuches*.  Das 
Muster  wurde  im  Jahre  14G0  vom  König  privilegiert.  —  Fttr 
Montivilliers  wurde  im  Jahre  1461  ein  Sahlband  oestätigt.  Es 
sollten  darnach  aufsen  an  der  Leiste  zwei  gezwirnte  Fäden,  welche 


et  afin  qua  od  les  poisse  connoistre  une  lisiere  qui  est  de  3  filz  de  la  cou- 
lear  da  drap  au  bord  dehors;  et  oaltre  j  a  apr^s  4  filz  doubles  retuers 
diffi^rens  de  la  couleur  dudict  drap  et  au-dessous  trois  filz  saugles  de  la 
conleur  dMceluy  drap  et  apr^  deux  autres  filz  sangles  de  la  coulenr  des 
ölz  4  filz  retuers.  Ord.  14  8.  472.*  Hier  wird  also  ein  viel  genauer 
speciaiisiertes  Muster  verlangt  als  bei  dem  achtzig  Jahre  älteren  rrivileg 
für  Brüssel. 

1  Kons  derechief  donnons  en  mandement  ausdits  bailliz  seneschaolx 
ou  ä  leurs  lieuxtenans  qu'ils  facent  on  facent  faire  exprös  commandement 
de  par  Neos  ä  tous  les  drappiers  et  marchands  vendant  draps  en  lenrs 
bailuages  et  seneschanss^es  qne  dedans  an  mois  apr^  le  commandement 
k  eulx  fiaict  ils  apportent  par  devers  la  jastice  des  lienx  oü  lesdicts  mar- 
chands seront  demourans  tous  les  draps  qu'ils  auront  jpar  devers  eulx,  falz 
k  ladicte  lisiöre  de  Eouen  autre  part  que  en  icelle  vule  afin  que  par  la- 
dicte  jastice  soit  esdicts  draps  mise  contre-marque  ou  autre  enseigne  teile 
que  par  ladicte  justice  sera  KdvM  eu  maniere  aue  on  puisse  connoistre 
qne  leeulx  draps  n'ont  est^  faicts  en  ladicte  viUe  de  Ronen.  Ord.  14 
S-  473. 

«  S.  unten  S.  221. 

'AI  occassion  duquel  lis  dont  chacun  use  k  präsent  taut  en  estranges 
parties  eomme  dict  est  que  es  villages  d*environ  le  pays  et  mesme  en  la 
peilte  drapperie  de  Sainct-L6 ,  les  jurez  qui  sont  gardes  des  seaux  de  la- 
dicte drapperie  ne  savent  ou  peuvent  connoistre  se  les  draps  que  Ten  leur 
ap|>orte  sont  de  la  facon  Visitation  et  bougon  de  ladicte  ville  ou  non:  et 
86  11  advient  que  en  les  visilanc  l'oi)  y  trouve  aucune  faute,  ceux  qui  les 
apportent  dient  que  Ten  ne  pent  asseoir  aucun  jugement  pugnition  ou 
amende  et  qu'il  n'j  a  point  de  liz  propre  ne  arr6t^  en  ladicte  ville  pour 
la  grande  drapperie  poor  ce  que,  chascun  use  da  liz  anden  et  autre  Ita. 
Ord.  14  S.  494. 

^  S.  oben  S.  215  Anm.  3  am  Ende. 

*  Es  draps  qui  seront  falz  en  ladicte  ville  et  qui  porteront  le  s^d 
d'iceUe  ville  auront  lisiere  de  sept  fils  tout  au  bord  dudict  drap  et  an 
fil  par-dedans,  nne  ros^e  d'estrain  dudict  drap  entre  ladicte  lisiere  qui  est 
an  bord  dudit  drap  et  ledit  fil  de  lisiere  qui  est  au  dedans.  Ord.  14 
8.  4«4. 
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die  gleiche  Farbe  wie  das  Tuch  selber  hatten,  eingewebt  werden  ^.  ^  — 
Die  Abtrennung  des  Sahlbandes  galt  als  ein  StrafinitteL 
Das  Tuch,  dem  die  Leiste  an  einer  Seite  fehlte,  war  hierdurch 
als  fehlerhaft  gekennzeichnet  Die  Urkunden  erwähnen  die  ent- 
sprechende Prozedur  häufig.  In  Abb^ville  sollte  bei  fehlerhaftem 
Tuch  entweder  ein  Stück  von  fünf  EUlen  abgeschnitten  und  auf 
die  Teilstücke  der  Minderwertstempel  ^  aufgedrückt,  oder  es  sollte 
die  Sahlleiste  an  einer  Seite  abgerissen  werden^.  In  Amiens 
wird  Yon  statutenwidriger  Ware  das  Sahlband  an  einer  Seite 
abgetrennt  ^.  Die  gleiche  Strafe  verhängten  die  Tucher  von  Troyes 
über  unehrliches  Tuch^. 

Weniger  zahlreich  als  die  Urkunden  über  das  Sahlband 
sind  die  über  den  Vorschlag.  Der  Vorschlag  wird  von  dem 
Weber  an  dem  Anfane  des  Stückes  gewebt,  bevor  mit  dem 
Weben  des  Stoffes  selber  begonnen  wird.  Als  statutgemäfse 
Einrichtung  ist  mir  der  Vorschlag  im  vierzehnten  Jahrhundert 
nur  in  einigen  südfranzösischen  Urkunden  bekannt  geworden; 
dort  gilt  er  als  ausführlich  behandeltes  Herkunftszeichen. 

Die  Tucher  von  Carcassonne  weben  als  Vorschlag  zu  An- 
fang des  Stückes  zunächst  die  Figur  einer  Wurzel  aus  weifsem 
Garn,  drei  Finger  breit ;  darauf  folgen  drei  blaue  Lilien.  In  Nar- 
bonne  dagegen  setzt  sich  das  eingewebte  Zeichen  zusammen  aus 
einem  Dop]jelkreuz  auf  der  rechten  Seite,  einer  Lilie  in  der  Mitte 
und  einem  Schlüssel  zur  Linken  des  Vorschlags ''.     In  La  Grasse 

^  Est  et  doit  estre  mis  esdits  draps  falz  et  drapez  en  nostredite  ville 
et  Ö8  trois  parroisses  eeulement  tout  au  long  de  la  lisiere  ou  dehors  dlcelle 
deux  filz  retours  de  la  propre  laine  et  coture  du  drap  et  Bont  lesdittes 
lisieres  des  coaleurs  accoustam^es  saus  ce  qua  nulle  autre  ville  ou  pays 
puissent  ne  dojeot  draper  au  semblable  marque  et  lisiere.    Ord.  15  S.  «31. 

^  Vgl.  noch  über  Abänderungen  des  Sahlbandes  in  Amiens. 
Thierry  2  S.  58  Art.  8  und  8.  462  Art  16. 

3  S.  oben  8.  211. 

^  Que  le  drap  qui  n'ara  sen  droit  poiz  ou  qui  n'ara  se  longneur  oo 
qui  n'ara  sen  1^  tel  comme  il  doit  estre,  comment  qu1l  soit  accomplis  des 
anltres  coseSf  se  il  y  faut  de  cestes  ou  k  toutes  ensemble,  sera  coppös  du 
premier  bout  chincq  aunes,  et  les  deux  pi^es  seront  merqui^s  du  fer  de 
le  ville  ou  on  li  ostera  le  Heisre  de  Pun  bout  jusques  ä  Tautre.  Thiery4 
S.  132. 

^  £t  qui  ne  les  fera  ä  celle  ordonnance,  que  il  Tarnende  de  V  solz 
et  en  oste  une  liziöre  de  drap.    Thierry  1  S.  522. 

^  Beleestelle  s.  unten  2.  Abschn.  3.  Kap. 

^  Quoa  ut  omnes  et  singuli  panni  qui  in  senescallia  Garcassone  et 
in  AÜis  partibus  Occitanis  fient  in  posterum  ubi  et  per  quem  facti  fuerint 
evidentius  co^oacantur  et  per  hoc  singuli  ad  meliorandos  pannos  melius 
excitentur  quilibet  pannus  Signum  suum  proprium  continebit  videlicet  in 
Carcassona  et  ejus  suburbiis  et  toto  Carcassesio  in  primo  capite  ouiuslibet 
panni  fiet  una  radicuia  sive  vista  de  cotonno  albissimo  latitudinis  ad  minus 
trium  digitorum  communium,  sed  in  primo  capite  cujuslibet  panni  pro 
signo  erunt  tres  flores  lilii  unum  in  quolibet  iatere  et  alterum  in  medio 
contexendo;  in  ultimo  vero  capite  cujuslibet  panni  in  iatere  quolibet  erit 
nnus  fios  lilii  qui  flores  lilii  de  colore  blavo  seu  livido  contexentur  et  in 
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wird  nach  dem  Tucherstatut  von  1 350  auf  den  schweren  Tuchen 
als  Vorschlag  zuerst  ein  Krummstab  gewebt  ^  das  Zeichen  des 
Abtes,  darnach  das  Stadtwappen,  bestehend  aus  einem  roten  und 
zwei  weifsen  Balken  ^  Bei  geringen  Tuchen  darf  dagegen  weder 
ein  Vorschlag  noch  ein  Sahlband  von  besonderer  Farbe  gewebt 
werden ;  Tuch,  Vorschlag  und  Sahlband  müssen  vielmehr  von  ein 
imd  derselben  Farbe  sein^. 

Das  Mafs  derStücke  endlich  —  das  heifst  die  statutarische 
Elllenzahl,  die  ein  Stück  Tuch  enthält ,  la  moison  des  draps^  — 
bildete  ein  weiteres  Herkunftsmerkmal  der  Tuche.  Für  jede 
Tucherstadt^  war  das  Stückmafs  durch  Statut  festgestellt^;  andere 
als  die  vorgeschriebenen  Grund  mafse  durften  nicht  angefertigt 
werden  *. 

Zwischen  der  Vorstellung  von  der  Stücklänge  und  von  der 
Qualität  der  Tuche  bestand  während  des  Mittelalters  ein  enger 
Zusammenhangt.      Die    Entstehung    dieses    Zusammenhangs   ist 


medio  Signum  textoris  quäle  voluerint  imponetur:  in  Narbona  vero  et 
^UB  Buburbüs  et  in  toto  Narboneaio  in  primo  capite  cujuslibet  panni  fiet 
ut  predictum  est  una  radicula  sive  vista  de  cotonno  albi»siino,  latitudinis 
ad  minuB  trium  digitorum  communium  in  parte  vero  dextra  ejusdem  primi 
capitis  panni  texetur  Signum  id  est  crux  duplex  in  medio  unus  flos  lilii  et 
in  sinifltra  parte  una  cuiviB  et  ista  signa  omnia  fient  de  colore  livido  sive 
biavo;  in  ultimo  vero  capite  panni  üet  in  quolibet  latere  unus  flos  lilii 
coloris  lividi  eive  blavi  et  in  medio  Signum  textoris  qnale  voluerit  impo- 
netur.   Ord.  11  S.  452. 

1  En  outre  afin  que  les  bons  draps  soient  connus  entre  les  manvais 
et  pour  le  contraire,  qu'&  tons  les  draps  qui  seront  cjuatorzains  ou  de  pluB 
de  mesure  de  peigne  il  soit  fait  au  teuer  au  premier  bout,  une  Crosse, 
indiquant  Ja  marc^ne  dudit  M^  TAbb^;  et  apr^  dessous  la  crosse,  la 
la  marque  de  la  viUe;  c'est  k  savoir  une  ban*e  rouge,  ample  de  douze 
ou  de  Beize  ou  de  vingt  doii^s  environ  et  deux  barres  blanches;  et  apr^ 
deux  [barres]  blanches  de  cbaque  cot^  de  la  rouge  lesquelles  entre  toutes 
ayent  autant  de  ampleur  comme  ladite  barre  rouge  environ.  Mahul  II 
S.  499. 

^  £t  si  tant  sera  qu'aucun  veuille  faire  draps  de  palmela  (?)  treize 
oa  de  moins  de  mesure  de  peigne  qu'il  n'ose  y  tkire  aucun  chef  ni  aucune 
lifli^  80U8  ladite  peine,  mais  tant  seulement  qu*ils  se  tassent  tout  unis; 
en  teile  fa^on  que  entre  le  drap,  le  chef  et  les  lisiöres  il  n'y  aye  aucune 
Variation  de  couleur.    Mahul  tl  S.  500. 

*  Moison  ist  der  alte  Ausdruck  für  Stäcklänge:  vgl.  Fontanon  I 
S.  1033. 

*  Villa  de  draperie,  d.  h.  eine  Stadt,  in  der  das  Tuchergewerbe 
zünftig,  nach  Statuten  und  unter  zünftiger  G^werbeschau  ausgeübt  wurde. 
Die  &hl  der  französischen  Tucherstädte  betrug  ursprünglich  siebzehn; 
s-  unten  2.  Abschn.  2.  Kap. 

^  Dafs  jede  Qualität  zu  iener  Zeit  für  das  ganze  Gewerk  einer 
Stadt  gteichmäfsig  und  verbindlich  war,  wurde  oben  bereits  gesagt.  S. 
8.  204. 

*  Für  das  Einlaufen  der  rohen  Ware  beim  Walken  wurde  ein  ge- 
wisser Spielraum  gelassen.  Vgl.  Giry  S.  553  Art.  596  und  600:  Thierry  I 
8.  340  und  521.  ^  ^  ^ 

^  Dafs  sich  Wert  Vorstellungen  überhaupt  mit  der  Qualit&t  der  Tuche 
verknüpfen,  hat  zuerst  Schm oller  nachgewiesen,  Tucher  S.  370  f. 
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m.  E.  darin  zu  suchen ,  dafs  auf  einer  Kette  Ton  einer  bestimmten 
Länge  ein  statutarisch  bestimmtes  Quantum  Wolle  verwebt  sein 
mufste;  Stück  1  an &;e  und  Stttckschwere  standen  demnach  in 
unmittelbarer  Wechselwirkung.  Die  älteren  Statuten  halten 
diesen  Zusammenhang  noch  genau  fest  und  geben  die  Qualitäts- 
bestimmung Air  die  Tuchmacherei  durch  ein  bestimmtes 
Verhältnis  zwischen  Gewicht  und  Ellenmafs. 

Das  Stadtbuch  Ton  St.  Omer  ordnet  an,  dafs  das  Tuch,  wie 
es  vom  Webstuhl  kommt,  neununddreifsig  Pfund  wiegen,  und 
nach  dem  Strecken  auf  dem  Spannrahmen  mindestens  achtund- 
dreifsig,  höchstens  neununddreifsig  Ellen  in  der  Länge  und  zwei- 
undeinhalbviertel  Ellen  in  der  Breite  messen  soU^  In  Beanvais 
muis  nach  dem  Vertrag  von  1276  das  Tuch  eine  Länge  von 
vierzig  Ellen  fllr  das  ganze  und  von  zwanzig  Ellen  für  das  halbe 
Stück  und  dabei  das  entsprechende  statutarische  Gewicht  haben. 
Ein  Mindergewicht  von  zwei  Pfund  bei  den  groben,  von  einem 
Pfund  bei  den  kleinen  Tuchen  galt  als  Übertretung;  ein  ^Iseres 
Mindergewicht  als  Falschwerk  ^,  Die  Tuche  von  Abböville  sollen 
nach  der  Ordnung  des  Jahres  1300  zwanzighundert  Kettfaden, 
eine  Stücklänge  von  dreifsig  Ellen  und  ein  Stückgewicht  von 
zweiundvierzig  Pfund  haben  ^.  Die  Tucherordnune  von  La  Grasse 
von  1350  bestimmt,  dafe  die  Tuche  von  vierzehnhundert  Kett- 
fäden 37  Pfund,  die  von  dreizehnhundert  Fäden  34  Pfand  Ge- 
wicht und  fünfzehn  Cannae^  und  sechs  Palmae  Länge  haben 
müssen*.  Die  Pariser  Weber  sollen  nach  der  Ordnung  von  1351 
ihre  Tuche  von  sechzehnhundert  Kettfäden  zwanzig  Ellen  lang 
und  dreifsig  Pfund  schwer  machen.  Das  Tuch  aus  fj;rober  Wolle 
soll  bei  zwanzig  Ellen  Länge  zweiunddrei  fsig  Pfand  wiegen ;  und 
die  halben  Stücke  sollen  auf  zehn  Ellen  die  Hafte  des  Gewichts 
der  ganzen  Stücke  haben®. 


»  S.  oben  S.  90  Anm.  7. 

s  g.  oben  S.  90  Anm.  6. 

s  S.  oben  8.  90  Anm.  3. 

*  Die  Canna,  altes  Längenmafe,  nach  Ducange  v.  c.  etwa  andert- 
halb Elien  (hier  aber  wohl  gröfser)  anzunehmen ,  zerfällt  in  acht 
Palmae  (pans). 

'^  Que  lesdits  draps  quatorzains  et  trezeins  p^sent  et  tlennent  la  forme 
du  poids  qui  est  ordonnl  au  consalat  de  La  Grasse  lorsqu'ils  doivent 
toe  marqu^s  du  plomb;   c'est  k  savoir  de  trente   et  sept  livres  ou  de 

XXXIIII  livres  qu'ils  p^ent  an  moins ; Que  tont  homme  et  toute 

personne  de  ladite  Tille  draps  faisant ÜEUssent  lesdites  draps  de  teile 

mesure  et  de  teile  lonffueur  que  quand  ils  sortiront  du  telier  ils  con- 
tiennent  par  les  deux  lisieres  quinze  canes  et  sU  pans.    Mahul  II  8.  499. 

^  Que  ils  puissent  faire  drap  de  vint  alnes  en  seize  cens  de  fines 
lainnes  que  peseront  cheaus  du  mestier  avant  que  ils  soient  parez  chacun 
trente  livres  en  balance;  et  drap  ou  dit  compte  de  grosses  laines  sans 
vilain  gart  qui  peseront  cheaus  du  mestier  aincois  que  il  soient,  chacun 
trente  et  deux  hvres  en  balance;  et  draps  de  trame  tainte  en  lainne,  en 
cbaienne  tainte  en  fill^,  ou  dlt  compte,  chascun  du  pois  de  trente  et  deux 
livres,  en  la  maniere  dessusdicte;  et  dem!  draps  oudit  compte  contenans 
dix  alnes  et  poisens  comme  dit  et  chascun  la'  moiti^  du  pois  desdictcSs  de 
vint  alnes  dessusdiz.    M6t.  3  S.  143.  r^^^^T^ 
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Es  hatte  sich  demnach  für  eine  bestimmte  Tuchsorte  auch 
eine  bestimmte  Tuch  länge  herausgebildet,  sodafs  die  von  einer 
Tucherstadt  angefertigte,  feststehende  Qualität  auch  ein  feststehen- 
des Stück mafs  bedingte.  Allgemein  unterschied  man  hierbei 
Bwischen  der  grant  moison  und  der  petite  moison,  den  grofsen 
und  den  kleinen  Tuchen.  Das  Stückmafs  ieder  Stadt  war  auf 
den  Messen  und  Märkten  bekannt  und  gehörte  zu  den  markt- 
gängigen Eigenschaften  der  Ware.  Die  Mannichfaltigkeit  der  Mafse 
war,  entsprechend  der  Verschiedenheit  der  Qualitäten,  sehr  grofs. 
Eine  Mafstafel  des  Jahres  1284  zählt  47  Städte  auf,  fUr  deren 
Tuche  im  ganzen  zwanzig  verschiedene  Abmessungen  geltend 

Die  Festsetzung  gültiger  Stückmafse  und  der  Übergang  zu 
abweichenden  StUcldängen  konnten  nur  durch  Statut  und  Privileg 
erfoken.  Die  Tucherstädte  hatten  zumeist  schon  im  dreizehnten 
Jahrhundert  ihre  festen  und  bekannten  Mafse.  Doch  kommt 
vereinzelt  der  Fall  vor,  dafs  noch  im  vierzehnten  Jahrhundert 
einer  Stadt  durch  Privileg  ein  Stückmafs  neu  veriiehen  wird.  Die 
Stadt  Caen  wandte  sich  im  Jahre  lo67  an  den  König  Karl  V., 
weil  iRr  bis  dahin  jede  Ordnung  i'ür  das  Mafs  der  Tuche  gefehlt 
hatte  und  liefs  sich  bestimmte  Abmessungen  durch  den  König 
privilegieren  ^.  —  In  den  gleichen  Formen  des  Privilegs  vollzog 
sich  die  Abänderung  eines  einmal  angenommenen  Stückmafses. 
Das  statutarische  Mafs  der  Tuche  von  Louviers  betrug  19V2  Ellen. 
Im  Jahre  1408  fühlten  sich  die  Tucher  von  Louviers  beschwert, 
weil  ihnen,  wenn  an  einem  Stück  eine  Kleinigkeit  zu  19^9  Ellen 
fehlte,  von  den  Käufern  gleich  ein  grofser,  unverhältnismäfsiger 
Abzug  gemacht  wurde.  Die  Tucher  wünschten  deshalb,  dafs 
ihr  Tuchmafs  künftiff  auf  1 9  Ellen  festgesetzt  werde  und  erwirk- 
ten sich  em  entsprechendes  Privileg,  das  im  Jahre  1409  die  könig- 
liche Bestätigung  fand^. 

1  Abfcedruckt  beiBourquelotlS.  254.  Es  kommen  folgende  Stück- 
mafse vor:  14  Ellen  dreimal,  15  £.  zweimal,  18  E.  einmal,  19  £.  dreimal, 
20  E.  einmal,  21  E.  einmal,  24  £.  dreimal,  25  E.  dreimal,  26  E.  dreimal, 
27  E.  fünfmal,  28  £.  viermal  29  £.  sechsmal,  80  K  neunmal,  81  E.  zweimal, 
34  E.  dreimal,  86  E.  einmal,  87  E.  einmal,  88  E.  dreimal,  40  E.  einmal, 
48  £.  zweimal. 

*  Comme  en  plnsieurs  bonnes  villes  de  nostre  Bojaume  seit  erdenk 
qne  chascan  drap  seit  de  certaine  moison  et  sign^e  de  certain  signe  de  plomb 

nr  eschiver  toutes  frandes  et  deffiuis  que  Ten  y  pourroit  commectre ;  et  en 
ite  TÜle  de  Caen  ou  Ten  euvre  d'ensiennete  grant  foison  du  mestier  de 
drapperie  et  de  sarger,  n'a  en  jnaques  k  ores  aucane  ordenance  de  moison 
ne  point  de  signet  ös  draps  et  sarger  qui  y  sont  faictes,  oa  ^rant  dommage 
da  peuple  et  de  ceulz  qni  les  acnetent  qui  cuident  que  icenlz  drai»  et 
SBTger  soient  tons  d'une  moison  en  long  et  en  1^;  et  il  y  en  a  plusieurs 
qm  sont  mendres  que  les  antres  et  pour  pourveoir  k  ce  et  aossi  aax 
iraudes  malices  et  inconveniens  qui  s'en  pourroient  ensaiir  ont  les  diz 
SQpplians  oa  aucans  d'eulz  avis^  certaine  oxtlenance  sar  ce.    Ord.  5  S.  105. 

*  Que  ilz  avoient  accoustum^  ou  temps  pass^  vendre  et  livrer  les 
gmns  draps  entiers  £aiz  en  ladicte  ville  et  sous  le  bouion  de  la  drapperie 
d'icelle  par  le  nombre  de  dix-neuf  aulnes  et  demie  k  laalne  de  Pans;  et 
pour  ce  que  qnant  il  avenoit  que  ilz  yendoient  et  livroient  jci 
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Es  fehlte  schliefslich  nicht  an  Kollisionen  in  der  Bestreitung 
und  Behauptung  der  Sttlckmafse.  Von  besonderem  Interesse 
hierfür  ist  ein  Streit,  der  in  den  Jahren  1361  und  1367  zwischeu 
den  Tuchern  von  Commines  und  denen  von  Ypem^  geführt 
wurde.  Die  Tucher  von  Commines  hatten  sich  im  Jahre  1361  ein 
Privileg  ausgewirkt,  wonach  es  ihnen  zustehen  sollte,  neben  ihren 
Tuchen  kleinen  Mafses  auch  Tuche  grofeen  Mafses  von  13^«  Viertel 
Breite  und  vierzig  Ellen  Länge  anzufertigen^.  Es  waren  dies 
aber  die  Mafse  von  Ypem.  Die  Tucher  von  Ypern  wandten  sich 
unter  Darlegung  des  Sachverhalts  an  den  König  Karl  V.  Der 
König  zog  darauf  das  zu  Unrecht  erlangte  Privileg  zurück,  unter- 
sagte den  Tüchern  von  Commines  die  Anfertigung  grofser  Tuche 
nach  den  Stückmaisen  von  Ypern  und  beschränkte  sie  auf  die 
ihnen  von  alters  her  zustehenden  Tuche  kleinen  Mafses^. 


par  le  nombre  desBusdit  en  ladicte  ville  de  Paris  la  foire  da  Landit  on 
ailleurs  et  il  escheoit  quo  lesdiz  draps  ou  aucans  d'iceolx  estoient  trouves 
plus  cours  de  demi  quartier  de  moins  ou  de  tr6s-peu  de  chose  les  marchaos 
qui  achetoient  ou  avoient  achettez  les  draps  dessusdiz  en  vouloient  grande- 
meut  plus  rabatre  de  Targent  de  cellui  ou  ceulx  qui  avoient  vendus  lesdiz 
draps,   dont  il  se  mouvoit  souvent  plusienrs  debas  noises  et  descore  entre 

les  vendeurs  et  les  achecteurs Pourquoi  nous  (bailli)  avons  ordonn^ 

et  ordonuons  entant  que  faire  le  povons  que  d^oresenavant  les  draps  de 
ladicte  ville  et  qui  seroient  faiz  soubz  le  boujon  d'icelle  ne  seroient  vendus 
plevis  ne  livrez  pour  plus  graut  nombre  que  de  XIX  aulnes  de  Paria  en 
quelque  lieu  ou  lieux  quMlz  seroient  vendus  ou  livrez.    Ord.  9  S.  442. 

1  DaCs  Ausländem  der  gleiche  Schatz  wie  Inländern  gewährt  wurde, 
haben  wir  schon  oben  S.  215  bei  Brüssel  gesehen. 

'  Nous  a  est6  ezpos^  que  conune  par  avant  le  temps  du  oonflet  qui 
avint  entre  Nous  et  les  Anglois  devant  Poictiers,  de  si  lonc  temps  qu*il  n'est 
memoire  du  contraire,  lesdits  drappiers  et  les  pr^decesseurs  d^iceulx  Kjent 
tousjours  faict  et  accoustum^  faire  paisiblement  sans  aucun  contredict  ou 
empeschement,  bons,  lojaulx  et  sounisants  draps :  c'est  as89avoir  ceulx  de 
la  grande  moison  de  treize  quartiers  et  demj  de  let  et  de  qnarante  aulnes 
de  long  en  l'ostille  et  soixante  et  quinze  portöes  chascune  port^e  de  vingt- 
quatre  fuils;  de  la  petite  moison  en  certaine  autre  fourme  et  maniere  ea 
avenant  par  eulx  accoustum^ :  les  quielz  draps  sifost  comme  faicts  estoioit 
bons  yrays  ou  loyaulx  de  la  fa^on  dessusdite  estoient  ou  devoient  estre 
scellez  ou  signez  du  s6el  ou  signet  de  laditte  ville  en  la  maniöre  ac- 
coustum^.    Ord.  12  S.  570. 

'  Oye  la  supplicacion  de  noz  bien  amez  PAdvou^  £schevin8  et  com- 
munaut^  de  la  ville  dlppre  requerrans  que  comme  aucuns  drappiers  de 
la  ville  de  Commines  soient  traiz  pardevers  Nous  ou  nostre  court  et  aient 
fait  exiraire  de  noz  registres  une  certeinne  Charte  ou  lettres  adre^ns  an 
Gouverneur  du  souverain  baillage  de  Lille  de  Douaj  et  de  Toumesis  oa 
Bon  Lieutenant;  laquelle  Chartre  ou  lettres  il  disoient  ä  eulz  avoir  est^ 
octroi^e  par  feu  nostre  tr^s  chier  Seigneur  et  pere  cjne  Dieox  absoille: 
par  vertu  dezquelles  disoient  et  maintenoient  avoir  hcence  de  faire  et 
povoir  faire  draps  de  la  grande  moison;  c^est  assavoir  de  trese  quartiers 
et  demi  de  large  et  quarante  aunes  de  long  et  par  ainsin  seroient  lesdiz 

draps  samblables  et  paraulx  aux  grans  draps  de  la  ville  d'Ippre; 

Nous,  oy  ledit  rapport,  par  la  deliberation  et  advis  de  nostre  conseii 
avous  orden^  et  oraennons  et  octroions  de  nostre  aactorit6  Royal  et  de 
certeinne  science  par  cez  presentes  que  dores-en-avant  lezdiz  de  Commines 
et  leurs  successeurs  ne  pourront  faire  ne  faire  £aire  lez  draps  deasosdis 
de  treze  quartiers  et  demi  de  large  et  de  quarante  aui^dellong;   nudz 
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II.    Die  Einbeziehung  des  Zeichenrechts  in  die 
königliche  Gesetzgebung. 

Die  Einbeziehung  des  Rechts  der  Verkehrszeichen  in  die 
königliche  Gesetzgebung  gehört  dem  vierzehnten  Jahrhundert  an ; 
während  des  dreizehnten  Jahrhunderts  fand  das  Königtum  noch 
wenig  Anlafs  zum  Eingreifen. 

In  das  Jahr  1 275  iUlt  indes  der  Versuch  Philipps  III.,  dem 
Gold-  und  Siiberstempel  eine  einheitliche  Ordnung  zu  geben.  In 
einer  Ordonnanz  über  das  Münzwesen  schrieb  der  König  Tor, 
da(s  1.  das  Silber  in  aUen  Städten  des  Reiches  in  der  Liötigkeit 
wie  in  der  Stadt  Tours  (bekannt  wegen  ihrer  Münze)  verarbeitet 
werden  solle  und  2.  dafs  im  übrigen  jede  Stadt  einen  eigenen 
Stadtstempel  fllr  Silberwaren  annehmen  solle  und  dafs  künftig 
kein  SUberschmied  den  Stempel  einer  fremden  Stadt  auf  seine 
Ware  setzen  dürfe,  bei  Verlust  des  also  gezeichneten  Gegen- 
standes \ 

Mit  dieser  Ordnung  hängt  ein  im  gleichen  Jahre  1275  er- 
lassenes Rundschreiben  zusammen,  das  allen  Gerichtsbehörden 
des  Reiches  befiehlt,  den  Goldschmieden  ihres  Bezirks  den  Ge« 
brauch  des  Stempels  der  Goldschmiede  von  Tours  zu  untersagen  '. 
Den  Anlafs  zu  aiesem  Rundschreiben  gaben  aber  nicht,  wie  bis- 
her angenommen  wird  ^,  Beschwerden  der  Goldschmiede  von  Tours 
über  die  Nachahmung  ihres  Stempels;  sondern  die  Verfügung 
verfolgt  den  gleichen  Zweck  wie  aie  eben  erwähnte  Ordonnanz, 
nämlich  die  Ordnung  eines  besonderen  Stempels  für  eine  jede 
Stadt  des  Reiches,  bei  im  übrigen  gleicher  Lötigkeit  des  Silbers. 
Aus  diesem  Grunde  verbietet  das  Rundschreiben,  den  Stempel 
▼on  Tours  auf  aurserhalb  der  Stadt  gefertigte  Gegenstände  zu 
setzen*.     Die  Vorschrift   steht  in  Verbindung   mit  einer   gleich- 

feront  et  ponrroDt  faire  petis  draps  en  la  maniere  qu'il  faisoient  en  ladicte 
▼ille  paravant  leurdicte  impetration.    Ord.  5  S.  9. 

'  VoiumuB  quod  in  omnibus  villis  ubi  arffCDtarii  operabuntur  de 
argento  quod  operentur  de  argento  afiinato  de  Calw  ecilicet  quemadmodum 
operatur  apad  Tar.  Et  quod  quelibet  villa  habeat  signum  suum  proprium 
et  qaod  duUus  faciat  Signum  alterius  et  quicumque  contra  hoc  lecerit 
amittet  argentum.    Ord.  1  S.  814. 

'  Quum  nobis  datum  sit  intelligi  quod  nonnuUi  aurifabri  in  lods  et 
iwtestatibus  vestris  commorantes  in  vasis  argenteis  que  fabricant  ponunt 
Bignmn  simile  signo  quod  aurifabri  castri  Turonensis  in  operibus  suis 
ponunt  et  ponere  consueverunt ,  mandamus  vobis  quatinus  districte  per- 
cipiatis  preoietis  aurifabris  in  potestatibus  vestris  commorantibus  quoa  de 
cetero  facere  talia  non  presument  illos  qui  contra  fecerint  graviter  punientes. 
«  Abschriit  erhalten  bei  Dom  Rousseau,  Chartes  d'Anjou  et  Touraine  VII 
No.  3276,  eitiert  beiChauvign^,  histoire  des  corporations  d'arts  et  m^tiers 
de  Touraine,  Tours  1885. 

^      'Chauyien^a.a.  0.  S.  23  und  Giraudet  histoire  de  Tours  1878, 
Band  1  S.  182. 

*  Die  Bestimmune  bezüglich  der  Annahme  eines  Stadtstempels  f&r 
die  Goldschmiede  wuroie  im  Jahre  1813  in  einer  Münzordnung  Phikppe  lY.    t 
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zeitigen  Regelung  des  Münzwesens  und  wurde  nicht  von  den 
Zünften  erbeten.  Die  Zünfte  selbst  scheinen  zu  jener  Zeit  noch 
keinen  weitergehenden  königlichen  Schutz  für  die  Abzeichen 
und  Merkmale  ihrer  Waren  nachgesucht  und  sich  mit  der  ört- 
lichen Bestätigung  ihrer  eigenen  Satzungen  begnügt  zu  haben  ^ 

Mit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  beginnen  cQe  Verbältnisse 
sich  zu  ändern.  Die  Verkehrsbeziehungen  steigerten  sich  fort- 
während. Der  örtliche  Schutz  wurde  bald  ungenügend  und 
vrirkungslos;  die  Zünfte  beginnen,  die  königliche  Bestätigung  für 
ihre  Verkehrszeichen  einzuholen  oder  sich  unmittelbar  königliche 
Privilegien  auszuwirken.  Im  Jahre  1317  ergeht  das  königliche 
Stempelprivileg  für  die  Tucher  von  Carcassonne.  Im  Jahre  1330 
bestätigt  der  König  die  Zeichen  der  alten  Tucherstadt  Chftlona 
und  schützt  sie  gegen  Nachahmung.  Die  Stempelung  des  Leders 
wurde  im  Jahre  1345  für  Paria  und  andere  Städte  Yom  König 
geordnet.  In  rascher  Folge  ergehen  von  jetzt  ab  die  königlichen 
Stempclprivilegien ,  insbesondere  fUr  das  Tuchergewerbe.  Seit 
der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  waren  die  Tucher  aufser 
Stande,  ein  Verkehrszeichen  ohne  königliches  Privileg  aufrecht 
zu  erhalten,  während  andererseits,  mit  der  Ausbildung  der  Zunft- 
ehrlichkeit (s.  unten  S.  242),  die  amtlich  gesicherte  Stempelung 
ftir  einen  geordneten  Betrieb  und  Absatz  unentbehrlich  gewor- 
den war. 

Das  königliche  Beamtentum  verstand  es,  diese  Gunst  der 
Verhältnisse  geschickt  auszunutzen.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  tragen  die  Stempelprivilegien,  die  wir 
zuvor  im  einzelnen  kennen  lernten,  fast  durchweg  die  königliche 
Unterschrift,  sei  es,  dafs  sie  als  örtliche  Vereinbarungen  dem 
König  zur  Bestätigung  unterbreitet,  sei  es,  dafs  sie  unmittelbar 
vom  König  erbeten  wurden.  Inländer  wie  Ausländer  stellten  ihre 
Zeichen  unter  königlichen  Schutz^.  Die  Statuten  jener  Zeit  er- 
kennen durchweg  an,  dafs  nur  der  König  die  zünftigen  Verkehrs- 
zeichen —  insbesondere  Stempel  und  Stückmafs  —  in  gültiger 
Weise  verleihen  könne. 

Bald  wurde  das  Ergebnis  mit  der  dem  französischen  Beamtentum 
eigenen   Schärfe  auch   äufserlich   bekundet   imd   festgelegt     Im 


wiederholt:   Et  voalons  et  ordennons  que  en  chascune  ville  oü  il  aura 

'    '  seront  faits 
faire  et  que 


orfevre,   ait  an  seioK  propre  pour  seigner  les  ouvratfes  aui  y  seront  faits 
et  sera  gard^  par  oeuz  pi-ud  hommes  establis  et  esleuB  a  ce  I 


UD  seinff  ne  ressemble  Tautre.    Ord.  1  S.  522  Art  10. 

^  S.  oben  die  Belegstellen  des  13.  Jahrhunderts.  Auf  die  Pariser 
Walker  bezieht  sich  ein  JLurzes  Regest  vom  Jahre  1273,  das  bei  Delisle, 
Restitution  d'un  volume  des  Olim  wiedergegeben  ist:  Aus  foalons  de 
Paris  es  hales  assign^  Uea  pres  des  tixerans  non  pas  ensemble  et  que 
autre  novellet^  ne  se  feroit  quant  anx  draps  de  layoe  soit  pour  le  pris 
ou  marque  (A.  d.  P.  I,  327).  —  Die  Tucher  von  Carcassonne  erklären  im 
Jahre  lö35,  dafs  sie  ihr  Zeichen  (s.  oben  S.  205)  „schon  seit  dreil«g 
Jahren  oder  länger"  führen.    (Ord.  2  S.  114). 

«  8.  oben  S.  215  und  222.  ^  , 
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Jahre  1376  wird  zum  ersten  Mal  in  einem  königliehen  Privileg 
der  Bechtasatz  ausgesprochen,  dab  nicht  die  Zunft,  sondern 
der  König  allein  das  Siegel,  das  die  rechte  Schau 
und  den  ehrlichen  Ruf  der  Ware  verbürgt,  mit 
verbindlicher  Kraft  anordnen  könne^.  Das  wichtige 
Recht  war  hiermit  dauernd  der  königlichen  Gesetzgebung  ein- 
gegliedert. 

In  derselben  Richtung  wie  das  administrative  wirkte  nun 
bei  dieser  Entwicklung  das  fiskalische  Moment.  Die  Stempelung 
gab  Anlafs  zur  Erhebung  einer  Abgabe,  die  zuerst  nur  als  eine 
Gtebtlhr  fUr  die  Auslagen  und  die  Mühewaltung  der  Schaubeamten 
Auftrat,  bald  aber  schrittweise  gesteigert  wurde.  Wie  nun  die 
Zünfte  unfähig  waren,  aus  eigener  Macht  ein  Zeichen  zu  behaupten, 
80  war  es  ihnen  auch  nicht  möglich,  selbständig  eine  Abgabe 
aufzulegen  oder  zu  erhöhen.  Auch  hieHUr  bedurfte  es  der  könig- 
lichen Verleihung.  Diese  Privilegienerteilung  wurde  frühzeitig  be- 
nutzt, um  den  Ertrag  aus  dem  Stempel  —  das  droit  de  marque  — 
anteilig  oder  ganz  dem  König  zuzuwenden. 

In  dem  Stempelprivileg  ftir  Caen  vom  Jahre  1367  wird  dem 
König  von  jedem  zu  siegelnden  Stück  Tuch  eine  Abgabe  von 
zwei  Denaren,  von  jedem  Stück  Sarsche  ein  Denar  vorbehalten  ^. 
In  Harfleur  beansprucht  der  König  von  jedem  halben  Stück 
Tuch  zwei  Denare^.  Die  neue  Tuchmacherei  von  Rouen  ent- 
richtet dem  König  laut  Privilegs  von  1381  vier  Denare  für  jedes 
Siegel,  wogegen  die  Zunft  das  Recht  empfangt,  für  ihre  eigene 
Recnnung  gleichfalls  vier  Denare  zu  erheben  ^.     Da  es  sich  hier- 


1  Afb  que  par  ledit  seel,  qai  est  tesmoienage  de  bonne  visitacion 
et  qua  les  diz  draps  soient  tenuz  pour  bons  et  Dien  hiz ,  lesdictes  orden- 
nances  qni  sont  bonses  et  proffitables  poissent  estre  teones,  laquelle  chose 
il  (les  drapiers)  ne  ponrroient  faire  et  ordener,  se  sur  ce  par  Nous  ne 
Jeur  estoit  poarveu  et  donn^  auctorit6  et  licence,  d  comme  ilz  (drapiers) 
dient    Ord.  6  S.  307. 

*  C'est  aasavoir  que  les  diz  aarser  £bu8  et  faicte  k  ladicte  Tille  de 
Caen  soient  sien^s  et  sign^es  k  un  des  bous  de  certain  eigne  de  plomb 
qoi  sera  ordene  sur  ce;  et  que  d'oresenavant  Nous  aurons  et  prendrons  sur 
chascun  drap  II  deniers  et  bot  chascun  sarge  I  deoier  qui  seront  levez 
en  Dostre  nom  et  k  noetre  prouffit  par  celui  qoi  portera  oa  mettera  ledit 
sigDet     Ord.  5  8.  105. 

^  Et  par  ce  Nous  seront  denz  et  paiez  d'oresenavant  k  tousjours  mais 
ppur  chascan  demi  drap  qui  sera  fait  tissuz  lav^  et  foul^  en  ycelle  ville 
comme  dit  est  deuz  deniers  tourDois  qui  par  ledit  vicomte  ou  ses  commis 
et  deputez  sur  ce  de  par  Nous  seront  receuz  et  mis  k  noetre  proffit  et 
demaine  (domaine).    Ord.  6  S.  197. 

^  £t  se  11  plaisoit  au  Roy  nostre  S.  que  eulz  eussent  un  sei  dnquel 
tous  les  draps  de  la  drapperie  foraine  dessus  dicte  grans  et  petits  bons 
et  loialz  feussent  seellez  et  marquez  quant  bons  et  loyalz  seroient  trouvez 
par  paiant  au  Roy  nostre  S.  quatre  deniers  par.  de  chascun  drap  ainsi 
seellee  contenant  diz-neuf  aulnes  de  Paris  et  des  mandres  mains  k  la  value. 
Item  eussent  lesdictes  gens  maison  convenable  pour  ce  faire  et  quatre  de- 
niers par.  de  chascun  drap  comme  dessus  tant  pour  le  plon  que  jpour  le 
loyer  d'icelle  maison  et  le  service  des  diz  jurez.    Ord.  6  S.  660>    Ge-  , 

Forschungen  XVII  2.  -  Eberetadt.  Digitizlcfloy  VjOOglC 


226  XVII  2. 

bei  um  eine  dauernde,  regelmäfsig  zu  entrichtende  Abgabe  handelte, 
traten  die  hieraus  hervora;ehenden  BezUee  von  sdber  unter  die 
domanialen  Einkünfte,  wie  cQes  übrigens  in  dem  Privileg  fbr  Eburfleur 
ausdrücklich  gesagt  ist. 

Ein  breiter  Weg  hatte  sich  hiermit  dem  Königtum  geöflhet, 
um  in  das  Zunftrecht  einzudringen ,  <  und  zwar  wurde  hier  keine 
formale,  sondern  eine  materielle  Einwirkung  auf  das  Qewerberecht 
begründet.  Die  Regelung  des  Zeichenwesens  überlieferte  dem 
KOni^m  den  Mittelpunkt  des  zünftlerischen  Betriebes,  die  ge- 
werbliche Technik  und  die  Gewerbeschau,  und  eröffnete  zugleich 
eine  —  später  allerdings  über  alle  Gebühr  angespannte  —  Quelle 
des  Einkommens.  Die  Tragweite  der  hiermit  erworbenen  Beftig- 
nisse  trat  bald  genug  hervor;  in  der  steigenden  Zahl  wie  in  dem 
veränderten  Inhalt  der  Privilegien  zeigt  sich  die  Herrschaft  der 
staatlichen  Gesetzgebung  ^ 

btthren  fUr  die  Stempelcmg  werden  ferner  erwähnt  Ord.  6  S.  95  Saint-L6; 
Ord.  11  S.  11  Chartres;  Ord.  13  8.  68  Rouen;  Ord.  18  S.  878  ßourges; 
Ord.  19  S.  395  Rouen;  Ord.  20  S.  93  Angers. 

'  Aus  der  späteren  Entwicklung  der  im  obigen  behandelten  Materie 
sei  hier  noch  eine  besondere  Einzelheit  hervorgehoben.  Auf  dem  von  der 
Zunft  ausgebildeten  and  vom  Staate  übernommenen  Schau-  und  Stempel- 
wesen  beruht  unmittelbar  das  staatliche  Gewerbeinspektorat  des  sieb- 
zehnten und  achtzehnten  Jahrhunderts,  nebst  den  damit  verknüpften 
Verkehrsabgaben ,  die  unter  ilirem  alten  Namen  droits  de  marque  in  der 
Gewerbe-  und  Finanzgeschichte  Prankreichs  eine  hervorragende  Stelle 
einnehmen.  Unter  den  droits  de  marque  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
sind,  neben  dem  Tuchstempel,  die  bekanntesten: 

der  Lederstempei  (marque  des  cuirs), 

der  Eisen-  und  Stahlstempel  (marque  de  fer), 

der  Gold-  und  Silberstempel  (marque  d'or), 

der  Papierstempel  (marque  sur  les  papiers  et  cartes,  zu  unterscheiden 
von  dem  ^ielkartenstempel), 

der  Leinwandstejnpel  (marque  des  toiles). 

Es  sind  dies  sämmtlich  Fabrikatstempel,  die  mit  der  Gewerbeschau 
zusammenhängen.  Die  in  der  Litteratur  aes  achtzehnten  Jahrhunderts 
vertretene  Meinung,  dafs  der  Eisenstempel  auf  dem  Bergwerksregal  beruhe, 
bedarf  kaum  der  Zurückweisung;  vgl.  übrigens  die  Edikte  Karls  IX.  y. 
1563,  Fontänen  2  S.  445,  Heinrichs  IV.  v.  1601,  Isambert  XV  S.  258 
Art.  2  und  Band  XVI  S.  184,  Ludwigs  XIII.  v.  1626,  Isamb.  XVI 
S.  183  und  die  späteren  Reglements.  Über  einige  andere  droits  de  marque 
y^l.  Savarj,  v.  Mareen e.  Ein  Jahrzehnt  lang  hat  auch  eine  Marque  des 
Cnapeaux  bestanden,  die  im  Jahre  1690  eingeführt  wurde,  als  unvermeid- 
licher Begleiter  einer  damals  erlassenen  Betriebsordnung,  die  den  Hnt- 
fabriken  verbot,  Vigogna  mit  Bieberhaar  gemischt  zu  verarbeiten.  Vor- 
schrift und  Marke  wurden  im  Jahre  1701  aufgehoben,  Forbonnais  II 
8.  54  und  104.  —  üeber  die  Stempelung  der  Tuche  und  der  Wirk  waren 
im  achtzehnten  Jahrhundert  vgl.  Savary  v.  Reglement 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Versammlungsrecht  der  Handwerker  und  der 
Handwerkerschaften. 


Zu  einer  Versammlung,  welche  die  Behandlung  von  Gewerbe- 
angelegenheiten zum  Gegenstand  hat,  können  einerseits  einzelne 
Handwerker,  gleichviel  ob  sie  im  übrigen  organisiert  sind  oder 
nicht,  andererseits  organisierte  Handwerkerschaften  als  solche  zu- 
sammentreten. Von  dem  Versammlungsrecht  der  Handwerker 
ohne  jede  Rücksicht  auf  ihre  Organisation  werden  wir  in  dem 
vorliegenden  Kapitel  nur  zu  Anfang,  weiterhin  dagegen  haupt- 
sächlich von  dem  Versammlungsrecht  der  Handwerkerschaften 
(Ämter,  Zünfte,  Gesellenverbände,  Bruderschaften)  zu  sprechen 
haben. 

Eine  grundsätzliche  Regelung  der  gesamten  Materie  hat  in 
Frankreich  während  des  dreizehnten  und  bis  zur  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  nicht  stattgefunden  und  läfst  sich  auch  im 
einzelnen  aus  den  Quellen  nicht  entnehmen.  Gelegentlich  der 
vereinzelten  Aufhebungen  von  Zünften  und  Bruderschaften  wurden 
regelmäfsig  allgemeine  Versammlungsverbote  flir  alle  Handwerker 
Ausgesprochen  ^ ;  diese  Verbote  schufen  jedoch  keinerlei  dauerndes 
Recht.  Es  handelte  sich  hierbei  lediglich  um  Mafsregeln  eines 
vorübergehenden  Ejingrifls,  die  man  in  erregten  Zeiten  anordnete 
und  nach  Herstellung  ruhiger  Zustände  wieder  verliefs. 

Die  Rechtsanschauung,  wie  sie  sich  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert ausgebildet  hatte  und  bis  zur  Mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts erhielt,  anerkennt  keine  allgemeine,  subjektive  Berech- 
tigung der  Handwerker,  sich  zu  versammeln;  ebensowenig  aber 
bäteht  ein  unbedingtes  Versammlungsverbot.  Das  Recht  jener 
Zeit  betrachtet  die  Handwerksversammlungen  überhaupt  stets  nur 
indirekt;  direkt  wird  immer  nichts  weiter  erfaist  als  der  Zweck, 
m  dessen  Erreichung  die  Versammlung  stattfindet  Je  nach  dem 
Inhalt  der  zu  treffenden  Absprachen  werden  die  Versammlungen 


1  Vgl  Ord.  1  S.  428  (A.  1305).  ^  . 
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selbst  unterschieden  in  solche  eu  erlaubten  und  in  solche  zu  un- 
erlaubten Zwecken. 

Gemeines  Recht  bestand  im  dreizehnten  Jahrhundert  nur  mit 
Bezug  auf  die  Versammlungen  zu  unerlaubten  Zwecken. 
Mit  vieler  Schärfe  und  mit  einer  Charakterisierung,  die  noch 
heute  des  Interesses  nicht  entbehrt,  wird  der  Begriff  der  uner- 
laubten Absprachen  von  Beaumanoir  entwickelt.  Eine  Ver- 
bindung wider  den  gemeinen  Nutzen  ist  nach  Beaumanoir  dann 
vorhanden,  wenn  Handwerksleute  sich  untereinander  verpflichten, 
Preise  und  Arbeitslöhne  zu  erhöhen,  unter  gleichzeitiger  Anwen- 
dung von  Zwang  und  Drohungen  wider  die  nicht  beistimmenden 
Genossen.  Solches  Vorgehen  viriderstreitet  dem  gemeinen  Recht 
Die  Behörden  sind  deshalb  gehalten,  gegen  derartige  Verbindungen 
auf  das  nachdrücklichste  einzuschreiten,  durch  Einkerkerung  der 
Beteiligten  und  durch  Verhängung  hoher  Geldstrafen  ^ 

Versammlungen  zu  dem  Zweck  der  zuvor  bezeichneten  Ab- 
sprachen, gleichviel  ob  von  organisierten  oder  nicht  organisierten 
Ilandwerkem  veranstaltet,  sind  unbedingt  und  überall  unerlaubt  und 
strafftlllig.  Die  Urkunden  erwähnen  die  unerlaubten  Absprachen 
und  Versammlungen  überaus  häufig.  Die  angewandten  Bezeich- 
nungen fiir  die  Absprachen  lauten  Monopolia,  conjuraciones,  dann 
gueude,  takehan  (Nordfrankreich),  rassa  vel  trassa  (Südfrankreich). 
Der  Ausdruck  assembl^  wird  vielfach  gebraucht,  um  in  präg- 
nanter Weise  eine  Versammlung  zu  unerlaubten  Zwecken  zu  be- 
zeichnen^. —  Die  von  Beaumanoir  hierfiir  kundgegebene  An- 
schauung ist  für  das  ganze  Mittelalter  die  herrschende  gebUeben. 

Für  die  Versammlung  zu  erlaubten  Zwecken  besteht  dag^en 
zunächst  kein  gemeines  Recht,  sondern  nur  die  vereinzelte,  oft 
noch  örtlich  ungleichmäfsige  Übung,  die  erst  nach  der  Mitte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  durch  eine  einheitliche  —  jedoch  dem 
Versammlungsrecht  durchweg  ungünstige  —  Auffassung  verdrängt 
wurde  ^.     Die  erlaubten  Zwecke  umgreifen  die  gesamte   normide 


1  Aliance  qui  est  fete  contre  le  common  porfit,  si  est  quant 
aacunne  maniere  de  gent  fiancent  ou  creantent  ou  convenencent  qu'il 
oaverront  plus  k  ei  bas  fuer  comme  devant  aiDs  croiasent  le  fiier  de  lor 
auctorit^  et  acordent  qu'il  n'ouverront  por  mains  et  metent  entr'ax  peine 
ou  manaces  sor  les  compaignons  qui  lor  aliance  ne  tenront;  et  ainsi  qui 
se  lor  souferroit,  seroit  ce  contre  le  droit  commun,  ne  jamös  bons 
marci^s  d'ouvrages  ne  seroit  fes;  car  eil  de  ^aseun  mestier  s'enbrceroient 
de  penre  plus  grans  loiers  que  reson  et  U  commune  ne  se  pot  soufrir 
qae  li  onvrages  ne  soit  fet.  Et  porce  si  tost  qne  tix  aliances  vienent  k  le 
connissance  du  sovrain  ou  des  autres  segneurs  il  doivent  geter  le  main 
k  toutes  les  persones  qui  se  sunt  assenties  k  tix  aliances  et  tenlr  en  longe 

¥>ri8on   et  destroite;   et  quant  il  ont  eu  longe  painne  de  prison  on  pot 
ever   de    cascunne   personne   soixante    saus   d'amende.     Beaumanoir 
Cap.  XXX  §  62  S.  430. 

^  S.  unten  die  Bele^tellen. 

'  Die  Annahme  Puibaraud's  (L^islation  sur  le  droit  de  röunion 
en  France,  S.  A.  aus  der  Revue  gdn^rale  d'Administration  S.  5) :  La  juris- 
prudence  ne  cessa  pas  de  consacrer  conune  droit  commun^que  taute  as- 
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Thätigkeit  des  Handwerkerverbandes,  soweit  hierbei  ein  unmittel- 
bares Zasammenwirken  der  Oenoeaen  in  Erscheinung  tritt.  Das 
Vorsamailungsrecht  bildet  demnach,  was  hier  nicht  näherer  Aus- 
fthrung  bedarf,  eine  der  wesentlichen  Voraussetzungen  für  die 
Selbständigkeit  der  Handwerkerschaft. 

Ich  verzeichne  hier  zunächst  die  urkundlichen  Berichte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  und  bis  zur  Mitte  des  yierzehnten  Jahr- 
hunderts, d.  h.  also  bis  zu  dem  Zei^unkt,  der,  wie  wir  später 
sehen  werden,  einen  Abschnitt  in  der  Ikitwicklung  des  Versamm- 
Inngsrechts  bildet.  Die  Angaben  sind  nach  Städten  geordnet, 
sodab  die  Vorschriften  über  die  beiden  Kategorien  von  ELand- 
werksversammlungen  jeweils  nebeneinander  stehen. 

Unter  den  Quellen  des  dreizehnten  Jahrhunderts  behandeln 
die  Statuta  Massiliae  das  Versammlungsrecht  der  ZUnfte  am  aus- 
führlichsten. Die  Statuta  unterscheiden  die  Absprachen,  und 
dementsprechend  die  Versammlungen  der  Handwerker  in  erlaubte 
und  in  geheime.  Als  unerlaubt  gelten  die  Absprachen,  die  ohne 
den  ausdrücklichen  Willen  und  die  Zustimmung  des  Rektors  von 
Marseille  und  aller  Ratsherrn,  oder  zum  mindesten  der  Mehrzahl 
derselben,  getroffen  werden ^  Diesen  geheimen  Absprachen  der 
Handwerker  soll  auf  das  eifrigste  nachgeforscht  werden;  strafbar 
ist  insbesondere  jede  Verbindung  zum  Zweck  von  Verabredungen 
über  Kauf  und  Verkauf,  über  die  Bedingungen  oder  über  die 
Niederlegung  der  Arbeit  ^.  Im  übrigen  kennt  aber  die  Verfassung 
▼on  Marseille  einen  allgemeinen  Handwerker- Ausschufs  von  hundert 
Meistern,  die  centum  capita  ministeriorum ,  die  von  den  Hand- 
werkern selbst  gewählt  wurden.  Die  Capita  Ministeriorum  hatten 
das  Recht,  sich  jederzeit  zu  versammeln,  des  Sonntags  regelmälsig 
und  in  der  Woche,  wenn  es  den  Septimanarii  (Wochenvorstand) 
erforderlich  schien;  sie  durften  femer  zu  einer  rechten  Sache 
selbständig  ihre  Zünfte  zusammenberufen,  mit  oder  ohne  Glocken- 
geläut ^.     Wir  haben  also  hier  ein  verfassungsmäfsig  gewährleiBtetes 

sembl^e  qni  ne  se  faisait  pas  dans  le  dessin  de  porter  aucun  troable  ne 
devait  pas  6tre  punie"  ist  nicht  quell engem&fs ,  wie  sich  aus  der  fol- 
genden Darstellung  ergeben  wird. 

*  Constitaimus  ut  rector  vel  consules  Massilie  qui  pro  tempore 
erunt  omnes  teneantur  diligenter  inquirere  coniuracionee  et  rassas  seu 
sacramenta  facta  super  pactionibus  vel  statutis  improbandis  qualiter- 
camque  factis  inter  homines  civitatis  Massilie  ministeriales  seu  otficiales 
alicuiuB  ministerii  seu  aliquos  alias  et  illa  inventa  quam  citius  dissolvant 

sive  dissolvi  faciant Et  hec  intelligimu»  de  illis  sacra- 

mentis  que  sine  voluntate  et  permissione  rectoris  aut  consulum  Massilie 
com  consilio  et  voluntate  omnium  consiliariorum  Massilie  vel  maioris  par- 
tis  eommdem  publice  electoruro  fierent    Stat  M.  IV  S.  159. 

'  St  qoi  conjnracionem  illicitam  vel  promiasionem  inter  se  facerent 
cum  sacramento  de  emendo  vel  vendendo  rem  aliquam  vel  de  operando 
vel  non  operando  et  hec  iaciant  sine  voluntate  ezpressa  rectoris  vel  con- 
Bulam  Massilie  vel  maioris  partis  eonim  qoi  pro  tempore  fuerint  et  eomm 
consiliariorum  singuli  in  XA  sol.  regal.  puniantur.    Stat.  M.  IV  S.  161. 

'  Qui  predicti  centum  capita  ministeriorum  habeant  potestatem  con- 
veniendi  et  teneantur  con venire  singulis  diebus  dominicis  in  dom<rho8Ditalj 
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Versammlungsrecht,   das  seine  Grenze  nur  an  dem  Verbot  des 
Mifsbrauchs  su  unerlaubten  Zwecken  &nd. 

In  Montpellier  sind  nach  dem  Stadtrecht  von  1204  alle  Ab- 
reden unter  Gewerbetreibenden,  als  Monopolien,  auch  mit  dem 
Doppelausdruck  rassa  vel  trassa  bezeichnet,  untersag ^.  —  In 
Douai  verbieten  die  Stadtschöffen  im  Jahre  1244  jede  geheime 
Verbindung  der  Handwerker^.  —  Eigenmächtige  Versammlungen 
von  Handwerkern  ohne  Erlaubnis  der  Vorsteher  oder  des  Stadt- 
rats werden  in  Toulouse  im  Jahre  1288  untersagt®.  —  Den 
Walkerknechten  von  Paris  wird  im  Livre  des  Mätiers  jede  Ver- 
sammlung und  Absprache  verboten^.  Die  Sattler  dagegen  ver- 
zeichnen in  demselben  Statutenbuch,  dafs  die  Geschworenen  das 
Gewerk  aufbieten  und  versammeln,  wenn  sie  des  Rats  der  Hand- 
werksmeister bedürftig  sind ;  und  dals  der  Prevost  ihnen  auf  Ver- 
langen einen  Gerichtsdiener  stellt,  um  die  Säumigen  herbeizu- 
holen'^. —  In  St  Omer  wird  durch  einen  Ratsbefehl  allen  An- 
gehörigen des  Handwerkerstandes  untersagt,  Versammlungen  zu 
veranstalten,  bei  sechszig  Livres  Strafe  oder  Verbannung  auf 
Lebenszeit^.  Femer  wird  den  Handwerkern  verboten,  sich  über 
irgendwelche  Beschlüsse  zu  verständigen,  die  von  den  Beteiligten 
geheim    zu   halten   waren''.     Obwohl  in  dem   Ratsbefehl   ganz 


sancti  Spiritus  Massilie  vel  alibi  infra  Massiliam  ubicumque  voluerint  et 
ad  hoc  faciendiim  et  conTeniendum  se  in  dicto  loco  vel  alibi  ad  pnl- 
sacionem  campane  ipsorum  vel  cum  per  ouncios  re^uisiti  fuerint  teneantur 
speciali  sacramento  venire.  Si  vero  ali(]^ua  utih  causa  et  necessaria 
yideretur  septimanariis  ipsorum  capitum  mmisteriomm  quod  convenirent 
dicta  capita  ministeriorum  infra  ebdomadam  quod  liceat  eis  hoc  facere 
eciam  omnibus  vicibus  quibus  eis  visam  fuent  et  placuerit  ubicumque 
voluerint  se{>timanarii  de  nocte  vel  die  sdlicet  omnia  capita  ministeriorum 
vel  partem  ipsorum  mlxtim  cum  ailiis  probis  viris  civitatis  Massilie  vei 
sine  aliis  ad  sonum  campane  eorum  vel  sine  campana.    Stat.  M.  2  S.  178. 

^  Monopolium  vel  rasza  vel  trasza  nullatenus  fiat.  Thal.  S.  44 
Art.  67.  Die  Bezeichnung  rassa  vel  trassa  bt  in  Montpellier  und  Mar- 
seille vielfach  üblich.    Vgl.  auch  Ducange  vv.  citt. 

'  On  fait  ie  ban  ke  nus  ne  soit  si  hardis  en  toute  ceete  vile  borgois 
ne  bor^oises  ne  serjans  ne  baissielle  ki  face  takehan  et  kicunques  le  feroit 
il  kieroit  el  fourfait  de  LX  Hb.  et  seroit  banis  nng  an  de  le  vile.  £t  se 
nus  a  fait  takehan  kii  le  defface  sour  le  fourfait  de  LX  Üb.  et  sour  banir 
ung  an  de  le  vile;  et  kicunques  feroit  asenläe  encontre  ie  vile  de  quel 
mestier  ke  ce  tust  ii  seroit  en  cel  meisme  fourfait    Taillar  S.  119. 

^  Quod  aliquis  frenarius  non  sit  ausus  amassare  congregationem  ali- 

3uam  ratione  seu  occasione  dicti  ministerii  absque  voluntate  baiulorum 
icti  ministerii  vel  consulum  Tholosae,    Du  Bours  S.  24. 

^  Li  vallet  doivent  aler  k  la  place  devant  dite  sanz  asambl^  et 
sanz  banie  &  Theure  devant  dite.  L.  d.  M.  Tit  53  Art  9 ;  s.  auch 
eb.  Art  8. 

^  Belegstelle  s.  oben  S.  137  Anm.  1. 

^  On  a  command^i  ke  nul  homme  de  mestier  fachent  asambleie,  sour 
bc  lib.,  et  s'il  ne  peusent  paiier,  on  les  baniroit  hors  de  le  vile  k  tous- 
jours.    Giry  S.  53)  Art.  474. 

"^  On  a  commandei  sor  tous  tainteliers  ke  il  ne  fachent  nul  acort  ne 
core  ke  se  on  puet  savoir  par  temoins  et  par  leur  entendement  Giry 
S.  532  ArtL  420. 
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allgemein  von  Asambleie  gesprochen  wird,  so  betrifift  das  Verbot 
doch  nur  die  Versammlungen  zu  unerlaubten  Zwecken.  Im 
Gegensatz  hierzu  haben  die  Zunftvorsteher  von  St.  Omer  das 
Recht  y  Eur  offenen  Behandlung  von  Handwerksangelegenheiten 
die  Handwerksgenossen  zu  laden  und  die  Ausbleibenden  mit  sechs 
Denaren  zu  bü(8en^  —  Den  Webern  von  La  Orasse  wird  im 
Jahre  1802  das  Versammlungsrecht  gewährt  ad  negotia  dictae 
artis*. 

Mehrfach  findet  sich  die  Vorschrift^  dafs  zur  Erledigung  der 
Verwaltungsangelegenheiten,  und  insbesondere  der  Qerichtsge- 
Schäfte,  nicht  das  ganze  Gewerk,  sondern  nur  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Handwerkern  versammelt  werden  darf.  So  wird 
bei  den  Tüchern  von  Carcassonne  im  Jahre  1317  bestimmt,  dals 
die  Zunftvorsteher  nur  zwölf  Meister  aus  der  Zunft  zusammen- 
berufen sollen;  was  sie  mit  diesen  gemeinsam  entscheiden,  soll 
für  das  ganze  Handwerk  bindend  sein^.  In  Amiens  wird  im 
gleichen  Jahre  flir  die  Fleischer  verftigt,  dafs  die  beiden  Zunft- 
meister zu  ihren  Gerichtsgeschäften  nicht  mehr  als  zwanzig  Hand- 
werksgenossen, und  diese  nur  mit  Erlaubnis  der  Ratsbehörde, 
versammehi  dürfen^.  Die  Einberufung  der  Zünfte  konnte  in 
Amiens  nur  auf  Grund  eines  Befehls  ivon  Bürgermeister  und 
Schöffen  erfolgen*.  Durch  eine  Ratsverordnung  aus  dem  vier- 
zehnten  Jahrhundert   wird    insbesondere  jede   Verbindung    der 

^  Li  corier  ont  pooir  de  eslire  uu  d'eos  ponr  conistable  et  li  conistableß 
a  ^ooir  de  mander  chaus  du  mestier  k'il  vien^ent  k  lui  pour  faire  et 
traitier  les  besoiRnes  du  mestier  et  ki  n'i  verroit,  seroit  k  VI  d.,  s'il  ne 
pooit  monfitreir  k'il  eut  loial  eosoigne  par  sen  sennent.  Giry  S.  563 
Art.  700. 

^  Quod  omnes  magistri  dicte  artis  in  villa  Crasse  teneantnr  convenire 
ad  coneUium  pro  negociis  dicte  artis  et  non  pro  aliis  ad  recjuisitionem 
prepositomm  dicte  artis  vel  alterius  ipsorum  vel  eorum  nuncij  speciaiis: 
contrarium  vero  facientes  pena  dnodecim  denariorum  puniantur.  Mahul  2 
S.  468. 

'  Petunt  quod  pro  bono  statu  patrie  in  postemm  conservando  ipsis 
paratoribus  et  arti  pararie  concedatur  de  ^acia  speciali  quod  quicquid 
Buprapositi  ministerio  pannificii  et  arti  pararie  de  consilio  duodecim  para- 
torum  qaos  secum  duxcrint  evocandos,  sea  major  pars  eorum,  super  factis 
bonum  statum  et  utiUtatem  publicam  ministerii  pannificii  et  artis  pararie 
tangentibus  auctoritate  regia  sibi  in  bac  parte  commissa  concorditer  non 
aliter  ordinabunt  nullam  tarnen  juridictionem  seu  iuridictionis  ezercitium 
propter  boc  ezercendo,  hoc  simiiiter  ab  omnibus  alüs  paratoribus  et  alüs 
(|uibuscumque  in  arte  pararie  constitutis  servabitur  sine  contraditione  vel 
infractione  quacumque  ac  si  ab  omnibus  paratoribus  esset  more  solito 
concorditer  ordinatum.  Ord.  11  S.  453. 
*  S.  oben  S.  159. 

'  Eorduanerstatut  von  1345:  Que  au  marqui^  chascun  toume  k  sen 
tour  et  viengne  k  toutes  semonses  d'assamblees  qui  du  command  du 
maieur  et  eschevins  seront  faictes.  Tbierr^  I  8.  517.  Flufsfiscberei- 
Btatut  von  1348:  Que  toutes  les  fois  que  le  maieur  d' Amiens  commandera 
aux  maieurs  de  leditc  baniere  que  ilz  ässamblent  leur  comun  que  tous 
ceulz  de  ladite  baniere  viennent  au  mandement  de  leursdits  maieurs  quant 
£ftit  scavoir  leur  ara  sur  XIII  den.  d'amende  k  estre  applicquiez  au  prouffit 
de  ledite  baniere.    Thierry  I  S.  536  Art.  5. 
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Tucher,  sowie  jede  Zusammenkunft  von  mehr  als  vier  Personen 
verboten^.  — 

Für  die  Versammlungen  zu  dem  besonderen  Zweck  der 
Vorsteherwahl,  von  denen  wir  später  mehr  hören  werden, 
geben  die  Urkunden  für  die  Zünfte  keine  näheren  Vorschriften. 
Die  magisterialen  Handwerkerschaften  wählten  ihre  Geschworenen 
in  Gegenwart  des  Magisters,  in  einer  von  ihm  zu  diesem  Zweck 
berufenen  Versammlung^.  Bei  den  Zünften,  die  das  Wahlrecht 
besitzen  ^,  verzeichnen  die  Urkunden  entweder  schlechthin  dieses 
Recht  ^  oder  sie  sagen,  dafs  die  Geschworenen  du  commun  assen- 
tement,  par  le  commun  du  mestier,  gewählt  werden^. 

Ob  bei  den  Zusammenkünften  der  Bruderschaften  damals 
eine  ständige  Aufsicht  geübt  wurde,  mag  zweifelhaft  erscheinen; 
für  eine  später^  zu  erwähnende  Aufzeichnung  der  Pariser  Tucher 
steht  nicht  fest,  ob  sie  thatsächlich  —  wie  dort  gesagt  ist  —  das 
alte  Herkommen  genau  aufzeichnet.  — 

Wenn  wir  die  voraufgehenden  Angaben  zusammenfassen,  so 
zei^  sich  eine  Gleichartigkeit  der  Vorschriften  nur  mit  Bezug 
auf  die  Versammlungen  zu  den  als  gemeinschädlich  geltenden 
Zwecken.  Solche  Versammlungen  sind  unbedingt  verboten;  die 
örtlichen  Statuten  stimmen  darin  durchweg  überein.  Für  die 
Versammlungen  zu  erlaubten  Zwecken ,  wie  die  Erledigung  von 
Korporationsgeschäften  und  Hand  Werksangelegenheiten  im  weiteren 
Sinne,  besteht  dagegen  ein  örtlich  verschiedenes  Recht,  dessen 
Grenzen  in  Marseille  am  weitesten,  in  Amiens  am  engsten  gezogen 
erscheinen.  Öfters  wird  den  Zunftvorstehem  das  Recht  zuge- 
billigt, die  Handwerksgenossen  vollzählig  oder  auch  in  beschränkter 
Zahl  zu  laden  und  die  Ausbleibenden  mit  Bufse  zu  belegen.  Das 
Versammlungsrecht  der  Zünfte  wird  regelmäfsig  nicht  als  ein 
ursprüngliches,  sondern  als  ein  abgeleitetes  dargestellt  Im  ganzen 
läfst  sich  indes  sagen,  dafs  man  die  Versammlung  innerhalb  der 
üblichen  Grenzen  unbehelligt  gewähren  liels,  solange  die  Zu- 
sammenkünfte nicht  benutzt  wurden,  um  geheime,   dem  Nutzen 


^  Qua  nulz  dudit  mestier  de  draperie  ue  autre  ne  facent  gaeude  ne 
aasembl^  ne  De  se  aasemblent  plus  de  III[  personnes  ensamDie  ne  ne 
fassent  assiette  coeillette  se  n^est  de  le  lieence  desdis  maieur  et  eschevins. 
Thierry  I  S.  459. 

>  Bäcker  Paris  L.  d.  M.  Tit.  1  Art.  22.  Fleischer  Wahl  des  Magisters 
M^t.  1  S.  266  Art.  2  (das  Statut  ist  vom  Jahre  1358,  s.  Mag.  u.  Frat 
S.  35  Anm.);  Wahl  der  Geschworenen  M6t.  1  S.  269  Art.  15  und  Mag. 
u.  Frat.  S.  41 ;  Kürschner  M  6 1.  8  S.  370  Art  1 ;  ebenso  noch  bei  den  zu 
dem  gleichen  Magisterium  gehörigen  Althändlern  A.  1441 ,  M  ^  t.  3 
8.  424  Art.  1. 

•^  Über  das  Wahlrecht  s.  oben  S.  32  flF. 

*  S.  oben  S.  34  Anm.  3. 

'^  Ou  mestier  desus  dit  a  II  preud'ommes  qui  sont  esleu  par  Taasente* 
ment  du  commun.  L.  d.  M.  Tit.  11  Art  11;  s.  femer  Tit  20  Art.  3, 
Tit.  22  Art  15,  Tit  28  Art  16,  Tit  42  Art.  18,  Tit  60  Art  8,  Tit  75 
Art  14,  Tit  78  Art.  12,  Tit  87  Art.  38. 

«  S.  unten  S.  234. 
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oder  dem  Frieden  der  Stadt  zuwiderlaufende  Abreden  zu  treffen. 
Ein  solcher  Verdacht  der  „geheimen  Absprachen"  wurde  stets 
erhoben,  wenn  am  Markte  eine  Teuerung  der  Lebensmittel  und 
Waren  eintrat,  oder  wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  Hand- 
werkerschaft sdber  sich  in  Gährung  befand.  Ein  Verbot  der 
Handwerkerversammlungen  wurde  dann  leicht  verhängt.  Im  all- 
gemeinen aber  konnten  in  ruhigen  Zeiten  die  Versammlungen 
EU  gescfaftftsmä&igen  Zwecken  unbehindert  stattfinden. 

Seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  wurde  dage^n 
strenge  Aufsicht  geübt.  Die  Erfahrungen,  die  Karl  V.  als  Dauphin 
gemacht  hatte,  erfüllten  ihn  mit  Mifstrauen  gegen  die  Versamm- 
lungen der  Handwerker.  Die  seit  1357  emanierten  Statuten  be- 
handeln häufig  das  Versammlungsrecht  der  ZUnfte,  und  stets  in 
einschränkendem  Sinne.  Grundsätzlich  wird  jetzt  vorgeschrieben, 
dafs  die  ordentlichen  Versammlungen  der  Zünfte  nur  in  Gegen- 
wart eines  königlichen  Beamten  stattfinden  dürfen:  die  unbe- 
aufsichtigte Versammlung  gilt  jetzt  als  unerlauot 

Unter  der  R^entschaft  des  Dauphin  Kari  wurde  im  Jahre 
1359  ein  hierftlr  bemerkenswertes  Verfahren  gegen  die  Tucher  in 
Troyes  eingeleitet.  Den  Tüchern  wurde  der  Vorwurf  gemacht^ 
dafs  sie  etliche  Male  Versammlungen  und  Absprachen  veranstaltet, 
insbesondere  auch  selbständiger  Weise  Vorsteher  ernannt  und 
gerichtliche  Beschlagnahmen  und  Strafen  ausgesprochen  hätten  \ 
Die  Tucher  erklärten  sich  hierauf  bereit,  obschon  sie  nur  ihrer 
herkömmlichen  Rechte  gebraucht  und  nichts  verbrochen  hätten  ^, 
zweihundert  Golddenare  zu  den  Kosten  des  Krieges  mit  Ekigland 
zu  zahlen.  Hierfür  wurden  die  erhobenen  Anklagen  niederge- 
schlagen und  den  Tüchern  wurde  das  Recht  bestätigt,  die  Wahl 
ihrer  Geschworenen  ohne  behördliche  Aufsicht  vornehmen  zu  dürfen. 
Dagi^gen  soll  bei  der  Rechnungsablegung,  welche  die  Geschworenen 
in  Gegenwart  der  Handwerksgemeine  vornehmen,  der  Bailli  oder 
sein  Vertreter   anwesend   sein^.     Die   selbständige  Versammlung 

1  Comme  le  procureur  de  mesdiz  Seignean  ou  Bailliaee  de  Troies 
ait  fait  appeller  et  pomsuiz  pardevant  nos  amez  et  feaulx  les  Genz  du 

CoDseil  oe  mesdiz  Seigneun les  Maistres  de  la  Draperie  de  la 

ville  de  Troyes contre  eulz  ait  propoä^  que  eulx  et  les  autres  da 

mestier  de  iadite  draperie  ont  fait  plusieurs  fois  assembl^es  unions  mono- 
poles  et  conspiratioDs  encontre  mesdiz  Scigneurs  et  le  bien  publique; 
item,  que  esdites  assembläes  senz  licence  ou  auctorit^  de  mesdiz  Seigneurs 
ou'de  lears  genz  ils  ont  creez  et  ordenez  chascun  an  maistres  nouveaux, 
sei^enz  ou  gardes  et  autres  officiers  pour  ledit  mestier  gai-der  et  gou- 
vemer,  lesauelz  k  ce  tiltre  ont  faiz  en  la  haute  Justice  de  mesdiz  Seigneurs 
k  Troies  ptasieurs  prises,  condempnations  et  autres  exploitz  de  Justice 
tant  en  cas  eriminels  comme  en  cas  civilz  sur  le  fait  de  Iadite  draperie  etc. 
Ord.  3  S.  410. 

^  Ja  soit  ce  quMls  n'eussent  de  riens  mespris.    A.  a.  0.  S.  412. 

*  Ezcept^  anssi  que  aus  comptes  qni  en  seront  renduz  le  Bailli  e 
de  Troies  ou  son  Lieutenant  ....  seront  presens  et  appelez.  Ord.  3 
S.  416.  r^  T 
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wird  also  hier  bereits   als  dem  gemeinen  Recht  zuwiderlaufend 
und  als  Vergehen  behandelt. 

Die  Leinenweber  von  Troyes  empfangen  im  Jahre  1357  ein 
Statut,  worin  gesagt  ist,  dafs  sie  fUr  ihre  Versammlungen  zur 
Vorsteherwahl  die  vorgängige  Erlaubnis  des  königlichen  Prevost 
einzuholen  haben,  sowie  dafs  zur  Überwachung  stets  ein  G^erichts- 
diener  anwesend  sein  mufs^.  Den  Fleischern  von  Bourges  wird 
im  Jahre  1 359  vorgeschrieben,  dafs  allen  ihren  Zusammenkünften 
der  königliche  Bailli  oder  ein  von  ihm  bestellter  Vertreter  an- 
wohnen mufs  ^.  Der  mit  der  Überwachung  betraute  Beamte  hat 
insbesondere  darauf  zu  achten,  dafs  in  den  Versammlungen  keine 
gemeinsch^dlichen  Absprachen  getroffen  und  keine  dem  Gemein- 
wohl abträglichen  Beschlüsse  gefafst  werden^.  Eine  enge  Um- 
grenzung erfuhr  das  Versammlungsrecht  der  Färber  in  Paris 
aurch  Statut  von  1375.  Wenn  die  Geschworenen  in  Angelegen- 
heiten der  Gewerbeschau  des  Rats  der  Handwerksgemeine  bedürfen, 
so  müssen  sie  die  Einberufung  einem  königlichen  Gerichtsdiener 
übertragen;  es  dürfen  hierbei  ferner,  nicht  mehr  als  höchstens 
sechs  Handwerksgenossen  zusammentreten^.  Die  alte  Bruder- 
schaft der  Tucher  zu  Paris,  die  Philipp  IV.  aufgehoben  und  im 
Jahre  1309  wieder  zugelassen  hatte,  liefs  im  Jahre  1362  ihre 
Gewohnheiten  aufzeichnen  und  bestätigen.  Auch  für  die  Zu- 
sammenkünfte dieser  Bruderschaft  ist  die   vorgängige  Erlaubnis 


^  Art.  1.  Qae  eulz  toutesfoiz  qu^il  leur  plaisoit  se  assembloient  an 
iieu  de  la  Trinit^  ou  ailleore  ou  mielx  leur  plaisoit,  par  le  congiä  du 
PlreyoBt  de  Troies,  pour  eslire  entre  eulz  un  maistre  oudit  mestier  et  an 
vallet  qui  est  appellez  sergent  dadit  mestier.  Art.  10.  Que  toutesfois 
qua  Ten  donra  congi^  d'eulz  assambler  pour  faire  la  eslectioD  desdiz  maistre 
et  sergeDt  diidit  mestier  ou  pour  autres  causes  justes  et  neceesaires  touchans 
ledit  mestier  on  leur  banrra  un  des  sergens  du  Roy'nostre  seigneur  pour 
estre  avec  eulz  k  leur  assambl^e,  et  autrement  ne  se  i)ourroient  assembler. 
Ord.  3  S.  590. 

^  Concedimus  dictis  camificibus  sen  macellariis  biturieensibus  quod 
assistente  eis  baillivio  aut  preposito  biturieensi  vel  alicuius  eonim  foca- 
tenenti  seu  procuratore  Regio  generali  dicte  baillivie  pro  causis  hujusmodi 
seu  ezactionibns  aut  aliis  causis  ipsos  carnifices  in  communi  tangentibus, 
valeant  congregari  et  conyenire  insimul,  colloquium  ac  tractacionem  facere 
et  habere  et  super  hoc  disponere  seu  talliam  ac  collectam  imponere,  in 
loco  honesto  et  competenti,  tociens  et  quociens  fuerit  opportunum.  Ord.  3 
S.  395. 

'  Ita  tamen  quod  prefatus  bailli vus  vel  ejus  locumtenens  aut  pro- 
curator  predictus  seu  alii  ad  hoc  specialiter  deputandi  eisdem  assistentes 
caveant  studiose  ne  in  conjpregationibus  hujusmodi  conspiratio  macbinatio 
vel  aliud  int^rveniat  quod  juri  Regio  vel  alieno  derroget  aut  in  reipublice 
detrimentum  redundet    Ord.  3  S.  395. 

^  ^  S*il  avenoit  que  les  maistres  dudit  mestier  esleus  par  justice  eussent 
ou  aient  affaire  de  conseil  pour  faire  aacune  Visitation  appartenante  audit 
mestier,  ils  pourront  faire  assembler  par  un  sergent  du  R07  les  maistres 
et  varlets  dudit  mestier  tel  comme  bon  leur  semblera,  jusques  au  nombre 
de  six  seulement;  et  se  aucun  en  est  deffaillant  sans  vraie  essoine,  11  paiera 
pour  chascun  deffault  dix  sols  d'amende.    M^t.  3  S.  120. 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  2.  \  235 

des  Prevost  und  die  jedesmalige  Anwesenheit  des  königlichen 
Prokurators  erforderlich^**. 

Die  Konsolidierung  der  neuen  Rechtsauffiissun^  vom  Ver- 
sammlungsrecht  zeigt  sich  vollendet  in  den  Verhandlungen,  die 
im  Jahre  1378  in  Ronen  zum  Zweck  der  Aufzeichnung  eines 
Tncherstatuts  geführt  wurden.  Die  alten,  bisher  ungeschriebenen 
Rechte  der  Tucher  wurden  hierbei  festgestellt.  Bei  dem  Tucher- 
gewerk bestand  zur  Erledigung  der  Zunftgeschäfte  ein  Ausschufs 
von  vierundzwanzig  geschworenen  Meistern,  von  denen  jeweils 
sechs  während  einer  Woche  amtierten.  Die  Geschworenen  hatten 
bis  dahin  das  Recht  ausgeübt,  ohne  besondere  Erlaubnis  Ült  den 
einzelnen  Fall,  das  ganze  Oewerk  zu  versammeln^.  Der  Auf- 
zeichnung dieses  Rechts  widersetzte  sich  der  königliche  Prokurator; 
er  verlangte,  dafs  die  Tucher  nur  nach  vorgängiger  obrigkeit- 
licher Erlaubnis  zusammentreten  dürfen,  und  die  entsprechende 
Verflligung  wurde  in  das  Statut  angenommen  ^. 

Unter  Karl  VI.  und  seinen  Nachfolgern  werden  diese  Be- 
stimmungen allgemein  festgehalten  und  zur  weiteren  Geltung 
gebracht  Den  Statuten  der  Pariser  Barbiere  wird  bei  der  Neu- 
redaktion von  1383  eingefligt,  dafs  die  Barbiere  keinerlei  Ver- 
sammlungohne  Erlaubnis  des  königlichen  Prevost  abhalten  dürfen  ^. 
Für  die  Wahlversammlungen  der  Schneider  von  Troyes  wird  im 
Jahre  1400®,  flir  die  Weber  von  Viersen  im  Jahre  1419  die 
Gegenwart  eines  königlichen  Beamten  vorgeschrieben  ^.     Für  die 

^  Ladite  confrarie  doit  seoir  le  premier  dimenche  apr^s  les  estrainnes, 
86  Celle  de  Nostre-Dame  ny  eacheoit,  demand^  sur  ce  et  obtenu  congi^ 
de  nostre  prevost  de  Paris  et  k  ycellui  si^ee  appell^  nostre  procurear. 
M^t.  8  S.  146  Art.  8.  Ob  die  Vorschrift  eleicn  den  übrigen  Bestimmungen 
des  Statuts  althergebracht  ist,  ist  nicht  festzustellen. 

*  Vffl.  zu  den  vorigen  Angaben  noch  die  Vorschriften  über  den  Ge- 
brauch oer  den  Webern  ron  Commines  A.  1859  verliehenen  Glocke. 
Ord.  4  8.  208. 

*  Et  pourroient  lesdiz  jurez  aesembler  ou  faire  assembler  avecques 
eulz  des  gens  de  ladicte  drapperie  tant  comme  il  leur  plaira  et  tant  de 
foiz  comme  mestier  sera,  ponr  avoir  conseil  sur  les  choses  dessus  dictes 
et  pour  faire  les  choses  plus  seurement    Ord.  6  S.  868. 

*  Les  protestations  et  retenues  que  le  procureur  du  Roy  nostre  S. 
a  tonzjours  faictes,  demourans  saines  de  et  sur  aucuns  poins  contenuz  es- 

dictes  lettres;  c'est  assavoir que  les  eenz  de  ladicte  drapperie  ne 

puissent  assembler  sanz  licence  de  justice.    Ord.  6  S.  870. 

^  Que  lesdiz  barbiers  ne  pourront  füre  aucnne  assembläe  sanz  le 
congi6  du  prevost  de  Paris.  M6t.  8  S.  647.  Ord.  7  S.  15.  —  In  dem 
vom  Bischof  von  Lann-es  im  Jahre  1881  bewilligten  und  von  Karl  VI. 
bestätigten  Statut  werden  dagegen  den  fleischern  von  Langres  unbeauf- 
sichtigte Wahlversammlungen  gestattet.    Ord.  6  S.  607  Art  1. 

^  Pour  laaueUe  eleccion  et  mutacion  faire  se  pourront  chacun  au 
ledit  lour  asefemDler  appell^  et  present  avec  eulx  ung  sergent  Royal  lequel 
ledit  Mons  le  BailU  ou  son  lieutenant  leur  baillera  chacun  an^  et  non 
autrement.    Ord.  8  S.  385. 

''  Avons  donn6  et  octroyä  de  grace  especial  par  ces  presentes,  con^6 
et  licence  qu'ilz  puissent  et  leur  loise  eulz  assembler  toutesfoiz  (]ue  mestier 
Bera  en  la  presence  d*un  de  noz  officiers  et  eslire  en  leurs  consciences  Jinß 
ou  tant  que  besoin  sera  d'iceulz  ouvriers  ezperts  et  souffisans  nour  voirr 
et  visiter  les  ouvraiges  desdicts  ouvriers.    Ord.  17  S.  328itizedbyVjOOgl€ 
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Pariser  Tucher  wird  im  Jahre  1407  die*  Oegenwart  des  Prevoßt 
bei  der  Vorsteherwahi  gefordert*.  Die  Fleischer  von  B^ziers 
dürfen  sich  nach  dem  Statut  von  1408  ohne  besondere  Elrlaubnis 
zu  ihren  Handwerksgeschäften  versammeln,  sowohl  unter  Dach 
wie  unter  freiem  Himmel;  wenn  sie  binnen  eines  Hauses  zu* 
sammenkommen,  dürfen  sie  jedoch  nur  bei  offenen  Thüren  ver- 
handeln ^.  Die  Tucher  von  Bourges  mögen  sich  nach  dem  Statut 
von  1443  zu  geschäftlichen  Zwecken  zwar  ohne  besondere  Er^ 
laubnis  versammeln,  doch  mufs  bei  ihren  Zusammenkünften  stets 
ein  königlicher  Beamter  anwesend  sein  ^.  Die  Weber  von  Issoudun 
müssen  nach  ihrem  Statut  von  1447  ftir  jede  Versammlung  eine 
behördliche  Ermächtigung  nachsuchen  und  dürfen  überdies  nur 
in  G^enwart  eines  königlichen  Beamten  tagen  ^.  Die  Hufschmiede 
von  Paris  werden  nach  dem  Statut  von  1468  zu  ihren  Wahlver- 
sammlungen durch  den  königlichen  Prokurator  nach  dem  Chatelet 
zusammenberufen*.  Nur  vereinzdt  findet  sich  bei  den -Pariser 
Walkern  im  Jahre  1448  die  Bestimmung,  wie  sie  die  Sattler 
im  Livre  des  Metiers  aufgezeichnet  hatten^;  die  Geschworen«! 
rufen  das  Gewerk  zusammen  und  belegen  die  Ausbleibenden 
mit  Strafe'. 


>  Doresenavant  pour  visiter  ledit  mestier  et  ladite  drapperie  de  Paris 
seront  esleuz  en  la  presense  du  prevost  de  Paris  ou  ses  commis  par  les 
drappiers  de  Paris  chascun  an  trois  drappiere  preudommes  et  expers  en 
ladite  marchandise;  par  les  teinturiers  de  Paris,  un  teinturicr;  par  les 
foulons,  un  foulen,  et  par  les  tondeurs,  un  tondeur.  M^t.  3  S.  159 
Art.  28. 

*  Qnod  de  more  et  observancia  dicte  ville  iuit  tote  dicto  tempore 
incessanter  observatum  et  adbuc  de  preseuti  observatur  qnod  dicti  supra- 
pofliti  ad  premissa  seu  ad  quecumque  alia  tangencia  dictum  officium  seu 
ministerium  macellarie  una  cum  eorum  consilio  seu  cum  gentibus  predicti 
officii  se  possunt  congregare  insimul  et  ita  facere  consueverunt  vel  intra 
domum,  januis  tarnen  appertis,  yel  extra  domum,  pure  et  impui^e,  dictis 
Dominis  Curialibus  seu  quibuscumque  aliis  presidentibus  minime  requisitis. 
Ord.  9  8.  368. 

*  Que  leaditB  bourgeois  et  marchans  pourront  s'assembier  pour  le 
faict  de  la  drapperie  toutesfois  que  bon  ieur  semblera  hon  juctice 
appellant  fers  seulement  uns  sergent  de  Roy  Ik  oü  bon  Ieur  sembiera^ 
Sans  autre  instance.    Ord.  13  S.  &2. 

*  Lesdiz  maistres  ouvriers  et  aprentis  ne  feront  nulles  assembl^es 
Sans  licence  et  auctorit6  de  justice  sur  peine  d'amende  arbitraire  k  appUc- 
quer  au  Roy  nostredit  Seigneur ;  et  se  uz  seveulent  assambier  pour  ienis 
negoces  et  affaires  ilz  seront  tenuz  de  demander  licence  k  justice  et  que 
ayecques  eulx  en  Ieur  assembl^e  soit  ung  sergent  royal  commis  par  la- 
dicte  iustice.    Ord.  13  S.  632. 

^  Pour  garder  les  constitucions  et  ordonnances  dessusdiz  et  faire 
tenir  en  lours  termes  seront  creez  commis  preposez  instituez  et  establis 
par  election  des  maistres  de  la  communaut^  dudit  mestier  pour  ce  assem- 
blez  par  le  procureur  du  Roy  oudit  Chastellet,  quatre  preud'hommes. 
M^t  2  S.  439  Art.  10. 

«  S.  oben  S.  230. 

'^  Tous  ceulx  dudit  mestier  sont  et  seront  tenus  venir  et  assembler 
k  la  reqneste  des  quatre  maistres  dudit  mestier,  des  trois  ou  des  deux 
d'iceulx,  toutesfois  que  ils  auront  mestier  (=  besoin)  d'avoir  conseil  ensemble, 
et  qu'ils  seront  par  eux  mandez  pour  veoir  jugei*  et  vidt^aucune  euvre 
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Gegen  den  Ausgang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  begannen 
die  Handwerker,  sich  mit  lebhafter  Theibahme  der  Pflege  der 
Bmderschaften  zuzuwenden.  Die  Frömmigkeit  drängte  während 
der  grossen  Kirchenspaltung  zu  äulserer  Bethätigung;  die  Eriegsnot 
und  die  ihr  folgende  Zerstörung  von  Eigentum  nötigten  zui- Für- 
sorge für  verarmte  Handwerksgenossen.  Zahlreiche  Bruderschaften 
wurden  damals  im  Handwerk  neu  errichtet,  bestehende  wurden 
erneuert  und  mit  Beiträgen  reichlicher  ausgestattet^.  Aber  auch 
diese  Bruderschaften  der  Zünfte  entbehrt  jetzt  grundsätzlich 
des  freien  Versammlungsrechts.  In  einzelnen  Fällen  wird  es  ihnen 
unter  Karl  VI.  gewährt.  So  wird  den  Säcklem  von  Paris  im 
Jahre  1398  erlaubt,  sich  „zu  den  Geschäften  ihrer  Bruderschaft'', 
jedoch  nur  in  der  Kirche  zu  versammeln^.  Die  Bruderschaft 
der  Schuster  von  Oarcassonne  soll  nach  dem  Statut  von  1402  bei 
Versammlungen  zu  wichtigeren  Geschäften,  wie  ftir  die  Umlegung 
der  Bruderschaftsbeiträge  und  ähnlichem,  die  behördliche  Erlaubnis 
einholen.  Zur  Erledigung  geringerer,  dabei  erlaubter  und  ehr- 
barer Angelegenheiten  bedarf  es  dagegen  für  die  Bruderschaft 
keiner  obrigkeitlichen  Ermächtigung*.  Der  Bruderschaft  der  Pariser 
Kürschnerknechte  wird,  ebenso  wie  zuvor  den  Tüchern,  im  Jahre 
1394  die  Zuziehung  eines  königlichen  Beamten  bei  ihren  Zusam- 
menkünften auferlegt*.  — 

prinse  par  lesditz  maistres  et  pour  autres  affaires  sur  peine  de  deuz  sols 
parisis  ä  appliquer  au  proumt  de  ladite  confrarie;  et  qai  aora  essoine 
Bouffiaant,  il  sera  creu  par  »on  serement.  M6t.  3  S.  102  Art.  35.  Vgl. 
noch  Ord.  19  S.  704  und  714. 

^  Vielfach  wurden  die  Gelder,  die  man  sonBt  für  den  Willkomm  der 
Gesellen  oder  fUr  den  MeisterscLmaus  verauegabte,  in  Beiträge  zu  Gunsten 
der  Bruderschaft  umge wandelt.  (Die  Sitte  der  Handwerkeigelage  blieb 
iDdessen  eleichwohl  bestehen;  die  Beiträge  für  die  Bruderschaft  traten 
nur  den  Auüiahmekosten  hinzu.) 

'  A  iceulz  avons  donn^  et  donnons  de  grace  especial  par  ces  pre- 
sentes  congi6  et  licence  d'eulx  assembler  toutes  et  quantes  fois  et  en  icelle 
eglise  de  nostredicte  ville  que  hon  leur  semblera,  pour  le  fait  de  ladicte 
confrarie.    Ord.  8  S.  317. 

B  .  .  .  quam  pro  diversis  aliis  ne^ociis  et  necessitatibus  dictum  mi- 
nisterium  tan^entibus  et  que  de  die  m  diem  evenerunt  dicti  supraposili 
vocatis  cum  eis  aliis  probis  viris  magistris  dicti  ministerii  posstnt  et  vsueant 
aemel  et  phiries  ac  tociens  q[uociens  eis  placaerit,  cum  iicencia  tarnen 
duorum  Vicarü  et  Judicis  ordinarii  dicti  bur^  seu  alterius  eorumdem  . . . 
sese  adinvicem  congregare  et  de  eorum  causis  et  negociis  tractare  et  con- 
cordare  imponereque  et  inducere  super  omnes  dicti  ministerii  tam  ma- 
gistros  quam  alios  operarios  et  famulos  .  .  .  justas  et  racionabiles  indi- 

ciones Si  vero  pro  aliis  causis  et  negociis  legibus  licitis  et  honestis 

ubi  non  esset  indicio  nee  tractaretur  de  magno  negocio  dicti  sttprapositi 
cum  aljquibus  de  magistris  dicti  ministerii  volebant  interdum  semel  vel 
planes  con^egare  quod  hoc  facere  eis  liceat  sine  Iicencia  curie  et  alterius 
persone  cuiuscumque  libere  et  impuue.    Ord.  8  S.  559. 

^  Attssi  que  lesdiz  confreres  se  puissent  assembler  chascun  an  nne 
fois  pour  ie  mit  de  ladicte  confrarie  et  disner  ensemble  ainsi  qu'il  est 
accoustumö  te  autres  confraries  de  nostre  dicte  ville  pourveu  que  auz- 
dictes  assembl^es  qu'il  feront  ilz  y  appellent  un  de  noz  officiers.  Ord.  7 
S.  686.  ^  . 
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Das  Versammlangsrecht  des  Gewerbes  war  demnach  mit 
dem  Ablauf  des  vierzehnten  Jahrhunderts  in  vollständige  Ab- 
hängigkeit geraten.  Die  Zusammenkünfte  bedurften  der  vor- 
gängigen  Erlaubnis;  die  Versammlungen  selbst  standen  unter 
obrigkeitlicher  Au&icht.  Unter  dem  Eindruck  der  Volksbewegungen 
der  Jahre  1357  und  1358  setzte  das  Beamtentum  dem  OrtUch 
zersplittetten  Versammlungsrecht  eine  einheitliche  Auffassung  ent- 
gegen. Nur  wenige  Jahrzehnte  später  sind  die  neuen  Ghrundsätze 
gemeines  Recht  geworden  und  die  stillschweigend  oder  statutarisch 
gewährte  zünftige  Versammlungsfreiheit  ist  bis  auf  wenige  Aus- 
nahmen beseitigt.  Das  königliche  Beamtentum  erlangte  hierdurch 
einen  weitgehenden  Eünflufs  auf  die  laufende  Qeschäftsführung 
der  Zünfte.  Die  Anwesenheit  eines  königlichen  Beamte  bei 
allen  wichtigen  Handlungen  und  Beratungen  benahm  den  Zünften 
äufserlich  jede  Selbständigkeit  und  gab  dem  Beamtentum  eine 
sichere  Plandhabe  zur  fortwährenden  Einmischung  in  die  zünft- 
lerische  Verwaltung.  Die  Bevormundung  der  Zünfte  wurde  hier 
zuerst  angebahnt. 
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Drittes  Kapitel. 

Erteilung  von  Zunftprivilegien. 


Die  von  dem  Königtum  erteilten  Zunftprivilegien  scheiden 
«ich  in  Privilegienerneuerungen,  welche  die  Bestätigung 
bereits  bestehender  Zünfte,  und  in  Zunftstiftungen,  welche 
die  Gründung  neuer  Zünfte  zum  Gegenstand  haben. 

Die  Privilegienerneuerung  sollte  grundsätzlich  bei  Thron- 
wechsel stets  stattfinden;  doch  wurde  die  Formalität  von  den 
Zünften  gerne  umgangen  und  von  den  Behörden  bis  in  das  vier- 
zehnte Jahrhundert  nicht  allzu  streng  gefordert.  Seit  der  Mitte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  beginnen  die  königlichen  Finanzbe- 
hörden  wegen  der  dabei  abfallenden  Gebühren  darauf  zu  achten, 
dafs  die  Bestätigung  seitens  der  Zünfte  ordnungsgemäls  eingeholt 
wurde.  Zunächst  liegt  hier  ein  einfaches  Finanzgeschäft  vor. 
Es  ist  deshalb  begreiflich,  dals  die  Zunft  diesen  Anlafs  gern  be- 
nutzte, um  eine  ihr  vorteilhaft  scheinende  Erweiterung  ihrer  statuta- 
rischen Rechte  durchzusetzen.  Seitdem  geht  eine  Bestätigung 
fast  nie  vorüber,  ohne  dafs  dem  alten  Zunftstatut  eine  Reihe  neuer 
Artikel  auf  Antrag  der  Zunft  hinzugefügt  wird. 

Dieses  bei  der  damaligen  Gesinnung  der  Zünfte  erklärliche, 
aber  höchst  kurzsichtige  Bestreben  hat  zu  einem  nicht  geringen 
Teil  zu  der  allmählichen  Zerstörung  der  zünftlerischen  Selbstver- 
waltung beigetragen.  Wir  haben  zuvor  ^  darauf  hingewiesen, 
dafs  das  ältere  Zunftstatut  die  schriftliche  Aufzeichnung  so  eng 
als  möglich  begrenzte.  Der  Gewerbebetrieb  beruhte  in  der  Haupt- 
sache auf  Brauch  und  Herkommen,  die  der  Handwerkerstand 
erzeugte  und  ungeschrieben  bewahrte.  Im  wesentlichen  wurde 
demnach  das  Recht  in  lebendigen  Formen  überliefert  und,  unbe- 
hindert von  Schriftlichkeit,  durch  das  Handwerk  selber  weiter 
gebildet.  Mit  der  Vermehrung  der  Aufzeichnung  in  den  Statuten 
änderte  sich  dies  vollständig.  Die  Zunftbriefe  der  vorliegenden 
Periode  sind  allerdings  noch  weit  entfernt  von  dem  unförmlichen 
Umfang,   den   wir  im   sechzehnten  Jahrhundert  finden   werden. 


S.  oben  S.  90. 

Digitized  by  VjOO^IC 


240  xvn  2. 

Aber  die  selbständige  Fortbildung  des  Rechts  durch  das  Hand- 
werk war  schon  jetzt  unterbunden.  Die  Erweiterung  der  Statuten 
war  nur  ein  Gewinn  des  Augenblicks.  Auf  die  Dauer  fand  sich 
die  Zunft  festgelegt  in  ihren  eigenen  Satzungen,  die  sie  nunmehr 
selbständig  weder  verlassen  noch  umändern  konnte,  und  jede  Ver- 
mehrung der  Artikel  verstärkte  nur  die  Abhängigkeit  der  Zunft 
von  dem  privilegierenden  Beamtentum. 

Die  Bestätigung  der  alten  Statuten  und  die  Verleihung  von 
erweiternden  Zusätzen  wird  schon  unter  Karl  V.  vielfach  vorge- 
nommen. Die  umfafsendste  Thätigkeit  auf  diesem  Qebiete  wurde 
indes  während  der  Regierungszeit  Karls  VI.  entfaltet  Die  Zu- 
sätze erweitem  sich  jetzt  schon  zu  förmlichen  Neuredaktionen  der 
idten  Satzungen.  Die  Zahl  der  Privilegierungen  wächst  rasch 
und  steigert  sich  insbesondere  während  der  Jahre  1402  bis  1410 
zu  einer  ungewöhnlichen  Höhe  ^  Für  die  Ausfertigung  der  neuen 
Statuten  oder  Zusätze  hat  sich  eine  bestimmte  Form  herausgebildet. 
Die  Handwerker  reichen  eine  Bittschrift  ein,  auf  welcher  die  von 
ihnen  erbetenen  Artikel  verzeichnet  sind.  Nach  Begutachtung  durch 
die  zuständige  Behörde  erfolgt  dann  die  Bestätigung  durch  den 
König  2. 

Neben  der  Privil^enemeuerung  gewann  von  jetzt  ab  auch 
die  Verleihung  von  Zunftstatuten  an  Handwerkerschaften,  die 
bis  dahin  noch  keine  Statuten  besessen  hatten,  an  Wichtigkeit 
Diese  Errichtung  neuer  Zünfte  wurde  von  den  königlichen 
Behörden  ebenso  eiirie  gefördert,  wie  von  den  Handwerkern  nach- 
gesucht. Das  Bestreben  des  Beamtentums  ging  allgemein  dahin, 
das  gesamte  Handwerk  in  zünftlerische  Verbände  einzubeziehen 
und  ihm  hiermit  eine  geschlossene,  zugleich  den  Zwecken  der 
Landesverwaltung  dienstbare  Organisation  zu  geben.  Die 
Handwerkerschaften  andererseits  bedurften  des  Zunftprivil^s 
ebensosehr,  um  die  mit  der  stastutarischen  Ordnung  verbundenen 
Vorteile  zu  erlangen,  als  um  den  Schädigungen  zu  entgehen,  die 
das  ungere&:elt  betriebene  Handwerk^  trafen.  Die  Zahl  der  un- 
zünftigen Betriebe*  ging  fortwährend  zurück^. 

Während  dieser  Vorgänge  wurde  zugleich  die  Vereinheit- 
lichung der  Zunftstatuten  betrieben  und  mit  steigendem  Ekfolge 
durchgesetzt.  Das  Übergewicht  der  Centralstelle  machte  sich 
immer  mehr  zeltend  und  kam  zu  treffendem  Ausdruck  in  der 
Verpflanzung  der  Pariser  Statuten  nach  den  Provinzen  des  Reiches. 


^  Die  VerzeichnoDg  von  Quellenangaben  wäre  hier  ttberflüsBie.  Ich 
verweise  auf  die  betreffenden  Jahrgänge  der  Ord.,  sowie  auf  Gherueli 
Band  H  S.  491  ff.;  Thierry  Band  I  von  S.  785  ab  und  Band  ü  öfter 
(im  Jahre  1390  empfing  Amiens  das  erste  vom  König  bestätigte  Zunftstatut); 
Boutiot  Band  IIS.  285,  289,  290,  331,  340  und  weiter  öfters. 

2  Vgl.  hierzu  etwa  Ord.  7  S.  480,  8  S.  149. 

«  S.  unten  S.  242. 

*  S.  oben  S.  24  und  42. 

6  Ord.  Bd.  8  S.  384,  Bd.  9  S.  35  und  öfters. 
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Eine  Zusammenstellang  der  Übertragungen  von  Pariser  Statuten 
gebe  ich  in  der  Anmerkung  ^ 

Schon  unter  Karl  V.  findet  sich  diese  Bewidmung  der 
Provinzialzünfte  mit  Pariser  Statuten;  unter  Karl  VI.  wini  sie 
allgemein  üblich.  Oft  sind  es  die  Handwerker  selbst,  die  um 
Verleihung  der  Pariser  Ordnungen  bitten,  um  ihr  Gewerbe  nach 
diesem  jetzt  als  mustergültig  anerkannten  Vorbild  betreiben  zu 
könnend  Seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  finden  sich  dann 
auch  Bewidmungen  mit  Provinzialstatuten ,  indem  die  Statuten 
einer  gröfseren  Provinzstadt  nach  kleineren  Städten  übertragen 
werden^.  Diese  immer  mehr  vorschreitende  Schabionisierung  ist 
wiederum  ein  sicheres  Kennzeichen  dafür,  dafs  dem  Handwerk 
das  Recht  und  die  Gewohnheit  der  Selbstsatzung  abhanden  kam.  — 

So  wirkten  alle  Umstände  zusammen,  um  den  alten  Handwerker- 
verband äufserlich  und  räumlich  auszubreiten,  während  er  zugleich 
innerlich  umgestaltet  wurde.  Das  Zunftwesen  erreichte  jetzC  den  Höhe- 
minkt  seiner  rein  gewerberechtlichen  Bedeutung.  Der  Begriff  der 
Zunftehrlichkeit  hatte  sich  gebildet.  Nur  der  zünftige  Handwerker 
galt  als  ehrlich,  nur  das  zünftige  Gewerbe  als  rechtschaffen. 
Diese  Auffassung  entsprang  indes  noch  keineswegs  der  Unduld- 
samkeit oder  der  Ausschliefslichkeit  der  Zünfte.  Der  Grund  liegt 
vielmehr  darin,  dafs  damals  die  Zunft  im  wesentlichen  allein  die 
Oi*ganisation  besafs,  um  die  Rechtschaffenheit  im  Verkehr  auf- 
recht zu  erhalten.    Staatliche  Organe  fehlten  noch  fast  vollständig; 

1  Bewidmungen  mit  Pariser  Statuten:  1869  Goldschmiede  Troyes 
Ord.  5  8.  188;  1376  Goldschmiede  Amiens  Thierry  1  S.  684;  1380 
Schneider  Pontoise  Ord.  2  S.  603;  1389  Tucher  Auxerre  Ord.  7  S.  285; 
1391  Lichtzieher  Pointoise  Ord.  10  S.  28;  1393  Schneider  Chartres  Ord.  19 
S.  486:  1895  Schreiner  Troyes  Boutiot  II  S.  289;  1399  Schneider  Rouen 
Ord.  8  S.  389;  1400  Barbiere  Carcassonne  Ord.  8  S.  399;  1404  Schneider 
Meanx  Ord.  9  S.  23,  Hosenmacher  Pontoise  Ord.  9  S.  35;  1412  Gold- 
schmiede Tours  Ord.  17  8.  379;  1447  Barbiere  St.  Jean  d'Angely  Ord.  13 
S.  506;  1447  Hosenmacher  Touraine  Ord.  14  S.  27;  1448  Krämer  Touraine 
Ord.  14  S.  27;  1451  Kesselschmiede  Amiens  Thierry  2  S.  203;  1461 
Tapeziere  Amiens  Thierry  2  S.  245;  1465  Spielleute  Amiens  Thierry  2 
S.  801;  1484  Schuhmacher  Chartres  Ord.  19  S.  332;  1487  Nadler  Amiens 
Thierry  2  S.  427;  1495  Zinnffiefser  Amiens  Thierry  2  S.  471.  —  Für 
die  Wafienschmiede  wurde  im  Jahre  1452  ein  Statut  erlassen,  das  für  das 
ganze  Königreich  Geltung  haben  sollte;  M^t.  2  S.  327. 

*  Paris  wird  von  den  Königen  gerne  als  8pie(^el  und  Vorbild  des 
Heiches  bezeichnet,  das  den  andern  Städten  als  iieispiel  guter  Ordnung 
vorKDsteben  soll:  Tcelie  ville  de  Paris  qui  est  la  capital  ou  royaume  de 
France  et  en  laquelle  toute  policie  sur  Tordenauce  de  tous  mestiers 
a  touq'ouTS  jusques  cy  est^  trouväe  plus  bonne  et  notable  aue  ez  autres 
bonnes  villes  dudit  royaume.  M^t.  2  S.  469;  vgl.  auch  Met.  2  S.  557 
Art  8,  S.  469,  S.  255.  I  S.  50.  Am  weitesten  in  dieser  Umscbmeichelung 
der  Pariser  geht  wohl  Heinrich  VI.  von  England  als  König  von  Frank- 
reich, Ord.  13  S.  171. 

>  1419  Weber  Vierson,  Statuten  von  Bourges,  Ord.  17  S.323;  1447 
Weber Issoudun,  ebenso,  Ord.  18  S.  531;  1481  Schneider  Amboise,  Statuten 
T«m  Ton«,  Ord.  18  8.  627.  byGoO^lc 
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die  allgemeinen  Strafbesiimmungen  waren  ungenügend.  Auf  der 
Gewerbeachau  und  den  mit  ihr  zusammenhängenden  Einrichtungen 
beruhte  in  der  Hauptsache  die  Sicherung  der  Rechtlichkeit  in 
den  Verkehrsbeziehungen.  Hieraus  erklärt  sich  das  Zusammen- 
fiäUen  von  ehrlich  und  zünftig  im  Deutschen,  und  die  Vereinigung 
beider  Begriffe  in  dem  französischen  „loyal  ^  ^ 

Der  Grundsatz  der  Zunftehrlichkeit  stand  gegen  Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  fest;  besonders  im  Tucnergewerbe 
wurde  er  mit  rücksichtsloser  Schärfe  durchgeführt.  Die  Siegelung 
mit  dem  Stempel  einer  zünftigen  Stadt  war  die  Vorbedingung, 
unter  der  die  Tuche  überhaupt  zum  marktmälsigen  Verkauf  zu- 
gelassen wurden  ^.  Das  unehrliche  Handwerk  wurde  ausgesperrt 
Die  alte  Tucherstadt  Saint-Omer  wird  im  Jahre  1383  wegen 
Unredlichkeit  in  Verruf  erklärt,  weil  von  da  betrügerisch  ge- 
arbeitete Tuche  auf  den  Markt  gebracht  wurden^.  Der  Verkauf 
der  Tuche  von  Saint-Omer  blieb  so  lange  untersagt,  bis  die  Stadt 
nachgab  und  sich  ihre  neugeordnete  Schau  und  Stempelung  vom 
König  privilegieren  lief«.  Die  Gemeinschaft  mit  unzünftigen, 
keiner  Satzung  unterworfenen  Handwerkern  machte  unehrlich. 
Die  Woll Weber  von  Andely  wirkten  sich  im  Jahre  1412  die  Be- 
stimmung aus,  dafs  kein  Leinenweber  sich  mit  ihrem  Gewerbe 
befassen  dürfe,  weil  sonst  kein  Wollenweber  von  Andely  in  einer 
guten  Stadt  Arbeit  finden  würde*. 

.  Die  Zunft  umschlofe  jetzt  das  gesamte  Handwerk,  sofern  es 
nicht  für  einen  beschränkten  Hausbedarf  arbeitete,  sondern  an 
dem  allgemeinen  Verkehr  teilnehmen  wollte.     Was  die  Zunft  in 


^  Ebenso  in  dem  Ausdnick  „ville  de  loi",  zünftige  Stadt 

^  Semblablement  soit  ddM  et  publik  que  ancnns  draps  faiz  au  dehors 
de  ladicte  ville  et  banlieue  d'Abbeville  qui  ne  seront  terez  et  marq^uez 
de  plons  et  marque  de  ville  de  loy  et  eswardez  comme  dit  est,  ne  soient 
souners  estre  venduz  en  laditte  ville  d'Abbeville  et  se  aucun  est  tronve 
vendaut  telz  draps,  11  les  perdra,  paiera  LX  soLs  et  sera  puniz  de  prison. 
Ord.  8  S.  335  (A.  1399);  vgl.  Ord.  9  S.  438  (A.  1409). 

'  E^guerran  Flonienes  drappier  et  bourgois  de  ladite  ville  qui  avec 
ce  qu'il  estoit  drappier,  estoit  tondeur,  licbeur,  pareur  de  drape  et  comme 
k  Tesgart  do  la  drappcrie  de  ladicte  ville  et  soubs  umbre  desdicts  estas, 
estoit  si  grand  et  si  puissant  ondit  fait,  qu'il  y  fit  moult  de  mauvaistiez, 
fut  reprins  et  convaincu  que  pour  ce  que  les  nns  draps  et  les  petits  drape 
estoit  s^ellez  et  signez  d'un  seel  et  d'une  marque  sans  difference  et  d'une 
largeur  et  longueur,  et  si  les  faisoit  tout  d'une  couleur,  il  vendoit  esdictes 
foires  tout  ensemble  ledicts  petis  draps  avec  les  fins  ä  autel  pris  Tun 
que  Tautre,  feignant  et  donnant  ä  entendre  auz  marcbans  que  c' estoit 
tout  un;  lesouels  les  achettoient  de  bonne  foy  tout  un  pris  par  ce  quHls 
estoient  semolables  en  s^el,  en  marque,  en  larireur  et  longueur.  Ord.  9 
S.  536. 

^  Car  se  ainsi  estoit  que  les  teliers  en  linge  ou  en  teles  le  peussent 
faire  tous  ceulx  de  ladicte  ville  d'Andelj  ne  ceidz  de  Taprinse  dudit 
mestier  ne  seroient  plus  doresenavant  receuz  k  besongner  en  nulle  bonne 
ville  de  drapperie  et  ne  seroient  pas  tenuz  de  bonne  apprinse.  Ord.  10 
B.  43;  vgl.  hierzu  das  Tucherstatut  von  Amiens  von  M)8,  Thierry  I 
S.  341  Art.  13.  Cmr^nio 
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ihrer  ersten  Periode  fUr  die  ElntwickluDg  der  Verfassung,  das  hat 
sie  in  dieser  Zeit  ihrer  breitesten  Herrschaft  ftir  die  Entwicklung 
des  Oewerbewesens  seieistet.  ZunftmäTsiger  Betrieb  wurde  gleich- 
bedeutend mit  geordnetem  Verkehr;  Ausbreitung  des  Künftigen 
Organismi^s  gleichbedeutend  mit  Stärkung  und  Hebung  des  Ge- 
werbes ^ 

Doch  während  die  Zunft  fortwährend  an  Ausdehnung  zu- 
nahm, wurden  ihre  alten  Grundlagen  allmählich  verändert.  Das 
Königtum  liatte  sein  Gewerberecht  über  das  Zunftrecht  gesetzt, 
und  die  Handwerkerverbände  gerieten  in  thatsächliche  und  bald 
Auch  in  rechtliche  Abhängigkeit.  Das  alte  Recht  der  Selbst- 
satsung  gine  hierbei  bald  im  wesentlichen  verloren,  zum  Teil 
allerdings  s(£on  durch  das  Unvermögen  der  Zunft,  ihrem  Willen 
clie  notwendige  allgemeine  Geltung  zu  geben.  Was  der  Zunft 
jetzt  noch  verblieb,  war  das  wichtige  Recht  der  Verwaltung  des 
Oewerbewesens,  die  auf  ihren  Organen  beruhte.  Der  Kampf 
am  die  gewerbliche  Selbstverwaltung,  im  weitesten  Begriff  des 
von  ihr  eingenommenen  Gebietes,  gongte  während  des  Verlaufs 
der  vorliegenden  Periode  zur  Entscheidung. 


1  Vgl.  hierzu  den*  dritten  Abschnitt 
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Zweiter  Absclinitt* 

Die  Fortbildung  der  gewerbereeht- 
liehen  Institutionen. 


Erstes  Kapitel. 
Organisation  und  Gebühren. 

§  1.  Das  zflnftige  Gewerbe. 

Die  frühere  Scheidung  in  der  Behandlung  der  gewerblichen 
Organisation  und  der  Abgaben  und  Gebühren  (oben  S.  24  bezw.  47) 
fällt  ftlr  unsere  fernere  Darstellung  weg.  An  die  Stelle  der 
örtlichen  Zölle  und  Abgaben  ist  ein  System  von  Landessteuem 
getreten;  die  allgemeine  Besteuerung  wurde  zu  einem  eigenen^ 
selbständigen  Verwaltungszweig  ausgestaltet,  der  mit  dem  Oewerbe- 
wesen  ni(mt  mehr  im  besonderen  zusammenhängt  ^  Die  gewerb- 
lichen Gebühren  dagegen  erscheinen  zumeist  unmittelbar  an  die 
Organisation  und  an  die  Aufnahme  in  den  Zunftverband  geknüpft. 
Die  Bestimmungen  über  beide  Materien  haben  sich  parallel  ent- 
wickelt und  sind  deshalb  im  folgenden  gemeinsam  zu  besprechen.  — 

Im  Lehrlingswesen  sind  in  dieser  wechselvoUen  Zeit  so 
gut  wie  gar  keine  Veränderungen  eingetreten,  abgesehen  von 
einer  allgemeinen  Erhöhung  der  Einschreibegelder.  Die  zuletzt 
durch  die  Ordonnanz  von  1351  verfügte  Freigabe  der  Lehrlings- 
zahl wurde  von  einzelnen  Zünften  praktisch  erprobt^.  Es  ist 
also  nicht  zutreffend,  dafs,  wie  in  der  Litteratur  häufig  gesagt 
wird,  die  Ordonnanz  keinerlei  Wirkung  gehabt  habe  und  dafs 
ihre  Durchführung  gerade  von  den  Zünften  hintertrieben  worden 
sei.  Das  Ergebnis  der  Lehrlingsfreigabe  war  jedoch  kein 
günstiges  und   die  Beschränkung   wurde  bald   wieder  allgemein 

1  S.  oben  S.  180  Anm.  2. 

*  Der  Wortlaut  der  BestimmangeD  lehnt  sich  offenbar  an  die  Vor- 
schriften der  Ordonnanzen  von  1307  und  1351  an.  Vgl.  M^t.  3  S.  38^ 
(A.  1351)  und  S.  210  (A.  1382):  „chacun  maistre  dudit  mestier  pourra  avoir 
autant  d'apprantis  k  tel  terme  et  pour  le  pris  que  bon  luj  semblera.^ 
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«iiigeflihrt^.  feinen  dauernden  Erfolg  hat  jener  Eingriff  jedoch 
insoweit  gehabt,  ab  jetzt  den  Meistern  häufig  gestattet  wird,  swei 
fremde  Lehrlinge,  statt  früher  einen,  anzunehmen^. 

Die  Stellung  der  Gesellen  veränderte  und  Terschlechterte 
«ich  in  dieser  Periode  infolge  der  Hindernisse,  mit  denen  der 
Eintritt  in  den  Meisterstand  umgeben  wurde.  An  solchen  Er- 
schwerungen  sind  hier  vor  allem  zu  nennen  die  starke  Erhöbung 
der  Aufiiahmekosten  —  insbesondere  für  Meistergeld  und  Meister- 
stück —  verbunden  mit  einer  den  Meistersöhnen  eingeräumten 
Bevorzugung;  sowie  die  in  dieser  Periode  allmählich  zur  An- 
erkennung gelangte  Forderung  der  Sitz-  und  Mutjahre. 

Das  Meistergeld  wurde  von  den  bescheidenen  Anfängen, 
die  wir  zuvor  fanden^,  während  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
rasch  auf  vierzig  und  sechzig  Solidi  gesteigert  Im  fünfzehnten 
Jahrhundert  wurde  das  Meistergeld  schon  nach  Livres  angesetzt, 
und  Beträge  von  10  Livres  sind  nichts  seltenes  mehr^.  Ver- 
einzelt wird  selbst  ein  Betrag  von  vierzig  Livres^  genannt  Das 
Königtum  gab  gerne  seine  Einwilligung  zu  diesen  fortwährenden 
Erhöhungen,  da  von  dem  Ertrag  der  gesteigerten  Sätze  meist 
ein  Drittel,  mitunter  auch  die  Hälfte  an  die  königliche  Kammer 
abzuliefern  war.  Die  Geschworenen  hatten  von  den  Meister- 
aufnahmen wegen  dieses  Königsanteils  —  als  droit  du  Roy  be- 
zeichnet —  dem  königlichen  Einnehmer  Anzeige  zu  machen^. 

>  Vgl  insbesondere  die  ausführliche  Darlegung  der  Pariser  Zinn- 
giefser  Met.  2  S.  528,  A.  1B82:  Combien  que  ^  anciens  registres  dudit 
mestier  soit  contenu  expressement  que  nul  maistre  dudit  mestier  n'auroit 
que  un  apprentis  qu'il  prendroit  ä  nuit  ans  et  k  xl  sols  et  non  k  moins, 
eu  k  dix  ans  sans  argent,  lequel  registre  a  est^  depuis  delaissä  par  aucuns 
tems,  pour  ee  qu'il  estoit  grief  el  prejudiciable  ou  commun  peuple,  et  que 
depuis  cbascun  a  voulu  avoir  et  tenir  tant  d'apprentis  par  tel  temps  k  tel 
pns  que  bon  lui  a  sembl^,  dont  aussi  plusieurs  inconveniens  sont  advenus 
oudlt  mestier,  si  comme  ceulx  d'icelui  mestier  trestous  ont  tesmoingn^  et 
afferm^  par  leurs  seremens:  ordenö  est,  par  ad  vis  et  deliberation  de  tout 
le  commun  dudit  mestier,  et  pour  le  prouffit  d'icelui  mestier  et  de  la 
ehose  publique,  que  doresnavant  aucun  dudit  mestier  ne  pourra  prendre 
ne  tenir  que  deux  apprentis  k  une  fois,  et  chacun  apprentis  ou  terme  de 
six  ans  et  non  k  moms.  Vgl.  femer  Ord.  4  S.  136  undThierry  2  8.  Id4, 
4  S.  251  Art.  5. 

*  Erwähnenswert  ist  hierbei  femer  die  stark  erweiterte  Definition,  die 
im  Jahre  1447  für  den  Begriff  des  „fremden''  Lehrlings  (s.  oben  S.  25)  in  dem 
Statut  der  Pariser  Scheidenmacher  gegeben  wird.  Der  Sohn  eines  zünftigen 
Meisters  soll  darnach  niemals  als  iremder  Lehrling  gezählt  werden;  auch 
dann  nicht,  wenn  er  nicht  bei  seinem  Vater,  sondern  bei  einem  andern 
Meister  in  die  Lehre  tritt.  Vielmehr  soll  der  aufnehmende  Meister  be- 
rechtigt son,  neben  einem  solchen  Meistersohn  noch  einen  fremden  Lehr- 
ling einzustellen.  M^t.  3  8.487.  Thatsächlich  lief  dies  auf  eine  Erhöhung 
der  Lehrlingszahl,  von  einem  fremden  Lehrling  auf  zwei,  hinaus. 

'  S.  oben  S.  87. 

*  Vgl.  etwa  Ord.  7  S.  98  A.  1384;  Ord.  8  S.  339  A.  1399;  Ord.  9 
S.  45  A.  1404;  Ord.  9  S.  210  und  269  A.  1407;  Ord.  13  S.  81  A.  1424: 
M6t.  2  S.  602  A.  1484;  Ord.  19  S.  559  A.  1485. 

^  Ord.  19  S.  522  A.  1452. 

*  M6t  2  8.  258.  r^^^^T^ 
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Die  Oebühr  lastete  hauptsächlich  auf  den  Gesellen ;  denn  die 
Meistersöhne  wurden  entweder  stark  bevorzugt  —  im  Höchstfall» 
zahlten  sie  die  Hälfte  des  Orundbetrags  ~  oder  sie  blieben  voll- 
ständig  firei^.  Seit  dem  flinfzehnten  Jahrhundert  wurde  die  Oe- 
bühr im  übrigen  öfters  benutzt,  um  in  mittelbarer  Weise  dea 
Zuzug  stadtfremder  Handwerker  fernzuhalten.  Die  Zünfte  setzten 
häufig  die  Beträge  für  das  Meistergeld  verschieden  an,  je  nach- 
dem der  Aufzunehmende  am  Orte  selbst  gelernt  hatte  ^  oder  von 
aufserhalb  zuwanderte.  So  verlangen  die  Pariser  Zeugschmiede 
von  dem  einheimischen  Gesellen  zwanzig,  von  dem  stadtfremdea 
vierzig  Solidi  Meistergeld  ^.  Bei  den  Webern  von  Issoudun  hat 
der  am  Ort  geschulte  Meister  sechzig  Solidi  und  vier  Piiind 
Wachs  zu  entrichten ;  der  zuwandernde  Meister  giebt  dagegen  zehn 
Livres  in  baar,  dazu  fünf  Pfund  Wachs  und  ein  Päfsohen  Wein  *. 
Die  Pariser  Kefsler  belegen  den  Meistersohn  mit  nur  zehn  Solidi; 
der  Geselle,  der  seine  Lehrzeit  am  Orte  bestanden  hat,  zahlt  vier 
Livres;  der  Stadt-  oder  Landesfremde*,  der  nicht  in  Paris  gelernt 
hat,  mufs  dagegen  seine  Aufnahme  mit  zwölf  Livres  erkaufen^. 

Das  Meistergeld  ist  in  seiner  bekannten  späteren  Entwicklung 
zu  einem  der  schlimmsten  Auswüchse  des  Zunftwesens  geworden. 
Demgegenüber  möchte  ich  hier  darauf  hinweisen,  dafs  sowohl  die 
Gebühr  an  sich,  wie  auch  ihre  Ermäfsigung  zu  Gunsten  der 
Meistersöhne,  ursprünglich  eine  durchaus  berechtigte  Grundlage 
hatten,  und  dafs  beide  Bestimmungen  unmittelbar  auf  dem  alten 
genossenschaftlichen  Charakter  der  Zunft  beruhen.  Die  Begründung 
dieser  Auffassung  ist  mit  knappen  Worten  in  einem  der  besten 
ft^anzösischen  Statuten  ausgesprochen;  es  ist  das  Statut  der  nor- 
mannischen Kaltschmiede,  auf  das  wir  weiter  unten  noch  genauer 
zurückkommen  werden^.  Im  Artikel  5  des  dem  vierzehnten 
Jahrhundert  entstammenden  Statuts  erklären  die  Schmiede,  dafa 
sie  ein  Meistergeld  darum  verordnet  und  vereinbart  haben,  „weil 
kein  Meister  erstehen  kann  ohne  die  Hilfe  der  andern  Meister 
und  der  Gesellen  und  des  Werkzeugs  der  andern".  Darum  soU 
der  neue  Meister,  der  keines  Meisters  Sohn  ist,  einen  Beitrag  von 
sechzig  Sols  in  den  Zunftkasten  zahlen.  „Ist  er  aber  eines  Meister» 
Sohn,  so  gebe  er  nur  vierzig  Sols,  weil  ihm  ein  Vorteil  gebührt 
beim  Gewerk,    und  weil  sein  Vater  vordem  auch  gezahlt  hat**®» 


1  Ord.  7  S.  116  (A.  1385),  Ord.  8  S.  384  (A.  1400).  Ord.  8  S.  557 
(A.  1402),  Ord.  9  8.  35  (A.  1404),  Ord.  10  8.  253  (A.  1415). 

^  Die  Urkunden  saffen  hierfür  de  raprise  (apprise)  de  la  ville;  in  der 
Ausgabe  Ord.  ist  statt  dessen  öfters  de  la  prise  de  la  ville  gedruckt. 

»  M6t.  2  S.  457. 

*  Ord.  20  S.  221. 

^  Tant  forains  estrangers  que  autres  lesquels  n'auront  estä  apprentis 
k  Paris  k  icelluy  mestier. 

«  M6t.  2  S.  502. 

'  S.  unten  S.  259. 

^  II  est  ordonn^  et  accord^  entre  enlz  que  s'aacun  veolt  lever 
mestier  et   estre  maistre  de  nouvel  parce  que  nul  maistre  ne  se   peut 
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Der  alte  tüchtige  Zunftgeist  spricht  ans  diesen  Worten,  in 
denen  dem  neuen  Meister  vor  Augen  gefUhrt  wird,  dals  er  nichts 
ist  ohne  den  Beistand  seiner  Genossen.  Die  Zunft  sagt  hier,  dafs 
es  die  gemeinsame  Arbeit  der  Meister  und  ihrer  Vorgänger  ist, 
die  den  gegenwärtigen  Stand  des  Handwerks  geschaffen  hat. 
Dem  neuen  Meister  wird  diese  alte  Kenntnis  und  Erfahrung 
gleich  einem  Geschenk  ttberliefert ;  er  soll  dies  anerkennen  und  sich 
einkaufen  in  die  Gemeinschaft,  der  er  sein  Handwerk  verdankt. 
Dem  Meistersohn  räumt  die  Zunfk  einen  Vorzug  ein,  und  zwar 
mit  scharfer  Folgerichtigkeit.  Die  Arbeit  des  Vaters  ist  der 
Gemeinschaft  zu  gute  gekommen ;  in  der  gewährten  Ermäfsigung 
empfkngt  darum  der  Sohn  sein  berechtigtes  Erbe.  — 

Parallel  mit  der  Entwicklung  des  Meistergeldes  geht  die  des 
Meisterstücks.  Die  Forderung  des  Meisterstücks  findet  ihre 
rechtliche  Grundlage  in  der  Verpflichtung  des  neuen  Meisters, 
seine  gewerbliche  Befähigung  nachzuweisen^.  Während  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  bestand  hierfür  keine  allgemeingültige 
feste  Form ;  es  wurde  eine  Prüfung,  eine  Besichtigung  durch  die 
Geschworenen,  mitunter  auch  eine  bestimmte  Arbeitsleistung  ver- 
langt. Im  wesentlichen  begnügte  man  sich  mit  dem  eidlichen 
Zeugnis  von  Zunftgenossen,  die  für  die  Fähigkeit  des  Bewerbers 
rätsagten  ^.  Seit  dem  Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts  findet 
dagegen  der  Brauch  Eingang,  den  Befähigungsnachweis  förmlich 
zu  führen  durch  Anfertigung  eines  Werkstücks,  das  dem  Gewerbe- 
betrieb des  Au&unehmenden  angehörte. 

Die  Forderung  des  Meisterstücks  gelangte  seitdem  rasch  zu 
allgemeiner  Durch^rung.  Nur  vereinzelt  findet  sich  noch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  der  heftige  Wider- 
stand eines  Handwerks,  das  sich  auf  die  alte  formlose  Aufnahme 
berief.  Die  überwiegende  Mehrzahl '  der  Schreiner  von  Paris  wider- 
setzte sich  der  von  den  Geschworenen  und  von  einer  Minderheit 
von  Meistern  erhobenen  Forderung  des  Meisterstücks.  Die 
Schreiner  behaupteten,  dafs  sie  das  Recht  hätten,  nach  abgedienter 
sechsjähriger  Lehrzeit  ohne  weitere  Prüfung  selbständig  das  Ge- 
werbe zu  betreiben.  Die  Geschworenen  bestanden  auf  dem 
Meisterstück.   Es  kam  zu  einem  Prozefs,  der  im  Jahre  1382  vor 


elever  sans  Pajde  des  autres  maistres  et  des  varlets  et  des  oQtils  d^ 
aunnes,  11  pidera  audit  tresor  scixante  solz  se  alnsi  qu'il  ne  seit  fils  de 
malstre;^  et  s'U  est  fils  de  maistre,  11  en  paiera  pour  XL  solz,  poor  ce 
qu'il  doit  avoir  plus  grant  avantaige  audit  mestier  et  que  son  pere  paia 
aussi ;  et  partant  aura  cellui  aui  aura  pai^  leadits  LX  boIz  Vaide  des  maistres 
et  des  varlets  et  des  ootUs  ae  ladite  paeslerie.    Ord.  18  S.  676. 

»  S.  oben  S.  29. 

■  8.  oben  S.  29  f. 

'  La  plus  graut  et  saioe  partie  des  ouvriers  et  varletz  dndit  mestier, 
heifst  es  in  dem  vor  dem  Parlament  abfreschlosseDen  Vergleich.  M^t.  2 
8.  639.  n  i 
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dem  Parlament  durch  Vergleich  der  Parteien  beendet  wurde. 
Die  Schreiner  gaben  nach,  das  Meisterstück  wurde  in  die  Statuten 
aufgenommen;  jedoch  sollte  der  Wert  des  Stücks  rier  bis  sechs 
Franken  nicht  übersteigen  ^. 

Im  übrigen  ist  das  Meisterstück  um  jene  Zeit  allgemein  ein- 
geführt. Die  Anfertigung  erfolgte  zumeist  in  der  Werkstatt  eines 
der  Qeschworenen  ^.  Der  Prüfling  durfte  sein  Werkstück  während 
der  Feierstunden  unter  Verschlufs  halten,  damit  ihm  nichts  daran 
durch  Übelwollende  beschädigt  werde.  Auch  hier  bestanden  von 
Anfang  an  ähnliche  Ungleichheiten,  wie  bei  dem  Meistergeld. 
Gegenüber  den  Gesellen  wurden  die  Ansprüche  der  Zunft  fort- 
während gesteigert;  den  Meistersöhnen  hingegen  wurde  das 
Meisterstück  häufig  gans  nachgelassen,  oder  es  wurde  von  ihnen 
nur  eine  Probeleistung,  essai  oder  exp^rience  genannt,  verlangt. 

Solange  die  geforderten  Aufwendungen  an  Zeit  und  baren 
Ausk^en  nir  die  Anfertigung  des  Meisterstücks  nicht  übermäfsig 
grofs  waren,  fiel  hier  der  Unterschied  zwischen  Meistersöhnen 
und  Gesellen  nicht  aUzu  schwer  ins  Gewicht  Während  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  begannen  indes  schon  die  Mifsbräuche 
schärfer  hervorzutreten.  Die  Bewerber  wurden  ungebührlich  be- 
schwert durch  die  Forderung  teurer  Werkstücke,  deren  Anfertigung 
grofse  Auslagen  für  das  Material  und  eine  lange  Arbeitszeit  be- 
anspruchte. Mitunter  gefiel  sich  die  Zunft  auch  darin,  dem  Prüf- 
ling die  Herstellung  eines  Gegenstandes  aufzutragen,  der  gänzlich 
aulser  Gebrauch  und  fast  unbekannt  war^.  Die  öffentlichen  Be- 
hörden traten  solcher  Unsebühr  und  den  hohen  Belastungen,  wie 
überhaupt  dem  übertriebenen  Aufwand  bei  Meisteraumahmen 
frühzeitig  entgegen  ^.  Doch  konnte  das  Einschreiten  im  einzelnen 
Fall  die  Mißbrauche,  die  mit  der  ganzen  Einrichtung  ge- 
trieben wurden,  nicht  aufhalten. 

Die  Ansprüche  für  die  Aufwendungen  beim  Meisterschmaus 
wurden  während  des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts 
gleichfalls  unaufhörlich  gesteigert.  Der  alte  Brauch,  beim  Eintritt 
in  die  Genossenschaft  einen  Willkomm  zu  bieten,  war  schon  im 
dreizehnten  Jahrhundert  bei  einseinen  Handwerkerschaften  S6U 
einer  festen  Verpflichtung  geworden'^.  Späterhin  wurde  die 
Leistung  allgemein  gefordert  und  zur  Herricntung  eines  Meister- 


1  M6t  2  S.  639. 

>  Die  Anfertigung  des  Meisterstücks  wird  in  den  Statuten  häufig 
beschrieben;  vel.  etwa  Thierry  1  8.  785.  Die  Waffelbäcker  von  Paris 
beschreiben  noch  im  Jahre  1397  das  Meisterstück  genau,  ohne  jedoch  den 
Ausdruck  selbst  anzuwenden.    Ord.  8  S.  149. 

'  Vgl.  den  Ratsentscheid  von  Amiens  A.  1442.    Thierry  2  S.  154. 

*  Parlamentsentscheid  von  1473,  der  den  Pariser  Strumpfwirkern 
verbietet,  die  Bewerber  mit  überroäfsigen  Auslagen  zu  beschweren  und 
ihnen  für  das  Meisterstück  mehr  als  eine  Ausgabe  von  4  Livres,  und  ftlr 
den  Meisterschmaus  mehr  als  8  Livres,  aufzuerlegen.    M^t.  3  S.  247. 

6  S.  oben  S.  88.  n  ] 
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«flsensy  bald  auch  zu  Gelagen  und  Festlichkeiten  erweitert  ^  Seit 
der  Wiederaufrichtiing  und  beaeeren  Ausstattung  der  Brudei^ 
achaften^  wurde  in  den  Statuten  häufig  bestimmt,  da(s  die  Auf- 
wendungen Air  den  Meisterschmaus  in  eine  feste  Abgabe  zu 
Gunsten  der  Bruderschaft  umgewandelt  werden  sollten^.  Indes 
Se  Handwerkssitte  erwies  sich  mächtiger  als  alle  Vorschriften, 
und  der  kostspielige  Brauch  des  Meisteressens  blieb  bestehen. 
Um  dem  immer  weiter  greifenden  Aufwand  zu  begegnen,  be- 
stimmen die  Statuten  seit  dem  Ende  des  ftinfaehnten  Jalu> 
hunderts  mehrfach,  dafs  die  Kosten  des  Meisterschmauses  einen 
bestimmten  Betrag,  wie  dreifsig,  vierzig  bis  hundert  Solidi,  nicht 
übersteigen  dürfen^. 

Wir  haben  nunmehr  von  dem  Anspruch  der  Mut-  und 
Sitzzeit  zu  handeln,  der  späterhin  von  einschneidendster  Be- 
deutung für  das  Gewerberecht  und  ftkr  das  Zunftwesen  wurde. 
Die  im  dreizehnten  Jahrhundert  nur  selten  hervortretende  For- 
derung wurde  in  der  vorliegenden  Periode  in  ihren  wesentlichen 
Cbundsätzen  zur  Ausbildung  gebracht. 

Die  Ausdrücke  Mutjahre  und  Sitzjahre  werden  im  deutschen 
Gewerberecht  synonym  gebraucht*,  während  das  französische 
Gewerberecht  hieHÜr  überhaupt  nur  eine  Bezeichnung  kennt. 
Der  französische  Ausdruck  lautet  servir  les  maitres,  servir  comme 
valet  oder  auch  nur  schlechtweg  servir.  Wenn  wir  indes  in  den 
Urkunden  genau  unterscheiden,  so  finden  wir,  dafs  die  Dienstzeit 
der  Gesellen,  wie  der  deutsche  Doppelausdruck  zeigt,  einen  zwei- 
&chen  Ursprung  hat;  nämlich  die  der  älteren  Zeit  entstammende, 
bei  einzelnen  Handwerkerschaften  nachweisbare  Pflicht  eines 
jeden  Grellen,  das  Amt  zu  muten  (heischen,  fordern);  und 
späterhin  die  zumeist  in  Betracht  kommende,  anfiänglich  aber  nur 
cue  Stadt  fremden  betreffende  Ersitzungsfrist  für  das  Meister- 
recht. 

Eine  Mutzeit  ftb*  jeden  Gesellen  besteht  bei  dem  Magisterium 
der  Pariser  Bäcker.  Der  Bäcker  hatte,  nachdem  er  den  Gewerbe- 
kauf entrichtet  hatte,  sein  Amt  noch  vier  Jahre  zu  muten;  nach 
Ablauf  der  Frist  wurde  er  mit  einer  symbolischen  Handlung  in 
die  Genossenschaft  aufgenommen.  Er  trat,  geleitet  von  dem 
Zöllner  und  den  Handwerksgenossen,  vor  das  Haus  des  Magisters 
und  erklärte,  dafs  er  seine  vier  Jahre  vollbracht  habe.  Dann 
serbrach  er  einen   mit  Gebäck  gefüllten  Topf  wider  die  Mauer 


^  Vgl.  die  SchilderuDg  des  Meisterschmauses  bei  den  Pariser  Fleischern, 
die  sich  mr  ihre  Festlichkeiten  einen  eigenen  Spielmann  hielten.  Mag.  a. 
Frat  S.  39. 

«  S.  oben  S.  237. 

»  Ord.  8  S.  513,  14  S.  27,  15  S.  544,  16  S.  645,  M6t  2  S.  531. 

*  Ord.  20  S.  75,  84  und  239. 

B  Vgl.  Ortloff,  Recht  der  Handwerker,  Erlangen  1818,  S.  244  Nr.  6 
und  S.  250. 
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und  wurde  hierauf  unter  Rede  und  Gegenrede  in  das  Haus  de» 
Magisters  geführt  ^  Das  Statut  der  Pariser  Nadler  im  Livre 
des  Mötiers  (1268/1270)  schreibt  vor,  dafs  jeder  Geselle  vor  dem 
Meisterwerden  ein  Jahr  dienen  müsse  ^.  Die  Bäckergilde  von 
Arras  brachte  im  Jahre  1355  ihr  aus  alter  Zeit  stammendes 
Recht  zur  Aufzeichnung.  Auch  hier  besteht  eine  Mutpflicht  fär 
jeden  Gesellen.  Nur  wer  Bürger  von  Arras  und  Mitglied  der 
Bäckergilde  ist,  darf  Brot  verrufen  und  Backofen  hiuten.  In 
die  Gilde  aber  darf  keiner  aufgenommen  werden,  er  habe  denn 
zwei  Jahre  als  Geselle  in  Arras  gedient^. 

Die  Verpflichtung  zur  eigentlichen  Sitzzeit  ist  dagegen  hervor- 
gegangen aus  der  unterschiedlichen  Behandlung  der  stadtfremden 
und  der  einheimischen  Handwerker  bei  der  Zulassung  zur 
Meisterschaft  und  betrifll  zunächst  nur  die  Stadtfremden.  Die 
Zunft  mufste  der  Würdigkeit  des  neuen  Bewerbers  versichert 
sein:  sie  verlangte  deshalb,  wie  wir  wissen,  den  Nachweis  der 
Lehrzeit,  der  gewerblichen  Befkhi^ung  und  des  guten  Leumunds  ^. 
Seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  hielt  man  die  Kund- 
schaft, die  der  zuwandernde  Handwerker  eventuell  durch  Brief 
oder  Zeugnis  einer  zünftigen  Stadt  erbrachte^,  nicht  mehr  durch- 
weg flir  ausreichend ;  es  findet  sich  jetzt  mehrfach  die  Vorschrift 
dafs  der  fremde  Arbeiter,  der  sich  in  einer  Stadt  niederlassen 
wollte,  eine  bestimmte  Zeit  bei  einem  einheimischen  Meister  als 
Geselle  arbeiten  müsse,  ,,damit  man  seine  Art  und  Zuverlässig- 
keit kennen  lerne"  *. 

Eine  äuisere  Stütze  fand  dieser  Anspruch  in  dem  Bechtssatz, 
dals  der  fremde  Zuwanderer  vor  seiner  Niederlassung  das 
städtische  Bürgerrecht  erwerbe,  wozu  regelmäfsig  ein  Aufenthalt 
von  Jahr  und  Tag  erforderlich  war.  Wir  haben  zuvor  darauf 
hingewiesen,  dafs  dieser  Satz  während  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
nicht  von  den  Zünften  angerufen  wurde,  sondern  dafs  er,  wo  er 
sich  in  Hand  Werksordnungen  zu  jener  Zeit  findet,  auf  einer  Ver- 
fügung der  städtischen  Behörden  beruht^.  Während  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  ändert  sich  dies  Verhältnis  gründlich,  und 
die  Zünfte  sind  es  nunmehr,  welche  die  Ersitzung  des  Nieder- 
lassungsrechts in  ihren  Statuten  verlangen. 

1  Mag.  u.  Prat  S.  80. 

*  Quant  il  aura  fet  son  service,  li  aprentiz  ne  pourra  commancier 
son  mestier  devant  qa'il  aura  servi  et  ^aaineni^  une  ann^e  acomplie.  L.  d.  M. 
Tit  60  Art.  4. 

'  Et  ne  peut  nals  faire  pain  ä  vendre  ne  tenir  four  en  le  jaridicion 
des  esquevins  d'Aras  qu*il  ne  soit  boargois  on  bourgoise  d'Aras.  Et  ne 
peut  nuls  ne  nalle  faire  boolengherie  ne  toarterie  ne  pain  ä  vendre  ne 
tenir  four  s'il  n'est  en  le  gbeade;  et  ne  paet  nuls  entrer  en  le  gheude 
pour  faire  le  mestier  s'il  n'a  est^  varlez  prendans  loier  deuz  ans  en  le 
ville  d'Aras.    Ord.  5  S.  508. 

*  S.  oben  S.  29. 

6  8.  oben  S.  157. 

*  Pour  savoir  de  ses  meun  et  de  son  envre.    M^t.  2  S.  11  Art  23. 
'  S.  oben  S.  38.  n  ] 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  2.  251 

InBofern  die  Zanfik  eine  Sitszeit  von  dem  Stadtfremden,  der 
nch  als  Meister  niederlassen  wollte,  forderte,  hatte  sie  offenbar 
einen  aUgemeinen  —  wenn  auch  keineswegs  dem  Gewerberecht 
angehörenden  —  Rechtssatz  für  sich.  Die  Anwendung  dieses 
Satzes  haben  wir  schon  im  Tucherstatut  von  Carcassonne  A.  1317 
gefunden^.  Dafs  die  Ordonnanz  König  Johanns  an  dem  be- 
stehenden Kecht  nichts  geändert,  sondern  sich  auf  eine  allgemeine 
Vermahnung  beschränkt  hat,  haben  wir  oben^  gezeigt.  Die 
Zunft  iand  denn  auch  keine  Schwierigkeit,  das  Sitzjahr  während 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  allmählich  in  den  Statuten  zur 
Au&eichnung  zu  bringen. 

Zuerst  verordnet  das  Statut  der  Pariser  Goldschmiede  im 
Jahre  1355,  dafs  der  Stadtfremde  Jahr  und  Tag  in  Paris 
arbeiten  müsse,  bevor  er  sich  als  selbständiger  Meister  nieder- 
lassen darf^.  Die  gleiche  Vorschrift  ergeht  im  Jahre  1357  flir 
die  Pariser  Kleinscbmiede,  denen  zu  diesem  Zweck  geradezu  die 
Au&ahme  eines  neuen  Artikels  in  ihr  altes  Statut  bewilligt  wird^. 
In  den  Statuten  wird  nunmehr  die  Forderung  des  Bürgerrechts- 
erwerbs  oder  eines  bestimmten  Aufenthalts  in  der  Stadt  für  die 
Handwerksmeister  häufig  aufgezeichnet.  Ein  Privileg  Karls  V.  für 
Caen  von  1366  schreibt  vor,  dafs  zum  Handel  aufserhalb  der  Markt- 
tage, d.  h.  also  zum  regelmäfsigen  Gewerbebetrieb,  nur  zugelassen 
werde,  wer  Jahr  und  Tag  in  der  Stadt  gewohnt  und  zu  den 
Steuern  beigetragen  hat^.  Den  Aufenthalt  von  Jahr  und  Tag 
vor  der  Zulassung  zur  Meisterschaft  verlangen  die  Schuhmacher 
von  Harfleur  im  Jahre  1408®,  die  Tucher  von  Montivillier  im 
Jahre  1435'-  Das  Bäckerstatut  von  Bordeaux  vom  Jahre  1457 
bestimmt  einfach,  dafs  der  Erwerb  des  Büi^errechts  der  Aufnahme 
in  die  Zunft  vorauszugehen  habe  ^.    Die  Emtmacher  von  Toulouse 

1  S.  obeo  S.  157. 

2  S.  173. 

*  8e  ancun  forain  Yient  k  Paris,  il  ne  pourra  tenir  ne  lever  forge, 
se  il  n*a  servi  an  et  joar  k  Paris  pour  savoir  de  ses  meurs  et  de  son 
eavre.    M^t.  2  S.  11  Art.  23. 

^  Se  aueuDS  varlez  forains  ont  est^  apprentiz  en  bonne  ville  le  temps 
accoostom^  en  ladite  ville  qu'ils  soient  receuz  k  ouvrer  k  Paris  en  gaignant 
argent;  et  quant  il  auront  comme  vallez  gaignans  argent  servi  par  un  an 
k  aucun  maistre  dudit  mestier  iJs  pourront  comancier  et  lever  ledit 
mestier  par  paiant  les  droitares  accoustam^es;  mes  qu'il  seit  trouvez 
sonffisans  par  les  maistres  dudit  mestier.    Ord.  3  S.  185  Art.  10. 

^  Belegstelle  s.  unten  Anhang,  Anmerkung  über  den  Erwerb  des 
Bürgerrechts. 

*  Se  aucun  maistre  du  mestier  dessusdit  veult  lever  ouvrouer  en  la- 
dicte  ville  fauzbours  et  parroisse  il  le  pourra  faire  pourveu  qu'il  ait  de- 
mour^  en  ladicte  ville  un  an  et  un  jour  et  non  autrement.    Ord.  9  S.  333. 

^  Que  tous  les  habitans  en  laditte  ville   et  trojs  parroisses  pourveu 

Su'ilz  aient  demourä  ung  an  et  ung  jour  sans  Interruption  pevent  draper. 
'rd.  15  S.  31. 

^  Que  nul  ne  pourra  estre  boulengier  que  premier  il  n'ayt  faict  le 
serement  auz  maire  soubs-maire  et  jurez  de  ladicte  ville  et  cit^  de  Bour- 
deaulx  et  qu'il  n'ayt  pay^  le  droict  ä  ladicte  cit^  pour  Tentrde  et  recepcion 
desdicts  bourgeois.    Ord.  14  S.  441.  r^^^^T^ 
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Bchreiben  einen  Aufenthalt  von  flinf  Monaten  vor,    die  Gürtler 
wiederam  ein  Jahr^. 

In  ihrer  seitherigen  Entwicklung  hatte  sich  die  Forderung 
der  Sitzzeit  lediglich  gegen  die  Stadttremden  gerichtet.  Die  Er- 
innerung an  die  Begründung  des  Anspruchs  b^ann  indes  während 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  allmählich  zu  schwinden,  und 
zwischen  fremden  und  einheimischen  Handwerkern  wurde  zuletzt 
bezüglich  der  Verpflichtung  zur  Mutzeit  kein  Unterschied  mehr 
gemacht.  Im  Jahre  1441  schreibt  das  Statut  der  Pariser  Alt- 
händler vor,  dafs  ein  jeder  —  Estranger  ou  autre  —  vor 
dem  Meisterwerden  vier  Monate  als  GescSie  dienen  müsse  ^.  Die 
Weber  von  Dun-le-Roy  bestimmen  im  Jahre  1485,  dafs  schlecht- 
hin jeder,  gleichviel  wo  er  gelernt  habe,  ein  Jahr  am  Orte  als 
Geselle  arbeiten  müsse,  bevor  er  als  Meister  zugelassen  wird^.  — 
Von  jetzt  ab  gestaltet  sich  die  Sitzzeit  zu  einer  zünftigen  For- 
derung, welcher  nicht  mehr  der  stadtfremde  Handwerker,  sondern 
der  GeseUenstand  als  solcher  unterworfen  erscheint.  In  dieser 
Richtung  wurde  die  Pflicht  der  Sitzjahre  während  der  folgenden 
Zeit  allgemein  ausgebildet^. 

Im  Anschlufs  an  die  Ausbildung  der  Sitzzeit  tritt  gegen  Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts,  zunächst  noch  vereinzelt,  eine 
Forderung  hervor,  die  sich  wiederum  nur  gegen  die  fremden 
Zuwanderer  richtet,  aber  schliefslich  doch  dazu  diente,  das  Fort- 
kommen der  Gesellen  und  das  Aufsteigen  in  den  Meisterstand 
noch  weiter  zu  erschweren.  In  Elouen,  Amiens  und  Beauvais 
wollen  die  zünftigen  Handwerker  niemanden  als  Meifter  auf- 
nehmen, der  nicht  am  Orte  selbst  seine  Lehrzeit  be- 
standen hat^ 

Zuerst  wurde  der  Anspruch  in  Ronen  erhoben.  Eine  Anzahl 
Tuchmacher,  die  durch  die  Eriegsläufte  vertrieben  worden  waren, 
hatten  sich  in  Rouen  niedergelassen.  Der  Bürgermeister  und  die 
Vorsteher  der  Tucherzunft  hatten  ihnen  indes  ihr  Gewerbe  ver- 
boten, da  in  Rouen  keiner  Tuch  machen  dürfe,  der  nicht  dort 
seine  Lehrzeit  abgedient  habe.  Die  Fremden  zogen  sich  in  die 
Vorstädte  zurück,  wo  die  Rouener  sie  jedoch  ebensowenig  dulden 
wollten.     Die  Heimatlosen  wandten  sich  nunmehr  an  den  König 

1  Du  Bourg  S.  58. 

'  Que  aucun  varlet  de  Paris  estranger  ou  autre  ne  sera  rccea  oudit 
mestier  et  marchandise  de  fireperie  s'il  n'a  serrj  Tun  des  maistres  jurez 
dudit  mestier  par  Tespace  de  quatre  mois.    M^t.  3  S.  427. 

>  Si  leedits  maistres  veulleDt  avoir  ung  apprentiz,  k  moins  de  quatre 
ans  ne  le  pevent  avoir.  Ledit  apprentiz  ne  peut  ouvrer  ne  lever  son 
ouvrouer  et  äiestier  jusques  qu'il  ait  est^  ung  an  accomply  par  les  ouvrouers. 
Ord.  19  S.  604  Art.  8  und  10. 

«  S.  unten  III.  Teil  1.  und  2.  Kap. 

^  Dafs  in  der  Ansetzung  des  Meistergeides  Unterschiede  mit  Bezug 
auf  die  örtliche  Lehrzeit  gemacht  wurden,  haben  wir  oben  S.  246 
gezeigt. 
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(Karl  V.),  der  ihDen  im  Jahre  1373  bewilligte,  dafs  sie  sich  auf 
zehn  Jahre  in  Reuen  niederlassen  dürften.  Jedoch  sollten  sie  eine 
eigene  Zunft  bilden ,  draperie  foraine  genannt,  eine  besondere 
Tuchsorte  machen  und  ein  eigenes  Tuchsiegel  ftlhren^. 

In  gröfserem  Mafsstabe  machten  die  &>uener  Ziknfte  zu  Be- 
ginn des  fünfzehnten  Jahrhunderts  den  Versuch,  die  auswärts  an- 
gelernten Meister  fernzuhalten.  Den  Fremden,  die  damak  in- 
folge des  Krieges  besonders  zahlreich  nach  Ronen  einwanderten, 
wurden  in  allen  Gbwerken  Scliwierigkeiten  in  den  Weg  gel^; 
zur  selbständigen  Ausübung  des  Gewerbes  wurde  allgemein  eine 
in  Ronen  selbst  bestandene  Lehrzeit  gefordert '.  Infolge  zahl- 
reicher Beschwerden  berief  der  königUche  Bailli  zunächst  eine 
Versammlung  von  Ratsherren,  Kaufleuten,  Bürgern  und  Hand- 
werkern und  berichtete  über  die  Sache  an  den  küniglichen 
Oerichtshof  der  Normandie,  den  Echiquier,  der  wiederum  den 
Bailli  mit  einer  nochmaligen  Untersuchung  der  Angelegenheit 
beauftragte.  Die  erneuten  Ermittelungen  des  Bailli  ergaben,  daüs 
die  Zulassung  der  Fremden,  sofern  diese  regelrecht  in  einer 
zünftigen  Stadt  gelernt  hatten,  allgemein  gewünscht  werde  und 
dem  Gemeinwohl  förderlich  sei.  Gleichwohl  hielt  es  der  Echiquier 
zur  gröfseren  Sicherheit  für  angezeigt,  die  Zünfle  vor  Gericht  zu 
laden  und  sie  über  ihre  Ansprüche  zu  hören.  Die  Zünfte  fügten 
sich  nunmehr  alle,  ausgenommen  die  Kaltschmiede,  die  ansässigen 
Fleischer  (bouchers  non-forains)  und  die  grofse  (d.  h.  die  alte, 
8.  oben)  Tucherzunfi  Die  Fleischer  und  die  Tucher  beschränkten 
ihren  Widerspruch  darauf,  dafs  die  Fremden  unter  den  üblichen 
Bedingungen  in  Ronen  zwar  zugelassen,  von  den  alten  Zünften 
der  Fleischer  und  Tucher  jedoch  ausgeschlossen  sein  sollten.  Die 
Kaltschmiede  bestanden  auf  ihrem  Privileg,  wonach  nur  Ab- 
kömmlinge der  Schmiedemeister  das  Handwerk  betreiben  dürfen, 
im  übrigen  aber  hinsichtlich  des  Geburtsortes  in  ihrem  Gewerk 
kein   Unterschied  gemacht  wird^.     Das   königliche  Gericht  gab 


>  Ord.  6  S.  462.  Das  Privileg  wurde  bereits  im  Jahre  1379  auf 
zehn  Jahre  nach  Ablauf  des  ersten  Privilegs  —  also  im  ganzen  zwanzig 
Jahre  —  verlängert.    Ord.  6  S.  463. 

*  Par  ce  que  sur  le  fait  des  mestiers  d'icelle  ville  dont  il  y  a  grand 
nombre  et  encores  souloit  plus  avoir,  a  aucunes  ordonnances  statutz  et 
antres  observances  ri^oreuses  par  lesquelles  aucuns  desdiz  habitans  out 
voulu  dire  et  mainteuir  que  DuIIe  personue  quelle  que  eile  feust  ne  peust 
onvrer  d'aucun  luestier  en  ladicte  ville  sHl  ne  l'avoit  apprinz  eu  icelle 
ville  et  servi  le  temps  qui  y  appartenoit  seien  rordonnance  d'un  chascun 
mestier.    Ord.  9  S.  413. 

'  Sauf  ies  Dinans  (dinandiers,  s.  unten  S.  264),  les  Bouchers  de  Roan 
Don  forams  et  les  drappiers  de  la  grant  drapperie  de  Rouen  lesquels 
requistrent  certaines  modifications  k  eulx  estre  faictes;  c'est  assavoir  les 
Dinans  en  ce  qu'ilz  disoient  que  partout  nostre  Rovaume  et  ailleurs  nul 
ne  peut  estre  maistre  oudit  mestier  se  il  n'est  de  la  ligne  de  maistre 
d'icellui  mestier  sans  ce  toutesvojes  qu'ilz  voulsissent  aucunement 
contredire  que  tous  ouvriers  qui  seront  de  ladicte  li^e  ne  peussent  venir 
onvrer  et  lever  mestier  en  ladicte  ville;  lesdits  bouchiers  en  ce  quUlz  con-j 
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diesen  drei  VerwahruDgen  statt,  und  verfligte,  dafs  im  übrigen 
der  ehrliche  fremde  Handwerker  unter  den  für  die  Einheimischen 
bestehenden  Vorschriften  in  Ronen  zuzulassen  sei. 

In  Amiens  liefs  die  Zunft  zu  St.  Lucas  —  Maler,  Bild- 
schnitzer, Sticker  und  Illuminatoren  —  im  Jahre  1400  in  ihr 
Statut  einschalten,  dafs  keiner  ihr  Oewerbe  ids  selbständiger 
Meister  betreiben  darf,  der  nicht  in  Amiens  selbst  seine  vor- 
geschriebenen  Lehrjahre  abgedient  hat^  —  In  Beauyais  hatten 
die  Weber,  Kardierer,  Färber  und  Tuchscherer  die  zugewanderten 
Handwerker  behindert  und  ihnen  insbesondere  das  Halten  von 
Lehrlingen  untersagt.  Der  Bischof  schritt  hiei^egen  ein  und 
▼erftlgte  im  Jahre  1424,  dafs  die  in  einer  fremden  Stadt  geprüften 
Meister,  wofern  sie  ihre  Be^igung  nachweisen,  sich  gleich  den 
einheimischen  niederlassen  dürfen'. 

In  den  meisten  dieser  dem  £nde  des  vierzehnten  und  dem 
Beginn  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  angehörenden  Fälle  wirkt 
neben  der  Ortlichen  Abschliefsung  der  Zünfte  noch  ein  allgemeines, 
zeitgeschichtliches  Moment  mit.  Es  ist  der  Zustrom  der  durch 
die  kriegerischen  Ereignisse  vertriebenen  Arbeiter,  den  die  an- 
sässigen Handwerker  von  sich  ferne  halten  wollen.  Die  ein- 
heimischen  Meister   hatten   ohnedem   schon  unter  der  schweren 


sentoient  que  uo  chascun  bouchier  ezpert  et  souffisant  en  la  waniere 
dessusdicte  feuat  receu  k  vendre  cbar  en  ladicte  ville  en  noetre  hale  du 
vieux  marcbi^  et  autres  lieux  oü  les  bouchiers  appellez  forains  ont  ac- 
coustum^  de  vendre  seulement;  et  lesdiz  drappiers  lescjaelz  ne  contredisoient 
aneunement  que  un  chascun  expert  et  soutfiBant  k  exercer  ledit  mestier 
ne  feust  receu  ä  ouvrer  et  lerer  mestier  en  ladicte  ville  par  la  forme  et 
maniere  que  estoient  les  drappiers  forains  d'icelle. ville.  Ord.  9  S.  414. 
^  Deffence  seront  falte  ä  tous  estrangers  de  passer  mustre  h  moins 

2u'il8  n*eu88ent  fait  leurs  apprentissage  dans  ladite  ville.  Thierrv  2  S.  6. 
a  dem  ffleicben  Statut  werden  aucb  Eintritts-  und  Austritts^der  von 
den  Gescnworenen  verlangt;  eine  Forderung,  die  in  späteren  leiten,  als 
die  finanzielle  Bedeutung  im  Gescbworenenamt  überwog,  allgemein  gestellt 
wurde:  Lesdits  esgards  qui  entreront  en  cbarge  le  lenaemain  de  Samt-Luc 
seront  tenus  de  paier  chacun  six  livres  pour  leur  entr^e  et  six  livres  pour 
leurs  sorties,  et  les  antiens  qui  auront  est^  eegard  paieront  chacun  soixante 
sols  pour  leurs  entr^es  et  soixante  sols  pour  la  sortie;  a.  a.  0.  Art.  5. 

'  Par  la  fortune  des  guerres  et  mortalitez ,  depuia  que  les  guerres 
furent  ös  parties  de  Flandres  ladicte  ville  a  est^  moalt  diminu^e ;  et  entre 
autres  choses  estoit  et  est  ladicte  ville  moult  diminuee  de  bona  ouvriers 
faisant  ladicte  drapperie  et  principalement  k  roccasion  de  ce  que  les 
ouvriers  archonneurs,  tixerans,  lenneurs,  tainturiers  et  tondears  qui  en 
icelle  ville  ont  aprins  leurs  rocstiers  soubz  umhre  d'aucuns  usaiges  ou 
pour  leurs  voulentez  ont  empeschiä  et  empeschent  tous  autres  ouvriers 
quelzconques  d'autres  villes  aui  y  sont  venuz  et  viennent  pour  ouvrer  et 
gan^nier  leurs  vies  quelques  oons  ouvrages  qallz  aient  sceu  faire,  en  teile 
maniere  qu'ilz  n'ont  peu  ou  pevent  estre  receuz  ä  faire  lesdits  ouvrages 
ne  en  iceulx  aucune  chose  gangnier  pour  leur  vivre  en  ladicte  ville  et 
pour  augmentor  le  fait  de  ladicte  drapperie  en  icelle;  et  avec  ce  ont  voulu 
et  veulent  les  maistres  desdiz  mestiers,  soustenir  et  de  fait  ont  us^  et 
usent  soubz  umbre  d'aucuns  estatuz  qu'ilz  ont  mis  sus  k  leur  prouffit  ou 
autrement  aue  aucun  ne  a  eu  ou  peu  avoir  aucuns  apprentis  desdits 
mestiers  en  ladicte  ville,  fors  ceulx  aes  deasusdits  maistres  seulement  qui 
auront  puissance  de  les  tenir  sur  leur  ouvrages  un  an.    Ord.  13  S.  52. 
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Zeit  zu  leiden )  und  der  unwillkommene  Zuwachs  erschien  ihnen 

I'etzt  doppelt  lästig.  Die  Verordnungen  für  Beauvais  und  Rouen 
leben  diesen  Zusaramenhang  ausdrücklich  hervor.  £inen  dauernden 
Erfolg  hatten  die  Bestrebungen  der  Handwerker  für  jetzt  noch 
nicht  ^.  Erst  im  sechzehnten  Jahrhundert  wurde  die  Forderung 
der  einheimischen  Lehrzeit  häufiger  durchgesetzt^.  — 

Als  eine  charakteristische  Neuerung  bei  den  Bedingungen 
ftar  die  Meisteraufnahme  ist  noch  zu  erwähnen,  dals  seit  der 
■weiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  der  Treueeid  ihr 
den  König  gefordert  wird.  Es  war  dies  eine  Folge  der  inneren 
Wirren  nnd  Unruhen  unter  Ludwig  XI.  Der  Treueeid  wurde 
-durch  die  Ordonnance  des  Banni^res  im  Jahre  1467  allgemein 
fbr  alle  Pariser  Handwerker  vorgeschrieben^;  im  besonderen 
wurde  dann  noch  bei  einzeben  Zünften  die  Pflicht  zur  Eidesleistung 
in  die  Statuten  eingefügt^. 

Die  gröfsten  Veränderungen  hat  in  dieser  Periode  das 
Oeschworenenamt  erfahren,  auf  dem  die  zünftlerische  Selbst- 
verwaltung in  erster  Reihe  beruhte.  Hier  zuerst  erlahmte  auch 
die  selbständige  Kraft  und  der  Oemeinsinn  der  Handwerker. 
Die  Geschworenen  sonderten  sich  ab  von  der  Gesamtheit  des 
Handwerks.  Langsam  und  sicher  bereitete  sich  jetzt  der  Um- 
schwung vor,  in  dessen  Verlauf  die  Stellung  der  Zunftgeschworenen 
in  Frankreich  zu  einer  vom  Staate  abhängigen  Beamtung  wurde, 
mit  der  eigene  Einnahmen  und  Vorrechte,  und  schliefslich  auch 
i)e0ondere  Abgaben,  verbunden  waren. 

Die  Veränderungen  im  Geschworenenamt  vollzogen  sich 
parallel  mit  den  Verschiebungen,  die  in  den  Grundlagen  des 
Zunftwesens  eintraten.  Die  steigende  Exklusivität  der  Handwerker- 
verbände  hatte  zur  notwendigen  Folge,   dals  sich  innerhalb  der 

^  Ein  rereiDzelter  Fall  von  Bewilligung  der  örtlichen  Lehrzeit  findet 
«ich  bei  den  Leinenwebern  von  Orleans  A.  1485;  Ord.  19  S.  591  Art.  1. 

^  Erwähnenswert  ist  noch  ein  mifsglückter  Versuch  der  Weber  des 
damals  unter  französischer  Herrschaft  stehenden  Toamay.  In  Toumaj 
bestand  von  alters  her  der  Brauch,  dafs  die  flandrischen  Weber  dort  ohne 
weitere  Förmlichkeit  arbeiten  durften,  mit  alleiniger  Ausnahme  solcher 
Handwerker,  die  wegen  eines  ehrlosen  Verbrechens  aus  ihrer  Heimat  ver- 
bannt worden  waren.  Die  einheimischen  Weber  hatten  sich  nun  im 
Jahre  1865  von  Karl  V.  ein  Privileg  ausgewirkt,  dem  zufolge  die  Zu- 
wandernden Brief  und  Siegel  einer  zünftigen  Stadt  vorweisen  mufsten. 
Auf  Grand  dieses  Privilegs  suchten  die  ansässigen  Weber  die  zuwandernden 
Fl&minge  am  arbeiten  zu  hindern.  Die  Stadtschöffen  von  Touniay  er- 
hoben Einsprach  und  wiesen  nach,  dafs  das  Privileg  wider  Recht  und 
Herkommen  erschlichen  worden  sei.  Der  König  zog  darauf  das  Privileg 
zurück  und  die  alte  Ordnung  wurde  wieder  hergestellt.  Ord.  4  S.  5® 
bezw.  648. 

«  M6t.  1  S.  56. 

*  M^t.  8  S.  508:  et  ansei  sera  tenu  le  dessusdit  faire  le  serement 
tl*estre  bon  et  loyal  envers  Nous.  Ord.  19  S.  603  (Dun-le-Roy)  toutes  et 
-quantes  foiz  que  ung  homme  est  pass6  maistre  dudit  mestier,  doit  faire 
«erment  selempnel  qu'il  ne  sera  point  contre  la  couronne  de  Eg^i^Qjp 
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Zünfte  ein  Patriziat  bildete,  das  die  Geschäfte  an  sich  lifa  und 
sie  im  Sinne  des  beschrankten  Interesses  ftlhrte.  Von  grofaem 
Einflufs  wurde  femer  die  Hinauischranbung  des  Qebührenweeens. 
Die  Geschworenen  erlangten  die  Verfügung  über  hohe  Einkünfte, 
denen  wiederum  die  stark  vergröfserten  Leistungen  für  die  der 
Zunft  teils  aufgebürdeten,  teils  von  ihr  neu  übernommenen  Lasten 
gegenüberstanden.  Die  Thätigkeit  der  Vorsteher  nahm  hierdurch 
eine  völlig  veränderte,  von  den  rein  gewerblic|ien  Aufgaben  immer 
weiter  ablenkende  Richtung.  Die  finanzielle  Seite  des  Amtes  rückt 
in  den  Vordergrund. 

Von  den  Einkünften,  welche  durch  die  Hand  der  Ge- 
schworenen gingen,  haben  wir  einige  bereits  genannt.  Mit  der 
Au&ahme  in  den  Zunftverband  hängen  zusammen  die  Aufding- 
gebühr für  Lehrlinge  und  das  Meistergeld.  .Ein  Anzogsgeld  ffr 
zuwandernde  Gesellen  wird  in  dieser  Periode  allgemein  gefordert, 
meist  in  der  Höhe  von  fünf  Solidi  und  darunter,  vereinzelt  aber 
auch  in  einem  höheren  Betragt.  Für  die  Bruderschaft  werden 
Wochenbeiträge  allgemein  von  Meistern  und  Gesellen  geleistet. 

An  die  Gewerbeschau  knüpfen  sich  zahlreiche  Gebühren, 
von  denen  die  der  Tucher  bereits  erwähnt  wurden^.  Auch  in 
den  andern  Gewerben  finden  die  Schaugebühren  immer  mehr 
Eingang,  zunächst  nur,  indem  ftlr  die  Untersuchung  der  zu  Markt 
oder  in  Verkehr  gebrachten  Waren  eine  Abgabe  erhoben  wird*» 
Doch  tritt  gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  schon  die 
zweite  Form  der  Schaugebühr  hervor;  den  Geschworenen  wird 
für  ihre  Rundgänge,  die  sie  zur  Beau&ichtigung  des  Betriebes 
in  den  Werkstätten  auszuführen  haben,  eine  feststehende  Gebühr 
zugebilligt  Mitunter  wird  für  die  Werkstattbesichtifi^g  eine 
feste  Jalu^sgebühr  angesetzt,  die  jeder  zünftige  Meister  den  Schau- 
leuten zu  entrichten  hat.  So  empfingen  die  Geschworenen  der 
Zinngieüser  in  Paris  von  jedem  Meister  jährlich  zwölf  Denare^. 
Häufiger  jedoch  —  insbesondere  in  der  späteren  Zeit  —  nehmen 
die  Geschworenen  eine  Einzelgebühr  für  jede  Besichtigung".    Von 


1  Pariser  Tuchscherer  zwanzig  Solfi  A.  1384.    M6t  2  S.  106. 

«  S.  oben  S.  id25. 

'  M6t.  8  8.  281  Art.  28;  M^t.  2  S.  769  (Pariser  Hutmacher  bezw. 
Töpfer).  Die  Untersuchungsgebühr  wird  hier  nur  erst  von  den  Stadt- 
fremden  erhoben.  Ord.  18  S.  678  Art.  2  (Normannische  Kaltschmiede): 
von  ledern  Zunftgenossen  jährlich  20  sols,  von  jedem  Händler,  der  mit 
Pferd  zu  Markte  zieht,  10  sols,  von  der  Traglast  5  sols. 

^  Pour  faire  la  Visitation  accoustum^e  de  faire  par  lesdits  jnrez  qn'ils 
seront  tenuz  faire  souvent  et  k  dilligence  sur  lee  poiz  et  ballances  des 
maistres  dudit  mestier,  appell6  avec  ealz  nng  maistre  ballancier,  ieeulx 
jnrez  anront  pour  leur  saiaire  de  cbascun  maistre  tenant  ouvrouer  dooze 
deniers  jparisis  par  cbascnn  an.    M^t  2  S.  533. 

^  Quant  les  eswars  d'icelle  ensseigne  jront  par  les  maisons  aus  jonrs 
accoustumez  deux  fois  l'an  et  non  plus  pour  visiter  la  chansseterie ,  sen 
tenu  baiJlier  chacun  maistre  ans  ais  eswars  pour  ladite  Visitation  six 
deniers.    Thierry  4  S.  334.  ^  j 
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den  fSnktinften  aus  den  Strafgeldern  und  Bursen  wird  unten  ^ 
die  Rede  sein. 

Eine  feste  Verwendung  war  nur  flir  einen  Teil  dieser  Gelder 
▼orgeschrieben,  nämlich  flir  diejenigen  Beiträge,  die  ausdrücklich 
als  Einkünfte  der  Bruderschaft  bezeichnet  wenlen.  Im  übrigen 
war  den  Geschworenen  ebenso  die  Verwaltung  des  gesamten 
Zunfteinkommens  übertragen,  wie  sie  andererseits  für  die  Ver- 
teilung und  die  Aufbringung  der  zünftigen  Lasten  zu  sorgen 
hatten.  Ein  Recht  der  Geschworenen,  ftir  ihren  Aufwand  an  Zeit 
und  Mühe  eine  Vergütung  aus  dem  Einkommen  der  Zuuft  zu 
empfangen,  war  schon  früher  anerkannt.  In  der  vorliegenden 
Periode  hat  jedoch  das  Amt  schon  seine  festen  Bezüge ,  und  ftir 
einen  Teil  der  Gebühren  wird  in  den  Statuten  ausdrücklich  an- 
erkannt, dals  sie  eine  persönliche  Entschädigung  ftir  die  Thätig- 
keit  der  Zunftgeschworenen  bilden*. 

Der  Charakter  des  Geschworenenamtes  als  eines  der  Reihe 
nach  von  den  Handwerksgenossen  zu  übernehmenden  Ehrenamtes 
war  nunmehr  im  wesentlichen  geschwunden.  Im  dreizehnten 
Jahrhundert  verzeichnen  die  Statuten,  dafs  der  Gewählte  das  ihm 
aufgetragene  Amt  übernehmen  müsse,  dafs  er  es  aber  auch  nicht 
über  die  vorgeschriebene  Amtsdauer  hinaus  fortzuftihren  brauche  ^. 
In  dieser  Periode  trat  das  umgekehrte  Verhältnis  ein;  das  Amt 
wurde  gesucht  und  von  den  führenden  Familien  festgehalten. 
Ein  Teil  der  Geschworenen  bleibt  regelmäfsig  nach  AUauf  des 
Amtsjahres  weiter  im  Amte^. 


Unter  den  nicht  örtlich  geschlossenen  Handwerksverbänden 
haben  wir  bisher  nur  den  der  Münzer  besprochen*^.  Die  Frei- 
heiten der  Münzer  erfuhren  in  dieser  Periode  in  einem  Punkt 
eine,  übrigens  notwendige  und  berechtigte,  Einschränkung.  Die 
den  Münzern  gewährte  alte  Abgabenfreilieit^  wurde  von  ihnen 
auch  gegenüber  den  späteren  Landessteuern  behauptet,  die  seit 
der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  aufgelegt  wurden*^. 
Hierdurch  entstand  zu  Gunsten  der  Münzer  ein  überaus  wert- 
volles Vorrecht.    Die  Münzer  waren  keiner  unter  den  hohen  Ab- 


*  Viertes  Kapitel. 

*  So  für  einen  Teil  des  Meistergeldes,  der  Schaugebühren,  der 
Bnfsen  n.  s.  w. 

»  S.  oben  S.  86. 

*  M6t.  2  8.  255  Art.  82-,  Ord.  14  S.  125  Art.  2.  Se  k  ladite  ^llection 
est  delib^r^  par  les  elisans  que  ce  soit  le  prouffit  dudit  mestier  de  laisser 
deux  DU  trois  des  anciens  gardes,  ilz  le  pounont  faire.  Ord.  20  S.  621. 
Lesquelz  gardes  demeureront  oudit  estat  par  Tei^paee  de  troys  ans  sauf 
que  se  Tun  d'eulx  s'en  yeult  descharger  et  oster  au  bout  de  ran,  faire  le 
pounra  et  en  sera  mys  et  esleu  ung  antra  en  son  lieu.    Ord.  21  S.  287. 

^  S.  oben  S.  89  ff. 

*  S.  oben  S.  47. 

'  S.  oben  8.  180  und  Anm.  2.  ^  . 
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gaben  untei-worfen ,  die  seit  Karl  V.  den  gesamten  Verkehr  be- 
lasteten. Noch  im  Jahre  1396  wurde  ihnen  diese  Freiheit  be- 
stätigt \ 

Es  konnte  denn  auch  nicht  ausbleiben,  dafs  diese  einträgliche 
Sonderstellung  mifsbraucht  wurde,  und  schon  zu  Beginn  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  waren  die  königlichen  Behörden  zum 
Einschreiten  genötigt.  Eine  Verordnung ,  die  Heinrich  VI. 
von  Elngland,  als  König  von  Frankreich,  im  Jahre  1425  erliefs, 
beschreibt  mit  vieler  Ausführlichkeit  die  von  den  Münzem  be- 
triebenen Praktiken.  Der  Vorschrift  der  Amtsbürtigkeit  ent- 
gegen, hatten  die  MUnzer  mehrfach  amtsfremde  Kaufleute  in 
mre  Genossenschaft  aufgenommen.  Der  Zweck,  den  die  Kauf- 
leute bei  dieser  Aufnahme  unter  die  Münzerschaft  verfolgten,  war 
lediglich  der,  für  ihre  Handelsgeschäfte  die  Freiheiten  der  Münzer 
zu  erlangen,  insbesondere  die  Befreiung  von  den  Verkehrsabgaben 
auf  Waren  und  Wein.  Der  König  verfügt  deshalb,  dafs  künftig 
das  Erfordernis  der  Amtsbürtigkeit  streng  eingehalten  werde, 
und  dafs  nur  Meistersöhne  und  Enkel  nach  gehöriger  Lehrzeit 
und  Prüfung  zur  Aufnahme  gelangen.  Doch  wäre  auch  dann 
noch  der  Milsbrauch  möglich,  dafs  sich  rechte  Abkömmlinge  der 
Münzer  in  die  Genossenschaft  aufnehmen  liefsen,  lediglich  zu  dem 
Zweck,  um  nun,  unter  Genufs  der  Befreiung  von  den  Verkehrs- 
steuein,  den  Warenhandel  zu  betreiben  ^.  Um  dem  vorzubeugen, 
bestinmit  der  König,  dafs  die  Abgabenfreiheit  der  Münzer  künftig 
beschränkt  werde  auf  die  Verkäufe  von  Gegenständen  ihres  eigenen 
Wachstums,  Vorrats  und  Gewerbes;  fbr  Handelsgeschäfite  da- 
gegen sollen  sie  nur  den  Betrag  von  12  Livres  jährlich  frei 
von  Abgaben  umsetzen  dürfen^.  Es  ist  dies  der  erste  Eingriff, 
der  vom  Königtum  in  das  Sonderrecht  der  Münzer  unternommen 
wurde.  — 


1  Ord.  8  S.  103. 

*  Et  ponr  ce  que  soubz  umbre  du  contenu  en  ladite  clause  contenant 
les  moz  deasosdiz:  marchandans  et  non  marchandans,  plaseurs  fraudes  et 
malices  se  pourroient  commettre  par  ce  que  aucuns  gros  marchans  publiques 
yenuz  de  ligne  de  monnoyer  se  pourroient  fere  recevoir  et  fere 
leurs  espreuyes  non  pas  poar  servir  et  emploier  leurs  corps  en  Touvrage 
de  nosdictes  monnoyes  mais  seulement  pour  io'i'r  desdiz  pnvileges  et  eulz 
exempter  de  pajer  les  impositions  de  doaze  aeniers  pour  livre  aes  denr^ee 
qu'ilz  acbeteroient  et  yenderoient  pour  fait  de  marchandise  comme  mar- 
chans publiques  et  de  IUI«  du  yin  yendu  k  detail.    Ord.  13  8.  112. 

'  Seront  france  auittes  et  exemps  desdiz  impositions  et  Illle  de  ce 
qu'ilz  yenderont  et  reront  yendre  venant  de  leur  creu  estorement  et 
mestier;  et  ayec  ce  que  eulx  et  cbascun  d'eulx  soient  francs  quittes  et 
exemps  desdiz  impositions  et  IUI«  de  tout  ce  quHIz  acheteront  et  yende- 
ront par  fait  de  marcbandise  jusques  ä  la  somme  de  douze  livres  parisis 
pour  nostre  droit  de  IIII«  et  imposicions  et  au  dessoubz  pour  cbascun 
an.  Ord.  13  S.  112.  Die  Urkunde  erwähnt  hierbei  noch,  aafs  auch  die 
berufsmäfsigen  Münzer  nicht  immer  Arbeit  haben,  sondern  nur,  wenn  sie 
vom  König  dazu  berufen  werden.    Vgl.  oben  S.  39. 
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Das  zweite  Gewerbe,  das  nicht  den  örtlich,  sondern  den 
landsmännisch  geschlossenen  Verband  aufzuweisen  hat,  ist  das  der 
normannischen  Ealtschmiede.  Die  Nachrichten,  die  ich 
über  dieses  merkwürdige  Gewerk  zusammentragen  konnte,  geben 
'dn  vollständiges  Bild  der  auf  eigenen  Rechtsgrundlagen  beruhenden 
Verfassung  eines  grofsen  mittelalterlichen  Wandergewerbes. 

Im  Kefslergewerbe  des  Mittelalters  sind  zwei  gesonderte 
Betriebsformen  genau  zu  unterscheiden ;  nämlich  der  Betrieb  der 
kleinen,  sefshaften  Handwerker,  die  Kupfergeschirr  und  kleinere 
Kttchenkessel  iUr  den  örtlichen  Hausbedarf  herstellen;  und  der 
•der  gröfseren  Meister,  die  den  Handel  mit  Ealtschmiedewaren  und 
Messinggerät  auf  weite  Strecken  betreiben.  Beide  Gewerbe  sind 
während  des  Mittelalters  in  Frankreich  stets  getrennt.  Von 
•diesen  beiden  Betrieben  ganz  abgesondert  bestehen  aufserdem  als 
drittes  Gewerbe  noch  die  Kesselflicker,  die  ihr  gering  geachtetes 
Handwerk  im  Umherziehen  ausüben.  In  Frankreich  waren  es 
hauptsächlich  die  Auvergnaten,  die  sich  mit  solcher  landfahrenden 
Arbeit  beschäftigten*;  wir  haben  von  ihnen  im  folgenden  nicht 
weiter  zu  sprechen. 

Handwerker,  welche  die  Kefslerei  am  Orte  selbst  betrieben, 
ab  es  in  den  meisten  französischen  Städten.  Zum  Teil  waren 
lese  ansässigen  Kefsler  den  Schmiedeflmtern  angegliedert,  wie  in 
Ohälons  s/M.  und  in  Chartres^;  zum  Teil  bildeten  sie  besondere 
Zünfte,  wie  in  Paris ^  und  in  Rouen*.  Die  Bezeichnung  flir 
diese  Kelsler  war  Chaudronniers.  Der  hauptsächlichste  Bedarf 
an  Kaltschmiedewaren  wurde  dagegen  während  des  hohen  und 
späteren  Mittelalters  nicht  am  Platze  erzeugt,  sondern  im  Handels- 
wege aus  dem  Norden  eingeführt.  Den  umfangreichsten  Handel 
mit  diesen  Waren  betrieb  die  Stadt  Dinant  im  Lande  Lüttich, 
wdt  berühmt  wegen  ihrer  Schmiedearbeit;  von  ihr  hat  auch  das 
Kaltschmiedegewerbe  den  Namen  Dinanderie  erhalten.  Die  Kalt- 
schmiede  selbst  wurden  Dinandiers  oder  Paesliers  genannt*^. 

Im  Königreiche  Frankreich  selbst  waren  es  die  norman- 
nischen Kaltschmiede,  die  den  Vertrieb  ihrer  Erzeugnisse  auf 
weite  Stiecken  besorgten.  Von  ihnen  und  ihrem  Sonderrecht 
haben  wir  im  folgenden  näher  zu  handeln. 

Nachrichten  über  die  Kaltschmiede  der  Normandie  sind  er- 
balten aus  Rouen  und  aus  Villedieu  de  Saulchevrel,  ein  durch 
«eine  Schmiedearbeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  bekannter  Ort®. 
Aus    Rouen    besitzen    wir    eine    Anzahl    von  Angaben    und    E>- 


*  Vgl.  über  diese  Savary  v.  Chaudronniers. 

*  Mag.  u.  Prat  S.  115  und  119. 

»  M6t.  2  S.  497;  8.  auch  unten  S.  295. 

*  Ord.  9  S.  313;  s.  auch  unten  S.  261. 

*  Chaudronnier  und  Dinandier  sind  während  des  Mittelalters  streng 
geschiedene  Betriebe. 

^  Jm  Mittelalter  Villa  Dei  de  saltu  capreoli,   das  heutige  Villedieu- 
les-Po^les,  Depart.  Manche,  Arrondiss.  Avranches.  {^ r^r^r^]^ 
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wähDungen,  die  in  Statuten  und  allgemeinen  Urkunden  eingeschaltet 
8ind^;  aus  Villedieu  ist  uns  eine  Reihenfolge  selbständiger  Ur- 
kunden erhalten^. 


1  Ord.  9  S.  313,  S.  412,  18  S.  683. 

>  Der  Abdruck,  der  in  den  Ord.  Band  18  zwölf  Folioseiten  fallt,, 
erscheint  auf  den  ersten  Anblick  wegen  der  zahllosen  Einschachtelnngcn 
und  Einschiebunffen,  za  denen  überdies  noch  eine  falsche  Datierang  tritt, 
geradezu  unentwirrbar.  Das  nachfolgende  Schema  wird  deshalb  als  Leit- 
faden  willkommen  sein.  Ich  habe  hierbei  die  einzelnen  Akto  zur  Kennt- 
lichmachung mit  Buchstaben  yersehen,  die  von  dem  letzten  Akte  h  rück- 
wärts laufen  bis  zu  dem  ersten  Akte  a.  Einschiebuneen  in  einen  Akt 
sind  durch  Verdoppelung  des  Buchstabens  (ec,  dd)  bezeichnet.  Das  Schema 
beginnt  demnach  mit  dem  jüngsten  Vidimus  h  von  1481  und  geht  rück- 
wärts durch  die  fnnschachtelnngen  der  Transsumpte  bis  zu  dem  ältesten 
Statut  a ;  von  da  an  wieder  vorwärts.  Die  Fortsetzung  eines  Transsumpts 
ist  also  daran  leicht  zu  erkennen,  dafs  der  betreffende  Buchstabe  (h,  a, 
ee,  dd  u.  s.  w.)  wiederkehrt 

Ord.  Band  18 

h.  Vidünus  Ludwigs  XL  von  1481 iS.  676. 

g.  Vidimus  Karls  VII.  von  1434 S.  676. 

ee.  Vidimus  Karls  VI.  von  1408  über  die S.  676. 

dd.  Urkunde  des  Hoger  Faucon,  Vicomte  von  Villedieu,  der 
bezeugt,  dafs  die  Kaltsehmiede  von  Villedieu  die  drei 
Meister  Ck>lin  von  Rennes,  Jean  Davy  den  Sohn  und  Rogier 
le  Roy  zu  Vertretern  ihres  Gewerks  bestellt  haben. 
Datum  1406 S.  676. 

e.  Vidimus  Karls  VI.  vom  Jahre  1407  über  das  älteste  Statut 

der  Kaltschmiede  (o)  in  folgender  Form: S.  678. 

d.  Jehan  Davy,  Bailli  von  Kouen,  vidimiert  1407  die 
Urkunden,  die  ihm  Colin  von  Rennes  u.  s.  w.  (s.  dd)  vor- 
gelegt haben,  nämlich 8.  678. 

e.  Vidimus  des  Raoul  Roillart,  Bailli  von  Villedieu,    vom 

Jahre  1406  über  ein S.  679. 

b.   Vidimus  des  Vicomte  von  Villedieu,  welcher  seinerseits 

bezeugt^  dafs  ihm  vorgelegen  hat,  eine S.  679. 

a.  Urkunde  des  Thomas  de  la  Fosse,  Bailli  von  Ville- 
dieu (also  eines  Amtsvorgängers  des  ad  c  genannten 
Koillart),  enthaltend  das  mit  der  Kaltschmiedegemeine  von 
Villedieu  vereinbarte  älteste  Statut  in  9  Artikeln. 
Als  Datum  ist  in  den  Ord.  irrtümlich  1428  angesetzt  (s. 
unten) S.  679. 

b.  Scblufs  des  Vidimus  des  Vicomte  von  Villedieu;  Datum 

in  den  Ord.  irrtümlich  1429  (s.  unten) S.  681. 

e.  Schlufs  des  Vidimus  des  Bailli  von  Villedieu  von  1406, 
unter  Beifügung  eines  Zusatzstatuts,  welches  der  Bailli 
in  9  neuen  Artikeln  mit  den  Kaltschmieden  von  Villedieu 
vereinbart S.  681. 

d.  Schlufs  des  Vidimus  des  Bailli  von  Ronen,  welcher  die 
Zusatzstatuten  ad  c  der  Kaltschmiede^emeine  von  Ronen  zur 
Begutachtung  vorgelegt  hat  und  auf  deren  Antrag  einen 
weiteren  Zusatz  einschaltet; S.  683. 

e.  Schlufs  des  Vidimus  Karls  VI.  von  1407 S.  684. 

ee.  Vidimus  Karls  VL  von  1408  über S.  684. 

f.  Urkunde  des  Rouger   Faucon,    Vicomte   von   Villedieu,        j 
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Die  Kaltflchmiede,  die  in  den  einzelnen  Städten  der  Kor- 
mandie  ansfissig  waren,  standen  in  einem  festgescfaloaaenen  Ver- 
band, dessen  Spitze  in  der  Hauptstadt  des  lindes,  zu  Bouen, 
war.  Die  Vorsteherschaft  des  Rouener  Gewerkes  galt  als  dem 
gesamten  Verband  vorgesetzt;  bei  ihr  lag  die  Entscheidung  über 
Kecht  und  Herkommen  des  Handwerks.  Die  Überordnimg  des 
Bouener  Amtes  war  durchaus  anerkannt;  sie  ging  so  weit,  dafs 
die  Schmiede  von  Villedieu  ihre  vor  dem  dortigen  Bailli  verein- 
barten Statuten  im  Jahre  1406  zunächst  nach  Rouen^  zur  Prü- 
fung einsandten.  Die  Rouener  Meister  sollten  urteilen,  ob  die 
Satzungen  dem  Handwerksgebrauch  entsprechen,  und  ob  bei 
ihnen  nichts  hinzuzufügen  oder  hinwegzunehmen  sei.  In  der 
That  verlang  das  Rouener  Gewerk  die  fünschaltung  eines  Ar- 
tikels über  den  Erzgufs,  der  denn  auch  demgemäfs  dem  Statut 
▼on  Villedieu  hinzugeschrieben  wurde*.  Im  übrigen  bestätigten 
die  Rouener  Meister,  dafs  die  Satzungen  von  Vill^ieu  mit  ihren 
eigenen  übereinstimmen  und  den  Rechten  und  Gewohnheiten  des 
Handwerks  gemäis  seien. 

Ebenso  wurden  die  Ealtschmiede  von  Ronen  befragt,  als  im 
Jahre  1407  die  Rouener  Eefsler  (Chandronniers;  s.  oben)  ihre 
Ordnung  erhielten.  Das  Verhältnis  der  beiden  Gewerbe  der 
Kefsler  und  der  Ealtschmiede  wird  bei  diesem  Vorgang  deutUch 
erkennbar.     Die  Ealtschmiede,  das  bei  weitem  angesehenere  Ge- 


Ord.Bandl8 

welcher  im  gleicheo  Jahre  1408   mit  der  Kaltschmiede- 
gemeine voD  Villedieu  drei  Zasatzartikel  technischen  Inhalts 

zu  ihren  Statuten  vereinbart S.  684. 

ee.  SchlnlB  des  Vidimus  Karls  VI.  von  1408 S.  686. 

g.  Schlafs  des  Vidimus  Karls  VII.  von  1434,   unter  Hinzu- 

fUguug  eines  Zusatzstatuts  in  12  Artikeln S.  686. 

h.  Scblufs  des  Vidimus  Ludwigs  XI.  von  1481,  der  die  Baillis 
von  Vermandois,  Senlis,  Maine,  Touraine,  Rouen  und  die 
Seneschalle  von  Poitou  und  Saintonge  mit  der  Vollziehung 

des  Statuts  beauftragt  — S.  688. 

Weiche  Datierung  fttr  das  ftlteste  Statut  und  dessen  Vidimus  (a  und  b) 
anzusetzen  ist,  läfst  sich  nicht  feststellen ;  jedenfjalls  gehören  beide  Schrift- 
stücke dem  vierzehnten  Jahrhundert  an.  Das  Zusatzstatat  von  1406  (c, 
nebst  den  beiden  Vidimus  d  und  e)  nimmt  in  seinem  Artikel  7  auf  das 
Altere  Statut  Bezus  und  ändert  dessen  Artikel  5  dahin  ab,  dafs  die  Anf- 
nahmeffebühr  für  Meistersöhne  von  40  Sols  auf  5  Livres ,  und  für  andere 
Bewerber  von  60  Sols  auf  10  Livres  erhöht  wird.  Zwischen  der  AbfEissune 
beider  Statuten  mufs  deshalb  ein  erheblicher  Zeitraum  liegen.  Vermutlich 
ilillt  das  Statut  a  unter  die  Begierungszeit  Karls  V. 
1  S.  vorige  Anm.  Urkunde  d.  Ord.  18  S.  679. 
*  Urkunde  d,  Ord.  18  S.  684.  Ponr  le  bien  et  augmentation  d'icelle 
«stoit  bonne  et  convenable  chose  que  en  ladite  ordonnance,  feust  mis  et 
adjoust^  ung  artide  dont  ils  avoient  et  ont  accoustumä  k  user  audit  lieu 
de  Rouen  duquel  la  teneur  est  teile:  C'est  assavoir  que  nul  ne  puisse 
fonder  foree  sur  foige;  et  ledit  artiele  comprins  et  dedair^  en  ladite  or- 
donnance Teur  sembloit  icelle  estre  bonne  et  loyale  sans  plus  y  mectre 
ne  y  ajonster.  Der  kurze  Artikel  wurde  dann  in  Villedieu  ausfuhrlich 
kommentiert;  Urkunde  f,  Ord.  18  S.  685  Art  2.  ^  t 
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werbe,  geben  ibr  Outacbten  dahin  ab,  dafs  sie  gegen  die  Artikel 
des  den  Eefslern  zu  erteilenden  Statuts  vom  Standpunkte  ihre» 
eigenen  Gewerbes  (nämlich  der  Dinanderie)  nichts  einzuwenden 
haben ;  ferner ,  dafs  ihnen  der  Inhalt  des  Statuts  als  dem 
Kefslergewerbe  (Chaudronnerie)  nützlich  und  förderlich  er- 
scheint ^. 

Während  das  Rouener  Gewerk  die  Stellung  eines  Oberhoä^ 
für  die  ganze  Provinz  einnahm,  hatten  die  in  den  einzelnen 
Städten  ansässigen  Kaltschmiede  nach  dem  Statut  von  1406  über- 
dies ihre  örtliche  zunftmäfsige  Organisation.  In  den  zünftigen 
Orten  waren  vier  Geschworene  bestellt,  zwei  Meister  und  zwei 
Gesellen,  die  vor  dem  zuständigen  Richter  vereidigt  wurden*» 
Nach  dem  Statut  von  1434  sollte  für  das  ganze  Gewerk  ein 
Oberwart  (garde  g^näral)  eingesetzt  werden,  dessen  Zuständigkeit 
sich  über  das  gesamte  Königreich  erstreckte®.  Der  Ober  wart 
hatte  für  die  regelrechte  Vornahme  der  Schau  zu  sorgen.  Zu 
diesem  Zweck  konnte  er  in  jedem  zünftigen  Ort  des  Reiches 
einen  Vertreter  ernennen,  der  in  dem  ihm  zugewiesenen  Bezirk 
die  Gewerbeschau  ausübte^.  Der  Oberwart  sollte  das  gesamte 
Gewerk  jährlich  einmal  zu  einer  Versammlung  berufen,  auf  der 
jeder  Meister  sich  einzufinden  hatte.     Wer  durch  echte  Not  am 


^  Ord.  9  S.  318.  Die  Namen  der  Vorsteher  des  Rouener  Kalt- 
schmiedegewerbes sind  die  gleichen,  wie  die  bei  dem  yorigen  Gntachteo 
für  Villedieu  erwähnten;  vgl.  Ord.  18  S.  685.  —  In  dem  Kefslerstatut 
findet  sich  in  Art.  4  die  im  Mittelalter  sehr  seltene  Bestimmung  zum  Schutz 
der  Nachtruhe.  Den  Kefslem  wird  das  Hämmern  zur  Nachtzeit  verboten^ 
pour  ce  que  Ten  ne  pourroit  dormir  jouzte  de  lez  eulz. 

*  Que  ne  pourront  faire  ne  ouvrer  dudit  mestier  en  aucune  ville 
qull  ne  j  ait  quatre  gardes  de  la  nation  des  mestiers,  c'est  assavoir 
deuz  maistres  et  deux  varlets  jurez  pardevant  la  justice  du  lieu,  tant 
pour  denoncer  k  la  justice  les  nraudes  et  malices  qu'ils  nonrroient  apper- 
ceyoir  audit  mestier  ou  en  TeuTre  d'icellui,  que  pour  raire  et  accomplir 
les  autres  poinf  s  contenns  en  leurs  ordonnances,  comme  il  est  accoustum^ 
en  ladite  viUe  de  Villedieu  et  aussi  en  la  ville  de  Rouen.  Ord.  18  S.  682 
Art  2.  Für  Rouen  werden  die  Geschworenen  auch  Ord.  9  S.  318 
erw&hnt 

>  Que  tant  par  les  maistres  et  ouvriers  dudit  mestier  lesquels  souloient 
demourer  et  resider  audit  lieu  de  la  Villedieu  de  Saucbevrel,  comme  par 
ceulx  des  bonnes  villes  de  nostre  royaume  et  obeyssance,  ou  la  plus 
grant  et  saine  partie  d'iceulz,  sera  esleu  un  garde  general  lequel  aprte^ 
qu'il  aura  est^  pr^ent^  par  lesdits  maistres  aux  officiers  royauz  plus 
prouchains  de  Thabitation  et  domicille  dudit  garde  ainsi  esleu,  et  qu'il 
aura  fait  le  serment  en  leurs  mains  de  bien  et  loyaument  czercer  ledit 
Office  de  visiteur,  aura  la  visitacion  sur  les  gens  dicellui  mestier  et  pourra 
faire  corriger  et  pugnir  les  defiiaulz  vices  et  mauvaisetez  commises  audit 
mestier  par  les  plus  prouchains  juges  des  lieuz;  et  se  feront  lesdictea 
visites  par  ledit  garde  sur  la  bourse  commune  et  auz  despens  d'icelle. 
Ord.  18  S.  686  Art.  2. 

^  Ord.  18  S.  686  Art  5.  Ob  diese  Einrichtung  auch  nur  in  be- 
schränktem Umfang  zur  Durchfuhrung  gelangte,  läfst  sich  nicht  feststellen» 
Zu  einer  Durchführung  in  gröfserem  MafsstaDe  bezw.  ftbr  das  ganze  Reich 
ist  es  sicher  nicht  gekommen. 
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Elracheinen  verhindert  war^  mu&te  einen  gehörig  bevolbnächtigten 
Vertreter  sendend 

Von  dem  Meiatergeld ,  seiner  Begründung  und  seinen  Be- 
trägen haben  wir  bereits  oben  S.  246  gesprochen.  Für  die 
Bruderschaft  waren  im  übrigen  noch  einige  andere  Einkünfte  vor- 
gesehen. Von  jedem  Elrzgufs  hatte  jeder  Meister  ein  halbes  Pfund 
Erz  zu  den  Ausgaben  der  Ältarbezündung  abzugeben^.  Die  Ge- 
sellen zahlten  wöchentlich  einen  Denar  an  den  Kasten  der 
Bruderschaft^;  neu  eintretende  Gesellen  gaben  zehn  Solidi  Änzugs- 
geld*.  Als  Aufgaben  der  Bruderschaft  werden  insbesondere 
genannt  die  Unterstützung  verarmter  und  kranker  Meister  oder 
Gesellen^,  sowie  die  Ausstattung  unbemittelter  heiratsfilhiger 
Töchter  aus  dem  Handwerk®. 

An  den  Strafgeldern  hatte  die  Zunft  nach  den  älteren 
Statuten  keinen  fest  normierten  Anteil;  dem  Richter  war  anheim- 
gestellt, dem  Bruderschaftskasten  der  Zunft  eine  Verehrung,  wie 
er  sie  für  schicklich  hielt,  zu  machen*^.  In  dem  Zusatzstatut 
von  1434  wird  der  Zunft  dagegen  die  Hälfte  der  eingehenden 
Bufsen  zugewiesen®. 

Die  normannischen  Ealtschmiede  betrieben  keinerlei  Elem- 
handd  im  Umherziehen^.  Sie  besuchten  nur  die  Messen  und 
Märkte,  sowie  die  herkömmlichen  Kaufmannsstädte.  Im  übrigen 
war  der  Kleinverkauf  dem  Kaltschmied  nur  in  derjenigen  Stadt 
erlaubt,  in  der  er  seinen  eigenen  ständigen  Wohnsitz  hatte  ^^. 
Der  Vertrieb  des  normannischen  Kaltschmieds  war  demnach  zu 
einem  erheblichen  Teil  Gro&geschäft.  Im  Kleinen  verkaufte  er 
an  seinem  Wohnort,  und  ai^  den  Messen  und  in  den  Markt- 
städten ;  sonst  setzte  er  seine  Waren  im  grofsen  ab  an  die  städ* 
tischen  Krämer  und  Kaufleute,  die  er  auf  seinen  Handelsreisen 
aufsuchte. 

Mit  Bezug  auf  den  inneren  Betrieb  erklären  die  Kalt- 
schmiede  im  Statut  von  1406,  dafs  sie  feste  Arbeitspausen  haben 
wegen  der  Härte  ihres  Handwerks,   das  sonst  nicht  zu  ertragen 


1  Ord.  18  S.  686  Art.  3. 
«  Ord.  18  S.  679  Art.  1. 
»  Ord.  18  S.  680  Art  4. 

*  Ord.  18  S.  680  Art.  3. 
»  S.  680  Art.  2. 

•  S.  680  Art.  6. 

"*  Qui  en  ferait  teile  courtoisie  au  tresor  dudit  mestier  comme  il 
verroit  que  bon  seroit.    Ord.  18  S.  679  Art  1,  S.  682  Art.  1  und  8. 

8  Ord.  18  S.  687  Art.  12. 

^  Auch  hierin  unterscheiden  sie  sich  von  den  Kefslem. 

1^  Que  aueun  onvraige  nenf  dudit  mestier  ne  seit  aucunement  vendu 
en  detail,  sinon  auz  foires  et  anx  marchiez  ou  ^  villes  coustumieres  et 
marchandes,  ou  te  lieuz  oü  les  vendeurs  soient  demourans  et  residans, 
80118  peine  de  diz  livres  toumois  d'amende  k  lever  pour  chascune  foiz 
snr  chascun  vendenr  qui  sera  troav^  faisant  ie  contraire.  Ord.  18 
S.  682  Art  9. 
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wäre^  Für  die  langen  Tage  von  Ost^m  bis  Michaeli  sind  drei, 
fttr  die  kurzen  Tage  von  Michaeli  bis  Ostern  zwei  Arbeitspausen 
vorgesehen.  Nachtarbeit  unter  Gebrauch  des  Hammers  ist  ver- 
boten ;  doch  wurde  sie  späterhin  in  beschränktem  Mafse  zur  Auf- 
arbeitung eines  Gusses  erlaubt^. 

Die  eigentümliche  Verfassung  des  normannischen  Kalt- 
schmiedegewerks  wird  indes  vorzugsweise  durch  ein  Recht 
gekennzeichnet,  das  wir  hier  in  seiner  schärfsten  und  einseitigsten 
Ausbildung  wiederfinden;  es  ist  das  Recht  der  Amtsbürtigkeit 
Kur  Söhne  und  Enkel  von  zünftigen  Meistern  wurden  in  das 
Amt  aufgenommen ;  fremdbürtige  waren  unbedingt  ausgeschlossen. 
In  einer  ganzen  Reihe  von  Urkunden  wird  der  strenge  Abschlufs 
des  ganzen  Handwerks  vorgeschrieben  und  bestätigt. 

Für  Ronen  erklären  die  Kaltschmiede  in  dem  oben®  er- 
wähnten, im  Jahre  1408  eingeleiteten  Verfahren,  dafs  sie  nur 
amtsbürtige  Genossen  aufnehmen,  ohne  im  übrigen  hinsichtlich 
des  Geburtsortes  einen  Unterschied  zu  machen,  und  das  könig- 
liche Gericht  bestätigt  ihren  Anspruch.  Die  Schmiede  von  Ville- 
dieu  verzeichnen  das  Recht  der  Amtsbürtigkeit  in  jedem  ihrer 
aufeinanderfolgenden  Statuten^.  Fremdbürtige  konnten  nur  als 
Lohnarbeiter  eintreten*.  In  den  Statuten  von  1406  und  1434 
ist  noch  besonders  gesagt,  dafs  keiner  gelehrt  werden  darf,  den 
Bammer  mit  einer  Hand  zu  führen,  bevor  er  nicht  seine  Abkunft 
vom  rechten  Stamm  des  Gewerks  nachgewiesen  hat®. 

Dies  Privileg  in  Verbindung  mit  anderen  Angaben  der  Ur- 
kunde von  1406  gestattet  uns,,  die  Verfassung  der  Kaltschmiede 
noch  einen  Schritt  weiter  hinauf  zu  verfolgen.  In  dem  Statut 
von  1406  erklären  die  Kaltschmiede,  dals  ihr  Handwerk  rechtlich 
wie  technisch  dem  der  Münzer  gleichstehe.  Die  Organisation  der 
normannischen  Kaltschmiede  stimmt  in  ihren  Grundzügen  voli- 


^  Ponr  ce  que  lenr  mestier  est  estrange  et  que  les  gens  qai  en 
ouyrent  ne  eanroient  vivre  d'autre  mestier,  et  qu'il  est  si  ^eveuz  et 
penible  que,  si  euLz  ouvroient  au  long  da  jonr,  eulx  seroient  destruits  et 
mors,  il  est  ordonn^  que  eulx  n'ouvreront  point  jusaues  k  leurs  henres 
establics  et  accoustumees  aDciennement  entre  eulx,  ae  quoj  il  a  troys 
au  jonr  devant  Pasques  et  la  Saint  -  Miehiei  et  denx  au  iour  d^entre  la 
Saint  -  Michiel  et  Parques,  en  la  maniere  que  acoustum^  Tont  Ord.  18 
S.  679  Art.  1.     Vgl.  unten  2.  Kap. 

«  Ord.  18  S.  685  Art.  1. 

«  S.  258. 

*  Ord.  18  S.  680  Art.  3,  S.  682  Art  1,  8,  4  und  6;  Artikel  3  be- 
zeichnet als  zum  rechten  Stamm  des  Gewerks  (propre  ligne  du  mestier) 
gehörig:  fils  de  maistre  ou  fils  de  fils  ou  de  propre  fille  de  maistre. 

»  Ord.  18  S.  680  Art.  3. 

®  Que  aucun  ne  soit  mis  k  apprendre  k  ouvrer  du  raartel  k  one  main 
audit  mestier,  jusaues  k  ce  qu'il  ait  duement  enseign^  (d.  h.  prouv^)  par- 
devers  la  justice  ac  la  ville  en  la  presence  des  gardes  que  il  soit  de  la 
droictti  ligne  dudit  mestier,  nÖ  en  loyal  marlage.  Ord.  18  S.  682  Axt.  3; 
8.  auch  S.  687  Art.  6. 
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ständig  mit  der  der  Münzer  ttberein.  Münzer  wie  Kaltschmiede 
gingen  zum  Betrieb  ihres  Gewerbes  Ton  ihrem  festen  Wohnort 
aas  auf  Wanderung;  beide  waren  in  landsmännische  Genossen- 
flchafien  zusammengeschlossen;  beide  gründeten  ihr  Sonden^echt 
auf  die  Amtsbürtigkeit.  Während  somit  die  rechtlichen  Grund- 
lagen beider  Handwerkerschaften  die  gleichen  siud,  ergiebt  sich 
die  gewerbliche  Zusammengehörigkeit  aus  dem  Statut  Ton  1406. 

Artikel  1  dieses  Statuts  besagt,  „dafs  zu  dem  Ealtschmiede- 
handwerk  die  Kenntnis  des  Giefsens,  Schmiedens  und  Aus- 
glühens  der  verschiedenen  Erze  gehört,  weshalb  die  Meister  im 
besonderen  Kenntnis  der  Münzkunst  besitzen,  auch  in  ihrem 
Handwerk  die  hierzu  nötigen  Werkzeuge  führen;  ihr  Handwerk 
dart  deshalb  nur  in  den  herkömmlichen  zünftigen  Städten  be- 
trieben werden"  *.  Recht,  Organisation  und  Handwerks- 
übung sind  demnach  den  Kaltschmieden  und  den  Münzem  voll- 
ständig gemeinsam.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  die  Kaltschmiede 
der  Normandie  nur  die  Abzweigung  eines  gröfseren  Amtes  sind, 
das  neben  ihnen  noch  eine  Müuzerschaft  umfafste'. 

Wir  dürfen  aunehmen,  dafs  dieses  gemeinsame  Amt,  dem 
Münzer  und  Kaltschmiede  angehörten,  ein  normannisches 
Schmiedeamt  gewesen  ist.  Als  dritter  Bestandteil  geben  sich 
durch  ihr  gemeinsames  Recht  die  normannischen  Eisen- 
schmiede zu  erkennen,  denen  Karl  VI.  im  Jahre  1405  ihr 
altes  Herkommen  bestätigte®.  Die  übereinstimmenden  Grund- 
lagen sind  landsmännisdier  Verband,  Gewerbebetrieb  durch 
Wanderung,  Abschluls  durch  Amtsbürtigkeit.  Das  Recht  der 
normannischen  Eisenschmiede,  „die  zwischen  den  Flüssen  Ome 
und  Avre  angesessen  sind"  ^  ist  folgendes.  Die  Schmiede  haben 
das  Recht  der  Amtsbtbrtigkeit ;  nur  Söhne  und  Schwiegersöhne 
von  Meistern  dürfen  das  Gewerbe  ausüben.  Sie  versammeln  sich 
jährlich  einmal  zu  Glos-la-ferri&re'^,  um  ihren  Magister  zu  wählen. 
Der  Magister  richtet  in  allen  Klagesachen,  ausgenommen  das 
Gerüfte*.  Die  Strafgelder  fallen  zu  einem  Drittel  an  den  König, 
zu  zwei  Dritteln  an  das  Handwerk. 


^  Pour  ce  quo  aadit  mestier  appartient  la  cognoissauce  de  fondre 
batre  et  recuire  tout  airain  qnelconque  par  qno^  les  maistrea  et  ouvriera 
dudit  mestier  peuent  avoir  greigneure  cognoissance  snr  le  faict  des 
monnoyes  qae  aultres  et  ont  en  leurs  mestiers  plusieun  oustils  necessairee 
pour  iceUui  fait,  parquoy  est  ordonn^  que  lecfit  mestier  De  seit  faict  ne 
men^  fers  senllemeDt  ös  bonnes  villes  accoustam^s  et  marcheandes  et  oü 
U  s'aasemble  fmres  et  march^.    Ord.  18  8.  681  Art  1. 

*  Von  der  normänniachen  MUnzerschaft  selbst  haben  sich  keine  Ur^ 
konden  erhalten.  Die  alte  Münzstätte  der  Herzöge  von  der  Normandie 
befand  sich  zu  Ronen.    Vgl.  Dncange  v.  Moneta  Botomagensis. 

»  Ord.  15  S.  541. 

*  Der  Kreis  amfinfste  das  heutige  Departement  de  r£are  und  Teile 
der  Departements  de  TOme  nnd  Calvados. 

*  im  heutigen  Departement  de  TOmö. 

^  Qne  ual  ne  fereit  le  fer  excepte  les  fils  des  ferrons  et  ceuz  qui 
esponseroient    leurs   filles ;    lesqnels   ferrons   assembleroient    et  jdpivent , 
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Die  Schmiede  sind  berechtigt,  ihre  Erzeugnisse  innerhalb 
des  ganzen  Königreichs  zu  vertreiben;  sie  dürfen  jedoch  kein 
anderes  Eisen  als  das  in  ihrem  eigenen  Bezirk  gewonnene  ver- 
arbeiten \  Zur  Anerkenntnis  ihres  Rechts  ist  den  Schmieden 
eine  Amtsabgabe ^  auferlegt;  sie  haben  jährlich  150  Fufs  Eisen- 
stangen an  die  königlichen  Ämter  zu  Breteuil  und  Orbec  ab- 
zuliefern ^. 

Die  Geschichte  und  die  Zersetzung  solcher  Gesamtämter 
habe  ich  in  meinen  früheren  Untersuchungen  mehrfach  beschrieben 
und  dort  gezeigt,  wie  aus  alten  grundherrlichen  Ämtern  selb- 
ständige freie  Zünfte  herausgetreten  sind  ^.  Das  Hofamt  entläbl 
hierbei  die  ausscheidenden  Handwerker  in  der  freien  Zunft- 
verfassung, wobei  jedoch  das  Band  des  alten  Rechtes  erhalten 
bleibt.  Um  den  gleichen  Vorgang  handelt  es  sich  auch  hier^ 
jedenfalls  bei  den  Kaltschmieden,  mit  aller  Wahrscheinlichkeit 
auch  bei  den  Eisenschmieden.  Die  Kaltschmiede  der  Normandie 
haben  sich  von  dem  Schmiedeamt  abgetrennt  und  einen  ge- 
sonderten Verband  gebildet.  In  ihrem  Recht  wie  in  ihrer  Han- 
tierung hat  sich  jedoch  der  Zusammenhang,  insbesondere  mit  den 
Münzem,  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  erhalten^. 

Von  der  Ordnung  des  Bergbauwesens  durch  Karl  VI. 
haben  wir  bereits  oben  S.  183  gesprochen.  Die  Ordonnanz  von  1413 
übertrug  den  Bergleuten  mit  Bezug  auf  den  besonderen  Gerichts- 
stand  und   die  Abgabenfreiheit  die  gleichen  Privilegien,   wie  sie 


assembler  une  fois  Tan  le  dimanche  anr^  la  Saint  -  Jeau  -  Baptiste  en  la 
chapelle  de  la  maladerie  de  Glos -la- Fernere  ouquel  Ueu  üb  eslisent  wag 
maistre  pour  Tann^e  et  quant  la  CTelgneur  partie  dedits  ferrons  ont  eslea 
ledit  maistre  ils  le  presentent  au  Viconte  de  Breteuil  qui  de  lui  re^oit  le 
sennent  qae  il  fera  garder  les  ordonnaDces  dudit  meslier;  et  apr^  ce  ledh 
maistre  re^oit  le  sennent  des  autres  ferrons;  lequel  maistre  a  et  doit  avoir 
court  et  Dsaige  du  fait  de  ladicte  ferronnerie  et  peut  et  doit  cognoistre  des 
discords  des  ouvriers  dudit  mestier,  minieurs  et  cbarbonniers  touchant  le 
fait  de  ladite  ferronnerie  ezcept^  le  cry  de  haro,  qui  seroit  d^termin^  en 
la  court  du  Roy.    Ord.  15  S.  541  Art.  1. 

1  Ord.  15  S.  542  Art,  3  und  4. 

«  Mag.u.  Frat  S.  11. 

'  Pour  lesquels  previlleiges  dessusdits  lesdits  ferrons  sont  tenus  faire 
chacun  an  au  Boy  nostredit  seigneur  cent  et  cinquante  piez  de  fer  anx 
receptes  de  Breteuil  et  d'Orbec.    Ord.  15  S.  542. 

*  Mag.  u.  Frat.  S.  69,  89,  95,  97,  104  und  138. 

^  Es  ist  von  Interesse,  hiermit  die  Verfassuns  der  sttd-  und  sttd west- 
deutschen Kefsler  zu  vergleichen.  S.  hierüber  rfeffinger,  Vitriarins 
ülustr.  III.  Aufl.  II  S.  636.  III  8.  915  ff.;  Bück,  Verhandi.  d.  Vereins  f. 
Kunst  und  Altert  in  Ulm  und  Oberschwaben  1872  S.  9  ff.,  Württemberg. 
Vierteljahrsh.  VII  S.  101 ,  Württemberg.  Jahrb.  II  Band  1886  S.  262  ff, 
Gothein,  Wirtschaftsiceschichte  des  Schwarzwalds,  Strafsburg  1892, 
S.  410  ff.  Der  irrtömlicnen  Annahme  Bucks,  als  ob  die  süddeutschen 
Kefslerkreise  daraus  entstanden  seien,  dafs  die  Kefsler  ursprünglich  ein 
y erachtetes  Gewerbe  gewesen,  ist  bereits  Gothein  mit  Recnt  entgegen- 
getreten. 
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die  Münzer  besaiaen,  wie  denn  das  Bergwesen  überhaupt  damals 
der  Münzverwaltung  untersteUt  wurdet 

Das  Sondergericht  der  Bergleute  um&fste  demgemäfs  alle 
EJagesachen ,  mit  Ausnahme  der  drei  schweren  Fället  Der 
Richter  wurde  vom  Könifi;  ernannt;  die  Beruftmg  ging  an  die 
Großmeister  der  königli(£en  Münzstätten^.  Die  Freiheit  Ton 
Abgaben  erstreckte  sich,  ebenso  wie  dies  bei  den  Münzem  im 
Jahre  1425  verfügt  wurde,  gegenüber  den  neuen  Landessteuem 
nur  auf  die  Verkäufe,  welche  die  Bergleute  aus  ihrem  eigenen 
Betriebe  und  Besitztum  bewirkten ;  nicht  auch  auf  die  rein  handels- 
mäfsigen  Umsätze.  Fbenso  wie  für  das  Münzergewerbe  ^  wurden 
auch  für  den  Bergbau  deutsche  Handwerker  nach  Frankreich  ge- 
zogen. Ein  Pri^eg  Ludwig  XI.  von  1483  setzt  sich  im  be- 
sonderen das  Ziel,  deutsche  Bergleute  zur  Einwanderung  zu  be- 
wegen „wegen  ihrer  Kenntnis  und  Erfiährung  und  weil  mit  ihrer 
Hilfe  besser  als  durch  andere  die  Erschlielsiuig  und  Ausbeutung 
der  Gruben  geschehen  könne''  ^. 

Für  die  die  Messen  und  Märkte  besuchenden  Krämer  war 
in  einzelnen  Provinzen  des  Reiches  ein  Vorsteher  bestellt,  der  den 
Titel  eines  Krämerkönigs  (Roi  des  merciers)  fUhrte  ^.  Ausführlich 
sind  seine  Befugnisse  in  dem  Krämerstatut  fbr  die  Touraine  vom 
Jahre  1448  b^hrieben^.  Der  Krämerkönig  stellte  innerhalb 
seines  Bereichs  Meisterbriefe  aus  und  hatte  den  Vorsitz  im  Ge- 
richt; an  den  einzelnen  Orten  seines  Bezirks  konnte  er  Vertreter 
ernennen.  Die  Krämer  führten  ihr  Recht  auf  ein  hohes  Alter 
zurück.  Bei  der  Errichtung  eines  neuen  Marktes  hatte  der 
Marktherr  den  Krämern  versdiiedene  Naturalabgaben  zu  reichen. 
Damach  erfolgte  die  Eröffiiung  des  neuen  Marktes,  und  die 
Krämer  sollten   alsdann  ihre  Waren  verkaufen,   wie  das  Statut 


>  Vgl.  auch  Ord.  19  S.  106. 

'  Aorotit  en  nosdiz  bailliage  et  eeneBcbanlc^e  tant  en  deffandaDt 
oomme  en  demandant  un  jage  bon  et  convoDable  ou  cominiseaire  et  tel 
comme  ooos  leurs  ordoDoeronB,  lequel  cognoistra  et  determinera  de  tous 
cas  mens  et  k  mouvoir  qni  leediz  marcbands  et  ouvriers  pourra  toucher; 
et  anquel  seront  baill^  noz  ordonnaDces  et  instroctions  par  nosdix 
geDeraolz-maistres  des  xnonnojes,  sur  le  fait  desdictes  myneB;  ezcept^  de 
meardre  rapt  et  larrecin;  et  duquel  luge  ou  commissaire  Ten  appellera  qui 
se  sentira  grevä  quant  le  cas  y  escbera,  devant  noz  generanlz-maistres 
de  noz  monnojes.    Ord.  10  S.  142  Art.  3. 

'  Generaux-maitres  des  monnaies,  Tgl.  Warnkönig,   StG.  S.  458. 

^  S.  oben  S.  40  und  158. 

^  Pour  ce  que  les  AUemans  ainsi  que  Ton  dit  sont  ezpers  et  cognoisseurs 
k  ouyrer  et  besoigner  esdictes  mjnes  et  par  le  moien  d'eulx  rouverture 
ouTraige  et  laboaraige  d'icelles  se  pourra  mieulz  faire  que  par  autres, 
Noos  afin  que  lesditz  Allemans  soient  plus  curieuz  d'y  yenir  besoigner  et 
demourer,  leur  avons  octroj^  et  octroyons  qn^ilz  etc.    Ord.  19  S.  105. 

^  Fttr  Auvergne,  Berry,  Maine,  Anjou,  Touraine,  Maconnais,  Francbe- 
comt^.    Vgl.  Pigeonneau  I  S.  342,  devasseur  I  8.  509  ff. 

^  Ord.  US.  27  ff.  Das  Statut  enthält  52  Artikel,  von  denen  32 
den  Pariser  Statuten  nachgebildet  sind;  die  übrigen  20  enthalten  die  den 
Krämern  der  Touraine  eigentümlichen  Bestimmungen.  ^  , 
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TOD  1448  sagt,  „nach  den  rechten  Gewohnheiten  und  Bräuchen, 
die  der  heilige  Karl  der  Orofse  und  Ludwig  der  Heilige  den 
Krämern  verliehen  haben^  ^.  Die  Altersberufung  entspricht  ganz 
der  Neigung  der  mittelalterlichen  Sage,  „Karl  dem  Grofaen  all- 
gemein jede  alte  Rechtseinrichtung  beizulegen^  ^.  Das  Amt  des 
Krämerkönigs  zerfiel  schon  während  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
infolge  der  verminderten  Bedeutung  der  meisten  Provinzialmärkte, 
die  von  den  sefshaft  gewordenen  gröfseren  Kauf  leuten  nicht  mehr 
aufgesucht  wurden^. 

Schliefslich  ist  noch  ein  kleineres  Gewerbe  zu  nennen, 
dessen  örtlich  nicht  vereinigte  Angehörigen  eine  einzige  Zunft 
bildeten;  es  ist  das  der  Tuchscherenmacher ,  die  sich  im  Jahre 
1407  zu  einem  allgemeinen,  auch  die  Meister  der  angrenzenden, 
landesfremden  Städte   umfassenden  Verband  zusammenschlössen. 

Das  gemeine  Statut  fiir  die  Tuchscherenmacher  wurde  unter 
Karl  VI.  vereinbart  mit  den  Meistern  von  Paris,  Brügge,  Tournay, 
Bourges,  St.  Simphorien  le  Chastel  (im  Lande  Lyonnais),  Salins 
(Burgund),  Ronen,  Amiensund  Abböville;  die  Verkündigung  erfolgte 
für  Paris  und  die  andern  guten  (zünftigen)  Städte  des  Königreichs 
und  der  umliegenden  Länder^.  Sitz  des  Verbandes  war  Paris. 
Die  zünftigen  Meister  sollten  sich  von  drei  zu  drei  Jahren  in 
Paris  einfinden ,  um  ihre  Geschworenen  zu  wählen.  Wer  durch 
echte  Not  am  Erscheinen  verhindert  war,  mufste,  bei  Strafe  von 
dner  Mark  Silbers,  rechtzeitig  seine  beglaubigte  Entschuldigung 
und  zugleich  den  von  ihm  ausgefüllten  Stimmzettel  ftlr  die 
Geschworenenwahl  einsenden^.  Der  Verband  der  Tuchscheren- 
macher ist  eine  Keugründung  ohne  jede  Vorgeschichte. 

§  2.    Das  nnzflnftige  Gewerbe. 

In  der  Stellung  der  ünzünftigen  ist  in  der  vorliegenden 
Periode  eine  wesentliche  Verschiebung  eingetreten.  Die  Zahl  der 
an  sich  unzünftigen  Gewerbe®  ist  infolge  der  Ausbreitung  des 
Zunflverbandes  ^  erheblich  zurückgegangen.  Dagegen  begann  in 
den    zünftigen   Gewerben    rasch   die  2^hl   der  Handwerker  zu 


^  Quo  apr^  ce  le  Roy  des  merciers  ou  eondit  lieutenant  et  ses  com- 
paigDons  puissent  estaler  et  vendre  toutes  maDiöres  de  denr^es  et  mar- 
chandises  qui  affierent  et  appartieDnent  audit  mestier  et  fait  de  mercerie 
en  leur  conscieDce  et  seien  ce  qua  les  coutumes  et  usaiges  dudit  mestier 
et  fait  de  mercerie  le  veulent  et  contienneut  de  raison  et  tout  ainsi  comme 
Saint  Charles  le  grant  et  Saint  Lojs  de  France  noz  predecesseurs 
Tont  ausdiz  Roy  des  Merciers  et  sesdiz  compaignons  donn6  et  octroj^ 
d'anciennet^.    Ord.  14  S.  35  Art  43. 

»  Grimm,  R.A.  S.  830. 

»  Vgl.  Pigeonneau  11  S.  95. 

*  Ord.  9  S.  269. 

^  Ord.  9  S.  269,  M6t.  2  S.  402. 

«  S.  oben  S.  42. 

'  S.  oben  S.  240  ff. 
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steigen^  denen  infolge  derErBchwemngen  der  Aufnahmebedingungen 
der  Eintritt  in  den  Zunftverband  unmöglich  wurde. 

An  den  Grundsätzen  über  die  Hausbedarfsarbeit  ^  änderte 
sich  nichts.  Das  Recht  des  Adels,  der  Geistlichkeit  und  der 
Stadtbürger,  ihren  eigenen  Bedarf  im  Hause  herstellen  zu  lassen, 
blieb  anerkannt^.  Vereinzelt  findet  sich  der  Anspruch,  dafs  zu 
solcher  Hausarbeit  die  Erlaubnis  der  Zunftgeschworenen  ein- 
geholt werden  solP. 

Auch  in  den  Vorschriften  für  die  Arbeit  bei  Zunftfremden 
und  Wiederverkäufem  *  ist  keine  Neuerung  von  Belang  ein- 
getreten. Die  Pariser  Waffenschmiede  verlangen  im  Jahre  1364 
nur,  dafs  kein  Geselle  bei  einem  Zunftft^mden  arbeiten  dürfe 
ohne  voreängige  EJrlaubnis  der  Zunftgeschworenen  ^.  Die  Pariser 
Seiden  Weber  gestatten  im  Jahre  1475  ausdrücklich,  für  Wieder- 
verkäufer zu  arbeiten,  wenn  dies  mit  Vorwissen  einiger  Zunft- 
meister geschieht^.  Die  Seiden weber  hatten  indes  bis  dahin 
keine  Ordnungen  und  Statuten  besessen  und  waren  erst  im 
Jahre  1475  zu  einer  Zunft  zusammengetreten^.  Die  Pariser 
Schneider  verbieten  dagegen  im  Jahre  1467  schlechthin  jede 
Arbeit  für  Händler  und  Wiederverkäufer®. 

Anders  gestaltete  sich  indessen  die  Stellung  der  Zunft  gegen- 


'  S.  oben  S.  43. 

*  Toutes  foiB  par  cette  aagmentation  il  n'est  pas  entendu  q|ue  les  ^ens 
de  ladicfe  ville  iie  puissent  pour  eulz  si  leur  semblc  sans  traude  niire 
besongner  en  lenrs  maisons  de  leurs  Stoffes  et  k  leura  joum^es  par  qui  il 
lenr  plaira,  ainsi  qu'ils  faisoient  apparavant  du  jourd'huy  et  des  ordonnances 
dudict  mestier  demourront  tonjours  en  leur  force  et  vertu.  Ord.  18  S.  44. 
Vgl  auch  M^t.  2  S.  641  Art.  24  und  Anm.  folgende  Seite. 

^  Nule  ouvriers  dudit  mestier  qui  n'en  sont  point  pass^  maistres  De 
pourront  ouvrer  ä  personne  s'il  n'est  maistre  dudict  mestier,  ou  femme 
vefve  de  maistre;  et  aussj  nul  maistre  dudit  mestier  ne  pourra  ouvrer  ä 
nolly  sll  n'est  dudit  mestier  si  ce  n'estoit  oeuvre  pour  un  bourgeois  pour 
Bon  user  au  congi^  de  justice  et  des  gardes,  sans  user  de  marcbandise. 
Ord.  14  S.  126  Art.  6. 

*  S.  oben  S.  44. 

^  Que  nulz  compaignons  dudit  mestier  ne  puissent  aller  ouvrer,  se 
cc  n'est  sur  les  maistres  et  ouvriers  d'iceluy  mestier,  sans  le  congi6  des 
maistres  et  gardes  dudit  mestier.  A.  1864.  M^t.  2  S.  320  Art.  3.  Über 
die  späteren  Streitigkeiten  zwischen  Wafienschmieden  und  Wa&'enhändlem 
vgl.  M^t.  2  S.  82:3  und  326. 

^  Que  aucuQS  ouvriers  dudit  mestier  ne  se  pourront  doresnavant 
alouer  pour  ouvrer  ös  hosteis  des  marchans  bourgois  et  autres,  ne  illec 
faire  ouvrage  au  prouffit  d'iceulx  marchans,  bourgois  ne  autres,  se  iceulx 
marchans,  oour^ois  ou  leurs  femmes  ne  soient  dudit  mestier,  appropriez 
et  re^euz,  et  qu'ils  aient  pai6  les  devoirs  comme  dessus,  se  ce  n'estoit  par 
Tadven  d'aucuns  desdiz  maistres  du  mestier,  ouquel  cas  faire  le  pourront. 
M6t.  3  S.  22  Art  15. 

^  Die  alte  Organisation  aus  früherer  Zeit  war  bei  ihnen  verfallen 
und  günzlich  in  Vergessenheit  geraten.    M6t.  2  S.  20  Anm. 

^  Que  nul  ne  recelle  malicieusement  et  pour  refrauder  ledit  mestier 
aucuns  d'icelluy  mestier  besognans  en  sa  maison,  se  ce  n'est  pour  luj  et 
pour  ses  gens.    M^t  3  S.  189  Art.  2. 

Digitized  by  VjOOQIC 


270  xyii  2. 

über  dem  selbständigen  Oewerbebetrieb  der  Unzlinftigen  ^.  Hier 
vollzog  sich  allmählich  ein  völliger  Umschwung,  und  an  die 
Stelle  der  früheren  Qleichgültigkeit  und  Duldung  trat  eine 
Gegnerschaft,  die  sich  mit  der  Zeit  immer  schärfer  zuspitzen 
mufste.  Die  Voraussetzungen  für  die  Unzünftigkeit  waren  gänzlich 
andere  geworden ;  fortwährend  vermehrte  sich  jetzt  die  Zahl  der 
Handwerker,  die  trotz  der  Zünftigkeit  ihres  Gewerbes  aufserhalb 
des  Zanftverbandes  blieben.  Die  Zunft  begann  den  Kampf  gegen 
das  Pftischertum,  das  sich  mit  der  Erhöhung  der  Zunf^scnranken 
immer  weiter  ausbreitete  und  darum  unausrottbar  blieb.  Gegen 
Ende  der  vorliegenden  Periode  ist  die  Entwicklung  so  weit  ge- 
diehen, dafs  der  Betrieb  der  Unzünftigen,  gegen  den  Staat  und 
Zunft  die  Äugen  nicht  mehr  schliefsen  konnten,  als  Prodnktions- 
form  anerkannt  ist. 

Einen  eigenen  amtlichen  Ausdruck  zur  Bezeichnung  der  un- 
zünftigen Arbeit  hatte  das  fünfzehnte  Jahrhundert  noch  nicht. 
Das  Verbot  der  Pfuscharbeit  wird  vielmehr  äufserlich  angeknüpft 
an  die  alte  Vorschrift,  dafs  der  zünftige  Meister  im  offenen  Laden, 
für  jedermann  sichtbar,  arbeiten  müsse ^.  Die  „Arbeit  in 
Stuben  und  Kammern^,  auf  der  früher  stets  der  Verdacht 
der  Unredlichkeit  lastete,  giebt  jetzt  den  technischen  Ausdruck 
ab,  mit  dem  in  den  Statuten  allgemein  der  Betrieb  der  Un- 
zünftigen bezeichnet  wird  ^.  Dieser  Betrieb  wird  in  den  Statuten 
regelmäfsig  verboten,  insofern  er  auf  eigene  Rechnung  des  Hand- 
werkers oder  auch  für  Wiederverkäufer  (Händler)  ausgeübt  wird. 
Die  Pariser  Scheidenmacher  stellen  im  Jahre  1457  jede  Arbeit 
in  geheimen  Stuben  und  an  abgelegenen  Orten  unter  Strafe^. 
Das  Zusatzstatut  der  Wammsschneider  vom  Jahre  1467  verbietet 
jedem  Handwerker  in  einer  Stube  zu  arbeiten,  es  geschehe  denn 
für  Rechnung  eines  zünftigen  Meisters  ^.  Die  Schlosser  von  Angers 
untersagen  im  Jahre  1489  schlechthin  die  Arbeit  in  Kammern^. 

Neben  diesem  amtlichen  Ausdruck  der  Eammerarbeit  hatte 
flieh  auch  die  französische  Zunftsprache  ihr  eigenes  Wort  zur  Be- 


1  S.  oben  S.  45. 

«  S.  oben  S.  97. 

'  Auch  hierin  zeigt  sich  die  Verbindung  von  zünftig  und  ehrlich  zu 
einem  Begriff;  s.  oben  8.  241.  —  Später  wurde  nach  dem  ouvrer  en 
chambre  der  ^eichfalls  amtlich  gebrauchte  Ausdruck  chambrelans  gebildet; 
6.  unten  III.  Teil  1.  Kap. 

^  Que  nuls  doudit  mestier,  quel  qu'il  soyt,  ne  pourra  besongner  en 
chambre  secrete  ne  en  lieu  destoum^,  se  ce  n'est  en  l'ouvrouer  de  Tun 
des  maietres,  pour  les  fraudes  et  deceptions  qui  s'en  pourroient  ensuir. 
M6t.  3  S.  487  Art.  7. 

^  Que  desoremais  aucuns  varletz  oudit  mestier  ne  besongnent  en 
chambre,  secretement  ne  autrement  pour  aultruy,  sinon  ^  hostelz  et  pour 
les  maistres  tenant  ouvrouers  d'icelluy  mestier,  en  ladite  ville.  Met  3 
S.  213  Anm. 

^  Varletz  dudit  mestier  ne  pevent  ouvrer  en  chambre  en  aucune 
maniöre,  pour  suspection  que  ne  facent  faulses  defs  ne  autres  faulx 
ouvrages.    Ord.  20  S.  189  Art  7. 
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seichnung  der  PfiüBcher  gebildet;  man  nannte  sie  crochechats 
(Katzenbuckel).  In  kräftiger  Sprache  verordnen  die  Schneider 
von  Saintes  im  Jahre  1 486^  dafs  solche  Pfuscher  jedesmal,  wenn 
<die  Zunftgeschworenen  sie  aufstöbern,  um  ftinfzenn  sols  ^ebüfst 
werden  sollen;  ,,denn  sie  stiften  der  gemeinen  Sadie  Keinen 
Nutzen,  sondern  nehmen  den  armen  ^  Meistern  das  Brot  weg,  die 
doch  des  Königs  Steuern  und  der  Stadt  Lasten  tragen"*^. 

Indes  weder  die  Verbote  in  den  Statuten,  noch  das  Auf- 
stöbern durch  die  Zunftgeschworenen  konnten  dem  immer  mehr 
um  sich  greifenden  Betrieb  der  Unzttnftigen  Einhalt  thun.  Auch 
das  Arbeitsgebiet  der  Unzünftigen  erweiterte  sich.  Die  Besiedelung 
der  Vorstädte  nahm  zu ;  ungeprüfte  Gesellen  liefsen  sich  vor  den 
Thoren  nieder  und  fanden  ihre  Arbeitsgelegenheit  in  der  Vorstadt, 
wo  allerdings  auch  die  zünftige  Gewerbeschau  sich  bemühte, 
ihnen  nachzufolgen. 

Gegen  Ende  des  ftinfzehnten  Jahrhunderts  ring  denn  auch 
die  Zunft  dazu  über,  in  einigen  Betrieben  ein  festes  Verhältnis 
«u  den  Unzünftigen  herzustellen.  Als  eines  der  ersten  giebt  das 
Statut  der  Strumpfwirker  von  Bourges  im  Jahre  1484  eingehende 
Vorschriften  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Unzünftigen.  Artikel  10 
des  Statuts  bestimmt  ausdrücklich,  „dafs  es  einem  in  der  Stadt 
gelernten  Handwerker  erlaubt  sein  solle,  in  einer  Kammer  zu 
arbeiten,  ohne  offenen  Laden  zu  halten.^  Doch  soll  ein  solcher 
Handwerker  nur  für  die  zünftigen  Meister  der  Stadt  arbeiten, 
^ne  thatsächlich  undurchführbare  und  wirkungslose  Bestimmung. 
Insbesondere  aber  darf  er  —  und  dies  wird  von  jetzt  ab  eine 
der  wesentlichen  Beschränkungen  des  un  zünftigen  Handwerks  — 
weder  einen  Lehrling  noch  einen  Gesellen  bei  sich  haben®.  Der 
zünftigen  Schau  sind  auch  diese  unzünftigen  Handwerker  unter- 
worfen *. 


^  Arm  ist  hier  nar  eine  Demutsformel  und  hat  nichts  mit  den  Ver- 
mögeusverhältnissen  zu  thun.    Vgl.  Ducange  v.  pauper  2. 

^  Qae  se  aucuns  cousturiers  appellez  crochechatz  qui  besoignent  en 
chambre  et  maisonR  secretement  et  ne  paient  aucaus  devoins  au  Roy  ne 
ä  la  ville  ne  ne  fönt  aucun  bien  ä  la  chose  publicque,  mais  toUent  la  vie 
ans  autres  pouvres  maistres  et  compaignons  qui  paient  les  taiiles,  sabcides 
ao  Roy  nostre  Seigneur,  biens,  corvees  k  ladiete  ville,  seront  prins  ou 
•convenaz  par  leedits  gaigiere  et  maistres  iurez  dadit  mestier  et  retennz 
en  Tarnende  de  quinze  solz  toarnois.    Ord.  19  S.  713. 

^  Art.  10.  Que  Ics  apprentilz  qui  auront  servi  en  ladite  Tille  en 
ladite  maniöre  quo  dit  est  pourront  besoigner  en  une  chambre  se  bon 
lear  semble  sans  tenir  ouvroier  ouvert  Art.  11.  Que  lesdits  apprentilz 
apr^s  qo'ilz  auront  servy  comme  dit  est,  s'ilz  besoingnent  en  chambre  ilz  ne 
feront  ouvrage  que  pour  les  maistres  ou  maistresses  dudit  mestier  demourant 
en  icelle  ville  ou  pour  Tun  d'eulx.  Art.  12.  Que  s'il  y  a  aucun  aprös  qu*il 
aura  achev^  sondit  apprentissaige  qui  besoingne  en  chambre  il  ne  pourra 
ne  lui  sera  loisible  tenir  ne  laisser  besoingner  avecques  lui  aucun  ou 
ancuns  autres  compaignons  ou  apprentilz.    Ord.  19  S.  477. 

*  Ebenda  Art.  18. 
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Zweites  Kapitel. 

Technik  und  Betrieb. 


Die  technischeD  Vorschriften  in  den  Statuten  verbreiten  sich 
mit  immer  gröfserer  AuBftihrlichkeit  über  die  Herstellungsroethoden» 
Die  Ordnungen  der  Tucher  mit  ihrer  peinlichen  Speci&lisierung 
des  Materials  und  des  Arbeitsprozefses  sind  längst  nicht  mehr  die 
umfangreichsten;  sie  werden  schon  häufig  an  Ausdehnung  über- 
.  troffen  durch  die  Statuten  von  Gewerben  einfacherer  Hantierung^ 
wie  Schreiner,  Oerber,  Krämer. 

Während  das  zünftige  Handwerk  im  allgemeinen  am  Her- 
gebrachten festhielt,  so  war  es  doch  in  dieser  Periode  keineswegs 
einem  gesunden  Fortschritt  entgegen.  Es  ist  hierbei  von  Interesse 
—  auch  wegen  der  dabei  beobachteten  Formen  —  eine  Ver- 
handlung zu  erwähnen,  die  im  Jahre  1377  in  Chälons  vor  dem 
dortigen  Bailli  stattfand.  Zwischen  den  Bürgern  und  Ein- 
wohnern von  Chälons  und  den  Geschworenen  des  Tucheramtes 
drohte  ein  Prozefs,  weil  die  Bürger  es  für  vorteilhaft  und  not- 
wendig hielten,  zu  der  Anfertigung  anderer  als  der  herkömmlichen 
Tuchsorten  überzugehen,  während  die  Geschworenen  keine 
anderen,  als  die  statutarischen  Sorten  zulassen  wollten.  Der 
Bailli  berief  die  streitenden  Parteien  zu  einer  Versammlung,  in 
welcher  die  mafsgebenden  Persönlichkeiten  und  die  Behörden  mit 
Einschlufs  der  bischöflichen  vertreten  waren.  Allseitig  war  man 
der  Ansicht,  dafs  es  besser  sei,  einen  Vergleich  zu  schlielsen,  als 
einen  Rechtsstreit  zu  beginnen.  Die  Bürger  schlugen  deshalb 
vor,  dafs  die  Herstellung  der  neuen  Tuchsorten  zunächst  versuchs- 
weise für  sechs  Jahre  gestattet  werden  solle.  Die  Geschworenen, 
hierüber  befragt,  gaben  zur  Antwort,  dafs  sie  in  ihrer  amtlichen 
Eigenschaft  sich  auf  nichts  einlassen  könnten ;  als  Privatpersonen 
aber  seien  sie  allerdings  der  Meinung,  dafs  der  vorgeschlagene 
Weg   der  richtige  sei^.     Der  Bailli   schlofs   daraufhin  unter  all- 

^  Lesquelx  comme  gardeure  et  sergeDS  ne  coDsentirent  aucune  choae 
et  toutevoies  leur  fu  dcmand^  comme  ä  priv^es  personnes  qu'il  leur  en 
Bembloit;  ä  quoy  il  respondirent  comme  priv^es  personDes  qu'il  leur  sem- 
bloit  la  voie  deseus  dicte  estre  la  meiUeur  que  dcmourer  en  tel  debat  ne 
plaides  l*un  ä  l'autre.    Ord.  7  S.  80. 
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gemeiDer  Zustimmung  den  Vergleich,  dals  die  Anfertigung  der 
neuen  Tuche  zunächst  auf  sechs  Jahre  freigegeben  wurde,  und 
dals  den  Zunftgeschworenen  die  Schau  über  die  neue  Tuch- 
macherei  gleich  der  alten  zustehen  soUe.  Im  Jahre  1384  wurde 
dann  die  Abmachung  von  neuem  bestätigt:  — 

Im  Betrieb  wird  der  Grundsatz:  ein  Meister,  eine  Werk- 
statt^ mit  vieler  Schärfe  behauptet  und  in  den  Statuten  häufig 
hervorgehoben.  In  Abb^ville  soll  kein  Bäcker  mehr  als  einen 
Verkaufsstand  haben  (Statut  aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert)  ^ ; 
kein  Kummetmacher  darf  in  der  Stadt  mehr  als  einen  Laden 
halten  (A.  1458)^.  In  Bordeaux  darf  kein  Schuster  für  seine 
eigene  oder  für  eines  andern  Rechnung  zwei  Werkstätten  be- 
treiben (A.  1461)  *.  Bei  den  Tuchbereitem  und  Walkern  in  Corbie 
ist  es  untersagt  y  dafs  «zwei  Meister  auf  gemeinsame  Rechnung 
arbeiten  (Statut  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert)  ^.  In  Amiens 
darfein  Weber  auf  nicht  mehr  als  zwei  Stühlen  arbeiten  (A.  1442  )  ^ ; 
zwei  Tuchscherer  dürfen  keine  gemeinsame  Werkstatt  halten 
(A.  1464)*^;  den  Hautelissemachem  wird  die  Arbeit  in  gemein- 
samer Werkstelle  oder  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  untersagt 
(A.  1492)  ^.  Die  Holzschuhmacher  von  Tours  dürfen  nicht  mehr 
als  einen  Laden  halten  (A.  1452)®.  Bei  den  Pariser  Walkern 
wird  das  alte  Verbot,  in  gemeinsamer  Werkstatt  oder  auf  ge- 
meinsame Rechnung  zu  arbeiten,    erneuert  (A.  1443)^^.     Den 


1  S.  oben  S.  93. 

'  Qua  nnlz  boulengniere  ait  qua  un  aatal  aveuc  se  maison.  Thier  ry  4 
S.  217  Art  6. 

*  Ne  porra  ancun  maistre  du  dit  mestier  tenir  an  ladite  ville  aua 
ung  Beul  ouvroir.  Thierrj  4  S.  262  Art.  5.  Die  gleiche  ge^en  aan 
Grofsbetriab  zielende  Richtnng  verfolgt  die  Bastimmung  das  Schiffbauer- 
Statuts  von  1488,  dafs  kein  Scniffsziinmermann  mehr  als  zwei  Schiffe  mit 
einmal  zu  bauen  übernehmen  dürfe  :   Que  nnlz  maistres  dudit  mestier  ne 

Sorront  marchander  ne  prendre  k  faire  quelque  navire  qua  ce  seit  plus 
e  daux  Tun  sur  Tautra.    Thierry  4  S.  319  Art.  5. 

*  Que  degun  mestre  deudeyt  mestey  de  quauque  condition  ny 
manyara  que  sera  no  pussa  tanir  dos  obraduys  per  se  ne  per  antra. 
Ord.  15  S.  462. 

^  II  est  ordonn^  par  les  maistre  des  mestiers  de  pareurs  et  foullons 
que  deux  maistres  ne  poeuvent  ouyrer  ensambla.     Thierry  3  S.  578. 

*  Nulz  d^icellui  mestier  ne  povoit  ouvrer  an  sa  maison  que  k  deux 
mestiers     Thierry  2  S.  150. 

^  Deux  maistres  dudit  mestier  de  tondeur  ne  porront  ouvrer  an  ung 
ouvroir  ansemble.    Thierry  2  S.  281  Art.  14. 

^  Ne  pourront  deux  maistres  dudit  metetier  ouvrans  tanir  ouvroir 
ansemble  en  commun  prouffit  ne  faire  ä  part,  mais  chacun  k  par  soy, 
pour  6viter  aux  frauldes  qui  s'en  porroient  enssievir.  Thierry  2  S.  455. 

*  Qua  nul  maistre  ne  pourra  tenir  que  ung  ouvrouer  de  patinaria  an 
la  yilla  et  banlieue  de  Tours  et  vendra  ses  denr^es  en  icellui  tant  seula- 
ment  sans  en  porter  ne  faire  porter  ailleurs  en  la  ville  par  maniöra  de 
vante,  sa  ce  n^estoit  que  aucune  personno  mandast  qua  on  luy  portast  de 
ladita  basogna.    Ord.  14  S.  234  Art  18. 

^^  Deux   maistres   dudit  mestier  na  pourront  ouvrer  na  besongner 
dudit  meetiar  en  ung  ouvrouer  ensamble  k  commun  prouffit    Mät  3  S.  99^ 
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Pastetenbäckern  wird  nur  eine  Werkstelle  und  an  den  Markt- 
tagen nur  ein  Verkaufsstand  auf  dem  Markte  gestattet  (A.  1 489)  ^. 
Den  Leinenwebem  von  Tours  wird  das  Halten  von  zwei  Werk- 
stätten untersagt,  wenn  der  Meister  nicht,  ohne  sein  Haus  zu 
verlassen,  von  einer  in  die  andere  gehen  kann^  (A.  1481).  Das 
gleiche  Verbot  wird  bei  den  Leinenwebem  von  Orleans  damit 
begründet;  dals  die  unbeaufsichtigten  Qesellen  leicht  eine  Unter- 
schlagung begehen  könnten  (A.  1485)^.  Die  Bäcker  von  Bouen 
dürfen  nur  einen  Backofen  und  im  gleichen  Hause  einen  Verkaufs- 
stand haben  (A.  1491)^.  Die  Schuster  von  Amboise  untersagen 
das  Halten  von  zwei  Werkstätten  (A.  1492)  ^. 

Während  der  Jahrmärkte  wurde  die  Beschränkung  mitunter 
nachgelassen.  Die  Strumpfwirker  und  die  Kürschner  von  Bourges 
bestimmen,  dafs  kein  Meister  mehr  als  einen  Laden  halten  dürfe, 
ausgenommen  die  Zeit  der  Jahrmärkte,  während  deren  jeder 
Meister  beUebig  viel  Verkaufsstellen  einrichten  möge  (A.  1484 
bezw.  i486)«. 

Eine  vereinzelte  Ausnahme  findet  sich  dagegen  zu  Ende  dieser 
Periode  im  Jahre  1498,  und  zwar  bemerkenswerter  Weise  für  die 
OoldstoffiDQanufaktur  von  Tours,  die  Ludwig  XI.  durch  Berufung 
ausländischer  Arbeiter  begründet  hatte '^.  Den  Goldstpffarbeitem 
wird  freigestellt,  in  den  vier  von  ihnen  gefertigten  Hauptsorten  soviel 
Stühle,  als  sie  ermöglichen  können,  aufzusteUen  und  zu  betreiben^. 

^  Oje  la  requeste  aujourd'hui   faicte  avons  ordoim^   et  ordonnons 

que  Inhibition  et  defense  sera  faicte  de  par  nostredit  seigneur,  k 

touz  les  pasticierB  de  ceste  ville  de  Paris,  de  ne  tenir  doresenavant  que 
ung  ouvrouer  ou  estal  ponr  vendre  leurs  denr^es  de  pasticerie,  cxcept^ 
ez  jours  ordinaires  de  marchi6,  c'est  assavoir  le  mercredi  et  le  samedi, 
ausaaels  iours  ils  pourront  avecqne  leurdit  ouvrouer ,  avoir  et  tenir  un 
estal  fieulfement  pour  vendre  leorsdites  denr^  ez  hailee  ou  aultres  marches 
et  lienz  k  ce  ordonnez.    M^t.  I  S.  382. 

*  Que  nnl  dudit  mestier  ne  pourra  avoir  ne  tenir  deux  onvroners 
bMI  ne  pent  [passer]  de  Tune'  autre  sans  vssir  de  la  maison  oü  il  fera 
Bon  domicile.  Ord.  20  S.  193.  Der  Text  ist  unvollstfindig :  vgl.  Ord.  18 
S.  622. 

'  Que  nnl  maistre  ou  maistresse  de  ladicte  ville  et  banüeue  ne 
pourra  tenir  ne  occuper  deux  ouvrouers  dudit  mestier  en  deux  maisons 
s^par6es  pour  ce  que  ung  ouvrier  pourroit  coupper  ou  empörter  une  piece 
de  toille  ou  de  filet,  sans  le  sceu  du  maistre;  Ord.  19  S.  591  Art.  24.  ~ 
Man  sieht,  die  Leinenweber  suchten  die  üble  Meinung,  die  das  Mittelalter 
von  ihnen  hatte,  selber  zu  rechtfertigen. 

^  Nul  Boul lenger  en  ladicte  ville  de  Rouen  ne  pourra  avoir  qu'un 
four  et  un  dtal  en  St  maison  oü  son  four  est  assis.    Ord.  21  S.  380. 

^  Que  nul  maistre  dudit  mestier  de  ladicte  ville  et  banliene  ne 
pourra  tenir  deux  ouvrouers,  mais  ung  tant  seulement  sur  peine  de  dix 
livres  toumoys  d'amendes.    Ord.  20  S.  371  Art.  18. 

*  Que  nul  maistre  ou  maistresse  ne  tiendra  en  ladicte  ville  et  faulx- 
bouigs  que  ung  seul  ouvrouer  dudit  mestier;  fors  ^  foires,  pendant  les- 
queles  chascuii  pourra  tenir  tant  d'ouvrouers  que  bon  Jui  semblera. 
Ord.  19  S.  481  und  662. 

^  S.  unten  3.  Abschnitt. 

^  Que  tous  les  maistres  et  ouvriers  dudit  mestier  pourront  avoir  et 
retenir  mestiers   de  draps  de   pris  des  quatre  mestiers  Jß^or,  d^aigent, 
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Mehrfach  beBtimtnen  jdie  Statuten,  dafs  eis  Meister  Dicht  zwei 
Gewerbe  zugleich  betreiben  dürfe.  Die  Pariser  Fellftrber  er- 
lassen diese  Vorschrift  im  Jahre  1857  ^ ;  die  Tuchscherenmacher 
Terordnen  das  gleiche  im  Jahre  1407,  fügen  jedoch  hinzu,  dafs 
die  Beschäftigung  mit  Schmiedehandwerk  jedem  Meister  gestattet 
sei  ^.  Bei  den  Fell&rbem  handelt  es  sich  im  übrigen  um  ein  bis 
dahin  nicht  zünftiges  Gewerbe,  bei  den  Tuchscheren machem  um 
eine  neuorganisierte  Zunft".  Die  Lichtzieher  bestimmen  im  Jahre 
1392,  dafs  ein  zunftfremder  Handwerker,  der  in  die  Zunft  ein- 
heiratet, auch  nach  dem  Tode  seiner  Frau  das  Gewerbe  selb 
ständig  weiter  betreiben  dürfe,  wenn  er  es  versteht  und  wenn  er 
sein  früheres  Handwerk  aufgiebt^.  Die  Zimmerleute  und  Schreinei 
von  Angers  verlangen  im  Jahre  1487,  dafs  kein  Meister  ein 
zweites  Gewerbe  ausübe,  er  thue  es  denn  ftlr  seinen  eigenen 
Hausbedarf  oder  um  einem  andern  behilflich  zu  sein  ^. 

Andererseits  findet  sich  aber  auch  die  Erlaubnis,  einen 
aweiten  mit  keiner  Herabminderung  des  Ansehens  verbimdenen 
Erwerb  als  Nebenbeschäftigung  auszuüben.  Die  Tuchscherer  von 
Rouen  verbieten  im  Jahre  1447  den  Zunftgenossen  zwar,  sich 
mit  einem  zweiten  unvereinbaren  Gewerbe  zu  befassen;  aber 
einen  ehrenhaften,  mit  dem  Gewerbe  verträglichen  Handel  mag 
der  Meister  wohl  betreiben  •.  Die  Bäcker  von  Dun-le-Roy  unter- 
sagen im  Jahre  1456  ihren  Genossen,  sich  mit  dem  Streichen  von 
Wolle  zu  befassen,   da  dies  ftlr  einen  Bäcker  kein  geziemendes 


Velours,  satin  et  damas)  tel  nombre  qu'il  leur  plaira  et  qu'iLz  auront  pou- 
voir  de  ce  faire;  mais  au  retard  des  mestiers  de  tafetas,  nol  n'en  pourra 
avoir  ne  tenir  ^ue  ung  mestier  ou  deux  pour  ie  plus.    Ord.  21  S.  119. 

'  Nuis  qui  saura  autre  mestier  dont  il  saura  galnsner  sa  chevance 
ne  seit  receus  k  faire  ledit  mestier  se  il  ne  renonce  k  rautre  dont  il  se 
sera  entremis.    Ord.  3  8.  860. 

'  Ltis  maistres  ouvriers  dudit  mestier  ne  aulcuns  d'iceulz  ne  pourront 
faire  deoz  mestier«,  de  quelque  mestier  que  ce  seit,  sinon  eulz  entremectre 
de  veudre,  ou  de  ia  forge,  qui  faire  Ie  saura  avec  ledit  mestier  d^esmouleur. 
M^t.  2  S.  401  Art  14. 

'  S.  oben  S.  268. 

^  Que  femme  qui  aura  est^  femme  d'aucuns  desdiz  cbandelliers 
pourra,  sondit  mary  trespass^ ,  faire  et  joir  dudit  mestier  de  chandellier 
ou  cas  ou  eile  Ie  saura  faire,  autrement  non ;  et  s'elle  se  marie  ä  homme 
d 'autre  mestier,  laditte  femme  trespassöe,  il  pourra  user  dudit  mestier  ou 
Gas  oü  il  Ie  saura  faire  eu  renon^ant  ä  Tautre  mestier.    M^t.  1  S.  548. 

^  Aucun  desdits  maistres  tenant  ouvrouer  et  astellier  esdite  ville  et 
faulxbourgs  ne  besoignera  et  ne  se  pourra  mesler  ne  entremectre  d^aucun 
autre  mestier  que  charpentier  de  raenuyserie  et  sll  fait  ie  contraire  et  7 
veolt  continuer  sinon  que  la  besoingne  qu'il  feroit  d'sutre  mestier  fnst  et 
seit  pour  son  usa^e  ou  que  ce  fust  et  soit  pour  soula^ier  celiuy  qui  seroit 
dudit  austre  mestier,  il  sera  tenu  de  renoncer  audit  mestier  et  de  non 
plos  besoingner,  au  moins  en  ladite  ville  et  faulxbourgs  de  Tours,  et  n'y 
aera  receu,  mais  du  tout  d^bout^.    Ord.  20  S.  80  Art  26. 

*  Que  aucun  maistre  dudit  mestier  ne  se  entremettra  d 'autre  mestier 
incompatible,  k  la  peine  d'un  marc  d'ar^ent  d'amende;  mais  il  pourra 
user  de  marcbandise  honneste  et  compatible  ä  iccllui  mestier.  Ord.  13 
8.  535.  n  ] 
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Gewerbe  sei^.  Gegen  die  Neben  beschäftigang  im  allgemeinen 
hatte  die  Bäckerzunft  demnach  nichts  einzuwenden.  In  gleicher 
Weise  untersagen  die  Bäcker  und  die  Brauer  von  Abbäyme  den 
Zunft^enoesen ,  in  ihren  Häusern  Tuch  zu  machen^.  —  Die 
Grundsätze  über  die  unvereinbaren  Betriebe^  sind  im  übrigen  die 
alten*. 

Der  üntemehmerbetrieb  in  der  Tuchmacherei  *  wird  in  den 
Statuten  öfters  erwähnt.  In  den  Tucherstädten  hat  jeder  Bürger 
regelmälsig  das  Recht,  Tuch  zu  machen,  d.  h.  das  Tuchergewerbe 
als  Unternehmer  auszuüben^.  Nach  der  Tucherordnung  von 
Troyes  von  1361  darf  jeder  Bürger,  der  sich  auf  Brauen  und 
Herkommen  des  Gewerbes  verpflichtet  und  die  zünftigen  Aufnahme- 
gelder zahlt,  einen  Webstuhl  und  einen  Spannrahmen  in  seinem 
Hause  aufstellen.  An  dem  Stuhle  weben  darf  jedoch  nur  ein 
zünftig  gelernter  Handwerker''. 

Unter  den  Vorschriften  über  die  Arbeitszeit  erfährt  das  Ver- 
bot der  Arbeit  bei  Nacht  und  künstlichem  Licht  ^  öfters  eine 
Zurückdrängung.  Das  Verbot  der  Festtagsarbeit  dagegen  ge- 
langt zu  weiterer  Ausdehnung  infolge  der  Einftigung  neuer  kircb- 
Ucher  Feiertage.  Die  an  Zahl  und  Umfang  gewachsenen  Bruder- 
schaften feierten  zudem  die  Tage  ihrer  Schutzheiligen  mit  be- 
sonderem Gepränge.  —  Für  die  Aufnahme  neuer  Feiertage  ist 
grundsätzlich  obrigkeitliche  Genehmigung  erforderlich.  Das 
Zunftprivileg  verpflichtet  den  Handwerker  zur  regelmälsigen 
Wahrnehmung  seines  Betriebes.  Insbesondere  waren  Bäcker  und 
Fleischer  verbunden,  genügende  Vorräte  in  ihrem  Gewerbebetrieb 
zu  halten  und  ihrem  Handwerk  in  gehöriger  Weise  nachzugehen  *. 


^  Nal  boleDgier  eii  ladicte  ville  en  fa^on  qaelconque  ne  cardeia 
laine  pour  ce  que  c'est  un  mestier  qui  n'est  pas  honneste  avec  Texercice 
dudit  mestier  de  bolengerie;  et  s'il  est  tronye  aue  aacan  des  bolen^ers 
le  face  de  carder  laine  sera,  admendable  de  teile  amende  que  de  raison. 
Ord.  14  S.  410. 

2  Que  nulz  boulenguiers  ne  faicbe  drapperie  en  se  maison.  Tbierry  4 
S.  218  Art.  10.  Que  nulz  cambiers  ne  laiche  drapperie  en  se  maison. 
Eb.  S.  328  Art.  4  (14.  Jabrh.). 

»  S.  oben  S.  151,  153  und  167. 

*  Vgl.  Ord.  7  S.  323;  Tbierry  4  S.  133  Art.  16. 
»  S.  oben  S.  95. 

*  S.  n.  a.  die  Belegstelle  oben  S.  251  Anm.  7;  s.  auch  nächste  An- 
merkung. 

"^  Se  aucuns  bourgoys  ou  autres  veult  drapper  ans  us  et  coustumes 
de  ladite  drapperie,  draps  pour  revendre  et  continuer  le  mestier,  il  est 
tenu  de  yenir  feire  son  serement  en  la  main  deediz  maistres  que  bien 
lo^aulment  il  tendra  et  gardera  tous  les  poins  de  ladite  dranperie  et 
paiera  des  fraiz  et  emoulumenz  du  fait  de  ladite  drapperie.  £t  parmi 
paient  les  vins  et  redevances  desdiz  maistres  un  chascun  puet  lever  un 
mestier  en  son  hostel  k  tixtre  draps  et  aparchis  pour  couroier  lesdiz  draps, 
senz  ce  que  il  n*en  ouvreront  point  de  leurs  mains,  tant  do  tixtre  comme 
de  courroer  se  il  ne  sont  ouvrier  desdiz  mestiers.   Ord.  3  S.  517  Art  24. 

8  S.  oben  8.  97,  154  und  166. 

9  Vgl.  Lamare  II  S.  584.  ^  j 
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Auf  diese  Verpflichtang  bezieht  sich  ein  den  Fleischern  von 
Langres  im  Jahre  1381  erteiltes  Privileg.  Der  Bischof  bewilligt 
darin  „auf  Fürbitten  der  Bürger  von  Langres  und  zu  Ehren 
unseres  Herrn  und  aller  Heiligen  des  Paradieses  "^ ,  dafs  die 
Fleischer  von  der  Pflicht ,  ihre  Stände  besetzt  zu  halten,  künftig 
an  Pfingsten,  Fronleichnam  und  Allerheiligen  entbunden  sein 
sollen;  doch  müssen  sie  an  den  Vorabenden  dieser  Tage  hin- 
reichende Vorräte  für  die  Festtage  bereit  stellen^. 

Wegen  der  E^inhaltung  der  Arbeitsstunden  selbst  kam  es  in 
dieser  Zeit  zu  heftigen  Kämpfen  im  Handwerk.  Insbesondere 
versuchten  die  Gesellen  und  Lohnarbeiter  seit  der  Mitte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  zur  Einnahme  der  Mahlzeiten  feste 
Arbeitspausen,  die  bis  dahin  nicht  üblich  gewesen  waren ^, 
zu  erlangen.  Als  Hauptträger  der  Bewegung  werden  genannt  die 
Weber  und  die  übrigen  Teilgewerbe  der  Tuchmacherei,  ferner 
die  Maurer  und  die  Zimmerleute. 

Ein  längerer  Streit,  dessen  schlierslicher  Ausgang  nicht  be- 
kannt ist,  wurde  wegen  der  Arbeitsstunden  und  Arbeitspausen 
um  das  Jahr  1357  in  Amiens  geführt.  Im  Jahre  1335  hatten 
Rat  und  Schöffen  von  Amiens  mit  königlicher  Bewilligung  auf 
dem  Beifried  der  Stadt  eine  besondere  Glocke  anbringen  lassen, 
deren  Geläut  den  Beginn  und  das  Ende  der  Arbeitszeit,  sowie 
die  Zeit  flir  das  Mittagessen  anzeigte^.  Eine  andere,  als  die 
Mittagspause,  war  nicht  vorgesehen^.  Zugleich  wurden  Strafen 
festgesetzt  für  die  Überschreitung  der  Arbeitszeit  durch  Arbeit 
bei  künstlichem  Licht  vor  Tagesanbruch  oder  nach  Feierabend. 
Die  Ordnung  erstreckte  sich  jedoch  nur  auf  diejenigen  Hand- 
werker,   die  auf  Taglohn  arbeiteten,  fUr  alle  übrigen  Arbeiter 


'  NouB  k  la  Bupplicacion  et  requeste  de  ploseun  de  doz  bourgois 
et  citoyens  de  Langres  et  k  raneur  (honDeur)  et  reverence  de  nostre  S. 
et  de  tonz  les  Saine  de  Paradiz,  avons  octroiä  et  octroions  par  ces  pre- 
sentes  aus  boucfaiers  de  Langres  noz  subgez  aue  ilz  ee  puissent  abstenir 
d'oresenavant  de  vendre  oa  tenir  k  leurs  estauix  chars  vendables  le  propre 
joar  de  la  Feste  de  la  Penthecouste ,  de  la  Feste  da  corps  nostre  S.  et 
de  laTouseains;  pourveu  touteffoiz  que  ilz  les  tuent,  vendent  et  tiennent 
vendables  les  veilles  desdictes  Festes  ponr  les  necessitez  desdiz  joure. 
Ord.  6  S.  609.    Vgl.  hierzu  auch  Lamare  I  S.  881. 

«  8.  oben  8.  99. 

*  Comme  li  maire  et  eschevin  de  nostre  ville  d'Amiens  nous  eussent 
reani»  qne  il  penssent  faire  une  ordenance  qaand  les  ouvriers  en  ladicte 
Tide  et  banlieue  d'icelle  iroient  chascun  jour  ouvrable  k  leurs  ouvrages 
an  matin,  qaand  il  deveroient  aler  mengier  et  quand  il  deveroient  re- 
pairier  k  leurs  ouvrages  apr^s  mengier  et  aussi  au  soir  quand  il  deveroient 
laiasier  oevre  pour  la  joam^;  et  qae  par  ladicte  ordenance  que  il  feroient 
il  peussent  sonner  une  doche  que  il  ont  fait  pendre  au  beffroy  de  ladicte 
Tille  laqaele  se  diff^re  des  autres  cloches.    Thierry  I  S.  456. 

^  £t  ne  comprent  ceste  ordenance  fors  les  ouvriers  qai  eavrent  k 
joam^  et  eil  qui  en  taque  ouverront  pourront  ouvrer  ä  teile  heure  et  tant 
oomme  U  leur  plaira.    Thierry  1  S.  459. 
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hatte  sie  keine  Gültigkeit  ^  Im  Jahre  1357  klagten  die  Meister 
und  Gesellen  der  Textilge  werbe  (Weber,  Walker,  Tuchkarder 
und  Tuchflcherer)  vor  dem  königlichen  Bailli  zu  Amiens  wider 
Rat  und  Schöffen.  Die  Handwerker  erklärten,  dala  die  Ordnung 
in  ihrem  Gewerbe  Tag  für  Tag  übertreten  werde,  weil  die 
Strafen  wegen  Ärbeitsaberschreitung  nicht  in  der  gehörigen  Weise 
erhoben  werden,  wie  in  Saint-Omer,  Doua^  und  andern  Tucher- 
Städten'.  Die  Zünfte  verlangten,  dals  die  in  Douay  geltendeo 
Bestimmungen  über  die  Arbeitszeit  in  Amiens  eingeführt  und  ge- 
halten werden  sollten  ^.  Der  Stadtrat  dagegen  wollte  es  bei  den 
seitherigen  Ordnungen  belassen.  Der  Bailli  fkllte  seine  Ent- 
scheidung dahin,  dafs  zwar  jede  Arbeit  bei  künstlichem  Licht  all- 
gemein verboten  sein  solle;  dagegen  sollten  die  durch  die  Glocke 
angezeigten  Arbeitsstunden,  d.  ru  Arbeitsbeginn,  Mittagspause 
und  Feierabend,  nach  wie  vor  nur  für  die  Lohnarbeiter,  nicht 
aber  für  die  andern  Arbeiter,  Geltung  haben  ^.  Die  Handwerker 
gaben  sich  mit  dem  Spruch  nicht  zufrieden,  sondern  legten  Be- 
ruftmg  an  das  Parlament  ein ,  deren  Ergebnis  nicht  bekannt  ist. 

Während  es  sich  in  Amiens  sowohl  um  Arbeitszeit  wie  um 
Arbeitspausen  handelt,  drehen  sich  die  im  folgenden  zu  schil- 
dernden Streitigkeiten  im  wesentlichen  um  die  Erlangung  fester 
Pausen  für  die  Mahlzeiten  der  Arbeiter. 

Im  Jahre  1358  hatte  der  königliche  Bailli  von  Trojes  dne 
Beschwerde  der  dortigen  Tucher  und  Webermeister  wider  die 
Webergesellen  zu  entscheiden.  Aus  dem  Ekitscheid  ergiebt  sich, 
„dafs  die  Gesellen  verpflichtet  waren,   von  Tagesanbruch  bis  in 


^  II  est  ordonn^  que  le  cloqae  aux  ouvriers  qui  sonne  an  beffiroj 
sonnera  quatre  fois  le  jonr,  est  k  s^avoir  an  matin  k  aler  k  roavrage,  ä 
Teare  qua  li  ouvrier  verront  disner,  ä  Teure  qa^ls  retoumeront  k  Touvrage 

apr^   alener,   k   Teure   qu'ilx   pourront  laissier  Touvraffe; et  ne 

pourront  li  ouvrier  que  une  tois  aler  m enger  hors  de  lenr  ottyrage. 
Thierry  I  S.  458. 

'  Lesqueles  oevre  et  ordenances  estoient  chascun  jour  comunpaea» 
parceqne  les  amendea  n' estoient  lev^  deuement,  si  comme  il  est  accoa- 
■tum^  k  faire  k  Saint-Omer,  k  Donaj  et  ^  austres  boines  villes  U  ii  il 
a  doque     Thierry  I  S.  579. 

»  Thierry  I  S.  581. 

*  Que  nuls  ne  nulle  dudict  mestier  de  le  drapperie,  ne  ouvrera  ne 
ne  fera  ouvrer  en  auquns  des  poins  d'icelli  mestier  de  le  drapperie,  fors 
que  par  jour  et  sans  candeille,  seit  k  le  heure  du  matin  ou  k  le  henre  du 
vespre,  et  sur  teles  peines  et  amendes  comme  il  est  contenu  hs  anchiennes 
ordenances,  ä  appliquier  ä  chelli  k  cui  il  appartenra  ou  doit  appartenir^ 
selouc  lesdictes  ordenances;  et  porra  chascnns  ouvrer,  se  iL  li  plaisl^ 
depuis  le  heure  que  on  i  porra  ouvrer  par  jour  sans  candeille,  jnsqaes  k 
tant  que  om  porra  ouvrer  dudict  i'our  sans  candeille,  nonobstant  le  son 
ou  ordenance  de  la  cloque  nouveUe,  saulf  et  r^erv^  ^ue  les  ouvriers 
ouvrans  k  joum^  pour  salaire  oudit  mestier  de  le  drapene,  en  quelpoint 
oue  ce  soit,  ne  seront  tenu  ne  constraint  de  aler  ouvrer  ne  revenir  de 
rouvrage  k  autres  beures  que  orden^  est  seien  Tordenance  et  le  son  de 
le  cloque  nouvelle,  lesqueles  quant  ad  ce  demourront  en  leur  force  et 
vertu.    Thierry  I  S.  5«3. 
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die  Nacht  sbu  arbeiten,  unter  Benutzung  von 'Kerzenlicht,  ohne 
Pause  für  die  Mahlzeiten.  Ihr  Brot  für  den  ganzen  Tag  brachten 
die  Gesellen  mit,  und  die  Suppe  wurde  ihnen  von  ihren  Frauen 
an  den  Webstuhl  gebracht,  damit  die  Arbeit  nicht  unterbrochen 
werde;  und  war  das  Gewerbe  hierbei  wohl  gediehen"*.  In  der 
jüngsten  Zeit  aber  wollten  die  Gesellen  keine  Ordnung  mehr 
einhalten.  Unter  dem  Vorwand,  dafs  sie  neuerdings  eine  Früh* 
messe  singen  lassen,  kommen  sie  zu  spät  zur  Arbeit.  Wenn  sie 
einem  verstorbenen  Meister  oder  Gesellen  das  Geldt  geben,  feiern 
sie  gleich  einen  ganzen  Tag.  Elndlich  aber  verlangen  sie  eine 
feste  Zeit,  um  ihr  Mittagessen  aufserhalb  der  Werkstatt  zu 
nehmen.  Auch  fordern  sie  zwei  oder  drei  Sols  fllr  eine  Arbeit, 
die  sie  vordem  zu  sechs  oder  acht  Denaren  machten,  und  wider- 
setzen sich  dabei  der  Beschäftigung  auswärtiger  Arbeiter^.  Der 
Bailli  entscheidet  darauf,  dafs  es  den  Meistern  frei  stehen  solle, 
ihre  Tuche  aufserhalb  des  Weberviertels,  wo  es  ihnen  beliebt, 
anfertigen  zu  lassen,  was  die  widerspenstigen  Gesellen  wohl  zur 
Vernunft  bringen  werde. 

Ähnliche  Ansprüche  erhoben  die  Arbeiter  zu  Cbälons  s/M. 
im  Jahre  1369.  Die  Stadt  Chälons  hatte  durch  die  Pest  und 
das  Kriogsunglück  schwer  gelitten ;  ihr  Wohlstand  war  gesunken, 
ihr  Hauptgewerbe,   die  Tuchmacherei ,    lag   gänzlich  darnieder^. 


^  Les  tuerreoB  doient  et  sont  tenn  de  aler  et  entrer  en  envre  dös  le 
point  du  jour  dös  caresmes  prenant  jnsques  ä  la  Saint  Remi  et  de  ouvrer 
ans  flameroDs  et  continuer  en  I'eavre  par  tout  le  joar  jusqucs  ä  la  nuit;  et 
de  Saint  Remi  jusqu'Ä  caresmes  doient  monter  dös  le  point  du  jour  jus- 
qaes  k  la  nait  et  puissent  pardevers  le  matin  ouvrer  aus  flamerons,  sens 
ce  qn'il  aient  accoostumö  d  avoir  aucnnes  heures  (d.  h.  de  repas)  et  doivent 
porter  ledit  tizerrant  leur  quartier  de  pain  dös  le  matin  qu'il  vont  en 
euyre  pour  toute  la  journöe  et  se  il  veuUent  du  potaiffe,  leurs  femmes 
leur  en  doivent  porter  aus  mestiers  oü  il  euvrent  ann  que  il  ne  se 
destourbent  en  Teuvre;  et  pour  ce  ait  estö  bien  servi  ledit  mestier.  et  en- 
cores  dös  la  St  Remi  jusques  ä  Caresme  prenant  puissent  et  doivent  aprös 
ce  qu*il  ont  laissiö  l'euyre,  ploier  et  nouer  draps  et  pieces  bouter  avant, 
tiztre  les  estoupes  et  fausses  tr^ymes  k  la  cbandelle.    Ord.  5  8.  595. 

*  Neantmoins  lesdiz  tizerrans  soubs  la  couverture  et  umbre  d'une 
Messe  qu'il  fönt  cbanter  de  nouvel,  s'efforce  de  retarder  toutes  manieres 
de  gens  soient  apprentiz  varlez  ou  ouvrieres  de  leur  dit  mestier,  ä  aller 
en  envre,  jusaues  ä  tant  que  ladicte  Messe  est  cbantöe:  mesmement  on 
a  avant  ebante  la  messe  des  Confreres  en  TEglise  de  St  Gille,  que  ce 
C|Qe  Ten  commence  celle  que  il  faut  ch  anter  baustement  k  graut  de- 
bberacion ;  et  d'autre  part  que  se  il  meurt  un  Chief  d'ostel  ou  un  ouvrier 
de  leur  mestier  ils  veulent  cesser  leur  onvrage  entierement,  jusaues  k  tant 
que  le  corps  soit  enterrez ;  qui  seroit  journöe  perdue.  Car  aprös  convient 
aler  boire;  et  si  s'efforcent  d'avoir  heures  d'aler  disner  et  autre  part  et 
de  prendre  II  sols  ou  III  de  ce  qui  il  faisaient  devant  pour  VI  et  pour 
VIII  d,  et  contre  dient  k  mettre  en  euvre  les  compaignons  estranges. 
Ord.  5  S.  595. 

'  Die  Ordonnanz  sagt,  daüs  die  Zahl  der  in  Ch&lons  angefertigten 
Tuche  von  86000  Stück  auf  800  Stück  zurückgegangen  sei.  £s  ist  auf 
solche  Zahlen,  wie  bekannt,  nicht  allzuviel  zu  geben.  Die  Tucher  waren 
indes,  wenn  sie  sonst  wollten,  infolge  ihrer  Einrichtungen  für  die  Siegelung 
recht  wohl  imstande,  genau  zutreffende  Ziffern  anzugeben. 
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Die  Ordonnanz  von  1369  bemüht  sich  zunächst,  dem  Tacher- 
gewerbe  wieder  au&uhelfen  and  behandelt  hierbei  auch  die  neuen 
Forderungen  der  Arbeiter.  Die  Webergesellen  verlangten  einen 
übermäfsig  gesteigerten  Lohn  und  drei  feste  Arbeitspausen  für 
Frühstück,  Mittag  und  Vesper^.  Der  König  weist  die  letzteren 
Ansprüche  entschieden  zurück  und  verfügt,  daCs  die  Oesellen 
ohne  Unterbrechung  durcharbeiten  sollen.  Ebenso  sollen  Maurer, 
Zimmerleute  und  andere  Handwerker  von  Sonnenaufgang  bis 
Sonnenuntergang  arbeiten  und  ihre  Stärkung  an  Essen  und 
Trinken  in  gewohnter  Weise  zu  sich  nehmen,  wie  es  in  Paris 
und  andern  guten  Städten  der  Brauch^. 

Den  gleichen  Standpunkt  nimmt  grundsätzlich  noch  die 
Tucherordnung  ein,  die  im  Jahre  1878  für  Ronen  aufgezeichnet 
wurde.  Die  Gesellen  im  Tachergewerbe,  Weber,  Walker,  Tuch- 
scherer  mufsten  durcharbeiten ;  wenn  sie  Mittag  machten,  wurden 
ihnen  zwei  Denare  abgezogen^. 

Die  Forderungen  der  Arbeiterschaft  erscheinen  dagegen  er- 
füllt in  dem  Statut,  das  die  Pariser  Tuchscherer  im  Jahre  1384 
vor  dem  königlichen  Prevost  vereinbarten.  Die  Pariser  Tuch- 
scherer hatten  bis  dahin  noch  keine  geschriebenen  Ordnungen  ge- 
habt und  empfingen  damals  ihr  erstes  Statut.  Die  Arbeitsstunden 
werden  hierbei  genau  ger^elt.  Die  Tuchscherer  unterscheiden, 
wie  es  der  Sache  entsprach,  zwischen  Oesellen,  die  bei  dem 
Meister  in  Kost  stehen  und  an  dem  Haushalt  des  Meisters  teil- 
nehmen ;  und  den  Oesellen,  die  ftlr  sich  selber  wirtschaften.  Den 
beköstigten  Oesellen  werden  keinerlei  feste  Arbeitspausen  gewährt; 
sie  haben  durchzuarbeiten  und  nehmen  ihre  Manlzeiten  mit  der 
Familie  des  Meisters  ein^.     Den   für  sich  wirtschaftenden  Oe- 


^  Poor  ce  qoe  on  dit  qae  les  onvriers  ouvrans  ou  fait  de  drapperie 
en  ladicte  ville  ont  accoustumö  de  prendre  salaire  excessif  et  de  cesser 
leurs  ouvrages  ä  certainne  heure  par  joar  appell^es  aa  lion  prisme,  din^e 
et  reiev^  et  pat  ce  fönt  petit  profit  ä  ceux  pour  cai  11  oeayrent,  voulons 
et  ordenons  que  11  envrent  d'ores  en  avant  et  eoient  tenns  de  oavrer 
tout  le  jour  continuelement.    Ord.  5  S.  193. 

'  Semblablement  tous  ma^ons  charpentiers  couyrenrs  yigneroos  et 
autres  ouvrien  de  quelque  estat  quül  soient  (soient  tenus  de  ouvrer)  dös 
soleiL  levant  jusqu^ä  solelL  couchant  ponr  salaire  competent  et  raisonnable 
et  en  prenant  leur  recreation  de  boire  et  manger  competemment  selon 
ce  que  ouvriers  doivent  faire  et  qn'il  ont  ns^  et  acconstumö  faire  en  la 
ville  de  Paris  et  ^  autres  bonnes  villes  de  nostre  Rojaume.   Ord.  5  S.  194. 

'  Le  laveur  doit  labourer  jusques  ä  midi  sonn^  en  TAbbaye  de 
Saint  Ouein  de  Ronen  et  lors  peut  prandrc  sa  disnde  jusques  ä  Taumosne 
Saint  Ouen  en  rabatant  deux  deniers  de  son  salaire  et  se  11  veult  de- 
mourer  sanz  prendre  sa  disn^e  du  consentement  du  maistre  il  anra  les 
diz  deux  deniers  cn  la  maniere  accustumöe.  Ord.  6  S.  367.  Ebenso  für 
die  Tucbscherer  und  Weber.  —  Die  Annahme  in  der  Anmerkung  2  der 
Ord.,  der  ganze  Tagelohn  habe  nur  vier  Denaren,  der  halbe  nur  zwei 
Denaren  betragen,  beruht  auf  einem  Versehen. 

*  Quant  aux  varlez  allouez  par  an  et  demourans  avecques  leurs 
maistres,  Hz  seront  tenuz  d'ouvrer  bien  et  diligemment  en  la  maniere 
qu'ilz  ont  acoustumez,  sanz  avoir  lesdictes  heures  ordenn^es  pour  lesdis 
varlez  i  joum^es.    M6t  3  S.  107  Art.  12.  r^  ] 
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aeOen  werden  dagegen  genau  bestimmte  Zwischenpausen  än- 
feräamt;  je  nach  der  Dauer  der  Beschäftigung  (kurze  bezw. 
hnge  Tage^)  sind  dies  eine  halbe  Stunde  für  das  Frühstück,  je 
eine  Stunde  zum  Imbils  und  zum  Mittagessen,  und  an  den 
langen  Tagen  eine  halbe  Stunde  zum  Vespern^. 

Die  Meister  betrachteten  indes  die  festen  Arbeitspausen  der 
Gesellen  noch  lange  als  eine  Ungebühr.  Noch  im  tJahre  1395 
erging  in  Paris  ein  königlicher  Befehl,  der  den  Webern,  Walkern, 
WoUwäschem,  Maurern,  Zimmerleuten  und  anderen  Handwerkern 
▼orschrieb,  ohne  Unterbrechung  durchzuarbeiten  und  ihre  Mahl* 
Zeiten  in  gehöriger  Weise  nach  dem  alten  Brauch  einzunehmen®.  — 
Die  Pariser  Tuchscherergesellen  erreichten  übrigens  im  Jahre  1415 
durch  eine  Prevotalentscheidung  die  Einsetzung  von  Werkstatt- 
an&ehem.  Die  Geschworenen  der  Zunft  wählten  zwei  ftir  sich 
wirtschaftende  Gesellen  (varlez  receans  et  tenans  hostel  et  menage), 
die  zusammen  mit  einem  der  Zunftgeschworenen  den  Betrieb  in 
den  Werkstätten  auf  die  Einhaltung  der  Arbeitsstunden  bei  Tag 
und  Nacht  überwachen  sollten^. 

Bei  diesen  Kämpfen  um  feste  Arbeitspausen  handelt  es  sich 
nicht  so  sehr  um  eine  Auflehnung  der  Arbeiter  wider  über- 
mäfsige    Arbeitszeit.      Die    werktägigen    Arbeitsstunden    waren 

1  S.  oben  S.  98. 

*  Qae  les  varletz  4  journ^es  dlcellui  mestier,  aui  seront  alloaez 
chiez  aacun  maistre,  seront  tenus  de  entrer  en  euvre  k  douze  heures  de 
nujt,  depois  la  Saint- Remj  jnsques  k  la  Ghandeleur,  et  onvrer  bien  et 
düigemment  jnsques  an  jour  que  Ten  pulst  veoir;  et  apr^  pourront  aller 
boire  ou  faire  ce  que  bon  lenr  semblera  et  demourer  demje  heure  qui 
leur  est  erdenke  pour  leur  boire  de  matin,  et  apr^s,  revendront  en  be- 
Bongne  et  ouvreront  jusques  ä  neuf  heures;  et  puls  auront  une  beure 
pour  preudre  leur  repas  &  desjeuner,  on  faire  ce  que  bon  leur  semblera; 
et  ieelle  heure  pass^e,  retonrneront  en  besongne  et  ouyreront  diligemment 
josques  ä  une  neure  apr^-midi,  et  aprös  ce  auront  une  heure  pour  aller 
disner  ou  faire  ce  quQ  bon  leur  semblera;  et  ieelle  heure  passäe,  retonr- 
neront en  besongne  et  ouvreront  jusques  ä  soleil  couchant.  Et  depuis  la 
Cluuideleur  jusques  ä  la  Sainct-Remj,  lesdiz  varlez  seront  tenuz  de  venir 
en  besongne  ä  neuro  de  soleil  levant  et  \k  ouvrer  diligemment  jusques 
ä  neuf  heures,  et  apr^s  auront  une  heure  pour  aller  desjeimer  ou  faire  ce 
que  bon  leur  semblera,  et  ladicte  heure  i>aa9^,  revendront  en  besongne 
et  ouvreront  jusques  k  une  heure  apr^  midy,  et  aprös  auront  une  heure 
ÖS  jours  moyens  et  deux  heures  ^  plus  grans  jours  de  Tan  pour  aller 
disner  ou  faire  ce  que  bon  leur  semolera;  et  ce  fait,  revendront  en  be- 
songne et  lesseront  euvre  ä  heure  de  soleil  couchant,  mais  ils  auront 
demie  heure  pour  boire  et  remont^e  en  l'ostel  du  maistre.  Möt  8  S.  107 
Art  12.    Vgl.  auch  das  Statut  der  Walker  von  Corbie,  Thierrj  3  S.  579. 

*  Nous  avons  erdenk  que  doresenavant  toutes  manieres  de  gens 
desdits  mestiers  gaignans  et  ouvrans  k  joum^es,  aillent  en  besongne  pour 
ouvrer  d'iceulx  mestiers  das  heure  de  soleil  levant  jusques  k  heure  de 
soieil  couchant,  en  prenant  leurs  reppas  k  heures  raisonnables  Selon  les 
ordonnances  faites  snr  chacun  d'iceulz  mestiers.    M6t  1  S.  52. 

^  Lesqnels  deux  varles  ainsy  esleuz,  appel^  avecques  eulx  Pun  des 
jnrez  dudit  mestier,  pourront  visiter  tous  les  maistres  et  varlez  ouvriers 
dudit  mestier,  tant  de  jour  que  de  nuit.    M^t.  3  S.  109  Art.  8  und  4. 
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lang;  indes  die  Sonn-  und  Feiertage  um&rsten  zusammen  zu  jener 
Zeit  weit  über  den  vierten  Teil  des  Jahres.  Die  lange  Wochentags- 
arbeit entsprach  auch  vollständig  den  Gewohnheiten  eines  Zeit- 
alters, das  seine  Erholung  im  wesentlichen  in  den  reichlich  be- 
messenen, gemeinsamen  und  öffisntlichen  Feiern  und  Lustbarkeiten 
suchte^.  Der  Anspruch  der  Gesellen  bedeutete  vielmehr  eine 
organisatorische  Neuerung,  und  gerade  deshalb  erschien  er  den 
Meistern  wie  den  Behörden  als  unberechtigt  und  unzulässig. 

Die  ununterbrochene  Arbeitszeit  beruhte  noch  auf  der  An- 
nahme, dafs  der  Geselle  zu  dem  Hausstand  des  Meisters  gehöre. 
Die  Gesellenschaft  war  aber  im  Alnfzehnten  Jahrhundert  zu  einem 
eigenen  Stand  geworden,  dessen  Interessen  und  dessen  Ein- 
richtungen '  sich  von  denen  der  Meister  immer  mehr  absonderten« 
Immer  gröiser  wurde  die  Zahl  der  Gesellen,  die  zeitlebens  io 
ihrem  Stand  verblieben  und  gamicht  auf  das  Einrücken  in  eine 
Meisterstelle  rechneten.  Gleichwohl  wurde  in  der  ununter- 
brochenen Arbeitszeit  noch  allgemein  die  Fiktion  aufrecht  er- 
halten, als  ob  der  Geselle  au  der  Familie  des  Meisten  zähle  und 
sich  mit  ihr  zu  Tisch  setze.  Dem  widersprach  jetzt  das  Standes* 
bewufstsein  der  von  dem  Haushalt  des  Meisters  losgelösten  Ge- 
sellen, während  andererseits  der  Meister  das  alte  Herkommen 
festhalten  wollte,  das  die  Eingliederung  des  Gesellen  in  den  Be- 
trieb des  Meisters  zum  Ausdruck  brachte. 

Dafs  diese  Verhältnisse  ebenso  die  Grundlage  Air  die  For- 
derung der  Gesellen  als  auch  die  Ursache  ftkr  den  Widerstand 
der  Meister  bildeten,  ergiebt  sich  aus  dem  obenerwähnten  Statut 
der  Pariser  Tuchscherer.  Das  Statut  giebt  nur  den  fbr  sich 
wirtschaftenden  Gesellen  die  festen  Arbeitspausen  und  entlälst  sie 
damit  auch  äufserlich  aus  dem  Hausverband  des  Meisters.  Für 
die  beköstigten  Gesellen  bleibt  dsgegen  der  alte  Brauch  noch 
weiter  bestdien.  — 

Die  Nutzung  der  Lehrlingsarbeit  zu  den  Zwecken  der 
Produktion  findet  in  den  Statuten  jetzt  häufiger  Erwähnung. 
Der  gewinnsüchtigen  Verwendung  von  Lehrlingen  ftLr  den  Betrieb 
des  Handwerks  war  durch  die  Beschränkung  der  Lehrlingszahl 
schon  einigermafsen  vorgebeugt.  Die  Statuten  traten  im  übrigen 
den  Versuchen  einer  einseitigen  Nutzung  der  Lehrlingsarbeit  noch 
besonders  entgegen.  Die  Hosenmacher  von  Amiens  bestimmen 
im  Jahre  1448,  dafs  künftig  jeder  Meister  nur  einen  Lehrling 
halten  solle;  denn  es  sei  dahin  gekommen,  dals  einige  Hand- 
werker  den   gröfseren  Teil   ihrer  Arbeit  durch  Lehrlinge  aus- 

^  Vgl.  Kriegk,  Deutscbes  Bürgertum  im  Mittelalter,  Frankfurt 
1868,  Band  1  8.  sfe  ff.,  412  ff. 

'  Besonders  dentlich  zeigt  sich  dies  in  der  zunehmenden  Errichtung 

Xer  kirchlicher  Bruderschaften   der  Gesellen  seit  der  Mitte  des  vier- 
en Jahrhunderts.    Vgl.  hierüber  auch  Schanz,  Deutsche  Geeellen- 
▼erb&nde. 
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fahren   laosen  und  infolge  dessen  eine  Anzahl  tüchtiger  Gesellen 
keine  Beschäftigang  mehr  finden  könne  ^. 

Schwieriger  lag  die  Frage  jedoch  in  solchen  Fällen,  in  denen 
der  Meister  selber  Beschäftigung  (als  Geselle)  auiser  dem  Hause 
annahm  und  seine  Lehrlinge  im  Hause  für  sich  fortarbeiten  liefs, 
da  hier  nicht  ohne  weiteres  zu  entscheiden  war,  ob  gewinnsüchtige 
Absicht  vorlag.  Im  allgemeinen  hielt  die  Zunft  an  der  Annahme 
fest,  dafs  ein  Meister,  der  nicht  genügend  Beschäftigung  fUr  sich 
selber  habe,  auch  keine  Lehrlinge  halten  dürfe;  denn  der  Lehr- 
ling sollte  beständig  unter  Aufsicht  sein.  Das  Statut  der  Tuch- 
scherer  von  Rouen  vom  Jahre  1402  bestimmt  dem^emäfs,  dafs 
schlechterdings  kein  Meister,  der  Lehrlinge  hält,  sich  als  Geselle 
verdingen  dürfe  ^.  fSne  etwas  mildere  Entscheidung  wurde  im 
Jahre  1448  durch  den  Rat  zu  Amiens  auf  eine  Beschwerde  der 
Tuchbereiter  hin  getroffen.  Einige  Meister  hatten  Beschäftigung 
als  Gesellen  angenommen  und  die  Zunft  hatte,  wegen  der  all- 
gemeinen Teuerung  und  Eri^esnot,  eine  Zeit  lang  Nachsicht  ge- 
übt. Schliefslich  hatten  es  indes  einzelne  Handwerker  so  weit 
getrieben,  dals  sie  nach  Feierabend  zu  anderen  Meistern  auf 
Arbeit  gingen  und  ihre  Lehrlinge  zu  Hause  allein  weiter  arbeiten 
l!e(sen^  Die  Zunft  verlangte  ein  unbedingtes  Verbot.  Der  Rat 
filllte  seine  Entscheidung  dahin,  dafs  kein  Meister,  solange  er  für 
sich  Arbeit  habe,  sich  einem  andern  verdingen  dürfe;  auch  ist 
ihm  die  Nachtarbeit  untersagt.  Wenn  er  aber  zu  Hause  gar 
keine  Beschäftigung  hat,  so  mag  er  aufserhalb  arbeiten  und  sich 
damit  seinen  Unterhalt  verdienen*.  —  Die  Weber  von  Dun-le- 


^  Gar  de  pr^ent  plusiears  dudit  meetier  baillent  le  plus  grant  partie 
de  lenr  ouvra^e  ä  faire  ausdis  apprentis,  parquoy  aucuns  autres  com- 
pAgnons  qui  bien  Bcevent  ouvrer  ne  ont  aue  faire  et  ne  gaignent  comme 
riens  en  ladicte  ville.    Thierrj  2  S.  194. 

*  Qnel  nul  maistre  qui  ait  apprentiz  ne  se  pourra  louer  k  la  place. 
Ord.  8  S.  507. 

*  Depais  V  on  VI  ans  en  6hk,  aucuns  des  maistres  dudit  mestier 
oeuvrent  comme  varlez  devant  aultmy  ce  qn'ilz  ne  poenent  ne  doivent 
faire  de  raison  car  ilz  se  doivent  tenir  maistres  oa  varlez;  et  leur  a  ce 
est^  toler^  et  souffert  pour  le  ^and  chiert^  des  blez  qui  Ion  estoit  et 
aosej  pour  la  gaerre  qui  estoit;  et  meismes  qui  plus  est,  les  maistres 
ouvrant  devant  aultraj  ont  prins  autre  moien  de  faire  depuis  peu  de 
temjps  en  9a  et  oeuvrent  k  pr^ent  comme  maistres  et  tenans  leuis 
mestiera  en  leurs  maisons  et  ont  les  auenns  apprentis  et  oeuvrent  avec 
leursdits  apprentis  depuis  le  doque  au  jonr  jusques  k  le  doque  du  vespre 
et  aprez  ce  s'en  vont  ouvrer  comme  varl^  devant  aaltruj  et  en  la 
maison  des  autres  maistres  et  oeuvrent  lesdis  apprentis  tous  seuls 
pluiseurs  fois  et  pareillement  oeuvrent  au  disner  et  au  vespre  aprez  le 
cloque  jusquez  k  le  premi^e  (»=  premiöre  de  le  nuit  1  S.  581).  Thierrj  2 
S.  196. 

^  Finablement  nous  leur  avons  ordonnä  qne  tant  que  les  maistres 
dudit  mestier  aront  k  ouvrer  c'est  assavoir  parer  fouler  et  laner  en  leurs 
maiBons  ilz  ne  ponrront  aler  ouvrer  dehors  de  leurs  dites  maisons  et  s^ 
ne  ouveront  pomt  seulz  et  meismement  ne  ouveront  point  par  nuit;  mais 
quant  ilz  ne  aront  que  ouvrer  v^ritable  en  lenrs  maisons  ilz  porront  bien 
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Boi  verbieten  dagegen  im  Jahre  1485  dem  Meister  unbedingt, 
auCser  dem  Hause  auf  Arbeit  zu  gehen,  so  lange  er  einen  Lehr- 
ling bei  sich  hält^*'. 

Eigenttlmlich  erscheint  in  den  Statuten  jener  Zeit  die  An- 
wendung der  Zahl  siebzehn  zur  Bezeichnung  einer  geschlos- 
senen Gesamtheit  Die  Statuten  sprechen  von  den  siebzehn  hau- 
sierten Städten,  von  den  siebzehn  Markthandelsstädten,  von  den 
siebzehn  Tucherstädten,  von  den  siebzehn  Ztlnften.  Die  Zahl  hat 
hierbei  jeden  2^1enbegriff  vollständig  verloren  und  bedeutet  nichts 
anderes  als  alt,  althergebracht,  zum  Qewerbe  berechtigt.  Für  die 
betreffende  Stadt  oder  Zunft  hatte  es  eine  besondere  Bedeutung, 
wenn  sie  unter  die  Siebzehner  gerechnet  wurde,  da  sich  hierauf 
stets  ein  bestimmtes  Recht  gründete^. 

In  Flandern  hatte  sich  seit  dem  zwölften  Jahrhundert,  mit 
den  Vororten  Brügge  und  Ypern,  eine  Hanse  gebildet,  die  den 
Handel  nach  London  betrieb  und  darnach  die  Londoner  Hanse 
genannt  wurde  ^.  Die  Zahl  der  dieser  Hanse  angehörenden  Städte 
wird  in  zwei,  allerdings  zeitlich  auseinander  liegenden,  Zeugnissen 
auf  siebzehn  angegeben^.  Es  wurde  seither  angenommen,  dafs 
diese  Londoner  Hanse  gleichbedeutend  sei  mit  der  sogleich  zu 
erwähnenden  „Hanse  der  17  Städte^,  der  ebenfalls  eine  Anzahl 
flandrischer  Städte  —  und  zwar  zum  Teil  dieselben  wie  die  der 
Londoner  Hanse  —  angehörten.  Die  Ansicht  ist  neuerdings  mit 
guten  Gründen  widerlegt  worden  •. 

Die  Hanse   der  siebzehn  Städte,   „welche   die  Messen 


86  bon  lear  semble  aler  ouvrer  devant  aaltniy  et  gaiffner  leur  vie. 
Thierry  2  S.  197.  Die  gleiche  BestiinmuDg  wurde  schon  nrüheriD  einem 
ähnlichen  Falle  für  die  Weber  von  Montiyiluers  getroffen.  Se  les  maistres 
teliers  leurs  fins,  leurs  aprentis,  n'ont  oeuvre  k  leurs  hosteix,  que  ils 
puissent  aller  gaaigner  par  la  ville  leurs  journäes  oudit  mestier  sans 
contredit  nnl.    Ord.  12  BT  456  Art  9  A.  1321. 

^  Ledit  maistre  ne  peut  aller  ouvrer  par  les  ouvrouers  tant  comme 
il  tiengne  apprentiz.    Ord.  19  8.  604. 

'  Bezüglich  des  Hansierbetriebs  (s.  oben  S.  150),  ttber  den  in  dieser 
Periode  nichts  weiter  zu  bemerken  ist,  vgl.  als  Belegstellen  etwa  M^t  1 
S.  545;  S.  371  ff.,  inabes.  383;  M^t.  2  S.  398,  S.  503  Art.  10  und  11  u.  a.  m. 

'  £ine  ältere  symbolische  Bedeutung  kommt  dieser  Zahlenbestimmung 
nicht  ^.    Grimm,  R.A.  (S.  207  ff.)  ^ebt  kein  Beispiel  für  die  Zahl  17. 

*'  Köhne,  H^.  S.  205  ff'.;  Pirenne,  La  Hanse  Flamande  de 
Londres,  Bulletin  de  PAcad^ie  Royale  de  Bruxelles,  Ciasse  des  lettres 
1899  S.  65  ff. 

«  Warnkoenig-Gheldolf  2  S.  506  ff. 

•  Pirenne  a.  a.  O.  S.  104  ff.  Jedoch  möchte  ich  bei  den  Vor- 
schriften über  den  Ausschlufs  der  Handwerker  der  Lesart  Pirennes,  der 
ultra  Mensam  statt  ultra  mensem  setzen  will,  nicht  ohne  weiteres  zu- 
stimmen. E^  ist  m.  £.  eher  anzunehmen,  dafs  die  mildere  Bestimmung 
des  älteren  Statuts,  die  den  Handwerker  zum  Ankauf  bezw.  Verkauf  von 
Ge^enstiLnden  seines  eigenen  Befriebes  während  höchstens  eines  Monats 
zulief 3,  erst  in  dem  späteren  Statut  durch  einen  schärferen  Ausschluls 
verdräng^  wurde. 
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der  Champagne  und  Brie  beschicken''  —  les  dix-sept  villes 
Irequentans  les  foires  de  Champagne  et  de  Brie,  wie  sie  in  den 
Urkunden  genannt  werden  —  wird  seit  dem  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  häufle  erwähnt.  Die  Qrundlage  dieser  Ebinse  bildeten 
gemeinsame  Handelsprivilegien,  und  die  ihr  angehörenden  Eaufleute 

Snossen  eines  besonderen  ochutzes  während  ihrer  Fahrten  nach  den 
ärkten  ^.  Schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  giebt  ein  Verzeichnis 
die  ZaYA  dieser  Städte  auf  vierundzwanzig  an ;  ein  Teil  derselben 
war  in  Flandern,  die  übrigen  waren  zumeist  in  der  Picardie,  im 
Artois  und  in  der  Champagne  belegen.  Es  sind  die  folgenden: 
Chälons,  Reims,  Saint-Quentin ,  Cambrai,  Lille,  Ypem,  Douay, 
Arras,  Toumay,  P^ronne,  Huy,  Provins,  Valenciennes ,  Gent, 
Brügge,  Saint* Omer,  Montreuil,  Abb^ville,  Amiens,  Beauvais, 
Dixmayden,  Bailleul,  Poperinghen,  Orchies*. 

Als  ein  fester  Verband  erscheinen  die  siebzehn  Städte  bereits 
in  einem  Befehl  Philipps  IV.  vom  Jahre  1292.  Der  König  verfügt 
darin,  dafs  die  Waren  der  zu  Markte  ziehenden  Kaufleute  aus  den 
siebzehn  Städten  nicht  angehalten  werden  dürfen  ^.  In  dem  Privileg 
der  die  Messen  der  Champagne  beziehenden  Lombarden  und 
Italiener  vom  Jahre  1294  werden  die  siebzehn  Markthandelsstädte 
gleichfalls  erwähnt^.  Während  der  späteren  Versuche,  die  seit 
den  flandrischen  Kriegen  Philipps  IV.  zurückgegangenen  Märkte 
der  Champagne  wieder  emporzubringen,  erging  im  Jahre  1349 
ein  Edikt  Philipps  VI.  Den  siebzehn  Städten  wird  darin  die 
Beschickung  der  Märkte  in  der  Champagne  „in  der  früheren 
Weise  und  wie  sie  dazu  verbunden  waren^  aufs  neue  ein- 
geschärft. Der  Artikel  6  des  Ediktes  besagt,  dafs  die  Kaufleute 
aus  den  siebzehn  Städten  innerhalb  des  Königreichs  Frankreich 
kein  Stück  Tuch  absetzen  dürfen,  bevor  sie  es  nicht  zunächst 
auf  den  Messen  der  Champagne  ausgeboten  hatten^. 


1  Über  die  Messen  in  der  Champagne  und  Brie  —  bis  zu  Anfang 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  die  gröfsten  Europas  —  vgl.  Bourquelot, 
Levasseur,  Pigeonneau  a.  a.  O. 

>  Roisin  S.  151.  Ein  etwas  abweichendes  Verzeichnis,  22  Städte 
umfassend,  s.  bei  Fagniez,  Doc.  S.  206. 

*  Inhibemus  ne  decetera  dictos  mercatores  seu  alios  liberos  bur- 
genses  de  dictis  decem  et  septem  viilis  seu  bona  eorum  eundo  ad  nun- 
dinas  foros  vel  mercata  regni  nostri  vel  redeundo  ab  eisdem  arrestent 
Roisin  8.  327. 

*  Qaod  mercatores  deferentes  pannos  de  decem  et  Septem  viilis  vel 
aliunde  ad  vendendum  in  dictis  nundinis  ipsos  pannos  monstrare  debeant 
quatuor  diebus  continuis  operire  et  aperire  ad  sonum  campanae  que 
pulsetnr  mandato  dictomm  magistrorum  dicto  capitaneo  requirente  yel 
^os  vicario.    Ord.  11  S.  379  Art.  13.    Vgl.  Köhne,  Hgr.  S.  210. 

'^  Les  drapiere  et  marchands  des  dix-scpt  yiUes  lesquels  sont  tenus 
draller  esdites  loires  meneront  leurs  draps  en  icelLes  si  comme  ils  souLoient 
et  estorient  tenus  anciennement,  et  ne  les  pourront  vendre  en  gros  ne 
mena  autre  part  pour  mener  hors  nostre  royaume  sur  peine  d'iceuz  estre 
k  nous  acqtus,  jasques  k  tant  quHls  Les  ajent  premierement  envojez  en 
nne  desdites  foires.    Ord.  2  S.  309  Art  6.  ^  . 
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Unter  den  siebzehn  Tucherstädten  des  Königreichs 
(dix-sept  villes  de  draperie  du  Royaume)  werden  diejenigen 
Städte  verstanden,  die  von  alters  her  ein  zünftig  betriebenes 
Tuchergewerbe  besitzen«  Genau  ist  die  ursprüngliche  Zahl  and 
die  Liste  dieser  Städte  nicht  festzustellen.  Bei  Pardessus^ 
werden  folgende  alte  Tucherstädte  genannt:  Souen.  Louviers, 
Saint-L6,  Gien,  Amiens,  Beauvais,  Arras,  Saumur,  ChMons  s/M., 
Troyes,  Lagny,  Provins,  Nogent  s/Seine,  Paris,  Saint-Denis, 
Etampes,  Montivilliers,  Montreuil,  Bourges,  Gambrai,  Reims.  In- 
des behaupteten  noch  andere  als  die  vorgenannten  Städte,  dais 
sie  zu  den  Siebzehnern  gehörten,  um  hiermit  ihren  Anspruch 
auf  Oleichstellung  in  der  Erteilung  der  Zunftprivilegien  zu  be- 
gründen. 

Koch  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
berufen  sich  die  zünftigen  Tucherstädte  gern  auf  ihre  Zugehörig- 
keit zu  den  alten  Siebzehnstädten;  die  Stadt  Saint-Lö  liefs  sich 
im  Jahre  1460  sogar  ihre  Rangordnung  als  die  dritte  unter  den 
Tucherstädten  des  Reiches  verbriefen*.  Die  Stadt  Dun-le-Roy 
liefs  sich  im  Jahre  1485  bestätigen  ^  dafs  sie  sowohl  unter  die 
siebzehn  Tucherstädte  des  Reiches  wie  unter  die  siebzehn 
Markthandelsstädte  der  Champagne  zähle  ^.  Ein  noch  weiterer 
Anspruch  wurde  in  Chartres  erhoben,  von  dem  gleich  unten  die 
Rede  sein  wird.  — 

Als  die  siebzehn  Zünfte  wird  eine  grofse  Anzahl 
Pariser  Handwerkerschaften  bezeichnet,  ohne  dafs  ich  feststellen 
konnte,  wo  dieser  Ausdruck  herstammt.  Der  Gebrauch  der 
Bezeichnung  findet  sich  seit  dem  vierzehnten,  häufiger  seit  dem 
fünfzehnten  Jahrhundert^.  Eine  Aufzählung  der  Gewerke,  die 
unter  die  Siebzehner  gerechnet  wurden,  giebt  eine  Urkunde 
über  den  Pariser  Wachtdienst^  in  den  Ordonnances  Royaux 
sur  le  faict  et  Jurisdiction  de  la  Prevostö  des  marchanüs  et 
echevinge  de  la  ville  de  Paris.  Die  Urkunde  bildet  einen 
Nachtrag  zu  der  von  mir  Mag.   u    Frat.   S.  210  ff.  veröffent- 


^  Lois  maritimes,  Band  II  Einl.  S.  73. 

*  Saint- L6  qui  est  la  tierce  ville  de  drapperie  de  nostre  pays  et 
dachi6  de  ISormandie  et  des  dix-sept  villes  de  drapperie  de  nostre 
Boyaume.    Ord.  14  S.  493. 

^  Comme  ladite  ville  de  toute  anciennet^  seit  Tune  des  dix-sept 
villes  de  notre  royamne  jur^s  sur  le  fait  de  drapperie  et  la  unziesme  es 
foires  du  Lendit,  de  Cbampaigne  et  de  Brie.    Ora.  19  S.  603. 

«  Eine  bei  Gu^rard,  Cartulaire  de  Notre-Dame  3  S.  273  (CoUection 
de  Doc.  In^dits)  veröffentlichte  Urkunde  aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert 
besagt:  Ledit  evesque  a  k  Paris  XVII  personnes  qui  ont  XVIl  de  ses 
mesüers  comme  drappiers  pelletiers  espiciers  orfevres  etc.  lesquels  doivent 
estre  frans  et  quittes  de  toutes  tailles.  In  dem  Vergleich  von  1222,  wo 
die  Handwerker  des  Bischofs  namentlich  genannt  werden,  sind  indes  nur 
15  Gewerbe  aufgezählt;  a.  a.  0.  1  S.  122. 

8  Vgl.  Mag.  u.  Frat  S.  16  ff.  n  ] 
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lichten  Pariser  Wachtordnang.  Ich  teile  das  SchrifWtück  in  der 
Anmerkung  mit^ 

Aus  dieser  Au&ählung  wttrde  sich  kaum  irgend  ein  fester 
Begriff  ftbr  die  ^siebzehn  Zünfte*'  als  Bezeichnung  dieser  zahl- 
reichen Handwerkerschaften  entnehmen  lassen.  Indes  auch  die 
königlichen  Ordonnanzen  gebrauchen  zu  Anfang  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  den  Ausdruck  und  zwar  einmal  in  einem  Zusammen- 
hang, der  wenigstens  den  Sinn  erkennen  läfst,  der  mit  der  Be- 
zeichnung verbunden  wurde.  In  der  Beschrflnkung  der  Steuer- 
frdheit  der  Münzer  ^  sagt  Heinrich  VI.  von  EIngland,  als  König 
von  BVankreichy  dafs  die  Wechsler  und  Ooldscnmiede ,  Tucher 
und  Gewürzkr&mer  nicht  zu  den  siebzehn  Zünften  der  Stadt 
Paris  gehören  ^.  Die  vorgenannten  Gewerbe  Goldschmiede,  Tucher 
und  Gewürzkrämer  zählten  nun  zu  den  vornehmen  Genossen- 
schaften, die  unter  dem  bekannten  Namen  der  ,,sechs  Kauf- 
mannszünfte*' (les  Six- Corps  marchands)  sich  damals  von  den 
Handwerkerzünften  (später  stets  als  communaut^  d'artisans  be- 
zeichnet)  absonderten^.  Unter  den  siebzehn  Zünften  wird  also 
hier  das  eigentliche  Handwerk  verstanden,  im  Gegensatz  zu  jenen 
Genossenschaften,  die  ein  mehr  kaufmännisches  Gewerbe  be- 
treiben. Die  hier  erwähnte  Stelle  ist  damit  zugleich  als  die  früheste, 
wenn  auch  indirekte  Nachricht  zu  betrachten,  die  wir  von  der 
Absonderung  der  Six-Corps  marchands  besitzen^. 

Eine  merkwürdige  Verdoppelung  der  Siebzehner  Zahl  findet 
sich  dann  in  einem  Statut  von  Chartres.  Als  die  dortigen 
Kürschner  sich  im  Jahre  1 485  ein  Statut  erbitten,  berufen  sie  sich 
darauf,  dafs  „Chartres  eine  der  siebzehn  geschworenen  (d.  h. 
zünftigen)  Städte  des  Königreichs  ist,  allwo  siebzehn  geschworene 

^  Les  dix-sept  mestiers  de  la  ville  de  Paris,  sujets 
au  guet. 

Tavemiers  et  Hoateliers  qui  n'est  qu'une  mesme  chose;  Selliers,  Lor- 
miers,  Boarreliers,  Cordonniers,  Cbauffecires  qui  sont  teuneurs,  sueurs,  bau- 
droyeurs,  meegiciere,  boursiers  qui  doivent  ensemble  treize  iiyres  onze  sols 
qnatre  deniers  par  an,  et  dont  y  a  procez  pour  les  faire  payer.  Et  fönt 
touB  ces  cinq  mestierB  ie  guet  ensemble  en  une  nuict. 

Cousturiers  et  Cbaussetiers,  Cbarpentiers  d'oulouere  qui  sont  Huchers, 
Ponllailliers,  Fcvres,  Marescbaux  et  Serrnriers.  Boulenffers,  Pasticiers. 
Le  guet  de  TEitcurie  qui  sont  les  Savetiers  doivent  ensemble  quatre  livres 
dix  sols  par  an.  Tassetiers,  Courroy ers,  Potiers  d'estain  et  de  terre. 
Obauderonniers ,  Cbandeiiers  de  suif  et  Fondeurs.  Pelletiers  et  Gantiers 
Fripiers,  Lantemiers,  Bouchers  de  la  grande  boucherie  qui  doient  pour 
guet  trente  sols. 

Bibliothöque  nationale,  Departement  des  Imprimds  F  1070.  Vgl.  auch 
die  Statuten  der  Pariser  Armbruster  von  1443,  M dt  2  S.  347  Art.  16. 

*  S.  oben  S.  258. 

'  Pour  ce  que  changeurs  orfevres  drappiers  espiders  ne  sont  pas 
comprins  ez  XVII  mestiers  de  nostre  bonno  ville  de  Paris.   Ord.  13  S.  112. 

^  merzu  gehört  vor  allem  die  grofse  Körperschaft  der  Gemischt- 
warenhändler  (Merciers);  s.  unten  S.  292.    Vgl.  Savary  v.  Corps. 

*  Die  erste  direkte  Nachricht  über  die  Six-Corps  wird  auf  das  Jahr 
1431  angesetzt  Fagniez,  Ind.  S.  51.  Martin  Saint-Ldon.  Les  cor- 
poiations  de  M^ers  S.  217.  ^  i 
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Zünfte  bestehen^  ^  Auf  welcher  Orundlage  diese  Foimel  Ton 
den  siebzehn  zünftigen  Städten  mit  siebzehn  Zünften  beroh^ 
läfst  sich  nicht  yermuten.  Die  Verwendung  zur  Begründung 
eines  Privilegs  zeigt  indes,  dafs  sich  mit  dem  Ausdruck  die  Vor- 
stellung eines  bestimmten  Rechts,  das  die  Handwerker  hiermit 
anriefen,  verband. 

Schliefslich  sei  noch  erwähnt,  dab  in  einem  Privileg  von 
Tours  aus  dem  Jahre  1473  das  Schlossergewerbe  als  un  des  sept 
arts  möcaniques  de  grant  peine  angesprochen  wird^.  Auch  mit 
diesem  Ausdruck,  wie  mit  den  vorerwähnten,  ist  eine  rechtliche 
Bedeutung  verknüpft.  Wir  werden  später  sehen,  dafs  das 
Buchdruckeigewerbe  einen  ganz  bestimmten  Anspruch  darauf 
gründete,  da^  es  nicht  unter  die  artes  mechanicae  zähle  ^. 


1  Qne  la  Tille  de  Chartres  est  Tane  des  dix-sept  villes  jorto  dn 
royaolme  de  France  en  laquelle  a  diz-sept  mestiers  jurez  lesquels  et 
chacun  d'eulx  ont  piiyileiffeB  dont  ilz  ont  joy  et  us^,  joyaeent  et  usent 
Ord.  19  S.  633. 

«  Ord.  20  S.  227. 

»  S.  unten  UI.  Teil  1.  Kap. 
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Drittes  Kapitel. 

Gewerbepolizei. 


An  der  grundsätzlichen  Stellung  der  Gewerbeschau  im  ge- 
werblichen Verkehr^  hat  sich  in  der  vorliegenden  Periode  nichts 
geändert.  Von  der  gesetzgeberischen  Behandlung  der  Schau  im 
einzelnen  war  bereits  zuvor  ^  die  Rede.  In  der  thatsächlichen 
Anwendung  vollzieht  sich  dagegen  eine  wesentliche  Änderung  in- 
sofern ,  als  die  Gewerbeschau  immer  häufiger  versucht,  tlber  die 
Grenzen  der  alten  politischen  Bezirke  hinauszugreifen  und  sich 
den  Einrichtungen  der  allgemeinen  Landesverwaltung  einzugliedern. 

Zunächst  waren  iür  diese  Ausdehnung  allgemeine  Ursachen 
maisgebend.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Schau  mit  dem 
Gericht  war  es  selbstverständlich ,  dafs  die  Gewerbeschau  von 
der  Erweiterung  der  königlichen  Gerichte,  d!e  sich  auf  Kosten 
der  grundherrlichen  Gerichtsbezirke  fortwährend  ausbreiteten,  den 
entsprechenden  Nutzen  zog.  Im  besonderen  aber  war  die  Zunft 
darauf  hingewiesen,  die  immer  mehr  anwachsende  Gewerbe- 
thätigkeit  in  den  Vorstädten  und  auf  dem  flachen  Lande  unter 
ihre  Aufsicht  zu  bringen.  Während  wir  von  der  Schau  auf  dem 
flachen  Lande  bisher  nichts  weiter  hörten,  als  dafs  die  zu 
Markte  kommenden  Handwerker  ihre  eingebrachten  Waren  zur 
Untersuchung  zu  stellen  haben,  beginnt  jetzt  die  Zunft,  der  Pro- 
duktion auf  dem  flachen  Lande  selber  ihre  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden. Die  Zunft  bringt  hierbei  allmählich  den  Satz  zur 
Anerkennung,  dafs  das  Landhandwerk  in  seinem  Betrieb  sich 
nach  den  Ordnungen  der  nächstgelegenen  zünftigen  Stadt  zu 
richten  habe.  Allgemein  zeigt  sich  deshalb  jetzt  das  Bestreben, 
fiir  den  gesamten  Stadtbezirk,  die  Vorstädte  und  das  umliegende 
Land  eine  einheitliche  Gewerbeschau  durchzuftlhren. 

Den  Tüchern  von  Troyes  wurde  im  Jahre  1377  bewilligt, 
dafs  ihre  Geschworenen  die  Gewerbeschau  auf  zwei  Stunden  im 
Umkreis  um  die  Stadt  ausüben  dürfen,   und  dals  sie  berechtigt 


1  S.  oben  S.  105. 
>  S.  oben  S.  198  ff. 
Forsohongen  XVn  2.  -  E  b  e  r  8 1  a  d  t.  pj^^^^  ^^  GoOglc 


290  xvn  2. 

seien,  mit  dem  dort  aufgegriffenen  Falschwerk  gemäfs  den  städ- 
tischen Ordnungen  zu  verfahren^.  Bei  der  Wiederaufrichtung 
der  Tucherzunft  zu  Bourges  im  Jahre  1443  wurde  den  städ- 
tischen Zunftgeschworenen  das  Recht  der  Gewerbeschau  in  dem 
Kirchspiel  Saint-Sulpice  verliehen.  Die  Geschworenen  hatten  dem 
dortigen  geistlichen  Gericht  zuvor  Anzeige  von  der  Vornahme  der 
Schau  zu  machen  und  das  Gericht  mufste  die  Erlaubnis  un- 
verzüglich gewähren^.  Die  Gerber  von  Angers  erwirkten  sich 
im  Jahre  1487  das  Recht,  die  Schau  in  den  Städten  und  auf 
den  Dörfern  des  ganzen  Gerichtsbezirks  von  Angers  auszuüben  °. 
In  Saint- Omer  kam  es  im  Jahre  1385  zu  groben  Aus- 
schreitungen wegen  des  Landhandwerks.  In  dem  der  Abtei 
St.  Bertin  gehörigen  Nachbardorfe  Arques  hatten  sich  zahlreiche 
Weber  angesiedelt,  die  das  Tuchsiegel  und  die  Sorten  von  Saint- 
Omer  nachmachten.  Eines  Tages  zogen  die  Städter  hinaus  nach 
Arques,  schlugen  die  Webstühle  der  dortigen  Weber  in  Stücke 
und  zerbrachen  die  Spannrahmen  und  alles  übrige  Handwerks- 
zeug.   Die  Stadt  mufste  der  Abtei  hierfür  zunächst  volle  Genug- 


^  Pour  ce  aue  pluseurs  drappiers  usane  de  fait  de  drapperie  k 
II  Heues  environ  la  ville  de  Troyes,  fönt  drape  k  iisiere  de  ^ratarse,  de 
seurtonture,   d'aignelins  et  autres  mauvaises  matiöres  et  ne  Tee  foDt  qne 

en  VIII  ou  Xo que  les  diz  Maistrcs  dudit  mestier  puissent  visiter 

les  diz  draps  comme  ceulz  de  ladicte  drapperie;  et  se  u  sont  trouv6 
mauvaiz  et  de  mauvaise  matiöre  et  en  moins  de  compte  que  il  ne  doiveDt 
estre  que  les  diz  drappiers  Boient  contraints  de  paier  ladicte  amende  et 
que  des  diz  draps  lea  dix  maistres  puissent  oster  la  lisiöre  au  long, 
comme  de  draps  diffamez.    Ord.  6  8.  283  Art.  5.    S.  oben  S.  218. 

'  Art.  29.  Que  les  esleuz  k  visiter  demanderont  quand  ilz  visiteront 
an  bour^  Sainct-^ulpice  ob^issance  k  la  justice  dudit  bourg  pour  faire 
ladicte  Visitation ;  laquelle  demande  leur  sera  oetroj^e  aans  d^Iay.  Art  30. 
£t  seront  lesdits  statutz  sans  pr^judice  en  autres  choses  de  la  Jurisdiction 
desdits  Religieux  laquelle  ils  ont  de  toute  anciennet^  en  leurdit  bourg 
et  laquelle  Jurisdiction  leur  demenrera  en  toutes  autres  cboses  teile  qu'ilz 
Tont  et  ont  eue  de  toute  anciennetd  ayec  le  profit  des  amendes  espaves 
et  autres  emoluments  et  profit  de  justice.    Ora.  13  S.  378. 

'  £)t  pour  ce  que  ^s  autres  petites  villes  et  villages  du  pays  et 
ressort  d'Angers  j  a  plusieurs  qui  s  empeschent  dudit  mestier  de  tannerie 
lesquelz  par  faulte  de  visitacion  police  et  correction  j  pourroient  com- 
mectre  plusieurs  faultes  et  abuz,  soit  par  le  Rov  donn^  et  octroy^  ansdits 
maistres  dudit  mestier  de  tannerie  en  ladite  ville  d'Angiers  que  deox  oa 
Fun  d'eulx  appell^  ayec  eulx  le  cbastelain  ou  sergent  de  la  justice  et 
sergenterie  en  laquelle  ils  feront  la  Visitation  ou  en  l'absence  refiiz  ou 
delay  ung  des  sergens  ordinaires  du  Roy  notre  seigneur  audit  ressort 
d' Anglers,  ils  puissent  visiter  les  denr^s  et  marchandises  dudit  mestier 
de  tannerie  qu^ils  trouveront  tant  ös  foires  et  marchez  que  aultrement 
esdites  villes  et  villaiges  dudit  ressort  d' Anglers  pour  des  laultes  et  aboz 
qui  sy  trouveront  faire  rapport  a  ladite  justice  et  juridicion  qui  aora 
droit  de  chastellenie  ou  ä  fa  justice  ordinaire  d 'Anglers  si  ladite  visitacion 
est  faicte  j)ar  ledit  sergent  royal  et  d'en  poursuivre  par  lesdits  maistres 
la  pugnicion  correction  et  amende  sur  ceulz  qu'ils  en  trouveront  cou- 
pables  par  les  peiues  et  amendes  cy-dedans  contenus  ä  estre  applicqu^ 
moiti^  a  court  et  moiti^  k  la  confrarie  dudit  mestier.  Ora.  20  S.  8 
Art.  21. 
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thamie  leisten   und  achlols  dann  mit  der  Abtei  einen  Vertrag 
über  den  Schutz  des  städtischen  Siegels  und  der  Tuchsorten  ^. 

In  Paris  beginnen  die  Bestrebungen,  eine  Vereinheitlichung 
der  Gewerbeschau  innerhalb  der  Stadt  und  Bannmeile  herbei- 
softihren,  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  ^.  Seitdem  gelangten 
die  Kämpfe,  die  hauptsächlich  von  der  königlichen  Beamtenschaft 
geführt  wimlen ,  bis  in  das  achtzehnte  Jahrhundert  nicht  mehr 
sum  Stillstand.  Grundsätzlich  behauptete  der  königliche  Prevost, 
dafs  seinem  Amt  die  Anordnung  der  Schau  für  ganz  Paris  ge- 
bühre, und  dals  sie  demgemäfs  durch  die  Schaubeamten  der 
unter  dem  Prevotalgericht  stehenden  Zünfte  vorgenommen  werden 
mülse.  Während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ergingen  mehrere 
Ordonnanzen,  welche  diese  Auffassung  gesetzlich  festlegten  ^.  Am 
achär&ten  geschah  dies  durch  eine  Ordonnanz  Karls  V.  von 
1372,  die  jedes  Sondenecht  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbeschau 
ausdrücklich  als  dem  Recht  der  Ejrone  zuwiderlaufend  zurück- 
wies und  nur  die  von  dem  königlichen  Prevost  eingesetzten  zünf- 
tigen Schaubeamten  als  für  die  Vornahme  der  Schau  zuständig 
erklärte*. 

Thatsächlich  wurde  indes  während  der  vorliegenden  Periode 
kein  durchgreifender  Erfolg  erzielt.  Die  unmittelbare  Wirkung 
der  Ordonnanzen  beschränkte  sich  im  wesentlichen  auf  vereinzelte 
Eingriffe  während  einer  Teuerung  oder  während  politisch  erregter 
Zeiten  ^,  wenn  auch  im  allgemeinen  die  unter  dem  Prevotalgericht 
stehenden  Hauptzünfte  durch  ihr  eigenes  Übergewicht  ihren  Ein- 
flufs  auf  den  Betrieb  der  grundherrschaftlichen  Zünfte  immer 
mehr  ausdehnten.  Im  übrigen  blieben  die  grofsen  geschlossenen 
Herrschaften  ^  formell  in  ihrem  Recht  erhalten.  Auch  die  gröfseren 
unter  den  magisterialen  Ämtern  behaupteten  während  dieser 
Periode  noch  ihr  Sonderrecht. 

In  einzelnen,  besonders  begründeten  Fällen  ¥nrd  für  das 
vorstädtische  Handwerk  auch  eine  eigene,  von  der  städtischen 
unabhängige  Schau  eingerichtet;  und  zwar  geschieht  dies  dann, 
wenn  es  sich  um  die  Neuansiedelung  eines  Gewerbes  handelt, 
dem  die  städtischen  Handwerker  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
I^en.  Den  Tüchern,  die  im  Jahre  1373  in  Ronen  Zuflucht 
Buchten   und   sich  in  den  Vorstädten  niederliefsen  '^ ,   wurde  eine 


1  Giry  S.  858. 

«  Mag.  u.  Frat.  S.  71  ff. 

3  Lamare  Band  I  S.  179  ff. 

^  .  .  .  Nous  aioDs  enteudu  que  plosiears  dos  Bubjectz  s'efforcent  de 
entreprendre  la  yisitadon  et  coognoissaDce  de  aucuns  deadiz  mestiers, 
vivres  et  marchandiBes  ea  nostredite  yille,  lesquelles  choees  appartiennent 
mieulz  estre  tenues  et  gard^es  par  un  juge  compettant  que  par  plusieura 
et  diverses  personnes  et  ce  doub  appartient  de  nostre  droit  royal  poor  le 
bien  de  la  cbose  publique.    Mdt  t  S.  50. 

^  Vgl.  hierzu  das  Bäckerregest,  Mag.  u.  Frat.  S.  216  f. 

•  S.  oben  S.  139  ff. 

'  8.  oben  S.  252.  ^  . 
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dgene  Schau  und  StempeluDg  bewilligt  ^  Die  Handwerker,  die 
sich  b  der  Neustadt  Orleans  ansiedelten ,  emjpfingen  im  Jahre 
1468  das  Recht,  eine  besondere  Schau  einzurichten '.  — 

Mit  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Gewerbeschau  erging  im 
Jahre  1413  ein  Privileg,  das  bis  jetzt  in  der  Litteratur  gänzlich 
unbeachtet  geblieben  ist,  fllr  die  gewerbliche  Entwicklung  aber 
eine  hohe  Bedeutung  besitzt  Karl  VI.  befreite  die  Pariser 
Merciers^  (Qemischtwarenhändler,  Eaufleute)  im  Jahre  1413  von 
der  Überwachung  ihres  Betriebes  durch  die  Geschworenen  der 
Handwerkerzünfte ,  denen  bis  dahin  das  Recht  der  Gewerbeschau 
bei  den  Händlern  zugestanden  hatte. 

Es  ist  ein  breites  Stück  Gewerbegeschichte,  dessen  erster 
Abschnitt  hier  seinen  Abschluls  findet;  es  handelt  sich  um  den 
Kampf,  den  der  Magazin-  und  Verlegerbetrieb,  wie  ihn  die 
Mercerie  vertrat,  inmitten  des  Zunftwesens  gegen  das  Handwerk 
fbhrte,  ein  Kampf,  dessen  späteren  Verlauf  ich  an  anderer  Stelle 
dargelegt  habe^. 

Aus  den  bescheidenen  Pariser  Krämern  des  dreizehnten 
Jahrhunderts^  waren  im  Laufe  des  vierzehnten  Jahrhunderts  an- 
sehnliche  Handelsleute  geworden,  die  im  Jahre  1324  schon  ein 
Statut  von  achtunddreifsig,  einen  ausgedehnten  Handel  be- 
zeugenden Artikeln  empfingen^.  In  der  nächsten  Zeit  gelang  ea 
den  Gemischtwarenhändlern,  ihre  Stellung  bedeutend  zu  heben.  Im 
Jahre  1408  empfingen  sie  ein  neues  ausführliches  Statut,  das  sie 
selber  späterhin  als  ihre  erste  Urkunde  bezeichneten  ^.  Um  diese 
Zeit  vollzog  sich  die  äufsere  Wandlung,  auf  die  wir  zu  Ende  des 
vorigen  Paragraphen  hinwiesen  und  in  der  der  Gegensatz  zwischen 
den  zu  Vermögen  gelangten,  handelsmäfsigen  Betrieben  und  dem 
eigenthchen  Handwerk  ofien  hervortritt;  die  Gemischtwaren- 
händler,  ein  kaufmännisch  betriebenes  Gewerbe  mit  Magazin- 
und  Verlagsgeschäft,  sonderten  sich  ab  von  den  handarbeitenden 
Zünften  und  legten  sich  einen  höheren  Rang  bei^. 

Das  alte  Verhältnis  zwischen  Krämer  und  Handwerker 
zeigte  sich  indes  noch  in  der  Gewerbeschau.  Die  Handwerker- 
zünfte beanspruchten  das  Recht,  diejenigen  Gegenstände,  deren 
Herstellung  zu  ihrem  Betrieb  gehörte,  durch  ihre  eigenen  Ge- 
schworenen bei  den  Händlern  untersuchen  zu  lassen.  Das  Privileg 
von  1413  zählt  eine  ganze  Reihe  von  Zünften  auf,  welche  diese 

1  Ord.  6  S.  462. 

«  Ord.  17  S.  260. 

^  Die  Merciers  führten  sowohl  Kurzwaren  jeder  Art  wie  aach  (von 
aufserhalb  eingeführte)  Schnittwaren;  8.  oben  S.  214  Anm.  1.  Vgl.  auch 
M6t.  2  S.  232. 

*  Königsm.  S.  829  u.  837. 

»  Statut  L.  d.  M.  Tit  75. 

«  M^t  2  S.  242. 

7  M^t.  U  S.  249. 

«  S.  oben  S.  287  und  Anm.  4.  ^  r 
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Oewerbeschau  bei  den  Händlern  ausübten.  Es  werden  namentlich 
angeführt  die  Geschworenen  der  Handschuhmacher,  Sticker, 
Säckler,  Oürtler,  Strumpfwirker,  Messerschmiede,  Scheidenmacher, 
Schnallenmacher,  Nadler,  Maler,  Eleinschmiede ^  Diese  Ein- 
mischung in  ihren  Betrieb  mufste  den  Händlern  nach  jeder  Richtung 
hin  unerträglich  erscheinen.  Der  Warenhandel  war  nunmehr  stark 
genug,  um  sich  von  einer  Beaufsichtigung  ku  befreien,  die  eb^iso 
sehr  seiner  neuerworbenen  Stellung  widersprach,  wie  sie  der  freien 
Bewegung  im  Handelseeschäfle  hinderlich  war.  Er  erreichte  die 
Tülle  Unabhängigkeit  durch  das  Privileg  Karls  VI. 

Die  Tragweite  des  Aktes  ist  eine  ungemein  grofse.  Zunächst 
ist  hiermit  die  erste  Periode  des  Kamp&  zwischen  Handel  und 
Handwerk  abgeschlossen.  Der  Handel  hat  sich  als  der  stärkere 
Teil  erwiesen;  er  hat  sich  von  der  Aufsicht  des  Handwerks  los- 
gemacht. Zugleich  wird  aber  ein  Grundpfeiler  des  Zunftwesens 
verschoben;  nämlich  die  Gewerbeschau.  Äufserlich  allerdings 
bleibt  die  Forderung  der  Gewerbeschau  unverändert  bestehen. 
Die  Körperschaft  der  Gemischtwarenhändler  ist  von  ebenso  starrer 
Zttnftigkeit,  wie  irgend  eine  Handwerkerzunft.  Sie  hat  ihre 
regelrechte,  strenge  Gewerbeschau;  aber  sie  übt  sie  nach  den 
Grundsätzen  und  Vorteilen  des  Handels.  Die  Auffassungen  von 
der  ehrlichen  Beschaffenheit  einer  Ware  sind  andere  bei  dem 
Händler  wie  bei  dem  Handwerker.  Die  beste  Waffe,  die  der 
Handwerker  in  dem  schon  ungleichen  Kampfe  besafs,  ist  ihm  mit 
dem  Verlust  der  alten  Schau  entwunden.  Das  gröfste  Hindernis, 
das  dem  Händler  im  Vertrieb  einheimischer  und  im  Bezug 
fremder  Waren  entgegenstand,  war  beseitigt. 

Für  die  weitere  Entwicklung  des  Pariser  Warenhandels 
ist  demnach  das  Privileg  von  1418  als  die  Grundlage  zu  be- 
trachten. Die  Ausdehnung  des  Handels  vollzog  sich  von  jetzt 
ab  zwar  unter  fortwährendem  Streit  mit  dem  Handwerk,  aber 
in  stetig  au&teigender  Linie.  In  wenig  mehr  als  zwei  Jahr- 
hunderten nach  der  EIrteilung  des  Privilegs  war  die  alte 
Handwerkerzunft  durch  ihren  überlegenen  Gegner  weit  tiber- 
flttgelt  und  nach  weiteren  fUnfzig  Jahren  war  sie  vollständig  in 
ihrer  Bedeutung  herabgedrückt ^.  Wir  sehen  hier,  wie  alt  der 
Kampf  zwischen  Handel  und  Handwerk  ist,  und  wie  er  auch 
innerhalb  des  Zunftwesens  in  voller  Schärfe  zum  Ausdruck  kam. 

Das  Pariser  Privileg  von  1413  wurde  späterhin  in  der  ge- 
werblichen Gesetzgebung  allegiert.    Im  Jahre  1507  wandten  sich 


1  Ce  nonobetaDt,  les  jorez  et  gardes  des  mestiers  de  ganterie, 
boarserie,  tasBetterie,  corroyerie,  aumusBerie,  coustellerie,  gaignerie,  eguiU 
letterie,  espinglerie,  peintrerie,  lormerie  et  autres,  de  leur  autorit^  singn- 
liöre  OH  antrement  indeuement.  boub  nmbre  d'aucans  stataz  ou  registres 
par  eux  faits  k  leur  poste  et  plaisir,  et  sans  ä  ce  avoir  appellö  aucuns 
desdits  merciers.  se  sont  par  longtempe  ingerez,    et  encore  de  joar  en 

Jour  slngereot  de  veoir  et  visiter  les  denrees  deadtts  snpplians.    M6t.  2 
l.  256. 

«  Königsm.  S.  829  und  837.  r^^^r^T^ 
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die  Eurzwarenhändler  Ton  Rouen  an  das  königliche  Gericht^ 
weil  die  dortigen  Strumpfwirker  ihnen  den  Verkauf  von  Blai- 
länder  Hauben,  ohne  voi^ängige  Untersuchung  durch  das  Hand- 
werk, untersagt  halten.  Demgegenüber  beriefen  sich  die  Eurz- 
warenhändler auf  die  Stellung  ihrer  Pariser  Genossen ,  wie  sie 
durch  das  Privileg  von  1413  geschaffen  worden  war.  Das 
königliche  Gericht  schlols  sich  diesen  Ausfilhrungen  an  und 
nahm  sie  in  seinen  den  Strumpfwirkern  günstigen  Entscheid  auf  ^. 

In  der  Markt-  und  Verkehrspolizei  sind  grundsätzliche 
Neuerungen,  die  unserem  Gebiete  angehören,  in  dieser  Periode 
nicht  hervorgetreten ^  Für  die  stadtfremden  Händler,  die 
zum  sofortigen  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  nach  der  Stadt  kommen, 
werden  die  Vorschriften  über  die  Marktbeschickung  ^  mehrfach 
verzeichnet  Den  fremden  Bäckern  wird  in  Paris  im  Jahre  1367 
eingeschärft,  dals  sie  die  eingebrachten  Waren  im  kleinen  abzu- 
setzen haben  und  sie  nicht  etwa  im  ganzen  an  Wiederverkäufer 
ablassen  dürfen^.  Den  fremden  Fischern  wird  im  Jahre  1484 
voi^eschrieben ,  den  Verkauf  nur  selber  oder  mit  Hülfe  ihrer 
Angehörigen  zu  besorgen.  Der  Vermittlung  eines  Händlers  dürfen 
die  Fremden  sich  nur  bedienen,  wenn  sie  hierzu  eine  besondere 
obrigkeitliche  Erlaubnis  haben;  denn,  sagt  das  Statut,  Händler 
verteuern  die  Ware  um  ein  Drittel  des  Marktpreises^'*. 

I  Ausai  k  no8tre  baillj  enssent  remonetr^  que  dte  l'an  1412  (1413) 
le  roi  Charles  lors  regnant  ayoit  de  sa  certaine  science  puissance  et 
antorit^  royale  Statut  et  ordonn^  p&r  ^it  Statut  et  ordonnance  ürrevocable 

äue  iesdicts  merciers  de  Paris  pouroient  de  lors  en  avant  vendre  toutes 
enr^s  et  marcbandises  appartenant  aa  fait  et  estat  de  mercier  sans  ee 
aue  les  gardes  des  mestiers  particnliers  de  ladicte  ville  de  Paris  pussent 
faire  ne  avoir  aucune  Visitation  snr  icelies  denr^es  et  marchandises  depois 
au'elles  seroient  en  la  saisine  et  poBsession  desdicts  merciers.  Ord.  21 
S.  365.  . 

^  Über  die  Ordonnanz  von  1415  vgl.  unten  S.  310. 

8  8.  oben  S.  113. 

^  Que  lesdiz  boulengiers,  toat  le  pain  quHlz  apporteront  ou  feront 
apporter  en  ladite  ville  de  Paris,  pour  vendre,  seront  tenus  de  vendre  et 
detaillier  cn  leurs  personn  es,  ou  par  leurs  femmes  et  genz,  sans  quHlz  en 
peussent  aucune  partie  vendre  en  gros,  pour  le  revendre  ne  detaillier. 
M6t.  1  S.  200  Art.  2. 

^  Que  nul  marchant  forain  qui  amenera  poisson  pour  vendre  k  Paris» 
ne  pourra  icelui  poisson  faire  vendre  ä  detail,  parmj  ladite  ville  de 
Paris,  ne  en  Place  public^ue,  par  regratiers  ne  regartiöres,  vendans 
poisson  k  detail  en  cestedite  ville  de  Paris,  mais  le  pourront  lesdits 
forainz  eulx  mesmes  vendre  ou  faire  vendre  par  leurs  gens  et  serviteurs 
domesticques  et  non  autres,  pour  ob  vier  aux  grans  faultes,  abus,  encbe- 
rissementa,  qui  se  pourroyent  faire  oudit  poisson,  qui  seroit  chose  pre- 
judiciable  k  la  chose  pnblicque,  car  lesdits  re^tiers  et  regratiöres  le 
regratent  et  vendent  le  tiers  plus  cbers  quo  si  tout  venoit  au  march^ 
M6t.  1  S.  454  Art.  4. 

^  Ich  erwähne  hier  nocb  eine  Fischmarktordnong  von  Abb^viUe 
vom  Jahre  1394,  welche  die  früher  erörterten  grundsätzlichen  Bestimmungen 
über  den  Marktverkehr  —  Marktbeschickun^,  Zwischenkauf,  Zwischen- 
handel u.  s.  w.  —  kurz  zusammenfafst.    Thierry  4  S.  190.^  j 
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Häufiger  als  id  der  vorigen  Periode  werden  jetzt  Be- 
Btimmangen  aufgezeichnet  über  solche  Händler,  die  mit  grölserem 
Warenvorrat  zu  längerem  Aufenthalt  in  der  Stadt  eintreffen. 
Diese  Wanderlager  waren  der  Zunft  ganz  besonders  unwill- 
kommen und  man  suchte  sie  mit  immer  gröfseren  Beschränkungen 
zu  umgeben.  Die  Zeit,  während  deren  ein  durchreisender 
Händler  seine  Vorräte  zum  Verkauf  stellen  durfte,  war  schon  in 
der  früheren  Periode  begrenzte  Die  Zunft  suchte  letzt  all- 
mählich die  Forderung  durchzusetzen,  dafs  die  WanderJager  ent- 
weder sofort  bei  Eintreffen  oder  nach  Ablauf  einer  kurz  bemes- 
senen Frist  auf  den  Verkauf  der  Vorräte  im  grofsen  beschränkt 
wurden. 

Den  Pariser  Kleinschmieden  wurde  in  ihrem  im  Jahre  1320 
erteilten,  1357  erweiterten  Statut  bewilligt,  dafs  die  fremden 
Händler  im  ganzen  nur  sechs  Tage  feil  halten  dürften.  Der 
Verkauf  an  Geistliche,  Adelige  und  Stadtbürger  war  den 
Fremden  in  Höhe  des  häuslichen  Bedarfs  gestattet.  Im  übrigen 
durften  sie  ihre  Waren  nur  im  grolsen  an  die  ansässigen  Elein- 
schmiede  ablassen^.  Einen  Schritt  weiter  ging  schon  das  Statut 
der  Pariser  Oewürzkrämer  vom  Jahre  1450.  Dem  fremden 
Händler  wird  hier  der  Verkauf  an  jedermann  nur  während 
dreier  Tage  und  nur  in  der. Höhe  des  Hausbedarfs  gestattet.  Im 
übrigen  durften  die  Fremden  ihren  Vorrat  nur  im  grolsen  an  die 
ansäfsigen  Gewürzkrämer  absetzen^.  Die  Pariser  Kessel- 
schmiede empfinden  im  Jahre  1420  ein  Statut,  das  noch  keinerlei 
Beschränkung  der  Fremden,  ausgenommen  die  stets  vor- 
geschriebene Qewerbeschau,  enthielt^.  Im  Jahre  1484  erwirkten 
sie  sich  bei  der  Bestätigung  ihres  Privilegs  einen  Zusatz,  der 
den  fremden  Kaltschmieden  verbot,   ihre  Waren  anders   als  im 

S)fsen  und  in  einem  Mindestgewicht  von  vierzig  Pfund  zu  ver- 
ufen*.  — 


1  S.  oben  S.  120  Anm.  2. 

*  Que  nalz  marchaiiB  de  hors  aportant  euvre  de  lormerie  en  la  Yille 
de  Paris  ne  puisse  tenir  chambre  ä  Paris,  ne  deslier  leurs  denr^es  devant 
qua  les  qnatres  mestres  dudit  mestier  ou  les  trois  ou  les  deus  les  auront 
Teues  et  regard^es  que  l'euvre  ne  eoit  fausse  et  mauvaise,  et  devant  ce 
qne  lesdiz  mestres  j  ayent  est^  appelez,  et  ne  la  pourront  vendre  fers 
qne  anx  ouvriers  lormiers  de  la  Ville  de  Paris;  se  ce  n'est  S  clerc,  ä 
Chevalier  ou  k  bourgois  ponr  son  user.  Et  convient  qne  iceuls  marchans 
de  bors  aient  vendn  tontes  leorsdites  denr^es  dedens  sis  jours.  M6t  3 
8.  448  Art.  23. 

'  Nols  marchans  forains  admenans  denr^es  et  marcheandises  d'es- 
picerie  k  Paris  ne  pourront  icelies  vendre  k  detail  k  Paris,  synon  par 
trois  jours  entresuyvans  seullement,  k  compter  du  jour  que  icelies  denr^es 
auront  est^  visittees  par  iesdits  jurez,  ad  ce  que  le  peuple  en  puist  avoir 
pour  son  user  seullement  et  non  pour  revendre,  et  lesdiz  trois  jour  passes 
ne  les  pourront  plus  vendre  k  detail.    M^t  1  S.  507  Art.  5. 

*M6t.  2  S:  505  Art.  22. 

^  Nul  marchant  forain  dinandier  ou  autre,  s'il  n'est  re^jeu  et  pass^ 
maistre  dans  la  Ville,  ne  pourra  doresnavant  vendre,  debiter  ne  distribuer, 
en  la  Ville  et  forsbourgs  de  Paris,  aucunes  denr^es  et  marchapdises  du 
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Von  den  Verboten,  welche  die  EJinftihr  der  als  minderwertig 
bekannten  Waren  untersagten,  war  bereits  oben  ^  die  Rede.  Auf 
die  Grundlage  dieser  Verbote  stellt  sich  auch  ein  Knfuhrverbot, 
das  im  Jahre  1399  in  Provins  zum  Schutz  des  einheimischen 
Gewerbes  erlassen  wurde.  Die  betreffende  Urkunde  schildert  die 
traurige  Lage  des  Tuchergewerks  von  Provins,  das  von  ehedem 
3200  Web^hlen  auf  nunmehr  dreifsig  zurückgegangen  sei*. 
Als  Hauptursache  des  Verfalls  wird  angegeben,  dals  die  am  Orte 
ansässigen  Tuchhändler  und  Schneider  grofse  Mengen  fremden 
Tuches  kommen  liefsen,  das  nach  Güte  und  Beschaffenheit  den 
ftkr  die  Tucher  von  Provins  ^Itigen  Ordnungen  nicht  entspricht'. 
Das  Privileg  bestimmt  deshalb,  dafs  künftig  in  Provins  nur  noch 
Tuche  verkauft  werden  sollen ,  die  am  Orte  selbst  gefertigt  oder 
aus  den  zünftigen  Tucherstädten  Mecheln ,  Brüssel,  Montivilliers, 
Lyere  und  Douay  eingeführt  sind*. 


mestier  de  chaudronnerie  et  batterie,  sinon  en  groz ;  et  n*en  poarra  debiter 
ne  vendre  soubz  mendre  poids  de  qoarante  livres,  ieellee  denrdes  et 
laarchaDdiseB  premierement  veaes  et  visit^es  par  les  jarez  d'icelluy  mestier. 
M6t.  2  S.  507  Art.  1. 

^  S.  oben  8.  109.  Vgl.  auch  die  Aussperrong  der  Tuche  ron  Sl  Omer 
oben  S.  242. 

s  Vgl.  oben  S.  279  Anm.  8. 

»  Ord.  8  8.  332. 

^  Que  nulz  marchans  de  draps  demourans  audit  lieu  appellez  d6- 
tailleorB  et  faisans  chausees  ne  autres  de  qaelque  estat  au  conoition  qull 
seit  ne  seit  si  hardi  aae  d^ores  enayant  . . . .  ne  roist  acheter  ne  admener 

Soar  revendre  en  laoicte  ville  ne  autre  part  nolles  escarlattes  ne  autrei 
raps  quelz  qu'ilz  soient  se  ilz  ne  sont  faiz  et  drappez  en  ladicte  vüle 
de  ProuvinB  et  seien  la  loi  et  ordonnance  d'icelle;  except^  toatesvoies 
draps  des  viUes  de  Malines,  Bmisselles,  Monstievillier ,  Lyere  et  Douay. 
Ord.  8  8.  833. 
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Viertes  Kapitel. 
Gerichtsbarkeit 


Im  Gericht  ist  die  Verschiedenarti^keit  in  den  Abgrenenngen 
der  Zuständigkeit^  noch  nicht  ausgeglichen.  Allerdings  vertritt 
das  königliche  Beamtentum  jetzt  allgemein  die  Aaf&ssong,  dafs 
das  Hanqwerksgericht  nar  in  Oewerbesachen  zuständig  sein  und 
nur  die  XTbertretungen  und  geringeren  Vergehen  selbständig  ab- 
urtdlen  soll,  und  dafs  jede  darOber  hinausgehende  BeAignis  als 
irrregulär  zu  gelten  hat.  Die  thatsächliche  Durchführung  dieses 
Anspruchs  ist  indes  während  der  vorliegenden  Periode  noch 
keineswegs  gelungen. 

Von  den  Magisterien,  die  ihre  Gerichtsbarkeit  in  allen  Klage- 
sachen  über  das  dreizehnte  Jahrhundert  hinaus  bewahrt  hatten, 
wurde  das  Magisterium  der  Fünfgewerke  in  Paris  zunächst  auf 
die  Gewerbesachen  zurückgedrängt  und  dann  im  Jahre  1405 
durch  Rückkauf  gänzlich  beseitigt  ^.  Auch  das  Magisterium  der 
Kürschner  und  der  Althändler  ¥mrde  auf  die  Handwerkssachen 
beschränkt®.  Die  übrigen  Magisterien  blieben  in  ihrem  Bestände 
erhalten;  das  der  Fleischer  empfing  sogar  im  Jahre  1358  Air 
Beine  ausftlhrliehen  Statuten  erstmalig  die  königliche  Be- 
stätigung^. 

Zünfte,  die  das  Recht  der  selbständigen  Aburteilung  von 
Falsch  werk  ^  behauptet  haben,  sind,  neben  den  in  den  früheren 
Abschnitten  bereits  erwähnten,  noch  in  erheblicher  Zahl  vorhanden. 
Im  Jahre  1335  brachten  die  Bäcker  von  Arras  ihr  Recht  zur  Auf- 
zeichnung. Der  Vorsteher  und  die  JahresschOffen  der  Bäckergilde 
erkannten  endgültig  über  Falsch  werk;  das  beschlagnahmte  Brot 
Wurde  den  Armen  g^eben,  und  der  schuldige  Bäcker  hatte  zu- 
dem noch  eine  Bufse  zu  zahlen.    Die  Strafgelder  verblieben  dem 


^  S.  oben  S.  122  £  und  158  ff. 

>  Mag.  n.  Frat  S.  52. 

»  VeTgleich  von  1869,  M6t  8  S.  870;  von  1441  M6t.  8  S.  426. 

*  Mag.  u.  Frat.  8.  35. 

*  8.  oben  8.  127.  s         ^  t 
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Vorsteher  und  dem  Schöffen  gemeiiiBam  ^.  Bei  Streitigkeiten 
unter  Angehörigen  der  Bäckergilde  konnte  der  Vorsteher,  wenn 
er  von  den  Parteien  angerufen  wurde,  ak  Schiedsmann  eintreten ; 
brachte  er  einen  Vergleich  zu  stände,  so  empfing  er  hierfiir  eine 
Gebühr  von  12  Denaren*. 

Von  dem  Vorgehen  der  königlichen  Beamtenschaft  wider 
das  selbständige  Oericht  der  Tucher  zu  Provins  und  zu  Troyea 
ist  bereits  oben  die  Rede  gewesen®.  In  Provins  wiederholte  im 
Jahre  1356  der  Nachfolger  des  im  Jahre  1337  abgewiesenen 
Bailli  den  Angriff  auf  das  Tuchergericht ,  jedoch  wiederum  ohne 
Erfolgt.  Zum  drittenmal  wurde  den  Tuchern  von  Provins  ihr 
unabhängiges  Gericht  im  Jahre  1394  diurch  Karl  VI.  bestätigt^. 
Bei  dem  Ver&hren,  das  im  Jahre  1359  g^n  die  Tucher  von 
Troyes  wegen  selbständigen  Gebrauchs  des  VersammlungsrechtB 
eingeleitet  wurde,  gelangte  auch  das  ihnen  bestrittene  Recht  der 
Gerichtsbarkeit  zur  Feststellung.  Die  Tucher  wiesen  nach,  dafii 
sie  seit  unvordenklicher  Zeit  das  Gewerbe  unabhängigerweise 
verwaltet  und  Falschwerk  selbständig  abgeurteilt,  auch  alle  daraus 
&lligen  Bufsen  fUr  sich  vereinnahmt  hatten^.  In  diesem  Fall 
mufsten  sich  die  Tucher  indes  eine  uns  von  früher  bekannte. 


^  Art.  2.  Puet  \y  maires  des  bolenghiers  aler  entour  k  tous  les 
compaignons  au  pain  par  tonte  le  yille  et  dedans  rfisquevioage  d'Airas 
et  cnias  qui  il  j  prent  k  mauvaises  denr^es,  chinc  solz  doit;  et  doivent 
li  msires  et  si  compaigiioii  donner  le  pain  ponr  Dien.  Art  24.  Tout 
chil  fourfait  devant  nomm^  sont  de  comman  au  majeur  et  k  toiu  ses  com- 
paignons  qui  Fcmt  Esqnevins  e'an^;  ezceptd  les  donze  deniers  du  darrain 
article  (Art  23;  s.  nächste  Anm.).    Ord.  5  S.  508. 

'  Art.  28.  Se  li  maires  est  enfourm^  (informö)  de  hemme  ne  de 
femme  de  sen  mestier  ne  de  varlet  prendant  loier  ne  de  garchon  ne  de 
four  ne  d'autre,  pour  raccort  au'il  en  fait,  donze  deniers  en  li  maistres  k 
chelui  qui  tort  a,  d  il  les  vemt  prendre.    Ord.  5  S.  508. 

>  S.  oben  S.  162  und  288. 

^  Que  de  tont  temps  dös  ce  qne  ladicte  yille  et  marchandise  (de  la 
drapperie)  fnrent  fond^es  ou  au  moins  de  tel  temps  et  si  long  que  me- 
moire d'omme  n'est  pas  dn  contrairei  continuelment  enix  et  lenrs  prede- 
cesseurs  maistres  de  ladicte  drapperie  avoient  est^  et  encor  estoient  en 
bonne  saisine  possession  et  estat  de  avoir  senlz  et  ponr  le  tont  la 
cognoissance,  le  examen,  lea  jagemens  et  les  ex^cutions  de  lenrs  insemens 
en  qnelconqne  maniere  qne  ce  puist  avoir  estö  et  seit  de  tont  le  lait  de 
ladicte  drapperie  tant  de  laines  aiffnelins  et  filez  comme  de  draps  lixns 
et  k  tixtre,  de  les  copper,  essoniller  et  ardoir  et  faire  tont  ce  que  bon 
lenr  a  sembl^  et  semble  par  tont  en  ladicte  (ville)  de  Provins  \k  oü  mienlx 
lenr  a  plen  k  le  faire  sans  en  parier  ou  appeller  k  ce  &ire  en  ancune 
maniöre  les  gens  du  Roy  on  ancuns  d'iceulx.    Ord.  7  S.  626. 

»  Ord.  7  S.  627. 

*  Qne  lesdiz  maistres  sont  en  possession  et  ont  estö  par  le  temps 
dessnsdit  (qne  memoire  n'est  an  contraire)  de  garder  et  gonvemer  lecut 
mestier  de  drapperie  et  faire  tonz  les  frais  et  avoir  tonte  la  chai^  et 
gouvemement  d'icelni  mestier,  de  cognoiBtre  des  forfaitnres  et  midera^ns 
qui  7  Bont  fiidtes,  d'en  avoir  la  cognoissance  et  puniciou  et  en  lever  les 
amendes  et  forfaitnres  tonteffbis  qne  les  cas  y  sont  advennz.  Ord.  3 
8.411.  . 
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formale  EinschräDkang  ^  gefallen  lassen.  Die  Tücher  behielten 
das  materielle  Becht,  Falschwerk  endgültig  abzuurteilen.  Wenn 
sie  indes  auf  Zerstörung  durch  Feuer  erkannt  hatten,  sollten  sie 
die  abgeurteilten  Stücke  vor  den  Prevost  bringen,  der  dann  das 
Urteil  unverzüglich  und  unweigerlich  zu  yollstrecken  hatte  ^.  Das 
Recht  der  Aburteilung  wurde  den  Tüchern  dann  im  Jahre  1861 
nochmaLs  bestätig  ^ 

Den  Goldschmieden  von  Le  Puy-en-Velay  (Haute- Loire)  wird 
im  Jahre  1367  ihr  altes  Herkommen  aufgezeichnet  Die  Gold- 
schmiede hatten  darnach  von  alters  her  das  Recht,  Fakchwerk, 
das  sie  bei  einem  Meister  zum  ersten  und  zum  zweitenmale  auf- 
griffen, zu  zerbrechen.  Fanden  sie  den  Meister  zum  drittenmale 
rückfällig,  so  wurde  er  zu  weiterer  Bestrafung  dem  Bailli  über- 
wiesen. ^.  —  Das  unbeschränkte  Gericht  über  Falsch  werk  wurde 
im  Jahre  1378  den  Tüchern  von  Ronen  bestätigt;  die  Tucher 
sollen  verdächtige  oder  betrügerische  Waren  aburteilen,  wie  es 
sich  gebührt ,  auf  ihr  Gewissen  ^.  —  Die  Fleischer  von  Langres 
haben   nach   ihrem    im   Jahre    1881    aufgezeichneten  Statut  die 

'  S.  oben  S.  129,  144,  146  and  161. 

'  Que  ledit  germent  fait  ycenlx  maistres  et  gardes  puissent  ledit 
mestier  de  drapperie  garder,  gouvemer  et  ordener  par  la  maniere  dessos 
esclarcie  et  faire  les  prisea  jagemeDS  condempnacions  tailles  et  impositions 
deflstudites  bot  ledit  mestier  de  drapperie  tootes  fois  que  ie  cas  j  eschai- 
ront  et  lesdites  aoaendes  forfutnreB  tailles  et  impositions  lever  et  recevoir; 
ezeept^  que  qnant  U  anront  jugi^  k  ardoir  aucuns  draps  laines  ou  antres 
choses  dndit  mestier  il  les  apporteront  tunz  jugiez  au  prevost  de  Troies 
ou  son  lieatenant  lequel  en  fera  et  sera  tenuz  de  faire  Pezecution  sans 
delay  on  contredit;  et  s'U  en  est  refiisant  ou  delaiens  le  bailli  de  Troies 
ou  son  lieotenant  la  fituront  et  seront  tenuz  de  faire  au  deffault  dudit 
prevost;  et  except^  aussi  que  aus  comptes  qui  en  seront  renduz  le  bailli 
ae  Troies  on  son  lieutenant  ou  celui  ou  ceulx  que  jcelui  bailli  ou  son 
lieatenant  y  voudra  commettre  seront  presens  et  appellez  pour  nozdiz 
seigneurs  et  leurs  successeurs.  Ord.  ij  S^  416.  Art.  14.  ...  les  gardes 
dnmt  mestier  prennent  le  drap  et  Temportant  pardevers  les  maistres 
dndit  mestier  liquel  par  le  conseU  et  avis  des  preudommes  dudit  mestier 
jngent  ledit  drap  k  ardoir;  et  puis  requierrent  lesdiz  maistres  au  prevost 
de  ladite  ville  de  Troies  que  ü  leur  uvre  place  pour  celui  drap  ardoir 
et  icelui  prevost  la  leur  livre  parmi  cinq  solz  tournois  lesquiex  lidiz 
maistres  li  bailient  et  puis  fönt  Ic^diz  maistres  ledit  drap  ardoir  en  execu- 
tant  leordit  jugement.    Ord.  3  8.  512  Art.  4. 

'  Art.  17.  Se  aucunes  autre  faussetez  ou  defitiux  estoient  trouvez 
eadiz  drap«,  couvertures  ou  laines  de  la  dite  drapperie  lesdiz  maistres 
les  jugeroient  par  l'advis  et  conseil  des  preudomes  dudit  mestier  selon  ce 
que  bon  leur  sembleroit    Ord.  3  S.  516. 

^  Quiquidem  gardiatores  habeant  visitare  opera  artificum  predictorum 
et  si  reperiant  minus  bene  et  legaliter  operata,  prima  vice  et  secunda 
eadem  opera  frangere  possunt;  si  vero  tertio  eisdam  bajulo  vel  judid 
denunciare  ad  finem  quod  talis  Operator  qui  minus  legaliter  tertio  correctus 
leperitur  fabricasse  per  ipsum  Df^ulum  vel  judicem  prout  est  rationis 
poniatnr.    Ord.  5  S.  7. 

^  Et  pevent  les  diz  jurez  et  gardes  prandre  et  arrester  les  draps 
poor  cause  de  soupe^on  ou  me£Fait  et  seront  les  diz  draps  poniz  jugiez 
condempnez  ou  delivrez  par  eulz,  si  comme  il  appartendra,  en  leurs  con- 
sdences.    Ord.  6  8.  368.  ^  , 
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selbstäDdige  und  endgültige  Rechtsprechung  in  allen  Oewerbe- 
Bachen.  Die  Zunftvorateher  urteilen  über  das  bei  der  Gewerbe- 
schau  aufgegrifiene  schlechte  Fleisch,  das  durch  Feuer  vernichtet 
oder  auf  den  Anger  geworfen  wird^.  Zur  Vollstreckung  ist 
zunächst  der  Prevost  aufzufordern ,  der  das  Urteil  gemäls  dem 
Ausspruch  der  Zunftvorsteher  zu  vollziehen  hat.  Zögert  der 
Prevost  oder  säumt  er  länger  als  einen  halben  Tag,  so  fUlt  audi 
die  Vollstreckung  dem  Zunftgericht  zu'.  Den  amtsiremden 
Behörden  ist  jede  Oerichtsbarkeit  über  das  Handwerk  ausdrücklich 
entzogen;  nur  bei  offenbarem  Verschulden  und  strafbarem  Ver- 
fehlen der  Zunftvorsteher  soll  das  allgemeine  Gericht,  jedoch  erst 
nach  vorgängiger  Aufforderung  und  Ladung,  mnschreiten  ^.  — 
Die  Schmiede  von  Bellencombe,  die  den  Draht  zu  Panzerhemden 
verfertigten,  empfangen  im  Jahre  1418  die  Aufzeichnung  ihres 
alten  Rechts.  Kein  Schmied  darf  darnach  wegen  eines  gewerb- 
lichen Vergehens  anders  als  durch  die  Geschworenen  des  Hand- 
werks abgeurteilt  werden*. 

In  der  im  Jahre  1443  durch  Karl  VH.  neuprivilegierten 
Tucherzunft  zu  Bourges^  wird  den  Geschworenen  das  Gericht 
in  allen  Gewerbesachen  übertragen.  Die  Geschworenen  sprechen 
selbständig  Strafen  aus   bis  zur  Höhe  von  sechzig  Soliai^  und 


>  Qoe  bien  en  loyanment  vinteront  toutes  chars  vives  et  mortes 
que  veDdre  se  devront  en  boacherie  et  aossi  Celles  qui  seront  ä  estanlz 
pour  vendre  et  touz  poisflons  d'aigae  doulce  k  ce  que  aucanes  chan  on 
poiflsons  corrompnz  infectaeux  ou  de  murie  ne  soient  venda;  et  se  aocunes 
en  tiennent  telles  lee  panront  et  jugeront  4  ardoir,  fetier  ös  champs 
ou  autrement  selon  ce  que  bon  leur  semblera.    Ord.  6  8.  607  Art.  2. 

'  Et  ledit  jugement  fait  ils  seront  tenus  de  monstrer  ä  noatredit 
Prevost  oa  ä  son  fieotenant  liquels  sera  tenuz  de  mettre  k  ex^aeion  le 
jngement  des  diz  maietres ;  et  se  sur  ce  il  estoit  nepligens  ou  remis  onltre 
demi  jour,  les  diz  maistres  poorront  faire  faire  ladicte  ezecucion.  Et  ne 
pranra  pour  ce  ledit  Prevost  point  d'amende  fors  que  öa  cas  cj-aprös 
declairiez.  Ord.  6  8.  607  Art.  2.  Die  letztgenannten  Fälle  sind  die 
hartnäckige  Verweigerung  des  Meistereides  und  die  Vornahme  von 
Schlachtungen  durch  einen  eidverweigemden  Fleischer.    S.  a.  a.  O. 

'  Oucßt  mestier  ne  pourra  aucun  avoir  aucune  visitacion  ne  correction 
que  ledit  maistre  1i  deux  ou  li  un  d'eulx  se  n'estoit  pour  leur  evident 
coulpe  ou  dempnable  deffaut,  et  ycenlx  premierement  sommez;  ouquel 
deffault,  sommacion  precedent,  la  Justice  pourroit  visiter  et  corriger  par 
les  forme  et  maniere  dessuz  dictes.    Ord.  6  S.  698  Art  6. 

*'  Nul  ne  sera  ju^  de  meflait  qu'il  face  contre  lesdictes  ordonnances 
se  ce  n'est  par  les  maistres  dudit  mestier.    Ord.  10  S.  390. 

»  S.  unten  8.  811. 

*  Art  2.  Que  tous  les  gris  qui  seront  en  leur  estain  en  dix-huict 
cens  et  au  dessus  seront  seellS  dudit  Seel  et  eignet  du  seing  du  tixerant 
en  lidere  rouge;  et  si  ledit  tixerant  faict  le  contraire  il  sera  condamn6 
par  les  marchans  et  jurez  et  payera  d'amende  pour  la  premiere  fois 
soixante  Solz  toumois;  c'est  aasavoir  la  quarte  partie  au  Roy,  la  quarte 
partie  aux  jurez,  Tautre  quarte  partie  k  la  Gonfirairie  des  foulona  et 
rautre  quarte  partie  k  la  Confrairie  des  Tixerana  de  Bourgea;  et  pour 
la  secoude  fbia  d'uu  marc  d'argent  k  apliquer  comme  deasus-,  et  pour  la 
tierce  fois  il  perdra  la  franchiae  de  son  mestier.  Art  9.  Que  nul  ne 
soit  si   hardj  de  mettre  drap   en  vingt  cens  et  au-dessua  k  paser  ne 
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befinden  über  die  Scbadenersatzpflicht  bei  fehlerhafter  Arbeitt 
Die  Strafe  der  Verbrennung  von  Falschwerk  wird  in  dem  Statat 
erwähnt;  über  die  Formen  der  Vollstreckung  wird  jedoch  nichts 
Näheres  bemerkt  ^.  —  Die  Zinngiefser  von  Bordeaux  halten  nach 
ihrem  Statut  von  1486  jährlich  vier  Morgensprachen  zur  Er- 
ledigung aller  Hand  Werksgeschäfte;  zur  Aburteilung  von  Ver- 
fehlungen im  Handwerk  wird  aufserdem  das  Gewerk,  so  oft  als 
es  nötig  erschdnty  durch  die  Vorsteher  zusammenberufen  ^. 

Den  Webern  von  Dun-le  Roy,  einem  altbegründeten  Gewerbe, 
waren  ihre  Privilegienbriefe  im  Jahre  1430  bei  der  Eroberung 
und  Plünderung  der  Stadt  durch  die  Engländer  vernichtet  worden. 
Die  Weber  wandten  sich  im  Jahre  143ö  wegen  Erneuerung  ihrer 
Statuten  an  König  Karl  VU,  der  den  Bailii  von  Beny  und  den 
Prevost  von  Dun-le-Roy  beauftragte,  die  Rechte,  Freiheiten  und 
Ordnungen  der  Weber  festzustellen  und  nach  gehörter  Prüfung 
2u  bestätigen.  Im  Jahre  1485  unterbreiteten  die  Weber  diese 
Satzungen  erstmalig  der  königlichen  Bestätigung.  Der  Meister 
der  Weberschaft  hat  nach  Art.  18  des  Statuts  das  Gericht  in  allen 
Gewerbesachen,  unter  ausdrücklichem  Ausschlufs  jedes  anderen 
Richters^.  (Durch  eine  infolge  falscher  Lesart  bisher  unerklärte 
Bestimmung  des  Statuts  werden  die  Weber  femer,  gegen  die  Ver- 
pflichtung, jährlich  eine  Wiese,  die  Königswiese  genannt,  zu  heuen, 
von  der  [unehrlich  machenden]  Verbindlichkeit  befreit,  bei  der 
Hinrichtung  eines  Übelthäters  Hand  anlegen  zu  müssen^.) 


fouler  jusques  k  ce  qn'il  seit  visit^   par  les  mabtres  jurez,   s'il  est  bien 

tixn  DU  non £t  s'il  fait  le  contraire  Tamendra  k  roi-donnance 

des  Jurez.    Ord.  13  S.  380. 

^  Et  si  faute  j  est  trouv^e,  Hz  esteront  au  doinmage  au  dit  et  or- 
doDnances  desdits  jnrez  et  des  marcbands  qui  k  ce  seront  appellez  et  qoi 
les  auront  veuz  et  visitez;  et  amenderont  Tinterest  de  la  partie  k  Tor- 
donnaDce  des  Jurez  et  Tamendront  de  cinq  boIs  tomois.  Ord.  13  S.  380 
Art  13. 

'  Toates  troffles  et  biondelez  se  feront  doresnavant  en  laine  ronde 
et  non  autrement  sur  peine  de  vingt  sols  k  apliquer  comme  dessus;  et 
s'il  est  en  plat,  sera  brul^.    Ord.  13  S.  381  Art.  11. 

'  Art.  5.  Ont  ordonn^  que  le  jonr  que  lesdits  bajles  feront  Tessay 
dndit  estain  qui  sera  k  toutes  foiz  et  quantes  que  leur  plaira  et  semblera 
bon,  et  k  tont  le  moins  quatre  foiz  Tan,  lesdits  bayles  et  maistres  dudit 
mestier  seront  tenuz  Icdit  jour  que  sera  fait  ledit  essay  eulx  assembler 
affin  de  savoir  Testat  et  gouvemement  dudit  mestier.  Et  en  oultre  seront 
tenuz  lesdits  bajles  toutes  foiz  et  quantes  qu*il  se  trouvera  faulte  audit 
mestier  faire  assembler  lesdits  maistres  ik  ou  bon  leur  semblera  afin  de 
en  ordonner  ainsi  qu'il  appartiendra.    Ord.  19  S.  704. 

^  Ledit  maistre  de  leur  confrarie  doit  avoir  la  congnoissance  des 
amendes  et  forfaictures  ^ui  escheent  ä  cause  dudit  mestier  sans  ce  que 
antre  juge  y  ait  que  veoir  ne  que  congnoistre.    Ord.  19  S.  605  Art.  18. 

6  Über  diese  Verpflichtung  selbst  vgl.  Grimm,  R.A.  S.  883.  -  Der 
Art.  des  Weberstatuts  lautet:  Doiyent  lesdits  tisserans  fener  chaeun  an 
ung  pr^  appell6  le  pr6  le  Roy  et  k  ceste  cause  par  den  et  octroy  de  noz 
predecesseurs  tous  maistre  tisserans  ayans  la  franchise  dudit  mestier  ne 
Bont  tenuz  ne  doivent  estre  contrains  draller  k  jugement  d'aucun  maifaicteur. 
Ord.  19  S.  605.  —  Die  Ord.  druckt  „teuer''  und  der  Herausgeber  de» Bandes 
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Das  selbständige  Gericht  und  die  Formen  der  Aburteilang 
durch  die  Zunft  werden  eingehend  beschrieben  in  dem  Statut  der 
Fleischer  von  Ronen  vom  Jahre  1497.  Wenn  die  Geschworenen 
der  Fleischer  verdorbenes  Fleisch  antreffen,  so  sollen  sie  es  ohne 
weiteres  in  die  Seine  werfen.  Widerspricht  aber  der  Besitser 
und  behauptet  er,  das  Fleisch  sei  tauglich,  so  tritt  ein  fbrmliches 
Verfahren  ein,  und  das  ordentliche  Gericht  wird  benachrichtigt 
Wenn  dann  die  Geschworenen  bei  ihrem  ersten  Urteil  bleibt 
so  wird  das  Fleisch  nach  dem  Pranger  geschleppt,  dort  zerhackt 
und  dann  ins  Wasser  geworfen.  Der  schulaige  Fleischer  hat 
akdann  noch  eine  gerichtliche  Bufse  zu  zahlen,  von  der  ein 
Drittel  an  die  Geschworenen  und  zwei  Drittel  an  den  Richter 
fallen».   - 

Bei  den  Ämtern  und  Zünften,  die  das  Recht  der  endgültigen 
Aburteilung  nicht  besitzen,  findet  die  Verhandlung  über  Falach- 
werk  unter  Vorsitz  eines  Beamten  des  allgemeinen  Grerichts  statt  ^. 
Aus  Amiens  ist  aus  der  vorliegenden  Periode  wiederum  dne 
Anzahl  von  Statuten  und  Berichten  überliefert  Die  Geschworenen 
der  Eleinschmiede  bringen  nach  ihrem  Statut  von  1354  das  auf- 
gegriffene Falschwerk  vor  den  Rat^.  Dieselbe  Vorschrift  ergeht 
im  Jahre  1369  für  die  Hosenmacher  ^.  Ein  Eintrag  in  den 
Stadtrechnungen  vom  Jahre  1 399  meldet  von  einer  Zahlung  von 
fünf  Solidi,  als  Gebühr  ftir  den  Henker,  der  falsche  Wolle  auf 
dem  Markte  verbrannt  hatte  „gemäfs  dem  Entscheid  des  Weber- 
ge Werks   und    nach  Befehl  von   Bürgermeister  und  Schöffen"*. 

erklärt  iDfolge  dessen  den  Artikel  fUr  unverständlich  (für  feuer  werden 
a.  a.  0.  die  Bedeutungen  fouiller,  louer,  mettre  4  prix  gegeben).  Es  ist 
indes  fener  zu  lesen  =  couper  les  foins;  vgl.  Godcfroy  v.  c. 

^  Si  les  gardes  treuvent  chair  qui  soit  trop  ^ard6e  et  qui  ne  doive 
estre  expos^  en  vente,  eile  sera  gect^e  en  la  riviöre  aux  despens  du 
boucher  ^ui  en  scra  Irouv^  saisy;  et  s'il  voult  contredire  et  soustenir 
au'elle  soit  bonne,  eile  sera  par  lesdiz  gardes  ou  aucuns  d'iceulx  mise  en 
rostel  d'un  des  prouchains  voisins  jusques  k  ce  que  par  justice  en  soit 
ordonnä ,  et  se  eile  est  jugöe  mauvaise  par  lesdiz  gardes  ou  la  piaspart 
d'iceulx  eile  sera  portde  au  choquet,  hach^e  et  gect^e  en  la  riviere  de 
Saine  aux  despens  du  boucher  qui  en  sera  trouy^  saisj  et  Tamendera 
ledit  boucher  a  la  discrecion  de  justice  dont  le  H07  aura  les  deux  pais 
et  lesdiz  gardes  le  tiers.    Ord.  20  S.  624. 

3  S.  oben  S.  129  und  159. 

*  Ou  cas  que  les  dis  eswars  ^s  dites  denr^es  aroient  trouv6  aucune 
fausset^e,  iceulx  eswars  seront  tenus  de  venir  devers  li  maieur  et  escheviDS 
d^noncher  ce  que  trouv^  aroient  pour  iceuls  estre  veux  et  sur  ce  terinner 
et  ordonner  ainsy  au'il  seroit  affaire.    Thierry  1  S.  566  Art.  5. 

'^  £t  se  trouve  estoit  que  les  semelles  fussent  viezes  les  cauches  par 
lesdis  eswars  seroient  prinses  et  ai)port^s  pardevers  lesdis  maieur  et 
eschevins  pour  en  faire  copper  le  viez  ou  ordonner  ainsy  que  bon  leur 
samblera.    Thierry  1  S.  639  Art.  3. 

^  Au  bourre]  (bourreau)  pour  se  desserte  de  avoir  ars  en  f u  sur  le 
marqui^  d' Amiens  le  laisne  oe  Adam  de  Flandre,  thisseran  de  draps, 
trouv^e  fausse  et  en  moins  de  compte  qu'elle  ne  devoit  avoir  par  les 
briefs  du  mestier  des  thisserans  de  draps  de  ledite  yille  d  Amiens, 
pour  ce  par  mandement  des  maieur  et  eskevins  d' Amiens  du  I«^  jonr  de 
mars  Tan  mU  CCC  Dil  xx  XVIII V  sols.  itiTcfty^Ö^ÖcS-  ^23. 
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Das  Verfahren  selbst  wird  in  dem  Statut  der  Schuhmacher  vom 
Jahre  1407  genau  bestimmt.  Die  Zunftgeschworenen  berichten 
dem  Rat  über  das  von  ihnen  gefundene  Falschwerk ;  auf  Grund 
dieses  Berichts  triffi  der  Rat  die  endgültige  Entscheidung  und 
zwar  „summarisch  und  kurzer  Hand^  ohne  prozessualische 
Formen"  ^.  Es  ist  dies  eine  der  wenigen  Angaben,  die  wir  über  die 
Technik  des  Verfiihrens  in  QewerbeMchen  aus  jener  Zeit  besitzen. 

In  Abböville  wird  nach  einer  Aufteichnung  des  Jahres  1384 
Falschwerk  vor  den  Rat  gebracht  und  dort  abgeurteilt^.  Bei 
den  Fleischern  von  Reims  berichten  die  Geschworenen,  nach 
dem  Statut  von  1466,  an  das  zuständige  Gericht;  die  von  min- 
destens drei  Meistern  gestützte  Aussage  soll  filr  Wahrheit  ge- 
nommen werden.  Gemäfs  dem  Ausspruch  und  Bericht  der  Ge- 
schworenen hat  das  Gericht  Recht  zu  sprechen^. 

Bei  den  Goldstoffwebem  von  Tours,  die  im  Jahre  1498  ein 
Statut  empfingen^,  ist  dagegen  nur  von  der  Befragung  der  Ge- 
schworenen durch  den  urteilenden  königlichen  Bailli  die  Rede. 
Die  Stra%elder  fallen  hier  zu  zwei  Dritteln  an  die  Zunft,  zu 
einem  Drittel  an  den  König.  Der  Königsanteil  wird  in  dem 
Statut  als  Einkommen  des  Domaniums  bezeichnef^.  — 
In  dem  den  Kürschnern  von  Orleans  im  Jahre  1499  erteilten 
Statut  wird  keine  thätige  Mitwirkung  der  Geschworenen  bei  der 
Rechtsprechung  erwähnt^.  — 

^  Art  29.  Les  maienr  et  eBchevins  par  les  eswan  avec  aucans 
prodommes  da  mestier  des  cordonanDiere  et  autrez  en  ce  cognoissans  non 
BospectB,  ferent  veir  et  adviser  les  cuira  et  tont  ce  qui  k  veir  sera;  et 
Bor  ce  que  par  ieealx  leur  en  sera  rapport^,  sommörement  et  de  plain, 
Sans  procös  en  d^termineront  et  ordonneront  les  dessnsdit  Maire  et  Esche- 
vins  ainsy  qn'il  leur  plaira  et  qne  bon  leur  semblera.    Thierrj  2  S.  36. 

*  Le  IXe  joor  de  d^embre  Tan  MCCCLXXXIV  an  demi  drap  de 
ooolear  de  eaiiet  fü  trouvö  en  le  posseseion  de  Jehan  le  Fevre  tisserant 
anquel  il  faioit  III  fieux  du  compte  qa*il  devoit  avoir  et  poar  eheste  caase 
In  jogi^  par  les  eskevins  k  ycellai  estre  ars  et  fn  an  le  dit  jour,  sire 
JelJAn  Landöe  adonc  maiear.    Thierry  4  8.  72. 

'  Qae  lesdits  dnq  maistres  goavemeura  dndit  mestier  paiaeent  faire 
ä  ceste  cause  toutes  poaraoit««  arrests  saisines  et  exploitz  n^cessairee  et 
de  tont  faire  raport  et  relation  ä  la  justice  k  qui  la  connoissance  appar- 
tiendra;  an  raport  et  relation  desqaels  maistres  et  goavemears  et  de 
chacan  d'iceulx  foj  entiöre  soit  ajoat^,  sauf  tant  que  poor  yisiter  les 
denr^  sospect^s  soient  trois  desdits  maistres  au  moins  ou  lenrs  Heux- 
tenans  ou  commis  en  leur  absence;  et  que  seien  leurs  advis  et  raport  en 
soit  jngi^  par  justice  tansj  qu'il  apartiendra.   Varin  l^g.  I  S.  996  Art.  12. 

^  Ein  nenes  Gewerbe;  s.  unten  S.  318. 

^  Que  aucun  dudit  mestier  ne  fera  aucun  ouvraige  d'icelluy,  soit 
drap  d'or,  d'argent,  velours,  satin,  damas  ou  antre,  qcTil  ne  soit  bon  et 
loyal,  Bor  peine  de  Tarnende,  teile  qu'elle  sera  avis^e,  taux^  et  ordonnöe 
par  nostredit  baill^  de  Touraine  ou  son  lieutenant,  appelez  les  dits  jurez 
dudit  mestier,  ainsi  qne  le  cas  le  requerra,  dont  le  tiers  de  ledite  amende 
nons  appartiendra  et  sera  receue  et  reconvräe  ä  nostre  prouffit  par  le 
lecevenr  de  nostre  domaine  andit  lieu  de  Tours  et  les  denx  antres  tiers 
■eront  pour  la  boiste  et  conftrairie.    Ord.  21  S.  121. 

*  Qne  ung  chacnn  an  les  pelletiers  de  ladite  rille  d'Orl^ns  se  as- 
sembleront  en  ancnn  lien  qui  sera  par  enx  advis^  par  congi^  de  justice 
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Die  Aburteilung  der  Übertretungen  und  minderen 
Vergehen  erfolgt  in,  den  beigebrachten  Formen.  Die  Oe- 
Bchworenen  stellen  die  Übertretung  fest,  seteen  die  Bufse  an  und 
besorgen,  falls  von  seiten  des  Beschuldigten  kein  Widerspruch 
erhoben  wird,  regehnälsig  die  Eineiehung  der  Strafgelder.  Von 
den  ausgesprochenen  Bufsen  haben  die  Geschworenen  dem  Oericht^ 
vor  welchem  sie  vereidigt  sind,  in  bestimmten  Zwischenräumen, 
die  von  den  Statuten  meist  im  einzelnen  festgesetzt  werden,  An- 
zeige zu  machen.  Die  eidlichen  Angaben  der  Geschworenen 
gelten  statt  Beweises. 

Bei  den  Pariser  Gürdern  urteilen  nach  dem  Statut  von  1871 
die  Geschworenen,  drei  an  der  Zahl,  gemeinsam  über  die  Über- 
tretungsfidle, die  durch  den  mit  der  Sohau  beauftragten  Meister 
festgestellt  werden^.  Das  Statut  der  Pariser  Schlosser  von  1398 
bestimmt,  dafs  die  von  den  Geschworenen  wahi^enommenen  und 
von  ihnen  eidlich  erhärteten  Übertretungen  ohne  weiteres  für  er- 
wiesen gelten  sollen,  wenn  der  Angeschuldigte  nicht* Einsprache 
erhebt*.  Im  Statut  der  Leinen weber  von  Ronen  vom  Jahre  1398 
wird  bestimmt,  dals  die  Geschworenen  über  die  von  ihnen  fest- 
gestellten Übertretungen  dem  Bailli  Bericht  erstatten  und  daCs 
Uiren  eidlichen  Angaben  voller  Glaube  beigemessen  werden  soll*. 


et  14  seront  par  eux  esleux  (fehlen  einige  Worte)  presens  noB  advocat  et 
procureur,  faire  seiment  par-devant  le  prevoet  d'Orleans  de  bien  et 
loyalement  eux  acqaicter  de  faire  ladite  Visitation  et  de  faire  aaisir  et  de 
mectre  en  nostre  main  tonte  la  pelletehe  quHls  verront  qui  ne  sera  bonne 
et  oü  11  y  a  aura  sonp^on  de  maLfa^n,  et  la  faire  mettre  en  maio  de 
justice,  et  de  bien  et  loyalement  en  rapporter  les  faultes  et  malfiei^ons 
qu'ils  trouveront  en  ladite  pelletrie,  laquelie  ilz  seront  tenns  sceller  et 
mettre  en  garde  au  plus  prochain  Heu  [chez]  gens  de  bien  du  lieu  oü  eUe 
anra  eetA  priee  jasqnes  an  lendemain  aiiquel  se  assembleront  les  ditB  jores 
pour  en  faire  incontinent  bon  et  loyal  rapport  k  justice  ponr  en  ordonner 
ainsy  que  de  raison.    Ord.  21  S.  250. 

^  Icenx  trois  pnid^hommes  eslisent  un  bomme  que  ils  admönent 
deyant  nons  jorer  que  il  prenra  bien  ^arde  et  dili^mment ,  par  la  Ville 
de  Paris  et  d'ailleurs,  des  entre^nses  et  forfaitures  du  mestier,  et 
rapportera  par  son  serment,  aus  trois  maistres  ou  ä  Tun  d*ealx,  des  for- 
faitures et  mesprentores  dudit  mestier,  et  ces  trois  maistres  condampneront 
reavre  mauvaise  si  eile  Test,  et  y  garderont  la  droiture  le  Boy.  M6t  3 
8.  385. 

'  Art.  10.  £t  seront  les  jurez  dudit  mestier  creos  de  leur  rapport, 
se  11  n'est  debatu  par  le  serrurier  qui  ainsi  anra  destoum^  ses  bans. 
M6t.  2  S.  471.  Falscbwerk  dagegen  wird  von  den  Geschworenen  vor- 
läufig beschlagnahmt  und  dann  zur  Aburteilung  vor  Gericht  gebracht 
Ebenda  Art.  21  S.  472. 

'  Pour  le  bien  et  utilitö  de  la  chose  publique  et  avoir  cognoissance 
des  choses  dessus  dictes  seront  esleuz  par  le  conseil  des  gens  du  mestier 

Suatre  preudes  hommes  bons  et  loiaulx  maistres  dudit  mestier  au  terme 
e  Nouel  lesquelz  seront  commis  de  par  le  Roy  et  jurez  devant  justice 
qu^ilz  feront  tenir  et  garder  les  ordonnances  dessusdictes  et  d^air^es,  et 
le  rapporteront  4  nous  et  4  noz  successeurs  Bailliz  de  Ronen  toutes  les 
amendes  mauvaistiez  faulx  ouvrages  offenses  et  mesprentures  pour  en 
ordener  si  comme  11  apartendra;  et  auront  iceulx  gardes  tonte  la  yisitation 
et  pouvoir  de  garder  et  visiter  sur  tont  Touvrage  dudlt^  mestier  et  sor 
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In  Abb^ville  urteilen  nach  einer  Gerberordnung  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  die  Zunftgeschworenen  über  die  bei  der 
Schau  festgestellten  Übertretungsfälle.  Bei  der  Urteilssprechung 
müssen  mindestens  drei  von  den  vier  Geschworenen  aer  Zuntt 
zugegen  sein^  Nach  dem  Böttcherstatut  von  1451  sollen  dagegen 
die  beiden  Geschworenen  der  Böttcherzunft,  ohne  selbst  in  der 
Sache  zu  erkennen,  lediglich  die  von  ihnen  festgestellten  Über- 
tretungen an  den  Rat  treu  und  ehrlich  berichten^.  Bei  den 
Sattlern  wiederum  wird  nach  dem  Statut  von  1 476  vor  dem  Rat 
gemäls  dem  Ausspruch  der  Geschworenen  Recht  gesprochen^. 
Bei  den  Kefslern  entscheiden  nach  dem  Statut  von  1478  die 
Zunftgeschworenen  und  bestimmen  den  Betrag  des  Schadenersatzes 
und    der   Bufse^.     Bei    den    Scheidenmachern    wird   nach    dem 

les  circonstances  et  deppendances  d'icellui  par  toute  la  ville  banlieue  et 
vicomt6  de  RoueD,  tant  en  lieux  exemps  que  non  exemps ;  et  seront  tenas 
yceulx  ^KT&ea  visiter  nne  fois  la  sepmaine  au  mains*,  et  seront  creuz  iceulx 
quatre  jurez,  les  trois  ou  les  deux  eDeemble  par  leurs  sermens  de  ce  qu'ilz 
rapporteront  devant  nous  et  noz  successeurs  bailliz  de  Ronen  des  cfioses 
touchans  le  dit  mestier  et  les  articies  dessus  dis.  Ord.  8  S.  800  Art.  17. 
Vgl.  auch  Art.  14. 

*  Et  ne  poont  condempner  le  cuir  se  les  quatre  ou  les  trois  du 
mains  n'i  sont  ensemble.  Ihierry  4  JS.  226  Art.  7.  Eine  nicht  ganz 
verständliche  Aufzeichnung  des  Jahres  1829  besagt:  Que  toutes  les  amendes 
jur^es  queles  quo  eles  soient,  soicnt  cheles  faites  contre  les  eswards  de 
le  vile  ou  autrement,  soient  nonnii^es  et  bailli^es  par  devers  les  maicurs 
des  vaides  quant  ils  s'assembleront  pour  tauxcr  icheles  et  que  li  maires 
die  premiers  che  que  boin  li  sanilora  de  obtenir  ou  amcnnistier  de 
ichelles  et  li  maieur  de  banieres  qui  yleuc  sont  diront  apres  et  li  eskevin 
diront  apr6s  et  che  que  li  plus  accordera  sera  tenus.  Thierry  IV  S.  130 
Art.  11.  Thierry  nimmt,  (a.  a  O.  S.  128)  an,  dafs  diese  Bestimmung  sich 
auf  die  gewerblichen  Übertretungen  beziehe  und  dafs  demnach  die 
Strafgelder  durch  die  Waidmeister  und  die  Zunftvorsteher  gemeinsam  ab- 

feschätzt  würden.    In  den  einzelnen  Zunftstatnten  ünden  sich  indes  keine 
ierauf  bezüglichen  Angaben. 

*  Avons  ordonue  et  estatu^  que  deux  des  maistres  du  dit  mestier 
seront  par  nous  commis  jur^s  et  serment^s  k  cc  viseter  et  de  faire  boin 
juste  et  l^al  eswart  sur  icellui  mestier  et  de  ce  qu'ilz  y  trouveront  de  faulte 
nous  faire  juste  rapport  sans  prcndre  congnoissance  de  cause  et  que  des 
amendes  quMlz  feront  venir  au  pourfit  de  la  ville  ilz  aront  la  tierche 
partie.  Thierry  4  S.  257  Art.  2.  Die  gleiche  ßiMStimmung  ergeht  im 
Jahre  1497  fttr  die  Hosenmacher:  et  seront  tenus  de  faire  leur  rapport 
se  ilz  y  troenvent  faulte,  sans  prendre  cognoissance  de  cause.  A.  a.  0. 
S.  384  Art.  8. 

"  Que  Touvrage  dudit  mestier  de  sellerie  qui  en  ladite  ville  et  ban- 
lieue sera  trouvö  fait  contre  les  ordonnances  dessus  dites  et  aui  sem  mis 
en  vente  sans  avoir  estä  cswardez  signe^  et  marquiez  par  lesatts  eswards 
il  sera  prins  et  apport^.  par  devers  nous  pour  en  faire  raison  ainsy  que 
droit  )e  requerra  et  par  le  conseil  desdits  maistres  eteswars.  Thierry  4 
S.  301  Art  16. 

^  Ou  cas  que  lesdits  eswars  troenvent  6s  dits  pi^ces  treuz,  fentes  ne 
autres  m^hatng  apparent  ou  couvert  par  verdure  craisse  ou  autrement 
les  dite  vendeurs  seront  tenus  de  quictier  ä,  l'acheteur  son  dit  achat  ou 
de  mettre  pi^ce  k  la  fente  trou  ou  mehaing  qui  seroit  tronvä  en  ladite 
pieee  de  noeuf  ouvrage  vendu  et  de  rabattre  k  Tachetour  le  dommago 
qu*il  y  auroit  au  dit  des  dits  eswars.    Thierry  4  S.  806  Art.  5.»  , 
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Statut  von  1494  die  Übertretung  nach  der  Feststellung  der  Ge- 
Bchworenen  gebüfst^ 

Die  Geschworenen  der  Schneider  von  Troyes  haben  nach 
dem  Statut  des  Jahres  1400  dem  königlichen  rrevost  lediglich 
ein  Verzeichnis  des  Königsanteils  an  den  von  ihnen  verhängten 
Buisen  mündlich  oder  schriftlich  zu  übermitteln,  worauf  ohne 
weitere  Beweiserhebung  die  Einziehung  der  dem  König  zustehen- 
den Beträge  verfügt  wird^.  Bei  den  Webern  von  Issoudun  em- 
pfangt nach  dem  Statut  von  1447  der  mit  der  Schau  beauftragte 
Geschworene  eine  Bufse  von  zwei  Denaren  für  jede  Übertretung, 
die  er  durch  seinen  Eid  glaubhaft  machen  mufs^.  Die  Ge- 
schworenen der  Schneider  von  Caen  strafen  nach  dem  Statut 
von  1455  selbständig  die  Übertretungen;  gleich  den  Geschworenen 
von  Troyes  wird  ihnen  vorgeschrieben,  mündlich  oder  schrifUich 
die  von  ihnen  verhängten  Bufsen  dem  königlichen  Bailli  aufzu- 
geben, und  zwar  soll  dieser  Bericht  zweimal  jährlich  zu  Weih- 
nachten und  zu  Johanni  erfolgen^. 

In  dem  Statut  der  Zimmerleute  und  Schreiner  von  Tours 
vom  Jahre  1487  wird  lediglich  bestimmt,  dafs  die  Geschworenen 
die  von  ihnen  ermittelten  Übertretungen  und  Vergehen  dem 
königlichen  Prokurator,  der  über  die  Strafen  ein  Register  führt, 
und    dem    Bailli    anzuzeigen    haben  ^.      Die    Geschworenen   der 


^  Ne  pont)nt  lee  dits  gaingniers  couvrir  ne  faire  gaiognes  de  cuir 
de  basBDne,  mais  seroDt  tenus  les  faire  de  bon  cuir  de  veaa,  et  sll  est 
trouv6  aultrement  par  les  dits  eswars  seront  condempnez  en  amende  de 
dix  Bolz.     Thierry  4  S.  331. 

>  Art.  18.  Lesdis  maistres  (jur^)  seront  tenu  de  bailler  par  escript 
ou  rapporter  de  bouche*  au  Pr^vost  de  Troyes  ou  4  son  lieutenant  les- 
dictes  amendes;  c'est  assavoir  la  porcion  qui  en  compettra  au  Boy  et  la 
cause  d'icelie,  pour  le  faire  lever  au  proumt  dudit  Seigneur  par  rapport 
d*iceaz  quatre  maistres  sanz  autre  preuye,  k  peine  de  aix  solz  d'amende 
sur  chascun  k  appliquier  audit  Seigneur.    Ord.  8  S.  384. 

*  Art.  11.  So  ledit  maistre  visiteur  trouve  ang  des  maistres  ouvrans 
k  vuide  ü  aara  pour  chacune  vuide  II  parisis  et  en  sera  creu  par  son 
serement  fait  jaaici^rement  devant  le  juge  du  Roy  audit  Heu.  Ord.  13 
S.  532. 

^  Que  les  gardes  seront  tenus  k  apporter  par  escript  ou  par  bouche, 
deux  fois  Tan,  aux  tennes  de  Noel  et  Sainct-Jeban,  devers  le  Bailly  ou  son 
lieutenant  toutes  les  amendes  et  malefayons  qu'ils  auront  trou7^  le 
temps  dudit  demy-an,  sans  en  receler  aucunes.    Ord.  14  S.  363. 

^  I^sdits  ly  maistre  ouvriers  seront  präsentes  au  bailly  de  Touraine 
en  la  pr&sence  du  procureur  du  Roy  lequel  lenr  fera  faire  serement  de 
bien  et  ioyaument  visiter  et  rapporter  audit  procureur  du  Roy  et  ä  justice 
les  faultes  et  abus  et  mesprentures  qu'ils  trouveront  durant  le  temps 
avoir  est6  fais  et  commis  contre  la  teneur  de  ces  presentes  ordonnances 
en  ladite  cit^  ville  et  faulxbourgs  de  Tours,  par  les  maistres  dudit 
mestier  leurs  varlets  et  apprentils,  ou  les  aucuns  d'eulx,  dnquel  rapport 
ledit  bailly  ou  sondit  lieutenant  präsent  et  apell^  ledit  procureur  du  Roy 
sera  tenu  d'en  fViire  faire  registre  afin  que  les  infracteurs  et  trans^resseurs 
d'icelles  ordonnances  en  soient  ou  puissent  en  estre  punis  k  1  exemple 
des  autres  et  comdempnds  en  telles  peines  et  amendes  qui  au  cas  appar- 
tiendra.    Ord.  20  S.  75.  ^  i 
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Schlosser  von  Angers  haben  nach  ihrem  Statut  von  1489  monat- 
lichen Bericht  zu  erstatten^. 

Schlierslich  sei  hier  noch  das  im  Jahre  1486  erlassene  Statut 
der  Kürschner  von  Bourges  erwähnt,  das  zugleich  genauere  Vor- 
schriften über  die  Berufung^  enthält.  Die  Geschworenen  der 
Kürschner  haben  zur  Aburteilung  der  von  ihnen  ermittelten 
Übertretungen  und  Vergehen  das  gesamte  Qewerk  zu  laden. 
Von  dem  Urteil  des  Zunftgerichts  steht  dem  Angeschuldigten  die 
Berufong  an  den  königlichen  Bailli  j  dem  in  jedem  Fall  die  Be- 
stätigung des  Urteils  zukommt,  offen.  Der  Bailli  ist  befugt,  dem 
bei  der  Berufung  unterliegenden  Teil  eine  Bufse  von  sechzig  Sols 
aufzuerlegen®.  — 

Im  Laufe  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ergab  sich  allgemein 
die  Notwendigkeit,  die  Strafgelder  einer  Neuordnung  zu 
unterwerfen.  Die  alten  Bufsen  des  dreizehnten  Jahrhunderts, 
nach  wenigen  Solidi  und  oft  nur  nach  Denaren  angesetzt,  waren 
durch  die  Veränderungen  des  Münzfufses  wirkungslos  geworden. 
Der  unredliche  Handwerker  fand  sogar  seinen  Vorteil  dabei, 
wenn  er  es  auf  die  Zahlimg  der  alten  Bufse  ankommen  liefs, 
dafbr  aber  untergewichtige  oder  minderwertige  Ware  lieferte. 
Eine  starke  Heraufsetzung  der  Strafgelder  war  demnach  erforder- 
lich und  wurde  während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  allgemein 
vorgenommen*. 

Bei  diesem  Anlals  gelangte  eine  Neuaufteilung  der 
Strafgelder  zur  DurchfUhrung.  An  dem  Ertrag  der  alten  Bufse 
waren  die  Zünfte  selber  nur  mit  einem  geringen  Satz  beteiligt, 

^  Pour  faire  les  visitacions  des  ouvraiges  dudit  mestier  et  en  faire 
rapport  k  justice,  Beront  commis  et  depputez  deux  on  trois  ouvricra 
d*icellui  mestier  ezpere  et  souffisans  qui  seront  eeleoz  par  les  autres 
ouvrierä  et  presentez  k  justice  qui  seront  nommez  et  dictz  gardes  dudit 
mestier  et  pourront  estre  muez  cliacun  an,  les^nels  gardes  seront  tenuz 
füre  leurs  rappora  de  .leurs  visitacions  k  justice  par  chacun  mois  sur 
peine  d'amende.    Ord.  20  S.  191. 

«  S.  oben  S.  134. 

'  Les  deux  maistres  jurez  qui  seront  le  terops  advenir  feront  le  ser- 
ment  k  leur  institucion  de  faire  ioyaulment  les  visitacions  et  rapports  aux 
autres  maistres  des  faultes,  abuz  et  obmissions  qu'ilz  auront  trouv^es 
afin  quo  par  iceulx  maistres  en  commnn  lesdites  amendes  soient  d^clair^es 
et  condampn^s  dont  celluy  qui  sera  condampn^  pourra  appeller  sMl  se 
sent  grevä,  au  baill^  de  Berrj  ou  ä  son  lieutenant  auquef  appartiendra 
la  confirmacion  du  ju^ement  desdits  maistres,  et  pourra  mmter  lesdits 
maistros  s'ils  ont  mal  lugä  d'uno  amende  de  soixante  s.  par.  k  appliquer 
an  Roi  et  aussi  Tappellant,  s'il  a  mal  appellä  qui  sera  tenu  de  payer 
Tamende  de  soixante  s.  par.  k  appliquer  ä  Ja  communaut6  des  dits  maitres. 
Ord.  19  8.  665. 

^  Die  Pariser  Hosenmacher  steigerten  im  Jahre  1346  ihre  Bufse  von 
fünf  auf  zwanzig  Solidi  (Ord.  12  S.  86);  die  Lichtziefaer  im  Jahre  1392 
auf  sechziff  Sols  (M^t  1  S.  546),  die  Schneider  im  Jahre  1402  von  acht 
auf  sechzehn  Sols  (Ord.  8  S.  548);  die  Tucher  von  Troyes  im  Jahre  1377 
▼on  zehn  auf  sechzig  Sols  (Ord.  6  S.  281);  die  Pariser  Sticker  im  Jahre 
1483  Ton  zwei  auf  zehn  Sols  {Mit.  2  S.  172).  „g„,^^, ^^pOOgle 
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der  regelmäfsig  etwa  ein  Fünftel  des  erhobenen  Betrages  aus- 
machte^. Bei  den  Neuredaktionen  der  Statuten  und  den  Neu- 
stiftungen von  Zünften  im  vierzehnten  Jahrhundert  wurde,  während 
dia  Stra&ätze  selbst  auf  zwanzig,  in  einzelnen  Fällen  auch  auf 
vierzig  und  sechzie  J^olidi  stiegen,  zugleich  den  Zunftgeschworenen 
ein  höherer  AnteU  an  den  vereinnahmten  Beträgen  zugebilligt. 
Die  Beteiligung  der  Zunft  wird  jetzt  in  der  Regel  auf  ein  Drittel 
bemessen^.  Eine  weitere  Spaltung  des  Erträgnisses  der  Straf- 
gelder trat  mit  dem  Ablauf  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ein, 
indem  den  neubelehten  Bruderschaften^  häufiger  ein  Anteil  zu- 
gewiesen wurde*.  Unter  Karl  VII.  geht,  bei  einer  fortwährenden 
absoluten  Steigerung  der  Sätze,  der  Anteil  des  Königs  öfters  auf 
die  Hälfte^,  in  seltenen  Fällen  selbst  noch  weiter  zurück®.  Unter 
Ludwig  XI.  wird  dann  die  Beschränkung  des  Königsanteiis  auf 
die  Hälfte  fast  zur  allgemeinen  Regel  ^. 


1  S.  oben  S.  130. 

2  Vgl.  etwa  Ord.  12  S.  75,  3  S.  589  Art  11,  6  S.  281  Art.  1, 
8  S.  297,  S.  367     M6t.  2  S.  446  Art  3. 

3  S.  oben  S.  237. 

^  Vgl.  M6t  3  S.  505  Art.  2:  Ord.  8  S.  384,  399,  548. 

''  Ord.  14  S.  360  und  413. 

«  Ord.  13  S.  378. 

■^  Besonders  deutlich  zeigt  sich  dies  in  den  von  Ludwig  XL  ver- 
liehenen Zusätzen  zu  älteren  Statuten  und  in  den  von  ihm  neu  emanierten 
Statuten.  Vgl.  die  Zusätze  zu  dem  Statut  der  Pariser  Schreiner  Art.  1. 
Que  doresnavant  des  amendes  qui  vendront  k  cause  des  rapportz  que  feront 
les  jurez  dudit  mestier  Nous  aurons  et  prendrons  la  moicti6;  et  au  regart 
de  rautre  moicti6,  eile  sera  aux  lurez  et  k  la  confrairie  et  pour  soustenir 
les  fraiz  de  la  bannifere  de  leurdit  mestier.  M6t  2  S.  643.  Vgl.  femer 
M6t  3  S.  85  Art.  2,  Ord.  16  S.  631,  Met  1  S.  748,  3  8.  189.  -  Die  in 
der  Litteratur  bestehende  Annahme,  Ludwig  XI.  habe  sich  einen  Tdl 
der  Strafgelder  vorbehalten,  ist  also  ganz  unzutreffend  und  gehört  zu 
jenen  Behauptungen,  die  von  der  Gewerbepolitik  Ludwigs  XI.  ein  voll- 
ständig unrichtiges  Bild  geben.    Vgl.  auch  unten  S.  309  Anm.  3. 


Digitized  by 


Google 


Dritter  Abschnitt. 

Anfänge  einer  staatlichen  Gewerbe- 
politik. 


Wenn  wir  bis  hierher  das  unausgesetzte  Anwachsen  der 
staatlichen  Gewalt  und  ihr  Eindringen  in  alle  Gebiete  des  Ge- 
werbewesens schildern  konnten,  so  hatten  wir  doch  von  einer 
eigentlichen  Gewerbepolitik  des  Staates  noch  nicht  zu  berichten. 
Das  Ziel  und  der  Erfolg  der  seither  dargestellten  Entwicklung 
war  die  Angliederung  gewerberechtlicher  Befugnisse  an  den  Staat. 
Dagegen  fehlt  es  noch  an  einem  einheitlichen  Gebrauch  der  er- 
worbenen Berechtigungen.  Der  Staatswille,  der  die  Machtmittel 
und  die  allgemeinen  Kräfte  des  Landes  nach  bestimmten  Plänen 
verwendet,  ist  im  Gewerbewesen  noch  nicht  hervorgetreten. 

Aus  der  Zeit  Karls  VI.  ist  zu  erwähnen,  dals  ein  königliches 
Recht,  das  späterhin  zu  einem  der  hervorragendsten  Mittel  der 
französischen  Gewerbepolitik  wurde,  damals  zuerst  auf  einer 
breiteren  Grundlage  nachweisbar  ist;  es  ist  das  Recht  der  Er- 
nennung von  Königsmeistern  *.  Von  den  amtsbtlrtigen  Genossen- 
schaften ausgehend,  hat  dieses  nur  in  Frankreich  zu  weiterer 
Ausbildung  gebrachte  Recht  während  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
die  sich  immer  mehr  abschliefsenden  Zünfte  allgemein  ergriffen  *. 
Kach  einer  von  mir  aufgefundenen  Urkunde  des  Jahres  1388/89 
stand  schon  unter  Karl  VI.  dem  König  allgemein  das  Recht  zu, 
bei  seinem  Regierungsantritt  in  jeder  Zunft  des  Reiches  einen 
Köni^smeister  zu  ernennen^.  Unter  den  Nachfolgern  Karls  VI. 
wurde  die  Anwendung  des  Rechts  allmählich  erweitert*.  Bis 
BQni  Ausgang  des  Mittelalters  wurde  das  Elmennungsrecht  jedoch 


^  Wegen  des  Ursprangs  und  der  Entwicklung  dieses  Institutes  ver- 
weise ich  auf  meine  Untersuchung  Königsm.  und  gehe  deshalb  an  dieser 
Stelle  hieranf  nicht  näher  ein. 

>  Königsm.  S.  815  ff. 

'  Königsm.  S.  817.  Die  bisher  bestehende  Annahme,  dafs  das  Recht 
der  Meisteremennnng  von  Ludwig  XI.  willkürlich  geschaffen  worden  sei, 
ist  von  mir  a.  a.  0.  als  ganz  irrtfbnlich  zurückgewiesen  worden. 

«  Königsm.  S.  819. 
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lediglich  als  ein  Gnadenrecht  und  als  ein  Beweis  der  königlichen 
Gnade  gehandhabt.  Es  hat  noch  nicht  die  Bedeutung  eines 
gröfseren  und  administrativen  Mittels  erlangt,  als  weiches  wir  es 
in  der  späteren  Periode  wiederfinden  werden^.  — 

Ein  äufscrst  umfangreiches  Gesetz,  das  nicht  weniger  als 
700  Artikel  enthält,  wurde  unter  Karl  VI.  im  Jahre  1415  zur 
Regelung  der  Nahrungsmittel-  und  Verkehrspolizei  von  Paris  er- 
lassen^. Das  Gesetz,  dessen  Inhalt  in  keinem  Verhältnis  zu 
seinem  Umfang  steht,  enthält  keinerlei  grundsätzliche  Neuerung. 
Ea  sei  hier  nur  erwähnt,  dafs  dies  die  zweite  Abzweigung  ist, 
die  aus  der  Ordonnanz  Philipps  IV.  von  1307^  hervorgewachsen 
ist.  Die  Ordonnanz  von  1307  behandelt  die  ffewerbliche  Ver- 
waltung und  Polizei  und  daneben  noch  das  GebUhrenwesen  der 
Notare  und  öffentlichen  Schreiber.  Die  auf  dem  Gesetz  von  1307 
zunächst  beruhende  Ordonnanz  König  Johanns  von  1351  läfst 
die  zweite  Materie  vollständig  aus  und  führt  die  Gesetzgebung 
über  die  gewerbliche  Verwaltung  und  Polizei  weiter.  Die  Or- 
donnanz Karls  VI.  von  1415  nimmt  eine  nochmalige  Scheidung 
vor  und  behandelt  lediglich  das  Gebiet  der  Polizei  im  engeren 
Sinne.  — 

Im  Jahre  1422  endete  die  zweiundvierzigjährige  Regierungs- 
zeit Karls  VI.  Sein  Nachfolger  Karl  VII.  empfing  das  Reich  in 
der  traurigsten  Verfassung;  fünfzehn  Jahre  wechselnden  Kriegs- 
glücks vergingen,  ehe  der  König  in  seine  Hauptstadt  Paris  ein- 
ziehen konnte.  Von  da  ab  war  der  hundertjährige  Krieg  ent- 
schieden, und  bald  wurde  Frankreich  von  seinen  äufseren  Feinden 
befreit.  Langsam  begann  das  Land,  sich  in  ruhiger  und  stetiger 
Entwicklung  zu  erholen. 

Die  Förderung  des  Gewerbewesens  wurde  nunmehr  von  dem 
Königtum  eifrig  in  die  Hand  genommen  und  die  Anfänge  einer 
staatlichen  Gewerbepolitik  werden  erkennbar.  Die  Thätigkeit 
Karls  Vn.,  wie  die  seiner  Nachfolger  Ludwig  XI,  und  Karl  VIII., 
bewegt  sich  in  einer  gleichmäfsigen  und  aufsteigenden  Richtung, 
die  durch  die  Wiederherstellung  geordneter  Zustände,  Ausbreitung 
des  Gewerbefieifses  und  schliefslich  Einführung  fremder  Kunst- 
fertigkeiten gekennzeichnet  wird.  Für  die  Mafsnahmen  des 
Königtums  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbewesens  bleibt  indes  die 
zunftmäfsige  Organisation  die  fast  ausschliefslich  angewandte  Form. 

Die  Bestrebungen  Karls  VII.  für  die  Reorganisation  des 
^Gewerbes  beginnen  im  wesentlichen  seit  der  Wiedereinnahme  von 
Paris  (1437).  £^  galt,  dem  erschöpften  Lande  aufzuhelfen,  die 
zerfallenen  Zünfte  und  Bruderschaften  herzustellen,  den  gestörten 
Verkehr  neu  zu  kräftigen.  Die  alten  Zunftprivilegien  wurden 
nunmehr  planmäfsig  erneuert  und  neue  Organisationen  wurden 


^  S.  unten  III.  Teil  2.  Kap. 
«  Ord.  10  S.  257. 
«  S.  oben  S.  151. 
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ins  Leben  gerufen.  Zahlreiche  Privilegien  waren  überdies  in 
den  Stürmen  des  Krieges  vernichtet,  verschleudert,  verloren 
worden.  Manche  Zunft  hatte  sich  von  dem  Engländer  ihr  Statut 
ausstellen  lassen,  das  jetzt  keine  Gültigkeit  mehr  besafs. 

Die  Zahl  der  unter  Karl  VII.  in  den  Jahren  1437  bis  1460 
emanierten  Statuten  ist  deshalb  überaus  grofs;  sie  verteilen  sich 
über  alle  Provinzen  des  Reiches.  Über  die  Verarbeitung  dieser 
Privilegierungen  in  der  historischen  Litteratur  ist  hier  eine  kurze 
Bemerkung  einzuschalten.  Ein  erheblicher  Teil  der  aus  der  Zeit 
Karls  VII.  herrührenden  Statuten  ist  in  der  Collection  des  Or- 
donnances  erst  unter  den  späteren  Regenten  abgedruckt,  denen 
sie  zur  einfachen  Bestätigung  vorgelegt  wurden.  Wenn  man 
nun  —  wie  dies  in  anderen  Darstellungen  geschehen  ist  —  ledig- 
lich die  Zahl  der  unter  der  Regierung  eines  bestimmten  Königs 
bestätigten  Privilegien  anführt,  so  erhält  man  ein  völlig  falsches 
Bild.  Die  Bestätigung  als  solche  ist  eine  reine  •  Formalität  der 
Kanzlei,  die  mit  der  Regierungsthätigkeit  nicht  zusammenhängt. 
Das  Statut  selbst  ist  vielmehr  den  Regierungsakten  desjenigen 
Königs  zuzurechnen,  der  es  ursprün«;lich  erteilt  hat.  Unter- 
scheiden wir  bei  den  Privilegien,  die  in  der  Collection  des 
Ordonnances  unter  Ludwig  XL  und  Karl  VIII.  abgedruckt  sind, 
zwischen  Entstehungszeit  und  Bestätigung,  so  ergiebt  sich  eine 
vollständige  Verschiebung  zu  Gunsten  Karls  VII.  \  Es  ist  femer 
darauf  hinzuweisen,  dals,  wie  das  oben  (S.  301)  besprochene 
Privileg  der  Weber  von  Dun -le  Roy  zeigt,  Karl  VII.  die  Er- 
mächtigung zur  Ausstellung  von  Statuten  gab,  die  erst  unter 
seinen  Nachfolgern  erstmalig  zur  königlichen  Bestätigung  ge- 
langten. 

Aus  der  Reihe  der  von  Karl  VII.  erteilten  Privilegien  ist 
für  uns  insbesondere  eines  hervorzuheben,  das  ftir  die  Gewerbe- 
politik des  Königs  wie  fUr  die  gewerblichen  Zustände  seiner  Zeit 
kennzeichnend  ist;  es  ist  das  Statut  für  die  Tucher  von  Bourges, 
das  im  Jahre  1443  erging,  zu  einer  Zeit,  als  die  Engländer  noch 
einen  Teil  des  Reichs  besetzt  hielten. 

Der  König  wollte  das  infolge  des  Krieges  gänzlich  zerfallene 
Tuchergewerbe  in  Bourges  wiederherstellen.  Die  Zeitlage,  wie 
die  Absichten  Karls  VII.  sind  in  dem  Statut  so  treffend  dar- 
gelegt, dafs  ich,  an  Stelle  einer  Schilderung,  die  bemerkenswerte 
Einleitung  des  Statuts  hier  wiedergebe: 

„1.   Nachdem  das  normannische  Land,  woselbst  Gewerb  und 


^  Neben  den  Bestätigungen  alter  Statuten  enthalten  die  0  r  d. 
folgende  anter  Karl  VII.  neu  emanierte  Statuten  (in  chronologischer  Folge): 
Band  15  8.  60,  Bd.  18  S.  680,  Bd.  15  S.  30,  Bd.  13  S.  265,  Bd.  16  S.  636, 
Bd.  13  S.  378  und  393,  Bd.  16  S.  666,  Bd.  13  S.  506,  531,  535,  537, 
Bd.  14  S.  27,  114,  125,  145,  152,  157,  Bd.  16  S.  679,  Bd.  14  S.  229,  281, 
Bd.  19  S.  522,  Bd.  14  S.  281.  Bd.  16  S.  615,  Bd.  14  S.  360,  419,  421, 
427,  434,  440,  Bd.  15  S.  403  und  474. 
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Übung  des  Tuchmachens  gröfseren  Lauf  hatte  ak  sonst  in  irgend 
einem  Teil  unseres  Reichs,  gegenwärtig  wegen  der  Kriegsnöte 
&&t  gänzlich  verwüstet  liegt  und  darum  in  jenem  Gewerbe  die 
vordem  gepflegte  gute  Arbeit  sich  nicht  mehr  vorfindet;  2.  und 
nachdem  wir  aus  diesen  und  andern  das  gemeine  Wohl  des 
Reichs  betreffenden  Ursachen  untersagt  und  ausdrücklich  ver- 
boten haben,  Tuche,  die  aus  der  Normandie  nach  den  Landen 
unsrer  Herrschaft  gebracht  werden,  zu  verwenden  oder  anzu- 
kaufen ;  3.,  und  weil  vermöge  dieses  Verbots  manche  Einwohner 
des  normannischen  Landes,  die  des  besagten  Gewerbes  kundig 
sind,  bewogen  werden  möchten,  das  voi^enannte  Land  zu  ver- 
lassen und  sich  in  den  Städten  und  Ortschaften  unsrer  Herrschaft 
anzusiedeln;  4.  und  ferner  weil  das  bare  Geld  —  das  durch 
die  Arbeit,  den  Betrieb  und  Handel  der  besagten  Handwerker 
und  Kaufleute,  die  jetzt  in  der  Normandie  unter  der  Herrschaft 
unsrer  Ek-bfeinde  und  Widersacher,  der  Engländer,  wohnen, 
dorthin  seinen  Weg  nimmt  —  auf  solche  Weise  künftig  den 
Einwohnern  und  Unterthanen  unsrer  eignen  Lande  verbleiben 
würde:  deshalb  und  wegen  bewiesener  Treue  und  Anhänglichkeit 
der  Bewohner  von  Bourges  wollen,  befehlen  und  verftigen  wir, 
dafs  jetzt  und  in  alle  Zukunft  das  Tuchergewerbe  in  Bourges 
betrieben  und  ausgeübt  werde*."  —  Zu  diesem  Zweck  bestimmt 
der  König,  dafs  Statuten  und  Ordnungen,  wie  sie  in  den  zünftigen 
Tucherstädten  des  Reichs  bestehen,  flir  Bourges  in  Kraft  treten 
sollen. 

Das  Statut  zeigt  in  knappen  Zügen  den  damaligen  Stand 
der  gewerblichen  Verhältnisse.  Dei-  König  will  —  mit  einer 
Begründung,  die  einem  Merkantilisten  Ehre  machen  würde  — 
dem  Tuchergewerbe  zu  Bourges  aufhelfen;  seine  Zeit  hat  hieran 
kein  anderes  Mittel,  als  die  Einreihung  von  Bourges  unter  die 
zünftigen  Tucherstädte^  und  die  Ordnung  des  zunftmäfsigen  Be 
triebes.  Die  üblichen  Einrichtungen  werden  in  der  bekannten 
Weise  Vorgesehen.  Die  Stadt  fertigt  drei  statutgemäfse  Tuch- 
Bonen,  für  welche  die  Fadenzalil  und  das  Lungenmafs  bestimmt 
werden.  Die  Schau  wird  vor  und  nach  dem  Walken  ausgeübt 
Ein  grobes  und  ein  kleines  Siegel,  sowie  das  Zeichen  des 
Webers,  dienen  zur  üntewcheidung  der  Qualitäten.  Jede  tech- 
nische Einzelheit  wird  in  den  38  Artikeln  des  Statuts  festgestellt. 

Die  gleichen  Anschauungen  über  den  Gewerbebetrieb  liefen 
den  meisten  organisatorischen  Statuten  aus  der  Zeit  Karls  VII. 
zu  Grunde.  Durch  zunftmäfsige  Ordnung  soll  das  Gewerbe  aus 
Niedergang  und  Verfall  emporgehoben  werden.  Hierzu  bedarf 
es  keiner  neuen,  sondern  nur  der  gesteigerten  Anwendung  der 
alten  Grundsätze.     Es   fehlt  unter  der  Regierung  Karls  VII.  an 


1  Ord.  13  S.378. 

■  Bezw.  Wiederaufnahme.     Das  Gewerbe   wurde   Bchon   früher  in 
Bonrges  betrieben,  war  jedoch  verfallen. 
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jetlem  einfleitigeD  oder  gewaltthätigen  EingrifF  in  das  Gewerbe- 
recht.  Der  Fortschritt  vollzieht  sich  lediglich  durch  die  systema- 
tische Wiederaufrichtung  und  Ausbreitung  der  gewerblichen 
Organisationen.  — 

Ludwig  XL  entwickelte  auf  allen  Gebieten  des  Gewerbe- 
fleilses  und  Verkehrs  eine  umfassende,  von  weitsichtigen  Grund- 
sätzen getragene  Thätigkeit.  In  der  Richtung  der  Politik  des 
Königs  lag  eine  entschiedene  Begünstigung  des  Bürgerstandes 
un  l  des  bürgerlichen  Erwerbs,  und  die  verschiedensten  Mittel 
wurden,  vielfach  in  einer  dem  Zeitalter  voraneilenden  Weise,  ge- 
nutzt. Unter  den  von  Ludwig  XI.  für  das  Gewerbewesen  an- 
gewandten Maisnahmen  erwähnen  wir  zunächst  die  Förderung 
de;  zünfderischen  Zusammenschlusses  und  die  Gewährung  von 
Privilegien  an  das  Handwerk.  Es  sind  hier  sowohl  General- 
privilegien, als  auch  einzelne  Statuten  zu  nennen. 

Der  König  suchte  sich  in  den  Städten  eine  sichere  Stütze 
zu  schaffen,  und  er  betrieb  deshalb  mit  vielem  Eifer  die  Re- 
oiganisation  der  städtischen  Verwaltungen.  Alte  Privilegien 
wurden  erneuert  und  der  Politik  des  Königs  gemäfs  umgeformt; 
einzelnen  Städten,  die  noch  keine  eigene  Stadtverwaltung  hatten, 
wurde  eine  solche  verliehen.  Das  Urteil  französischer  Historiker 
(üirv  und  S6e)  über  das  Vorgehen  Ludwigs  XI.  lautet  dahin, 
dals  der  König  im  Grunde  genommen  der  Gewährung  politischer 
Freiheiten  an  die  Städte  durchaus  feindlich  gegenüberstand;  er 
förderte  die  materiellen  Interessen  der  Bürgerschaft,  bekämpfte 
aber  auf  das  nachdrücklichste  die  politische  Unabhängigkeit  der 
Städte  ^  In  dieser  Auffassung  ist  die  Handlungsweise  Ludwigs  XI. 
gegenüber  den  Städten  richtig  gekennzeichnet;  es  ist  indes 
hei-vorzuheben ,  dafs  diese  Politik  des  Königs  durchaus  auf  dem 
Boden  der  wirklichen  Verhältnisse  stand  und  der  geschichtlichen 
Entwicklung  entsprach.  Der  Unabhängigkeitssinn  der  alt- 
frunzösischen  Städte  hat  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  niemals 
auf  die  Dauer  vorgehalten;  der  freiheitlichen  Aufwallung  folgte 
stets  ein   um  so  stärkerer  Rückschlag.     Die  gewaltthätigen  'Ein- 

friffe  Karls  VI.  (s.  oben  S.  179)  hatten  schliefslich  in  den  nam- 
aftesten  Städten  selbst  die  Kontinuität  des  alten  Rechts  zerstört. 
Für  eine  selbständige  Gemeindeverwaltung  fehlten  unter  Lud- 
wig XI.  in  den  meisten  Städten  Frankreichs  alle  Voraussetzungen, 
und  der  König  hatte  bei  seinen  Unternehmungen  mit  gegebenen 
Zuständen  zu  rechnen.  Die  Reformen  Ludwigs  XL  haben  that- 
sächlich   eine  stark  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden 

1  E^  somme  dans  toutes  ces  cr^ations  les  villes  ne  soot  giiöre 
dot^es  de  A-ancbises  politiques;  on  ne  s'occupe  yraiment  que  de  leur 
Situation  materielle.  Louis  XI.  favorise  le  progrös  de  la  hourgeoisie,  mais 
attaque  sans  relache  rind^peDdance  commanale.  S^e,  Lonis  XI.  et  les 
villes,  Paris  1892,  S.  58.  Vgl.  hierzu  das  überdnstimmende  Urteil  von 
Giry,  Etablissement»  de  Rouen  I  S.  218  ff..  S.  441  f.  GoOqIc 
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zur  Folge  gehabt;  andererseits  haben  sie  allerdings  die  schäd- 
liche Bildung  einer  vom  Volke  getrennten  Bürgerklasse  —  der 
sogenannten  Bourgeoisie  —  in  hohem  Mafse  gefördert. 

Gelegentlich  solcher  Neuorganisationen  wurde  mehrfach  den 
Städten  das  Recht  erteilt,  allen  städtischen  Handwerken 
die  Organisation  geschworener  Zünfte  zu  geben  *.  Im  Jahre 
1462,  dem  ersten  Regierungsjahr  Ludwigs  XL,  wurde  der  Stadt 
Tours  dieses  Privileg  übertragen.  Der  König  wollte  der  ihm 
besonders  lieben  Stadt,  in  der  er  lange  Jahre  als  Dauphin  ver- 
bracht hatte,  einen  Gnadenbeweis  geben  und  verlieh  ihr  durch 
Patent  vom  Februar  1402  eine  Reihe  von  Rechten  und  Frei- 
heiten. Der  Artikel  18  des  Patents  giebt  der  Stadt  das  Recht, 
alle  dortigen  Handwerke  als  geschworene  Zünfte  zu  organisieren*. 
Die  Handwerker  machten  hiervon  der  Reihe  nach  Gebrauch, 
und  unter  ausdrücklicher  Berufung  auf  das  königliche  Privileg 
von  1402  gaben  sich  in  der  Folge  die  Bäcker  im  Jahre  1467^, 
die  Schlosser  im  Jahre  1473^,  die  Weifsgerber  und  Handschuh- 
macher im  Jahre  1478^,  die  Leinen weber  im  Jahre  1481*  die 
zunftmäfsigen  Einrichtungen. 

In  der  Stadt  Angers  errichtete  der  König  1474  eine  eigene 
Stadtverwaltung.  Dem  Bürgermeister  und  den  Schöffen  wurde 
die  Aufsicht  und  das  Gericht  über  das  Gewerbe  —  bisher  zur 
Zuständigkeit  des  Prevost  von  Angers  gehörig  —  übertragen, 
und  es  wurde  ihnen  das  Recht  erteilt,  die  Handwerke  der  Stadt 
sämtlich  zu  geschworenen  Zünften  zu  machen  ^.  Der  Stadt 
Clermont  wurden  im  Jahre  1480  auf  ihre  Fürbitten  die  städtischen 
Verwaltungseinrichtungen  gegeben®,  und  ihr  das  Recht  verliehen, 
ihre  Handwerke  zünftig  zu  machen^.  Im  Jahre  1482  empfing 
die  Stadt  Le  Mans  die  gleichen  Rechte   wie  Angers,   unter  An- 

'  Der  Ausdruck  mutier  jurä  dient  von  jutzt  ab  immer  häufiger 
zur  Bezeichnung  des  zunftmafsig  organisierten  ilandwerks. 

^  Afin  d'entretenir  plusieurs  mestiers  estaus  en  nostredite  ville  de 
Tours  qui  ne  sont  jurez,  nous  voulons  et  ordonnons  qu'il  le  soient  dorcs- 
navant.    Ord.  15  ö.  337. 

»  Ord.  16  S.  99. 

*  Ord.  2ü  S.  227. 

»  Ord.  20  S.  319. 

«  Ord.  18  S.  622. 

^  Quc  ledict  maire  d'An^iers  (}ui   k  präsent  est  et  ses  successeurs 

maire  ou  leurs  soubz-maire  ou  commis äyent  la  cognoissance  de 

tous  faiz  de  marcbands  et  de  marcbandises  de  tous  les  mestiers  et  les 
puissent  faire  jurez  s'ils  ne  le  sont  et  pareillement  teile  justice  ou  Juris- 
diction tant  sur  lesdicts  mestiers  que  autrement  qne  avoit  par  cy-devant 

le  prevost  d^Angiers soubz  le  ressort  toutefois  de  nostre  cour  de 

parlement  ä  Paris  sans  ce  que  lesdictes  causes  et  mati^res  apr^  aue 
d'icelles  aura  est6  cogneu  en  premi^e  instance  par  ledict  maire  ou  soubz- 
maire,  puissent  ressortir  aillenrs  qu'en  nostredicte  cour  et  sanz  moien 
quelzconque.    Ord.  18  S.  92  Art.  14. 

»  S6e  a.  a.  0.  S.  59  und  168. 

^  Avons  k  la  tres-humble  supplication  et  requeste  desdits  consnls  et 
habitans,  ladite  ville  et  cit^  de  Clairmont  fait,  crd^e,  ordonn^e  et  eatablie 
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Wendung  einer  dem  erstj^enannten  Privileg  von  Tours  wörtlich 
endehnten  Formel*. 

In  dieser  gnadenweisen  Übertragung  von  Generalprivi- 
legien  für  das  Handwerk  kennzeichnet  sich  nicht  nur  die 
gewerbliche  Bedeutung,  sondern  ebenso  auch  die  juristische  Auf- 
fassung des  Zunftprivilegs  zu  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts. 
In  letzterwähnter  Hinsicht  ergiebt  sich  aus  diesen  Verleihungen, 
dafs  das  Königtum  bis  dahin  kein  Recht  auf  den  zunftmäfsigen 
Zusammenschlufs  allgemein  anerkannte;  andererseits  aber  galt 
ebensowenig  der  Grundsatz,  das  Handwerk  müsse  zünftig 
organisiert  sein.  Obwohl  das  Zunftprivileg  thatsächlich  das 
Grundgesetz  des  gesamten  Handwerkerstandes  bildete,  wurde  es 
rechtlich  immer  noch  als  Einzelgesetz  betrachtet,  das  freiwillig 
nachgesucht  und  nach  Gutdünken  verliehen  wurde  ^.  E^  bestand 
weder  ein  Recht  auf  die  zunftmäfsige  Verfassung,  noch  wurde 
ein  Zwang  zu  deren  Annahme  ausgeübt.  Erst  das  sechzehnte 
Jahrhundert  brachte  hier  andere  Grundsätze  zur  Anerkennung.  — 

Die  Erteilung  einzelner  Zunftprivilegien  erreicht  unter 
Ludwig  XI.  einen  aufserordentlichen  Umfang.  Alte  Statuten 
wurden  in  grofser  Zahl  zur  Bestäli«;ung  gebracht.  Bei  diesem 
Anlafs  wirkten  sich  die  Zünfte  regelmäfsig  kürzere  oder  längere 
Zusätze  aus,  zu  deren  Gewährung  der  König  sich  gerne  bereit 
finden  liefs.  Daneben  gaben  sich  zahlreiche  Handwerkerschaften 
neuerdings  die  zunftmäfsige  Organisation.  Durch  die  Zahl  der 
erteilten  Privilegien  ragt  insbesondere  das  Jahr  1467  hervor;  in 
diesem  Jahr  erging  die  bekannte  Ordonnance  des  Banni^res,  die 
für  Paris  den  Versuch  machte,  die  ehemalige  militärische  Be- 
deutung der  Zünfte  zu  erneuern^.  Eine  gewerberechtliche  Be- 
deutung hat  die  Ordonnanz  nur  insofern ,  als  die  Pariser  Zünfte 
zugleich   allgemein    die   Bestätigung   und    teilweise   Erweiterung 

de  grace  speciale  pleine  puissance  et  authorit^  royale  par  ces  präsentes 
ville  jur6e,  et  voulons  qu*elle  seit  d^sormais  dite,  cens^e  et  rcput6e  ville 
jur6e  (=  Stadt  mit  kommunalen  Körperschaften,  mit  stadtischen  Ver- 
waltungseinrichtungen; vgl.  S^e)  et  que  les  affaires  d'icelle  ville  et  des- 
dits  haoitans  presens  et  avenir  touchant  Ic  fait  des  mestiers  et 
autres  choses  quelconques,  soient  trait^s  conduits  et  demen^s  en  tonte 
poIice  ordre  et  mani^rc  de  ville  jur^e  etc.    Ord.  18  S.  588. 

^  Afin  de  mieulx  entretenir  plusieurs  mestiers  estans  en  nostredicte 
ville  du  Mans,  qui  ne  sont  iur^s,  nous  voulons  et  ordonnons  quUls  le 
soient  doresnavant;  et  que  lesdits  maire  et  pers  puissent  corriger  bou- 
langiers,  bouchiers,  poissonnierSf  meusniers  et  poulailliers;  et  avec  ce 
avons  voulu  et  ordonn^,  voulons  et  ordonnons  que  lesdicts  maire  et  pers 
ayent  la  cognoissance  des  causes  civiles  des  marchands  de  marchandise 
faicte  en  ladicte  ville  et  forsbourgs,  et  que  les  procös  aui  en  seront  faicts 
soient  vuid^  sommairement  et  de  piain,  et  en  sera  lait  registre  par  le 
clerc  ou  greffier  desdits  maire,  pers  et  conseillers.  pourven  toutes  vojea 
Que  de  leur  sentence  ou  appoinctement  definitif  pourra  estre  appäl^ 
aevant  le  juge  ordinaire.    Isambert  10  S.  852. 

■  Vgl.  auch  das  Privileg  Karls  VIII.  für  Narbonne.  Ti ssier,  Les 
corporations  d^arts  et  m^tiers  k  Narbonne,  Bevue  des  Pyr6n^  1891  S.  16. 

»  M^t.  1  S.  53.  ^  T 
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ihrer  Statuten  empfingen,  und  eine  Anzahl  bis  dahin  unzünftiger 
Handwerkerschaften  zünftig  gemacht  wurde*. 

Die  von  Ludwig  XL  emanierten  Statuten  und  Zusätze  ent- 
halten wenig  grundsätzUche  Neuerungen.  Im  Mittelpunkt  steht 
immer  die  Stärkung  des  zunftmäfsigen  Betriebs  und  die  Ein- 
schärfung der  Gewerbeschau.  Die  einzelnen  Bestimmung:en  sind 
der  Vermehrunff  der  zünftigen  Rechte  und  der  Erhöhung  der 
Zunfteinkünfte  fast  durchweg  günstig  ^.  Zur  Hebung  der  Gewerbe- 
thfitigkeit  wird  der  zünftlerische  Apparat  von  Ludwig  XI.  in 
gleicher  Weise  wie  von  Karl  VII.  angewandt®.  — 

Wir  gelangen  jetzt  zu  einer  Reglerungshandlung  Ludwigs  XL, 
die  zunächst  noch  vereinzelt  bleibt,  deren  Prinzip  indes  einen 
Wendepunkt  für  das  französische  Gewerbe  bedeutet;  es  ist  die 
Berufung  fremder  Arbeiter  von  Staatswegen,  um  Industrien  des 
Auslandes  nach  Frankreich  zu  verpflanzen. 

Von  demselben  Gedanken,  den  Karl  VII.  in  dem  Tucher- 
statut  von  Bourges  ausspricht*,  wurde  auch  Ludwig  XL  bei 
seinem  neuen  Unternehmen  geleitet.  Der  König  wollte  dem  Ab- 
flufs  baren  Geldes  für  die  vom  Auslande  bezogenen  Waren  vor- 
beugen und  zugleich  die  Anzahl  fleifsiger  Hände  im  Inlande 
vermehren.  Als  besonders  wünschenswert  erschien  es  deshalb 
dem  König,  die  Herstellung  der  hochwertigen  Goldstoffe,  Silber- 
Stoffe  und  Seidenzeuge  (drap  d'or,  drap  d'argent,  drap  de  soie) 
von  Italien  nach  Frankreich  herüberzuziehen.  Der  für  den  An- 
kauf dieser  Stoffe  nach  Italien  abgeflihrte  Betrag  wird  von 
Ludwig  XL  schätzungsweise  auf  vier-  bis  fünfmalhunderttausend 
Gold  thaler  jährlich  angegeben'^. 

1  Vgl.  Ord.  16  S.  596,  607,  627,  631.  632. 

*  Von  der  Erhöhung  der  AufahmegebUhren  und  der  Strafgelder, 
sowie  von  der  Steigerung  des  Zunftanteils  an  diesen,  ist  schon  oben  die 
Bede  gewesen. 

B  V^l.  die  Statuten  hauptsächlich  in  den  Bänden  16,  17  und  18  der 
Ord.,  sowie  Germain,  Comm.  II  S.  3S7  ff. 

*  S.  oben  S.  312. 

^  Nous  considerans  la  grant  vuidange  d'or  et  d'argent  que  chaeun 
an  se  fait  de  nostre  royauoie  ou  moyen  et  occasion  des  draps  d'or  et  de 
soye  qui  sont  debitez  et  exploictez  en  nostredit  royaume  en  diverses 
manieres  qui  peut  monter  par  chaeun  an  ainsi  que  remonsträ  nous  a  est^ 
k  la  somnie  de  quatre  ä,  cinq  cens  mille  escus  ou  environ  et  pour  donner 
ordre  que  Tart  et  ouvraige  de  faire  lesdits  draps  d'or  et  de  soye  soit 
commencä  et  introduit  en  nostre  dite  ville  de  Lion  en  laquelle  comme 
l'on  dit  en  y  a  ja  aucun  commencement  Ordonnanz  von  1466;  de  Yalous 
S.  8.  —  Consider^  que  c'est  chose  honnorable  et  honneste  et  k  quoy  se 
pourront  occuper  licetement  hommes  et  femmes  de  tons  estaz  que  dix 
mille  personnes  tant  de  ladite  ville  que  des  environs  et  tant  gens  d'eglise 
nobles  femmes  de  religion  que  antres  qui  k  present  sont  oiseuz  y  auront 
honneste  et  prouffitable  occupation.  A.  a.  0.  S.  13.  Die  Schrift  von 
Yalous  trägt  das  hübsche  Kennwort  (nach  Menestrier)  II  faut  que  les  os 
et  les  nerfs  paroissent  dans  le  corps  de  Tbistoire.  —  Vgl  zu  dem  folgenden 
Hintze.  Die  preufsische  Seidenindustrie  III  S.  10  ff.  (Acta  Borussica, 
Donkmäler  der  preufsischen  Staatsverwaltung);  Pariset,  L^s  Industries 
di-  la  soie,  Lyon  1890,  S.  363  ff.  DigitizedbydOOgle 
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Im  Jahre  1406  gewannen  die  Pläne  des  Königs  für  die 
Verpflanzung  der  GoldstoflFweberei  festere  Gestalt.  Zur  Aufhahme 
der  neuen  Industrie  wurde  zunächst  die  Stadt  Lyon  auserseben, 
wo  schon  einige  private  Versuche,  über  deren  Verlauf  indes 
nichts  näheres  bekannt  ist,  stattgefunden  hatten^.  Eine  könig- 
liche Ordonnanz  und  ein  daran  anschliefsendes  Patent  vom  23. 
bezw.  24.  November  14G6  stellten  die  Grundzüge  des  ganzen 
Unternehmens  fest.  In  Anbetracht  der  für  Lyon  zu  erwartenden 
Vorteile  hat  die  Stadt  eine  Summe  von  zweitausend  Livres  ein- 
malig aufzubringen  für  die  ersten  Kosten  des  Betriebs  und  für 
die  Arbeitslöhne^.  Den  fremden  Handwerkern,  die  nach  Lyon 
einwanderten,  wurden  erhebliche  Freiheiten  bewilligt.  Insbesondere 
wurde  ihnen  für  den  einmaligen  Umsatz  (erstmaligen  Verkauf) 
aller  Ge^^enstäude  ihres  Gewerbebetriebs,  sowie  der  von  ihnen 
hergestellten  Waren,  die  Verkaufsabgabe  von  zwölf  Deniers  auf 
die  Dauer  von  zwölf  Jahren  erlassen  ^  und  im  übrigen  für  diesen 
Zeitraum  allgemeine  Steuerfreiheit  zugesichert '*.  Ein  königlicher 
Finanzrat,  Wilhelm  Cusinot,  der  den  voraufgehenden  Beratungen 
beigewohnt  hatte  und  mit  den  Absichten  des  Königs  genau  ver- 
traut war^,    wurde  mit  der  Durchführung  der  gesamten  Anord- 

^  Vgl.  die  in  der  voraufp:ehenden  Anmerkung  gegebene  BelegstcUe 
der  Ordonnanz  von  14G6,  am  Ende. 

^  Pour  laquelle  cause  nous  desirans  nostre  dite  ordonnance  estre  mis 
ä  execution  et  considerant  1e  grant  bien  et  utilit^  qui  cn  pourra  venir  k 
la  chose  publique  especialement  en  nostredite  ville  de  Lyon  avons  ordonn^ 
et  voulu  iii  Bomme  de  deux  mille  livres  toumois  estre  mise  aus  et  lev6e 
en  icclie  pour  ceste  foiz  et  pour  Tann^e  qui  commencera  le  premii  r  jour 
de  Janvier  prouchain  venant  icelle  somme  estre  couvertie  et  emploieo  \unt 
au  paiemcut  et  salaire  desdits  maistres  ouvriers  comme  des  utilz  calemint 
et  descheutes  des  soyes  et  autres  choses  qui  seront  neccessaires  pour 
rintroduction  et  comraancement  de  TouvTaige  dessusdit.    De  ValouH  8.  9. 

»  Wegen  der  Verkaufsabgabe  von  Iz  den.  auf  das  Livre  s.  hier 
oben  S.  180  Anra.  De  Valous  S.  11  Anm.  8  nimmt  hiernach  an,  es 
sei  auf  die  Goldatoffe  eine  Steuer  gelegt  worden,  bevor  überhaupt  die 
Manufaktur  im  Gang  war.  Das  ist  nicht  der  Fall;  die  Imposition  de 
donze  deniers  war  von  allen  Verkäufen  zu  zahlen;  für  die  neue  Manu- 
faktur bedurfte  es  also  einer  ausdrücklichen  Befreiung,  die  der  König 
denn  auch  in  dem  hier  citierten  Patent  gewährte. 

^  Avons  octroy^  et  octroyons  que  tous  les  ouvriers  et  ouvrieres  qui 
yiendront  demourer  au  dit  lieu  de  Lion  pour  faire  exercer  ledit  ouvraige 
et  artiffice  de  drap  d'or  et  de  soye  et  autres  dependans  d'icelluy  soioht 
et  demourent  francs  quittes  et  exemps  de  toutes  les  tailles  et  imposts  qui 
sont  et  pourront  estre  mis  sus  en  ladite  villo  de  Lion  de  par  Nous  ou 
autrement  et  aussi  de  Timpost  de  douze  deniers  pour  livre  de  tous  les 
draps  d'or  et  de  soye  qui  seront  faits  et  de  toute  la  soye  qui  y  sera  faitte 
et  appareill^e  et  de  Tor  qui  sera  mis  en  appareil  pour  mettre  en  ouvre 
dont  ils  ne  aucuns  d'eulx  ne  paieront  point  d'imposision  pour  la  premiere 
vente  qu'ils  en  feront,  mais  seulement  du  huitieme  du  vin  vendu  ä  detail 
et  des  autres  denr^es  dont  ils  seront  tenus  paicr  Timpositiou  sils  se  meslcnt 
d'autres  marchandises.    De  Valous  S.  11. 

^  Qui  pour  autres  causes  vous  envoyons  par  de  lä,  avez  est6  present 
k  deliberer  ladite  matiere  et  estes  instruit  des  causes  qui  nous  ont  meu 
k  ce  faire  par  quoy  le  s^auiez  mieulx  dire  et  remonstrer  lä  oü  il  appar- 
tiendra.    De  Valous  S.  9.  DigitizedbyGoOgk 


318  XVII  2. 

nungen  beauftragt.  Zur  Leitung  der  Verwaltungsgeschäfte  des 
Unternehmens  selbst  wurde  ein  rechtsgelehrter  Beamter,  Jean 
Grand  mit  Namen,  bestellt. 

Der  Stadtrat  von  Lyon  war  indes  dem  Vorhaben  des  Königs 
durchaus  abgeneigt  und  erhob  einen  Einwand  nach  dem  andern. 
Zunächst  sollte  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  die  Summe 
von  zweitausend  Livres  für  den  Betrieb  nicht  entfernt  ausreichen ; 
es  würden  mindestens  vierzigtausend  Livres,  über  deren  Be- 
schaffung man  vollständig  im  Dunkeln  sei,  erforderlich  sein^. 
Eine  spätere  Denkschrift  wies  darauf  hin,  dals  nur  arme  und 
unzuverlässige  Handwerker  sich  einfinden  würden,  denen  niemand 
die  teuren  Fabrikationsmaterialien  anvertrauen  würde;  denn  ver- 
mögliche Handwerker  würden  nicht  ihr  Hab  und  Gut  durch 
das  Wagnis  einer  Auswanderung  nach  Lyon  aufs  Spiel  setzen*. 
Es  bedurfte  der  Ausübung  eines  energischen  Druckes,  um  den 
Stadtrat  willig  zu  machen;  Ludwig  XL  gab  sich  den  Anschein, 
als  wolle  er  auf  die  Vorschläge  des  Grafen  von  Savoyen  ein- 
gehen, der  damals  (1467)  die  Rückverlegung  von  zwei  unter 
den  vier  Lyoner  Jahresmessen  nach  Genf  betrieb^.  Die  Sorge 
um  den  Verlust  der  beiden  Messen  brachte  den  Stadtrat  zu 
einer  augenblicklichen  Nachgiebigkeit ;  durch  eine  königliche 
Ordonnanz  vom  18.  April  1467  wurde  übrigens  die  Zahlung 
des  geforderten  Betrages  von  zweitausend  Livres  auf  drei 
Jahresraten  von  achthundert  und  zweimal  sechshundert  Livres 
verteilt*. 

Indes  bald  nach  der  Ablieferung  der  ersten  achthundert 
Livres  gerieten  die  Zahlungen  wieder  ins  Stocken.  Im  März 
des  Jahres  1469  sah  sich  deshalb  Ludwig  XL  zur  Ausfertigung 
eines  in  den  heftigsten  Ausdrücken  abgefafsten  Zahlungsbefehls 
an  den  Stadtrat  veranlafst.  Aus  dem  Schriftstück  geht  hervor, 
dafs  der  König  zur  Leitung  und  Besorgung  der  Geschäfts- 
angelegenheiten  der  neuen  Manufaktur  ein  festes  Abkommen  mit 
dem  obenerwähnten  Magister  Jean  Grand  und  mit  einem  gewissen 
Perroquet  geschlossen  hatte  ^.  Die  Stadt  gab  weitere  785  Livres 
in  drei  Teilzahlungen  während  des  Jahres  1469,  als  mit  dem 
Ausgang  des  Jahres  die  ganze  Angelegenheit  plötzlich  eine  neue 
Wendung  nahm. 

Ludwig  XI.  fafste  den  E^ntschluTs,  die  Manufaktur  von  Lyon 
hinweg  nach  Tours  zu  verlegen.  Sei  es,  dafs  er  des  fortgesetzten 
Widerstandes  der  Lyoner  Stadtverwaltung  müde  war,  sei  es,  dafs  er 

1  De  Valous  S.  14. 

«  S.  ebenda. 

8  S.  auch  unten  S.  320. 

*  De  Valous  S.  19. 

^  Et  pour  ce  faire  avons  fait  certain  appoinctement  avecques  nostre 
cbier  et  bien  ain6  maistre  Jehan  Grant  docteur  en  loicz  et  lieutenant  de 
Dostre  bailli  de  Lion,  et  avec  ung  appeli^  Perroquet  lesquels  selon  la 
fourme  dudit  appoinctement  ont  fait  besoignier  audit  ouvraige  et  foumy 
a  ce  que  a  este  necessaire.    De  Valous  8.  23.  ^  j 
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in  der  von  ihm  besonders  bevorzugten  Stadt  Tours  ^  einen  ge- 
eigneteren Boden  flir  die  Üurehfilhrung  seiner  Absichten  zu 
finden  glaubte  —  zu  Anfang  des  Jahres  1470  gab  der  König 
seinen  festen  Willen  kund,  dafs  das  ganze  Unternehmen  in  Tours 
fortgeführt  werde  und  dafs  die  in  Lyon  angesetzten  Arbeiter 
unverzüglich  mit  ihrem  gesamten  Handwerkszeug  dorthin  über- 
siedeln sollten*.  Vergebens  bot  nunmehr  der  Lyoner  Stadtrat 
alles  auf,  um  die  neue  Industrie,  die  jetzt  gerade  ihre  ersten 
Wurzeln  zu  treiben  begann,  in  der  Stadt  festzuhalten.  Ludwig  XI. 
blieb  unzugänglich®. 

Zur  Betreibung  des  Unternehmens  in  Tours  wurde  ein  Ver- 
treter des  Königs,  Mac^  Picot,  Schatzmeister  von  Nimes,  mit 
besonderen  Vollmachten  ausgestattet^.  Wie  zuvor  in  Lyon  stiefs 
die  Oründung  zunächst  wiederum  auf  Schwierigkeiten  in  der 
Stidt  Tours  selber.  Der  König  verlangte  unter  anderem,  dafs 
die  ersten  Einrichtungskosten  für  die  Unterbringimg  der  Manu- 
faktur von  der  Stadt  getragen  würden.  Weiterhin  stellte  der 
König  die  Forderung,  dals  die  leistungsfähigen  Einwohner  der 
Stadt  eine  Gesellschaft  bilden  und  ein  Kapitol  von  6000  Gold- 
thalern  zusammenschiefsen  sollten,  um  den  Betrieb  für  die  erste 
Zeit  sicherzustellen^.  Die  Stadt  widersetzte  sich  diesen  Zu- 
mutungen. Die  Bevölkerung  nahm  offen  Partei  und  gin^  mit 
Thätlichkeiten  gegen  die  fremden  Handwerker  vor.  Die  Italiener, 
die  man  in  einzelnen  Bürgerhäusern  untergebracht  hatte,  wurden 
beschimpft  und  mifshandelt®. 

Indes  aller  Widerstand  fruchtete  nichts.  Ludwig  XI.  liefs 
sich  nicht  beirren  und  setzte  seine  Forderungen  durch.  Mit  dem 
Schutz  der  Fremden  wurde  zunächst  ein  königlicher  Beamter, 
Wilhelm  Briconnet,  beauftragt.  Im  Jahre  1472  war  die  Manu- 
faktur in  Gang  gebracht  und  nach  weiteren  acht  Jahren,  im 
Jahre  1480,  hatte  sie  sich  soweit  befestigt  und  ausgedehnt,  da&  die 
Wirker  sich  als  selbständige  Zunft  konstituieren  und  ein  regel- 
rechtes Zunftstatut  nachsuchen  konnten. 

Das  Privileg  von  1480  nennt  die  in  dem  Betrieb  beschäftigten 
Meister  mit  Namen.  Von  dem  alten  Arbeiterstamm  sind  einige 
bereits  verstorben ;  die  Überlebenden  sind  sechzehn  Italiener,  ein 
Grieche  (Goldzieher)  und  zwei  Burgunder.  Sechs  Italiener  sind 
nachträglich   hinzugekommen.     Zu   ihnen   treten   siebzehn  Fran- 


»  S.  oben  S.  314. 
8  De  Valoua  S.  25. 

*  Über  die  spätere  Entwicklang  der  Lyoner  Manufaktur  unter  Franz  I. 
8.  unten  S.  330  f.. 

^  Champoiseau,  im  Congr^  scientifique  de  France,  15.  Sitzung, 
Tours  1847  (1048),  Band  1  S.  504. 

^  Champoiseau  8.  505;  Giraudet,  Histoire  de  Tours,  Tours  1873, 
Band  2  S.  240  ff.;  Chauvign6,  Arts  et  m^tiera  de  Touraine.  Tours 
1885,  S.  9  ff. 

•  Champoiseau  S.  506.  DigitizedbyGoOgk 
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zosen,  die  in  dem  Gewerbe  angelernt  worden  sind.  Der  Bestand 
der  Manufaktur  erscheint  darnach  gesichert;  auch  für  den  Nach- 
wuchs ist  durch  Lehrlinge  gesorgt  ^  Die  Manufaktur  gelangte 
bald  zu  hoher  Blüte.  Eine  spätere  Denkschrift  des  Stadtrats 
von  Tours  besagt,  dafs  in  der  ersten  Hälfte  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  800  selbständige  Meister  und  3  —  4000  Gesellen, 
ungerechnet  die  mit  Nebenarbeiten  beschäftigten  Kinder  und  ge- 
brechlichen Leute ,  in  der  Manufaktur  thätig  waren  *.  —  Das 
Unternehmen  Ludwigs  XL  bildet  den  ersten  Fall,  dafs  eine  In- 
dustrie einschliefslich  der  mit  ihr  verbundenen  Nebenindustrien 
im  ganzen  und  durch  staatliche  Initiative  vom  Auslande  nach 
Frankreich  tibertragen  ward.  — 

Wie  der  Hebung  de«  Gewerbes,  widmete  Ludwig  XI.  auch 
der  Ausdehnung  des  Verkehrs  und  des  auswärtigen  Handels  die 
eifrigste  ThUtigkeit.  Der  umfassende  Blick  und  die  politische 
Geschicklichkeit  des  Königs  treten  auf  diesem  Gebiet  ganz  be- 
sonders hervor.  Die  Messen  von  Lyon,  die  Karl  VII.  begründet 
hatte,  wurden  durch  Ludwig  XI.  zu  ihrer  nachmaligen  Be- 
deutung erhoben.  Die  angewandten  Mittel  waren  allerdings 
gewaltsame;  die  Förderung  von  Lyon  erfolgte  lediglich  auf 
Kosten  der  Stadt  Genf,  die  damals  mit  den  Grafen  \on  Savoyen 
um  ihre  Freiheit  stritt.  Ludwig  XI.,  im  Einverständnis  mit 
Savoyen,  untersagte  den  französischen  Kaufleuten  den  Besuch 
der  grofsen  Genfer  Messen  und  verbot  jede  Durchftihr  von  Genfer 
Mefsgut  durch  fi-anzösisches  Gebiet. 

Die  zahlreichen  Bewilligungen  neuer  Messen  in  anderen 
Provinzstädten  haben  meist  nur  eine  lokale  Bedeutung^;  aus- 
genommen etwa  die  Ausdehnung  der  Rouener  Messe,  des  so- 
fenannten  Pardon  St.  Romain,  von  zwei  Tagen  auf  sechs  *,  und 
ie  Errichtung  von  Messen  in  der  Stadt  Caen^. 

Am  unermüdlichsten  aber  zeigt  sich  der  König  in  seinen 
Bestrebungen,  den  auswärtigen  Handel  Frankreichs  zu  entfalten. 
Nach    den   damaligen    Verhältnissen    im   Seehandel    galt   es   zu 


1  Ord.  20  S.  592. 

'^  La  pauvret^  est  caus^e  par  le  d^fant  et  entreteDement  des  ouvraiges 
et  manufactares  de  soye,  estant  le  dit  estat  et  art  tellement  demour^ 
andanty  que  du  grand  nombre  de  maistres  ouvriers  qui  y  estaient  aupara- 
vant  les  troubles,  de  hait  cents  et  de  plua  de  (juatre  ä  cinq  mille  mestiers 
et  de  trois  k  quatre  mille  compaignons ,  avec  infini  nombre  de  personnes 
de  tous  äges  et  jusqu'auz  petita  enfauts  de  quatre  ou  cinq  ans  et  aultres 
inyalides  ne  pouvaut  en  autres  vacations  gagner  leur  vie,  tous  lesquels 
n^antmoins  trouvoient  secours  süffisant  dudit  art  pour  leur  nourriture; 
maintenant  que  fort  peu  de  maistres  et  de  compaignons  sont  de  Teste. 
Denkscbrift  von  1598.    Champoiaeau  S.  508. 

8  Vgl.  Ord.  15  S.  469,  16  S.  91,  109,  528,  17  S.  109,  206,  18 
S.  242,  300. 

*  Ord.  17  8.  161. 

^  Ord.  17  S.  344;  errichtet  mit  den  gleichen  Privile^en  wie  Lyon,^ 
weil  der  Herzog  von  Burgund  französische  Kaufleute  aut^reifen  liela. 
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solchem  Zweck,  die  seefahrenden  Nationen  nach  den  französischen 
Häfen  zu  ziehen.  Ludwig  XI.  gab  ihnen  Privilegien,  die  weit 
über  die  Anschauungen  seiner  Zeit  hinausgehen,  und  in  denen 
sich  ein  neuer  Geist  ankündet.  Den  Holländern  und  Fla- 
mändern  wurden  neue  Vorrechte  erteilt,  um  ihre  alten  Ver- 
bindungen mit  Bordeaux  und  La  Rochelle  zu  heben.  Mit  der 
deutschen  Hansa  wird  ein  regelrechter  Staatsvertrag  abgeschlossen 
und  mehrfach  erneuert.  Schherslich  erscheint  als  denkwürdigstes 
Instrument  der  Vertragspolitik  Ludwigs  XI.  das  Abkommen 
vom  Jahre  1475,  durch  das  die  feindselige  Behandlung  der  Eng- 
länder in  den  Häfen  der  Guyenne  aufgehoben  wurde  ^.  Nach 
mehr  als  hundertjährigem  Streit  traten  die  beiden  Nationen 
wieder  in  friedliche  Beziehungen,  und  die  vielumstrittene  Guyenne 
öffiiete  ihre  Häfen  den  Schiffen  ihres  ehemaligen  Landesherm.  — 
Unter  Karl  VDI.  mehrten  sich  die  fremdländischen  Ver- 
bindungen und  besonders  der  Verkehr  mit  Italien.  Der  Kri^s- 
zug,  der  den  König  bis  nach  Neapel  führte,  vermittelte  den 
Franzosen  die  Kenntnis  hochstehender  italienischer  Gewerbe. 
Neue  Künste  und  neue  Fertigkeiten  kamen  aus  Italien  herüber, 
und  der  Einflufs  zeigte  sich  bald  in  dem  französischen  Gewerbe, 
das  die  neuen  Vorbilder  willig  aufnahm^. 


Mit  dem  Ablauf  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  hat  das 
Königtum  seine  Herrschaft  auf  allen  Gebieten  des  Gewerberechts 
befestigt.  In  der  hundertfünfzigjährigen  Periode,  die  wir  hier 
schilderten,  haben  glückliche  Waffenruhe,  erbitterter  innerer  und 
äuiserer  Krieg,  und  endlich  friedlicher  Au&chwung  sich  der 
Seihe  nach  abgelöst.  Das  Wachstum  der  königlichen  Gewalt 
aber  schritt  gleichmäfsig  fort. 

Das  Königtum  handhabt  nunmehr  selbständig  den  zünft- 
lerischen  Organismus;  es  ist  die  treibende  Kraft  in  allen  Ände- 
rungen und  Neuerungen  im  Gewerbewesen ;  es  giebt  den  Anstofs 
zu  jedem  Fortschritt.  Das  königliche  Beamtentum  hält  die  Hand 
iXh&r  die  Geschäftsführung  im  Handwerk,  es  übt  die  Aufsicht 
über  die  gesamte  gewerbliche  Verwaltung.  Die  königliche  Macht 
ist  die  Grundlage  der  gewerberechtlichen  Privilegien ;  nur  wenige 
alte  Ämter  stehen  noch  auf  ihrem  eigenen  Recht. 

Bei  diesem  Ergebnis  der  Entwicklung  müssen  wir  jedoch 
für  die  Geschichte  der  Verwaltung  und  der  staatlichen  Kechte 
eines  festhalten:  in  dieser  ganzen  Periode  hat  das  Königtum 
kaum  eine  einzige  Institution  neu  geschaffen.  Die  ganze  Thätig- 
keit  des  Beamtentums  richtete  sich  darauf,    die  bestehenden  Be- 


»  Ord.  18  8.  160. 

«  Vgl.  Le^assear  Bd.  II;  Pigeonneau  Bd.  II.  ^  . 
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rechtiguDgen  an  die  Krone  heranzuziehen  j  die  vorhandenen 
Organismen  von  ihr  abhängig  zu  machen.  Das  Bestreben  des 
Handwerkerstandes  dagegen  ging  nicht  weiter,  als  dafs  er  statt 
seines  alten  Rechts  ein  immer  enger  zusammengezogenes  Vorrecht 
zu  behaupten  suchte.  Die  grofse  Selbstverwaltung  des  Mittel- 
alters ging  hierbei  zu  Grunde.  Die  königliche  Macht  aber  trat 
in  das  neue  Zeitalter  hinüber,  zwar  befreit  von  ihrer  ehemaligen 
Gebundenheit,  aber  doch  ausgestattet  mit  nichts  anderem  als 
dem  Besitz  rein  mittelalterlicher  Rechte. 
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Erstes  Kapitel. 

Die  Fortbildung  des  Gewerberechts  im  sechzehnten 
Jahrhundert. 


Die  Voraussetzungen,  unter  denen  sich  die  administrative 
Entwicklung  des  sechzehnten  Jahrhunderts  vollzog,  sind  durch 
die  Schlufsbemerkungen  des  voraufgehenden  Kapitels  gekenn- 
zeichnet. Das  sechzehnte  Jahrhundert  übernahm  von  seinem 
Vorgänger  ein  neuzeitliches  Königtum  und  eine  mittelalterliche 
Verwaltung.  Inmitten  dieser  Gegensätze  wirkte  in  Frankreich 
ein  festgegliederter  Beamtenstand;  der  den  hohen  Begriff  des 
Staatsabsolutismus  in  sich  trug  und  in  der  mächtigen  &hebung 
des  Staatsgedankens,  die  dieses  Zeitalter  auszeichnet,  sein  Ideal 
zu  verwirklichen  suchte. 

Die  Entwicklung  des  Gewerberechts  von  innen  heraus  war 
nunmehr  abgeschnitten;  die  Bestimmung  über  die  Fortbildung 
der  gewerblichen  Einrichtungen  lag  jetzt  beim  Staat  und  seinen 
Organen.  Unter  diesen  Umständen  ändert  sich  auch  das  Material, 
das  wir  für  unsere  Schilderung  in  Betracht  zu  ziehen  haben. 
Die  Handwerksurkunden  und  Zunftstatuten  besitzen  nicht  mehr 
die  firühere  Bedeutung,  durch  die  sie  zuvor  den  Mittelpunkt 
unserer  Elrörterung  bildeten.  Wir  haben  vielmehr  unsere  Auf- 
merksamkeit vorzüglich  auf  die  Akte  der  selbständigen  staatlichen 
G^esetzgebung  zu  richten,  unter  denen  insbesondere  das  Edikt 
Heinrichs  lU.  von  1581  hervorragt.  Wir  werden  die  Besprechung 
dieses  Gesetzes  in  einem  zweiten  Kapitel  gesondert  durchfiihren, 
und  zunächst  in  dem  vorliegenden  Kapitel  die  bemerkenswerteren 
Veränderungen,  die  in  den  einzelnen  gewerblichen  Elinrichtungen 
eintraten,  erörtern. 

An  erster  Stelle  haben  wir  eine  grundsätzliche  Neuerune 
zu  verzeichnen,  die  für  das  Gewerbewesen  von  ^röfstem  Einfluls 
wurde;  es  ist  die  Spaltung  des  Privilegs.  Das  gewerb- 
lidhe  Privileg  scheidet  sich  von  jetzt  ab  in  Personalprivileg  und 
Korporationsprivileg.  Teils  rechtliche,  teils  gewerb^eschichiliche 
Momente  sind  es,  die  in  diesem  Vorgang  ihren  Ausdruck  find^. 
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Von  dem  Betrieb  der  an  sich  unzünftigen  (freien)  Gewerbe 
ist  zuvor  mehrfach  die  Rede  gewesen^.  Seit  dem  Ausgang  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  nehmen  diese  örtlich  oder  auch  allgemein 
unzünftig  betriebenen  Gewerbe  immer  mehr  den  Zunftverband 
an.  Wo  die  Zahl  der  selbständigen  Meister  zur  Bildung  einer 
eigenen  Zunft  nicht  hinreichend  ist,  oder  wo  der  Stand  der  ört- 
Ucoen  Verfassung  die  Errichtung  neuer  Zünfte  nicht  zuläfst, 
treten  die  einzelnen  Meister  einer  der  bestehenden,  gröfseren 
Zünfte  bei.  Ein  persönUch  und  materiell  befähigter  Handwerker 
bleibt  nicht  leicht  dem  Zunftverbande  fem,  nicht  sowohl  aus 
gewerblichen  Gründen,  sondern  weil  regelmäfsig  erst  der  Zunft- 
verband den  VoUgenufs  der  bürgerlichen  Rechte  und  der  socialen 
Stellung  gewährt.  Mit  dem  Ablauf  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
tritt  hier  nach  beiden  Richtungen  ein  Umsch¥nmg  hervor. 

Der  allgemein  -  staatliche  Charakter  der  Verwaltung,  im 
Gegensatz  zu  der  korporativen  Selbstverwaltung  der  Zünfte, 
hatte  sich  während  des  mn&ehnten  Jahrhunderts,  und  nicht  etwa 
in  Frankreich  allein,  immer  stärker  ausgebildet.  Der  genossen- 
schaftliche Schutz  imd  Zusammenschlufs  war  für  das  zwölfte 
und  für  das  dreizehnte  Jahrhundert  eine  Notwendigkeit,  wenn 
bei  dem  damaligen  Stande  des  öffentlichen  Rechts  eine  Rechts- 
besserung für  den  Handwerker  erreicht  werden  sollte.  Seitdem  aber 
hatten  sich  die  Rechtsverhältnisse  von  Grund  auf  geändert,  und 
f\ir  die  Stellung  des  einzelnen  Handwerkers  waren  andere  Voraus- 
setzungen gegeben.  Für  das  persönliche  Privileg,  im  Gegen- 
satz zu  dem  Eorporationsprivileg,  waren  die  rechtlichen 
Grundlagen  geschaffen. 

In  den  allmählich  umgestalteten  Rahmen  des  öffentlichen 
Rechts  wurde  das  fortschreitende  Gewerbewesen  in  einer  gegen 
früher  veränderten  Weise  eingegliedert.  Die  neuen  Erfindungen 
und  Betriebsformen,  die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  fbn&ehnten 
Jahrhunderts  auftraten,  die  neuen  Kunstfertigkeiten,  die  von  Land 
zu  Land  verpflanzt  wurden  *,  standen  abseits  vom  Zunftverbande ; 
sie  suchten  zunächst  den  persönlichen  Schutz  und  nicht  den 
genossenschaftlichen . 

Die  Wandlungen  des  Zunftwesens,  die  unsere  Darstellung 
zu  verfolgen  hatte,  gelangen  hier  an  einen  tiefgehenden  Abschnitt. 
Die  Grundlage  der  Zunft  in  ihrer  ersten  v^assungsrechtlichen 
wie  in  ihrer  späteren  gewerberechtlichen  Bedeutung  war  eine 
rein  genossenschaftliche.  Diesem  korporativen  Recht  sahen  wir 
in  ununterbrochenem  Vorschreiten  das  absolute  Recht  des  Staates 
entgegentreten.  Die  nach  neuen  Richtungen  und  Formen  drän- 
gende Gewerbethätigkeit  fand  nunmehr  eine  gesicherte  und 
ehrenvolle  Stellung  aufs  erhalb  des  Zunftverbandes.  Eine  neue 
Unzttnfligkeit  bildete  sich  aus,  die  der  mittdalterlichen  Verfsissung 


1  S.  oben  S.  42,  240  und  268. 
>  S.  oben  S.  816. 
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fremd  war  und  die  jetzt,  durch  indiYiduelles  Privileg  geschützt, 
der  Zünftigkeit  an  Recht  und  Ehre  nichts  nachgab.  Der  Gegen- 
satz, in  den  die  Zunft  hier  zu  den  gewerblichen  Künsten  und 
Fertigkeiten  trat,  war  nicht  mehr  ein  äuTserer,  sondern  er  war 
grundsätzlicher  Natur.  Die  Zunft,  eine  ständische  Institution^  be- 
ruhte durchaus  auf  der  gemeinsamen  Kenntnis,  auf  der  gemein- 
samen Arbeit,  auf  der  gemeinsamen  Erfahrung.  Die  neuen  Betriebe 
und  Betriebsformen  verkörperten  von  alledem  das  Gegenteil;  sie 
gewährten  den  individuellen  Schutz;  sie  wurden  die  natürlichen 
und  bleibenden  Gegner  des  genossenschaftlichen  Zusammenschlusses. 

Während  demnach  die  Unzünftigkeit  bis  dahin  nur  äufsere 
und  subjektive  Ursachen  hatte,  wurde  sie  nunmehr  getragen  von 
neuen  Bildungen  der  Verfassung  und  des  gewerblichen  Lebens. 
Eine  neue  Gewerbethätigkeit  entstand,  die  gerade  vermöge  der 
ihr  zugewiesenen  Stellung  unzünftig  sein  konnte,  und  die  teils 
unter  persönlichem  Privileg,  teils  als  freie  Kunst  ausgeübt  wurde. 
Allerdings  haben  die  neuen  Kunstfertigkeiten,  nachdem  sie  sich 
weiter  verbreitet  hatten,  späterhin  vielmch  den  Zunftverband  an- 
genommen; zum  Teil  mufste  dies  schon  wegen  der  dem  Gewerbe 
obliegenden  gemeinnützigen  und  mildthätigen  Verpflichtungen 
und  der  allgemeinen  Verwaltungsaufgaben  geschehend  Indes 
das  Personalprivileg  und  die  Freiheit  vom  Zunftverband  ge- 
stalteten sich  von  jetzt  ab  zu  einer  der  wichtigsten  Grundlagen 
für  das  Gewerbewesen  und  zu  einem  Träger  der  gewerblichen 
Neubildungen. 

Die  vorerwähnte  Bezeichnung  freie  Kunst  hängt  weder  mit 
dem  Begriff  der  sogenannten  artes  liberales,  noch  überhaupt  mit 
dem  Begriff  der  Kunst  im  heutigen,  gesteigerten  Sinn  des  Wortes 
zusammen  *.  Das  Handwerk  wird  schon  seit  dem  dreizehnten  Jahr- 
hundert in  den  Urkunden  als  ars  und  seien tia  bezeichnet,  und 
diese  Benennung  ist  ihm  durch  das  ganze  Mittelalter  und  bis  weit  in 
die  Neuzeit  hinein  verblieben^.  Die  freie  Kunst  (auf  dem  Bei- 
wort frei  liegt  der  Nachdruck)  ist  nichts  anderes  als  eine  zu 
Ende  des  Mittelalters  gebildete  Bezeichnung  für  das  nicht-zünftige 
Handwerk,  wobei  der  Nichtzünftigkeit  —  im  Gegensatz  zu  den 
schlechthin  unzünftigen  Gewerben;   s.  nächste  Seite  Punkt  2  — 

»  S.  oben  S.  319  und  unten  S.  829  und  334.  Vgl.  ferner  Geering 
S.  885/336. 

■  Auch  Geering  vertritt  jene  Ansieht  S.  323,  327  und  383,  richtiger 
dagegen  S.  267. 

*  Noch  der  Reichsschluis  wegen  der  Handwerkfimifsbräuche  von 
1781  bedient  sich  gleichmäfsig  des  Ausdrucks  Künstler  und  Handwerker: 

„ Damit  die   gute   Künstler  und   Hand  wer cker   nicht    der- 

gestalten  mit  denen  Zunfiit-  oder  Aufnahme -Kosten  übernommen,  auch 
dadurch  die  Orte  selbsten  mit  kunstreichen  und  geschickten  Leuten 
sich  zu  verseben  gehindert  werden,  inmassen  einem  leden  Stand  (d.  h. 
Reichsstand,  Status  imperii)  ohne  das  unbenommen  bleibt,  mit  einem  oder 
andern  guten  Arbeiter  und  Künstler  nach  Gewohnheit  der  Sache  zu 
dispensiren^  u.  s.  w.  Seh m aufs.  Corpus  juris  publici  S.  R.  Imperii  acad. 
Aufl.  von  1794  8.  1387.    £benso  in  den  französischen  Urkunden.  j 
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keinerlei  Anrüchigkeit  anhaftet  Die  freie  Kunst  ist  ebenso  ehr- 
lich wie  das  zünftige  Handwerk. 

In  den  sprachlich  gleichstehenden  Worten  ars  liberalis  und 
freie  Kunst  sind  zwei  dem  Sinne  nach  gänzlich  verschiedene 
Begriffe  enthalten.  Der  römische  Begriff  der  ars  liberalis  be- 
zeichnet die  (nach  damaligen  Anschauungen)  eines  freien  Mannes 
würdige  Beschäftigung;  der  gegen  Ausgang  des  Alnfzehnten 
Jahrhunderts  gebildete  Begriff  der  freien  Kunst  dagegen  be- 
zeichnet ein  nicht -zünftiges  Handwerk.  Den  Gegensatz  zur 
römischen  (bezw.  scholastischen)  ars  liberalis  bildet  das  um  des 
Lohnes  willen  betriebene  Gewerbe  (ars  illiberalis,  quaestus  illiberalis 
oder  sordiduS;  Beschäftigung  der  Sklaven  und  der  niederen 
Stände);  den  Gegensatz  zu  der  mittelalterlichen  freien  Kunst 
bildet  einerseits  das  zünftige,  andererseits  das  schlechthin  unzünftige 
und  deshalb  unehrliche  Handwerk. 

Die  Bezeichnung  „freie  Kunst"  ist  also  nur  ein  technischer 
Ausdruck,  der  in  einer  Zeit  der  strengen  Zünftigkeit  besagt, 
dafs  ein  bestimmtes ,  obwohl  frei  betriebenes  Handwerk  den 
zünftig  organisierten  ebenbürtig  sein  soU.  Der  Ausdruck  Kunst 
bedeutet  hierbei  keineswegs  etwa  ein  höheres  Ziel  oder  ein 
höheres  Ansehen  gegenüber  dem  Handwerk;  die  Kunst  im  ge- 
steigerten Sinne  des  Wortes  stand  am  Ende  des  ftinfzehnten 
Jahrhunderts  in  Frankreich  und  Deutschland  in  keiner  Weise 
über  dem  Handwerk,  noch  auch  nur  getrennt  von  ihm. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Zünftigkeit  unterscheiden  sich  dem- 
nach seit  dem  Ende  des  ftlnfzehnten  Jahrhunderts  Handwerk  und 
Gewerbe  nach  drei  Richtungen: 

1.  das  zünftige  Handwerk,  die  zünftige  Kunst,  ars,  scientia, 

2.  das  unzünftige  und  darum  unehrliche  Gewerbe  (Schäfer, 
Abdecker,  an  einzelnen  Orten  Leinenweber,  Müller  u.  a.), 

3.  die  freie  Kunst,  d.  i.  das  zwar  unzünftige,  aber  gleich- 
wohl ehrliche  Handwerk  ^ 

Der  Begriff  der  freien  Kunst  bildet  also  die  aus  den  ver- 
änderten Zeitverhältnissen  hei*vorgegangene  Ergänzung  zu  dem 
Begriff  der  zünftigen  Ehrlichkeit,  der  seit  dem  vierzehnten  Jahr- 


^  Geering,  dessen  Arbeit  sonst  nur  volle  Zustimmung  verdient, 
kommt  mehrfach  auf  die  fehlerhafte  Ableitung  der  freien  Kunst  von  den 
artes  liberales  zurück.  In  Hasel,  von  dessen  Verhältnissen  G.  ausgeht, 
wurden  die  Buchdrucker,  dann  die  Papierer  und  weiterhin  die  welschen 
Sammet-  und  Seiden  weher  als  freie  Künste  bezeichnet.  G.  gelangt  deshalb 
zu  der  Annahme,  da(s  das  Wort  freie  Kunst  eine  wechsemde  Bedeutung 
gehabt  und  zu  verschiedenen  Zeiten  (es  handelt  sich  um  einen  Zwischen- 
raum von  ca.  80  Jahren)  geradezu  entgegengesetztes  bezeichnet 
habe  (S.  834).  Das  ist  aber  für  jene  Zeit  mcht  der  Fall;  die  Schwierig- 
keit, auf  die  G.  hier  stöfst,  entspringt  nur  der  Zusammenziehang  der 
artes  überales  und  der  freien  Kunst  zu  einem  Begriff.  Die  Buch- 
drucker, Papierer  und  Samtweber  übten  durchweg  kerne  artes  liberales 
aus;  daj^egen  betrieben  sie  sämtlich  eine  freie,  d.  h.  zu  damaliger  Zeit 
unzünftig  ausgeübte  Kunst  oder  ein  fireies  Gewerbe.  /^  i 
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hundert  zur  Herrschaft  gelangt  war  (s.  oben  S.  241).  Auch 
gegenüber  solchen  freien,  aber  trotzdem  ehrlichen  Hantierungen 
gebrauchen  die  Urkunden  ganz  gleichmälsig  die  Bezeichnung 
Kunst,  Handwerk,  Gewerbe  im  deutschen,  art,  mutier,  artifice 
im  französischen  ^     Kunst  und  Handwerk  sind  hier  noch  eines  ^. 

Als  eine  der  ersten  unter  den  neuen  Erfindungen,  die  teils 
mit  Personalprivileg ,  teils  als  freie  Kunst  ausgeübt  wurde,  ist 
die  Buchdruckerkunst  zu  bezeichnen.  Die  ersten  deutschen 
Drucker  kamen  im  Jahre  1470  auf  Veranlassung  von  Johann 
Heinlin,  Prior  der  Sorbonne,  und  Wilhelm  Fichet,  nach  Paris; 
es  waren  Ulrich  Gering  aus  Konstanz,  Martin  Krantz  und  Michel 
Preiburger  aus  Kolmar.  Ihnen  folgten  im  Jahre  1473  Peter 
Kaiser  und  Johann  StoU  und  später  noch  Berthold  Remboldt 
aus  Strafsburg.  Gering  und  seine  Genossen  stellten  ihre  Pressen 
zunächst  in  der  Sorbonne  selbst  auf,  verlegten  ihre  Officin  indes 
schon  im  Jahre  1473  nach  dem  Hause  zur  goldnen  Sonne  in 
der  Rue  Saint- Jacques^. 

In  Paris  bestand  eine  Buchhändlerzunft  von  vierund- 
zwanzig Mitgliedern,  die  von  alters  her  der  Universität  ange- 
gliedert waren  ^.  Schon  zu  Beginn  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
hatte  ein  Teil  dieser  Buchhändler  den  Buchdruck  unternommen  ^. 
Späterhin  wurde  das  gesamte  Pariser  Buchdruckergewerbe 
zünftig;  Buchdrucker  und  Buchhändler  bildeten,  unter  der  Be- 
zeichnung Libraires -  Imprimeurs,  eine  einzige  Zunft®.  Zu  Ende 
des  sechzehnten  Jahrhunderts,  im  Jahre  1583,  beanspruchten  die 
Pariser  Drucker,  dafs  sie  nicht  zu  den  Mestiers  m&haniques'' 
zu  rechnen  seien  und  dafs  ihr  Gewerbe  deshalb  von  der  im 
Jahre    1581    verfügten   SchaflFung   von   Königsmeistem  ®   zu  be- 

^  Vgl.  bezüglich  der  Buchdruck erkunst:  „aDgesehen,  dafs  dieser 
Gewerb  frei  und  der  Stadt  nützlich  sei".  A.  1508.  Geering  8.  334; 
ferner  hier  unten  S.  335  Anm.  3. 

^  In  diesem  Zusammenhang  mit  der  Standesauffassung  der  Hand- 
werker sei  hier  bemerkt,  dafs  die  Handwerker  gerne  darauf  hinzeigten, 
wie  Gott  selber  ihren  Beruf  unter  die  vornehmsten  erhoben  und  besonders 

feheili^  habe.  Deus  loquitur  formulis  opificum,  heifst  es  bei 
truvius  (Systema  jurisprudentiae  opificiariae,  Lemgo  1738,  Band  I 
S.  15),  und  zahlreiche  Belegstellen  aus  der  Schrift  werden  hierfür  gegeben, 
so  1.  Mos.  3  V.  21,  Ps.  8  v.  4,  Jes.  45  v.  9,  64  v.  8,  Klagl.  4  v.  2,  Spr.  8 
V.  30,  Sir.  33  v.  13.  Vgl  hierzu  noch  Ps.  19  v.  2:  die  Veste  verkündiget 
seiner  Hände  Werk. 

'  Histoire  de  PImprimerie  (Paris  1689)  chez  de  la  Caille 
S.  53  ff.;  F6libien,  Histoire  de  Paris,  Paris,  Bd.  4  S.  851  ff.;  M6t  3 
S.  696;  Lorck,  Handbuch  der  Geschichte  der  Buchdruckerkunst,  Leipzig 
1882,  1  S.  65. 

*  F^libien  a.  a.  0.    M6t  3  S.  694  ff. 

^  Ihre  Namen,  sowie  die  aller  anderen  Pariser  Drucker  von  1469 
bis  1689  giebt  die  in  der  vorletzten  Anmerkung  citiert^  Schrift  Histoire 
de  rimprimerie.    Vgl.  auch  das  Privileg  von  1513,  M6t.  3  S.  705. 

«M(St.  3  S.  696. 

^  S.  oben  S.  288. 
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freien  sei^;  ein  Anspruch,   der  wenig  später  auch  von  den  Six 
Corps  marchands^  erhoben  wurde®. 

Das  Personalprivileg  bildete  im  übrigen  von  jetzt  ab 
die  zumeist  angewandte  Form,  in  der  das  Königtum  neue  Ge- 
werbe heranzog.  Bei  den  Unternehmungen,  vermittelst  deren  die 
Könige  von  Frankreich  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  neue 
Kunstfertigkeiten  in  das  Land  einftlhrten,  gelangte  regelmäfsig 
das  Personalprivileg  zur  Anwendung.  Der  Gewerbebetrieb 
durch  persönlich  privilegierte  Unternehmer  wuchs  seitdem  zu 
immer  gröfserer  Bedeutung*. 

Unter  den  Unternehmungen  aus  der  ersten  Hälfte  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts  ist  insbesondere  hervorzuheben  die  Wieder- 
aufnahme und  glückliche  Durchführung  der  im  Jahre  1470  ab- 
gebrochenen Versuche  zur  Herstellung  der  Luxusstoffe  (drap  d'or, 
drap  de  soie)  und  Seidensammete  in  Lyon^. 

Nach  der  von  Ludwig  XI.  befohlenen  Wegverlegung  der 
Manufaktur  waren  einige  wenige  Seiden  weber  in  Lyon  zurück- 
geblieben, die  einen  kleinen  Betrieb  ihres  Gewerbes  fortsetzten, 
wie  denn  auch  schon  vor  Beginn  des  Unternehmens  Ludwigs  XL 
die  Weberei  in  kleinem  Umfang  in  Lyon  vorhanden  gewesen 
war®.  In  einer  an  den  König  gerichteten  Denkschrift  des  Jahres 
1528,  worin  der  Stadtrat  über  die  schweren  Zeitläufte  klagt,  ist 
ausgesprochen,  dafs  in  der  Stadt  keinerlei  Manufaktur,  sei  es  von 
wollenem  Tuch  oder  von  Seidenstoffen,  Kram-  und  Wirk- 
waren, Teppichen  u.  dgl.  bestehe''.  Aus  anderweiten  Berichten 
ergiebt  sich,  dafs  die  Seidenweberei,  wenn  auch  ohne  gänzliche 
Unterbrechung,  so  doch  nur  in  kleinem  Mafsstabe  fortbetrieben 
wurde®.  In  den  dreifsiger  Jahren  des  sechzehnten  Jahrhunderts, 
unter  Franz  I.,  wurden  die  Veranstaltungen  getroffen,  welche  die 
Stellung  Lyons  in  der  Seidenindustrie  begründeten. 

Die  hierflir  unter  Franz  I.  ergriffenen  Mafsnahmen  sind 
verschieden  von  dem  zuvor  geschilderten  Verfahren  Ludwigs  XL 

»  Isamb.  14  S.  548. 

«  Oben  S.  287. 

>  Röniesm.  S.  60. 

^  Vgl.  Xievasseur  11,  Pigeonneau  II  S.  61  ff.  und  die  daselbst 
gegebenen  Beispiele. 

B  S.  oben  8.317.  Vgl.  Hintze  und  Pariset  a.  oben  S.  316 
Anm.  5  a.  O. 

•  S.  oben  S.  317  Anm.  1. 

"^  Ladicte  vUle  n*a  aulcane  magniffacture  soit  de  drapperye  de 
laine,  de  soye,  de  mercerye,  bonneteiye,  quinquanerje,  tapisseiye,  ni 
aultres  que  ont  les  aaltres  Donnes  vUles  et  pays  de  ce  royauline  comme 
Paris  Ronen  Bourges  Tours  Anjou  Champaigne  Languedoc  Provence  et 
aultres.    De  Valous  S.  30. 

*  De  Valous  S.  31  und  51.  Nach  einem  von  Valous  beigegebenen 
Anhang  (troisiöme  Note  sor  les  ori^nes  de  rindustrie  de  la  soie  en  France) 
wurden  im  Jahre  1493,  also  24  Jahre  nach  der  Wegverlegung  unter  Lud- 
wig XL,  in  Lyon  sechzehn  Seidenweber  gezählt  ^  , 
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Die  Anregung  zur  Errichtung  der  Manufaktur  ging  dieemal  von 
Lyon  selbst  und  insbesondere  von  privaten  Unternehmern  aus. 
Zwei  eingewanderte  Piemontesen,  Etienne  Turquet,  Grofekauf- 
mann  und  einer  der  Vorsteher  der  allgemeinen  Armenpflege,  und 
neben  ihm  Barthäemj  Naris,  fafsten  den  Plan,  die  Anfertigung 
von  Goldstoffen  und  von  Saramet  in  Lyon  heimisch  zu  machen. 
Turquet,  der  als  die  treibende  Kraft  bei  dem  Unternehmen  er- 
scheint, wandte  sich  im  Jahre  1536  an  den  Lyoner  Stadtrat 
mit  dem  Vorschlag,  italienische  Arbeiter  heranzuziehen,  voraus- 
gesetzt, dafs  denselben  gewisse  Privilegien,  insbesondere  die  Frei- 
heit von  Abgaben,  zugesichert  würden  ^  Der  Stadtrat,  bei  dem 
insbesondere  Mathieu  de  VauzeUes,  Doktor  der  Rechte  und  Bats- 
advokat,  als  Fürsprecher  Turquets  auftrat,  ging  auf  die  Aner- 
bietungen ein  und  beschlofs,  eine  Eingabe  an  den  König  zu 
senden  und  seine  Zustimmung  zu  erbitten,  „dafs  die  Aufrichtung 
des  Gewerbes  der  Goldstoff-  und  Seiden zeugweberei  durch  Be- 
rufung fremder  Arbeiter  nach  Lyon  ins  Werk  gesetzt  werde". 
Franz  I.  zeigte  sich  dem  Vorhaben  Turquets  um  so  eher  geneigt, 
als  hierdurch  ein  schwerer  Schlag  gegen  die  damals  dem  König 
feindliche  Stadt  Genua,  einen  Hauptsitz  der  Weberei  von  Luxus- 
sioff,  geführt  werden  konnte. 

Im  Oktober  1536  erging  das  königliche  Privileg,  auf  dessen 
Grundlage  die  Lyoner  Seidenmanufaktur  errichtet  wurde  ^.  Das 
Privileg  ist  der  Eingangsforme]  zufolge  ausgestellt  auf  die  Für- 
bitte der  Ratsherren  von  Lyon.  Franz  L  erinnert  zunächst  an 
die  gleichartigen  Bestrebungen  Ludwigs  XI.  zu  Gunsten  von 
Tours  und  an  die  damals  erteilten  Privilegien  und  Freiheiten  für 
die  aus  Genua  und  anderen  italienischen  Städten  einwandernden 
Arbeiter.  Der  grofse  Erfolg  dieser  Mafsnahmen,  sowie  die  Er 
wägung,  dafs  „die  aufrührerischen  und  unbotmäfsigen  Genuesen 
durch  den  Verkauf  der  hochwertigen  Stoffe  Jahr  ftlr  Jahr  gegen 
eine  Million  Gold  thaler  aus  dem  Königreich  ziehen^,  veranlassen 
den  König,  dem  Etienne  Turquet,  Bartholomeus  Naris  und  deren 
Genossen  ein  von  ihnen  erbetenes  Privileg  zu  erteilen.  Es  sollen 
darnach  die  fremden  Handwerker  und  Arbeiter  die  volle  Rechts- 
fähigkeit der  Inländer  haben  in  dem  Erwerb  beweglichen  und 
unbewegUchen  Vermögens,  in  der  Vergabung  zwischen  Lebenden 
und  auf  den  Todesfall,  unter  Befreiung  vom  Fremdlingsrecht. 
Sie  sollen  femer  auf  Lebenszeit  ^  befreit  sein  von  allen  Auflagen 
und  Abgaben,  von  der  Verkaufsabgabe  von  zwölf  Denaren  und 
von  der  Weinsteuer*  für  die  Verkäufe  ihres  eigenen  Besitzes 
und  Wachstums,  so  lange  sie  in  Lyon  selbst  ihren  Wohnsitz 
haben.     Wegen  der   grofsen   Auslagen,   welche  Turquet,   Naris 

1  De  ValouB  S.  36  f. 
s  Abgedruckt  bei  de  Valous  S.  38  ff. 

'  In  dem  Privileg  Ludwigs  XI.  für  Lyon  war  s.  Z.  nur  eine  zwölf- 
jährige Befreiung  vorgesehen;  8.  oben  S.  317. 

*  S.  oben  ».  180  Anm.  2.  ^  i 
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und  Genossen  für  die  Übersiedelung  zu  leisten  haben,  sollen  die 
von  ihnen  herangezogenen  Arbeiter  verpflichtet  sein,  ftlr  die 
Dauer  des  vereinbarten  Arbeitsvertrags  ausschiiefslich  für  die 
vorgenannten  Unternehmer  und  ftlrniemand  anders  zuarbeitend 
Die  von  der  Manufaktur  hergestellten  Stoffe  sollen  mit  dem  Stadt- 
siegel gestempelt  werden. 

Von  den  älteren  Verordnungen  für  Lyon  und  Tours  unter- 
scheidet sich  das  vorliegende  Privileg  sowohl  durch  die  Form 
wie  durch  den  Inhalt  Ein  königlicher  Befehl  zur  Errichtung 
der  Manufaktur  liegt  hier  überhaupt  nicht  mehr  vor.  Nach- 
suchende des  Privilegs  sind  die  Ratsherren  von  Lyon;  als 
Privilegierte  erscheinen  zunächst  Turquet,  Naris  und  Genossen, 
ohne  dafs  diesen  indes  ein  ausschlieCsliches  Recht  auf  die  An- 
fertigung der  Luxusstoffe  erteilt  wird^.  Diesen  Verhältnissen 
entsprechend,  fehlt  sowohl  der  königliche  Finanzrat  wie  die 
königlichen  Verwaltungsbeamten,  die  wir  zuvor  unter  Ludwig  XI. 
mit  der  Errichtung  der  Manufektur  beauftragt  fanden®.  Die  — 
auch  jetzt  unentbehrliche  —  Anteilnahme  und  Thätigkeit  des 
Königs  besteht  nunmehr  in  der  Gewährung  des  Privilegs  selber, 
in  der  Beorderung  des  Unternehmens  durch  die  Landesverwaltung 
und  in  der  Verleihung  von  Freiheiten  und  Vorrechten  flir  die 
Unternehmer  und  flir  die  Arbeiter*. 

Die  Stadt  wird  jetzt  nicht  mehr  durch  den  König  un- 
mittelbar zu  Leistungen  herangezogen.  Dagegen  verlangen  jetzt 
die  Unternehmer  sowohl  die  moralische  wie  die  materielle  Unter- 
stützung der  Stadt.  Turquet  ersuchte  um  Übernahme  der 
Kanzleigebühren  für  die  Privilegienausfertigung  auf  den  Stadt- 
säckel, eine  Bitte,  auf  die  der  Stadtrat  wegen  der  auf  seinen 
Antrag  umgeänderten  Fassung  des  Privilegs  einging  ^.  Mit 
Rücksicht  auf  die  grofsen  Vorschüsse,  sowie  auf  die  erheblichen 
Auslagen,  welche  flir  die  Betriebseinrichtungen,  als  Farbkessel, 
Spinn-  und  Zwimmühlen,  sowie  für  den  Ankauf  der  Seide  zu 
leisten  waren,  beantragten  Turquet  und  Genossen  femer  die 
Hingabe  einer  entsprechenden  Gddsumme  seitens  der  Stadt  zur 
Unterstützung   des    schwer   belasteten   Unternehmens.     Turquet 


1  Et  pour  ce  que  lesdits  Turauet  Naris  et  compaignons  feront  mns 
frais  pour  avoir  et  faire  venyr  lesaits  ouvriers  en  nostredite  ville  de  Lyon 
voulloDS  et  entendons  que  lesdits  ouvriers  ne  pujssent  beson^ner  que 
pour  lesdits  Turquet  Naris  et  compaignons  qui  ies  auront  faict  venir 
mesme  dedans  le  temps  qu'ilz  auront  accord^  et  convenu  avec  eulx. 
De  Yalous  S.  40. 

^  S.  unten  S.  333  Anm. 

«  S.  oben  S.  317. 

*  Vgl.  auch  de  Valous  S.  55. 

^  In  der  Beendung  der  Bitte  heifst  es:  attendu  qu'il  (Turquet) 
avoit  obtenu  lesdites  lectres  k  son  nom  et  le  Consulat  a  voullu  qu'elles 
Boient  au  nom  du  Consulat  ce  que  k  estö  fait;  de  Valous  S.  47. 
Für  die  Ausfertiffung  wurden  91  fivres  17  sols  10  den.  Gebühren  bezahlt. 
A.  a.  0.  S.  48  Anm.  87.  ^  j 
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veranschlagte  die  ihm  zur  Durchführung  des  Betriebs  notwendigen 
Gelder  auf  500  bis  600  Thaler  als  fiückerstattung  seiner  baren 
Vorschüsse  für  die  Übersiedelung  der  Arbeiter  und  für  die  Er- 
langung des  Privilegs,  femer  600  Thaler  zur  Bezahlung  der 
EinrichtuDgskosten  und  1000  Thaler  fUr  die  Materialankäufe. 
Nachdem  dem  Stadtrat  einige  in  Lyon  angefertigten  Stücke 
Seidensammet  vorgelegt  worden  waren,  verstand  er  sich  unter  aus- 
drücklicher Anerkennung,  dafs  Turquet  der  erste  Erfinder  und 
Urheber  der  neuen  Manufaktur  sei,  zu  der  Bewilligung  von  fünf- 
hundert Goldthalem,  zahlbar  in  fünf  jährlichen  Raten  ^*  ^. 

Von  grofser  Wichtigkeit  für  das  Gedeihen  des  Unternehmens 
war  es  femer,  dafs  die  Anstalten  der  allgemeinen  Armen-  und 
Waisenpflege  in  den  Dienst  der  Manufaktur  gestellt  wurden. 
Auf  Antrag  Turquets  wurde  für  die  Rechnung  der  Armenpflege 
zunächst  im  Viertel  Saint- Georges  ein  Raum  gemietet  und  eine 
Lehrerin  angestellt,  welche  die  Mädchen  des  Stadtviertels  im 
Haspeln  unterwies^.  In  der  Folge  wurden  in  den  übrigen  Stadt- 
vierteln und  in  den  Spitälern  gleichfalls  Lehrerinnen  angenommen, 
um  die  Mädchen  im  Seidenhaspeln  anzulemen.  Eine  ganze 
Reihe  von  Beschlüssen  der  Armen-  und  Waisenverwaltung  be- 
schäftigte sich  in  den  ersten  Jahren  der  Einrichtung  der  Manu- 
faktur (1537  und  folg.)  mit  den  Angelegenheiten  der  Seiden- 
haspelei.    Insbesondere  untersagte  ein  Beschlufs  des  Jahres  1589, 


<  Considerans  lesdits  eeignieurs  conseilliers  que  ledit  Turquet  a  est6 
prämier  inventeur  et  aulteur  d'avoir  faict  dresser  lesdits  mestiers,  faict 
venir  lesdits  ouvriers  qui  ja  commencent  ä  besoigner  et  ont  faict  quelques 
pieces  de  draps  de  veloux  qui  ont  est^  aport^es  cy  est6  veues  au  present 
Consulat.    De  Valous  S.  47. 

''^  Einige  Monate  später  liefs  der  Stadtrat  auch  drei  Sammetwebern, 
die  ein  von  ihnen  ^eferti^s  Stück  Sammet  vorlegten,  eine  Belohnung 
auszahlen  pour  le  vin  et  donner  courai^e  de  continuer  ladite  facture  de 
veloux.  De  Valous  S.  48.  —  Im  Janre  1589  wandte  sich  ein  Hand- 
werker Namens  Gilbert  aus  Cremona  an  die  Stadtbehörde  mit  der  Angabe, 
dafs  er  nebst  seinem  Vater  Christoph  schon  seit  zwanzig  Jahren  in 
Lyon  Sammet  arbeite,  und  ersuchte  um  Gewährung  der  den  fremden 
Arbeitern  zustehenden  Abgabenfi-eiheit  Auf  die  Befürwortung  Tur- 
quets wurde  das  Gesuch  Gilberts  bewilligt.  De  Valous  nimmt  S.  51  an, 
dieser  Gilbert  sei  eigentlich  ein  Hival  Turauets  in  der  obenerwähnten 
Eigenschaft  des  ersten  Erfinders  und  Urhebers  der  neuen  Manufaktur. 
Dies  ist  indes  nicht  der  Fall.  Gilbert  war  nur  ein  Webermeister,  wie 
deren  seit  den  ersten  Versuchen  unter  Ludwig  XL  stets  einige  in  Lyon 
geblieben  waren  (s.  oben  S.  380);  vermutlich  arbeitete  er  mr  Turquet 
selbst,  wie  sich  aus  dessen  Befürwortung  des  Gesuchs  schliefsen  läfst, 
Gilbert  liefs  seine  Seide  noch  im  Jahre  1588  in  Saint -Chamond  haspeln 
und  zwirnen,  s.  unten  S.  884  Anm.  8. 

'  Apr^s  ceque  le  sieur  Estienne  Turquet  a  remonstr^  auxdits  sieur» 
qu'il  est  tous  les  jours  apr^s  de  remectre  sus  la  manufacteure  des  veloux 
en  ceste  ville  ce  qu'il  ne  peult  bonnement  faire  sans  auelaue  petite  aide 
de  l'aulmosne  et  qu'il  est  tris  necessaire  louer  une  cbambre  au  couste 
de  Sainct  George  pour  mectre  une  maitresse  qu'il  est  deliber^  faire  venir 
de  Sainct  Chaulmont  pour  monstrer  auz  filles  dudit  cartier  k  devoider 
la  soye.    De  Valous  S.  44.  r^  i 
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die  für  Etienne  Turauet  arbeitenden  Kinder  und  Mädchen  wäJjrend 
der  Dauer  ihrer  Verpflichtung  diesem  wegzunehmen^.  Öfters 
wurden  auch  WaisenKnaben  als  Lehrlinge  bei  einem  der  fUr 
Turquet  arbeitenden  Meister  untergebracht^. 

Seit  dem  Jahre  1538  nahm  die  Manufaktur  immer  gröfseren 
Aufschwung.  Neue  Unternehmungen  wurden  am  Orte  g^rtlndet; 
Handwerksmeister  aus  anderen  Webereistädten  verlegten  ihren 
Wohnsitz  nach  Lyon.  Die  könip:lichen  Steuerfreiheiten  wurden 
jedem  zugestanden  ^  der  an  der  Manufaktur  unmittelbar  beteiligt 
war,  gleichviel  ob  als  Verleger  oder  als  Handwerksmeister  oder 
Arbeiter.  Die  Stadt  gewährte  aufserdem  in  einzelnen  Fällen 
Umzugskosten  ^  oder  unterstützte  die  Zuziehenden  durch  Hergabe 
von  Grundstücken  zum  Bau  von  Seidenmühlen  und  Werk- 
stätten^. Die  für  den  Verlag  erforderlichen  gröfseren  Kapitalien 
wurden  durch  Beteiligung  und  Einlagen  bei  den  einzelnen  Unter- 
nehmungen beschafft.  Turquet  selbst  nahm  im  Jahre  15-58  acht- 
tausend Livres  auf,  die  ihm  von  verschiedenen  Geldbesitzern  in 
Anteilen  von  tausend  Livres  und  darunter  ins  Geschäft  gegeben 
wurden^.  Die  Gesellschaft  wurde  indes  schon  in  den  folgenden 
Jahren  wieder  aufgelöst®.  Die  Geldversorgung  war  auch  in 
den  nächsten  Jahren  ungenügend  und  mit  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft'. 

Bis  hierher  waren  Meister^  Arbeiter  und  Unternehmer  nur 
einzeln  privilegiert  worden.  Im  Jahre  1540  trat  die  Sammet- 
und  Seidenweberei  in  die  Beihe  der  zünftigen  Gewerbe.  Die 
Sammetweber  (veloutiers) ,  wie  sie  nach  dem  von  ihnen  zumeist 
hergestellten  Erzeugnis  bezeichnet  wurden,  empfingen  ein  Zunft- 
statut und  wurden  als  die  vierte  unter  den  Zünften,  hinter  den 
Tuchern,  Notaren  und  Eaufleuten,  eingereiht^.  Im  Jahre  1553 
beschäftigte    die    Lyoner    Manufaktur    mehr    als    zwölftausend 

'  A  est^  ordonn^  que  Ton  ne  porra  hoster  aa  siear  Estienne  Turqaet 
faisant  le  trainct  des  veloux  en  ceste  ville  aacuog  enfant  qui  aura  est^ 
Boulz  sa  Charge  durant  ce  qu'il  fera  ledit  trainct  ny  pareillement  les 
filles  de  Sainte-Catherine  Bourgnenf  Sainct  Qeorge  ni  du  crrant  hospital. 
De  Valouß  S.  46. 

'  .  .  .  ont  est^  mis  k  maiatre  avec  le  sieur  EetieiiDe  Torqaet  ä  cinq 
ans  pour  apprefaendre  k  faire  les  veloux  ordonnö  que  durant  ledit  bait 
ils  seront  bamll^  auz  despans  de  raulsmosne  selon  leur  estat.  De  Va Ions 
S.  49. 

^  So  an  Christoph  aus  Cremona  und  seine  Söhne  Gilbert  und  Andreas 
für  die  Verlegung  ihrer  Zwimmühlen  von  Saint -Chamond  nach  Lyon; 
de  Valens  o.  85  Anm.  108.  Unter  den  Zugezogenen  wird  im  Jahre 
1541  auch  ein  deutscher  Seidenmtthlenbauer ,  Nicolaas  Lejderel  mit 
Namen,  erwähnt;  eb.  S.  55. 

*  De  Valous  S.  57. 
»  De  Valous  S.  53. 

*  Vgl.  das  erste  Supplement  zu  de  Valous  S.  69,  sowie  S.  59 
Anm.  121. 

7  De  Valous  S.  54  und  Anhang  S.  70.  Über  die  Vermögens- 
verh&ltnisse  Turquets  vgl.  eb.  S.  69. 

«  De  Valous  S.  58.  ^  j 
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Köpfe  ^.  —  Die  Nachrichten  über  Turquet  selbst  brechen  mit 
dem  Jahre  1543  plötzlich  ab.  Es  bestehen  Gründe  für  die  Ver- 
mutong,  dafs  Turquet  gleich  anderen  Zeitgenossen,  denen  Frank- 
reich grofse  Fortschritte  im  Gewerbewesen  verdankt,  wie  Bern- 
hard Palissy  u.  a.,  zum  Protestantismus  übergetreten  und  dafs 
dieser  Glaubenswechsel  nicht  ohne  schwere  Folgen  für  sein 
Leben  geblieben  ist^. 

Erwähnenswert  ist  noch  ein  Personalprivileg  aus  der  Zeit 
Heinrichs  IL  für  zwei  italienische  Fayence  -  Töpfer ,  Julien 
Gambyn  und  Domenge  Tardessir,  gebürtig  aus  Paöoza,  ein- 
gewandert nach  Lyon.  Gambyn  und  Tardessir  hatten  unter- 
nommen, in  Lyon  Fayence-Töpferwaren  anzufertigen  „als  eine  freie 
Thätigkeit,  die  allezeit  ledem  Fremden  erlaubt  ist,  der  nach 
Frankreich  Mittel  und  Übung  irgend  einer  ungekannten  Kunst 
oder  Fertigkeit  mitbringt"^.  Dem  Gewerbebetrieb  jener  beiden 
widersetzte  sich  Jehan  Francisque  aus  Pesaro  auf  Grund  eines 
ftlteren  Privilegs.  Francisque  hatte  s.  Z.  vor  dem  König  an- 
gegeben, dafs  die  Erfindung  der  Kunst  und  Fertigkeit  der 
Fayencerie  durch  ihn  in  Frankreich  gemacht  worden  sei  *. 
Daraufhin  hatte  er  ein  königliches  Privileg  erhalten,  das  ihn  zur 
alleinigen  Anfertigung  jener  Töpferwaren  in  Lyon  berechtigte. 
Es  sei  hierbei  darauf  hingewiesen,  dafs  nach  dem  Sprachgebrauch 
jener  Zeit  das  Wort  Erfindung,  invention,  nicht  nur  die  erst- 
malige Auffindimg  und  Hervorbringung  einer  neuen  Kenntnis 
überhaupt  bezeichnet,  sondern  ebenso  auch  die  erstmalige  Über- 
tragung nach  einem  Lande,  dem  die  Kenntnis  bis  dahin  noch 
fremd  war.  Wie  hier  Jehan  Francisque  aus  Pesaro,  wurde 
auch,  wie  wir  zuvor  sahen,  Etienne  Turquet  als  Erfinder  an- 
gesprochen ®. 

Francisque  behauptete  ferner,  dafs  er  in  den  verflossenen 
zwanzig  Jahren,  seit  denen  er  sein  Gewerbe  in  Lyon  ausübte, 
grofse  Aufwendungen  und  Auslagen  zu  machen  hatte;  die  Ur- 
kunde Heinrichs  H.  stellt  dagegen  fest,  dafs  er  sich  in  Wirklich- 
keit vermöge  seines  Alleinrechts  Reichtum  erworben  habe.  Da 
nun  Gambyn  und  Tardessir  die  vollste  Kenntnis  der  Kunst  von 
Faänza  besitzen,  und  durch  ihr  Unternehmen  die  Waren  billiger, 

1  De  Valous  8.  59. 

^  De  Valous  8.  59  und  63. 

"...  ont  pratiquö  la  commoditö  de  dreisser  le  trein  et  mestier  de 
ladicte  veieselle  comme  chose  iibre  et  de  tout  temps  permise  anx  eetrangierB 
apportans  en  uostre  royaulme  moyen  et  pratique  de  onelque  art  ou  mestier 
encores  peu  co^eu  en  icelluj.  Urkunde  Heinrichs  II.  (1547—1559),  ver- 
öffentlicht durch  den  Grafen  de  la  Ferriöre-Percy,  Une  fabrique  de 
Fayence  k  Ljon  sous  le  B^gne  de  Henry  IL,  Paris  1862,  S.  13. 

^  Le  dict  (Francisque)  de  Pezaro  nous  auroit  faict  entendre  l'in- 
vention  du  dict  art  et  mestier  avoir  est^  par  luy  trouvä  en  nostre  dict 
royaulme. 

»  S.  oben  8.  338.  ^  , 
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auch  infolge  des  Wettbewerbes  schöner  und  reicher  ausgeschmückt 
werden  würden ^  so  vernichtet  der  König,  nach  dem  Gutachten 
des  Lyoner  Stadtrats,  das  Alleinrecht  des  Frandsque.  Den 
beiden  Handwerkern  aus  Fa6nza  aber  wird  das  persönliche 
Privileg  erteilt,  dafs  „sie  des  Standes,  der  Kunst  und  Fertigkeit 
eines  Töpfers  gebrauchen  mögen  gleich  den  übrigen  (d.  i.  ein- 
heimischen) Töpfern  der  Stadt  Lyon"  ^. 

Im  Jahre  1555  wandte  sich  ein  gewisser  Sebastian  Griffo  aus 
Genua  an  die  Stadtbehörden  von  Lyon  mit  dem  Erbieten,  er  woUe 
sich  in  L^on  niederlassen  und  italienische  Arbeiter  herüberziehen , 
um  die  Töpferei  —  bemerkenswerter  Weise  hier  manufacture 
de  terre  genannt  —  einzurichten.  Wegen  der  Kosten  und  Vor- 
schüsse verlangte  Griffo  die  Freiheit  von  allen  Steuern,  Abgaben 
und  Lasten.  Mit  Rücksicht  auf  die  für  die  Stadt  zu  erwartenden 
Vorteile  entschlofs  sich  der  Rat,  dem  Griffo  ein  Privileg  mit 
voller  Steuerfreiheit  für  zwei  Jahre  zu  erteilen,  unter  der  Be- 
dingung, dafs  er  die  Übersiedelung  italienischer  Arbeiter  über- 
nehmen und  die  Manufaktur  in  Gang  bringe  und  im  Betrieb 
erhalte^, 

(Von  dem  gewerblichen  Personalprivileg,  das  im  alten  Staat 
die  Person  des  Privilegierten  schützt  und  seinen  Stand  be- 
gründet, ist  zu  unterscheiden  das  persönliche  Privileg,  das  ledig- 
lich das  Recht  an  einer  Sache  schützt.  Frühzeitig  wurde 
Druckern  und  Verlegern  Schutz  gegen  den  Nachdruck  der  von 
ihnen  herausgegebenen  Werke  gewährt*.  Das  Urheberrecht  des 
Verfassers  steht  hierbei  zunächst  nicht  oder  nicht  vorzugsweise  in 
Frage ;  häufig  wurde  der  Schutz  für  den  Druck  und  den  Verlag 

^  £n  quoy  oultre  ia  decoration  et  proffit  que  tel  traffict  apporte,  ia- 
dicte  veisselle  sera  vendue  k  meilleur  pris  et  Tun  k  TeDvy  de  l'auitre 
mettront  peyne  k  la  decorer  et  embellir.    A.  a.  O.  S.  14. 

*  Nous  permettons  accordons  et  octroyons  aux  dictz  ezposans  qu*ilz 
pnissent  exercer  ledict  estat,  art,  mestier  de  potier  de  terre,  doresenavant 
dresser  train,  oeuvres  et  autres  choses  neceasaires  audict  mestier  ayant 
la  mesine  libert^  et  facult^  que  les  autres  artisans  de  nostre  dicte  viUe 
sauB  Gju'ils  puiBsent  estre  troublez  ne  empeschez  au  moyen  des  deffeiices 
poQrtees  par  dos  dictes  lettres  obtenues  par  le  dict  (de)  Pezaro  iesquelles 
comme  contraires  k  ia  libert^  de  nos  dictz  subjectz  et  contre  autres  pri- 
villöges  des  dictes  foyres  et  pour  autres  cousideracione  susdictes  dous 
avons  lev^  et  ost^s  de  nostre  plaine  puissauce  et  auctoritä  royaie.    A.  a.  0. 

"  A  est^  ordonn^  et  accord^  avec  ledict  Grriffo  pr^ent  et  acceptant^ 
le  tenir  franc  quicte  et  ezempt  durant  deuz  ans  procnain  venant  de  tons 
aydes  subsides  ^ belies  et  aultres  droictz  et  debvoirs  accoustumez  lever 
en  ceste  dicte  viUe  pour  raison  d'icelle  manufacture,  mesmes  de  Ventr^ 
du  vin  pour  huict  battes  pour  chacun  an,  durant  lesdictz  deuz  ans  que 
le  dict  Griffo  sera  tenu  comme  11  a  promis  et  promect,  besoigner  et 
ouvrer  actuellement  en  ceste  dicte  ville  et  y  attraire  la  dicte  manufacture 
et  ouvraige  de  terre  et  pour  ce  faire  yenir  en  ceste  dicte  rille  des  ouvriers 
du  pays  d'Ytallie  et  prendre  des  enfans  de  l'haulmosne  pour  faire  be- 
soigner esditz  ouyruges  de  terre  ä  ce  que  par  cy  apr^  Ia  dicte  manu- 
facture seit  entretenue  en  ceste  dicte  ville.  Veröffentlicht  bei  de  la 
Ferri^re-Percy  a.  oben  S.  385  Anm.  3  a.  O. 

*  Vgl,  0.  Wächter,  Das  Verlagsrecht,  Stuttgart  1857,.  Bändel  S.  7. 
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von  Werken  längst  verstorbener  Autoren  erteilt.  Ein  Privileg,  das 
den  Verlegern  den  Alleinverkauf  der  von  ihnen  im  Jahre  1509 
herausgegebenen  Werke  des  Lucas  de  Pcnna  [um  1350]  flir  drei 
Jahre  zusicherte,  bringe  ich  in  der  Anmerkung  zum  Abdruck^. 
Vgl.  femer  das  Privileg  für  den  Druck  und  ausschliefslichen  Ver- 
kauf der  Coutumes  de  France  auf  drei  Jahre  zu  Gunsten  des 
Jean  deLagarde  A.  1516,  Isambert  Band  XII  S.  103;  ferner 
das  di^eijährige  Privileg  zu  Gunsten  der  Kalandrierer  Peter  Gestin 
und  Rooert  de  la  Roche  für  Neuerungen  an  einem  Kalander 
A.  1544,  Thierry  Band  2  S.  620.) 

Während  somit  fUr  die  individuellen  Unternehmungen  sich 
immer  freiere  Formen  herausbilden,  schwillt  das  Korporations- 

|)rivileg,  das  Privileg  der  Zünfte,  in  dieser  Zeit  zu  unförm- 
icher  Breite  an.  Ich  habe  früher  hervorgehoben^,  dafs  die  Er- 
weiterung der  schriftlichen  Aufzeichnung  ein  sicheres  Kennzeichen 
fiir  das  Scliwinden  der  Selbstsatzung  im  Handwerk  ist.  Wahrend 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  hatte  das  Recht  der  Selbstsatzung 
thatsächlich  aufgehört;  die  schriftliche  Aufzeichnung  der  Zunft- 
rechte wurde  zu  einer  Notwendigkeit.  Das  Zunftstatut  giebt 
nunmehr  eine  peinlich  genaue  Aufzählung  aller  einzelnen  Gegen- 
stände und  Fabrikationsmethoden,  die  zu  dem  Betrieb  des  Hand- 
werks gehören.  Auch  die  geringfügigste  Einzelheit  scheint  der 
Niederschrift  und  der  obrigkeitlichen  Bestätigung  bedürftig.  Wir 
können  sagen,  dafs  das  Zunftstatut  bis  ins  vierzehnte  Jahrhundert 
in  der  Hauptsache  aufzeichnete,  was  verboten  war;  im  sechzehnten 
Jahrhundert  muls  alles  aufgezeichnet  werden,  was  erlaubt  ist^. 

Zu  den  einzelnen  Materien  unserer  Darstellung  haben  wir 
den  Zunftstatuten  die  folgenden  Annahmen  zu  entnehmen. 

Die  Vorschriften  über  das  Lehrlingswesen,  über  die 
Zahl  und  Dienstjahre  der  Lehrlinge^  zeigen  wenig  Veränderung. 
Die  Pariser  Statuten  erwähnen  jetzt  häufiger  die  nichtzünftigen 


^  Perpendens  Parrhisiensis  consistorij  yenerabilis  curia  novitatem 
operis  excellentissimi  domini  Luce  de  Penna  in  trcs  Ultimos  libros  codicis 
pro  quo  characteribuB  impressoriis  exarando  innumerabiles  pccunias  effude- 
runt  mercatores  Johannes  Parvus  Parrhisiensis  et  Petrus  de  Sartieres 
Bitturicensis  qui  (ut  opus  ipsum  diligenti  prcvia  castigatione  imprimeretur) 
nummis  nullo  pacto  peperccrunt.  Diversa  quesierunt  exemplaria.  Im- 
pressores  et  correctores  quos  hac  in  arte  peritos  censuerunt  mercede  con- 
digna  conquisiemnt  illos  non  sine  magna  consilij  maturitate  visis  inhibi- 
tionibus  et  arrestis  in  simili  casu  antea  concessis  tali  donavit  privilegio. 
Inhibuit  cnim  et  inhibet  ipsa  curia  regio  nomine  ut  nuUus  huius  re^i 
gallicani  impressor  aut  alius  quicunque  opus  hoc  imprimere  aut  impnmi 
nicere  seu  alibi  impressum  vendcre  audeat  seu  presumat  ante  lapsum 
trium  annorum  a  data  presenti  computandorum  sub  pena  publicationis  seu 
confiscationis  dictorum  librorum  et  mulcte  seu  emende  arbitrarie.  Aus- 
gabe Paris  1509,  Scblufsblatt. 

a  Oben  S.  90  und  239. 

^  Vgl.  als  Beispiele  der  Zunftstatuten  jener  Zeit  etwa  M6t.  2  S.  645, 
S.  146  und  Mät.  1  S.  'SS6. 
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Handwerker  in  den  Vorstädten.  Diesen  mangelte  die  Fähigkeit, 
Lehrlinge  heranzubilden;  wenn  der  vorstädtische  Handwerker 
gleichwohl  einen  Lehrling  annahm,  so  murste  dem  eintretenden 
vorher  bekannt  gegeben  werden,  dals  ihm  diese  Lehrzeit  nicht 
angerechnet  werde,  wenn  er  etwa  späterhin  zur  zünftigen  Arbeit 
übertreten  wollet 

Gegenüber  den  Gesellen  gelangen  zwei  zünftige  Forde- 
rungen, deren  Anfknee  wir  im  voraufgehenden  Abschnitt  kennen 
lernten,  jetzt  zu  voller  Durchführung;  es  sind  dies  die  beiden 
Ansprüche  der  örtlichen  Lehrzeit  und  der  Mut-  und 
Sitzjahre. 

Die  ersten,  der  Wende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ent- 
stammenden Versuche,  eine  örtlich  bestandene  Lehrzeit  zu  fordern, 
hatten  zu  keinem  dauernden  Erfolge  geführt^.  Noch  bis  in  die 
Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  wurden  die  zünftigen  Städte 
mit  Bezug  auf  die  Lehrzeit  allgemein  als  gleichwertig  behandelt.^ 
Seitdem  aber  verlangt  die  Zunft  häufiger,  dafs  der  Geselle  seine 
Lehrjahre  am  Orte  selbst  abgedient  habe,  und  es  gelingt  ihr, 
mit  diesem  Anspruch  allmählich  durchzudringen.  In  Paris  wie 
in  den  Provinzstädten  wird  die  örtliche  Lehrzeit  in  einzelnen 
Statuten  vorgeschrieben  *.  Mehrfach  werden  die  älteren  Statuten 
während  des  sechzehnten  Jahrhunderts  kurzerhand  in  diesem 
Sinne  abgeändert.  Die  Pariser  Talglichtzieher  hatten  von  früher 
her  nur  die  Forderung  der  allgemein  zünftigen  Lehrzeit^;  im  Jahre 
1 504  erwirkten  sie  bei  der  Bestätigung  ihrer  Statuten  einen  Zusatz, 
der  die  ördich  bestandene  Letu-zeit  vorschrieb®.  Die  Pariser 
Patemostermacher  stellten  noch  in  ihrem  Statut  von  1566  alle 
zünftigen  Städte  einander  gleich^;   ein  Zusatz   des  Jahres  1583 


1  Ceulx  qui  usent  dudit  mestier  de  fonrbisseur,  demenrans  anz  faulx- 
bourgs  et  banlieue  hors  Pftris,  qui  ne  sont  maistres,  ne  pourront  recepvoir, 
prendre  ne  retenir  aucun  apprenty,  pour  luy  aprendre  ledit  mestier,  qu'ila 
ne  Inj  declarent  paravant  que  le  temps  qu'ii  demeurera  avecques  euh 
ne  leur  pourra  profiter  nour  ^igner  la  franchise,  aax  fins  d'acqaerir  puis 
apr^s  la  maistrise  en  la  Ville  de  Paris.  M^t.  2  S.  366  Art  8.  Vgl. 
femer  a.  a.  0.  8.  365  Anm.  Art.  8  und  S.  385  Art  4. 

«  S.  oben  S.  252  und  255. 

«  M6t  2  S.  544  Art  7. 

^  Nnl  ne  sera  recen  maistre  dndit  mestier  de  chaussetier,  s'il  n'a 
est 6  apprentj  audit  Reims  Tespace  de  deuz  ans  entiers.  Varin  ]^.  II 
S.  196  Art.  8.  Vgl.  femer  a.  a.  0.  II  S.  318  Art.  19;  für  Amiena  vgl. 
Thierry  II  S.  592  Art.  1. 

^  Qa'il  ayt  est^  apprenty  oudit  mestier  et  marchandise  4  Paris  on 
ailleurs  six  ans  ou  plus.    Möt  1  8.  557  Art.  1. 

®  Vous  mandons  de  fero  defienses  auz  jurez  et  maitres  de  plus 
recepvoir  aucuns  maitres  dudit  mestier  qui  ayent  fet  leur  apprentissage 
ailleurs  qn'en  nostre  ville  de  Paris.    M^t  1  8.  560. 

7  8'il  n*a  est^  apprentis  soubs  les  maistres  de  ladite  ville  ou  autres 
viiles  jurees,  le  temps  et  espace  de  cinq  ans  entiers.  M6t  2  8.  102 
Art  2. 
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bestimmte  dagegen ,   dafs  nur  Gesellen  mit  örtlich  bestandencar 
Lehrzeit  angenommen  werden  dürfend 

Die  Mut-  und  Sitzjahre  wurden  jetzt  allgemein  ge- 
fordert. Den  Ursprung  der  Dienstjahre  habe  ich  zuvor  dargelegt 
und  gezeigt,  dafs  die  Sitzzeit  zunächst  nur  gegenüber  dem  Stadt- 
fremden  vorgeschrieben  war  und  dafs  sie  erst  während  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  auch  auf  de  i  einheimischen  Gesellen - 
stand  ausgedehnt  wurde  *.  In  d  -m  Streben  nach  schärferer  Ab- 
schhelsung  werden  auch  hier  seit  der  Mitte  des  sechzehnten 
JahrhviUderts  die  älteren  Statuten  einfach  abgeändert.  So  hatten 
die  Qoldzieher  von  Paris  in  ihrem  Statut  voo  IS''»!  noch  keine 
Bestimmung  über  die  Sitzjah^e;  der  Artikel  20  des  Statuts  ge- 
stattete dem  zünftigen  Gesellen  ausdrücklich  den  unmittelbaren 
Erwerb  der  Meisterschaft^.  Sechs  Jahre  später,  im  Jahre  1557, 
wurde  der  Artikel  dahin  abgeändert,  dals  der  stadtfremde 
Geselle  künftighin  vor  dem  Meisterwerden  ein  Jahr  am  Orte 
dienen  müsse*. 

Die  alte  Sitzzeit  von  Jahr  und  Tag  wird  jetzt  allgemein  auf 
zwei  und  drei  Jahre  erhöht,  während  zugleich  der  einheimische 
Gesellenstand  regelmäßig  den  Sitzjahren  unterworfen  wird.  Der 
Zeitraum,  den  der  Geselle  nach  abgelegter  Lehrzeit  noch  zu 
dienen  hat,  ist  in  den  einzelnen  Städten  und  Gewerben  während 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  noch  verschieden.  Die  Dienstzeit 
beträgt  mitunter  ein  Jahr,  zumeist  zwei  bis  drei,  in  einzelnen 
Fällen  selbst  vier  oder  fünf  Jahre*. 

Schon  finden  wir  zu  dieser  Zeit  die  ersten  Spuren  eines 
weiteren  Mittels,  das  den  Zudrang  neuer  Meister  fern  halten  sollte ; 
es  besteht  in  der  Beschränkung  der  Meisterzahl.  E\lr  die  Pariser 
Goldschmiede  wurde  im  Jahre  1555  vorgeschrieben,  dafs  die  Zahl 


^  Qua  uul  maistre  dudict  mestiei  ue  pourra  et  ne  luv  sera  loisible 
4e  mectre  aulcane  personne  en  bcsongne  aadit  estat,  s'il  ny  a  prealablc- 
ment  fait  apprcntissaige  avec  ung  maistre  de  cestedicte  ville  de  Paris. 
M6t  2  S.  106  Art  2. 

8  S.  oben  S.  249  f. 

^  Quiconque  vouldra  estre  re^n  et  passer  maistre  oudit  mestier, 
•estre  le  pourra  s'ii  est  idovnc  et  suhsaiit,  et  pour  coDguoistre  de  sa  sufi- 
sance  sera  tenu  de  faiie  chef-d'oeuvrc ,  tel  quU  lui  sera  ordoun^  par  les- 
dits  jurez,  et  si  sera  par  eulx  examin^  sur  les  mati^res,  fa^ous,  allois  et 
autres  choses  concernaDt  ledit  mestier.    M6t.  2  8.  72  Art  14. 

*  Et  oultre,  oü  ung  aporentif  aura  fait  sondit  temps  d'apprentiasai^e 
en  autre  ville  jur^e  et  vouldra  estre  reQeu  maistre  en  ceste  vüle  de  Fans, 
sera  tenu  au  prealable  servir  cbez  ung  maistre  de  ceste  ville  par  i'espace 
d'un  an,  avant  que  d'estre  re9eu  k  faire  chef-d'oeuvre,  afin  de  connoistre 
sa  preud'homme  et  experience.  Met  2  S.  76  Art  21;  s.  auch  Möt.  8 
8.  ^  Art  22,  &  28  Anm.  und  S.  29  Art  10. 

^  Matzdt  von  einem  Jahr:  Varin  1^.  II  S.  286  Art  2  und  S.  298 
Art  5:  von  zwei  Jahren:  M^t  2  S.  8c  Art  9;  von  drei  Jahren: 
M6t  d  S.  412  Art  4;  von  vier  Jahren:  M^t  3  S.  286  Art  1;  von 
fünf  Jahren:  M^t  8  S.  457  Art  1.    Varin  leg.  IT  S.  378  Art.  2. 
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der  damals  vorhandenen  Meister  künftig  als  Normalzahl  ^  gelten 
solle.  Für  die  mit  Tod  abgehenden  Meister  konnten  neue  auf- 
genommen werden ;  aufserdem  durften  jährlich  nur  noch  höchstens 
sechs  neue  Meister,  unter  Bevorzugung  von  Meistersöhnen,  zu- 

felassen  werden^.  Das  Mitttl  kam  im  folgenden  Jahrhundert 
äufig  zur  Anwendung.  — 

Die  Erhöhung  der  zunftmäfsigen  Qebühren  nahm  ihren  Fort- 
gang. Die  Ausgaben,  die  bei  der  Aufnahme  in  die  Zunft  fUr 
Meisterstück,  Meistergeld  und  Meisterschmaus  zu  leist'-n  waren, 
überstiegen  jetzt  längst  mehrere  hunderte  von  Livres.  Das  ge- 
samte Gebührenwesen  der  Zünfte,  die  Aufdinggelder,  die  Beiträge 
2U  den  Bruderschaften,  wurden  schärfer  angespannt.  Schau- 
gebühren für  die  Vornahme  der  gewerblichen  Schau  wurden  jetzt 
allgemein  gefordert^. 

Das  Amt  der  Geschworenen  hat  indessen  an  Bedeut  ng 
weiter  zugenommen  und  sich  zugleich  von  der  Gemeine  des 
Handwerks  immer  weiter  abgesondert.  Die  Geschäfte  der  ge- 
schworenen Vorsteher,  der  Jurande,  wuchsen  stetig  an  Umfang, 
je  mehr  der  zünftlerische  Betrieb  in  seinen  Einzelheiten  regle- 
mentiert wurde,  und  je  mehr  die  Zunft  sich  gegen  die  Aufsen- 
stehenden  absehlofs  und  die  unzünftigen  Arbeiter  aufstöberte  und 
verfolgte.  Den  eigentlichen  Verwaltungsgeschäft;en  waren  die 
Geschworenen  immer  mehr  entfremdet  worden,  wie  ihnen  denn 
auch  auf  diesem  Gebiet  nahezu  alle  Selbständigkeit  benommen 
war.  Die  Thätigkeit  der  Geschworenen  wurde  nunmehr  in 
hervorragender  Weise  in  Anspruch  genommen  durch  die  Wahrung 
der  sogenannten  „Rechte  und  Privilegien  des  Handwerks"  und 
durch  die  Sorge  um  das  Eassenwesen  und  die  Gebühren.  Im 
einzelnen  ist  hierüber  folgendes  zu  bemerken. 

Die  Reglementierung  des  Gewerbewesens  durch  unförmliche 
Statuten,  von  denen  wir  oben  S.  337  sprachen,  führte  zu  zahl- 
losen Prozessen  zwischen  verwandten  Zunftbetrieben.  Bei  einer 
erheblichen  Anzahl  von  Gegenständen  war  die  Herstellung  von 
jeher  mehreren  Zünften  gemeinsam  gewesen*;  bei  anderen  war 
es  nicht  näher  bestimmt  oder  streitig,  welche  Zunft  zu  ihrer 
Herstellung  berechtigt  war.  An  Milshelligkeiten  hatte  es  deshalb 
auch  bis  dahin  nicht  gefehlt.  Indes  erst  die  übertriebene 
Specialisierung  in  den  Statuten  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
brachte  die  eigentliche  Prozefssucht  zum  Ausbruch.  Bei  dieser 
Aufzählung  einzelner  Berechtigungen  in  den  Statuten  geschah  es 
immer  häufiger,  dafs  eine  Zunft  einzelne  Gegenstände,  bei  denen 
das  Recht  der  Anfertigung  ungewifs  war,  als  zu  ihrem  ausschliefs- 


*  Nach  Lespin asse  M^t.  2  S.  4  wäre  diese  Normalzahl  auf  etwa 
300  anzusetzen, 

2  Mdt.  2  S.  26. 

^  Über  die  verschiedenen  Formen  der  Schaugebühren  a.  oben  S.  256. 

*  S.  oben  S.  100. 
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liehen  Betrieb  gehörig  aufseichnen  Hefs.  Auf  Grund  der  Auf- 
zeichnung erwirkten  dann  die  Geschworenen  ein  Anfertigungs- 
verbot wider  die  konkurrierende  Zunft  und  die  Sache  kam  zum 
gerichtlichen  Austrag.  Die  Sucht  das  Prozessierens  war  seit  der 
Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  zu  einem  solchen  Mifsstand 
gediehen^  dafs  seitdem  in  die  Zunftstatuten  regelmäfsig  die  Vor- 
schrift aufgenommen  wurde  ^  die  Geschworenen  dürften  keinen 
Prozefs  ohne  die  Genehmigung  der  Handwerksgemeine  be- 
ginnen*. 

Auch  die  unzUnftigen  Arbeiter  machten  den  Geschworenen 
jetzt  weit  mehr  zu  schaffen  als  früher.  Die  Zahl  der  aufserhalb 
des  Zunftverbandes  stehenden  Handwerker  war  ungemein  ge- 
wachsen^ parallel  mit  den  Schwierigkeiten,  die  der  Aufnahme  in 
die  Zunft  entgegengesetzt  wurden.  Gesellen,  denen  die  Mittel 
zum  Meisterwerden  unerschwinglich  waren,  arbeiteten  insgeheim 
in  Kammern,  statt  in  offenen  Lä4en;  man  nannte  sie  deshalb 
erst  spottweise,  dann  auch  amtlich,  mit  dem  hohen  Titel 
„Kammerherren"  (Chambrelans)  *.  Die  Beaiedelung  der  Vorstädte 
nahm  zu.  Den  Handwerkern,  die  sich  vor  den  Thoren  nieder- 
liefsen,  war  das  Halten  von  Gesellen  und  Lehrlingen  untersagt 
oder  doch  erschwert;  auch  sollten  sie  in  ihrem  Betrieb  sich 
nach  den  städtischen  Satzungen  richten  und  standen  deshalb 
unter  einer  —  allerdings  oft  nur  nominellen  —  Schau  und 
Au&icht  der  städtischen  Zünfte.  Die  Überwachung  all  dieser 
unztinftigen  Arbeit  füllte  ein  gut  Teil  der  Thätigkeit  der  Zunft- 
geschworenen aus. 

Die  mit  der  Gewerbeschau  verbundenen  Geschäfte  hatten 
aus  den  vorerwähnten  Ursachen  zugenommen.  Gegenüber  den 
Zunftgenossen  wurde  die  Schau  allerdings  immer  mehr  zu  einer 
inhaltlosen  Form,  die  man  nur  noch  äufserlich  einhielt.  Um  so 
mehr  machte  dagegen  die  Gewerbeschau  gegenüber  den  kon- 
kurrierenden Zünften,  gegenüber  den  Unzünftigen  und  den 
Stadtfremden  zu  schaffen.  Die  Stellung  der  Geschworenen  in 
der  Gerichtsbarkeit,  von  der  gleich  unten  die  Rede  sein  wird, 
war  inzwischen  eine  völlig  andere  geworden.  —  Im  Ge- 
schworenenamt selbst  hat  sich  während  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts eine  Scheidung  zwischen  Altgeschworenen  und  Jung- 
feschworenen  allgemein  eingebürgert;  die  Hälfte  der  Geschworenen 
leibt  jetzt  nach  Ablauf  des  Amtsjahres,  unter  dem  Titel  anci^ns, 
noch  ein  weiteres  Jahr  in  dem  zu  einer  gesuchten  Stelle  ge- 
wordenen Amte^.  — 


1  Varin  16g.  II  S.  301  Art.  25,  M6t  2  S.  832  Art.  14,  S.  421, 
Bd.  3  S.  30. 

^  S.  oben  S.  270.  Bei  den  Pariser  Schustern  ffelangten  die  Chambre- 
lans  zu  amtlich  anerkanntem  Dasein  und  waren  der  Schau  und  Aufsicht 
der  JuDggeschworenen  der  Schuhmacherzunft  unterstellt.    M6t  3  S.  351. 

*  S.  oben  S.  257.  Die  allgemeine  Formel  in  den  Statuten  lautet: 
Pour  la  conservation  des  presentes  ordonnances,  y  aura  quatre  Ju^  ^ud^f  p 
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Mit  Bezug  auf  Technik  und  Betrieb  enthalten  die 
Zunftstatuten  jener  Zeit  (wegen  der  staatlichen  Mafsnahmen  s. 
unten)  keine  materielle  Neuerung  oder  Fortbildung  des  Gewerbe- 
rechts. ~  Dagegen  haben  wir  ein  allgemeines  Edikt  von  1572 
zu  erwähnen,  das  von  den  Verkehräzeichen  handelt. 

Das  Eldikt  enthält  eine  allgemeine  Regelung  der  Längenmarse 
der  Tuche  und  der  Gebühren  für  die  Tuchstempelung.  Den 
Anlal's  zu  dem  Gesetz  gaben  Milsbräuche  in  der  Streckung  der 
Stückmafse.  Jede  Tuclierstadt  hatte,  wie  früher  bemerkt,  ein 
feststehendes,  der  Qualität  der  Tuche  entsprechendes  Längen- 
mafs^  Nach  den  Angaben  der  dem  Edikt  von  1572  vorauf- 
geschickten Einleitung  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  der  Mils- 
brauch  herausgebildet,  das  Mafs  der  Stücke  zu  verlängern.  Da 
das  Gewicht  der  Stücke,  und  somit  das  Quantum  der  zu  ver- 
webenden Wolle,  statutarisch  feststand,  so  hatte  die  Verlängerung 
des  Mafses  lediglich  die  Folge,  dafs  die  Qualität  dcd  Tuche» 
leichter  und  geringer  wurde.  Die  hierbei  erzielte  Streckung  be- 
trug ein  Viertel  des  Grundmafses,  indem  ein  Stück  von  vierund- 
zwanzig vorgeschriebenen  Ellen  bis  auf  dreifsig  Ellen  in  die 
Länge  gezogen  wurde.  Der  Beweggrund  für  diese  Fälschung 
ist  nach  dem  Edikt  von  1572  darin  zu  suchen,  dafs  die  Tucher 
durch  diese  Verlängerung  des  Stückmafses  die  Eingangsabgaben 
in  den  Städten  zu  umgehen,  oder  richtiger  gesagt,  abzuschwächen 
suchten  ^. 

Das  Edikt  schrieb  deshalb  vor,  dafs  bei  schwerer  Strafe  die 
statutenmäfsigen  Stückmafse  künftig  nicht  mehr  überschritten 
werden  dürften.  Die  Grundmafse  für  die  einzelnen  Tucherstädte 
und  die  von  ihnen  gefertigten  Tuchsorten  werden  in  dem  Edikt 
nach  Breite  und  Stücklänge  einzeln  genau  aufgezählt. 

Zugleich  wurde  die  Siegelgebühr  ^  allgemein  als  staatliche 
Abgabe  eingeführt.  Ein  dem  Edikt  angehängter  Tarif  verzeichnet 
die  in  jeder  Stadt  zu  erhebende  Gebühr  für  die  Siegelung  der 


mestier,  dont  seront  esleuz  et  changez  deux  par  chascun  an,  en  la  place 
de  ceux  qui  anront  vacquö  deux  anz  an  preceddant;  et  les  deux  aultres 
demeuveront  avecq  les  ooaveanlx  esleuz,  et  sera  l'election  faicte  en  la 
presenee  du  procureur  du  B07  par  la  communault^  ou  la  plus  grande 
partic  dMcelle.  M^t.  2  S.  423  Art.  23.  —  In  AbWville  wurde  aus  be- 
sonderen Gründen  im  Jahre  1511  und  1512  die  Amtszeit  aller  Banner- 
meister (Zunftvorsteher)  ausnahmsweise  um  je  ein  Jahr  verlängert.  Es 
war  dies  jedoch  nur  eine  vorübergehende  Mafsregel.  Thierry  4  S.  855  ff. 
. »  S.  oben  S.  219. 

^  Et  au  regard  de  la  longueur  ancienne  qu'on  appelle  moison  au  lieu 
qü'ellc  souloit  estre  de  vingt  ävingt  quatre  ou  vingt  cinq  aulnes  au  plus 
principalement  aux  estamets  et  serges.  eile  est  k  pre.sent  de  trente  aulnes 
ou  plus  comme  h  Bouen  Beauvais  Loimoje  et  autres  lieux:  ce  qui  se 
fait  comme  ils  disent)  ponr  sauver  les  impositions  des  entr^es  des  villes. 
Et  que  pour  la  fa^on  marchandent  k  la  piece  qui  leur  couste  auasi  peu 
longue  que  courte,  mais  les  draps  n'en  sont  si  loyaux  ni  si  aisez  k  de- 
mencr.     Fontänen  1  S.  1033. 

»  S.  oben  S.  225.  Pnr-irrl^ 
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einzelnen  Tuchsorten ^  ..Das  Edikt  hatte  im  übrigen  noch  eine 
mittelbare  Folge;  zur  Überwachung  seiner  Ausführung  wurden 
im  Jahre  1ü82  unter  Heiurich  III.  besondere  ControUeurs  de  la 
Manufacture  de  la  draperie  eingesetzt,  deren  Au%abe  tlbrigens 
trotz  der  ihnen  der  Form  halber  beigelegten  gewerberechtlichen 
Befugnisse  eine  rein  fiskalische  war^.  Die  Durchführung  der 
Eklikte  stiefs  indes  in  einzelnen  Tucherstädten  auf  heftigen  Wider- 
stand^. In  Amiens  erreichten  die  Sayettweber  im  Jahre  1572 
und,  nachdem  einige  gefährliche  Zusammenrottungen  der  Weber 
stattgefunden  hatten,  auch  im  Jahre  1588,  dafs  sie  von  der  staat- 
lichen Siegelgebiihr  beireit  wurden*.  — 

In  der  Gerichtsbarkeit  hat  das  sechzehnte  Jahrhundert 
jede  Selbständigkeit  des  Handwerks  grundsätzlich  be&eitigt.  Das 
Beamtentum  hatte  hier  einen  leichten  Sieg.  Wir  hören  nichts 
mehr  von  jenen  Kämpfen  um  das  eigene  Gericht,  die  wir  früher 
kennen  lernten.  Die  innere  Kraft  der  Selbstverwaltung  im  Hand- 
werk war  gebrochen,  und  wir  erfahren  kaum  von  einem  nach- 
haltigen W  iderstand  gegen  das  übermächtige  Beamtentum. 

Das  Sonderrecht  der  alten  Ämter  wurde  —  soweit  ich  fest- 
stellen konnte,  mit  nur  einer  einzigen  Ausnahme  —  während  des 
bcchzehnten  Jahrhunderts  abgeschafft.  Das  Magisterium  der 
Fleischer  zu  Paris  wurde  im  Jahre  1551 ,  das  der  Althändler, 
Handschuhmacher  und  Kürschner,  sowie  das  der  Korduaner 
wurde  im  Jahre  1545  aufgehoben^.  Den  Münzem  wurde  ihr 
altes  Recht,  die  Vorsteher,  vor  denen  sie  zu  Gericht  standen,  zu 
wählen,  im  Jahre  1548  entzogen,  und  das  Vorsteheramt  wurde 
zum  Staatsamt  erklärt®.  Nur  das  Magisterium  der  Bäcker  in 
Paris  konnte  seine  Sonderstellung  festhalten;  es  hat  sie  bis  zum 
Jahre  1711  behauptet^. 

Aus  den  weitschichtigen  Zunftstatuten  verschwinden  nunmehr 
fast  lautlos  und  unvermittelt  die  Vorschriften  über  das  Handwerks- 
gericht.  Es  ist  dies  einer  der  charakteristischsten  Unterschiede,  durch 
die  sich  das  Zunftstatut  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gegenüber 
dem  der  älteren  Zeit  abhebt.  Selbst  Städte,  die  uns  früher  die  ge- 
nauesten Aufzeichnungen  über  die  Gerichtsbarkeit  boten,  wie  Paris, 
Amiens,  Reims  u.  a.  ni.,  bringen  jetzt  nur  kurze,  schabionisierte 
Angaben  über  die  Bestrafting  der  gewerblichen  Vergehen  *.  Von 
einem  Recht  der  endgültigen  Aburteilung  durch  das  Handwerk  ist 
nicht  mehr  die  Rede.  Nur  vereinzelt  finden  sich  noch  Bestimmungen, 

1  Fontanon  S.  1034  f. 

2  Fontanon  l  S.  1039  f. 
«  Thierry  II  S.  805. 

*  Thierry  II  IS.  805  und  925. 
^  Mag.  u.  Frat.  S.  156. 

«  Isamb.  XIII  S.  61. 

•  Ma«.  u.  Frat  8.  86. 

8  Vgl.  die  lange  Folge  von  Statuten  bei  Varin  I6g.  Band  TI, 
Thierry  Band  II,  M6t.  I,  II,  III.  DigitizedbyGoOgk 
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die  überhaupt  von  den  Gerichts^eschäften  des  Handwerks  sprechen. 
Der  Artikel  12  des  Leinen w^erstatuts  von  Amiens  vom  Jahre 
1502  erwähnt  den  Zusammentritt  der  Handwerksmeister,  die  bei 
Streitigkeiten  über  die  Beschaffenheit  der  Waren  entscheidend 
Das  Pariser  Satderstatut  vom  Jahre  1577  verzeichnet  noch  die 
Berufung  der  Handwerksgemeine,  die  über  beschlagnahmtes 
Falschwerk  urteilt^.  Doch  dies  sind  seltene  Ausnahmen.  Im 
allgemeinen  kann  das  selbständige  Gericht  der  Zünfte  mit  Ablauf 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  als  beseitigt  gelten. 

Das  Verfahren  des  Gerichts  in  Handwerkssachen  zu  jener 
Zeit  können  wir  aus  zwei,  im  wesentlichen  gleichlautenden  Or- 
donnanzen entnehmen,  die  unter  Karl  IX.  im  Jahre  1567  und 
unter  Heinrich  III.  im  Jahre  1577  fitr  die  allgemeine  Landes- 
verwaltung entworfen  wurden^.  Die  Ordonnanzen  behandeln  in 
einem  besonderen  Titel  die  Stellung  und  die  Rechte  der  zünftigen 
Meister  und  Geschworenen. 

Die  Zunftgeschworenen  hatten  darnach  von  den  bei  der 
Gewerbeschau  von  ihnen  ermittelten  Übertretungen,  sowie  von 
den  vorgenommenen  Beschlagnahmen  von  Falschwerk,  verbotenen 
Stoffen  oder  Werkzeugen  stets  an  dem  auf  die  Feststellung 
folgenden  Tage  dem  öffentlichen  Gericht  Anzeige  zu  machen. 
Das  Gericht  war  gehalten,  sofort  in  die  Verhandlung  einzutreten. 
Wenn  es  zur  Klarstellung  der  Sache  notwendig  schien,  sollten 
Parteien  und  Zeugen,  jedoch  nur  summarisch,  gehört  werden. 
Das  Urteil  mufste  unverzüglich,  ohne  Vertagung  und  ohne  Ein- 
haltung prozessualischer  Förmlichkeiten,  ergehen^. 

Gegen  das  Urteil  des  Gerichts  war  Berufung  zulässig.  Je- 
doch durften  die  Zunftgeschworenen  selber  keine  Berufung  ein- 
legen und  nicht  die  Sache  im  Prozefswege  anhängig  machen, 
bevor  sie  nicht  die  Ermächtigung  der  Handwerksgemeine  hierzu 
nachgesucht    und    erhalten    hatten^.    —    Das    alte    selbständige 


1  £t  quant  le  cas  cscherra  qu'il  convinra  visiter  aucnnes  piöces  de 
toille  ou  Dappes  dont  ii  sera  question  et  d^bat  entre  parties,  iesdicts 
eswars  et  ceulx  qu'ilz  asscmbleront  avec  enlz  auront  pour  leurs  pa3me8 
et  Ballaires  V  solz  parisis  que  payera  la  partie  qui  sera  trouv6e  en  tort. 
Thierrv  2  S.  492  Art  12. 

^  Que  tous  ceulx  dudit  mestier  seront  tenus  de  venir  et  assembier 
&  la  i-equeste  desdits  jurez  de  trois  on  de  deux,  touteffois  qu*iU  auront 
mcstier  de  conseil  ensemble  pour  les  affaires  dudit  mestier,  et  aussy  pour 
veoir  et  visiter  et  ju^er  aucunes  oeuvres  prinses  par  lesdits  jurez;  et 
debyra  chacun  d'iceulx  maistres  Tarnende,  a'ils  n'y  veuilent  assister. 
M6t.  8  S.  458  Art  7. 

>  S.  unten  S.  346. 

*  Ladite  Visitation  sera  dös  le  lendemain  rapportöe  en  justice  pour 
rstre  promptement  et  sur  le  cbamp  fait  droict  sur  icelle,  apres  avoir  ouy 
sommairement  les  parties  et  leurs  tesmoins,  si  besoin  est.  Ce  que  lea 
Juges  et  Officicrs  seront  tenus  faire,  sans  mettre  ne  regier  les  parties 
ou  forme  de  procez  ordinaire,  sur  peine  de  Suspension  de  leurs  estats. 
Fontänen  I  S.  835. 

^  £t  neantmoins  en  tous  cas  ne  pourront  lesdits  iurez  contester  ou 
passer  outre  esdites  matieres,  sans  avoir  appellö  les  mai^^a^du^mestier 
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Handwerksgericht  ist  hier  vollständig  geschwanden  und  wird  in 
keiner  Weise  mehr  erwähnt.  Die  ehemalige  Rechtsprechung  des 
Handwerks  hat  so  vollständig  aufgehört,  dalB  ihrer  nicht  einmal 
in  Form  einer  Zurückweisung  oder  eines  Verbotes  gedacht  wird. 


Wir  haben  nunmehr  von  den  organisatorischen  staatlichen 
Mafsnahmen,  die  auf  dem  Gebiete  des  Gewerberechts  während 
der  vorliegenden  Periode  unternommen  wurden,  zu  sprechen. 

Die  gewerblichen  Einrichtungen  und  Organe  waren  seit  dem 
Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  thatsächlich  völlig  vom  Staate 
abhängig.  In  einzelnen  Fällen  wird  auch  schon  das  entscheidende 
Wort  gebraucht,  das  nach  dem  damaligen  Staatsrecht  die  un- 
bedingte Herrschaft  des  Staates  bezeichnete;  es  ist  der  Anspruch 
der  Domanialität.  Einzelne  Beispiele  aus  dem  fünfzehnten  Jahr- 
hundert haben  wir  zuvor  angeflihrt*.  In  ihren  vollen  Kon- 
sequenzen zeigt  sich  die  Domanialität  im  Gewerberecht  unter 
Franz  I.  Im  Jahre  1515  erhob  der  könirfiche  Einnehmer  von 
Paris  Einspruch  gegen  den  gnadenweisen  Erlafs  der  Aufnahme- 
gelder  zu  Gunsten  der  Königsmeister,  weil  diese  Gebühren  zum 
Domanium  gehören*.  Die  Domanialität  der  gewerblichen  Ge- 
bühren und  somit  der  mit  ihnen  zusammenhängenden  Gesetz- 
Sebung  ist  hier  schon  soweit  anerkannt,  dafs  selbst  dem  König 
as  Recht  bestritten  wird,  ohne  Beurkundung  der  Rechnungs- 
kammer einen  Verzicht  auszusprechen^.  — 

Zur  Vornahme  einer  organischen  Regelung  des  Gewerbe - 
Wesens  waren  zu  jener  Zeit  alle  inneren  und  äufseren  Voraus- 
setzungen vorhanden.  Es  konnte  nicht  fehlen,  dafs  das  sechzehnte 
Jahrhundert  mit  seiner  die  gesamte  Landesverwaltung  umfassenden 
Gesetzgebung  auch  das  Gewerbewesen  in  den  Bereich  allgemeiner 
Normierung  einbezog,  wenn  auch  das  positive  Vorgehen  hier  etwas 
später  eintrat  als  auf  den  übrigen  Verwaltungsgebieten.  Die  erste 
allgemeine  Verfügung  des  Staates,  die  das  Gewerbe  in  dieser 
Periode  betraf,  erging  in  der  grofsen  Ordonnanz  von  Villers- 
Cotterets  vom  Jahre  1539.  In  acht,  der  Ordonnanz  eingefUgten 
Artikeln  hob  Franz  I.  alle  Bruderschaften  auf  und  untersagte 
alle  Zusammenkünfte  der  Handwerker,  sowie  jede  Festlichkeit 
und  Abgabe  bei  Meisteraufnahmen  ^. 


ou  da  moins  las  denx  tiers  pour  sur  ce  prendre  pr^UablemeDt  leur  advis 
deliberation  et  ordonnance;  autremeDt  seront  tenus  an  leursnoma  de  tous 
ies  despens  desdits  procez  et  proc^dures.    Fontänen  I  S.  835. 

1  S.  oben  S.  183  f. 

2  Köniffsm.  S.  821. 

>  Die  Domanialität  der  gewerblichen  Gebühren  ist  also  schon  zu 
dieser  Zeit  eine  rechtlich  anerkannte  Thatsache.  Ober  die  Heinrich  III. 
zugeschriebene  Erklärung  der  Domanialität  s.  dagegen  unten  2.  Kap. 

*  Isambert  12  S.  638,  M6t.  1  S.  67.  r^^^^T^ 
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Das  Verbot,  soweit  es  sich  auf  die  Zusammenkünfte  und  die 
Veranstaltungen  bei  Meisteraufnahmen  bezieht,  ist  lediglich  eine 
Wiederholung  älterer  Parlamentsbeschlüsse  ^  Die  Auf  hebung  der 
Bruderschaften  dagegen  ist  eine  uns  von  früher  bekannte  Mafs- 
regel,  die  in  unruhigen  Zeiten  eerne  verhängt  wurde  ^.  Auch 
im  vorliegenden  Fall  gab  die  allgemeine  Bewegung  der  Volks- 
massen den  nächsten  Anlafs  zum  Einschreiten;  bei  der  hohen 
Spannung,  die  infolge  der  religiösen  Erregung  und  der  äulseren 
Kriege  herrschte,  sollte  jeder  Vorwand  zu  Versammlungen  be- 
seitigt werden. 

Franz  L  ging  indes  im  vorliegenden  Falle  weiter,  insofern 
er  im  Artikel  186  der  Ordonnanz  von  1539  die  Bcöchlagnahme 
alles  Eigentums  der  Bruderächaftcn  zu  Gunsten  des  Staates  ver- 
fügte. Die  Zunftgeschworenen  wurden  bei  Strafe  der  Einkerkerung 
angewiesen,  binnen  zwei  Monaten  die  im  Besitz  der  Bruder- 
schaften befindlichen  Vermö<^ensobjekte  an  das  nächste  königliche 
Gericht  auszuliefern.  Der  Eingriff  Franz'  I.  war  im  übrigen, 
gleich  den  ähnlichen  älteren,  nur  eine  vorübergehende  Mafsregcl ; 
in  den  folgenden  Jahren  wurden  die  Bruderschaften  teils  aus- 
drücklich, teils  stillschweigend  wieder  gestattet. 

Die  Mifsbräuche  bei  den  Meisteraufnahmen  und  in  der  Ver- 
wendung der  bruderschaftlichen  Gelder  beschäftigten  mehrfach 
die  königlichen  Ordonnanzen  während  der  nächsten  Zeit.  Wieder- 
holt ergingen  Befehle  und  Verordnungen  wider  die  Ungebühr  der 
Zünfte,  ohne  dafs  ein  sichtbarer  Erfolg  erzielt  wurde ^.  Die 
Notwendigkeit  einer  Rcformicrung  der  gewerblichen  Zustände 
drängte  sich  iudcäsen  immer  mehr  auf  und  führte  zur  Ausarbeitung 
eines  gröfs^ren  gesetzgeberischen  Werkes;  im  Jahre  15G7  entwarf 
der  Staatsrat  unter  Karl  IX.  eine  Ordonnanz  über  die  allgemeine 
Landesverwaltun^.  Das  Gesetz,  das  in  der  Fontanonschen 
Sammlung  abgedruckt  ist,  wurde  jedoch  nicht  einregistriert ^. 
Der  Text  wurde  indes  fast  wörtlich  übernommen  in  eine  Or- 
donnanz Heinrichs  III.  vom  Jahre  1577^;  doch  wird  auch  bei 
dieser  die  Einregistrierung  —  die  von  Fontänen  auf  den  2.  De- 
zember 1577  angesetzt  wird  —  angezweifelt^.  In  dem  Werke 
von  Lamare  wird  jedoch  die  Ordonnanz  von  1ü77  unter  den 
einzelnen  Titeln  stets  citierf.  Die  thatsächliche  Durchführung 
des  Gesetzes  zur  Zeit  seiner  Ausarbeitung  wurde  schon  durch 
die  Wirren  der  Religionskriege  verhindert.  Die  Ordonnanz  hat 
ihre  Bedeutung  hauptsächlich  als  gesetzgeberische  Vorarbeit,  die 
späteren  Gesetzen  zur  Grundlage  diente.    In  der  Folgezeit  wurde 


1  Met.  2  S. 

64  und  S.  66  und  Anm. 

1. 

2  S.  oben  S. 

.  226  ff. 

8  M^t.  1  S. 

75  und  80. 

*  Fontanon  I  S.  805  flF. 

•»  Fontanon  T  S.  823  ff. 

«  M6t.  1  S. 

81  Anm. 

■^  Lamare 

I  S.  134,  II  S. 

57, 

8. 

77  ff. 
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die  Ordonnans,  wie  der  Abdruck  bei  Fontanon  und  Lamare  zeigt, 
als  gültiges  Gesetz  betrachtet. 

Die  Ordonnanz  von  1567/1577  ist  ein  änfserst  umfangreiches 
Werk,  das  in  neunzehn  Titeln  191  Paragraphen  enthält.  Ihrem 
Grundgedanken  nach  ist  sie  eine  Fortbildung  der  älteren  Ordon- 
nanoes  sur  la  police  de  Royaume  von  Johann  II.  ^  und  Karl  VI  ^, 
geht  jedoch  über  den  Rahmen  dieser  früheren  Gesetze  vielfach 
hinaus.  Gleich  ihren  älteren  Vorgängern,  enthält  die  Ordonnanz 
von  1567/1577  Preistaxen  und  Gewinntaxen,  Bestimmungen  über 
den  Handwerksbetrieb,  sowie  über  die  Gewerbeschau  und  den 
Marktverkehr.  Daneben  finden  sich  indes  auch  Vorschriften  all- 
gemdner  Tragweite,  wie  über  die  Freiheit  des  Eornhandels 
zwischen  den  einzelnen  Provinzen  des  Reiches,  über  die  Auf- 
speicherung des  Getreides,  über  die  Weinausf uhr ,  ferner  über 
den  Handel  mit  Wollen,  deren  Ausfuhr  verboten,  deren  Einfuhr 
jedoch  gestattet  ist. 

Insbesondere  aber  enthält  die  Ordonnanz  einen  eigenen  Titel 
über  die  Zunftgeschworenen  und  Handwerksmeister.  Für  das 
Amt  der  Geschworenen  werden  allgemeine  Grundsätze  gegeben. 
Die  Dauer  der  Amtsführung ,  der  umfang  der  Geschäfte,  das 
Verhalten  bei  Amtshandlungen  werden  festgestellt.  Das  Ge- 
schworenenamt, zu  dessen  Erlangung  und  Festhaltung  alle  mög- 
lichen Ränke  und  Machenschaften  angewandt  wurden,  sollte 
fortan  unterschiedslos  allen  Handwerksmeistern  der  Reihe  nach 
zugänglich  sein.  Bei  schwerer  Strafe  wird  verboten,  das  viel- 
begehrte Amt  durch  Hingabe  von  barem  Geld  oder  durch  Her- 
richtung von  Gelagen  und  Festlichkeiten  zu  erkaufen^. 

Eingehend  wird  dann  die  Meisteraufnahme  behandelt.  Den 
hierbei  eingerissenen  Mifsbräuchen  will  das  Gesetz  scharf  ent- 
gegentreten, indem  es  die  ungebührlichen  Forderungen  der  Zünfte 
herabmindert.  Das  Meisterstück  soll  in  einem  gangbaren,  nicht 
in  einem  veralteten  und  unverkäuflichen  Gegenstand  bestehen*. 
Die  zünftigen  Gebühren  sollen  zehn  Sols  auf  den  Kopf  des  Ge- 


1  S.  oben  S.  163. 

«  S.  oben  S.  310. 

^  Ponr  parvenir  k  estre  garde  ou  iura  desdits  mestiers  ne  seront 
baillez  et  prins  ancnns  deniers  ny  faits  banqucts  on  festins  sur  peine  de 
soizaute  livrcs  parisis  d'amende,  tant  sur  le  bailleur  que  sur  le  preneur. 
Fontanon  18.  835.  —  In  den  einzelnen  Handwerksstatuten  findet  sich  das 
Verbot  schon  früher.  Vgl.  Abb^ville  A.  1535:  et  sy  avons  deftendu  et 
deffendons  suivant  Tordonnance  sur  ce  faicte  que  ad  ce  (d.  h.  les  esp^ardz) 
faire  il  n'ait  bagne  ne  boisson  ä  peine  de  privacion  au  dict  estat  et 
d'amande  arbitrwre.    Thierry  4  S.  392  Art.  12. 

^  Pour  la  reception  des  maistres  en  chacun  mestier  ne  se  feront  plus 
d^oresnavant  chefs  a'oeuvres  dMmpense  inutile  et  non  necessaire,  ains  se 
feront  de  forme  et  fa^on  recene  et  usit^  pour  le  temps,  en  maniere  qu'ils 

Suissent  estre  en  commerce  et  usage  commun  sans  immensit6  ou  supcr- 
uit^  de  frais  et  de  fa^on:  lesquels  chefs  d'oeuvres  aprös  avoir  est^  veuz 
et  recpuz  en  la  maniere  acconstum^e  seront  renduz  k  ccux  qui  les  auront 
faits  pour  en  faire  leur  profit.    Fontanon  I  S.  836.  ^  j 
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achworenen  nicht  übereteigen  ^  Die  Herrichtung  eines  Meister- 
schmauses oder  die  Abforderung  eines  entsprechenden  Geldbetrages 
von  dem  Bewerber  wird  verboten^.  Es  sind  die  alten,  oftmals 
wiederholten  Vorschriften,  durch  die  man  die  offensichtlichen 
Mifsstände  im  Zunftor^anismus  zu  beseitigen  hoffte.  — 

Nach   solchen  Vorläufern   und   Versuchen   erging  im   Jahre 
1581  das  Gewerbeedikt  Heinrichs  III. 


^  Pour  les  receptioDB  auz  maistrises  .....  ne  seront  priiis  ne  ezigez 
aucuns  deniers  fors  la  somme  do  dix  sola  pdur  chacun  desdits  gardes  on 
iurez  pour  leur  assistaoce  ou  yisitation  desdits  cbefs-d'oeuvre  et  experiences, 
et  les  droicts  anciens  ordonnez  ou  accoustumez  pour  les  bourses  communes 
applicables  aux  affaires  necessaires  ou  charitables  desdits  mestiers  qui  ne 
pourroDt  moDter  plus  baut  d'un  esceu.    Fontanon  I  S.  836. 

'  Aucuns  banquets  ou  featins  ne  seront  pour  ce  füts  nj  les  deniers 
oue  Ton  souloit  emnlojer  pour  iceux  convertis  ou  commuez  en  deniers  ä 
aistribuer  entre  lesaits  gardes  iurez  ou  maistres,  sur  peine  de  vingt  livres 
parnis  d*amende.    Fontanon  I  S.  836. 
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Zweites  Kapitel. 
Das  Edikt  Heinrichs  llt.  von  1581. 


Wenn  wir  eine  der  Schilderungen  der  gewerblichen  Zustände 
Frankreichs  in  der  Litteratur  des  achtzehnten  Jahrhunderts  auf- 
schlagen, so  finden  wir  stets  eine  unerträgliche  Vergewaltigung 
des  Naturrechts  genannt,  gegen  welche  die  Schriftsteller  jener 
Zeit  sich  auflehnen;  es  ist  das  Eklikt  von  1581,  durch  das 
Heinrich  III.  erklärt  habe,  das  Recht  zur  Arbeit  sei  ein  do- 
maniales  Recht  und  müsse  dem  König  durch  die  Unterthanen 
abgekauft  werden  —  que  le  droit  du  travail  ^tait  un  droit  royal 
et  domanial.  Seine  amtliche  Beglaubigung  erhielt  dieser  Satz  in 
einer  nochmals  verschärften  Form  durch  Ludwig  XVI.  in  dem 
Turgotschen  Zunftedikt  von  1776.  Auf  diesen  Raub  am  ersten 
Rechte  des  Menschen  wurden  die  ZUnfte,  die  Fabrikordnungen, 
die  Verkehrsbeschränkungen,  kurz  alle  miisliebigen  Einrichtungen 
im  Gewerbewesen  jener  Zeit  zuriickgeftlhrt. 

Die  Geschichte  der  Umwälzungen  zeigt  uns  häufig  genug, 
dals  die  Handlungen  eines  zu  Reformen  schreitenden  Volkes 
nicht  so  sehr  durch  die  thatsächlichen  Zustände  des  Zeitalters 
bestimmt  werden ;  denn  wie  diese  in  Wirklichkeit  beschaffen  sind, 
gelangt  der  unter  ihnen  lebenden  Generation  selten  zum  Bewufst- 
sein.  Was  vielmehr  schliefslich  dem  Handeln  die  Richtung  giebt, 
das  ist  der  Glaube  an  ein  allgemeines  Heilmittel,  es  sei  gut  oder 
schlecht,  von  dem  die  Abhilfe  der  Mifsatände  erwartet  wird.  So 
war  es  auch  hier.  Das  achtzehnte  Jahrhundert  glaubte  felsenfest 
an  die  Gewaltthat  Heinrichs  III.;  die  volkstümliche  Litteratur 
wiederholte  den  Satz  ohne  Unterlafs,  die  damalige  Wissenschaft 
vertrat  ihn,  und  nicht  eher  konnten  die  Gemüter  sich  beruhigen, 
als  bis  das  alte  Unrecht  gesühnt  und  jede  Beschränkung,  und 
damitjede  Organisation  der  Arbeit  beseitigt  war.  — 

äeinrich  III.  hat  indes  niemals  den  mm  untergelegten  oder 
einen  irgendwie  ähnlichen  Satz  zu  irgend  einer  Zeit  ausgesprochen. 
Die  ganze  Behauptung  ist  eine  Fabel,  allerdings  eine  Fabel  von 
gewaltiger  geschichtlicher  Wirkung.  Noch  heute  steht  überdies 
die  Geschichtschreibung  unter  dem   Einflufs   des  alten  Irrtunis. 
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In  historischen  wie  in  nationalökonomischi  n  Darstellungen  fran- 
zösischer wie  deutscher  Autoren  wird  die  Annahme  von  dem 
droit  de  travailler  bis  auf  den  heutigen  Tag  wiederholt'.  Im 
übrigen  ist  die  Auffassung  von  dem  EMikte  von  1581  selbst,  wie 
sie  in  der  heutigen  Litteratur  besteht,  in  wesentlichen  Punkten 
als  mangelhaft  und  unzutreffend  zu  bezeichnen.  Gerade  bei 
diesem  Gesetz,  dessen  Bedeutung  fast  ebenso  ^ofs  ist  durch  das, 
was  in  ihm  enthalten  ist,  als  durch  das,  was  ihm  untergeschoben 
wurde,  ist  die  litterarische  Behandlung  hinter  einer  sachlichen 
Würdigung  erheblich  zurückgeblieben^. 

Unsere  Aufgabe  in  der  Besprechung  des  Ediktes  von  1581 
ist  demnach  eine  zwiefache;  wir  haben  zunächst  den  thatsäch- 
lichen  Inhalt  des  Edikts  zu  erörtern  und  alsdann  den  Ursprung 
des  Irrtums  von  der  angeblichen  Erklärung  der  Domaniaiität 
des  Arbeitsrechts  festzustellen.  — 


^   Vgl.   v.   Sybel,   Geschichte   der  frauzösischen   Eevolutionszeit, 

4.  Aufl.  1893,  I  S.  127:  „Die  damaligen  Einrichtungen  gingen  bis  auf 
Heinrich  III.  zunicke  der  zuerst  den  8atz  auscresprochen  hat,  nur  der 
König  verleihe  das  Recht  auf  Arbeit"  —  Rosener,  System  der  Finanz- 
wissenschaft, 4.  Aufl.  Stuttgart  1894,  S.  114:  „So  wurde  in  Frankreich 
1577  aller  Handel  für  droit  domanial  erkläi-t;  daher  sich  die  Raufleute 
in  Gilden  vereinigen  und  für  die  Erlaubnis,  noch  ferner  zu  handeln,  be- 
deutend zahlen  sollten.  Diese  Mafsresel  wurde  1585  auf  das  Gewerbe  aus- 
gedehnt.*' Ebenso  Knies,  Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher  Verkehr 
mit  Mirabeau  und  Dupont  Heidelberg  1892;  Vorwort  S.  49.  —  Mit  Bezug 
auf  das  Jahr  1577  liegt  nier  noch  ein  besonderes  Mifsverständnis  vor, 
veranlafst  durch  den  Ausdruck  traite  foraine.  Unter  traite  foraine  sciL 
des  bl^  (über  die  traite  foraine  im  allgemeinen  b.  oben  S.  181  Anm.) 
ist  die  Ausfuhr  und  Verfrachtung  von  Getreide  bezw.  nach  der  damaligen 
Terminologie  das  Recht  zur  Ausiiihr  zu  verstehen.  Dieses  Recht  der 
traite  forame,  d.i.  das  Recht,  Ausfxihrlicenzen  für  Getreide  zu  gewähren, 
wurde  im  Jahre  1577  durch  Karl  IX.  formell  unter  die  Domanialrechte 
eingereiht:  Nous  avons  declar6  &  declarons  par  ces  presentes,  que  voulons 
estre  publikes  partout  oü  11  appartiendra,  que  la  facultö,  puissance  &  autho- 
rit6  d^octroyer  permissions  &  congrez  de  Traites  &  transports  quelconqneB 
hors  nostre  Royaume,  est  droit  Royal  &  Domanial  de  nostre  Couronne, 
lequel  nous  n'entendons  communiquer  avec  personne,  &  qu^autre  que 
nous  (ne)  puisse  consentir  &  accordcr  telles  choses  directcment  ou  m- 
directement,  sur  peine  auz  contrevenans  d'estre  envers  nous  deciarez 
criminels  de  l^ze  Majest^;  Lamare  II  S.  279.  Materiell  gehöi-te  das 
Recht  schon   seit  Franz   I.  zu   den   domanialen  Rechten   (Lamare  II 

5.  269).  —  Hubert- Valleroux,  Les  corporations  d'arts  et  Metiers, 
Paris  1885,  S.  89  zum  Edikt  von  1581 :  II  y  avait  alors  des  professioDS 
libres,  il  y  avait  des  villes  od  tout  artisan  ätait  admis  ä  traTailler  comme 
il  voulait.  II  n'en  sera  plus  ainsi  d^rmais:  partout  le  droit  de  travailler 
fiera  privilege  d'un  corps  ferm6.  —  S^e,  Louis  XL  et  les  villes  S.  307: 
nul  n  a  droit  de  travailler  s'il  ne  fait  partie  d*an  corps  de  mutier.  Alle 
diese  Behauptungen  sind  irrtümlich. 

*  Litteraturangaben  s.  unten.  Eine  sachliche  Behandlung  des  Ediktes 
von  1581  wurde  zamt  von  Wolowsky  in  seiner  Studie  de  1  Organisation 
industrielle  angebahnt  Zu  einer  zutreffenden  Auslegung  des  Ediktes  im 
ganzen  bt  jedoch  Wolowsky  nicht  gelangt.  Auch  hatW.  im  Bestreben, 
einzelne  Bätimmungen  des  Ediktes  zu  erklären,  verschiedene  neue  Irr- 
tümer in  die  Litteratur  eingeführt.    S.  dnruber  unten.         ^  , 
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Für  die  Besprechung  des  Inhaltes  des  Eldiktes  gilt  das  Gleiche, 
was  wir  für  die  Ordonnanz  König  Johanns  zu  bemerken  hatten '. 
Das  Edikt  von  1581  darf  ebensowenig  wie  die  Ordonnanz  von 
1351  als  eine  selbständige  Schöpfung,  die  auf  völhg  neuen  Grund- 
sätzen beruht,  angesehen  werden.  Die  In'ttimer  in  der  seitherigen 
Auffassung  sind  auch  hier  im  wesentlichen  durch  die  isolierte 
Betrachtung  verschuldet  Vielmehr  mufs  das  Edikt  von  1581  in 
jeder  Weise  an  die  zuvor  geschilderte  Entwicklung  des  Gewerbe- 
rechts angeschlossen  und  im  Zusammenhang  mit  dieser  erörtert 
werden.  Wir  scheiden  demnach  die  Bestimmunffen  des  Edikts 
in  solche,  die  das  geltende  Recht  entweder  schlechtnin  aufzeichnen 
oder  es  mit  nur  geringen  Abänderungen  festlegen;  und  in  solche, 
die  das  Recht  fortbiloen  oder  auch  neue  Rechtagrundsätze  auf- 
istellen. 

Unter  den  Bestimmungen  der  erstgenannten  Art  begegnet 
uns  zunächst  die  Regelung  des  Niederlassungsrechts.  In 
der  Littcratur  wurde  seither  angenommen,  dafs  das  Edikt  hier 
wesentliche  Neuerungen  bringe.  Heinrich  III.  soll  ein  freieres 
Zugrecht  gewährt,  sowie  insbesondere  die  Schranken  zwischen 
Stadt  und  Vorstadt  niedergeworfen  und  die  vorstädtischen  Hand- 
werker den  städtischen  gleichgestellt  haben  ^.  Diese  allgemein 
übernommenen  Annahmen  sind  unzutreffend  und  widersprechen 
ebenso  sehr  dem  (nur  ungenau  gelesenen)  Text  des  Ediktes  wie 
dem  damaligen  Stande  des  Niederlassungsrechts. 

Auf  dem  Gebiete  des  Niederlassungsrechts  hatten  wir  von 
jeher  einen  Widerstreit  der  Interessen  zu  verzeichnen  ^.  Seit  der 
Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  hatte  das  Königtum  den  alther- 
gebrachten Satz  vertreten,  dafs  der  in  einer  zünftigen  Stadt  ge- 
prüfte Meister,  soweit  seine  gewerbliche  Befähigung 
in  Betracht  kommt,  in  jeder  anderen  Stadt  des  Reiches  ohne 
weiteres  zugelassen  werden  solle.  Die  Zunft  dagegen  hatte  seit 
jener  Zeit  die  Forderung  der  Sitzjahre  zur  Ausbildung  gebracht, 
von  dem  Verhältnis  der  vorstädtischen  Handwerker  zu  den 
städtischen  war  oben  S.  338  und  341  die  Rede. 

Das  Edikt  behandelt  die  Materie  in  den  Artikeln  4,  5,  6 
und  7;  die  Artikel  4  und  5  handeln  von  den  Beziehungen 
zwischen  Städten  und  Vorstädten,  Artikel  6  und  7  von  den  Be- 
ziehungen der  Städte  untereinander.  —  Im  Artikel  4  wird  ver- 
füg, dafs  die  bei  Erlafs  des  Ediktes  bereits  in  einer  Vorstadt 
mit  eigenen  Zünften  —  oü  il  y  a  maistrise  säpar^;  die 
Nichtbeachtung  dieser  Klausel  erklärt  schon  einen  Teil  der  oben- 


1  8.  oben  S.  163. 

*  Les  maitres  ^tablis  dans  les  faubourgs  des  villes  jur^  seront  libres 
d'exercer  lenr  mutier  dans  lesdites  villes.  Piseonneau  2  S.  228;  Le- 
vasseur,  dessen  Darstellnng  a.  a.  0.  U  S.  119  ff.  im  einzelnen  mit  der 
nacbfolgenden  Schilderung  zu  vergleichen  ist;  Schön berg,  Handbuch, 
4.  Aufl.,  II  S.  588. 

«  S.  oben  S.  38,  173,  251  und  339.  ^  j 
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erwähnten  irrtümlichen  Annahmen  —  ordnungsgemfifs  geprüften 
und  aufgenommenen  Meister  ihren  Wohnsitz  nach  der  Stadt  selber 
verlegen  dürfen,  ohne  dafs  sie  bei  ihrem  Zuzug  nochmals  der 
zünftigen  Meisterprüfung  oder  den  zünftigen  Aufnahme- 
gebühren unterworfen  werden*.  Die  nach  dem  Erlafs  des 
Ediktes  künftig  neu  aufzunehmenden  yorstädtischen  Handwerker 
haben  dagegen  im  Fall  einer  Wohnsitzveränderung  nachzuweisen, 
da(s  sie  nach  ihrer  Aufnahme  durch  die  Zunft  bereits  drei  Jahre 
lang  ihr  Gewerbe  öffentlich  und  als  selbständige  Meister  aus- 
geübt haben  ^. 

Behufs  Erlangung  dieses  Zugrechts  haben  die  zur  Zeit 
bereits  in  vorstädtische  Zünfte  aufgenommenen  Handwerker  — 
gleichviel  ob  sie  im  übrigen  eine  Wohnsitzverände- 
rung beabsichtigen  oder  nicht*  —  den  Meistereid  vor 
dem  zuständigen  Richter  nochmals  abzulegen,  während  die 
künftig  aufzunehmenden  ihren  Eid  binnen  acht  Tagen  nach  ihrer 
Aufnahme  in  die  Zunft  vor  dem  Richter  ablegen  sollen*'*.  Der 
Artikel  5  fügt  dann  hinzu,  dafs  auch  die  Handwerker  aus  nicht- 
zünftigen Vorstädten  das  gleiche  Recht  des  Zuzugs  in  die  Städte 


1  Avons  ordonnä  et  ordonnons  qae  toiis  artizans  qui  ont  est  6  pasaez 
maistres,  tant  ezdits  fauixbourgs  de  Paris  qu'en  ceulz  des  autres  bonnes 
yilles  oü  il  7  a  maistrise  separ^e  pourront,  lorsque  bon  lear  semblera, 
aller  exercer  leursdits  mestiers  dans  leBdites  villes,  tout  ainsj  qac  ei  de 
nouveau  ils  avoient  estö  passez  maistres  en  icelle,  sans  estre  pour  ce 
tenuz  faire  nouveau  chef  d'oeuvre,  nj  subjets  k  autred  devoirs  qne  ceulz 
qu'ils  ont  deja  faictz  ezdits  fauixbourgs,  dont  nous  les  avons  dispens^  et 
diepensODB,  et  ordonnä  que  ledtt  cbef  d^oeuvre  qulls  ont  fait  k  leur 
receptiou  et  maistrise  esdits  fauixbourgs  leur  servira  d*experience,  et 
sans  que  les  maistres  dMcellcs  villes  les  puiasent  empescher  en  Texercice 
de  leursdits  arts  et  mestiers,  ni  d^estre  en  leur  rang  esleuz  jurez.  M^t  I 
S.  85  Art.  4, 

^  Et  pour  le  regard  de  ceulz  qui  y  seront  regeus  k  l'adyenir,  nous 
voullons,  pour  eviter  k  toutes  fraulcfes  et  abbuz,  qu'ils  7  ayent  publique- 
ment  exerc6  leurs  mestiers  durant  trois  ann^s,  apr^  7  avoir  estä  re^eus 
maistres.    M6t.  1  S.  86  Art.  4. 

^  Hieraus  ergiebt  sieb  die  Endabsicht  der  ganzen  Anordnung  auf 
das  deutlichste;  s.  unten  S.  357. 

^  Pour  lequel  previlleige  ceulx  qui  7  besongnent  maintenant  preste- 
ront  d^  k  present  et  huit  jours  apr^  le  commandement  qui  leur  en  sera 
fait,  nouveau  serment,  pardevant  les  juges  ordinaires  des  licux,  com- 
missaires  ou  autres  officiers,  ores  quMlz  ne  voulussent  aller  au 
mesme  temps,  et  si  prompt ement  demeurer  esdites  villes,  et  les  aultres 
qui  7  seront  re^eus  pour  Tadvenir  huit  jours  aprös  leursdite  reception ,  ä 
peine  de  perdition  de  leurs  privilöges.    M6t  1  S.  86. 

*  Der  Artikel  4  ist  in  seiner  —  wohl  nicht  unabsichtlichen  —  Ge- 
schraubtheit allerdings  schwer  verständlich.  Es  sei  deshalb  darauf  auf- 
merksam gemacht,  aafs  sich  in  der  Ausgabe  M4t.  1  S.  86  ein  Inter- 
punktionsfehler befindet .  der  das  Verständnis  noch  weiter  erschwert 
8.  86  Zeile  12  v.  0.  mufs  hinter  maistres  ein  Punkt  stehen,  statt  eines 
Komma.  Die  anschliefsende  Stelle  Pour  lequel  preveillege  bezieht  sich 
nicht  auf  den  unmittelbar  vorangehenden  Satz,  sondern  auf  die  ersten 
Sätze  des  Artikels.  Bei  Fontänen  I  S.  1092  ist  die  Unterbrechung 
richtig  durch  einen  Doppelpunkt  angedeutet. 
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haben  sollen ,  nachdem  sie  als  Meister  aa%enommen  sind  und 
drei  Jahre  öffentlich  ihr  Gewerbe  ausgeübt  haben'. 

Mit  Bezug  auf  das  wechselseitige  Verhältnis  der  Städte  unter- 
einander bestimmt  dann  der  Artikel  6,  dafs  die  in  Paris  zunft- 
mäfsig  aufgenommenen  Meister  berechtigt  sein  sollen,  sich  inner- 
halb des  ganzen  Königreichs  ohne  weitere  Prüfung  niederzulassen. 
Die  Meister  in  den  Provinzen  dagegen  sollen,  nach  Artikel  7, 
befugt  sein,  im  Bereiche  desjenigen  Bezirks,  auf  den  sich  die 
Zuständigkeit  ihres  Gerichtshofs  erstreckt,  sich  niederzulassen. 
Je  nach  dem  Range  des  Gerichtshofs  der  aufnehmenden  Stadt 
bedeutet  dies  also  das  Kecht  der  Niederlassung  im  Bezirke  eines 
Provinzialparlaments,  einer  Baillie,  eines  Seneschallats ,  eines 
Präsidialgerichts  oder  auch  nur  eines  Untergerichts  ^.  Die  Lyoner 
Meister,  die  von  dem  Erfordernis  der  örtlichen  Lehrzeit  befreit 
werden  (s.  unten),  können  sich  nach  Artikel  8  in  jeder  Stadt 
im  Bereich  des  Pariser  Parlaments  niederlassen,  ausgenommen  in 
der  Stadt  Paris  selbst 

Das  Edikt  bringt  demnach  gegenüber  der  älteren  Auffassung 
des  Königtums  ein  entschiedenes  Zurückweichen  und  eine  Aner- 
kennung der  zünftlerischen  Ansprüche.  Der  fiechtssatz,  dafs 
jede  zünftige  Stadt  der  anderen  gleichsteht,  wird  ausdrücklich 
aufgegeben.  Zum  erstenmal  wird  in  einem  allgemeinen  Gesetz 
die  gewerberechtiiche  Abschliefsung  der  Städte  als  zu  Recht  be- 
stehend anerkannt 

Das  Zugrecht  zwischen  Vorstadt  und  Stadt  soll  zustehen  den 
bereits  zünftig  aufgenommenen  Meistern  zünftiger  Vor- 
städte bei  nochmaliger  Ablegung  des  Meistereides  bezw.  Zahlung 
der  entsprechenden  (königlichen)  Gebühr.  Der  Hauptmasse  der 
vorstädtischen  Handwerker,  die  keiner  Zunft  angehörten,  wird  da- 
g^en  aufgegeben,  unbedingt  den  Meistereid  abzulegen,  wodurch  die 
fiimere  IVeiheit  der  Vorstädte^  mit  einem  Federstrich  aufgehoben 
ist.  Zur  Erlangung  des  Zugrechts  selbst  ist  dann  noch  drei- 
jährige Ausübung  der  Meisterschaft  erforderlich.  Für  die  Vor- 
städte bedeutet  dies  einen  ganz  gewaltigen  Rückschritt;  denn  die 
Freiheit,   um    deren  willen  der  ärmere  Handwerker  gerade  die 

1  Comnie  en  semblable,  ponrront  aller  demonrer  et  exercer  leors 
mestiers  dans  lesdites  villeB,  ceulx  des  aultres  faulxbourgs  non  jurez  qui 
Beront  k  present  passez  maistres  en  vertu  de  Dostre  present  edict,  sans 
faire  aucun  chef-d^oeuvre,  et  pareillement  ceulx  qui  y  seront  re^eux  k 
Tadvenir  avec  chef-d'oeuvre,  pourveu  qu'ils  ayent  exerc^  leursdits  mestiers 
pareil  temps  de  trois  ans  apr^s  leur  reception  en  iceulx  et  presto  le  ser- 
ment,  pardevant  lesdits  jages  ordinaires  officiers  ou  comnussaires ,  huict 
jours  apr^  leur  reception  ausdites  maistrises  auadits  faulxbourgs.  M^t  1 
Ö.  86  Art.  5. 

«  M^t.  1  S.  86f. 

'  Vorstädte  mit  eigenen  Zünften  bestanden  in  erbeblich  er  Zahl  und 
AuBdehuung  vor  allem  in  Paris.  Auf  die  dortigen,  der  königlichen  Ver- 
waltung unerwünschten  Zustände  (s.  oben  S.  291)  sind  diese  Special- 
besümmungen  des  Gesetzes  im  besonderen  zugeschnitten. 
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Vorstadt  aufsuchte,  wäre  damit  vernichtet  gewesen,  und  zwar 
ohne  einen  sichtbaren  Gewinn.  Die  Benachteiligung  ist  hier  so 
auffällig,  dafs  sie  in  der  That  eine  Erklärung  verlangt,  die  indes 
unschwer  aus  dem  Edikt  zu  geben  ist.  Heinrich  [II.  fordert, 
wie  wir  später  noch  genauer  sehen  werden,  von  jedem  selbständigen 
Handwerker  den  Meistereid  bezw.  die  hierbei  zu  zahlende  Gebühr. 
Grundsätzlich  waren  demnach  auch  die  vorstädtischen  Handwerker 
den  entsprechenden  Vorschriften  zu  unterwerfen.  Eine  Gleich- 
stellung der  städtischen  und  vorst^dtischen  Handwerker  fand 
indes  trotzdem  nicht  statt.  Der  zur  Zeit  des  Ediktes  bereits  in 
eine  Vorstadtzunft  aufgenommene  Meister  sollte  beim  Zuzug  den 
Meistereid  vor  dem  Richter  nochmals  ablegen,  also  die  Gebühr 
nochmals  zahlen.  Der  künftig  aufzunehmende  soll  zunächst  drei 
Jahre  lang  —  also  gerade  die  Sitzzeit  der  Zünfte  —  sein  Ge- 
werbe ausüben. 

Das  Zugrecht  von  Stadt  zu  Stadt  wird  allgemein  beschränkt 
auf  die  Grenzen  der  Gerichtsbezirke.  Das  den  Pariser  Meistern 
bewilligte  unbeschränkte  Niederlassungsrecht  (s.  oben  Artikel  6 
des  Ediktes)  enthält  rechtlich  keine  Neuerung,  während  es 
praktisch  von  unerheblichster  Bedeutung  war.  In  Paris,  das  von 
jeher  als  Spiegel  und  Vorbild  des  Reiches  im  Gewerbewesen 
galt*,  waren  die  Anforderungen,  denen  der  Aufzunehmende  nach- 
zukommen hatte,  weitaus  am  höchsten.  Es  konnte  zu  jener  Zeit 
nur  ausnahmsweise  vorkommen,  dafs  ein  Handwerker  die 
schwierigere  und  kospieligere  Aufnahme  in  Paris  nachsuchte,  um 
nach  deren  endlicher  Erlangung  sich  in  einer  Provinzstadt  nieder- 
zulassen —  was  ihm  im  übrigen  schon  nach  dem  seitherigen 
Stande  des  Gewerberechts  rechtlich  durchaus  unbenommen 
war.  Während  somit  auf  gewerblichem  Gebiet  der  Abschlufs 
der  Städte  grundsätzlich  zugestanden  wird,  bleibt  dagegen  die 
politische  Forderung  des  Bürgerrechtserwerbs  wiederum  un- 
erwähnt und  deshalb  weiter  zu  Recht  bestehend;  sie  wird  von 
dem  Edikt  von  1581  ebensowenig  berührt,  wie  von  früheren 
allgemeinen  Ordonnanzen  und  Einzelstatuten  ^. 

Die  Aufnahme  und  gesetzUche  Festlegung  der  zünftlerischen 
Ansprüche  im  Niederlassungsrecht  ereiebt  sich  ferner  aus  den 
Bestimmungen  über  die  Dienstjahre  und  die  örtliche 
Lehrzeit,  Vorschriften,  die  an  sachlicher  Bedeutung  die  vor- 
erwähnten weit  überragen. 

Die  Verpflichtung  der  Sitzjahre  flir  die  Gesellen^  wird  in 
dem  Artikel  14  des  Ediktes  einfach  aufgezeichnet,  und  zwar  wird 
die  Übung  der  Zünfte  schlechtweg  in  ihrem  vollen  Umfang  be- 
stätigt. Das  Eldikt  schreibt  vor,  dafs  die  Gesellen,  wenn  nichts 
anderes   bestimmt   ist,    vor   dem   Meisterwerden   drei  Jahre   zu 


1  S.  oben  8.  241  Anm.  2. 

2  S.  oben  S.  173  und  250. 

3  S.  oben  S.  249  und  839.  ^  r 
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dienen  haben ;  wo  aber  ein  Zunftstatat  eine  längere  oder  kürzere 
Dienstzeit  festsetzt,  soll  es  bei  solcher  statutarischen  Bestimmung 
sein  Bewenden  haben  ^. 

Der  lange  geforderte  und  oft  abgelehnte  Zwang  der  örtlichen 
Lehrzeit^  wird  gleichfalls,  für  Paris  ausdrücklich  und  im  übrieen 
stillschweigend,  zugestanden.  So  vollständig  hat  sich  diese  For* 
derung  bereits  im  Zunftleben  eingebürgert,  dafs  das  Edikt  im 
Artikel  8  ftir  die  Lehrlinge  von  Lyon  eine  Ausnahme  schaffen 
mufs,  um  sie  aus  besonderen  Gründen  ihrer  besseren  Ausbildung 
wegen  von  der  örtlichen  Lehrzeit  zu  befreien.  Der  Mangel  der 
örtUch  bestandenen  Lehrzeit  soll  ausnahmsweise  den  aus  Lyon 
stammenden  Lehrlingen  nicht  hinderlich  sein,  in  Lyon  selbst 
das  Meisterrecht  zu  erwerben  und  sich  innerhalb  des  Pariser 
Parlamentsbezirks  (s.  oben)  niederzulassen.  In  Paris  selbst  aber 
dürfen  sie  sich  nur  niederlassen,  wenn  sie  dort  ihre  Lehrjahre 
abgedient  haben  ^. 

Die  oben  S.  351  erwähnten,  entgegengesetzten  Auflassungen 
von  der  Ordnung  des  Niederlassungsrechts  beruhen  in  erster 
Linie  auf  einer  lückenhaften  bezw.  irrtümlichen  Lesung  des 
Ediktaltextes ,  wie  sich  bereits  aus  den  hier  beigefügten  Text- 
stellen ergiebt^.  Hiermit  verbindet  sich  aber  noch  der  Mangel 
einer  Untersuchung  der  vorauf6;ehenden  Rechtsentwicklung  und 
des  thatsächlichen  Rechtszustandes.  Es  snielt  hier,  gerade  wie 
bei  der  Ordonnanz  von  1351,  die  Vorstenung  hinein,  als  ob  es 
zur  Herbeiführung  der  Freiheit  nichts  weiter  brauche,  als  die 
einfache  Aufhebung  eines  Verbotes.  Wiederum  zeigt  es  sich 
dann,  dafis  diese  präsumierte  Aufhebung,  wenn  sie  tW^ächlich 
eingetreten  wäre,  nicht  eine  Mehrung,  sondern  eine  Minderung 
der  Freiheit  gebracht  haben  würde.  Der  Preis  für  den  Ausgleich 
zwischen  Stadt  und  Vorstadt  im  Edikt  von  1581  war  nämlich  — 
Zahlung  der  Aufnahmegebühren ,   Einl  itt  in   die  Zunfl ,   Unter- 


^  Apr^  lesquels  apprentissaj^es  faictz ,  Icsdits  apprentifs ,  seront 
encore  tenuz  servir  lesdits  maistres  leurs  vefves  ou  aultres  de  pareil  art 
ou  mestier,  darant  trois  ans  entiers,  sinon  que  learaditB  statuta  portassent 
pouT  ledit  Service  plus  on  moings  de  temps;  auquel  cas  nons  voullons 
qu'ils  suyvent  et  observent  leursaitB  statuta;  M^t.  I  8.  89  Art.  14. 

«  8.  oben  8.  252  und  838. 

'  Les  enfana  de  cenlx  aui  aeront  re^euz  k  la  maiatriae  par  vertu 
de  noatre  preaent  edict,  et  aultrea  habitana  d'icelle  ville  de  Lyon  pourront 
aller  faire  leur  apprentiaage  et  aervir  lea  maiatrea  deadita  arta  et  meatiers 
en  teile  ville  de  noatre  royaume  et  hora  d'icellny  qu'ilz  verront  bon  estre, 
et  a*y  faire  recevoir  maiatrea  ou  en  ladite  ville  de  Lyon,  en  vertu  des 
actea  et  de  certifficationa  de  leuradita  apprentiasage  et  aervice,  et  apr^ 
demourer  en  icelle  ville  de  Lyon  ou  teUes  aultrea  villea  du  resaort  de 
noatre  court  de  parlement  de  raria  qu'ilz  verront  bon  eatre,  hormia  ladite 
ville  de  Paria,  a^ila  n*y  ont  faict  leur  apprentiaaage ,  comme  en  pareil 
feront  ceulx  demourana  en  noatredite  ville  de  Lion  qui  aeront  par  vertu 
du  present  edict  re9euz  k  ladite  maistrise.    M^t.  I  8.  87  Art.  8. 

*  Die  betr.  Stellen  aind  8.  351  Text  am  Ende,  S.  352  Anm.  1,  2,  4, 
8.  353  Anm.  1,  8.  355  Anm.  1.  ^  j 
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werfung  unter  die  drei  Sitzjahre.  Ein  anderer  Ausgleich  war 
auch,  immer  unter  Beibehaltung  des  gegebenen  Seditszustandes^ 
nicht  möglich.  Die  rechtliche  Gleic^tellung  einer  unzünftigen 
Vorstadt  mit  einer  zünftigen  Stadt  ist  schlechthin  ein  Widersinn 
und  darum  ausgeschlossen.  Der  Meister  der  zünftigen  Vorstadt 
aber  kann  im  allgemeinen  nur  wie  jeder  Fremde  behandelt 
werden.  -Dals  die  Regelung  der  übrigen  Teile  des  Nieder- 
lassungsrechts im  Eklikt  von  1581  keinesw^  eine  fortschritt- 
liche war,  ergiebt  sich  aus  unserer  Darstellung  der  Materie  zur 
Genüge  *. 

Unter  den  übrigen  Bestimmungen  des  Ekliktes,  durch  welche 
ältere  Vorschriften  wiederholt  werden,  ist  noch  die  kurze  Be- 
handlung des  Meisterstücks  zu  erwähnen.  Es  handelt  sich  hier 
um  die  dten  Mifsstände,  gegen  die  schon  lange,  jedoch  vergeblich, 
angekämpft  wird.  Schon  seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
suchen  die  Statuten  und  Ordonnanzen  den  Prüfling  gegen  die 
Ungebühr  der  Geschworenen  zu  schützen  und  das  Meisterstück 
mit  allen   erdenklichen  Sicherungen  zu   umgeben.     Eine  Preis- 

S'enze  für  die  Kosten  des  Werkstücks,  eine  Zeitgrenze  für  die 
erstellung  war  festgestellt  5  die  Forderung  eines  ungewöhnlichen 
oder  nicht  marktgängigen  Gegenstandes  war  untersagt;  die  Be- 
rufung gegen  einen  ungünstigen  Entscheid  der  Geschworenen  war 
gewährleistet  worden.  Gleichwohl  blieben  sowohl  Schwierigkeiten 
als  Mifsbräuche  bestehen  und  machten  das  Meisterstück  zu  einer 
schwer  überwindlichen  Schranke  für  den  Gesellenstand. 

Das  Edikt  begnügt  sich  indessen  auffallender  Weise  mit 
zwei  kurzen  Bestimmungen,  durch  welche  für  die  Anfertigung 
des  Meisterstücks  die  ziemlich  weitgesteckte  Zeitgrenze  von  drei 
Monaten  festgestellt  und  die  übliche  Beruiung  gegen  den  Entscheid 
der  Geschworenen  verzeichnet  wird  (Art.  1(5  und  17).  Die  Be- 
handlung des  Gegenstandes  ist  eine  wesentlich  dürftigere  als  in 
früheren  Statuten  und  Ordonnanzen  ^.  Diese  Beschränkung  muls 
hier  um  so  mehr  verwundern,   als  sich  das  EMikt  in  seiner  Ein- 

1  Die  auf  die  Vorstädte  bezüglichen  Bestimmangen  des  Ediktes 
blieben  zunächst  unausgeführt  und  gelangten  erst  späterhin  zu  einer  be- 
schränkten, von  den  Handwerkern  stets  bekämpften  Durchführung.  Im 
Jahre  1642  wurden  die  Handwerker  der  Vorstadt  St  Antoine  von  Paris 
zünftig  gemacht;  sie  erlangten  iedoch  schon  im  Jahre  1657  die  Wieder- 
herstellung ihrer  alten  Freiheit  (M^t  1  8.  111  Anm.).  In  den  Vorstädten 
8t.  Honore  und  Montmartre  wurde  im  Jahre  1644  von  Ludwig  XIV.  die 
Errichtung  besonderer  Zünfte  befohlen  (M^t.  1  S.  110  f.).  In  den  Jahren 
167/)  und  1678  wurden  die  vorstädtischen  Zünfte  von  Paris  (zunächst 
gegen  Zahlung  bestimmter  Gebühren,  M^t.  1  8.  122)  mit  den  haupt- 
städtischen vereinigt  (M^t.  1  8.  121).  —  Unzünftige  Handwerker  waren 
indes  stets  in  grofser  Zahl  vorhanden.  In  Paris  selbst  blieb  die  Freiheit 
der  ip-öfseren  Handwerker- Vorstädte,  insbesondere  des  bekannten  8aint- 
Antome,  bis  zum  Zusammenbruch  des  alten  8taate8  erhalten  (M^t  1 
S.  121  Anm.  2). 

«  8.  oben  8.  346  f. 
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leitung  mit  grofser  Schärfe  gegen  die  Mifsbräuche  beim  Meister- 
Stück  aoBspncht  mid  die  AMtellung  dieser  Unzuträglichkeiten  als 
eines  der  Hauptziele  des  königlichen  Einschreitens  bezeichnet. 
Demgegenüber  ist  nachdrücklich  darauf  hinzuweisen ,  dafs  das 
£dikt  seine  Zwecke  in  diesem  Fall  überhaupt  nicht  durch  die 
Beformierung,  sondern,  wie  wir  später  (s.  S.  358)  sehen  werden, 
durch  die  einfiftche  Beiseiteschiebung  des  Meisterstücks  zu  er- 
reichen sucht.  — 

Die  übrigen  in  das  Eklikt  aufgenommenen  älteren  Materien 
bedürfen  keiner  Hervorhebung.  —  Wir  wenden  uns  nunmehr  zu 
den  Bestimmungen  des  Eldiktes,  die  eine  Fortbildung  oder  eine 
Neuerung  im  Gewerberecht  enthalten. 

Artikel  1  des  Ekliktes  bestimmt,  dafis  jeder  Handwerker 
oder  Professionist,  der  ein  Gewerbe  in  einer  zünftigen  oder  un- 
zünftigen Stadt,  einer  Ortschaft  oder  einem  Flecken  des  Reiches 
betreibt,  den  Meistereid  vor  dem  Richter  des  zuständigen 
Gerichtes  abzulegen  hat^.  Auch  in  den  freien  Künsten^  soll 
jeder  selbständige  Gewerbetreibende  von  nun  ab  zu  dem  Meistereid 
verpflichtet  sein^.  Mittelbar  war  hierdurch  der  zünftige  Zusammen- 
schiufs  für  alle  Handwerker  vorgeschrieben ;  unmittelbar  dagegen 
hat  Heinrich  lU.  dies  nicht  angeordnet.  Die  Absicht  des  Königs 
ging  nicht  auf  die  Errichtung  von  Zünften,  sondern  lediglich  auf 
die  unbedingte  Ablegung  des  Meistereides  und  die  Zahlung  der 
dabei  fälligen  Gebühr.  Im  Artikel  2  verleiht  deshalb  der  König 
jedem  selbständigen  Handwerker  in  den  Orten,  wo  Zünfte  nicht 
oestehen,  ohne  weiteres  die  Meistereigenschaft  und  verpflichtet  ihn 
zur  Ablegung  des  Eides  vor  dem  zuständigen  Gericht^. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist  also  an  dieser  Stelle  kein 
gewerberechtlicher,  sondern  vielmehr  ein  fiskalischer ;  es  handelte 


^  Que  toiis  artisans  et  gens  de  mestier,  demourans  et  besongnans 
comme  maistres  de  ieurs  arte  et  mesCiers,  te  viües,  fauxbourgs,  bourgs 
et  bonrgaddes,  et  autres  lieuz  de  nostredit  royaulme,  esqaeiz  11  n'y  a 
maitrise  ne  Jurez,  soit  en  boaticques  ouvertes,  chambres,  ateliera  ou 
aultre»  endroits,  et  qui  y  seront  trouvez  besongnans  lors  de  la  pubiication 
de  nostre  present  edit,  seront  tenuz  de  prester  le  serment  de  maistrise 
desdits  arts  et  mestiers  pardevant  le  jage  ordinaire  du  liea,  seit  roial  ou 
subalterne,    ou  coinmissaires  qui  pour  ce  seront  par  nous  commis  et  dep- 

Sutez  dans  hoictaine,   aprös   le   commandement  qui  leur  en  sera  faict 
l^t.  1  S.  85  Art  1. 
«  S.  oben  S.  327. 

*  Et  qoant  aax  arts  et  mestiers  tant  anciens  que  noavellement  mis 
en  lomiere  esquelz  il  nV  a  Jamals  eu  aulcuns  maistres,  nous  voullons 
aossi  que  toos  ceux  qui  les  exercent  comme  maistres  lors  de  la  pubiication 
dudit  present  edit,  soient  tenuz  de  prester  pareil  serment.  M^t.  1 
S.  85  Art  3. 

*  Et  d'aaltant  qu*il  n*y  a  encores  esdits  lieux  aucuns  maistres  ne 
jnrez  poar  les  recevoir  k  la  maistrise  avant  que  prester  ledit  serment, 
nous  les  avons  tons  faits  et  passez,  faisons  et  passons  maistres  de  Ieurs- 
dits  arts  et  mestiers,  dlspensez  et  dispensons  de  faire  aucun  ebef  d'oeuvre, 
Sans  qa*ilz  soient  pour  ce  tenuz  prandre  lettres  de  nous,  alns  seullement 
racto  de  leurdit  serment    M6t.  1  S.  85  Art.  2.  r^^^^T^ 
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sich  darum,  die  Verpflichtung  eines  jeden  Handwerkers ,  gldlch- 
vid  ob  zünftig  oder  nichts  zur  Zahlung  einer  staatlichen  Ab^be 
zu  statuieren.  Der  hier  von  Heinrich  IH.  au&esteUte  Grundsatz 
wurde  von  weittragender  Bedeutung.  Der  Meistereid  vor  dem 
zuständigen  Gericht,  den  das  E>likt  allgemein  fordert,  war  zwar 
stets  vorgeschrieben,  aber  die  zünftige  Aufnahme  war  die  Vor- 
bedingung. Die  Reihenfolge  hat  sich  jetzt  umgekehrt;  die  Eädes- 
abnahme  durch  den  königlichen  Richter  ist  an  die  erste  Stelle 
gerückt.  Der  König  geht  so  weit,  dafs  er  die  Eidesabiegung 
vor  dem  zuständigen  Gericht  im  Einzelfall  gänzlich  unabhängig 
macht  nicht  nur  von  der  zünftigen  Auftiahme,  sondern  von  dem 
Bestehen  von  Zünften  überhaupt.  Grundsätzlich  ist  ferner  von 
jetzt  ab  jeder  selbständige  Handwerker  zur  Ablegung  des 
Meistereides  verbunden.  Zur  thatsächlichen  Durchftlhrung  dieser 
Bestimmungen  wurden  späterhin  unter  Berufung  auf  das  Eldikt 
von  1581  immer  neue  Versuche  unternommen.  Doch  wurde 
auch  späterhin  der  Meistereid  bezw.  die  Zünftigkeit  der  Hand- 
werker selbst  in  den  Städten  niemals  allgemein  oder  unbedingt 
gefordert  ^. 

Die  zweite  bedeutsame  Neuerung,  die  Heinrich  HI.  vornahm, 
ist  die  völlige  Umgestaltung  des  alten  Instituts  der  Königsmeister. 
Indem  ich  wegen  aller  Einzelheiten  auf  meine  Untersuchung  über 
dieses  Institut  verweise^,  bemerke  ich  hier  nur,  dais  das  Recht 
der  Ernennung  von  Königsmeistem  bis  dahin  an  bestimmte  Vor- 
gänge innerhalb  des  königlichen  Hauses  geknüpft  war;  ursprüng- 
lich an  die  Thronbesteigung  des  Königs,  später  an  die  Heirat  des 
Thronfolgers  und  an  die  Geburt  des  Thronerben.  Das  Edikt  von 
1581  bestimmt  nun  im  Artikel  11,  dafs  in  Paris  und  den  übrigen 
Städten  entsprechender  Bedeutung  in  jedem  Gewerbe  drei  Königs- 
meister ernannt  werden,  von  der  Anfertigung  des  Meisterstücks 
und  von  der  Lösung  des  Meisterbriefes  befrdt  und  nur  zur 
Leistung  des  Meistereides  gehalten  sein  sollen.  Dagegen  haben 
die  Anzunehmenden  dem  Gerichtsamt  ihres  Bezirkes  eine  ihrer 
Leistungsfähigkeit  entsprechende  Aufnahmegebühr  zu  entrichten. 

Dies  ist  das  radikale  Mittel,  durch  das  der  König  die  Auf- 
ftischung  des  Handwerkerstandes  erzwingen  und  die  Stockung  im 
Zunftverbande  beseitigen  wiU.  Die  Erschwerungen,  die  wir  im 
Laufe  der  Zeit  aufgerichtet  sahen,  werden  hier  mit  einem  Schlage 
durchbrochen,  und  für  den  Eintritt  neuer  Kräfte  wird  Raum  ge- 


1  S.  oben  S.  356  Anin.  1  und  Edikt  von  1673,  M6t.  1  S.  117.  Nach 
dem  Edikt  von  1673  —  einer  Wiederholung  und  Verschärfung  unseres 
Ediktes  von  1581  —  wurden  13000  unzünftige  Arbeiter  zünftiger  Be- 
triebe ermittelt  (M6t.  1  S.  119  Anm.).  Die  Unzünftigkeit  als  solche  blieb, 
wie  sie  thatsächlich  bestand,  auch  rechtlich  anerkannt;  durch  Edikt  von 
1691  wurden  besondere  Beamtungen  fttr  die  un zünftigen  Betriebe  er- 
richtet (M6t  1  S.  128). 

>  Königsm.  S.  813  ff.;  8.  auch  oben  S.  309. 
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schaffen.  Wir  haben  hier  auch  die  Erklärung,  weshalb  der  König, 
der  die  Mißbrauche  beim  Meisterstück  in  der  Einleitung  des 
Edikts  auf  das  anschaulichste  schildert,  gegen  die  anerkannte 
Ungebühr  weit  weniger  scharf  vorgeht,  als  in  irgend  einer  der 
früheren  Ordonnanzen  geschehen  war;  denn  er  suchte  die  Abhilfe 
in  der  einfachen  Umgehung  der  ganzen  Einrichtung. 

Für  das  Gewerbewesen  hatte  die  Mafsregel  Heinrichs  III. 
eine  zwiefache  Folge.  Zunächst  konnte  der  Handwerker,  der 
durch  die  Kosten  des  Meisterstücks  und  des  zünftigen  Meister- 
geldes, durch  die  Mi&gunst  und  die  persönlichen  Anforderungen 
der  Zunft  bisher  zurückgehalten  wurde,  vermittelst  des  könig- 
lichen Meisterbriefes  zur  zunftmälsigen  Selbständigkeit  gelangen. 
Die  Beiörderung  dieser  zahbeichen  Handwerkerklasse  entsprach 
der  eigentlichen  Absicht  des  Ediktes.  Doch  eine  zweite  und 
wichtigere  Gattung  von  Bewerbern  wurde  hierdurch  den  Zünften, 
zunächst  wider  ihren  Willen,  zugeführt ;  es  ist  der  geldbesitzende 
Geschäftsmann,  dem  durch  die  Befreiung  von  der  handwerks- 
mäfsigen  Lehrzeit  und  dem  Meisterstüä  der  Weg  zu  dem 
Zünftlerischen  Gewerbebetrieb  geöflBaet  wurde.  Diese  Einführung 
des  Geldbesitzers,  des  E^aufmanns,  in  die  französischen  Zünfte  ist 
eine  der  hervorragendsten  Folgen  der  Mafsnahme  Heinrichs  III. 

Auch  nach  der  finanziellen  Seite  hatte  das  Vorgehen  des 
Königs  eine  bemerkenswerte  Wirkung.  Der  Königsmeister  zahlte 
nur  eine  Abgabe  an  das  königliche  Gericht.  An  die  Stelle  der 
vielfachen  und  übermäfsigen  Ansprüche  der  Zunft  trat  hiermit 
die  einheitliche  und  geminderte  Gebühr  des  Staats.  Verbunden 
mit  dem  grundsätzlichen  Elrlafs  des  Meisterstücks  und  der  Prüfting, 
ist  dies  (Ter  erste  Versuch  der  rein  staatlichen  Gewerbebesteuerung 
inmitten  des  Zunftwesens  ^  — 

Die  dritte  Neuerung,  die  Heinrich  III.  durch  das  Ekiikt 
unternahm,  liegt  ausschliefslich  auf  finanziellem  Gebiet. 

Der  König  rügt  in  der  Einleitung  des  Eldiktes  und  in  dem 
Artikel  13  die  hohen  Aufwendungen,  die  von  den  Zünften  beim 
Meisterwerden  für  das  Mcistergeld  und  den  Meisterschmaus  ge- 
fordert werden,  und  die  in  Paris  bei  den  geringeren  Gewerben 
sechzig  Goldthaler,  bei  den  besseren  bis  zu  zweihundert  Gold- 
thalem  betragen.  Der  Erwerb  der  Meisterschaft  wird  hierdurch 
dem  unbemittelten  Handwerker,  auch  wenn  er  sonst  den  zunft- 
mäfsigen  Ansprüchen  in  allem  genügt,  unmögUch  gemacht.  Der 
König  verspncht,  hier  Ordnung  und  Abhilfe  zu  schaffen.  Dies 
geschieht  durch  den  Artikel  20  des  Eldiktes,  der  eine  staatliche 
Örundgebühr  festsetzt,  die  der  zunftmäfsig  geprüfte  Meister^  bei 
der  Eidesabiegung    an   das   königliche   Gericht   zu   zahlen   hat. 


1  KöDigsm.  S.  824  ff. 

'  Also  nicht  der  Königsmeister,  mit  welchem  besondere  Satze  ver- 
e^nbait  werden,  b.  oben. 
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Nach  dieser  Grundgebühr  richten  sich  alle  weiteren  Aufiiahme- 
kosten,  insbesondere  die  alten  zanftmälsigen  Oebühren,  die  so 
weit  herabgesetzt  werden  sollen,  dafs  sie  in  keinem  Fall  mehr 
als  ein  Drittel  der  staatlichen  Gebühr  ausmachen^,  f^r  diese 
staatliche  Grundgebühr  werden  abgestufte  Sätze  aufgestellt;  sie 
betragen  in  Paris,  Toulouse,  Ronen  und  Lyon  für  die  besseren 
Gewerbe  dreifsig  Goldthaler,   fbr  die  mittleren  zwanzig,   ftlr  die 

Geringeren  zehn  Goldthaler,  und  fallen  in  allmählicher  Staffelung 
is  auf  drei,   bezw.  zwei  und  einen  Goldthaler  in  den  kleinsten 
Flecken  und  Ortschaften. 

Diese  Regelung  ist  seither  mifsverstanden  worden^,  und  die 
Anordnung  des  Ediktes  erfordert  hier  in  der  That  eine  Er- 
läuterung. Zu  Eingang  des  Artikels  13  sagt  der  König,  dafs 
die  Aufwendungen  beim  Meisterwerden  (nicht  etwa  ftir  das 
Meisterstück  allein®)  in  Paris  bei  den  geringeren  Gewerben  60, 
bei  den  besseren  200  Goldthaler  betragen.  Diesen  und  den 
übrigen  Erschwerungen  bei  dem  Erwerb  der  Meisterschaft  ver- 
spricht der  König  abzuhelfen;  er  erftdlt  seine  Zusage  durch  die 
Artikel  13  bis  20,  die  als  zusammenhängendes  Ganzes  zu  be- 
trachten und  nur  so  verständlich  sind.  Die  zu  dem  vorgesetzten 
Zweck  erlassenen  Bestimmungen  betreffen  der  Reihe  nach  folgende 
Gegenstände:  Verbot  des  Freikaufs  der  Lehrzeit  (Art.  13);  Sitz- 
jahre der  Gesellen  (Art,  14);  Berufung  gegen  Ablehnung  durch 
die  Geschworenen  (Art.  17) ;  Mindestalter  für  Erwerb  der 
Meisterschaft  (Art.  18);  mündliche  Prüfung  in  einzelnen  Gewerben 
(Art.  19).  Endlich  im  Artikel  20  kommt  der  König  auf  die 
einleitende  Bemerkung  des  Artikels  13  zurück  und  erklärt,  dafs 
er  die  Aufnahmekosten  um  volle  fünf  Sechstel  ermäfsigen  wolle, 
so  dafs  die  Handwerker  künftig  nur  ein  Sechstel  des  bisherigen 
Aufwandes  zu  leisten  haben.  Demgemäfs  wird  die  staatliche 
Grundgebühr  für  die  geringeren  (bewerbe  auf  10,  für  die 
besseren  auf  30  Goldthaler  festgesetzt,  was  gerade  ein  Sechstel 
der  eingangs  genannten  Beträge  von  60  bezw.  200  Goldthalem 
ausmacht  Hierzu  würden  dann  noch  die  zünftigen  Zuschläge 
von  einem  Drittel  des  (staatlichen)  Grundbetrages  treten.  Die 
Rechnung  stimmt  also  genau,  und  die  Zusage  ist  innerhalb  des 
Ediktes  erfüllt. 

Die  im  E>likt  aufgestellten  Gebührensätze  (s.  oben)  sind 
folgende : 


'  In  der  Ausgabe  M6t.  1  S.  92  findet  sich  hier  in  dem  schwer  ver- 
ständlichen Artikel  20  ein  störender  Interpunktionsfehler.  Auf  Zeile  16 
hinter  „leurs  previleiges"  beginnt  ein  neuer  Satz.  Auch  sonst  enthält 
der  Abdruck  bei  diesem  unbehilflichen  Artikel  mehrere  Interpunktions- 
fehler, die  den  Sinn  unverständlich  machen.  Die  Fontanonsche  Inter^ 
punktion  entspricht  der  eigentümlichen  Satzbildung  jener  Zeit  weit  besser. 

a  M6t.  1  S.  89  Anm.  1. 

^  Wie  Lespinasse  a.  a.  O.  annimmt. 
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bessere       mittlere     geringere 

Paris,  Toulouse,  Rouen,  Lyon 

und  Vorstädte 

Provinzstädte  mit  Obergericbt 
Ändere  gute  Städte  .... 
Eldnere  Städte  und  Ortschaften 
Flecken  und  Weiler  .... 

Meistersöhne  zahlen  die'  Hälfte  der  allgemeinen  Sätze.  —  Zwischen 
den  obigen  drei  Gewerbeklassen  sollten  nach  näherer  Festsetzung 
durch  den  königlichen  Rat  noch  Zwischenstufen  geschaffen 
werden.  Dies  geschah  durch  eine  Ausführungsverordnung  zu 
dem  Edikt  vom  5.  Juli  1582^.  Nach  ISnft^ng  von  zwei 
Zwischenstufen  war  darnach  das  ganze  Gewerbe  in  ftlnf  Klassen 
abgeteilt. 

Bei  der  Zersplitterung  und  Ungleichheit  des  zünftlerischen 
Gebührenwesens  war  die  hier  angebahnte  Reform  eine  besonders 
wohlthätige.  Einheit  und  Klarheit  in  den  Gebühren  war  in  der 
That  das  einzige  Mittel,  das  dem  hier  eingerissenen  Unfug  ent- 
gegenwirken konnte.  Auch  die  Schaffung  einer  staatlichen  Grund- 
gebühr, nach  welcher  die  zunftmälsigen  Anforderungen  sich  zu 
richten  haben,  ist  ein  glücklicher  Gedanke.  In  der  seitherigen 
EIntwicklung  hatte  man  das  umgekehrte  Verfahren  eingeschlagen. 
Das  Königtum  hatte  der  unausgesetzten  E^rhöhung  der  zünftigen 
Aufnahmegelder  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  stets  zugestimmt 
und  sich  cUbei  begnügt,  wenn  der  königlichen  Kammer  ein  zu- 
kömmlicher  Anteil  vorbehalten  blieb.  So  kommt  auch  in  dieser 
neuen  Ordnung  des  Gebührenwesens  äie  grundlegende  Befugnis 
des  Staates  zum  richtigen  Ausdruck.  — 

Das  Edikt  von  1581  nimmt  demnach  zu  einem  grofsen  Teil 
nur  geltendes  Recht  auf.  Insbesondere  in  dem  Niederlassungs- 
recht,  in  der  Pflicht  der  Sitzjahre,  in  der  örtlichen  Lehrzeit  wird 
die  rückläufige  Eint wicklung  der  voraufgehenden  Zeit  schlechthin 
bestätigt.  Die  in  dem  Eklikt  ausgesprochene  Reform  des 
Gewerbewesens  beruht  dagegen  auf  der  Aufstellung  von  drei,  in 
die  gesamte  gewerbliche  Verwaltung   eingreifenden  Grundsätzen. 

1.  Vorschrift  der  Ablegung  des  Meistereides  für  jeden 
(zünftigen  wie  unzünftigen)  Handwerker,  der  sdn  Gewerbe  selb- 
ständig ausübt. 

2.  Allgemeine  Schaffung  von  Königsmeistem  in  iedem  Ge- 
werbe, deren  Auftiahme  dem  Einflufs  und  der  Mitwurkung  der 
Zünfte  gänzlich  entzogen  ist. 

3.  Aufstellung  von  staatlichen  Grundbeträgen  ftlr  die  Kosten 
bei  der  regelmäßigen  Meisteraufiiahme. 

Das  Edikt  als  Ganzes  beschäftigt  sich  im  wesentlichen  nur 
mit   einem   Teil   des   formalen   Gewerberechts.     Das   materielle 


1  M6t  1  S.  94.  n  ] 
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Oewerberecht,  wie  die  Gewerbeschau,  kurz  die  zahlreichen  Ma- 
teriea,  deren  Entwicklung  wir  zuvor  zu  schildern  hatten,  femer 
die  Zunftgerichtsbarkeit,  werden  wenig  oder  gar  nicht  behandelt 
Sie  lagen  indes  schon  zur  Genüge  in  der  Hand  des  Staates.  — 

Das  Edikt  Heinrichs  III.  von  1581  wurde  im  Jahre  1597 
durch  Heinrich  IV.  erneuert.  Heinrich  IV.  gab  zugleich  dem 
Gesetz  von  1581  einen  erheblich  erweiterten  Geltungsbereich. 
Während  das  Eklikt  Heinrichs  III.  sich  nur  auf  das  Handwerk 
bezogen  hatte,  unterstellte  Heinrich  IV.  die  Gewerbetreibenden 
und  Kaufleute  allgemein  den  gleichen  Vorschriften. 

Die  Befugnisse  der  sogenannten  Krämerkönige,  Meisterbriefe 
auszustellen  ^  —  eine  Berechtigung,  die  schon  Franz  1.  aufgehoben 
hatte,  die  aber  inzwischen  immer  wieder  von  neuem  usurpiert 
worden  war  — ,  wurde  endgültig  abgeschafit.  Den  Kaufleuten 
wurde  die  Ablegung  des  Meistereides  vor  dem  zuständigen  Gericht 
anbefohlen.  Auch  sollten  an  jedem  Orte  die  Kaufleute  und 
Krämer  unmittelbar  nach  der  Eidesleistung  zusammentreten  und 
örtliche  Geschworene  zur  Ausübung  der  Gewerbeschau  wählen  ^.  — 
Schon  die  zeitgenössischen  Juristen,  unter  ihnen  Loyseau, 
nahmen  an,  dafs  durch  die  Edikte  von  1581  und  1597  für  alle 
Städte  und  Ortschaften  des  Königreichs  die  Errichtung  ge- 
schworener Handwerke  vorgeschrieben  sei^'*. 


Wir  haben  nunmehr  an  den  zweiten  Teil  unserer  Aufgabe 
heranzutreten ;  es  bleibt  festzustellen ,  wie  die  eingangs  er- 
wähnte, irrtümliche  Deutung  des  Ediktes  Heinrichs  HI.  in  der 
Geschichte  entstanden  ist. 

Das  zuvor  (S.  349)  herangezogene,  von  Turgot  verfafste 
Zunftedikt  Ludwigs  XVI.  von  1776®  beginnt  seine  Schilderung 
der  französischen  Zunftgeschichte  mit  dem  Satze: 

La  source  du  mal  est  dans  la  facultä  meme  accord^  aux 
artisans  d'un  m§me  metier,  de  s'assembler  et  de  se  röunir  en 
un  Corps. 


1  S.  oben  S.  267. 

«  M6t.  1  S.  99  Art.  4. 

*  Le  second  poinct  de  la  Police  concerne  les  mestiers  jurez ,  qu'on 
a  estim^  autresfois  ne  pouvoir  estre  establis  ^  villes  des  Seigneurs  sans 

germission  du  B07 Mais  quoy  qu'il  en  seit,  par  Tadlet  du  fea 
loy  de  l'an  1581,  confirm^  et  amplifie  par  le  Roy  d'k  present,  en  Tan 
1597,  11  est  non  seulement  pennis,  mais  aussi  command^  que  les  mestiers 
de  toutes  les  villes  et  bourgs  soient  jurez.  Loyseau,  des  Seigneuries 
Cap.  9  Art.  47.    Ausg.  Paris  1613  S.  93. 

*  Vgl.  hierzu  den  oben  S.  155  erwähnten  ersten  Versuch  Philipps  IV., 
die  Zunft  Verfassung  eines  einzelnen  Gewerbes  fUr  das  ganze  Königreich 
anzuordnen. 

'^  Ausgaben:  Oeuvres  de  Turgot,  hrsg.  v.  E.  Daire  Paris  1844  Band  2 
S.  302  ff.;  ßamb.  Bd.  23  S.  370-,  M6t  2  S.  162  ff. 
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In  unmittelbarem  Anschlufs  hieran  giebt  Turi.ot  alsdann 
seine  Darstellung  von  der  Herausbildung  des  Zunftwesens.  Er 
beschreibt  in  allgemeinen  Zügen  die  Entwicklung,  wie  sie  nach 
seiner  Ansicht  gewesen  ist,  und  gelangt  hierbei  bis  zu  dem  Edikte 
Heinrichs  HL,  durch  welches  das  Zunftwesen  seine  endgültige 
Ausgestaltung  empfing.  „Heinrich  HI.  gab  durch  sein  Edikt 
von  1581  dieser  Einrichtung  (d.  h.  dem  Zunftw^en)  die  Aus- 
dehnung und  Form  eines  fdlgemeinen  Gesetzes."  Darauf  folgt 
dann  die  denkwürdige  Stelle,  folgen  die  aufreizendsten  Worte  des 
Qesetz^,  die  dem  Zeitalter  unvergec:en  blieben: 

„Cette  illusion  a  it&  port^e,  chez  quelques  personnes,  jusqu'au 
point  d'avancer  que  le  droit  de  travailler  ötait  un  droit  royal, 
que  le  prince  pouvait  vendre,  et  que  les  sujets  devaient  acheter. 

„Nous  nous  hfttons  de  rejeter  une  pareille  maxime. 

„Dieu,  en  donnant  k  Thomme  des  besoins,  en  lui  rendant 
n^cessaire  la  ressource  du  travail,  a  fait  du  droit  de  travailler  la 
propriitö  de  tout  homme,  et  cette  propriöt^  est  la  premi^,  la 
plus  sacr^e  et  la  plus  imprescriptible  de  toutes"  ^. 

Em  klingt  wie  Gebet  und  Verheifeung;  aber  kein  Wort 
davon  entspricht  der  Wirklichkeit.  Doch  wenn  ein  E\lrst  selber 
ein  solches  Urteil  aussprach,  so  lälst  sich  die  Wirkung  auf  ein 
unzufriedenes  und  gehetztes  Volk  wohl  ermessen. 

Es  fragt  sich  nun,  auf  welchen  Grundlagen  jene  Wendung 
des  E^liktes  von  1776  eigentlich  beruht,  und  wie  sie  in  ein  amt- 
liches Schriftstück  geraten  ist.  —  Der  Gewährsmann  Turgots 
ist  unschwer  zu  finden;  es  ist  Forbonnais,  auf  den  die  An- 
schauungen des  achtzehnten  Jahrhunderts  über  die  Ofientlichen 
Zustände  und  Einrichtungen  Frankreichs  vielfach  zurückgehen. 
Aus  dem  Reichtum  an  sachlichen  Angaben  und  selbständigen 
Beobachtungen  Forbonnais'  hat  das  Schrifttum  jener  Zeit  unab- 
lässig geschöpft.  Das  Hauptwerk  Forbonnais',  die  Recherches 
et  G)nsid^rations  sur  les  Finances  de  France  erschien  1758^. 
Forbonnais  selbst  war  entschiedener  Reform politiker ;  er  stand 
hierdurch  den  Physiokraten  nahe,  ohne  indes  in  deren  Einseitig- 
keit aufzugehen. 

In  den  Recherches  et  Consid^rations  bekennt  sich  Forbonnais 
zu  einem  erheblichen  Teil  der  Grundanschauungen,  die  zu  dem 
eisernen  Bestand  des  Physiokratismus  gehören.  Hierher  zählt 
das  Ausspielen  SuUys  gegen  Colbert^;   die  hier  noch  malsvolle, 

>  Ed.  Daire  a.  a.  O.  S.  306;  M^t.  1  S.  165. 

^  Über  die  Wertschätzung,  der  das  Werk  bei  den  Zeitgenossen 
gleich  nach  seinem  Erscheinen  begegnete,  vgl.  Voltaire,  Correspondance 
1758,  Ausg.  Beugnot  Band  57  S.  541. 

3  Mr  Colbert,  ce  Ministre  si  integre,  si  ami  des  penples,  euivit  une 
fausse  reute  dans  laquelle  il  se  trouva  enfin  foit  embarrass^.  SuUv,  avec 
moins  d*art,  ^toit  parti  d'un  principe  plus  naturel  et  plus  simple.  La 
terre,  pensa-t-il,  est  le  d^pot  des  premi^res  richesses,  du  n^essaire  comme 
du  snperflu.  Cest  donc  k  multiplier  ces  richesses  que  consiste  Tabondance 
de  rJEtat.    Forbonn ais  1  S.  292. 
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aber  doch  halb-gegnerische  Kritik  der  Colbertschen  Politik  ^ ;  die 
Verurteilung  der  „Reglements"  durch  eine  drastische,  viel  ci tiefte 
Äufserung^;  das  unbedingte  Lob  Heinrichs  des  Vierten 
und  seiner  Verwaltung^ ;  der  Fundamentalsatz,  dafs  zur  Aufbesserung 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  nicht  Menschenkraft,  sondern 
vor  allem  gröfseres  Kapital  erforderlich  sei^.  Die  Physiokraten 
ihrerseits  benutzten  das  Werk,  das  sich  schon  durch  die  Fülle 
des  dargebotenen  Stoffes  empfahl,  auf  das  eifrigste.  Die  physio- 
kratische  Schule  fand  hier  die  Urteile  und  Ansichten,  die  sie 
bald  verschärfte,  bald  auch  unverändert  übernahm.  Sie  holte 
sich  hier  die  Kenntnis  der  neueren,  wie  der  älteren  Verwaltungs- 
geschichte des  Landes. 

Forbonnais  ist  denn  auch  in  diesem  Fall  die  benutzte  Quelle. 
In  seinen  Becherches  et  Consid^rations^  heifst  es  über  unsem 
Gegenstand : 

Henri  HI.  ordonna  le  premier  en  1581  que  tous  N6gociants, 
Marchands,  Artisans,  gens  de  mötier,  r&idans  dans  les  villes  & 
bourgs  du  Royaume,  seroient  ^tablis  en  Corps,  Maitrise  &  Jurande, 
Sans  qu'aucun  püt  s'en  dispenser.  Les  motifs  d^ordre  &  de  r^le 
si  s^duisans  pour  les  esprits  sp^culatifs,  ne  furent  point  oubli^ 
dans  ce  premier  £dit;  mais  un  second  de  Tann^e  158'^  dävoila 
le  my stire.  Le  Roy  d^clara  que  la  permission  de  travailler  ^toit 
un  droit  Royal  &  Domanial:  en  cons^quence  il  prescrivit  la  maniere 
dont  on  travaiUeroit ,  le  tems  des  aprentissages,  la  forme  &  la 
qualitä  des  chefs  -  d'oeuvres ,  les  formalitös  pour  la  r^eption  des 
maitres,  les  sommes  qui  seroient  pay^e^  par  les  aspirans  tant  au 
Domaine  qu'aux  Jur^s  &  Communaut^^. 


>  A.  a.  O.  S.  293  flF. 

'  On  demande  ä  tout  homme  de  bonne  foi,  s'il  seroit  bien  invit^ 
h  une  professioD  en  lui  di&ant  „Si  vos  ouvrajges  ne  sont  pas  falts  con> 
form^ment  au  Reglement,  pour  la  premi^re  fois  ils  scront  confisqu^s  et 
attacb^  8ur  nn  pöteau  avec  un  carcan,  votre  nom  au-dessus,  pcndant 
deux  fois  vingt-quatre  heures ;  pour  la  seconde  fois  pareille  peine,  et  yous 
serez  blämä;  pour  la  troisi^me  vous  y  serez  attachä  vous-mdme?^  On 
r^prondroit  que  cette  loi  est  sans  doute  traduite  du  Japonois;  non:  c'est 
le  dispoBitif  d'un  Reglement  de  1670  eztorqu^  sans  donte  ä  ce  sage  Mi- 
nistre  (Colbert)  par  quelque  subalterne  qui  vouloit  dtre  auteur  de  R^le- 
mens,  pour  se  fonder  des  pr^tensions.    A.  a.  O.  1  S.  401. 

»  öfter  a.  a.  O. 

^  On  se  flateroit  en  vain  avec  des  bras  seulement  de  tirer  de  la 
terre  tout  ce  qu'elle  peut  produire;  il  faut  des  capitaux  pour  faire  la  d^- 
pense  des  am^liorations  convenables;  il  faut  des  cbefs  ponr  conduire  les 
Dras  hors  des  routines  ordinaires  oü  la  pauvret6  circonscrit  Tindustrie  de 
nos  cultivateure.  A.  a.  0.  1  S.  300.  Vgl.  bierzu  Oncken,  Oeuvres  de 
Quesnay,  Frankfurt  1888,  S.  149;  Baude  au,  Philosophie  Economique  in 
Dairos  Oollection  des  princ.  Econ.  II  S.  704. 

»  Bd.  1  S.  65. 

8  Dafs  diese  Stelle  wörtlicb  und  prüfungslos  von  allen  Späteren 
übernommen  wurde,  hat  zuerst  Wolowski  in  seiner  Besprechung  des 
£diktes  von  1581  gezeigt.    S.  285. 
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ForbonDais  berichtet  hier  von  zwei  Edikten  Heinrichs  IIL 
Das  erste,  vom  Jahre  1581,  habe  unter  dem  verAihrerischen 
Vorwand  der  Ordnung  und  Zuverlässigkeit  den  allgemeinen 
Eünfdgen  Zusammenschlufs  der  Handwerker  wie  der  Kauf- 
leute anbefohlen.  Indes  ein  zweites  Edikt,  vom  Jahre  1583, 
enthüllte  die  geheime  Absicht;  der  König  verkündete,  dafs  die 
Erteilung  der  Arbeitserlaubnis  ein  königliches  und  domaniales 
Recht  sei,  aus  welchem  dann  die  Befugnis  des  Königs  zur 
Reglementierung  der  gewerblichen  Produktion,  sowie  zur  Fest- 
setzung der  gewerblichen  Gebühren  abgeleitet  wurde.  Forbonnais 
macht  aus  seiner  Auffassung  der  Vorgänge  kein  Hehl;  in  der 
Mafsregel  Heinrichs  III.  erblickt  er  die  Wurzel  allei*  späteren 
ÜbeP.  Turgot  geht  indes  noch  weiter;  nach  seinem  Eaikt  ist 
es  nicht  mehr  die  Arbeitserlaubnis,  sondern  das  subjektive  Recht 
zu  arbeiten,  das  zu  einem  dem  König  abzukaufenden  Domanial- 
recht  erklärt  wurde. 

Wir  sind  indes  hiermit  der  Lösung  unserer  Frage  erst  um 
einen  Schritt  näher  gekommen.  Forbonnais  hat  die  Unterlage 
für  alle  späteren  Behauptungen  in  dieser  Sache  geliefert^,  ^^ir 
haben  indes  schon  zuvor  gesagt,  daä  Heinrich  III.  den  ihm 
untergeschobenen  Ausdruck  niemals  gethan  hat.  Stehen  wir  nun 
hier  vor  einer  freien  Erfindung  des  Forbonnais?  Oder  hat  er 
selber  wiederum  eine  ältere  Nachricht,  der  er  Glauben  beimaPs, 
benutzt? 

Das  letztere  ist  in  der  That  der  Fall  Die  Angaben  For- 
bonnais', soweit  sie  sachliches  enthalten,  sind  nur  ein  wortgetreuer 
Auszug,  der.  aus  drei  EMikten  Ludwigs  XIV.  von  1673  und  1691 
zusammengestellt  ist.  Ich  gebe  im  nachfolgenden  die  hierher 
gehörenden  Abschnitte  des  Textes  der  Edikte;  die  von  Forbonnais 
unmittelbar  entlehnten  Stellen  sind  durch  abweichenden  Druck 
(cursive)  gekennzeichnet;  die  Erwähnung  des  Domanialrechts  ist 
durch  Sperrdruck  hervorgehoben. 

1.    Edikt  Ludwigs  XIV.  vom  23.  März  1673. 

Les  Roys  Henry  III  et  Henry  IV,   nos  pr^decesseurs  de 

glorieuse  memoire auroient  par  leurs  ödits  des  mois 

de  dteembre  1587   et  avril  1597 ordonni  que  ious 

marchandsj   negocianSj  gens  de  mestier  et  artisans,  residant  et 
faisant  leur  profession  dans  nostre  royaume,  seroient  establis 

en  Corps,  maitrise  et  jurande sans  qu'atACun  s^en  pust 

dispenser  ^. 


1  Teile  est  Torigine  de  nos  mauz.    A.  a.  O.  I  S.  66. 
3  Auch  Le  Trone  giebt  in  seiner  Administration  provinciale,  Basel 
1779,  S.  518,  nur  die  Darlegung  Forbonnais'  wörtlich  wieder. 
8  M^t.  1  S.  117. 
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2.    Edikt  Ludwigs  XIV.  vom  März  1691. 

C'est    par    des     raisons     importantes    que    Henry    lU     et 

Henry  IV ont  fait  plusieurs   röglements  par  les  ^dits 

de  1581,  1583  et  1597,  pour  prescrire  le  iemps  des  apprm- 
tf'ssages,  la  somme  et  la  qualite  des  chefs-d'oeuvres,  les  formaliiis 
de  la  ricepiion  des  tnattres,  des  Sleäions  de  juree,  des  visiies 
qu'ils  pourroicnt  faire  chez  les  maiires  et  les  sommes  qui  seroierU 
payies  par  les  aspirans,  tant  au  Domaine  ä  iitre  de  droit  royäl 

quaux  jureg  et  aux  communautee Mais  nonobstant 

toutes  ces  pr^cautions  leurs  bonnes  intentions  ont  ^t^  äudöes 

Ce  relaschement  si  pr^judiciable  au  public  a  donnä  une  teile 
atteinte   ä  la  police   des   corps  des  marchands   et   des   arts   et 

mötiers que  les  droits  de  la  Couronne,   fondez 

sur  ce  ^u'il  n'appartient  qu'aux  Rois  seuls  de  faire 
des  maitres  des  arts  et  mötiers,  se  trouvent  n^gliges  et 
an^ntis,  et  au  lieu  du  droit  royal  qui  nous  appartient,  et  qui 
avoit  6t^  fix4  par  T^dit  de  1581  et  mod^r^  par  celui  de 
1597,  il  se  l^ve  par  les  receveurs  ou  fermiers  de  nos  domaines 
plusieurs  peüts  droits  qui  ne  nous  sont  d'aucune  utilit^^ 

3.    Edikt  Ludwigs  XIV.  vom  Dezember  1691. 

gehört  insofern  hierher,  als  es  gldchfalls  das  zweite  Edikt 
Heinrichs  III.  auf  das  Jahr  1588  ansetzt. 

Die  drei  Eldikte  Ludwigs  XIV.  enthalten  den  gesamten  Stoff 
der  späteren  Legende,  der  allerdings  noch  der  tendenziösen  Ver- 
arbeitung bedurfte.  Ludwig  XIV.  macht  keinen  Unterschied 
zwischen  den  Oesetzen  Heinrichs  III.  und  Heinrichs  IV.  Er 
kennt  nur  eine  einheitliche  Gesetzgebung,  bestehend  aus  zwd 
Edikten  Heinrichs  III.  von  1581  und  1583  und  einem  Edikt 
Heinrichs  IV.  von  1597.  Diese  Gesetzgebung  wird  hier  zu  dem 
Rang  einer  Kodifikation  des  gesamten  Gewerberechts  erhoben. 
Das  erste  Edikt  Ludwigs  XIV.  führt  die  Vorschrift  der  un- 
bedingten Zünftigkeit  von  Handel  und  Gewerbe,  das  zweite  führt 
die  Reglementierung  des  ganzen  Gewerbewesens  auf  Heinrich  UI. 
und  Heinrich  IV.  zurück.  Die  Bezeichnung  „königliches  und 
Eronrechf  wird  mehrfach  gebraucht  und  insoesondere  wird  das 
Ejonrecht  daraus  abgeleitet,  dals  „dem  König  allein  gebührt, 
Meister  in  den  Künsten  und  Gewerben  zu  OKastellen''.  Doch 
gerade  bei  diesem  Rechtssatz  fehlt  jede  Altersberufung.  Der  von 
Ludwig  XIV.  gebrauchte  Ausdruck  „au  Roi  appartient  seul**  ist 
nur  die  formelhafte  Wendung,  in  die  man  die  Statuierung  eines 
königlichen  Seservatrechts  gerne  einkleidete'. 


1  M6t  1  S.  123. 

'  Vjßl.  insbesondere  die  Instroktion  Karls  V.  für  Montpellier  vom 
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Diesen  Angaben  Ludwigs  XIV.  ist  Forbonnais  zunächst 
wörtlich  gefolgt;  er  hat  aber  alsdann  vid  und  wesentliches  aus 
eigenem  hinzugefügt.  Zunächst  mufste  Heinrich  der  Vierte  aus 
diesem  Zusammenhang  verschwinden ;  denn  er  gilt  bei  Forbonnais 
als  das  Vorbild  eines  Regenten,  fast  noch  mehr  wie  Sullv  als 
das  Muster  eines  Staatsministers  hingestellt  wird^.  Der  mme 
Heinrichs  IV.  wurde  ein&ch  gestrichen,  im  übrigen  aber  der 
Text  Ludwigs  XIV.  genau  beibehalten.  Hierdurch  entstand  bei 
Forbonnais  ein  erster  Irrtum*;  Heinrich  III.  spricht  in  seinem 
Edikt  nur  von  dem  Handwerk,  Heinrich  IV.  fügte  in  dem 
seinigen  noch  den  Kaufmannstand  hinzu  ^.  Ludwig  XIV.,  der 
beide  Gesetze  gemeinsam  anführt,  spricht  deshalb  mit  Recht  von 
dem  Zunftzwang  der  Handwerker  und  der  Kaufleute.  Durch 
die  einfache  Weglassung  des  Namens  Heinrichs  IV.  bei  Forbonnais 
wird  nun  die  Tragweite  beider  Oesetze  dem  Edikte  Heinrichs  IH. 
allein  zugeschoben. 

Auf  dem  gleichen  Wege  ist  die  gehässige  Äufserung  Fo]> 
bonnais'  entstanden  un  second  ^it,  de  Tannöe  1583,  dövoila  le 
myst^re.  Dieses  zweite  Edikt^  von  dem  Forbonnais  mit  solchem 
Nachdruck  spricht,  lieb  sich  nicht  auffinden,  und  man  vermutete 
deshalb  bisher,  Forbonnais  habe  das  Datum  der  späteren  Ein- 
registrierung  durch  das  Parlament  irrtümlicher  Weise  als  ein 
zweites  selbständiges  Edikt  angaiehen  ^.  Dies  ist  indes  nicht  der 
Fall.  Ludwig  XIV.,  dem  Forbonnais  hier  gefolgt  ist,  erwähnt, 
wie  wir  gesehen  haben,  stets  zwei  Edikte  Heinrichs  HI.  aus  den 
Jahren  1581  und  1583.  Unter  dem  letzteren  ist  nichts  anderes 
als  die  Ausführungsverordnung  des  Staatsrats,  welche  die  Ein- 
teilung der  Handwerker  in  ftlnf  Gewerbeklasisen  enthält  (oben 
S.  361),  zu  verstehen.  Dafs  diese  Verordnung  in  keiner  Weise 
dazu  angethan  war,  eine  geheime  Absicht  zu  enthüllen,  ergiebt 
sich  aus  unserer  früheren  Darlegung  zur  Oenüge. 

Schliefslich  erhielt  die  Wendung  Ludwigs  XIV.  von  dem 
„droit  royal  fixä  par  Tödit  de  1581"  jene  anstöfsige  Fassung, 
die  wir  bei  Forbonnais  gefunden  haben;  und  so  entstand,  nadi 
einer  nochmaligen  Verschärfung,  der  unselige  Ausspruch  von  dem 
droit  de  travamer,  der  fortan  auf  Heinrich  III.  haften  blieb. 

Nicht  die  geringste  sachliche  Unterlage  besteht  ftlr  dieses 
Hetzwort  des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Der  Ursprung  der  falschen 
Überlieferung  geht  lediglich  darauf  zurück,  daä  Ludwig  XIV. 
die  Gesetzgebung  Heinrichs  III.  und  Heinrichs  IV.  als  die  Grund- 
lage seiner  eigenen  Edikte  bezeichnete,  um  diesen  den  Anschein 


1  S.  oben  S.  363. 

*  Wolowski  hebt  dies  a.  a.  O.  S.  284  richtig  hervor.  Dagegen 
ist  seine  Auslegung,  ein  zweites  Edikt  habe  es  überhaupt  nicht  gegeben, 
und  Forbonnaifl  habe  die  Einregistrierung  durch  das  rarlament  ai8  ein 
neues  Edikt  angesehen,  ganz  irrtümlich.    S.  unten. 

»  S.  oben^.  361. 

*  Wolowski  S.  284.  PooctIo 
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alten  Rechts  zu  eeben.  In  der  späteren  litterarischen  Bearbeitung 
wurde  dann  tendenziöser  Weise  der  Name  Heinrichs  IV.  einfisu^h 
weggelassen;  der  Unwille  eines  erregten  Zeitalters  richtete  sich 
nunmehr  gegen  ein  gefabeltes  Gesetz,  das  im  Jahre  1581  Arbeit 
und  Erwerb  gefesselt  haben  sollte. 

Was  an  dem  Gesetz  Heinrichs  HI.  thatsftchlich  Neues  war, 
hat  unsere  Besprechung  des  Inhalts  gezeigt  Durch  die  Fest- 
legung des  alten  wie  durch  die  Aufnahme  neuen  Rechts  emp&i^ 
das  iSiiki  von  1581  seine  Stelle  in  der  Gewerbegeschichte.  Es 
bezeichnet  den  äufseren  und  sichtbaren  Abschluß  der  von  uns 
zu  schildernden  Entwicklung  des  Gewerberechts  und  der  gewerb- 
lichen Verwaltung  Frankreichs. 
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In  streng  realistischer  Weise  und  unter  steter  Bindung  an 
die  Urkunden  hat  unsere  Darstellung  ihr  doppeltes  Ziel  verfolgt, 
die  Entwicklung  des  Gewerberechts  und  der  vollkommenen 
Staatsgewalt  zu  zeigen.  In  diesem  abschliefsenden  Teil  knüpfe 
ich  zunächst  an  die  Bemerkungen  an,  die  ich  der  Einleitung  des 
ganzen  Buches  vorausgeschickt  habe  und  in  denen  ich  die«An- 
sicht  vertrete,  dafs  das  Zunftwesen  nicht  durch  eine  ihm  ent- 
g^engesetzte  Produktionsfonn ,  sondern  als  ständische  Organi- 
sation durch  den  Feind  des  Ständetums,  den  mittelalterlich-neu- 
zeitlichen Staat  überwunden  wurde  ^. 

In  der  Geschichte  des  Zunftwesens  von  seiner  Entstehung 
bis  zu  seinem  Zerfall  überblicken  wir  einen  der  merkwürdigsten 
und  der  gewaltigsten  Vorgänge.  Zum  erstenmal  seit  dem  Beginn 
aller  Geschichte  tritt  ein  werkthätiger  Bürgerstand  mit  voller, 
ungeminderter  Ehre  in  das  Staatsleben,  dessen  Formen  er  bald 
von  Grund  auf  umändert.  Von  Geschlecht  zu  Geschlecht  steigert 
er  seine  Macht;  dem  Recht  und  den  Ereignissen  drückt  er  seinen 
Stempel  auf.  Die  Organisation  aber,  durch  die  der  Bürgerstand 
dies  alles  erreichte,  sollte  in  ihrem  (Jraprung  nichts  weiter  ge- 
wesen sein,  als  eine  Vereinigung  zu  gewerblicnen  Zwecken?  Es 
hätte  der  urkundlichen  Untersuchung  kaum  erst  bedürfen  sollen, 
um  die  Unhaltbarkeit  einer  solchen  Ansicht  zu  beweisen. 

Die  Zunftbewe<?ung  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahr- 
hunderts ist  ein  Verfassungskampf  gewesen  und  ihre  vornehmste 
Bedeutung  lie^  auf  dem  Gebiete  des  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsrechts^.  Die  gleichen  Ursachen  bewirkten  den  Aufgang 
wie  den  Niedergang  der  Zunft;  es  waren  Wandlungen  des  öffent- 
lichen Rechts,  von  denen  wir  weiterhin  noch  zu  sprechen  haben 
werden^.  Die  Zunft  mufste  das  Recht,  das  sie  erworben,  die 
Einrichtungen,  die  sie  geschaffen  hatte,  Stück  um  Stück  als 
Bausteine  für  da^«  Staatsgebäude  hergeben,  das  sich  nunmehr 
den  Bürgerstand  als  gesicherte  Grundlage  eingliederte.  Nur  durch 
das  Verhältnis  zur  Staatsbildung  erklärt  sich  denn  auch  die  ver- 
schiedenartige Entwicklung,  die  das  Zunftwesen  später  in  den 
einzelnen   Ländern  genommen   hat.     Die  Geschichte  der   Zunft 


»  Oben  S.  4. 

^  Mag.  u.  Frat.  im  ciozelucu. 

'  Unten  S.  3«2  ff.  Digi.ized^^GoOglc 
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ist  nicht  so  sehr  ein  Abbild  des  Gewerbewesens  ab  vielmehr 
des  Staatslebens  der  verschiedenen  Eultarvölker. 

Von  der  Zeit  ab,  in  der  die  ersten  zunftmäfsigen  Verbände 
sich  von  einer  ungegliederten  Volksmasse  ablösen,  bis  zu  ihrem 
endlichen  Aufgehen  in  den  vollkommenen  Staat ,  bietet  uns'  die 
Zunft,  wie  kein  anderer  Organismus,  die  sichersten  Aufschlüsse 
über  das  Wesen  des  öffentlichen  Rechts.  In  diesen  Wechsel- 
beziehungen erblicke  ich  auch  den  eigenen  Wert,  der  dem  auf 
verwaltungsgeschichtlicher  Grundlage  geführten  Studium  des 
Zunftwesens  zukommt  und  der  sich,  weit  über  die  engeren 
Grenzen  des  gewerblichen  Gebietes  hinaus,  auf  das  gesamte 
öffentliche  Recht  erstreckt.  Das  Ergebnis  einer  zusammenhängen- 
den Durchforschung  der  Zunftgeschichte  wird  um  so  gröfsere 
Bedeutung  beanspruchen,  je  mehr  sich  auf  dem  Gebiet  des  öffent- 
lich^ Rechts  die  formalistische  Behandlung  als  unzureichend 
erweist  und  eine  materielle  Untersuchung  der  staatlichen  Funk- 
tionen und  ihrer  Grundlagen  gefordert  wird. 

Der  Wissenschaft  fkllt  hier  eine  der  schwierigsten  aber  auch 
der  hervorragendsten  Aufgaben  zu.  Das  öffentliche  Recht  tritt 
nicht,  wie  das  Privatrecht,  den  Vorgängen  und  Thatsachen  mit 
festen  gleichbleibenden  Grundsätzen  gegenüber.  Nur  wenige 
seiner  Lehren  sind  überhaupt  der  Abstraktion  fähig;  nur  wenige 
seiner  Institutionen  sind,  als  solche,  allgemein  gültig  und  dauernde 
In  den  fortgesetzten  Umwandlungen  des  öffentlichen  Lebens  und 
seiner  Einrichtungen  hat  eine  selbständige  Wissenschaft  des  öffent- 
lichen Rechts  nach  festen  Grundlagen  für  die  geschichtliche  wie 
für  die  zeitgenössische  Erkenntnis  zu  suchen.  Wenn  es  hierbei 
gilt,  die  organischen  Bildungen,  die  höheren  wie  die  niederen, 
zu  erforschen,  so  dürfen  wir  die  Gesetze,  nach  denen  sie  ent- 
stehen und  vergehen,  nur  der  Erfahrung  .und  der  Wirklichkeit 
abfragen  ^. 

Eine  solche  eng  an  das  Thatsächliche  gebundene  Unter- 
suchung ist  vor  allem  erforderlich,  wenn  wir  über  die  Zusammen- 
setzung des  Staatsorganismus  und  über  den  eigentlichen  Inhalt 
der  Staatsgewalt  in  einem  bestimmten  Zeitalter  Klarheit  gewinnen 
wollen.  Für  die  Erkenntnis  des  Staatswesens  sind  die  Auf- 
schlüsse, wie  sie  uns  einerseits  die  allgemeine  Geschichte,  anderer- 
seits der  Gang  der  philosophischen  Systeme  und  Anschauungen 
an   die   Hand    giebt,    nicht   ausreichend.     Wir  müssen  vielmehr 


^  Vgl.  auch  oben  S.  4. 

'  Unsere  Chirurgie  hat  seit  zweitausend  Jahren  glänzende  Fort- 
schritte gemacht;  die  ärztliche  Wissenschaft  in  Bezug  auf  die  inneren 
Verhältnisse  des  Körpers,  in  die  das  menschliche  Auge  nicht  hineinsehen 
kann,  hat  keine  gemacht;  wir  stehen  demselben  Rätsel  heute  gegenüber  wie 
früher.  So  ist  es  auch  mit  der  organischen  Bildung  der  Staaten. 
Die  abstrakten  Lehren  der  Wissenschaft  lassen  mich  in  dieser  Beziehung 
vollständig  kalt;  ich  urteile  nach  der  Erfahrung,  die  wir  erleben.  Bismarc  k, 
Politische  Reden,  Ausg.  Horst  Kohl  8,  S.  31.  ^  j 
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die  vielfältigen  Elemente,  welche  die  Entwicklung  des  öffent- 
lichen Lebens  bestimmen,  bei  ihrer  unmittelbaren  Thätigkeit  auf- 
suchen. Unsere  Darstellung  nahm  deshalb  im  besonderen  das 
'Ziel;  die  thatsächlichen  Formen  und  Mittel  zu  untersuchen,  in 
denen  die  mitte)  alterlich -neuzeitliche  Staatsgewalt 
sich  verwirklichte.  Denn  nur  auf  diesem  Wege  beant- 
wortet sich  eine  fUr  die  Staats-  und  Qesellschaftsgeschichte  grund- 
legende Frage:  welche  Kräfte  der  Staatsorganismus  während 
seiner  Ausbildung  in  sich  aufnahm,  und  welche  er  von  sich  ab- 
Btiefs.  Der  Wert  aller  staatlichen  Einrichtungen  hängt  zuletzt 
davon  ab,  welche  Bevölkerungsschichten  in  ihnen  ihre  Ver- 
tretung finden. 

Unsere  Untersuchung  ging  deshalb  nicht  auf  die  Erkenntnis 
der  Staatsprincipien ,  sondern  auf  die  Erkenntnis  ihrer  Objekti- 
vierung. Eine  jede  Zeit  kämpft  ihren  Kampf  um  die  Teilnahme 
am  öffentlichen  Leben.  Ein  jedes  Kulturvolk  strebt,  die  leben- 
digen Volkskräfte  in  einer  staatlichen  Einheit  zusammenzufassen. 
Doch  was  wir  zu  ermitteln  suchten,  das  sind  nicht  die  allgemeinen 
Grundsätze,  unter  denen  diese  Vorgänge  sich  vollziehen.  W^ir 
wollten  nicht  den  abstrakten  Staat  schildern;  wir  wollten  auch 
nicht  die  gemeingültigen  staatlichen  Entwicklungsgesetze  heraus- 
lösen und  vergleichen;  sondern  wir  hatten  nur  den  Staat  zu 
untersuchen,  den  das  Mittelalter  ausgebildet  und  der  Neuzeit 
überliefert  hat  K 

In  dem  mittelalterlich-neuzeitlichen  Staat  sind  die  gröfsten 
Gegensätze  umschlossen  und  aus  ihrem  Widerstreit  ist  er  ent- 
standen. Nur  da,  wo  diese  Gegensätze  ihren  Ausgleich  gefunden 
haben,  scheint  das  Staatswesen  in  ruhigem  Fortschreiten  zu  ge- 
deihen. Wo  die  widerstrebenden  Kräfte  dagegen  einseitig  über- 
wunden und  aufser  Wirksamkeit  gesetzt  wurden,  sind  befriedigende 
Zustände  nicht  vorhanden.  Es  ist  die  Aufgabe  unserer  weiteren 
Erörterung,  die  hauptsächlichsten  Principien,  die  der  mittelalter- 
lich* neuzeitliche  Staat  in  sich  enthält,  zu  unterscheiden,  und  sie 
nach  ihrer  Bedeutung  und  nach  ihrem  Wert  zu  betrachten*. 


1  Vgl.  Born  hak,  Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  1896;  Rehm,  All- 
gemeine Staatslehre,  Freiburg  1899. 

'  Wo  wir  im  folgenden  von  dem  Staate  schlechthin  sprechen,  ist 
der  festländische  Staat  gemeint,  für  dessen  Entwicklung  vor  allem  das 
feiDzösische  Staatswesen  in  Betracht  kommt;  insbesonoere  ffilt  dies  für 
Deutschland,  auf  das  seit  den  Tagen  Maximilians  I.  Frankreich  nicht 
mehr  aufgehört  hat,  unmittelbar  einzuwirken  (Vgl.  Adler,  Organisation 
der  Central  Verwaltung  unter  Maximilian  I,  Leipzig  1883;  Rosenthal, 
Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation  Bayerns, 
Würzbarg  1889).  Auf  den  G^ensatz  zu  der  britischen  Staatsentwicklunff 
habe  ich  zuvor  bereits  hinse wiesen  (obenS.  103);  im  nachfolgenden  wird 
hierauf  noch  genauer  zurücazukommen  sein. 
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§  1.    Das  Recht  des  Indiyidnnms  im  mittelalterlichen  Staat 

Den  ersten  Gegenstand  unserer  Untersuchung  bildet  die 
Rechtsstellung  des  Individuums  innerhalb  der  mittelalterlichen* 
Staatsordnung.  Die  fast  allgemein  feststehende  Meinung  geht 
dahin,  dafs  das  Mittelalter  die  Individualität  unterdrückt  habe 
und  den  einzelnen  Menschen,  seiner  Persönlichkeit  beraubt,  in 
der  Korporation  habe  aufgehen  lassen^.  Das  Mittelalter  ist  der 
Feind,  das  Geftngnis  der  Individualität.  Erst  mit  der  Auf- 
lehnung der  Italiener  wider  den  mittelalterlichen  Zwang  gelangt 
der  Individualismus  neu  zum  Durchbruch.  Durch  die  Renaissance 
wird  der  Einzelmensch  befreit,  oder,  wie  die  zumeist  angewandten 
Formeln  lauten,  die  Renaissance  hat  den  Menschen  wieder  ent- 
deckt, in  Dantes  Haupt  wurde  der  moderne  Mensch  geboren. 

Eine  Anschauung  wie  diese,  die  mit  ihren  Folgerungen  einen 
grofsen  Teil  der  WiAsenschaft  und  der  sich  ihr  anlehnenden 
Litteratur  durchzieht,  müfste  von  der  Rechtsgeschichte  berück- 
sichtigt werden y  auch  wenn  sie  nicht,  wie  es  hier  der  Fall  ist, 
durch  eine  Reihe  angesehener  Namen  und  Schriftwerke  gedeckt 
würde.  Allerdings,  wer  die  Vorgänge'  gemäfe  der  Wirklich- 
keit zu  erfassen  strebt,  wird  jene  Meinung  von  vornherein  ab- 
lehnen, weil  sie  den  Thatsachen  offenbar  widerspricht  und  weil 
aus  der  geschichtlichen  wie  aus  der  zeitgenössischen  Betrachtung 
das  gerade  Gegenteil  sich  ergiebt.  In  seinem  Rechtsleben,  in  seiner 
Einzelgeschichte,  in  seiner  Kunst,  in  seinem  Gewerbe  zeigt  das 
Mittelalter  überall  den  Ausdruck  vorherrschender  Individualität; 
während  wir  andererseits  gerade  in  der  Neuzeit  sehen,  wie  das 
Individuum  immer  mehr  seiner  Eigenart  entkleidet  und  unter  der 
Masse  zerrieben  wird.  Das  Hervortreten  der  Individualität  ist 
im  Mittelalter  ebenso  augenfällig  und  unbestreitbar  wie  ihr  Rück- 
gang in  der  Neuzeit  Gleichwohl  kann  ein  so  allgemein  hin- 
genommenes Urteil  wie  das  von  der  Unterdrückung  und  Ver- 
kümmerung des  Einzelmenschen  im  Mittelalter  nicht  durch  ein- 
fachen Widerspruch,  sondern  nur  durch  die  Untersuchung  seiner 
Begründung  zurückgewiesen  werden.  Ich  werde  deshalb  zu- 
nächst die  hauptsächlichen  Argumente  erörtern,  auf  denen  die 
Meinung  beruht,  dafs  das  Mittelalter  antiindividualistisch  gewesen 
sei  und  dafs  die  Italiener  zuerst  den  auf  dem  Einzelmenschen 
ruhenden  Bann  gelöst  hätten. 

Als  eine  der  ersten  Ursachen,  die  den  Individualismus  des 
Italieners  begründen  sollen,  wird  von  Heinrich  Leo  (in  seiner 
italischen  Geschichte)  und  neuerdings  von  Kurt  Breysig  das 
Klima  bezeichnet.     „Die  Gaben   eines  ewig  heitern  Himmels  er- 


^  Unter  dem  IndividaaLismus  wird  bei  den  hierher  gehörenden  Autoren 
(80  bei  Burckhardt  I,  S.  141),  wie  kaum  gesagt  zu  werden  braucht,  der 
ffeisti^e  Individaalif  mos  verstanden,  nicht  etwa  der  moderne  wirtschaftliche 
Individualiemas.  ^  j 
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sparen  diesem  Volk  sehr  viele  von  den  Nahrungs-  und  Wohnungs- 
sorgen, die  den  Nordländer  plagen,  sie  machen  den  Einzelnen 
deshalb  weit  weniger  abhängig  von  seiner  nächsten  Umgebung, 
als  jenen:  £ltem,  Haus  und  Familie  bedeuten  dem  Italiener 
sehr  viel  weniger  als  dem  Deutschen,  Engländer  oder  Skandinavier. 
So  sind  schon  von  vornherein  die  engsten  genossenschafdichen 
Bande,  die  den  Menschen  umschlingen,  hier  gelockert  ^^  Dieses 
erste  Argument  ist  indes  in  keiner  Weise  zutreffend.  Das  itaUsche 
Klima  ist  vielmehr  gerade  dasjenige,  das  das  römische  Familien- 
recht erzeugt  hat,  ein  Recht,  wie  es  an  Härte  und  Gebundenheit 
nie  und  nirgends  seines  gleichen  findet.  Hiervon  abgesehen,  ist 
es  eine  bekannte  Thatsache,  dats  die  Wirtschaftssorgen  das 
Familienleben  nicht  da  zerstören,  wo  die  Ernährung  der 
Familienglieder  leicht  ist,  sondern  eben  nur  da,  wo  sie  schwierig 
ist     Die  ganze  Beweisführung  ist  hier  irrtümlich. 

Ihre  breiteste  Vertretung  findet  die  hier  zu  besprechende 
Anschauung  in  dem  Werke  Jacob  Burckhardts  über  aie  Kultur 
der  Renaissance  in  Italien,  ein  Werk,  das  wohl  als  einer  der 
hauptsächlichsten  Träger  der  Lehre  von  dem  Anti- Individualismus 
des  Mittelalters  und  dem  befreienden  Individualismus  der  Italiener 
zu  betrachten  ist^.  Irgend  eine  zureichende  geschichtliche  Be- 
gründung hat  Burckhardt  seiner  Auffassung  vom  Mittelalter  nicht 
mitgegeben.  Zur  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter  hören  wir 
nur  wenige  Worte  über  die  „kräftigen  Frevler"  des  zehnten  Jahr- 
hunderts sowie  über  den  Staat  Friedrichs  IL;  daneben  werden 
einzelne  italische  Staaten  des  vierzehnten  und  hauptsächlich  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  in  knappen  Umrissen  geschildert. 
Burckhardt  befolgt  vielmehr  die  Methode,  seine  Schilderung  der 
Renaissance  dadurch  in  ein  bestimmtes  Licht  zu  setzen,  dafs  er 
einzelnen  Abschnitten  seines  W^erkes  jeweils  einige  Bemerkungen 
über  die  entsprechenden  mittelalterlichen  Zustände  voraufschickt 
oder  einflechtet. 

Diese  Äufserungen  sind  sämtlich  auf  den  gleichen  Grund- 
ton abgestimmt.  Im  Mittelalter  liegt  das  Bewufstsein  träumend 
oder  halbwach  unter  einem  Schleier,  gewoben  aus  Glauben, 
Kindesbefangenheit  und  Wahn;  der  Mensch  erkannte  sich  nur 
in  iigend  einer  Form  des  Allgemeinen.  In  Italien  zuerst  erhebt 
sich  der  Mensch  als  geistiges  Individuum ,  wie  einst  der  Grieche 
gegenüber  dem  Barbaren^.     Die   Namen   der   Künstler  erfahren 

^  Breysig,  Die  sociale  Entwicklung  der  führenden  Völker  Earopaa, 
SchmoUeiB  Jahrb.  1896  S.  1128. 

'  Brevsig,  a.  a.  O.  S.  1130;  Ludw.  Stein,  Die  sociale  Frage  im 
Lichte  der  Philosophie,  Stuttgart  1897,  S.  263  u.  öfter. 

*  Im  Mittelalter  lagen  die  beidun  Seiten  des  BewufstBeins  —  nach 
der  Welt  hin  und  nach  dem  Innern  des  Menschen  selbst  —  wie  unter  einem 
gemeinsamen  Schleier  träumend  oder  halbwach.  Der  Schleier  war  gewoben 
ans  Glauben,  Kindesbefangenheit  und  Wahn ;  durch  ihn  hindurch  gesehen 
erschienen  Welt  und  Geschichte  wundersam  gef&rbt,  der  M 
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wir  im  Norden  fast  ausschlierslich  nur,  insofern  sie  als  Hand- 
werker und  Zunftmenschen  auftreten  ^  Zwischen  den  mittel- 
alterlichen Ständen  gab  es  Kastenunterschiede;  der  Adel  hatte 
eine  Anschauung  der  Welt  vom  Bergschlofs  aus^.  Das  Haus- 
wesen war  ein  höheres  Naturprodukt®.  —  Ein  jeder  dieser  Aus- 
sprüche ist  eine  Versündigung  wider  die  geschichtliche  Wahrheit 

Dort,  wo  die  Kriterien  des  Individualismus  zuerst  zu  suchen 
sind,  nämlich  in  der  Stellung  des  Einzelmenschen  gegenüber  der 
Gesamtheit,  macht  Burckhardt  nicht  den  geringsten  Versuch 
einer  Erforschung;  an  dieser  Stelle  aber  und  an  keiner  andern 
konnte  ein  sachlicher,  der  wissenschafÜÜchen  Verantwortung  ent- 
sprechender Beweis  geführt  werden.  Ganz  oder  teilweise  un- 
berücksichtigt bleiben  die  meisten  Verhältnisse  des  öffentlichen, 
wissenschaftUchen  und  Rechtslebens  im  Mittelalter.  Als  greifbare 
Unterlage  für  die  von  Burckhardt  und  den  ihm  folgenden  Autoren 
vertretene  Auffassung  bieten  sich,  soweit  ich  sehen  kann,  im 
wesentlichen  nur  einige  knapp  und  entschieden  ausgesprochene 
Urteile  über  mittelalterliche  Litteratur  und  (bildende^  Kunst. 

Auf  litterarischem  Gebiet  müssen  so  verschiedene  Gröfsen 
wie  das  Nibelungenlied  und  die  Dichtung  Gottfrieds  von  Strafs- 
burg einerseits,  die  göttliche  Komödie  und  die  Werke  Petrarcas 
andererseits ,  in  einen  Vergleich  gestellt  werden  *.  Ein  schlüssiges 
Ergebnis  wird  sich  bei  solchem  Unternehmen  kaum  erzielen  lassen, 
selbst  wenn  in  diesem  Falle  ein  Vergleichsmittel  gegeben  ist 
durch  die  gestellte  fVage  nach  dem  in  jenen  Schöpfungen  ent- 
haltenen Individualismus.  Ob  die  deutschen,  ganz  der  Weltlich- 
keit zugekehrten  oder  die  italienischen  Schöpfungen  mehr  Indi- 
viduelles und  allgemein  Menschliches  in  sich  bergen  —  darüber 
wird  stets  das  subjektive  Empfinden  und  der  Zeitgeschmack 
entscheiden  und,  wie  man  annehmen  darf,  nicht  gerade  zu  Un- 
gunsten der  deutschen  Dichtung^. 

Sehr  viel  einfacher  und   klarer  liegen  die  Verhältnisse   auf 

erkannte  sich  nur  als  Hasse,  Volk,  Partei,  Korporation,  Familie  oder 
sonst  in  irgend  einer  Form  des  Allgemeinen.  In  Itaüen  zuerst  verweht 
dieser  Schleier  in  die  Lüfte;  .  .  .  der  Mensch  wird  geistiges  Individnom 
und  erkennt  sich  als  solches.    So  hatte  sich  einst  erhoben  der  Grieche 

fi^enüber  dem  Barbaren,  der  individuelle  Araber  gegenüber  den  andern 
siaten  als  Rasscmenschen.    Burckhardt,    Gultnr  der  Renaissance    in 
Italien,  7.  Aufl.  besorgt  v.  L.  Geiger,  Leipzig  1899.  Bd.  1.  S.  141. 
1  a.  a.  O.  I.  S.  162. 
«  a.  a.  O.  II  S.  77. 

*  Das  Hanswesen  unseres  Mittelalters  war  ein  Produkt  der  hemchen- 
den  Volkssitte  oder  wenn  man  will,  ein  höheres  Naturprodukt,  beruhend 
auf  den  Antrieben  der  Völkerentwicklung  und  auf  der  EinwiiiEung  der 
Lebensweise  je  nach  Stand  und  Vermögen;  a.  a.  O.  II.  S.  120. 

*  Burckhardt  II  8.  27;  Breysig  a.  a.  O.  8.  1129. 

"  Wegen  der  hier  nicht  zu  berührenden  Einzelheiten  veri^.  die 
Schilderung  mittelalterlicher  Kultur  bei  La mp recht  D.  G.  lU  S.  204 
bis  252  und  Breysig  a.  a.  O. 
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dem  Gebiete  der  Kunst.  Wie  man  hier,  einer  vorgefafsten 
Meinung  zuliebe,  dem  Mittelalter  die  Individualität  absprechen 
konnte,  mag  unbegreiflich  erscheinen.  Das  Studium  der  Bau- 
geschichte eines  einzigen  Münsters  hätte  genügen  sollen,  um  das 
Märchen  von  dem  An ti- Individualismus  des  Mittelalters  zu  zer- 
stören. Vom  Baurifs  bis  zum  Reliquienschrein  auf  dem  Altar, 
wie  strotzen  die  Werke  dieser  „Handwerker  und  Zunftmenschen" 
von  Individualität.  Ein  selbständigeres,  von  eigentümlicheren 
Gedanken  getragenes  Schaffen  hat  die  Kunst  zu  keiner  Zeit  auf« 
zuweisen,  wie  im  Mittelalter.  Fast  in  jeder  Stadt  wirken  Männer 
von  besonderer  Eigenart  und  geben  den  Künsten  und  Gewerben 
des  Ortes  ein  bestimmtes  Gepräge.  Die  Stadt  setzte  ihren  höchsten 
Stolz  in  ihre  Meister  und  in  deren  Werke;  der  Ruhm  zahlreicher 
Meister  war  weit  verbreitet. 

Die  Meister  waren  sich  ihres  Könnens  wohl  bewufst.  Die 
Behauptung,  dafs  die  Namen  der  mittelalterlichen  Meister  uns 
nicht  oder  nicht  selbständig  erhalten,  sondern  in  der  Korporation, 
der  sie  zuzählten,  untergegangen  seien,  ist  ganz  irrtümlich  und 
beruht  auf  einer  offenbaren  Ungenauigkeit.  Aus  allen  Kunst- 
gebieten ist  uns  eine  Fülle  von  Urhebemaraen  in  Verbindung 
mit  den  Werken  selbst  überliefert.  Mönche  wie  Laien,  Maler, 
Erzgiefser,  Baumeister,  Schreiber,  Goldschmiede  und  zahlreiche 
andere  Künstler  und  Handwerker  werden  uns  mit  Namen  und 
mit  der  Stätte  ihres  Wirkens  genannt^.  Wenn  man  aber  nach 
äulseren  Zeichen  sucht,  dafs  diese  Meister  das  vollste  Bewufstsein 
ihrer  Individualität  hatten,  so  sei  auf  die  Sitte  der  Baumeister 
verwiesen,  ihr  eigenes  Bildnis  innerhalb  der  Gotteshäuser  anzu- 
bringen, an  denen  sie  arbeiteten.  Im  Freiburger  und  im  Strafs- 
burger  Münster,  in  zahlreichen  andern  deutschen  Domen  und  Kirchen 
finden  sich  diese  selbstgesetzten  Standbilder,  gewib  ein  Beweis, 


1  Ich  verweise  hier  nur  auf  das  bekannte  Werk  von  Otte,  das 
lediglich  die  deutsche  Kunst  behandelt.  Das  Namensverzeichnis  deutscher 
Baumeister  Torzu^sweise  des  Mittelalters  füllt  dort  31  Seiten  (Bd.  2, 
8.  495  ff.]  am  SchluTs  einige  Angaben  über  deutsche  Baumeister  im  Aus- 
lände); namentlich  genannt  werden  femer  aus  dem  Mittelalter:  Erzgiefser 
(1  S.  816,  2  S.  534  F.,  S.  602  f.),  Holzbildhauer  (2  S.  546),  Goldschmiede 
(2  S.  564),  Glockengiefser  (2  S.  445),  Orgelbauer  (1  S.  325),  Schreiber 
(2  S.  568),  Miniaturmaler  (2  S.  551,  S.  568),  Glasmaler  (2  S.  579,  S.  620  f.), 
Wandmaler  (2  S.  572  S.  609),  Tafelmaler  (2  S.  627),  Stickerinnen  (2  S.  637). 
Im  übrigen  ist  auf  die  grofse  Specialliteratur  über  mittelalterliche  Kunst 
im  allgemeinen  und  über  die  Kunst  in  den  einzelnen  Ländern  zu  ver- 
weisen. Der  Bearbeiter  der  mittelalterlichen  Zunftgeschichte  wird  ver- 
sucht sein,  den  Burckhardtschen  (von  Breysig  a.  a.  0.  gestützten)  Satz 
gerade  umzukehren-  während  des  Mittelalters  sind  die  Berichte  über  die 
emzelnen  Meister  oitmals  viel  reichhalti^r,  als  über  die  Zunft«  selber.  — 
Es  braucht  wohl  kaum  bemerkt  zu  werden,  dafs  der  angebliche,  jedoch 
keineswegs  vorhandene,  Mangel  an  überlieferten  Künstlernamen  für  die 
Beurteilung  der  Kunßtepoche  selbst  belanglos  ist  Ein  Werk  wird  nicht 
dadurch  individualistiscn  bezw.  konventionell,  dafs  wir  den  Namen  des 
Urhebers  kennen  bezw.  nicht  kennen.  ^  i 

Digitized  by  VjOOQIC 


878  XVII  2. 

dafs  die  Meister  sich  ihrer  Individualität  mindestens  in  dem 
Mafso  bewufst  waren,  wie  irgend  ein  italischer  Condottiere  *.  — 

Die  Anschauung  von  dem  Anti-Individuah'smus  des  Mittel- 
alters ist  unrichtig  und  dem  Wirklichen  geradezu  entgegen- 
gesetzt; sie  findet  weder  in  der  Kulturgeschichte  noch  in  der 
Rechts*  und  Staatsgeschichte  irgend  eine  Unterlage.  Dafs  diese 
Meinung  zugleich  so  grundirrtümlich  sein  und  trotzdem  allgemein 
Aufnahme  finden  konnte,  ist  vielleicht  nur  aus  äufseren  Ursachen 
zu  erklären.  Das  mittelalterliche  Rechtsleben  verlangte  infolge 
seiner  Eigentümlichkeit  unbedingt  die  Formulierung  eines  scharfen 
Gegensatzes  zur  Neuzeit,  während  es  sich  andererseits  der  &- 
fassung  durch  die  modernen,  insbesondere  durch  die  festländi- 
schen, dogmatisch  geschulten  Begriffe  allenthalben  widersetzt. 
Das  Wort  von  dem  Anti- Individualismus  enthält  den  gewünschten 
Gegensatz  in  geßlUiger  Form,  geht  jedoch  der  Schwierigkeit  des 
Eindringens  in  den  Geist  des  Mittelalters  aus  dem  Wege. 

Charakteristisch  ist  flir  das  Mittelalter  seit  dem  zwölften 
Jahrhundert  in  erster  Linie  die  Einordnung  der  Individuen  in 
ständische  Korporationen  und  zugleich  —  hierin  liegt  ein  haupt- 
sächliches Unterscheidungsmerkmal  gegenüber  der  Neuzeit  —  die 
Abwesenheit  jedes  allgemeinen  Rechts  der  Individuen.  Die  Ein- 
ordnung in  die  Korporation  bedeutet  aber  keineswegs,  wie 
fälschlich  angenommen  wird,  die  Vernichtung,  sondern  im  Gegen- 
teil die  Behauptung  der  Individualität.  Die  Korporation  zieht 
nicht  das  Recht  der  Individuen  etwa  an  sich ,  um  es  zu  zerstören ; 
sie  ist  vielmehr  erst  die  Begründerin  und  Verteilerin  der  indivi- 
duellen Rechte^.  Das  innerste  Wesen  dieser  Rechtsordnung  läfst 
sich  dahin  bestimmen :  mit  dem  Recht  verbindet  sich  hier  stets  eine 
bestimmte  Machtsphäre;  das  ständisch  organisierte  Mittelalter 
kennt  kein  individuelles  Recht  ohne  einen  ihm  zu- 
geteilten Machtbereich. 

In  dieser  Formel  ist  ebenso  die  Grundlage  der  mittelalterlichen 
Ordnung  wie  der  Abstand  gegenüber  der  Neuzeit  gekennzeichnet. 
Nicht  durch  einen  Hinweis  auf  allgemeine  Berechtigimgen,  sondern 


^  Über  diese  Erstgebornen  des  Individnaliemus  vgl.  Burckhardt  I 
S.  142.  —  Dafs  die  a.  a.  0.  1  S.  144  und  II  S.  177  bezeichneten  Eigen- 
schaften —  Zuchtlosigkeit,  schrankenloser  Egoismus ,  Habgier  —  als  „ent- 
wickelter Individualismus'^  zu  bezeichnen  seien  oder  auch  nur  im  Stande 
seien.  Individualismus  zu  erzeugen,  ist  vollkommen  unrichtig.  Jene  Eigen- 
schaften finden  sich  einerseits  bei  kollektivistisch  lebenden  Horden  durch- 
weg, andererseits  bei  Angehörigen  von  Kulturvölkern  da,  wo  Kultur- 
gegensätze aufeinanderstofsen.  und  zwar  im  Altertum  wie  im  Mittel- 
alter, innerhalb  wie  aufserhalb  Italiens.  Durch  den  Besitz  jener  Eigen- 
schaften den  Bepräsentanten  des  neuen  Weltalters  kennzeichnen  zu 
wollen  (a.  a.  0.  II  S.  177),  erscheint  denn  doch  nicht  angfingig;  die  neue 
Zeit  hat  ein  anderes  Fundament. 

'  Über  die  Selbständigkeit  des  Individuums  innerhalb  der  Zunft 
vgl.  Lamprecht  D.  G.  3  S.  26. 
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durch  die  Zuteilung  einer  bestimmten  Machtsphäre  sucht  das  Mittel- 
alter die  Stellung  des  Individuums  zu  begründen.  Die  Wirkung 
dieses  Princips  auf  die  Charakterbildung  des  Volkes  wird  man 
niemals  zu  hoch  veranschlagen  können.  Isur  hierdurch  wird  es  ver- 
ständlich, dafs  wir  im  Mittelalter  jedes  Land,  jede  Stadt,  jeden 
Berufsstand  von  eigenartigen,  scharf  gezeichneten  Persönlichkeiten 
erftdlt  sehen.  Was  in  den  westeuropäischen  Kulturvölkern  an 
Individualität  steckt,  das  hat  ihnen  das  Mittelalter  anerzogen. 

Die  erste  Sorge  des  Mittelalters  galt  dem  Einzelmenschen; 
wie  kein  anderes  Zeitalter  hat  es  ihn  gebildet,  gepflegt,  geschtltzt  ^. 
Wie  kein  anderes  Zeitalter  hat  es  auch  die  Vorbedingungen  ftir 
die  Erhaltung  der  Individualität  herausgeftlhlt  und  erkannt.  Der 
Machtbereich,  den  sich  die  Persönlichkeit  heute  erobern  mufs, 
war  damals  ihre  gegebene  Zubehör.  Dafs  jedes  Erzeugnis  jener 
Zeit  den  Stempel  voUster  PersönHchkeit  trägt,  dafs  einzelne  Städte 
sich  zu  Unternehmungen  aufechwangen ,  deren  Qröfse  wir  heute 
kaum  begreifen,  das  ist  nur  erklärbar  durch  die  selbständige 
Kraft,  die  jedem  Individuum  damals  innewohnte. 

Die  Zustände  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  die  unsere 
Einzeldarstellung  geschildert  hat^,  zeigen  uns  das  Bild  einer  auf 
dem  Individualrecht  begründeten  Verfassung.  Von  den  Gegen- 
sätzen, die  sich  infolge  der  neuen  staatlichen  Ekitwicklung  gegen- 
über dem  individuell  erworbenen  Rechte  herausbilden  mufsten, 
werden  wir  nunmehr  im  folgenden  Abschnitt  zu  handeln  haben. 

§  2.    Sonderrecht  und  allgemeines  Recht. 

Unsere  Untersuchung  des  französischen  Gewerbewesens  hat 
uns  gezeigt,  in  welcher  Weise  sich  das  Wachstum  des  Staates 
und  seines  Rechtsgebiets  seit  dem  Beginn  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts vollzogen  hat.  Eine  gewaltige  Arbeit  wurde  hier  in 
zwei  Jahrhunderten  vollbracht.  Aus  den  königlichen  Amtsleuten 
ist  ein  berufsmäfsiger ,  in  jedem  administrativen  Geschäft  ge- 
schulter Beamtenstand  geworden.  Aus  den  königlichen  Ämtern 
mit  ihren  geringen  fiskalischen  uud  Jurisdiktionellen  Beftignissen 
sind  Verwaltungsbezirke  geworden,  in  denen  alles  öffentliche 
Leben  und  öffentliche  Recht  staatlich  geleitet  wird.  Im  grofsen 
wie  im  kleinen  zeigen  König  und  Beamtentum  die  gleiche  un- 
beirrte  Thatkraft.  Ein  Recht  nach  dem  andern  wurde  an  die 
Krone  herangezogen;  eine  Korporation  nach  der  anderen  wurde 
abhängig  gemacht,  und  am  Enae  des  Mittelalters  war  die  Staats- 
gewalt auf  allen  Gebieten  fest  begründet. 

Doch  eine  erste  Beobachtung  mufs  sich  uns  bei  diesem 
Vorgang  aufdrängen ;  bei  all  seinen  Eingriffen  hat  das  Königtum 
an  den  vorhandenen  Institutionen  nichts  oder  nur  weniges  ge- 

1  S.  oben  S.  91  u.  278. 

«  Oben  S.  23  bis  151.  n^^^]^ 
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ändert.  Man  verfolgte  lediglich  das  Ziel,  die  königliche  Grewalt 
nach  allen  Richtungen  auszudehnen  und  zu  befestigen,  sowie  die 
Beamtenorganisation  zu  vermehren  und  auszubauen.  Im  übrigen 
wurden  die  alten  Einrichtungen  beibehalten  und  sogar  vielfach 
erweitert.  Dieser  Zwiespalt  ist  es,  den  ich  zuvor  damit  bezeichnete, 
dafs  das  sechzehnte  Jahrhundert  ein  neuzeitliches  König- 
tum und  eine  mittelalterliche  Verwaltung  über- 
nahm ^. 

Die  zwei  entgegengesetzten  Rechtsanschauungen,  die  beide 
in  der  menschlichen  Natur  begründet  scheinen,  treten  sich  hier 
gegenüber,  und  zwar  nicht  in  allgemeinen  Theorieen,  sondern 
verkörpert  durch  festgeschlossene  Organisationen ;  es  ist  das  indi- 
viduelle Sonderrecht  des  Mittelalters  und  das  allgemeine  Recht 
des  neuentstehenden  Staates. 

Das  ständisch  organisierte  Mittelalter  kannte,  wie  wir  zuvor 
sahen,  kein  allgemeines  Recht  der  Individuen,  sondern  nur  das  im 
besonderen  erworbene,  das  Privileg.  Auf  dem  Sonderrecht  hat 
das  Mittelalter  seine  Organisationen  aufgebaut;  in  ihm  wurzelt 
der  örtlich  und  persönlich  erworbene  Stand   des  Individuums. 

Wie  das  besondere  Recht  in  der  individuellen,  so  ist  das 
allgemeine  Recht  in  der  staatlichen  Natur  des  Menschen  be- 
gründet^. Dieses  Recht  der  Gesamtheit,  wie  es  durch  das 
Königtum  vertreten  wurde,  stiefs  sich  fortwährend  an  dem  Sonder- 
recht Hier  zeigt  uns  nun  die  Einzelbetrachtung,  wie  völlig  ver- 
schieden die  innere  Ausgestaltung  der  staatlichen  Befugnisse  von 
ihrer  äufseren  Tragweite  gewesen  ist.  Das  Königtum  war  weit 
davon  entfernt,  in  seinen  Schöpfungen  eine  Einheit  des  Volks- 
ganzen darzustellen.  Zur  EriUllung  seiner  Aufgaben  hatt«  viel- 
mehr das  Königtum  zunächst  kein  anderes  Mittel,  als  seine 
eigenen  Einrichtungen  getrennt  von  den  vorhandenen  und  neben 
diesen  aufzuführen.  Das  ständische  Privileg  blieb  hierbei,  wie 
wir  im  einzelnen  gesehen  haben,  erhalten;  sein  Kreis  wurde 
sogar  unausgesetzt  vergröfsert. 

Das  vierzehnte  und  fünfzehnte  Jahrhundert  bietet  uns  des- 
halb das  bemerkenswerte  Schauspiel,  dafs  zugleich  die  ständischen 
und  zugleich  die  staatlichen  Einrichtungen  an  Ausdehnung  ge- 
winnen. Wir  haben  dies  im  einzelnen  auf  unserem  Gebiet 
zuvor  genau  beobachten  können.  Das  Zeitalter  koinzeichnet 
sich  durch  eine  ungewöhnliche  und  fortgesetzte  Steigerung  aller 
öffentlichen  Machtmittel,  und  aus  diesem  Gesichtspunkt 
will  es  hier  vor  allem  betrachtet  sein.     Die  ständisch-privil^erte 


>  Oben  S.  325. 

'  „Der  reine  Begriff  des  Staates  enthält,  als  die  allgemeine  Person - 
liebkeit,  die  Vielheit  der  einzelnen  Persönlichkeiten  ohne  Unter- 
scheidung. In  allen  begrifflichen  Untersuchuneen  ist  der  Einzelne  dem 
Staate  gegenüber  stets  als  dem  anderen  gleich  und  frei  gesetzt^  Lorenz 
V.  Stein,  Begriff  der  Qesellscbaft.    IL  Ausg.    Leipzig  1885^  £^1.  S.  45. 
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Gesellachaft  stand  hierbei  im  thatsächliohen  Besitz  ihrer  alten 
Verwaltungsbefugnisse;  der  Staat  begründete  seine  allgemeinen 
Herrschaftsrechte  * . 

So  hatten  sich  während  des  Mittelalters  zwei  berechtigte 
Frincipien  in  den  Gebilden  der  Stände  einerseits,  des  neuen 
Staates  andererseits,  verkörpert.  Eine  Vereinigung  beider  Rechts- 
grundlagen ist  zu  dieser  Zeit  nicht  oder  nur  in  geringem  Mafse 
erfolgt.  Die  neue  Staatsgewalt,  so  selbständig  sie  aufgebaut 
wurde,  blieb  doch  nur  ein  Mechanismus.  Wenn  wir  die  Fülle 
der  vorhandenen  Organisationen  nur  auf  einem  einzigen  Gebiet, 
auf  dem  des  Gewerbewesens  betrachten,  so  sehen  wir,  wie  wenig 
der  Staat  daran  dachte  oder  daran  denken  konnte,  seine  eigenen 
Einrichtungen  aus  der  Volksgesamtheit  heraus  zu  konstruieren. 
Sonderrecht  und  allgemeines  Kecht  blieben  sich  entgegengesetzt; 
die  Bildungen  der  Stände  und  des  Staats  standen  einander  un- 
vermittelt gegenüber. 

Hier  D^nnt  nun  eine  Spaltung  in  der  Entwicklung  des 
Staates  als  solchen ;  durch  die  Überwindung  jenes  Gegensatzes 
vollzieht  sich  nunmehr  die  vollständige  und  dauernde -Scheidung 
zwischen  dem  festländischen  Europa  und  dem  britischen  Insel- 
reich. Allerdings  hatten  sich  schon  seit  der  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  die  Wege  der  drei  grofsen  westeuropäischen 
Staaten  getrennt*.  Die  Verschiedenartigkeit  der  äufseren  Ge- 
schichte und  der  territorialen  Entwicklung  war  nicht  ohne  tief- 
greifende Rückwirkung  auf  die  Ausgestaltung  der  inneren  Ein- 
richtungen geblieben.  Jedes  der  drei  Reiche  hatte  seit  dem  fünf- 
zehnten Jahrhundert  seine  öffentlichen  Institutionen  in  der  ihm 
bestimmten,  eigentümlichen  Richtung  fortentwickelt^;  aber  zu 
einem  Ausgleich  der  widerstreitenden  Gewalten  war  noch  keines 
unter  ihnen  gelangt. 

Während  des  sechzehnten  Jahrhunderts  ÜJlt  die  Ent- 
scheidung. In  England  gelingt,  allmählig  und  nicht  ohne  starke 
Erschütterungen,  die  Verschmelzung  des  besonderen  und  des 
allgemeinen  Rechts  zu  einem  organischen  Ganzen.  In  den 
grofsen  festländischen  Staaten  dagegen  setzt  sich  die  einseitige 
Entwicklung  des  Staatswesens  fort.  Der  Staat  schliefst  die 
ständischen  Bildungen  grundsätzlich  von  der  Aufnahme  in  seinen 
Mechanismus  aus.  Er  erweitert  seine  Rechte,  aber  keineswegs 
seine  schmale  Grundlage  gegenüber  der  Volksgesamtheit. 

Wir  haben  hier,  ohne  Berücksichtigung  der  inneren  Kämpfe 


*  Der  Ausdruck  „Stände"  ist  hier  im  weiteren  Sinne  für  die  nach 
Beruf,  Geburt  und  Interesse  sich  scheidenden  Teile  der  Volksgesamtheit, 
nicht  in  dem  engeren  Sinne  der  anerkannten  korporativen  Vertretung  des 
Landes  (Landstände,  Reichsstände)  gebraucht 

■  8.  oben  S.  179. 

'  Vgl.  Breysig,  Sociale  Entwicklung,  Schmollers  Jahrbuch  Band 
XX  ff.;  Hintzc,  ]ß>scher8  politische  Entwicklungstheorie,  Schmollers 
Jahrb.  Bd.  XXI  S.  767  ff.  ^  i 
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und  der  handelnden  Personen ,  lediglich  zwei  verkörperte  Prin- 
cipien  herauszulösen  gesucht,  deren  Gegensatz  und  Widerstreit 
uns  in  der  Staatsgeschichte  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert 
fortwährend  vor  Augen  tritt.  Die  beiden  fi^egnerischen  Gewalten, 
die  ständischen  Organisationen  und  der  selbstäudige  Staat,  sind 
Schöpfungen  des  Mittelalters  und  auf  dem  gleichen  Boden  er- 
wachsen. Beide,  das  ständisch -beschränkte,  wie  das  staatlich- 
allgemeine Recht,  enthalten  berechtigte  und  niemals  verschwindende 
Principien  des  staatlichen  Gesamdebens.  Keines  für  sich  ge- 
nommen umschliefst  die  Einheit  der  Kräfte  des  Staatsverbands. 
Das  Mittelalter  hat  beiden  Gegensätzen  die  Verkörperung  ge- 
geben :  Aufgabe  der  Neuzeit  war  es,  den  Ausgleich  und  die  Ver- 
einigung zu  bewirken. 

Die  Lösung  der  Aufgabe  war  eine  andere  auf  dem  Fest- 
land und  in  England.  Der  festländische  Staat  hat  aus  der  Erb- 
schaft des  Mittelalters  im  wesentlichen  nur  sein  eigenes  Herr- 
schaftsrecht  entwickelt.  Die  ständische  Gesellschaft  hat  er  als 
seinen  Feind  betrachtet,  und  sie  ist  es  in  Wahrheit  geworden. 
Der  Gegensatz  von  Staat  und  Gesellschaft  ist  allerdings  not- 
wendig und  dauernd;  aber  die  offene  Feindschaft  beider  ist  nur 
die  Folge  einer  einseitigen  staatlichen  Entwicklung,  wie  sie  sich 
in  den  festländischen  Staaten  herausgebildet  hat. 


§  3.    Die  Umkehrnngen  im  Öffentlichen  Recht. 

Im  Voraufgehenden  haben  wir  die  beiden  Principien  des 
Sonderrechts  und  des  allgemeinen  Rechts  umschrieben  und  er- 
örtert; ihren  gemeinsamen  Boden  finden  beide,  soweit  wir  sie 
hier  zu  behandeln  hatten,  im  öffentlichen  Recht.  Wir  können 
nunmehr  dazu  vorschreiten ,  die  Wandlungen,  die  sich  auf  diesem 
Boden  vollziehen,  in  einem  gröfseren  Zusammenhang  zu  be- 
trachten. Wir  gelangen  hierbei  zu  der  Beobachtung  jener  be- 
deutsamen Vorgänge,  die  ich  als  die  Umkehrungen  im  öffent- 
lichen Recht  bezeichnen  will.  Wenn  wir  den  Staat  in  seiner 
ununterbrochenen  Kontinuität  seit  dem  frühen  Mittelalter  verfolgen, 
so  finden  wir  eine  mehrfache  Umkehrung  des  Verhältnisses 
zwischen  Staat  und  Volksgesamtheit. 

Im  frühen  Mittelalter  ist  die  Volksfreiheit  Quelle  des  öffent- 
lichen Rechts.  Diese  Eigenschaft  geht  ihr  allmählich  verloren; 
zur  Rechtsquelle  werden  die  herrschaftlichen  Gewalten'.  Seit 
dem  zwölften  Jahrhundert  vollzieht  sich  alsdann  die  zweite  Um- 
wälzung, zum  Teil  im  Gefolge  der  btlrgerlichen  Unabhängig- 
keitskämpfe  ^ ,   und   neue  Bildungen   mit   ständischer   Grundlage 

1  Vpfl.  Mag.  und  Prat    8.  198  ff. 

^  Mit  dem  negativen  Be&;Tiff  der  Unabhängigkeit  ist  das  Ziel  dieser 
Kämpfe  präciser  bezeichnet  als  mit  dem  positiven  der  Freiheit.  S.  Mag. 
u.  Frat  a.  a.  O.  r^^^^T^ 
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treten  im  öffentlichen  Rechte  auf^     Zu  Beginn  des   vierzehnten 
Jahrhunderts   ist    die    zweite   Umkehrunff  vollendet,    und   das 

Sesamte  öffentliche  Leben  ist  von  ständischen  Körperschaften 
urchsetzt,  die  sich  im  Besitz  der  Verwaltungsbefugnisse  bdinden. 

Um  diese  Zeit  beginnt  das  Fürstentum  seine  selbständige 
Verwaltung  auf  staatlicher  Grundlage  auszugestalten  und  sie  der 
ständischen  an  die  Seite  zu  stellen.  Zum  erstenmal  treten  sich 
jetzt  zwei  öffentliche  Gewalten  mit  dem  Anspruch  der  ver- 
waltungsmäfsigen  Thätigkeit  auf  ein  und  demselben  Gebiet  gegen- 
über. Beide  steigern  ihre  Organisationen ,  und  bald  haben  sich  die 
Gegensätze  der  ständischen  und  der  staatlichen  Ver- 
waltung ausgebildet. 

Die  Kämpfe  zwischen  beiden  Gewalten  verliefen  während 
der  Periode  unserer  Darstellung  auf  den  verschiedenen  Gebieten 
und  in  den  einzelnen  Ländern  in  äufserlich  verschiedener  Weise ; 
aber  das  Endergebnis  war  doch  in  allen  Fällen  in  den  fest- 
ländischen Staaten  das  gleiche:  das  ständische  Sonderrecht,  das 
Privileg,  von  dem  wir  zuvor  sprachen,  wandelte  sich  in  das 
Vorrecht,  und  als  solches  wurde  es  von  den  Standesgenossen 
mit  gröfserem  oder  geringerem  Erfolge  behauptet.  Die  grofse 
Schöpfung  des  Mittelalters  dagegen,  die  ständische  Selbstver- 
waltung geriet  in  Erstarrung  und  Verfall;  der  Staat  vermochte 
es  nicht,  ihre  Einrichtungen  im  Einklang  mit  seinen  eigenen  um- 
zugestalten. 

Das  Vorgehen  des  Staates  wider  die  Stände  betraf  die  drei 
Gebiete,  auf  denen  die  ständischen  öffentlichen  Rechte  lagen,  d.  i. 
das  rein  politische,  das  verfassungsrechtliche  und  das  verwaltungs- 
rechtliche Gebiet.  Der  Gewinn  an  Macht,  der  dem  Staat  hierbei 
zufiel,  war  indes  auf  diesen  drei  Gebieten  von  sehr  ungleichem 
innerem  Wert,  Die  Lahmlegung  der  rein  politischen  Rechte  der 
Stände  war  eine  Vorbedingung  fUr  die  Schafiung  der  Einheit 
des  staatlichen  Handelns  und  hatte  somit  zunächst  nur  gtlnstige 
Wirkungen. 

Anders  war  der  Erfolg  auf  dem  Gebiete  der  ständischen 
Verfassung  und  der  ihr  aufs  engste  verbundenen  Verwaltung. 
Indem  hier  die  ständischen  Organismen  allmählich  zu  bevor- 
rechteten Körperschaften  zusammenschrumpften,  wurde  die  Masse 
der  Bevölkerung  den  ständischen  Verbänden  imra^r  mehr  ent- 
fremdet. Das  ständische  Wesen  schlofs  sich  nach  unten  ab,  in 
demselben  Maafse  wie  ihm  der  Anschlufs  nach  oben  versperrt 
wurde.  Zu  Ende  unserer  letzten  Periode,  d.  i.  im  sechzehnten 
Jahrhundert,  ist  die  Volksmasse  schon  zum  grofsen  Teil  von 
dem  Ständeverband  losgelöst  Eine  neue  Zusammenfassung,  eine 
rechtliche  Eingliederung  innerhalb  des  Staatsverbandes  ist  aber 


1  V.   Inama-Sternegg   D.W.G.   Bd.  III.:    Lamprecht  D.G.  3. 
und  4.  Bd. 


Digitized  by  VjOOQIC 


384  XVII  2. 

gleichwohl  für  diese  frei  gewordenen  Volksteile  nicht  eeschaffen 
worden.  Für  die  grolse  Menge  ist  die  verfassungsmäfsige  Ein- 
fügung nicht  mehr  vorhanden,  wenn  auch  die  gewalligen  Be- 
wegungen des  sechzehnten  Jahrhunderts  und  der  allgemeine 
Au&chwung  des  Staatsgedankens  diese  innei*e  Unausgeglichen- 
heit nicht  immer  erkennen  lassen. 

In  vollster  Schärfe  hatten  sich  indessen  die  Gegensätze  auf 
dem  Gebiete  der  Verwaltung  entwickelt.  Hier  stand  das  Beamten* 
tum  fest  geschlossenen  Organisationen  gegenüber,  die  es  ebenso- 
wenig durchaus  nach  seinem  Willen  zu  lenken  vermochte,  als  es 
andererseits  ihre  Funktionen  entbehren  konnte.  Das  Recht  der 
ständischen  Selbstverwaltungskörper  war  dem  Beamtentum  ein 
unerträgliches  Hindernis;  ihr  Apparat  dagegen  war  ihm  noch 
notwendig.  'Eine  einfache  Beseitic^ng  der  ständischen  Organe 
in  der  Verwaltung  konnte  nur  auf  einzelnen  Gebieten  erfolgen, 
die  sich  zur  Substituierung  der  Staatsverwaltung  ohne  weiteres 
eigneten.  In  der  Hauptsache  aber  war  das  Beamtentum  darauf 
angewiesen,  die  ständischen  Bildungen  bestehen  zu  lassen  und  im 
einzelnen,  durch  meist  schroffe  Mafsnahmen,  seinen  gegnerischen 
Einflufs  in  ihnen  zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  Politik  des  staatlichen  Beamtentums  richtete  sich  all- 
gemein dahin ,  jedes  unabhängige  Recht  der  ständischen  Körper- 
schaften zu  bestreiten  und  an  den  Staat  heranzuziehen,  zu- 
gleich aber  von  eben  diesen  Körperschaften  die  FortAihrung 
der  Verwaltungsfunktionen  zu  verlangen.  Von  der  Selbstver- 
waltung wurde  demnach  die  Thätigkeit  in  einem  Sinne  ge- 
fordert, der  ihren  Grundlagen,  wie  sie  sich  nun  einmal  bis 
ins  sechzehnte  Jahrhundert  entwickelt  hatten ,  durchaus  wider- 
sprach. Weder  nach  ihrem  Recht,  noch  nach  ihrer  Zusammen- 
setzung standen  die  ständischen  Körperschaften  auf  dem  breiten 
Boden,  auf  dem  sie  in  früheren  Jahrhunderten  gegründet 
waren.  Ihre  Kreise,  wie  ihre  Interessen  zogen  sich  immer  enger 
zusammen. 

Die  Kämpfe  zwischen  Staatsverwaltung  und  Selbstverwaltung 
gelangten  somit  zu  dem  widerspruchsvollen  Ergebnis,  dafs  das 
rrincip  der  Selbstverwaltung  als  solcher  unterlag,  während  da- 
gegen ihre  Einrichtungen  noch  erhalten  blieben.  Zwischen  Staat 
und  Volk  standen  bevorrechtete  Bildungen,  die  den  Inhalt,  den 
sie  während  des  Mittelalters  besafsen,  zum  ^ofsen  Teil  verloren 
hatten,  die  aber  das  staatliche  Schaffen  auf  dem  eigensten  Gebiet 
seiner  Bethätigung  viel£Etch  unmöglich  machten.  Die  nunmehr 
begrifflich  vollkommene  Staatsgewalt  war  thatoächlich  in  der 
Landesverwaltung  in  jeder  durchgreifenden  Äufserung  ihres 
Willens  behindert.  Es  bedurfte  keiner  theoretischen  Spekulation, 
um  diese  Gegensätze  aufzudecken ;  die  Betrachtung  der  Wirklich- 
keit zeigte  die  krassesten  Widersprüche. 

Auf  dem  Boden  solcher  Zustände   erwuchs  eine  neue  Auf- 
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fassuDg  vom  Staat  und  seinem  Wesen,  das  Naturreeht*. 
Das  Naturrecht  ging  von  einer  Anschauung  aus,  die  keineswegs 
schlechthin  aus  der  Abstraktion  gewonnen  ^,  sondern  gerade  durch 
den  Widersinn  der  zeitgenössischen  Verhältnisse  angeregt  wurde. 
Der  unabhängigen,  von  der  Tradition  befreiten  Erkenntnis  einer 
neuen  Zeit  bot  sich  gegenüber  der  vorhandenen  Zersplitterung 
von  selbst  der  Gedanke  einer  Einheit  und  Einheitlichkeit  des 
staatlichen  Wesens. 

Die  grofse  Kulturarbeit  des  Mittelalters  aber  ging  dem 
Naturrecht  verloren;  es  hat  sie  nicht  benuzt  und  nicht  verstanden. 
Das  Naturrecht  kannte  die  mittelalterlichen  Einrichtungen  fast 
nur  aus  den  überlebten  und  zerfallenen  Bildungen,  zu  denen 
sie  in  den  festländischen  Staaten  entartet  waren.  Es  ist  kein 
blofs  äufserer  Umstand,  dafs  die  hierher  gehörenden  Hauptwerke, 
der  Leviathan  und  das  jus  belli  ac  pacis  in  Frankreich  und 
unter  stetem  Verkehr  der  Autoren  mit  den  französischen  Ge- 
lehrten- und  Regierungskreisen  entstanden  sind.  Die  Einführung 
der  Hobbes'schen  Theorien  in  England  zeigte  bald,  dafs  sie  dem 
Boden  dieses  Landes  fremd  und  auf  andere  Zustände  berechnet 
waren. 

Welches  notwendige  und  unvergängliche  Rechtsprincip  in 
den  bevorrechteten  Körperschaften  ursprünglich  enthalten  war, 
wurde  nicht  untersucht;  genug,  dafs  dieses  Sonderrecht  mit  den 
beiden  Gröfsen,  aus  denen  das  Naturrecht  alles  konstruierte  — 
Individuum  und  Staat  —  unvereinbar  schien®.  Eine  dritte 
Gröfse,  das  Standesrecht,  wurde  im  Princip  nicht  anerkannt.  Die 
Zusammenfassung  der  Individuen  im  Staat  vollzog  sich  im 
Naturrecht  durch  einfache  Zusammenzählung,  durch  ein  Additions- 
exempel. 

Die  mit  einem  einfachen  Princip  rechnende  Betrachtungs- 
weise wurde  durch  das  Naturrecht  in  der  Staatsrechtswissenschaft 
zur   dauernden   Herrschaft   gebracht*.     Die  hierdurch  erreichte 


1  Kehm,  Geschichte,  S.  211;  Dilthey,  Das  natarliche  System  der 
Geisteswissenschaften  im  siehzehnten  Jahrhundert,  Archiv  für  Geschichte 
der  Philosophie,  Band  5  ff.;  Jod  1,  Geschichte  der  Ethik,  Stuttprt  1882, 
Bd.  1;  Pr  antl,  Geschichte  der  Logik  im  Abendlande,  Leipzig  18ö5,Bd.IV 
Fr.  J.  Stahl,  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  5.  Ann.  lübin^en  1885, 
Ludwig  Stein,  Sociale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie,  Stuttgart 
1897;  Liepmann,  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean -Jacques-Rousseau, 
Berlin  1898. 

*  Vgl.  Rehm,  Geschichte,  S.  212:  Das  Naturrecht  ist  von  Haus  aus 
nicht  reine  Spekulation,  sondern  zwar  primär  logisch-abstrakte  Konstruktion 
in  juristischer  Form,  aber  in  Verbindung  mit  empirischer  Beweisführung  aus 
Rechtsgeschichte  und  Rechtsdogmatik. 

"vgl.  hierzu  die  Darlegungen  Rehms  ttber  die  Staatsentotehung 
in  der  Naturrechtslehre,  a.  a.  0.  S.  252. 

*  Die  Eigentümlichkeit  des  Naturrechts  scheint  mir  nicht  so  sehr 
durch  den  Gegensatz  zwischen  philosophischem  und  positivem  Recht 
charakterisiert,  als  vielmehr  durch  den  Gegensatz  zwischen  der  einfachen 
und  der  komplexen  Betrachtungsweise.  C^  r\r^n]o 
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Klarheit,  ebenso  wie  die  Oröfse  und  das  hohe  Ziel  der  philo- 
sophischen Auffassung,  lielsen  über  die  Mängel  der  Grund- 
anschauung leicht  hinweg  sehen.  Die  einseitige  und  schmale 
Grundlage,  auf  welcher  der  festländische  Staat  im  sechszehnten 
Jahrhundert  thatsächlich  stand,  wurde  benutzt  und  erweitert  zu 
einem  wissenschaftlichen  System,  das  als  Objekt  das  Individuum 
und  den  aus  ihm  unmittelbar  zusammengesetzten  Staat  hatte. 
Das  mittelalterlich-Ltändische  Recht  wurde  als  Thatsache,  nicht 
aber  «als  notwendiges  staatliches  Princip  betrachtet. 

Wenn  wir  jetzt  auf  die  zuvor  hervorgehobenen  Umkehrungen 
im  öffentlichen  Recht  zurückblicken,  so  finden  wir  dfe  letzte 
Umwandlung  im  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Volksgesamtheit 
vollzogen.  Das  Recht,  das  die  ständischen  Bildungen  sich  seit 
dem  zwölften  Jahrhundert  erobert  hatten,  ist  durch  die  Ent- 
wicklung des  Staates  thatsächlich  unfruchtbar  gemacht;  in  der 
Theorie  aber  ist  es  schon  vollständig  beseitigt.  Die  herrschaft- 
liche GcT^alt  des  Staates  wird  wieder  die  Quelle  alles  öffentlichen 
Rechts. 


§  4.    Das  absolute  Princip  im  mittelalterlich-nenzeitlichen 

Staat. 

In  den  Kämpfen  zwischen  Ständetum  und  Staat,  die  unsere 
Darstellung  des  Gewerberechts  im  einzelnen  und  unsere  vorauf- 
gehende &ürterung  im  allgemeinen  beschrieben  hat,  sehen  wir 
ein  neues  Staatsprincip  in  die  Wirklichkeit  treten ;  es  ist  das  des 
Absolutismus  ^  Die  Periode  seiner  Herausbildung  fällt  in  die 
Zeit  vom  vierzehnten  bis  zum  Ende  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts. Wir  haben  hier  die  Entstehung  und  Entwicklung  des 
absoluten  Princips  während  jener  Periode  zu  erörtern. 

In  der  Einleitung  zu  dem  ersten  Teil  unserer  Darstellung 
haben  wir  gezeigt,  wie  seit  Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
sich  von  dem  Ämterwesen  eine  selbständige  Staatsgewalt  ablöste. 
Diese  Loslösung  von  thatsächlicher  Gebundenheit 
und    zugleich     die    Herstellung     eigener     Rechts- 

f  rundlagen  für  die  Bethätigung  des  Staatswillens 
ildet  den  Ursprung  und  den  Inhalt  des  mittelalterlichen  Ab- 
solutismus. Nur  durch  das  doppelte  Ziel  —  Loslösung  des 
Staates  vom  fremden  und  Begründung  seines  selbständigen 
Rechtes  —  wird  der  Absolutismus  des  Mittelalters  gekennzeichnet, 
und  nur  hierin  gelangen  seine  Bestrebungen  zu  dem  ihm  eigen' 
tümlichen  Ausdruck. 


*  Koser  S.  246  ff,;  Rehm,  Breysig  a.  a.  0.;  Lamprecht, 
Deutsches  Wirtschaftoleben  im  Mittelalter,  Band  I  S.  1251  flfl;  derselbe, 
Beiträge  zur  Geschichte,  Festschrift  1894  S.  178  ff.:  v.  Hertling  in 
Bruders  Staatslezikon ;  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staats- 
«cht,  Leipzig  1867.  o:,,.ed.yGoOgle 
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Der  im  Mittelalter  ausgebildete  Absolutismus  unterscheidet 
sich  hierdurch  grundsätzlich  von  der  unumschränkten  Herrscher- 
gewalt anderer  Zeiten  und  anderer  Völker,  und  insbesondere 
von  der  Herrschaft  der  römischen  Kaiserzeit,  mit  der  er  in  seiner 
Entwicklung  häufig  verglichen  wird.  Ein  solcher  Vergleich  ent- 
behrt der  inneren  und  der  geschichtlichen  Begründung.  Der 
Principat  und  das  spätere  Cäsarentum  übertrugen  dem  Kaiser 
eine  vorhandene  fertige  Staatsgewalt,  die  nur  in  eine  einzige 
Hand  gelegt  wurde.  Es  handelt  sich  hier  nur  um  eine  Regicrungs- 
form.  Das  Eigentümliche  des  mittelalterlichen  Absolutismus  da- 
gegen ist,  dafs  er  sich  die  Staatsgewalt  erst  herstellte ;  er  ist  mit 
ihr  gewachsen  und  grofs  geworden;  er  hat  sich  sein  Recht  und 
seinen  Bereich  erst  neu  gegründet.  Der  Imperialismus  ist  der 
Ausdruck  eines  absinkenden,  der  Absolutismus  ist  der  Ausdruck 
eines  aufsteigenden  Staatswesens.  Jener  sogenannte  römische 
Absolutismus  steht  am  Ende,  der  mittelalterliche  dagegen  am 
Anfang  der  staatlichen  Entwicklung.  Sein  Ziel,  wie  seine 
rechtliche  Bedeutung  ist  deshalb  eine  ganz  andere;  er  hat  den 
Staat  erst  geschaffen,  in  dem  und  durch  den  er  herrschte.  Wenn 
wir  den  mittelalterlichen  Absolutismus  richtig  beurteilen  wollen, 
so  müssen  wir  ihn  als  staatsgründendes  Princip  be- 
trachten, und  keineswegs  als  eine  blofse  Begierungsform. 

Die  Stellung  über  dem  Gesetz  ist  von  dem  mittelalterlichen 
Absolutismus  nicht  grundsätzlich  erstrebt  worden.  Seit  dem 
zwölften  Jahrhundert  wurden  die  bekannten  imperalistischen, 
bezw.  entsprechend  umgedeuteten  Sätze  des  römischen  Rechts 
princeps  legibus  solutus^,  quod  principi  placuit  legis  habet 
vigorem,  von  Juristen  und  Parteigängern  vorgebracht;  in  der 
thatsächhchen  Anwendung  ist  indes  zu  unterscheiden  zwischen 
dem  Gebrauch  zu  rein  politischen  Zwecken  und  der  Geltung  auf 
dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  im  allgemeinen.  Zu  dem  erst- 
genannten Zweck  eigneten  sich  die  Sätze  vornehmlich ;  sie  bildeten 
ein  Kampfmittel  gegen  poUtische  Gegner  ^.  Indes  war  auch  hier 
der  Erfolg  nur  ein  bescnränkter  und  der  ursprünglichen  Absicht 
oft  entgegengesetzter  °.  —  Zu  einem  anerkannten  Bestandteil  im 
System  des  öffentlichen  Rechts  sind  dagegen  die  Sätze  nicht  ge- 
worden ;  sie  standen  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  viel  zu 
sehr  im    Widerspruch*.     Unter  den  römisch- rechtlichen   Sätzen 

'  ÜbeT  die  UmdeutuDg  dieses  Satzes  vgl.  Mommsen,  römisches 
Staatsrecht  3.  Aufl.  2  S.  751. 

*  Hierbei  haben  sie  besonders  Friedrich  I.  gedient  Es  ist  jedoch 
nicht  angängig,  die  auf  politische  Eroberung  und  auf  Festigung  des 
Imperium  —  im  mittelalterllcben  Sinne  —  gerichteten  Bestrebungen 
Friedrichs  L  als  Absolutismu»  zu  bezeichnen,  ä.  Pomtow,  EHnflufs  der 
altrömischen  Vorstellungen  Tom  Staat  auf  die  Politik  Friedrichs  I. 
Hallenser  Dissert  1885. 

'  Vgl.  hierzu  im  einzelnen  Koser  S.  250  f. 

^  Kehm,  Geschichte,  S.  191  f.  Über  den  Satz  quod  principi u.  s.  w^ 
im  System  Beaumanoirs  s.  hier  oben  S.  10  Anm.  1.       oigitizedbydOOQlC 
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sind  diese  imperalistischen  vielleicht  gerade  diejenigen,  die  trotz 
der  Schärfe  inres  Ausdruckes  sich  in  der  Praxis  am  wenigsten 
durchzusetzen  vermochten;  sie  blieben  vereinzelt,  wie  denn  auch 
ihre  Bedeutung  gerade  für  den  mittelalterlichen  Absolutismus, 
gegenüber  der  Wichtigkeit  der  Aufnahme  römisch-rechtUcher  Be- 
griffe überhaupt,  vollständig  zurücktritt. 

Das  Streben  nach  Alleinherrschaft,  wie  die  imperialistische 
Tendenz  im  allgemeinen,  imd  der  mittelalterliche  Absolutismus 
sind  gänzlich  verschiedene  BegriflFe  und  verfolgen  ganz  ver- 
schiedene Ziele.  Der  mittelalterliche  Absolutismus  ist  durchaus 
Staatsabsolutismus.  Der  Staat  soll  von  der  ihm  auferlegten 
Bindung  seines  Willens  und  seiner  Macht  befreit  werden.  Die 
regellose  persönliche  Willkür  wird  hierbei  nicht  nur  nicht  ge- 
fordert, sondern  ihr  wird  nach  Kräften  vorgebeugt  durch  un- 
ablässigen Ausbau  der  Gesetzgebung.  Die  Thätigkeit  auf  diesem 
Gebiet  ist  raustergiltig.  In  der  Kunst  des  objektiven  und  klaren 
Ausgestaltens  der  Gesetzgebung  scheint  der  Staatsabsolutismus 
jede  andere  Regierungsform  weit  zu  übertreffen. 

Der  Fürst  gilt  in  diesem  System  keineswegs  als  ein  persön- 
lich schrankenloser  Herrscher.  Mit  grofsem  Nachdruck  wird  der 
Satz  verfochten,  dafs  der  König  nicht  Eigentümer  oder  Besitzer, 
sondern  nur  Verwalter  des  Reiches  ist :  Rex  non  censetur  pro- 
prietarius  sive  dominus  Regni  sui,  sed  Administrator  ^  Dem 
Gebrauch  der  Staatsgewalt  imd  des  Staatsgutes  zu  persönlichen 
Zwecken  tritt  das  Beamtentum  mit  aller  Schärfe  entgegen.  Die 
Fortbildung  des  monarchischen  Rechts  gründet  sich  immer  mehr 
auf  den  Begriff  des  von  der  Person  des  Königs  getrennten 
königlichen  Amtes  ^;  von  diesem  Amt  soll  alles  Recht  im  Staate 
seinen  Ausgang  nehmen. 

Zur  Kennzeichnung  des  Absolutismus  und  seiner  Ekitwick- 
lung  nach  verschiedenen  Perioden  werden  zahlreiche  Schlagworte 
angeführt,  von  denen  indes  keines  zureichend  ist^.  Die  Auf- 
fassung, des  Staatsabsolutismus,  wie  er  bis  zu  Ende  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  sich  ausgestaltete,  ist  dagegen  knapp  enthalten  in 
dem  Leitsatz,  den  ich  an  anderer  SteUe  angeführt  habe*:  „Der 
König  allein  ist  Quelle  alles  Rechts  und  aller  Gerichtsgewalt; 
doch  nicht  so,  dafs  er  damit  schalten  dürfte  nach 
Gunst  und  Belieben;  sondern  er  ist  darübergesetzt,  wie 
das  Haupt  über  die  Glieder^".     Der  König,  d.  h.  sein  Amt,  ist 


^  Molinaeus^   Coinmentarius  in  Consuetudinem  FanBiensem,  Aos- 

fabe  seiner  opera  omoia,  Paris  1681  Bd.  T,  S.  185.    Überaus  häufig  kehrt 
er  Satz  wieder  bei  Las  Casas,  Quaestio  uttum  reges  vel  principes  jure 
aliquo    vel   titulo,   et  salva   conscientia,  cives  ac  Bubditos  domini  parti- 
cularis   ditioni  subjicere  possitit.     Ausgabe  von  Frise,   s.  oben  S.  16 a'. 
''  «  S.  oben  S.  19  f.,  179  f.,  184. 

*  Koser,  a.  a.  0. 

*  Mag.  u.  Frat.  S.  88. 

^  A  supremo  Principe  velut  a  mari  fiuunt  omnes  jurisdictiones ,  non 
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darnach  der  Träger  des  gesamten  Rechts;  aber  jede  Befugnis  zu 
willkürlichem  Handeln  wird  ihm  ausdrücklich  abgesprochen. 

Der  Absolutismus  verlangte  demnach  die  Heranziehung  deä 
Rechts  und  dessen  Gründung  auf  eine  einzige  Stelle  ^  wie  dies 
gegenüber  der  mittelalterlichen  Zersplitterung  der  öfFentlichen 
Gewalt  in  allen  Staaten  notwendig  und  unerläfslich  war.  Nicht 
durch  die  Notwendigkeit,  diese  Neugründung  des  Rechts  vorzu- 
nehmen, sondern  durch  die  Formen,  in  denen  dies  geschah^ 
unterscheiden  sich  dann  die  einzelnen  Länder.  Die  Loslösung 
der  Staatsgewalt  konnte  erfolgen,  ohne  dafs  die  ständischen 
Bildungen  in  ihrer  Lebensfähigkeit  geschwächt  wurden;  diese 
konnten  sogar  durch  allmähliche  Eingliederung  in  das  Staats- 
wesen an  Stärke  und  Bedeutung  gewinnen.  Der  Staat  konnte 
aber  auch  darauf  ausgehen,  jedes  nicht- staatliche  Recht  zu  unter- 
binden, und  es  hierdurch  allmählich  zum  Absterben  zu  bringen. 
Der  Erfolg  war  dann  die  Beseitigung  jeder  rechtlich  —  wenn 
auch  nicht  thatsächlich  —  unabhängigen  Macht  neben  der 
Staatsgewalt. 

Gemeinsam  ist  dem  mittelalterlich  -  neuzeitlichen  Absolu- 
tismus demnach  nichts  weiter  als  die  oben  S.  386  gegebene 
Definition  und  das  dort  bezeichnete  zwiefache  Ziel  ^  Verschieden 
dagegen  ist  die  Entwicklung  in  den  einzelnen  Ländern  seit  dem 
Ausgang  des  Mittelalters.  Von  den  Zuständen  im  öffentlichen 
Leben,  von  der  Fähigkeit  des  Beamtentums  und  von  dem  persön- 
lichen R^ment  des  Fürsten  hing  es  ab,  inwieweit  der  Absolu- 
tismus jede  Schranke  seiner  Eigenmacht  entfernte  ^.  Insbesondere 
ist  das  spätere  Hinabgleiten  in  die  Extreme  nicht  dem  absolutistischen 
System  als  solchem  zuzuschreiben,  sondern  vielmehr  den  nationalen 
Eigenschaften  der  einzelneu  Völker,  die  gerade  in  dem  Verhalten 
gegenüber  dem  Absolutismus  charakteristisch  hervortreten.  Auch 
nachdem  der  Absolutismus  seine  letzten  Konsequenzen  gezogen 
hatte,  ist  seine  Wirkung  wie  seine  Anwendung  die  verschiedenste. 
Zu  einer  Erschlaffung  des  staatlichen  I^ebens  ist  es  allerdings 
überall  gekommen,  obwohl  dies  Ergebnis  nicht  etwa  dem  Abso- 
lutismus eigentümlich  ist,  sondern  ebenso  aus  jeder  andern  Ver- 
fassungsforni  folgen  kann  und  folgt.  Aber,  was  bei  der  Ver- 
einigung von  Machtfülle  an  einer  einzigen  Stelle  das  nächste  er- 
schiene, nämlich  der  Mifsbrauch  der  absoluten  Gewalt  zu  nicht- 
staatiichen  und  persönlichen  Zwecken,  ist  keineswegs  überall  ein- 
getreten. 

Als  Prindp  betrachtet,  bedeutet  der  Absolutismus  die  höchste 
Anspannung  der  staatlichen  Kräfte;  hierin  liegt  sein  Vorzug  und 

quod  sint  manuales  neu  revocabiles  ad  nutum,  ut  adulatores  aulici  et 
forenses  quaestnarii  blaterant,  sed  quod  ut  membra  depeodent  a  capite. 
Molinaeas  in  Cons.  Par.  S.  78. 

>  Dafs  die  früher  angenommene  Periodisienm^  des  Absolutismiur  un- 
haltbar ist,  hat  Koser  a.  a.  0.  eingehend  nachgewiesen. 

«  Koser  S.  247.  ^  j 
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seine  Schwäche.  Die  Grundlage,  auf  der  das  Mittelalter  den 
Staatsbau  aufführte,  ist,  wie  wir  zuvor  gesehen  haben,  an  sich 
eine  schmale  und  unzureichende  gewesen ;  hier  ist  diese  einseitige 
Schichtung  auf  die  Spitze  getrieben.  An  Fürst,  Beamtentum 
und  Volk  stellt  deshalb  der  Absolutismus  die  gröfsten  An- 
Forderungen,  wenn  er  seinen  Aufgaben  genügen  soll.  Dies  ändert 
aber  nichts  an  der  Thatsache,  dafs  in  dem  neuzeitlichen  Staat,,  wie 
er  nun  einmal  besteht,  der  Absolutismus  als  ein  grundl^endes 
Princip  enthalten  ist.  Es  ist  deshalb  ein  Irrtum,  zu  glauben,  dafs 
der  Aosolutismus  —  weil  eine  Regierungsform  —  nichts  anderes 
als  ein  Durchgang  ftir  die  Völker  gewesen  sei,  und  nur 
eine  Phase,  die  sie  in  ihrer  Entwicklung  überwinden  mufsten. 
Denn  der  Absolutismus  ist,  wie  wir  gezeigt  haben,  mehr 
als  eine  Kegierungs-  oder  Verfassungsform.  Die  Formen  aller- 
dings ändern  sich  und  sterben  ab  mit  den  wechselnden  Zu- 
ständen, deren  vorübergehender  Ausdruck  sie  gewesen  sind;  die 
grundlegenden  Bestandteile  aber,  aus  denen  ein  Staatswesen  zu- 
sammengesetzt ist,  sind,  solange  dieses  besteht,  dauernd  und 
suchen  sich  stets  eine  neue  Verwirklichung.  So  haben  wir  das 
ständische  Princip  als  ein  unzerstörbares  Element  des  mittelalter- 
lich-neuzeitlichen Staates  gefunden,  und  ebenso  ist  dies  mit  dem 
absoluten  Princip  der  Fall. 

Die  Staatsgewalt,  wenn  anders  sie  in  Wahrheit  die  Volks- 
gesamtheit  darstellen  will,  mufs  unter  allen  Umständen  im  stände 
sein,  ihren  Willen  frei  von  jedem  nicht  -  staatlichen  Einflufs  zu 
bethätigen.  Eine  grundsätzliche  Bindung  des  staatlichen  Willens 
ist  unvereinbar  mit  dem  Recht  und  mit  dem  Zweck  des  Staates. 
Vielmehr  darf  die  Aufgabe  der  Staatsverfassung  keine  andere 
sein,  als  die  beiden  innerhalb  des  Staatswesens  vorhandenen 
Principien,  das  ständische  und  das  absolute,  ins  Oleichgewicht 
zu  setzen,  nicht  aber  das  eine  durch  das  andere  zu  unterdrücken. 
Wenn  das  einseitig  absolute  Regiment  zu  einer  Erstarrung  des 
staatlichen  I^ebens  fUhrt ,  so  fUhrt  jeder  überwiegend  ständische 
Einflufs  notwendig  zu  dem  Mifsbrauch  der  öffentlichen  Gewalt 
zu  staatswidrigen  Zwecken,  und  damit  zu  der  Auflösung  des 
Staates  als  solchen.  Die  Preisgebung  der  Staatsgewalt  an  das 
Ständetum  ist  ein  Rückfall  in  mitteklterliche  Verhältnisse,  aus 
denen  gerade  der  Absolutismus  den  Staat  befreit  hat. 


Die  von  dem  Mittelalter  für  das  Staatswesen  geleistete  Arbeit 
mufs  gleich  grofs  erscheinen,  ob  wir  sie  nun  mit  ihrem  eigenen 
Ausgangspunkt  oder  mit  anderen  Zeiten  vergleichen.  Aus  ge- 
bundenen Amtsrechten  wurde  eine  losgelöste  Staatsgewalt  ge- 
schäfien,  wie  sie  mit  so  umfassendem  Bereich  und  selbständigem 
Recht  keine  frühere  Zeit  entworfen,  geschweige  denn  zu  stände 
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gebracht  hat.  Was  dieser  Staatsgewalt  äufserlich  ihr  Gepräge 
gab,  das  ist,  dafs  sie  vollständig  getrennt  von  den  zeitgenössischen 
Einrichtungen,  und  im  Gegensatz  zu  deren  Recht,  aufgebaut 
wurde.  Der  Neuzeit  blieb  deshalb  die  Aufgabe,  zwischen  zwei 
Systemen  des  öffentlichen  Rechts  —  dem  staatlichen  und  dem 
ständischen  —  den  Ausgleich  herbeizufllhren  und  zwei  Organi- 
sationen der  allgemeinen  Verwaltung  in  eine  Einheit  zu  ver- 
schmelzen. 

Die  festländischen  Staaten  erfüllten  den  ersten  Teil  dieser 
Aufgabe  durch  die  Schaffung  eines  tüchtigen,  alle  Schichten  der 
Verwaltung  durchdringenden  Berufsbeamtentums  ^.  Die  Erziehung 
eines  Beamtenstandes,  seine  Ausstattung  mit  den  Begriffen  der 
Ehre  und  Pflicht,  wie  sie  der  öffentliche  Dienst  erfordert,  bleibt 
eine  der  höchsten  staatlichen  Leistungen.  Sie  muüs  dem  Staate, 
in  dem  sie  gelang,  ein  sonst  nicht  erreichbares  Mafs  der  Fähig- 
keit und  Kraft  des  Handelns  verleihen.  Doch  kann  auch  die 
letzte  Vollendung  in  der  Heranbildung  der  Beamtenschaft  nicht 
allein  und  nicht  auf  die  Dauer  zur  Erhaltung  des  staatlichen 
Lebens  genügen^. 

Der  andere  Teil  der  Aufgabe  hat  in  den  festländischen 
Staaten  eine  befriedigende  Lösung  überhaupt  nicht  gefunden. 
Wir  haben  versucht,  das  Verhältnis  zwischen  dem  Staat  und 
der  ständisch  abgeteilten  Volksgesamtheit  in  seiner  geschichtlichen 
Entwicklung  und  nach  seinen  Grundprincipien  darzustellen.  Die 
ständische  Gliederung,  als  der  Ausdruck  des  örtlichen  und  indi- 
viduellen Sonderrechts  innerhalb  der  staatlichen  Gleichheit  muls 
als  notwendig  und  dauernd  gelten.  Das  dem  neuzeidichen  Staat 
gestellte  Problem  ging  dahin,  die  in  steter  Wandlung  befind- 
lichen ständischen  Organisationen  so  zu  leiten,  dafs  mnen  die 
vollziehende  Gewalt  anvertraut  werden  kann,  ohne  die  Gefahr 
des  Versagens  einerseits,  des  Mifsbrauchs  zu  selbststlchtigen 
Zwecken  andererseits.  Die  Aufgabe  wird  erfüllt  sein,  sobald  es 
gelingt,  den  ständischen  Bildungen  das  Streben  nach  ökonomi- 
schen Vorteilen  und  politischer  Eigenmacht  zu  benehmen  und  sie 
den  rein  administrativen  Geschäften  dienstbar  zu  machen. 


^  Schmolier,  Acta  Boniseica,  Behörden  Organisation.    Bd  I.,  Berlin 
1894,  Einleitung  S.  32  ff.,  S.  117  ff. 
2  Ebenda  S.  184. 
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I.  Übersicht  der  im  Text  besprochenen  Uricunden 

yorbemerknng.    In  der  —  Bcblechthin  verzächneten  —  ZustSndigkdt 
geechlosaen.  —  Unter  VolletTeckang  ist,  wo  nichts  wdter  bemeikt, 


Nr. 

Text 
Seite - 

Jahreszahl 

Gewerbe 

Ort 

1 

135 

1162,  1182, 
1282 
1268 1 

Fleischer 

Paris 

2 

n 

Bäcker 

» 

3 

n 

1268 

Schmiede 

n 

4 

136 

1268 

Althändler,  Hand- 
schuhmacher    und 
Kürschner 

n 

5 

n 

1160,  1268, 
1287 

Fünfgewerke 

n 

6 

n 

1268 

Eorduaner  und 
Stiefelmacher 

n 

7 

» 

1268 

Wollweber 

»» 

8 

« 

1268 

Sattler 

» 

9 

137 

1268 

Nadler 

n 

10 

» 

1268 

Schneider 

rt 

11 

fl 

1268 

Färber 

v 

12 

138 

1268 

Gürtler 

ii 

13 

ff 

1271 

Walker 

n 

14 

» 

1268 

Maurer  und  Stein- 
metze 

» 

15 

139 

1268 

Zimmerleute  imd 
ähnl.  Gewerke 

n 

16 

ff 

1268 

Messingdrahtmacher 

ff 

'  Die  hier  mit  dem  Jahre  1268  bezeichneten  Angaben  entstammen 
dem  Livre  des  m^tiers.  Über  die  hierbei  zu  beachtenden  Einschrftnkungen 
s.  Mag.  u.  Frat  S.  71.  ^  , 
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Über  die  gewerbliche  Gerichtsbarkeit. 

für  Falechwerk   ist   stets    die   Zuständigkeit   in   ÜbertretungsfölleD   ein- 
die  Vollstreckimg  der  Urteile  über  Falscnwerk  zu  verstehen. 


Gerichtsbarkeit 


Sondergericht,  zuständig  in  allen  Elagesachen  ^. 

Sondergericht,   zuständig  in  allen  Klagesachen   ausg.  Blutrunst 

und  Klagen  um  Gut  und  Eigen®. 
Ebenso  *. 
Ebenso;  eigenmächtige  Vollstreckung^. 


Sondergericht;  seit  1287  nur  gewerbliche  Gerichtsbarkeit*. 

Sondergericht;  im  13.  Jahrhundert  auf  Gewerbesachen  zurück- 
gedrängt ''. 

Ehemaliges  Sondergericht  im  13.  Jahrhundert  beseitigt^.  Zu- 
ständig für  Falschwerk ;  endgültige  Aburteilung  vor  all- 
gemeinem Gericht.     S.  auch  unten  Nr.  13. 

Zuständig  fUr  Falschwerk;  Vollstreckung  durch  allgemeines  Gericht. 

Ebenso. 

Zuständig  in  allen  Gewerbesachen.  Verurteilen  zu  Schaden- 
ersatz und  Bufse. 

Ebenso. 

Zuständig  fUr  Falschwerk. 

Falschwerk  gemeinsam  mit  WoUwebem. 

Gerichtsstand  vor  eigenem  (vom  öffentlichen  Gericht  eingesetzten) 
Magister  ®. 

Ebenso. 

Keine  Geschworenen  (und  demnach  keine  selbständige  Gerichts- 
barkeit) wegen  EJeinheit  des  Handwerks. 

»  Mag.  u.  Frat.  S.  32  und  37. 

«  Mag.  u.  Frat  S.  78.  *  Eb.  S.  90.  »  Eb.  S.  94. 

•  Eb.  S.  56.  '  Eb.  S.  97  f.  »  Eb.  S.  59. 

»  Eb.  S.  103.  ^  T 
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Nr. 

Text 
Seite 

Jahreszahl 

Gewerbe 

Ort 

17 
18 
19 

139  f. 
140 
142 

13.  Jfthrh. 

n 

Geschlossene  Grund* 
herrschaften 
Kleine    Grund- 
herrschaften 
Zünfte  allgemein 

Paris 

n 
Amiens 

20 
21 
22 

23 

•  24 

1^3 
144 

1268 

1286 

13.  Jahrh. 

1220 
1276 

Fruchthändler 
Böttcher 
Bischöfliche  Hand- 
werker 
Bäcker 
Tucher 

Beauvais 

25 
26 

27 

145 

n 

1292 

1189  und 

später 

1243  ff. 

Tucher 
Magisterien 

Tucher 

Beims 
Chartres 

Chälons  B.  M. 

28 

29 
30 
31 

147 

1» 

n 

13.  Jahrh. 

1^04 
1217 

Meister  der  Tuch- 
halle 
Zünfte  allgemein 
Weber 
Bäcker 

Saint-Omer 

Etampes 
Pontoise 

32 
33 
34 

148 

n 

41 
158 

1220 

1269 

1211,  1225 

Fleischer 
Bäcker 
Münzer 

Orldans 

Provins 
landsm.  Schwur- 
genossenschaften 

35 

1317 

Schuhmacher 

Troyes 

36 

159 

1317/1322 

Fleischer 

Amiens 

37 
38 

160 

1322 
1317 

Messerschmiede 
Tucher 

Carcassonne 

39 

» 

1321 

n 

Chdlons  B.  M. 

40 

161 

1321 

Bäcker 

Angers 

41 
42 

1» 

n 

1339 
1340 

Gerber  und 
Schuster 
Tucher 

La  R^ole 
Reims 

XVn  2.  397 

Gerichtsbarkeit 

Bilden  eigene  Oerichtsbezirke. 
Vermutlich  an  Stadtztinfte  angeschlossen. 

Zuständiff  bei  Übertretung  und  Falschwerk.  Übertretung  wird  selb- 
ständig durch  Zünfte,  Falschwerk  endgültig  vor  Rat  abgeurteilt. 

Ebenso. 

Ebenso. 

Rechtsprechung  durch  Stadtzünfte.  Vollstreckung  durch  bischöf- 
liches Gericht. 

Zuständig  für  Falschwerk. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk.  Vollstreckung  durch 
bischöfliches  Gericht. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falsch  werk;   s.  auch  unten  Nr.  42. 

Angaben  über  Zuständigkeit  fehlen. 

Endgültige  Aburteilung   von   Falschwerk.     Vollstreckung  durch 

bischöfliches  Gericht. 
Zuständigkeit  bei  vorenthaltenen  Arbeitslöhnen  und  rückständigen 

Forderungen. 
Zuständig  in  allen  Gewerbesachen. 
Zuständig  in  allen  Klagesaehen,  ausg.  Blutrunst. 
Gericht  vor  eigenem  Magister,  unter  Ausschlufs  jedes  königlichen 

Beamten. 
Zwei  Magistri;  keine  Angaben  über  deren  Zuständigkeit. 
Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk. 
Gerichtsstand  vor  dem  Magister  monetae,  die  drei  schweren  Fälle 

ausgenommen. 
Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk  unter  Ausschlufs  jedes 

andern  Richters. 
Zuständig  bei  Übertretung  und  Falsch  werk/ Falsch  werk  endgtütig 

vor  Rat  abgeurteilt.     S.  oben  Nr.  19. 
Ebenso. 
Endgültige    Aburteilung    von    Falschwerk    und    eigenmächtige 

Vollstreckung, 
Endgültige   Aburteilung    von    Falsch  werk,    Vollstreckung    (und 

Rechtsprechung  in  Civilklagen)    durch  bischöfliches  Gericht. 

S.  oben  Nr.  27. 
Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk  und  eigenmächtige  Voll- 
streckung. 
Zuständig  für  Falsch  werk;  Bestätigung  durch  Stadtrat 

Endgültige  Aburteilung  von  Falsch  werk;  Vollstreckung  (der  Straf- 
befehle; S.  162  Anm.  3)  durch  bischöfliches  Gericht^^^ip 
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Nr. 

Text 
Seite 

Jahreszahl 

Gewerbe 

Ort 

43 

162 

1337 

Tucher 

Provins 

44 
45 

170 

» 

265 
267 

1351 
1351 

Geflügel-  und  Wild- 
brethändler 
Aburteilung  der 
Stadtfremden 

Paris 

ff 

46 
47 

14U5 
1413 

Eisenschmiede 
Bergleute 

Normandie 
Landesgesetz 

48 

297 

1355 

Bäcker 

Arras 

49 
50 

298 

1356 
1359 

Tucher 

n 

Provins 
Troyes 

51 

» 

1367 

Goldschmiede 

Le-Puy-en-Velay 

52 
53 

299 

ff 

1378 
1381 

Tucher 
Fleischer 

Ronen 
Langres 

54 

300 

1418 

Schmiede 

Bellencombe 

55 
56 
57 

301 

1443 
1486 
1485 

Tucher 

Zinngielser 

Weber 

Bourges 

Bordeaux 

Dun-le-Roy 

58 

302' 
302 
303 

n 

1497 

Fleischer 

Ronen 

59 
60 
61 
62 
63 
64 

1354 
1369 
1399 
1407 
1384 
1466 

Kleinschmiede 

Hosenmacher 

Wollweber 

Schumacher 

Weber 

Fleischer 

Amiens 

ff 

ff 

Abb^ville 
Reims 

65 
66 

ff 

304 

1) 

1498 
1499 

Goldstoffweber 
Kürschner 

Tours 
Orl&ms 

G7 
68 

13^1 
1393 

Gürtler 
Schlosser 

Paris 

ff 

^  Das  Magister! am  der  Fünfffewerko  (oben  Nr.  5)  wurde  in  dieser 
Periode  beseitigt,  das  der  Althändier  u.  s.  w.  (oben  Nr.  4)  anf  die  Hand* 
werkssachen  sorUckgedrüagt    8.  297.  ^ 
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Gerichtsbarkeit 


Endgültige  Aburteilung  von  Falsch  werk  und  eigenmächtige  Voll- 
streckung. 

Zuständig  bei  Übertretung  und  Falschwerk;  Falschwerk  end- 
gliitig  vor  öflFentlichem  Gericht  abgeurteilt. 

Endgültig  vor  öffentlichem  Gericht. 

Gerichtsstand  vor  eigenem  Magister,  ausg.  das  Gerüfte. 

Gerichtsstand  vor  eigenem  Richter,  die  drei  schweren  Fälle  aus- 
genommen; s.  oben  Nr.  34. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk  und  eigenmächtige 
Vollstreckung. 

Bestätigung  von  Nr.  43. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falscliwerk.  Vollstreckung  bis  dahin 
eigenmächtig,  künftig  durch  öffentliches  Gericht. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk  und  eigenmächtige  Voll- 
streckung. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk  unter  Ausschlufs  jedes 
andern  Richters.  Vollstreckung  durch  Prevost;  bei  dessen 
Säumigkeit  durch  Zunftgericht. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk,  unter  Ausschlufs  jedes 
andern  Richters. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk. 

Zuständig  in  allen  Gewerbesachen. 

Endgültige  Aburteilung  von  Falschwerk,  unter  Ausschlufs  jedes 
andern  Richters. 

Selbständige  Rechtsprechung  über  Falsch  werk;  bei  ISuspruch 
des  Beschuldigten  endgültige  Aburteilung  durch  die  Ge- 
schworenen vor  dem  öffentlichen  Gericht. 

Falschwerk  endgültig  vor  Rat;  s.  oben  Nr.  19  und  36. 

Ebenso. 

Ebenso. 

Eibenso. 

Aburteilung  von  Falschwerk  vor  Rat. 

Rechtsprechung  durch  ordentliches  Gericht  nach  dem  Wahrspruch 
der  Zunftgeschworenen. 

Befragung  der  Geschworenen  durch  BailU. 

Keine  Mitwirkung  der  Geschworenen  erwähnt. 

Zuständig  bei  Übertretungen. 

Zuständig  bei  Übertretungen.   Falsch  werk  vor  öffentlichem  Gericht. 
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Nr. 

Tert 
Seite 

Jahreszahl 

Gewerbe 

Ort 

69 

304 

1398 

Lemenweber 

Ronen 

70 

305 

14.  Jahrh. 

Gerber 

Abb^viUe 

71 

D 

1451 

Böttcher 

n 

72 

yj 

1497 

Hosenmacher 

n 

73 

» 

1476 

Sattler 

n 

74 

» 

1478 

Kefsler 

n 

75 

306 

1494 

Scheidenmacher 

n 

76 

n 

14Ü0 

Schneider 

Troyes 

77 

n 

1447 

Weber 

Issoudun 

78 

n 

1455 

Schneider 

Caen 

79 

n 

1487 

Zimmerleute  und 
Schreiner 

Tours 

80 

n 

1489 

Schlosser 

Angers 

81 

807 
343 

1486 

Kürschner 

Bourges 

82 

1551 

Fleischer 

PariB 

83 

n 

1545 

Althändler,     Hand- 
schuhmacher und 

y) 

Kürschner 

84 

n 

1545 

Korduaner 

1) 

85 

)) 

1548 

Münzer 

ff- 

86 

344 

1502 

Leinenweber 

Amiens 

87 

7) 

1577 

Sattler 

Paris 

88 

n 

1567/1577 

(nichtregistrierte) 

Ordonnanz  über  die 

Landesverwaltung 
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Gerichtsbarkeit 


RechtsprechuDg  durch  ordentliches  Gericht  auf  Grund  des  Be- 
richts der  Geschworenen  ^ 

Zuständig  bei  Übertretungen. 

Rechtsprechung  durch  Rat  nach  dem  Bericht  der  Zunftgeschworenen. 

Ebenso. 

Rechtsprechung  vor  Rat  nach  dem  Spruch  der  Zunftgeschworenen. 

Zuständig  bei  Übertretungen  und  ftir  Ansetzung  von  Schaden- 
ersatz. 

Zuständig  bei  Übertretungen. 

Zuständig  bei  Übertretungen.  Königsanteil  der  Bufsen  an  Bailli 
zu  berichten,  der  die  Einziehung  auf  Grund  des  Geschworenen- 
berichts ^  verfügt 

Übertretung  gebüfst  auf  Grund  des  Geschworenenberichts ^ 

Zuständig  bei  Übertretungen.  Betrag  der  verhängten  Bufsen 
wegen  des  Rönigsanteils  an  Bailli  zu  berichten. 

Geschworene  berichten  über  die  festgestellten  Übertretungen  an 
das  ordentliche  Gericht. 

Ebenso. 

Zuständig  bei  Übertretungen.  Berufung  an  Bailli;  der  Unter- 
liegende zahlt  eine  Bufse  von  60  Sols. 

Aufhebung  des  Magisteriums ;  oben  Nr.  1. 

Ebenso;  oben  Nr.  4. 


Ebenso;  oben  Nr.  6. 

Aufhebung  des  Wahlrechts  für  das  Vorsteheramt. 

Zuständig  bei  Übertretungen. 

Wie  oben  Nr.  8. 

Zunftgeschworene  haben  nur  die  Anzeige  beim  öffentlichen  Gericht, 

keine    selbständige   Rechtsprechung    des   Handwerks    mehr 

erwähnt. 


^  Über  die   Bedeutung  des  Gescbworeneneids  für  die  Begründung 
der  gerichtlichen  Wahrheit  8.  8.  182. 


Forsohungen  XVII  2.  —  Eberitadt 


Digitized  b^LjOO^lC 


2.    Über  das  Verhältnis  der  römischen  Zeichen 
zu  den  mittelalterlichen. 


Das  Zeichenrecht  ist  von  mir  zuvor  als  eines  der  charakte- 
ristischsten Erzeugnisse  der  zur  vollen  Entwickelung  und  Herrschaft 
gelangten  zünftigen  Betriebsweise  aufgefafst  worden^.  Unsere 
voraufgehende  Darstellung  mufste  sich  indes  darauf  beschränken, 
die  Grundsätze  und  die  Einzelheiten  des  zünftlerischen  Zeichen- 
Wesens  selbst  zu  schildern;  für  die  vorliegende  Abhandlung  ver- 
bleibt demg^enüber  die  Aufgabe,  das  Verhältnis  der  Einrichtungen 
des  Mittelalters  zu  denen  des  Altertums,  d.  i.  insbesondere  der 
Römerzeit  zu  untersuchen.  Ein  Zusammenhang  der  römischen 
Einrichtungen  mit  den  mittelalterlichen  wurde  bisher  teils  filr 
einzelne  Gebiete  der  Technik,  teils  für  das  Zeichenwesen  im  all- 
gemeinen angenommen. 

Es  erschien  notwendig,  unserer  Behandlung  dieses  Gegen- 
standes eine  erheblich  breitere  Grundlage  zu  geben  als  ihr  seither 
zu  Teil  wurde.  Auch  fllr  unsem  Zweck  liegt  der  Nachdruck 
auf  einer  zusammenhängenden  Untersuchung  der  römischen  Ge- 
setzgebung, soweit  sie  für  das  Zeichenrecht  mittelbar  oder 
unmittelbar  in  Betracht  kommt.  Daneben  scheint  es  mir  indes 
notwendig,  dafs  zur  Erörterung  des  Zeichenrechts,  wie  für  das 
Mittelalter  die  Zunfturkunden,  so  hier  die  einzelnen  überlieferten 
Zeichen  in  gröfserem  Umfange  herangezogen  werden.  Ich 
scheide  demnach  das  zu  verarbeitende  Material  in  zwei  Haupt- 
gebiete: l.  Die  Zeichen  auf  einzelnen  Gegenständen;  2.  die 
römisch  -  rechtliche  Gesetzgebung  über  das  Zeichen  wesen.  Die 
zuerst  vorzunehmende  Besprechung  der  Zeichen  selbst  erfolgt, 
wie  zuvor  für  das  Mittelalter,  nach  den  einzelnen  Gewerbebetriel^ 
geordnet. 


1  Oben  S.  186  ff.  ^  , 
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1.    Zeichen  anf  einzelnen  Gegenständen. 

A.    St  ein  Dl  atz  zeichen. 

Unter  den  Steinmetzzeichen  werden  in  der  Litteratur  alle 
Zeichen  behandelt,  die  sich  auf  natürlichen  Bausteinen  (Gegensatz: 
Ziegelsteine,  Backsteine)  vorfinden,  gleichviel  ob  diese  Zeichen 
im  übrigen  von  Steinmetzen,  von  Maurern  oder  von  den  Unter- 
nehmern des  Baues  herrühren.  Diese  Zeichen  können,  wenn 
wir  zunächst  ganz  allgemein  unterscheiden,  zu  zwei  verschiedenen 
Zwecken  angebracht  werden,  nämlich  a.  als  persönliches  Zeugnis 
des  ausführenden  Meisters  oder  Fla  od  werkers ;  b.  zur  sachlichen 
Identifizierung  einzelner  Werkstücke  oder  einzelner  Teile  von 
Mauerwerk.  Das  Zeichen  der  erstgenannten  Gattung,  das  die 
Person  des  Handwerkers  vertritt,  ist  ein  Repräsensationszeichen ; 
das  Zeichen  der  zweiten  Gattung,  das  die  gezeichnete  Sache  selbst 
erkennbar  macht,  ist  ein  Sachzeichen  und  zwar  im  besonderen 
ein  Stückzeichen  ^. 

Der  Gebrauch  der  Zeichnung  von  Bruchsteinen  ist  schon 
im  Altertum  ungemein  verbreitet.  Steinmetzzeichen  sind  über- 
liefert aus  Persien,  Ägypten,  Jerusalem,  Pergamon,  Troja,  sowie 
aus  Griechenland^.  Am  reichhaltigsten  sind  indes  die  Berichte 
aus  Italien,  wo  das  Zeichen  auf  der  ganzen  Halbinsel  bis  Tarent 
und  in  Sicilien  vertreten  ist.  Zu  erwähnen  ist  noch  Spalato  in 
Dalmatien^.  Zeichen  römischen  Ursprungs  finden  sich  ferner  in 
Trier,  in  Orange*  und  in  Britannien*. 

Die  römischen  Steinmetzzeichen  sind  von  Otto  Richter 
zum  Gegenstand  einer  eingehenden  Studie  gemacht  worden.  Als 
Untersuchungsmaterial  dienen  insbesondere  die  Zeichen  von  Rom, 
Pompeji,  Perugia,  Tindari,  Cuma,  Anagni  und  Castrimoenium  ^ 
Die  Versetzzeichen  ^ ,  die  sich  auf  einzelnen  Werkstücken  ein- 
gemeifselt  oder  aufgemalt  finden,  bleiben  bei  Richter  unberück- 
sichtigt^. In  Betracht  gezogen  werden  nur  die  Zeichen,  die  der 
Steinmetz  als  Merkmal  der  von  ilim  vollzogenen  Bearbeitung  auf 
dem  Steine  anbringt  (Steinmetzzeichen  in  engerem  Sinne;  s.  unten 
S.  407).  Solche  Steinmetzzeichen  sind  in  der  Römerzeit  aus 
schliefslich  nur  „auf  den  einfachen  Quadern  kolossaler  Mauer- 
bauten" anzutreffen®. 


1  S.  oben  S.  187  und  189. 

«  Richter  S.  4  f. 

«  Richter  8.  6. 

*  Rziha  3  Tafel  66. 

^  Bruce,  The  Roman  waU,  Ausg.  London  S.  67. 

^  Bezuglich  der  letztgenannten  Orte  vgl.  Bulletino  deir  Instituto  di 
correspondenza  archeologica,  Jahrg.  1885,  S.  185  ff.  Vgl.  femer  C.  1.  L.  7 
S.  113. 

'  unten  S.  407. 

»  A.  a.  0.  S.  30  Anm. 

»  S.  30.    Im  Mittelalter  ist  das  Gegenteil  der  Fall.         r^^^^T^ 
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Mit  Bezug  auf  diese  Zeichen  stellt  Richter  zunächst 
zweierlei  fest: 

1.  Die  römischen  Zeichen  haben  keine  Bedeutung  für  den 
Bau  der  betreffenden  Mauern,  sondern  beziehen  sich  lediglich 
auf  die  Herstellung  der  Werkstücke. 

2.  Die  Zeichen  finden  sich  ausschliefslich  auf  solchen  Steinen, 
die  allseitig  künstlich  bearbeitet  sind,  dagegen  niemals  weder 
auf  sog.  cyklopischen  noch  auf  den  Steinen  polygonaler  Mauern ; 
auch  nicht  aur  den  annähernd  horizontal  geschichteten  kolossalen 
Blöcken.  Die  Werkstücke  der  letztgenannten  Art  sind  erst  an 
Ort  und  Stelle  bearbeitet;  der  Steinmetz  und  der  Bauhandwerker 
sind  hier  eine  Person.  Gerade  das  Gegenteil  aber  fand  bei 
der  erstgenannten  Art,  dem  Quaderbau,  statt.  Hier  wurden  die 
fertigen  Werkstücke  vom  Steinmetzen  an  die  Bauleute  geliefert. 
Finden  sich  daher  auf  diesen  Steinen,  und  nur  auf  diesen,  Zeichen, 
so  müssen  diese  Zeichen,  wie  alle  anderen  an  einem  Fabrikat, 
sei  es  Ziegel,  Münze  oder  Thonkrug,  angebrachten,  die  Herkunft 
(d.  h.  die  Werkstätte)  anzeigen^. 

3.  Hierzu  tritt  noch  eine  dritte  Wahrnehmung,  nämlich  dafs 
überall  da,  wo  eine  hinreichend  grofse  Anzahl  erhaltener  Zeichen 
sichere  Schlüsse  gestattet,  die  einzelnen  Zeidien  in  so  grofser 
Menge  vorkommen,  dals  an  die  Arbeit  eines  Einzelnen  nicht 
gedacht  werden  kann^. 

Diese  Zeichen  sind  daher  als  die  Marken  der  Lieferanten 
anzusehen;  sie  dienten  als  Werkstattzeichen ^  und  Kontrollmarke 
bei  der  Abnahme  des  Materials  von  Seiten  des  Bauherrn^.  Aus 
der  Gruppierung  der  Steinmetzzeichen  an  den  einzelnen  Bauten 
ergiebt  sich  dann  der  weitere  SchluPs,  dafs  die  Mauern  be- 
stimmter Städte  nicht  von  einem  Bauherrn  errichtet  worden 
sind,  sondern  dafs  nach  Aufstellung  eines  gemeinsamen  Bauplanes 
die  einzelnen  Strecken  in  Verding  gegeben  wurden.  Hieraus 
erklärt  sich  der  Umstand,  dafs  auf  einer  bestimmten  Strecke  sich 
gewisse  Zeichen  in  grofser  Zahl  wiederholen,  die  dann  jenseits 
dieser  Strecke  durch  andere  Zeichengruppen  abgelöst  werden®. 

Die  römischen  Steinmetzzeichen  sind  mithin  keine  persön- 
lichen Zeichen  der  einzelnen  Arbeiter,  sondern  Zeichen  des  Stein- 


»  A.  a.  O.  S.  26  f. 

«  Richter  S.  31. 

'  Bei  Richter  UrspruDgszeicben  genannt.  R.  verwendet  die  Aus- 
drücke Herkunft,  Uraprungszeichen  nicht  iu  dem  oben  S.  212  ff.  von  mir 
gebrauchten  und  anen  sonst  allgemein  üblichen  Sinn  für  den  Herkunfts- 
ort, sondern  zur  Bezeichnung  der  Werkstätte,  Werkstelle.  Es  empfiehlt 
sich,  diese  Verwendung  zu  vermeiden,  da  sonst  Zweideutigkeiten  entstehen. 
Das  Herkunfts*  und  Urspmngszeichen  wird  allgemein  auf  den  Ort  oder 
das  Land  der  Erzeugung  bezogen,  eine  Terminologie,  die  auch  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  festgelegt  ist 

*  Richter  S.  32. 

»  Richter  8.  34.  n  ] 

Digitized  by  VjOO^IC 


XVII  2.  405 

bruchs,  bezw.  der  Steinmetzwerkstatt.    Die  Werkstücke  gelangten 
bereits  mit  dem  Zeichen  versehen  auf  die  Baustätte  ^ 

Die  Steinmetzzeichen  des  Mittelalters^,  die  sich  von  dem 
Osten  Deutschlands  bis  hinein  nach  Spanien  vorfinden,  treten 
zueilst  unvermittelt  im  zwölften  Jahrhundert  auf,  zu  Ende  der 
romanischen  Bauweise  und  im  Übergangsstil;  sie  vermehren  sich 
dann  mit  der  Ausbildung  des  gotischen  Stils,  dessen  Entwicklung 
in  der  aufsteigenden  wie  in  der  absteigenden  Linie  sie  folgen. 
Die  Blüte  und  der  Verfall  der  Gotik,  in  der  die  Steinmetzenkunst 
ihre  höchsten  Aufgaben  fand,  sind  auch  entscheidend  für  den 
Gebrauch  der  Zeichen. 

Das  unvermittelte  Auftreten  der  Steinmetzzeichen  im  zwölften 
Jahrhundert  fällt  zusammen  mit  der  Verweltlichung  des  monu- 
mentalen Bauwesens.  Der  Eirchenbau,  der  bis  dahin  unter 
Leitung  der  Geistlichkeit  stand,  ging  seit  dem  Anfang  des  zwölften 
Jahrhunderts  immer  mehr  aus  den  Händen  der  Mönche  in  die 
der  Laien  über.  Weltliche  Baumeister  wurden  mit  der  Bau- 
leitung beauftragt,  weltliche  Handwerker  arbeiteten  an  dem  Bau 
selber^.  Von  ihnen  wurde  der  Gebrauch  der  Steinmetzzeichen 
in  der  Hauptsache  oder  ausschliefslich  ausgebildet. 

Nach  der  Ansicht  Heideloffs  ist  es  gewifs,  dafs  man  die 
Steinmetzzeichen  nur  da  findet,  wo  Bauhütten  getrennt  von 
Klöstern  (Profan- Bauhütten)  vorkommen*.  Rziha  hat  bei  seinen 
Untersuchungen  romanischer  Bauten  auf  den  von  klösterlichen 
Bauleuten  aufgeftlhrten  Bauwerken  niemals  Steinmetzzeichen  an- 
getroflfen ;  dagegen  waren  auf  den  von  den  weltlichen  Werkleuten 
errichteten  Bauten  Zeichen  zu  finden*.    Eine  etwas  abweichende 


1  Richter  S.  26. 

a  Vgl.  Homeyer;  Heideloff;  Brandt;  Schneider;  Otte; 
Rziha.  Vgl.  fenier  die  bei  Rziha  2  S.  105  Aom.  gegebenen 
Litteraturaachweise ,  denen  hinzuzufügen  ist  Vaterl.  Archiv  f.  Hannover- 
Braunschw.  Geschichte,  Jahrg.  1833,  S.  236  (Mitteilg.  von  v.  Münch- 
hausen);  Michelsen,  Die  Hausmarke,  Jena  1853;  Berlepsch,  Chronik 
der  Maurer  und  Steinmetzen,  St.  Galleu  1853,  S.  189  ff.;  R.  Matthias, 
Steinmetzzeichen  des  Kreises  Schmalkalden,  Z«itschr.  des  Vereins  fttr 
Henncbergische  Geschichte  und  Landeskunde,  10.  Heft;  Street,  Gothic 
Architecture  in  Spain,  2.  Aufl.  London  1869;  Luschin  von  Ebengreuth, 
Das  Admonter  Hüttenbuch,  Mitteilungen  d.  R.  K.  Centralkommission  zur 
Erforsch,  und  Erhalt,  der  Denkmale,  1894,  S.  168  und  227  ff.;  Fr.  Scitz 
in  den  Mitteilungen  z.  Geschichte  d.  Heidelberger  Schlosses,  Heidelberg 
1886,  Band  1  S.  239  und  Tafel  22;  Koch  und  Seitz,  Das  Heidelberger 
Schlofs,  Darmstadt  1891,  S.57;  Paulus,  Die  Cisterzienser- Abtei  Maulbronn, 
Stuttgart  1879:  Kunstdenkmäler  im  Grofsherzogtum  Hessen,  Darmstadt 
1883  ff.,  insbcs.  Adamj,  Kreis  Friedberg,  Darmstadt  1895. 

«  Otte  I  S.  24;  Janner  S.  21  ff.,  S.  29  ff . 

*  Heideloff  S.  18. 

5  An  romanischen  Profan-  und  Kirchenbauten,  welche  geschicht- 
lich erwiesen  von  Mönchen  (als  Werksleuten)  errichtet  wurden,  habe  ich 
nirgends  Zeichen  gefunden;  Limburg  bei  Speier  giebt  in  seinem  romani- 
schen Bauteile  hierfür  eben  einen  solchen  Beweis,  wie  der  Dom  zu- Aachen, 
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Meinung  wird  von  Klemm  ausgesprochen,  der  flir  das  Kloster 
Maulbronn  die  Anwendung  von  Steinmetzzeichen  durch  klöster- 
liche Bauleute  für  erwiesen  hält^,  doch  nimmt  auch  Klemm  an^ 
dafs  die  Ordensleute  diesen  Brauch  erst  von  den  weltlichen  Bau- 
leuten entlehnt  hätten^. 

Zahlreicher  werden  die  Zeichen  an  den  Bauten  des  Über- 
angsstils ;  sie  vermehren  sich  in  demselben  Malse,  wie  die  klöster- 
liche Bauarbeit  von  dem  weltlichen  Handwerk  abgelöst  wird*. 
Mit  der  Ausbildung  der  Gotik  ward  dann  die  Verwendung  des 
Zeichens  allgemein.  Die  Technik  des  Steinbaues  steigert  sich 
rasch  zur  letzten  Vollendung.  Den  Entwürfen  der  Baumeisten 
wie  der  Kunst  der  Steinmetzen  wurden  in  der  Gotik  die  höchsten 
Ziele  gesetzt.  In  der  Ausflihrung  der  gotischen  Kirchenbauteo 
aber  scheidet  sich  der  Steinmetz  immer  mehr  von  dem  schlichten 
Maurer,  der  an  den  gewöhnlichen  Nutzbauten  oder  nur  an  dem 
flachen  Mauerwerk  der  Monumentalbauten  arbeitet.  In  Deutsch- 
land entstehen  die  grofsen  weltlichen  Bauhütten  der  Steinmetze 
mit  ihrer  eigentümlichen  Organisation,  ihren  sinnigen,  dem  Wesen 
und  den  Aufgaben  der  Kunst  entnommenen  Lehren,  ihren  bedeut- 
samen, dem  Unkundigen  streng  verschwiegenen  Gebräuchen. 
Der  Steinmetzgeselle,  der  nach  gehörig  bestandener  Lehre  in 
diesen  Verband  aufgenommen  wurde,  empfing  bei  seinem  Eintritt 
ein  Zeichen,  dessen  er  sich  fortan  iiir  seine  Person  und  für  seine 
Arbeiten  bediente. 

An  den  Bauwerken  selbst  tritt  das  Zeichen  mit  einer  früher 
nicht  bemerkbaren  Bestimmung  hervor:  es  wird  von  dem  Stein- 
metzen als  Zeugnis  seiner  Thätigkeit  eingeschlagen  gerade  an 
solchen  Bauteilen,  deren  Ausführung  besonderes  Geschick  er- 
fordert oder  eine  hohe  Verantwortlichkeit  auferlegt*.  Mitunter 
zeigt  es  sich  auch,    dafs  die   an   hervorragenden  Bauteilen   an- 


dann  die  alte  Yor-Kapelle  zu  Lorsch  bei  Worms,  yfie  auch  die  schöne 
romanische  Kirche  zu  Innichen  bei  Toblach  im  Pasterthale  in  Tirol.  An 
romanischen  Kirchenbauten  aber,  welche  nachweislich  durch  Laienbauleute 
(wenn  auch  unter  einem  mönchischen  Meister)  ausgeführt  wurden,  wie 
z.  B.  die  durch  die  eingewanderten  irischen  Mönche  erbaute  Schotten- 
kirche zu  Regensburg,  tfnden  sich  Zeichen  vor.  Es  sind  die  Stein- 
metzzeichen an  romanischen  Bauten  ein  Beweis  für  die  An- 
wesenheit einer  weltlichen  Hütte.    Rziha  2  S.  114. 

*  Klemm,  Württembergische  Baumeister,  S.  15. 

*  Man  könnte  annehmen,  dafs  die  Ordensleute  das,  was  die  Laien 
zuerst  als  Bedürfnis  empfunden  hatten,  dann  in  ihrem  Teil  nachahmten, 
dem  allgemeinen  Zug  der  Zeit  folgend.    A.  a.  O.  S.  19. 

»  Rziha  2  S.  148. 

*■  „Im  allgemeinen  kann  angeführt  werden,  dafs  die  wichtigsten 
Konstruktionsstellen  und  die  schwierigsten  der  Ausführung  die  beliebtesten 
sind.  Am  sichersten  sind  die  Zeichen  zu  finden  an  den  Fensterpfosten, 
an  den  Wölberippen,  besonders  denen  des  Chores,  an  den  Schlufssteinen, 
an  den  Pfeilern  und  an  den  Kapitalen.  All  dieses  stimmt  wohl  auch  mit 
der  Thatsache,  dafs  diese  Bauteile  die  technisch  wichtigsten  und  die 
schwierigsten  des  Baues  sind,  welche  nur  den  tüchtigsten  Gesellen  anver- 
traut werden  konnten."    Rziha  2  S.  115.  ^  j 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  2.  407 

geschlagenen  Zeichen  ihrem  Charakter  nach  von  den  an  den 
übrigen  Stellen  angebrachten  ganz  verschieden  sind.  Es  ist 
dann  der  Rückschlufs  gestattet,  dafs  zur  Ausfllhrung  des  be- 
treffenden Teiles  Steinmetze  einer  fremden,  als  besonders  tüchtig 
geltenden  Htttte  berufen  wurden.  So  finden  sich  z.  B.  an  den 
Portalen  der  Kathedrale  von  Reims  Steinmetzzeichen,  die  von 
denen  des  ganzen  Bauwerks  abweichen,  dagegen  aber  mit  denen 
der  Strafsburger  Hütte  verwandt  sind.  Es  läfst  sich  daraus 
schliefsen,  dafs  zur  Ausfllhrung  der  Reimser  Portale  Steinmetze 
der  hochangesehenen  Strafsburger  Hütte  herangezogen  wurden, 
die  dann  ihr  Werk  durch  Zeichen  ihrer  Hütte  kenntlich 
machten  ^ 

Ihrer  Form  nach  sind  die  älteren  Zeichen  des  Mittelalters 
teils  Buchstaben  ^,  teils  Nachbildungen  von  Handwerksgerät,  teils 
Runen  und  runenähnliche  Figuren^;  teils  auch  sind  sie  den 
Formen  der  allgemeinen  Zeichensprache  entnommen  (Erähenfufe, 
Drudenfuls,  Alfenfufs,  Hackenkreuz).  Die  späteren,  dem  drei- 
sehnten, insbesondere  dem  vierzehnten  Jahrhundert  angehörenden 
Zeichen  sind  geometrische  Figuren  von  grofser  Genauigkeit  der 
Zeichnung^. 

In  der  Verwendung  der  mittelalterlichen  Steinmetzzeichen 
lassen  sich  drei  Zweckbestimmungen  unterscheiden:  I.  zu  tech- 
nischen Zwecken  als  Versetzzeichen  ^ ,  2.  zu  rechnungsmäfsigen 
Zwecken  als  Lohnzeichen,  3.  zu  persönlichen  Zwecken  als  Ke- 
Präsentationszeichen. 

1.  Das  Bedürfnis,  die  vorher  künstlich  bearbeiteten  Werk- 
stücke mit  einem  Zeichen  der  ihnen  auf  dem  Bau  selber  anzu- 
weisenden Stelle  zu  versehen,  hat  wohl  zu  allen  Zeiten  bestanden 
und  ist  keinem  Zeitalter  eigentümlich®.  Für  das  Mittelalter  sind 
solche  Versetzzeichen  mehrfach  nachgewiesen .  Der  Nachweis 
kann  mit  Sicherheit  insbesondere  dann  geführt  werden,  wenn 
bei  einem  Abbruch  oder  einer  Wiederherstellung  mittelalterlicher 
Bauwerke  die  Lagerflächen  bearbeiteter  Steine  sichtbar  werden. 
Beim  Abbruch  der  Kuppel  des  Frankfurter  Domturmes  fanden 
sich    die    Lagerflächen    der    Werkstücke    dergestalt    gezeichnet, 


^  Pour  constmire  des  portioDS  faciles  du  monument  ies  ouvriers  du 

Eays  ont  pa  suffire;  poar  etablir  Ies  portions  d^licates,  on  aura  pris  des 
ommes  de  choiz  des  ouvriers  de  Strarsboni^.  D  i  d  r  o  n ,  Annales 
arch^logiqnes  3.  Band,  Paris  1848,  S.  39.  Über  die  Thätigkeit  von 
Bauleuten  der  Kölner  Hütte  in  Pr^montr^  und  in  Spanien  vgl. 
Brandt  S.  53. 

a  Sehneider  Tafel  1;  Brandt  Tafel  1;  Adamy  a.  oben  S.  405 
a.  0.  S.  90;  Paulus  8.  14. 

>  Brandt  Tafel  3;  Klemm  S.  19. 

^  Schneider,  Brandt,  Rziha;  Klemm,  Württembergische  Bau- 
meister und  Bildhauer,  Stuttgart  1882. 

B  Otte  2  S.  490  scheidet  die  Versetzzeichen  gänzlich  von  den  eigent- 
lichen mittelalterlichen  Steinmetzzeichen. 

«  Kichter  S.  30  Anmerkw.g.  ^^^^^ ..GoOglc 
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dafe  einem  jeden  Pfeiler  ein  besonderes  Zeichen  gegeben  war. 
Die  Versetzzeichen  haben  hier  die  gleichen  Formen  wie  die 
übrigen  Steinmetzzeichen ,  von  denen  sie  sich  nur  durch  ihre 
Grö&e  unterscheiden  ^.  Bei  dem  gleichen  Anlafs  der  Aus> 
besserungsarbeiten  konnten  Versetzzeichen  auf  den  Lagerfugen 
in  der  Kathedrale  von  Leon  beobachtet  werden*.  Mitunter 
scheinen  indes  auch  die  auf  den  StofsAigen  und  Stirnflächen  an- 
gebrachten Zeichen  die  Bedeutung  von  Versetzzeichen  gehabt 
zu  haben  ^. 

2*  Die  Verwendung  der  Steinmetzzeichen  zu  Lohnzeichen 
ist  für  das  Mittelalter  urkundlich  nicht  bewiesen.  Die  hierüber 
aufgestellten  Meinungen  beruhen  nur  auf  Vermutungen.  In  der 
französischen  Litteratur  wird  die  Annahme,  dafs  die  auf  den 
Stirnseiten  der  Quadern  angebrachten  Zeichen  einen  rein  rech- 
nungsmäfsigen  Zweck  gehabt  hätten,  von  Viollet  le  Duc  ver- 
treten. Das  Zeichen  soll  danach  die  Aufgabe  gehabt  haben,  im 
zwölften  und  zu  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  den  An- 
spruch des  auf  Stücklohn  arbeitenden  Gesellen  feststellbar  zu 
machen^.  Die  Beweisfllhrung  Viollet  le  Ducs  ist  indes  fehlerhaft 
und  widerlegt  sich  von  selbst;  denn  sie  geht  davon  aus,  dafs  mit 
der  Ausbildung  der  Zünfte  und  der  von  diesen  eingeführten 
Taglohnarbeit,  seit  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  der 
Gebrauch  der  Zeichen  aufgehört  habe,  während  in  Wirklich- 
keit das  Gegenteil  stattgefunden  hat^.    In  der  deutschen  Litteratur 


3  Schneider  S.  55;  Klemm  S.  12  ff.  will  die  Versetzzeichen  als 
Stein  metzzeichen  im  weiteren  Sinn  überhaupt  nicht  unter  die  eigentlichen 
Steinmetzzeichen  im  engeren  Sinne  gerechnet  haben.  Vgl.  indes  die  bei 
Schneider  und  bei  Street  gegebenen  Beispiele.  £s  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dafs  die  Steinmetzzeichen  als  Versetzzeichen  sich  im  wesent- 
lichen nur  bei  Abbruchsarbeiten  feststellen  lassen,  also  nur  in  seltenen 
Fällen  zum  Vorschein  kommen. 

2  Street  S.  113;  vgl.  auf  eben  der  Tafel  23  Abteikirche  von  Veruela. 

^  Schneider  giebt  a.  a.  0.  S.  54  als  Beispiele  die  Katharinen- 
kirche  in  Oppenheim  und  die  Burgkapelle  zu  Iben,  sowie  einige  ViTahr- 
nehmungen  von  Street.  —  Vgl.  hierzu  die  nicht  näher  substanzierte 
Ausführung  bei  Caumont,  Abecedaire  d' Archäologie,  Architecture  R^ 
ligieuse,  5.  Aufl.  Caen  1870,  S.  143.  Signes  d'appareils:  On  appelle 
ainsi  des  flgures  diverses  tr^s-vari6es  dont  quelque-unes  ressemblent  ä  des 
lettres  renversÄes  et  que  Ton  trouve  grav^es  en  creux  sur  les  pierres 
d*appareil  dans  la  plupart  des  6difices  du  midi  de  la  France  et  dans 
beaucoup  d'autres  contr^es.  On  croit  commun^ment,  que  ce  sont  des  signes 
de  tächerons  ou  de  taiUeurs  de  pierre  qui  auraient  k  ce  mojen  reconnu 
les  pi^es  qu'ils  avaient  d^grossies. 

^  Les  marques  grav^es  sur  les  parements  vus,  par  les  tailleurs  de 
pierre,  ^taient  taites  pour  permettre  au  chef  d^atelier  de  constater  le 
travail  de  chacun:  ces  marques  prouvent  que  le  travail  ötait  pay^  ä  la 
pi^ce,  ä  la  täche  et  non  k  la  journ^e;  de  plus,  elles  donnent  le  nombre 
des  ouvriers  employ^,  puisque  chacun  avait  la  sienne.  Viollet  leDuc, 
dictionnaire  raisonnd  de  l'architectnre  fran^aisc  du  XI®  au  XVI «  siScle. 
Paris  1868,  Band  8  S.  268. 

^  Alors  le  salaire  se  r^gla  par  joum^es  de  compa^non  et  d'aide  et 
cbaque  compagnon  devenait  aiusi  comme  une  fraction  d  entr^reneuir  con- 
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wird  die  Möglichkeit,  dafs  die  Zeichen  der  Lohnabrechnung  ge- 
dient haben  könnten,  von  Schneider  beiläufig  hervorgehoben^. 
Klemm  giebt  dieser  Vermutung  einen  etwas  breiteren  Raum, 
ohne  indes  irgend  welche  schlüssigen  Beweise  beizubringen^. 

Die  Verwendung  des  Zeichens  zur  Lohnabrechnung  würde 
die  Stücklohnarbeit  voraussetzen;  eine  solche  ist  aber  i\ir  die 
Monumentalbauten  des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts 
(Ausbildungsperiode  der  Steinmetzzeichen)  nicht  anzunehmen. 
Auf  den  grofsen  mittelalterlichen  Bauten  wurde  regelmäfsig  im 
Taglohn  gearbeitet*.  Noch  die  Strafsburger  Steinmetzordnung 
von  1459  schreibt  vor,  dafs  man  von  den  Werken  und  Gehauen, 
die  herkömmlich  im  Taglohn  stehen,  nämlich  in  Strafsburg,  Cöln, 
Wien,  Passau  und  in  den  Hütten,  die  dazu  gehören,  kein  ver- 
dinget Werk  machen  dürfe*. 

3.  Der  wesentliche,  durch  die  Urkunden  wie  durch  die 
Bauwerke  selbst  festgestellte  Zweck  des  Zeichens  war,  dem  Stein- 
metzen als  persönliches  Zeichen  zu  dienen.  Durch  diese 
Bedeutung  allein  tritt  das  Steinmetzzeichen  auch  in  die  Rechts- 
ordnung der  Handwerksstatuten.  Wie  das  Zeichen  des  Qold- 
Bchmieds,  des  Zinngiefsers ,  des  Messerschmieds,  wird  es  in  die 
Gewerkbttcher  eingetragen  und  in  der  Lade  aufbewahrt.  Nur 
darin  besteht  der  tiefgreifende,  auch  die  rechtliche  Verschiedenheit 
begründende  Unterschied,  dafs  das  Steinmetzzeichen  kein  Verkehrs- 
zeichen, sondern  ein  höchst  persönliches  Repräsentationszeichen 
ist.  Es  hat  nicht  die  Bestimmung,  im  äufseren  Verkehr  ver- 
wendet zu  werden.  Es  wird  dem  Steinmetzgesellen  verliehen,  als 
Zeugnis  seiner  Aufnahme  in  den  Hüttenverband,  als  Handwerks- 
grufs  für  seine  Wanderjahre",  als  Beweis  der  von  ihm  erworbenen 
Wissenschaft  in  den  Lehren  und  Gebräuchen  der  Steinmetzkunst®. 


coarant  a  rentreprise  g^nörale,  au  raoyen  d'un  salaire  convenu  et  r^gl^ 
ponr  teile  ou  teile  partie.  Aussi  les  marqaes  de  t&cherons  no  se  voient 
plae  8ur  noß  monuments  des  provinces  du  domaine  royal  ä  dater  du 
milieu  du  XIII  e  si^cle.  A.  a.  0.  Band  6  S.  454.  Vgl.  hierzu  Klemm  ' 
a.  oben  S.  407  a.  O.  S.  18,  bei  dem  in  merkwürdigem  Zusammentreffen 
das  Vlolletsche  Argument  —  Ausbildung  der  Zünfte  —  gerade  zu  dem 
entgegengesetzten  Schlufs  verwertet  wird. 

*  A.  H.  0.  8.  53;  Janner  S.  155. 
a  A.  a.  O.  S.  15. 

«  Janner  S.  171  ff. 

*  Was  redelicher  Werk  und  Gebeue  nu  zu  Zitteni  sind  die  in  Tageion 
stoat  nemlich  also:  Strofsburg,  Cöln,  Wien  und  Passauwe  und  ander 
Werk  derglichen,  und  in  den  HUtten  so  dazu  gehörent  also  herkommen 
sint  und  vollbracht  nutzbar  in  Tageion:  dieselben  Beue  und  Werk  also 
verstott  sol  man  also  lassen  bliben  in  Tagclon  und  kein  verdinget  Werk 
daraus  nit  machen  in  geheynen  Wegk  und  dafs  dem  Werk  von  der  Ge- 
dinge wegen  nit  abgebrochen  werde,  also  verne  es  an  im  stott  Heide- 
lofT  S.  35. 

^  Der  Geselle  mufste  das  Zeichen  lesen  (symbolisch  deuten)  und  stellen 
(geometrisch  einstellen)  können.     Kziha  1  S.  44;  Janner  S.  161. 

«  Die  Gebräuche  der  BauhUtten  waren,  wie  bekannt,  vielfach  von 
Geheimnissen  durch  woben.    Es  sei  hier  bemerkt,  dafs  das  Pariaer  MauMr- 
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Das  Zeichen  wurde  von  dem  Gesellen  an  Bauwerken,  insbesondere 
an  den  hervorragendsten,  angesehlagen  als  Beweis  seiner  Thätig- 
keit  am  Bau  oder  seiner  Beschäftigung  in  der  Bauhütte^. 

Die  Deutung  dieser  mittelalterlichen  Steinmetzzeichen,  mit 
ihrem  trotz  unendlicher  Abwandlungen  doch  typisch  wieder- 
kehrenden Qrundcharakter,  bietet  eine  Aufgabe  von  besonderem 
Reiz,  die  nicht  verfehlen  konnte,  den  Forscher  immer  wieder  von 
neuem  anzuziehen.  Es  wird  vielleicht  von  allgemeinerm  Interesse 
sein,  wenn  ich  einige  der  schon  wieder  halbvergessenen  Erklärungs- 
versuche aus  der  Litteratur  hier  zusammenstelle. 

Im  Jahre  1838  wurde  dem  historischen  Verein  für  Mittel- 
franken  in  Nürnberg  die  Abschrift  von  34  Zeichen  vorgelegt, 
die  sich  in  fünf  Reihen  verteilt  auf  dem  Insinger  Kii-chturm  vor- 
fanden^. Der  Berichterstatter  des  Vereins^  nahm  an,  dafs  diese 
Charaktere  die  Kennzeichen  einer  maurerischen  Verbrüderung 
seien,  und  zwar  im  besonderen  der  Steinmetzenbrüderschaft,  die 
sich   beim   Baue  des  Strafsburger  Münsters  gebildet  hatte.     Er 


und  Steinmetzenstatut  im  L.  d.  M.  einen  Artikel  enthält,  der  häufig  auf 
die  Bewahrung  der  Handwerkegeheironisse  bezogen  ward.  Der  Artikel 
lautet:  Les  Ma^ons,  les  Morteliers  et  les  Piastriers  pueent  avoir  tant  aides 
et  vall^s  ä  leur  mestier  comme  il  leur  piaist,  pour  tant  que  il  ne 
monstrent  k  nul  de  eus  nul  point  de  leur  mestier  (L.  d.  M. 
8.  89).    Auch  Bonnardot  nimmt   hier   eine  Vorschrift   über  Handwerker- 

fsheimnisse  an:  y^l.  L.  d.  M.  Einl.  S.  90.  Die  Stelle  wird  indes  von 
chnaase  (Geschichte  der  bildenden  Künste,  2.  Aufl.  Düsseldorf  1871, 
Bd.  7  S.  223)  zutreffender  Weise  dahin  ausgelegt  dafs  hierdurch  nur  der 
Umgehung  der  Beschränkungen  der  Lehrlingszahl,  sowie  der  Aufnahme 
von  nicht  zünftig  angelernten  Gesellen  vorgebeugt  werden  soll.  Jeder 
Meister  durfte  nur  einen  („fremden",  s.  oben  S.  25)  Lehrling  annehmen. 
Andrerseits  aber  bedurften  die  Maui'er  ftir  untei-geordnete  mechanische  Ver- 
richtungen gewöhnlicher  Handlanger,  als  Steinträger,  Wasserträger  u.  dgl., 
die  jedoch  gar  nicht  zunftmäfsig  gelernt  zu  sein  brauchten.  Solche  Hand- 
langer durften  nun  nach  jenem  Artikel  7  in  beliebiger  Zahl  angenommen, 
aber  nicht  im  Handwerk  unterrichtet  weraen,  so  dafd  sie  ihre 
Thätigkeit  niemals  befähigte,  regelrechte  Gesellen  und  später  Meister 
zu  wcvden. 

^  Rziha  weist  darauf  hin,  dafs  der  Geselle,  bevor  er  zum  Meister 
ernannt  wurde,  drei  Reisen  gemacht,  d.  h.  an  drei  Bauwerken  gearbeitet 
haben  mufete.  Hiemach  sei  es  ganz  erklärlich,  dafs  die  berühmtesten 
Dome  die  Zielpunkte  der  Gesellen  waren.  Zur  Zeit  der  Blüte  der 
deutschen  Bauhütte,  also  zur  Zeit  der  Erbauung  der  bedeutendsten 
gotischen  Dome  finden  sich  gerade  diese  Bauwerke  mit  Zeichen  aller  Art 
und  ^anz  verschiedenen  Charakters  übersät  Aus  technischen  Gründen 
sei  hieraus  die  Thatsache  herzuleiten,  dafs  es  seitens  der  Wandergesellen 
Sitte  gewesen  sein  mufste,  an  solchen  Domen  ihr  Zeichen  auch  an  Steinen 
einzuhauen,  welche  sie  persönlich  nicht  bearbeitet  haben.  Es  finden 
sich  nämlich  dicht  nebeneinander  Zeichen  von  diversem  Charakter  (also 
verschiedene  Bauschulen  verratend)  und  an  Mauerwerksstellen,  an  denen 
so  viele  Arbeiter  auf  einmal  gar  nicht  hätten  hantieren  können.  Rziha 
S.  116. 

*  Neunter  Jahresbericht  des  historischen  Vereins  in  Mittelfranken, 
Nürnberg  1839,  S.  45  ff. 

^  Wahrscheinlich  ist  es  Wilhelm  Huscher,  Pfarrer  zu  Neustadt 
a.  d.  Aisch;  s.  den  elften  Jahresbericht  (1841/42)  S.  6  u.  IßT^^^T^ 
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sprach  dann  die  Vennutung  aus,  dafs  in  jenen  Zeichen  die 
Grundverhältnisse  der  Baukunst  dargestellt  werden,  wodurch  sich 
der  geometrische  Charakter  der  meisten  Zeichen  erklären  würde. 
Doch  eine  weitere  Kombination  wurde  dieser  Erklärung  hinzu- 
gefügt. Dem  Berichterstatter  war  ein  nekromantisches  Manu- 
skript übergeben  worden,  in  welchem  die  characteres  et  signacula 
Sancti  Dei  a  rege  Salomone  nobis  tradita,  die  figurae  literarum 
divinarum,  dann  die  characteres  regis  Salomonis  selbst  abgebildet 
waren.     Der  Bericht  fkhrt  dann  fort : 

Bedenkt  man,  dafs  KOnig  Salomo  als  Erbauer  des  welt- 
berühmten Tempels  bei  den  Baumeistern  des  Mittelalters  billig 
in  hohen  Ehren  stand,  so  wird  man  sich  keineswegs  wundern, 
wenn  seine  durch  kabbalistische  Künste  frühzeitig  erfundenen 
und  bis  auf  diesen  Tag  noch  fortspukenden  Charaktere  von  den 
Strafsburger  Baumeistern  zu  Erkennungszeichen  ihrer  Brüder- 
schaft gewählt  und  ursprünglich  an  einem  Tempel  angebracht 
wurden,  dessen  Qrofsartigkeit  an  den  Salomonischen  Tempelbau 
unmittelbar  erinnerte  ^ 

Es  ist  hier,  so  weit  ich  feststellen  konnte,  zum  ersten  Male 
die  Vermutung  ausgesprochen,  dafs  die  Steinmetzzeichen  mit  der 
Verehrung  der  Maurer  für  König  Salomo  und  mit  den  sogenannten 
salomonischen  Zeichen  zusammenhängen.  Jedoch  nimmt  der 
Berichterstatter  des  histor.  Ver.  nicht  an,  dafs  jene  Zeichen  etwa 
thatsächlich  auf  König  Salomo  zurückgehen,  sondern  dafs  sie 
vielmehr  einer  kabbalistischen  Spielerei  ihre  Entstehung  ver* 
danken. 

Die  Erörterungen  innerhalb  des  histor.  Ver.  wurden  fort- 
gesetzt. Im  Jahre  1841  machte  Kreisgericfatsrat  Frhr.  von  Tu  eher 
eine  Mitteilung,  die  eine  treffliche  und  im  wesentlichen  er- 
schöpfende Deutung  der  Zeichen  enthalt.  Die  mittelalterlichen 
Steinmetzzeichen  gehen  darnach  auf  eine  Mutter figur  zurück, 
die  der  Ausdruck  tiefster  christlicher  Mystik  war.  Diese  Figur 
bestand  in  folgendem:  ein  Kreis  (Sinnbild  göttlicher  Vollkommen- 
heit), ein  senkrechter  Strich  (Einheit  Gottes),  ein  zweiter  den- 
selben horizontal  durchschneidender  Strich  (Gott  und  die  Welt), 
zugleich  das  Zeichen  des  Kreuzes,  die  Verbindung  der  End- 
punkte dieser  Linien  in  ein  Dreieck  (heilige  Dreieinigkeit),  ein 
zweites  Dreieck,  wodurch  ein  Quadrat  entstand  (die  vier  Evan- 
gelisten). Ein  jeder  Geselle  durfte  sich  nach  seiner  Willkür 
irgend  einen  Teil  aus  diesen  geheimnisvollen  Zeichen  auswählen 
und  als  sein  ihm  eigentümliches  Zeichen  überall  anbringen,  wo 
er  arbeitete.  Kam  er  nun  in  eine  andere  Hütte,  so  wurde  er 
aufgefordert,  sein  Zeichen  zu  machen,  und  die  Prüfung  seiner 
Wissenschaft  von  der  Bedeutung  des  Mutterzeichens  wurde  mit 


1   A.  a.  O.    S.   47.     Eine   lithographierte  Abbildung    der   Insinger 
Zeichen,  sowie  einiger  Salomonischen  Zeichen  und  Signacula  Dei  ist  bei- 
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ihm  aDgestellt  Die  sogenannten  Salomonischen  Zeichen  haben 
mit  diesen  Steinmetzzeichen  nichts  gemein  ^ 

Zum  dritten  Male  wurde  die  Frage  im  Jahre  1846  berührt. 
Ein  Vereinsmitglied  verwies  auf  das  Symbol  der  Ägypter,  den 
durch  zwei  sich  schneidende  Linien  geteilten  Kreis ,  acceptierte 
im  übrigen  die  Tuchersche  Mutterfigur,  wollte  sie  jodoch,  unter 
Ablehnung  aller  christUchen  Mystik,  lediglich  auf  die  Grund- 
verhältnisse der  Baukunst  beziehen.  —  Die  oben  erwähnte 
Tuchersche  Erklärung  wird  durch  eine  unabhängige  Mitteilung 
in  dem  bekannten  Werke  Homeyers  bestätigt.  Homeyer 
empfing  die  Zeichnung  einer  geometrischen  Figur,  die  nach  der 
Angabe  des  Gewährsmannes,  eines  Strafsburger  Architekten, 
einen  Hauptschlüssel  der  Steinmetze  gebildet  hat^.  Aus  dieser 
Figur  wurde  dem  einzelnen  Steinmetzen  sein  Zeichen  in  der 
zuvor  geschilderten  Weise  zugeteilt. 

Diese  verschiedenen  Deutungen  sind  nun  neuerdings  von 
Prof.  Rziha  aufgenommen  und  nach  einer  bestimmten  Richtung 
erweitert  worden.  Rziha  vertritt  die  Meinung,  dafs  die  Steinmetz- 
zeichen aller  Zeiten,  sowohl  des  Altertums  wie  des  Mittelalters, 
Teile  von  geometrischen  Mutterfiguren  sind.  Aus  Quadratur, 
Triangulatur ,  Vierpafs  und  Dreipafs  entwickelt  Rziha  vierzehn 
Generalschlüssel,  in  welche  die  Zeichen  aller  Bauperioden  hinein- 
passen sollen^.  Die  Theorie  ist  jedoch  nicht  einmal  für  das 
Mittelalter  gerechtfertigt,  geschweige  denn  ftir  das  Altertum. 

Nach  den  vorerwähnten  Mitteilungen  ist  es  als  erwiesen  an- 
zusehen, dafs  die  von  den  Bauhütten  in  der  Zeit  der  Gotik 
verliehenen  Steinmetzzeichen  auf  geometrische  Mutterfiguren  zu- 
rückgehen. Die  Überlieferungen  der  Hütten,  wie  die  Prüfung 
der  Zeichen  selbst,  für  deren  Bearbeitung  Rziha  ein  besonderes 
Verdienst  zukommt,  stimmen  in  diesem  Ergebnis  überein.  Da- 
gegen   ist    die  Annahme   eines   gleichmäfsigen    Ursprungs  aller 


1  Elfter  Jahresbericht  S.  11.  Tucher 
verdankte  seine  Mitteilung  einem  um  1826 
in  Nürnberg  verstorbenen  Steinmetzenmeister 
Namens  Kirchner,  der  ein  Buch  mit  Stein- 
metzzeichen besafs.  —  Die  Mutterfigur  ist 
die  hier  beigefugte.  Die  hervorgehobenen 
Linien  ergeben  das  nebenstehende  Steinmetz- 
zeichen. 


8  Homeyer  S.  289;  vgl.  auch  Rziha  Tafel  68. 
Rziha  vermutet,  dafs  die  Straisburger  Hütte  ihro  Zeichen 
aus  der  Quadratur  konstruierte,  was  hiermit  überein- 
stimmt. 

»  A.  a.  0.  S.  32. 
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SteinmetzzeicheD  und  einer  konkreten  Verbindung  der  antiken 
und  mittelalterlichen  Zeichen  ganz  unbegründet  und  auch  von 
der  gesaraten  neueren  Litteratur  zurückgewiesen  worden/.  Gerade 
die  älteren  Zeichen  der  romanischen  Periode  und  des  Übergangs- 
Stils,  die  Buchstaben,  Hand  Werksgeräte,  Runen  u.  dgl.  darstellen, 
sind  nicht  auf  geometrische  Mutterfiguren  zurückzuführen  ^.  Auch 
ein  Teil  der  gotischen  Zeichen  hat  keinen  geometrischen  Charakter. 
Diese  Zeichen  entziehen  eich  überhaupt  der  Einstellung  in  die 
Rzihaschen  Schlüssel,  während  andrerseits  zu  beachten  ist,  dafs  (wie 
Richter  zutreffender  Weise  bemerkt)  einige  dieser  Schlüssel  so 
kompliziert  sind,  dafs  man  mit  ihnen  eben  jedes  beliebige  Zeichen 
„lesen"  kann®.  In  ihrer  Übertragung  auf  das  Altertum  endlich 
versagt  die  Rzihasche  Theorie  vollständig ;  es  fehlt  ihr  hier  selbst 
die  erste  sachliche  Grundlage  in  dem  Charakter  der  Zeichen  *.  — 
Der  Mangel  jedes  Zusammenhangs  zwischen  Altertum  und 
Mittelalter  ergiebt  sich  gleichmäfsig  aus  der  Geschichte,  der  Form 
und  der  Bedeutung  (Zweckbestimmung)  der  Zeichen.  Die  antiken 
Zeichen  sind  Lieferantenzeichen ,  Steinbruch-  und  Werkstelle- 
zeichen. Das  persönliche  Steinmetzzeichen  fehlt  im  Altertum, 
soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  vollständig.  Das  mittelalterliche 
Zeichen  erscheint  mit  eigentümlichen  Formen  und  vollständig  un- 
vermittelt im  zwölften  Jahrhundert  und  folgt  dem  Entwicklungs- 
gange der  Baukunst.  Das  Zeichen  diente  zu  einem  Teil  einem 
technischen  Zweck  als  Versetzzeichen.  Seine  hauptsächlichste  Be- 
deutung ist  jedoch,  dem  Steinmetzen  ein  persönliches  Erkennungs- 
zeichen zu  sein,  in  einer  Stellung  und  unter  Verhältnissen,  die  mit 
den  Zuständen  des  Altertums  schlechterdings  nichts  gemein  haben  ^, 


1  Schneider  S.  50,  Otte  2  S.  490  und  insbesondere  Richter 
S.  80  ft. 

*  Veröffentlicht  sind  solche  Zeichen  bei  S c  h  n  e i  d  er  a.  a.  0..  A d  a m y 
a.  oben  S.  405,  a.  O.  8.  90;  Paulus,  Kloster  Maulbronn  S.  14  (romanische 
Periode),  S.  19  (Übergangsstil).  Zahlreich  finden, sich  nicht -geometrische 
Zeichen  aus  der  Zeit  des  romanischen  und  des  Über^angsstiTs  am  Frei- 
harter  Münster.  Eine  erhebliche  Anzahl  der  Zeichen  jener  Periode 
wurde  mir  durch  einen  am  Mttnster  beschäftigten  Werkmeister  in  genauer 
Nachbildung  übermittelt.  Den  Gegenstand  der  Zeichen  bilden  vorzugs- 
weise Buchstaben  und  Handwerksgerfite;  daneben  erscheinen  auch  die 
allgemein  üblichen  Figuren  (s.  oben  S.  407).  Vgl.  hierzu  die  Abhandlungen 
von  Fritz  Adler  zur  Baugeschichte  des  Fr^urger  Münsters,  Deutsche 
Bauzeitung  Jahrg.  1881. 

«  Richter  S.  37  und  Anm. 

*  Vgl.  hierzu  Richter  S.  37:  Es  durfte  Rziba  nicht  entgehen, 
dafs,  während  die  mittelalterlichen  Steinmetzzeichen  in  ihrer  Art  geo- 
metrische Kunstwerke  sind,  vorzüglich  eingemeifselt,  unter  genauer  Be- 
obachtung gewisser  Winkel  etc.,  die  aus  dem  Altertum  überlieferten  rohe 
Machwerke  sind,  bei  denen  selbst  unter  denen  von  gleicher  Form  nicht 
zwei  untereinander  geometrisch  kongruent  sind.  R.s  eanze  Theorie  aber 
steht  und  fällt  mit  der  Voraussetzung,  dafs  jeder  Strich  und  jeder  Winkel 
genau  so  beabsichtigt  ist,  wie  er  in  dem  betreffenden  Zeichen  zum 
graphischen  Ausdruck  kommt. 

»  S.  auch  Richter  S.  30.  r^^^r^l^ 
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B.    Ziegelstempel. 

Der  Gebrauch,  Thonwaren  jeder  Art  mit  Bezeichnungen  zu 
versehen,  war  im  Altertum  allgemein  verbreitet^.  Von  jedena 
der  Gewerbe,  das  sich  mit  Thonverarbeitung  befafste,  sind  uns 
aus  dem  römischen  Weltreich  Stempel  in  großer  Anzahl  erhalten. 
Ich  behandele  in  diesem  Abschnitt  zunächst  die  Stempel  auf 
Ziegelsteinen  ^. 

Die  Ziegelstempel  weisen  gewisse  gleichmäfsige  Bestandteile 
auf,  die  häufig  wiederkehren.  Als  solche  zumeist  verti'etenen 
Bestandteile  des  Ziegelstempels  sind  zu  nennen:  1.  Namen  des 
Arbeiters,  des  Pächters,  des  Geschäftsbesorgers ;  2.  Bezeichnung 
des  Besitztums,  des  Ziegel werks,  mitunter  auch  der  Betriebs- 
abteilung \  3.  Verfrachtungsangaben ;  4.  Jahresbezeichnungen ; 
5.  Glücksformeln  und  Sprüche;  6.  bei  Militärziegeln  die  auf  die 
Legion  bezüglichen  Angaben.  Es  fragt  sich  nun,  ob  diese  Be- 
zeichnungen für  den  inneren  Betrieb  oder  ob  sie  für  den  Verkehr 
und  Umsatz  bestimmt;  und  in  letzterem  Falle,  ob  sie  geschützt 
oder  schutzfHhig  waren. 

1.  Die  EinStempelung  des  Namens,  sei  es  nun  des  Arbeiters 
oder  des  Betriebsleiters,  konnte  keinerlei  Bedeutung  für  den 
Verkehr  haben.  Denn  fUr  die  HeschafFenheit  des  einzelnen 
Ziegelsteins  ist  es  gleichgültig,  durch  welchen  Arbeiter  oder  unter 
wessen  Leitung  er  hergestellt  wurde.  Kein  Baumeister  oder 
Bauherr  wird  gerade  nach  einem  von  dem  Sklaven  Daedalus 
gefertigten  Backstein  fragen,  oder  die  Ziegel  von  der  Hand  des 
Callistus  höher  bewerten  als  die  des  Portunatus.  Ebensowenig 
hat  die  Namensangabe  des  Pächters  (conductor)  oder  die  im 
zweiten  Jahrhundert  p.  C.  auftretende  Bezeichnung  des  Geschäfts- 
mannes (negotiator)  ^  irgend  eine  Bedeutung  für  die  verkehrs- 
mäfsige  Schätzung  der  Ziegelsteine. 

Vielmehr  kann  die  Anbringung  dieser  Namen  nur  einen 
rechnungsmäfsigen  Zweck  innerhalb  des  Ziegelwerks  selbst  gehabt 
haben.  Die  Namensbezeichnung  ermöglichte  die  Ermittelung  des 
Lohnanspruchs  für  den  nach  der  gelieferten  Stückzahl  entlohnten 
Arbeiter,  sowie  die  Feststellung  der  unter  einer  bestimmten 
Leitung  angefertigten  oder  durch  eine  bestimmte  Hand  ver- 
kauften Menge. 

2.  Die  Bezeichnung  des  Besitztums  und  des  Thonwerks 
(praedium,   figlina)    konnte  an  sich  sowohl  dem  inneren  Betrieb 


^  Vgl.  über  Inschriften  auf  Thonwaren  im  allgemeinen  Birch, 
Hißtory  of  ancient  pottery,  2.  Aufl.  London  1873;  Inschriften  auf  ägypti- 
schen Vasen  S.  26;  Lampen  S.  86;  Ziegel  8.  65;  Assyrische  Backsteine 
(tragen  die  Bezeichnung  des  bauenden  Königs  und  des  Gebäudes)  S.  78; 
Schalen  S.  86;  Babylonische  Backsteine  §  97;  Griechische  Amphoren 
S.  136  ff.;  Griechische  Vasen  S.  310. 

s  Vgl.  Marquardt,  Privatleben  der  Römer,  2.  Aufl.,  S.  665. 

»  Dressel  S.  6. 
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wie  dem  äufseren  Verkehr  dienen.  Die  Ziegelsteine  eines  be- 
stimmten Thonwerkes  mögen  gesuchter  gewesen  sein  als  die 
eines  anderen,  obwohl  bei  der  Verwendungsweise  der  römischen 
Ziegelsteine  ein  Vergleich  mit  unserem  heutigen  Backsteinbau,  und  die 
Ziehung  entsprechender  Rückschlüsse,  nicht  ohne  weiteres  möglich 
ist.  Die  römischen  Ziegelsteine  wurden  in  der  Kaiserzeit  in  der 
Hauptsache  zur  Hintermauerung  gebraucht;  als  Mauerkern,  der 
nach  aufsen  durch  Quadern  bezw.  durch  Platten  (ev.  auch 
durch  Stuck)  überkleidet  wurde  ^  Für  die  Baufront  der  Monu- 
mentalbauten gelangt  in  der  Regel  der  Ziegelstein  nicht  zur 
Verwendung.  Im  geraden  Gegensatz  zu  unserem  heutigen  Back- 
steinbau ist  übrigens  bei  dem  römischen  Ziegelmauerwerk  die 
Menge  des  verwendeten  Mörtels  gröfser,  als  die  der  Ziegel  selber, 
so  dafs  die  Festigkeit  des  Ziegelbaues  durch  den  Mörtel  her- 
gestellt wird*. 

Die  auf  das  Thonwerk  bezüglichen  Bezeichnungen  sind  teils 
Figuren-,  teils  Schriftzeichen.  Von  den  Figurenzeichen  ist,  nach 
der  Annahme  Dresseis,  ein  grofser  Teil,  wie  Zweige,  Blätter, 
Sterne,  lediglich  verzierungshalber  angebracht.  Als  wesentlich 
ist  hierbei  hervorzuheben,  dafs  dieselben  Zeichen  auf  den  Ziegeln 
verschiedener  Werkstellen  wiederkehren;  es  ist  also  hier 
jede  Bedeutung  als  Verkehrszeichen  ausgeschlossen  *. .  Eine  Reihe 
anderer    Figurenzeichen    hat    dagegen    die    Eigenschaft    des    so- 

fenannten  redenden  Wappens,  dessen  Bild  auf  einen  bestimmten 
Famen  hinzeigt.  Es  findet  sich  der  Wolf  auf  Ziegeln  aus  dem 
Besitztum  des  M.  Rutilius  Lupus,  der  Eber  auf  denen  des 
Flavius  Aper;  den  Adler  führt  Aquilia  Sozomena,  den  Kranz 
C.  Julius  Stephanus;  die  Schlange  verweist  auf  Aelius  Ascle- 
piades,  der  Stab  auf  Mercurius  (Mercurialis),  die  Rose  wohl 
auf  die  Rhodinianischen  Ziegeleien^. 

Im  Zeitalter  Diocletians  tritt  eine  besondere  Stempelform 
auf;    die  Ziegelstempel    enthalten    die  Angabe    der  Verwaltung 

>  Blümner,  Technoloj^ie  der  Gewerbe  und  Künste  bei  Griechen 
und  Römern,  Band  2  S.  18,  3  S.  148. 

^  Bei  allem  römischen  Ziegelmauerwerk  ist  die  Mörtelfuge  mindestens 
der  Ziegeldicke  gleich,  gewöhnlich  noch  stärker,  so  dafs  die  gröfsere  Masse 
des  Zieselmauerwerks  aus  Mörtel  besteht.  Hob.  Neu  mann,  Über  den 
Backstein,  Berlin  1879,  S.  47. 

^  Quanam  de  causa  singulae  officinae  hoc  signo  vel  alio  utantur 
plemmque  ignoratur,  sed  multa  eorum  et  ea  quidem  quae  in  tegulis  multarum 
officinarum  solent  redire  veluti  ramusculi,  palmae,  nux  pinea,  folium,  Stella, 
fortasse  etiam  corona  et  Victoriae  ima^o,  certe  omamenti  tantum  causa 
ponuntur  nee  peculiarem  habent  significationem.  Dressel  S.  1.  Vgl. 
auch  Steyert,  Histoire  de  Lyon,  1895,  I  S.  328  ff. 

*  Interdum  autem  his  signis  nomen  vel  domiiü  praediorum  vel  offi- 
cinatoris  significari  certum  est.  Ita  reperitur  lupus  m  tegulis  Brutianis 
M.  Rntili  Lupi,  aper  in  lateribus  ex  praediis  Flavi  Apn,  aquila  in 
tegulis  Aquiliae  Sozomenae  nomen  exhibentibus;  Corona  significari  videtur 
nomen  C.  Juli  Stephani,  angue  nomen  Aeli  Asclepiadis,  Caduceo  nomen 
Mercnri  vel  Mercurialis;  rosa  fortasse  repraesentata  est  in  latere  ex 
figiinis  Rhodinianis.    Dressel  S.  3.  (T OOo\c 

igi  ize      y  g 
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(adminiatratio),  der  Werkatelle  (officiDa)  und  der  Abteilung  (statio), 
80  dafa  also  einer  Werkverwaltung  mehrere  Werkstellen,  einer 
Stelle  wieder  mehrere  Abteilungen  unterstehen  *.  Auch  für  diese 
Bezeichnungen  ist  wohl  nur  ein  rechnungsmäfsiger  Zweck  anzu- 
nehmen ^. 

3.  Der  Hafen,  in  dem  die  Ziegel  zur  weiteren  Verfrachtung 
gelagert  werden  sollen,  wird  mitunter  auf  dem  Stempel  an- 
gegeben *. 

4.  Für  die  Bezeichnung  der  Ziegelsteine  mit  dem  Jahr  der 
Herstellung  läfst  sich  ein  anderer  Zweck  als  etwa  der  der 
Rechnungsführung  nicht  ermitteln.  Es  ist  auf  Orund  einer  dem 
Vitruv  entnommenen  Stelle  des  Plinius :  „aedificiis  non  nisi  bimos 
probant^  die  Vermutung  ausgesprochen  worden,  die  römischen 
Baumeister  hätten  nur  die  zwei  Jahre  abgelagerten  Ziegelsteine 
fUr  tauglich  gehalten,  und  deshalb  habe  man  das  Herstellungs- 
jahr auf  die  Steine  gestempelt^.  Indes  haben  DresseH  und 
Geoffrey*  gezeigt,  dafs  hier  eine  irrtümliche  Auffassung  der  be- 
treffenden Stelle  vorliegt;  der  Ausspruch  des  Vitruv  bezw.  des 
Plinius  bezieht  sich  auf  ungebrannte  (Luft-)Ziegel ,  die  einer 
zweijährigen  Lagenmg  bedürfen'^. 

1  Te^laram  huius  aetatis  deinde  propriam  est  ut  plurimae  adminis- 
trationem  indicent  formulis  plane  singularibus  de  quibus  in&a  dicetur; 
proprium  item  ut  stationis  mentio  fiat  in  te^larum  aetatis  sine  dubio 
Diocletianae  ^enere  eo  quod  unde  proveniat  tnfariam  enuntiat,  adminis- 
trationem  indicans  notis  R  S  P  vel  8  P  G  et  officinam  et  stationem;  et 
ita  (juidem  administratio  indicatur  ut  intellegas  sub  administratione  plnres 
officinas  fuisse,  in  singulis  officinis  plures  stationes  (numeri  adscribuntur  I 
vel  II  vel  III  vel  IUI  passim,  semel  occurrit  VII,  in  una  tegula  videtur 
fuisse  Villi).  In  aliis  tegulis  ioco  stationis  ponitur  fignli  vel  ofGcinatoris 
nomen  quod  ubi  perscriptum  est  enuntiatur  casu  secundo;  in  aliis  non 
adsunt  nisi  duae  indicationes,  sc.  administratio  et  officina.   Dressel  8.  386. 

^  Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  von  Geoffrey:  L^usage  auquel 
nouB  devons  tant  de  textes  ^pigraphtques  inscrits  sur  les  tuiles  et  sör  les 
briques  romaines  doit  avoir  eu  des  origines  et  des  causes  diverses.  11  j 
a  pu  avoir,  an  temps  de  la  r^publiqae,  la  n^cessit^  d'une  Sorte  de  sur- 
veillance  de  j)oliee,  cn  m6me  temps  quo  Tint^rSt  industriel  des  fabricants; 
mais  ä  ces  raisons  nne  autre  a  du  s'ajouter  plus  tard  quand  cette  fabriea- 
tion  est  devenue  Tune  des  sources  les  plus  ^nergiques  de  la  fortane 
priv6e  des  empcreurs  et  qull  a  fallu  distinffuer  avec  soin  les  diverses 
provenances.    Journal  des  savants  1886  8.  242. 

*  Beispiele  bei  Dressel  8.  5. 

*  Descemet,  Marques  de  briques  relatives  ä  une  partie  de  la  gens 
Üomitia,  Paris  1880  8.  135. 

8  A.  a.  0.  S.  9  Anm.  3. 

«  A.  oben  a.  O.  8.  240. 

"^  Nach  einer  von  Rob.  Neumanu  (Über  den  Backstein,  Berlin 
1879,  S.  47)  mitgeteilten,  Cato  dem  älteren  entnommenen  Bestimmung  war 
früher  sogar  eine  fün^ährige  Lagerfrist  angesetzt  Ebenso  war  nach  einer 
bei  Blümner,  Technologie  Bd.  II  S.  17  citierten  Angabe  des  Vitruv 
in  Utika  eine  51äbrige  Trockenfrist  vorgeschrieben.  Bei  Birch  (a.  oben 
S.  414  Anm.  a.  O.)  S.  480  wird  auf  eine  Mitteilung  des  Gassiodorus  8enator 
über  die  8tempelung  der  Ziegel  verwiesen;  die  bei  Birch  an£[ezogenen 
Stellen  des  Cassiodor  (varia  1  ep.  25,  11  ep.  23  u.  28;  Ausgabe  Mommsen 
M.  G.  Auct.  ant.  XII  8.  28  u.  59)  enthalten  indes  keine^ifiranfTbezUg- 
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5.  Als  Glücksformel  findet  sich  insbesondere  auf  den  Ziegel- 
steinen der  Gens  Domitia  ^  häufig  die  Sigle  V.  Q.  F.,  oder  auch 
ausgeschrieben  Valeat  qui  fecit,  hinzugefügt.  Ein  Stempel  mit 
einem  Glückwunsch,  den  der  Verfertiger  sich  selbst  darbringt, 
kann  nicht  wohl  für  den  Verkehr  bestimmt  sein.  Dagegen 
kommen  auch  Sprüche  und  Glückwunschformeln  mit  allgemeiner 
Beziehung  vor,  wie  in  nomine  Dei,  vivas,  ^edg  ßorjd-dg  und 
bona  vita^. 

6.  Der  Brauch  der  Stempelung  findet  sich  auch  bei  den 
selbstverständlicherweise  aufserhalb  des  Verkehrs  stehenden 
Militärziegeln.  Der  Stempel  enthält  die  der  Legion  bezw.  der 
Cohors  zukommenden  Bezeichnungen^. 

Soweit  sich  aus  diesen  einzelnen  Bestandteilen  ermitteln  läfst, 
scheinen  die  römischen  Ziegelstempel  dem  inneren  Betrieb,  der 
Rechnungsführung,  Abrechnung  und  Kontrolle,  weniger  aber  als 
Verkehrszeichen  gedient  zu  haben.  Von  einem  Schutz  oder  einer 
Schutzfähigkeit  der  Stempel  ist  nirgends  die  Bede. 

Die  Sitte,  Ziegel  wie  Thonwaren  überhaupt  mit  einem 
Zeichen  zu  versehen,  besteht  überall,  soweit  die  römische  Kultur 
reicht.  In  allen  Provinzen,  auch  in  Gallien  und  Germanien  finden 
sich  Spuren  des  gleichen  Brauches,  Ziegel  und  Töpferwaren  zu 
zeichnen^.  Wenn  irgendwo,  so  mufste  sich  demnach  hier  ein 
konkreter  Zusammenhang  des  römischen  und  des  mittelalterlichen 
Zeichenwesens  nachweisen  lassen,  und  wenn  die  Verbindung  hier 
bei  einem  notwendigen,  stets  betriebenen  Gewerbe  fehlt,  so  kann 
sie  auch  auf  keinem  anderen  Gebiete  vermutet  werden. 

Der  Ziegelstempel  ist  nun  dem  frühen  und  dem  hohen 
Mittelalter  vollständig  fremd.  Erst  in  später  Zeit,  gegen  Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts,  kommt  der  Brauch  neu  in  Auf- 
nahme'^.    Da(s   es  sich   mit  dem  Töpferstempel   ebenso  verhält,. 


liehen  Angaben.  —  Eine  Unsere  Trockenfirist  war  für  die  römischen' 
Ziegel  wohl  schon  aus  techniscnen  Gründen  notwendig.  Das  Format  der 
römischen  Ziegelsteine  war  nicht  dem  der  unsrigen  ähnlich,  sondern  viel- 
mehr das  einer  flachen  Tafel.  Chaffers,  Pottery  S.  29  giebt  die  Mafse- 
als  ca.  42  cm.  Länge,  27  cm  Breite,  bei  nur  4  cm  Dicke.  (Heutige  Mafse 
25  cm  Länge,  12  cm  Breite,  6  cm  Dicke).  Eine  solche  Platte  war  in 
feachtem  Zustande  schwer  zu  hantieren,  und  es  ist  deshalb  wohl  all- 
gemein eine  längere  Trockenfrist  für  die  römischen  Ziegel  vorauszusetzen. 

'  Descemet  S.  112;  vgl.  dagegen  das  beiDressel  S.  47  gegebene 
Beispiel  aufserhalb  der  Gens  Domitia. 

'  Drossel  S.  1.  Beispiele  von  aufThonkrttgen  angebrachten  Trinker* 

S'üfsen  Imple,  reple,  vivas,  da  vinum,  vita  s.  l^i  Chaffers,   Marks  and 
onograms  on  Pottery  and  Porcellain,  8.  Ansg.  London  1879,  S.  15  ß, 
^Vgl  CLL.  3»  S.  256,  472,  578.     Leg.  L     Ad(jutrici8),    leg.  I 
Noricorum  u.  s.  w.    8«  S.  911  und  öfter.    Birch  S.  487  uud  600  ff. 

^  Vgl.  die  einzelnen  Bände  des  C.  L  L.  Einzelne  Beispiele  bei 
Chaffers,  Pott.  S.  15  ff. 

<^  Die  römische  Sitte,  die  einzelnen  Ziegel  mit  Fabrikstempeln  za 
versehen,   findet  sich   in  den  älteren   mittelalterlichen  Backsteinbaat^^^ 
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werden  wir  weiter  unten  sehen.  Es  besteht  also  gerade  auf  dem 
Gebiet,  das  in  Rom  der  Haupttritger  der  Stempelung  war,  eine 
▼ollständige;  wohl  reichlich  acht  Jahrhunderte  umfassende  Unter- 
brechung. 

Über  die  mittelalterlichen  Ziegelbauten  besitzen  wir  Unter- 
suchungen aus  einem  (ehemals  ^)  klassischen  Lande  des  Backstein- 
baues, der  Mark  Brandenburg.  Das  Verdienst,  auf  das  Vor- 
kommen der  Ziegcistempel  zuerst  aufmerksam  gemacht  zu  haben, 
gebührt  dem  Kantor  Stöpel  zu  Tangermünde,  der  bei  der  Auf- 
nahme altmärkischer  Kirchen  und  Profanbauten  die  Zeichen  be- 
merkte^. Schon  hier  drängte  sich  die  Wahrnehmung  auf,  dafs 
die  mit  dem  Stempel  versehenen  Steine  sich  allezeit  nur  an 
Thüren,  Fenstern  und  Blendenbogen  finden,  also  an  solchen 
Teilen  des  Gebäudes,  bei  denen  sich  grölsere  Zierlichkeit  der 
Form  zeigt  ^.  In  gröfserem  Umfange  werden  die  Ziegelstempel 
von  Fritz  Adler  in  seinem  Werke  über  den  mittelalterlichen 
Backstein  bau  berücksichtigt^.  Die  Zeichen  finden  sich  etwa  seit 
dem  Jahre  1377^;  eine  gröfsere  Verbreitung  erlangen  sie  aber 
erst  gegen  Mitte  und  zu  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts^.  Auch 
hier  erscheinen  wiederum  die  Formsteine  als  die  Träger  der 
Stempelung. 

Es  bietet  sich  hier  ganz  von  selbst  der  Vergleich  mit  den 
Steinmetzzeichen  aus  der  Zeit  der  vollendeten  Ausbildung  der 
Gotik.  Wir  fanden  zuvor,  dafs  das  Steinmetzzeichen  an  den 
gotischen  Bauten  gerade  an  besonders  schwierig  auszuführenden 
und  wichtigen  Bauteilen  angeschlagen  wurde  ^.  Dieselbe  Ver- 
wendungsweise zeigt   sich  hier   bei  dem  Ziegelstempel;   er  wird 


nicht  befolgt,  und  erst  an  späteren  gotischen  Gebäuden  kommen  an 
manchen  Orten  (in  Brandenbarg,  Stendal,  Tangermünde  a.  8.  w.)  Ziegel 
mit  Stempeln  vor.    Otte  I  S.  44. 

^  S.  meine  städtischen  Bodenfragen  S.  21. 

'  Merkwürdigkeiten  altdeutscher  Kunst  in  der  Altmark,  aufgenommen 
von  Cantor  Stöpel  zu  Tangermünde,  hrsg.  von  Busch ing,  Breslau  1825. 

^  BUsching  a.  a.  O.  S.  4. 

^  Mittelalterliche  Backsteinbauwerke  des  Preufsischen  Staates, 
Berlin  1862. 

»  Adler  a.  a.  O.  S.  14. 

^  Eine  eigentümliche  Erscheinung  (am  Dom  St.  Nicolans  zu  Stendal) 
Bind  die  auf  den  Form  steinen  vor  dem  Brande  aufgedruckten  Ziegel- 
stempel,  von  denen  am  Dom  eine  grofsc  Anzahl  erscheinen,  aber  auf- 
fallender Weise  nur  an  den  späteren  Teilen  des  spätgotischen  Neubaues. 
Weder  der  Chor  noch  das  Qucrschiflf  (1423— 1435)  besitzen  derartige  Mark- 
zeichen, wohl  aber  das  Langhaus  (1435—1450),  der  Lettner,  die  Stifts- 
gebäude und  die  oberen  Turmgeschosse  (1461—1475).  Adler  a.  a.  O. 
S.  50.  W^eitere  Angaben  über  die  Pfarrkirche  St  Maria,  Stendal  s.  a. 
a.  O.  S.  61-,  Klosterkirche  St.  Anna,  Stendal  (gegen  1401  geweiht)  S.  65; 
Rathaus,  nach  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,  S.  67:  Pfarrkirche 
St.  Stephan,  Tangermünde  (15.  Jahrhundert)  S.  69;  St  Nicolaus,  Tanger- 
mUnde  (1460—1470)  S.  71;  Hühnerdorter  Thor,  Wasserthor  (1460-1470), 
Bat  haus  Tangermünde  (1440)  S.  72,  73,  76 ;  Eibthor  Werben  (ca.  1460)  S.  79. 

'  S.  oben  S.  410.  Pnr-irrl^ 
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an  den  hervoiragendsten  Bauteilen  angebracht^  deren  Ausführung 
besondere  Kenntnis  und  Geschicklichkeit  erforderte;  er  ist  ein 
persönliches  Zeichen.  Die  Verwandtschaft  des  Ziegelstempels 
mit  dem  Steinmetzzeichen  wurde  schon  von  BUsching  bemerkt 
und  damit  erklärt,  dafs  die  Bauleute,  welche  die  künstlich  ge- 
formten Teile  der  Ziegelbauten  ausführten,  gelernte  Steinmetze 
gewesen  seien,  die  gleich  den  Steinmetzgesellen  beim  Eintritt  in 
den  Gesellenstand  ihr  Ehrenzeichen  empfingen  ^  Eine  solche 
unmittelbare  persönliche  Übertragung  ist  indessen  nicht  anzu- 
nehmen. Die  Ziegelstempel  haben  einen  den  Steinmetzzeichen 
ähnlichen,  geometrischen  Charakter,  der  offenbar  auf  eine  Ent- 
lehnung hinweist;  sie  behalten  indes  im  einzelnen  ihre  eigentüm- 
lichen, besonderen  Formen^. 

Der  mittelalterliche  Ziegelstempel  wird ,  nach  vollständiger 
Unterbrechung  der  Stempelung,  erst  durch  Übertragung  im  Bau 
gewerbe  neu  aufgenommen  und  kennzeichnet  sich  in  der  Haupt- 
sache als  ein  persönliches  Repräsentationszeichen.  In  später  An- 
lehnung an  den  Gebrauch  gotischer  Steinmetzkunst  wird  er  bei 
Kunstbauten  an  hervorragender  Stelle  angebracht,  in  seinem  Ur- 
sprung wie  in  seiner  Verwendung  der  gerade  Gegensatz  zum 
römischen  Zi^clstempol. 


C.    Zeichen   auf  Thongefäfsen. 

Die  thönernen  Gefäfse  verschiedenen  Gebrauches  sind  im 
Altertum  vielfach  mit  Zeichen  ausgestattet^.  Unter  den  Gerät- 
schaften des  allgemeinen  gewerblichen  und  Hausgebrauches  sind 
ihrer  vielseitigen  Verwendung  halber  besonders  dieThonkrüge 
(Amphoren)  zu  erwähnen.  Die  Thonkrüge  dienten  zur  Auf- 
bewahrung und  Verbringung  von  flüssigen  und  von  festen  Gegen- 
ständen, als  Wein  und  öl,  Fischpökel  und  Salzlake,  Getreide 
aller  Art.  Zeichen  befanden  sich  am  Henkel,  am  Hals  und  am 
Bauch  der  Amphora*.  Bei  den  Weinamphoren,  in  denen  der 
Wein  vom  Erzeugungsort  aus  verschickt  wurde,  war  derHerkunfts- 


>  Der  diese  ausgezeichnet  geformten  Steine  Anfertigende  mufste  alle 
Vorteile  und  Künste  aes  Steinschnitts  kennen ;  er  mafste  Steinhauer  sein, 
der  aber  hier  seine  Kunst  in  Bildung  einer  Form  zeigte,  welche  die  Ge- 
stalt der  behauenen  Sandsteine  hatte.  So  gehörte  er  denn  wohl  als  Mit- 
glied zu  den  Bauhütten  und  hatte  beim  Erreichen  des  Gesellengrades 
ebenso  gut  wie  die  anderen  sein  Ehrenzeichen  erhalten,  welches  er  nun 
geformt  in  den  Stein  druckte.    Bttsching  a.  a.  0. 

>  Vgl.  Adler  a.  a.  O.  S.  61:  Mitunter  sind  die  Ziegelstempel  den 
Steinmetzzeichen  ähnlich,  jedoch  sind  es  meist  in  sich  abgeschlossene  Fi- 
guren meist  geometrischen  Charakters,  nicht  wie  die  Steinmetzzeichen  nur 
Teile  von  Figuren. 

'  Vgl.  hierüber  die  Abschnitte  Instrumentnm  Domesticum  in  den 
einzelnen  Bänden  des  CLL. 

*  Vgl.  Marquardt  a.  a.  O.  S.  647. 
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Stempel  auf  dem  Henkel  angebracht^.  Andere  Amphoren,  die 
zur  Einlegung  und  VerBchickung  von  festen  Nahrungsmitteln 
verwendet  wurden,  tragen  einen  oder  mehrere  Personennamen*. 

Die  antiken  T hon  lampen  (lucemae)  zeigen  auf  der  Ober- 
seite figürliche  Darstellungen,  teils  mythologische,  teils  frei  er- 
fundene, von  Randverzierungen  eingefafst ;  die  Unterseite  ist  flach 
und  enthält  häufig  eingestempelte  oder  eingeritzte  Bezeichnungen 
verschiedenen  Inhalts.  Hierbei  ward  gewöhnlich  der  Name  oder 
die  Werkstatt  des  Verfertigers  angegeben^. 

Die  Erzeugnisse  der  Kunsttöpferei,  die  Vasen  aus  ver- 
schiedenen Thonsorten,  wurden  häufig  mit  Bezeichnungen  des 
Verfertigers  versehen*.  Überreste  sind  uns  in  grofser  Zahl  aus 
allen  Provinzen  des  römischen  Weltreichs  erhalten.  Die  Stempelung 
der  Thongefälfse  verschiedensten  Gebrauches  kann  als  im  Altertum 
allgemein  üblich  bezeichnet  werden. 

Im  Mittelalter  ibt  dagegen  der  Töpferstempel  so  gut  wie 
unbekannt,  in  Frankreich  wird  erst  im  vierzehnten  Jahrhundert, 
und  auch  dann  nur  vereinzelt  in  Abb^ville,  das  Haftungszeichen 
und  das  Schauzeichen  der  Töpfer  erwähnt^.  Die  Vorschrift 
ergeht  hier  in  unmittelbarer  Anlehnung  an  die  gleichartigen  Be- 
stimmungen flir  die  übrigen  Zünfte.  In  der  Fayence-Töpferei  ge- 
langte das  Zeichen  mit  der  Ausbildung  dieser  Technik  zu  Ende 
des  fünfzehnten  und  während  des  sechzehnten  Jahrhunderts  neu 
zur  Aufnahme  ^ 


D.    Zeichen  auf  metallenen  und  sonstigen  Gegen- 
ständen. 

Stempel  verschiedener  Bedeutung  —   Schrift  und  Figuren- 
zeichen —  finden  sich   auf  metallenen  römischen  Gerätschaften. 


1  Pauly,  Realencyklopädie  der  klassischen  Altertumswisflenschaft, 
herausgeg.  von  G.  Wisse wa,  Stuttgart  1894,  Band  1  <  S.  1971 ;  Birch  S.  538. 
«  Dresael  S.  560  f. 

•  Birch  8.  519.  Kine  hemerkens werte  Wahrnehmung,  die  Dressel 
S.  782  verzeichnet,  ist  hier  hervorzuheben.  Dressel  vermutet,  dafu  Werk- 
stätten untersten  Ranges  sich  damit  befafsten,  die  Lampen  anderer  Werk- 
stätten nachzumnchen.  Die  zum  Modell  genommenen  Lampen  wurden, 
in  Oberteil  und  Unterteil  getrennt,  abgegossen;  hierbei  druckte  sich  dann 
das  Zeichen  der  Original  Werkstatt  auf  der  Unterseite  mit  ab.  D.  giebt 
a.  a.  0.  Anm.  mehrere  Beispiele.  Es  würde  dies  auch  ein  Beweis  mangeln- 
den Zeichenschutzes  sein. 

^  Vgl.  die  einzelnen  Bände  des  C.  I.  L.  Einzelne  Beispiele  bei 
Chaffcrs,  Potteiy  S.  15.  Birch  S.  453,  559  und  607.  Die  alten 
etruskischen  Vasen  tragen  indes  keinerlei  Bezeichnung  des  Yerfertigers ; 
a.  a.  0.  S.  453. 

»  S.  oben  S.  196  und  202. 

•  Jaqucmart,  Histoire  de  la  C^ramique  S.  298  ff. 
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Die  Schriftzeicben  geben  meist  den  Eigentümer  oder  den  Ver- 
fertiger an,  erfüllen  aber  mitunter  auch  andere  Zwecke;  die 
Figurenzeichen  mögen,  gleich  den  oben  (S.  415)  erwähnten,  mehr 
der  Verzierung  gedient  haben. 

Schriftzeichen  sind  mehrfach  auf  den  bronzenen  Küchen- 
kesseln und  Pfannen  an  den  Stielen  angebracht.  Eine  Anzahl 
von  Beispielen  wird  insbesondere  im  fünften  Bande  des  C.  I.  L. 
aufgeführt^.  Auch  kleineres  metallenes  Hausgerät,  wie  Löffel 
u.  dgl.,  wird  gezeichnet^.  Zeichen  verschiedener  Art  sind  auf 
den  Strigilis,  den  sichelförmigen  Schabeisen  zum  Abtrocknen 
des  Schweifses,  anzutreffen.  Die  eingestempelten  Namen  sind 
wohl  die  des  Verfertigers,  während  die  häufig  vorkommenden 
Figurenzeichen  nur  des  Zierrats  wegen  angebracht  scheinen^. 
Ein  bei  Bonn  gefundenes  Schwert  zeigt  auf  eingeschlagenem 
Stempel  den  Namen  des  Waffenschmiedes*. 

Schriftzeichen,  die  sich  als  Eigentums-  oder  als  Werkstelle- 
vermerk charakterisieren,  werden  auf  den  länglich  -  viereckigen 
Blöcken  angebracht,  in  denen  das  Blei  in  den  Handel  kommt 
(massae  plumbi)^.  Sehr  häufig  finden  sich  in  Rom  (und  auch 
auberhalo®)  gezeichnete  Bleiröhren.  Es  sind  dies  die  bleiernen 
Anschlufsröhren  (fistulae),  durch  die  das  Wasser  aus  den  grofsen 
ehernen  Hauptleitungen  (calices)  in  die  Privathäuser  der  vom 
Caesar  damit  begnadigten  ab-  und  übergeleitet  wurde''. 


^  Es  findet  sich  dort  ein  er vrähnens wertes  JieispLcl  für  die  von  den 
Römern  beliebte  Verwendung  von  Aufschriften  auf  Haas^i^erät.  Der  Stil 
eines  silbernen  Gefafses  trägt  den  Vermerk  Maxime  et  Orbano  cos.  pri. 
Kai.  Jan.  accipet  Verinus  (denarios)  XII  s.  C.  I.  L.  5^  S.  1008  Nr.  8122. 
Hierzu  bemerkt  Mommsen  a.  a.  0.:  Accipet  si  scriptum  est  pro  accepit, 
hoc  significatnr  Verinum  vasculi  dominum  accepisse  die  iudicata  mutuos 
denarios  12  ^'2  et  reliquisse  pignoris  loco  apud  creditorem  id  ipsum  vas- 
culum  quod  tenemus. 

■  Vgl.  die  Stempel  auf  römischen  Broncewarcn,  bei  Marqnardt, 
Privatleben  der  Kömer,  2.  Aufl.,  S.  714. 

*  Exemplare  im  Antiquarinm  des  Berliner  Museums. 

^  Beck,  Geschichte  des  Eisens,  Braunschweig  1884.  Im  Übrigen 
zeichnete  man  in  Korn  mehr  die  Schmiede  selber  als  ilire  Erzeugnisse; 
vgl.  1.  8  C.  de  fabricensibus  11,  9. 

^  Vgl.  die  Abschnitte  massae  plumbi  in  den  einzelnen  Bänden  des 
C.  1.  L.,  so  Band  10,  2.  Teil  S.  957;  Band  15. 

•  Vgl.  Stoyert,  Hist  de  L;^on,  Band.  1. 

^  Zu  den  wesentlichen  Funktionen  des  Procurator  (aquarum)  gehörte 
die  Anweisane  des  Wassers  an  Private  nach  Einholung  der  kaiserlichen 
Erlaubnis  und  auf  Antorisation  des  Kurators,  und  das  damit  verbundene 
wichtige  Geschäft,  die  ehernen  Verbindungsröhren  (calices),^  die  das  Wasser 
aus  dem  castellum  in  die  bleienien  Bohren  (fistulae)  leiteten,  mit  Zu- 
ziehung von  Sachverständigen  (libratores)  auf  ihre  Gröfse  zu  prüfen  und 
von  den  ihm  beigegebenen  Sklaven  signieren  zu  lassen.  0.  Hirsch feld, 
Untersuchungen  auf  dem  Gebiet  der  römischen  Verwaltnnssgeschichte, 
Berlin  1877,  S.  165.  Nach  den  Worten  des  Frontin  zu  schncfsen,  sind 
nur  die  ehernen  calices  und  die  zunächst  anschliefsendeu  Fistulae  bis  auf 
^ne  Entferqung  von  50  Fufs  signiert  und  die  übrigen  Bohren  von  den 
zur  Wasserbenutzung  Berechtigten  gelegt  worden.    Ebenda  S.  171. 
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Ein  in  Herculanum  gefundenes  Brot  ist  mit  dem  Namen  des 
verfertigenden  Sklaven  und  seines  Herrn  gestempelt;  nach  der 
zuerst  von  Mommsen  gegebenen  Deutung  dient  der  Stempel 
dazu,  um  die  Brotlaibe,  die  man  dem  Bäcker  zum  Backen 
tibergab,  durch  ein  Zeichen  kenntlich  zu  machen^.  Bekannt 
sind  die  Stempel,  mit  denen  die  römischen  Augenärzte  ihre 
CoUyrien  siegelten  ^.  —  Zwischen  den  vorgenannten  Zeichen  und 
den  mittelalterlichen  Bezeichnungen  gleichartiger  Gegenstände 
besteht  keinerlei  Verbindung.  Von  Zeichen  auf  Erzeugnissen 
der  Weberei  (im  Mittelalter  das  Hauptgebiet  des  Zeichenwesens) 
hat  sich  keine  Spur,  bezw.  soweit  ich  feststellen  konnte,  keine 
schrifüiche  Erwähnung  erhalten. 

Unsere  Erörterung  der  antiken  Bezeichnungen  einzelner 
Gegenstände  hat  zweierlei  ergeben: 

1 .  Die  im  Altertum  vielfach  geübte  Sitte  des  Signierens  hat 
nicht  den  Charakter  und  die  Bedeutung  eines  auf  besonderen 
Rechtssätzen  beruhenden  und  durch  solche  geschützten  Rechts- 
instituts. Bei  einer  grofsen  Anzahl  der  Zeichen  ist  die  Eigen- 
schaft des  Verkehrszeichens  überhaupt  ausgeschlossen,  sei  es,  dafs 
diese  Zeichen  nur  der  RechnungsiÜhrung  im  inneren  Betrieb  oder 
dafs  sie  lediglich  als  Zierrat  dienen. 

2.  Auf  den  hauptsächlichsten  Gebieten  des  römischen  Zeichen- 
wesens einerseits  und  des  mittelalterlichen  andererseits  ist  der 
Mangel  eines  jeden  konkreten  Zusammenhangs  und  die  Thc^t- 
sache  einer  vollständigen  zeitlichen  Unterbrechung  als  festgestellt 
zu  betrachten. 

3.  Die  Gewerbebetriebe,  die  als  die  vornehmsten  Träger 
des  Zeichenwesens  erscheinen,  sind  überdies  gänzlich  verschiedene 
im  Mittelalter  und  im  Altertum. 


2.    Die  rSmisch- rechtliche  Gesetzgebung  Aber  das 
Zeichenwesen. 

Die  römischen  Quellen  enthalten  keine  Vorschriften  über 
das  Zeichenrecht  im  eigentlichen  Sinne.  Eine  hervorragende 
Stelle  nimmt  bei  den  Römern  das  Repräsentationszeichen  (oben 
S.  187)  ein.  Bei  Testamenten  und  bei  schriftlichen  Urkunden 
aller  Art  wird  regelmäfsig  das  persönliche  Zeichen  der  Unter- 
schrift hinzugeftlgt. 


^  Verhandlniiffen  der  königl.  sächs.  Gesellsch.  der  Wissebschaften, 
Leipzig  1899,  S.  186.  Der  Stempel  enthält  die  Worte  (C)eleris  Q.  Grani 
Ven  Ber(vug). 

*  Vgl.  Grotefond,  Die  Stempel  der  römischen  Augenärzte;  C. I. L. 
Band  3 »  S.  260,  Band  7  S.  285. 


Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  2.  423 

Zeichon  und  Unterschrift  ergänzen  sich;  beide  zusammen 
ergeben  erst  die  volle  Unterzeichnung  ^  Der  Ausdruck  signum, 
signare,  in  diesem  Zusammenhang  gebraucht,  bezeichnet  stets  das 
mit  der  Unterschrift  verbundene  persönliche  Repräsentationszeichen  ^. 

Auch  das  Stückzeichen  (oben  S.  188)  wird  in  den  Qeschäfts- 
bessiehungen  der  Kömer  angewandt.  Eß  wird  vom  Eigentümer 
oder  Besitzer  an  Waren,  Gcflirse  u.  dgl.  angelegt^.  Im  Titel  6 
Buch  18  der  Digesten  findet  sich  femer  das  Stückzeichen  erwähnt 
mit  ganz  der  gleichen  Bestimmung,  wie  sie  uns  oben  S.  189 
b^egnete ;  das  vom  Käufer  angebrachte  Zeichen  hat  den  Zweck, 
dem  Betrug  durch  Unterschiebung  anderer  Waren  an  Stelle  der 
gekauften  vorzubeugen*. 

Über  die  Verkehrszeichen  fehlt  es  dag^en  vollständig  an 
jeder  unmittelbaren  Bestimmung.  Man  hat  demgegenüber  die 
Vermutung  aufgestellt,  es  liege  dies  daran,  dafs  die  entsprechenden 
Berichte  uns  nicht  überliefert  seien*. 

Eine  solche  Vermutung  liefse  sich  mit  einem  Anspruch  auf 
Berechtigung  aufstellen,  wenn  es  sich  um  eine  isoliert  stehende 
Anordnung,  um  ein  (privates  oder  öffentliches)  Sonderrecht,  ein 
Vorrecht  oder  dergleichen  handelte,  obwohl  auch  dann  die  An- 
nahme in  irgend  einer  Weise  glaubhaft  gemacht  werden  müfste. 
Von  einem  solchen  Verhältnis  ist  hier  aber  keine  Rede.  Das 
Zeichenrecht  steht,  wo  es  vorhanden  ist,  inmitten  des  gesamten 
gewerblichen  Verkehrs.  Seine  Rechtssätze  greifen  in  zahllose 
Gebiete  des  privaten  und  des  öffentlichen  Rechtes  hinüber.  Dafs 
ein  so  weitverzweigtes  Rechtsinstitut,  wenn  es  thatsächlich  be- 
standen hätte,  von  den  kompilierenden  Juristen  einfach  aus- 
gestofsen  worden  wäre,  das  ist,  kann  man  wohl  sagen,  schlechthin 

1  L.  22  §  4  D.  Qui  testamenta  facere  28,  1:  Pauly,  Realencyklo- 
pädie  der  klasfiischen  Altertumswissenschaft  v.  v.  obsignatio,  testamentum; 
Windscheid,  Pandekten  §  541  und  Anm.  4;  Dernburg,  Pandekten, 
5.  Aufl.,  3  S.  138. 

*  Es  ist  also  in  solchen  Fällen  niemals  von  einem  Verkehrszeichen 
die  Rede  und  eine  analoge  Auslegung  der  Textesstellen  verbietet  sich 
von  selbst.  Vgl.  1.  22  §  3  §4,  1.  30  D.  qui  testamenta  facere  28,  1; 
1.  21  pr.  G.  de  testamentis  6,  23. 

«  L.  11  §  3  D.  loc.  19,  2. 

*  Si  dolium  signatum  sit  ab  emtore,  Trebatius  ait  traditum  id  videri, 
Labeo  contra;  quocTet  verum  est;  magis  enim  ne  submutetur  signari 
solere  quam  nt  traditum  videatur.    L.  1  §  2  D.  de  per.  et  comm.  18,  6. 

^  Imfs  uns  in  den  Erörterungen  der  römischen  Juristen  nichts  davon 
überliefert  ist,  ist  schon  bei  dem  lückenhaften  Zustande  der  Überlieferung 
nicht  zu  verwundem,  wozu  noch  kommt,  daf»  nachweisbar,  wie  wir  aus 
Schriftstellern  und  Inschriften  wiss^,  eine  Reihe  von  Rechtsinstituten  im 
römischen  Keiche  bestand,  über  welche  uns  keine  juristischen  Erörterungen 

hinterlassen  sind Es   wftre   darum   nicht  minder  sicher,  dafs  es 

Fabrikfirmenstempel  und  einen  Schutz  derselben  in  Rom  gegeben  hat, 
auch  wenn  wir  die  von  den  Kompilatoren  excerpierten  Schriften  römischer 
Juristen  im  Originale  vor  uns  nättcn  und  nichts  darüber  in  denselben 
finden  würden.    Kohler  S.  40. 
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unmöglich^.  Eb  würde  darin  nicht  blofs  eine  Beiseitelassung 
liegen  ^,  sondern  ein  scharfer  Eingriff  in  den  bestehenden  Zustand 
und  in  die  erworbenen  Rechte. 

In  der  Hauptsache  wird  denn  auch  in  der  neueren  Litteratur, 
bei  dem  Fehlen  der  Quellen  selbst,  die  Analogie  herangezogen. 
Zum  Schutz  gegen  die  Nachahmung  der  Bezeichnungen  sollen 
gedient  haben  die  actio  injuriarum,  die  actio  doli^  die  actio  ex 
empto,  die  actio  quanti  minoris  und  die  lex  Cornelia  de  falsis^. 

Bevor  eine  solche  Behauptung  aufgestellt  wird,  mufs,  wie 
mir  scheint,  die  hier  mafsgebende  Auffassung  des  römischen 
Rechts  selber  ermittelt  werden.  Ohne  eine  derartige  Grundlage, 
wie  ich  sie  zuvor  für  den  mittelalterlichen  Verkehr  gegeben  habe  *, 
ist  jede  Beweisführung  gegenstandslos.  Die  Zulässigkeit  wie  die 
Strafbarkeit  einer  Handlung  im  gewerblichen  Verkehr  wird  zunächst 
durch  die  Anschauung  bestimmt,  mit  der  das  Recht  die  Beziehungen 
zwischen  Käufer  und  Verkäufer  betrachtet  und  auf  der  es  dann 
seine  besonderen  Ansprüche  an  Treu  und  Qlauben  aufbaut^. 

In  seinem  Ursprung  geht  das  römische  Civilrecht  von  der 
Forderung  aus,  dals  der  Käufer  sein  eigenes  Urteil  selbständig 
entscheiden  lassen  solle  ^.  Verkäufer  und  Räufer  stehen  sich 
mit  Vertragsfreiheit  in  gleichgeachteter  Stellung  gegenüber.  Der 
Käufer  soll  die  Augen  offen  halten,  wenn  er  ein  Geschäft  ab- 
schliefst; er  soll  die  Ware  genau  prüfen  und  sich  auf  seine 
eigene  Kenntnis  und  Umsicht,  nicht  aber  auf  Angaben  des  Ver- 
käufers verlassen. 

Zuerst  in  dem  der  Aufsicht  der  Ädilen  unterstehenden 
Marktverkehr  in  Sklaven  und  Vieh  ergab  sich  die  Notwendig- 
keit, dem  Verkäufer  eine  weitergehende  Verpflichtung  aufzu- 
erlegen'. Dem  Verkäufer  wird  von  den  Äailen  die  (unauf- 
geforderte) Angabe  der  etwaigen  Mängel  der  verkauften  Sache, 
sowie  die  Übernahme  einer  bestimmten  Sicherung  und  Haftung 
nach   vollzogenem    Kaufabschlufs    zur  Pflicht   gemacht^.     Diese 


^  Insbesondere   zeigt  sich  dies   bei  einer  Prfifung  der  Digesteotitel, 
die  die  VerkehrBbeziehungen  vorzugsweise  behandeln. 
>  Wie  Kohler  S.  41  annimmt 
»  Marafv  S.  496;  Dunant  S.  7;  Köhler  8.  39. 

*  Oben  S.  103  flP. 
»  Oben  S.  126. 

*  Es  bedarf  kaum  der  Hervorhebung,  dafs  wir  hier  nicht  von  dem 
Kauf  bezw.  dem  Kaufvertrag  als  solchem  handeln,  sondern  nar  die  dem 
Käufer  und  dem  Verkäufer  vom  Hecht  zugewiesene  Stellung  zu  unter- 
suchen haben. 

"^  Bechmann,  Der  Kauf  nach  gemeinem  Recht,  Erlangen  1876, 
1  S.  395.  —  Vgl.  über  die  Th&tigkoit  der  Ädilen  im  allg.  Mommsen, 
Staatsrecht,  3.  Aufl  ,2^8.  499  ff. 

*  Nicht  das  ,,  Publikum**  wird  im  allgemeinen  geschützt  durch  pro- 
phylaktische ThUfi^keit,  sondern  der  Käufer  erhält  durch  obrigkeithehc 
Hilfe  iigendwie  die  Möglichkeit,  sieh  gegen  den  drohenden  Schaden  privat- 
rechtlich  zu  sichern,  eventuell  für  den  eingetretenen  Nachteil  Entschädigong 
zu  erlangen.    Bechmaun  1  S.  397. 
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sanäclist  nur  für  den  Handel  mit  Sklaven  und  Vieh  getroffene 
Vorkehrung  ^  wurde  alsdann  auf  Kaufgeschäfte  jeder  Art  über- 
tragen,  und  das  von  den  Adilen  geschaffene  Recht  gelangte  für 
KÄufe  und  Verkäufe  allgemein  zur  Anwendung^. 

Bei  dieser  Verschmelzung  des  ädilicischen  Rechts  mit  dem 
civilen  ist  die  EIntwicklung  des  römischen  Rechtes  stehen  geblieben ; 
darüber  hinaus  ist  keine  Fortbildung  erfolgt.  Das  Wesen  und 
damit  der  Wert  des  verkauften  Handelsgutes^  wird  durch  gewisse 
Eigenschaften  bestimmt,  die  nach  römischer  Auffassung  stets  in 
der  Sache  selbst  liegen  müssen.  Innerhalb  der  hierdurch  ge- 
zogenen Grenzen  bewegt  sich  die  Entscheidung  über  die  dem 
Verkäufer  obliegende  Haftung  für  Mängel  der  Sache.  Der  Ver- 
käufer haftet  für  die  von  ihm  zugesagten  „wesentlichen  Eigen- 
schaften^ der  Kaufsache;  er  hautet  ferner  für  Mängel,  wenn  sie 
erheblich  genug  sind,  um  den  Gebrauch  der  Sache  zu  beein- 
trächtigen, jedoch  nicht  so  offenkundig,  dafs  sie  von  dem  Käufer 
selbst  wahi^enommeu  werden  konnten^.  Die  gleiche  Umgrenzung? 
der  als  wesentlich  zu  erachtenden  Eigenschaften  zeigt  sich 
wiederum  in  den  Voraussetzungen,  durch  welche  die  Rechts- 
erheblichkeit  eines  auf  Seiten  des  Käufers  obwaltenden  Irrtums 
bestimmt  wird.  Der  eine  Berücksichtigung  verdienende  Irrtum 
mufs  sachlicher  Natur  sein;  er  muls  das  Wesen  der  gehandelten 
Sache  treffen*^. 

Die  Leistung  der  wesentlichen  Eigenschaften  der  Sache  von 
Seiten  des  Verkäufers,  die  Forderung  des  selbständigen  Urteilens 
auf  der  Seite  des  Käufers,  bilden  demnach  in  Rom  die  Grundlage 
für  das  Verhältnis  zwischen  Käufer  und  Verkäufer.  In  diesem 
Anspruch  des  selbständigen  Urteils  geht  das  römische  Recht  so 


1  Über  die  betreffendeD  Edikte  der  Ädilen,  Yon  6.  Sklavenedikt 
UDd  Jumentenedikt  benannt,  vgl.  Bechmann  1  S.  899  ff.  und  410. 

>  Beckmann  IS.  414  u.  655.  Vel.  Windscheid,  Pandekten 
898  Anm. :  Nach  Civilrecht  haftete  der  Verkäufer  nicht,  wenn  er  nicht 
^ie  Mängel  arglistig  ^verschwiegen  oder  ihre  Abwesenheit  versprochen 
hatte;  das  Edikt  der  Ädilen  kehrte  die  Regel  um  und  sagte,  der  Ver- 
käufer hafte  wegen  der  Mängel  immer,  wenn  ..er  ihre  Anwesenheit  dem 
Käufer  nicht  angezeigt  habe.  Das  Edikt  der  Adiien  bezog  sich  zwar 
nur  auf  den  Verkauf  von  Sklaven  und  Vieh ;  aber  es  ist  durch  die  Jurid- 
pnidenz  auf  alle  anderen  Arten  körperlicher  Sachen  ausgedehnt  worden. 

*  Ober  Einzelgüter  s.  unten  S.  427  Anm.  1. 

*  Dernburg,  Pandekten,  5.  Aufl.,  2  S.  277f.;  Windscheid  §898. 
Wegen  der  Mängel  der  Kaufsache  haftet  der  Verkäufer  1.  wenn  er  ihre 
Abwesenheit  versprochen  hat;  2.  wenn  er  sie  gekannt  und  arglistiger 
Weise  verschwiegen  hat;  8.  wenn  die  Mängel  so  erheblich  sind,  dafs  sie 
den  Gebrauch  der  Sache  beeinträchtigen  und  nicht  so  offenkundig,  dafs 
sie  dem  Käufer  in  die  Augen  fallen  mufsten. 

^  Windscheid  §  76»  Ziffer  c  und  Anm.S  (7.  Aufl.  S.205);  Regels- 
berg er.  Pandekten  ^  142.  insbesondere  S.  522/528;  Dernburg,  Pan- 
dekten, 5.  Aufl.,  1  S.  289 :  „Der  (wesentliche)  Irrtum  mufs  sachlicher  Natur 
sein.  Nicht  in  Itetracht  zu  ziehen  ist  blofser  Irrtum  Über  Namen  und 
Bezeichnungen.^  Vgl.  Hanansek,  Die  Haftung  des  Verkäufers  für  die 
Beschaffenheit  der  Ware,  Berlin  1883,  S.  9  ff.  n  ] 
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weit,  dafs  es  ausdrückliche  Zusagen  des  Verkäufers  schlechtweg^ 
für  unverbindlich  erklftrt,  wenn  der  Käufer  sich  durch  den 
Augenschein  Überzeugung  verschaffen  konnte.  Quaedam  etiatn 
pollicitationes  venditorem  non  obligant  si  ita  in  promptu  res  sit  at 
eam  emtor  non  ignoraverit  1.  43  §  1  D.  de  C.  E,  18,  1  ^  In 
knappen  Worten  ist  hier  der  Anspruch  an  die  grundsätzlich 
zuerst  geforderte  und  mafsgebende  Sorgfalt  des  Käufers  aus- 
gesprochen. 

Das  früh-mittelalterliche  Recht  ist  in  seinem  Ausgangspunkt 
von  dem  römischen  nicht  allzuweit  entfernt.  Auch  hier  wird 
zuerst  nach  dem  Grundsatz :  ein  Mann,  ein  Wort  die  unbedingte 
Einhaltung  der  Absprachen  gefordert,  und  der  Käufer  wird  auf 
seine  eigene  Vorsicht  verwiesen.  Auch  hier  gelangt  wiederum 
zuerst  für  den  Handel  mit  Knechten  und  mit  Vieh  eine  weiter- 
gehende Haftung  des  Verkäufers  zur  Anerkennung  *.  Der  älteren 
Anschauung  tritt  indes  hier  seit  dem  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  eine  andere,  völlig  verschiedene  zur  Seite,  als  in  den 
Städten  der  Kaufmanns-  und  Handwerkerstand  sich  entwickelte 
und  seine  neue  Rechtsüberzeugung  zur  Herrschaft  brachte. 

Diese  mittelalterliche  Anschauung  steht  in  geradem  Gegen- 
satz zu  der  römischen,  indem  sie  dem  Verkäufer  die  erste 
Verantwortung  aufbürdet  und  ihn  mit  der  Wahrung  der  Recht- 
lichkeit im  gewerblichen  Verkehr  beauftragt^.  Ob  eine  Ware 
ehrlich  und  marktgängig  ist,  darüber  entscheidet  jetzt  zunächst 
gar  nicht  das  Urteil  des  Käufers,  sondern  das  des  Verkäufers. 
Die  mittelalterliche  Auffassung  geht  von  der  Erkenntnis  aus, 
dafs  in  der  Hauptsache  nur  der  Erzeuger  imstande  ist,  den  Wert 
einer  Sache  in  allen  Teilen  zutreffend  zu  beurteilen.  Der  Käufer 
dagegen  ist  of%  geradezu  unvermögend  zu  erkennen,  ob  eine 
Ware  tauglich  oder  selbst  ob  sie  seinen  eigenen  Anforderungen 
entsprechend  hergestellt  ist.  Vor  allem  aber  —  und  das  ist  das 
wesentliche  —  sind  die  Meinungen  und  die  Ansprüche  des  Käufers 
nicht  ausreichend,  um  Ehre  und  Ehrlichkeit  im  Gewerbe  zu 
gewährleisten  ^.  Kur  der  Elrzeuger  und  Verkäufer  ist  infolge  der 
von  ihm  geschaffenen  Einrichtungen  hierzu  imstande. 


*  Von  dem  Versprechen  (pollidtatio)  ist  sclbstverständlicherwdse  zu 
unterscheiden  die  Empfehlung  (ea  ^uae  commendandi  causa  in  yenditioni- 
buB  dicuntnr),  die  an  sich  unverbindlich  ist.  1.  43  pr.  D.  de  c.  e.  18,  1; 
1.   19  pr.  D.  de  aedilicio  edito  21,  1. 

»Grimm,  R.A.  8.  609f.;  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privat- 
rechts, 3.  Aufl.  Berlin  1898,  3  S.  305;  Heise  und  Cropp,  juristische  Ab- 
handlungen, Hamburg  1827,  1.  Band  S.  163  ff. 

»  Oben  S.  104. 

^  Ich  habe  hier  nur  die  beiden  verschiedenen  Grundanechauungen 
klarzustellen  und  würde  es  für  verfehlt  halten,  wenn  man  hieran  einen 
unmittelbaren  Schlufs  über  den  ethischen  Gehalt  derselben  knüpfen  wollte. 
Die  römische  wie  die  mittelalterliche  Anschauung  ist  nur  auf  Grund  der 
Zeitverhältnisse  zu  verstehen.  Durchaus  irrtümlich  würde  es  dagegen 
sein,  wenn  man  etwa  annehmen  wollte,  dafs  die  römische  A9ffa8sung  als 
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Aus  der  römischen  Auffassang  ergiebt  sich  nun  die  erste 
notwendige  Folge  für  das  Zeichenrecht;  es  ist  dies  die  voll- 
ständige Gleichgültigkeit  gegen  Benennungen.  Die  Sache  und 
der  Augenschein  sind  entscheidend.  Namen  und  Bezeichnungen 
müssen  demnach  jeder  erheblichen  Bedeutung  entbehren;  denn 
sie  können  die  Materie,  auf  die  es  allein  ankommt,  nicht  ändern. 
Si  in  nomine  dissentiamus ,  verum  de  corpore  constet,  nuUa 
dubitatio  est  quin  valeat  emtio  et  venditio;  nihil  enim  facit 
error  nominis  quum  de  corpore  constat.  1.  9  §  1  D. 
de  c.  0.  18,  1.  Wenn  die  Ware  der  Substanz  nach  die  ge- 
wollte ist,  so  ist  die  Bezeichnung  unerheblich*. 

^  Mit  der  gleichen  Folgerichtigkeit  kommt  das  Mittelalter  aus 
seiner  Anschauung  heraus  zu  dem  entgegengesetzten  Ergebnis. 
Schon  bei  seinem  ersten  Hervortreten  im  dreizehnten  Jahrhundert 
verbietet  das  mittelalterliche  Zeichenrecht  den  Gebrauch  falscher 
Bezeichnungen  ^.  Die  Übereinstimmung  der  Bezeichnung  mit  der 
Sache  wird  unbedingt  gefordert  und  im  einzelnen  durch  Strafen 
erzwungen.  Der  Verkäufer  war  zu  richtigen  Angaben  ver- 
pflichtet; jede  falsche  Benennung  gleichviel  welcher  Art  ist  ver- 
DOten®. 

Urteil  und  Selbstverantwortlichkeit  des  Käufers  bei  dem 
einen;  Prüfung  und  Vorentscheid  durch  den  Verkäufer  bei  dem 
anderen,  das  sind  die  entgegengesetzten  Grundanschauungen  der 
beiden  Rechtssysteme,  aus  denen  in  gegebener  Folge  die  weiteren 
Einrichtungen  hervorwachsen.  Da  es  nun  in  Rom,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  an  allen  Voraussetzungen  zu  einem  Zeichen  recht 


die  einer  hoher,  die  mittelalterliche  als  die  einer  geringer  entwickelten 
Wirtschaft  gelten  könne.  Vielmehr  ist  das  Gegenteil  der  Fall.  Je  mehr 
der  Verkehr  fortschreitet  und  an  Bedeutung  gewinnt,  um  so  mehr  steigern 
sich  die  Anforderungen,  die  sn  die  Zuverlässigkeit  und  Verantwortlichkeit 
des  Verkäufers  (Erzeuj^ers)  gestellt  werden. 

^  S.  die  oben  S.  425  Anm.  5  gegebene  Litteratur.  Vgl.  ferner 
Dernburg,  Pand.,  5.  Aufl.,  1  S.  241:  ,20b  auch  Irrtum  über  Eigen- 
schaften des  Geschäfteobjekts  erheblich  sei,  war  bei  den  Römern  be- 
stritten. Die  herrschende  Ansicht  nahm  dies  an,  falls  man  sich  über  die 
stoffliche  Znsammensetzung  des  Objekts  total  getäuscht  hatte  —  error  in 
substantia.  Der  Stoff  also  gilt  als  das  entscheidende  Merk- 
mal." >-  Selbstverständiich  gilt  das  hier  und  oben  im  Text  Gesagte  nur 
für  den  gewerblichen  Verkehr  und  für  Handelsgüter.  Anders  verhält  es 
sich  mit  Ein  zeigfite  rn,  deren  ganzer  Wert  in  ihrer  Beziehung  zu  einer 
bestimmten  Persönlichkeit  besteht  Es  ist  dies  u.  a.  der  Fall  bei  Schöpfungen 
bestimmt  genannter  Künstler,  ebenso  bei  Gebrauchsgegenständen  und  An- 
denken bestimmt  genannter  Personen.  Die  Beurteilung  solcher  Einzel- 
füter  steht  im  Gegensatz  zu  der  der  Handelsgüter,  wie  denn  auch  hier 
einer  der  Sätze  über  die  Wesentlichkeit  der  Eigenschaften  und  über  die 
Mängel  der  Sache  (s.  oben  S.  425)  Platz  greift  vgl.  Dernburg  a.  a.  O. 
1  S.  239  Anm.  1. 

*  On  ne  doit  vendre  nus  dras  de  vile  en  non  (nom)  de  Chaalons. 
A.  1243.    S.  oben  S.  90  und  214. 

'  Vgl.  oben  die   Abschnitte   Gewerbepolizei   und   Zeichenrecht  im 
einzelnen. 
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gefehlt  hat,    so   läfst  es  sich  schwer   abnehmen,    wie   hier  ein 
Zeichens chutz  durch  Analogie  konstruiert  werden  soll. 

Die  Annahme  wird  indes  in  den  Fachwerken  allgemein  vor- 

Sebracht,  und  es  liegt  uns  demnach  ob,  im  einzelnen  die  Probe  auf 
ie  oben  S.  424  erwähnten  Schulzmittel  zu  machen.  Ich  setze 
zunächst  den  Fall,  irgend  ein  Beteihgter  hätte  versucht,  wegen 
Milsbrauchs  in  der  Zeichenführung  die  actio  ex  empto,  doli  oder 
quanti  minoris  zu  erlangen.  Eis  zeigt  sich  hier  sofort  der  Fehl- 
schlufs  in  der  Theorie  und  die  Undurchfiihrbarkeit  für  die  Praxis. 
Zunächst  entsteht  die  Frage,  ob  eine  jener  Actiones  gegeben 
worden  wäre.  Diese  Frage  ist  aber  zu  verneinen.  Denn  man 
würde  den  Nachweis  eines  Mangels  (oben  8.  425)  oder  einer 
Schädigung  verlangt  haben ;  ein  solcher  Nachweis  ist  jedoch  unter 
der  Herrschaft  der  zuvor  festgestellten  Grundsätze  über  die 
Wesentlichkeit  der  Eigenschaften  der  Ware  nicht  zu  erbringen. 
Nach  den  allgemeinen  Regeln  über  die  aus  dem  Kauf  sich 
ergebenden  Verpflichtungen  mufs  der  römische  Magistrat  es  flir 
die  gleichgültigste  Sache  von  der  Welt  halten,  ob  auf  einem 
Ziegelstein  der  Eber  des  Flavius  Aper,  oder  der  Adler  der  Aquilia 
Sozomena  oder  ein  Palmzweig,  em  Pinienzapfen,  eine  Victorie, 
wie  sie  Dutzende  anderer  Werkstätten  zugleich  als  Zierrat  ver- 
wenden^, eingestempelt  ist.  Er  wird  sich  nicht  überzeugen  lassen, 
dafs  ein  Kessel  mit  dem  Stempel  des  Serverus  oder  des  Florus 
brauchbarer  ist  als  der  mit  dem  des  Laetus  oder  des  Valens; 
dafs  der  Wert  eines  Thongeschirrs  von  dem  eingedrückten  Zeichen 
beeinflufst  wird ;  dafs  ein  Strigilis  besser  schabt,  wenn  auf  dem 
Griff  ein  Perseus,  als  wenn  daselbst  ein  Kranz  eingeprägt  wird. 
Es  ist  dies  übrigens  ganz  die  Praxis,  die  stets  da  bestanden  hat 
und  noch  besteht,  wo  ein  qualifiziert^  Schutz  der  Bezeichnungen 
nicht  gegeben  ist. 

Dagegen  würden  die  oben  genannten  Actiones  in  jedem  Falle 
gewährt  werden,  wenn  die  Sache  selbst  materiell  anders  als  ver- 
einbart geliefert  worden  ist.  Wenn  Ziegel  von  18  Zoll  Länge 
besehen  und  ausbedungen,  aber  von  15  Zoll  Länge  geliefert 
wurden;  wenn  über  20  Amphoren  besten  Falerners  kontrahiert, 
statt  dessen  aber  ebensoviel  Amphoren  gemeinen  Spoletiners  ge- 
liefert wurden,  so  konnte  der  Käufer  wegen  Mindem^erts  in  der 
ihm  geeignet  scheinenden  Form  klagen  ^.  Diese  Vorgänge  haben 
indes  nichts  mit  dem  Zeichenrecht  zu  thun;  sie  beurt^en  sich 
einfach  nach  allgemeinen  Bechtsrcgeln.  —  Das  Gleiche  gilt  für 
die  zur  Analogie  herangezogene  Bestrafung  der  Fälschung  öffent- 
licher Stempel  auf  Wagen  und  Gewichten ,   bezw.  der  Änderung 


>  S.  oben  S.  414/415. 

'  L.  75  §  1  §  2  D.  de  V.  o.  45,  1.  Quum  Optimum  (sc  vinum  Cam- 
panum)  quifiK^ue  süpulatur,  id  stipulari  intelligitur  cuius  bonitas  principaiem 
gradum  bonitatis  habet. 
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▼on  Wiegevorrichtungen  ^ ,  wobei  die  Annahme  einer  Analogie 
überdies  von  rechtsirrtUmUefaen  Voraussetzungen  ausgeht.  Wer 
amth'che  Gewichte  ßllftcht  (anbohrt,  beschneidet)  und  Wagen 
ändert  (einseitig  beschwert),  der  vergreift  sich  durchaus  nicht  am 
Zeichen.  Wer  falsche  Gewichte  mit  amtlichen  Bezeichnungen 
(für  die  Römerzeit :  Aufschriften)  versieht,  der  begeht  keineswegs 
ein  Verbrechen  wider  das  Zeichenrecht.  Das  Gesetz  bestraft  hier 
nicht  etwa  die  Nachahmung  der  Bezeichnungen,  sondern  lediglich 
die  Fälschung  der  Wiegevorrichtung.  Auch  der  Praefectus  urbi, 
bezw.  der  ÄdiF,  würde  als  Fälscher  bestraft  werden,  wenn  er 
etwa  selber  sein  eigenes  Zeichen  auf  falsche  Gewichte 
setzte.    Es  fehlt  hier  an  jedem  Übergang  nach  dem  Zeichenrecht. 

Es  bleiben  noch  die  lex  Cornelia  de  iialsis  und  die  actio  iniuria- 
rum,  die  einen  allgemeinen  Schutz  beim  Gebrauche  von  Bezeich- 
nungen und  Namen  gewähren  sollen.  Aus  der  lex  Cornelia 
kommen,  soweit  sie  von  Fälschungen  der  Bezeichnungen  handelt, 
die  folgenden  Stellen  in  Betracht:  1.  30  pr.  Lege  Cornelia  testa- 
mentaria  obligatur  qui  signum  adulterinum  fecerit  sculpserit  (hierzu 
in  der  entsprechenden  Stelle  §  7  J.  de  publ.  iudiciis  4,  18:  sciens 
dolo  malo).  1.  2.  Qui  testamentum  amoverit  celaverit  eripuerit 
deleverit  interleverit  subiecerit  resignaverit  quive  testamentum 
falsum  scripserit  signaverit  recitaverit  dolo  malo  cuiusve  dolo 
malo  id  factum  erit,  legis  Corneliae  poena  damnatur;  1.  9  §  3: 
Poena  legis  Corneliae  irrogatur  ei  qui  quid  aliud  quam  in 
testamento  sciens  dolo  malo  falsum  signaverit  signarive  cura- 
verit.     Vgl.  hierzu  1.  16  §  1  eod. 

Strafbar  ist  demnach  zunächst  die  Anfertigung  (und  der 
Gebrauch)  eines  falschen  Stempels,  ein  Vorgang,  der  in  das 
Zeichenrecht  gar  nicht  hineingehört.  Der  Stempel,  signum,  ist 
ein  persönliches  Repräsentationszeichen  und  bildet  einen  Bestand- 
teil der  Unterschrift;  s.  oben  S.  423.  Strafbar  ist  femer  die 
Fälschung  der  Unterschrift  unter  einem  Testament  (1.  2)  und  dem- 
entsprechend unter  einer  schriftlichen  Urkunde  überhaupt  (1.  9  §  3). 
Auch  hier  ist  die  Übertragung  auf  das  Zeichenrecht  g^rundsätzlich 
ausgeschlossen.  Die  schriftliche  Urkunde  wird  durch  die  Unter- 
schrift materiell  erst  geschaffen  und  in  Kraft  gesetzt;  die 
Unterschrift  bestimmt  das  Wesen  der  Urkunde.  In  geradem 
Gegensatz   hierzu  steht  die  Bezeichnung,  die  das  römische 


i  Kohler  S.  39. 

*  Von  diesen  wurden  die  Gewichte  re^elmäfBig  gezeichnet;  vgl.  die 
Aufschriften  im  C.  I.  L.  ex  aactorit^te  Q.  Juni  Rustici  Praef.  ürbi,  2  S.  1000 
Nr.  6245;  8«  8.  762  Nr.  6015;  5«  S.  1006  Nr.  8119;  S^  S.  919;  9  S.  648 
Nr.  6088;  Ti.  Claudio  Caeaare  Augusto  III  L.  Vitellio  III  conanlihufl 
pondera  exacta  M.  Articuleio  Cn.  Turranio  aedilibue,  10«  S.  948  Nr.  8067|1 ; 
12  S.  792;  14  S.  479  Nr.  4124.  Auch  Militfirgewichte  kommen  vor,  Lucius 
Lucilianus  Leg.  August!  Leg.  I  Ital.  Pondera  £xaminata  Sig.,  3^  S.  149 
Nr.  784.  Vgl.  auch  die  Widmungsinschrift  eines  Freigelassenen  (Laribus 
famiiiaribus  d.  d.)  10  «  8.  944  Nr.  8067/12. 
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Recht    bei    Handelsgütern     für     unerheblich    und    unwesentlich 
erklärt  (oben  S.  427). 

SchliefBlich  ist  noch  zu  erwähnen  die  actio  iniuriarum,  die 
sich  allgemein  gegen  die  Verletzung  der  Ehre  eines  Dritten  und 
gegen  den  Mifsbrauch  des  Namens  richtet,  und  eine  weitere 
Bestimmung  des  Buches  48  Titel  10  D.  de  lege  Cornelia  de 
falsis  1.  13  pr.,  welche  die  hartnäckige  Behauptung  ^  eines  falschen 
Namens  zu  betrüglichen  Zwecken  als  strafbar  bezeichnet  (falsi 
nominis  vel  cognominis  asseveratio  poena  falsi  co^rcetur).  Durch 
entsprechende  Auslegung  sollen  die  actio  iniuriarum  und  die  lex 
Cornelia  dem  Schutz  der  Warenbezeichnungen  gedient  haben,  umso- 
mehr  als  diese  Bezeichnungen  in  Rom  vorzüglich  aus  Schrift- 
zeichen (Namen)  bestanden^. 

Auch  hier  ist  nun  zunächst  eine  Vorfrage  zu  stellen,  nämlich 
inwiefern  das  römische  Recht  die  Anbringung  eines  fremden 
Namens  auf  Waren  als  Injurie  bezw.  als  Falsum  betrachtet  haben 
würde,  und  auch  hier  zeigt  sich  das  Argument  als  fehlerhaft. 
Das  römische  Recht  gab  jede  Freiheit  im  Gebrauch  des  Namens 
nach  der  bekannten  1.  un.  C.  de  mutatione  nominis  9,  25: 
Sicut  in  initio  nominis  cognominis  praenominis  recognoscendi 
singulos  impositio  libera  est  privatis,  ita  eorum  mutatio  innocenti- 
bus  periculosa  non  est.  Mutare  itaque  nomen  vel  praenomen  sive 
cognomen  sine  aliqua  fraude  licito  mre,  si  Über  es  secundum  ea 
ouae  saepe  statuta  sunt  minime  prohiberis,  nullo  ex  hoc  praeiu- 
aicio  futuro. 

Ea  steht  demnach  jedem  frei,  einen  Namen,  Zunamen  oder 
Vornamen  beliebig  anzunehmen  oder  zu  wechseln,  vorausgesetzt, 
dafs  es  nicht  in  betrUglicher  Absicht,  die  nachgewiesen  werden 
mufs,  geschehe.  Der  Schutz  des  Namens  als  solchen  ist  dem 
römischen  Rechte  fremd®. 


^  Jedoch  nicht  schlechthin  jede  Bezeichnung  von  Waren  mit  dem 
Namen  eines  andern  als  des  Verfertigers-,  8.  Kohl  er  S.  39.  —  Die  Glosse 
bemerkt  noch  zu  der  Stelle:  Alii  dicunt  qaod  aliud  est  mutare  genera- 
liter,  aliud  in  casu  adserere. 

2  Dunant  S.  8,  Kohler  S.  406. 

"  Über  die  Behandlung  der  lex.  cit.  in  der  Glosse  und  über  die  Re- 
zeption in  Deutschland  vgl.  Hermann,  Über  das  Recht  der  Namens- 
führung und  der  Namensänderung,  Archiv  für  die  civilistische  Praxis, 
Bd.  45  S.  160  £F.  (Die  allgemeine  Ansicht  der  das  Namensrecht  berührenden 
Schriftsteller  fi^eht  dahin :  Der  Name  und  zwar  Vor-  wie  Geschlechtsname 
sei  durch  und  durch  Privatsache;  der  Staat  habe  nicht  das  geringste 
Interesse  an  dem  Namen wesen  an  sich;  er  überlasse  daher  jedem  Aus- 
wahl, Gebrauch  oder  Nichtgebrauch  seines  Namens,  gebe  dem  einzelnen 
volle  Willkür,  den  irgendwie  erlangten  Namen  zu  führen,  denselben  ab- 
zuändern oder  mit  irgend  einem  anderen  Namen  zu  vertauschen;  die 
einzige  Voraussetzun^r  dieser  Freiheit,  den  Namen  abzuändern,  sei  die, 
dafs  nicht  irgend  etwas  Unerlaubtes  mit  Annahme,  Änderung  und  Ver- 
tauschung des  Namens  beabsichtigt  sei  [1862] )  Neuere  Litteratur  s.  bei 
Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Leipzig  1895,  I  S.  717.    ^  , 
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Die  ganze  Annahme  von  dem  Schutz  der  Namensbezeich- 
nungen auf  Verkehrsgütern  feilt  indes  schon  im  wesentlichen  in 
sich  zusammen,  wenn  wir  —  was  wohl  als  unerläfslich  gelten 
mufs  —  das  thatsächlichc  Material,  die  zahlreichen  überlieferten 
Zeichen  selber,  prüfen.  Wir  finden  da  die  grofse  Masse  von 
Namen  von  Sklaven  und  Freigelassenen,  die  ungezählten  Felix 
und  Moderatus,  die  Primigenius  und  Seeundus,  die  Astyanax  und 
Pylades,  die  Helenus  und  Arabus  —  Bezeichnungen,  die,  wie 
der  Homo  Stichus,  fast  als  Gattungsnamen  gelten  können.  Die 
Namen  sind  femer  zumeist  in  einer  gedrängten,  dem  äufseren 
Verkehr  kaum  erkennbaren  Abbreviatur  wiedergegeben.  Oft 
sind  sie  fehlerhaft  oder  mit  Auslassung  wichtiger  Buchstaben  ge- 
schrieben; oft  haben  sie  nur  den  Umfang  einer  Sigle. 

Es  ist  ausgeschlossen,  dafs  irgend  ein  beliebiger  Gebrauch 
solcher  allgemeinen  Namen  oder  mehrdeutigen  und  unvollständigen 
Schriftzeichen  nach  den  strengen  römisch-rechtlichen  Begriffen 
sich  als  Injurie  oder  als  Falsum  darstellen  sollte,  d.  h.  also  die 
Strafbarkeit  einer  Handlung  begründen  sollte,  bei  der  es  auf  die 
unbedingte  Erkennbarkeit  des  Namens  einerseits,  auf  die  klare 
Absicht  der  Täuschung  andererseits  ankam.  Für  die  Mehrzahl 
der  uns  überlieferten  Schriftzeichen  fehlt  es  an  jeder  der  not- 
wendigen Voraussetzungen,  unter  denen  die  Anwendung  des 
Zeichens  durch  Dritte  ein  so  genau  umgrenztes  Vergehen  wie  die 
Schädigung  der  Ehre  und  den  Betrug  begründen  würde. 

Somit  bleibt  —  wenn  die  römischen  Schriftzeichen  überhaupt 
als  Verkehrszeichen  gelten  können,  und  nicht  blofs  als  aufserhalb 
des  Verkehrs  stehende  Stückzeichen  anzusehen  sind  ^  —  für  den 
Zeichenschutz  aus  der  actio  iniuriarum  und  der  asseveratio  falsi 
nomininis  nur  ein  Fall  übrig;  es  ist  dies  der  Fall,  dafs  der  fUr 
jeden  erkennbare  Name  eines  Handwerkers  oder  einer  Werkstelle 
in  nachweislich  betrüglicher  Absicht  auf  offenbar  schlechtere  Ware 
gesetzt  wurde.  Einen  Beweis,  dafs  eine  solche  Handlung  als 
injuria  oder  als  asseveratio  falsi  nominis  angesehen  wurde,  haben 
wir  nicht,  und  das  völlige  Schweifen  der  Quellen  spricht  gegen 
diese  Auffassung.  Andererseits  aoer  ist  die  Vermutung  auch 
nicht  unbedingt  zurückzuweisen.  Doch  ist  als  Ergebnis  dieser 
Konstruktion  jedenfalls  eines  festzuhalten:  nicht  das  Zeichen  als 
solches  ist  hier  geschützt,  sondern  EJhrverletzung  und  Betrug 
werden  bestraft.  Dafs  unter  diesen  Umständen  ein  Verkehrs- 
zeichen kaum  behauptet  werden,  dafs  die  dem  Richter  zu  liefern- 
den Beweise  der  Vermögensschädigung,  der  Arglist,  des  Betruges 
nur  schwer  erbracht  werden  konnten,  das  braucht  hier  nicht  er- 
örtert zu  werden.  Denn  durch  die  Heranziehung  der  oben  er- 
wähnten Vorschriften  zum  Zeichenschutz  ist  schon  zugegeben 
und  erwiesen,   dafs  auf  Grund   der  überlieferten   Gesetzgebung 


1  S.  oben  S.  417. 
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von  dem  Zeichenrecht  als  einem  besonderen  Rechtsinstitut  in  Rom 
nicht  gesprochen  werden  kann. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  der  Behandlung  des  Zeichen- 
wesens im  römischen  Recht  im  Mittelalter.  Für  unseren  Gegen- 
stand ist  es  von  besonderem  Wert,  die  Stellung  der  mittelalter- 
lichen Romanisten  gegenüber  dem  Zeichenrecht  zu  betrachten. 
Die  Glosse  weist  an  keiner  der  von  der  neueren  Litteratur 
für  die  Analogie  herangezogenen  Stellen  (s.  oben)  auf  das  Zeichen- 
recht  hin.  Die  betreffenden  Quellen  selbst  enthalten  keine  un- 
mittelbaren Vorschriften  über  das  Zeichenrecht;  das  mittelalter- 
liche Zeichenwesen  aber  begann  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts,  also  nach  dem  Abschluis  der  Glosse, 
sich  zu  entwickeln.  Dagegen  mufsten  die  Postglossatoren 
Anlafs  nehmen,  das  zu  ihrer  Zeit  allgemein  ausgebildete  Zeichen- 
recht im  Anschlufs  an  die  Quellen  zu  behandeln.    Zu  nennen  sind^: 

Bartolus  (1:^14—1357)  Tractatus  de  insigniis  et  armis; 

Bald  US  (1827—1400),  Comroentarius  in  Codicem; 

Lucas  de  Penna  (Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts),  super 
tres  libros  codicis. 
Lucas  de  Penna  erwähnt  in  seinem  Kommentar  (Lectura 
super  tres  libros  Codicis)  nur  kurz  die  signa  tabellionum  auf 
folio  134,  die  insignia  auf  folio  153,  die  signa  im  allgemeinen 
auf  folio  156  der  Pariser  Ausgabe  von  1509.  Genauer  wird  der 
Gegenstand  von  Bartolus  behandelt  in  dem  Tractat  de  insigniis 
et  armis.  Bartolus  wirft  die  Frage  auf,  ob  jedermann  sich 
Wappen  und  Abzeichen  nach  eigenem  Ermessen  zulegen  dürfe; 
sowie  ob  es  jedem  erlaubt  sei,  die  Wapnen  und  Abzeichen  eines 
anderen  anzunehmen.  Beide  IVagen  weraen  bejaht;  denn  Wappen 
stehen  als  Unterscheidungszeichen  dem  Namen  gleich  und  jeder- 
mann darf  den  Namen  eines  anderen  annehmen  ^.  Für  ein  Verbot 
der  Aneignung  eines  fremden  Abzeichens  giebt  Bartolus  drei 
Fälle:  1.  wenn  der  Aneignende  dem  Abzeicnen  Schande  macht 
und  es  entehrt;  2.  wenn  ein  Dritter  durch  die  Aneignung  ge- 
schädigt wird;  8.  der  Richter  kann  die  Aneignung  eines  Ab- 
zeichens verbieten  wegen  Erregung  von  Ärgernis  und  «ur  Ver- 
meidung von  Mifshelligkeiten  ^. 

»  Weeen  der  Ausgaben  vgl.  Savigny,  ß.tf.  6  S.  175,  238  und  203. 

^  Quidam  autem  arma  et  msignia  sibi  assumunt  propria  auctoritate 
et  istud  an  liceat  videndum  est:    et  puto  quod  licet  sicut  enim  nomina 

inventa  sunt  ad  cognoscendum   homines Sed  quaero  unus  portat 

certa  arma  vel  insignia  alius  vult  portare  eadem  an  hceat  vel  proniberi 
possit:  videtur  quod  poesit  portare  quia  quilibet  potest  »umere  nomen 
alterius.  Der  tractatus  de  insigniis  et  armis  ist  anter  den  Consilia  in  den 
Ausgaben  des  Bartolus  abgedruckt.  Neue  Sonderausgabe  von  Haupt- 
mann, Bonn  1883. 

'  Ad  decisionem  ergo  praedictorom  praemitto  quod  Signum  alienum 
portare  prohibere  potest  ille  cuius  est  Signum  seu  petere  quod  prohibeatar 
si  ex  hoc  ipse  iniurietiir  quod  forte  ille  cum  vituperio  portst^^eu^  tractat. 
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Im  Anachlurs  an  diese  Darl^ung  der  Wappen  und  Abzeichen 
erörtert  Bartolus  noch  die  Zeichen,  „deren  man  sich  zu  anderen 
Zwecken  als  zu  Wappen  bedient;  wie  zum  Beispiel  ein  Zeichen, 
das  ein  besonders  tüchtiger  Waffenschmied  auf  die  von  ihm 
gefertigten  Schwerter  setzt,  oder  die  Urkundszeichen  der  Notare, 
oder  die  Unterscheidungszeichen  der  Papiermacher".  Wegen 
Schädigung  der  Allgemeinheit  hält  Bartolus  hier  ein  Verbot  der 
Nachahmung  für  zulässig^. 

In  gleichem  Zusammenhang  behandelt  Baldus  Wappen, 
Namen  und  Zeichen.  Ich  gebe  die  bemerkenswerte  Stelle  hier 
im  Wortlaut  wieder,  umsomehr  als  in  dem  Abdruck  bei  Dietzel 
eine  ganze  Anzahl  von  Abbreviaturen  unrichtig  aufgelöst  und 
dadurch  der  Sinn  einzelner  Sätze  entstellt  ist: 

Quidam  mercatores  qui  sunt  magnae  famae  vel  auctoritatis 
habent  sua  signa  quibus  utuntur  in  suis  mercationibus,  vel  fabri 
in  suis  operibus,   vel  notarii  in  suis  instrumentis ,   vel  comites  et 

barones  in  suis  monetis  vel  in  suis  vexillis Si  aliqua  signa 

sunt  signa  publica  auctoritate  designata  ad  designationem  alicuius 
specialitatis ,  ut  insignia  proconsuLarium  (1.  1  D.  de  officio  pro- 
consulis  1,  16)  et  signa  praecedentia  militis  (1.  31  C.  loc.  4,  65) 
et  habitus  religiosorum  et  Episcoporum,  non  licet  alicui  sua  auctori- 
tate assumere,  ut  hie,  cum  similibus  concordantibus.  Si  autem 
sunt  signa  quae  unusquisque  sibi  assumit  pro  libito  suae  volun- 
tatis,  puto  ea  esse  similia  nominibus  et  praenominibus  hominum 
et  rerum;  et  ideo  sit  licitum  cuiUbet  imponere  nomen  et  prae* 
nomen  et  cognomen  et  mutare  secundum  suam  voluntatem  dum 
tamen  non  faciat  in  fraudem  et  si  facit  in  fraudem,  tenetur  de 
falso :  ita  et  huiusmodi  signa  accipere  et  mutare  sine  fi*aude  licet, 
et  si  cum  fraude  fieret,  committeret  falsum,  ut  1.  un.  C.  de  mut. 
nom.  9,  25;  1.  5  C.  ad  1.  Com.  de  fals.  9,  22 «. 


Secundo  de  hoc  potest  conqueri  quilibet  tertius  qui  leditur  et  ad  ipsius 
petitionem  prohiberi  nc  portet  Tertio  iudex  ex  officio  suo  si  viderit  hoc 
ad  Bcandalum  posse  esse  et  disseneionem  subditorum  potest  prohibere. 

'  PoDamus  exemplum  in  aliis  insigniis  quam  in  bis  que  portant  pro 
armis.  Pone  quendam  fabrnm  esse  doctissimum  qui  in  gladiis  et  aliis 
operibus  suis  facit  certa  signa  ex  quibus  opus  ipsius  magistri  esse  cognoscitur: 
et  per   hoc  tales    merces   melius   vencmntur  et  avidius  emuntur.     Tunc 

1)uto  quod  si  alius  faceret  tale  Signum  possit  prohiberi  quia  ex  hoc  populus 
ederetur;  acciperetur  enim  opus  unius  pro  opere  alterius.  Et  eadem 
ratione  dico  in  eignis  quibus  utuntur  notarii.  Idem  in  signis  quibus  utuntur 
fabricatores  cartarum  de  papiro  in  similibus  per  easdem  rationes. 

'  Bald  US,  Commentarius  in  Codicem,  zu  1.  1  C.  quae  res  venire 
non  possunt  4,  40;  Ausgabe  Venediff  1489,  super  quarto  Codicis  fo  105. 
Vgl.  nierzu  eine  zweite  Stelle,  citiert  bei  Dietzel  S.  277:  Nee  enim  licet 
alteri  furari  nomen  etiamsi  non  fiat  dolo  dummodo  sequatur  damnum  alterius, 
quia  non  licet  excedere  fines  iustitiae  aequitatis;  (]|ui  enim  insignia  alterius 
movet  de  suo  loco,  terminos  movet,  quod  non  est  hcitum ;  nam  posito  auod 
non  fiat  ad  alterius  aemulationem  ex  animo  fit  tamen  re  ipsa.  Licet  aesit 
fraudis  affectus,  non  tamen  abest  damni  efiectus  a  quibus  abstineri  debet. 
Auch  hier  lehnt  Baldus  jedes  absolute  Verbietungsrecht  ab.  Es  mufs^^wif  ' 
Forschungen  XVII  2.  —  Eberstadt.  gtizec^ 
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Baldus  unterscheidet  demnach  zweierlei  Zeichen:  die  von 
einer  Behörde  geflihrten  und  verliehenen,  und  die  nach  Willkür 
und  Belieben  angenommenen.  Der  behördlich  festgestellten  Zeichen 
darf  sich  niemand  ohne  ausdrückliche  E^rmächtigung  bedienen. 
Jedes  andere  Zeichen  aber  wird  dem  Personennamen  gleich- 
gestellt. Wie  es  jedem  (nach  röm.  Recht,  s.  oben  S.  430)  frei- 
steht;  einen  Namen,  Vornamen  oder  Zunamen  anzunehmen  oder 
zu  verändern,  so  darf  jeder  sich  auch  nach  seinem  Gefallen  irgend 
ein  Zeichen  zulegen,  nur  mit  dem  Vorbehalt,  dafs  er  es  nicht  in 
betrüglicher  Absicht  thue. 

Es  ist  dies  ganz  die  Anschauung  des  römischen  Rechts,  wie 
wir  sie  zuvor  kennen  lernten.  Dem  römischen  Recht  sind  die 
gesteigerten  Begriffe  des  Zeichenrechts  vollständig  fremd;  selbst 
die  Vorstellung  des  Zeichens  wird  lediglich  durch  die  Analogie 
gewonnen.  Das  Zeichen  als  solches  ist  so  frei  wie  der  Name 
nach  römischen  Begriffen;  sogar  bei  offenbarem  Mifsbrauch  mufs 
noch  die  Absicht  des  Betrugs  nachgewiesen  werden.  Für  einen 
objektiven  Zeichenschutz  fehlt  es  hier  an  jeder  Voraussetzung. 

Eine  solche  Auffassung  wurde  von  den  Postglossatoren  den 
Quellen  gemäfs  vertreten  zu  einer  Zeit,  als  das  Mittelalter  sein 
autochthones  Zeichenrecht  soweit  entwickelt  hatte,  dafs  Karl  V. 
den  Tüchern  von  Montivilliers  verbot,  ein  gestreiftes  Sahlband 
an  ihre  Tuche  zu  weben,  weil  dies  ein  Merkmal  der  Brtisseler 
sei;  dafs  er  den  Tüchern  von  Commines  untersagte,  Stücke  von 
einem  gewissen  Ellenmafs  zu  machen,  das  als  ein  Kennzeichen 
der  Tuche  von  Ypem  galt*.   — 

Nach  den  voraufgehenden  Erörterungen  wird  man  flir  das 
Zeichenrecht  nicht  länger  einen  Zusammenhang  behaupten  wollen, 
dem  die  einzelnen  Thatsachen  wie  die  allgemeinen  Grundsätze 
gleichmäfsig  widersprechen.  Das  Zeichenrecht,  wie  wir  es  zuvor 
schilderten  und  wie  es  heute  eine  unentbehrliche  Grundlage  des 
Verkehrs  bildet,  ist  eine  selbständige  Schöpfung  des  Mittelalters 
und  eine  Folge  seiner  eigentümlichen  Begriffe  von  Ehre  und 
Recht. 


Versetzen  der  Grenzsteine,  der  damni  effectus,  oder,   wie  (bei  dem  von 
Baldus  so  benannten)  furtum  nominis,   ein  damnum   alterius  hinzutreten. 
Wo  ein  solcher  Schaden   nicht  nachweisbar  ist,    da  ist  ein  Verbot  der 
Annahme  eines  fremden  Zeichens  oder  Namens  nicht  zulässig. 
1  Oben  S.  215  und  222. 


Digitized  by 


Google 


3.  Anmerkung  Über  den  Erwerb  des  Bürgerrechts. 


Für  den  Erwerb  des  Bürgerrechts  im  Mittelalter  lassen  sich 
zwei  Hauptformen  unterscheiden :  a)  der  Gesamterwerb  und 
b)  der  Einzelerwerb.  Ein  Gesamterwerb  liegt  vor,  wenn  das 
Bürgerrecht  einer  Gesamtheit  von  Ortseinwohnern  verliehen  wird, 
die  hierdurch  die  Rechte  einer  Bürgergemeine  erlangt  und  nun 
ihrerseits  das  Bürgerrecht  auf  die  ihr  neu  Hinzutretenden  über- 
trägt. Der  Einzelerwerb  erfolgt  durch  Aufnahme  einer  bestimmten 
Person  unter  die  Bürgerschaft  ^.  In  unserer  voraufgeheuden  Dar- 
stellung des  Niederlassungsrechts  kommt  immer  nur  der  Einzel- 
erwerb in  Betracht. 

Für  diesen  Einzelerwerb  des  Btlrgerrechts  lassen  sich  fünf 
Formen  unterscheiden,  und  zwar  Erwerb  durch 

1.  Abstammung, 

2.  Heirat, 

3.  Einkauf 

4.  Ersitzung, 

5.  obrigkeitliche  Verleihung'^. 

Für  die  zuwandernden  Handwerker  kommt  hauptsächlich 
die  dritte  und  die  vierte  Elrwerbsform,  der  Einkauf  in  die  Bürger- 
schaft und  die  Ersitzung  des  Bürgerrechts,  in  Frage.  Neben 
den  in  unserer  Darstellung  erwähnten  Belegstellen  seien  hier 
noch  die  folgenden  beiden  Urkunden  angefUhrt: 

1.    Aus  den  Franchises  de  Lille   (Roisin)   A.  1287: 

U  est  establit  et  concordet  par  Eschevins  et  par  tout  le  consel 
de  le  ville  que  on  ne  puet  rechevoir  nul   homme  de  forain   k 


*  La  Bourgeoieie  s'acquiroit  ou  en  vertu  d*ane  conceseion  g^n^rale 
et  primordiale  ou  en  vertu  d'ane  concession  speciale.  La  Bourgeoisie 
accord^e  par  une  concession  g^n^rale  k  tous  les  nabitans  passoit  aux  h6ri- 
tiers  de  ces  premiers  habitans  par  la  naissance,  se  communiquoit  par  las 
mariaffes,  se  prescrivoit  quelquefois  par  le  domicile  d'un  an.    La  concession 

g>6ciaTe  s^obtenoit  par  Tagr^gation  lormelle  d'une  personne  ä  un  corpsde 
ourgeoisie.    Brequigny,  Vorrede  zu  ürd.  XII  S.  23. 

^  Ces  diverses  maniöres  d^aqu^rir  la  Bourgeoisie  n^avoient  pas  lieu 
toutes  indistinctement  dans  toutes  les  Coutumes.  Quelques -unes  ne  con- 
naissoient  que  trois  maniöres  de  Tacqu^rir:  la  naissance,  le  mariage 
Tachat;  d'autres  y  ajoutoient  le  domicile  et  la  concession  du  Prince. 
Brequlgny  «.  a.  O.  Digiti^y^GoOgle 
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bourgois  s'il  n'est  manans  en  eheste  ville  et  taille  paians.  Et 
qu'ü  De  paieehe  LX  sola  d'Artissiens  (Artois)  que  li  ville  ara 
d'entr^  et  VII  d.  au  Clerc  de  le  ville  et  qu'il  acaefae  V  marcs  de 
£n  argent  de  rente  au  mains  ou  yretage. 

Zur  Aufnahme  unter  die  Bürgerschaft  wird  hier  demnach 
von  dem  Bewerber  verlangt,  dafs  er  Einwohner  der  Stadt  s« 
und  die  städtische  Schätzung  zahle  (was  immer  den  Besitz  eines 
gewissen  Vermögens  voraussetzt) ;  femer  hat  er  ein  E^inkaufegeld 
von  sechzig  Sola  und  sieben  Denaren  zu  entrichten  und  ftir 
mindestens  fünf  Mark  Silbers  Bodenrente  oder  Elrbe  im  gleichen 
Wert  zu  kaufen*. 

2.    Aus  dem  Privileg  Karls  V.  für  Caen  von   1366: 

Et  en  accomplissant  notredite  grace,  octroyä  leur  avons  que 
aucun  marchand  forains  ne  autres  personnes  qui  ne  seront  nös  de 
ladicte  ville  ou  qui  en  ycelle  n'auront  demeurä  continuelment  par 
an  et  par  jour  et  contribu6  aus  cous  frais  et  missions  d'icelle 
ville,  n^  puissent  doresenavant  vendre  aucunnes  marchandises 
ou  denr^es  fors  que  aus  lieux  accoustumez  d'anciennetö  ne  re- 
vendre  en  ladicte  ville  aucunnes  marchandises  ou  denr^  que 
eulz  y  auront  achet^es  ne  aussi  j  vendre  k  detail  aucunnes 
marchandises  ou  denr^es  quelles  que  elles  soient.    Ord.  4  S.  613. 

Der  Einkauf  und  Verkauf  von  Waren  im  kleinen  ist  dem- 
nach jedem  Stadtfiremden  untei*sagt,  ausgenommen  am  Markte. 
Für  die  Ausübung  des  regelmäfsigen  Gewerbebetriebs  wird  von 
dem  Stadtfremden  gefordert,  dafs  er  ohne  Unterbrechung  Jahr 
und  Tag  in  der  Stadt  gewohnt  und  zu  den  städtischen  Lasten 
beigetragen  habe,  also  mindestens  ein  die  Steuerpflicht  be- 
gründendes Vermögen  besitze. 


4.   Anmerkung  zum  Titel  50  des  L  d.  Mi.  I. 

Der  Titel  50  des  ersten  Teiles  L.  d.  M.,  aus  dem  ich  Mag.  u.  Frat 
S.  64  ff.  eine  Anzahl  Artikel  erläutert  habe,  enthält  in  seinem  Art.  35 
eine  bisher  nicht  erklärbare  bezw.  ungenau  ausgelegte  Stelle.  In  dem 
Statut,  das  die  Weber  von  Evreux  im  Jahre  1406  (offenbar  durch  Über- 
tragung aus  Paris:  s.  oben  S.  241  Anm.  1)  empfingen,  findet  sich  ein 
Artikel,  der  sich  als  eine  genaue  Umschreibung  und  Verdeutlichung  jenes 
Art.  35  des  Titels  50  L.  d.  M.  darstellt 

Nul  tixerrans  nulz  foulons  nulz  I         Nus  toissarens  ne  nus  tainturiers 


laneurs  ne  tainturiers  ne  pourront 
mettre  feur  ou  pris  en  leurs  mestiers 
par  fourme  de  conspiration  ou  de 


ne  nus  foulons  ne  doivent  metre 
fueur  en  leur  mestiers  par  nule 
aliance,  par  la  quele  eil  qui  afere 


^  Vgl.  G.  Des  Maree,  Etüde  sur  la  propri^t^  fonciSre  dana  les 
villes  du  moyen-äge,  Gent  1898.  ^  j 
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anront  de  leur  mestier  ne  puissent 
avoir  de  leur  mestier  pour  si  petit 
pris  come  il  porront,  et  que  eil 
meesmes  qui  de  ces  mestiers  desusdiz 
sont  ne  puissent  de  leur  mestiers 
faire  si  bon  marchi^  come  il  vau- 
dront     L.  d.  M.  I  Tit.  50  Art.  35. 


monopole  en  maniere  que  ceulz  qui 
anront  afaire  de  leur  mestier  n'en 
puissent  avoir  pour  si  bon  march^ 
ou  pour  si  petit  pris  comme  ilz  pour- 
ront  et  que  ceulx  mesmes  qui  des 
mestiers  dessusdiz  seront  ne  puis- 
sent de  leur  mestier  faire  bon  march^  . 
tel  comme  il  leur,  plaira  soit  äjoum^e 
ou  pour  pioce  de  arap.  Ord.  9  S.  171.  | 

Den  Webern  wird  hiemach  in  etwas  schwerfalliger  Ausdrucksweise 
ein  und  dieselbe  Handlung  nach  zwei  Richtungen  hin  verboten.  £s  werden 
ihnen  alle  Absprachen  untersagt,  die  bezwecken,  dafs  a)  die  Ware  dem 
Käufer  nicht  zu  dem  möglichst  billigen  Preis  ab^e^eben  werde,  oder 
b)  dafs  der  einzelne  Weber  nicht  zu  dem  möglichst  billigen  Preise  arbeiten 
bezw.  liefern  dürfe.  Der  Artikel  enthält  also  ein  Verbot  der  soff,  un- 
erlaubten Absprachen,  die  eine  Erhöhung  bezw.  Festlegung  von  Arbeits- 
löhnen und  Warenpreisen  zum  Zweck  haben,  gemäfs  den  oben  S.  228 ff. 
dargelegten  Grundsätzen.    Vgl.  dagegen  L.  d.  M.    8.  98  Anm.  2. 
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^  Aus  der  Collection  des  Documents  inedits  sur  T histoire  de  France. 
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der  Ausgabe  Göttingen  1854). 
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von  G.  Schmoller,  Bd.  31  Heft  3  S.  813  ft.,  Leipzig  1897. 

Koser  =  R.  Koser,  Die  Epochen  der  absoluten  Monarcnie  in  der  neueren 
Geschichte,  Historische  Zeitschrift,  Band  61,  München  1869,  8.  246  ff*. 
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Langlois  =Langlois,  Philipp  Hl,  Paris  1887. 

Lamare  =  de  Lamare,  Trait6  de  la  Police,  II.  Aufl.,  Paris  1722. 

Lamprecht  DG.  =  Karl  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte,  Berlin  1893. 

Lastevrie  =  Rob.  de  Lasteyrie,  Cartulaire  G6n6ral  de  Paris  I,  Paris 
1887«. 

Lästig  =  Gust.  Lastig,  Markenrecht  und  Zeichenregister,  Halle  1890. 

Lauriere  =  Glossaire  du  Droit  Francais  par  Fr.  Ragueau,  revu  etc.  par 
£.  de  Lauriöre,  Ausg.  Niort  1882. 

L.  d.  M.  ^=  Ren6  de  L espin asse  et  Fran^ois  Bonnard ot,  Le  Livre 
des  Metiers  d'Etienne  ßoileau,  Paris  1879  >. 

L^pinois  =  £.  de  L^pinois,  Histoire  de  Chartres,  Chartres  1854. 

Levasseur  =  E.  Levasseur,  Histoire  des  classes  onvri^res  en  France 
depuis  la  Conqu§te  de  Jules  C^sar  jusqu'  k  la  R6volutioii,  Paris 
1859. 

Luchaire  Inst.  Mon.  =  Achille  Luchaire,  Histoire  des  Institutions 
Monarchiques  de  la  France  sous  les  premiers  Cap^tiens,  2.  Aufl. 
Paris  1891. 

Luchaire  Manuel  =  Ders.,  Manuel  des  Institutions  Franpaises,  Paris  1892. 

Mag.  u-  Frat  =  Eberstadt,  Ma^sterium  und  Fraternitas,  Leipzig  1897 
(Staats-  und  socialwissenschaftliche  Forschungen,  herausg.  von  Gustav 
Schmoller,  Bd.  15,  Heft  2). 

Mahul  =  Mahul,  Cartulaire  et  Archives  de  Carcassonne,  Paris  1870. 

Mayer  Verf.  =  Ernst  Mayer,  Deutsche  und  französische  VerfassungS; 
geschichte  vom  9. — 14.  Jahrb.,  Leipzig  und  Paris  1899. 

Mayer  Zoll  ==  Ernst  Mayer,  Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt;  Germa- 
nistische Abhandlungen  flir  Konrad  Maurer,  Göttingen  1893. 

M6t.  =  Ren6  de  Lespinasse,  Les  Metiers  et  Corporations  de  la  Ville 
de  Paris,  Paris  1896  ß.K 


^  Aas  der  Bibliothöque  de  TEcole  des  Hautes  Etudes. 

«  Aus  der  Collection  Historie  g^n^rale  de  Paris.  r^r^r^r^]r> 
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Olim  =  Lee  Olim,  herausg.  von  Beugnot,  Paris  1839^ 

Ord.  <=  Ordonnances  des  Hois  de  france  de  la  troisiöme  Race  (de 
Laurlöre  etc.),  Paris  1723  ff.,  sogen.  Collection  du  Lonvre. 

Otte  =  Otte,  Handbuch  der  kirchlichen  Archäologie  des  deatachen 
Mittelalters,  5.  Aufl.  Leipzig  1885. 

Pastoret  =»  Pastor  et,  Vorrede  zu  Band  16  der  Ord. 

Pigeonneau  =  Pigeonneau,  Historie  du  Commerce  de  la  France,  Paris  1885. 

Rehm  Geschichte  =  H.  Rehm,  Geschichte  der  Staatsrechtswiasenschaft 
Einleitungsband  zum  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  herausg.  von 
Marquarosen  nnd  Seydel,  Freiburg  1896. 

Richter  =  0  Richter,  Über  antike  Steinmetzzeichen,  45.  Programm 
zum  Winkelmannfeste,  Berlin  1885. 

Roisin  =  Le  Liyre  Roisin,  Franchises,  Lois  et  Coutumes  de  la  ville  de 
Lille,  publik  par  Brun-Lavainne,  Lille  1842. 

Rziha  =  Franz  Rziha,  Studien  über  Steinmetzzeichen;  Mitteilungen  der 
k.  k.  Centralkommission  zur  Erforschung  und  Erhaltung  der  Kunst- 
und  historischen  Denkmale,  Wien  1881/1883. 

Savary  =  Savarj,  Dictionnaire  universel  de  Commerce,  Kopenhagener 
Ausgabe  von  1759. 

Sayigny  RR  «=  Fr.  C.  v.  Savigny,  Geschichte  des  Römischen  Rechts 
im  Mittelalter,  IL  Aufl.  Heidelberg  1834. 

Schmoll  er  Tucher  =  G.  Schmoller,  Die  Strafsburger  Tucher-  und 
Weberzunft,  Strafsburg  1879. 

Schmoller  Untern.  =  Ders.,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unter- 
nehmung, Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft, 
Band  14  ff. 

Schneider  =  Fr.  Schneider,  Über  die  Steinmetzzeichen  und  ins- 
besondere die  des  Mainzer  Doms,  Organ  für  christliche  Kunst, 
22.  Jahrg.  1872  S.  49  ff. 

Schroeder  DRG.  =  R.  Schroeder,  Lehrbuch  der  Deutschen  Rechts- 
geschichte, 3.  Aufl.  Leipzig  1899. 

Stat  M.  s=  Statuta  Massiliae  veröffentlicht  von  M&ry  et  Guindon, 
Histoire  de  Marseille,  Marseille  1841,  Band  2  ff. 

Tardif  can.  =  Tardif,   Sources  du  droit  canonique,  Paris  1887. 

Tardif  rom.  =  Tardif,  Histoire  des  Sources  du  droit  fran^ais,  origines 
Romaines,  Paris  1890. 

Taillar  =  Taillar,  Recueil  d' Actes  des  12«  et  13®  Siöcles  en  Langue 
Romane  Wallone,  Douai  1849. 

Thal.  »  Le  Petit  Thalamus  de  Montpellier,  Montpellier  1840. 

Thierry  =  A.  Thierry,  Recueil  des  Monuments  In^its  de  1'  Histoire 
du  Tiers  Etat,  R^gTon  du  Nord,  Paris  1850  ff.". 

Varin  Adm.  =  P.  Varin,  Archives  administratives  de  la  ville  de  Reims 
Paris  1843«. 

Varin  leg.  «=  P.  Varin,  Archives  l^islatives  de  la  ville  de  Reims, 
Paris«. 

Vaterl.  A.  «=  Urkundenreihe,  erworben  durch  Dr.  Hänel,  veröffentlicht 
in  den  Mitteilun&^en  der  deutschen  Gesellschaft  zur  Erforschung  vater- 
ländischer Sprache  und  Altertümer,  Leipzig  1856,  Band  I. 

Viollet  dr.  civ.  =  P.  Viollet,  Histoire  du  Droit  Civil  Francais,  2.  Aufl. 
Paris  1893. 

Vuitry  Reg.  fin.  :»  A.  Vuitrj,  Etudes  sur  le  R^me  Financier  de  la 
France,  Paris  1878. 

Vuitry  fin  N.S.  =  Ders.,  Desgl.  Nouvelle  S6rie,  Paris  1883. 

Wamkoenig  St.G.  =  L.  A.  Warnkoenig,  Französische  Staatsgeschichte, 
Basel  1875. 


1  Aus  der  Collection  Histoire  g^n^rale  de  Paris. 

«  Aus  der  Collection  des  Documents  in^its  sur  l'histoire  de  France. 
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AbgabeD,  allgemeine  47;  besondere 
47.  84. 266;  unbestimmte  53. 58a»; 
gmndherrlicher  Handwerker  83. 
74a>.  147;  s.  Wegegelder,  Zölle, 
Marktgebüliren,  Zunftgebühren, 
Befreiungen,  Stempel. 

Abhängigkeit,  technische,  des  ein- 
zelnen Meisters  93  f. 

Abmachungen  mit  Stadtfremden 
113;  s.  Gesellschaft 

Abmieten  der  Gesellen  28. 

Abschliefsung  der  Zünfte  s.  Zunft- 
wesen. 

Absolutismus,  Inhalt  des  mittel- 
alterlichen A.  386;  verschieden 
vom  römischen  Principat  und 
Cäsarentum  386. 387;  Entstehung 
und  Entwicklung  8.  386.  388; 
nicht  blofs  Regierungsform  386. 
389;  staatsgründendes  Princip 
387.  388.  889.  890;  Stellung  des 
Fürsten  387.  388.  389;  Kennworte 
387.  388;  in  den  einzelnen  Län- 
dern 388.  389;  s.  Staat,  Staats- 
entwicklung. 

Absprachen  ^28.  229.  230.  233.  234. 
4o6;  s.  Versammlungen,  Arbeits- 
löhne. 

Aburteilung  auswärtiger  und  po- 
litisch fremder  Personen  124  a'. 
140. 141. 143. 144. 158;  s.  Gerichts- 
bezirke, Stadtzünfte. 

— ,  endffiltiffe  von  Falschwerk,  s. 
Falschwerk. 

Acheter  pour  revendre  s.  Zwischen- 
kauf. 

Actio  doli  424.  428. 

—  ex  empto  424.  428. 

—  injuriarum  424.  429.  430.  431. 

—  quanti  minoris  424.  428. 


Adel  48.  55.  57.  97.  98  a».  158.  182; 
s.  Befreiungen. 

Advis  159 a\  299a«.  303  a». 

Aedilen,  aedilicisches  Recht  424. 
425.  429. 

Aide  180  a». 

Allgemeines  Recht  150.  378.  379. 
380.  381 ;  s.  Sonderrecht,  Privileg, 
Individualrecht 

Almosen  165;  s.  Armenpflege. 

Alter  beim  Erwerb  der  Meister- 
schaft 360. 

Alternierung  der  Verkehrsabgaben 
55.  61.  63.  67.  72.  73. 

Altgeschworene  341. 

Amortissement  20. 

Amphoren  419. 

Amt,  Subjekt  von  öffentlichen 
Rechten  5.  6;  Subjekt  der  Ge- 
richtsbarkeit 122.  125. 

Amtsbürtigkeit  der  Münzer  41.  258; 
derPariser  Fleischer  83a».  190a*; 
Weber  86;  der  normänn.  Kalt- 
schmiede 253.  264.  265;  Eisen- 
schmiede  265;  Ursprung  der  Rö- 
nigsmeister  28  a^  309. 

Amter,  alte  23.  122.  125.  126.  128. 
129.  130.  131.  135.  142.  149.  150; 
s.  Sechsämter,  Zunftwesen. 

Amtsrecht  6.  8.  122.  123.  125.  379. 
390;  s.  Staatsrecht 

Amtszinse,  -abgaben  85.  86.  87.  266. 

Analogie  424.  428. 

Anciens  s.  Altgeschworene. 

Anstalten,  gemeine,  der  Tuch- 
macher 94;  der  Gerber,  Schuster, 
Bäcker  95. 

Anti-Individualismus  s.  Individua- 
lismus. 

Anzu^sgeld  256.  263;  s.  Zunft- 
gebuhren. 

Apprise,  aprise  246a».^GoOgle 
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Arbeiterschutz  s.  Betrieb,  Arbeits- 
zeit, Arbeitspausen,  Arbeitsruhe, 
Lehrlingsarbeit ,  Frauenarbeit, 
Feiertage ,  Werkstattaufseher, 
Warenzahlung. 

Arbeitsbetrieb  offen  und  überseh- 
bar 97.  270.  341;  s.  Kammer- 
arbeit, Betrieb. 

Arbeitslöhne,  Warenzahlung  96; 
Tarifierung  110.  167.  168;  Tag- 
lohn 277.  408.  409;  Geding  189. 
408.  409;  Lohnsätze  168 a^;  bei 
Teuerungen  162. 164.  179;  Schutz 
der  Lohnforderungen  109  a«.  147; 
Verabredungen  zur  Erzielung 
höherer  Löhne  228  229  f.  279. 
280.436;  S.Absprachen,  Betrieb. 

Arbeitspausen,  feste,  im  13.  Jahrh. 
allgemein  nicht  üblich  99;  Kämpfe 
um  die  Erlangung  fester  A.  in 
Amiens  für  Taglohnarbeiter  278; 
Zustände  und  Entscheidung  in 
Troves  278.  279;  in  Ch&lons  280; 
in  Rouen  280;  in  Paris  280.  281; 
normänn.  Kaltschmiede  263;  so- 
ciale Bedeutung  der  Kämpfe  um 
die  A.  282;  Aufsicht  über  die 
Einhaltung  der  A.  281;  s.  Ar- 
beiterschutz. 

Arbeitsrecht  s.  Droit  du  travail, 
Domanialität. 

Arbeitsruhe  99.  282;  s.  Feiertage, 
ßeihev erkauf,  Arbeiterschutz. 

Arbeitsteilung  93.  94.  95.  100.  107. 
166.  269 ;  gemeinsame  Gegen- 
stände 100.  340;  8.  Betrieb, 
Tuchmacherei,  Kefsler. 

Arbeitszeit  97;  Dauer  98.  278.  282; 
Einteilung  98;  lange,  kurze  Tage 
98.  264.  281;  Nacht-  und  Licht- 
arbeit regelmäfsig  verboten  97. 
132  a».  140.  264.  283;  vorüber- 
gehende  Aufhebung  des  Verbots 
154.  166;  Zurückdrängunff  des 
Verbots  276;  Verbot  der  Über- 
schreitung der  A.  277.  278.  283. 

Annenpflege  der  Zünfte  25.  25  a^. 
51.  134.  237.  263.  327;  s.  Almosen, 
Bruderschaften,  Pauvres. 

—  im  Dienste  der  Manufaktur  331. 
333.  336  a»;  s.  Manufaktur. 

Arrha  91. 

Ars  liberalis  s.  freie  Kunst. 

Artes  mechanicae  288.  329. 

Asaissia  69  a^ 

Association  s.  Gesellschaft. 

Aufdinggeld  s.  Einschreibegeld. 

Aufhebung  von  Bruderschaften  151. 
227.  345.  346;  von  Zunftprivi- 
legien 173.  174;  von  Rechten  12. 


Aufkauf  112.  112.  152.  169. 

Aufstände  s.  Unruhen. 

Aufzeichnung,  schriftliche  90.  289. 
337. 

Augenschein  425.  426.  427;  siehe 
Käufer. 

Ausländer  Marktprivilegien  112. 
285;  Zeichenschutz  215.  222; 
deutsche  Münzer  40.  158;  Berg- 
leute 267;  Berufung  ausländischer 
Arbeiter  von  Staates  wegen  316. 
317.  330;  durch  Vemuttelung 
Privater  331.  336;  Verträge  321. 

Auvergnaten  259. 

Averia  ponderis,  avoir  de  poids 
61.  62.  155. 


Bäcker,  Betriebspflicht  276;  s.  Nah- 
rungsmittel. 

Bailli  7.  158.  162.  278.  299.  307. 

Baldus  432.  433.  434. 

Bannöfen  95. 

Barrage  74. 

Bartolus  482.  433. 

BauhüUen  405.  406.  409a«.  410. 
412 a  * ;  s.  Geheimlehren ,  Stein- 
metzzeichen. 

Baumeister  377.  405.  406.  413.  416. 

Bayles  32. 

Beamte,  Bedrückungen  ders.  77. 
127.  148  a». 

Beamtentum  7.  10.  21  a».  77.  96. 
149.  179.  180.  181.  185.  224.  225. 
238.  240.  290.  298.  321.  325.  843. 
379.  384.  388.  389.  391;  s.  Staats- 
entwicklung. 

Beamtenzünfte  167.  172. 

Beaumanoir  8.  15.  50.  121.  228. 

Befähigung,  gewerbliche  29.  247. 
250.  351 ;  s.  Förmlichkeit. 

Befreiungen  a.  bei  Abgaben  und 
Gebühren,  persönliche  48.  50.  55. 
56.  57.  68.  71.  72;  sachliche  48. 
51.  53.  59.  68.  71.  74;  für  kleine 
Mengen  51.  57.  60.  61.  71;  grund- 
herrli eher  Handwerker  74a".  83; 
Ermäfsignngen  70. 

—  b.  bei  Landessteuem  257.  266. 
267.  317.  331. 

Benennungen  s.  Namen. 

Bergbaufreiheit  183. 

Bergmannsgewerbe  183.  184;  Recht 
und  Organisation  267;  deutsche 
Bergleute  267. 

Bergrecht  179;  Ordnung  unter 
Karl  VI  183.  184.  266. 

Bergwerkszehnt  183. 

Berufung  7.  132.  134.  307.  344;  s. 
Gerichtsbarkeit.Q^^gl^ 
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Betrieb  25. 91. 149. 166.  172. 278. 326. 
347;  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit der  einzelnen  Meisterstelle 
91.  95.  273^  jedoch  technische 
Abhän^gkeit93;  s.  Unternehmer, 
Unvereinbarkeit,  Arbeitszeit,  Ar- 
beitsteilung, Raufmannszünfte, 
Gesellschaft,  Teilungsrecht,  Ein 
Meister  eine  Werkstatt,  Tuch- 
macherei,  Manufaktur,  Gewerbe- 
schau. 

Betriebsbeschränkungen  93.  273; 
Wegfall  bei  Manufaktur  274. 

Betrieosmittel  30. 

Betriebspflicht  der  Bäcker  und 
Fleischer  s.  Nahrungsmittel. 

Betrug  s.  Falschwerk,  Straftallig- 
keit. 

Beweis  127.  132.  303.  804. 

Be Widmung  s.  Zunftstatut. 

Bezeichnung  427.  428.  429;  s.  Her- 
kunftszeidien,  Namen,  Käufer. 

Bindung  der  Staatsgewalt  5.  386.   ; 
387.  388.  390.  i 

Bleiblöcke,  Bleiröbren  421.  ' 

Blutrunst  135.  147.  395.  397. 

Boileau,  Etienne  8  a®. 

Bonitas  86. 

Botage  49.  54.  75. 

Boujonneur  32. 

Bourgeoisie  314. 

Briet  und  Siegel   s.  Förmlichkeit. 

Briefer  37  a*. 

Bruderschaften  Einkünfte  88.  137. 
157.  237.  256.  257.  263.  308.  340. 
346;  Zollfreiheit  51;  Aufhebungen 
151.  227.345.346;  Versammlungen 
232.  234.  237;  Versammlungs ver- 
böte 156.  227.  345;  Neubelebung 
Ende  14.  Jahrh.  237.  308;  ver- 
mehrte Zuwendungen  287.  249. 
3O83  Feiertage  276;  Maurer  und 
Steinmetzen  410.  411. 

Buchdruckerkunst  329;  Schutz  ge- 
gen Nachdruck  336. 

Bürgerrecht ,  Erwerb  gefordert 
durch  städtische  Behörden  30. 
38.  173:  durch  Zünfte  157.  250. 
251.  354;  Erwerbsformen  435. 

Bürgerstand  371. 

Bufsen  s.  Strafgelder. 

C. 

(Siehe  auch  K.) 

Capita  ministeriorum  32.  229. 

Cäsarentum  386.  387;  s.  Absolutis- 
mus. 

Gas  Royaux  15. 

Ge  qui  plest  au  Boi  s.  Quod  prin- 
cipi  placuit. 


Ghambre  des  comptes  s.  Bechnungs- 
kammem. 

Chambrelans  270  a«.  341;  s.  Kam- 
merarbeit. 

Ghantelage  49.  53. 

Ghatelain  32. 

Ghauci6  s.  Wegegeld. 

Ghaudronnier  259. 261 ;  s.  Dinandier. 

Ghef  d' Oeuvre  30  a^ 

Golbert  363.  364;  s.  Forbonnais. 

Collegia  190;  s.  Kömisches  Recht. 

Gommun  du  mestier  s.  Gemeine. 

Gommun  jjrofit  s.  Gemeiner  Nutzen. 

Gompaignie  ä  home  de  hors  113; 
s.  Gesellschaft. 

Gonductor  414. 

Gonductus,  Conduit  49.  69.  70.  74; 
Richtung  des  G.  54;  Verhältnis 
zu  den  Umsatz-  und  Marktab- 
gaben 55.  67;  Ursprung  des  G.  67; 
C.  vivus,  mortuus,  litteralis  67. 

Gonjuraciones  228. 

Gonservator  160. 

Gonstable  32.  34. 

Gonsuls  32. 

Gontröle  21  a«. 

Gontrolleurs  de  la  manufacture  de 
la  dra{)erie  343;  s.  Tuchmacherei. 

Goponagium  75. 

Goutumes  du  Beauvoisis  8;  s.  Beau- 
manoir. 

Goutumiäres  Recht  8. 

Greu  par  serement  132.  162.  236  a'. 
304.  306;  3.  Eid,  Wahrheit. 

Grochechat  271. 

B. 

Dinandier  259. 262;  s.  Kaltschmiede. 

Dix-sept  m^tiers,  —  vi  lies  s.  Sieb- 
zehn. 

Domanialität  der  gewerblichen  Ge- 
bühren 184.  225.  245.  345  a».  366; 
angebliche  Domanialität  des 
Rechts  zur  Arbeit  345  a«.  349. 
350;  im  Edikt  von  1776  363;  bei 
Forbonnais  363.  364;  Edikte  Lud- 
wigs XIV.  365.  366;  spätere  Ver- 
arbeitung 367.  368;  s.  Edikt  von 
1581,  Edikt  von  1597. 

Domanialrecht ,  Begriff  16  f.  184. 
345;  Gegensatz  zu  Regal  17; 
äufsere  Attribute  20;  Erwei- 
terung 20  f.  182.  184.  350  a»; 
Einkünfte  20.  182.  183  a>.  184. 
225.  226.  245.  303.  345.  366. 

Do manial Verwaltung,  Ordonnanzen 
19.  182.  183.  184. 

Domanium  16.  18.  19. 

Douzaine69.  70.^^^^^^^^^^^GoOgle 
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Drap  d'or  s.  Seidenindustrie. 
Droit    de  marque   225.   226  a  ^ ;   s. 

Stempel. 
Droit  de  part  s.  Teilungsrecht. 
Droit   domanial  s.  Domanial recht. 
Droit  du  travail,  droit  de  travailler 

349.  350.  363.  364.  365.  367. 
Durantis,  Wilhelm  13  a«. 
Durchgangsabgaben  s.Oonduit,  Gui- 

dagium;  Trans versum,  Wienage. 

E. 

Edikt  Heinrichs  III.  von  1581  349. 
350;  Stellung  in  der  Gesetz- 
gebung 351;  Inhalt,  Nieder- 
lassungsrecht  351;  für  zünftige 
Vorstädte  351;  bei  nochmaliger 
Ablegung  des  Meistereides  352; 
von  Stadt  zu  Stadt  353;  für 
freie  Vorstädte  353;  Rückschritte, 
Anerkennung  der  Zunftansprüche 
353.  354.  355.  361;  Sitzzeit  354; 
örtlicheLehrzeit355.361;  Meister- 
stück 856.357;  Reformen,  Meister- 
eid 352.  354;  Zwang  für  alle 
Handwerker  357;  unabhängig 
vom  Bestehen  von  Zünften  858. 
361;  Umgestaltung  der  Köniffs- 
meister  8d8.  359;  Umgehung  des 
Meisterstücks  und  der  zünftigen 
Hindemisse  356.  359;  rein  staat- 
liche Besteuerung  360;  Herab- 
minderung der  Aufnahmekosten 
359;  Aufstellung  staatlicher 
Grundgebühren  360.  861.  Er- 
richtung von  Zünften  auf  Grund 
der  Edikte  von  1581/1597  356  a». 
358.  358  a^  362.  365.  866;  an- 
gebliche Verkündigung  der  Do- 
manialität  des  Rechtes  zur  Arbeit; 
Darstellung  Turgots  868;  For- 
bonnais 368. 864.  865;  Unterlagen 
in  den  Edikten  Ludwigs  XIV. 
365.  366;  Entstellungen  und  Irr- 
tümer 867.  86H. 

Edikt  Heinrichs  IV.  von  1597,  Er- 
neuerung des  E.  von  1581  362; 
erweitert  auf  Kaufleute  862; 
Krämerkönige  abgeschafft  362; 
citiert  von  Ludwig  XIV.  365. 
366. 

Edikt  von  1776  349.  362.  363.  365. 

Ehrlich  und  zünftig  s.  loyal. 

Eid  bei  Zollpflicht  50  a»;  bei  Rech- 
nungsablegungen  132  a*;  zur 
Feststellung  der  gerichtlichen 
Wahrheit  182.  162.  808.  804;  s. 
Geselleneid,  Meistereid,  Treueid. 

Eidesformeln  31.  86. 


Einfuhrverbote  109.  296. 

Ein  Mann  ein  Wort  426;  s.  Käufer. 

Ein  Meister  eine  Werkstatt  93.  27a 
274;  8.  Betrieb,  Manufaktur. 

Einschreibeffeld  25  a».  88.  244.  256. 

Eintrittsgelaer  für  die  Geschwore- 
nen 254  a*. 

Eisenschmiede,  normannische  265; 
Sonderrecht  265;  Abgaben  266; 
Amtsbürtigkeit  265. 

Emere  ad  vendendum  115:  s.  Zwi- 
schenkauf. 

England  s.  Staatsentwicklung,  eng- 
lische. 

Englisch -französischer  Krieg  16. 
m.  182.  183.  233.  253.  254.  310. 
311.  312.  321. 

Enregistrement  21a*. 

Entstehung  des  Zunftwesens  23. 
122.  371;  s.  Zunftwesen. 

Erfindung,  Sprachgebrauch  333.335. 

Esgardeur  32. 

Essai  248. 

Estalage  s.  Marktstandgeld. 

Exp^rience  248. 


Falschwerk,  Begriff  104.  126.  127; 
Straffälligkeit  127;  endgiltige 
Aburteilung  durch  Handwerk 
125.  128.  129.  135.  136.  144.  145. 
146.  147.  148.  159.  160.  161.  162. 
265.  290.  297.  298.  299.  300.  301. 
395  f.;  endgiltige  Aburteilung 
vor  allgemeinem  Gericht  125. 128. 
129.  187.  138.  143.  147.  159.  160. 
161.  170.  171.  302.  303.  304a». 
307.  343.  395  f.:  Einzelheiten  90. 
108.  127;  s.  Vollstreckung,  Justi- 
tia  combustionis,  Gerichtsbarkeit, 
Zuständigkeit ,  Rückfalügkeit, 
Verfahren,  Strafen. 

Falsum  429.  430.  431. 

Fayence-Töpferei  335.  420. 

Feiertage,  strenge  Einhaltung  99. 
276.  282;  Vermehrung  276:  s. 
Reihe  verkauf,  Arbeiterschutz. 

Figlina  414. 

Finanzverwaltung  13.  20.  151.  180. 
225.  289.  245.  803.  342.  345.  357. 
858.  859.  861.  866. 

Fleischer,  Betriebsnflicht  276.  277; 
8.  Nahrungsmittel. 

Foragium  70.  72.  73. 

Forame  s.  traitte  foraine. 

Forbonnais,  wissenschaftliches  An- 
sehen 368.  363 a2;  Stellung  gegen- 
über  Physiokraten  363.  364;  Mei- 
nung üter  Sully  363;  über  Col- 
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bert  und  Reglements  363.  364; 
Lob  Heinrichs  IV.  864;  Schil- 
dernng  Heinrichs  III.  und  des 
Edikts  von  1581,  Grandlage  für 
alle  Späteren  364 a^;  ist  nur  ein 
Auszu^aus  Edikten  Ludwigs XIV. 
365.  366;  weitere  Verarbeitung 
367.  368. 

Förmlichkeit,  a.  beim  Befähigungs- 
nachweis im  13.  Jahrh.  nicnt 
üblich  29.  37;  erste  Anfänge  29; 
Zunahme  157.  247;  s.  Meister- 
stück. 

—  b.  gegenüber  Stadtfremden  37. 
157.  247.  250.  255a8;  s.  Prüfung. 

Fossores  79  a'. 

Fouage  70.  73.  180  a«. 

Franc-fief  20. 

Franz  I.  330.  331.  345.  346.  362. 

Frauenarbeit  99;  Verbot  100. 

Freiheit  173.  174.  355.  882. 

Freie  Kunst,  Bedeutung  327;  den 
zünftigen  Gewerben  ebenbürtig 
328;  Ausübung  329.  385;  zum 
Meistereid  verbunden  357 ;  s.  freies 
Gewerbe,  Zunftehrlichkeit. 

Freies  Gewerbe  42.  829  a^  335. 

Fremdenschutz  67. 

Fronfuhren  78.  79  a». 

O. 

Gabella  salis  180a'. 

Garde  g^n^rale  11. 

Gardes  32. 

Gebühren  47. 244;  s.  Marktgebühren, 
Zunftgebühren,  Abgaben. 

Geburt,  eheliche  25. 

Gedinge  179.  408.  409;  s.  Stein- 
metzzeichen, Arbeitslöhne. 

Geheimlehren  409a^  411.  412. 

Geistlichkeit  48.  55.  57.  71.  158;  s. 
Befreiungen. 

Geleit,  Geleitsrecht  s.  Conductus. 

Geleitsbriefe  67.  10&\ 

Gemeinden  s.  Stadtbehörde,  Stadt- 
rat, Stadtverwaltung. 

Gemeine  des  Handwerks  129.  131. 
138.  136.  162.  282.  233.  301.  841. 
844. 

Gemeiner  Nutzen  12.  18a>.  228. 

Gemischtwarenhändler ,  Betrieb 
44  a*.  292.  294;  Herkunftszeichen 
213;  —  Pariser.  Absonderung 
von  den  Handwerkerzünften  287. 
292;  Befreiung  von  der  Hand- 
werkerschau 293;  8.  Gewerbe- 
schau,  Unternehmer. 

Generalprivilegien  s.  Zunftprivileg. 


Gericht,  allgemeines  125a'.  129. 
149;  öffentliches  125  a'.  135.  136. 
148. 

Gericht,  Gewerbegericht.  Mitwir- 
kung der  Handwerkerschaft  127. 
149.  344;  Zusammensetzung  129. 
131.  183.  159.  297.  301.  305.  844; 
s.  Gerichtsbarkeit,  gewerbliche. 

Gerichtsbarkeit,  mittlere  und  nie- 
dere 121;  freiwillige  21. 

—  gewerbliche  121.  149.  158.  265. 
297. 848. 394 f.  Zusammenhang  mit 
der  Entstehung  des  Zunftwesens 
122;  eigenen  Kechts  und  über- 
tragenen Rechts  123.  125;  der 
Grundherrschaften  124;  geteilte 
124.  185.  142. 143. 144;  bestrittene 
129.  144.  145;  über  auswärtige 
und  bezirksfremde  Personen  124a''. 
140.  141.  143.  144.  158;  der 
Magisterien  124.  297.  348;  der 
alten  Amter  bezw.  der  Zünfte  125; 
Bedeutung  der  Ausübung  durch 
Handwerkerschaft  126.  127;  fehlt 
mitunter  den  Kleinzünften  189; 
Beseitigung  der  Selbständigkeit 
im  16.  Jahrh.  843;  Übersicht 
894  f.;  8.  Zuständigkeit,  Über- 
tretung, Falsch  werk,  Justitia 
combustionis,  Vollstreckung,  Ver- 
fahren, Berufung,  Strafen. 

Gerichtsbezirke  der  Grundherr- 
schaften 124.  189;  geschlossene 
124.  140.  142.291;  ungeschlossene 
140.  141.  142;  s.  Grundherr- 
schaften,   Stadtzünfte,    Aburtei- 

Gericntsschreibereien  21. 

Gerüfte  265.  899. 

Gesamtämter  266. 

Geschlossene  Zunft  839.  840. 

Geschworene,  Thätigkeit  26.  31.  32. 
165.  166a^  247.  256.  269.  290. 
340.  347;  Wahl  82  f.  162.  166. 
282.  283.  285.  286.  265;  Ein- 
setzung 85.  166;  Eid  85.  130.  181. 
182.  166;  Amtsdauer  86.  257.  841. 
347;  Wahrnehmung  der  Gewerbe- 
schau  32.  105.  169.  289.292.341; 
des  Gerichts  82.  127.  128.  129. 
181.  186.  137.  138.  142.  143.  147. 
148.  159.  160.  161.  170.  800.  803. 
804.  305.  341.  344.  894  f.;  fehlen 
mitunter  bei  Kleinzünften  189. 
895;  Handwerksfremde  als  G. 
158.  166;  Einkünfte  180.  257.  340. 
347;  Eintritts-  und  Austritts- 
gelder 254ai;  Umwandlung  des 
Amtes  255.  256.  257.  340.  341. 847; 
Alt-  und  Junggcschworene^8^.Tp 
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Gesellen  28.  99.  149.  158.  167. 
237a».  245.  838.  341.  354.  359. 
360;  beköstigte  28.  280;  für  sich 
wirtschaftende  28.  99.  279.  280. 
282;  Beschäftigung  bei  Zunft- 
fremden 44.  269;  Anzugsgeld  256. 
263 ;  Erschwerungen  tur  den  Ge- 
sellenstand 245.  246.  248.  250. 
252.  338 ;  Absonderung  der  Ge- 
sellenschaft 282;  Kämpfe  um  feste 
Arbeitspausen  277  f.;  sociale  Be- 
deutung ders.  282 ;.s.  Sitzjahre, 
Mutjahre,  Lehrzeit  örtliche. 

Geselleneid  28. 

Gesellschaft  unter  Handwerkern, 
dauernde  92 ;  vorübergehende 
52a".  92;  mit  Stadtfremden  113; 
mit  Unterkäufern  167. 

Gesetzgebung,  Kecht  der  G.  9. 
10  f.  13  a^  Ausübung  15.  153. 
154.  163.  175.  179.  184.  224.  225. 
226.  238.  243.  293.  309.  325.  345. 
347.  349.  361.  366.  387.  388;  s. 
Ordonnanzen,  Edikte,  Selbst- 
satzung, Zunftprivileg,  Staat. 

Gesundheitspolizei  im  Schlächter- 

fewerbe  105. 106;  Bäckergewerbe 
06;  Weinhandel  106;  Brauerei 
106;  Verkehr  mit  Zinngeschirr 
107.  195.  199;  s.  Gewerbeschau, 
Strafsenpolizei. 

Getreidehandel  48.  51.  53.  56.  57. 
58.  60.  64.  67.  71.  74.  75  a*.  78. 
113a«.  114.  115.  153.  156.  169.  847. 
350  a^;  s.  Nahrungsmittel. 

Gewerbe,  zünftiges  und  unzünftiges 
24.  42.  244.  2&. 

Gewerbebesteuerung,  rein  staat- 
liche 859;  —  staatliche  als 
Grundlage  der  Zunftgebühren 
360. 

Gewerbefreiheit,  angebliche  Ver- 
kündigung durch  Johann  II.  171. 
172.  173;  Folgen  der  Privilegien- 
vemichtung  im  Mittelalter  174; 
s.  Freiheit. 

Gewerbegericht  s.  Gericht. 

Gewerbekauf,  beschränkt  auf  die   1 
Beziehungen  aus  der  Grundherr- 
schaft 85;  überträgt  kein  Öffent-  i 
liches  oder  genossenschaftliches 
Kecht  28  a«.  85  f.  157.  ' 

Gewerbepolitik  309;  Ernennung  \ 
von  Königsmeistern  309;  Zunft 
bleibt  als  Organisationsform  im  , 
15.  Jahrh.  310.  812;  Karl  VII. 
810  f;  Ludwig  XL  313  f;  Grün-  I 
düng  der  Luxusstoffmanufaktur  i 
in   Lyon   316;    Verlegung   nach   1 


Tours   818;  Blüte   820;   Messen 
320;  Privilegien  an  Unternehmer 
und    Ausländer   330.    831.    335 
Seidenmanufaktur  in  Lyon  330 
Mafsnahmen      Franz'     I.      331 
Ordonnanz    von    1567/1577    847 
Edikt   von    1581    349  f.;    s.   Ge- 
werbepolizci ,       Niederlassungs- 
recht, Ausländer,  Gesetzgebung. 

Gewerbepolizei  102.  103.  104.  149. 
152.  167.  191.  198.  213.  242;  siehe 
Gewerbeschau,  Marktpolitik,  Ge- 
werbepolitik ,  Prüfungszeichen, 
Tarifierung,  Gesundheitspolizei, 
Polizei,  Gerichtsbarkeit. 

Gewerberecht,  staatliches  16.  150. 
151.  158.  154.  155.  163.  175.  180. 
225.  226.  238.  243.  309.  816.  321. 
825.  343.  845.  349.  866.  371. 

Gewerbeschau,  Grundlagen  und 
Bedeutung  104.  126.  242;  Schau 
während  des  Arbeitsprozesses 
106.  118.  169;  über  Nahrungs- 
mittel 105.  347;  über  einge- 
führte Waren  108.  118.  169.  256. 
295.  841;  gegenüber  Unzünf- 
tigen 271.  oi\;  Zusammenhang 
mit  dem  Zeichenrecht  197.  198. 
204.  213.  427;  Streben  nach  Ver- 
einheitlichung 124.  141.  289.  291; 
G.  in  den  Vorstädten  271.  291. 
341;  eigene  G.  der  Vorstädte 
291.  292;  Ausbreitung  auf  das 
flache  Land  289. 290.  Aufhebung 
der  Handwerkerschau  bei  den 
Gemischtwarenhändlern  292  f.; 
s.  Falsch  werk,  Nahrungsmittel, 
Stadtfremde,  Käufer,  Schau- 
gebühren, Gewerbepolizei. 

Gewichtsstempel  429. 

Glegellatus,  glegellum  198  a».  199ai. 

Glocke  229.  235a«.  277. 

Glosse  8.  432. 

Glücksformeln  417. 

Gnadenrecht  28a».  41.  83a«.  310. 

Gold-  und  Silberstempel  198.  228. 
Form  203;  s.  Stempel,  Karatie- 
rung. 

Goldene  Bulle  179. 

Gothik  405.  406.  412.  413. 

Gottespfennig  91. 

Grundgebühr,  staatliche  860. 

Gnindnerrschaften,  grundherrliche 
Bezirke  innerhalb  der  Stadt  124. 
139.  143.  144.  158.  291:  Zunft 
aus  vier  Herrschaften  158;  siehe 
Gerichtsbezirke,  Stadtzünite. 

Grüfser  37  a*. 

Gueude  228. 

Guidagium  74.       /^^^^T^ 

Digitized  by  VjOOQIC 
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Haftung  des  Verkäufers  s.  K&ufer, 
Mängel. 

Haftungszeichen  191;  Anwendung: 
TextUgewerbe  90.  192.  193;  Me- 
tallge werbe  194.  195;  Karden- 
ma^er,  Papierer  195;  Töpfer 
196;  spätere  Ausdehnung  192. 196. 
197;  Wahl  nnd  Form  des  Zeichens 
197;  8.  Verkehrszeichen. 

Hallengeld,  Hallage  64. 

Handelsgut  48.  50.  56a^  66.  67.  71. 

Händler  s.  Stadtfremde  b. 

Handwerk  als  ars  und  scientia  be- 
zeichnet 827;   von  Kunst   nicht 
getrennt  328;  Standesauffassung 
er  Handwerker  329  a^ 

Handwerksffeheimnisse  409  a^;  s. 
Geheimlenren. 

Handwerksgericht  s.  Gericht. 

Handwerksgrufs  87.  409. 

Handwerkerzünfte ,  Absonderung 
der  Kaufmannszunfte  287;  Kampf 
gegen  diese  292  f. ;  s.  Gemischt- 
Warenhändler. 

Hansa  83a^  88;  Londoner  H.  284; 
H.  der  Siebzehn  Städte  129.  185; 
deutsche  H.  821. 

Haro  265a«. 

Hauban,  ursprüngliche  Bedeutung 
76.  78.  81;  Festlegung  in  ßourges 
78  f.;  in  Paris  81;  spätere  Be- 
deutung 82;  haftet  nur  auf  Hand- 
werkerschaften alten  Bestandes 
82;  Zollbefreiung  57.  5Stfi. 

Hausbedarf  60.  71. 

Hausbedarfsarbeit  43  f.  162.  268; 
s.  Unzünftigkeit. 

Hausierbetrieb  46.  100.  284  a<. 

Heinrich  II.  335. 

Heinrich  III.  325.  844.  346.  348. 
849.  850.  a54.  857.  858.  859.  860. 
362.  363.  364.  365.  366.  367.  368; 
s.  Domanialität,  Recht  zur  Arbeit, 
Edikt  von  1581. 

Heinrich  IV.  Erneuerung  und  Er- 
weiterung des  Ediktes  von  1581 
362;  Edikt  von  1597  bei 
Ludwig  XIV.  865.  366.  367;  bei 
Forbonnais  864.  867.  368. 

Heinrich  VC.  von  England  241a", 
258.  287. 

Herkunftszeichen,  Bedeutung  212. 
427;  Anwendung:  Krämer  213; 
Tucher  90.  214f.  342;  s.  Sahlband^ 
Vorschlag,  Stückmafs,  Verkehrs- 
zeichen. 
Forschungen  XVII  2.  —  Eberstadt. 


Hinrichtung,  Pflicht  zur  Handan- 
legung 301;  s.  Zunft ehrÜehkeit. 
Home  estrange  44. 

L  J. 

Jahrmarkt  66.  70.  112a\  267.  274; 
s.  Marktzwang,  Messen. 

Immunitäten  s  Grundherrschaften. 

Imperialismus  386. 887;  s.  Absolutis- 
mus, Quod  principi  placuit. 

Individuum  874.  375.  378.  379.  885. 

Individualismus  874.  375.  376.  877. 
378   379 

Individualrecht  374.378.379;  indivi- 
duelles Recht  und  Machtbereich 
378;  s.  Mittelalter,  Allgemeines 
Recht. 

Injurie  480.  431. 

Insignia  482. 

Inspektoren  s.  Werkstattaufseher. 

Invention  s.  Erfindung. 

Johann  II.  151.  158.  165.  166.  171. 
178.  174.  175.  251.  810.  347. 

Irrtum  425.  427;  s.  Käufer,  Wesent- 
liche Eigenschaften. 

Judenhäuser  101. 

Jung^eschworene  841. 

Jurati,  Jur^s  81;  s.  Geschworene. 

Juristenstand  7.  14.387;  s.  Littera- 
tur,  juristische. 

Justitia  combustionis  125.  128. 
129.  134.  144.  146.  161.  299.  300. 
301.  395  f.;  bei  streitigem  Gericht 
129.  144.  161.  397.  399;  bei 
Nahrungsmitteln  134.  297;  bei 
Heiligenbildern  134;  siehe  Zer- 
stückelung, Falschwerk. 

K. 

Kaltschmiede,  normannische,  Or- 
ganisation 261  f.  265;  Gebühren 
246.  263;  Gewerbebetrieb  263; 
Amtsbürtigkeit  253.  264;  Ver- 
bindung mit  Münzeru  265. 

Kammerarbeit  gilt  als  verdächtig 
77.  270;  bezeichnet  den  selb- 
ständigen Betrieb  der  Unzünf- 
tigen 270.  341. 

Kanonisches  Recht  8. 

Kapital,  Kapitalismus  4.  96.  276. 
.292.  334.  359.  364;  s.  Unter- 
nehmer. 

Karatierune,  Pariser  199. 

Kari  der  Grofse  268. 

Karl  IV.  19.  158. 

Karl  V.  171.  172a«.  181.  215.  2133. 
240.    241.    251.   253.   2.55a«.   258. 

260a^  291.  434.,^^,, ^Google 
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Karl  VI.,  RegieruDgzeit  179.  Ge- 
ßetzgebuDg  179.  183.  266.  347. 
Entwicklung  der  Staatsgewalt 
180.  181;  Parteikämpfe  182.  183; 
Aufhebung  von  Zunft{)rivilegien 
und  Kommunalfreiheiten  174. 
179.  313;  Einschränkung  des 
Versammlungsrechts  235.  237; 
Ausbreitung  der  zunftmäfsigen 
Orfjanisation  241.  268;  Privi- 
legienemeuerung  240.  298;  Auf- 
hebung der  Handwerk  erschau 
bei  den  Gemischtwarenhändlem 
292  f. ;  Ernennung  von  Königs- 
meistern  309. 
Karl  VIT.,  Regierun^zeit  181.  310  j 
Aufrichtung  der  Tuchmacherei 
in  Bourges  300.  311;  Gründung 
der  Messen  von  Lyon  320;  er- 
teilte Privilegien  301.  308.  311. 
Karl  VIII.  310.  311.  315  a».  321. 
Karl  IX.  344.  346. 
Kassenwesen  der  Zünfte  s.  Zunft- 
gebühren. 
Käufer  und  Verkäufer,  Stellung  im 
mittelalterlichen  Recht  104.  126. 
426;  Haftung  des  Verkäufers 
nach  mittelalterlichem  Recht  104. 
191.  198.  426.  427;  Stellung  im 
römischen  Recht  424;  Haftung 
des  Verkäufers  nach  römischem 
Recht  424.  425.  427;  s.  Gewerbe- 
schau, Mängel,  In-tum,  Wesent- 
liche Eigenschaften. 

Kaufinannszünfte,  Pariser,  erste 
Nachricht  von  deren  Absonde- 
rung 287;  Rang  292.  330;  s.  Ge- 
mischtwarenhändler. 

Kefsler,  gesonderte  Betriebe  in  der 
Kefslcrei  259.  261.  273a«.  295; 
höheres  Ansehen  der  Kalt- 
schmiede 261;  deutsche  Kefsler- 
kreise  266  a^;  s.  Kaltschmiede. 

Kettfaden  145.  205    209.  215.  312, 

Kleine  Leute,  Befreiungen  von  Ab- 
gaben 51.  57.  60.  60a";  Teilungs- 
recht 114;  8.  Pauvres,  Teilungs- 
recht, Betrieb,  Befreiungen. 

Klima  374.  375. 

Kommunen  s.  Gemeinde. 

Kompetenz  s.  Zuständigkeit. 

Königsgut  18.  19. 

Königsmeister,  Ernennung  unter 
Karl  VI.  309;  Umgestaltung 
durch  Heinrich  III.  358;  Bedeu- 
tung für  das  Gewerbewesen  359. 
361;  Gebühren  sind  domanial 
345;  Befreiungen  329.  330. 

Königsscliutz  11.  13. 

Kop^inse  87. 


Komhandel  s.  Getreidehandel. 
Korporation    im    Mittelalter    374. 

375.  376.  378. 
Korporationsprivileg    s.    Privileg, 

Zunftprivileg. 
Krämer  62.  66.  213.  267.  292. 
Krämerkönig  267.  268.  362. 
Kunst  328.  376.  377;  s.  Handwerk. 

Landessteuern  180.  180a«.  244.  257. 
258.  317.  331. 

Landhandwerk  289.  290. 

Landwirtschaft,  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse  a.  der  Stadtbürger 
50.  56.  60.  68.  71;  b.  der  Stadfr 
fremden  48.  51.  57.  58.  60.  64.  71. 
73.  74.  75.  78;  s.  Befreiungen, 
Fronfuhren,  Marktpolitik,  Wein- 
handel. 

Las  Oasas  388 a>. 

Lederstempel  202.  202  a*;  Form 
203;  s.  Prüfungszeichen. 

Lehnsverband  10.  13.  14.  21. 

Lehrbriefe  29. 

Lehrgeld  26.  154.  165  a«. 

Lehrfinge,  Zahl  beschränkt  25. 
409  a»;  fremde  L.  25.  165.  245; 
arme  L.  25;  ehelich  geborene  25; 
entlaufene  27;  verheiratete  28; 
Aufhebung  der  Beschränkungen 
154.  165.  244.  245.  245  a»;  Wieder- 
einführung 245.  282.  337;  L.  bei 
Unzünftigen  271.  338;  Beauf- 
sichtigung der  L.  25.  283. 

Lehrlingsarbeit,  übermäfsige  An- 
wendung erschwert  282;  gewinn- 
süchtige Verwendung  verboten 
283  j  s.  Betrieb. 

Lehrhngsverkauf  27. 

Lehrzeit  a.  Dauer  26.  154.  165; 
zünftige  Forderung  29.  37.  154. 
165.  244.  245.  250;  Freikauf  27. 
360. 

—  b.  örtliche  L.  Erstes  Auftreten 
des  Anspruchs  252;  zurückge- 
wiesen 253.  254;  öfter  durch- 
teführt  338;  allgemein  anerkannt 
53.  354.  355.  361. 

Leida,  Lcsda,  Leuda  75. 

Leinenweber  242.  274. 

Lettres  d^Etat  lOa«. 

Leumund  29.  250. 

Lex  Cornelia  de  falsis  424.  430.  431. 

Lex  specialis  s.  Privileg. 

Liage  49.  52. 

Litteratur,  juristische  7.  8.  9.  14. 

Lohmühlen  95. 

Lohnzeichen  407.  408.  414.    [^ 
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Loyal  242;  b.  Zunftehrlichkeit, 

Lucas  de  Penna  482. 

Liucemae  420. 

Ludwig  VI.  50.  77.  78.  80.  84. 

Ludwig  VII.  77.  115. 

Ludwig  VIII.  77a». 

Ludwig  IX.  7.  268. 

Ludwig  X.  16. 

Ludwig  XL,  Gewerbepolitik  810. 
318  f.;  Gründung  der  Seiden- 
manufaktur 274.  316.  330.  331. 
332;  Messen  von  Lyon  320; 
Handelsverträge  und  Privilegien 
320.  321;  Zunftstatuten  311.316; 
Erhöhung  des  Zunftanteils  an 
den  Strafeeldem  308.  308  a«;  an- 
gebliche Schaffung  von  Königs- 
Tneistem309a»;  Stadtepolitik3r3; 
Treueid  255. 

Ludwig  XIV.  356  a^  365.  366.  367; 
s.  Edikt  von  1581. 

Ludwig  XVL  349;  s.  Edikt  von  1776. 

Luxusstoffe  s.  Seidenindustrie. 


Machtbereich  des  Individuums  im 
Mittelalter  378.  379;  s.  stän- 
disches Princip. 

Magazinbetrieb  292;  b.  Gemischt- 
warenhändler. 

Magisterien  30;  Wahlrecht  32.  232; 
Abgaben  82.  84;  Gerichtsbarkeit 
124.  135.  136.  140.  141.  145.  149. 
171a*.  297.  348.  395.  401;  Straf- 
gelder  127.  130;  eigenmächtige 
Aburteilung  und  Vollstreckung 
128.  135;  Zusammensetzung  des 
Gerichts  131;  Berufung  134;  Ein- 
zelheiten 135.  136.  147.  171a*. 
166.  190a*.  249.  297. 

Majeur  32. 

Maieur  du  caltre  147. 

Makler  s.  Unterkäufer. 

Mängel  der  verkauften  Sache  424. 
425.  427 a^;  s.  Käufer,  Irrtum, 
wesentliche  Eigenschaften. 

Manufoktur  der  Luxusstoffe,  Weg- 
fall der  Betriebsbeschränkungen 
274;  Gewerbegericht  303;  Grün- 
dung in  Lyon  durch  Ludwig  XI. 
816;  Verlegung  nach  Tours  819; 
Blüte  820;  Anregung  privater 
Unternehmer  in  Lyon  881;  Pri- 
vileg Franz'  I.  381;  Stadtbehör- 
den 832;  Armenpflege  338;  Auf- 
schwung 884.  —  Für  Töpferwaren 
886;  B.  Unternehmer. 

Marcel,  Etienne  179. 

Markenrecht  s.  Zeicheurecht. 


Marktgängige  Stücke  210.  218.  219. 

Marktgän^igkeit  der  Ware  426. 

Marktgebuhren  s.  Marktstandgeld, 
Mafsgebühr,  Wiege^ebühr,  Poids, 
Minage,  Hallengela. 

Marktpolitik,  mittelalterliche  111 : 
Rectit  der  Stadtfremden  118;  s. 
Versorgungsgebiet,  Marktzwang, 
Zwischenkauf,  Zwischenhandel, 
Aufkauf,  Marktverkehr,  Nah- 
i-unffsraittel,  Vorräte,  Tarifierung, 
Staatfremde. 

Marktstandgeld  64.  73.  74;  Zwang- 
zur  Stanamiete  78.  76. 

Marktverkehr  48  f.  63  f.  110  f.  118. 
152.  156.  169.  294.  347.  426. 

Marktzwang ,  persönlicher  76  a  *. 
in.  112.  285;  sachlicher  111. 113; 
an  Wochenraarktstagen  65. 73;  an 
Jahrmarktstagen  66;  Ablösung 
66;  s.  Marktpolitik. 

Malsgebühren  60.  73. 

Meister,  Aufnahmebedingungen  29. 
87.  149.  157.  165.  249.  250.  339. 
345.  346.  347,  351.  353.  360.  361; 
Recht  der  Lehrlingsannahme  26. 
30.  31.  271.  283;  verändertes  Ver- 
hältnis zur  Gesellenschaft  245. 
282;  Verdingung  als  Gesellen  283. 
284;  Widerstand  gegen  Arbeits- 

f jausen  282;  Verbot  der  Lehr- 
ingsausnutzung  283;  s.  Betrieb, 
Zunft. 

Meistereid  30;  Verweigerung  300  a*: 
allgemein  vorgeschrieben  durch 
Edikt  von  1581  852.  353.  857r 
für  Kaufleute  durch  Edikt  von 
1597  362 

Meistergold  87.  141.  156.  157.  256; 
Steigerung  245.  340;  verschie- 
dene Sätze  für  Einheimische  und 
Fremde  246;  Rechtfertigung  der 
Gebühr  und  der  Ermäfsigung  für 
Meistersöhne  246:  Refoi-m  im 
Edikt  von  1581  359.  360.  361. 

Meisternamen  875.  376.  877. 

McisterschmauB  88.  237  a».  248. 
249.  340.  845.  848.  359. 

Meistersöhne  246.  248.  361. 

Meisterrttelle,  wirtschaftliche  Selb- 
ständigkeit 91.  93;  technische 
Abhängigkeit  93  f. 

Meisterstück  80.  157;  Begründung 
247;  Kosten  248.  840.  847.  856; 
Ermäfsigung  für  MeistetBÖhne 
248;  Mifsbräuche  248.  847.  856; 
Umgehung  im  Edikt  von  1581 
857.  859. 

Meisterzeichen  s.  Haftungszeichen. 

29* 


452 


XVII  2. 


Mercandieia,  mercatara,  marchan- 
dise  56  a*;  s.  Handelsgut. 

^fercatores  ponderis  62a®. 

Mercatura  ponderis  s.  averia  pon- 
deris. 

Mercier  s.  Geroischtwarenhändler. 

Messen,  Champagne  und  Brie  69. 
112a'.  285;  Lyon  318.  320;  siehe 
Jahrmarkt. 

Mestiva  75a*.  78. 

M^ier  jur^  314a ». 

Mutier  mechanique  s.  artes  mecha- 
nicae. 

Militärziegel  414.  417. 

Minage  60. 

Minderwertszeichen  210.  211.  218; 
s.  Prüfungszeichen,  Sahlband. 

Mittelalter  s.  Individualrecht,  Son- 
derrecht, öffentliches  Recht,  Staat, 
Staatsentwicklung,  Stände,  Ab- 
solutismus, Zunftwesen,  Gewerbe- 
polizei. 

Moison  s.  Stückmafs. 

Molinaeus  888  a'. 

Mönche  im  Gewerbe  377;  als  Bau- 
leute 405.  406. 

Monopolia  228.  230&\  413;  s.  Ab- 
sprachen. 

Münzer  Organisation  39;  franzö- 
zösische  40.  157;  deutsche  40; 
Wanderungen  40.  258a»;  Ge- 
richtsstand  41.  343;  Amtsbürtig- 
keit  41.  158;  Steuerfreiheit  42. 
257;  eingeschränkt  258. 

Mutjahre  28.  245.  249;  s.  Sitzjahre. 

Mutterfigur  411.  412.  413;  s.  Bau- 
hütte. 

Nachahmung  fremder  Haftungs- 
zeichen 192;  fremder  Tuchsorten 
205;  des  Sahlbandes  216.  434; 
der  Stückmafse  222.  434;  fremder 
Schauzeichen  223.  224.  290;  von 
Wappen  und  Abzeichen  432.  433. 

Nachdruck  336. 

Nachtarbeit  s.  Arbeitszeit. 

Nachtruhe  97.  262a«. 

Nahrungsmittel,  Schau  104  f.  109; 
besondere  Vorschriften  115.  116. 
152.  156.  169.  310.  347;  für  Stadt- 
fremde 119.  169;  Zerstörung  bei 
Falschwerk  nicht  üblich  134. 297; 
Zwang  zur  Vorweisung  156;  Be- 
triebspfiicht  der  Bäcker  und 
Fleischer  276.  277;  notwendige 
N.  153;  8.  Zwischenkauf,  Gre- 
sundheitspolizei,  Befreiungen. 


Namen  415.  425  a».  427.  430.  432. 
433.  434;  s.  Zeichenrecht,  Meistor- 
namen. 

Naturalabgaben,  -leistungen  59  a*. 
72a".  78.  81^87. 

Naturallöhnung   s.  Warenzahlung. 

Naturrecht  349.  385.  385a*. 

Nebengewerbe  275.  276;  s.  Unver- 
einbarkeit. 

Negociator  414. 

Niederlassnngsrecht,  ursprüngliche 
AufPassung  der  Zünfte  37.  38; 
der  Stadtbehörden  38.  435;  ver- 
änderter Standpunkt  der  Zünfte 
157.  173.  250.  339.  351;  Stand- 
punkt des  Königtums  173.  251. 
351.  361.:  Aufnahme  der  Sitz- 
zeit in  die  Zunftstatuten  251. 
339.  351.  361;  Forderung  der 
örtlichen  Lehrzeit  252.  338.  361 ; 
Begelung  im  £dikt  von  1581 
351.  352.  853.  361;  s.  Bürger- 
recht,  zünftige  Stadt,  Stadt- 
fremde  a.,  b.,  Ausländer,  Ge- 
werbepolitik. 

Notare  21.  152.  310.  482.  433. 

Notwendige  Nahrungsmittel  153. 

Nutzen,  gemeiner  s.  Gemeiner  N. 

O. 

Octroi  180a  2. 

Öffentliches  Recht,  Gegensatz  zum 
Privatrecht  4.  372;  Wissenschaft 
373;  Rechtsbildung  4.  7.  15.  372. 
386;  Amtsrecht  und  Staatsrecht 
6.  7.  123;  Stellung  der  Zunft  3. 
4.  326.  371;  staatliches  und  stän- 
disches öffentl.  R.  380.  383.  890; 
Einzelheiten  6.  9.  15.  103as.  148. 
150.  179.  241.  321.  326.  380.  381. 
382.  383.  387.  388.  389;  Um- 
kehrungen im  öffentlichen  Recht 
371.  382.  383.  384.  385. 

Ordonnanz  Philipps  IV.  von  1303 
sur  la  r^formation  du  royaume  15. 

—  Philipps  IV.  vom  7.  Juli  1307 
16.  151  f.  166.  310;  beobachtete 
Formen  152.  154;  Verhältnis  zur 
O.  von  1351  155.  164.  166.  169. 

—  Philipps  VI.  von  1343  156. 

—  Johanns  IL  von  1351  151.  163  f. 
251.  310.  347.  351;  Verhältnis  zur 
O.  von  1307  155.  164;  Stellung 
in  der  Gesetzgebung  163.  174. 
351 ;  angebliche  Verkündigung  der 
Gewerbefreiheit  163. 171. 172. 173; 
Bedeutung  für  das  Gewerberecht 
175;  Durchfuhrung  244. 

—  Karis  VL  von  1415  3ia  347. 
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Ordonnanz  des  Banni^res  von  1467 
256. 

—  von  Villers-Cotterets  von  1539 
345. 

—  du  Domaine  von  1566  19  a*. 

—  von  1567/1577  346. 

8.  Edikt  von  1581;  Edikt  von 
1597;  Edikt  von  1776. 

P. 

Paeslier  259  s.  Kaltschmiede. 

Parlament  134.  135.  152ai.  153a». 
160.  166.  248. 

Pauvre,  Demutsformel  271  a^ 

Pauvres  du  mutier  46;  s.  Kleine 
Leute. 

Pea^e,  pedagium  49.  66. 

Penaitorium  94. 

Personalprivileg  s.  Privileg. 

Persönlichkeit  374.  378.  379. 

Pfund  waren  s.  averia  ponderis. 

Pfuscher  46.  270;  s.  Unzünftigkeit 

Philipp  IT.  Augustus  51.  69.  119a«. 

Philipp  III.  7.  8.  15 a^  10.  223. 

Philipp  IV.  7.  8.  13.  14.  16.  20.  21. 
22.  151.  154.  155.  164.  165.  166. 
175.  180.  228a*.  285.  310.  362a*. 

Philipp  V.  16.  20.  22.  180. 

Philipp  VI.  158.  180.  285. 

Phvsiokraten  363.  364. 

Poids  61;  Wiegezwang  61.  62.  63. 

Polia  94. 

Politische  Rechte  383. 

Polizei,  Grundlagen  102;  Umfang 
im  Mittelalter  und  in  der  Gegen- 
wart 103.  103a«;  Aufgaben  103  f. 
149.  213;  s.  Gewerbepolizei,  Ge- 
werbeschau, Marktpolitik,  Prü- 
fungszeichen ,  Nahrungsmittel, 
Gesundheitspolizei,  Mittelalter. 

Pondus  s.  Poids. 

Portagium  70.  71. 

Postglossatoren  432;  s.  Zeichen- 
recnt. 

Poulie  94 

Praepositus,  Amt  und  Stellung  7. 
31.  77.  78.  149.  234.  300.  314;  in 
Paris  29  a«.  35. 80.  96. 129. 130. 137. 
141.  142.  230.  235.  291. 

Prävention  103.  104. 

Preistaxen  s.  Tarifierung. 

Prävention  15. 

Princeps  legibus  solutus  387. 

Principat  3§6:  s.  Absolutismiis. 

Privatrecht,  Gegensatz  zum  Öffent- 
lichen Recht  s.  dieses 

PrivUeg  9.  22.  89.  174.  379.  880.  383; 
Spaltung  des  gewerblichen  P. 
325;    gewerbliches    Personalpri- 


vileg 325.  329.  330.  334.  335.  336; 
persönliches  P.  zum  Schutz  der 
sache  336;  Korporationsprivileg 
325.  337;  ständisches  P.  379.  380. 
383;  siehe  Zunftpriviieg,  Unter- 
nehmer, Sonderrecht,  Ausländer. 

Privilegienerneuerung  siehe  Zunft- 
priviieg. 

Produktionsform  3.  4.  371;  s.  Zunft. 

Produzent  104.  111.  425.  426;  siehe 
Käufer,  Gewerbeschau. 

Prozesse,  Prozefssucht  der  Zünfte 
340.  341.  344;  s.  Arbeitsteilung. 

Prüfung  bei  der  Meisteraufnahme 
29.  157.  157a».  360. 

Prüfungszeichen,  Bedeutung  und 
Wert  197.  198.  224.  242.  312;  Zu- 
sammenhang mit  Gewerbeschau 
198.  204;  Anwendung:  Metall- 
gewerbe 198.  199.  200;  Leder- 
gewerbe 200  f.;  Töpferei  202; 
Tuchmacherei  90.  108.  203  f.  342; 
Qualitätsstempei  203.  208.  312; 
Minderwertszeichen  210. 211. 218; 
Form  203.  211.  212;  örtlicher 
Schutz  ungenügend  im  14.  Jahrh. 
224;  s.  Verkehrszeichen,  Stempel. 


Qualitätsstempel  für  Zinn  203;  für 
Tuche  208.  209.  210.  312;  siehe 
Prüfungszeichen. 

Quod  principi  placuit  10  a*.  387. 

R. 

Rassa  vel  trassa  228.  230. 
Rechnungskammer  183  a^  345. 
Recht,  allgemeines  s.  Allgemeines  R. 

—  des  Individuums  s.  Individual- 
recht. 

—  öffentliches  s.  öffentliches  R. 

—  römisches  s.  Römisches  R. 

—  ständisches  s.  Ständische  Öffent- 
liche Rechte. 

—  zur  Arbeit  s.  Droit  du  travail, 
Domanialität. 

Rechtsentwicklung,     äufsere    und 

innere  6. 
Rechtspflege,  königliche  9.  15.  151. 

179. 
Rechtswissenschaft  7.  14. 
Regal  17.  18. 
Reglementierung,  Reglements  340. 

347.  364.  865.  366. 
Reichsregalien  17  a*. 
Reiheverkauf  99.  C^r\r\n]t> 

Renaissance  374.  .3t^.dby^^OO^ie 
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Repräsentationszeichen  187,  403. 
4Ö7.  409.  419.  422.  429;  s.  Sach- 
zeichen. 

Repression  103  a". 

Rex  non  censetur  proprietarius 
Regni  sui  388;  s.  Absolutismus. 

Riviage  49.  53. 

Romanische  Bauweise  405.  413. 

Römisches  Recht,  Stellung  von 
Käufer  und  Verkäufer  424 ;  nach 
Civilrecht  424;  nach  Ädiiicischem 
Recht  424.  425;  Zeichenschutz 
428.  431.  434;  Benennungen  427; 
Namen  425a».  427.  430.  432.  434. 

—  im  Mittelalter  7.  8.  10  a^  14  387. 
432.  433.  434. 

Ronkalische  Konstitution  17  a". 
Rouage,  Ruagium  49.  54.  70.  71. 
RückfälligkeS  139.  165.  299. 
Runen  407.  413. 

Saccagium  70.  72. 

Sacramentum  Franciae ,  Imperii 
40.  158. 

Sachzeichen  187.  188.  403;  s.  Ver- 
kehrszeichen, Repräsentations- 
zeichen, Stückzeichen. 

Sahlband  193;  als  Herkunfts- 
zeichen 214  f.  434;  Form  und 
Muster  215. 216. 217;  Abtrennung 
als  Strafmittel  218;  s.  Ausländer, 
Nachahmung. 

Salzsteuer  180  a«. 

Schau  s.  Gewerbeschau. 

Schaugebühr  225.  256.  340.  342; 
für  Werkstattbesichtigun^  256. 

Schauzeichen  s.  Prüfungszeichen. 

Schlachthäuser  105;  s.  Nahrungs- 
mittel. 

Schriftlichkeit  der  Verträge  29; 
8.  Förmlichkeit. 

—  im  Recht  und  Herkommen  des 
Handwerks  s.  Aufzeichnung. 

Sechsämter  23.  122.  135. 

Seidenindustrie  316.  330;  s.  Manu- 
faktur. 

Selbstsatzung  des  Handwerks  88. 
89.  149.  240.  241.  243.  337.  340. 

Selbstverwaltung  des  Handwerks 
23.  24.  29.  32.  149.  239.  255.  322. 
340. 

—  ständische  382.  388.  384.  391; 
s.  Stände. 

Semaine  de  TEvesque  58  a^^ 
Serment  s.  Sacramentum. 
Servir  les  maitres  249;  s.  Sitzjahre. 
Siebzehn,    Zahl   zur   Bezeichnung 
einer   geschlossenen  Gesamtheit 


284;  Siebzehn  hausierte  Städte 
112a^  129.285;  Siebzehn  Tucher- 
städte  286;  Siebzehn  Zünfte  286. 
287. 

Signum  423.  429;  s.  Stempel. 

Sitzjahre  245 ;  Ursprung  verschieden 
von  Mutjahren  249 ;  Begründung 
250;  betreffen  zunächst  aie  Stadt- 
fremden 251;  ergreifen  den  Ge- 
sellenstand allgemein  252.  339. 
351;  Anerkennung  durch  Edikt 
von  1581  354.  360;  s.  Nieder- 
lassungsrecht. 

Six*  Corps  marchauds  s.  Kauf  man  ns- 
zünfte. 

Sonderrecht  379.  380.  381.  383.  385. 
391;  siehe  Privileg,  Allgemeines 
Recht. 

Sonntagsruhe  s.  Feiertage,  Reihe- 
verkauf, Arbeitszeit. 

Spaltung  des  gewerblichen  Privi- 
legs 325. 

Spannanstalten  94.  211.  220. 

Staat,   mittelalterlich-neuzeitlicher 

4.  5.  6.  179.  321.  325.  371.  373. 

379.  381.  383.  386.  387.  390.  391; 
ständisch    organisierter    5.    150. 

380.  382.  383;  naturrechtliche 
Auffassung  385.  886;  s.  Absolutis- 
mus, ständisches  Princip,  Mittel- 
alter. 

Staatsentwicklung ,      festländische 

5.  103.  179.  321.  325.  371.  373. 
373  a".  379.  380.  381.  382.  383. 
384.  386.  387.  389.  390.  391;  eng- 
lische 103a".  179.  1S2.  373a".  381. 

382.  385:  s.  Beamtentum. 
Staatsgewalt  4.  5.  6.  150.  371.  372. 

390.  391;  P.  Amtsrecht,  Ständi- 
sche Organisationen,  Öffentliches 
Recht. 

Staatsgewalt,  vollkommene  a.  Voll- 
kommene St. 

Staatsrecht  6.  9.  123.  150.  151.  175. 
180.  184.  185.  326.  371.  380.  382. 

383.  384.  386.  387.  388.  389;  siehe 
Amtsrecht. 

—  fränkisches  11,  13. 

Staatsrechtswissenschaft  372.  373. 
374.  385. 

Staatsverband,  Eingliederung  der 
Individuen  in  dens.  373.  383.  384. 

Stadtbehörde  38.  110.  118.  318.  331. 

Stadtbürger,  Befreiung  von  Ver- 
kehrsabgaben 48.  50.  55.  56.  71. 
72;  ausg.  Hallen-  und  Standgeld 
64.  73;  Recht  d.  Tuchmachens 
95.  276. 

Stadtfremde,  a.  Handwerker  86  f. 
172;  mangelnde  Förmlichkeit  im 
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13.  Jahrh.  87;  Behandlung  durch 
städtische  Behörden  38.  89  a^. 
436;  durch  Zünfte  87.  157.  172. 
249. 252.  255  a«.  851 ;  durch  König- 
tum 173.  251.  258.351;  Sitzjahre 
250.  839;  örtliche  Lehrzeit  258. 
338;  gesonderte  Zünfte  253; 
8.  Niederlassungsrecht,  Sitzzeit, 
b.  Händler  36.  113.  152.  169. 
172.  294;  Behandlung  durch 
städtische  Behörden  118;  durch 
Zünfte  118.  172.  295.  841;  durch 
Königtum  172. 178. 251 ;  Gewerbe- 
schau  108.  118.  169.  171.  172.  256. 
295. 341 ;  Schaugebühr  256. 256  a»; 
Verkehrsabgaben  47  f. ;  Recht  des 
Marktverkaufs  119.  158  a*.  486; 
Verkauf  aufserhalb  der  Markt- 
tage 119.  295.  436;  sachlicher 
Marktzwang  118.  171.  294;  siehe 
Einfuhrverbote ,  Wanderlager, 
Gesellschaft,  Marktpolitik. 

Stadtrat  129.  188.  148.  144.  149. 
159.  161.  318.  831.  836. 

Stadtverwaltung,  Eingriffe  Karls  VI. 
174.    179;   Politik    Ludwigs   XI. 

-  313, 

Stadt'zünfte  124.  141.  142.  143.  158. 
253.291.  897;  s.  Gerichtsbezirke, 
Gewerbeschau. 

Stallagium  s.  Mafktstandgeld. 

Stände  4.  871.  378.  880.  881.  381  a^ 
382.  388.  385.  388.  890.  391 ;  siehe 
Staat. 

Ständeverband  383. 

Ständische  öffentliche  Rechte  388. 
884.  886.  388. 

Ständische  Organisationen  8.  871. 
380.  381.  382.  888.  885.  886.  389. 
891. 

Ständisches  Princip  880.  381.  382. 
883.  385.  389.  890.  891;  s.  Sonder- 
recht. 

Stapelrecht  67  f. 

Steinmetzzeichen  187.  189.  403  f. 
418.  419;  8.  Versetzzeichen. 

Stempel,  mittelalterliche  224;  Ord- 
nung dem  König  allein  vorbe- 
halten 225;  Einkünfte  225.  226. 
226a'.  842;  s.  Goldstempel,  Zinn- 
stempel, Tuchstempel,  Leder- 
stempel.  Prüfungszeichen. 

—  römiscne,  Ziegelstempel  414; 
Bestandteile  414 f.;  Stempel  auf 
Thongefäfsen  419;  auf  metalle- 
nen und  sonstigen  Gegenständen 
420  f.;  Stempel  zur  Unterschrift 
428.  429;  s.  Zeichen. 

Steuern  s.  Landessteuern. 

Straffalligkeit  104.  126.  127. 


Strafen  104.  106.  128.  129.  130.  188. 
184.  137.  138.  139.  148.  144.  146. 
148.  161.  170.  210.  211.  218.  233. 
278.  299.  300.  302.  306;  s.  Voll- 
streckung, Justitia  combustionis, 
Zerstückelung,  Verbannung,  Sahl- 
band,  Minderwertszeichen,  Über- 
tretung, Falschwerk,  Äückfällig- 
keit. 

Strafgelder,  Festsetzung  127.  137. 
143.  146.  148.  161.  m;  Besitz 
des  Erträgnisses  130;  Eintreibung 
132.  148.  147.  304.  806;  Anteil 
des  Handwerks  131.  147.  159.  162. 
263.  265.  297.  803.  807;  Königs- 
anteil  184.  265.  303.  806.  308; 
Erhöhung  der  Sätze  155a>.  807. 

Strafrecht  tritt  zurück  hinter  Ge- 
werbeschau 104.  126.  242. 

Strafsenhandel  100;  s.  Hausier- 
betrieb. 

Strafsenpolizei  165. 

Strigilis  421.  428. 

Stückmafs  der  Tuche»  Zusammen- 
hang zwischen  Stücklänge  und 
Qualität  219.  220;  statutarische 
Mafse  90.  210.  221.  842;  Nach- 
ahmungen 222.  434;  s.  Herkunfts- 
zeichen. 

Stückzeichen  183.  189.  403.  428. 
481;  s.  Sachzeichen. 

Stundungsbriefe  10  a^ 

SuUy  363. 

Summagium  75. 


Taglohn  168  a^  277.  408.  409;  siebe 
Arbeitslohn. 

Taille  180  a«. 

Takehan  228.  280  a« 

Tarifierung  110.  112.  153.  167.  168. 
847. 

Technik  89.  166.  272;  mündliche 
Überlieferung  89;  beginnende 
schriftliche  Aufzeichnung  89. 166; 
Ordnungen  89.  91a^;  Anwachsen 
der  Statuten  239.  272;  Abhängig- 
keit der  Einzelbetriebe  93;  Neue- 
rungen 272.  273;  s.  Betrieb, 
Reglements. 

Teilungsrecht  91. 113. 114;  s.  Kleine 
Leute,  Betrieb. 

Teloneum  s.  Tonlieu. 

Tendaris  94. 

Teuerung,  Mafsnahmen  152.  156. 
164.  166.  233.  291. 

Thonwaren  414.  419. 

Thonwerk  414.  415. 

Timonagium  75.    Digitizedby> 
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Tonlieu  49.  70.  73.  74:  Richtung  ' 
des  T.  56.  59.  70. 73;  Begrenzung  | 
auf  Massengüter  59;  Einzelsätze  | 
58.  71;  Alternierung  mit  Con-  | 
ductus  55.  67;  mit  Transversum 
72.  73;  mit  Mafsgebühr  61;  mit 
Wiegegebuhr  63 ;  s.  Zölle. 

Töpferstempel  römischer  414.  417. 
420;  mittelalterlicher  196.  418. 
420. 

Traitte  foraine  180a«.  350a». 

Transversum,  Travers  69.  70. 

Treueid  255. 

Tucher,  getrennt  von  Webern  33. 
58.  65.  83a«.  95.  96;  Gericht  129. 
144  f.  160  f.  298  f.;  Zeichenwesen 
192.  203  f.  214  f.  342;  Zunftehr- 
lichkeit 242. 

Tucherstadt  219.  286.  312. 

Tnchmacherei,  Ordnungen  89.  91  a}, 
204.  210;  Gewerbeschau  107. 208. 
209.  273;  Teilgewerbe  93.  100. 
107;  Becht  des  Tuchmachens  für 
die  Stadtbürger  95.  276;  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  der  T. 
im  Mittelalter  203.  204;  markt- 
gängige Stücke  210.  218.  219; 
ControUeure  343;  s.  Prüfungs- 
zeichen, Stempel,  Stückmafs,  An- 
stalten, Unternehmer. 

Tuchscheerenmacher  268. 

Tuchstemper90.  108.  184.203.242. 
312.  342.  422. 

Turgot  348.  362.  363-  365. 

Turquet,  Etienne  331  f. 

U. 

Sbergangsstil  405.  413. 
bertretung,  Begriff  104.  126  j  be- 
besondere Bedeutung  im  mittel- 
alterlichen Gewerberecht  126. 
127;  gerichtliches  Verfahren  131. 
304;  T:inzelheiten  127.  137.  140. 
142.  145.  146.  147.  159.  161.  170. 
304.  305.  306.  343.  344.  395  f.; 
siehe  Falschwerk,  Gewerbeschau. 

Umkehrungen  im  öffentlichen  Becht 
382;  s.  Öffentliches  Becht. 

Unehrlich  (=  unzünftig)  s.  Zunft- 
ehrlichkeit. 

Unruhen  der  Handwerker  151.  233. 

Unterkäufer  101.  158.  167.  189. 192; 
s.  Unvereinbarkeit, 

Unternehmer  44  a*.  95.  96.  240  a». 
274.  276.  292.  330.  331.  332.  336; 
s.  Warenzahlung,  Manufaktur, 
Gemischtwarenhändkr,  Betrieb, 
Privileg. 

Unterschrift  422.  423.  429;  siehe 
Stempel,  römische. 


Unveräufserlichkeit  des  Domanial- 
besitzes  20.  345. 

Unvereinbarkeit  bestimmter  Be- 
triebe 101.  153.  167.  276;  zweier 
Betriebe  275;  s.  Nebengewerbe. 

Unverjährbarkeit  des  Domanial- 
besitzes  20. 

Unzünftige  Handwerke  24. 268.328; 
Abnahme  42.  268.  314.  315.  326. 
334. 

Unzünftige  Handwerker  24.  48  f. 
149.  242;  Zunahme  269.  270.  341. 
353;  Verbot  der  Lehrlingsan- 
nahme 271.  338;  der  Gewerbe- 
schau unterworfen  271.  341; 
Begelung  im  Edikt  von  1581: 
Meistereid  353.  357;  Vorstädte 
353;  Eintritt  als  Königsmeister 
359;  s.  Unzünftigkcit,  Vorstädte, 
Landhandwerk,  Gesellen,  freie 
Kunst,  Zunftehrlichkeit. 

Unzünftigkeit  24;  Verschiebung 
42.  268;  Formen  der  U.  bei 
zünftigem  Betrieb:  a.  Haus- 
bedarfsarbeit  43.  269;  b.  Arbeit 
für  Zunftfremde  44.  269;  c  selb- 
ständiger Betrieb  der  Unzünftigen 
45.  269;  im  18.  Jahrh.  wenig  De- 
hindert 45.  149;  Umschwung  270; 
Gegnerschaft  der  Zünfte  270.  271. 
841.  —  Neue  Unzünftigkeit  826; 
freie  Kunst  dem  zünftigen  Hand- 
werk ebenbürtig  328;  Edikte  von 
1581  und  1597  354.  856ai.  357. 
858.  362. 

Urheberrecht  336. 

Ursprungszeichen  siehe  Herkunfts- 
zeichen. 

V. 

Verbannung  28a«.  128.  129.  130. 
139.  255  a^;  8.  Strafen. 

Verbindungen  229;  s.  Versamm- 
lung. 

Verbrennung  siehe  Jnstitia  com- 
bustionis. 

Verdinget  Werk  409. 

Vereidigung  der  Geschworenen  86. 
130.  166.  304. 

Vereinheitlichung  der  Zunftstatuten 
240.  241;  s.  Zunftprivileg. 

Verfahren,  gewerberechtliches  bei 
Übertretung  131.  344i  bei  Falsch- 
werk 133,  803.  344;  s.  Gericht, 
Eid. 

Verkauf  in  Läden  und  Werkstätten 
65;    vom   Wagen   herab    71;   s. 
Marktzwang. 
I  Verkäufer  s.  Käufer.  30qI€ 
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Yerkehrsbeziehungen  104.  198.  204. 
212.  224.  242.  320;  s.  Markt- 
verkehr, Käufer. 

Verkehrszeichen  188.  191;  s.  Zei- 
chenrecht, Haftungszeichen,  Prü- 
funffszeichen ,  Herkunftszeichen, 
Ausländer. 

—  in  Rom  414.  415.  417.  422.  423. 
481. 

Verlegerbetrieb  s.  Unternehmer, 
Gemischtwarenhändler. 

Veipfilndung  von  Waren  wegen 
ruckständiger  Löhne  109  a^ 

Versammlung  zu  erlaubten  Zwecken 
228.  229.  232.  262.  345;  zu  un- 
erlaubten Zwecken  228.  229  f. 
232.  283.  345;  beschränkte  231. 
234;  zu  Wahlzwecken  232.  233. 
236;  beaufsichtigte  233 f.;  s.  Ab- 
sprachen. 

Versammlungsrecht  227  f.  345.  346; 
Einschränkung  233  f. 

Versetzzeichen  403.  407.  413. 

Versorgungsgebiet,  städtisches  111. 
112.  115;  s.  Marktpolitik,  Zwi- 
schenkauf. 

Verwaltung,  ständische  und  staat- 
liche 383.  391;  s.  Polizei. 

Verweltlichung  des  Bauwesens  406. 

Vinagium  75. 

Ville  de  loi242a»;  s.  Zunftehrlich- 
keit. 

Ville  jur^e  315a». 

Volksfreiheit  382;  s.  ümkehrungen 
im  öffentlichen  Recht. 

Volkswirtschaftliche  Ziele  der  Zoll- 
tarife 68;  der  Marktpolitik  111. 
112.  114.  115. 

Vollkommene  Staatsgewalt  5.  371. 
372.  884.  390;  s.  Staat,  Staats- 
entwicklung. 

Vollstreckung  der  Urteile  durch 
Gericht  des  Sonderbezirks  124. 
148  a*^.  397;  durch  Handwerks- 
gericht  128.  135.  160.  162.  299. 
300.  395;  durch  allgemeines  Ge- 
richt 129.  137.  144.  146.  160.  171. 
299.  300.  395;  s.  Gerichtsbar- 
keit, Zuständigkeit,  Falschwerk, 
Henker,  Strafen. 

Vollziehende  Gewalt  391. 

Vorbeugung  103.  104.  426. 

Vorkauf  113.  169;  s.  Marktpolitik. 

Vorräte,  Verbot  des  Zwischen- 
kaufs 115;  Zwang  zur  Vor- 
weisung 156;  s.  Marktpolitik. 

Vorschlag  der  Tuche  228;  s.  Her- 
kunftszeichen. 

Vorstädte,  zunehmende  Besiedelung 
271.    289.   341;    der  städtischen 


Schau  unterworfen  271.  289; 
eigene  Schau  291.  292;  eigene 
Zünfte  253. 291. 351.  353a«.  356ai ; 
Lehrlingsausbildung  338.  341; 
Freiheiten  271.  341;  nach  Edikt 
von  1581  353.  356ai.  358;  Rechts- 
verhältnis zur  Stadt  351. 353. 354. 
355.  356;  s.  Unzünftigkeit,  Ge- 
sellen, Gewerbeschau. 
Vorsteher  der  Handwerkerschaften 
8.  Geschworene. 


Wachtordnung,  Pariser  287  a*. 

Wachtzins  84. 

Wahlrecht  der  Handwerkerschaften 
82.  232  f. 

Wahrheit,  gerichtliche  132. 162.303. 
304.  306. 

Waisenpflege  25a8.  333.  334. 
I   Walkmühlen  94. 
;   Wallfahrt  nach  dem  heiligen  Lande 

10a».  27.  33.  51.  57. 
!  Wanderlager  120.  295. 
;  Wappen  187. 432. 433;  redendes  415. 
I  Warenzahlung  96;  Eingreifen  der 
j       Obrigkeit  96;  s.  Unternehmer. 
I  Weber  getrennt  von   Tuchern;  s. 
Tucher. 

Wegegeld  47.  69.  70.  73.  75. 

Wein,  Weinhandel  48a8.  51.  53.  54. 
55.  68.  72.  75.  81.  106.  116.  153. 

Werkstattaufseher  zur  Einhaltung 
der  Arbeitspausen  281:  s.  Ar- 
beitspausen, Gewerbescnau. 

Werkstellezeichen  403.  404. 

Wesentliche  Eigenschaften  425. 427 ; 
s.  Käufer,  Mängel,  Irrtum,  Rö- 
misches Recht. 

Wiegegebühren  61  f.  73. 

Wiegevorrichtungen  429. 

Wiegezwang  s.  Poids. 

Wienage  74. 

Wirtschaftsgut  51.  66.  71;  s.  Han- 
delsgut. 

Wochenmarkt  65;  Verkaufsrecht 
der  Stadtfremden  118.  119;  s. 
Marktpolitik. 


Zeichen   187.    188 a^;    Einzelheiten 
188  f.  403  f. ;  s.  Repräsentations- 
zeichen, Sachzeichen,  Steinmetz- 
zeichen, Lohnzeichen,   Stempel, 
Zeichenrecht. 
Zeidienrecht,  mittelalterliches,  Ein- 
I       teilung    187.    188ai;    Unzuläng- 
I       lichkeit  des   örtlichen   Schutzes 
29** 
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im  14.  Jahrh.  224.  225;  s.  Beprä- 
sentationszeicheD ,  Sachzeicnen, 
Verkehrszeichen ,  Nachahmung, 
Käufer. 

—  Tömisches  190.  402  f.;  einzelne 
Zeichen  403  f.  422;  Gesetzgebung 
402.  422  f.;  Analogie  424.  428; 
Bezeichnungen  und  Namen  425. 
427.  430.  482  f.;  Actio  ex  empto, 
doli,  i||^anti  minoris  424.  428; 
injurianim  424.429  f. ;  lex  Cornelia 
4^4.  430:431;  Zeichenschutz  428. 
431;  bei  den  Postglossatoren  482. 
433.  434;  s.  Zeichen. 

Zerstückelung  von  Falschwerk  128. 
138.  144.  210;  s.  Strafen. 

Ziegelstempel,  römische  414  f. ;  Be- 
standteile 414;  mittelalterliche 
417.  418;  Form  419. 

Zinnstempel  199;  Form  203;  s. 
Prüfungssteropel. 

Zölle,  a.  örtliche,  Definition  49; 
Bringpflicht  und  Holpflicht  49  f. 
74a»;  Tarifeinheiten  48.  52.  53. 
55.  57.  72;  volkswirtschaftliche 
Zwecke  54.  68;  Einzelheiten  49  f. 
244;  8.  Conductus,  Tonlieu,Peage, 
Befreiungen,  Abgaben,  Gebühren, 
b.  Landeszölle  180  a».  244. 

Zufuhr  aus  dem  Versorgungsgebiet 
111.  113;  aufweite  Strecken  112. 
117.  119;  8.  Marktpolitik. 

Zunft,  Stellung  im  öffentlichen  Rech  t 
4.  826.  371.  372;  Grundlagen  23. 
243.  246.  247.  326;  Erhaltung  der 
einzelnen  Meisterstelle  91.  95. 
273.  378.  379;  Forderung  der 
wirtschaftlichen,  jedoch  nicht 
technischen  Selbständigkeit  93  f. ; 
Kampf  der  Handwerkerschaft 
gegen  den  Verlegerbetrieb  292  f.; 
Kecht  des  Individuums  378;  s. 
Mittelalter,  Zunftwesen. 

Zunftehrlichkeit  im  13.  Jahrh.  un- 
bekannt 101;  Anzeichen  im 
14.  Jahrh.  167. 167a»;  Ausbildung 
und  Herrschaft  der  Z.  224.  241. 
242;  Bedeutung  241.  328;  Be- 
handlung „unenrlicher"  Hand- 
werker 167  a».  242;  Ablösung  un- 
ehrlicher Hantierung  801;  neue 
Unzünftigkeit  326;  freie  Kunst 
dem  zünftigen  Handwerk  eben- 
bürtig 328;  s.  freie  Kunst,  Un- 
zünftige. 

Zunftfremde  44.  269.  275. 

Zunftgebühren  87.  254ai.  256.  816. 
840.  847.  359.  866.    Kassenwesen 


32.  257.  840.  346;  staatliche 
Grundgebühr  860;  s.  Meisterg^eld, 
Meisterschmaus ,  Meisterstück, 
Hanse,  Gewerbekauf,  Anzugs- 
geld ,  Einschreibegeld ,  Schau- 
Ssbühr,  Stempel,  Geschworene, 
ruderschaften. 

Zunft,  geschlossene  siehe  Ge- 
schlossene Z. 

Zunftprivileg,  Bedeutung  22.  89. 
174;  Folgen  der  Aufhebung  im 
Mittelalter  174;  Einteilung  des 
Z.  289;  Erneuerung  239.  240; 
bleibt  Organisationsform  im 
15.  Jahrh.  310;  Generalprivi- 
legien an  Städte  813.  314.  815; 
Spaltung  des  gewerblichen 
Privilegs  325;  im  15.  Jahrh. 
noch  kein  Zwang  zur  Annahme 
815;  dagegen  Grundsatz  der 
Edikte  von  1581  und  1597  857. 
858.  866.  367;  s.  Gewerbepolitik. 

Znnftstatut,  Zweck  und  Inhalt 
des  älteren  Z.  89;  Kürze  89; 
wachsender  Umfang  156.  238. 
815.  337;  Bewidmung  und  Über- 
tragung 240;  verminderte  Be- 
deutung 325.  848. 

Zunftstiftungen  239;  unter  Karl  VI. 
240;  Karl  VH.  811;  Ludwig  XI. 
316. 

Zunftwesen,  Entstehung  33.  122. 
871;  vollendete  Ausbildung  149; 
Gegensatz  der  alten  Amter  und 
der  Zünfte  122.  123.  126.  128.  129. 
130.  131.  135.  149.  150;  äufsere 
Verbreitung  und  innere  Um- 
gestaltung 240.  241  f.  255.  292. 
310.  321.^25.  326.  348.  351.  859. 
871;  steigende  Abschliefsung  157. 
173.  245.  249.  252.  255.  295.  388. 
339;  Entwicklung  in  den  ein- 
zelnen Ländern  871;  römisches 
und  mittelalterliches  Z.  190; 
s.  Zunft,  Öffentliches  Recht. 

Zunftzwang  45.  45  a". 

Zünftige  Stadt,  jede  steht  der 
andern  gleich  87. 173.  242ai.  286. 
838.  351;  Grundsatz  aufgegeben 
durch  Zünfte  157.  178.  250.  889; 
durch  Königtum  353,  354;  siehe 
Niederlassungsrecht. 

Zuständigkeit  Einteilung  122;  ört- 
liche 128;  objektive  124.  125; 
subjektive  122. 125.  128;  bei  Über- 
tretung bezw.  Falschwerk  126; 
Einzelheiten  135  f.  158  f.  265. 
297  f.  .348.  395  f.;  s.  Gerichtsbar- 
keit, Übertretung,  Falsch  werk. 
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Zwangazänfte  155.  156.  815.  357. 
358.  862.  866;  s.  Zunftprivileg. 

Zwischenhandel,  Auffassung  des 
Mittelalters  114;  gefördert  für 
Zwecke  der  Zufuhr  114. 117.  170; 
insbesondere  aus  weiterer  Ent- 
fernung 169. 170;  s.  Zwischenkauf. 


Zwischenkauf,  Unterscheidung  vom 
Zwischenhandel  114;  Definition 
115;  Einzelheiten  116.  117.  152. 
158.  156.  156a«.  170.  294:  siehe 
Zwischenhandel,  Zufuhr,  Markt- 
Politik. 
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Geschichte  des  Vertrags. 


Im  Jahre  1894  wurde  dem  Deutschen  Reichstag  von  der 
deutschen  Reichsregierung  der  Entwurf  eines  zwischen  dem 
Reich  und  Rufsland  abzuschliefsenden  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrags vorgelegt. 

Die  Verhandlungen  tlber  diesen  Vertrag  fanden  vom 
26.  Februar  bis  16.  März  des  Jahres  1894  statt.  Man  kam 
nach  langen  und  heftigen  Debatten  zur  Annahme  des  Vertrags, 
der  nun  die  Handels-  und  Schiffahrtsbeziehungen  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Rufsland  auf  nahezu  zehn  Jahre, 
d.  h.  bis  Ende  1903,  festlegte. 

Mit  dem  1.  Februar  1892  waren  alle  europäischen  Handels- 
verträge abgelaufen,  und  es  drohte  bei  den  damals  vor- 
herrschenden schutzzöllnerischen  Ansichten  ein  allgemeiner 
Zollkrieg. 

Während  nun  die  mit  Österreich  -  Ungarn ,  Italien  und 
Belgien  geführten  Verhandlungen  Ende  1891  und  die  Ver- 
handlungen mit  der  Schweiz  Anfang  1892  zum  Abschlufs  von 
Handelsverträgen  von  zwölfiähriger  Dauer  führten,  knüpfte 
man  mit  Rufsland  auch  Verhandlungen  über  einen  Tarif- 
Meistbegünstigungsvertrag  an,  konnte  aber  zu  keiner  Einigung 
gelangen. 

Dieser  gewaltige  Staat  hatte  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte nicht  mehr  daran  gedacht,  ein  ernsthaftes  Abkommen 
mit  irgend  einem  anderen  Staate  zur  Regelung  der  gegen- 
seitigen handelspolitischen  Beziehungen  zu  treffen.  Auch  jetzt 
waren  seine  Zollsätze  dermaFsen  hohe,  dafs  es  für  ihn  ohne 
eine  bedeutende  Ermäfsigung  derselben  nicht  möglich  war, 
mit  den  übrigen  Vertragsstaaten  in  gedeihliche  Unterhand- 
lungen einzutreten. 

Im  Laufe  der  achtziger  Jahre  hatte  Rufsland  seine  Zölle 
fortwährend  erhöht  und  endlich  den  stark  schutzzöllnerischen 
Tarif  vom  11./23.  Juni  1891  aufgestellt.  Nur  mit  Frankreich 
war  im  Jahre  1893  ein  Handelsabkommen  getroffen  worden, 
das  aber  auf  eijier   schutzzöllnerischen   Basis  Dibt^fJ^tgocJ^C 
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fegenseitigen  Zugeständnisse  waren  keine  sehr  weittragenden. 
is  hatte  Frankreich  z.  B.  an  Rufsland  nur  ein  wichtiges 
Zugeständnis,  nämlich  das  auf  Petroleum,  gemacht. 

Das  Handelsabkommen  mit  Frankreich  wurde  nun  von 
Rufsland  als  sein  Minimaltarif  bezeichnet,  während  zu  gleicher 
Zeit  ein  Maximaltarif  aufgestellt  wurde,  der  auf  alle  Staaten 
Anwendung  finden  sollte,  die  russische  Erzeugnisse  nicht  günstig 
behandelten.  In  der  Hauptsache  wurden  in  diesem  Maximal- 
tarif vom  1./12.  Juni  1893  die  Ganzfabrikate  mit  einem  Zu- 
schlag von  30®/o,  die  Halbfabrikate  mit  einem  solchen  von 
20  «/o  belegt. 

Auf  Deutschland  fand  der  Maximaltarif  Anwendung. 
Unsere  Regierung  antwortete  prompt  am  29.  Juni  1893,  in- 
dem sie  auf  die  hauptsächlichsten  russischen  Ausfuhrartikel 
50  ^/o  Zuschlag  erhob  und  aufserdem  Ursprungszeugnisse 
forderte.  Die  Antwort  Rufslands  erfolgte  am  30.  Juli  alten 
Stils,  indem  die  Abgaben  deutscher  Schiffe  in  russischen  Häfen 
von  fünf  Kopeken  auf  einen  Rubel  per  Last  erhöht  und  auf 
alle  Zölle  noch  50  °/o  Zuschlag  erhoben  wurde. 

Ein  derartiger  Zollkrieg  zwischen  den  beiden  Nachbar- 
reichen, die  doch  in  vielfacher  Beziehung  aufeinander  ange- 
wiesen sind,  erzeugte  bald  unerträgliche  Zustände.  Rufsland 
suchte  zwar  durch  bedeutende  Herabsetzungen  seiner  Eisen- 
bahntarife einen  Export  seines  Oetreides  zu  ermöglichen  und 
durch  Begünstigung  einiger  Staaten  sich  die  nötigen  Industrie- 
artikel zu  verschaffen,  aber  es  nahm  doch  gerne  die  nur  auf 
kurze  Zeit  unterbrochenen  Verhandlungen  mit  Deutschland 
zur  Regelung  der  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  wieder  auf. 

Ein  Blick  auf  die  Ausfuhr  und  Einfuhr  im  reinen  Waren- 
verkehr ^  (also  nach  Ausscheidung  des  Edelmetallverkehrs  aus 
dem  Specialhandel  zwischen  Deutschland  und  Rufsland)  wäh- 
rend aer  Jahre  1880—1893  zeigt  uns,  wie  rege  Handels- 
beziehungen zwischen  diesen  beiden  Staaten  bestanden. 


Ausfuhr  nach  Rufsland        Einfuhr  aus  Bufsiand 
im  reinen  Warenverkehr  in  1000  Mk.: 

1880  218330 335  733 

1881  183179 333181 

1882  192654 390708 

1883  184031 410130 

1884  161476 413510 

1885  144090 344060 

1886  137  587 264184 

1887  124652 335  595 

1888  140359 369046 

1889  174210 520131 

1890  183719 522799 

1891  145336 578701 

1892  129  778 381741 

1893  135517 352433  ^  . 
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Die  deutsche  Ausfuhr  nach  Rufsland  hatte  im  Jahre  1880 
•eine  Höhe  von  213,3  Mill.  Mark  erlangt,  begann  aber  nun 
in  den  Jahren  1881 — 1887  stetig  zu  sinken,  um  im  Jahre 
1887  einen  Tiefpunkt  von  124,7  Mill.  Mk.  zu  erreichen.  In 
den  nächsten  Jahren  belebte  sich  allerdings  diese  Ausfuhr 
wieder  infolge  des  höheren  Rubelkurses,  indes  gab  dieser  Um- 
stand zu  neuen  Zollerhöhungen  Anlafs,  welche  einen  weiteren 
Rückschritt  des  deutschen  Absatzes  bewirkten.  Während  der 
Jahre  1891 — 1893  fand  dann  wieder  ein  starkes  Zurückgehen 
der  deutschen  Ausfuhr  nach  Rufsland  statt,  als  notwendige 
Folge  des  russischen  Zolltarifs  von  1891  und  des  deutsch- 
russischen  Zollkriegs  von  1893. 

Die  Einfuhr  Deutschlands  aus  Rufsland  blieb  fortwährend 
«ine  sehr  starke.  Nur  im  Jahre  1886  bemerken  wir  ein  plötz- 
liches bedeutendes  Sinken  derselben,  um  aber  dann  von  1887  ab 
bis  zum  Jahre  1891  die  beträchtliche  Höhe  von  578,7  Mill.  Mk. 
zu  erreichen.  Die  Erhöhung  des  deutschen  Eornzolls  im  Jahre 
1887  von  3  auf  5  Mk.  war  also  spurlos  an  Rufsland  vorüber- 
gegangen. 

Sehr  stark  ging  die  russische  Ausfuhr  nach  Deutschland 
in  den  Jahren  1892  und  1893  zurück,  zunächst  die  Folge  der 
Mifsernte,  des  Ausfuhrverbots  und  der  Hungersnot  in  Rufs- 
land im  Jahre  1891  und  dann  der  Cholera  und  weiterer  Mifs- 
«rnten  in  vielen  russischen  Gouvernements  im  Jahre  1892,  wo- 
durch eine  lähmende  Wirkung  auf  Handel  und  Wandel  statt- 
fand. Im  Jahre  1893  traf  dann  der  deutsche  EampfkomzoU 
von  7,50  Mk.  die  russische  direkte  Getreideausfuhr  nach 
Deutschland  schwer. 

Deutschlands  Ausfuhr  nach  Rufsland  besteht  haupt- 
sächlich in  Industrieprodukten,  während  Rufsland  hauptsächlich 
Erzeugnisse  seiner  Land-  und  Forstwirtschaft  nach  Deutsch- 
land exportiert. 

Noch  mehr  als  Rufsland  wurde  jedenfalls  Deutschland 
durch  den  am  1.  August  1893  zwischen  den  beiden  Reichen 
ausgebrochenen  Zollkrieg  geschädigt.  Deutschland  wurde  jetzt 
gezwungen,  für  viele  seiner  Industrieprodukte  sich  neue  Absatz- 
märkte zu  suchen,  während  die  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse Rufslands  ja  doch  fast  immer  auf  den  Weltmarkt  kommen 
mufsten. 

Die  russischen  Zollerhöhungen  hatten  eine  zum  Teil  fast 
vernichtende  Wirkung  auf  die  Ausfuhr  zahlreicher  Haupt- 
industrieartikel nach  Rufsland  ausgeübt.  Wenn  wir  die  in 
Tabelle  I  gegebenen  Ausfuhrwerte  bis  zum  31.  Juli  1893  und 
vom  1.  August  bis  Ende  1893  vergleichen,  so  erkennen  wir 
hauptsächlich  die  ungünstige  Einwirkung  des  Zollkriegs  auf 
Eisen  und  Eisenwaren,  auf  Maschinen,  Zink,  Baumwolle,  Wolle 
und  chemische  Produkte.  Allerdings  macht  sich  bei  anderen 
Produkten,   wie  bei  Roheisen,  Kaolin,  Feldspath,   feuerfestö:^ 
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Thon,  sowohl  bei  grünen  und  gesalzenen  wie  bei  gekalkten 
und  trockenen  Rindshäuten,  sowie  bei  Büchern,  Karten  und 
Musikalien  fast  gar  keine  Einwirkung  des  Zollkriegs  bemerk- 
bar. Bei  einigen  Waren,  wie  bei  Superphosphat,  Palmkemen 
und  Eopra,  Getreide  u.  s.  w.  geschroten  una  bei  Mühlsteinen 
trat  sogar  eine  wesentliche  Steigerung  der  Ausfuhr  nach  Rufs- 
land nach  dem  81.  Juli  1893  ein. 

Bei  denjenigen  Industrieartikeln,  bei  welchen  sich  ein  be- 
deutendes Zurückgehen  der  Ausfuhr  seit  dem  1.  August  1893 
bemerkbar  macht,  ist  allerdings  noch  folgendes  in  Betracht  zu 
ziehen. 

Naturgemäß  waren  bei  den  sich  mehrenden  Anzeichen 
des  Ausbruchs  eines  Zollkriegs  zwischen  Deutschland  und 
Rufsland  die  deutschen  Exporteure  bestrebt,  vor  Inkrafttreten 
der  fast  verbotsartigen  russischen  Zölle,  also  vor  dem  1.  August 
1893,  noch  möglichst  viel  nach  Rufsland  zu  exportieren,  wie 
die  russischen  Importeure  auch  noch  ihren  Bedarf  möglichst 
zu  decken  suchten.  Ein  grofser  Teil  des  voraussichtlichen 
Jahresexports  fllr  1893  hat  deshalb  wahrscheinlich  schon  vor 
dem  1.  August  1893  stattgefunden. 

Die  Überzeugung  kann  man  aber  doch  aus  einer  Ver- 
gleichung  unserer  Ausfuhrzahlen  vor  und  nach  dem  31.  Juli 
1893  gewinnen,  dafs  bei  längerer  Dauer  des  deutsch-russischen 
Zollkriegs  unser  Export  nach  Rufsland  auf  das  Empfindlichste 
geschädigt  worden  wäre. 

Stellt  man  die  beiden  Reiche,  das  industriegewaltige  Deutsch- 
land und  Rufsland  mit  seinen  mächtigen  landwirtschaftlichen 
Hülfsauellen  einander  gegenüber,  so  erscheint  es  eigentlich 
natürlich,  dafs  Rufsland  seine  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
gegen  deutsche  Fabrikate  austauscht.  Sehr  wesentlich  für 
unsere  ganze  industrielle  Entwicklung  ist  die  Frage:  Machen 
die  russischen  Zölle  einen  lohnenden  Absatz  unserer  Produkte 
nach  Osteuropa  und  Asien  noch  möglich? 

Es  wurde  im  Jahre  1892  die  mifsliche  wirtschaftliche  Lage 
unserer  Ostprovinzen  sicherlich  durch  die  verbotsartigen 
russischen  Zölle  bedeutend  erhöht.  Stadtrat  Teschendorff,  der 
Vertreter  der  Grenz-  und  Ostseeprovinzen  im  Zollbeirat  (für 
Abschliefsung  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags)  betonte 
gelegentlich  der  Verhandlungen  des  19.  deutschen  Handels- 
tages: „Die  deutsche  Industrie,  Handel  und  Schiffahrt  haben 
sehr  gelitten.  Der  einst  so  blühende  Warenimport  und  Spedi- 
tionshandel Königsbergs  und  Danzigs  z.  B.  mit  Rufsland  ist 
nahezu  vollständig  zu  Grunde  gegangen  durch  die  russischen 
Eisenbahn tarife  und  durch  eine  grofse  Reihe  von  Verkehrs- 
erschwernissen an  der  Grenze;  auch  die  Etablierung  von 
Differentialzöllen  zwischen  See-  und  Landgrenzen  hat  bei  den 
davon  betroffenen  Warengattungen  zu  einem  gleichen  Resultate 
geführt. "  Digi^i,3d  by  Google 
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So  bestand  die  Gefahr  für  uns>  durch  eine  längere  Dauer 
des  deutsch-russischen  Zollkriegs  einen  grofsen  Teil  der 
russischen  Kundschaft  an  andere  Länder  zu  verlieren,  die 
dann  bei  einer  eventuellen  Besserung  der  beiderseitigen 
Handelsbeziehungen  vielleicht  nur  schwer  wieder  zu  erlangen 
war.  Aufserdem  mufste  der  Zollkrieg  notwendigerweise  auf- 
reizend und  verbitternd  auf  die  Gemüter  wirken  und  die 
schon  gespannten  politischen  Beziehungen  zwischen  den  beiden 
Nachbarreichen  noch  weiter  verschlechtern.  Aus  vielen  An- 
zeichen kann  man  schliefsen,  dalis  wir  in  den  Jahren  1893/94 
der  Möglichkeit  eines  Krieges  mit  Rufsland  nicht  ferne 
standen. 

Fürst  Bismarck  hat  einmal  die  Behauptung  aufgestellt, 
dafs  die  allgemeine  und  Handelspolitik  durchaus  nicht  zu- 
sammenzugehen brauchten.  Diese  Worte  sind  bei  Abschluüs 
der  Handelsverträge  oft  wiederholt  worden,  um  zu  beweisen, 
dafs  man  sich  politisch  ganz  gut  mit  einem  Staate  stehen 
könne,  ohne  aber  zu  viele  handelspolitische  Konzessionen  zu 
machen.  Fürst  Bismarck  that  den  erwähnten  Ausspruch,  als 
der  Dreibund  völlig  sicher  stand,  und  er  nun  glaubte,  einige 
handelspolitische  Konzessionen  an  Österreich  -  Ungarn  ver- 
weigern zu  können. 

Die  uneingeschränkte  Wahrheit  dieses  Satzes  wird  man 
so  wohl  mit  Recht  anzweifeln  können.  Wir  glauben,  dafs 
durch  den  befriedigenden  Abschlufs  der  Handelsvertragsver- 
handlungen mit  Rufsland  die  drohende  Kriegsgefahr  zwar 
gewifs  nicht  allein,  aber  doch  wesentlich  mit  beschworen 
worden  ist. 

Das  Ende  des  deutsch-russischen  Zollkriegs  wurde  auch 
wohl  dadurch  schneller  herbeigeführt,  dafs  sich  die  auf  das 
russisch-französische  Handelsabkommen  gesetzten  Erwartungen 
nur  sehr  mäfsig  erfüllten.  Die  beiden  Länder  hatten  mre 
hochschutzzöllnerischen  Tarife  nur  wenig  herabgesetzt  und 
damit  eine  zufriedenstellende  schnelle  Entwicklung  der  gegen- 
seitigen Handelsbeziehungen  unmöglich  gemacht.  Die  Behaup- 
tung, dafs  vielleicht  Rufsland  durch  den  russisch-französischen 
Handelsbund  den  mitteleuropäischen  hätte  lahm  legen  wollen, 
erscheint  so  auch  wenig  gerechtfertigt.  Es  sollten  jedenfalls 
nur  erträgliche  Handelsbeziehungen  mit  dem  politisch  be- 
freundeten Staate  geschaffen  werden,  wahrscheinlich  mit  der 
stillen  Hoffnung  Rufslands,  die  im  eigenen  Lande  nicht  her- 
gestellten, aber  doch  unbedingt  nötigen  Industrieprodukte  nun- 
mehr aus  Frankreich  zu  erhalten. 

Wir  sehen,  dafs  sowohl  Deutschland  wie  Rufsland  ein 
Interesse  daran  hatten,  möglichst  bald  wieder  einen  erträg- 
lichen handelspolitischen  modus  vivendi  herzustellen.  Die 
beiden  Regierungen  traten  in  Unterhandlungen  miteinander 
ein.     Nach   der   Schilderung   des   Finanzminist;er^^  (~~ 
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Russischen  Reichsrat  willigte  [die  deutsche  Regierung  in  die 
Einberufung  einer  Konferenz,  von  der  sie  bis  dahin  nicht» 
wissen  wollte.  Finanzminister  Witte  sagt  darüber :  „Auf  dieser 
Konferenz  brauchten  wir  blofs  —  und  darin  bestanden  die  Vor- 
teile unserer  Lage  —  die  Anwendung  des  Konventionaltarifs 
zu  fordern,  Deutschland  dagegen  mufste  nicht  nur  die  Beseiti- 
gung des  Maximaltarifs,  sondern  auch  einige  Ermäfsigungen 
des  russischen  Normaltarifs  beanspruchen.  Unter  solchen  Um- 
ständen konnte  die  deutsche  Regierung  selbstverständlich  nicht 
darauf  rechnen,  ihre  ursprünglichen  Wünsche  befriedigt  zu 
sehen.  So  waren  die  Verhandlungen  sehr  schwierig;  erst  die 
persönliche  Einmischung  des  deutschen  Kaisers  fllhrte  die 
Arbeiten  der  Konferenz  zum  Abschlufs." 

Auf  deutscher  Seite  wurden  zu  den  Verhandlungen  mit 
Rufsland  Sachverständige  hinzugezogen,  der  sogenannte  Zoll- 
Beirat.  Derselbe  bestand  aus  drei  Mitgliedern  der  Land- 
wirtschaft, drei  Vertretern  des  Handels  und  drei  der  Industrie» 
Nach  Angabe  des  Generalsekretärs  Bueck  auf  der  am  19.  Fe- 
bruar 1894  abgehaltenen  Versammlung  der  Delegierten  des- 
Central  Verbandes  deutscher  Industrieller  wurde  diesen  Sach- 
verständigen eine  wesentliche  Einwirkung  bei  den  Verhand- 
lungen eingeräumt.  Bueck  konnte  allerdings  die  Thätigkeit 
der  Vertreter  der  Landwirtschaft  nicht  beurteilen,  da  ihm 
darüber  nichts  bekannt  geworden  war.  Es  hätten  aber  die 
Vertreter  des  Handels  und  besonders  der  Industrie  eifrig  ge- 
arbeitet. Kommerzienrat  Möller  betonte,  dafs  es  zweckmäfsiger 
gewesen  wäre,  wenn  diese  Vertreter  nicht  nur  die  Vermittler 
zwischen  den  Unterhändlern  und  der  gegnerischen  Partei  ge- 
wesen wären,  sondern  wenn  Einzelne  direkt  zu  den  Verhand- 
lungen hinzugezogen  worden  wären. 

Der  ausgearbeitete  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Rufsland  wurde  dem  Deutschen 
Reichstag  zur  Genehmigung  vorgelegt,  und  die  Beratungen 
fanden,  wie  schon  oben  gesagt,  in  der  Zeit  vom  26.  Februar  bi& 
16.  März  1894  statt.  Unterbrochen  wurden  die  Beratungen 
im  Plenum  durch  Überweisung  des  Vertragstextes  nach  der 
ersten  Beratung  an  eine  Kommission  von  28  Mitgliedern,  die 
nach  eingehender  Prüfung  den  Vertrag  mit  16  gegen  12 
Stimmen  guthiefs. 

Gegner  des  Handelsvertrags  mit  Rufsland  waren  die 
deutschen  Agrarier ;  wohlwollend  standen  dem  Vertrag  gegenüber 
die  exportierenden  Industriellen.  Unsere  Landwirtschaft  fUhlte 
sich  auf  das  ernsteste  bedroht  durch  das  Zugeständnis  be- 
deutend herabgesetzter  Getreidezölle  an  das  landwirtschaftlich 
so  produktionsfehige  Rufsland.  Die  Ermäfsigung  der  Getreide- 
zölle war  aber  der  springende  Punkt  des  ganzen  Handels- 
vertrags für  Rufsland.  Es  war  nicht  im  entferntesten  an  die 
Wiederherstellung  besserer  Handelsbeziehungen  mt^R^fsland 
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zu  denken,  wenn  nicht  hauptsächlich  der  Getreidezoll  auf 
3,50  Mk.,  wie  gegen  die  anderen  Vertragsstaaten,  herabgesetzt 
wurde.  Mit  einem  so  mäfsigen  Getreidezoll  glaubten  aber 
unsere  Agrarier  unmöglich  der  landwirtschaftlichen  Konkurrenz 
Rufslands  fernerhin  gewachsen  zu  sein. 

Wenn  natürlich  auch  in  industriellen  Kreisen  viele  Wünsche 
laut  wurden,  die  bei  der  Abschliefsung  des  Handelsvertrags 
mit  Rufsland  gar  nicht  oder  nur  zum  Teil  berücksichtigt  werden 
konnten,  so  versprach  man  sich  doch  durch  einen  festen  Ver- 
trag, der  die  Handelsbeziehungen  auf  zehn  Jahre  festlegte, 
sehr  heilsame  Folgen  für  die  Zukunft.  Schlofs  doch  Rufsland 
einen  wirklich  ernsten  Handelsvertrag  ab,  in  dem  es  eine 
ganze  Anzahl  von  ZoUermäfsigungen  und  Bindungen  gewährte. 
Es  sind  in  dem  Vertrage  von  218  Tarifpositionen  des  russischen 
Tarifs  von  1891,  bei  Mitberücksichtigung  der  Positionen  der 
Ausfuhrzölle,  von  226  russischen  Positionen,  76  teils  ermäfsigt, 
teils  gebunden.  Die  Tarifbindung  hat  ja  bekanntlich  den 
Hauptzweck,  die  vertragschliefsenden  Staaten  daran  zu  ver- 
hindern, in  Gesetzen  oder  Meistbegünstigungsverträgen  noch 
willkürliche  Tariferhöhungen  eintreten  zu  lassen.  Wir  geniefsen 
nach  Artikel  6  des  Vertrags  alle  Vorteile  der  Meistbegünsti- 
gung. Einigermafsen  unsicher  erschien  der  ungestörte  Fort- 
genufs  der  Frankreich  gewährten  Begünstigungen,  da  das 
russisch- französische  Abkommen  nur  auf  einjährige  Kündigung 
geschlossen  ist.  Es  wurden  daher  auch  19  der  wichtigsten 
dieser  Positionen  gebunden. 

Während  also  die  Industrie  im  allgemeinen  mit  den  von 
Rufsland  erlangten  Zugeständnissen  sich  zufrieden  zeigte, 
herrschte  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  grofse  Erbitterung 
über  die  Herabsetzung  der  Getreidezölle  und  über  die  Bin- 
dung derselben  auf  zehn  Jahre. 
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Die  deutsche  Landwirtschaft. 


Ohne  Zweifel  befindet  sich  die  deutsche  Landwirtschaft 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  einer  mehr  oder  minder 
mifislichen  Lage. 

Bis  zur  Mitte  der  70er  Jahre  waren  die  norddeutschen 
Agrarier  die  radikabten  Freihändler  gewesen.  Sie  konnten 
ihr  Getreide  zu  günstigen  Preisen  nach  England  exportieren 
und  wünschten  nun  dagegen  möglichst  billige  Industriewaren, 
hauptsächlich  billige  landwirtschaftliche  Maschinen  zu  erhalten. 
Im  Jahre  1875  trat  der  radikale  Umschwung  ein.  Die  See- 
frachten waren  enorm  verbilligt  worden,  wodurch  hauptsäch- 
lich die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  zunächst  in  die 
Lage  versetzt  wurden,  grofse  Getreidemengen  zu  niedrigen 
Preisen  auf  den '  englischen  Markt  zu  werfen.  Deutschland 
hatte  seine  bevorzugte  Stellung  als  Kornkammer  Englands 
mehr  und  mehr  verloren  und  fllhlte  sich  bald  sogar  in  seinen 
eigenen  heimatlichen  Absatzgebieten  bedroht,  zumal  da  noch 
als  weitere  Konkurrenten  auf  dem  Getreidemarkt  sich  Indien, 
Australien,  Rufsland,  die  Balkanstaaten  und  Argentinien  hinzu- 
gesellten. 

Aus  den  tiberzeugten  Freihändlern  wurden  jetzt  nicht 
minder  überzeugte  Schutzzöllner.  Bekanntlich  brauchte  Fürst 
Bismarck  das  Schlagwort  vom  „Schutz  der  nationalen  Arbeit", 
und  es  kam  der  schutzzöllnerische  Tarif  vom  15.  Juli  1879 
zustande.  Allerdings  betrug  der  Kornzoll  nur  1  Mk.;  man 
würde  wohl  damals  die  späteren  Erhöhungen  und  die  jetzige 
Höhe  der  Getreidezölle  fLLr  unmöglich  gehalten  haben. 

Von  den  so  im  Jahre  1879  aufgestellten  Getreidezöllen 
erwartete  man  in  der  Folge  eine  hervorragende  Wirkung. 

Frh.  V.  d.  Goltz  sagt  \  es  habe  verhängnisvoll  die  fcdsche 
Beurteilung  der  zu  erwartenden  Konjunkturen  gewirkt  Die 
exceptionellen  Preise  der  70er  Jahre,  speciell  der  Gründer- 
jahre, hätten  den  Landwirt  verleitet  die  Reinertragsberechnung 
Auf  Preise  zu  stützen,   welche  nacn  der  allgemeinen  Weltlage 


^  Conrads  Jahrbuch  far  Nationalökonomie,  Band  6diHS^91l 
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auf  die  Dauer  absolut  unhaltbar  waren,  v.  d.  Goltz  nennt  die 
Einführung  der  Getreidezölle  im  Jahre  1879  eine  vorzeitige 
und  sagt,  die  agitatorischen  Übertreibungen  über  die  zu  er- 
wartenden Wirkungen  hätten  das  Übel  wesentlich  verschärft, 
weil  sie  den  Landwirt  noch  zu  einer  Zeit  in  seiner  Hoffnung 
bestärkten,  wo  der  Preisrückgang  auf  dem  Weltmarkt  schon 
klar  zeigte,  was  man  von  der  Zukunft  zu  erwarten  hatte. 

Da  die  Landwirtschaft  in  eine  immer  ungünstigere  Lage 
kam,  wurden  die  Getreidezölle  1885  auf  3  Mk.  und  1887  auf 
5  Mk.  erhöht,  den  Handelsvertragsstaaten  gegenüber  im  Jahre 
1892  auf  3,50  Mk.  ermäfsigt,  während  Rufsland  g^enüber  mit 
dem  1.  August   1893  ein  Kampfzoll  von  7,50  Mk.  Platz  griff. 

Sollte  man  nun  Rufsland  den  Vertragszoll  von  3,50  Mk. 

fewähren,  oder  sollte  man  dieses  Land  weiter  differenziell  be- 
and  ein? 

Die  deutschen  Agrarier  erwarteten  grofses  Unheil  von  der 
Gleichstellung  Rufslands  mit  den  übrigen  Vertragsstaaten. 
Hauptsächlich  glaubte  man,  dafs  die  russische  Konkurrenz 
sehr  verderbenbringend  auf  unsere  Roggenpreise  wirken  müsse, 
da  der  Roggen  nicht  in  dem  Sinne  wie  der  Weizen  ein  Artikel 
des  Welthandels  sei.  Auf  diese  wichtige  Frage  näher  einzu- 
gehen wird  sich  uns  später  weitere  Gelegenheit  bieten. 

Zunächst  gilt  es  festzustellen,  was  überhaupt  unter  Artikeln 
des  Weltmarktes  zu  verstehen  ist. 

Artikel  des  Weltmarktes  sind  solche  Artikel,  die  von  den 
über  ihren  eigenen  Bedarf  produzierenden  Ländern  inter- 
national zum  Verkaufe  angeboten  werden.  Begünstigt  wird  dieses 
Angebot  dadurch,  dafs  wir  durch  unsere,  zu  grofser  Voll- 
kommenheit gelangten  Verkehrsmittel  in  der  Lage  sind,  diese 
Produkte  auf  beliebige  Entfernungen  mit  relativ  geringem 
Kostenaufwand  versenden  zu  können.  Dem  Angebot  der  über 
einen  solchen  Produktionsüberschufs  verfügenden  Länder 
steht  nun  die  Nachfrage  der  Länder  gegenüber,  die  mehr 
konsumieren  als  produzieren.  Durch  steigendes  Angebot  werden 
die  Preise  solcher  Weltmarktartikel  bedeutend  gedrückt.  Es 
tritt  aber,  im  Gegensatze  zu  den  entbehrlichen  Waren,  bei  den 
notwendigen  Waren,  wie  Getreide,  nicht  schnell  eine  wesent- 
lich vermehrte  Nachfrage  ein  bei  steigendem  Angebot  und 
sinkenden  Preisen,  so  dafs  dadurch  die  Preise  wieder  gehoben 
würden,  sondern  die  Nachfrage  bleibt  im  allgemeinen  dieselbe. 
Lifolgedessen  haben  die  landwirtschaftlichen  Produkte  bei 
steigender  internationaler  Konkurrenz,  die  Getreide  immer 
billiger  bei  guten  Ernten  anzubieten  imstande  ist,  die  Tendenz, 
mehr  und  mehr  im  Preise  zu  fallen.  Das  Verhältnis  von  An- 
gebot und  Nachfrage  bestimmt  aber  nicht  allein  den  Preis, 
sondern  die  allgemeine  Preisentwickelung  hängt  noch  ab  von 
den  Beschaffungskosten  für  Getreide  aus  den  entferntesten 
Gegenden,  die  &r  den  Weltmarkt  noch  liefern  müssenr^Q^f^ 
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Das  Land,  welches  über  keinen  Zollschutz  verfügt,  wird 
sein  Getreide  zu  den  Weltmarktpreisen  verkaufen  müssen. 

Unsere  Agrarier  erklären  nun  mit  Recht,  dafs  die  Pro- 
duktionsbedingungen in  andern  Ländern  soviel  günstigere 
seien,  dafs  es  für  unsere  Landwirtschaft  unmöglich  sei,  ohne 
Zollschutz  weiter  existieren  zu  können. 

Die  vielumstrittenen  Punkte  sind  aber: 

1)  Wie   gestaltet   sich   die   Einwirkung   des  Zolls   auf  die 
Preise?  und 

2)  Was  ist  also  die  richtige  Höhe  des  Getreidezolls? 
Ceteris   paribus  müfste  ja   wohl   der  Inlandspreis  gleich 

dem  Weltmarktpreis  plus  Transportkosten  plus  Schutzzoll 
sein.  Dafs  dieser  Fall  nur  selten  eintritt,  wird  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Ernten  im  Inland  und  Ausland  bewirkt.  Es 
können  infolge  dieses  Umstandes  die  Getreidepreise  bald  sehr 
hohe,  bald  sehr  niedrige  sein.  Es  waren  z.  B.  1890/91  die 
Getreidepreise  infolge  geringer  Inlandsernte  so  hoch  gestiegen, 
dafs  selbst  von  den  Agrariern  eine  zeitweilig  vollständige  Auf- 
hebung der  Getreidezölle  vorgeschlagen  wurde.  In  Prankreich 
suspendierte  man  damals  die  Getreidezölle  auf  ein  Jahr. 

Freiherr  von  Marschall  sagte  in  seiner  Rede  am  26.  Fe- 
bruar 1894  im  deutschen  Reichstag:  „Eine  fünfzehnjährige 
Erfahrung  lehrt,  dafs  der  Getreidezoll  die  intensivste  Wirkung 
auf  den  Inlandspreis  des  Getreides  übt,  wenn  die  Nachfrage 
sehr  stark,  das  Angebot  gering  ist,  die  Preise  also  im  Steigen 
begriffen  sind ;  und  da(s  da  des  Guten  leicht  zuviel  geschieht, 
haben  wir  1891  gesehen.  Umgekehrt  schwächt  selbst  ein  hoher 
Getreidezoll  in  dem  Mafse  seine  Wirkung  ab,  als  infolge  über- 
wiegenden Angebots  die  Preise  sinken ;  der  Getreidezoll  äufsert 
also  dann  seine  Wirkung  am  wenigsten,  wenn  er  am  not- 
wendigsten ist." 

Mit  andern  Worten  ging  also  die  Ansicht  unseres  dama- 
ligen Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes  dahin,  dafs  der 
GetreidezoU  am  meisten  zur  Geltung  komme,  wenn  wir  in- 
folge geringer  Inlandsemte  auf  das  ausländische  Getreide  an- 
gewiesen sind,  dafs  dagegen  selbst  ein  hoher  Getreidezoll  nicht 
besonders  preissteigemd  wirke,  wenn  wir  eine  ausgezeichnete 
Inlandsrente  und  dadurch  niedrige  Getreidepreise  haben. 

Die  Wahrheit  dieser  Behauptung  bewiesen  die  Jahre  1891 
und  1892.  Im  Jahre  1891  hatten  wir  eine  sehr  schlechte  Ernte; 
dadurch  stieg  die  Einfuhr  enorm  und  die  Preise  wurden  doch 
immer  höhere.  Es  betrug  vom  1.  Juli  1890  bis  30.  Juni  1892 
die  Einfuhr  bei  Roggen  IS^Io,  bei  Weizen  30®/o.  Ein  voll- 
ständig entgegengesetztes  Bild  bot  das  Jahr  1892.  Infolge  der 
aufserordentlich  reichen  Ernte  fiel  die  ausländische  Roggen- 
einfuhr auf  2^/o,  die  Weizeneinfuhr  auf  18%,  aber  es  fielen 
auch  die  Getreidepreise  mehr  und  mehr.  C^ooalp 
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Es  war  für  die  Landwirtschaft  zwar  der  Idealzustand,  das 
für  den  deutschen  Bedarf  nötige  Getreide  möglichst  im  In- 
lande  zu  bauen,  wenigstens  für  den  Roggen  nahezu  erreicht, 
aber  es  waren  zugleich  die  Preise  dermafsen  gefallen,  dafs  ein 
gewinnbringender  Verkauf  des  Roggens  für  die  Landwirte 
nicht  gut  möglich  war. 

Die  Behauptung  des  Fürsten  Bismarck  und  auch  der 
agrarischen  Partei,  dafs  der  Getreidezoll  allgemein  vom  Aus- 
lande getragen  werde,  läfst  sich  nur  dann  halten,  wenn  wir  eine 
gute  Ernte  haben  und  das  Ausland  doch  vielleicht  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  an  Deutschland  verkaufen  mufs.  Dann 
mufs  das  betreffende  Land  seinen  Getreidepreis  um  die  Höhe 
unseres  Zolls  erniedrigen.  Tritt  aber  der  Fall  ein,  dafs  wir 
eine  schlechte  Ernte  haben,  also  im  Ausland  kaufen  müssen, 
dann  müssen  wir  uns  den  ausländischen  Preisen  anpassen. 
Das  von  uns  eingeführte  Getreide  mufs  dann  den  Zoll  ganz 
tragen  oder  wenigstens  nahezu  ganz. 

Bei  solchen  Erfahrungen  erscheint  es  also  theoretisch 
zweckmäfsig,  für  die  Jahre  ungenügender  deutscher  Ernten 
einen  niedrigen  oder  überhaupt  keinen,  dagegen  in  Jahren 
ausgezeichneter  deutscher  Ernten  einen  fast  prohibitiven  Ge- 
treidezoll zu  haben.  Durch  den  niedrigen  oder  aufgehobenen 
Getreidezoll  soll  verhindert  werden,  da&  die  Getreide-  und 
Brotpreise  zu  hoch  steigen;  durch  einen  möglichst  hohen  Ge- 
treidezoll soll  die  Konkurrenz  des  ausländischen  Getreides 
möglichst  dann  abgehalten  werden,  wenn  bei  uns  schon  eine 
überreichliche  Produktion  vorhanden  ist.  Derjenige  Getreide- 
zoll dürfte  wohl  der  richtige  sein,  der  zu  Zeiten  einer  mittel- 
guten Ernte  unter  voUkonmiener  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenartigen Produktionsbedingungen  angemessene  Getreide- 
preise sowohl  für  Produzenten,  wie  für  Konsumenten  schafft. 
Die  Landwirtschaft  soll  noch  einen  lohnenden  Gewinn  aus  dem 
Verkauf  ihrer  Produkte  erzielen,  während  den  Konsumenten 
die  notwendigsten  Lebensmittel  nicht  unnötig  verteuert  werden 
sollen.  Natürlich  ist  die  Schwierigkeit  groß,  einen  Getreide- 
zoll zu  schaffen,  der  diese  Bedingungen  in  normalen  Jahren 
erfüllt. 

Es  wäre  vielleicht  für  die  einzelnen  Getreidegattungen 
ein  Normalpreis  zu  schaffen. 

„Setzen  wir  den  Fall,"  so  schreibt  das  deutsche  Wochen- 
blatt*, „der  Normalpreis  für  Roggen  würde  auf  150  Mk.  fest- 
gesetzt, so  würde  der  zur  Erhebung  gelangende  Zoll  sich  auf 
10  Mk.  ermäfsigen,  wenn  der  Auslandspreis  sich  zur  Zeit  der 
Einfuhr  auf  140  Mk.  stellt,  aber  andererseits  sich  auf  60  Mk. 
erhöhen  bei  einem  Auslandspreis  von  nur  90  Mk." 


1  Deutsches  Wochenblatt,  den  15.  Juli  1897.      DigitizedbyGoOglc 
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Mit  diesem  System  wäre  also  eine  Bindung  der  Getreide- 
zölle ausgeschlossen. 

Von  vielen  Seiten  wird  es  jetzt  auch  ausgesprochen,  dafs 
bei  der  Abschliefsung  der  Handelsverträge  fehlerhafterweise 
die  Getreidezölle  gebunden  worden  seien. 

Nachdem  wir  gesehen  haben,  dafs  die  Einwirkung  des 
Zolls  auf  unsere  Getreidepreise  eine  sehr  verschiedenartige 
sein  kann,  je  nach  der  Güte  der  In-  und  Auslandsernten  und 
nach  der  Gestaltung  der  Weltmarktpreise,  so  müfste  rein  theo- 
retisch betrachtet  auch  die  Höhe  des  Zollschutzes  den  wech- 
selnden Umständen  angemessen  eine  verschiedene  sein. 

Als  wesentlicher  Faktor  kann  aber  hier  noch  die  Frage 
der  minderwertigen  Valuten  hinzukommen,  die  für  manche 
Länder,  wie  z.  B.  Rufsland  und  Argentinien,  stark  als  Export- 
prämie wirken  können.  Auf  diese  wichtige  Frage  werden  wir 
später^  näher  eingehen. 

Sehen  wir  nun  zu,  wie  sich  diese  allgemeinen  Betrach- 
tungen auf  den  deutsch-russischen  Handelsvertrag  anwenden 
lassen. 

Die  von  der  deutschen  Reichsregierung  zum  deutsch-russi- 
schen Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  ausgearbeitete  Denk- 
schrift stellt  folgende  Betrachtung  über  den  Getreidezoll  an: 

„Rufsland  ist  hinsichtlich  seiner  Getreideausfuhr  auf  die 
Zollsätze  des  autonomen  deutschen  Tarifs  angewiesen,  aber  das 
Fernhalten  des  russischen  Getreides  bringt  Deutschland  keinen 
Vorteil.  Es  ist  die  russische  Getreideausfuhr  bezüglich  der 
von  ihr  zu  erzielenden  Preise  lediglich  von  der  jeweiligen  Lage 
des  Weltmarktes  und  der  Preisbildung  für  die  Welthandels- 
artikel der  Getreidebörse  abhängig,  einschliefslich  des  Roggens. 
So  vermag  Rufsland  sein  Getreide  im  Auslande,  also  auch 
in  Deutschland,  nur  zu  den  Weltmarktpreisen  zu  verkaufen. 
1893  hatte  man  in  Rufsland  eine  gute  Ernte.  Es  konnte  aber 
das  russische  Getreide  infolge  des  deutsch-russischen  Zollkriegs 
nicht  in  seinem  hauptsächlichsten  Absatzgebiete  Deutschland 
verkauft  werden.  So  erlangte  dasselbe  eine  gewisse  Minder- 
wertigkeit auf  dem  Weltmarkte,  und  darin  ist  eine  der  Ur- 
sachen zu  erblicken  für  den  Preisrückgang  der  Brotfrüchte, 
welcher  gegenwärtig  die  Landwirtschaft  aller  Getreidepro- 
duktionsländer bedrückt.  An  Stelle  des  russischen  Getreides 
tritt  bei  fortgesetzt  difFerenzieller  Behandlung  desselben  seitens 
Deutschlands  amerikanisches,  rumänisches  und  anderes  meist- 
begünstigtes Getreide  zu  den  Weltmarktpreisen,  die  durch  das 
anderweit  Absatz  suchende  russische  Getreide  fortgesetzt  be- 
einflufet  werden.  Es  kann  also  der  deutsche  Vertragstarif  vom 
3,50  Mk.  ohne  Bedenken  auch  Rufsland  eingeräumt  werden." 


S.  Russische  Valutaschwankungen. 
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Zweifellos  richtig  hat  wohl  die  deutsche  Denkschrift 
folgende  Punkte  hervorgehoben: 

1)  Rufsland  kann  sein  Getreide  nur  zu  den  Weltmarkt- 
preisen verkaufen. 

2)  Deutschland  ist  das  hauptsächlichste  Absatzgebiet  Mr 
russisches  Getreide. 

3)  Deutschland  wird  bei  Ausschlufs  des  russischen  Ge- 
treides von  den  übrigen  meistbegünstigten  Ländern  mit  Ge- 
treide zu  den  Weltmarktpreisen  versorgt 

Die  eigentliche  Entscheidung  über  die  Höhe  der  deutschen 
Getreidezölle  war  schon  durch  die  Handelsverträge  mit  Öster- 
reich-Ungarn, Italien,  Belgien  u.  s.  w.  gefallen.  Diesen  Staaten 
war  ein  Vertragszoll  von  3,50  Mk.  gewährt  worden.  Es  wurde 
nun  noch  hauptsächlich  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika das  Recht  der  Meistbegünstigung  zugestanden,  ein 
Recht,  das  Frankreich  infolge  des  §  11  des  Frankfurter 
Friedens  auf  ewige  Zeiten  schon  geniefst^;  es  haben  also 
auch  diese  Staaten  nur  den  Getreidezoll  von  3,50  Mk.  zu 
zahlen.  All  diese  Staaten  sind  also  bei  guten  Ernten  in  der 
Lage,  Deutschland  in  reichstem  Mafse  mit  Getreide  zu  ver- 
sorgen, so  dafs  der  Ausschlufs  Rufslands  wohl  nur  die  Folge 
fehabt  haben  würde,  dafs  überhaupt  kein  Handelsvertrag  mit 
iesem  Staate  zustande  gekommen  wäre,  wodurch  der  Land- 
wirtschaft kein  Vorteil,  aber  der  Industrie  schwerer  Schaden 
zugefügt  worden  wäre. 

Allerdings  erschien  ja  die  Frage  einigermafsen  zweifelhaft, 
ob  Roggen  wirklich  ein  Artikel  des  Welthandels  sei,  oder  ob 
nicht  vielmehr  Rufsland  unser  Hauptversorger  mit  Roggen  sei 
und  durch  seine  niedrigen  Preise  oft  selbst  einen  geringen 
Gewinn  für  unsere  Landwirtschaft  unmöglich  mache. 

Auf  Seiten  der  agrarischen  Bevölkerung  hielt  man  den 
Roggen  nicht  für  einen  Artikel  des  Weltmarktes,  während 
Reichskanzler  v.  Caprivi  sagte',  aus  der  Statistik  des  statisti- 
schen Amtes  und  Conrads  Jahrbuch  für  Nationalökonomie  sei 
ersichtlich,  dafs  der  Roggen  aus  allen  Teilen  der  Welt  kommt, 
dafs  1892  die  amerikanische  Roggenausfuhr  die  russische  über- 
schritten hat  und  dafs  die  rumänische  Roggeneinfuhr  steigt. 
Es  sei  zwar  der  Roggen  nicht  in  demselben  Umfange  wie  der 
Weizen  ein  Artikel  des  Weltmarktes,  weil  überhaupt  weniger 
Roggen  in  der  Welt  gebraucht  und  gebaut  wird,  aber  es  folge 
der  Roggen  denselben  Gesetzen  auf  dem  Weltmarkt  wie  der 
Weizen. 

Dagegen  hatte  Graf  v.  Mirbach®  die  Behauptung  auf- 
gestellt: „Verschwände  Rufsland  von  der  Bildfläche,  so  würden 

'  Auch  die  Niederlande,  Serbien  und  Rumänien  geniefsen  Meist- 
begünstijzun^. 

*  58.  Sitzung  des  Deutschen  Reichstags  am  27.  Februar  1894. 

•  57.  Sitzung  des  Deutschen  Reichstags  am  26.  Februar  IS^JtOQlC 
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wir  unsern  Roggen  von  wo  anders  beziehen  können.  Aber 
von  sehr  viel  weiter  und  sehr  viel  teurer!  Es  würde  dadurch 
der  schärfste  Faktor  des  Preisdrucks  eliminiert  werden.  Es 
kann  gar  nicht  bestritten  werden,  dafs  gerade  die  Konkurrenz 
des  russischen  Roggens  entscheidend  ist.** 

Abgeordneter  v.  Staudy*  bestritt  ganz  entschieden,  dafs 
der  Roggen  ein  Artikel  des  Weltmarktes  sei.  Er  gestand  aber 
zu,  dafs  seine  Parteigenossen,  nachdem  schon  so  viele  Länder 
den  Konventionaltarif  von  3,50  Mk.  genössen,  nie  daran  ge- 
dacht hätten,  dafs  ein  Kampfzoll  von  7,50  Mk.  gegen  Rufs- 
land noch  den  Preis  des  Getreides  erhöhen  könne. 

Der  erste  Teil  der  Behauptung  des  Grafen  v.  Mirbach, 
dafs  wir  bei  Ausschlufs  des  russischen  Roggens  unseren  Bedarf 
von  anders  beziehen  könnten,  war  in  Erfüllung  gegangen,  aber 
nicht  der  zweite  Teil,  dafs  der  Roggen  dadurch  sehr  viel 
teurer  werden  würde.  Es  waren  schon  seit  drei  Jahren  Bul- 
garien, Rumänien,  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten  Amerikas 
und  andere  als  deutsche  Roggenlieferanten  aufgetreten,  die 
ihren  Bedarf  nun  zum  Teil  wieder  durch  russischen  Roggen 
ersetzten.  Aber  die  Preise  waren  beständig  zurückgegangen. 
Sie  standen  allerdings  im  Jahre  1891  infolge  der  mäfsigen 
Ernte  sehr  hoch,  gingen  aber  trotz  des  russischen  Getreide- 
ausfuhrverbots im  Jahre  1892  sehr  zurück.  Auch  im  Jahre 
1893  fand  wiederum  ein  bedeutender  Preisrückgang  trotz  des 
mit  Rufsland  ausgebrochenen  Zollkriegs  statt. 

Die  Roggenpreise  waren  folgende  für  die  Tonne:  im 
Jahre  1891  240  Mk.  im  höchsten  Moment,  am  25.  Januar  1892 
215  Mk.,  am  25.  April  194,50  Mk.,  am  25.  Juli  177  Mk.,  am 
23.  Oktober  139  Mk.,  am  24.  Dezember  135  Mk. 

So  fand  also  ein  ungeheurer  Preissturz  statt  gerade  in 
dem  Jahre,  in  welchem  uns  die  russische  Zufuhr  durch  das 
Getreideausfuhrverbot  vollständig  verschlossen  war. 

Im  Juli  1893^),  also  vor  Ausbruch  des  Zollkriegs  mit 
Rufsland,  notierte  man  für  Lieferungsqualität  an  der  Berliner 
Börse  142,5 — 146,5  Mk. ,  im  August,  also  nach  Beginn  des 
Zollkriegs,  146,5—127  Mk.  In  den  vier  folgenden  Monaten 
fand  eine  Bewegung  zwischen  123  und  130  Mk.  statt. 

Es  hatte  also  der  Ausschlufs  Rufslands  von  der  Roggen- 
lieferung und  die  Verschiebung  der  Bezugswege  den  Preisfall 
des  Roggens  in  den  Jahren  1892  und  1893  nicht  im  geringsten 
aufzuhalten  vermocht.  Wir  hatten  allerdings  1892  und  noch 
mehr     1893    ausgezeichnete    Roggen  ernten®,    und    durch    das 


*  70.  Sitzung  des  Deutschen  Reichstags  am  13.  März  1894. 

a  S.  Zeitschrift  „Nation"  v.  10.  Februar  1894. 

'  Nach  Schätzung  des  Müllers  Meier  in  Hameln  in  Deutschland 
1891:  4  782  000  t,  1892:  6  827  000  t,  1893:  8  500000  t.  Das  statistische 
Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  giebt  hier  folgende  Zahlen:  1891: 
4  782  804  t,  1892:  6  827  712  t  und  1893:  7  460383  t.  nr^r^n]^ 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  3.  15 

gewaltige  Angebot  wurden  die  Preise  allenthalben  gewaltig 
gedrilckt.  Wegen  dieses  Umstandes  kann  man  allerdings  die 
Behauptung  aufstellen,  dafs  die  Preisverhältnisse  für  Roggen 
in  den  Jahren  1892  und  1893  weder  als  Beweis  für  noch  gegen 
die  Eigenschaft  des  Roggens  als  Artikel  des  Welthandels  be- 
nutzt werden  können. 

Über  diesen  Tiefstand  der  Roggenpreise  äufserte  sich  der 
Referent  Dr.  y.  Frege  in  den  Kommissionsberatungen  folgender- 
mafsen.  Es  sei  auf  das  Argument  der  Freihandelspresse :  „trotz 
der  Kampfzölle  und  des  dadurch  bewirkten  Abschlusses  des 
russischen  Getreides  vom  deutschen  Markt  sei  der  gegenwärtige 
Roggenpreis  niedriger  als  der  vorjährige,"  folgendes  zu  er- 
widern: „Das  ist  die  Folge  der  diesjährigen  guten  Getreide- 
ernte Deutschlands;  diese  überstieg  den  zehnjährigen  Durch- 
schnitt um  15  ^/o.  Niemand  verlangt,  dafs  auch  bei  reich- 
haltigster Inlandsemte  hohe  Preise  uns  garantiert  bleiben ;  die 
gröfsere  Emtemenge  giebt  dann  den  Ausgleich  für  den 
billigeren  Preis.  Aber  der  ,billige'  Inlandspreis  soll  nicht 
durch  ausländische  Konkurrenz  zum  , Schundpreise'  herab- 
gedrückt werden,  der  auch  beim  höchsten  Ernteerträge  keine 
Rente  mehr  zuläfst." 

Als  sicher  betrachtet  dann  Dr.  v.  Frege,  dafs  mit  Wegfall 
des  Kampfzolls  von  750  Mk.  pro  Waggon  und  Ermäfsigung  auf 
350  Mk.  ein  ähnlicher  Sturz  der  Roggenpreise  wie  zu  An- 
fang der  achtziger  Jahre  vor  Einführung  des  Fünfmarkzolles 
stattfinden  werde. 

Eine  eingehende  Untersuchung*  darüber,  ob  der  Roggen 
als  ein  Artikel  des  Welthandels  anzusehen  ist  oder  nicht, 
dürfte  wohl  zu  keinem  durchaus  sicheren  Resultate  fllhren. 
Wir  glauben,  dafs  Roggen  denselben  Gesetzen  der  Preisbildung 
unterliegt  wie  Weizen.  Man  kann  annehmen,  dafs  auf  der 
Welt  etwa  150  Millionen  Menschen  von  Roggen  leben,  wäh- 
rend sich  etwa  300  Millionen  von  Weizen  nähren.  So  konnte 
Reichskanzler  v.  Caprivi  mit  Recht  sagen,  dafs  Roggen  nicht 
in  demselben  Umfange  wie  Weizen  ein  Artikel  des  Welt- 
marktes sei,  weil  überhaupt  weniger  Roggen  in  der  Welt  ge- 
braucht und  gebaut  wird  als  Weizen.  Aber  es  sind  jetzt 
schon  eine  ganze  Reihe  von  Staaten,  wie  hauptsächlich  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Bulgarien  und  Rumänien, 
imstande,  grofse  Mengen  von  Roggen  auf  den  Weltmarkt  zu 
werfen. 

Im  Jahre  1892  erhielt  Deutschland  nur  22.5  ^/o  seiner 
Roggeneinfuhr   aus    Rufsland,    die    Vereinigten    Staaten    von 


^  Darunter  fiele  vielleicht  die  Aufstellung  einer  möglichst  genauen 
Produktionsstatistik,  Bedarf  und  Versorgung  der  einzelnen  Länder  unter- 
einander mit  Roggen,  sowie  eine  daran  sich  anschliefsende  Preisstatistik 
des  Roggens.  Digimed  byGoOglc 
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Amerika  lieferten  damals  24,8  ^/o.  1893  betrug  die  russische 
Roggeneinfuhr  44,1  ^/o,  und  nach  Abschlufs  des  Handelsvertrags 
tritt  nun  eine  bedeutende  Steigerung  der  russischen  Roggen- 
einfuhr ein.     Es  war  nämlich  dieselbe: 

1894  =  81,9  0/0, 

1895  =  87,6% 

1896  =  76,5  o/o, 

1897  =  71,3  o/o, 

1898  =  66,9  o/o 
unserer  Gesamtroggeneinfuhr. 

In  den  Jahren  1895  und  1896  beteiligte  sich  Rumänien 
stark  an  der  Roggeneinfuhr  nach  Deutschland ;  1897  und  1898 
trat  aber  Rumänien  wieder  zurück.  Dagegen  stieg  die  ameri- 
kanische Roggeneinfuhr  seit  1896  bedeutend.  Sie  betrug  1897 
16,7  o/o  und  1898  27,1  o/o  der  Gesamteinfuhr  an  Roggen. 

Wäre  Rufsland  von  der  Roggeneinfuhr  nach  Deutschland 
ausgeschlossen  worden,  so  wären  an  Stelle  Rufslands  eine 
Reihe  anderer  Staaten  als  Roggenlieferanten  für  Deutschland 
aufgetreten ,  die  dann  nötigenfalls  ihren  eigenen  Bedarf  mit 
russischem  Roggen  gedeckt  hätten. 

Die  Preisgestaltung  hätte  gröfstenteils ,  ebenso  wie  jetzt, 
von  der  Güte  der  internationalen  Ernte  abgehangen. 

Schon  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Handelsverträge  mit 
Österreich-Ungarn,  Italien  und  Belgien  war  man  sich  allgemein 
darüber  klar,  dafs  unsere  unter  ungünstigeren  Bedingungen 
als  viele  andere  Staaten  produzierende  Landwirtschaft  durch 
einen  angemessenen  Schutzzoll  wirksam  unterstützt  werden 
müsse.  Von  den  Agrariern  wurde  der  Getreidezoll  nicht  als 
Bereicherungs- ,  sondern  als  ErhaltungszolP  vertreten,  nicht 
so  sehr  im  Interesse  des  Grundbesitzes  als  im  nationalen 
Interesse,  da  die  gesamte  Nation  wirtschaftlich  und  politisch 
an  der  Erhaltung  einer  gesunden  und  blühenden  Landwirt- 
schaft interessiert  sei. 

Sicherlich  wurde  dieser  Standpunkt  auch  von  unserer 
Regierung  geteilt.  So  sagte  Frh.  v.  Marschall  später  selbst 
einmal^:  „Ich  bin  der  Ansicht,  dafs  eine  kaufkräftige  und 
wohlhabende  Landwirtschaft  eine  der  wichtigsten  Grundlagen^ 
vielleicht  die  wichtigste  des  wirtschaftlichen  Gedeihens  eines 
Staates  ist.'* 

Nur  über  die  Höhe  des  Zollschutzes  und  dessen  Wirksam- 
keit gingen  die  Ansichten  weit  auseinander. 

Man  darf  wohl  den  deutsch-russischen  Handelsvertrag  als 
eine  Konsequenz  der  von  Deutschland  in  den  Jahren  1891 
und  1892  abgeschlossenen  Handelsverträge  bezeichnen. 


*  Deutsches  Wochenblatt  am  17.  Dezember  1891. 
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Warum  wurden  aber  überhaupt  letztere  Verträge  abge- 
schlossen, und  warum  wurde  durch  dieselben  vertragsmäfsig 
der  OetreidezoU  von  5  Mk.  auf  8,50  Mk.  reduziert? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  müssen  wir  einen  Blick 
auf  unsere  handelspolitische  Entwicklung  während  der  80er 
Jahre  werfen. 

Es  hatte  sich  in  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  die 
Umkehr  von  den  freihändlerischen  zu  mehr  und  mehr  schütz- 
zöllnerischen  Ansichten  vollzogen.  Deutschland  stellte  am 
15.  Juli  1879  seinen  schutzzöllnerischen  Tarif  auf.  Während 
nun  die  meisten  Staaten  Tarifverträge  untereinander  ab- 
schlössen, wahrten  wir  uns  unsere  Zollautonomie  und  schlössen 
nur  wenige  Handelsverträge  mit  Italien,  Spanien,  Griechen- 
land und  der  Schweiz.  Sonst  sicherten  wir  uns  allenthalben 
die  Meistbegünstigung  ftir  unseren  Export. 

Das  war  gewifs  ein  idealer  Zustand!  Nach  Belieben 
konnte  Deutschland  seine  Schutzzölle  erhöhen,  was  es  auch 
kräftig  1885  und  1887  that,  und  genols  dagegen  infolge  der 
Meistbegünstigungsklauseln  die  niedrigsten  vertragsmäfsigen 
Zölle  der  übrigen  Länder. 

Am  1.  Februar  1892  liefen  sämtliche  Handelsverträge  ab. 
Unsere  Meistbegünstigungsverträge  verloren  damit  allen  Wert ; 
unser  Export  wurde  von  jetzt  ab  dem  Gutdünken  der  Gesetz- 
gebung der  anderen  Staaten  anheimgegeben.  Deutschland 
konnte  jetzt  nicht  mehr  „an  fremden  Tischen  mitessen" ;  es 
mufste  jetzt  selbst  Tarifverträge  abschliefsen  und  als  Gegen- 
leistung für  erhaltene  Tarifermäfsigungen  auch  wieder  Kon- 
zessionen machen.  Damit  begann  die  scharfe  Fehde  zwischen 
unseren  Freihändlern,  die  sich  hauptsächlich  aus  den  am  Ex- 
port stark  beteiligten  Handelskreisen  zusammensetzten,  und 
unseren  Schutzzöllnem,  den  Agrariern. 

Letztere  wollten  unter  allen  Umständen  ihren  Getreidezoll 
von  5  Mk.  von  1887  wahren,  während  die  für  die  Handels- 
verträge zunächst  in  Betracht  kommenden  Staaten  Österreich- 
Ungarn,  Italien  und  Belgien  vor  allem  eine  Herabsetzung  des 
Weizen-  und  Roggenzolls  auf  3,50  Mk.  verlangten. 

Graf  Eanitz  kennzeichnete  nach  Abschlufs  der  Verträge 
den  Standpunkt  vieler  Schutzzöllner  mit  den  Worten:  „Für 
mich  war  die  Erhaltung  der  Getreidezölle  auf  5  Mk.  der  ent- 
scheidende Punkt,  namentlich  deshalb,  weil  dann  überhaupt 
kein  Tarifvertrag  zu  stände  gekommen  wäre.** 

Deutschland  mufste  aber  unter  allen  Umständen  Handels- 
verträge im  Interesse  seiner  Industrie  abschliefsen. 

Dieser  Gesichtspunkt  wurde  in  der  Denkschrift  zu  den 
Handelsverträgen  mit  Österreich- Ungarn ,  Italien  und  Belgien 
durch  folgende  Betrachtung  vertreten. 

„Deutschland  ist  darauf  angewiesen,  seinen  Überflufs  an 
Fabrikaten    an    das    Ausland    abzusetzen.      Die   Einfuhr^^M^ 
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Rohstoflfen  hatte  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880 — 1890  einen 
Wert  von  2206  Hill.  Mk.  und  nach  Abzug  der  Ausfuhr  von 
Rohstoffen  einen  solchen  von  1357  Hill.  Mk. ,  1889  dagegen 
bereits  einen  Wert  von  2818  bezw.  2033  Mill.  Mk.  und  1890 
2966  bezw.  2120  MiU.  Mk. 

Mit  diesem  starken  Wachsen  der  Einfuhr  von  Rohstoffen 
hatte  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  nicht  gleichen  Schritt  gehalten. 
Im  Durchschnitt  1880 — 1890  hatte  die  Ausfuhr  einen  Wert  von 
2260  Mill.  Mk,  und  nach  Abzug  der  Einfuhr  von  Fabrikaten 
einen  solchen  von  1211  Mill  Mk.,  1889  2382  Mill.  Mk.  bewz. 
1185  Mill.  Mk.,  1890  2482  Mill,  Mk.  bezw,  1286  Mill.  Mk. 

Aus  diesen  Zahlen  ist  ersichtlich,  welche  Menge  von 
Arbeit  sich  in  der  deutschen  Ausfuhr  verkörperte,  und  wie 
sehr  die  arbeitenden  Klassen  an  dem  Export  interessiert  waren,'' 

Es  betrugen  die  Gesamtziffem  der  deutschen  Ausfuhr: 

1887  .    .    3190  MiU.  Mk., 

1888  .    .    3352     - 

1889  .    .    3256     - 

1890  .    .    3499     - 

Diese  Zahlen  zeigen,  dafs  die  heimische  Eonsumfkhigkeit 
durchaus  nicht  genügte,  im  Gegenteil  Deutschland  alles  auf- 
bieten mufste,  um  sich  die  Fortdauer  eines  uneingeschränkten 
Exports  zu  sichern.  Am  sichersten  war  dieses  Ziel  dadurch 
zu  erreichen,  dals  man  Handelsverträge  mit  günstigen  tarifa- 
rischen Abmachungen  abschlofs. 

Die  Agrarier  hielten  fest  an  dem  Grundgedanken  der 
Politik  des  Fürsten  Bismarck,  an  dem  „Schutze  der  nationalen 
Arbeit".  Aber  zu  Gunsten  des  Schutzes  der  nationalen  Arbeit 
durften  wir  nicht  die  Zukunft  unseres  Exports  ernstlich  ge- 
fähmen.  „Die  deutsche  Ausfuhr,  welche  3  Milliarden  Mark 
darstellt,  ist  auch  ein  Teil  der  nationalen  Arbeit,  auch  sie  hat 
Anspruch  auf  Schutz",  sagte  Frhr.  v.  Marschall  wohl  mit  Recht. 

Besonders  ungünstig  gestaltete  sich  die  Position  für  die 
Landwirtschaft  noch  dadurch,  dafs,  wie  wir  schon  erwähnt 
haben,  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte  1890/91 
immer  höher  stiegen.  So  hielt  man  einen  Getreidezoll  von 
3,50  Mk.  für  vollkommen  ausreichend.  Der  noch  1891  be- 
stehende Schutzzoll  von  5  Mk.  war  ja  entschieden  für  dieses 
Jahr  viel  zu  hoch.  Wegen  der  allenthalben  schlechten  Ernten 
wäre  man  damals  ohne  jeden  Zollschutz  ausgekommen. 

Wie  wir  oben  geschildert  haben,  folgten  die  guten  Ernten 
von  1892  und  1893,  und  die  Preise  sanken  mehr  und  mehr 
trotz  des  Kampfzolles  von  7,50  Mk.  gegen  Rufsland. 

Daraus  ist  der  Sturm  der  Entrüstung  leicht  erklärlich, 
der  sich  erhob,  als  man  den  vertragsmäfsigen  Zoll  von  3,50  Mk. 
bei  schon  ohnehin  so  niedrigen  Preisen  auch  noch  dem  land- 
wirtschaftlich so  starken  Rufsland  gewähren  wollte. 

Rufsland  hatte  seit  Jahrzehnten  keinen  ernsten  ELandels* 
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vertrag  mehr  abgeschlossen  und  hätte  es  auch  wahrscheinlich 
jetzt  am  liebsten  nicht  gethan.  Aber  es  hatte  ^rofses  Interesse 
daran,  seine  landwirtschaftlichen  Produkte  nach  seinem  natür- 
lichen Absatzgebiete ;  Deutschland,  unter  erträglichen  Be- 
dingungen exportieren  zu  können.  Deutschland  mufste  wiederum 
viel  daran  liegen,  einen  Teil  des  Überschusses  seiner  Industrie- 
produkte nach  Rufsland  absetzen  zu  können  und  sich  so  auch 
einen  Weg  nach  dem  Innern  Asiens  zu  eröffnen.  Hatte  man 
doch  in  Rufsland  mit  der  Verwirklichung  des  Projektes  be- 
gonnen, Petersburg  durch  eine  Bahn  mit  dem  Stillen  Meere 
zu  verbinden.  Von  Petersburg  bis  Wladiwostock  wird  sich 
die  sibirische  Bahn  über  10  000  Kilometer  erstrecken.  Bis 
1904  oder  schon  früher  soll  das  Werk  beendet  sein.  Mit  dem 
Fortschreiten  des  Baues  ergab  sich  mehr  und  mehr  die  Möglich- 
keit für  Deutschland,  seine  Industrieprodukte  weiter  und  weiter 
in  das  Innere  Asiens  zu  versenden.  Dazu  war  aber  vor  allem 
eine  bedeutende  Ermäfsigung  der  jetzt  fast  prohibitiven  russi- 
schen Zölle  nötig. 

Aufserdem  mufste  die  deutsche  Regierung  grofses  Interesse 
daran   haben,    mit  ihren   östlichen   Nachbarn   wieder  bessere 

f)olitische  Beziehungen  zu  schaffen.  Das  gesättigte  Deutsch- 
and  konnte  durch  einen  Krieg  gegen  Rufsland  und  damit 
wohl  auch  gegen  Frankreich  unmöglich  viel  gewinnen  aber 
seine  blühende  Volkswirtschaft  schwer  schädigen. 

Seinen  Weizen  konnte  Rufsland  im  allgemeinen^  nicht 
billiger  liefern  als  die  anderen  Getreide  exportierenden  Staaten. 
Sie  alle  unterliegen  den  Preisen  des  Weltmarktes. 

Auch  bei  Roggen  lagen  die  Dinge  nicht  viel  anders.  Ob- 
gleich Rufsland  1892  und  1893  vom  Roggenimport  nach  Deutsch- 
land ausgeschlossen  war,  sanken  bei  uns  doch  die  Roggenpreise 
fortwährend.  . 

So  lange  wir  russischen  Weizen  durch  den  Kampfzoll  / 
ausschlössen ,  bestimmte  dieser  Weizen  doch  die  Preise  des  / 
Weltmarktes  mit,  und  wir  mufsten  das  Getreide  anderer  meist-  j 
begünstigten  Länder  zu  den  Weltmarktpreisen  kaufen. 

Aus    dieser   längeren    Betrachtung    wird    klar,    dafs   der  | 
Nutzen    eines    hohen    Getreidezolls    Rufsland    gegenüber    fUr  ! 
unsere   Landwirtschaft  iedenfalls   nur  ein   sehr  geringer  oder  ' 
überhaupt  nicht   bemerkbarer  gewesen   sein  würde,   dafs  da-  ■ 
gegen  das  Interesse  für  den  deutschen  Handel  und  die  deutsche 
Industrie,    sowie   fUr   unsere   Politik   ein  hervorragendes  war, 
geregelte   Handelsbeziehungen   mit    Rufsland    zu    unterhalten. 
Zur   Wiederherstellung   solcher    Beziehungen   sollte   die    An- 
nahme des  von   unserer  Regierung  ausgearbeiteten  Handels- 
vertrags durch  den  Deutschen  Reichstag  wesentlich  beitragen. 

^  Eine  billigere  Lieferung  des  Getreides  wird  Rafsland  eventuell 
ermöglicht  durch  eine  stark  sinkende  Valuta.  Siehe  Russische  Valuta« 
Schwankungen.  Digitized  by  GoOglc 
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Auch  hier  standen  und  stehen  sich  die  Interessen  der 
Industrie  und  der  Landwirtschaft  aufs  schärfste  gegenüber. 

Die  Industrie  will  möglichste  Stabilität  der  Handels- 
beziehungen; sie  willy  dafs  die  Beziehungen  zu  den  anderen 
Ländern  auf  eine  Reihe  von  Jahren  geregelt  sind,  wodurch 
sie  in  die  Lage  versetzt  wird,  sich  auf  einen  gleichmäfsig 
fortdauernden  Export  oder  Import  einzurichten.  Einige  Zeit 
dauert  es  meist,  ois  der  betreffende  Industrielle  ein  günstiges 
Absatzgebiet  ftlr  seine  Erzeugnisse  gefunden  hat;  dann  dauert 
es  wieder  einige  Zeit,  bis  er  sich  dieses  Gebiet  erobert  hat, 
und  nun  kommt  es  ihm  darauf  an,  sich  sein  neues  Absatz- 
gebiet möglichst  lange  ungestört  zu  erhalten.  Plötzliche  Zoll- 
veränderungen,  plötzlich  eintretende  Ungewifsheit  über  das 
Weiterbestehen  der  bisherigen  Handelsbeziehungen  können 
den  exportierenden  Industriellen  schwer  schädigen.  Nicht 
anders  ist  die  Lage  der  importierenden  Industriellen.  Auch 
sie  erwarten  ihre  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  auf  längere 
Zeit  zu  ein  und  demselben  Preise  zu  erlangen.  Danach 
richten  sie  ihren  Betrieb,  ihre  Fabrikanlagen,  den  Umfang 
ihrer  Produktion  und  ihre  Preise  ein. 

Es  kommt  also  der  Industrie  auf  Handelsverträge  von 
längerer  Dauer  an,  in  denen  die  Zollsätze  vor  willkürlichen 
Erhöhungen  geschützt,  also  gebunden  sind. 

Dagegen  setzt  nun  die  Landwirtschaft  ihre  Produckte 
unter  ganz  anderen  Verhältnissen  ab.  Sie  ist,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  meist  von  den  internationalen  Preisschwankungen 
und  von  dem  Ausfall  der  Ernten  im  Inland  und  Ausland  ab- 
hängig. Dazu  kommt  noch,  dafs  bei  stark  sinkenden  Preisen 
doch  die  Nachfrage  nicht  rasch  wesentlich  steigt,  wie  bei  vielen 
entbehrlichen  Industrieprodukten,  die  man  in  einem  solchen 
Falle  in  gröfserer  Menge  kauft,  wodurch  wieder  eine  Preis- 
erhöhung herbeigeführt  wird.  Daher  mufs  der  Landwirt  vor 
allem  darauf  bedacht  sein,  ein  solches  bedeutendes  Sinken 
der   Qetreidepreise    möglichst   zu   verhindern,    d.  h,   er  mufs 
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danach  streben,  den  vom  Ausland  kommenden  Preisdruck 
möglichst  zu  beseitigen.  Das  geeignete  Mittel  dazu  sind  die 
Getreidezölle. 

Durch  die  Handelsverträge  von  1891/92  und  1894  wurden 
die  Getreidezölle  auf  12  bezw.  10  Jahre  festgelegt  Dadurch 
wurden  der  Landwirtschaft  auf  eine  beträchtliche  Reihe  von 
Jahren  die  Hände  vollständig  gebunden. 

Aus  den  Preisschwankungen  in  den  Jahren  1891—1893 
haben  wir  schon  gesehen,  wie  wenig  berechtigt  die  Hoffnung 
ist,  dafs  die  gerade  bestehenden  Preise  auch  fiir  die  Zukunft 
gelten  würden.  Das  allgemeine  Sinken  der  Preise,  welches 
sich  allenthalben  in  den  Jahren  1892 — 1895  fühlbar  machte, 
fügte  hauptsächlich  der  Landwirtschaft  bedeutenden  Schaden 
zu.   Man  hatte  aber  nicht  die  Möglichkeit,  durch  eine  vorüber- 

fehende  Erhöhung  der  Getreidezölle  die  Landwirtschaft  gegen 
ie  gefahrbringende  allzustarke  ausländische  Konkurrenz  wirk- 
sam zu  schützen.  In  den  letzten  Jahren  war  hauptsächlich 
noch  Argentinien  als  sehr  gefährlicher  Konkurrent  auf  dem 
internationalen  Getreidemarkt  erschienen.  Argentinien*  war 
imstande,  bei  aufserordentlich  niedrigen  Löhnen  und  aus- 
gedehnten, sehr  fruchtbaren  Ackerflächen  billiger  zu  produ- 
zieren als  irgend  ein  anderes  Land,  und  das  wurde  noch  unter- 
stützt durch  eine  stark  entwertete  Valuta. 

Gelegentlich  seiner  Betrachtung  über  die  Preisentwicke- 
lung 1895  und  den  Vorjahren  kommt  Prof.  Conrad  zu  folgender 
Scmufsfolgerung  * :  „Die  Getreidepreise  sind  bedenklich  niedrig 
für  unsere  Landwirtschaft,  so  dafs  vielleicht  auch  diejenigen, 
welche  seinerzeit  mit  Entschiedenheit  für  die  Handelsverträge 
eingetreten  sind,  es  jetzt  beklagen  müssen,  dafs  uns  die  Möglich- 
keit genommen  ist,  durch  eine  Erhöhung  der  Zölle  dieser  nur 
als  vorübergehend  anzusehenden  Kalamität  entgegenzutreten, 
weil  jetzt  der  Schaden  für  die  Landwirtschaft  gröfser  ist  als 
der  Nutzen,  der  der  Gesamtheit  daraus  erwächst." 

Zur  Zeit  der  Reichstagsverhandlungen  wurde  von  selten 
der  Agrarier  auch  immer  und  immer  wieder  hervorgehoben, 
dafs  die  Getreidezölle  unter  keinen  Umständen  gebunden 
werden  dürften. 

„Dafs  ein  grofser  Industriestaat" ,  schreibt  das  „Deutsche 
Wochenblatt"  ®,  „auch  mit  autonomen  Getreidezöllen  bestehen 
kann,  zeigt  Frankreich,  und  dafs  politische  Freundschaft  nicht 
mit  wirtschaftlichen  Schädigungen  bezahlt  zu  werden  braucht, 
zeigt  abermals  Frankreich,  das  sich  durch  seine  Beziehungen 
zu  Rufsland  nicht  abhalten  läfst,  die  Getreidezölle  zu  erhöhen. 


^  Conrads  Jahrb.  far  Nationalökonomie,  Bd.  64  S.  285. 

*  Conrads  Jahrb.  für  Nationalökonomie,  Bd.  66  S.  606. 

•  Deutsches  Wochenblatt  am  8.  Februar  1894.    itizedbyGoOgle 
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Was  aber  im  Zweibund  geschieht,   das  mtliste  auch  im  Drei- 
bund möglich  sein." 

Überhaupt  wurde  Frankreich  als  derjenige  Staat  von  den 
Agrariern  bezeichnet,  dessen  Vorgehen  beim  Abschlufs  von 
Handelsverträgen  man  sich  zum  Beispiel  nehmen  solle. 

Unserer  Regierung  kam  es  hauptsächlich  darauf  an,  sich 
durch  den  Abschlufs  von  Handelsverträgen  eine  gewisse  Stabi- 
lität der  Handelsbeziehungen  zu  sichern.  Die  von  Frankreich 
.  abgeschlossenen  Verträge  erstrecken  sich  auf  6  Monate  oder 
ein  Jahr,  tragen  also  mehr  den  Charakter  von  Handelsprovi- 
sorien. Wahr  ist,  dafs  sich  Frankreich  seine  Zollautonomie 
80  sichert  und  bei  einer  Bedrohung  der  heimischen  Land- 
wirtschaft durch  die  internationale  Konkurrenz  in  der  Lage 
ist,  seinen  Getreidezoll  bei  Zeiten  entsprechend  zu  erhöhen, 
den  es  dann  bei  Wiedereintreten  normaler  Verhältnisse  wieder 
entsprechend  herabsetzen  kann. 

Konnte  nun  Deutschland  zur  Zeit  des  Abschlusses  der 
Handelsverträge  nicht  dieselbe  Politik  verfolgen  wie  Frank- 
reich,   also  nur  Verträge  von  einjähriger  Dauer  abschliefsen  ? 

Wie  Kommerzienrat  Vogel  mitteilte*,  war  diese  Möglich- 
keit Rulsland  gegenüber  gegeben.  Man  hätte  in  diesem  Falle 
sogar  noch  weitergehende  Konzessionen  von  RuTsland  erlangen 
können. 

Eine  Politik,  wie  sie  Frankreich  bezüglich  seines  Handels 
betreibt,  läfst  sich  aber  auf  Deutschland  unmöglich  übertragen. 

Frankreich  verfügt  über  ein  grofses  Kolonialreich,  wo- 
hin es  viele  seiner  Produkte  absetzen  und  woher  es  viele 
der  notwendigen  Rohstoffe  beziehen  kann.  Aufserdem  hat 
Frankreich  eine  fast  stabile  Bevölkerung,  während  die  deutsche 
Bevölkerung  jährlich  um  Hunderttausende  wächst.  Diese 
Abschliefsungspolitik  erzeugte  jedoch  auch  für  Frankreich  ein 
sehr  ungünstiges  Resultat.  Frankreichs  Export  war  1893  gegen 
1892  um  250  Mill.  Franken  gefallen;  um  ebensoviel  war  die 
Einfuhr  gefallen.  Dafs  dagegen  unsere  Ausfuhr  im  Spezial- 
handel  1893  gegen  1892  um  94  Mill.  zugenommen  *,  unsere 
Einfuhr  dagegen  um  93  Mill.  Mk.  abgenommen  hatte,  ist  wohl 
zum  grofsen  Teile  ein  Resultat  der  damaligen  deutschen  Wirt- 
schaftspolitik. 

Wir  sind  zur  Ernährung  unserer  stark  wachsenden  Be- 
völkerung gezwungen,  unsere  Fabrikate  mangels  günstiger 
Kolonien  an  das  Ausland  zu  verkaufen.  Der  Verkauf  wird 
uns  erleichtert  durch  den  Abschlufs  günstiger  Handelsverträge, 
und  die  Stetigkeit  unserer  Handelsbeziehung  wird  uns  gewähr- 
leistet durch  Verträge  von  längerer  Dauer. 

^  Verhandlangen  des  19.  deutschen  Handelstags. 
>  Ausfuhr  im  Specialhandel  1892:  3150  Mill.  Mk. ;  1893 :  3244  Mill  Mk. 
Einfuhr  im  Specialhandel  1892:  4227  Mill.  Mk.;  1893:  4134.Mill.  Mk. 
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Bei  den  in  Rufsland  seit  1891  herrschenden  übertrieben 
schutzzöllnerischen  Ansichten  konnte  man  bei  Abschlufs  eines 
kurzfristigen  HandelsTertrags  nie  sicher  vor  Zollerhöhungen  sein. 

Ein  kurzer  Rückblick  auf  die  russische  Zollpolitik  während 
der  vorausgegangenen  20  Jahre  zeigt  uns,  wie  begründet  die 
Furcht  vor  vielfachen  willkürlichen  russischen  Zollerhöhun- 
gen war. 

Man  war  in  Rufsland  in  der  zweiten  Hälfte  die@es  Jahr- 
hunderts allmählich  von  der  Prohibition  zum  strengen  Schutz- 
zollsystem gekommen.  Es  wurden  eine  Anzahl  von  ZoUer- 
mäfsigungen  durch  das  Zollgesetz  von  1868,  das  1869  in 
Kraft  trat,  geschaffen.  Um  die  Mitte  der  70er  Jahre  hatte 
sich  die  russische  Schuldenlast  ungemein  gesteigert  durch  den 
Bau  von  Eisenbahnen  und  dann  durch  den  russisch-türkischen 
Krie^.  So  sah  sich  die  russische  Regierung  veranlafst,  die 
Erhebung  der  Zölle  in  Gold  anzuordnen,  um  sich  so  eine 
neue  Einnahmequelle  zu  verschaffen.  Durch  diese  Mafs- 
regel  (Befehl  vom  10.  November  1876)  wurde  eine  Mehr- 
belastung der  importierten  Waren  um  33  ®/o  herbeigeführt.  Es 
stand  1876  der  Papierrubel  auf  2,45  Mk.,  während  der  Gold- 
rubel mit  3,24  Mk.  gedeckt  werden  mufste.  1877  ging  der 
Papierrubel  bis  1,90  Mk.  herunter.  Noch  weitere  80  ^/o  Zu- 
schlag auf  alle  zollpflichtigen  Waren,  Salz  ausgenommen, 
wurden  1881  aus  finanziellen  Rücksichten  erhoben.  Im  folgen- 
den Jahre  fand  eine  allgemeine  Revision  des  Zolltarifs  statt, 
wodurch  die  Mehrzahl  der  Positionen  des  Zollgesetzes  von  1868 
abgeändert  wurden.  Die  Regierung  wollte  jetzt  das  russische 
Volk  zwingen,  die  eigenen  Hilfsquellen  zu  entwickeln,  und 
legte  so  ziemlich  hohe  Zölle  auf  Rohmaterialien  und  Halb- 
fabrikate. 

Aus  fiskalischen  und  schutzzöllnerischen  Rücksichten  er- 
höhte die  russische  Regierung  in  den  folgenden  Jahren  die 
Zölle  auf  viele  Importwaren.  So  wurden  z.  B.  1884  die  Zölle 
auf  Steinkohlen  und  Roheisen  erhöht,  im  Januar  1885  auf 
Theo,  Traubenweine,  Öle  u.  s.  w.  Im  Juli  1885  wurde  wieder 
ein  Zuschlag  von  20  ^/o  auf  die  meisten  zollpflichtigen  Import- 
waren gelegt.  Weiter  fanden  1886  Erhöhungen  der  Zölle  auf 
Kupfer,  Häute,  Felle  u.  s.  w.  statt,  1887  auf  landwirtschaftliche 
Maschinen,  unverarbeitete  Metalle,  Steinkohlen,  Coaks  u.  s.  w. 

Nach  80  zahlreichen  Zollerhöhungen,  aus  deren  grofser 
Menge  wir  nur  einen  Teil  herausgreifen,  blieb  natürlich  von 
dem  einigermafsen  freihändlerischen  Zolltarif  von  1868  nicht 
mehr  viel  übrig.  In  Wirklichkeit  war  Rufeland  seit  1870 
immer  schutzzöUnerischer  geworden. 

Endlich  wurde  der  Zolltarif  von  1891  aufgestellt,  um 
wieder  eine  Einheitlichkeit  und  Gleichmäfsigkeit  in  dem  russi- 
schen Zollsystem  zu  schaffen.  Dieser  Tarif  war  ein  sehr 
schutzzöUnerischer. 
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Wie  Wittschewsky  sagt  ^,  herrschte  in  Robland  die  Ansicht, 
daCs  die  Jahre  1868 — 1891  eigentlich  Freihandelsjahre  seien, 
und  dafs  man  durch  Deutschland  ausgebeutet  worden  sei.  Der 
bekannte  Professor  der  Chemie  und  Hauptstütze  der  extremen 
Schutzzollpartei,  Mendelejew,  that  den  Ausspruch:  ,,Je  höher 
die  Zollsteuerung  ist,  desto  schneller  wird  die  Produktion 
sich  befestigen,  der  Handel  sich  beleben,  werden  die  Waren 
sich  verbilligen." 

Es  kam  nach  fruchtlosen  Unterhandlungen  mit  Rufsland 
zu  dem  erbitterten  Zollkrieg  von  1893. 

Wohl  niemand  konnte  bei  einem  Rückblick  auf  Rufslands 
Zollpolitik  zu  der  Überzeugung  kommen,  dafs  Deutschland, 
wenn  es  jetzt  mit  Rufsland   ein  Handelsabkommen  mit  ein- 

J 'ähriger  Kündigungsfrist  schlösse,  nun  in  Zukunft  vor  E2r- 
löhungen  des  russischen  Tarifs  sicher  sei. 

Nur  ein  auf  längere  Zeit  vertragsmäfsig  festgelegter  Tarif 
konnte  der  Industrie  und  dem  Handel  die  Gewifsheit  geben, 
dafs  nunmehr  ruhige  und  nutzenbringende  Beziehungen  zu 
Rufsland  ermöglicht  seien.  Diesen  Gedanken  brachte  auch 
Generalsekretär  Bueck  zum  Ausdruck,  indem  er  auf  der  Ver- 
sammlung der  Delegierten  des  Centralverbandes  deutscher 
Industrieller^  sagte:  „So  herrscht  grofse  Befriedigung  über  bin- 
dende handelspolitische  Vertragsabmachungen  mit  einem  Lande, 
dessen  Importbedürfnis  wir  noch  bis  zu  38  ^/o  befriedigen, 
dessen  Import  aber  Deutschland  im  Jahre  1880  schon  allein 
bis  zu  49®/o  gedeckt  hat." 

Nach  unserer  Überzeugung  war  so  der  Abschlufs  des 
deutsch-russischen  Handelsvertrags  auf  zehn  Jahre  im  Interesse 
von  Handel  und  Industrie  vollkommen  gerechtfertigt.  Dem 
Abschlufs  von  Verträgen  auf  eine  viel  gröfsere  Anzahl  von 
Jahren  würde  wohl  das  Bedenken  im  Wege  stehen,  dafs  sich 
bei  einer  längeren  Zeitdauer  die  Produktions-  und  Handels- 
bedingungen zu  sehr  verändern  können  und  so  bei  allzulanger 
Gebundenheit  an  feste  Tarife  der  Industrie  und  dem  Handel 
eines  der  vertragschliefsenden  Länder  oder  beiden  zusammen 
beträchtlicher  Schaden  zugefügt  werden  kann. 

Es  hat  allerdings  die  Bindung  der  Getreidezölle  unserer 
Landwirtschaft  hauptsächlich  bis  zum  Jahre  1895  Schaden  zu- 
gefügt Seit  1896  zeigten  die  Getreidepreise  wieder  eine  be- 
ständig steigende  Tendenz. 

Im  Interesse  der  Landwirtschaft  wäre  es  also  gewesen, 
wenn  man  sich  die  Verftlgung  über  eventuelle  Erhöhung  oder 
Erniedrigung  der  Getreidezölle  nicht  nur  Rufsland,  sondern 
auch  den  übrigen  Vertrags-  und  Meistbegünstigungsländem 
gegenüber  gewahrt  hätte. 


*  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  Bd.  49. 
8  Am  19.  Februar  1894. 
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Generell  läfst  es  sich  nun  nicht  behaupten,  dafs  es  im 
Interesse  irgend  eines  Staates  sei,  nicht  gebundene  Handels- 
verträge abzuschliefsen.  Es  ist  das  ja  gerade  der  Zweck  des 
Handelsvertrags,  gegenseitig  möglichste  Erniedrigung  der  Zoll- 
sätze zu  erreichen  und  durch  Wahrung  derselben  eine  Stetig- 
keit der  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  herbeizuführen. 
Das  lälst  sich  aber  durchgängig  nur  durch  eine  Tarifbindung 
erreichen. 

Rufsland  hatte  nun  das  grölste  Interesse  daran,  einen 
möglichst  ununterbrochenen  Export  seiner  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  nach  Deutschland  sich  zu  sichern.  Das  konnte 
nur  dadurch  erreicht  werden,  dafs  ein  nicht  allzuhoher  Getreide- 
zollsatz von  Seiten  Deutschlands  zugestanden  wurde  und  nicht 
beliebig  erhöht  werden  konnte.  Höchst  wahrscheinlich  ist  es, 
dafs  wir  mit  Rufsland  zu  keinem  Vertragsabschlufs  gelangt 
wären,  wenn  wir  eine  Bindung  der  Getreidezölle  verweigert 
hätten. 

Neigt  man  aber  der  Ansicht  zu,  dafs  beim  Abschlufs  von 
Handelsverträgen  befriedigende  Konzessionen  zu  erlangen  seien 
ohne  eine  Bindung  der  Getreidezölle  unsererseits,  so  stehen 
wir  damit  vor  der  Frage:  Wodurch  soll  dann  die  jeweils 
zweckmäfsige  Höhe  des  Getreidezolls  bestimmt  werden? 

Soll  es  eine  mechanisch  gleitende  Skala  thun  oder  soll  von 
Fall  zu  Fall  die  Gesetzgebung  eingreifen? 

Die  gleitende  Skala  hat  sich  weder  in  England  noch  in 
Frankreich  bewährt.  Der  eigentliche  Zweck  nicht  festliegender 
Zollsätze  kann  durch  die  gleitende  Skala  nicht  erreicht  werden, 
da  hier  sofort  eine  mafslose  Spekulation  eingreift,  die  eine  fort- 
gesetzte Reihe  von  künstlichen  Preisbildungen  hervorruft  nur 
zu  dem  Zwecke,  den  eigenen  Gewinn  möglichst  zu  erhöhen. 
Es  sagt  darüber  Prof.  Fuchs  *  sehr  zutreffend  folgendes :  „Die 
berüchtigten  Getreide-Corners  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
in  Liverpool  haben  doch  wohl  zur  Genüge  gezeigt,  dars  es 
auch  bei  der  heutigen  Organisation  des  Getreidehandels  und 
den  heutigen  Verkehrsmitteln  möglich  ist,  die  Vorräte  zurück- 
zuhalten und  die  Preise  zu  treiben,  und  eine  gleitende  Zoll- 
skala würde  diese  Hausse-Bewegung  geradezu  herausfordern 
und  zu  einer  dauernden  Einrichtung  machen.  Andererseits 
wtbrde  die  Schnelligkeit,  mit  der  heute  von  überall  her  grofse 
Getreidemengen  herbeigeschafft  werden  können,  im  Moment 
eines  Dünstigen  Zollstandes  bezw.  vollständig  freier  Einfuhr 
—  d.  n.  nachdem  die  Preise  so  hoch  getrieben  worden  sind  — 
die  Überschwemmung  des  Marktes  mit  fast  oder  ganz  zollfrei 
eingeführtem  Getreide  zu  einer  unbegrenzten  machen,  die  Preis- 
schwankungen also  entsprechend  steigern." 


Deutsches  Wochenblatt  am  23.  Juli  1891.  ^  t 
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Um  also  die  Höhe  des  Gktreidezolls  nicht  von  solchen 
Spekulationsmanövern  abhängig  zu  machen,  wäre  nun  das  andere 
Mittel,  nämlich  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung,  in  Erwägung 
zu  ziehen. 

Sobald  infolge  Zusammentreifens  einer  guten  deutschen 
Ernte  mit  starkem  ausländischen  Angebot  die  Inlandspreise 
stark  fallen  würden,  wäre  der  Getreidezoll  entsprechend  zu 
erhöhen,  sobald  jedoch  die  Inlandspreise  infolge  einer  schlechten 
deutschen  Ernte  sehr  steigen  würden,  wäre  der  Getreidezoll 
stark  zu  erniedrigen,  ja  eventuell  ganz  aufzuheben« 

Ein  Normalgetreidepreis  wäre  hier  wohl  au£sustellen,  nach- 
dem die  Gesetzgebung  aen  Getreidezoll  zu  regeln  haben  würde. 
Die  Gefahren  einer  ausgedehnten  Spekulation  wären  wohl  auch 
hier  nicht  ganz  zu  vermeiden,  aber  doch  bedeutend  geringer 
als  bei  der  gleitenden  Skala. 

Aber  mancherlei  Bedenken  wären  hier  doch  ernstlich  in 
Erwägung  zu  ziehen.  Ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  be- 
deutet eine  jedesmalige  Erregung  der  Parteileidenschaften  und 
damit  eine  Verhetzung  der  verschiedenen  socialen  Klassen.  In 
Presse  und  Parlament  würden  jedesmal  die  wirtschaftlichen 
Sonderinteressen  auf  das  Schärfste  vertreten  werden,  und  damit 
würde  wahrscheinlich  jede  derartige  Gesetzesänaerung  die 
Erbitterung  der  durch  ihre  entgegengesetzten  Interessen  in 
stärksten  Gegensatz  geratene  Menge  steigern.  Auch  würde  der 
Gesetzgebungsapparat  wohl  nur  schwer&Uig  arbeiten,  manch- 
mal wohl  gar  nicht  oder  oft  erst  sehr  spät  wirksam  eingreifen. 

Prof.  Schmoller  *  hat  zu  dieser  Frage  einen  weiteren  Vor- 
schlag gemacht.  Gelegentlich  der  Debatten  über  die  Erhöhung 
der  Getreidezölle  sagte  nämlich  Schmoller  folgendes:  „Ich  hätte 
es  für  das  Heilsamste  gehalten,  wenn  dem  Bundesrat  nicht  für 
immer,  aber  versuchsweise  auf  8 — 4  Jahre  die  Getreidezölle 
ganz  nach  seinem  freien  Ermessen  innerhalb  eines  Maximal- 
und  Minimalbetrages  zu  normieren  aufgetragen  worden  wäre.** 
Dadurch  würde  hauptsächlich  auch  der  dunkelste  Punkt  unserer 
parlamentarischen  Debatten  und  Abstimmungen,  der  Klassen- 
kampf, der  Kampf  der  nackten  wirtschaftlichen  Sonderinteressen, 
miteinander  vermieden.  Es  hätten  der  preuTsische  Staatsrat 
vor  1848  und  die  Zollvereinskonferenz  bezüglich  der  Tariffragen 
und  ähnlicher  notwendig  auf  das  Gebiet  der  socialen  Klassen- 
kämpfe führenden  Themata  mit  unendlich  mehr  Sachlichkeit, 
Sachkenntnis,  Ruhe  und  Mäfsigkeit  verhandelt  als  unsere 
heutigen  parlamentarischen  Vertretungen. 

Allerdings  verhehlt  sich  Schmoller  nicht  die  grofse 
Schwierigkeit,  den  Reichstag  zum  Verizcht  auf  ein  so  wich- 
tiges Recht  zu  bestimmen. 


Schmollers  Jahrbuch  1885,  Heft  2  S.  209. 

Digitized  by 


Google 


xvn  3.  27 

Wir  möchten  noch  hinzufügen,  dafs  es  in  mancher  Hin- 
sicht nicht  unzweckmäfsig  erscheint,  das  Recht  der  Normierung 
der  Höhe  des  Getreidezolls  direkt  dem  Reichskanzler  zu  über- 
tragen. Hätten  nun  der  Bundesrat  oder  der  Reichskanzler 
diese  Befugnis,  so  könnten  dieselben  im  Geheimen  verhandeln 
und  dann  plötzlich  verkündigen,  die  Getreidezölle  hätten  sich 
geändert. 

Theoretisch  machen  derartige  Betrachtungen  schon 
Schwierigkeiten,  praktisch  würden  dieselben  jedenfalls  noch 
steigen. 

Friedrich  der  Grofse  hatte  zur  Heilung  der  landwirtschaft- 
lichen Not  grofse  Getreidespeicher  erbaut.  Bei  niedrig  stehen- 
den Preisen  kaufte  er  nun  z.  B.  in  Polen  ein,  sobald  jedoch 
die  Preise  stiegen,  kaufte  er  nicht  mehr  von  Polen.  Ebenso 
wie  damals  dieses  Vorgehen  Friedrichs  des  Grofsen  von  den 
Polen  lebhaft  als  Chikane  empfunden  wurde,  würde  wohl  auch 
heutzutage  jede  auswärtige  Regierung,  hauptsächlich  jedes 
Getreide  ausführende  Land,  wie  Rufsland,  die  von  uns  oben 
besprochene  Getreidezollpolitik  als  eine  Verletzung  ihrer  haupt- 
sächlichsten Exportinteressen  empfinden. 

Deshalb  dürften  wohl  auch  der  AbschlielBUüg  eines  günsti- 
gen Handelsvertrags  ohne  Bindung  der  Getreidezölle  unserer- 
seits die  gröfsten  Schwierigkeiten  sich  entgegenstellen. 
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Aufhebung  des  Identitätsnachweises  und 
Beseitigung  der  Staffeltarife. 


Beim   Abschlufs    des   deutsch-russischen    Handelsvertrags 

Cibte  unsere  Regierung  durch  zwei  Mafsregeln  der  deutschen 
dwirtschaft  helfen  zu  müssen:  durch  die  Aufhebung  des 
Identitätsnachweises  und  die  Beseitigung  der  Staffeltarife. 

Die  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  halten  wir  für 
einen  sehr  glücklichen  Schritt,  während  man  aus  volkswirt- 
schaftlichen Gründen  die  Staffeltarife  hätte  beibehalten  sollen. 

Infolge  der  Bestimmungen  des  Identitätsnachweises  wurde 
dem  Getreideexporteur  ein  ZoUnachlafs  nur  gewährt,  wenn  er 
dasselbe  Quantum  Getreide,  welches  er  exportierte,  auch  wieder 
einführte.  Unter  diesen  Verhältnissen  wurde  eine  wirkliche 
Getreideausfuhr  sehr  erschwert.  Es  wird  ja  durch  den  Getreide- 
zoll der  Inlandspreis  oft  um  den  ganzen  oder  wenigstens  teil- 
weisen Zollbetrag  über  dem  Weltmarktpreis  gehalten.  Soll 
nun  eine  Ausfuhr  des  bei  uns  überflüssigen  Getreides  ermög- 
licht werden,  so  sind  dem  Getreideexporteur  gewisse  Erleich- 
terungen zu  gewähren. 

Freiherr  v.  Marschall  begründete  die  Notwendigkeit  der 
Aufhebung  des  Identitätsnachweises  folgendermafsen  ^ :  „Die 
gegenwärtige  niedrige  Preislage  des  Roggens  in  Deutschland 
ist  nicht  eine  Folge  der  ausländischen  Konkurrenz,  sondern 
gegenwärtig  drückt  Deutschland  dem  Auslande  den  Preis. 
Wir  haben  im  vergangenen  Jahre  eine  so  kolossale  Ernte  ge- 
habt wie  nie.  Wir  haben  Überproduktion  an  Roggen  und 
zwar  umsomehr,  als  wenigstens  ein  Stillstand  im  Konsum 
dieser  Ware  eingetreten  ist.  Es  sind  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen des  Identitätsnachweises  schädlich,  durch  den  wir 
gezwungen  sind,  den  überflüssigen  Roggen  im  Inland  zu  be- 
halten." 

Am  14.  April  1894  wurde  der  Identitätsnachweis  auf- 
gehoben.    Nunmehr   werden   bei    der  Ausfuhr  von   Getreide 

^  Kommissionsaitzung  am  8.  März  1894.  ^  , 
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oder  Mühlenfabrikaten  über  500  kg  Einfuhrscheine  auf  die 
Zollsumme  ausgestellt,  welche  bei  der  Einfuhr  dieser  Ware  zu 
zahlen  wäre.  Innerhalb  sechs  Monaten  dürfen  nun  die  so  Aus- 
führenden ein  gleiches  Quantum  Getreide  oder  auch  exotische 
Waren  zu  dem  im  Einfuhrscheine  angegebenen  Zollbetrage 
frei  einfuhren.  Der  Berechtigungsschein  kann  auch  auf  andere 
Personen  übertragen  werden. 

Skandinayien  und  Grofsbritannien  sind  als  die  natürlichen 
Absatzgebiete  fbr  die  überflüssigen  Getreidemassen  unseres 
Nordostens  zu  betrachten.  Während  des*  Bestehens  des 
Identitätsnachweises  konnte  unsere  Landwirtschaft  ihren  Ge- 
treideüberschufs  nur  noch  in  geringen  Mengen  nach  dem  Aus- 
lande ausführen.  Die  Getreidemengen  mulisten  in  Deutschland 
selbst  abgesetzt  werden ,  und  man  drückte  si(;h'  so  selbst  den 
Preis. 

Eis  schreibt  Prof.  Conrad  folgendes  über  die  Engrospreise  * : 
„In  der  Periode  1879—83  waren  in  Königsberg  gegenüber 
London  die  Weizenpreise  um  51  Mk.  billiger,  in  der  Zeit  von 
1886—90  um  45  Mk.,  von  1891—95  um  50  Mk.  Erst  nach 
Beseitigung  des  Identitätsnachweises  gleicht  sich  die  Differenz 
mehr  aus  und  beträgt  nur  noch  35  Mk.^ 

Auch  eine  Ausgleichung  der  Preise  zwischen  dem  Osten 
und  Westen  Deutschlands  wurde  durch  die  Aufhebung  des 
Identitätsnachweises  herbeigeführt.  Es  war  z.  B.  der  Roggen 
in  Königsberg*  von  1879-88  um  32,4  Mk.  billiger  wie  in 
Mannheim,  von  1889—93  um  24,6,  1894  um  23,5,  1895  aber 
nur  um  16,3  Mk. 

Prof.  Conrad  sagt:  „Die  östlichen  Provinzen  Preufsens 
sind  hauptsächlich  oder  sogar  ausschliefslich  Agrargegenden, 
die  westlichen  dagegen  bei  weitem  überwiegend  Fabrikdistrikte ; 
die  ersteren  fast  vollständig  vom  Ertrage  der  Landwirtschaft 
lebend,  so  dafs  ihr  Wohl  und  Wehe  nächst  den  Ernten  von 
den  Getreidepreisen  abhängt ;  für  sie  sind  deshalb  die  Getreide- 
zölle eingeflinrt.  Die  westlichen  Gegenden,  welche  bei  weitem 
nicht  soviel  produzieren  als  sie  gebrauchen,  leiden  bei  weitem 
überwiegender  Weise  unter  einer  jeden  Erhöhung  der  Getreide- 
preise, wenn  sie  in  abnormer  Weise  über  den  östlichen  stehen, 
und  der  Landwirt  ist  dort  wie  im  Süden  bei  weitem  nicht  in  dem 
Mafse  in  seiner  finanziellen  Lage  von  den  Getreidepreisen  ab- 
hängig, weil  für  ihn  andere  Einnahmequellen  (Gemüsebau,  Vieh- 
zucht u.  s.  w.)  eine  weit  gröfsere  Bedeutung  haben.  Eine  Aus- 
gleichung der  Getreidepreise   ist  daher   sehr  wünschenswert  ** 

Das  erfreuliche  Ergebnis  der  Aufhebung  des  Identitäts- 
nachweises  ist,  dafs  jetzt  wieder  eine  umfangreiche  Ausfuhr 


*  In  Schönbergs  Handbuch  der  Pol.  Ökonomie,  N.  Aufl.,  Bd.  II,  1, 
8.  257. 

»'  Schönbergs  Handbuch  der  Pol.  Ökonomie,  Bd.  IJ,  1,  ^'(^}Qq\Q 
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unserer   landwirtschaftlichen  Produkte    ermöglicht  ist.      Der 

Export  unserer  Hauptgetreidearten:   Weizen,   Roggen,  Hafer, 

Gerste  stieg  so  auch  wieder  seit   1894  ganz  bedeutend.     E^ 

wurden  ausgeführt: 

Weizen:    Roggen:    Hafer:    Gerste: 

Doppelcentner 

1891 8871  1342  3729         88992 

1892 2440  4908  4718  95671 

1893    ........    .  2981  2705  2760         82349 

iQoi  fl.  Gesamteusfohr  .    .        791907        497118       227  594        194047 
18tf4  ^2.  Gegen  Einfuhrschein     789  729        495  606        225  953        189  018 

löor;  /l 699109        359  923       514272       490137 

^^^  \2 695868        358552        511438  3332 

lOQ«  fl 752144       383  215       303769       209683 

^^^^  \2. 750  682        381816        300  703       203605 

tao«  ri 1713  799     1064847        213627        185154 

^^^^  ^2 1712082     1061914       210847        170351 

,«Q«  fl 1348198     1297  060       472842        126560 

^^^  \2 1346725     1295455       471400        104717 

Zur  Exportprämie  werden  die  Bestimmungen  der  Auf- 
hebung des  Identitätsnachweises  dann ,  wenn  unser  Getreide- 
zoll höher  steht  als  die  Differenz  zwischen  den  Inlands-  und 
Auslandspreisen,  wenn  also  unser  Getreide  nicht  um  35  Mk. 
teurer  ist  als  das  Getreide  des  Weltmarktes. 

Hand  in  Hand  mit  der  Aufhebung  des  Identitätsnachweises 
ging  die  Beseitigung  der  Staffeltarife,  die  erst  im  Jahre  1892 
in  Preufsen  eingeführt  worden  waren.  Durch  die  letztere 
Mafsregel  wollte  man  der  west-  und  süddeutschen  Landwirt- 
schaft zu  Hilfe  kommen,  wie  die  erstere  Mafsregel  haupt-. 
sächlich  den  Export  der  landwirtschaftlichen  Produkte  des 
Ostens  wieder  heben  sollte. 

Man  behauptete  in  Westdeutschland,  dafs  durch  die  Staffel- 
tarife die  Getreidepreise  gedrückt  und  hauptsächlich  die 
rheinische  Mühleninaustrie  schwer  geschädigt  worden  seien. 

Freiherr  v.  Stumm  sagte  * ,  dafa  die  Staffeltarife  auf  Ge- 
treide vielleicht  keinen  so  nachteiligen  Einflufs  geübt  hätten, 
dafs  aber  die  Staffeltarife  für  Mehl  die  rheinische  Mühlen- 
industrie zum  grofsen  Teil  ruiniert  und  damit  indirekt  auch 
die  Landwirtschaft  geschädigt  hätten.  Die  infolge  der  Auf- 
hebung des  Identitätsnachweises  und  der  Staffeltarife  erhöhten 
Getreidepreise  würden  aber  nunmehr  die  Industrie,  die  gewerb- 
lichen Arbeiter  und  überhaupt  diejenigen,  die  an  der  Land- 
wirtschaft kein  direktes  Interesse  hätten,  zu  zahlen  haben. 

Wir  haben  schon  erwähnt,  dafs  im  Osten  die  Getreide- 
preise bedeutend  niedriger  sind  als  im  Westen,  was  einesteils 

^  Deutscher  Reichstag,  58.  Sitzung  am  27.  FebruaF->1894.    j 
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die  Folge  der  yiel  stärkeren  Produktion  und  so  des  viel 
höheren  Angebots  im  Osten  ist,  anderenteils  aber  daher  kommt, 
daÜB  man  im  Westen  yiel  mehr  Getreide  braucht,  als  man 
erntet. 

Die  naturgemäfs^  Schlufsfolgerung  aus  dieser  Sachlage  ist 
die,  dafs  man  bestrebt  sein  sollte,  dem  Osten  den  Absatz 
seines  Getreides  zu  erleichtem.  Im  eigenen  Lande  ist  dies 
durch  auf  gröfsere  Entfernungen  mehr  und  mehr  erniedrigte 
Transportpreise,  durch  Staffeltarife  der  Eisenbahnen,  möglich. 
Es  sollen  die  einzelnen  Teile  Deutschlands  sich  wirtschi^tlich 
ergänzen  und  unterstützen.  Der  Westen  Deutschlands,  der 
doch  hauptsächlich  von  den  Produkten  seiner  Industrie,  seines 
Bergbaues  und  seiner  Weinkulturen  lebt,  sollte  sich  eine  Re- 
duktion seiner  höheren  Getreidepreise  zu  gunsten  des  Ostens 
gefallen  lassen,  der  wenig  industriekräftig  auf  einen  möglichst 
günstigen  Verkauf  seiner  landwirschaftlichen  Produkte  ange- 
wiesen ist. 

Daher  sind  Staffeltarife  als  eine  volkswirtschaftlich  durch- 
aus gerechtfertigte  Einrichtung  zur  Herbeiführung  eines  innern 
Ausgleichs  zu  betrachten. 

Minister  v.  Boetticher  hob  bei  den  Kommissionsberatungen 
hervor^,  es  sei  der  Fall  denkbar,  dafs  z.  B.  bei  ausgedehntem 
Mifswachs  die  Wiedereinführung  von  Staffeltarifen  gerade  im 
Interesse  des  Westens  dringend  erforderlich  sei. 

1  Am  7.  März  1804. 
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Russische  Valutaschwankungen. 


Wir  haben  schon  oben  erwähnt,  dafs  eine  sinkende 
rassische  Valuta  stark  als  Exportprämie  für  Rofsland  wirken 
kann,  ein  Umstand,  der  natürlich  unserer  Landwirtschaft  eine 
erfolgreiche  Konkurrenz  mit  Rufsland  noch  bedeutend  er- 
schweren mufs. 

RuMand  war  nach  seiner  Münzgesetzgebung  ein  Silber- 
währungsland. Durch  Gesetz  vom  9.  September  1876  ist  aber 
die  Ausprägung  der  Silbermünzen  in  Rufsland  suspendiert 
worden.  Dadurch  wurde  nun  das  schon  seit  den  50er  Jahren 
mehr  und  mehr  eingeführte  Papiergeld  noch  beträchtlich  ver- 
mehrt. Dieses  Papiergeld  entwertete  sich  fortwährend  und 
war  bedeutenden  Kursschwankungen  unterworfen ,  die  jedoch 
seit  dem  Jahre  1894  fast  vollständig  aufgehört  haben.  Der 
Rubelkurs  hat  sich  bekanntlich  seitdem  beständig  auf  2,16  bis 
2,17  Mk.  gehalten. 

Von  der  russischen  Regierung  ist  während  der  letzten 
Jahrzehnte  eine  bedeutende  Goldmenge  angesammelt  worden, 
so  dafs  ein  Übergang  zur  Goldwährung  jetzt  wohl  ernstlich 
beabsichtigt  ist.  Man  hat  den  neuen  russischen  Goldrubel  auf 
Grund  einer  Parität  von  2,16  Mk.  in  deutschem  Gold  ge- 
schaffen. 

Fänden  also  jetzt  die  Reichstagsverhandlung  über  einen 
deutsch-russischen  Handelsvertrag  statt,  so  würde  wohl  die 
Frage  der  entwerteten  russischen  Valuta  eine  untergeordnete 
Rolle  spielen. 

Die  Dinge  lagen  aber  anders  zu  Anfang  der  90er  Jahre. 
Damals  konnte  man  nicht  im  entferntesten  von  einer  Stabilität 
des  Rubelwertes  reden.  Beständig  drohte  die  Gefahr,  dafs  der 
Papierrubel  plötzlich  stark  im  Kurse  fiele,  und  dadurch  der 
russische  Getreideexport  unnatürlich  begünstigt  würde. 

Rein  theoretisch  betrachtet  ist  es  ja  sicher,  dafs  ein  Sinken 
des  Rubelwertes  eine  starke  Exportprämie  in  sich  schliefst  und 
die  Wirkung  des  Getreidezolls  vollständig  aufheben^kjmi^ 
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„Sind  100  Papierrubel",  sagt  Prof.  Conrad*,  „schon  für 
180  Mk.  zu  haben,  so  nimmt  der  russische  Qetreideexporteur, 
der  in  Deutschland  für  seinen  Weizen  Gold  erhält,  für  je 
100  Rubel  40  Mk.  mehr  ein,  als  wenn  100  Rubel  220  Mk. 
kosten.  Das  deutsche  Gold  hat  in  Rufsland  eine  entsprechend 
höhere  Kaufkraft  und  es  ist  vollständig  richtig,  dafs  bei  der 
angenommenen  Differenz  ein  Zoll  von  35  Mk.  reichlich  da- 
durch ausgeglichen  wird.  Ebenso  sicher  ist  es,  dafs  dadurch 
ein  gewisser  Einflufs  auf  den  Getreidepreis  in  Rufsland  aus- 

geübt  werden  kann.  Die  Exportprämie  von  40  Mk.  setzt  die 
[ändler  in  den  Stand,  Getreide  noch  in  abgelegeneren  Gegen- 
den tiefer  in  dem  Innern  des  Landes  aufzukaufen  und  über 
die  Grenze  hinaus  zu  transportieren,  wo  sich  bisher  der 
Transport  nicht  bezahlt  machte.  Dadurch  wird  innerhalb  Rufs- 
lands ein  gröfserer  Vorrat  disponibel,  welcher  hemmend  auf 
die  Preiserhöhung  in  Rufsland  selbst  einwirkt  d.  h.  mildernd, 
nicht  aufhebend.  Der  Export  wird  dadurch  allerdings  erhöht 
Die  Erhöhung  kann  sich  aber  nur  in  engen  Grenzen  bewegen. 
Der  russische  Bauer  kann  nicht  sein  Wirtschaftssystem  den 
Preisverhältnissen  jedes  Jahres  anpassen.  Der  Bauer  mufs 
jedes  entbehrliche  Quantum  auf  den  Markt  werfen  aus  peku- 
niären Rücksichten.  Das  für  den  Export  verfügbare  Quantum 
wird  deshalb  in  der  Hauptsache  durch  den  Ernteausfall  be- 
stimmt.*' 

Einseitig  wurde  nun  von  den  Agrariern  die  Theorie  auf- 
gestellt, dafs  bei  sinkendem  Rubelkurs  Rufsland  leicht  viel 
Getreide  exportieren  könne  und  auf  den  Weltmarktpreis 
drücke,  während  bei  steigendem  Rubelkurs  dieser  russische 
Export  gehemmt  würde. 

„Diese  grofse  Exportprämie**,  sagte  der  Abgeordnete  v.Kar- 
dorff  *,  „welche  in  der  ünterwertigkeit  der  Valuta  liegt,  ist  es, 
die  es  der  deutschen  Landwirtschaft  unmöglich  macht,  ohne  Zoll- 
schutz fortzubestehen.  Beim  heutigen  Kurs  der  russischen  Valuta 
ist  die  Exportprämie  des  russischen  Bauern  höher  als  5  Mk. 
Umgekehrt:  Steigt  der  Rubelkurs  bis  auf  220  oder  230,  dann 
ist  der  Export  ein  schwieriger;  und  zu  250,  haben  die  hiesigen 
Getreidehändler  versichert,  ist  gar  nicht  daran  zu  denken, 
dafs  wir  überhaupt  russisches  Getreide  hereinbekommen.  So 
ist  der  Einflufs  der  Valutenfrage  viel  gröfser  als  der  des  Zolls 
auf  die  Preisbildung." 

Thatsächlich  wurden  die  Worte  des  Herrn  v.  Kardorff, 
dafs  bei  einem  Rubelkurs  von  220  der  russische  Export  ein 
schwieriger  sei,  dadurch  widerlegt,  dafs  im  Jahre  1894  der 
Rubelkurs   in   Berlin   220  betrug,   im   Steigen  begriffen   war. 


1  Conrads  Jahrbücher  für  Nationalökonomie,  Bd.  62,  S.  316. 

»  Deutscher  Reichstag  am  10.  Dezember  1891.  (Toocjle 

Portchungen  XVII  3.  —  Hu  man.  gtize^  y  g 


34  xvn  3. 

und  dafs  damit  doch  zugleich  ein  steigender  russischer  Getreide- 
export zusammenfiel. 

Nehmen  wir  den  Fall  an,  dafs  der  Rubel  tief  steht,  also 
ein  vorteilhafter  Export  des  russischen  Getreides  möglich  wäre, 
dann  kann  der  Getreideexporteur  natürlich  nur: 

1)  bei  einer  guten  Ernte  an  eine  gröfsere  Ausfuhr  denken, 
und 

2)  dieselbe  nur  dann  durchführen,  wenn  die  Beförderungs- 
möglichkeit für  diese  Getreidemengen  vorhanden  ist. 

Der  russische  Bauer  ist  aber  durchaus  nicht  in  der  Lage, 
bei  Eintritt  eines  längeren  Tiefstandes  des  Rubelkurses  plötz- 
lich seine  Getreideproduktion  dermafsen  zu  steigern,  dafs  er 
die  ihm  gftnstige  Konjunktur  nun  voll  ausnützen  könnte.  Eher 
ist  die  Industrie  noch  &hig,  in  einem  solchen  Falle  ihre  Pro- 
duktion stark  zu  vermehren. 

Fällt  aber  eine  sehr  gute  Ernte  zuMlig  mit  einem  sehr 
tiefstehenden  Rubelkurs  zusammen,  dann  entsteht  die  Frage: 
Kann  man  diese  Getreidemengen  auch  sämtlich  befördern? 

Rufsland  verfügt  ja  nicht  im  entferntesten  über  ein  Eisen- 
bahnnetz und  ein  Wagenmaterial  sowie  über  eine  ausgezeichnete 
Betriebsleitung  wie  die  meisten  übrigen  europäischen  Staaten. 
Es  kann  so  leicht  vorkommen,  dafs  gerade  während  der  Dauer 
des  für  ihn  günstigen  Rubelkurses  der  russische  Getreide- 
exporteur durchaus  nicht  in  der  Lage  ist,  sein  Getreide  über 
die  Grenze  zu  bringen.  Nach  Annahme  Dr.  Ballods^  ist  die 
Ackerbauzone  in  Rufsland  etwa  5 — 8mal  schlechter  mit  Eisen- 
bahnen versehen  als  Deutschland  oder  Frankreich. 

Bei  dem  Verkauf  des  Getreides  wird  auch  der  den  Menschen 
innewohnende  Erwerbstrieb  eine  hervorragende  Rolle  spielen. 

Es  bieten  sich  dem  Getreideexporteur  die  beiden  Möglich- 
keiten :  Er  verkauft  entweder  dem  gesunkenen  Rubelkurs  ent- 
sprechend billiger  oder  er  verkauft  ebenso  teuer  wie  die 
übrigen  Länder  und  steckt  den  Gewinn  in  seine  eigene  Tasche 
Meist  wird  wohl  der  Fall  eintreten,  dafs  der  Getreideexporteur 
sein  Getreide  so  teuer  wie  möglich  zu  verkaufen  sucht.  Ver- 
kauft er  aber  viel  billiger  als  die  übrigen  Länder,  so  wird 
dadurch  allerdings  ein  Druck  auf  die  Weltmarktpreise  aus- 
geübt. 

Der  russische  Getreideexporteur  ist  ja,  wenn  der  Rubel- 
kurs sehr  stark  gesunken  ist,  selbst  bei  billigerem  Angebot 
seines  Getreides  auf  dem  Weltmarkt  noch  im  stände,  einen 
Gewinn  zu  erzielen. 

Vor  allem  müssen  wir  uns  aber  darüber  klar  sein,  welchen 
Einflufs  der  Ausfall  der  russischen  Ernten  selbst  auf  den 
Rubelkurs  hat. 


^  Dr.  Ballod:  Die  wirtschaftliche  Lage  Rufslands  in  Schmoilers 
Jahrbuch  1898,  S.  108.  ^  j 
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£iiie  ausgezeichnete  rassische  Ernte,  ja  schon  die  Er- 
wartung einer  solchen,  wird  ein  Steigen  des  Rubelkurses  in* 
folge  der  vermehrten  Kachfrage  nach  den  russischen  Zahlungs- 
mitteln bewirken.  So  wird  also  die  durch  einen  Tiefstand  des 
Bubelkurses  gegebene  Exportprämie  bald  wegfallen ;  so  wird 
der  Rubelkars  oft  bedeutend  steigen,  und  es  werden  die  russi- 
schen Inlandspreise  sinken. 

Bei  einer  schlechten  russischen  Ernte  wird  die  Nachfrage 
nach  den  russischen  Zahlungsmitteln  eine  geringe  sein,  es 
wird  also  der  Rubelkurs  fallen.  Jetzt  wäre  also  die  Export- 
prämie gegeben,  es  fehlt  aber  die  Ebq>ortmöglichkeit,  da  man 
das  geerntete  Getreide  meist  schon  nir  den  eigenen  Konsum 
braucht. 

Freiherr  v.  Marschall  gestand  zu  ^,  es  sei  richtig,  dafs  ein 
und  derselbe  Getreidepreis  ausgedrückt,  in  russischen  Eredit- 
rubeln,  eine  höhere  Summe  darstellt  in  dem  Goldpreis  des 
.  Weltmarktes,  wenn  der  Rubelkurs  hochsteht,  und  eine  niedere 
Summe,  wenn  der  Rubelkurs  tief  steht.  In  diesem  Sinne  be- 
einflufse  allerdings  die  Valuta  den  Getreidepreis.  Nebenher 
fingen  aber  eine  ganze  Reihe  von  anderen  Faktoren,  die  den 
Getreidepreis  viel  intensiver  beeinflufsen,  die  die  Wirkung  des 
Valutafaktors  paralysieren  und  dem  Getreidepreis  eine  ganz 
andere  Tendenz  geben.  Häufig  stehe  der  Getreidepreis  hoch 
und  der  Rubelkurs  nieder,  und  umgekehrt. 

Dr.  Helfferich '  stellt  als  besonders  charakteristisch  für  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Aufsenhandel  und  den  Valuta- 
Schwankungen  die  beiden  Jahre  1888  und  1891  einander 
gegenüber. 

1888  war  die  Welternte  im  allgemeinen  schlecht.  Nament- 
lich die  Vereinigten  Staaten  hatten  einen  starken  Ausfall. 
Deutschland  hatte  eine  mäfsige  Weizen-  und  eine  schlechte 
Roggenernte.  Österreich-Ungarn  und  die  Donauländer  und 
namentlich  Rufsland  hatten  sehr  gute  Ernten. 

So  fanden  schon  vom  3.  Quartal  des  Jahres  1888  an  starke 
russische  Getreideexporte  statt,  die  ein  erhebliches  Steigen  des 
Rubelkurses  bewirkten.  Vom  2.  zum  3.  Quartal  1888  stieg 
so  der  Rubelkurs  von  171  auf  202  V2,  also  um  18®/o;  er  hob 
sich  im  4.  Quartal  auf  212,  stieg  also  im  zweiten  Halbjahr  1888 
insgesamt  um  24  ^/o. 

Aber  die  inner-russischen  Preise  sanken  (in  Odessa  Weizen 
von  68  Va  im  2.  Quartal  auf  62  im  4.  Quartal  1888,  Roggen 
von  88  auf  85V2),  während  die  Getreidepreise  auf  dem  Welt- 
markt erheblich  stiegen,  Weizen  in  Danzig  von  129  auf  146 
(IS^/o),  Roggen  in  Bremen  von  93  auf  106  V2  (14  Va^). 


'  Deutscher  Reichstag,  57.  Sitzung,  am  26.  Februar  1894. 
■  Dr.  flelflFerich,  Aufsenhandel  und  Valutaschwankungen  in  Schmol* 
te«  Jahrbuch  1897,  Heft  2,  8.  48-62.  Digi.izedjj^GoOglc 
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Durch  das  Steigen  des  Rubelkurses  um  24  ^lo  mufsten  die 
inner-russischen  Preise  zurückgehen.  Der  russische  Bauer 
wurde  also  durch  die  schwankende  Valuta  um  eine  Steigerung 
der  Getreidepreise  betrogen  ^  und  für  den  Exporteur  wurden 
die  Gewinnaussichten  gerade  bei  dieser  unerhört  günstigen 
Konjunktur  verschlechtert 

So  fand  hier  die  russische  Ausfuhr  an  ihrer  eigenen 
Wirkung  auf  den  Rubelkurs  eine  gewisse  Schranke;  es  ge- 
langte in  der  That  nicht  alles  verfügbare  Getreide  zur  Aus- 
fuhr,  sondern  Rufsland  behielt  erhebliche  Lagerbestände  zurück. 

Als  Gegenstück  des  Jahres  1888  nimmt  nun  Dr.  Helfferich 
das  Jahr  1891. 

Bei  einem  allgemeinen  starken  Getreidebedarf  kam  die 
russische  Ausfuhr  fast  völlig  in  Wegfall.  Das  russische  Ge- 
treideausfuhrverbot verschärfte  die  Spannung. 

Rufslands  Ausfuhr  sinkt  auf  einen  unerhörten  Tie^unkt. 
Mit  ihr  sinkt  der  Rubelkurs.  Im  2.  Quartal  1891  stand  er 
durchschnittlich  auf  240,  im  1.  Quartal  1892  betrug  er  nur 
noch  20P/8,  annähernd  20  ^/o  weniger.  Seit  dem  russisch- 
türkischen Krieg  war  in  kurzer  Zeit  kein  solcher  Preissturs 
dagewesen;  selbst  damals  wurde  er  kaum  erreicht. 

Da  hatten  nun  die  russischen  Getreideproduzenten  und 
Exporteure  allerdings  eine  kolossale  Exportbegünstigung ;  aber 
sie  hatten  nichts  zum  exportieren. 

Wir  sehen,  dafs  die  Befürchtungen  der  Agrarier  nur  in 
sehr  beschränktem  Mafse  gerechtfertigt  waren,  dafs  Rufsland 
infolge  seiner  Valutaschwankungen  nur  sehr  selten  einen  wirk- 
lichen Druck  auf  die  Weltmarktpreise  ausüben  kann.  Die 
Möglichkeit  ist  vorhanden,  dafs  der  russische  Getreideexporteur 
bei  gleichbleibenden  Weltmarktpreisen  und  zugleich  sinkendem 
russischen  Rubelkurs  einen  höheren  Gewinn  erzielen  kann. 
Verkauft  der  russische  Getreideexporteur  jetzt  billiger,  dann 
vermag  er  den  Weltmarktpreis  zu  drücken  und  doch  eventuell 
noch  einen  Gewinn  zu  erzielen. 

Aber  eine  Reihe  von  Umständen  treten  nun  hinzu,  welche 
dem  Exporteur  einen  vorteilhaften  Export  wesentlich  er- 
schweren. Hauptsächlich  erschwerend  wirtt,  dafs  bei  steigen- 
dem Export  der  Rubelkurs  steigen  mufs,  und  so  der  schwankende 
Rubelkurs  dem  Export  mehr  hinderlich  als  förderlich  ist  Ein 
schlagender  Beweis  für  diese  Behauptung  ist  das  Jahr  1891/92. 

Wie  wir  schon  erwähnt  haben,  kann  man  schon  seit  1894 
von  einer  schwankenden  russischen  Valuta  nicht  mehr  reden. 
Die  russische  Regierung  scheint  selbst  der  Ansicht  zu  sein, 
dafs  eine  stabile  Valuta  dem  eigenen  Lande  viel  mehr  zum 
Vorteil  gereichen  würde  als  der  frühere  Zustand,  der  von  vielen 
Seiten  in  Deutschland  als  besonders  gefährlich  für  die  deutsche 
und  nutzenbringend  für  die  russische  Landwirtschaft  angesehen 
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Um  nun  die  deutsche  Landwirtschaft  hauptsächlich  gegen  die 
aus  den  russischen  Geldverhältnissen  entspringenden  Gefahren 
zu  schützen,  wurde  von  Herrn  v.  Kardora  ein  darauf  bezüg- 
licher Antragt  am  7.  Februar  1894  eingebracht.  Derselbe 
wurde  durch  zwei  Abänderungsanträge  *  am  9.  und  12.  Februar 
ergänzt  und  lautete  nun  folgendermafsen : 

„Der  Reichstag  wolle  beschliefsen,    die  verbündeten  Re- 

fierungen  zur  Vorlegung  eines  Reichsgesetzes  aufzufordern, 
urch  welches  der  Bundesrat  ermächtigt  lyird,  bei  der  Einfuhr 
von  Roggen,  Weizen,  Hafer  und  Mehl  in  das  deutsche  Reich 
denjenigen  Staaten  gegenüber,  welche  Papiervaluten  mit  Zwangs- 
kurs besitzen,  bezw.  in  welchen  für  Gold  ein  Aufgeld  —  Agio  — 
gezahlt  wird,   Zollzuschläge   zu   erheben,   welche  dahin   fest- 

fesetzt  werden,  dafs  zu  dem  Doppelzentner  Roggen,  Weizen, 
[afer  oder  Mehl  ein  Zollzuschlag  erhoben  wiiä:  bei  einem 
bestehenden  Disagio  von  mehr  als  10  ^/o  von  1  Mk.,  und  für 
Hafer  für  0,80  Mk.  bezw.  für  Mehl  von  2,50  Mk.,  bei  einem 
bestehenden  Disagio  von  mehr  als  20  ^/o  von  1,50  Mk.,  bezw. 
für  Mehl  von  3,75  Mk.« 

Dieser  Antrag  liefs  sich  mit  den  schon  abgeschlossenen 
Handelsverträgen  kaum  vereinigen.  Aufserdem  erschien  der 
Majorität  des  Reichstag  die  durch  die  entwerteten  Valuten 
drohende  Gefahr  nicht  bedeutend.  So  wurde  der  Antrag  ab- 
gelehnt. 

Auf  Grund  unserer  Betrachtungen  über  die  russischen  Valuta- 
schwankungen glauben  wir  auch,  dafs  die  Annahme  des  Antrags 
nur  geringe  Vorteile  gebracht,  aber  sehr  grofse  Schwierigkeiten 
Rufsland  gegenüber  erzeugt  haben  würde. 


^  No.  164  der  Reichstagsdrucksachen. 

'  No.  166  u.  172  der  Reichstagsdrucksachen. 
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Rurslands  Zugeständnisse. 


Wir  haben  in  der  Geschichte  des  deutsch-russischen 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrags  schon  erwähnt^  dafs  Rufsland 
in  diesem  Vertrage  von  218  Tarifpositionen  des  russischen 
Tarifs  von  1891,  bei  Mitberücksichtigung  der  Positionen  der 
Ausfuhrzölle,  von  226  russischen  Positionen,  76  teils  ermäfsigt, 
teils  gebunden  hat. 

Unter  diesen  russischen  Zollermäfsigungen  befinden  sich 
eine  Anzahl,  die  für  Deutschlands  Handel  und  Industrie  Yon 
gröfster  Bedeutung  geworden  sind.  In  Tabelle  II  *  stellen  wir 
eine  Anzahl  von  Erzeugnissen  deutscher  Industrie  zusammen, 
deren  Ausfuhr  nach  Rufsland  besonders  durch  die  im  Jahre  1894 
erlangten  Zugeständnisse  eine  teils  glänzende,  teils  doch  sehr 
günstig  zu  nennende  Entwicklung  gewonnen  hat*. 

Als  das  bedeutungsvollste  Zugeständnis,  welches  Deutsch- 
land im  Jahre  1894  seitens  Rufsland  erlangt  hat,  kann  wohl 
die  Zollherabsetzung  auf  Eisen  und  Stahl,  sowie  auf 
Maschinen  bezeichnet  werden. 

Es  wurden  die  Zölle  auf  Eisen  und  Stahl  von  60  auf  50 
Kopeken  herabgesetzt  für  das  Pud.  Den  noch  niedrigeren 
Zollsatz  von  40  Kopeken  der  Jahre  1882  und  1885  konnte  man 
also  nicht  wieder  erreichen. 

Aus  den  Tabellen  H,  HI  und  IV  sehen  wir,  wie  bedeutend 
die  Ausfuhr  von  groben  Eisenwaren,  schmiedbarem  Eisen  in 
Stäben,  Platten  und  Blechen  aus  schmiedbarem  Eisen,  sowie 
Eck-  und  Winkeleisen  zugenommen  hat. 

Der  Zoll  auf  Roheisen  wurde  von  35  auf  30  Kopeken 
herabgesetzt.     Es   war   die  Ausfuhr  von  Roheisen  nach  Rufs- 


^  Für  sämtliche  statistische  Tabellen  gilt  das  in  der  Vorbemerkung 
zu  den  statistischen  Tabellen  Gesagte,  s.  diese  Vorbemerkung. 
■  Nur  Roheisen  macht  hier  eine  Ausnahme.  C^r\r^ri]o 
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land^  während  der  Jahre  1882—1886  eine  sehr  starke,  ging 
dann  aber  mehr  und  mehr  zurück  bis  auf  279000  Mk.  im 
Jahre  1891.     Sie   hob   sich   dann  zwar  wieder  langsam,    ohne 

1'edoch  aber  auch  nur  annähernd  die  frühere  Höhe  wieder  er- 
äugen zu  können.  Es  war  der  Zoll  auf  Roheisen,  der  im 
Jahre  1882  noch  0,06  Rubel  pro  Pud  betrug,  1885  auf  0,09, 
1886  auf  0,15  Rubel  und  1891  sogar  0,35  Rubel  erhöht  worden. 
Die  im  Vertragstarif  erlangte  Herabsetzung  auf  0,30  Rubel 
ist  nicht  stark  genug,  um  eine  wesentliche  Erhöhung  unserer 
Roheisenausfuhr  nach  Rufsland  zu  ermöglichen. 

Sicher  ist,  dals  die  Eisenindustrie  in  Rufsland  während 
der  letzten  Jahrzehnte  eine  ganz  hervorragende  Entwicklung 
genommen  hat.  Allerdings  hat  die  russische  Regierung  auch 
durch  zum  Teil  verbotsartige  Zölle  diese  für  jeden  industri- 
ellen Aufschwung  so  wichtige  Industrie  nach  besten  Kräften 
gefördert 

Nach  Angaben  der  „Times"  *  hat  sich  während  der  Jahre 
1880 — 1896  die  russische  Eisenproduktion  nahezu  vervierfacht, 
die  Herstellung  von  zugerichtetem  Eisen  hat  um  ganze  80  ^/o 
zugenommen,  und  die  Fabrikation  von  Stahl  ist  um  mehr  als 
das  Doppelte  gestiegen.  Der  wichtigste  Punkt  der  russischen 
Eisenindustrie  ist  der  Ural;  es  folgen  Mittelrufsland,  Polen, 
Südrufsland,  Finnland,  Nordrufsland  und  Sibirien. 

Es  war  die  Erzeugung  von  Roheisen,  zugerichtetem  Eisen 
und  Stahl  in  diesen  verschiedenen  Gegenden  folgende: 
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Trotz  dieser,  während  der  letzten  Jahrzehnte  bedeutend 
gesteigerten  Eisenproduktion  genügt  der  jetzige  Stand  der 
russischen  Eiseninaustrie  dem  heimischen  Bedarf  noch  lange 
nicht.  Während  Rufsland  den  gröfsten  Teil  seines  Roheisen- 
bedarfs selbst  deckt,  ist  die  Einfuhr  von  Schmiedeeisen  in 
Stäben  im  beständigen  Steigen  begriffen.  Die  Neugründung 
vieler  Fabriken,  der  zunehmende  Verbrauch  eiserner  Geräte 
fbr  die  Landwirtschaft  und  hauptsächlich  der  Bau  der  sibiri- 
schen Bahn  versprechen  auch  in  Zukunft  der  deutschen  Eisen- 
industrie einen  reichen  Absatz  nach  Rufsland. 

Ebenso  wie  die  Herabsetzung  des  Zolls  auf  Eisen  von  der 

E[5fsten  Bedeutung  iür  unsern  Eisenexport  nach  Rufsland  war, 
t  auch  die  Herabsetzung  des  Zolls  auf  Maschinen  aus  Gufs- 
eisen  und  Schmiedeeisen  von  1,70  auf  1,40  Rubel  für  das  Pud 
eine  sehr  vorteilhafte  Wirkung  auf  unsere  Ausfuhr  dieser 
Industrieerzeugnisse  ausgeübt  Der  Zoll  von  1,20  Rubel  im 
Jahre  1885  konnte  allerdings  nicht  wiedererlangt  werden.  Für 
Lokomotiven  wurde  der  Zoll  von  2,00  auf  1,80  Rubel  herab- 
gesetzt, für  Lokomobilen  mit  Ausnahme  der  Lokomobilen  mit 
komplizierten  Dreschmaschinen  (1,40  auf  1,20  Rubel)  von  1,70 
auf  1,40  Rubel. 

Es  hat  nach  Tabelle  IH  die  Ausfuhr  der  gesamten  Waren- 
gruppe, Instrumente,  Maschinen  und  Fahrzeuge  nach  Rufsland 
ganz  bedeutend  zugenommen,  nämlich  von  13,1  Mill.  Mk.  im 
Jahre  1893  auf  41,2  Mill.  Mk.  im  Jahre  1897.  Nach  Tabelle 
n  und  IV  verzeichnen  hauptsächlich  Maschinen  aus  Gufseisen, 
aber  auch  Maschinen  aus  schmiedbarem  Eisen  ^  eine  hervor- 
ragende Zunahme  der  Ausfuhr  nach  Rufsland,  Bei  Lokomo- 
tiven und  Lokomobilen  ist  nach  einer  aufserordentlichen  Zu- 
nahme der  Ausfuhr  im  Jahre  1896  in  den  Jahren  1897  und 
1898  wieder  ein  bedeutender  Rückgang  zu  verzeichnen. 

Auch  die  Ausfuhr  von  Nähmaschinen  mit  und  ohne  Ge- 
stell*, die  einen  Vertragszoll  von  1,40  Rubel  gegen  1,70  Rubel 
im  Jahre  1891  geniefsen,  hat  1896 — 1898  in  sehr  befriedigen- 
der Weise  zugenommen. 

Eine  gewaltige  Zollherabsetzung  fand  für  dynamo-elek- 
trische  Maschinen  statt,  nämlich  von  4,80  auf  1,40  Rubel. 

Im  allgemeinen  kann  man  die  Entwicklung  der  russischen 
Maschinenindustrie   keine  besonders  günstige   nennen.     Prof. 


1   Hier  hat  sich  allein  von  1897  bis  1898  die  Ausfuhr  nach  dem 
Gewicht  beinahe  um  das  doppelte  vermehrt: 

1897  :  89  660  dz,    1898 :  77  080  dz. 

'  Ausfuhr  von  Nähmaschinen  mit  und  ohne  Gestell: 


1898: 

598  000  Mk., 

1897: 

26  946  dz 

1894: 

948000    „ 

1898: 

26119   „ 

1895: 

1448000    „ 

1896: 

1690  000    „ 

1897: 

3175000    „ 
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Chudjakow^   führt  als  Ursachen  für  die  gesamte  Lage   des 
russischen  Maschinenbaus  folgendes  an: 

1)  Das  teure  Gufseisen.  Den  russischen  mechanischen 
Fabriken  kommt  das  Qufseisen  2—2^8 mal  teurer  zu  stehen 
als  den  Engländern. 

2)  Die  mangelnde  technische  Bildung  der  russischen 
Fabrikleiter. 

3)  Die  Abwesenheit  einer  Spezialisierung  des  Betriebs  in 
fast  sämtlichen  Abteilungen  des  russischen  Maschinenbaus.  E^ 
mangelte  frtlher  hauptsächlich  an  den  Kapitalien,  die  für  eine 
Spezialisierung  des  Betriebes  nötig  sind. 

4)  Die  russischen  Fabriken  sind  auf  die  ausländischen 
Maschinenbaumaterialien  angewiesen.  Es  müssen  manche 
Materialien  schon  deshalb  aus  dem  Auslande  eingeführt  werden, 
weil  man  sie  im  Inlande  in  kurzer  2^it  nicht  erhalten  kann. 

Trotzdem  aber  hat  sich  die  Maschinenbauindustrie  noch 
ziemlich  günstig  entwickelt,  indem  sich  in  den  Jahren  1875—1892 
die  Zahl  der  mechanischen  Fabriken  um  das  Fünffache  ver- 
mehrte, die  Zahl  der  Arbeiter  von  41000  auf  45000  stieg, 
und  die  Zunahme  der  Gesamtproduktion  mehr  als  30  ^/o  betrug. 

Seit  dem  Jahr  1892  ist  kein  bedeutender  Fortschritt  mehr 
in  der  Entwicklung  der  russischen  Maschinenindustrie  zu  ver- 
zeichnen. Es  wurden  im  Jahre  1894  ungefehr  fllr  100  Mill. 
Mk.  Maschinen  und  Apparate  nach  Rufsland  eingeführt;  eine 
weitere  Zunahme  dieser  Einfuhrwerte  war  noch  1895  und  1896 
zu  verzeichnen. 

Die  Einfuhr  landwirtschaftlicher  Maschinen  nach  Rufsland 
wird  noch  dadurch  besonders  gefördert,  dafs  die  Kreisland- 
schaftsverwaltungen  (Zemstwos)  in  sehr  vielen  Städten  Lager 
von  landwirtschaftlichen  Maschinen  errichtet  haben,  die  den 
russischen  Landwirt  dazu  bestimmen  sollen,  sich  die  für  eine 
intensivere  Wirtschaft  günstigen  Maschinen  anzuschaffen. 

Von  hoher  Bedeutung  flir  Deutschlands  Ausfuhr  ist  weiter 
die  Herabsetzung  der  Zollsätze  für  Steinkohle  und  Koks 
von  2  auf  1  bezw.  von  3  auf  1  Va  Kopeken.  Früher  sah  sich 
hauptsächlich  die  schlesische  Steinkoklen-  und  Koksindustrie 
zu  lebhaften  Klagen  darüber  veranlafst,  dafs  der  Zoll  für 
Land-  und  Seegrenze  ein  verschiedener  war. 

Bis  zum  Jahre  1885  hatte  Rufsland  überhaupt  keinen 
Zoll  auf  die  Einfuhr  von  Steinkohlen  und  Koks  gelegt.  In- 
folgedessen führte  Deutschland  1880—1885  für  durchschnitt- 
lich 3  Mill.  Mk.  Steinkohlen  nach  Rufsland  ein.  Im  Jahre  1885 
wurde  für  Steinkohlen  und  Koks  bei  der  Einfuhr  über  die 
westliche  Landgrenze  ein  Satz  von  1  Va  Kopeken ,  bei  der 
Einfuhr  über  die  baltischen  Häfen  ein  solcher  von  Va  Kopeken 
festgesetzt.    Der  Zolltarif  von   1891    brachte  für  Steinkohlen 
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eine  Zollerhöhung  auf  2  bezw.  1  Kopeken  und  für  Koks  auf 
8  bezw  1  */a  Kopeken. 

Die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  nach  Rufsland  (s.  Tabelle  IV) 
ging  nun  bedeutend  zurück,  bis  die  schon  angeführte  Zoll- 
herabsetzung im  Vertragstarif  dann  stattfand.  Seitdem  ist  die 
Ausfuhr  von  Steinkohlen  wieder  erheblich  gestiegen  wie  auch 
die  Ausfuhr  von  Koks  sehr  günstige  Fortschritte  machte. 

Im  SchlufsprotokoU  zum  deutsch-rustischen  Handelsver- 
trage hat  sich  Rufsland  die  Erhöhung  des  Kohlenzolls  vomi 
Jahre  1898  an  vorbehalten,  jedoch  gleichmäfsig  für  die  Land- 
grenze und  die  baltischen  Häfen. 

Die  russische  Steinkohlengewinnung  hat  sicherlich  sehr 
bemerkenswerte  Fortschritte  gemacht.  Es  hat  nach  Kowalewski  ^ 
die  Förderung  der  Steinkohle  des  Jahres  1893  um  264  Mill. 
Pud  die  des  Jahres  1880  übertroffen.  Man  gewann  nämlich 
1880  200784874  Pud  und  1893  464813293  Pud.  Es  hat  also 
eine  Zunahme  um  das  2  V2  fache  stattgefunden. 

Die  Kohleneinfuhr  nach  Rufsland  hat  aber  trotzdem  nicht  ab-, 
sondern  noch  zugenommen.  Dieselbe  betrug  nach  Kowalewski : 

1889 124285000  Pud. 

1890 94164000      „ 

1891 94171000      „ 

1892 87780000      „ 

1893 104714000      „ 

Im  Jahre  1893  wurden  ca.  481595  Pud  Steinkohle  aus 
Rufsland  ausgeführt.  Es  betrug  also  der  Verbrauch  von  Stein- 
kohlen in  Rufsland  im  Jahre  1893  589755000  Pud  oder 
4,9  Pud  pro  Kopf,  während  man  in  England  250  Pud,  in 
Belgien  200,  in  den  Vereinigten  Staaten  150,  in  Deutsch- 
land 120  und  in  Frankreich  60  Pud  Kohlenverbrauch  auf  den 
Kopf  rechnen  konnte.  Man  kann  also  annehmen,  dafs  der 
Steinkohlenverbrauch  in  Rufsland  noch  ganz  bedeutend  zu- 
nehmen mufs. 

Eine  Schätzung  des  gesamten  gewinnbaren  Kohlenvorrats 
des  reichhaltigsten  russischen  Kohlengebiets,  des  Donezbeckens, 
ist  von  Nasse  vorgenommen  worden.  Nasse  schätzt  diesen  Vor- 
rat auf  ungefähr  10  Milliarden  Tons,  denjenigen  in  Russisch- 
Polen  auf  ca.  7  Milliarden  Tons.  Dagegen  schätzt  man  den 
gewinnbaren  deutschen  Kohlenvorrat  auf  109  Milliarden  Tons, 
den  englischen  auf  146  Milliarden  Tons,  den  französischen  auf 
18  und  den  belgischen  auf  14,7  Milliarden  Tons. 

Sofern  Rufsland  seinen  Zoll  auf  Steinkohle  nicht  stark 
erhöht,  dürfte  wohl  eine  Steigerung  unserer  Ausfuhr  auch  in 
künftigen  Jahren  zu  erwarten  sein. 

Deutschland  verzeichnete  in  den  Jahren  1880—1883  eine 
sehr  starke  Ausfuhr  von  Häuten  und  Fellen  von  Pelz- 
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tieren  nach  RufsIaDd,  nämlich  8,7,  9,4,  8,5  und  8,2  Mill.  Mk. 
Die  russischen  Zollsätze  des  Jahres  1882  von  5,50  Rbl.  für- 
Bisamfelle  und  von  15  Rbl.  für  Fuchsfelle  wurden  1885  auf 
6,60  bezw.  18  Rbl.  erhöht.  Dadurch  mufste  natürlich  die 
deutsche  Ausfuhr  stark  leiden  (siehe  Tabelle  IV). 

Von  grofeer  Bedeutung  war  daher  die  im  Vertragstarif 
gewährte  Zollherabsetzung  für  Bisamfelle,  die  seit  1891  einen 
Zoll  von  18  Rbl.  zu  zahlen  hatten,  auf  6,60  Rbl.  und  für 
Fuchsfelle  von  18  auf  12  Rbl.,  wodurch  man  also  noch  unter 
die  Höhe  des  Zolltarifs  von  1882  herabging. 

Die  Ausfuhr  von  Häuten  und  Fellen  von  Pelztieren,  die 
im  Jahre  1898  nur  noch  4,4  Mill.  Mk.  betrug,  hob  sich  daher 
sehr  schnell  wieder  bis  zu  6,7  Mill.  Mk.  im  Jahre  1897. 

Von  grofser  Wichtigkeit  für  die  deutsche  Ausfuhrindustrie 
war  die  Herabsetzung  der  Zölle  für  gekämmte  Wolle  und 
Kammgarn. 

Es  sagt  die  Denkschrift  zum  deutsch-russischen  Handels- 
vertrag :  „Unter  den  Gegenständen  des  deutschen  Exports  nach 
Rufsland  haben  Kammzug  (gekämmte  Wolle)  und  Kammgarn 
während  einer  Reihe  von  Jahren  einen  der  ersten  Plätze  ein- 
genommen. Aber  seit  den  Jahren  1890  und  1891  ist  ein  Um- 
schlag in  dem  Absatz  der  Wollkämmereien  und  Kammgarn- 
spinnereien nach  Rufsland  infolge  der  Zollerhöhungen  von  1889 
und  1891  eingetreten." 

Der  Höhepunkt  der  Ausfuhr  von  gekämmter  Wolle  wurde 
1890  mit  einem  Werte  von  9,8  Mill.  Mk.  erreicht,  fiel  aber  in 
den  folgenden  Jahren  bedeutend. 

Der  Zoll  für  gekämmte  Wolle,  ungefärbt  und  gefilrbt, 
wurde  von  5,50  und  7  Rbl.  auf  4,50  resp.  6  Rbl.  herabgesetzt 
Im  Jahre  1885  hatte  er  noch  8  und  4,50  Rbl.  betragen. 

Wir  sehen  aus  Tabelle  IV,  dafs  die  Ausfuhr  für  gekämmte 
Wolle,  die  im  Jahre  1894  auf  2,0  Mill.  Mk.  zurückgegangen 
war,  sich  in  den  Jahren  1895 — 1897  wieder  wesentlich  hob, 
ohne  aber  die  einstige  Höhe  von  9,3  Mill.  Mk.  auch  nur  an- 
nähernd wieder  erreichen  zu  können. 

Der  Ausfuhrwert  von  Kammgarn  nach  Rufsland  stand  in 
den  Jahren  1885  und  1886  auf  der  ansehnlichen  Höhe  von 
10,6  resp.  10,9  Mill.  Mk.,  sank  aber  dann  beständig  bis  zu 
2,7  Mill.  Mk.  im  Jahre  1893. 

Der  deutsch-russische  Handelsvertrag  brachte  hier  fol- 
gende Zollherabsetzungen: 

1891  1885 

Einfaches  Kammgarn  ungefärbt    8,50  anstatt    9,00    .    .    7,50  Kübel 

ge&rbt       9,80        „       10,50    .    .    9,00       „ 

Gezwirntes        .  ungefärbt   9,80        „       10,50    .    .    7,50       „ 

geftrbt      11,40        „       12,00    .    .    9,00       „ 

Es  stieg  nun  allerdings  die  Ausfuhr  von  Kammgarn  wieder 
bis   auf  8,9  Mill.  Mk.   im  Jahre   1897  und  dürfte  ^ 
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bedeutend  höheren  Ausfuhrwert  im  Jahre  1898  erreicht  haben 
(1898  13454  dz  gegen  7736  dz  im  Jahre  1897),  aber  blieb 
damit  doch  weit  unter  den  Ausfuhrwerten  von  1885  —  1890. 

Der  Zoll  auf  Rohbaumwolle^  wurde  durch  Reichsrats- 
beschlufs  vom  20.  Dezember  1894  sehr  stark  erhöht,  nämlich 
von  1,40  auf  2,10  Rbl.  für  das  Pud. 

Prof.  V.  Schulze-Gaveernitz  *  nennt  die  russische  Baum- 
wollindustrie die  kräftigste  und  den  Bedürfnissen  der  Massen 
gemäfseste  russische  Grofsindustrie.  Auch  Kowalewski  sagt^: 
„Die  russische  Baumwollindustrie  befindet  sich  jetzt  in  einem 
80  blühenden  Zustande,  dafs  sie  nicht  nur  die  ausländischen 
Fabrikate  von  dem  ungeheuren  innern  Werte  fast  völlig  ver- 
drängt hat,  sondern  auch  die  Ausfuhr  ihrer  Fabrikate  nach 
anderen  Staaten  mit  jedem  Jahre  vermehrt." 

Gegenwärtig  ist  aber  nach  Tabelle  IV  die  deutsche  Aus- 
fuhr von  Rohbaumwolle  nach  Rufsland  noch  eine  sehr  starke, 
wenn  auch  die  Aussichten  fdr  die  Zukunft  keine  besonders 
günstigen  sein  mögen. 

Die  Wollindustrie  nimmt  unter  den  Manufakturindustrien 
Rufslands  den  zweiten  Platz  ein.  Die  Nachfrage  auf  dem 
innern  Markt  ist  aber  noch  bedeutend  stärker  als  die  heimische 
Industrie  ihn  befriedigen  kann. 

Seit  den  neunziger  Jahren  hat  sich  nach  Kowalewski  zu- 

fleich  mit  der  Entwicklung  der  Kammgarnspinnerei,  ja  ver- 
ältnismäfsig  schneller,  auch  die  Kämmerei  entwickelt,  wenn 
sie  auch  noch  nicht  im  stände  ist,  den  Bedarf  der  heimischen 
Fabriken  zu  decken.  Aus  dem  Auslande  mufsten  noch  immer 
gegen  100  000  Pud  jährlich  eingeführt  werden. 

Die  Einfuhr  von  Kammgarngeweben*  ist  in  den  Jahren 
1887—1894  gegen  1883—1886  jährlich  im  Mittel  beinahe  um 
20^/0  zurückgeblieben.  Es  ist  somit  auch  hier  ein  Sinken  der 
Einfuhr  zu  konstatieren  als  Folge  der  Entwicklung  der  heimi- 
schen Industrie. 

Bis  zum  Jahre  1891  gingen  Noten,  Karten  und  Pläne 
zollfrei  nach  Rufsland  ein.  Durch  den  Tarif  von  1891  wurden 
sie  jedoch  mit  einem  Zoll  von  4  Rubeln  belegt,  der  dann 
durch  den  Vertragstarif  auf  3,20  Rubel  ermäfsigt  wurde.  Ge- 
druckte Bücher  und  Zeitschriften  in  fremden  Sprachen  blieben 
zollfrei,  während  im  Ausland  gedruckte  russische  Bücher  nach 
dem  Tarif  von  1891  einen  Zoll  von  2  Rubeln  zahlen  müssen. 
Es  ist  nach  Tabelle  IV  in  der  Ausfuhr  von  Büchern,   Karten 


^  So  erwÜDScht  auch  eine  russische  Bindune  oder  Ermäfsigung  des 
RohbaumwoUzoUs  gewesen  wäre,  so  war  hier  doch  kein  Zugeständnis 
seitens  Rufslands  zu  erreichen. 

«  Schmollers  Jahrbuch  1896,  Heft  4,  S.  101. 
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und  Musikalien  nach  Rufsland  ein  beständiges  Steigen  bis 
zu  5,9  Mill.  Mk.  im  Jahre  1897  zu  verzeichnen. 

Günstig  war  auch  die  Wirkung  der  Zollsätze  des  Vertrags- 
tarifs flir  Farbstoffe,  hauptsächlich  Alizarin,  sowie  Anilin- 
und  andere  Theerfarbstoffe.  Während  der  Zollsatz  für  diese 
Farbstoffe  im  Jahre  1885  15  Rubel  betragen  hatte,  wurde  im 
Vertragstarif  der  russische  Zollsatz  des  Jahres  1891  von  17 
auf  14  Rubel  herabgesetzt,  also  ein  niedrigerer  Satz  erreicht 
als  in  den  80er  Jahren. 

Die  Ausfuhr  von  Alizarin  ist  ziemlich  konstant  geblieben, 
nur  finden  wir  1897,  obgleich  die  Ausfuhrmenge  bedeutend 
niedriger  ist  als  1896  (2455  gegen  3809  dz),  plötzlich  eine 
über  dreifach  höhere  Wertangabe  als  im  Jahre  1896.  Diese 
ungewöhnliche  Erhöhung  der  Wertangabe  ist  auf  eine  höhere 
Wertschätzung,  nämlich  600  Mk.  für  100  kg.  im  Jahre  1897 
gegen  125  Mk.  für  100  kg  im  Jahre  1896  zurückzuführen. 
Auch  in  der  Denkschrift  zum  deutsch-russischen  Handelsvertrag 
war  schon  die  Vermutung  ausgesprochen  worden,  dafs  die 
Durchschnittswerte  in  der  Statistik  viel  zu  niedrig  sowohl  für 
Alizarin  als  für  Anilin  angenommen  worden  seien.  Nach  An* 
nähme  der  Denkschrift  hätte  z.  B.  1892  der  Ausfuhrwert  für 
Alizarin  nicht  662  000  Mk.,  sondern  3331000  Mk.,  derjenige  für 
Anilin  nicht  2528000  Mk.,  sondern  3370660  Mk.  betragen. 

Einen  sehr  befriedigenden  Fortgang  hat  nach  Tabelle  IV 
die  Ausfuhr  von  Anilin  und  anderen  Theerfarbstoffen  nafch 
Rufsland  genommen. 

Der  Zoll  für  feine  Lederarten  betrug  im  Jahre  1882 
9  Rbl.,  wurde  1885  auf  10,50  Kbl.  und  1891  auf  15  Rbl. 
erhöht.  Man  hatte  in  Rufsland  einen  grofsen  Aufschwung  der 
Lederindustrie  erwartet,  der  aber  nicht  eintrat,  so  dafs  Rufs- 
land fortdauernd  gezwungen  war,  seinen  Bedarf  an  feinen 
Lederarten  durch  Bezug  aus  dem  Auslande  zu  decken.  Deutsch- 
land brachte  die  im  Vertragstarif  gewährte  Zollherabsetzung 
für  Saffian,  Glacö,  Chevreau,  Chagrin  u.  s.  w.  von  15  auf 
12  Rbl.,  sowie  für  grobes  lackiertes  Leder  von  8,50  auf 
6,80  Rbl.  grofsen  Nutzen.  Es  steigerte  sich  z.  B.  die  Ausfuhr 
von  lackiertem,  geftlrbtem  Leder,  Handschuhleder  und  Corduan 
von  0,9  auf  2,3  Mill.  Mk.  in  den  Jahren  1883—1892  (siehe 
Tabelle  IV). 

Auch  die  Ausfuhr  von  Klavieren  hat  durch  die  Herab- 
setzung des  Zolls  von  80  auf  64  Rbl.  für  das  Stück  in  sehr 
befriedigender  Weise  zugenommen  (siehe  Tabelle  IV). 

Bedeutend  herabgesetzt  wurde  auch  der  Zoll  auf  elek- 
trische Kabel  aller  Art,  nämlich  von  4  auf  2  Rbl.,  während 
der  Zollsatz  von  1882  1,65,  derjenige  von  1885  3  Rbl.  betragen 
hatte.  Aus  Tabelle  IV  ersehen  wir  ein  gewaltiges  Steigen  der 
Ausfuhr     von     Telegraphenkabeln     hauptsächlich     seit    dem 
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Die  nicht  besonders  in  dem  rassischen  allgemeinen  Zoll- 
tarif vom  11.  Juni  1891  genannten  chemischen  und  phar- 
mazeutischen Produkte  wurden  von  2,40  auf  1,50  Rbl. 
herabgesetzt  Es  wurde  also  ein  niedrigerer  Tarifsatz  erreicht^ 
als  ihn  die  Tarife  von  1882  (2  Rbl.)  und  1885  (2,40  Rbl.) 
gewährt  hatten.  Eine  günstige  Fortentwicklung  der  Ausfuhr 
von  nicht  besonders  genannten  chemischen  Fabrikaten  hat  sich 
daraus  nach  Tabelle  IV  ergeben. 

Der  Zoll  für  Zink  in  Blöcken  und  Bruchstücken 
wurde  von  50  auf  45  Kopeken  herabgesetzt,  womit  also  wieder 
der  Zollsatz  des  Jahres  1885  bewilligt  wurde,  und  der  Zoll 
für  Zinkblech  wurde  von  1  Rbl.  auf  80  Kopeken  herabgesetzt. 
Eine  sehr  zufriedenstellende  Ausfuhr  von  Zink  wurde  dadurch 
nach  Tabelle  IV  ermöglicht. 

Für  Fabrikate  aus  Kupfer  und  Kupferlegierungen 
mit  Relief-  oder  gravierten  Verzierungen  war  der  Zoll  beständig 
erhöht  worden;  von  3,30  Rbl.  im  Jahre  1882  auf  4  Rbl.  im 
Jahre  1885  und  auf  16  Rbl.  im  Jahre  1891.  Nachdem  es  im 
Vertragstarif  gelungen  war,  eine  Herabsetzung  des  Zolls  auf 
13,60  Rbl.  zu  erreichen,  stieg  nach  Tabelle  IV  die  Ausfuhr 
seit  1893  beständig. 

Die  Zollsätze  für  die  Erzeugnisse  der  Leinen-  und 
Jute-Industrie  waren  beständig  erhöht  worden;  von  0,17 
Rubel  im  Jahre  1882  auf  0,20  Rubel  im  Jahre  1885  und  end- 
lich 0,50  Rubel  im  Jahre  1891.  Das  wirkte  nahezu  prohibitiv. 
Durch  den  Handelsvertrag  wurde  nun  wenigstens  eine  ZoU- 
ermäfsigung  von  10  Kopeken  erreicht,  0,40  Rubel  an  Stelle 
von  0,50  Rubel. 

Sowohl  unsere  Ausfuhr  von  baumwollener  und  leinener 
Leibwäsche  wie  von  Jute  entwickelte  sich  nun  sehr  gut^ 

Aus  dieser  Zusammenstellung  einer  Anzahl  unserer  wich- 
tigsten Exportartikel  nach  Rufsland  wird  ersichtlich,  dafs  die 


^Ausfuhr  von  baumwollener  u.  leinener  Leibwäsche: 


1891 

:    63000  Mk. 

1897 :  1920  dz 

1892 

:    43000  „ 

1898:  3729  „ 

1893 

:    32000  „ 

1894 

150  000  „ 

1895 

:   361000  „ 

1896 

:   813000  „ 

1897 

:  1348  000  „ 

Ausfuhr 

von  Jute: 

1891: 

250000  Mk., 

1897:  64  480  dz 

1892: 

364000  „ 

1898:  80  755  „ 

1893: 

992000  „ 

1894: 

1222000  „ 

1895: 

1064000  „ 

1896: 

1614000  „ 

1897: 

1644000  „ 
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durch  den  deutsch-russischen  Handelsvertrag  von  1894  er- 
langten Zollermäfsigungen  von  weittragender  Bedeutung  für 
eine  zufriedenstellende,  ja  teilweise  überraschend  glänzende 
Weiterentwicklung  unserer  Ausfuhr  nach  Rufsland  gewesen 
sind  ^.  Aufser  Roneisen  hätte  man  allerdings  der  Ausmhr  von 
gekämmter  Wolle  und  Kammgarn  eine  bessere  Entwicklung 
wtlnschen  können. 

Aus  Tabelle  II  bekommen  wir  auch  eine  teilweise  An- 
schauung darüber,  dafs  Deutschland  durch  seinen  Vertrags- 
tarif  unendlich  viel  günstigere  Zollsätze  erreicht  hat  als 
Frankreich  durch  das  Handelsabkommen  von  1893.  Entweder 
unterliegen  wichtige  Artikel  der  französischen  Industrie  dem 
hohen  russischen  Tarif  von  1891  oder  es  sind  ZoUermälsigungen 
eingetreten,  aber  bei  weitem  nicht  in  dem  Mafse  wie  für  Deutsch- 
land. So  sind  im  französich- russischen  Abkommen  z.  B.  die 
Zollsätze  für  Maschinen  aus  Gufs-  und  Schmiedeeisen,  für 
Steinkohlen,  für  feine  Lederarten,  lackiertes  Leder,  chemische 
Fabrikate  u.  s.  w.  doch  noch  viel  höhere  geblieben  als  die 
entsprechenden  Zollsätze  des  deutsch- russischen  Vertragstarifs. 
Siehe  Tabelle  IL 

Stellen  wir  nun  noch  eine  Anzahl  von  Ausfuhrartikeln 
zusammen,  für  die  durch  den  Vertragstarif  keine  ZoUermäfsi- 
gung  stattgefunden  hat,  die  also  dem  russischen  Tarif  von 
1891  unterliegen.  Wir  lassen  dieselben  nach  der  Höhe  der 
Ausfuhrwerte  im  Jahre  1897  folgen.     Siehe  Tabelle  IV. 

1897  1898  1890  1885 
Millionen  Mark 

Baumwolle «,  rohe 5,9  1,6  4,8  3,7 

Schafwolle,  rohe 4,7  6,2  2,8  6,8 

Mehl  aus  Getreide 4,5  5,0  0,1  0,1 

Bindshäute,  grüne  und  gesalzene     4,4  2,9  4,6  0,8 

Cellulose  und  Faserstoffe ....     2,8  0,2  0,8  0,4 

Kupfer,  rohes 1,9  8,1  1,4  0,7 

Ein  Blick  auf  diese  Zusammenstellung  sowie  auf  die  Ge- 
samtzahlen in  Tabelle  IV  zeigt  uns,  dafs  die  Entwicklung  der 
Ausfuhr  seit  1893  bei  der  Mehrzahl  dieser  Waren  eine  nicht 
besonders  günstige  oder  geradezu  eine  ungünstige  zu  nennen 
ist.  Zum  gröfseren  Teile  sind  es  allerdings  Artikel,  für  die 
in  Rufsland  selbst  die  günstigsten  Produktionsbedingungen 
vorhanden  sind.  So  hätte  vielleicht  selbst  eine  ZoUermäfsigung 
hier  keine  wesentliche  Steigerung  unserer  Ausfuhr  herbeizu- 
führen vermocht 


^  Siehe  die  Zusammenstellung  unserer  Ausfuhrwerte  in  den  Jahren 
1885,  1890,  1898  und  1897  in  Tabelle  U. 

'  Für  Bohbaumwolle  hat  so^ar  noch  eine  Zollerhöhung  im  Dezember 
1894,  wie  wir  schon  erwähnt  haben,  stattgefunden.  Onoalp 
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Das  Gesamtbild,  welches  wir  bei  einer  eingehenden  Be- 
trachtung sowohl  der  Ausfuhr  unserer  wichtigsten  Waren- 
gruppen (siehe  Tabelle  IQ)  wie  der  Ausfuhr  unserer  wichtigsten 
Warengattungen  (siehe  Tabelle  IV)  erhalten,  ist  jedenfalls  ein 
sehr  günstiges. 

In  den  Jahren  1885 — 1890  konnte  man  ein  fast  stetiges 
Fortschreiten  unseres  Exports  feststellen.  Aber  fast  ununter- 
brochene russische  Zollerhöhungen,  der  ungemein  schutas- 
zöllnerische  Zolltarif  vom  11.  Juni  1891,  sowie  der  Ausbruch 
des  Zollkriegs  am  l.  August  1893  erschwerten  nattLrlich  den 
deutschen  Warenexport  nach  Rufsland  im  höchsten  Grade. 
Mit  Abschlufs  jedoch  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags 
von  1894  findet  wieder  ein  sehr  starker,  zum  Teil  ungeahnter 
oder  wenigstens  nicht  in  dem  Mafse  erhoffter  Aufschwung 
unserer  Warenausfuhr  nach  Rufsland  statt. 
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Deutschlands  Zugeständnisse. 


Deutschlands  Hauptzugeständnis  an  Rufsland  war  das 
Recht  der  Meistbegünstigung  für  die  russische  Getreideeinfuhr. 
Das  war  es  ja  auch,  was  Rufsland  vor  allem  verlangt  hatte. 
Es  war  für  unseren  östlichen  Nachbar  von  der  höchsten 
Wichtigkeit,  hauptsächlich  für  die  Produkte  seiner  Land- 
und  Forstwirtschaft  dieselben  Zollbegünstigungen  zu  geniefsen 
wie  die  übrigen  Staaten,  mit  welchen  Deutschland  Handels- 
verträge abgeschlossen  hatte. 

Eine  Zusammenstellung  unserer  Gesamteinfuhr  aus  Rufs- 
land mit  der  Einfuhr  von  Getreide  und  anderen  Erzeugnissen 
des  Landbaus  und  der  Einfuhr  von  Holz  u.  s.  w.  von  1885 
bis  1893  beweist  das  hervorragende  Interesse,  welches  Rufs- 
land an  einer  Ermäfsigung  der  deutschen  Zollsätze  für  diese 
Waren  haben  mufste.  Die  Zahlen  von  1894 — 1897  zeigen,  wie 
vorteilhaft  der  Vertragsabschlufs  für  eine  glänzende  Weiter- 
entwicklung der  russischen  Gesamtausfuhr  sowohl  wie  für  die 
Ausfuhr  der  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forstwirtschaft  —  für 
letztere  allerdings  in  geringerem  Mafse  —  gewesen  ist. 

Es  sind  die  Zahlen  dieser  Einfuhrwerte  im  Specialhandel 
aus  Rufsland  folgende: 

Einfuhr  von  Holz 
u.  8.  w. 
Mill.  Mk.        o/o 


Gesamteinfuhr 

Jüiintunr  v( 

>n  \jt 

treide  u. 

8.    W. 

Mill.  Mk. 

Mill.  Mk. 

«/o 

1886 

344,5 

130,1    = 

37,7 

1886 

264,4 

76,4    = 

28,8 

1887 

362,3 

108,9    = 

30,0 

1888 

456,5 

112,9    = 

24,8 

1889 

551,8 

239,0    = 

43,3 

1890 

541,9 

236,6    = 

43,7 

1891 

580,4 

296,6    = 

51,1 

1892 

383,4 

109,4    =- 

28,5 

1893 

353,4 

64,1    = 

18,1 

1894 

543,9 

187,5    = 

34,5 

1895 

568,8 

260,7    ^ 

45,8 

1896 

634,7 

304,6    = 

48,0 

1897 

708,3 

311,6    -= 

44,0 

47,3 
33,0 
47,4 
52,2 
69,3 
72,6 
61,8 
76,1 
79,2 
54,2 
66,9 
79,9 
107,1 


=  13,8 

«  12,6 

«  13,0 

=  11,4 

=-  12,6 

=  13,4 

=  10,7 

«  19,9 

=  22,4 

=  10,0 

=  11,8 

=  12,6 
=^5,1 
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Auftierdem  fand  noch  die  Bindung  einer  Anzahl  von  Ver- 
tragszollsätzen und  dann  noch  die  Bindung  einiger  autonomen 
Tarifpositionen  statt  Unter  diesen  Positionen  hat  Rufsland 
nur  für  Kaviar  und  Kaviarsurrogate  ein  hervorragendes  Export- 
interessc.  Nach  Tabelle  VI  hat  sich  auch  die  Ausfuhr  von 
Kaviar  und  Kaviarsurrogaten  für  Rufsland  günstig  entwickelt 

Sowohl  aus  der  Zusammenstellung  der  Einfuhr  der  wich- 
tigsten Warengruppen  aus  Rufsland  (siehe  Tabelle  V)  als  aus 
derjenigen  der  wichtigsten  Warengattungen  (siehe  Tabelle  VI) 
sehen  wir,  dafs  fast  sämtliche  Einfuhrartikel  aus  Rufsland 
Erzeugnisse  des  Landbaues  sind  oder  mit  der  Landwirt- 
schaft und  Bodenkultur  unmittelbar  zusammenhängen.  Nur  die 
Waren  aus  Kautschuk  und  Guttapercha  machen  hier  eine 
Ausnahme.  Eine  Ausfuhr  von  Erzeugnissen  der  russischen 
Industrie  nach  Deutschland  findet  sonst  fast  gar  nicht  statt 

Das  allgemeine  Bild  der  Ausfuhr  nach  Deutschland  ist 
ein  Air  Rufsland  sicher  sehr  Dünstiges. 

Aus  den  Tabellen  V  und  VI  ergiebt  sich,  dafs  die  russische 
Ausfuhr  nach  Deutschland  in  den  hauptsächlichsten  Waren- 
gruppen und  Warengattungen  ganz  bedeutend  zugenonmien 
hat  Eine  Ausnahme  macht  hier  nur  die  Warengruppe: 
„Flachs,  Hanf,  Heede  u.  s.  w.",  und  dementsprechend  die 
Warengattungen  „Flachs,  aufser  neuseeländischem"  und  „Hanf, 
aufser  Manillahanf''.  Bei  Flachd  betrug  unsere  Einfuhr  aus 
Ru&land  im  Jahre  1893  noch  35,7  Hill.  Mk.  und  ist  bis  1897 
auf  24,3  Hill.  Mk.  zurückgegangen.  Während  der  80er  Jahre 
hatten  wir  eine  sehr  starke  Hanfeinfuhr  aus  Rufsland.  Im 
Jahre  1889  betrug  dieselbe  z.  B.  28,0  Mill.  Mk.  Im  Jahre 
1893  war  dieselbe  auf  15,8  und  1897  auf  13,6  Mill.  Mk.  ge- 
sunken. 


Digitized  by 


Google 


Deutschlands  und  Rufslands  Handelsverkehr. 


Im  vorhergehenden  Kapitel  haben  wir  schon  die  Zahlen 
ftir  unsere  Gesamteinfuhr  im  Specialhandel  aus  Rufsland  für 
die  Jahre  1885 — 1897  angegeben.  Ergänzen  wir  jetzt  dieselben 
durch  die  Jahre  1880—1884  und  stellen  wir  Deutschlands 
Ausfuhrwerte  im  Specialhandel  nach  Rufsland  gegenüber^: 


Einfuhr  aus  Rufsland: 


1000  Mark 


1880: 
1881: 
1882: 
1883: 
1884: 
1885: 
1886: 
1887: 
1888: 
1889: 
1890: 
1891: 
1892: 
1893: 
1894: 
1895: 
1896: 
1897: 


336667 
336354 
391 015 
410587 
413791 
344531 
264403 
362277 
456492 
551  797 
541887 
580396 
383  386 
353441 
543938 
568  795 
634671 
708319 


(335733) 
(383181) 
(390  708) 
(410 130) 
(413510) 
(344060) 
(264  184) 
(335595) 
(369  046) 
(520  131) 
(522  799) 
(578  701) 
(381  741) 
(352433) 
(439  310) 
(567  863) 
(628  201) 
(706  620) 


Ausfuhr  nach  Bufsland: 
1000  Mark 


227  022 
192345 
199  595 
190000 
169361 
150874 
147813 
131 510 
199626 
196899 
206457 
262605 
239485 
184  595 
194806 
220881 
364142 
372  064 


(213330) 
(183 179) 
(192654) 
(184031) 
(161 476) 
(144090) 
(137  587) 
(124652) 
(140359) 
(174  210) 
(183  719) 
(145  336) 
(129  778) 
(135517) 
(170558) 
(207  771) 
(231  594) 
(267  680) 


Zweierlei  erkennen  wir  durch  die  Gegenüberstellung  der 
Einfuhr  aus  Rufsland  und  der  Ausfuhr  nach  Rufsland ,  näm- 
lich dafs: 


^  Durch  die  Zahlen  der  Gesamteinfuhr  im  Specialhandel  nach 
Deutschland  ebenso  wie  für  die  Ausfuhr  nach  Rufsland  erhalten  wir 
kein  Bild  unseres  reinen  Warenverkehrs  mit  Rufsland,  da  in  den  Ge- 
samtzahlen der  Edelmetallverkehr  zwischen  den  beiden  Reichen  ent- 
halten ist.  Wir  haben  daher  den  EdelmetaUverkehr  ausgeschieden  und 
die  dadurch  erhaltenen  Zahlen  in  Klammem  neben  die  Gesamtzahlen 
der  Einfuhr  und  Ausfuhr  sesetzt.  Die  eingeklammerten  Zahlen 
bedeuten  also  den  reinen  Warenverkehr  zwischen  Deutschland  ui^fp 
Bufsland.  j 
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1)  die  russische  Einfuhr  durchgängig  bedeutend  stärker 
ist  als  die  deutsche  Ausfuhr^  und 

2)  die  deutsche  Edelmetallausfuhr  nach  Rufsland  fast 
durchgängig  bedeutend  höher  ist  als  die  russische  Edelmetall- 
einfuhr nach  Deutschland. 

Der  Umstand,  dafs  die  russische  Einfuhr  beständig  stärker 
ist  als  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Rufsland,  findet  seine  natur- 
gemäfse  Erklärung  in  der  wirtschaftlichen  Lage  der  beiden 
Reiche.  Rufsland  ist  ein  kapitalarmes,  Deutschland  ein  kapital- 
reiches Land,  Es  mufs  Rufsland,  das  in  Deutschland  starke 
Anleihen  aufgenommen  hat,  jährlich  hohe  Summen  an  Schuld- 
zinsen zahlen,  und  das  thut  es  nun  zum  grofsen  Teile  da- 
durch, dafs  es  Waren  liefert.  Wären  die  russische  Einfuhr 
und   Ausfuhr    im   Handelsverkehr   mit   Deutschland   ungefähr 

fleich,  so  wäre  dies  für  Rufsland  äufserst  ungünstig,  da  dieses 
Leich  seine  Schuldzinsen  dann  noch  besonders  zahlen  müfste; 
ein  ähnliches  Verhältnis  auch  anderen  Handelsstaaten  gegen- 
über müfste  Rufsland  bald  zum  Bankerott  führen. 

Da^  starke  Überwiegen  unserer  Edelmetallausfuhr  nach 
Rufsland  über  unsere  Edelmetalleinfuhr  von  dort  erklärt  sich 
aus  Rufslands  MUnzpolitik,  die  bestrebt  ist,  möglichst  viel 
Edelmetall  in  das  Land  zu  ziehen,  um  hauptsächlich  den  schon 
seit  Jahren  geplanten  Übergang  zur  Goldwährung  zu  er- 
möglichen. 

In  dem  Zeitabschnitt  1880—1897  ist  nur  in  den  Jahren 
1887—1889  und  im  Jahre  1894  unsere  Edelmetalleinfuhr  aus 
Rufsland  stärker  gewesen  als  unsere  Edelmetallausfuhr  nach 
Rufsland.  Einen  besonders  starken  Abflufs  von  Gold  und 
Silber  nach  Rufsland  zeigen  die  Jahre  1891,  1892,  1896 
und  1897. 

Es  sind  die  Zahlen  fLlr  den  Edelmetallverkehr  zwischen 
Deutschland  und  Rufsland  für  die  Jahre  1890—1897  folgende: 


Edelmetallausfuh 

r  nach 

Edelmetall  ein 

fuhr   aus 

Rufsland: 

Rufslai] 

Ld: 

1890:      22,7  Mili. 

Mk. 

19,1  Mill. 

Mk. 

1891:     117,6     „ 

n 

17      « 

n 

1892:     109,7     „ 

n 

1,6     l 

n 

1893:      49,1     „ 

n 

Ifi     ., 

t) 

1894:      24,2     l 

n 

104,6     , 

n 

1895 :      18,1     „ 

n 

0,9     „ 

ft 

1896:    182,5     „ 

n 

6,5     „ 

n 

1897:    104,4     „ 

» 

1.7     n 

71 

Stellen  wir  diesen  Zahlen  die  Zahlen  der  Gesamtedel- 
metallausfuhr und  -Einfuhr  Deutschlands  gegenüber,  so  zeigt 
es  sich,  dafs  Ruislands  Anteil  an  unserer  Edelmetallausfuhr 
ein  sehr  bedeutender  ist:  r^  ] 
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amtedelmetalL 

ausfuhr 

Gesamt  edelmetallein  fuhr 

Deutschland 

s: 

Deutschi 

ands: 

1890:      83,0  Mill. 

Mk. 

127,3  MiU. 

Mk. 

1891:     164,2     „ 

n 

252,6     „ 

tt 

1892:     196,0     „ 

n 

208,4     „ 

ti 

1893:    152,6     „ 

n 

172,8     „ 

tf 

1894:      90,0     „ 

n 

374,3     „ 

jt 

1895:    106,2     „ 

n 

125,4     „ 

n 

1896:    228,7     „ 

n 

250,8     „ 

f) 

1897:     151,3     „ 

n 

183,9     „ 

n 

Wir  erkennen  aus  dieser  Zusammenstellung  aber  auch, 
dafs  unsere  Gesamtedelmetalleinfuhr  während  der  Jahre  1890 
bis  1897  durchweg  eine  erheblich  höhere  ist  als  unsere  Gesamt- 
edelmetallausfuhr. 

Um  nun  zu  sehen,  welchen  Platz  Rufslands  Handel  mit 
Deutschland  im  internationalen  Handel  des  deutschen  Zoll- 
gebiets einnimmt,  stellen  wir  die  vier  am  hervorragendsten  an 
Deutschlands  Handel  beteiligten  Staaten,  zu  denen  auch  Rufs> 
land  zählt  ^,  zusammen.  Da  es  uns  hauptsächlich  auf  den 
reinen  Warenverkehr  ankommt,  so  müssen  wir  bei  den  einzelnen 
Ländern  den  Edelmetallverkehr  aus  den  Zahlen  des  Spezial- 
handels  ausscheiden. 

Es  ergibt  sich  dann,  dafs  nach  Tabelle  VH  Rufsland  in 
der  Einfuhr  des  deutschen  Zollgebiets  mit  15,09  ®/o  im  Jahre  1897 
an  erster  Stelle  steht,  dagegen  für  die  Ausfuhr  des  deutschen 
Zollgebiets  im  Jahre  1897  sich  mit  7,4®/'o  erst  an  vierter 
Stelle  findet. 

Die  erste  Stelle  in  der  Einfuhr  nach  Deutschland  be- 
hauptet Rufsland  schon  seit  dem  Jahre  1895.  Im  Jahre  1894 
fitand  Österreich-Ungarn  an  erster  Stelle,  1893  dagegen  Grofs- 
britannien,  während  1891  und  1892  wieder  Österreich-Ungarn 
den  ersten  Platz  behauptete.  Im  Jahre  1897  steht  also ,  wie 
schon  gesagt,  Rufsland  mit  15,09 ^/u  an  erster  Stelle  für  die 
Einfuhr  nach  Deutschland ;  es  folgen  die  Vereinigten  Staaten 
mit  13,9  ®/o,  Österreich-Ungarn  mit  12,5  ®/o  und  Grofsbritannien 
mit  12,1%. 

Diese  Reihenfolge  verschiebt  sich  wesentlich,  wenn  wir 
den  Spezialhandel  überhaupt  (also  mit  Einschlufs  des  Edel- 
metallverkehrs) nehmen.  Es  macht  sich  dann  die  bedeutende 
Edelmetalleinfuhr  aus  Grofsbritannien  stark  geltend.  Infolge- 
dessen bleibt  dann  zwar  Rufsland  mit  14,6  ®/o  des  Gesamtwertes 
unserer  Einfuhr  an  der  Spitze,  es  erlangt  aber  Grofsbritannien 
mit  18,6%  den  zweiten,  die  Vereinigten  Staaten  mit  13,5% 
den  dritten  und  Österreich-Ungarn  mit  12,8  ®/o  den  vierten 
Platz.  In  den  Jahren  1890 — 1896  finden  wir  dagegen  durch- 
weg Grofsbritannien  an  erster  Stelle,  s.  Tabelle  VIII. 


1  Also  Rufsland,  die  Vereinigten  Staaten,  Österreich-Ungarn  und 
Grofsbritannien. 
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Wie  sich  Rufsland  im  Jahre  1897  für  die  Ausfuhr  im 
reinen  Warenverkehr  des  deutschen  Zollgebiets  erst  an  vierter 
Stelle  findet  mit  7,4  ®/o  (siehe  Tabelle  VIT) ,  so  steht  es  auch 
während  der  Jahre  1890 — 1896  beständig  hinter  den  drei 
librigen  Staaten  zurück.  Während  aber  der  prozentuale  Anteil 
dieser  Staaten  an  Deutschlands  Ausfuhr  leicht  zuritckgegangen 
ist,  hat  sich  Rufslands  Anteil  in  den  Jahren  1893—1897  be- 
deutend gehoben  (von  4,3  auf  7,4  ®/o). 

Wesentlich  günstiger  gestaltet  sich  Rufslands  Anteil  an 
Deutschlands  Ausfuhr,  wenn  wir  nach  Tabelle  VIII  die  Edel- 
metallausfuhr  mit  einrechnen.  Es  verbleibt  zwar  Rufsland  an 
vierter  Stelle,  aber  die  Abstände  werden  viel  geringere.  Im 
Jahre  1897  z.B.  beträgt  hier  Rufslands  Anteil  9,8%,  während 
Grofsbritannien  mit  18,5 ®/o  an  erster,  Österreich-Ungarn  mit 
11,5 **/o  an  zweiter,  die  Vereinigten  Staaten  mit  10,5 **/o  an 
dritter  Stelle  stehen.  Nach  Tabelle  VII  (reiner  Warenverkehr) 
ergeben  sich  dagegen  die  weiteren  Abstände:  1)  Grofsbritannien 
mit  19,2^/0,  2)  Österreich-Ungarn  mit  11,1  %,  3)  die  Vereinigten 
Staaten  mit  10,5%  und  4)  Rufsland  mit  7,4%. 
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Die  russische  Statistiic. 


Vergleichen  wir  die  Zahlen  der  russischen  Export-  und 
Importstatistik  mit  derjenigen  der  übrigen  Staaten,  so  finden 
wir,  dafs  sich  sehr  bedeutende  Abweichungen  ergeoen. 

Die  russische  Statistik  gibt  für  den  Export  in  der  Regel 
viel  niedrigere  Zahlen,  ftir  den  Import  dagegen  viel  höhere 
Zahlen  an  als  diejenigen  Länder,  die  aus  Rufsland  importieren 
bezw.  dorthin  exportieren.  Als  Beleg  für  diese  Behauptung 
geben  wir  einige  dem  Bulletin  russe  de  statistique  financi^re^ 
entnommene  Zahlen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  Darstellung 
des  russischen  Aufsenhandels.  Die  russische  Ausfuhr  und 
Einfuhr  sind  nach  den  Statistiken  der  in  Betracht  kommenden 
Länder  zusammengestellt.  Die  aus  diesen  verschiedenen 
Statistiken  sich  ergebende  Gesamtsumme  der  russischen  Aus- 
fuhr und  Einfuhr  ist  dann  verglichen  mit  der  Gesamtsumme 
der  Ausfuhr  und  Einfuhr  nach  der  russischen  Statistik. 

Dadurch  erhalten  wir  folgende  Zahlen: 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1889—1893 
Export:  Import: 
Gesamtsumme  nach  der  Statistik              Millionen  Goldrubel 
der  einzelnen  Länder  .    .    .          509,8  150,2 
Gesamtsumme    nach     der    russi- 
schen Statistik 390,1                      1 253,5 

Die  russische  Statistik  verzeichnet  also  für  den  Export 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1889—1893  113,7  Mill.  Goldrubel 
weniger,  dagegen  für  den  Import  103,3  Mill.  Goldrubel  mehr 
als  die  andern  Staaten. 

Für  das  Jahr  1894  finden  sich  folgende  Zahlen: 

Export:  Import: 
Gesamtsumme  nach  der  Statistik              Millionen  Goldrubel 
der  einzelnen  Länder    .     .     .           597,4  192,9 
Gesamtsumme    nach    der    russi- 
schen Statistik 381,7                       332,3 


1  Jahrgang  1896,  S.  604/5. 
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Nach  der  russischen  Statistik  ergeben  sich  also  für  das 
Jahr  1894  für  den  Export  215,7  Mill.  Goldrubel  weniger,  da- 
gegen für  den  Import  139,4  Mill.  Goldrubel  mehr  als  nach 
der  Statistik  der  übrigen  Länder.  Die  Abweichungen  sind 
hier  also  noch  stärker  als  diejenigen  für  den  Durchschnitt  der 
Jahre  1889—1893. 

Das  in  Rufsland  übliche  Deklarationssystem  mag  als  teil- 
weise Erklärung  für  diese  so  auffallend  starken  Abweichungen 
dienen. 

Bei  der  Einfuhr  dienen  als  Grundlage  für  die  Wert- 
berechnungen der  Waren  die  von  den  Importeuren  auf  ihre 
Deklarationen  geschriebenen  Wertangaben.  Nur  dann,  wenn 
den  diese  Angaben  entgegennehmenden  Beamten  die  Angaben 
ungenau  erscheinen,  sollen  dieselben  den  Wert  beischreiben, 
welchen  die  War  t  wohl  bei  der  Überführung  über  die  Grenze 
hatte,  d.  h.  den  Einkaufspreis  plus  Transportkosten,  aber  ohne 
den  Zoll.  Diese  Beamten  informieren  sicn  zu  diesem  Zwecke 
über  die  heimischen  Marktpreise  und  die  Preise  der  nächsten 
Börsen. 

Die  Mängel  dieses  Systems  leuchten  ein,  wenn  man  das- 
selbe mit  dem  z.  B.  in  Deutschland  üblichen  vergleicht.  Bei 
uns  wird  bekanntlich  eine  Kommission  von  Sachverständigen 
alljährlich  einberufen,  welche  die  Einheits werte  der  einzelnen 
Warengattungen  festsetzt.  Als  Grundlage  *  für  die  Festsetzung 
der  Einheitswerte  dienen  die  von  verschiedenen  deutschen 
Handelskörperschaften  oder  einzelnen  Industriellen  mitgeteilten 
Jahresdurchschnittspreise  einzelner  Warengattungen,  die  für 
eine  Reihe  hervorragender  Handelsgüter  regelmäfsig  gelieferten 
monatlichen  Preisangaben  einer  Anzahl  von  Handelskammern, 
ferner  eine  Zusammenstellung  der  vom  hamburgischen  handels- 
statistischen Bureau  für  die  Handels-  und  Schiffahrtsstatistik 
des  hamburgischen  Freihafengebiets  berechneten  Durchschnitts- 
preise, besondere  Erhebungen  des  E.  Statistischen  Amtes  über 
einzelne  Waren  u.  s.  w. 

Auch  bei  der  Ausfuhr  überläfst  die  russische  Statistik  die 
Wertangaben  den  ausführenden  Kauf  leuten.  Aber  die  Beamten 
bemühen  sich,  dafs  diese  Angaben  mit  den  Lokalpreisen 
möglichst  übereinstimmen  mit  Hinzurechnung  der  Transport- 
kosten nach  der  Grenze  und  der  Ausfuhrzölle,  aber  nach 
Abzug  der  Accise,  die  beim  Export  vergütet  wird.  Die  be- 
treffenden Beamten  werden  dadurch  um  so  mehr  an  der  rich- 
tigen Wertangabe  der  Waren  interessiert,  als  sie  einen  ge- 
wissen Prozentsatz  als  Abgabe  an  das  Bureau  erhalten. 


^  Nach  Angabe  der  vom  Kaiserlich  Statistischen  Amt  heraus- 
geeebenen  Statistik  des  Auswärtigen  Handels  des  deutschen  Zoll- 
gebiets. 
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Aus  dieser  letzteren  Bestimmung  kann  man  wohl  mit 
Recht  schliefsen,  dafs  die  Kaufieute  nun  naturgemäfs  das 
Bestreben  haben  werden,  möglichst  niedrige  Wertangaben 
zu  liefern,  um  an  Abgaben  an  das  Bureau  möglichst  zu 
sparen. 

Das  „Bulletin  russe  de  statistique  financi^re^  ^  stellt  nun 
über  die  Wertangaben  bei  der  russischen  Einfuhr  und  Ausfuhr 
folgende  Betrachtung  an: 

Das  professionelle  Geheimnis  des  Wertes  der  Waren 
scheine  in  Rufsland  eifriger  gewahrt  zu  werden  als  in  irgend 
einem  anderen  Lande.  Es  kämen  die  gröfsten  Unwahrschein- 
lichkeiten  vor.  Im  Jahre  1894  habe  das  Bulletin  russe  z.  B. 
entdeckt,  dafs  Eisenbahnschienen  per  Tonne  zu  556,50  Frcs, 
deklariert  wurden,  während  man  auf  der  Rhede  von  Kron- 
stadt Millionen  von  Tonnen  zu  je  110  Fcs.  hätte  erhalten 
können. 

In  seiner  Betrachtung  kommt  das  Bulletin  russe  zu  dem 
Schlufs,  dafs  die  Mehrdeklarationen  bei  der  russischen  Einfuhr 
auf  20  ^/o  geschätzt  werden  können.  Es  hätte  also  der  russische 
Import  im  Jahre  1894  nicht  559^/2  Mill.  Kreditrubel  betragen, 
sondern  im  höchsten  Falle  448  Mill.  Kreditrubel. 

Beim  Export  kämen  nicht  in  demselben  Mafse  Unwahr- 
scheinlichkeiten  der  Erklärung  vor,  es  herrsche  aber  im  all- 
gemeijien  das  Bestreben,  einen  niederem  Wert  der  Waren  an- 
zugeben, als  sie  in  Wirklichkeit  besäfsen. 

Einen  Grund  für  diese  Minderdeklarationen  der  Kaufleute 
glauben  wir,  wie  schon  erwähnt,  in  dem  Umstände  zu  er- 
blicken, dafs  ein  gewisser  Prozentsatz  des  Warenwertes  als 
Abgabe  an  das  Zollbureau  gezahlt  werden  mufs. 

Für  die  ungewöhnlich  hohen  Wertangaben  beim  Import 
nach  Rufsland  dürfte  vielleicht  ein  Grund  darin  zu  finden 
sein,  dafs  die  betreffenden  Importeure  durch  eine  möglichst 
hohe  Wertdeklaration  ihrer  Güter  sich  nun  sofort  ein  Anrecht 
darauf  sichern  wollen,  auch  sehr  hohe  Preise  beim  Absatz 
ihrer  Waren  im  Innern  Rufslands  verlangen  zu  können. 

Als  Erläuterung  dafür,  welch'  bedeutende,  zum  Teil 
kaum  glaubliche  Differenzen  zwischen  den  offiziellen  Wert* 
angaben  in  Rufsland  und  Deutschland  bestehen,  möge  fol- 
gende, dem  Bulletin  russe,  Jahrgang  1897,  entnommene 
Tabelle  dienen. 


^  „La  balance  du  commerce",  Jahrgang  1897,  S.  6. 

/Google 


Digitized  by  ^ 


58 


XVII  3. 


Warengattung 

Weizen 

Roggen 

Hafer 

Gerate 

Mais 

Flachs 

Hanf 

Stabeisen  .  .  .  . 
Steinkohlen  .  .  . 
Rohbaumwolle  .  . 
Maschinen  ans  G-ufs- 

eisen 

Eisenbahnschienen . 
Zink 


1894. 
Russische   Ausfuhr: 

Wertangab«  fflr  den  Doppelcentner 

Ausfuhrmenge  in  nach  der 

Doppelcentnern               deutschen  russ.  Statistik 

Fcs.  Fcs. 

2805  940        11,96  13,26 

6  834490        10,25  8,91 

2921900        10,99  11,31 

5303920        8,89  7,71 

1 091 000        9,51  10,54 

498  970        86,34  99,74 

307  690        64,20  87,88 

Deutsche  Ausfuhr: 


844  650 

1879  910 

28150 

196  530 
72100 
53030 


12,86 
0,92 

87,81 

69,09 
10,27 
38,48 


27,50 

1,18 

162,25 

158,76 
55,65 
66,39 


Dafs  bei  Zugrundeliegen  derartig  verschiedener  Wert- 
angaben die  Zahlen  der  russischen  und  deutschen  Ein-  und 
Ausfuhrstatistik  weit  auseinander  gehen  müssen,  liegt  auf 
der  Hand. 

Es  kommt  jedoch  bezüglich  der  russischen  Ausfuhrstatistik 
noch  ein  Umstand  hinzu,  der  für  eine  Erklärung  der  grofsen 
Abweichungen  der  russischen  von  den  deutschen  Zahlet!  von 
der  höchsten  Bedeutung  ist.  Es  ist  dies  die  Thatsache,  dafs 
man  in  Rufsland  in  den  meisten  Fällen  gar  nicht  wissen  kann, 
wohin  die  zur  Ausfuhr  gelangenden  Getreidemengen  gehen. 
Selbst  den  betreffenden  Exporteuren  ist  dieses  Endziel  meist 
nicht  bekannt. 

Vergleichen  wir  die  Zahlen  der  russischen  Gesamtausfuhr 
nach  Deutschland  in  den  Jahren  1893 — 1897  mit  den  Stahlen 
der  deutschen  Einfuhr  aus  Rufsland*.     Es  betrug  nach  der 

Russischen  Statistik  die  Ausfuhr        Deutschen  Statistik  die 


1894: 
1895  : 
1896: 
1897: 


nach  Deutschland : 

132  580  000  RuheP  =  28M  MiU.  Mk. 
146142  000       „        ==320,1     „ 
179  276  000       „        =392,2     „ 
185  368  000       „        =-400,4     „ 
175  237  000       „        -378,6     ., 


Einfuhr  aus  Rufsland: 
(OesAmteigenhandol) 

424.5  MilL  Mk. 

612.6  „        „ 

^1  :   : 

797.6     „        „ 


^  Da  die  russische  Statistik  j^enaue  Unterscheidungen,  wie  sie 
Deutschland  bezfiglich  des  Gesamteigenhandels  und  des  Specialhandels 
macht,  nicht  kennt,  stellen  wir  der  russischen  Ausfuhr  die  Zahlen 
unseres  Gresamteiffenhandels  gegenüber. 

*  Den  Durcnschnittsrubelkurs  nehmen  wir  an  1893  zu  2,12  Mk., 
1894  zu  2,19  Mk.,  1895  zu  2,19  Mk.,  1896  zu  2.16  Mk.  und  1897  zu 
2,16  Mk.  r^^^^T^ 
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Es  gibt  also  die  russische  Statistik  durchweg  erheblich 
geringere  AusfuhrzifFem  an,  als  die  deutsche  Einfuhr  ver- 
zeichnet. Nach  den  aufgeführten  Zahlen  sind  die  Differenzen 
folgende: 

^ —      143,4  Mill.  Mk. 

pi  :   : 


1894 
1895 
1896 
1897 


Diesen  enormen  Abweichungen  liegen  in  der  Hauptsache 
weniger  abweichende  Wertdeklarationen  zu  gründe,  als  der 
Umstand,  dafs  überhaupt  die  in  der  russischen  Statistik  an- 
gegebenen Ausfuhrmengen  sehr  viel  niedrigere  sind  als  die  in 
deutschen  Statistik  aufgefllhrten  Einfuhrmengen. 

Stellen  wir  z.  B.  die  drei  Jahre  1895,  1896  und  1897 
gegenüber.  Es  verzeichnet  hier  die  russische  Statistik  folgende 
Ausfuhrmengen  der  Hauptgetreidearten,  mit  denen  wir  die 
Einfuhrmengen  der  deutschen  Statistik  vergleichen: 


Russische  Statistik. 
Ausfuhr  nach  Deutschland: 


Deutsche  Statistik. 
Einfuhr  aus  Rufsland: 


1895 

1895 

17  985  000  Pud 

29978000   „ 

21 151 000   „ 

6180000   „ 

=- 

2948350  dz 
4  913  770  „ 
3476  370  „ 
1012120  „ 

6  782  029  dz 
8419  736  „ 
6194496  „ 
2254341  „ 

1896 

1896 

14  725  000  Pud 
30186000   „ 
19108000   „ 
10873000   „ 

= 

2413  930  dz 
4  948  520  „ 
3131640  „ 
1782420  „ 

8  524648  dz 
7  879  708  „ 
5  003  440  „ 
4  246  845  „ 

1897 

1897 

16  812  000  Pud 

22468000  „ 

16  941000   „ 

9  370000   „ 

= 

2  756  060  dz 

3  673440  „ 
2  777  210  „ 
1536060  „ 

7  519  069  dz 
6107410  „ 
4  879  741  „ 
4142  383  „ 

Weizen 
Roggen 
Gerste 
Hafer 


Weizen 
Roggen 
Gerste 
Hafer 


Weizen 
Roggen 
Gerate 
Hafer 

Es  ist  klar,  dafs  bei  den  zwei-  bis  vierfach  höheren  Ein- 
fuhrmengen der  deutsehen  Statistik,  die  wir  durchweg  während 
der  Jahre  1895—1897  für  die  Hauptgetreidearten  finden,  un- 
möglich die  wirklichen  Ausfuhrmengen  nach  Deutschland  in 
der  russischen  Statistik  verzeichnet  sein  können. 

Es  führte  Rufsland  z.  B.  im  Jahre  1896  nach  den  Nieder- 
landen aus: 

Weizen  33  037  000  Pud  =  5  415  900  dz 
Roggen  17  631  000  „  =  2  890  327  „ 
Gerste  9969000  „  =  1634260  „ 
Hafer      17  507  000    „      «  2  870000    „ 

Klar  ist  es,  dafs  die  Niederlande  solche  Qetreidemassen 
nie  für  den  eigenen  Konsum  brauchten.  oigitizedbyGoOgle 


00  XVII  3. 

Deutschland  erhielt  auch  im  Jahre  1896  aus  dem  freien 
Verkehr  der  Niederlande  folgende  Getreidemassen: 

Weizen  7  312458  dz 

Boggen  3064407   „ 

Gerste  1746  876   „ 

\        Hafer  2885165   „ 

Unter  diesen  Millionen  von  Doppelzentnern,  die  durch  die 
Niederlande  nach  Deutschland  durchgefllhrt  wurden,  dürfte 
wohl  neben  amerikanischem,  rumänischem  u.  s.  w.  Getreide 
eine  beträchtliche  Menge  russischen  Getreides  enthalten  ge- 
wesen sein. 

Rechnen  wir  nun  noch  hinzu,  dafs  grofse  Mengen  russi- 
schen Getreides  alljährlich  nach  dem  Freihafen  Hamburg 
ausgeführt  werden,  die  denn  auch  zum  grofsen  Teile  die  Elbe 
hinauf  u.  s.  w.  in  das  Innere  Deutschlands  überführt  werden, 
80  werden  die  grofsen  Differenzen  zwischen  der  russischen 
Ausfuhr-  und  der  deutschen  Einfuhrstatistik  mehr  und  mehr 
erklärlich. 

Ein  Teil  des  russischen  Getreides  geht  über  unsere  Ost- 
grenze direkt  nach  Deutschland.  Diese  Mengen  finden  wir 
in  der  russischen  Statistik  als  Ausfuhr  nach  Deutschland  ver- 
zeichnet Der  gröfsere  Teil  des  russischen  Getreides  kommt 
aber  auf  den  Weltmarkt  und  wird  irgendwo  auf  dem  Seewege 
z.  B.  über  die  Niederlande,  über  Belgien,  über  den  Freihafen 
Hamburg  u.  s.  w.  nach  Deutschland  schliefslich  eingeführt. 
Diese  Getreidemassen  finden  wir  in  unserer  Einfuhrstatistik 
verzeichnet,  in  der  russischen  Ausfuhrstatistik  sind  aber  ganz 
andere  Bestimmungsländer  für  dieselben  angegeben  als 
Deutschland. 

Wie  nun  die  russische  Ausfuhrstatistik  viel  geringere 
Werte  und  Mengen  angiebt  als  die  deutsche,  so  finden  wir  bei 
der  Einfuhr  aus  Deutschland  zum  Teil  ganz  bedeutend  höhere 
Wertangaben  in  der  russischen  Statistik  als  in  der  deutschen. 

Es  gibt  eine  Zusammenstellung  der  russischen  Gesamt- 
einfuhr aus  Deutschland  nach  der  russischen  und  deutschen 
Statistik  für  die  Jahre  1893—1897  folgendes  Bild: 

Russische  Statistik  Deutsche  Statistik. 

Einfuhr  aus  Deutschland:  Ausfuhr  nach  Kufsland: 

(Gesamteigenhandel) 

1898:  101180000  Rubel  =  214,5  Mill.  Mk.  204,4  MÜL  Mk. 

1894:  142685000      „       =812,5     „        „  217,4     „        . 

1895:  175  647  000      „       =384,7     „        „  251,8     „ 

1896:  190162000      ,       =410,7     „        „  395,5     „ 

1897:  179800000      „       =388,4     „        „  372,0     „        „ 

Es  verzeichnet  also  die  russische  Statistik  folgendes  „Mehr" 
der  Einfuhr  aus  Deutschland  gegen  die  deutsche  Statistik  ftir 
die  einzelnen  Jahre: 
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1898 

•   10,1  Mill.  Mk. 

1894 

99,7  „  „ 

1895 

132,9  „  „ 

1896' 

IW  „   „ 

1897 

IM   »   n 

Wir  seheDy  dafs  hier  die  Differenzen  bei  weitem  nichl  so 
grofs  sind  als  bei  der  Ausfuhr  aus  Rufsland.  Hauptsächlich 
zeigen  die  letzten  Jahre  eine  gröfsere  Übereinstimmung  der 
Statistiken  der  beiden  Reiche.  Im  allgemeinen  kann  man 
sagen,  dafs  die  Höhe  der  Einfuhr  mengen  nach  der  russischen 
Statistik  und  diejenige  der  Ausfuhr  nach  der  deutschen  Statistik 
nicht  sehr  weit  auseinandergehen.  Eine  Übereinstimmung 
würde  sich  schon  wegen  der  nicht  zusammenfallenden  Kalender- 
jahre des  Gregorianischen  und  des  Julianischen  Kalenders 
nicht  herbeiflibren  lassen.  Dieser  Unterschied  von  zwölf 
Tagen  kann  eventuell  schon  sehr  starke  Unterschiede  in  den 
Mengenangaben  der  deutschen  und  russischen  Ein-  und  Aus- 
fuhrstatistik herbeiführen. 

Nehmen  wir  an,  dafs  gegenwärtig  noch  viel  aus  Deutsch- 
land nach  Rufsland  geschmuggelt  wird,  so  würde  dieser 
Umstand  allerdings  mehr  dafLlr  sprechen,  dafs  die  russische 
Einfuhrstatistik  nicht  höher,  sondern  im  Gegenteil  niedriger 
sein  müfste  als  die  deutsche  Ausfuhrstatistik,  da  die  ge- 
schmuggelten Waren  wohl  in  der  deutschen,  aber  nicht  in  der 
russischen  Statistik  verzeichnet  sein  müssten. 

In  diesem  Falle  mufs  man  sich  aber  doch  an  die  That- 
sache  erinnern,  dafs  unsere  Einfuhrstatistik  sicher  eine  bessere 
ist  als  unsere  Ausfuhrstatistik.  Es  kann  der  betreffende  Zoll- 
beamte den  Importeur  immer  dazu  zwingen,  alle  Packungen, 
weh  die  zollfreien,  zum  Zweck  einer  eingehenden  Durchsicht 
zu  öffnen.  Dagegen  mufs  sich  der  Zollbeamte  bei  der  Ausfuhr 
mit  den  blofsen  Angaben  des  Exporteurs  begnügen,  eine  genaue 
Kontrole  über  die  Richtigkeit  der  Angaben  fehlt  so.  Derjenige 
Exporteur,  der  seine  Waren  nach  Ruisland  einschmuggeln  will, 
wird  also  wohl  möglichst  wenig  angeben  oder  entstellte  An- 
gaben machen,  damit  nicht  durch  zu  hohe  Unterschiede 
zwischen  der  russischen  Einfuhr-  und  der  deutschen  Ausfuhr- 
statistik der  Verdacht  der  russischen  Regierung  wachgerufen 
und  dadurch  eine  verschärfte  Grenzbewachung  herbei- 
geführt wird. 

Es  ist  also  der  Fall  denkbar,  dafs  sowohl  Menge  wie 
hauptsächlich  Wert  der  über  die  russische  Grenze  ge- 
schmuggelten deutschen  Waren  auch  in  der  deutschen  Ausfuhr- 
statistik nicht  besonders  hervortreten.  Damit  müfste  also 
unsere  oben  ausgesprochene  Behauptung  wegfallen,  dafs  im 
Falle   eines  ausgebreiteten  Schmuggels  die  deutsche  Ausfuhr- 

Digitized  by  VjOOQIC 


62  XVII  3. 

Statistik  höhere  Mengen   und  Werte  aufweisen  mtifste  als  die 
russische  Einfuhrstatistik. 

Die  höheren  Wertangaben  der  russischen  Einfuhrstatistik 
dürften  wohl  ihre  hauptsächlichste  Erklärung  in  dem  am  Ein- 

fange  dieses  Kapitels  beschriebenen  Streben  der  Importeure 
nden,  ihre  Waren  mö&^lichst  hoch  zu  deklarieren.  Diese  Art 
und  Weise  des  allzuhohen  Deklarierens  wird  ja  den  Impor- 
teuren erleichtert  durch  die  mangelhafte  russische  Organisation 
der  statistischen  Werterhebungen. 
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Deutschlands  Handel  mit  Finnland. 


Das  Grofsfürätentum  Finnland  ist  ein  nicht  völlig  an 
Rufsland  angegliedertes  Staatswesen.  Es  hat  Finnland  auch 
seinen  eigenen  Zolltarif  gewahrt ,  der  bedeutend  niedriger  ist 
als  der  russische. 

Als  im  Jahre  1893  der  deutsch-russische  Zollkrieg  aus- 
brach, fand  auch  eine  starke  Erhöhung  der  finnländischen 
Zölle  für  die  Einfuhr  aus  Deutschland  statt  Nach  landes- 
herrlicher Verordnung  und  darauf  erfolgender  Verfügung  des 
finnischen  Senats  vom  10./22.  August  1893  werden  auf  deutsche 
Waren ;  welche  in  das  Grofsftirstentum  Finnland  eingeführt 
werden,  die  im  Zolltarif  für  Finnland  angegebenen  Zollsätze 
um  50^/0  erhöht.  Nach  Abschlufs  des  deutsch-russischen 
Handelsvertrags  wurde  diese  Verfügung  am  20.  März  1894 
wieder  aufgehoben. 

Es  mufsten  nun  aber  auch  besondere  Abmachungen  ge- 
troffen werden,  inwieweit  der  deutsch-russische  Handelsvertrag 
für  Finnland  gelten  solle. 

Die  russische  Regierung  gab  die  bindende  Erklärung  ab, 
es  sei  ihre  Absicht,  nur  schrittweise  mit  der  Erhöhung  des 
finnländischen  Tarifs  vorgehen  zu  wollen,  so  daüs  derselbe  erst 
gegen  Ende  des  Jahres  1905  endgültig  mit  dem  russischen 
gleichgestellt  werden  solle.  Um  eine  ruhige  Entwicklung  der 
auswärtigen  Handelsbeziehungen  zu  fördern,  will  die  russische 
Regierung  mit  der  Erhöhung  des  finnländischen  Tarifs  nicht 
vor  dem  14./31.  Dezember  des  Jahres  1898  beginnen.  Von 
diesem  Zeitpunkt  ab  wird  der  finnländische  Tarif  um  50  ^/o 
derjenigen  Unterschiede  erhöht  werden  können,  welche  zwischen 
den  Sätzen  des  russischen  und  finnländischen  Tarifs  alsdann 
bestehen  werden;  nach  dem  19./31.  Dezember  1901  wird 
eine  neue  Erhöhung  der  genannten  Unterschiede  eintreten 
können;  vom  18./31.  Dezember  1903  ab  behält  die  russische 
Regierung  sich  volle  und  unbeschränkte  Freiheit  vor  hinsicht- 
lich der  endgültigen  Gleichstellung  des  Zolltarifs  des  Grofs- 
fürstentums  Finnland  mit  dem  Zolltarif  des  Reiches.  Es  sollen 
aber  diese  Abmachungen  nicht  die  zuständigen  Behörden  des 
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Grofsflirstentums  Finnland  in  ihrem  Rechte  beschränken,  in 
dem  genannten  Tarif  teilweise  Änderungen  einzuführen,  sofern 
solche  in  örtlichen  Bedürfnissen  des  Handels  und  der  Industrie 
ihre  Begründung  finden. 

Die  deutsche  Regierung  gab  am  Schlüsse  ihrer  Denk- 
schrift zum  deutsch-russischen  Handelsvertrag*  der  Hoffnung 
Ausdruck,  dafs  die  finnländische  Regierung  bis  zum  Jahre  1898 
einschliefslich  keine  solchen  Verschiebungen  innerhalb  des 
Tarifs  vornehmen  würde,  welche  die  deutsche  Ausfuhr  in 
nennenswerter  Weise  schädigen  könnten.  Finnland  besitze 
eine  zum  gröfseren  Teile  minder  bemittelte  Bevölkerung  und 
eine  nur  in  wenigen  speziellen  Artikeln  entwickelte  Industrie ; 
die  finnländische  Regierung  sowohl  wie  die  Bevölkerung  seien 
daher  stets  bestrebt  gewesen,  den  Bezug  der  unentbehrlichen 
Industrieerzeugnisse  aus  dem  Auslande  möglichst  billig  zu  ge- 
stalten und  nicht  durch  höhere  Zölle  zu  verteuern. 

Die  Hoffnung  der  deutschen  Regierung  ist  bis  jetzt  in 
Erfüllung  begangen.  Es  haben  nur  geringfügige  Änderungen 
im  finnländischen  Zolltarif  stattgefunden.  Am  29.  Mai  1897 
wurde  der  Unterschied  zwischen  dunklerem  und  hellerem  Roh- 
zucker aufgehoben  —  der  dunklere  hatte  bis  dahin  40,  der 
hellere  60  finnische  Mk.  für  100  kg  zu  zahlen  —  und  fest- 
gesetzt, dafs  von  da  ab  der  Zoll  auf  allen  vom  Auslande  ein- 
geführten Rohzucker,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Farbe,  mit 
50  finnischen  Mark  für  100  kg  berechnet  wird.  Ein  neues 
Produkt  der  chemischen  Industrie,  Calcium-Carbid,  wurde  im 
August  des  Jahres  1898  bei  der  Einfuhr  nach  Finnland  mit 
einem  Zoll  von  4,70  finnischen  Mark  pro  dz  belegt. 

Ruisland  hat  bis  jetzt  noch  keine  Schritte  zur  Erhöhung 
des  finnländischen  Tarifs  gethan,  wozu  es  ja  nach  den  Ab- 
machungen mit  Deutschland   seit  Ende  1898  berechtigt  wäre. 

Die  Entwicklung  des  Handels  zwischen  Deutschland  und 
Finnland  war  eine  recht  gedeihliche. 

Seitens  unseres  E.  Statistischen  Amtes  wird  der  Handel 
mit  Finnland  gesondert  von  dem  Handel  mit  Rufsland  erst 
seit  dem  Jahre  1897  aufgeführt.  Es  sind  nach  unserer  Statistik 
die  Zahlen  unseres  Spezialhandels  mit  Finnland  für  das 
Jahr  1897  folgende: 

Einfuhr  aus  Finnland:  843152  dz  ^    8239000  Mk. 

Ausfuhr  nach  Finnland:       778886   „    =26440000    „ 

Nach   der   finnländischen  Statistik   weist  der  Handel  mit 
Deutschland  für  1897  folgende  Zahlen  auf: 
Ausfuhr  nach  Deutschland : 
18005  754  finn.  Mark  =  10534660  deutsche  Mark, 

Einfuhr  aus  Deutschland : 
65  673317  finn.  Mark  ^  54195386  deutsche  Mark. 

^  Siehe  Denkschrift:  VI.  Die  Abmachungen  betreffeiid^J)innland« 

Digitized  by VjVJO*^ 


XVn  3.  65 

Diese  Zahlen  der  finnländischen  Statistik  können  wir 
jedoch  nicht  mit  den  Ein-  und  Ausfuhrzahlen  in  unserem 
Spezialhandel  vergleichen,  sondern  wir  müssen  dazu  die  Zahlen 
unseres  Gesamteigenhandels  heranziehen,  da  die  finnische 
Statistik  keine  so  genauen  Unterscheidungen  maclit. 

Nach  der  finnländischen  Statistik  beträgt  also  die  Ausfuhr 
nach  Deutschland  10534660  Mk.,  während  unsere  Einfuhr  im 
Gesamteigenhandel  aus  Finnland  eine  hiervon  nur  sehr  gering 
abweichende  Zahl^  nämlich  10  384000  Mk.  angiebt. 

Für  die  Einfuhr  Finnlands  aus  Deutschland  finden  wir 
Jedoch  eine  von  der  Ausfuhr  im  Gesamteigenhandel  aus  Deutsch- 
land nach  Finnland  stark  abweichende  Zahl,  nämlich,  wie 
schon  oben  angegeben,  54 195  886  Mk.  nach  der  finnländischen 
Statistik  und  85578000  Mk.  nach  der  deutschen  Statistik. 

Wir  sehen,  dafs  wir  die  Zahlen  der  finnländischen  Ausfuhr 
nach  Deutschland  nach  der  finnländischen  Statistik  als  ziemlich 
genau  betrachten  können,  dafs  dagegen  die  finnländischen 
Einfuhrzahlen  aus  Deutschland  ein  „Mehr"  von  beinahe  20  Mill. 
Mk.  gegen  die  deutsche  Statistik  enthalten. 

Diese  Mehrangaben  erklären  sich  daraus,  dafs  Finnland 
mit  Lübeck  einen  sehr  bedeutenden  Handel  unterhält.  Es 
gehen  jedoch  über  Lübeck  eine  Menge  fremder  d.  h.  aus- 
ländischer Güter  nach  Finnland,  die  nun  aber  alle  in  der  finn- 
ländischen Statistik  als  deutsche  Einfuhrgüter  aufgeführt  werden. 

Während  der  Jahre  1891 — 1894  wurde  auch  der  Handel 
mit  Lübeck  in  der  finnländischen  Ein-  und  Ausfuhrstatistik 
gesondert  von  dem  Handel  mit  dem  übrigen  Deutschland 
aufgeführt 

Da  in  der  deutschen  Statistik  der  Handel  mit  Finnland 
nur  für  1897  gesondert  angegeben  ist,  geben  wir  zur  Ver- 
anschaulichung unseres  Handels  mit  Finnland  die  der  finn- 
ländischen Statistik  entnommenen  Zahlen  der  Einfuhr  aus 
Deutschland  und  der  Ausfuhr  dorthin.  Dabei  können  wir 
wohl  die  Zahlen  der  Ausfuhr  nach  Deutschland  als  ziendich 
genaue  gelten  lassen,  während  die  der  Einfuhr  aus  Deutsch- 
land wegen  der  Mitzählung  des  Durchfuhrhandels  über  Lübeck 
durchgängig  als  viel  zu  hoch  anzusehen  sind. 

Es  sind  die  Zahlen  für  die  Periode  1885—1897  folgende: 

Einfuhr  Ausfuhr 

Finnlands  aus  Deutschland:        Finnlands  nach  Deutschland: 

1885:    29  562345  finn.  Mark^  4312180  finn.  Mark 

1886:    24325294     „         „  5172677     „ 

1887:    28  423119     „  „  6  231885     „ 

1888:    35212008     „  „  7841823     „ 

1889:  .88122188     „         „  8070688     „ 

1890:    44  782430     „  „  5987146     „  „ 

1891:    46836282     „  „  7  313440     ., 


^  Die  finnische  Mark  ist  =  81  Pfennige. 

^  Digitized  by 
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Einfuhr 

Ausfuhr  ' 

Finnlands  aus  Deutschland: 

Finnlands  nach  Deutschland: 

1892:     42420  776  finn. 

Mark 

8053949  finn.  Mark 

1893 

36145981     „ 

yj 

7843984     „ 

1894 

49  013358     „ 

jy 

8977243     „ 

1895 

52566492     „ 

n 

5979193     „ 

1896 

58606  059     „ 

n 

10559836     „ 

1897 

65  673317     „ 

n 

13005  754     „ 

1897  =  54195386  deutsche  Mark     ==  10  534660  deutsche  Mark. 

Aus  diesen  Zahlen  sehen  wir,  dafs  die  Handelsbeziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Finnland  sich  in  einer  fortwährend 
günstigen  Weiterentwicklung  befinden. 

Für  den  Handel  Lübecks  mit  Finnland  ist  als  besonders 
wichtig  die  Bestimmung  zu  Art.  6,  7  und  11  des  Schlufs- 
protokoUs  zum  deutsch-russischen  Handelsvertrag  hervorzuheben. 
£s  heifst  daselbst: 

„Die  Boden-  und  Grewerbserzeugnisse  einer  dritten  Macht, 
welche  durch  das  Gebiet  eines  der  vertragschliefsenden  Teile 
durchgeführt  werden,  sollen  bei  ihrem  Eingang  in  das  Gebiet 
des  anderen  Teiles  keinen  anderen  oder  höheren  Zöllen  unter- 
worfen werden,  als  wenn  sie  direkt  aus  dem  Ursprungslande 
eingeführt  worden  wären.** 

Es  hatten  früher  solche  Begünstigungszölle  für  direkte 
Einfuhr  mehrfach  in  Finnland  bestanden,  z.  B.  für  Rohzucker, 
Kaffee  und  Wein.  In  einem  solchen  Falle  waren  naturgemäfs 
die  einzelnen  Länder  bestrebt,  ihre  Produkte  auf  eigenen 
Schiffen  nach  Finnland  zu  bringen,  um  den  Begünstigungszoll 
zu  geniefsen ;  unter  solchen  Umständen  fiel  also  dieser  Waren- 
verkehr durch  Deutschland  hauptsächlich  zum  Schaden  der 
Schiffahrt  Lübecks  weg. 

In  Tabelle  IX  geben  wir  eine  Übersicht  der  wichtigsten 
Artikel  unserer  Ausfuhr  im  Spezialhandel  nach  Finnland  fiir 
die  Jahre  1897*  und  1898,  welche  zeigt,  dafs  Deutschland 
hauptsächlich  ansehnliche  Ausfuhrwerte  nach  Finnland  zu  ver- 
zeichnen hat  für  Mehl  aus  Weizen  (1897  =  8,6  Mill.  Mk.), 
weiter  für  un  bedruckte  Zeug-  und  Tuch  waren  (1897  =1,8  Mill. 
Mk.),  dann  für  Maschinen,  überwiegend  aus  Gufseisen  (1897  = 
1,7  Mill.  Mk.),  sowie  für  rohe  Baumwolle  (1897  =  1,06  Mill.  Mk.). 

Aber  auch  grobe  Eisenwaren,  grüne  und  gesalzene,  sowie 
gekalkte  und  trockene  Rindshäute,  Kammgarn,  Klaviere  u.  s.  w. 
weisen  hohe  Ausfuhrziffem  nach  Finnland  auf. 

^  1897  in  Doppelcentnern  und  Millionen  Mark,  1898*  dagegen  nur 
in  Doppelcentnern. 
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Regelung  der  Eisenbahntarife. 


Von  höchster  Wichtigkeit  erscheint  uns  die  Frage  der 
Höhe  der  Eisenbahntarife. 

Durch  die  Behandlung  der  fremden  Produkte  auf  seinen 
Eisenbahnen  hat  es  ja  jedes  Land  vollständig  in  der  Hand; 
eventuell  den  auswärtigen  Import  gänzlich  zu  vernichten. 

Hätten  wir  z.  B.  1894  mit  Rufsland  einen  äufserst 
günstigen  Handelsvertrag  geschlossen,  aber  keine  Bestimmung 
über  die  Eisenbahntarife  getroffen ,  so  hätte  Rufsland  dann 
einfach  die  Tarife  für  fremde  bezw.  deutsche  Erzeugnisse  der- 
maÜBen  erhöhen  können,  dafs  für  uns  fast  jedes  einigermafsen 
gewinnbringende  Geschäft  mit  Rufsland  ausgeschlossen  ge- 
wesen wäre. 

Rufsland  hatte  ja  während  des  Zollkrieges  mit  Deutsch- 
land seine  Eisenbahntarife  für  die  Einfuhr  dermafsen  erhöht, 
dafs,  wie  wir  schon  erwähnt  haben,  nach  Angabe  des  Stadtrats 
Teschendorff*  der  einst  so  blühende  Warenimport  und  Spedi- 
tionshandel Königsbergs  und  Danzigs  nahezu  zu  Grunde  ge- 
gangen waren. 

Umgekehrt  hatte  aber  Rufsland  durch  eine  enorme  Herab- 
setzung der  Eisenbahntarife  für  sein  Getreide  die  Ausfuhr 
seiner  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  doch  noch  zu  ermög- 
lichen gesucht. 

Gegenseitig  machten  sich  Deutschland  und  Rufsland  durch 
Artikel  19  des  Handelsvertrags  folgende  Zugeständnisse: 

„Die  beiden  vertragschliefsenden  Teile  behalten  sich  das 
Recht  vor,  ihre  Eisenbahntransporttarife  nach  eigenem  Ermessen 
zu  bestimmen. 

Jedoch  soll  weder  hinsichtlich  der  Beförderungspreise 
noch  hinsichtlich  der  Zeit  und  der  Art  der  Abfertigung 
zwischen  den  Bewohnern  der  Gebiete  der  vertragschliefsenden 
Teile  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Insbesondere  sollen 
für  die  von  Rufsland  nach  einer  deutschen  Station  oder  durch 


'  '  19.  deutsche  Handelstag  am  21.  Februar  1894.  ^  GoOqIc 
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Deutschland  beförderten  Gütertransporte  auf  den  deutschen 
Bahnen  keine  höheren  Tarife  angewendet  werden,  als  für 
gleichartige  deutsche  oder  ausländische  Erzeugnisse  in  der- 
selben Richtung  und  auf  derselben  Verkehrsstrecke  erhoben 
werden.  Das  Gleiche  soll  auf  den  russischen  Bahnen  für 
Gtltersendungen  aus  Deutschland  gelten,  welche  nach  einer 
russischen  Station  oder  durch  Rufsland  befördert  werden. 

Ausnahmen  von  vorstehenden  Bestimmungen  sollen  nur 
zulässig  sein,  soweit  es  sich  um  Transporte  zu  ermäfsigten 
Preisen  für  öffentliche  und  milde  Zwecke  handelt." 

Im  Schlulsprotokoll  wurden  diese  Bestimmungen  noch 
hauptsächlich  ergänzt  dadurch,  dafs  sich  Deutschland  und 
Rufsland  die  Herstellung  direkter  Frachttarife  nach  den 
deutschen  Häfen  Danzig,  Königsberg  und  Memel  zur  Ver- 
mittlung sowohl  der  Ausfuhr  als  auch  der  Einfuhr  nach  Rufs- 
land den  Bedürfiiissen  des  Handels  entprechend  gewährten. 
Da  die  Verpflichtungen  sich  nur  auf  die  Staatsbahnen  beziehen, 
so  würden  die  beiden  Regierungen  dahin  zu  wirken  suchen, 
dafs  die  Privatbahnen  bei  der  Tarifbildung  und  Frachtver- 
teilung die  gleichen  Grundsätze  anwenden.  Sollten  sich  jedoch 
trotzdem  die  am  Verkehr  in  einer  der  bezeichneten  Richtungen 
beteiligten  Privatbahnen  diesen  Grundsätzen  der  Tarifbildung 
und  Verteilung  nicht  unterwerfen,-  so  sollen  diese  Grundsätze 
auch  für  die  Staatsbahnen  der  vertragschließenden  Teile  nicht 
mehr  bindend  sein. 

Von  den  Agrariern  wurde  verlangt,  dafs  dem  russischen 
Getreide  hauptsächlich  der  Weg  nach  Königsberg  und  Danzig 
verschlossen  werden  sollte.  Man  fürchtete,  dafs  diese  billigeren 
Durchgangstarife,  die  man  dem  russischen  Getreide  durch 
diese  direkten  Frachttarife  zugestand,  ein  Rückströmen  des 
russischen  Getreides  einmal  in  die  nähere  Umgebung  dieser 
Hafenstädte  und  dann  weiter  in  das  Innere  Deutschlands  be- 
günstigen würden. 

Die  deutsche  Regierung  hatte  bei  der  Aufnahme  des 
Artikels  19  in  den  Handelsvertrag  die  dreifache  Absicht: 

1)  Rufsland  eine  Erhöhung  seiner  Tarife  zu  Ungunsten 
deutscher  Produkte  oder  eine  Erniedrigung  derselben  zu  Gunsten 
russischer  Produkte  möglichst  zu  erschweren; 

2)  Deutschland  den  Transport-  und  Handelsgewinn  zuzu- 
wenden, der  sonst  Rufsland  durch  Benutzung  seiner  eigenen 
Eisenbahnen  zugefallen  wäre,  und 

3)  eine  Vermischung  des  preufsischen  Getreides  mit  dem 
russischen  zu  ermöglichen  und  damit  eine  für  den  Weltmarkt 
beliebte  Sorte  herzustellen. 

Ein  Rückströmen  des  russischen  Getreides  von  Dansig 
und  Königsberg  hielt  unsere  Regierung  für  völlig  ausge- 
Bchlossen.      Es    sei    für   das    russische    Getreider^mmerT jiock 
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billiger^,  wenn  es  unmittelbar  hinter  der  Grenze  (bei  Soldau 
oder  bei  Lyck)  nach  Westen  abböge,  als  wenn  es  erst  den 
Umweg  über  Danzig  oder  Königsberg  wähle.  Auch  ein  Rück- 
strömen des  russischen  Getreides  in  das  um  die  genannten 
Hafenstädte  liegende  Land  könne  man  dadurch  verhindern^, 
dafs  man  eine  direkte  Umkartierung  des  in  den  Hafenstädten 
angekommenen  Getreides  ohne  vorherige  Entladung  tarifmäfsig 
verbiete.  Dadurch  würden  die  Spesen  ftir  das  in  das  Innere 
zurückzuverfrachtende  Getreide  etwa  10  Mark  für  den  Waggon 
von  10  Tons  betragen.  Somit  wäre  nur  ein  Rückströmen  bis 
zu  den  Aufsenforts  von  Königsberg  und  zu  den  Nachbar- 
dörfern von  Danzig  möglich. 

Denn,  fügte  Frhr.  v.  Marschall  hinzu,  der  beste  Beweis 
^afür,  dafs  das  russische  Getreide  nicht,  und  auch  zu  billigen 
Durchgangspreisen   nicht,  in   das  Innere  von  Ost-  und  West- 

Ereufsen  werde  zurückströmen  können,  liege  in  den  Preisver- 
ältnissen.  Seit  1887  sei  das  russische  Getreide  unverzollt 
loco  Danzig  oder  Königsberg  nie  so  billig  gewesen,  dafs  es 
selbst  zu  einem  Zoll  von  3,50  Mk.  hätte  in  das  Inland  ein- 
geführt werden  können.  Seit  1890  lieferten  die  Preisnotie- 
rungen den  gleichen  Beweis.  Der  russische  Roggen  konnte 
kaum  2  Mk.  Zoll,  geschweige  denn  3,50  Mk.  in  Danzig  oder 
Königsberg  vertragen.  In  den  beiden  Städten  selber  schliefse 
die  Preislage  mit  dem  Zoll  von  3,50  Mk.  jede  ünterbietung 
des  preufsischen  Getreides  durch  das  russische  völlig  aus. 

Wäre  der  Artikel  19  nicht  in  den  deutsch-russischen 
Handelsvertrag  aufgenommen  worden,  so  wäre,  wie  wir  schon 
betont  haben,  ein  gedeihlicher  Import  deutscher  Waren  immer 
dadurch  bedroht  gewesen,  dafs  Rufsland  vielleicht  plötzlich 
seine  Eisenbahn tarife  wesentlich  erhöht  hätte. 

In  diesem  Sinne  vertrat  auch  Geh.  Regierungsrat  MöU- 
hausen®  energisch  die  Auffassung,  dafs  Artikel  19  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  sehr  wertvoll  für  Deutschland  sei.  Möll- 
hausen  sagte:  „Wenn  Rufsland  nicht  gebunden  worden  wäre, 
so  würde  es  z.  B.  ein  Leichtes  gewesen  sein,  die  Zollermäfsi- 
gungen,  welche  für  deutsches  Eisen  gewährt  sind,  durch  eine 
ungünstige  Eisenbahntarifstellung  für  deutsches  Eisen  wieder 
wett  zu  machen,  so  dafs  die  erreichten  Zollerleichterungen 
bei  den  langen  in  Frage  kommenden  Eisenbahnstrecken  zum 
Nachteil  Deutschlands  verkehrt  werden  könnten." 

Trotz  der  Aufnahme  des  Artikels  19  in  den  Handels- 
vertrag wird  gegenwärtig  unsere  ostdeutsche,  speciell  ost- 
preufsische  Mühlenindustrie  dadurch  geschädigt,  dafs  Rufsland 


^  Freih.  v.  Thielmann  in  der  Kommissionssitzung  am  5.  März  1894. 
'  Freih.   v.    Thielmann   und  Geh.   Regierungsrat   MöUhausen   am 
5.  März  1894. 

•  Beichstagskommissionssitzung  am  5.  März  1894.  /^^^^T^ 
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den  Hafen  von  Libau  ausgebaut  hat  und  nun  den  über  Libau 
exportierenden  russischen  Mililern  sehr  niedrige  Eisenbahn- 
tarife gewährt 

Man  kann  bezüglich  dieser  t>achlage  nun  wohl  einwenden, 
dafs  der  Artikel  19  doch  nicht  vorsichtig  genug  abgefafst  sei« 
Denn  Rufsland  handelt  sicher  nicht  gegen  den  Wortlaut  des 
Artikels  19.  Dieselben  Vergünstigungen,  die  hier  den  rassi- 
schen Müllern  gewährt  werden,  würden  auch  den  deutschen 
Müllern  zu  teil  werden,  wenn  sie  in  die  Lage  kämen,  ihr 
Mehl  auf  der  nach  Libau  führenden  russischen  Bahnstrecke 
zu  verfrachten. 

Wesentlich  ist  aber  der  Vorteil,  welcher  dadurch  entsteht, 
dafs  infolge  der  Durchgangstarife  russisches  Getreide  leicht 
nach  Königsberg  und  Danzig  überführt  wird  und  nun  dort 
mit  deutschem  Getreide  vermischt  werden  kann.  Bekanntlich 
erzeugt  Deutschland  ja  einen  stärkereichen,  aber  kleberarmen 
Weizen,  der  unvermischt  mit  kleberreichem  Weizen  kein  be- 
sonders wohlschmeckendes  Mehl  giebt.  Rufsland  bringt  da- 
gegen einen  sehr  kleb  erreichen,  aber  stärkearmen  Weizen  her- 
vor, der  wiederum  einer  Vermischung  mit  stärkereichem 
Weizen  bedarf.  Diese  Vermischung  ist  nun  infolge  der  ver- 
minderten Importschwierigkeiten  russischen  Weizens  in  Königs- 
berg und  Danzig  ermöglicht,  und  damit  wird  ein  wohl- 
schmeckendes und  absatzfUhiges  Mehl  für  den  Weltmarkt  her- 
gestellt. 

Auch  der  Umstand  ist  von  Bedeutung,  dafs  durch  die 
Abmachungen  des  Artikel  19  ein  ansehnlicher  Transport-  und 
Handelsgewinn  Deutschland  zugewendet  wird.    Rufsland  würde 

i'a   doch  die   Möglichkeit  haben,    seine  Staatsbahnlinien  nach 
leval,   Riga  und  Libau  zu  benutzen.     Auch  von  dort  würde 
es  Deutschland  mit  Getreide  überschwemmen  können. 

Die  Fortlassung  des  Artikels  19  würde  so  der  Landwirt- 
schaft wohl  kaum  irgend  welchen  Nutzen  gebracht,  aber  für 
Deutschland  einen  bedeutenden  Verlust  an  Transport-  und 
Handelsgewinn  bewirkt  haben. 
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Im  Laufe  unserer  längeren  Betrachtung  haben  wir  ge- 
sehen, dafs  im  allgemeinen  die  deutsche  Landwirtschaft  mit 
dem  Abschlufe  der  Handelsverträge  unseres  Jahrzehnts  und 
speciell  mit  dem  Handelsvertrag  mit  Rufsland  durchaus  nicht 
zufrieden  war.  Man  mufs  zugestehen,  dafs  hauptsächlich  bis 
zum  Jahre  1896  unsere  Landwirtschaft  unter  zum  Teil  sehr 
ungünstigen  Preiskonjunkturen  zu  leiden  hatte.  Ein  höherer 
Zollschutz  als  3,50  Mk.  wäre  zu  manchen  Zeiten  für  Getreide 
sehr  erwünscht  gewesen.  Seit  1896  haben  sich  die  Preise  für 
landwirtschaftliche  Produkte  besser  gestaltet.  Darin  liegt  aber 
natürlich  keine  Gewähr,  dafs  dies  auch  in  Zukunft  so  bleibe; 
im  Gegenteil  kann  z.  B.  durch  das  Zusammenfallen  einer 
guten  deutschen  mit  ausgezeichneten  ausländischen  Ernten 
sehr  schnell  wieder  eine  für  die  deutsche  Landwirtschaft  recht 
mifsliche  Preislage  eintreten. 

Handel  und  Industrie  dürften  wohl  im  grofsen  und 
ganzen  mit  der  HandelsvertragspoHtik  des  Deutschen  Reichs 
zufrieden  sein.  Der  Handelsvertrag  mit  Kufsland  hat  sicher- 
lich einen  bedeutenden  Aufschwung  unseres  Handelsverkehrs 
mit  diesem  mächtigen  Reiche  herbeigeführt. 

So  lauten  auch  die  Äufserungen  der  deutschen  Handels- 
kammern fast  durchweg  sehr  günstig  für  die  Handelsverträge. 

Es  schreibt  z.  B.  das  Ältesten koUegi um  der  Kaufmann- 
schaft zu  Berlin  in  seinem  Bericht  über  Handel  und  Industrie 
in  Berlin  im  Jahre  1895,  S.  9: 

„Wir  stehen  nicht  an,  den  seit  Ende  1894  unverkennbar 
eingetretenen  Aufschwung  der  Industrie  und  des  Handels  zum 
grofsen  Teil  auf  die  Handelsverträge  zurückzuführen.  —  So 
müssen  wir  auch  nach  wie  vor  die  im  Jahre  1891  begonnene 
Handelsvertragspolitik  des  Deutschen  Reichs  als  eine  durch- 
aus segensreiche  bezeichnen." 

Im  Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hamburg  über 
das  Jahr  1896  lesen  wir  S.  4:  r^  T 
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„Im  Verkehr  mit  Rufsland  machen  sich  die  segensreichen 
Wirkungen  des  Handelsvertrags  fortgesetzt  und  in  steigendem 
Mafee  geltend." 

Nachdem  das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft  zu  Königs- 
berg i.  Pr.  schon  in  seinem  Bericht  für  das  Jahr  1894  S.  7 
hervorgehoben  hatte,  die  günstigen  Wirkungen  des  deutsch- 
russischen Handelsvertrags  machten  sich  nicht  nur  filr  Königs- 
berg und  die  anderen  deutschen  Ostseehäfen  geltend,  sondern 
flir  die  ganze  deutsche  Industrie,  betont  1895  S;  9  dieses  Vor- 
steheramt nochmals,  es  seien  namentlich  die  Zollermäfsigungen 
für  Eisen,  Maschinen  und  Instrumente  der  deutschen  Industrie 
aufserordentlich  nützlich  gewesen. 

Auch  1897  schreibt  das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft 
zu  Königsberg  \  die  Handelsbedeutung  von  Königsberg,  Memel 
und  Danzig  beruhe  vorwiegend  auf  dem  Handel  mit  russischen 
Rohprodukten,  und  durch  den  Zollkrieg  mit  Rufsland  hätten 
diese  Seestädte  tief  gelitten. 

Die  Handelskammer  zu  Breslau,  die  naturgemäfs  an  einem 
regen  Handel  mit  Rufsland  und  Österreich  lebhaft  interessiert 
ist,  schreibt  in   ihrem  Jahresbericht  für  das  Jahr  1896  S.  50: 

„Das  abgelaufene  Jahr  hat  nur  unser  Urteil  über  die 
aufserordentlich  günstige  öesamtwirkung  der  deutschen  Handels- 
vertragspolitik aufs  neue  bestätigt" 

Wenn  auch  Rufslands  Industrie  in  den  letzten  Jahrzehnten 
zum  Teil  recht  bedeutende  Fortschritte  gemacht  hat  und  viel- 
leicht bald  mit  diesen  und  jenen  Produkten  als  ernster  Kon- 
kurrent auf  dem  Weltmarkt  erscheinen  wird,  so  wird  doch 
sicherlich  Deutschlands  Industrie  noch  ein  weites  und  günstiges 
Absatzgebiet  in  Rufsland  selbst  finden.  Die  russische  Be- 
völkerung vermehrt  sich  schnell,  sie  gelangt  auch  teilweise  zu 
höherem  Wohlstande. 

Hauptsächlich  dürfte  die  wirtschaftliche  Erschliefsung 
Sibiriens,  die  zu  grossem  Theil  durch  die  Vollendung  der  sibiri- 
schen Bahn  beschleunigt  wird,  von  höchster  Bedeutung  für 
Deutschlands  Handel  und  Industrie  sein.  Massen  deutscher 
Produkte  gehen  schon  jetzt  nach  Sibirien;  man  kann  an- 
nehmen, dafs  der  deutsche  Handel  in  Sibirien  gröfser  ist  als 
der  russische  selbst. 

Während  in  den  letzten  vier  Jahren  Rufslands  Gesamt- 
import wesentlich  abgenommen  hat,  hat  Deutschlands  Ausfuhr 
dorthin  doch  stark  zugenommen.  Für  den  Gesamtimport  Rufs- 
lands stand  Deutschland  im  Jahre  1897  mit  36  ^/o  an  erster 
Stelle;  es  folgte  England  mit  20  ^/o  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  mit  10  ®/o.  Noch  im  Jahre  1894  kam 
Englands  Handel  mit  Rufsland  dem  deutschen  nahezu  gleich. 


1  S.  15. 
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Der  Abschlofs  des  deutsch-russischen  Handelsvertrags  hat 
Deutschland  jetzt  weitaus  die  erste  Stelle  fllr  die  Ausfuhr  nach 
Rufsland  im  internationalen  Wettbewerb  gesichert. 

Es  ist  zu  wünschen,  dafs  sich  Deutschlands  Handel  mit 
Rufsland  in  der  bisherigen  Weise  fortentwickle,  und  dafs  man 
danach  strebe,  die  bisher  schon  erlangten  Zugeständnisse  bei 
einem  künftigen  VertragsabschluCs  mit  Rufsland  noch  zu  er- 
weitern. 

Allerdings  bleibt  das  Problem,  wie  man  der  deutschen 
Landwirtschaft  einen  wirksameren  Schutz  angedeihen  lassen 
könne,  ohne  dabei  sich  die  so  wichtigen  Zugeständnisse  auf 
industriellem  Gebiete  zu  verscherzen. 
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Vorbemerkung  zu  den  statistischen  Tabellen. 


Während  der  Text  der  Arbeit  auf  der  Statistik  bis 
zum  Jahre  1897  beruht,  sind  die  Tabellen  II — VIII  noch 
auf  Grund  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs  für  1898,  Neue 
Folge,  Bd.  122,  ergänzt  worden.  Auch  aus  den  Zahlen  Air 
das  Jahr  1898  geht  hervor,  dafs  Deutschlands  Handels- 
beziehungen zu  dem  grofsen  russischen  Reiche  einen  durchaus 
befriedigenden  Fortgang  genommen  haben.  Den  Zahlen  der 
statistischen  Tabellen  liegen  durchweg,  soferne  nichts  anderes 
bemerkt  ist,  die  Zahlen  unseres  Specialhandels  zu  Grunde. 

Der  Specialhandel  giebt  das  genauere  Bild,  während  der 
Gesamteigenhandel  der  weitere  Begriff  ist.  Letzterer  giebt  über- 
haupt ein  Bild  des  Ein-  und  Ausfuhrhandels  des  deutschen 
Zollgebiets  mit  dem  Ausland.  In  ihm  sind  daher  alle  Waren 
verzeichnet,  die  der  deutsche  Handel  im  Verkehr  über  die 
Zollgrenze  mit  dem  Ausland  umgesetzt  hat,  und  zwar  hinsicht- 
lich der  Ausfuhr  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  inländischer 
oder  ausländischer  Herkunft  sind. 

Dagegen  begreift  der  Speci al band el  in  sich  diejenigen 
Waren,  die  der  Handel  einerseits  aus  dem  Ausland  dem  Ver- 
brauch des  deutschen  Zollgebiets  und  andererseits  aus  der 
Gütererzeugung  des  deutschen  ZoUgebiets  dem  Auslande  zu- 
geführt hat.  Den  letztgenannten  Waren  werden  die  aus- 
ländischen zugerechnet,  welche  durch  Überführung  in  den 
freien  Verkehr  des  Zollgebiets  den  inländischen  gleichgestellt 
worden  sind. 

Mit  Beginn  des  Jahres  1897  wird  auch  derjenige  Teil  des 
aktiven  Veräelungsverkehrs  (Veredelung  im  Zollgebiet),  welcher 
für  Rechnung  eines  Inländers  erfolgt,  in  den  Specialhandel  ein- 
gerechnet 
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Tabelle  I.      AVirkung'  des  deutsch-russischen  ZoUkrieg'es 

vom  1.  August  1893  auf  die  Ausfuhr  einer  Anzahl  unserer 

wichtigsten  Industrieerzeugnisse  nach  Rufsland. 


Warenbezeichnung 


100    Kilogramm 


Ausfuhr 

Ausfuhr 

Ausfuhr 

1898 

1892 

1893 

bis 
31.  Juli 

45  906 

85179 

80519 

215  543 

298  327 

254  734 

60  733 

122 181 

101 157 

86  959 

79284 

57  937 

7  014 

6  508 

4487 

4938 

4015 

8184 

86  028 

90496 

62  679 

19837 

22557 

11970 

86  737 

40417 

35  298 

84194 

17  865 

13949 

2242 

8914 

3169 

8848 

25777 

18409 

7506 

7403 

7123 

1876 

1426 

1210 

2568 

1711 

1129 

4268 

3114 

2438 

8095 

5499 

4  247 

5159 

4309 

3888 

89  982 

121504 

64818 

54417 

54201 

29100 

89084 

48  548 

24635 

6088 

7166 

8877 

6709 

7  772 

3967 

36946 

42438 

19  745 

22186 

19944 

8561 

29007 

27  631 

11783 

26472 

66866 

23482 

Ausfuhr 

1893 

seit 
1.  August 


Eck-  und  Winkeleisen 

Schmiedbares  Eisen  in  Stäben 

Platten   und  Bleche   aus  schmiedbarem 
Eisen 

Grobe   Eisenwaren,    nicht   abgeschliffen 
und  abgeschliffen 

Feine  Eisenwaren  aus  Gufs-und  Schmiede- 
eisen    

Maschinen-  und  Maschinenteile: 

überwiegend  aus  Holz 

-  Gufseisen    .... 

-  Schmiedeeisen    .    . 

Zink,  rohes  u.  s.  w 

Rohe  Baumwolle 

BauDiwollabfälle 

Schafwolle,  roh  u.  s.  w 

Gekämmte  Wolle 

Game   (ausgenommen   Kammgarn),    roh, 

einfach 

Tuch-  und  Zeugwaren,  unbedruckt .   .   . 

Alizarin 

Anilinöl,  Anilinsalze  u.  s.  wl 

Anilin  und  andere  Theerfarbstoffe  .   .   . 
Kaolin,  Feldspath,  feuerfester  Thon    .    . 

Boheisen 

Bindshäute,  grüne  und  gesalzene.   .   .   . 
gekalkte  und  trockene .   .   . 

Bücher,  Kar&n,  Musikalien 

Snperphosphat 

Palmkeme,  Kopra  u.  s.  w 

Mühlsteine 

Getreide  u.  s.  w.,  geschroten 


4660 
43596 

21024 

21847 

2021 

836 

27  817 

10587 

5119 

8916 

745 

7868 

280 

216 

582 

681 

1152 

921 

56686 

25101 

23918 

3289 

8805 

22698 

11883 

15848 

48384 
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Tabelle  IL    Die  wichtlgBten  durota.  den  deutsoh- 

erlanfiTten  Zoll- 


Bussischer 

Tarif  von 

1891 

Artikel 


Benennung  der  Gegenstande 


Mafsstab 


Neuer 

russischer  Ken- 

ventionaltarif 

Zollsatz 

Rubel 


140 


189 


167     { 
167 

79 

56 

186 


178 
135 

55 

172 
155 
112 

147 
149,2 

192 


Grobe  Eisenwaren,  nicht  abgeschliffen 
und  abgeschliffen 

Schmiedbares  Eisen  in  Stäben 

Platten  und  ßieche  aus  schmiedbarem 
Eisen 

Eck-  und  Winkeleisen      

Roheisen 

Maschinen,  überwiegend  aus  Gnfseisen  .   . 
-  Schmiedeeisen 

Lokomotiven 

Lokomobilen 

Steinkohlen,  über  die  westliche  Land- 
grenze     / 

Steinkohlen,  über  die  baltischen  Häfen. 

Koks,  über  die  westliche  Landgrenze.   . 

-     baltischen  Häfen  .... 

Häute  und  Felle  von  Pelztieren,  Bisamfelle 

Fuchsfelle 

Gekämmte  Wolle,  ungefärbt 

geförbt 

Einfaches  Kammgarn,  ungefärbt  .... 

getarbt 

Gezwirntes         -           ungefärbt  .... 
geförbt 

Noten,  Karten  und  Pläne 

Anilin  und  andere  Theerfarbstoffe  .   .   . 
Alizarin 

Feine  Lederarten  (^Safüan,  Glac^  u.  s.  w.) 

Lackiertes  Leder,  grofses 

Klaviere 

Telegraphenkabel 

Chemische  Fabrikate,  nicht  besonders 
genannt 

Zink,  in  Blöcken  und  Bruchstücken    .    . 

Zinkblech,  wenn  auch  geschliffen  und 
poliert 

Fabrikate  aus  Kupfer  und  Kupferlegie- 
rungen     

Gewebe  aus  Flachs,  ^anf,  Jute   .... 


Pud 


Stück 
Pud 


Pfund 

gitized  by  V^jO' 


0,50 
0,50 

0,50 
0,50 
0,80 

1,40 
1,40 
1,80 
1,40 

0,01 

0,01 

0,015 

0,015 

6,60 

12,00 
4,50 
6.00 
8,50 
9,80 
9,80 

U,40 

3,20 
14,00 


12,00 
6,80 

64,00 
2,00 

1,50 
0,45 

0,80 

13,60 


0,40 
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russlsolien   Handelsvertrag'   von   Deutschland 
erm&fiilgrnniren. 


Bussischer 

RussiBcher 

Russischer 

Französ.- 

Wert  der  Ausfuhr  aus  Deutsch- 

Tarif von 

Tarif  von 

Tarif  von 

russisches 
Abkommen 

land  nach  Rufsland  in  Millionen 

1891 

1882 

1885 

von  1898 

Mark 

Zollsatz 

Zollsatz 

Zollsatz 

Zollsatz 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

Rubel 

1898 

1893 

1890 

1885 

0,60 

0,40 

0,40 

20,3 

^^i 

7,7 

5'? 

0,60 

0,40 

0,40 

— 

13,3 

3,3 

4,8 

2,4 

0,60 

0,40 

0,40 



7,7 

1,8 

3,7 

1.7 

0,60 

0,40 

0,40 

— 

5,2 

0,9 

0,9 

0,2 

0,85 

0,06 

0,09  bezw. 
0,15  (1886) 

— 

0,5 

0,3 

1,1 

2,7 

1,70 

0,90 

1,20 

1,53 

25,1 

5,2 

6,5 

3,5 

1,70 

0,90 

1,20 

1,53 

6,1 

1,6 

1,8 

0,5 

2,00 
1,70 

1,40 
1,40 

1,40 
1,40 

- 

)w 

0,8 

0,2 

0,5 

0,02 
0,01 

zollfrei 

0,015 
0,005 

)     0,015 

4,5 

1,1 

1,8 

2,8 

0,03 
0,015 

. 

0,015 
0,005 

1     0,015 

4,0 

1,9 

2,2 

0,6 

18,00 
18,00 

5,50 
15,00 

6,60 
18,00 

~~~ 

}5,7 

4,4 

5,4 

4,4 

5,50 
7,00 

3,U0 
4,50 

3,00 
4,50 

^„ 

4.2 

2,7 

9,3 

1,2 

9,00 

7,50 

7,50 

— 

10,50 
10,50 

9,00 
7,50 

9,00 
7.50 

__ 

7,6 

2,7 

5,6 

10,6 

12,00 

9,00 

9,00 

— 

Bücher,  Karten  and  Musikalien 

4,00 

zollfrei 

zollfrei 

__ 

7,2 

3,9 

3,4 

2,9 

17,00 

15,00 

15,00 

— 

f  3,7 
\2,0 

2,0 
0.5 

2,8 
0,6 

2,5 
0,7 

Lackiertes,   gef&rbtes,   Hand- 

15,00 

9,00 

10,50 

12,75 

schnbleder,  Korduan 

8,50 

6,60 

7,90 

7,22 

2,7 

0,9 

hl 

1,6 

80,00 

66,00 

79,20 

64,00 

2,6 

0,4 

0,7 

0,5 

4,00 

1,65 

3,00 

— 

2,1 

0,042 

0,1 

0.01 

2,40 

2,00 

2,40 

1,80 

2,1 

2,2 

1,8 

— 

0,50 

0,40 

0,45 

0,45 

Zink( 

rohes) 

1,00 

0,70 

0,85 

0,90 

3,5 

1,4 

1,8 

0,7 

16,00 

3,30 

4,00 

14,40 

3,3 

1,2 

1,1 

0,7 

Jute 

0,50 

0,17 

0,20 

6,00 

2,0        1,0      1    0,2    1     0,004 
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Tabelle  IIL     V/ichtlfirste  AVapengrruppen  der  Ausftilir  aus 

(Geordnet  nach  den  Werten  in 


Warengruppen 


1898 


1897  1896 


1895  1894 


1.  Eisen   und  Eisenwaren 

2.  Instrumente,  Maschinen 
und  Fahrzeuge  .... 

3.  Droguerie-,  Apotheker- 
und Farbewaren    .    .   . 

4.  Wolle     und     Wollen- 
waren    

5.  Häute  und  Felle  .   .   . 

6.  Kupfer  u.  Waren  daraus 

7.  Litterarische  undKunst- 
gegenstände 

8.  Material-,       Spezerei-, 
Rondi  torwaren  .... 

9.  Kurze    Waren,    Quin- 
caillerien 

10.  Baumwolle  und  Baum- 
wollenwaren   

11.  Stein-,  Braunkohlen, 
Koaks,  Torf  u.  s.  w.    . 

12.  Getreide  und  andere  Er- 
zeugnisse des  Land- 
baues     

18.  Holz  u.  andere  Schnitz- 
Stoffe,  sowie  Waren 
daraus 

14.  Leder  und  Lederwaren 

15.  Papier  und  Pappwaren 

16.  Zink  und  Zinkwaren    . 

17.  Thonwaren 

18.  Seide  und  Seidenwaren 

19.  Öl,  anderweit  nicht  ge- 
nannt, und  Fette  .   .   . 

20.  Kautschuk  und  Gutta- 

Sercha,    sowie  Waren 
araus  


59,6 

47,1 

26,7 

24,4 
16,6 
11,4 

10,4 

9,7 

9,6 

9,5 

8,5 

7,7 

6,9 
6,2 
4,5 
4,2 
4,2 
4,1 

3,7 
3,6 


49,3 
41,2 
24,1 

20,7 

17,1 
10,5 

M 
11,4 
9,7 
9,7 
6,3 

4,2 

6,8 
5,2 
4,6 
3,2 
3,1 
3,4 

2,4 


42,9 

37,2 

23,3 

14,8 
16,5 

7,9 

7,9 
10,0 

6,6 
10,7 

5,2 

3,0 

5,5 
4,2 
3,7 
2,2 
3,0 
3,2 

0,8 


2,9  1,9 


33,7 

30,4 

22,9 

19,4 
16,8 

7,8 

6,8 

10,4 

4,9 

8,4 
3,8 

3,5 

4,7 
4,1 
3,1 
2,3 
2,0 
3,8 

1,0 
1,2 


25,5 

21,3 

19,5 

15,1 

15,4 

6,3 

5,5 

12,6 

4,4 

3.9 

3,5 

3.8 

4,0 
8,1 
2,4 
1,2 
1,7 
4,7 

1,0 
1,1 
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I>eut80iaan(l  naob  RuTsland  und  Flnland  Im  Spezlalhandel. 

Killionen  Mark  im  Jahre  1898.) 


1898 

1892 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

1885 

13,9 

13,1 

16,2 

21,7 

22,7 

17,5 

12,4 

14,4 

16,7 

18,1 

11,9 

13,5 

14,2 

13,0 

8,« 

8,6 

10,1 

10,9 

18,2 

22,6 

20,0 

23,4 

24,2 

16,1 

17,9 

16,9 

18,6 

14,8 

10,7 

14,8 

28,0 

26,5 

25,7 

18,6 

22,0 

23,4 

8,2 

6,5 

9,4 

12,4 

10,6 

6,4 

43 

53 

5,5 

6,6 

5,3 

4,7 

5,1 

4,0 

3,6 

8,0 

3,3 

3,5 

6,0 

3,9 

4,5 

4,3 

4,2 

3,4 

3,4 

5,1 

4,7 

12,7 

8,2 

5,4 

6,7 

6,4 

5,2 

53 

33 

5,5 

23 

3,2 

3,9 

4,0 

33 

3,2 

3,2 

6,2 

5,9 

2,9 

4,4 

3,4 

7,0 

5,8 

4,3 

7,2 

6,4 

9,7 

8,0 

3,2 

3,4 

4,0 

8,0 

3,1 

2,9 

3,7 

3,4 

6,2 

4,5 

3,4 

4,4 

3,2 

1,8 

2,0 

3,4 

3,4 

2,9 

2,8 

3,2 

4,5 

4,5 

3,2 

2,5 

3,1 

23 

2,1 

2,4 

8,2 

3,7 

3,2 

2,4 

2,5 

3,0 

2,8 

1,0 

1,1 

1,4 

1.5 

1,8 

1,1 

U 

13 

1,7 

1,6 

1,7 

2,1 

2,8 

1,6 

0,4 

0,1 

03 

03 

1,2 

1,0 

1,7 

1,1 

1,1 

03 

0,7 

0,9 

0,9 

7,8 

11,1 

16,3 

28,3 

20,3 

21,1 

16,0 

14,7 

11,6 

0,6 

0,4 

0,3 

0,4 

0,5 

0,5 

0,1 

0,5 

0,4 

0,9 

0,5 

0,9 

2,1 

1,9 

0,5 

1,0 

1,0 

1,0 

FonehTizig»n  XVU  8.  —  Human. 
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Tabelle  IV ^    AViohtlgrste  Artikel  der  Ausfuhr  nach. 

(Geordnet  nach  den  Werten  in 


Warengattung 


Doppel- 
zenüier 


Maschinen,  überwiegend  aus  Qufseisen  . 

Qrobe  Eisenwaren,  nicht  abgeschliffen 
und  abgeschliffen 

Schmiedbares  Eisen  in  Stäben,  Radkranz- 
und  Pflugschareneisen 

Platten  und  Bleche  aus  schmiedbarem 
Eisen '. 

Kammgarn  (Wollengame) 

Bücher,  Karten,  Musikalien 

Schafwolle,  roh 

Maschinen,  überwiegend  aus  schmied- 
barem Eisen , 

Häute  von  Pelztieren;  Vogelbälge  .    .   . 

Baumwolle,  rohe 

Rindshäute,  CTÜne  und  gesalzene.   .  .   . 

Waren  aus  ^len  Metallen ....... 

Eck-  und  Winkeleisen 

Steinkohlen : 

Gekämmte  Wolle  (Kammzug).   • 

Koks 

Feine  Waren  aus  Gufs-  und  Schmiede- 
eisen    . 

Anilin  und  andere  Teerfarbstoffe.   .   '.  . 

Zink,  rohes 

Tuch-  und  Zeug  war  enj  unbedruckt.    .   . 

Instrumente,  astronomische 

Feine  Waren  aus  Messing  und  anderen 
Kupferlegierungen 

Feine  Waren  aus  Kupfer 

Mehl  aus  Getreide.    . 

Lokomotiven,  Lokomobilen 

Rindshäute,  gekalkte  und  trockene.    .   . 

Farbendruckoilder,  Kupferstiche  .... 

Lackiertes,  gefärbtes  Leder;  Handschuh- 
leder: Korduan 

AniUnöl,  Anilinsalze 

Klaviere  u.  s.  w 

Gellulose,  Stroh-  und  andere  Faserstoffe 

Chemische  Fabrikate;  nicht  besonders 
genannt 

Teleffraphenkabel 

Kupfer,  rohes 


374458 

281270 
1079036 

509  512 
14542 
12870 
27  937 

77030 

3602 

84070 

71774 

61,65 

478314 

4683143 

11524 

2082305 

20  357 

10093 

87  051 

5144 

802 

9  817 

268406 

28257 

20637 

2468 

2801 

24520 

11256 

104578 

10748 
15811 
18180 


25,1 

203 
13,3 

7,7 
7,6 
7,2 
6,3 

6,1 
5,7 
5,7 
5,7 
5,5 
5,2 
4,5 
4,2 
4,0 

8,8 
3,7 
3,5 
3,4 
3,4 

3,3 

3,2 
3,1 

2,8 
2,8 

2,7 
2,7 
2,6 
2,5 

2,1 
2,1 
2,0 


307  530 

205274 
964193 

600904 

7  736 

11028 

20732 

89660 
4225 

76  278 
59113 
57,35 
389  229 

3376  400 

17  780 

1599  376 

14586 
7639 

77  252 
5731 
1010 

10674 

34T999 

63032 

17  501 

1857 

2464 

16931 

8024 

110597 

9459 
19569 
19082 


20,8 

I  14,7 

I  11,5 

I 

I  8.1 

Vi 

i  5,9 


I  3,0 
I  6,7 
I  5,9 

I  5,1 
;  4^ 

8,6 

6,0 

I  2,8 

I  2,7 

,  2,9 

I  2,7 

3,7 

{  3,2 

I  2,5 

;  4fi 
5,4 

I  2,2 

2,3 
2,1 
2,1 

2,8 

2,4 
2.4 
1,9 


>  Die  Zahlen  für  1886—1896  sind  entnommen  aus:  „Der  Answ&rtige  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets,  heransgegeben  im  Beichsamt  des  Innern",  Berlin  1898. 
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Rufslaiid  im  Spezlalhandel  des  deutsohen  Zollgrebiets. 

Millionen  Mark  im  Jahre  1898.) 


1896 


Doppel-    Mill. 
siexit5ier  '  Mk, 


18&5 


Doppel- 
zentner 


Miü 


18^ 


Doppel'   i  MitL 
zeutDer      ML 


1898 


Doppel.    Mill 

Zentner      Mk. 


1892 


Doppel- 


MtlK 
Mk. 


288920'  17,9 

181 234  i  12,7 
9654051  11,2 


583569 

4251 

10228 

17080 

44259 

3750 

96853 

49688 

33,95    . 

389615 

2  588054 

7256 

1942529! 

14642 
7173 

51424 

5  076 

681 


1802 
14171 

6815 
80757 


7,6 
2,5 
5,5 
3,9 

3,3 
6,6 
7,9 
4,0 
2,7 
3,8 
2,1 
2,6 
3,1 

2,6 
2,9 
1,7 
3,2 
2,3 


7  4141  2,4 

573  0,2 

238684,  2,6 

91990  7,8 

18273!  2,4 

1898.  2,1 


1,7 
1,8 
1,6 
2,0 


9111,    2,8 

3  761:    0,4 

24179     2,4 


248548      14,4 

133155  I  9,1 
f  92807711102 
\  (928  756)1   ^"'^ 


6,0 
3,4 
4,5 
7,1 

2,3 
6,0 
5,5 
5,8 
2,1 
2,9 
1,5 
3,8 
2,2 

2,2 
2,6 
1,9 

2,8 
5,5 


488744 

6  752 

9372 

32  701 

32443 
3  415 
74108 
64296 
46,23      ; 
283563   I 
.991345    ; 
11632    1 
.436583 
I 

12536   I 

6551  : 

65663 
4515    I 
1629 


6  687    I    2,1 


317  741 
22812 
21665 


3,2 
2,4 
3,5 


1740 

1,9 

1524 
12932 

5647 
70665 

1,6 
1,2 
1,3 
1,8 

9368 

1329 

24  372 

2,3 
0,2 
2,2 

196527 

11,0 

109884 

7.1 

f  8446501 
1(845  021)/ 

8,9 

280259 

3,4 

10388 

4,9 

8081 

3,9 

19796 

4,4 

25769 

1,7 

8812 

6,7 

28154 

2,0 

72025 

5,0 

»2,01 

1,9 

182261 

1,8 

1879906 

1,4 

6024 

2,0 

1303601   1 

2,1 

10282 

1,7 

4839 

2,1 

53027 

1,6 

8102 

1,9 

1365 

2,7 

5028 

1,5 

365638 

3,5 

9  740 

1,0 

23913 

2,0 

1235 

1,4 

1538 

1,5 

10358 

1,1 

4058 

1,0 

52589 

1,3 

9580 

2,4 

1019 

0,1 

19734 

1,7 

90496 

79  284 
f  2983271 
\(298  584)J 

122181 

5283 

7  772 

25  777 

22557 

2489 

17865 

48548 

27,65 

85179 

1301558 

7403 

1057  295 

6  508 
4309 
40417 
1711 
1218 

3  918 

331124 

2  799 

7166 

796 

931 
5499 
1467 
7830 

8824 

345 

32155 


5,2 

5,4 
3,3 

1,8 
2,7 
3,9 
6,2 

1,6 
4,4 
1,6 
2,9 

1,1 
0,9 

1,1 
2,7 
1,9 


;028  |5,2 

86  959  !  6,1 

j2,5 

1,1 
2,2 
3,1 
2,2 


2155431 
(215  613)1 

6073:^ 
4406 
6  709 

8848 


19837 
1861 
34194 
39084 
32,72 

45  956   i0,5. 

1170997    ;1,1 

7  506     2,9 

1149  285    |2,2 


1,4 
3,3 
2,7 
2,3 
1,3 


1,1 

7014 

1,3 

2,0 

5159 

2,5 

1,4 

36  737 

1,5 

1,1 

2568 

1,7 

2,4 

1174 

2,3 

1,2 

8154 

1,0 

5,0 

185309 

2,2 

0,3 

1324 

0,1 

0,8 

6038 

0,8 

0,9 

593 

0,6 

0,9 

898 

0,8 

0,7 

8095 

1,1 

0,4 

1694 

0,4 

0,2 

10992 

0,3 

2,2 

8918 

2,2 

0,042 

189 

0,024 

8,1 

17640 

1,8 

Die  Zahlen  für  1897  und  1898  sind  entnommen  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs,  N.  F.  Bd.  97  und  N.  F.  Bd.  122. 
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Tabelle  IV ^    T^lohtigrste  Artikel  der  Aueftilir  nadi 

(Geordnet  nach  den  Werten  m 

(Foctr 


W  a  r  e  n  g  a  1 1  u  n  g 


1891 


Doppel-     j  Mill. 
Zentner     |  Mk. 


1890 


Doppel- 
zentner 


MilL 
ML 


Maschinen,  überwiegend  ans  Gufseisen  . 

Grobe  Eisenwaren,  nicht  abgeschliffen 
und  abgeschliffen 

Schmiedbares  Eisen  in  St&ben,  Radkranz- 
und  Pflugschareneisen 

Platten  und  ßleche  aus  schmiedbarem 
Eisen 

Kammgarn  (Wollengarne^ 

ßücher,  Karten,  Musikalien 

Schafwolle,  roh 

Maschinen  j  überwiegend  aus  schmied- 
barem Eisen 

H&ute  von  Pelztieren;  Vogelbälge  .    .   . 

Baumwolle,  rohe 

Rindsh&ute,  grüne  und  fi^esalzene.   .    .   . 

Waren  aus  edlen  Metallen 

Eck-  und  Winkeleisen 

Steinkohlen 

Gekämmte  Wolle  (Kammzug) 

Koks 

Feine  Waren  aus  Gufs-  und  Schmiede- 
eisen     

Anilin  und  andere  Teerfarbstoffe.   .   .   . 

Zink,  rohes 

Tuch-  und  Zeugwaren j  unbedruckt.   .   . 

Instrumente,  astronomische. 

Feine  Waren  aus  Messing  und  anderen 
Kupferlegierungen 

Feine  Waren  aus  Kupfer 

Mehl  aus  Getreide 

Lokomotiven,  Lokomobilen 

Eindsh&ute,  gekalkte  und  trockene  .   .   . 

Farbendruckbilder,  Kupferstiche  .... 

Lackiertes,  gefärbtes  Leder;  Handschuh- 
leder: Korauan 

Anilinöl,  Anilinsalze 

Klaviere  u.  s.  w 

Gellulose,   Stroh-  und  andere  Faserstoffe 

Chemische  Fabrikate;  nicht  besonders 
genannt  

Telegraphenkabel 

Kupter,  rohes 


93760 


6,2 


77  535       7,0 
2421841 

(242886)/ 


77  281 

6  796 

7  470 
8012 

18  680 

2  586 
40435 
49004 
31,50 
56  980 

1342455 

10  283 

951857 

8121 

4086 

39  283 

3  726 
1294 

[       3140 

11995 

1553 

11094 

676 

1201 

5170 

2  564 

16431 

7645 
191 

8580 


3,0 


1,5 
3,8 
3,4 
2,2 

1,5 
4,6 
3,5 
3,2 
1,3 
0,7 
1,4 
4,1 
2,1 

1,7 
2,1 
1,8 
2,7 
2,6 

1,0 

0,2 
0,2 
1,4 
0,7 

1,1 
1,0 
0,6 
0,4 

1,9 
0,01 
1,0 


96222 

80608 
345468 

168052 
9073 
7463 
9585 

16740 

3055 

35170 

66166 

27,70 

60908 

1517  584 

19  567 

978523 

7447 
4397 
40623 
3642 
1370 

3494 

7004 

2168 

15  276 

653 

1183 

5914 

2684 

10567 

7152 

686 

11139 


6.5 

7,7 
43 

3,7 
5,5 
3,4 


1,3 
5.4 

4,3 

4,6 

W 

W) 
1,8 
93 
24? 

23 

13 
2,9 
2.7 

1,1 

ai 

0,2 
1,9 

0,7 

1,1 
1.2 
0,7 
0.3 

13 
0,1 
1.4 


1  Die  Zahlen  für  1885—1896  sind  entnommen  aus :  „Der  Ausw&rtige  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets,  herausgegeben  im  Beichsamt  des  Innern",  Berlin  1898. 


Digitized  by  VjOOQIC 


xvn  3. 


85 


^     Rufsland  Im  Spezlalhandel  des  deutschen  Zollgreblets. 

^       Millionen  Mark  im  Jahre  1898.) 
setzong.) 


18SS 

1888 

1887 

1886 

1885 

Mi». 

Di>iipel- 

Mill 

DoppeU 

Mill. 

Doppel* 

Mill. 

Doppel- 

Mill. 

Dopp^il- 

26ntiieT 

Mk. 

sentner 

Mk. 

Zentner 

Mk. 

zentner 

Mk. 

sentiher     Mk. 

86177 

*^,4 

65017 

3,6 

55  926 

3,0 

69462 

3,6 

64  ä2ti     3,5 

ssatd 

8,2 

mm4. 

7,9 

61029 

5,6 

49  766 

4,6 

68  68M     6,9 

S291S4 

4,9 

22^057 

2,6 

172728 

1,9 

299  319 

3,0 

229  209     2,4 

l^  265 .  2,8 

96  719 

1,7 

78  982 

1,3 

84  443 

1,4 

103000     1,7 

13017.  7,9 

17  4^58 

9,8 

12  608 

7,5 

17  329 

10,9 

18  286    10,6 

7  871    3,2 

6  652 

2,8 

7012 

2,9 

7  789 

2,7 

8 182     2,9 

16  048 

4,9 

22709 

6,7 

8400 

2,6 

17127 

5,3 

25194     6,8 

16  576 

1,3 

6  992 

0,5 

7  913 

0,5 

11577 

0,7 

7  288     0,5 

2671 

5.6 

2399 

4,6 

2119 

4,0 

2321 

4,6 

2142     4,4 

20  010 

2,4 

13  760 

1.6 

31347 

8,5 

18  921 

2,0 

ai  050     3,7 

48137 

2,9 

9  924 

0,6 

2799 

0,2 

3  338 

0,3 

3029     0,3 

32,50 

1,1 

3M9 

1,1 

26,63 

0,9 

56,00 

2,0 

26,77        0,9 

48  745 

0,ö 

25136 

0,3 

15160 

0,2 

17  456 

0,2 

18 151J     0,2 

1745430 

1,5 

1 851  995 

1,8 

2084425 

1^9 

2 191  908 

2,9 

3122347     2,8 

17153 

8,6 

12144 

5,6 

10  589 

5,1 

3560 

1,8 

2677     1,2 

800882 

1,5 

783979 

1,2 

740677 

1,0 

641634 

0,8 

469441     0,6 

7383 

1,7 

4473 

1,0 

3  511 

0,8 

5069 

1,1 

4  994     1,0 

5492 

3,0 

4136 

2,4 

5043 

3,3 

4  587 

3,1 

3360     2,5 

25762 

1,0 

7  241 

0,3 

2331 

0,07 

21802 

0,6 

24  311     0,7 

2674 

2,2 

1504 

1,2 

1984 

1,5 

2619 

2,0 

2  869     2,2 

1164 

2,3 

1009 

2,0 

1032 

2,1 

1193 

2,4 

1323 

2,6 

2927 

0,9 

2975 

1,0 

3074 

1,0 

2587 

0,7 

2303 

0,7 

4183 

0,08 

3  776 

0,07 

4059 

0,07 

6649 

0,1 

4916 

0,1 

25671  0,3 

1973 

0,2 

1810 

0,2 

1847 

0,2 

6076 

0,5 

7  867,  1,1 

2016 

0,3 

788 

0,1 

1443 

0,3 

1524 

03 

687 

0,7 

523 

0,5 

354 

0,3 

1921 

1,8 

1448 

1,4 

1095 

1,0 

813 

1,7 

583 

1,5 

714 

1,7 

647 

1.6 

4466 

0,7 

3041 

0,5 

4491 

0,7 

2145 

0,3 

2  743i    0,5 

2409 

0,6 

1324 

0,3 

1052 

0,2 

1320 

03 

1886 

0,5 

6087 

0,2 

8324 

0,2 

8193 

0,2 

14663 

0,3 

17  749 

0,4 

5  405 

1,4 



_ 





„„ 



__ 

, 

193 

0,02 

245 

0,05 

190 

0,08 

135 

0,02 

114 

0,01 

8188 

0,8 

934 

0,1 

1768 

1,2 

7  087 

0,6 

6990 

0,7 

Die  Zahlen  för  1897  und  1898  sind  entnommen  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs,  N.  F.  Bd.  97  und  N.  F.  Bd.  122.  C"r^r^n]t> 
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Tabelle  V.     W^lohtigrete  ViTapenfiruppen  der  Einfuhr  nach 

(Geordnet  nach  den  Werten  in 


Warengruppen 


1.  Getreide  und  andere  Er- 
zeugnisse des  Land- 
baues     

2.  Holz- u.  andere  Schnitz- 
stoffe, sowie  Waren 
daraus 

3.  Tiere  und  tierische 
Produkte  (Federvieh, 
Krebse,  Därme,  Eier)  . 

4.  Flachs,  Hanf,  Heede 
u.  andere  vegetabilische 
Spinnstoffe 

5.  Häute  und  Felle  .   .   . 

6.  Vieh 

7.  Material-,  Spezerei-  und 
Konditorwaren  .... 

8.  Abfälle  (E^eie,  Lumpen 
u.  8.  w.) 

9.  Haare  von  Pferden  und 
Menschen,  Federn  und 
Borsten 

10.  Öl,  anderweit  nicht  ge- 
nannt, und  Fette  .   .   . 

11.  Petroleum^ 

12.  Kautschuk  und  Gutta- 
percha, sowie  Waren 
daraus 

18.  Droguerie-,  Apotheker- 
und Farbewaren   .   .   . 

14.  Wolle  und  Wollen- 
waren    


1898 


341,2 

125,0 

59,5 

41,5 
31,3 
23,3 

18,9 

17,6 

16,4 

15,1 
12,1 

8,2 
6,8 
3,1 


1897 


311,6 

107,1 

52,2 

43,6 
28,3 
20,1 

21,4 

21,3 

47,4 

13,3 
9,2 

6,8 
7,5 
3,4 


1896 


304,6 


79,9 


49,1 


51,2 
26,7 
18,1 

11,9 


17,8 

8,7 
10,0 


6,3 
6,6 
3,6 


1895 


260,7 
66,9 
48,3 

57,1 

813 
20,3 

12,1 

14,0 

17,8 

7,0 
10,5 

4,8 
6,0 
2,8 


1  In  die  Warengruppe  „Petroleum^  sind  einbezogen:  Braunkohlenteeröle; 
Rohpetroleum:  Petroleum,  im  Ausland  raffiniert:  Petroleumdestillate,  im  Aus- 
land hergestellt;  mineralische  Schmieröle;  Mineralöl;  Steinkohlenteeröl  u.  s.  w. 
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Deutschland  aus  Rufisland  und  Flnland  im  Spezlalhandel. 

Hillionen  Mark  im  Jabre  1898.) 


1893 

1892 

1891 

1890 

1889 

1888 

1887 

1886 

1885 

64,1 

109,3 

296,6 

236,6 

289,0 

112,9 

108,9 

76,4 

130,1 

79,2 

7ÜM 

61,8 

72,6 

69,3 

52,2 

47,4 

38,0 

47,3 

30,1 

40,0 

80,4 

28,8 

20,3 

18,1 

18,4 

11,9 

10,0 

64,7 

49,0 

59,6 

61,8 

68,8 

64,8 

60,6 

45,1 

59,0 

24,9 

•    24,0 

29,8 

23,9 

26,1 

28,6 

28,6 

29,8 

21,3 

17,1 

19,4 

21,5 

12,4 

14,6 

30,4 

23,6 

19,8 

32,0 

9,1 

7,9 

12,2 

19,6 

12,5 

7,3 

6,6 

5,9 

4,4 

18,7 

4,9 

11,4 

18,2 

16,7 

18,4 

7,0 

5,9 

5,5 

15,7 

13,6 

17,9 

16,0 

15,6 

13,5 

11,2 

10,5 

10,0 

10,0 

10,0 

7,9 

6,2 

6,1 

4,9 

8,4 

3,4 

3,7 

10,7 

8,8 

8,7 

8,6 

9,8 

8,4 

3,9 

2,6 

2,9 

8,4 

2,1 

2,2 

2,8 

1,0 

0,9 

0,7 

0,5 

0,3 

7,0 

6,1 

53 

6,8 

6,3 

4,3 

6,6 

4,9 

4,9 

8,2 

8,9 

7,5 

6,6 

8,2 

5,7 

8,1 

10,6 

6,0 
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Tabelle  VI^     AVlchtigrste  Artikel  der  BLnftOir  aus 

(Geordnet  nach  den  Werten  in 


Warengattung 


1808 


Doppel-       Mill. 
Zentner        Mk. 


1897 


Doppel- 
zentner 


MiU. 
Mk. 


Doppel-      Mill. 
sennier    i  Mk. 


Weizen 

Boggen    

Gerste 

Bau-  und  Nutzholz,  roh 

Bau-  und  Nutzholz,  beschlagen     .    . 

Eier  yon  Geflflgel;  Eigelb 

Hafer 

Flachs,  aufser  neuseeländischem  .  . 
Bau-  und  Nutzholz,  gesAgt  .  .  .  . 
Leinsaat 

Pferde 

Gänse,  lebende* 

Haushühner,  lebende 

Sonstiges  Federvieh,  lebendes  .  .  . 
Kleie,  Malzkeime,  Beisabfälle    .    .    . 

Ölkuchen 

Hanf,  auDser  Manillahanf 

Häute     und    Felle    yon    Pelztieren, 

Yogelbälge 

Mais  und  Dari 

Kalbfelle,  gekalkte  und  trockene  .  . 
Borsten  und  Borstensurrogate*      .    . 

Erbsen 

Wicken 

Schmieröle,  mineralische  < 

Kleesaat,  filsparsette  u.  s.  w.  -Saat   . 

Schweine,  aufser  Spanferkeln    .    .    . 


Heede  (Werg) 

Blasen,  Därme,  Magen 

Kayiar  und  Kayiarsurrogate  .... 

Feine  Waren  aus  weichem  Kautschuk 

Milchbutter  (Butterschmalz),  Mar- 
garine      

Kautschuk  und  Guttapercha.    .    .    . 

Petroleum,  roh,  im  Ausland  raffiniert, 
Petroleumdestillate 

Häute  und  Felle  zur  Pelzbereitung; 
nicht  Yon  Pelztieren 

Gold-  und  Piatinaerze 

Raps  und  Babsaat 

Bettfedem,  rohe 

Pferdehaare 

Manganerze 

Spiritus  in  Fässern > 

linsen 

Schafwolle,  roh 

Schaf-  und  Ziegenfelle 

Alkaloide  und  deren  Salze    .... 


7  755  061 
6112  965 
6860  658 
11989  600 
4235050 

471724 
2  056  761 

458  203 
2  884  769 
1061787 
Stuck 

35  296 
Doppel- 
zentner 

161484 

18  874 

13  851 

2  052  213 

1359  288 

303  680 

8  986 

1456  824 

47  627 

19153 

661040 

64  410 

528  074 

91875 

Stack 

71085 
Doppel- 
zentner 
152  573 
29  454 
2178 
4  516 

29  478 
7  196 

602  084 

6  988 

24 

165  657 

18  720 

11235 

731948 

118  594 

83  427 

15  317 

17  506 

182 


120,2 
67,9 
65,2 
54,0 
44,5 
85,9 
24,7 
22,5 
21,8 
19,4 

17,6 


13,7 
1,8 
1.9 
16,0 
15,0 
13,4 

12,5 
12,0 
11,0 
0,6 
8,9 
0,8 
8,1 
7.4 

5,7 


5,6 
4.7 
4,4 
4.8 

4,0 
8,9 

3,9 

3,8 
3,6 
3,3 
8,8 
3,2 
3,1 
2.7 
8,1 
1,8 
1,5 
1,5 


7  519  060 
6  107  410 
4  879  741 

10  639195 

8  550  861 
470  886 

4142  388 
445121 
8116  438 
1727  090 
Stflck 

36  900 

Doppelt 

Zentner 

148  570 

14  258 
12  258 

2  787  628 

1  318  493 

807  977 

7609 

718  281 

40  009 

80  550 

855156 

69  867 

444  218 

64048 

Stück 

71832 

Doppel- 

zenuier 

151 777 

24410 

2  210 

4  741 

82  409 
6409 

434  009 

5925 

24 

281881 

11995 

10117 

466  712 

244187 

117  819 

15  885 
18  469 

803 


108,8 
55,6 
40,0 
45,7 
85,5 
30,1 
41,4 
24,8 
21,8 
27,6 

14,8 


12,2 
1.4 
1,7 
19,9 
13,2 
13,6 

10,7 
5,2 
9,4 
41.1 
12,0 
0,8 
6,9 
4.5 

5,8 


5,8 
5,8 
4,4 
8,9 

4.7 
2,9 

2,2 

8,8 
8,1 
5,1 
8.9 
2,6 
2,0 
4,8 
8,6 
1,9 
2,8 
2,8 


> 


8584648 
7879  706 
5008  440 
8  660  419 
8252856 

410079 
4246846 

488661 
2281506 
1090  099 

Stück 

81862 
Doppel- 
zentner 

151664 

2889380 
1056499 


8077 

647  619 

88  203 

20  480 

748078 

410  280 

83  511 

Stflck 

89  775 
Doppel- 
zentner 
164  894 
18  089 
1800 
4840 

21121 

6  657 

481215 

5106 

19 

427  699 

11781 

7  982 
352  781 

101600 

16  599 

21159 

196 


1  Über  die  Herkunft  der  Zahlen  der  TabeUe  VI  siehe  Note  1  cu  Tabelle  IV. 

*  Bis  1896  inkl.  findet  sich  hier  die  Position :  ,FederWeh,  Federwild,  lebendes*,  während 
1897  und  1898  nach  der  angegebenen  Dreiteilung  unterschieden  wird. 

"  Die  ungewöhnlich  starke  Zunahme  des  Einfuhrwerts  für  Borsten  und  Borstensurrogat« 
(1896  =»  12,3;  1897  »  41  Mill.  Mk.)  beruht  hauptsächlich  auf  der  Erhöhung  der  WerUohätzung 
von  600  auf  2000  Mk.  für  den  DoppeUentner  im  Jahre  1897.  ><^  j 
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RiiTsland  Im  SpezlaUiandel  des  deutsolien  Zollgrebiets. 

Millionen  Hark  im  Jahre  1898.) 


1895 

1894 

1896 

1892 

Doppel- 
sentxMr 

Hill. 

Doppel- 

Jfill. 

Doppel- 

Mill. 

Doppel- 

Mill. 

Mk. 

zentner 

Mk. 

zentner 

Mk. 

zentner 

Mk. 

6  782  (»9 

70,2 

2805  948 

27,2 

216  862 

2,6 

2  572  991 

89,4 

8  419  786 

69,0 

5834  491 

44.8 

959  196 

9,8 

1238  774 

18,7 

6194  496 

47,7 

5  803  917 

88.2 

2492  748 

21,2 

1769  918 

17^ 

82i0  284 

28,8 

7  710  476 

25,4 

9  427  601 

38,0 

10  881149 

88.7 

2645195 

92.5 

1755  982 

14.5 

4060  543 

88,5 

8525  045 

29;i 

390  960 

84,7 

294  354 

25,8 

227188 

195 

254885 

28.8 

2  254  841 

19,2 

2921904 

26.0 

88  606 

0,9 

79688 

0> 

569  960 

88,6 

498  971 

84,9 

549  844 

857 

520  862 

27,6 

2  102  710 

12.1 

2126  489 

11,7 

1  747  512 

9,6 

2185  877 

11.5 

128126B 

20,2 

707  787 

12,9 

540178 

10.8 

635  812 

12;i 

Stttok 

Stack 

Stack 

Stack 

82  596 

14,0 

22  936 

11.0 

16  588 

9.1 

27  762 

18.9 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

159  266 

Ö,2 

140  079 

8.4 

116  072 

7.0 

126  505 

7.6 

2397  686 

18,2 

2  610  402 

13,1 

1609  772 

12.6 

487  875 

4.1 

964  709 

6,7 

1102  614 

7,7 

982115 

9.8 

866  347 

9,8 

868  260 

18,9 

807  688 

16,0 

298444 

15.8 

882  814 

17.6 

8  867 

12.8 

5885 

8.9 

5  543 

8,6 

5990 

9.2 

885  916 

3,0 

1091004 

8.4 

96  704 

0.8 

269  884 

26 

41085 

9,8 

29  681 

5,9 

38  468 

7.8 

82  603 

6,5 

20  088 

12.1 

16  057 

9,6 

15  817 

9.2 

15  930 

8,0 

716  854 

7.9 

728  881 

8,7 

229677 

2.8 

857  738 

4.8 

867  811 

6.8 

278889 

4,7 

349  481 

8.7 

292  882 

5.0 

64  068 

5,8 

39196 

4,5 

45  326 

4.5 

54  884 

6.0 

Stflok 

Stflck 

Stack 

Stack 

104  705 

6.8 

72  581 

5,4 

99128 

7.9 

68  887 

5.5 

Doppel- 

Doppel- 

Doppel- 

Doppel- 

zentner 

zentner 

zentner 

zentner 

125  626 

4.6 

102  099 

4,0 

86  628 

8,2 

119  440 

8.8 

17  790 

8.1 

15  859 

8,1 

18  846 

2.8 

20  346 

2.1 

1897 

8.1 

2009 

20 

1587 

18 

1688 

1.6 

8260 

2,4 

1914 

i;8 

8869 

2.0 

2  089 

1.6 

19  064 

2.6 

18  742 

2.4 

20  861 

3,8 

17  836 

2.5 

6004 

2,4 

3  952 

1,6 

8  154 

1.4 

875 

0.5 

650  788 

4.2 

232  091 

1,3 

823  842 

2,0 

464  559 

8.8 

5920 

4.1 

4  712 

8,3 

6  010 

4,2 

3486 

2.6 

44r553 

q[i 

24r533 

4,2 

116291 

2,1 

102  240 

2.1 

9420 

2,5 

8449 

2,1 

9626 

2.5 

10689 

2.8 

10  894 

2.1 

8454 

1.4 

18  422 

2.9 

10  834 

1.8 

77  680 

0.4 

56  720 

0.3 

60  800 

0.5 

52  758 

0,4 

71851 

1.8 

44  245 

0.8 

27  781 

Öfi 

9  802 

0.2 

11090 

1.4 

9  112 

1,2 

10  088 

1.4 

14  993 

2,1 

17  718 

217 

14  598 

20 

22  464 

84 

24  419 

8.9 

140 

1,9 

68 

09 

119 

1.6 

42 

0,0« 

*  Die  fraher  getrennt  Aufgefahrten  Positionen:  , Schmieröle,  mineraliache :  1)  im  AnslAnd 
gewonnene.  2)  im  InlAnd  gewonnene*  sind  seit  1896  zusammengenommen. 

>  Diese  Position  wird  1897  zum  erstenmal  fttr  den  SpeiiaUiandel  aufgefahrt,  während 
cie  fkühcr  nur  far  den  Gesamteigenhandel  m  Betracht  kam. 
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Tabelle  VI^ 


"Wiohtlsrste  Artikel  der  Einfuhr  auB 

(Geordnet  nach  den  Werten  in 
(Port- 


WarengAttung 


1891 


Doppel-       Mill. 
Zentner        Mk. 


1890 


Doppel- 
zentner 


MUl. 


Doppol- 
zentner      Mk. 


Weizen 

Boggen 

Gerste 

Bau-  und  Nutzholz,  roh 

Bau-  und  Nutzholz,  besohlagen     .    . 

Eier  Ton  GeflUgel;  Eigelb 

Hafer 

FlaohB,  auJber  neuseellndiBohem  .  . 
Bau-  und  Nutzholz,  gesAgt  .  .  .  . 
Leinsaat 

Pferde 

Gänse,  lebende* 

HaushOhner,  lebende 

Sonstiges  Federvieh,  lebendes  .  .  . 
Kleie,  lialxkeime,  ReisabAUe    .    .    . 

Ölkuchen 

Hanf,  auTser  Manillahanf 

Haute    und     Felle    von    Pelztieren, 

Yogelbälge 

Mais  und  Dari 

Kalbfelle,  gekalkte  und  trockene  .  . 
Borsten-  und  Borsten  Surrogate  *    .    . 

Erbsen     

Wicken 

Schmierole,  mineralische  <  .  .  .  . 
ESeesaat,  Esparsette  u.  s.  w.  -Saat  . 

Schweine,  aufser  Spanferkeln   .    .    . 


Heede  (Werg) 

Blasen,  Darme,  Magen 

Kaviar  und  Kaviarsurrogate  .... 

Feine  Waren  aus  weichem  Kautschuk 

Milchbutter  (Butterschmalz) ,  Mar- 
garine      

Kautschuk  und  Guttapercha.    .    .    . 

Petroleum,  roh,  im  Ausland  raffiniert, 
Petroleumdestillate 

Haute  und  Felle  zur  Pelzbereitung; 
nicht  von  Pelztieren 

Gold-  und  Piatinaerze 

Baps  und  Bflbsaat 

Bettfedern,  rohe 

Pferdehaare 

Manganerze 

Spiritus  in  Fassem* 

Lmsen 

Schafwolle,  roh 

Schaf-  und  Ziegenfelle 

Alkaloide  und  deren  Salze    .... 


5152120 
6189  846 
2  941187 
7049  661 
8  275  057 

212  684 
1086  575 

529121 
1617  080 

728177 

Stflok 
81750 
Doppel- 
zentner 

\    107  865 

1144  929 
569  281 
480  524 

7809 

905  898 

86178 

20  784 

>    440525 

256  669 
40  822 
Stflok 
80  422 
Doppel- 
zentner 
116189 
17  899 
1693 
1578 

29  841 
1508 

443  256 

5449 

880  552 
10  656 
9584 
47  460 

8  011 

28  840 

28  467 

19 


91,2 
90,0 
87,5 
28,8 
27,0 
203 
11.7 
81,7 
8,8 
14,2 

15,9 


6,5 

103 
6.4 
28,7 

11,8 

12,2 

6,9 

10,4 

6,6 

4.4 

8,5 

5,6 


4,2 

1,7 
1,7 
13 

3,8 
0,9 

4,8 
4A) 

8,6 
2,8 
2.8 

0,4 

0,1 
4.0 
4,7 
0.02 


8  708  225 

7  504  610 

8  652  884 
11656  685 

8446  006 
182  260 

1746  628 
554  589 

1591808 
572  115 
Stück 
28  960 

Doppel- 

zennier 

106  847 

1420  220 
588206 
801878 

5267 

604  814 

84  600 

20  061 

276  251 

200  225 
11806 
Stflck 
4  019 
Doppel- 
zentner 
116  400 
15160 
1767 
1494 

24  572 
1881 

485  201 

6114 

284  341 

10104 

5040 

84  780 

8  215 

19  891 

16  488 

204 


66,7 
82,5 
41,8 
84,4 
27,6 
19,1 
20,8 
84,4 
8,0 
10,6 

12,0 


6,9 

12.1 

5,4 

«2,7 

8,2 
6,4 
6,6 
10,5 

8,8 

8,7 
1,0 

0,4 


4,7 
1.5 

li 
!:? 

4,9 

4,6 

6,0 
2,6 
1,0 
0,8 

0,1 
8,8 
23 
0,1 


8012  467 
9  201890 
8114  025 
11  786  576 
2  004171 

168  478 
2  881763 

589  047 
1658  877 

682  883 

Stack 

20  048 
Doppel- 
zentner 

92  400 

1806  827 
583  668 

406  650 

7288 

606  2U 

81886 

20689 

882  982 

148  838 
15  069 
Stack 

44  557 
Doppel- 
zentner 
124858 
11575 
1646 
494 

27  860 
066 

560  801 

4006 

14r426 

9258 

9045 

20  096 

13  018 

88  968 

80  467 

18 


1  Über  die  Herkunft  der  Zahlen  der  Tabelle  VI  siehe  Note  1  zu  TabeUe  IV. 

>  Bis  1886  inkl.  findet  sich  hier  die  Position :  .Federvieh,  Federwild,  lebendet«,  wthr«nd 
1897  und  1898  nach  der  angegebenen  Dreiteilung  unterschieden  wird. 

9  Die  ungewöhnlich  starke  Zunahme  des  Einfuhrwerts  für  Borsten  und  Borstensurrogate 
a896  "-  123;  1^  »  41  Mill.  Mk.)  beruht  hauptsächlich  auf  der  Erhöhung  der  Wertschätzung 
von  600  auf  2000  Mk.  für  den  Doppelzentner  im  Jahre  1897.  ^  i 
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Rufslaiid  Im  Spezlalhandel  des  deutsolieii    Zollgreblets. 

Millionen  Mark  im  Jahre  18d8.) 
setznng.) 


1888 

1887 

1886 

1885 

Doppel- 
zentner 

Hill. 
Mk. 

Doppel- 
zenmer 

1     Mill. 
1     »• 

Doppel- 
zentner 

Mill. 
Mk. 

Doppel- 
zentner 

Mill. 
Mk. 

1589964 

22,2 

2558  924 

36,8 

1  418  188 

20,7 

8  232  215 

48,6 

4  704300 

42,3 

4168  827 

35,4 

3294  247 

32,0 

4  212  116 

46,8 

1181941 

18,3 

750  826 

8,7 

446  216 

5.8 

828  611 

10,6 

9504  708 

28,1 

7128  019 

17,8 

6037  728 

151 

2207  224 

17,7 

2944  242 

221 

1687  948 

12,7 





127  948 

10,9 

115  009 

11.1 

70  590 

6.4 

54  824 

4.9 

1  857  574 

11,9 

1  211  447 

9,8 

402  586 

3,9 

1222  468 

18,6 

576  002 

37,5 

460  678 

82,2 

359  656 

881 

506  204 

35;4 

1060  861 

5.4 

986  057 

4.5 

486522     ' 

2,2 

385  829 

6,8 

822  061 

6,0 

282  856 

5:3 

218  657 

iä 

Stack 

Stflok 

Stflck 

Stack 

24  645 

21,2 

14  944 

14,6 

14  808 

14.1 

17  854 

15,9 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zenäier 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

68  725 

5,5 

75  618 

6,0 

55  756 

4,8 

44178 

3,7 

1  670  416 

12.0 

847  452 

5.6 

629  855 

4,7 

487  825 

3,8 

359  171 

4.5 

245  464 

2,6 

280  832 

2,7 

289  922 

2;9 

805  264 

21,9 

898  297 

28.1 

230  255 

14,8 

827  888 

19,7 

7968 

12,7 

6  901 

11,4 

10  072 

17,1 

5556 

9,6 

158  286 

1,7 

179  810 

1,7 

74  973 

0,7 

85  296 

0,0 

80  991 

5,6 

25189 

6,2 

28  860 

7.8 

23  662 

6,6 

15  787 

7.9 

18  389 

6,0 

11907 

5.4 

11812 

5,8 

153  818 

1,8 

111166 

1,2 

85  151 

1,0 

180  098 

2,0 

73  949 

1,4 

75  677 

1.3 

48  060 

03 

64  066 

1,2 

15  981 

1.5 

18  019 

1.4 

11348 

1.0 

27  288 

2,3 

Stttck 

Stflck 

Stück 

Stack 

75  422 

9,2 

78  899 

8.9 

54  659 

5,2 

172  893 

16,6 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

Doppel- 
zentner 

107  380 

4,9 

110  305 

5.3 

60  190 

2,8 

91532 

8,8 

11898 

07 

10  383 

0,6 

9  010 

0,5 

7  581 

0,4 

1528 

1,8 

1579 

1.5 

2080 

1.8 

1565 

1,8 

406 

o;4 

266 

0.2 

180 

0,1 

20O 

o!2 

18  224 

2,2 

15  030 

1,0 

3809 

1.7 

7968 

1,0 

715 

0,5 

568 

0,4 

388 

0,8 

142 

0,1 

464640 

1,0 

215  573 

2.6 

134156 

1.7 

116  588 

1,7 

2968 

2.2 

2  818 

2,2 

2189 

1.7 

1593 

1.3 

123  604 

2,6 

102  998 

1,8 

69013 

1,2 

121026 

2.3 

6688 

1.9 

6  819 

1.8 

6635 

2,3 

5820 

2,3 

6  166 

1.5 

7  527 

1.9 

6  015 

1.5 

4  529 

1,2 

6  729 

0,05 

14  626 

0.1 

7107 

0,06 

1410 

0,01 

ir217 

0,3 

4441 

0,1 

1280 

0,03 

"702 

0,02 

21204 

4,0 

29225 

5,7 

45  215 

9,0 

26882        1 

4,6 

13  272 

1,9 

14  888 

2.2 

12  714 

2,0 

14  668        ! 

2,3 

1 

0,01 

4 

0,03 

29 

0.2 

1   ; 

0,01 

*  Die  früher  getrennt  Aofgeführten  Positionen :  „Schmieröle,  nuneralisohe :  1)  im  Ausland 
gewonnene,  2)  im  Inland  gewonnene*  sind  seit  1896  zusammengenommen. 

*  Diese  Position  wird  1897  zum  erstenmal  fflr  den  Spezialhandel  aulipe führt,  während 
sie  firüher  nor  für  den  Oesamteigenhandel  in  Betracht  kam. 
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Tabelle  IX.    "Wlolitigrste  Artikel  der  Ausftihr  nach  RuTs- 
land  und  Flnland  (gretrennt)  Im  Spezlalliandel  des  deutsoliea 

Zollgreblets. 

(Geordnet  nach  den  AuBfdhrwerten  in  Millionen  Mark  nach  RuTsland.) 


Warengattung 


1898 


Bufsland 


Doppel- 
zentner 


Finland 


Doppel- 
zentner 


1897 


Rofsland 


Doppel- 
zenüier 


MiU. 
Mk. 


Finland 


Doppel- 
zentner 


MUL 
Mk. 


Maschinen ,  überwiegend  aus 
Gufseisen 

Grobe  Eisenwaren,  ab^e8chli£Pen 
und  nicht  abgeschliffen  .    .   . 

Schmiedbares  Eisen  in  Stäben. 

Platten  und  Bleche  aus  schmied- 
barem Eisen 

Häute  und  Felle  von  Pelztieren; 
Vogelbälge 

Gekänmite  Wolle 

Baumwolle,  rohe 

Bücher,  Karten,  Musikalien  .    . 

Lokomotiven,  Lokomobilen  .   . 

Waren  aus  edlen  Metallen    .   . 

Schafwolle,  roh 

Eck-  und  Winkeleisen    .... 

Rindshäute,  grün  und  gesalzen 

Steinkoklen 

Kammgarn 

Instrumente,  astronomische   .   . 

Maschinen  aus  schmiedbarem 
Eisen 

Koks 

Cellulose,  Stroh-  und  andere 
FaserstoflpB 

Zink,  rohes 

Anilin  und  andere  Farbstoffe   . 

Feine  Eisenwaren  ausGufs-  oder 
Schmiedeeisen 

Lackiertes,  gefärbtes  Leder; 
Handschuhleder;  Korduan.   . 

Telegraphenkabel 

Feine  Waren  aus  Messing.   .   . 

Chemische  Fabrikate,  nicnt  be- 
sonders genannt    

Farbendruckbilder,  Kupferstiche 

Anilinöle,  Anilinsalze 

Tuch-  und  Zeugwaren,  unbe- 
dmckt 

Kupfer,  rohes 

Klaviere  u.  s.  w 

Rindshäute,  gekalkte  u.  trockene 

Mehl  aus  "Vl^izen  u.  s.  w. .  .  . 


342  023 

262  114 
1064  801 

497  208 

8575 

11524 

84070 

12280 

28089 

60,08 

27  449 

489  885 

65  069 

4  633  343 

12  973 

457 

73  284 
2072  295 

104  573 

87  031 

9233 

17  745 

2  749 
15  287 

8  721 

10130 

2353 

24  400 

2  442 
18180 
10006 
13168 
38149 


32  435 

19155 
14235 

12304 


590 


38429 
6  675 

481 
17 

3  746 


860 
2  561 

1096 

618 
115 

2  702 

1240 

7469 

229  680 


2821411  18,6 

192155  13,8 
953605'  11,4 

5886341  7,9 


4197 
17  780. 
76  206; 
10  6081 
62  856  > 
55,20 


274263; 
538561 
3389  732 
6680, 
704 


6,7 
6,0 
5,9 
5,7 
5,3 
5,0 
4,6 

Ml. 

4,0 

3,5 

3,2 

3,0 


25389  :i,7 

13119  0,9 

10588  0,1 

12  270  0,2 

28  0,04 


72 
420 
176 
2,14 

249 

14966 

5257 

36568 

1156 

36 


38101 
1599376 

2,9 

2,8 

110802 

77  052 

6  904 

2,8 
2,7 
2,6 

12588 

2,8 

2415 

19  089 

6967 

23 
2,3 
2,3 

8615 

1784 

16  820 

2,2 
2,1 
2,1 

2900 
18  904 

7  877 
12741 
72359 

1,9 
1,9 

1,8 
1,7 
0,9 

1,06 

0,2 

0,02 

0,1 

0,1 

0,2 

0,4 
jO,l 

0,6 
!0,2 


1659  oa 


295 
200 
735 


0,007 
0,007 
0,3 


2003  0,4 

49  0,047 

480  0,1 

707  0,2 


844 

73 

110 


0,2 
0,1 
0,01 


1,8 
0,018 


2  831 

178 

1 147  , 0,3 

4  760  0,6 

275  640  3,6 
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Vorbemerkung. 


Die  vorliegende  Arbeit  entstand  auf  Anregung  von  Herrn 
Prof.  Dr.  G.  Schmoller  and  stützt  sich  auf  die  im  weiter  unten 
folgenden  Verzeichnis  angeführten  archivalischen  Materialien  und 
Druckwerke.  An  die  Arbeiten  Gr.  Schmollers  und  M.  Meyers 
(conf.  C.  4  u.  9  S.  IX)  anknüpfend,  verfolgt  sie  den  Zweck,  die  all- 
mähliche organische  Entwickelung  des  Liberalismus  in  der  preulki- 
sehen  Gewerbepolitik  darzustellen.  Zur  notwendigen  Abrundung 
des  Bildes  mufste  auch  län^t  Bekanntes  wieder  berührt  werden. 
Ebenso  wurde  hier  und  da  der  allgemeine  historisch-philosophische 
Hintergrund  zu  skizzieren  versucht,  weil  die  rein  isolierte  Dar- 
stellung der  Gewerbepolitik,  wie  überhaupt  volkswirtschaftlicher 
Dinge  notwendig  unverständlich  bleibt.  Der  Verfasser  glaubte 
im  übrigen  seiner  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  indem  er  sich 
auf  eine  objektive  Darstellung  der  Ergebnisse  seiner  Materialien 
beschränkte  und  eine  Beurteilung  im  grofsen  Stil  unterliefs,  weil 
die  Hauptresultate  dieser  Untersuchung  bereits  bekannt  sind  und 
ihre  sachverständige  Beurteilung  gefunden  haben.  Hier  sollten 
die  Details  aufgedeckt  werden. 

Kurze  Zeit  nach  Beendigung  dieser  Arbeit,  Anfang  Oktober 
1898,  erfuhr  der  Verfasser  von  dem  Erscheinen  des  v.  Rohr- 
scheidtschen  Buches:  „Vom  Zunftzwang  zur  Gewerbe&eiheit", 
Berlin  1898,  von  welchem  ihm  das  erste  Buch  bereits  aus  Con- 
rads Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  3.  Folge, 
Band  5  und  6,  1893,  bekannt  und  von  ihm,  soweit  es  Ergeb- 
nisse aus  Königsberger  archivalischem  Material  brachte,  auch  zu 
diesem  Buche  ein  wenig  benutzt  worden  war.  Die  übrigen  drei 
Bücher  des  Werkes  waren  dem  Verfasser  unbekannt.  Er  sah 
sich  genötigt,  sie  vor  der  Drucklegung  seiner  Arbeit  zu  lesen 
und,  wo  sich  beide  Arbeiten  berührten,  entsprechende  Hin- 
weisungen unter  seinen  Text  zu  setzen.  Das  Rohrscheidtsche 
Werk  stützt  sich  auf  ganz  andere,  meist  Königsberger,  archi- 
vah'sche  Materialien  als   diese  Arbeit,  nur   das   für  die  Gesetz - 

Sebung  von   1811    sehr  wichtige  Aktenstück  R  74  K  VIII  aus 
em  Berliner  Geheimen  Staatsarchiv  (M  23  des  folgenden  Akten- 


VI 

Verzeichnisses,  bei  Rohrscheidt  immer  irrtümlich  mit  „A  lö"' 
statt  „B  13"  seines  Verzeichnisses  [S.  XIU  ff.]  unter  dem  Text 
citiert)  hat  der  Verfiasser  gemeinsam  mit  v.  Rohrscheidt  benutzt 
So  sind  beide  Arbeiten,  obwohl  in  der  Art  ihrer  Abfassung 
ganz  verschieden,  in  den  Hauptergebnissen  übereinstimmend. 
Während  das  v.  Rohrscheidtsche  Werk  mit  1823  abschliefst, 
reicht  diese  Arbeit  bis  zur  Allgemeinen  Gewerbeordnung  von  1845. 

EHir  die  gütige  und  wohlwollende  Bereitwilligkeit,  mit  welcher 
mir  die  Einsicht  in  die  Materialien  des  Berliner  Geheimen  Staats- 
archivs und  auf  der  Geheimen  Kanzlei  des  Justizminbteriums 
gewährt  wurde,  sei  mir  gestattet,  an  dieser  Stelle  meinem  leb- 
haften Danke  Ausdruck  zu  geben. 

Ganz  besonderen  Dank  empfinde  ich  aber  gegen  Herrn 
Professor  Schmoller,  der  mich  durch  Rat  und  That  bei  dieser 
Arbeit  auf  das  gütigste  und  wohlwollendste  unterstützt  hat. 

.   Berlin,  im  April  1899. 
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Fabriken  zu  erteilenden  Erlassungsscheines 1764 — 1799 

4)  R  90  Nr.  37  Acta  Enthaltend  die  Meliorationspläne  für 
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Fabriken  vom  Gewerkszwange  betr 1792 — 1801 
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licher Maschinen  werke 1794 — 1795 
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fohlenen Untersuchungen  zur  Verbesserung  der  Landes- 
fabriken  1790—1791 

9)  R  90  Nr.  20  Acta  Wegen  der  anzunehmenden  Grund- 
sätze über  auf  neue  Erfindungen  zu  erteilende  Privi- 
legien oder  sogenannte  Patente 1796 — 1805 

10)  R  90  Nr.  19  Acta  Wegen  öffentlicher  Bekanntmachung 
technologischer  und  merkantilistischer  Aufsätze  durch 
die  Beilagen  zu  den  Intelligenzblättern  und  Zeitungen  1806 


1  Die  Akten  werden   im  Text  unter  M  (Materialien)  mit  der  bei- 
gefügten Nummer  dieses  Verzeichnisses  citiert.         oigitizedbyGoOQlc 


11)  R  90  Nr.  18  Acta  Wegen  des  vom  Hofetaatssekretftr 
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19)  R  89  A  CXXXV  Gen.  2  Acta  betr.  die  Mafsregeln  zur 
Emporbringung  der  Fabriken,  Em-  und  Ausmhr  der 
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Einleitung, 

Überblick  Über  die  gewerbepolitischen  Ideen 

in  der  Litteratur 

zur  Zeit  des  Eindringens  und  des  Sieges  des  wirtscliaftllchen 

Liberalismus  (von  ca.  1770—1825). 


Die  folgende  Schrift  soll  auf  Qrund  archivalischer  Studien 
einige  Beiträge  über  die  Entwicklung  der  Gewerbefreiheit  in 
Preufsen  bis  zur  Gewerbeordnung  von  1845  geben.  Es  erscheint 
zum  allgemeinen  Verständnis  der  Dinge  notwendig,  einen  Blick 
auf  die  litterarischen  Strömungen  zu  werfen ,  soweit  sie  ftir  die 
vorliegende  Materie  wichtig  erscheinen.  Diese  empfingen  zwar 
ihren  ersten  Antrieb  aus  der  Praxis,  —  man  erinnere  sich  nur, 
dafs  Quesnay  gewissermafsen  den  Anlafs  zur  Aufstellung  seines 
physiokratischen  Systems  durch  die  socialen  und  wirtschaftlichen 
Zustände  Frankreichs  erhielt,  welche  er  auf  seinen  Reisen  mit 
dem  Könige  zu  beobachten  Gelegenheit  hatte,  —  sie  beeinflu&ten, 
man  darf  sagen  beherrschten  aber  lange  Zeit,  nachdem  sie  im 
Geiste  der  nach  Reformen  dürstenden  Zeit  ausgebildet  und  ver- 
breitet waren,  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  der  ersten  europä- 
ischen Kulturstaaten.  Es  bedarf  demnach  für  diese  historische 
Behandlung  der  Entstehung  und  Anwendung  des  Liberalismus 
auf  gewerbepolitischem  Gebiete  keiner  Rechtfertigung,  eine,  wenn 
auch  nur  skizzenhafte  Darstellung  dieser  litterarischen  Bewegungen 
ungefähr  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  zu  geben. 

Die  mit  ihren  letzten  Wurzeln  im  Naturrecht  fufsende  mcr- 
kantilistische  Praxis  betonte  den  absoluten  Staat  und  seine  Sou- 
veränität auf  wirtschaftlichem  Gebiete  gegenüber  den  städtischen 
und  ständischen  Sonderinteressen.  Durch  eine  straffe  Konzen- 
tration der  staatlichen  Macht  in  ihrer  Hand  setzten  die  branden- 
burgisch-preufsischen  Fürsten,  besonders  seit  dem  Grofsen  Kur- 
ftirsten,  mit  wachsendem  Erfolge  diese  Theorie  durch;  sie  ge- 
langte unter  dem  kräftie:en  Regiment  Friedrich  Wilhelms  I.  zum 
Abschlufs.    Mit  dem  Siege  der  Staatssouveränität  über  ständische 
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Sonderbestrebungen  war  das  Ziel  der  inneren  Politik  der  preu- 
isischen  Fürsten  stets  das  Wohl  des  Ganzen  und  nicht  mehr  ein- 
zelner Qruppen.  Das  gilt  vornehmlich  von  den  beiden  grofsen 
preufsischen  Königen  des  18.  Jahrhunderts,  wenn  auch  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  aus  besonderen  Grilnden  dieser  oder  jener  Stand 
des  Volkes  bisweilen  bevorzugt  wurde.  Die  Wirtschaftspolitik  in 
diesem  Geiste  baute  sich   seit  dem  Grofsen  Kurftirsten   auf  den 

fenu^sam  bekannten  merkantilistischen  Maximen  auf.  Diese 
^olitik  erreichte  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  dem  Grofsen 
Könige  ihren  Höhepunkt.  Die  Naturrechtslehrer  und  Merkanti- 
listen machten  den  Staat  omnipotent.  Er  sollte  überall  für  das 
Wohl  der  Allgemeinheit,  der  Klassen  und  des  Einzelnen  thätig 
sein,  weil  die  Unterthanen  ihr  eigenes  Interesse  richtig  zu  wahren 
für  unfähig  galten. 

Friedrich  der  Grofse  handhabte  dieses  System  mit  grofser 
Virtuosität,  obwohl  er  nach  Roschers  ürteiP  darin  nicht  die 
schöpferische  Genialität  wie  auf  den  Gebieten  des  Kriegswesens, 
der  auswärtigen  Politik  und  der  Justizverwaltung  besafs.  Er 
ging  den  vom  Vater  eingeschlagenen  Weg  weiter,  vervollkomm- 
nete das  von  ihm  Ererbte,  fügte  aber  nur  wenig  Neues  hinzu. 
In  den  äufseren  Angelegenheiten,  in  militärischen  Dingen  und  in 
der  Rechtspflege  blieb  er  dagegen  stets  auf  der  Höhe  der  Zeit 
und  wirkte  vielfach  vorbildlich.  Seine  volkswirtschaftlichen  An- 
schauungen änderten  sich  während  seiner  langen  Regierung  nicht, 
und  das  scheint  mit  zu  erklären,  weshalb  sein  System,  von  ihm 
mit  so  glänzendem  Erfolge  gehandhabt,  so  schnell  obsolet  wurde, 
als  nach  seinem  Tode  sein  leitender  Kopf  fehlte.  Zu  An&ng 
seiner  Regierung  befand  sich  die  nationalökonomische  Wissen- 
schaft auf  einem  Punkte  der  Stagnation,  im  Laufe  und  beson- 
ders gegen  Ende  derselben  fand  aber  der  mächtige  Aufechwung 
in  England  durch  Berkeley,  Hume,  Tucker  und  Stewart,  in 
Frankreich  durch  die  Physiokraten  und  schiefslich,  sie  alle  über- 
ragend, durch  Adam  Smith  statt.  Die  neuen  Gedanken  fanden 
bei  den  deutschen  Nationalökonomen  lebhaften  Nachklang ;  Fried- 
rich der  Grolse  kümmerte  sich  um  die  eindringenden  physio- 
kratischen  Lehren  nicht,  und  Adam  Smith  hat  er  wahrscheinlich 
gar  nicht  mehr  gekannt^.  Er  war  durchaus  überzeugt,  dafs  seine 
volkswirtschaftlichen,  d.  h.  die  merkantilistischen,  Anschauungen 
unter  seinem  aufgeklärten,  absoluten  Regiment  das  einzig  Ver- 
nunftgemäfse  wären.  Das  ist  auch  erklärlich.  Es  war  eben  eine 
Übergangszeit.  Das  alte  System  wurde  wohl  angegriffen,  das 
neue  aber  auch  keineswegs  allgemein  anerkannt.  „Das  Zeitalter 
Friedrichs  des  Grofsen  und  Maria  Theresias  zeigt  sich  nament- 
lich auch  darin  als  eine  wahre  Übergangsperiode,  dafs  selbst  die 
bedeutendsten  Köpfe  damals   zu  gleicher  Zeit  und    mit   glmcher 

^  Gesch.  der  National  Ökonomik  in  Deutschland,  München  1874  S.  412. 
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Lebhaftigkeit  Richtungen  verfolgen  konnten,  deren  völlige  Un- 
vereinbarkeit bald  nachher  jedermann  klar  wurde,  und  die  eben 
deshalb  zu  jeder  anderen  Zeit  ihre  Vertreter  nur  in  ganz  ent- 
gegengeaetzten  Lagern  haben.  Der  Widerspruch,  auf  dem  Gegen- 
sätze verschiedener  Weltalter  beruhend,  kommt  den  Menschen 
einer  solchen  Übergangszeit  nicht  zum  klaren  Bewufstsein.  Das 
Vergangene  ist  eben  noch  nicht  ganz  abgestorben:  man  hängt 
noch  daran  mit  tausend  Jugendeindrücken,  und  die  Zukunft  ist 
noch  so  wenig  fertig,  dafs  man  sich  über  die  schliefsliche  Ge- 
staltung ihrer  Keime  noch  sehr  und  im  besten  Glauben  täu- 
schen kann '/ 

Das  charakterisiert  nach  vielen  Richtungen  im  ganzen  wie 
im  einzelnen  diese  Epoche;  die  ganze  Justizreform  Friedrichs  II. 
trägt  z.  B.  dieses  Janusgesicht  Unter  Friedrich  Wilhelm  IL 
verti*at  die  preufsische  Theorie  und  Praxis,  trotz  der  Mirabeau- 
Mauvillonschen  Kritik  der  friedericianischen  Wirtschaftspolitik 
und  trotz  mannigfachen  Tadels  schon  von  deutscher  Seite  ^  die 
alten  Grundsätze  weiter.  Die  mafsgebenden  Kreise  hielten  immer 
noch  fUr  die  vorzüglichsten  Mafsregeln  zur  Förderung  des  na- 
tionalen  Wohlstandes  die  Hemmungen  der  Einfuhr  solcher  Pro- 
dukte, die  das  Land  selber  erzeugen  konnte,  die  Begünstigungen 
der  Einfuhr  von  Rohstoffen,  welche  das  Land  gar  nicht  oder 
unzureichend  lieferte,  die  Begünstigungen  der  Warenaus- 
fuhr aller  Art,  die  Hemmungen  der  Ausfuhr  üolcher  Roh- 
stoffe, die  sich  zu  Fabrikaten  für  den  inneren  und  äufseren 
Absatz  eigneten  und  alle  die  zahlreichen  Mittel  und  Mittelchen, 
welche  diesen  Zwecken  dienten,  als  Verbote  der  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  oder  verbotähnliche  Auflagen;  zur  Begünstigung: 
Accise-  und  Zollvergütungen,  Export-  und  Fabrikationsprämien, 
schliefslich  die  direkten  Unterstützungen  und  anderes  mehr. 
Demgegenüber  drangen  allmählich  und  sicher  seit  der  Zeit  des 
Grofsen  Königs  die  neuen  Lehren  der  Volkswirtschaft  in  Deutsch- 
land und  Preufsen  ein.  Hinsichtlich  der  Handwerkerpolitik  soll 
dieses  Eindringen  des  näheren  betrachtet  werden. 

Vor  der  Periode  der  Physiokraten  hatten  die  Zünfte  noch 
keine  eigentlichen  Gegner;  die  Bemühungen  der  Theorie  und 
besonders  der  Praxis  gingen  blofs  auf  Beseitigung  der  Mifs- 
bräuche.  Mit  den  Lehren  der  französischen  Aufklärung  ge- 
wannen auch  die  der  Physiokraten  und  später  des  Adam  Smith 
allmählich  in  Deutschland  an  Boden.  Die  Öffentlichkeit,  soweit 
man  damals  davon  reden  konnte,  bemächtigte  sich  iiirer  und 
beleuchtete  die  Innungen  von  den  alten  und  neuen  Grund- 
sätzen aus. 

Der  Leitstern   der  neuen  Theorien   war  die  Freiheit.     Nach 


1  a.  a.  0.  S.  495. 

'  Es  trat  z.  B.  der  damals  sehr  aDgeeehene  Hamburger  Professor 
Busch  für  Handelsfreiheit  ein.  Digitized  by  GoOglc 
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Adam  Smith  hat  die  Natur  durch  die  ursprünglichen  Anlagen 
im  menschlichen  Geiste  und  durch  die  äufsere  Lage,  in  die  sie 
den  Menschen  versetzt,  für  die  allmähliche  Vermehrung  des 
Reichtums  der  Völker  ausreichend  Sorge  getragen.  Der  Schöpfer 
hat  die  Welt  vollkommen  gebildet  und  so  eingerichtet,  dafs  ans 
den  im  menschlichen  Wesen  begründeten  egoistischen  Bestre- 
bungen das  Heilsame  für  das  allgemeine  Beste  hervorgeht.  Daher 
ist  das  einzig  wirksame  Mittel,  ein  Volk  zu  Wohlstand  und 
Blüte  zu  bringen:  der  Natur  in  ihren  Einrichtungen  folgen 
und  jedem  Menschen,  solange  er  die  umwandelbaren  Regeln  der 
natürlichen  Gerechtigkeit  befolgt,  freistellen,  seinen  Vorteil  frei 
und  ungehindert  zu  verfolgen,  seine  Produkte  und  sein  Vermögen 
mit  den  Produkten  und  dem  Vermögen  seiner  Mitmenschen  ganz 
beliebig  auszutauschen.  Der  durch  sympathische  GefUhle  ge- 
mäfsigte  Eigennutz  ist  bei  Adam  Smith,  im  Gegensatz  zu  den 
Merkantilisten,  das  Herrschende  im  Menschen.  E^  sieht  den 
menschlichen  Charakter  mit  dem  Blick  des  Optimisten.  Der 
Egoismus  ist  im  Menschen  vorhanden  und  wirksam,  aber  er  ist 
harmlos,  er  hat  nur  gute  Folgen,  wie  Sparsamkeit,  Pleifs,  Be- 
triebsamkeit und  Anspannung  der  Kräfte,  welche  alle  zum  Bestände 
der  menschlichen  GeseUschaft  notwendig  sind.  Er  und  die  Phy- 
siokraten  sind  dem  Merkantilismus  durchaus  abgeneigt,  der  ihnen 
nur  als  Störung  des  ursprünglichen  idealen  Zustandes  der  natür- 
lichen Freiheit  erscheint. 

Jeder  künstliche  Eingriff  zur  Beförderung  des  Wirtschafts- 
lebens von  Staats  wegen  wird  deshalb  als  thöricht  erklärt.  Man 
tadelt  es  als  gänzlich  verfehlt,  wenn  irgend  eine  Regierung  einen 
Industriezweig  besonders  begünstigt  und  dadurch  einen  gröfseren 
Teil  des  Nationalkapitals  daraufhindrängt,  als  von  selber  hin- 
flösse, wenn  man  den  Dingen  ihren  Lauf  läfst.  Es  wird  ebenso 
getadelt,  wenn  durch  aufserordentliche  Einschränkungen  einem 
Zweige  der  Betriebsamkeit  Kapital  entzogen  wird,  das  sonst  auf 
ihn  angewendet  worden  wäre.  Adam  Smith  verlangt  gänzliche 
Befreiung  von  solchen  gewaltthätigen  Einschränkungen  und  Be- 
lästigungen, welche  die  Entwicklung  des  Handels  und  der 
Betriebsamkeit  hinderten.  Er  will  keine  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
verbote, welcher  Art  sie  auch  seien,  keine  Prämien  und  Be- 
günstigungen einzelner  Fabriken,  keine  Taxen,  keine  Monopolien 
und  schliefslich  auch  keine  Zünfte  und  überhaupt  keine  Eingriffe 
in  die  Rechte  des  Menschen  und  Bürgers.  Nur  Freiheit  und  un- 
parteiische Rechtspflege,  welcher  der  Mächtigste  und  der  Geringste 
gleichgilt,  welche  jedem  die  Früchte  seiner  Thätigkeit  sichert,  sind 
nötig.  Sie  geben  allem  Gewerbefleifs'  den  mächtigsten  Sporn. 
In  diesen  Hauptergebnissen  weicht  er  von  den  Physiokraten  nicht 
ab,  sein  Einflufs  wurde  aber  gröfser  und  nachhaltiger  als  der 
der  französischen  Richtung.  Dieses  Übergewicht  verdankte  er 
nicht  zum  wenigsten  der  gefälligen  Form,  in  welcher  er  seine 
Lehren    bot,    und,    um    mit   seinem   Biographen  «f^i^^^Y^^f^  *" 
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reden,  der  „systematischen  und  lichtvollen  Ordnung»  mit  der  er 
die  Lehrsätze  aus  den  ersten  Grundbegriffen  herleitet".  Auf 
diesen  allgemeinen  Grundsätasen  basieren  die  Schriften  der  Gegner 
-des  Zunftwesens. 

Die  deutschen  Merkantilisten  und  Kameralisten  hatten  meist 
nur  schwerfkllige,  rein  juristische  Abhandlungen  über  das  Zunft- 
wesen verfafst^.  Das  war  flir  die  Förderung  der  Sache  un- 
fruchtbar geblieben.  Sie  hatten  stets  Reformen  befürwortet,  wie 
«ie  seit  1782  in  Preufsen  mit  mehr  oder  minder,  oft  aber  auch 
mit  gar  keinem  Erfolge  durchgeführt  wurden.  Erst  mit  dem 
Bekimntwerden  der  physiokratischen  Lehren  im  letzten  Drittel 
des  18.  Jahrhunderts  durch  Mauvillon,  Jselin,  Schlettwein  und 
andere  begann  eine  energische  Stellungnahme  gegen  die  Zünfte 
als  solche  in  Deutschland.  Die  Ansichten  dieser  Männer  be- 
herrschten aber  nicht  die  deutsche  nationalökonomische  Litteratur 
jener  Tage. 

Vorherrschend  war,  besonders  nach  dem  siebenjährigen 
Kriege  bis  zum  Anfang  der  französischen  Revolution,  der  Eklek- 
ticismus,  sodafs  eine  ausschlaggebende  Hinneigung  der  Herrscher 
und  der  Beherrschten  zu  aen  neuen  Lehren  nicht  eintreten 
konnte.  Vor  der  Aufnahme  der  Smithschen  Theorien,  welche 
erst  viel  später  als  die  französischen  in  Deutschland  bekannt 
wurden,  standen  sich  die  Jünger  der  Physiokraten  und  die  von 
Röscher  sobenannten  geschichtlich  -  konservativen  Nationalöko- 
nomen, welche  den  Ideen  des  18.  Jahrhunderts  durchaus  ab- 
geneigt waren,  gegenüber.  Nach  Roschers  Einteilung  schlössen 
sich  diesen  beiden  Gruppen  die  absolutistischen  und  die  liberalen 
Eklektiker  an.  Dieser  Eklekticismus  beherrschte  die  Meinung 
der  gebildeten  Kreise  nicht.  Bei  ihnen  fand  sich  bisweilen  eine 
gewisse  Hinneigung  zu  den  physiokratischen  Ideen,  besonders  da 
man  bei  dem  Vorwiegen  des  demokratischen  Elementes  im  Zeit- 
geist die  Augen  lange  Zeit  mit  liebevoller  Aufmerksamkeit  auf 
die  Grofse  Nation  richtete,  und  da  die  französische  Revolution  in 
ihrem  ersten  Stadium  in  Deutschland  recht  vielen  Anklang  fand, 
so  dafs  man  mit  Eifer  die  Schlagwörter  Freiheit,  Gleichheit, 
und  Brüderlichkeit  nachsprach.  Bei  dem  Vorherrschen  der 
Schöngeisterei  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  fand  sich 
aber  im  Publikum  überhaupt  an  nationalökonomischen  Dingen 
verhältnismäfsig  wenig  Interesse;  es  war  schon  die  Zeit  Klop- 
stocks,  Lessings  und  Wielands,  es  war  späterhin  die  Zeit  des 
Sturmes  und  Dranges,  wo  man  wohl  für  die  neuen  Ideale 
schwärmte,  aber,  wie  Röscher  im  einzelnen  nachweist,  sich  um 
volkswirtschaftliche  Fragen  aufserordentlich  wenig  kümmerte. 
Die  Erörterung  solcher   Probleme  beschäftigte  nur  Fachgelehrte 


^  Stieda:  „Gewerbefreiheit"  im  Handwörterb.  der  St.W.  Ver- 
gleiche auch  ebendort  die  Artikel  über  das  Merkantilsystem  und  die  ein- 
zelnen Merkantilisten.  r^r-.^^T^ 
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und  Staatsbeamte.  Über  diese  Interesselosigkeit  an  national- 
ökonomischen  Dingen  klagte  man  übrigens,  wie  ich  wenigstens 
mit  Bezug  auf  das  Zunftwesen  gefunden  habe,  noch  bis  weit  in 
das  neue  Jahrhundert  hinein.  Wir  haben  uns  daher  wesentlich 
mit  der  fach  wissenschaftlichen  Behandlung  unserer  Frage  za 
befassen. 

Die  Lehren  der  Physiokraten  fanden  in  Deutschland  ihre 
ersten  Hauptvertreter  bekanntlich,  praktisch  hauptsächlich,  ia 
Karl  Friedrich  von  Baden,  theoretisch  in  Reinhard,  Iselin^ 
Schlettwein ,  Mauvillon  und  anderen  spftter.  Auch  die  Gegner 
der  Schule  waren  nicht  schwächer  vertreten ;  es  waren  besonder» 
J.  Moser,  Schlosser,  der  Schwager  Goethes,  J.  J.  Moser  und 
Dohm.  Andere  suchten  mehr  beide  Richtungen  zu  versöhnen,, 
wie  Strelin  und  Fulda,  die  Adam  Smith,  nachdem  er  in  Deutsch- 
land bekannt  geworden  war,  entweder  in  Verkennung  seiner 
Eigenart  als  einen  der  Ihren  hinzustellen  suchten,  oder,  wie  ea 
später  geschah,  ihn  heftig  angriffen.  Schon  1770  hatte  der  be- 
rühmte Hamburger  Arzt  .1.  A.  H.  Reimarus,  den  Röscher  unter 
die  späteren  liberalen  Eklektiker  rechnet,  in  seinem  Buch  „Das 
wahre  Beste  der  löblichen  Zünfte  und  Handwerker^  Beseitigung 
des  Zunftzwanges  und  völlige  Ue Werbefreiheit  im  Anschlufe  an 
die  Physiokraten  verlangt.  Es  war  ein  Mann,  der  jeder  Zwangs- 
ordnung feind  war,  und  wo  nur  irgend  die  Freiheit  beschränkt 
schien,  nahm  er  sich  ihrer  an.  Aufser  gegen  den  Handwerks- 
zwang schrieb  er  gegen  Getreidesperren,  Staatskommagazine, 
Handelsverbote  und  anderes.  Der  wittgensteinische  Kammerrat 
J.  H.  L.  Bergius  zeigte  sich  zu  derselben  Zeit  als  ein  radikaler 
Gegner  der  Gewerbefreiheit. 

In  ein  lebhafteres  Stadium  trat  der  Streit  um  die  Aufhebung 
der  Zünfte  und  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  erst,  als  die 
gewerbepolitischen  Grundsätze  der  Physiokraten  in  Frankreich 
praktisch  wurden.  Im  Februar  1776  hatte  Turgot  unter  Lud- 
wig XVI.  das  Edikt  durchzusetzen  gewufst,  welches  nach  phy- 
siokratischen  Grundsätzen  das  Recht  der  freien  Thätigkeit  des 
Menschen,  die  freie  Wahl  der  Anwendung  seiner  Kräfte  und 
sein  Recht  auf  Konkurrenz  statuierten  und  die  Zünfte  gänzlich 
aufhoben.  Schon  im  August  desselben  Jahres  schränkte  man 
die  gänzliche  Aufhebung  der  Zünfte  wieder  wesentlich  ein. 
Erst  während  der  grofsen  Revolution  wurden  sie  ganz  beseitigt 
und  es  wurde  die  später  in  Preufsen  nachgeahmte  Patentsteuer 
eingeftlhrt.  Die  Gesetzgebung  von  1776  wurde  in  Deutschland 
bekannt  und  erweckte  in  der  Litteratur  pro  et  contra  lebhaften 
Wiederhall.  In  selbständigen  Büchern  und  in  Zeitschriften,  wie 
das  deutsche  Museum  und  die  Ephemeriden,  suchte  man  den  Streit 
zu  entscheiden  Schlossei-  bekämpfte  jene  praktischen  Erfolge  der 
Physiokraten.  Er  hob  beständig'  die  guten  Seiten  der  Zunft- 
verfassung hervor,  glaubte,  dafs  durch  obrigkeitliche  Konzessionen 
am  richtigen  Orte   und   in  der  nötigen  Anzahl  den^ängelp  der 
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ZUnfte  abgeholfen  werden  könnte  und  ftufserte  schon  die  später 
so  oft  wiederholte  und  vielfach  bestätigte  Befürchtung  dafs  die 
Gewerbefreiheit  zahllose  frühe  Heiraten  mit  ihren  verderblichen 
Folgen  veranlassen  würde.  Er  rief  mit  seinen  Anschauungen 
eine  wissenschaftliche  Fehde  hervor,  an  der  sich  unter  anderen 
auch  der  sehr  angesehene  Physiokrat  ISchlettwein  beteiligte. 
Der  letztere  suchte  vornehmlich  die  Gründe  zurückzuweisen, 
welche  der  französische  Advokat  Ant.  Louis  Signier  öffentlich 
gegen  die  Gewerbefreiheit  geäuGsert  hatte.  Die  deutschen  Strö- 
mungen gegen  den  Physiokratismus  waren  nicht  gering,  vor 
allem  von  Männern  der  geschichtlich  -  konservativen  Reaktion 
her,  welche  schon  vor  Ablauf  des  Jahrhunderts  gegen  die  Ideen 
der  Aufklärungsepoche  einsetzte. 

Es  war  neben  Schlosser  der  weit  bedeutendere  J.  Moser, 
nach  Koscher  der  gröfste  deutsche  Nationalökonom  des  18.  Jahr- 
hunderts. Er  huldigte  einer  durchaus  praktischen  Anschauung 
der  Dinge  und  stand,  als  ein  Feind  alles  übermäfsigen  Generali- 
sierens  und  aller  Schablone,  diesen  Theorien  natürlich  kühl 
gegenüber.  In  der  Gewerbepolitik  vertrat  er  die  alte  Hand- 
werksverfassung. Er  wollte  die  alte  Ehre  des  Handwerks  be- 
wahrt sehen,  ihm  waren  viele  kleine  Meister  angenehmer  als 
wenige  grofse,  die  als  Folge  der  Gewerbefreiheit  erwartet  wurden. 
Darum  war  er  ein  Gegner  der  freien  Gesellenhaltung,  um  die 
Entwicklung  grofser  Handwerksbetriebe  nicht  zu  begünstigen, 
und  hielt  vor  allem  zur  Klärung  der  Frage  mit  Recht  eine  gute 
Zunftgeschichte  ftkr  ein  dringendes  Bedürfnis,  an  der  es  ganz 
und  gar  fehlte.  Ihm  ging  selbst  die  reformierende  Reichsordnung 
von  1731  zu  weit,  weil  sie  der  Ehrbarkeit  der  Handwerke  Ab- 
bruch that,  indem  sie  vielen  bis  dahin  Ausgeschlossenen  den 
Eintritt  in  die  Innungen  ermöglichte.  Er  verteidigte  auch  die 
Beschränkung  der  Gewerbe  auf  die  Städte.  Wichtiger  als  alle 
Reformen  der  genannten  Art  erschienen  ihm  gewerbliche  Ver- 
besserungen, vor  allem  die  Beförderung  gewerblicher  Bildungs- 
anstalten und  Realschulen,  ein  Mittel,  das  man  in  Preufsen  bald 
danach  zur  Anwendung  brachte. 

Einen  bedeutenden  Einflufs  in  wirtschaftspolitischen  Fragen  in 
der  österreichischen  wie  in  der  preufsisehen  Praxis  hatte  der  ge- 
milderte Absolutist  von  Sonnenfels.  &  stimmte  weder  der  im 
zweiten  Drittel  des  Jahrhunderts  herrschenden  absolutistischen 
Praxis  noch  der  Gewerbefreiheit  unbedingt  zu,  sondern  nahm 
vielmehr  einen  vermittelnden  Standpunkt  ein.  Er  war  ein  Feind 
von  Monopolien  und  Staatsfabriken  und  von  jeder  konkurrenz- 
erschwerenden Zunfteinrichtung.  Er  verwarf  mit  dem  aufge- 
klärten Absolutismus  den  Begriff  der  Unehrlichkeit  in  der  Zunft, 
wollte  aber  die  Lfchrjahre,  die  Wanderschaft  und  das  Meister- 
stück erhalten  haben;  nur  das  wahrhaft  Mifsbräuchliche  sollte 
entfernt  werden.  Gleich  ihm  trat  der  in  seinen  Fufsstapfen  wan- 
delnde,  aus  Goethes  Leben  besonders  bekannte  Jun£:-Stilling  ftlr 
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die  Beibehaltung  der  Zünfte  ein,  obwohl  er  Gewerbefraheit  im 
Sinne  der  Reformer  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  wünschte.  Für 
die  Beseitigung  der  Innungen  schrieb  der  von  Röscher  unter  die 
späteren  liberalen  Eklektiker  gerechnete  Chr.  W.  Dohm. 

Dazu  kamen  noch,  aufser  den  schon  erwähnten,  eine  Reihe 
von  Monographien  minder  bedeutender  Köpfe.  Fimfäber  nahm 
1782  in  seiner  Schrift:  Historisch-politische  Betrachtung  der  In- 
nungen und  deren  zweckmäfsige  Einrichtung  einen  mehr  ge- 
mäfsi^n  Standpunkt  ein.  Der  Qöttinger  Professor  Beckmann 
hielt  die  Zünfte  nicht  ftlr  etwas  so  Schädliches,  als  man  «e  ge- 
wöhnlich ansah,  ja  erklärte  deren  Aufhebung  in  Deutschland  für 
etwas  Unmögliches.  Als  die  praktische  Durchführung  der 
Gewerbefreiheit  in  deutschen  Staaten  ernstlich  geplant  oder  gar 
vorgenommen  wurde,  entstanden  bei  dem  wachsenden  Interesse 
an  dieser  Frage  in  Fachgelehrtenkreisen  eine  ganze  Reihe  spe- 
cieller  Behandlungen  dieses  Themas.  Wissenschaftliche  Vereine 
und  Universitäten  stellten  das  Zunftproblem  wiederholt  als  Preis- 
frage. Kur  einige  Beispiele.  So  setzte  die  1765  gegründete 
Hamburgische  Gesellschaft  zur  Beförderung  der  Ktlnste  und 
nützlichen  Gewerbe,  deren  Vorsteher  lange  Jahre  Busch  war, 
einen  Preis  für  diesen  Zweck  aus,  später  die  GroGsbritannische 
Societät  der  Wissenschaften  in  Göttingen,  welche  sogar  mehrmals 
von  1810 — 1814  einen  Preisbewerb  hierüber  eröflFnete,  und  die 
Universität  Landshut  1809.  Die  Hamburgische  Gesellschaft 
krönte  1792  die  1798  im  Druck  erschienene  Schrift  von  Joh. 
Ad.  Weifs  „Das  Zunftwesen"  mit  einem  Preise. 

Der  Verfasser,  von  der  „unverschuldeten  Armut  des  deut- 
schen Handwerks^  überzeugt,  versuchte  hierin  als  selbstgelemter 
Handwerker  und  Zunftherr  der  freien  Reichsstadt  Speier  eine  in 
vielen  Punkten  den  radikalsten  Freiheitsschwärmern  gegenüber 
wohl  gerechtfertigpte  Verteidigung  der  Zünfte.  In  denselben 
Bahnen  bewegte  sich  die  Abhanmung  des  Leipziger  Ratsaktua- 
rius  J.  D.  Merbach  „Versuch  einer  Kritik  der  jetzt  in  Deutsch- 
land bestehenden  Zunftverfassung"  ^.  Der  bedeutendste  Kopf, 
welcher  bis  1810  in  Deutschland  den  Gegenstand  monos'aphisch 
behandelte,  war  J.  G.  Hoffmann,  der  Theoretiker  der  Gewerbe- 
freiheit unter  den  preufsischen  Staatsmännern  der  Reformperiode. 
Von  ihm  erschien  1803  anonym  in  Königsberg  „Das  Literesse 
des  Menschen  und  Bürgers **  u.  s.  w.,  worin  er  trotz  einer  ge- 
wissen Vorsicht  doch  einen  radikal  liberalen  Standpunkt  den 
Zünften  gegenüber  vertrat.  Später  kamen  dazu  noch  andere 
Schriften  im  ähnlichen  Sinne^. 


^  Abgedruckt  in:  Theorie  des  ZunffczwaDges  von  dem  genaimfen 
Verfaeser.    Leipzifc  1808. 

^  Marcus  Mayer:  Versuch  einer  Entwicklung  der  relativen  An- 
ächten des  Zunftwesens.  Augsburg  1814  (Preisschnft).  J.  6.  Nibler: 
Über  das  Zunftwesen  und  die  Gewerbefteihdt.  Erlangen  1816.  K.  H.  Rau : 
Ober  das  Zunftwesen  nnd  die  Folgen  seiner  Aufhebung.    Xieipsig  1816 
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In  der  englischen  Praxis  machte  sich  der  Einflufs  der  Ideen 
des  Adam  Smith  ziemlich  schnell  bemerkbar,  in  Deutschland 
und  speciell  Preafsen,  wie  geseigt,  erst  ziemlich  spät  Die  Su- 
prematie auf  staatswissenschaftlichem  Gebiete  hat  Smith  nach 
Koscher  erst  in  der  Oeneration  erlangt,  „deren  Lebens-  und  Wir- 
kungsbltlte  den  ersten  Jahrzehnten  des  neuen  Jahrhunderts"  an- 
gehörte. Die  meisten  preufsischen  Staatsmänner,  welche  sich  um 
Stein  gruppierten,  standen  nationalökonomisch  auf  den  Schultern 
Smiths^.  Das  Werk  des  groÜBen  Schotten  wurde  zwar  sehr 
bald  nach  seinem  Erscheinen  in  Deutschland  bekannt,  denn  es 
wurde  bereits  1777  zweimal  recensiert,  und  später,  als  Über- 
setzungen erschienen,  des  öfteren.  Der  Mangel  einer  guten 
Übersetzung  bindete  vor  allem  eine  schnelle  Verbreitung. 
Die  erste  gut  brauchbare  Übertragung  Ueferte  1794  Ganre,  und 
bald  danach  erschienen  gute  Bearl^eitungen  des  Volkswohlstandes, 
welcher  nun  in  akademischen  Vorlesungen  behandelt  wurde. 

Um  die  Verbreitung  der  Smithschen  Oedanken  vom  Ka- 
iheder  haben  sich  von  den  zahlreichen  Anhängern  derselben  in 
Deutschland  besonders  Kraus,  Sartorius  und  Lueder  verdient 
gemacht.  FtLr  Preufsen  hat  vor  allem  Kraus  als  akademischer 
Lehrer  in  Königsberg  ungemein  viel  fUr  die  Heranbildung  des 
Beamtentums  in  Smithianischem  Geiste  gethan.  Auf  der  Basis 
<ler  politischen  Ideen  David  Humes  hat  er,  oft  fast  wörtlich, 
Adam  Smith  gelehrt.  Wie  eng  er  sich  an  diesen  Gewährsmann 
hielt,  beweist  vor  allem  seine  „Staats Wirtschaft '^ ;  sie  ist  nicht  viel 
mehr  als  eine  Überarbeitung  der  Untersuchungen  über  den 
Volkswohlstand.  Er  fand  allgemeine  Anerkennung  beim  Publi- 
kum, seine  Auditorien  waren  stets  gefüllt,  und  in  den  Behörden 
war  die  mnze  junge  Beamtenschaft  in  diesem  Geiste  thätig. 
Hochgestellte  Staatsmänner  waren  mit  Kraus  eng  befreundet  und 
erwärmten  sich  für  die  Ideen  des  Schotten  nach  seiner  Inter- 
pretation;  von  Schrötter,  von  Auerswald,  von  Schön  und  zahl- 
reiche minder  bedeutende  Männer  waren  seine  Schüler.  Stein, 
Hardenberg  und  Dohna  waren  Anhänger  der  neuen  Lehre.  Kraus' 
Ziel  war  nach  Koscher,  die  Staatsverwaltung  seines  Vaterlandes 
mit  dieser  neuen  Volkswirtschaftslehre  zu  verflechten,  und  sein  Ein- 


(Preiflschrift).  H.  Albrecht:  Unsere  ehemalitre  Znnft-  und  Innongs- 
▼erCaasoDg  und  die  Gewerbefreiheit  in  Preufsen.  Danzig  1825.  Als  £r- 
ffänzang  za  dem  Gesagten  sei  auch  auf  die  Ausführunffen  Robrscheidts 
(Vom  Zunftzwange  zur  Gewerbefrei  bei  t,  Berlin  1898  S.  185—196)  hingewiesen, 
m  welchen  er  die  Stellung  Justis,  6.  F.  Lamprechts  (der  Verfasser  des 
noch  öfter  zu  erwfihnenden  Werkes:  Von  der  Iwamenüyerfiftssnn^  und  Ver- 
waltuns  u.  s.  w.,  Berlin  1797,  welches  Ubri^j^ns  auch  Rohrscheidt  f&r  das 
erste  Buch  seiner  Ausführungen  ausgiebig  benutzt)  in  einem  früheren 
Werke  (Versuch  eines  vollständigen  Systems  der  Staatslehre,  Berlin  1788) 
des  Physiokraten  Schmalz  und  des  Smithianers  J.  F.  £.  Lotz  erOrtert. 
1  Koscher  a.  a.  O.  S.  598.  ^ 
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flri£B  auf  die  preu&ische  Beformgesetzgebuog  ist  in  der  That  an- 
▼erkennbar  ^ . 

Zu  dieser  Verbreitung  der  neuen  Theorien  kam  der  Ein- 
flufs  der  Napoleonischen  Praxis.  Unter  dem  Druck  der  kriege- 
rischen Erfolge  Kapoleons  wurde  vielfach  in  deutschen  Staaten 
die  Gewerbefreiheit  eingeführt  In  Frankreich  hatte  das  Gesetz 
▼om  17.  März  1791  die  Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe 
ausgesprochen  und  die  Innungen  aufgehoben.  Die  von  Napoleon 
annektierten  Gebiete  erhielten  ohne  weiteres  die  Gewerbemdheit 
nach  franeösischem  Muster,  in  Hessen-Kassel,  Bremen  und  Ham- 
burg geschah  es  unter  dem  Druck  des  Eroberers.  Im  König- 
reich Westfalen  richtete  man  1808  die  französische  Gewerbe- 
fi^iheit  ein,  in  Bayern  gab  man,  allerdings  nicht  unbedingt,  den 
Gewerbebetrieb  schon  am  16.  März  1804  fi^.  Preufeen  beschritt 
1808  in  seinen  östlichen  Gebieten  zuerst  grundsätzlich  diese 
Bahn  und  führte  1810  für  sein  ganzes  Gebiet  im  damaligen 
Umfang  die  allgemeine  Patentsteuer  ein.  Nachdem  Hessen- 
Nassau  noch  diesen  Schritt  gethan  hatte,  begann  aber  überall 
in  Deutschland  wieder  die  reaktionäre  Bewegung. 

Die  litterarische  Fehde  über  die  Frage:  Zünfte  oder  nicht 
Zünfte  oder  aber  Reform  derselben  kam  seit  dem  letzten  Drittel 
des  vorigen  Jahrhunderts  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  mehr 
zur  Ruhe,  nur  wurde  sie,  je  nachdem  sie  mehr  oder  minder  im 
Vordergrunde  des  öffentlichen  Interesses  stand ,  mehr  oder  we- 
niger lebhaft  erörtert.  Im  Wechsel  der  Zeiten  verschob  sich 
aber  das  Thema;  es  war  gegen  1845  schon  ein  anderes  als  um 
1810,  die  Differenz  ist  beim  Vergleich  der  Gegenwart  mit  jenen 
Zeiten  noch  weit  gröfser.  Die  obige  Frage  könnte  heute  gar 
nicht  mehr  so  gefa&t  werden,  die  geschichtliche  Erfahrung  ver- 
langt einen  ganz  anderen  Standpunkt,  besonders  mit  Rücksicht 
auf  die  heutige  gewerbliche  und  industrielle  Entwicklung.  Man 
kämpfte  1845  nicht  mehr  wie  unter  dem  au%eklärten  Despotis- 
mus, um  den  Ehrbarkeitsdünkel  der  Handwerker,  um  die  Aus- 
schliefsung  der  unehelich  Geborenen,  um  den  Kult  mit  der  Lade, 
um  all  die  „lächerlichen^  Ceremonien  u.  a.  m.  Die  Frage  war 
1810/11  und  1845  tiefer  und  wirtschaftlich  bedeutender:  es  galt 
Freiheit  oder  Gebundenheit,  und  nach  einer  Überspannung  des 
liberalen  Princips  1810  einigte  man  sich  1845  auf  einen 
Mittelweg. 

Zum  Schlufs  dieser  Skizzierung  der  litterarischen  Bewegung 
sei  es  gestattet,  in  wenigen  Hauptzügen  den  Streit  der  Zunft* 
gegner  und  -Freunde  darzulegen,  wie  er  sich  in  einigen  der 
besten  monographischen  Bearbeitungen    in  jener  Zeit  darstellt^. 

Die  Verteidiger   wie   die   Gegner  der  Zünfte  operierten   in 


^  Aufser  Röscher  conf.  hierüber  D  i  e  t  e  r i  c  i ,  „  Volkswohlstand'*  Berlin 
1846  und  die  Einleitung  zuRraus'  „Staatswirtschaft''  Bd.  5,  Königsberg  1811. 
*  conf.  die  oben  genannten  Schriften  darüber. 
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der  Hauptsache  immer  mit  demselben  Fonds  von  Beweisgründen. 
Die  Zunftgegner,  welche  sich  meist  in  ihrer  Argumentation  an 
die  Physiokraten  und  Adam  Smith  anschlössen,  verwarfen  die 
Innungsprivilegien  als  verjährte  Statuten,  als  eigenmächtige 
Satzungen  und  Gewohnheitsrechte  zweifelhaften  Ursprungs.  Den 
gemäfsigten  Reformern  waren  die  Innungen  ehemals  heilsame 
Anstalten,  die  nur  mifsbräuchlich  zu  Ausschliefsungsverbänden 
wurden.  Die  Schäden,  welche  man  von  dieser  Seite  wirklich 
als  solche  anerkannte,  meinte  man  durch  wenige  Reformen  be- 
seitigen* zu  können.  Die  Anhänger  der  Gewerbefreiheit  waren 
damit  nicht  zufrieden.  Sie  verlangten  für  den  Einzelnen  das 
Recht  der  freien  gewerblichen  Bethätigung,  die  freie  Wahl  der  An- 
wendung der  persönlichen  Kräfte  und  iG^ien  gewerblichen  Wett- 
bewerb. Die  Zunftschranken  sollten  beseitigt  werden,  und  jeder 
beliebig  viele  und  beliebige  Gewerbe  zugleich  betreiben  können. 
Die  von  den  Zünftlern  als  Folge  hiervon  erwartete  Schädigung 
des  Publikums  bestritt  man  oder  gab  sie  höchstens  in  sehr  be- 
schränktem Mafse  zu,  weil  das  Publikum  sein  Interesse  am 
besten  kannte  und  bei  Ungeschickten  und  Unredlichen  nicht  ar- 
beiten liefs. 

Der  Nepotismus,  welcher  häufig,  besonders  bei  den  ge- 
schlossenen Gewerken,  die  Meisterstellen  zu  erblichen  Ämtern 
gemacht  hatte,  wurde  auf  das  schärfste  angegrifien.  Die  Zunft- 
verfassung, behauptete  man,  hielte  die  technische  Vervollkomm- 
nung der  Handwerke  auf,  indem  der  Konkurrenzneid  die  Ein- 
führung etwaiger  auf  der  Wanderschaft  erworbener  technischer 
Verbesserungen  nicht  erlaubte.  Von  der  ft-eien  Konkurrenz  ver- 
sprach man  sich  wohlfeilere  und  bessere  Arbeit  und  von  der 
Verbilligung  der  Unterhaltsmittel  Vermehrung  der  Bevölkerung. 
Man  hielt  die  Gewerbefreiheit  ftlr  das  naturgemäfse  Resultat  der 
ganzen  menschlichen  Entwicklung.  Der  Eigennutz  wurde  als 
die  richtige  Triebfeder  zur  Entbindung  der  Kräfte  des  Einzelnen 
und  als  Regulator  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  betrachtet.  Dem 
Fähigen  soute  damit  fi^ie  Bahn  geschafien  und  der  Weg  zum 
W^ohlstand  nicht  versperrt  werden.  Nur  ohne  den  Zunftzwang 
könnten  sich  die  Gewerbe  der  beständig  wachsenden  Nachfrage 
natürlich  anpassen. 

Die  Schliefsung  von  Gewerken  wäre  widersinnig,  weil  die 
Höhe  des  Bedarfs  sich  nicht  genau  feststellen  liefse.  E^  sollte, 
wie  e8  Adam  Smith  verlangt  hatte,  das  Recht,  welches  jeder 
unzweifelhaft  hatte,  die  Früchte  seines  Fleifses  zu  geniefsen,  als 
ältestes,  heiligstes  und  unverletzlichstes  Eigentumsrecht  des  Men- 
schen nicht  angetastet,  und  die  Benutzung  der  eigenen  Arbeits- 
kraft, des  einzigen  Schatzes  des  armen  Mannes,  nicht  gehindert 
oder  beschränkt  werden.  So  war  man  entrüstet  über  die  Aus- 
schliefsung  der  unehelich  Geborenen  und  der  anderen  „Unehr- 
lichen^.     Hoffmann  ^    erklärte    es    für    Anmafsung,     dafs    die 
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unehelich  Geborenen,  welche  der  Staat  zu  den  höchsten  Ehren- 
steilen  zuliefse,  nicht  einmal  Schuster  oder  Schneider  werden 
könnten,  das  zarteste  Gewissen  könnte  fllr  solche  keinen  Grund 
zur  Unehrlichkeit  finden.  Lehrjahre  hielt  man  fUr  etwas  mehr 
oder  minder  Überflüssiges.  Man  verwarf  deren  feste  Dauer; 
manche  Gewerbe  wären  so  leicht,  dafs  sie  in  wenigen  Wochen, 
ja  Tagen  oder  Stunden  erlernt  werden  könnten,  wozu  die  In- 
nungsbriefe Jahre  verlangten  und  damit  die  Fähigen  auftiielten. 
Die  Gesellenzeit  bezeichnete  man  als  organisierte  Ehelosigkeit, 
welche  die  guten  Sitten  und  das  spätere  Familienglück  unter- 
grübe. Man  verwarf  den  Wanderzwang,  obwohl  manche  der 
Gegner  nicht  den  Nutzen  des  Wandems  überhaupt  in  Abrede 
steUten.  Das  auf  der  Wanderschaft  Erlernte  bliebe  unter  den 
bestehenden  Verhältnissen  nutzlos,  bei  der  Freiheit  der  Gewerbe 
würden  die  wohlhabenden  Meister  zur  Genüge  technische  Ver- 
besserungen einfuhren.  Das  Wandern  und  die  Zehrpfennige  ver- 
leiteten nur  zu  Müfsiggang,  Betteln,  Landstreichen  und  Lieder- 
lichkeit. Alle  Mifsbräuche,  behauptete  man,  welche  dje  Reformen 
seit  1732  in  Preufsen  und  wo  anders  hätten  abstellen  wollen, 
wären  mehr  oder  minder  bestehen  geblieben,  so  die  Mifsstände 
beim  Meisterwerden,  die  Chikanen  beim  Meisterstück,   die  kost- 

Sieligen  und  veralteten  Meisterstücke ,  die  Prellereien,  die  der 
eisteraspirant  erfuhr  u.  s.  f.  Bei  alledem  wäre  das  Meister- 
stück gar  keine  ausreichende  Garantie  fUr  den  späteren  tüch- 
tigen Gewerbebetrieb.  Dazu  gehörten  vielmehr  Lebenserfahrung, 
auf  das  Handwerk  bezügliche  ökonomische  Kenntnisse,  Sparsam- 
keit, gute  Behandlung  der  Kunden,  Klugheit  und  Charakter- 
tüchtigkeit. Aufserdem  könnten  viele  Fehler  beim  Meisterstück 
ein&ch  durch  Geld  gehülst  werden. 

Erst  mit  der  Beseitigung  der  Zünfte  könnte  der  grofse  Segen 
der  Arbeitsteilung,  den  Adam  Smith  kennen  gelehrt  habe,  ein- 
treten ,  weil  bei  der  starren  Abgrenzung  der  Gewerbe  jeder  nur 
auf  ganz  specielle  Arbeiten  bescnränkt  war.  Erst  dann  würden 
auch  die  zähllosen  kostspieUgen  Prozesse  über  die  Abgrenzung 
der  Arbeitsgebiete  verschwinden.  Unter  der  bestehenden  ^werb- 
lichen Verfassung  könnte  eine  Anpassung  an  den  kulturellen  und 
wirtschaftlichen  Fortschritt,  an  die  sich  ändernden  Bedürfiiisse 
und  Moden  nicht  stattfinden.  Neue  Erfindungen  träten  ins  Leben, 
alte  Gewerbe  versänken  und  neue  kämen  auf;  der  Zunftzwane 
hinderte  aber  jeden,  das  untergehende  Gewerbe  zu  verlassen  und 
einem  verwanaten  sich  zuzuwenden.  Überdies  würde  die  Elnt- 
wicklung  des  Neuen  dadurch  aufgehalten. 

Man  griff  die  monopolistischen  Tendenzen  der  alten  Hand- 
werksverfassung  an,  auch  das  Taxwesen,  welches  keinen  Unter- 
schied zwischen  schlechter  und  guter  Ware  machte.  Vor  allem 
wandte  man  sich  aber  ge^en  die  äufserst  zahlreichen  (Gerechtig- 
keiten aller  Art,  welche  als  das  gröfste  Hindernis  des  Übeif^angs 
zur  Freiheit  erschienen  und  sich   bei  den  Reformen   m  Preufsen 
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in  der  That  auch  als  solches  erwiesen.  Die  Radikalen  sahen  in 
ihnen  Qebilde,  die  aller  Vernunft  Hohn  sprachen  und  ohne  wei- 
teres aufgehoben  werden  roüfsten;  die  Gemäfsigten  erkannten 
aber,  dafs  bei  der  innigen  Verknüpfung  der  gewerblichen  Be- 
rechtigungen mit  dem  gesamten  nationalen  Wohlstande  eine  Auf- 
hebung nur  g^en  Entschädigung  stattfinden  konnte  und  schlugen 
zu  diesem  Zwecke  praktische  Mafsregeln  vor.  Die  Hofimann- 
schen  Vorschläge  von  1803  sind  auf  die  spätere  preufsische 
Entschädigungsgesetzgebung  sogar  von  bedeutsamem  Einflufs 
gewesen. 

Demgegenüber  kurz  die  Meinungen  der  Zunftireunde.  Sie 
wollten  die  Zünfte  beibehalten  zur  Sicherung  der  Existenz  der 
Gewerbetreibenden,  zur  Sicherung  eines  die  Nachfrage  befirie- 
digenden  Quantums  und  Quales  der  gewerblichen  Produkte.  Sie 
verteidigten  alles,  was  man  an  den  Zünften  tadelte :  Geselleniahre, 
Wanderjahre,  Zehrgeld,  Lehrjahre,  Meisterstücke,  Gerechtigkeiten 
u.  s.  w.  Wenige  Reformen  erschienen  ihnen  ausreichend.  Man 
polemisierte  scharf  ge^en  die  Theorie  der  Physiokraten  und  des 
Adam  Smith,  bisweilen  mit  recht  geringem  Glück,  oft  aber  auch 
dem  übertriebenen  Radikalismus  der  Zunftfeinde  gegenüber  mit 
zutreffenden  Gründen.  Die  neuen  Theorien  erklärte  man  iür 
Gebilde  der  Studierstube,  deren  praktische  Erfolge  erst  einmal 
abgewartet  werden  müfsten.  Selbst  wenn  sie  in  Frankreich  rea- 
lisiert sich  als  nützlich  erwiesen,  so  wäre  damit  noch  nicht  der 
Beweis  der  Richtigkeit  für  I^änder  mit  anderer  Verfassung,  wie 
Deutschland,  erbracht.  In  der  Behauptung,  dafs  freie  Konkurrenz 
wohlfeilere  und  bessere  Arbeit  lieferte,  sah  man  nur  ein  blasses 
Theorem.  Man  war  im  Gegenteil  überzeugt,  der  zünftige  Ar^ 
heiter  könnte  als  Specialist  viel  vollkommener  und  daher  wohl- 
feiler arbeiten.  Weifs^  gab  zu,  dafs  zünftige  Arbeit  vielleicht 
etwas  teurer  wäre,  dafür  stände  sie  aber  an  Qualität  weit  höher. 

Man  hielt  die  Handwerkervereinigungen  für  die  Gewähr 
einer  guten  Verteilung  des  Wohlstandes  unter  den  Gewerbe- 
treibenden; die  Geweroefreiheit  würde  zahlreiche  Arme  und  nur 
wenige  Wohlhabende  zur  Folge  haben.  Das  Pfuschertum  würde 
blühen  und  Schundware  geliefert  werden;  Ordnung,  Fleifs  und 
Sittlichkeit  würden  aus  dem  Handwerk  verschwinden.  Zum  Segen 
des  Handwerkers  schränkte  also  das  Zunftwesen  die  bürgerliche 
Freiheit  ein  wenig  ein.  Nicht  alles  wären  Mifsbräuche,  was  man 
dafUr  erklärte,  die  wenigen  wirklichen  Mifsstände  müfsten  bei 
einer  strikten  Durchflihrung  des  Reichsgesetzes  von  1731  auf- 
hören. Man  übersah  dabei  allerdings,  dai's  selbst  die  energische 
preufsische  Regierung  mit  dem  Reichsgesetz  in  dieser  Richtung 
nur  bescheidene  Erfolge  gehabt  hatte.  Die  veralteten  und  oft 
zur  Karikatur  gewordenen  Innungsbräuche  waren  geblieben. 
Es   waren   nicht    die   zahlreichen    und   überflüssigen  Zusammen- 
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künfte  der  Meister,  die  häufigen  Trinkgelage,  die  Schikanen  bei 
Erlangung  des  Meisterrechts  u.  a.  beseitigt.  Die  Innungsfreunde 
hielten  die  Konkurrenz  innerhalb  der  Zünfte  für  ausreichend. 
Preisverabredungen  könnten  bei  Gewerbefreiheit  wie  bei  Gewerbe- 
zwang stattfinden.  Dem  Ruf  nach  Freiheit,  um  dem  Talent 
freie  Bahn  zu  schafi^en.  stand  Weifis  skeptisch  gegenüber,  weil 
die  Genies  doch  recht  selten  wären. 

Die  Beschränkung  der  Lehrlingszahl  hielt  er  wie  Rau^  für 
heilsam  im  Interesse  der  Ausbildung  des  Lehrlings,  weil  dem 
einzelnen  Lehrling  dann  desto  mehr  Fleifs  und  Aufmerksamkeit 
gewidmet  werden  könnten.  Die  Gesellenjahre  verteidigte  man, 
ebenso  die  Mutzeit,  um  die  Geschicklichkeit  und  den  Charakter 
des  Meisteraspiranten  kennen  zu  lernen  und  demselben  Gelegen- 
heit zur  Orientierung  in  seinem  künftigen  Wohnorte  zu  geben. 
Die  Meistergebühren  und  sonstigen  Kosten  pries  man  ab  ein 
heilsames  Mittel,  den  Geselten  zur  Sparsamkeit  zu  erziehen. 
Man  gab  den  Gegnern  zu,  dafs  das  Meisterstück  bisweilen  ver- 
altet und  nicht  immer  eine  Garantie  späterer  Tüchtigkeit  wäre, 
wohl  aber  hielt  man  es  in  jedem  Falle  für  besser  als  keines,  und 
wer  nicht  tüchtig  wäre,  sagte  man,  erhielte  bei  Gewerbegebunden- 
heit ebenso  wie  bei  Gewerbefreiheit  keine  Arbeit  Alle  ohne 
Unterschied  zum  Handwerk  zuzulassen,  hielt  man  für  über- 
triebene  Aufklärung.  Die  Erhaltung  eines  ehrbaren  Handwerks 
wäre  dem  Staate  nützlicher  als  eine  Humanität,  welche  durch 
die  Zulassung  der  meist  verwahrlosten  unehelichen  Kinder  und 
andrer  zweifelhafter  Elemente  das  Handwerk  verdürbe.  Es 
sollte  nicht  unbeschränkte  Gesellenhaltung  gestattet  werden,  denn 
das  förderte  die  grolsindustrielle  Entwicklung  und  machte  das 
Handwerk  nahrlos. 

Man  hielt  den  Erfolg  der  Gewerbefreiheit  für  ungewifs,  aber 
selbst  wenn    der  ft^ie  Wettbewerb    gut  wäre,    so   schiene   eine 

Elötzliche  Einführung  sicherlich  ein  Übel  zu  sein.  Was  die  Li- 
eralen  als  günstige  Resultate  der  Gewerbefreiheit  in  Holland 
und  in  Teilen  der  Schweiz  priesen,  führten  die  Zunftfreunde  auf 
andere  Ursachen  zurück.  Sie  wiesen  auf  die  deutsche  Ver- 
gangenheit hin,  wo  die  Kaiser  mehrmals  die  Zünfte  aufhoben, 
sie  aber  als  nützlich  und  notwendig  immer  wieder  einführten, 
und  wo  das  Handwerk  unter  dieser  Verfassung  blühend  und 
angesehen  wurde.  Man  verkannte  dabei,  dafs  es  sich  bei  den 
früheren  Aufhebungen  nicht  um  die  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit,  sondern  um  die  Entscheidung  gehandelt  hatte,  ob  der 
Kaiser  oder  die  Städte,  das  Stadtregiment  oder  die  Zünfte  mäch- 
tiger sein  sollten;  man  übersah  ferner,  dafs  eine  andere  Zeit 
notwendig  andere  Forderungen  stellen  mufste. 

Die  konservativ-zünftlerische  Richtung  betrachtete  schliefs- 
lieh  die  neuen  liberalen  Bestrebungen  als   gefährlichen  revolutio- 
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nären  Radikalismus,  den  die  Regierungen  im  Staatsinteresse 
unterdrücken  müisten.  Man  durfte  nach  Weifs'  Meinung  die 
alten  wohlbegründeten  Institutionen  und  Rechte  der  Gewerbe- 
treibenden nicht  antasten,  wollte  man  die  Revolution  nicht  herauf- 
beschwören. Das  letztere  war  in  der  That  unter  Friedrich  Wil- 
helm II.  mit  ein  Urund  zur  Vermeidung  von  Reformen,  blieb 
doch  selbst  unter  Friedrich  Wilhelm  III.  Kraus,  wie  sein  FVeund 
Auerswald  erzählt^,  wegen  seiner  „zwar  liberalen,  aber  gewifs 
echt  patriotischen  politischen  Grundsätze**  nicht  ohne  Anfechtung 
und  wurde  seinen  Vorgesetzten  verdächtigt,  so  dafs  er  Auers- 
wald stets  um  Vernichtung  oder  Rücksendung  seiner  Briefe  bat. 
Damit  mögen  diese  wenigen  Bemerkungen,  die  nicht  er- 
schöpfen, sondern  nur  andeuten  sollten,  abgeschlossen  sein. 

1  Koscher  S.  614. 
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Die  Behandlung  des  Gewerbewesens  im  Landrecht 
und  seitens  der  Verwaltung  von  1780— 1806\ 


Von  1740—1806  ist  in  Preufsen  auf  dem  Gebiet  des  Hand- 
werksrechtes  nichts  grundlegend  Neues  geschaffen  worden.  Man 
sah  sich  genötigt,  einige  Teile  des  Reichsschlusses  von  1732,  be- 
sonders soweit  sie  einige  nicht  ausrottbare  Mifsbräuche  betrafen, 
unter  Androhung  strenger  Strafen  in  Erinnerung  zu  bringen, 
ohne  dafs  man  jedoch  Abstellung  derselben  erreicht  hätte. 
Wichtig  ist  aber  aoch  die  Kodifikation  des  allgemein  Geltenden 
im  Handwerkerrecht,  wie  sie  im  Landrecht  flir  die  pi-eufsischen 
Staaten  von  1780 — 1794  vorgenommen  wurde. 


§  1.    Die  Entstehung  des  Allgemeinen  Landrechts  mit  Bezug 
auf  Handwerker,  Kfinstler  und  Fabrikanten. 

Die  Entstehung  des  Allgemeinen  Landrechts  mit  Bezug  auf 
Handwerker,  KünsSer,  Fabrikanten  und  andere  Zweige  der  Er- 
werbsthätigkeit  ^  entsprach  im  wesentlichen  genau  derjenigen  der 
anderen  Rechtsmaterien.  Die  Excerpierung  aus  dem  römischen 
Recht,  der  erste  Teil  der  Vorarbeit,  kam  flir  die  Handwerker- 
zünfte nicht  in  Betracht,  da  eine  ähnliche  Materie  im  römischen 
Recht  nicht  abgehandelt  wird.  Die  Vorarbeiten  zum  ersten  Ent- 
wurf dieses  Teils  des  Gesetzbuches  fehlen  in  den  Akten  ganz. 
Es  ist  jedoch  sehr  wahrscheinlich,  dafs  der  Geheimrat  Baum- 
garten, einer  der  von  Carmer  gewählten  Gehilfen,  der  Ver- 
msser  ist 


*  Hierzu  siDd  benutzt  die  Materialien  zum  A.L.R.  aus  dempreuCsiBcheD 
Justizministerium  Bd.  12,  18,  16,  43,  45,  75,  82  und  88.  Dr.  M.  J.  Euler: 
Geschichtliche  Einleitung  in  das  Studium  des  Allgem.  preufs.  Landreohts 
(Kamptz:  Jahrbücher  Bd.  82.  Berlin  1828).  Die  letztere  Schrift  beruht 
übrigens  auch  auf  den  Materialien  im  Justizministerium. 
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Nach  den  InteDtionen,  aus  denen  das  ganze  Qesetzbuch 
entstand,  sollte  dasselbe  rein  subsidiarischen  Charakter  tragen. 
Man  wollte  durchaus  kein  neues  Recht  schaffen,  sondern  nur  das 
bestehende  in  seinen  allgemeinen  Grundzügen  zusammenfassend 
kodifizieren.  Der  Grofse  König  hatte  ausdrücklich  hervorgehoben, 
ohne  hinlängliche  Gründe  sollte  das  lange  bestehende  Recht  nicht 
gfinzlich  umgestürzt  werden.  Alle  mehr  polizeilichen  und  örtlich  ' 
oder  provinziell  verschiedenen  Bestimmungen  wurden  möglichst 
ausgeschlossen.  In  diesem  Sinne  äufserte  sich  Carmer  in  einem 
Briefe  an  das  Generaldirektorium  vom  4.  Juni  1785,  worin  das- 
selbe zur  Monierung  des  Entwurfs  aufgefordert  wurde,  bei  Zunft 
und  Innungswesen  wären  die  bereits  darüber  vorhandenen  Ge- 
setze und  Vorschriften  zu  Grunde  gelegt.  Als  principales  Gesetz 
sollte  das  Reichspatent  und  die  General-Innungsprivilegien  gelten. 
Daher  fiel  der  erste  Entwurf  sehr  kurz  aus ;  er  umfafste  für  die 
Handwerker  und  Zünfte  nur  94  kleine  Paragraphen,  während 
das  endgültige  Gesetz  hierüber  221  Paragraphen  enthielt.  Diese 
94  Paragraphen  gaben  in  kurzer  und  prägnanter  Sprache  das 
Allgemeinste  aus  dem  Inhalt  der  Generalprivilegien,  und  zwar 
bachlich  in  der  Reihenfolge,  wie  sie  die  endgültige  Fassung  beibehielt. 

Die  gesamte  redaktionelle  Thätigkeit  brachte  keine  grund- 
legenden Änderungen,  sondern  besserte  nur  im  Sinne  des 
Rationalismus  dem  Wesen  der  Sache  nach  Unbedeutendes  und 
ftigte  eine  grofse  Anzahl  mehr  specieller  Vorschriften  hinzu. 
Dieser  erste  Entwurf  wurde  zunächt  der  aus  fünf  Mitgliedern 
bestehenden  Justizdeputation  der  Gesetzkommission  zur  Mo- 
nierung vorgelegt.  Ihre  Monita,  welche  eine  geringe  Vervoll- 
ständigung nach  den  Generalprivilegien  der  Handwerkerzünfte 
darstellten,  wurden  im  Dezember  1783  abgeliefert.  Aufserdem 
gaben  auf  die  Aufforderung  Carmers  der  Regierungspräsident 
Tevenar  und  der  Kammergerichtsrat  Gofsler,  von  denen  besonders 
der  letztere  bei  der  Legislation  eine  bedeutende  Rolle  spielte, 
Monita  ab.  Suarez  revidierte  und  glossierte  die  Einsendungen, 
und  nach  den  Monierungen  und  Suarez^  Marginalien  dazu  stellte 
Assistenzrat  Klein  die  Ergänzungen  her.  Suarez  gestaltete  da- 
nach das  Konzept  des  umgearbeiteten  Entwurfs,  den  Carmer 
dann  seinerseits  mit  kritischen  Randbemerkungen  versah.  Darauf 
fertigte  Klein  die  Abschrift  zur  ersten  Drucklegung  an  ^  Carmer 
schrieb  zum  gedruckten  Entwurf  eigenhändig  eine  Vorrede  mit 
der  Aufforderung  an  Fach-  und  Nichtfachleute  des  In-  und  Aus- 
landes, kritische  Erinnerungen  einzusenden,  und  setzte,  um  recht 
viele  zur  Beteiligung  heranzuziehen,  eine  Anzahl  von  Preisen  ftir 
die  besten  Bemerkungen  aus.  Das  geschah  am  20.  März  1785;  als 
letzte  Frist  ftir  die  Einsendung  war  der  80.  Mai  1786  angesetzt. 
Von  des  Grolskanzlers  Hand  rührte  eine  längere  Anmerkung 
zu  dem  Abschnitt  von  den  Handwerkern  und  Zünften  über  die 
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Aufhebung  der  Handwerkerkorporationen  her,  die  weiter  unten 
noch  berührt  wird. 

Au  dieeer  Monierung  ^  beteiligte  sich  das  Publikum  ttber 
Erwarten  zahlreich.  Es  wurden  62  Preisschriften  von  berühmten 
in-  und  ausländischen  Gelehrten  verschiedener  Art,  von  theoreti- 
schen und  praktischen  Juristen,  von  Eaufleuten  und  andern 
Miinnem  des  praktischen  Lebens,  die  durch  ihre  Erfahrung 
manchen  berücksichtigten  Vorschlag  machten,  eingesandt.  Dazu 
kamen  Outachten  und  Vorschläge  von  18  Oberlandes -Justiz- 
koUegien  und  auf  ausdrücklichen  Wunsch  des  Königs  auch  von 
den  Ständen  der  Monarchie,  welche  besondere  Berücksichtigung 
fanden,  aber  flir  das  Handwerkerrecht  weit  weniger  von  Belang 
waren  als  für  die  andern  Rechtsmaterien.  Garmer  hatte  Äufserung 
darüber  gewünscht,  ob  die  Abweichungen  vom  römischen  Recht 
vernunftgemäfs  und  billig,  ob  die  Lücken,  welche  das  römische 
Recht  liefs,  passend  ausgeftallt,  ob  das  ganze  Oesetz,  entsprechend 
seinem  Zweck,  geeignet  wäre,  das  Recht  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft zu  fördern,  und  ob  man  schliefslich  überall  Voll- 
ständigkeit, Klarheit  und  Bestimmtheit  des  Ausdrucks  erreicht 
hätte.  Fast  die  gesamten  Monenten  verbreiteten  sich  nur, 
wenigstens  mit  Bezug  auf  die  vorliegende  Materie,  in  rein 
redaktioneller,  nicht  aber  in  theoretisch -principieller  Art  über 
den  Stoff.  Dazu  kamen  endlich  noch  einige  Korrespondenzen 
des  Orofskanzlers  mit  Gelehrten  zur  Klarstellung  dieses  oder 
jenes  Punktes,  die  aber  fast  gar  nicht  das  Handwerkerrecht  be- 
rührten. Auch  in  der  Presse  beschäftigte  man  sich  nicht  ohne 
Erfolgt  mit  der  Kritik  des  Entwurüs.  Kurz  überall  in  Deutsch- 
land erregte  Preu&ens  Unternehmen  das  Interesse  der  ge- 
bildeten Kreise. 

Die  bei  weitem  ausführlichsten  und  vorzüglichsten  Bemer- 
kungen lieferten  die  Ologauische  Oberamts -Regierung^  und  der 
Instruktionssenat  des  Kammergerichts  ^.  Deshalb  erwähnte  sie 
der  Grofskanzler  auch  besonders  ehrenvoll  in  einem  bezüglichen 
Avertissement.  Von  der  obersten  Behörde  auf  diesem  Gebiete,  dem 
General  -  Fabrikendepartement,  erwartete  der  Grofskanzler  besonders 
wertvolle  Bemerkungen^.  Sie  sollten  den  Entwurf  durch  die 
wichtigsten  Provinzialkammem ,  besonders  mit  Bezug  auf  die 
polizeilichen  Verhältnisse  des  Zunft-,  Fabriken-  und  Handlungs- 
wesens prüfen  lassen  und  darüber  einen  zusammenfassenden 
Bericht  einsenden.  Der  Eingang  dieser  Gutachten  erfolgte  aber 
trotz  wiederholter  Excitatoria  Carmers  erst  .anfangs  1791.  Sie 
wurden  in  umfassender  Weise  berücksichtigt®. 

1  M.  D.  J.  Bd.  48. 
'  coDf.  weiter  unten. 

"  Sie  umfassen  nur  für  diesen  einen  (damals  5)  Titel  den  ganzen 
Folioband  45.  M.  d.  J. 
*  Bd.  66.    M.  d.  J. 
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Ende  1787  war  die  Mehrzahl  der  Monita  eingegangen  und 
wurden  alsbald  nach  den  Anordnungen  und  unter  Leitung  des 
Geheimen  Justiz-  und  Eammcrgerichtsrats  v.  Grolmann^  excerpiert 
und  der  Materie  nach  geordnet.  Dieser  machte  dazu  Marginalien 
und  fügte  eigene  Monita  hinzu.  Darauf  folgte  die  geniale  und 
vielbewunderte  Arbeit  des  Suarez^.  Er  revidierte  an  der  Hand 
eines  Extraktes  sämtliche  Monita,  schrieb  Bemerkungen  am  Rande 
dazu  und  deutete  mit  Begründungen  an,  welche  Vorschläge  an- 
zunehmen und  welche  abzulehnen  wären.  Ek  war  eine  Arbeit 
von  sehr  ^ofsem  Umfange.  In  einzelnen  Berichten  trug  er  dem 
GrofskanzTer  seine  Entschlüsse  vor  und  arbeitete  dann  nach  den 

Simeinsamen  Üonclusis  den  weitaus  gröfsten  Teil  des  Konzeptes  zum 
esetzbuch  aus.  Jeder  Teil  wurde  sogleich  nach  der  Fertig- 
stellung den  jllnf  Mitgliedern  der  Justizdeputation  und  der 
Finanzdeputation  der  Gesetzkomraission  vom  Grofskanzler  zur 
Beratung  zugestellt.  Um  eine  kompetente  Beurteilung  der  ein- 
zelnen Rechtsmaterien  zu  haben,  legte  Carmer  aufserdem  den 
einzelnen  Behörden  dasjenige,  was  unter  ihr  Ressort  fiel,  zur 
Meinungsäufserung  vor,  und  trat  mit  Fachgelehrten  und  Laien 
über  einzelne  Fragen  (besonders  über  das  Handelsrecht  und 
verwandte  Dinge)  in  Korrespondenz.  Die  Abänderungen  wurden 
vom  Könige  genehmigt^.  Eine  Reihe  von  Punkten,  über  die 
man  sich  nicht  einigen  konnte,  wurden  immediat  entschieden, 
jedoch  betraf  das  keinen  Gegenstand  unserer  Materie.  Nach  alle- 
dem wurde  der  Entwurf  vervollständigt  und  dann  nach  und  nach 
der  Presse  übergeben. 

Nach  dem  von  Suarez  entworfenen,  vom  20,  März  1791 
datierten,  Publikationspatent  sollte  das  Gesetzbuch  am  1.  Juni  1792 
in  Kraft  treten.  Aber  auf  Antrag  des  schlesischen  Justizministers 
V.  Dankelmann  wurde  die  Geltung  des  neuen  Rechtsbuches 
suspendiert,  weil  das  Publikum  noch  nicht  genügend  mit  dem 
Inhalt  bekannt  gemacht  wäre,  in  Wahrheit  aber  aus  den  andern 
bekannten  Gründen.  Es  handelte  sich  nämlich  um  einige  zu 
weit  gehende  Bestimmungen,  welche  der  Aufklärungseifer  über 
das  Verhältnis  des  Landesherm  zu  seinen  Unterthanen  aufgestellt 
hatte.  Mehrere,  die  höchste  Staatsgewalt  betreffende  Paragraphen 
wurden  gestrichen  oder  modifiziert,  die  übrigen  Änderungen 
waren  weniger  bedeutsam.  Der  Zeitpunkt  für  die  Geltung  des 
neuen  Rechts  wurde  dann  auf  den  1.  Juni  1794  festgesetzt^.  Das 
Ganze  war,  wie  Euler ^  sagt,  „das  Resultat  angestrengten,  vier- 
undzwanzigjährigen  Nachdenkens  der  trefflichsten,  von  dem 
Wunsche  zur  Gründung  und  Vervollkommnung  dieses  nationalen 
Werks  beseelten   Männer.^     Und  in   der  That,    von  allen  Vor- 

1  Bd.  75.    M.  d.  J. 

«  Bd.  80.    M.  d.  J. 

»  K.-O.  vom  21.  XII.  1790. 

*  Durch  PublikatioDspateut  vom  5.  II.  1794.  ^  _ 
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würfen   darf  man   am  wenigsten   den  der  Leichtfertigkeit  gegen 
die  Verfasaev  des  Landrechts  erheben. 


§  2.    Bemerknugen  zu  den  philosophischen  Grnndla^en  des 
Allgemeinen  Landrechts  ^ 

Die  rechtsphilosophischen  Ideen,  welche  dem  gesetzgeberi- 
schen Werke  zu  Grunde  liegen,  sind  in  dem  von  Suarez  ent- 
worfenen ersten  Publikationspatent  ^  und  vor  allem  in  den 
Grundsätzen  zusammenfassend  niedergelegt,  nach  welchen  die 
Gesetzkommission  bei  der  Beratung  des  Ekitwurfs  vorgehen  sollte. 
Die  ganze  legislatorische  Arbeit  war  vom  Standpunkt  des 
Rationalismus  und  der  eudfimonistischen  Aufklärungsanschauungen 
vorgenommen  worden.  Man  wollte  ein  billiges,  deutliches  und 
bestimmt  abgefafstes  Gesetz  als  notwendige  Bedingung  für  das 
allgemeine  Wohl  und  zur  Sicherung  des  privaten  Glücks  des 
Einzelnen  schaffen. 

Keine  Bestimmung  des  Gesetzbuches  sollte  die  inneren^ 
geistigen  Angelegenheiten  des  Menschen  betreffen,  über  sie  käme 
keinem  Gesetzgeber  eine  Gewalt  zu,  sagten  die  Leitgrundsätze 
für  die  Gesetzkommission.  Jede  Vorschrift  des  Gesetzbuchs 
sollte  zum  Wohl  des  Staats,  d.  h.  nach  der  Terminologie  des 
Landrechts  der  bürgerlichen  Gesellschaft  dienen;  denn  der  Staat 
als  Abstractum  wäre  gar  keines  Wohls  f^hig,  und  die  Rücksicht 
blofs  auf  das  Wohl  des  Regenten,  welches  nur  zu  oft  dem  Wohl 
aller  Bürger  entgegengesetzt  wäre,  erklärte  man  ftir  schädlich 
dem  Staate.  Das  Wohl  des  Fürsten  könnte  zwar,  wie  auch 
das  Wohl  einzelner  Bürger,  öfters  dem  des  Staates  vorangehen, 
aber  immer  nur  scheinbar,  es  müfste  doch  das  Wohl  aller  ins- 
gesamt immer  der  letzte  Zweck  sein. 

Das  Wohl  des  Staatsbürgers  bestimmte  man  nach  drei 
Richtungen,  das  physische,  d.  h.  Gesundheit  und  leibliches  Wohl- 
befinden, das  geistige,  d.  h.  Aufklärung,  und  das  moralische, 
d.  h.  Sittlichkeit.  Die  Förderung  des  Wohls  der  Bürger  erschien 
dem  Gesetzgeber  nur  mittelbar,  durch  äuüsere  Anstalten,  möglich, 
so  blieb  flu*  ihn  die  Beschäftigung  mit  dem  äufseren  Wohl- 
befinden der  Staatsbewohner  die  Hauptsache.  Von  da  aus  be- 
stimmte er  Rechte  und  Pflichten  der  Bürger.  Es  sollte  jeder 
die  Rechte,  welche  er  gleichsam  schon  in  die  Gesellschaft  mit- 
bringt, behalten  und  die  Freiheit  bekommen,  soviel  als  möglich 
Rechte  dazu  zu  erwerben.  Jeder  sollte  unbehindert  thätig  sein, 
aber  auch  andre  ein  Gleiches  zu  thun  nicht  hindern  können. 
Das  Gesetz  wollte  jedem  einen  gewissen  Grad  von  FVeihdt  zu- 
billigen, innerhalb  desselben  mufste  er  sich  aber  Einschränkungen 
gefidlen  lassen ,  weil  bei  einer  weisen  Gesetzgebung  gewib  jeder 


»  Bd.  70  u.  83.    M.  d.  J. 
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weit  mehr  Nutzen  aus  der  Einschränkung  der  Handlungsfreiheit 
anderer  ziehen ,  als  er  durch  die  Einschränkung  der  seinigen 
verlieren  könnte.  Dem  Bürger  sollte  als  „erstes  und  hauptsäch- 
liches Stück  der  gemeinen  Wohlfahrt"  Sicherheit  der  Person, 
des  Eigentums  und  der  Ehre  gegen  OefHhrdungen  von  seiten 
der  Mitbürger  wie  des  Regenten  gegeben  werden,  „denn  nur, 
um  seine  Freiheit  unangetastet  zu  erhalten/  sagte  der  Ver- 
fasser der  Leitprincipien ,  „hat  sich  der  Mensch  zur  bürger- 
lichen Gesellschaft  vereinigt.**  Dazu  trat  als  „zweites  Stück"  der 
Fürsorge  für  die  „bürgerliche  Wohlfahrt"  eine  Gestaltung  des' 
Rechts,  welche  jeden  in  Stand  setzte,  durch  seine  eigene  und 
andrer  Thätigkeit  möglichst  viele  Rechte  hinzu  zu  gewinnen.  Das 
schien  dem  Suarez  auch  der  zweite  Grund,  der  „vernünftiger- 
weise'' den  Menschen  bewegen  konnte,  dem  isolierten  Zustand 
den  gesellschaftlichen  vorzuziehen.  Zu  diesem  Zweck  wurde  dem 
Bürger  Freiheit,  aber  keineswegs  Uneingeschränktheit  gegeben. 
Das  Wohl  der  Gesamtheit  durfte  diese  Freiheit  Einzelner  nicht 
schädigen.  Als  wahre  bürgerliche  Freiheit  bezeichnete  man  die- 
jenige, welcher  Sklaverei  und  völlige  Ungebundenheit  in  gleicher 
Weise  entgegenstehen.  Die  Kürzungen  der  bürgerlichen  Freiheit 
in  der  Sorge  für  das  Wohl  der  einzelnen  Person  sollten  aber 
auf  das  notwendigste  Minimum  beschränkt  werden.  Den  Ge- 
setzen wurde  schliefslich  auch  möglichste  mittelbare  Fürsorge  für 
das  innere  Wohl  der  Bürger  empfohlen;  das  Beste  erhoffte  man 
aber  doch  von  den  Menschen  selbst,  in  dem  Glauben,  wenn  die 
Bürger  hinlängliche  Freiheit  im  Denken  und  Handeln  erhielten, 
so  würden  die  besseren  Elemente  unter  ihnen  schon  von  selber  in 
der  Richtung  wirksam  sein. 

So  wurde  der  Gesetzkommission  aufgetragen,  jede  Materie 
zu  prüfen,  ob  sie  sich  mit  jenen  allgemeinen  Grundsätzen  ver- 
trug, ob  sie  in  der  Fassung  nicht  dunkel  oder  unbestimmt,  nicht 
zu  wissenschaftlich  und  nicht  zu  breit  gestaltet  war,  weil  man 
bei  zu  grofser  Genauigkeit  in  Weitläufigkeiten  endigen  und  zu 
grofse  Kürze  Mängel,  vor  allem  den  der  Dunkelheit,  zur  Folge 
haben  mufste.  Suarez  sprach  es  aber  bescheiden  aus,  dafs  bei 
der  Mannigfaltigkeit  eines  grofsen  Staatswesens  und  der  diver- 
gierenden Interessen  der  einzelnen  Klassen  und  Personen  Voll- 
kommenes zu  erreichen  nicht  möglich  ist.  Das  Streben  ging 
aber  auf  möglichste  Vollkommenheit. 

Manches  hat  man  später  an  dem  Gesetzbuche,  besonders 
von  liberaler  Seite,  getadelt,  so  die  Beibehaltung  der  Zunft- 
verfassung, des  Unterschieds  der  Stände,  der  Adelsvorrechte  u.  a.  m.' 
Die  Verfasser  waren  aber  nicht  radikale  Neuerer.  In  der  An- 
leitung für  die  Gesetzkommission  hiefs  es,  Preufsen  wäre  ein 
Ständestaat,  und  dabei  wollte  man  bleiben,  um  das  Recht  nicht 
zu  beugen.  Die  Stände  hätten  ihre  alten  Reciite,  und  so  lange 
sie  sich  nicht  selbst  dieser  Rechte  begäben,  dürften  diese  in 
keiner   Weise   verletzt   werden.     Ein    Gesetz, 
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verstiefse,  wurde  flir  verwerflich  erkifirt,  weil  ea  einem  Haupt- 
reclitsgrundaatz  entge^n  war :  es  tastete  die  Sicherheit  der  Staats- 
bürger in  ihren  Rechten  an.  Eine  Aufhebung  dieser  Rechte 
durch  den  Landesherrn  erschien  dem  Verfasser  nur  möglich , 
wenn  sie  von  demselben  allein  gegeben  wären;  waren  sie  aber 
aus  Vereinbarung  zwischen  dem  Landesherm  und  den  Ständen 
hervorgegangen,  so  hielt  er  auch  nur  eine  zweiseitige  Aufhebung 
fUr  möglich. 

Diese  rechtsphilosophische  Grundlage  der  gesetzgeberischen 
Arbeit  machte  sich  auch  bei  der  Redigierung  des  Abschnitts 
tlber  das  Handwerkerrecht  geltend.  Von  den  Grundsätzen  des 
Rationalismus  und  dem  Wunsche,  das  allgemeine  und  individuelle 
Wohl  zu  fbrdem,  war  auch  die  praktische  Handwerkerpolitik 
des  ganzen  Jahrhunderts  beherrscht.  Der  volkswirtschaftliche 
Standpunkt  der  Legislatoren  entsprach  dem  damals  in  Deutsch- 
land vorwiegenden.  Es  waren  die  volkswirtschaftlichen  Ideen, 
welche  Justi^  und  noch  mehr  Sonnenfels  in  ihren  Schriften  ver- 
traten, d.  h.  der  Liberalismus  im  Sinne  des  aufgeklärten 
Absolutismus.  Koscher  =^  sagt  in  dieser  Hinsicht  vom  A.L.R. : 
,,W^o  der  Inhalt  die  Volkswirtschaft  berührt,  da  lie&en  sich  zum 
gröfsten  Teil  Paratlelstellen  aus  Sonnenfels  anführen,  nur  dafs 
natürlich  dieser  letzte  rücksichtsloser  und  konseouenter  das  von 
ihm  als  wünschenswert  Betmchtete  anstrebt,  als  eine  Gesetz- 
gebung thun  konnte»  welche  auf  das  Bestehende  mehr  achten^ 
nur  das  schon  jetzt  Mögliche  fordern  und  der  Staats-  wie  Fürsten- 
macht nichts  vergeben  nmfste." 


§  3.    Über  die  Monierung  und  Redaktion  des  Allgemeinen 

Landrechts. 

Die  Vorarbeiten  zum  Gesetzbuch  inhaltlich  erschöpfend  be- 
handeln zu  wollen,  wäre  flir  den  vorliegenden  Zweck  verfehlt. 
Aber  zur  Charakterisierung  des  Geistes,  in  dem  die  monierenden 
Personen  und  Behörden  in  Wirklichkeit  arbeiteten,  soll  wenigstens 
die  Stellung  der  Monenten  und  Redaktoren  in  den  Haupt&agen 
kurz  dargestellt  werden^. 

Carmer  hatte  bei  der  Aufforderung  zur  allgemeinen  Kritik 
alle  um  die  freimütigste  Meinungsäufserung  gebeten.  Dennoch 
trugen  die  gesamten  Monita  zu  unserer  Materie  weit  überwiegend 
einen  rein  redaktionellen  und  nicht  principiellen  Charakter,  ob- 
wohl man  das  erwarten  sollte.  Denn  schon  seit  Ende  der 
siebziger  Jahre  und  in  steigendem  Malse  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts beschäftigte,  wie  gezeigt,  die  Frage  der  Aufhebung  der 

^  conf.  auch:  v.  Rohrßcheidt:  Vom  Zunftzwang  S.  183 ff. 
!  Geschichte  der  Nat-Ök.  in  Deutschland  8.  558. 
^  M.  d.  J.  aufrter  den  }<chon  erwähnten  Blinden  noch  diese:  44,  47, 
48,  50,  51,  66,  69,  71,  77.  80.  ^  , 
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Zttnfte    die    deutsche    nationalökoDomische    Litteratur    und     die 
ö£feDtliche  Meinung  nicht  wenig.    Seihet  die  Monita  des  General- 
Fabrikendepartements ,   von   dem,   als   der  obersten  Behörde  fbr 
die  gewerblichen  Dinge,  man  doch  in  erster  Linie  hätte  Reform- 
vorschläge erwarten    können,    bewegten   sich  nur  in  diesem  all- 
gemeinen Rahmen.     Man  hatte  es,   und   hier  vielleicht  ganz  be-   / 
sonders,    nach    dem    ursprünglichen   Plane  eben    nur   mit   einer  l 
Kodifikation  der  allgemeinen  Grundzüge  des  bestehenden  Rechts  v 
zu  thun,   um   ein  subsidiarisches  Gesetzbuch  zu  den  Provinzial-/ 
gesetzen,   welche  als   principales   Recht  gesammelt   werden  und! 
gelten  sollten,   zu   erhalten.     Man   hielt  sich  strikte  an  das  Be- 
stehende,   wägte   trocken  ab,    ob  dieses  oder  jenes  noch  in  das 
allgemeine    Gesetzbuch    gehörte,    ob    diese    oder  jene    Fassung     \ 
besser  wäre.     Es   wurde  im  grofsen   und  ganzen  nur  im  Geiste 
des  Reichspatents  von  1731  und  der  danach  abgefafsten  Innungs-     l 
Privilegien    sozusagen    korrigiert.      Man    suchte   jede    sachliche     ^ 
Wiederholung  zu  vermeiden,  aufeer  wenn  sie  für  das  Verständnis 
des  Rechtssatzes  unerläfslich  erschien.     Grolmann  gab   noch  bei 
der  Superrevision    der  Monita    als    wesentliche   Vollkommenheit 
des   Gesetzbuches    die   Kürze    an.     Besonders    die    Redaktoren 
Carmer,  Suarez  und  Grolmann  drängten  immer  wieder  auf  Kürze, 
Klarheit   und    Gemeinverständlichkeit.     Sie    hielten,    und    unter 
ihnen  besonders  Carmer,  auf  möglichste  Ausmerzung  aller  Fremd- 
wörter und   technisch  juristischen  Ausdrücke,    ein  Versuch,    der 
bei  dem  natürlich  wenig  entwickelten  Juristendeutsch  nicht  durch- 


Manches  aus  den,  der  Behandlung  der  Handwerker  un^ 
Ztknfte  vorausgehenden  Abschnitten  des  8.  Titels  im  II.  Teil 
war  für  die  Fragen  des  Gewerbefleifses  im  Lande  auch  von 
Wichtigkeit  und  soll  daher  ganz  kurz  hier  mit  hereingezogen 
werden.  Es  war  vor  allem  die  Beziehung  des  Bürgerrechts  zur 
Betreibung  eines  Handwerks,  welche  einer  sehr  eifrigen  Er- 
örterung unterzogen  wurde ;  das  Bürgerrecht  war  fast  völlig 
identisch  mit  dem  Recht  des  Handwerksbetriebs  überhaupt,  im 
Grunde  hauptsächlich  wohl  der  bestehenden  Accisevertassung 
wegen,  obwohl  dieses  Argument  von  den  Monenten  und  Re- 
daktoren nicht  in  den  Vordergrund  geschoben  wurde.  Man  sah 
nach  altem  Herkommen  die  Städte  immer  noch  als  die  aus- 
schliefsUch  berechtigten  Orte  des  Gewerbe-  und  Handelsbetriebes 
an.  Bei  den  Reformgesetzen  des  neuen  Jahrhunderts  spielte 
diese  Frage  dann  wieder  eine  aufserordentliche  Rolle.  Das  Gesetz 
machte  die  Gewinnung  des  Bürgerrechts  zur  unerläfslichen  Be- 
dingung des  städtischen  Gewerbebetriebs  überhaupt.  Die  Definition 
des  Bürgerrechts  blieb  lange  schwankend  und  wurde  nach 
mannigfachen  Vorschlägen  erst  bei  der  grofsen  „Revision  der 
Monitorum^  von  Suarez  und  Carmer  entschieden.  Man  hielt 
im  allgemeinen  an  den  Bestimmungen  des  ersten  Entwurfs  fest, 
dafs    die   Städte   hauptsächlich    zum    Aufenthalt   solch^  Staats- 
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bewohner  bestimmt  wären,  welche  sich  mit  Verarbeitang  and 
Verfeinerung  der  Naturprodukte  und  mit  Handel  beschäftigten, 
und  verlangte  demnach ,  wie  es  die  General-Innungsprivilegien 
thaten,  und  wie  es  auch  das  Gewerbepolizeiedikt  von  1811 
forderte,  die  Gewinnung  des  Bürgerrechts  als  Vorbedingung  für 
diese  Betriebe  in  der  Stadt.  Der  Unterschied  war  1711  nur, 
dafs  die  Gewerbe  nicht  mehr  auf  die  Städte  beschränkt  blieben. 

Nicht  minder  beschäftigte  das  jus  bannarium  die  Monenten. 
Das  Gewerbe  sollte  möglichst  im  Interesse  der  Accise  wie  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.  in  den  Städten  konzentriert  bleiben.  Keiner 
der  Monenten  sprach  sich  für  Aufhebung  desselben  aus,  und  die 
sich  darüber  äufserten,  waren  sich  nur  im  Unklaren,  wie  lang 
die  Bannmeile  sein,  und  von  wo  an,  von  der  Stadtmauer  oder 
der  Mitte  der  Stadt,  ob  in  Lufdinie  oder  die  Landstrafse  ent- 
lang u.  s.  w.,  sie  gemessen  werden  müiste.  Der  schliefsliche 
Wortlaut  des  Gesetzes  (IL  8,  §§  90  —  97)  erklärte  das  Recht 
der  Bannmeile  für  keine  unmittelbare  Folge  des  Stadtrechts;  es 
mufste  die  besondere  Verleihung  durch  den  Landesherrn  nach- 
gewiesen werden.  Wer  innerhalb  der  Bannmeile  städtische  Ge- 
werbe treiben  wollte,  mufste  durch  rechtsgültige  Privilegien 
oder  durch  Verjährung  die  Be&gnis  dazu  nachweisen.  Das 
Meilenrecht  erstreckte  sich  in  der  Regel  auf  solche  Handwerke 
nicht,  welche  bei  dem  Betrieb  der  Landwirtschaft  unentbehrlich 
waren.  Die  Arten  der  auf  dem  Lande  geduldeten  Handwerke 
waren  provinziell  doch  verschieden,  und  so  überliefs  man  das 
Nähere  den  Provinzialgesetzen.  Ähnlich  wurde  die  Bannmeile 
nach  dem  in  Jeder  Provinz  üblichen  Mafse  bestimmt,  weil  man 
die  allerverschiedensten  Vorschläge  in  dieser  Hinsicht  gemacht 
hatte.  Nur  wo  dergleichen  nicht  festgesetzt  sein  sollte,  wurde 
die  Ausdehnung  des  Bannrechts  auf  eine  geographische  Meile 
festgestellt. 

In  Bezug  auf  das  Marktrecht,  über  das  auch  verschiedene 
W^ünsche  geäufsert  waren,  wurde  (II.  8,  §§  103—107)  bestimmt, 
dafs  Messen,  Jahr-,  Wochen-,  Woll-  und  Viehmärkte  in  der 
Regel  nur  in  Städten  abgehalten  werden  sollten.  Wochenmärkte 
konnte  die  städtische  Obrigkeit  unter  Genehmigung  der  Landes- 

Solizeibehörde  anordnen,  Mefs-  und  Jahrmarktsrecht  aber  nur 
er  Landesherr  verleihen.  Auf  Messen  und  Jahrmärkten  durften 
auch  Fremde  ihre  Waren  6*01  verkaufen,  sie  boten  daher  allein 
die  Gelegenheit  zu  freier  Konkurrenz.  Nur  landesherrliche  Ver- 
ordnungen durften  in  diese  Freiheit  einschränkend  eingreifen. 
Dieselben  Rechte  wie  den  Städten  gab  man  den  Mediatstädten. 
Flecken  unterschieden  sich,  um  das  der  Vollständigkeit  halber 
anzuführen,  von  Dörfern  nur  durch  die  ihren  Bewohnern  zu- 
stehende Beftignis,  gewisse  städtische  Gewerbe  zu  treiben,  für 
welche  jedoch  in  den  Flecken  in  der  Kegel  keine  Innungen  er- 
richtet werden  durften. 

Eine  der  öfter  erörterten  Fragen  war  das  Meisterrecht  und 
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was  damit  zusammenhing.  Einer  liberaleren  Auffassung,  als  sie 
die  Generalprivilegien  vei*traten,  b^egnet  man  auch  hier  nicht. 
Nur  den  Gewinn  und  Verlust  desselben  wollte  man  humaner  im 
rationalistischen  8inne  behandelt  sehen.  Erst  die  Strafen,  die 
ausdrücklich  mit  Verlust  der  bür^rlichen  Ehrenrechte  yerknUpft 
waren,  sollten,  nach  der  fast  allgemeinen  Auffassung  der  Mo- 
nenten,  den  Verlust  des  Meisterrechtes  nach  sich  ziehen.  Auch 
auf  andere  Weise  trat  man  dem  tlbertriebenen  Dünkel  der 
„Ehrbarkeit^^  der  Handwerker  entgegen.  Von  den  vorpommer- 
schen  Ständen  wurde  beantragt,  auch  einen  Schinder  zum  Hand- 
werk zuzulassen,  weil  seine  Ausschliefsung  nur  Vorurteil  wäre. 
Aber  Suarez  und  Grolmann  gingen  im  Aufklärungseifer  nicht  so 
weit  und  meinten,  man  sollte  den  Handwerkern  nicht  fruchtlos 
solche  Zumutungen  stellen,  denn  ein  Schinder  würde  ja  doch 
nicht  noch  einmal  lernen  wollen.  In  Bezug  auf  unehelich  Ge- 
borene und  Abkömmlinge  von  Schindern  waren  die  Redaktoren 
allerdings  nachgiebiger.  Sie  sollten  zugelassen  werden,  die  Un- 
ehelichen wenigstens,  wenn  sie  „ad  delendam  nativitatis  maculam^ 
vom  Landesherren  legitimiert  wären.  Man  kam  damit  aber  nur 
zu  dem ,  was  schon  das  Reichsgesetz  und  die  auf  ihm  sich  auf- 
bauenden preufsischen  Bestimmungen   längst  zugestanden  hatten. 

Grolmann  und  Suarez  schienen  von  den  Mitarbeitern  an 
dem  Gesetz  noch  am  meisten  eine  freiere  Auffassung  zu  ver- 
treten. Der  erste  verlangte  mit  mehreren  Monenten  für  die 
Gesellen  die  Elrlnubnis  zum  Wandern  ins  Ausland.  Man  sollte 
sich,  so  wurde  gesagt,  in  dieser  Frage  nicht  durch  kleinliche 
Mifsgnnst  bestimmen  lassen,  und  zudem  stände  das  Ausland 
dem  preufsischen  Staate  durchaus  nicht  an  Kenntnissen  nach. 
Suarez  wollte  aber  bei  der  Verordnung  des  Generaldirektoriums 
vom  24.  März  1783  stehen  bleiben,  welche  die  Erlaubnis  zum 
Wandern  ins  Ausland  der  Kammer  vorbehielt.  Die  Kammern 
pflegten  das  Wandern  aufser  Landes  nur  zu  gestatten,  wenn 
das  betreffende  Handwerk  im  Auslande  florierte,  und  zwar  be- 
kam der  Petent  dann  einen  Reisepafs,  der  ihm  aber  nur  unter 
der  Bedingung  erteilt  wurde,  dafs  sein  Vermögen  im  Lande 
sicher  stand  oder  er  ca.  hundert  Thaler  Kaution  stellte.  Ohne 
Attest  kam  keiner  über  die  Grenzen^.  Diese  Kautelen  ent- 
sprangen im  Grunde  weniger  aus  kleinlicher  Furcht,  dem  Aus- 
lande technische  Geheimnisse  zu  verraten  (denn  es  war  vom 
Ausland  in  manchem  noch  viel  zu  lernen),  sondern  es  waren 
populationistische  Grundsätze  alter  Tradition:  man  wollte  keinen 
Staatsbürger  an  das  Ausland  verlieren. 

Vielfach  wurde  über  Handwerksmifsbräuche ,  den  blauen 
Montag,  die  Verrüfe  u.  s.  w.  geklagt,  aber  dagegen  einzuschreiten 
überUefs  man  den  Polizeibehörden.  Suarez  hielt  (Wr  eine  aus- 
reichende Sicherheit  gegen   die  alten  Mifsbräuche  die  staatliche 


>  Reekr.  vom  10.  IX.  1794. 
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Jarisdiktion ,  welche  an  die  Stelle  der  alten  zünftigen  Gerichts- 
barkeit getreten  war,  und  die  ständige  Au&icht  des  Magistrats- 
beisitzers  über  alle  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Zunft. 
Allerdings  täuschte  er  sich  darin.  Eine  Reihe  schädlicher  MiCs- 
brauche  dauerten  trotzdem  fort^. 

Über  die  wichtigste  principielle  Frage,  die  Aufhebung  der 
Zünfta  ist  nach  den  hier  benutzten  Akten  nicht  vieles  zu  sagen. 
Die  Materialien  des  Justizministeriums  ergaben  aufser  einigen 
Notizen  von  Monenten  keine  Erörterung  dieser  Sache,  und  auf 
dem  Geheimen  Staatsarchiv  hat  sich  trotz  verschiedener  Versuche 
nichts  von  Verhandlungen  über  diesen  Punkt  gefunden.  Da& 
man  an  die  Beseitigung  der  Zünfte  gedacht  hat,  ist  nach  einigen 
Stellen  nicht  zweifelhaft,  aber  in  den  zahlreichen  Monitis  schien 
nichts  anzudeuten,  dafs  diese  Frage  auch  nur  entfernt  die  Ge- 
müter so  beschäftigte,  wie  zu  Anfang  des  achtzehnten  Jahrhimderts. 

Dem  ersten,  dem  Publikum  gedruckt  zur  Kritik  vorgel^^n 
Entwürfe  hatte  Carmer  die  oben  schon  erwähnte  längere  inter- 
essante Anmerkung^  zu  dem  Abschnitt  von  Handwerkern  und 
Zünften  beigefügt.  „Die  Frage",  so  sagte  er,  „ob  die  Auf- 
hebung der  Innungen  und  Zünfte  in  den  Städten  anzuraten  sei? 
ist  in  älteren  und  neueren  Zeiten  ein  wichtiges  Problem  flir  die 
Staatswirtschaftskunde  gewesen.  Die  Gründe,  welche  man  für 
die  bejahende  Seite  der  Frage  anführt,  bleiben ,  wenn  man  den 
Punkt  der  Deklamation,  die  nur  gar  zu  oft  Zunftmifsbräuche 
mit  der  Zunfteinrichtung  selbst  verwechselt,  davon  absondern 
will,  wenigstens  noch  sehr  zweideutig.  Die  in  andern  Reichen 
gemachten  Ejrfahrungen  sind  diesen  Gründen  gar  nicht  günstig 
gewesen.  So  lange  man  aber  nicht  mit  vollkommener  Gewifsheit 
annehmen  kann,  dai's  ein  überwiegend  grofser  Vorteil  für  das 
allgemeine  Beste  dadurch  zu  erreichen  stehe,  solange  mufs  die 
offenbare  Verletzung  althergebrachter  und  gröfstenteils  in  älteren 
Zeiten  gar  nicht  unentgeltlich  erworbener  Rechte,  ohne  welche  die 
gänzliche  Aufhebung  der  Zünfte  gar  nicht  geschehen  könnte^ 
von  einem  solchen  Schritt  billig  zurückhalten.  Wenn  der  Staat 
alle  unbilligen  Erschwerungen  der  Aufnahme  in  Mittel  und 
Innungen  abstellt,  wenn  er  das  Recht  erhält,  Freimeister  anzu- 
setzen oder  auch,  wo  es  die  Not  erfordert,  geschlossene  Mittel 
in  ungeschlossene  zu  verwandeln  und  die  Zunftartikel  zu  re- 
formieren, so  wird  er  im  stände  sein,  den  wirklich  nachteiligen 
Folgen  dieser  Verfassung  nach  Erfordernis  von  Zeit  und  Um- 
ständen vorzubeugen  und  abzuhelfen,  ohne  dagegen  die  nicht  zu 
verkennenden  Vorteile  derselben,  unter  welchen  die  engere  Ver- 
knüpfung der  Bürger  an  ihr  Vaterland  und  ihren  Wohnsitz, 
nebst  der  Unterhaltung  jener  schätzbaren,  beinahe  nur  noch  in 
der  Zunftverbindung  anzutrefifenden  Überbleibsel  der  bürgerlichen 


^  coDf.  weiter  unten. 
«  M.  d.  J.  Bd.  16. 
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Ehre  gewifs  nicht  die  geringsten  sind,  gänzlich  aufopfern  zn 
dürfen/  Diese  Bemerkung  fand  bei  einer  ganzen  Reihe  von 
Monenten  Beachtung,  und,  bezeichnend  genug,  alle  äuiserten  sich 
zustimmend. 

Nur  zwei  Einsender  von  Preisschriften  verbreiteten  sich 
etwas  eingehender  darüber,  ohne  allerdings  zu  einem  andern 
Resultat  zu  kommen.  Diese  beiden  hoben,  ähnlich  dem  Grofs- 
kanzler,  hervor,  die  Zünfte  hätten  ihr  Recht  in  alten  Zeiten 
durchaus  nicht  unentgeltlich  erworben  und  könnten  folglich  auch 
ohne  Verletzung  der  Gerechtigkeit  nicht  aufgehoben  werden. 
Dieses  Argument  wurde  bis  zum  Jahre  1845  immer  und  immer 
wieder  bei  der  Aufhebung  und  Entschädigung  der  gewerblichen 
Berechtigungen  geltend  gemacht.  Die  beiden  genannten  Monenten 
konnten  keine  Möglichkeit  schädlicher  Auswüchse  und  unheilbarer 
Mifsstände  bei  den  Zünften  in  einem  gut  geordneten  Staate  wie 
Preu&en  sehen  und  rieten,  das  Alte  nicht  eher  zu  zerstören, 
bis  man  Ersatz  dafür  hätte.  Die  Gesetze  sorgten  ausreichend 
daftir,  dafs  die  Zünfte  nicht  wie  bisher  der  Sammelplatz  für 
„Vervorteilungen",  Betrügereien  und  Monopolien  wären,  welche 
sich  meistens  als  Grund  des  öffentlichen  Mifskredits  dieser  In« 
stitution  zeigten. 

Der  Instruktionssenat  des  Kammergerichts  trat  auch  Carmers 
Meinung  bei,  und  umsomehr,  wie  man  sagte,  da  alle  Hand- 
werkerprivilegien seit  1784  zum  Schluls  den  Vermerk  enthielten, 
dafs  der  König  das  Recht  der  Mehrung,  Minderung  und  Ver* 
besserung  der  Artikel  hätte.  Das  schien  dem  Senat  eine  aus- 
reichende Garantie  gegen  Mifsbräuche.  Das  General-Fabriken- 
departement erklärte  die  Zunftangelegenheiteu  ftir  rein  polizei- 
liche Dinge,  die  von  Zeit  zu  Zeit  neu  geordnet  werden  müfsten; 
der  Landesherr  hätte  sich  ja  auch  das  Recht  dazu  vorbehalten. 
Man  schlofs,  es  wäre  ja  nicht  unmöglich,  dafs  es  einmal  zur 
Aufhebung  der  Zünfte  käme;  aber  an  dem  bestehenden  Recht 
sollte  ftirs  erste  nichts  geändert  werden  Die  Redaktoren  haben 
also  an  nichts  weniger  als  an  eine  Aufhebung  der  Zünfte  ge- 
dacht, wie  sie  das  liberale,  im  Geiste  des  Adam  Smith  gebildete 
Beamtentum  unter  Hardenberg  1810/11  erstrebte. 

Die  Behandlung  einiger  anderer  Fragen  zeigt,-  dafs  man 
wenigstens  im  Rahmen  des  bestehenden  Rechtes  liberal  sein 
wollte.  Zur  Vermeidung  von  Gewerksstreitigkeiten  schlug  ein 
ungenannter  Monent  vor,  der,  welcher  die  Hauptsache  an 
einem  Fabrikat  machte,  sollte  alle  Nebenarbeiten  selbst  fertigen 
und  zu  dem  Zwecke  Gesellen  und  Künstler  beliebig  halten 
können.  Da  nach  Suarez'  Meinung  jeder  Künstler  zweifellos 
ftlr  einen  Handwerker  arbeiten  konnte,  nahm  man  in  das  Ge- 
setzbuch ftlr  die  Handwerker  nichts  hierüber  auf.  Grolmann 
wünschte  die  Geschlossenheit  der  Zünfte  überhaupt  beseitigt  zu 
sehen,  damit  dem  Einzelnen,  besonders  dem  Geschickten,  freie 
Bahn  zum  Erwerb,   und   für  das  Publikum  durch  erhöhte  Kon- 
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kurrenz  gröfsere  Wohlfeilheit  der  Produkte  geschaffen  würde. 
Wer  als  Meister  nicht  ausreichend  Arbeit  &nde,  könnte  sich  ja 
als  Geselle  bethätigen.  Das  Landrecht  ging  aber  darauf  im 
Princip  nicht  ein,  wenn  auch  die  Praxis  der  Verwaltungsbehörden 
zu  dieser  Tendenz  neigte. 

Der  ungenannte  Monent  erklärte  sich  auch  gegen  die  Fest- 
Setzung  einer  bestimmten  Gesellenzahl  Air  jeden  Meister  als 
ungerechte  Bedrückung  des  Publikums  und  Hinderung  segens- 
reicher Konkurrenz.  Wer  die  beste  und  wohlfeilste  Arbeit 
lieferte,  sollte  auch  das  Recht  am  meisten  zu  arbeiten  haben; 
man  dürfte  billig  das  Publikum  nicht  zwingen,  seine  Arbeit  bei 
einem  ungeschickten  Meister  machen  zu  lassen,  nur  weil  der 
tüchtige  es  allein  nicht  schaffen  könnte.  Suarez  hielt  diese  Be- 
denken durch  das  Gesetz  vom  24.  Mfirz  1783  für  beseitigt^,  welches 
unbeschränkte  Gesellenzahl  und  „mehr  als  einen ""  Lehrjungen 
dem  einzelnen  Meister  zubilligte.  Einer  der  Monenten  möchte 
möglichst  viel  Frauen  als  Gehilfen  zum  Handwerk  zugelassen 
haben,  besonders  in  passenden  Berufen,  um  sie  zu  versorgen 
und  vor  dem  Verfall  in  Unsittlichkeit  zu  bewahren.  Grolmann 
möchte  auch  die  Juden  den  Christen  gleichgestellt  sehen, 
fUgte  aber  gleich  resigniert  hinzu,  dafs  bei  dem  bestehenden 
Vorurteil  dieses  Ziel  wohl  erst  in  einigen  Jahrhunderten  zu  er- 
reichen sein  würde.  Er  verlangte  auch  im  Interesse  der  Hand- 
werker und  des  Publikums  eine  freiere  Gestaltung  des  Handels 
und  für  das  Handwerk  die  Erlaubnis,  in  der  Stadt  zu  hausieren. 
Beides  fand  aber  nicht  Aufnahme  in  das  Gesetzbuch.  Das  mag 
zur  Charakteristik  des  ^Liberalismus^  der  Vorarbeiten,  soweit 
sie  das  Handwerkerrecht  betreffen,  genügen. 

§  4.    Inhalt  des  Allgemeinen  Landrechts,  Teil  H,  Tit.  8, 
Abschn.  3,  nebst  einigen  kommentierenden  Bemerkungen. 

Die  Grundsätze  des  Handwerkerrechts,  welche  auf  dieser 
Basis  entstanden,  sind  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  in  der 
Hauptsache .  die    folgenden :    Ein    unzünftiges   Gewerbe   konnte 

Sder  frei  betreiben,  nur  mufste  er  es  der  Qrtsobrigkeit  anzeigen, 
er  Landesherr  hatte  das  Recht,  neue  Zünfte  zu  errichten, 
Innungsartikel  zu  geben,  geschlossene  Innungen  zu  ungeschlossenen 
zu  machen  und  Freimeister  anzusetzen.  Bei  Ordnung  der  be- 
stehenden Statuten  sollten  aber  billige  Wünsche  der  Handwerker 
Gehör  finden  und  etwa  ftlr  sie  dadurch  entstehender  Nachteil 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  entschädigt  werden.  Das 
Wohl  der  einzelnen  Korporation  oder  einzelner  Individuen  wurde 
nach  den  Grundsätzen  des  Gesetzbuchs^  in  Kollisionsfällen  dem 
allgemeinen  Wohl  nachgestellt,  aber  das  dabei  von  den  Hintan- 

'  Ortloff,  Corpus  juris  opificiarii.   Erlangen  1820,  S.  105  ff. 
«  Einleitung  zum  A.L.R.  §§  74—76.  ^  r 
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gesetzten  zu  bringende  Opfer  hatte  der  Staat  die  Pflicht  zu  ent- 
schädigen. Solche  Befugnisse  standen  zwar  dem  Landesherm 
allein  zu,  aber  einige  adlige  Gerichtsobrigkeiten  hatten  sich  doch 
in  älterer  Zeit  selbst  das  Recht  genommen,  in  ihren  Mediatstädten 
Innungen  zu  privilegieren.  Dergleichen  Innungsbriefe  wurden 
bei  der  groben  Reform  1784/36  mit  den  andern  kassiert  und 
an  ihrer  Stelle  landesherrliche  gegeben.  Bisweilen  hatte  in 
früheren  Zeiten  der  Landesherr  aus  Gnade  diesem  oder  jenem 
Vasallen  die  Berechtigung  zur  Errichtung  und  Privilegierung 
von  Zünften  verliehen.  Daraufhin  wurde  noch  ein-  oder  zwei- 
mal die  Ausübung  dieses  Rechtes  vom  Landesherrn  zugelassen  ^ 
Im  übrigen  fand  die  Neuerrichtung  von  Innungen  nur  in  accise- 
baren  Städten  statt.  In  Flecken  mufsten  sich  die  Handwerks- 
meister zur  Innung  der  nächsten  Stadt  halten.  Man  rechnete 
sie  also  zu  den  Landhandwerkem,  welchen  das  Landrecht  dieses 
Verfahren  „in  der  Regel"  zur  Pflicht  machte ,  wenn  nicht 
besondere  Provinzialgesetze ,  Sonderbestimmungen  oder  rechts- 
verjährte Observanzen  sie  davon  befreiten.  Den  Provinzial- 
gesetzen  überliefs  das  Landrecht  auch  die  Entscheidung  über 
Zulässigkeit  der  Gesellen  und  Lehrlingshaltung  bei  dieser 
Gattung  von  Handwerkern,  mit  Ausnahme  der  Maurer,  Zimmerer 
und  Schmiede,  die,  weil  ihre  Handwerke  nicht  von  der  einzelnen 
Person  betrieben  werden  könnten,  allgemein  dieses  Recht  zu- 
gestanden erhielten. 

Zur  Bildung  einer  Zunft  gehörten  mindestens  drei  in  der 
Stadt  wohnende  Meister.  Schon  durch  eine  alte  Verordnung 
vom  8.  April  1740  war  festgesetzt,  dafs  drei  in  einer  Stadt  auf 
dasselbe  zünftige  Gewerbe  selbständige  Meister  auf  Erteilung 
eigner  Innungsprivilegien  Anspruch  machen  -  könnten  ^ ,  jedoch 
hatte  die  Praxis  in  der  Kurmark  das  nach  Möglichkeit  ein- 
geschränkt und  lieber  den  Anschlufs  an  die  Innung  der  nächsten 
Stadt  verlangt,  wenn  sie  nicht  allzuweit  entfernt  war.  Um  das 
Innungswesen  zu  kräftigen,  wollte  man  die  Korporationen  mehr 
auf  die  gröfseren  Städte  beschränken.  Die  Ausstellung  eines 
neuen  Privilegs  kostete  in  der  Regel  18  —  20  Thaler,  aber  seit 
1791^  war  kein  neues  in  der  Kurmark  erteilt  worden,  und  die 
bisweilen  einlaufenden  Gesuche  der  Art  wurden  abgeschlagen. 
Sank  die  Mitgliederzahl  unter  drei,  so  mufsten  sich  die  Meister 
natürlich  zur  nächsten  Stadt  halten.  In  allen  ihren  Angelegen- 
heiten wurden  die  Zünfte  dem  Magistrat  oder  dem  von  ihm  ver- 
ordneten Beisitzer,  welchen  schon  das  Reichspatent  von  1731 
in  §  !  aUgemein  einführte,  unterstellt  Dieser  wohnte  ihren 
ordentlichen  und  aufserordentlichen  Versammlungen  bei  und  gab 
zu  den  letzteren  seine  Genehmigung.   Ihre  Beschlüsse  beglaubigte 


^  Lamprecht  1.  c. 

»  1.  c.  8.  25. 

»  Reskr.  ans  dem  Gen.-Pabr.-Dep.  vom  27.  V.  ^'^^\,,,^^^Qooq\q 
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er  durch  Beidrticknng  des  Oewerkssiegels  und  Unterschrift.  Bei 
Beschlüssen  über  grundlegende  Veränderungen  mufste  sogar 
obrigkeitliche  oder  landesherrliche  Genehmigung  eingeholt  werden. 
Nur  die  Behörden  stellten  zur  Verhinderung  von  Übervorteilungen 
Taxen  unter  gutachtlicher  Anhörung  der  Zunftfiltesten  auf;  den 
Zünften  war  jede  Preisverabredung  untersagt.  Man  gab  sie 
hauptsächlich  den  Bäckern,  Schlächtern,  Müllern  und  Schornstein- 
fegern. Für  Bäcker  und  Schlächter  bestand  aufserdem  die 
rechtliche  Verpflichtung,  ihre  Stadt  mit  allem  Backwerk  und 
Fleisch  gut  und  ausreichend  zu  versorgen,  und  zu  diesem  Zwecke 
unterstanden  sie  noch  besonderer  Beaufsichtigung.  Die  an- 
gefangene Arbeit  eines  Genossen  konnte  jeder  Meister  nötigen- 
falls vollenden.  Neu  in  die  Zunft  Eintretenden  durfte  das  Meister- 
werden durch  ungewöhnliche  Lasten  nicht  erschwert  werden. 

Hinsichtlich  ihrer  Vermögensverwaltung  waren  die  Zünfte 
an  ganz  feste  Normen  und  obrigkeitliche  Kontrolle  gebunden, 
um  der  Verschwendung,  vor  allem  ftlr  die  groben  und  kost- 
spieligen Gewerksprossesse  aus  geringen  Anlässen,  entgegen  zu 
treten.  Die  Einkünfte  der  Innungen  hatten  gegen  früher  grofse 
Einbufse  erfahren.  Sie  setzten  sich  aus  den  niedrig  und  fest 
normierten  Einschreibe-  und  Lossprechungsgebühren  und  dem 
jährlichen  Mitgliederbeitrag,  der  in  der  Kegel  nicht  mehr  als 
16  Groschen  betragen  durfte,  zusammen. 

Die  zünftigen  Gewerbe  standen  unter  dem  Schutze  des 
Zunftzwanges,  d.  h.  des  Rechtes,  Unzünftigen  (Pftischern,  Bön- 
hasen.  Störern),  abgesehen  von  den  staatlich  privilegierten,  die 
Treibung  eines  zün^gen  Handwerks  innerhalb  des  Zunftdistrikts 
zu  untersagen.  Sie  waren  aber  nicht  zur  eigenmächtigen  Aus- 
übung dieses  Rechts  befugt,  sondern  mufsten  die  Hilfe  der  Orts- 
polizeibehörde, welcher  schnelle  Justiz  zur  Pflicht  gemacht  wurde, 
anrufen.  Den  Pfuschern  wurde  das  Handwerkszeug  genommen 
und  zu  Gunsten  der  Zunftkasse  meistbietend  verkauft.  Bei 
wiederholtem  unbefugtem  Handwerksbetrieb  wurden  sie  aus  dem 
Zunftdistrikt  verwiesen  und  bestraft.  Privatleute,  welche  bei 
Pfuschern  arbeiten  lielsen,  wurden  nur  dann  nicht  bestraft,  wenn 
ihnen  der  Frevler  nicht  erwiesenermafsen  als  solcher  bekannt 
war.  Der  Zunftzwang  erstreckte  sich  jedoch  nicht  auf  Meisters- 
witwen. Sie  konnten  mit  Gesellen  das  Handwerk  ihres  Gatten 
fortsetzen,  auch  die  vorhandenen  Lehrlinge  durch  Gesellen  fertig 
ausbilden  lassen,  wenn  die  Eltern  oder  Vormünder  derselben 
damit  einverstanden  waren ;  sie  durften  aber  nach  ausdrücklicher 
Bestimmung  der  General-Innungsprivilegien  keine  neuen  Lehrlinge 
einstellen,  ja,  es  wurde  hier  sogar  als  Regel  angenommen,  dafs 
der  Lehrling  die  Lehre  überhaupt  bei  einem  andern  Meister  vol- 
lendete. Jedenfalls  schlössen  die  Privilegien  die  Beendigung  der 
Lehrzeit  bei  der  Witwe  aus.  Nur  in  Berlin  bestand  die  gegen- 
teilige Observanz  *,  abgesehen  von  dem  letzten  halben  Lehrja 
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welches  der  Lehrling  bei  einem  Meister  absolvieren  mufste.  Za 
eigenem  Hausbedarf  und  ftar  das  eigene  Gesinde,  soweit  es  Teil 
des  Lohnes  war,  konnte  jeder  auch  Arbeiten  anderer  Zünfte  an- 
fertigen, aufser  wenn  daraus,  z.  B.  bei  Bauanlagen,  Nachteile 
t\ir  Dritte  oder  für  das  allgemeine  Wohl  entstehen  konnten. 
Dann  mufste  ein  sachverständiger  Meister  herangezogen  werden^. 
Als  Gesinde  dienende  Handwerker  durften  nur  für  ihre  Herr- 
schaft gewerbliche  Arbeiten  verrichten.  Keiner  Zunft  war  er- 
laubt, Arbeiten  aus  dem  Gebiet  einer  andern  zu  fertigen. 

Zum  Meisterrecht  war  vor  allem  das  Bürgerrecht  und  ein 
regelrechter  Lehrgang  erforderlich.  Weil  er  verheiratet  war, 
konnte  ein  Geselle  nicht  davon  zurückgewiesen  werden.  Auch 
Majorennität  oder  Mündigkeitserklärung  wurde  gefordert.  Vor 
dem  vollendeten  24.  Lebensjahre  mufste  der  Vater  entweder  den 
Sohn  ausdrückhch  aus  der  väterlichen  Gewalt  entlassen  haben, 
oder  es  mufste  das  Patent  veniae  aetatis  vom  Justizdepartement 
beigebracht  werden.  Als  Qualifikationsbeweise  für  Meister- 
aspiranten wurden  nach  den  Vorschriften  der  Innungsartikel 
verlangt  ein  Lehrbrief,  eine  ordnungsmäfsige  Kundschaft  und 
ein  Meisterstück  nach  den -Vorschriften  des  betrefifenden  Innungs- 

Srivilegs,  welches  nicht  unverkäuflich  und  nicht  zu  kostbar  sein 
urfte,  um  mifsbräuchliche  Erschwerung  der  Erwerbung  des 
Meisterrechts  zu  vei  hindern.  Die  Zunft  Versammlung  prüfte  das 
Meisterstück  und  entschied  nach  Stimmenmehrheit  über  dessen 
Tauglichkeit.  Zur  Vermeidung  von  Schikanen  wurden  die 
Gründe  der  etwaigen  Zurückweisung  vom  Beisitzer  zu  Protokoll 

Sebracht,  dem  Zurückgewiesenen  stand  Beschwerde  an  den 
lagistrat  zu,  der  eventuell  das  Gutachten  einer  benachbarten 
Zunft  einziehen  mufste.  Nach  dreimaligem  unzureichendem 
Meisterstück  wurde  der  Bewerber  ftlr  immer  abgewiesen.  Bei 
Wohnsitzwechsel  konnte  kein  neues  Meisterstück  gerordert  werden, 
es  sei  denn,  dafs  der  Aspirant  bisher  Landhandwerker  war,  weil 
regelmälsig  für  diese  oft  bedeutend  leichtere  Meisterstücke  vor- 
geschrieben waren. 

Hausieren  mit  ihren  Produkten  wurde  den  Handwerkern 
untersagt ;  in  Läden  und  Buden  konnten  sie  jederzeit  inner-  und 
aufserhalb  des  Hauses  ihre  Erzeugnisse  feilbieten,  wenn  nicht, 
wie  unter  dem  Merkantilsjstem  nicht  zu  selten,  Gesetze  den 
Handel  mit  bestimmten  Waren  untersagten.  Ftir  auswärts 
Wohnende  durften  zünftige  Gewerbetreibende  jederzeit  auf  Be- 
stellung arbeiten  und  in  der  Regel  auch  an  fremden  Orten  auf 
Messen  und  Jahrmärkten  frei  und  ungehindert  ihre  Waren  aus- 
Ineten. 

Nur  Zünftigen  und  staatlich  angesetzten  Freimeistem  war 
gestattet,  Gesellen  und  Lehrlinge  zu  halten.  Ein  ehrlich  ver- 
abschiedeter  Soldat  durfte  zwar  ohne  Meisterrecht,    aber  auch 


1  A.L.R.  I,  8,  §§  69  und  70.  DigitizedbyGoOglc 


32  xvn  4. 

nur  ohne  Gesellen  und  Lehrlinge  das  Gewerbe  selbständig  be- 
treiben. Der  Verlust  des  Meisterrechts  trat  bei  wiederholter 
Veruntreuung  anvertrauter  Materialien  und  bei  rechtskräftiger 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehre  ein.  Dies  hatte  übrigens 
auch  den  Verlust  des  Bürgerrechtes  zur  Folge  ^  Als  Lehrlinge 
(wobei  gleich  zu  bemerken  ist,  dafs  alle  Landeskinder  bei  strenger 
Strafe  das  Handwerk  im  Lande  erlernen  mufsten)  hatte  die  Zunft 
auch  unehelich  Geborene ,  wenn  sie  vom  Landesherrn  l^timiert 
waren,  au&unehmen.  Solche  Bewerber,  die  das  Gewerbe  eines 
Schinders  oder  Abdeckers  bereits  betrieben,  körperliche  oder 
gebtige  Mängel  hatten,  konnten  abgewiesen  werden.  Gutsunter- 
Sianenkindcr  sollten   in  der   Regel  beim   Bauernstände  bleiben, 

I'edenfalls  ohne  Erlaubnis  der  Gutsherrschaft  kein  Handwerk  cr- 
emen, auch  nicht  studieren.  Nur  ftir  wissenschaftlich  oder 
künstlerisch  besonders  befähigte  Kinder  und  die,  welche  Air 
Landarbeit  zu  schwach  erschienen,  machte  der  Gesetzgeber, 
vorausgesetzt^  dafs  die  Mittel  dazu  vorhanden  waren,  eine  Aus- 
nahme. Die  Gutsherrschaft  durfte  ihrerseits  aber  auch  gegen 
den  Willen  der  Eltern  oder  deren  Stellvertreter  kein  unter- 
thäniges  Kind  zur  Erlernung  eines  Handwerks  zwingen  ^.  Nach 
dem  Generaljudenreglement  von  1750,  §  11  konnten  Juden 
kein  zünftiges  Handwerk  betreiben.  Gesuche  der  Juden,  ihre 
Kinder  wenigstens  lernen  zu  lassen,  um  im  Ausland  fortzu- 
kommen, wurden  aus  Furcht,  dafs  sie  pfuschen  könnten,  ab- 
gewiesen. 

Die  Wahl  des  Lehrmeisters  stand  den  Eltern  oder  Vor- 
mündern des  Lehrlings  frei,  nur  wenn  keine  Stelle  frei  war, 
konnte  der  Bewerber  bis  zu  einer  Vakanz  zurückgewiesen 
werden.  Die  Lehrzeit  sollte  in  der  Regel  drei  Jahre  betragen, 
bei  einigen  schwierigen  Gewerben,  wie  Goldschmieden,  Seiden- 
wirkem,  Grofsuhrmachern,  Leinewebern,  WoUen&rbem  und 
Schornsteinfegern,  auch  vier  bis  sechs  Jahre  ^.  Die  Pflichten  des 
Meisters  gegen  den  Lehrling,  wie  umgekehrt  des  LehrUngs  g^gen 
den  Meister,  wurden  genau  geregelt.  Der  Meister  mufste  ftlr 
eine  gute  gewerbUche  und  sittliche  Bildung  des  Lehrlings  sorgen. 
Besafs  der  Lehrling,  und  das  war  bei  genauer  Beachtung  eine 
segensreiche  Bestimmung,  bei  der  Aufnahme  nicht  zulängliche 
Kenntnisse  im  Schreiben,  Lesen  und  in  der  christlichen  Sitten- 
lehre, so  mufste  der  Meister  während  der  Lehrzeit  fUr  eine  aus- 
reichende Bildung  Sorge  tragen.  Die  Lossprechung  geschah  in 
keinem  Falle  eher,  als  bis  der  Beisitzer  sich  durch  Prüfung  von 
den  erforderlichen  Kenntnissen  des  Gesellenkandidaten  überzeugt 
hatte. 

Die  Wanderschaft  dauerte  nach  den  General -Innungsprivi- 


1  A.L.R.  II,  8,  §§  54  und  55. 
*  A.L.R.  II,  7,  §§  171—176. 
^  Lamprecht  I.  c. 
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legien  3—6  Jahre,  nach  der  Handwerkerordnung  fUr  Ostpreulsen 
vom  10.  Juni  1733  war  sie  auf  mindestens  2  statt  3  Jahre  herab- 
gesetzt ^.  Die  Militärdienstjahre  rechneten  die  Privilegien  als 
volle  Wandeljahre  an,  in  der  Eurmark  wurden^  jedoch  zwei 
Dienstjahre  als  ein  Wanderjahr  gerechnet  Sonstige  aufser- 
gewerbliche  Dienstjahre  bei  Herrschaßen  rechnete  das  Landrecht 
nicht,  die  G^neralprivilegien  zur  Hälfte.  Je  nach  den  Umständen, 
wegen  Kränklichkeit  und  Schwäche  oder  der  Pflicht,  die  Eltern 
zu  unterstützen,  konnte  die  Kammer  als  Landespolizeibehörde 
Verkürzung  oder  gänzlichen  Erlafs  der  Wanderzeit  gewähren. 
In  der  Kurmark  waren  von  der  Wanderpflicht  aufser  den  speciellen 
Dispensationen  nur  wenige  Handwerke,  z.  B.  Oamweber,  Rade- 
macher und  die  Handwerkersöhne  aus  den  grölsten  preufsischen 
Städten  be&eit,  welche  eingeborene  Bürgerssöhne  waren,  ohne 
jedoch  deshalb  ihre  Gesellenzeit  zu  verkürzen^.  Nach  den 
Greneralprivilesien  war  das  Wandern  aufdor  Landes  nicht  ver- 
boten, das  Allgemeine  Landrecht  wollte  es  aber  als  Regel  nicht 
gestattet  sehen ,  nur  in  besonderen  Fällen  könnte  die  Kammer 
die  Erlaubnis  dazu  geben. 

Die  wandernden  Gesellen  standen  unter  strengster  Au&icht 
der  Obrigkeit,  um  Landstreicherei  und  Verwilderung  derselben 
zu  verhüten.  Sie  mufsten  von  Zeit  zu  Zeit  die  Angehörigen 
ihren  Aufenthaltsort  wissen  lassen,  wenn  sie  nicht  als  verschollen 
angesehen  und  behandelt  sein  wollten.  Gleich  bei  seiner  Ankunft 
in  der  Stadt  mufste  der  Geselle  sich  zum  Gewerk  begeben  und 
seine  Kundschaft  abgeben,  welche  man  während  seines  Ver- 
weilens  daselbst  in  der  Meisterlade  aufhob.  Fehlte  sie  ihm,  so 
wurde  er  zum  letzten  Aufenthaltsort,  eventuell  mit  obrigkeitlicher 
Gewalt,  zurückgebracht;  war  er  aber  gehörig  legitimiert,  so  be- 
mühte sich  der  Zunftälteste  um  Arbeit  für  ihn  und  gab  ihm 
für  die  Zwischenzeit  die  übliche  Unterstützung.  Fand  sich  keine 
Arbeit,  so  mufste  der  Geselle  mit  der  Unterstützung  des  Gewerks 
in  drei  Tagen  weiter  wandern.  Im  WeigerungsfaUe  brachte  ihn 
die  Obrigkeit  mit  Gewalt  fort. 

Der  Arbeitsnachweis  wurde  dadurch  erleichtert,  dafs  der 
Älteste  Listen  über  die  Nachfrage  führte  und  nach  der  Reihe 
der  Anmeldungen  die  Gesellen  den  Meistern  zusandte.  Hierbei 
hatten  jedoch  die  Witwen  und  die  unverschuldet  unglücklichen 
oder  die  kranken  Meister  ein  absolutes  Vorzugsrecht.  Wenn 
keine  Zugewanderten  da  waren,  mufste  der  Witwe  sogar  der 
beste  am  Orte  vorhandene  Geselle  abgetreten  werden,  und  zwar 
konnte  sie  das  dreimal  beanspruchen.  Hatte  ein  Meister  dadurch 
seinen  einzigen  Gesellen  verloren,  so  wurde  ihm  von  dem,  welcher 
die  meisten  Gesellen  hatte,   und   hatten  mehrere  gleichviel,   von 

^  M.  Meyer,  Geschichte  der  preufsischen  Handwerkerpolitik,  Bd.  2. 

'  Lamprecht  1.  c. 

»  DirAtorialreskript  vom  17.  V.  1781.  ^^^^^^  b.GoOQlc 
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dem  jüngsten  unter  ihnen,  einer  abgetreten.  Dem  Meister  stand 
frei,  sich  selber  von  auswärts  Gesellen  zu  verschreiben,  die  man 
ihm  tiberlassen  mufste,  wenn  er  vorher  dem  Altmeister  davon 
Anzeige  gemacht.  Nach  den  General  -  Innungsbriefen  sollten 
Meister  in  der  Regel  nicht  mehr  als  zwei  Gesellen  und  einen 
Lehrling  halten,  bei  aufserordentlichen  Bestellungen  konnte  ihnen 
die  Ortsobrigkeit  mehr  Gesellen  anzunehmen  erlauben.  Das  All- 
gemeine Landrecht  setzte  hinzu,  dals  in  Haupthandlungs-  und 
Seestädten  die  Haltung  von  Gesellen  und  Lehrlingen  nicht  be- 
schränkt sein  sollte. 

Kein  Meister  durfte  die  übliche  Lohn-  und  Kosthaltung  der 
Gesellen,  wie  sie  die  Zunft  unter  Leitung  der  Obrigkeit  fest- 
setzte, überschreiten.  Der  Verpflegung  kranker  Gesellen  wurde 
eine  Reihe  von  Bestimmungen  gewidmet,  welche  dem  Gesellen 
unentgeltlich  Kost  und  Pflege  sicherten,  indem  sie  die  Gesellen- 
kasse  zur  Zahlung  verpflichteten,  und  wenn  diese  nicht  aus- 
reichte, nacheinander  die  Gewerks  ,  Ortskranken-  oder  Kämmerei- 
kasse. Auch  den  Gesellen  gegenüber  war  dem  Meister  zur 
Pflicht  gemacht,  für  sittlichen  und  religiösen  Lebenswandel  zu 
sorgen.  Für  den  Gesellen  wurden  specialisierte  Verhaltungs- 
malsregeln  gegen  den  Meister,  dessen  Familie  und  dessen  An- 
ordnungen aufgestellt,  wie  umgekehrt  auch  ftlr  den  Meister 
gegenüber  seinem  Gesellen.  Aufser  an  staatlich  anerkannten 
Fest-  und  Feiertagen  waren  die  Gesellen  streng  zur  Arbeit  ver- 
pflichtet. Der  blaue  Montag  wurde  hier  wie  in  den  General- 
privilegien und  manchen  früheren  und  späteren  Verordnungen*, 
allerdings,  wie  die  Erfahrung  lehrte,  mit  recht  geringem  Eirfolge, 
auf  das  strengste  untersagt,  bisweilen,  unter  geradezu  drakonischen 
Strafen,  wie  Zuchthaus,  zeitliche  oder  gänzUche  Entziehung  dea 
Lehrbriefes.  Da(s  immer  wieder  Verstöfse  dagegen  vorkamen, 
läfst  sich  nicht  anders  erklären,  als  da(s  die  Exekutive  nicht  zu 
streng  durchgreifen  durfte,  wollte  sie  nicht  grofsen  Abzug  der 
Handwerksgesellen  verursachen.  Der  Geselle  wohnte  beim  Meister 
und  mufste  sich  dessen  häuslichen  Einrichtungen  aupassen,  brauchte 
für  ihn  aber  nicht  häusliche  Dienste  zu  verrichten,  ebenso  wie 
es  nicht  erlaubt  war,  den  Lehrling  zum  Schaden  seiner  Aus- 
bildung zu  häuslichen  Verrichtungen  zu  mifsbrauchen.  Gewerb- 
liche Arbeit  durfte  der  Geselle  nur  ftlr  seinen  Meister  thun. 

Das  Abwendigmaclien  der  Gesellen  war  unter  Strafe  gestellt, 
und  der  Geselle  wurde  zum  Weiterwandem  gezwungen.  Gegen 
diese  Anordnung  fanden  jedoch  beständig  Verstöfjse  statt.  Wollte 
der  Geselle  weiter  wandern,  so  erhielt  er  die  Kundschaft  mit 
den  nötigen  Bemerkungen  über  Dauer  der  Arbeitszeit  und 
Führung  wieder  ausgehändigt.  Er  bekam  sie  aber  nicht,  wenn 
er  w^en   Schulden  oder  eines  Verbrechens  halber   fort  wollte. 


1  z.  B.  Reichsgutachten  vom   15.  VII.  1771,  Handwerksordnung  für 
Westpreufsen  vom  24.  L  1774,  Edikt  vom  24.  III.  1783.^^^^!^ 
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Der  Meister  war  bei  eigner  Vertretung  streng  gebunden,  jegliche 
Delikte  dieser  Art,  soviel  er  davon  wufste,  vor  Abreise  des 
Gesellen,  die  ohne  seine  Zustimmung  nicht  geschehen  konnte, 
anzugeben.  Die  Wanderschaft  mufste  sofort  angetreten  oder  die 
Kundschaft  bis  zur  Abreise  wieder  zur  Lade  zurückgegeben 
werden,  sonst  behandelte  man  den  Gesellen  als  Landstreicher. 

Jegliche  Korporation  oder  Versammlung  der  Gesellen  war 
untersagt,  wenn  es  nicht  ausdrücklicli  die  Zunftartikel  oder 
Polizeigesetze  gestatteten,  und  selbst  dann  mufsten  noch  die 
Handwerksältesten  davon  benachrichtigt  werden.  Nach  den 
Innungsprivilegien  und  dem  Allgemeinen  Landrecht  waren  aber 
zum  Zwecke  gegenseitiger  Unterstützung  milde  Kassen  der  Ge- 
sellen unter  Verwaltung  eines  von  ihnen  zu  wählenden  Alt- 
gesellen und  unter  genauer  Aufsicht  des  Ältesten  und  Beisitzers 
gestattet.  Bei  einigen  grOtseren  Gewerken  der  Kurmark  wurden 
sogar  besondere  Reglements  zu  diesen  Kranken-,  Sterbekassen 
und  dergleichen  gegeben  ^.  Die  grofsen  Schmausereien  und  Trink- 
gelage, welche  bei  Meistern  und  Gesellen  zu  den  ärgsten  Mifs- 
brauchen  geworden,  welche  bei  allen  erdenklichen  Gelegenheiten, 
bei  Zusammenkünften,  beim  Lossprechen  der  Lehrlinge,  beim 
Meister  werden  u.  s.  w.  im  Schwange  waren  und  auf  die,  welche 
die  Kosten  trugen,  oft  eine  schwere  Schuldenlast  fürs  ganze 
Leben  häuften,  wurden  hier  und  in  andern  bezüglichen  Gesetzen 
strengstens  imtersagt. 


§  5.  Das  Allgemeine  Landreclit  mit  Beziehung  anf  Fabrikanten, 
Kttnstler,  Braner,  Gastwirte,  OarkSche,  Apotheker,  Kanf  lente. 

(Nach  den  Materialien  des  Justizministeriums.) 

In  den  folgenden  Abschnitten  des  achten  Titels  im  zweiten 
Teil  beschäftigte  sich  das  Allgemeine  Landrecht  mit  andern  auf 
gewerbliche  Dinge  im  weiteren  Sinne  bezüglichen  Materien,  die 
nicht  unwesentlich  für  den  vorliegenden  Zweck  sind.  So  handelte 
der  folgende  vierte  Abschnitt  von  Künstlern  und  Fabrikanten, 
der  fUnfte  von  Brauern,  Gastwirten,  Garköchen  und  andern, 
welche  mit  dem  Verkauf  zubereiteter  Speisen  und  Getränke  ein 
Gewerbe  trieben,  der  sechste  Abschnitt  betraf  die  Apotheker  und 
der  siebente,  welcher  das  ganze  Handelsrecht  umfal'ste,  die  Kauf- 
leute. Im  Anschlufs  daran  wurde  das  Wechsel-  und  Maklerrecht^ 
das  Recht  der  Reeder,  SchiflFer  und  Befrachter,  Teile  des  See- 
rechts, das  Versicherungsrecht  und  schliefslich  das  Recht  der 
Frachtfuhrleute,  ein  damals  weitverbreitetes  Gewerbe,  ab- 
gehandelt.  Von  diesen  soll  das  hier  Bemerkenswerte  ganz  kurz 
berücksichtigt  werden. 

^  z.  B.  für  die  Beriiner  Gamwebergeselien  durch  DiroktoriaU^eskript 

vom  7.   X.    1794.  ^  DigitizedbyGOOQle 
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Der  Abschnitt  von  Künsdem  ^  und  Fabrikanten  ist  zwar 
kurz  gebalten,  bietet  aber  trotzdem  einiges  nicht  Unwichtige. 
Das  Fabrikenwesen  war  damals  in  den  ersten  Anfängen,  so  da& 
es  Schwierigkeiten  machte,  die  Begriffe  Fabrik,  Fabrikant  und 
Unternehmer  festzulegen,  und  schlielslich  blieben  sie  nach  der 
heutigen  Vorstellung  doch  unklar.  Der  Unklarheit  der  Verhält- 
nisse der  aufkommenden  Fabriken  ist  wohl  auch  der  geringe 
Umfang  dieser  Materie  (es  waren  in  Summa  23  kleine  Para- 
graphen) zuzuschreiben.  Die  allermannigfaltigsten  Vorschläge 
fingen  über  das  Fabriken wesen  ein,  so  dafs  Suarez  noch  bei 
er  grofsen  Revision  der  Monitorum^  erklärte,  dieser  Abschnitt 
müfste  völlig  umgearbeitet  werden,  da  er  unvollständig  und  un- 
klar wäre.  Im  ersten  Entwürfe  von  Baumgarten  war  von 
Künstlern  und  Fabrikanten  überhaupt  nicht  gesprochen  worden. 
Nach  der  ersten  Suarezschen  Revision  der  Monita  ergänzte 
Assistenzrat  Klein  erst  die  Abschnitte  von  den  Fabrikanten, 
Fuhrleuten   und  Gastwirten.    Den  Fabrikanten   waren  14  Para- 

Sraphen  gewidmet.  Er  definierte  Fabriken  als  Einrichtungen,  in 
enen  sich  mehrere  Personen  nicht  in  einer  zunftmäfsigen  Art, 
sondern  vermöge  einer  besonderen  Anstalt  zur  Verarbeitung  roher 
Materialien  vereinigten.  Dergleichen  Anstalten  sollten  gegen  das 
Zunftrecht  etabliert  werden,  denn  sie  arbeiteten  entweder  gar 
nicht  zunftmäfsig  oder  betrieben  mehrere  Handwerke  zugleich. 
Die  Fabrikanten,  wie  er  die  Unternehmer  nannte,  standen  flir 
ihn  aufserhalb  des  Zunftzwanges,  was  durchaus  nicht  durch- 
gehends  nach  der  späteren  Praxis  der  Fall  war.  Sie,  wie  ihre 
Gesellen  und  Liehrlinge  hatten  also  auch  keinen  Anteil  an  zünf- 
tigen Rechten.  An  die  Stelle  der  Kundschaft  bei  den  Hand- 
werkegesellen trat  hier  der  Erlafsschein  ^.  In  wesentlich  ver- 
änderter Gestalt  wurde  der  Entwurf  der  öffentlichen  Kritik 
unterbreitet.  Zu  diesem  und  den  folgenden  Abschnitten  hatte 
besonders  wieder  die  Glogauische  Oberamtsregierung  wertvolle 
und  wohlberücksichtigte  Bemerkungen  gemacht. 

Die  Jenaische  Allgemeine  Litteraturzeitung  unterzog  unter 
anderm  in  ihrer  Nr.  98  de  1785  diesen  Teil  des  veröffentlichten 
Entwurfs  einer  Besprechung,  und  auf  Grund  ihrer  Erinnerungen 
machte  die  Glogauer  Oberamtsregierung  darauf  aufmerksam,  da& 
die  Materien  der  Brauer,  Garköche,  Apotheker,  Gelehrten  und 
Künstler  noch  keine  Berücksichtigung  im  Gesetzbuch  gefunden 
hätten.     Daraufhin    wurden    denn   auch    die   Künstler   mit   den 


1  Laroprecbt  unterschied  (1.  c.)  Handwerker  und  Kttnstier  im  Sinne 
des  Landrechts  so,  dafs  er  unter  Künsten  y^mehrere  neu  eingeführte  Gre> 
werbe''  verstand,  „zn  deren  Ausfuhrung  vorzüj^lich  viel  Grenie  und  wissen- 
schaftliche Kenntnisse  erforderlich  sind,  unter  welchen  die  schönen  KQnste 
nur  die  erste  SteiJe  einnehmen,  die  sich  hauptsKchlich  mit  der  Nach- 
ahmung der  Natur  beschäftigen*'. 

«Bd.  80.  M.  d.  J. 

'  conf.  über  diesen  noch  weiter  unten.         DigitizedbyGoOgk 
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Fabrikanten  zusammen  behandelt,  jedoch  nur  soweit,  als  sie  mit 
dem  Innungswesen  in  Zusammenhang  zu  bringen  oder  in  ge- 
schlossenen Innungen  waren.  Denn,  soweit  sie  nicht  in  Innungen 
geschlossen  waren,  hatten  sie  gar  keine  jura  ex  statu  und  zählten 
einfach  zu  den  gewerblichen  Personen,  die  zum  Betrieb  keiner 
besonderen  Aufnahme  oder  Konzession  bedurften  und  überall 
unbedenklich  Freiheit  ihres  Betriebes  erhielten.  Den  tlbrigen, 
mit  Ausnahme  der  Gelehrten,  weil  diese  nach  Suarez'  Meinung 
zum  höheren  Bürgerstande  gehörten,  wurden  besondere  Ab- 
achnitte  gewidmet. 

Die  Oberamtsregierung  wollte  im  Gegensatz  zum  Entwurf 
Fabrikant  und  Unternehmer  getrennt  wissen.  Verschiedene 
Monenten  äufserten  sich  recht  abfällig  über  die  Fabrikanten  und 
Entrepreneurs.  Es  wäre  viel  schlechtes  und  unwürdiges  Volk 
unter  ihnen,  wird  geklagt.  Sie  verlangten  überall  Bevorzugung 
und  scheuten  keine  List,  die  zum  öffentlichen  Besten  gesammelten 
Fonds  zu  debauchieren.  Die  Ursache  läge  darin,  dafs  ein  Regent 
immer  den  andern  in  der  Anlegung  aller  nur  denkbaren  Fabriken 
übertreffen  möchte.  Die  Privilegien  der  Fabrikanten  sollten 
deshalb  und  wegen  ihrer  monopolartigen  Tendenz  möglichst  ein- 
geschränkt werden.  Nach  den  nicht  zu  selten  mit  diesen  Leuten 
gemachten  Erfahrungen  hat  nicht  blofs  ein  Fünkchen  Wahrheit 
in  diesen  Beschwerden  gelegen  ^  Grolmann  ging  bei  der  Re- 
vision der  extrahierten  Monita  auf  die  Definitionen  ein,  welche 
auch  das  Rammergericht  in  seinen  Monitis  an  dem  Entwurf 
bemängelt  hatte.  Er  tadelte  den  Mifsbrauch,  der  mit  dem 
Worte  Fabrikant  getrieben  würde.  Keiner  wollte  mehr  Hand- 
werker heifsen,  sondern  jeder  Fabrikant  sein,  wenn  das  so 
weiter  ginge,  würde  man  überhaupt  bald  nur  noch  Fabri- 
kanten haben.  Es  war  das  die  natürliche  Folge,  wie  es 
auch  Lamprecht  darstellte,  der  Wohlhabenheit  des  damaligen 
preufsischen  Handwerkers  besonders  in  den  groCsen  Städten. 
Zwischen  Fabrikant  und  Handwerker  sah  Grolmann  nicht  den 
geringsten  Ui.terschied,  ob  jemand  Wolle,  Baumwolle,  Seide  oder 
Leinengarn  webte,  er  blieb  immer  ein  Weber;  warum  sollten  die 
ersteren  Fabrikanten  und  die  letzteren  Handwerker  sein?  So 
lange  einer  für  eigne  Rechnung  arbeitete  und  absetzte,  war  er 
für  ihn  ein  Handwerker,  wenn  aber  der  Entrepreneur  sie  zu- 
sammen brachte,  so  da(s  einer  dem  andern  in  die  Hände  arbeitete 
und  nachher  alles  absetzte,  so  war  das  eine  Fabrik.  Er  hatte 
den  damaligen  Charakter  der  Fabrik  also  schon  besser  erfafst. 
In  den  Zunftverhältnissen  wurde  dadurch  nichts  geändert.  War 
eine  Zunft  da,  so  waren  diese  Meister  zünftig,  und  wenn  nicht, 
dann  waren  sie  eben  unzünftig.  Das  Gesetzbuch  sollte  nach 
seiner  Meinunsc  also  keinen  Unterschied  machen,  höchstens  wären 
für  die  Fabrikanten   wenige  besondere  Bestimmungen  zu  geben. 


^  coDf.  weiter  unten. 
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Die  Konzession  zur  Anlage  einer  Fabrik  sollte  aach  femer  daa 
Generaldirektorium  erteilen,  und  nach  Billigkeit,  meinte  er,  sollte 
eigentlich  jeder  ohne  Erlaubnisschein  eine  Fabrik  anlegen  können^ 
das  wMre  jedoch  sobald  nicht  su  erwarten;  man  müfste  nach  den 
bestehenden  Anschauungen  am  Erlaubnisschein  festhalten.  Die 
Fabrikarbeiter  müfsten  sich  zu  der  zuständigen  Zunft  halten; 
Zunftfreiheit  müfste  ihnen  besonders  konzediert  werden.  So  lange 
ihr  Engagement  währte,  dürften  sie  weder  selbständig  noch  ftir 
andere  Unternehmer  arbeiten.  Dies  und  anderes  mehr  wollte  er 
nach  dem  bestehenden  Recht  aufgenommen  wissen,  wie  es  in 
den  einzelnen  Konzessionen  und  Reglements  ftkr  die  Heimarbeiter 
und  Verleger  niedergelegt  war.  Besondere  Bestimmungen  für 
Künstler,  dia  entweder  zünftig  oder  unzünftig  waren,  je  nach- 
dem eine  Innung  ibr  sie  existierte  oder  nicht,  hielt  er  filr  er- 
läfslich.  Jedenfalls  sollten  sie  möglichst  frei  sein,  und  jeder 
Handwerker  für  sie  nach  Belieben  arbeiten  können.  Dafs  unter 
den  Fabrikanten  viel  schlechtes  Volk  war,  behauptete  er  auch. 
Wenn  der  Staat  aber  bei  der  Konzessionserteilung  vorsichtig 
wäre,  würden  diese  Mifsstände  verschwinden.  Die  Fabrikanten 
waren  ihm  blofse  Handwerker;  nur  der  Entrepreneur  stand  be- 
sonders und  galt  als  Kaufmann. 

Suarez  gab  bei  der  Superrevision  die  Schwierigkeit  der 
Begriffsfeststellung  zu,  weil  man  die  Fabrikanten  von  den  oft 
nahe  verwandten  zunftfreien  und  auch  zünftigen  Gewerben 
scheiden  müfste.  Er  stellte  die  vom  Landrecht  acceptierte  De- 
finition auf,  dafs  Fabriken  solche  Anstalten  wären,  in  denen  die 
Verarbeitung  und  Verfeinerung  der  Naturerzeu{i;ni8se  im  grofsen 
betrieben  würde.  Diejenigen,  welche  in  der  Anbtalt  arbeiteten, 
nannte  er  Fabrikanten,  und  die,  welche  flir  eigene  Rechnung  die 
Fabrik  betrieben,  Unternehmer.  Leute,  welche  zunftmäfsige  oder 
andere  Professionen  ftlr  eigene  Rechnung  einzeln  trieben,  würden 
im  gewöhnlichen  Leben  irrtümlich  Fabrikanten  genannt.  Lamp- 
recht fafste  wenige  Jahre  später  (1797)  die  Unterscheidungs- 
merkmale der  Fabrik  besser  zusammen,  indem  er  sagte,  sie 
trieben  die  Verarbeitung  der  Rohmaterialien  mehr  im  grofsen, 
und  die  einzelnen  zur  Zubereitung  der  Kunstwaren  erforderlichen 
Arbeiten  würden  unter  mehrere  beständig  bei  einerlei  Arbeit 
bleibende  Arbeiter  verteilt,  oft  künstliche  Maschinen  als  Hilfe- 
mittel angewendet  und  in  betreff  des  Absatzes  der  Produkte  mit 
kaufmännischer  Kenntnis  und  Klugheit  verfahren.  Suarez  wünschte» 
die  Fabriken  möchten  nicht  auf  die  Städte  beschränkt  bleiben» 
besonders,  weil  eine  ganze  Reihe  solcher  Anlagen  aus  leicht- 
erklärlichen  Gründen  auf  dem  platten  Lande  angelegt  werden 
mufsten,  wie  Theerschwelereien,  Alaunwerke,  Glashütten  u.  a.  m. 
Er  hielt  es  fTür  unmöglich,  dem  Staate  Gesetze  über  die  mehr- 
fach von  den  Monenten  gewünschte  Einschränkung  der  Kon- 
zessionen vorzuschreiben.  Weil  manchmal  nach  seiner  Meinung 
durch    die    Anlage    einer    Fabrik    ganze    wohlhabende    Zünfte 

^  ^  Digitizedby  Google 


xvn  4,  39 

ruiniert  wurden,  wollte  er  sich  zu  der  Bestimmung  verstehen, 
die  Zünfte  sollten  jedesmal  über  eine  neue  Fabrikanlage  in 
ihrem  Distrikt  zur  gutachtlichen  Äufserung  gelassen  werden. 
Er  wollte  ihnen  eventuell  auch  zugestehen,  auf  rechtliches  Gehör 
zu  provozieren,  wenn  sie  ein  Widerspruchsrecht  auf  Grund  irgend 
eines  Titels  zu  haben  glaubten,  um  Willkür  der  Behörden  zu 
hindern,  und  etwaige  daraus  für  die  Zunft  und  den  Staat  er- 
wachsende Schäden  aufzudecken.  In  den  übrigen  die  Künstler 
betreffenden  Bestimmungen  hielt  er  sich  einfach  an  ihr  Privileg 
von  1699,  welches  im  Jahre  1786  erneuert  worden  war'. 

Der  vierte  Abschnitt  über  Künstler  und  Fabrikanten  erhielt 
demnach  im  wesentlichen  folgenden  Inhalt :  Wo  Künstlerinnungen 
bestanden,   galt  für  sie  alles,    was  im  dritten  Abschnitt  darüber 

fesagt  war,  wo  solche  fehlten,  konnte  jeder  seine  Kunst  un- 
eschränkt  ausüben  und  seine  Produkte  wie  jeder  Handwerker 
nach  Belieben  absetzen.  War  der  Künstler  bei  der  Akademie 
als  solcher  eingeschrieben,  so  hatte  keine  Innung  in  Preufsen 
ein  W^derspruchsrecht  gegen  die  freie  Ausübung  seiner  Kunst. 
Einige  weitere  Paragraphen  schützten  den  Künstler  gegen  un- 
befugte Nachahmung  seiner  Werke.  Betreffs  der  Fabriken  wurde 
für  den  Staat,  unter  Anhörung  des  Gutachtens  der  Zünfte,  das 
unbeschränkte  Becht  der  Konzessionserteilung  aufgestellt.  Die 
Konzession  galt  als  Privilegium  für  die  Unternehmer,  welche 
kauimännische  Rechte  hatten,  aber  nicht  verpflichtet  waren,  sich 
in  die  Kaufmannsgilden  aufnehmen  zu  lassen.  Wahrscheinlich 
zum  Schutze  der  Handwerker  bestimmte  man,  dafs  Unternehmer 
ihre  Waren  nicht  im  Einzelverkauf  absetzen  durften.  Die  Fabri- 
kanten (wir  würden  heute  sagen  „Hausindustrielle,  Werkmeister, 
Fabrikarbeiter")  waren  dem  Zunft  zwange  und  den  Zunftgesetzen 
nicht  unterworfen;  sie  hatten  aber  auch  nicht  die  Vorrechte 
zünftiger  Gewerbetreibender,  auch  ihre  Gesellen  und  Lehrlinge 
nicht  Ein  zünftiger  Handwerker  und  Geselle  konnte,  unbe- 
schadet seiner  Rechte  als  solcher,  in  Fabriken  thätig  sein.  Alles 
übrige  die  Fabriken  und  Hausindustrie  Betreffende  überliei's 
man  den  speciellen  Reglements,  Konzessionen  und  Kontrakten 
der  Unternehmer  und  Fabrikanten. 

Die  übrigen  Abschnitte  erledigen  sich  sehr  kurz;  sie  bieten 
für  den  vorliegenden  Zweck  nichts  besonders  Interessantes,  denn 
sie  begnügen  sich  mit  der  Aufstellung  einiger  ganz  allgemeiner 
Vorschriften.  Der  fünfte,  von  den  Brauern,  Gastwirten,  Gar- 
köchen und  andern,  welche  mit  den  Verkauf  zubereiteter  Speisen 
und  Getränke  ein  Gewerbe  treiben,  und  der  siebente  Abschnitt, 
von  Apothekern,  wurden  auf  Grund  der  erwähnten  Bemerkung 
der  Jenaischen  Litteraturzeitung  in  das  Gesetzbuch  übernommen. 
Bei  den  Brauern  begnügte  man  sich  mit  den  allgemeinsten  Be* 
Stimmungen,  da  sich  von  ihnen  nach  Suarez'  Meinung  schwerlich 
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etwas  im  allgemeineD  sagen  liefs,  weil  hierin  die  Verfassungen 
der  einzelnen  Städte  gar  zu  verschiedeu  waren.  Um  jedoch 
keine  scheinbare  Lücke  zu  lassen  und  die  künftigen  Verfasser 
der  Provinzialgesetzbücher  auf  diesen  für  manche  Städte  sehr 
wichtigen  Punkt  aufmerksam  zu  machen,  schlug  er  einige  in 
das  Gesetzbuch  aufgenommene  allgemeine  Leitsätze  vor.  Die 
Prov^inzialgesetzbücher  kamen  aber  nur  für  Ostpreuben  1801  bis 
1802  und  ftir  Westpreufsen  1844  zu  stände,  und  da  überhaupt 
das  Landrecht  gar  nicht  subsidiäres,  sondern  principales  Rechts- 
buch  wurde,  so  blieben  diese  Verhältnisse  der  alten  städtischen 
Verfassung  durch  dasselbe  wahrscheinlich  ganz  unberührt.  Erst 
die  Reformen  von  1808 — 1811  griflfen  grundlegend  hierin  und 
in  die  Verhältnisse  der  Müller  ein.  Diese  Fragen  gehörten 
wegen  ihrer  Verknüpfung  mit  Entschädif^ungsansprüchen  zu  den 
allerschwierigsten ,  aeren  Lösung  der  späteren  wirtschaftlichen 
Gesetzgebung  vorbehalten  war. 

Man  überliefs  es  im  Landrecht  den  Bestimmungen  der  ört- 
lichen Verfassung,  festzusetzen,  ob  eine  Braugerechtigkeit^  in 
einer  Stadt  zum  Kämmereivermögen  oder  den  einzelnen  Bürgern 
gehörte,  ob  die  Gerechtigkeiten  der  einzelnen  Bürger  auf  be- 
stimmten Häusern  unzertrennlich  hafteten  oder  gewissen  aus- 
sehliefsend  dazu  berechtigten  Personen  zukamen,  also  ob  es 
Real-  oder  Personalbesitz  war,  ob  die  Berechtigten  beständig 
oder  der  Reihe  nach,  ob  sie  nur  ein  gewisses  AJafs  oder  un- 
beschränkt brauen  durften.  Waren  die  Brauereien  in  Innungen 
oder  Gilden  geschlossen,  so  galten  ftir  sie  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen über  die  Innungen  und  ihren  Zwang.  Dem  Staat 
wurde  also  auch  hier  das  Recht  zuerkannt,  Freimeister  anzu- 
setzen oder  das  Freibrauen  zu  gestatten,  wenn  sich  schädliche 
Folgen  des  Zunftzwanges  zeigten.  Er  beging  aber,  wie  es  später 
wohl  mit  Recht  getadelt  worden  ist,  ähnlich  wie  bei  den  ge- 
samten gewerblichen  Real-  und  Exklusivberechtigungen  aller  Art, 
den  grofsen  Fehler,  dieses  Recht  der  Ansetzung  von  Freimeistem 
nicht  bei  Zeiten  und  ausgiebig  genug  zu  gebrauchen,  so  dafs  der 
Wert  der  Gerechtigkeiten  zu  einer  Höhe  stieg,  deren  volle  Ent- 
schädigung bei  ihrer  Aufhebung  dem  Staate,  besonders  bei  der 
schwierigen  finanziellen  Lage  der  ersten  Jahrzehnte  des  neuen 
Jahrhunderts,  so  aufserordentliche,  ja  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten machte.  Von  einer  Einschränkung,  geschweige  gar  Auf- 
hebung der  ausschliefslichen  städtischen  Brau-  und  sonstigen 
Berechtigungen,  sowie  der  mit  Mühlen  verknüpften  Zwangs-  und 
Bannrechte  sprachen  das  Landrecht  und  seine  Redaktoren  gar 
nicht  Wer  die  Braunahrung  treiben  wollte,  bestimmte  das  All- 
gemeine Landrecht,  mufste  sich  beim  Magistrat  über  die  dazu 
erforderlichen  Kenntnisse  ausweisen  oder  sich  dazu  qualifizierter 
Personen  bedienen.     Wo  das  Reihebrauen  eingeführt  war,  sollten 
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die  betreffenden  Bürger  oder  Hausbesitzer  befii^  sein,  die  in 
ihrer  Reibe  gebrauten  Biere  auch  in  ihren  Häusern  auszu- 
achänken,  wenn  ihnen  gleich  sonst  die  Schankgerechtigkeit  nicht 
sukam. 

Die  Gastwirte  und  Garköche,  welche  in  demselben  Abschnitt 
behandelt  wurden,  unterschieden  sich  in  der  Art,  dafs  die  letzteren 
die  von  ihnen  verfertigten  Speisen  auch  aufserhalb  ihrer  Wohnung 
verkaufen  konnten,  während  die  Gastwirte  nur  innerhalb  ihrer 
Wohnung  Gäste  mit  warmen  Speisen  bewirten  durften.  Diese 
hatten  auch  das  ausschliefsliche  Recht,  Fremde  zu  beherbergen, 
die  übrigen  Ortsbewohner  durften  das  gegen  Bezahlung  nicht 
thun.  Wein-  und  Bierschänken  und  Kaffeehäuser  hatten  auch 
nicht  das  Recht  dazu.  Suarez  lehnte  es  ab,  darüber  nähere 
Bestimmungen  in  das  Gesetzbuch  aufzunehmen^  weil  viele  bürger- 
liche Gewerbe  dieser  Art  in  manchen  Städten  gewisse  ausschliefs- 
liche Rechte  gegen  einander  hatten.  Man  wUrde,  meinte  er, 
dabei  in  ein  unendliches-  Detail  geraten  und  doch  nichts  all- 
gemein Wahres  sagen  können.  Man  sollte  sich  daher  mit  dem 
fljlgemeinen  Satz  aus  der  „affaire  ziehen**.  „Jeder,  der  in  einer 
Stadt  den  Verkauf  zubereiteter  Speisen  und  Getränke  als  ein 
bürgerliches  Gewerbe  treibt,  ist  schuldig,  die  diesem  Gewerbe 
nach  den  Statuten  und  Poltzeiordnungen  des  Orts  vorgeschriebenen 
Grenzen  genau  zu  beachten.  Neue  bisher  nicht  vorgeschriebene 
Einschränkung  ist  kein  Stadtmagistrat  ohne  ausdrückliche 
Genehmigung  der  Landespolizeiinstanz  (d.  h.  der  Kammer)  fest- 
zusetzen berechtigt/  Diese  Bestimmungen  nahm  man  auch  wört- 
lich auf^  Im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  wurde  aufser- 
dem  nur  für  die  Gastwirte  in  einer  Reihe  mehr  polizeilicher 
Bestimmungen  festgesetzt,  was  zur  Sicherheit  der  Reisenden  und 
ihres  Gepäcks  diente,  besonders  einige  Mafsregeln  über  die  Haft- 
pflicht des  Wirts  und  seiner  Angestellten. 

Die  Apotheker  wurden  auf  Grund  eines  Befähigungsnach- 
weises vor  staatlichen  Behörden  konzessioniert,  standen  unter 
beständiger  Aufsicht  der  Staatsmedizinal  behörden  und  wurden 
in  ihrem  Privileg  vom  Staate  geschützt.  Sie  waren  allein  zur 
Anfertigung  von  Arzneimitteln  und  Giften  befugt,  mufsten  sich 
aber  dagegen  einer  Reihe  von  Verpflichtungen  mit  Bezug  auf 
gute  Zubereitung  der  Arzneien  und  ähnliches  unterziehen.  Auch 
wurden  ihnen  gewisse  kaufmännische  Rechte  zugestanden. 

Der  siebente  Abschnitt  behandelte  das  Recht  der  Kaufleute 
und  bietet  ftir  unsere  Zwecke  nichts  Wesentliches,  da  er  fast 
ausschliefslich  der  Kodifikation  des  Handelsrechts  diente.  Er 
wurde,  das  sei  hier  anzuftihren  erlaubt,  jedenfalls  mit  aulser- 
ordentlicher  Sorgfalt  hergestellt,  und  Carmer  pflog  zu  diesem 
Zwecke  noch  aufser  der  öffentlichen  Monierung  besonders  mit 
ausgezeichneten   Gelehrten   (z.  B.  Prof.  Eggers  in   Kopenhagen, 
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Prof.  Busch  in  Hamburg)  und  Lübecker  Ororakaufleuten  aus- 
gedehnte Korrespondenzen,  liefs  von  ihnen  Entwürfe  herstellen 
und  ähnliches  mehr.  Das  wenige,  was  hier  bemerkenswert  ist, 
läfst  sich  kurz  in  folgendem  zusammenfassen:  Eaufinann  war 
derjenige,  welcher  den  Handel  mit  Waren  oder  Wechseln  als 
sein  Hauptgeschäft  betrieb.  Er  konnte  nur  dann  unter  dem 
Schutze  der  Obrigkeit  seinem  Gesdiäfte  nachgehen,  wenn  er 
dazu  die  Erlaubnis  der  Obrigkeit  nachsuchte.  WoUte  jemand 
mit  kaufmännischen  Rechten  Geschäfte  in  solchen  Orten  treiben, 
wo  Innungen  dafUr  bestanden,  so  mufste  er  denselben  beitreten 
und  dabei  hinsichtlich  der  Lehrjahre  u.  s.  w.  den  Erfordernissen 
der  Innungsartikel  entsprechen.  Der  Staat  konnte,  nach  Ana- 
logie der  Handwerker,  auCserhalb  der  Innungen  auch  frei  Kauf- 
leute  konzessionieren.  Fehlten  die  Gilden,  oder  bestanden  sie 
nur  für  gewisse  Arten  von  Kaufleuten,  so  hatten  alle  die,  welche 
einen  dauernden  Waren-  oder  Wechselhandel  trieben,  die  Rechte 
der  Kauf  leute.  Bewohner  des  platten  Landes,  die  mit  Produkten 
landwirtschaftlicher  Thätigkeit  handelten,  ebenso  Handwerker 
und  Fabrikanten,  hatten  mit  Bezug  auf  eigengefertigte  Waren 
keine  kaufmännischen  Rechte.  Dasselbe  galt  von  den  Krämern 
in  Dörfern  und  Flecken,  den  Hausierern,  Trödlern  und  gewöhn- 
lichen Viktualienhändlem.  Auch  Frauen  konnten  als  Kaufleute 
ftbr  eigene  Rechnung  fungieren,  mufsten  dann  aber  auch  auf  die 
rechtlichen  Begünstigungen  ihres  Geschlechtes  als  solchen  ver- 
zichten. Manches  Interessante  über  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Kauf  leute,  worüb«*  das  Landrecht  schwieg,  wird  noch  in 
den  beiden  nächsten  Abschnitten  gebracht  werden. 

§  6.    Die  liberalere  Auffassung  und  Handhabnnfr  des 
Handwerkerrechts  bis  1806. 

Gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  und  mehr  noch  im 
neuen  Jahrhundert  zeigte  sich  eine  gewisse  Hinneigung  der  Ver- 
waltungspraxis zu  liberaleren  Mafsnahmen,  die  aber  weniger  das 
Handwerk  als  die  Hausindustrie  und  die  beginnende  Fabrik-  und 
Groisiudustrie  betrafen.  Wo  das  alte  Zunftrecht  diesen  hinder- 
lich war,  begann  man  es  mehr  und  mehr  im  Sinne  freiheitlicher 
Entwicklung  im  einzelnen  Falle  zu  durchlöchern,  zumal  wo  die 
Grundsätze  der  merkantilistischen  Volkswirtschaftspolitik ,  die 
Tendenz  der  Beförderung  der  gewerblichen  Betriebsamkeit  des 
Landes,  des  Volkswohlstandes  und  nationalen  Vermögens  es  zu 
erfordern  schienen.  Der  mafsgebende  Gesichtspunkt  den  Hand- 
werken, Hausindustrien  und  den  entstehenden  Fabrikindustrieu 
gegenüber  blieb  unter  Friedrich  dem  Grofsen  wie  unter  seinem 
Nachfolger  stets  die  Rücksicht  auf  einen  guten  Abschluls  der 
staatlichen  Handelsbilanz. 

Mit  Bezug  auf  die  Handwerke  verleugnete  sich  gegen  Ende 
des  Jahrhunderts  nicht  der  alte  kameralistische  Geist^  iier  imter 
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den  ersten  beiden  Königen  ftar  die  „Gewerbefreiheit''  im  damaligen 
Sinne  geeifert  hatte  und  zu  den  grofsen  Reformen  von  1731 — 1740 
geführt  hatte.  Pei  den  Behörden  lebte  noch  das  Bestreben,  die 
Starrheit  des  Zunftzwanges,  wo  sie  gar*  zu  schlechte  Früchte 
zeitigte ,  zu  mildern ,  mehr  jedoch  nicht.  Seit  dem  Reichspatent 
hatten  diese  Bestrebungen  niemals  völlig  geruht,  wenn  sie  auch 
nicht  mehr  mit  dem  Eifer  und  der  Energie  wie  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  festgehalten  wurden.  Was  den  Meistern  die  Etablierung 
des  Betriebs  und  das  Fortkommen  erschwerte,  suchte  man  mög- 
lichst zu  beseitigen,  wie  den  numerus  clausus  der  Meister,  der  in 
der  Regel  keiner  Zunft  gewährt  wurde,  jede  Beschränkung  des 
einzelnen  Betriebs  auf  einen  bestimmten  umfang,  jegh'che  Fest- 
setzung eines  bestimmten  Vermögens  als  Bedingung  zum  Etablisse- 
ment, überhaupt  die  zu  greisen  BelftstiguDgen  der  Meisterkandi- 
daten und  Jungmeister. 

Auf  Grund  ihrer  Privilegien  waren  nur  einige  Gewerke  in 
der  Eurmark  geschlossen,  z.  B.  die  Pfefferktichler ,  die  Wund- 
ärzte und  die  Destillateure  und  Mehlhändler  in  Berlin.  Man 
schlofs  nunmehr  ein  Gewerk  höchstens,  wenn  stän  „Nahrungs- 
stand" überhaupt  oder  temporär  in  dem  betreffenden  Orte  zurück- 
ging. Sorgte  das  Handwerk  ftlr  notwendige  Bedürfnisse  des 
platten  Landes,  oder  arbeitete  es  für  den  Jahrmarktsverkehr,  so 
wurde  es  gar  nicht  geschlossen.  Bei  der  Bewerbung  um  eine 
Meisterstelle  in  einem  geschlossenen  Gewerk  mufste  eine  Vakanz 
abgewartet  werden,  deren  Besetzung  bei  mehreren  Bewerbern 
nicht  von  dem  Zeitpunkt  der  Meldung,  sondern  allein  von  dem 
Alter  des  Bewerbers  als  Geselle  abhängig  gemacht  werden  durfte. 
Die  Abtretung  einer  Stelle  an  den  Sohn  oder  an  Verwandte 
war  nicht  zluässig^  Unklare  Bestimmungen  der  Privilegien 
wurden  stets  auf  die  der  Blüte  des  Handwerks  dienlichste  Art 
erklärt.  Besonders  geschickte  Aus-  und  Inländer  pflegte  man 
von  der  Erfüllung  der  Privilegsvorschriften  zu  entbinden,  wenn 
das  betreffende  Gewerbe  in  ihrem  Lehrorte  nicht  zünftig  war, 
und  wenn  sie  nur  das  Meisterstück  anzufertigen  vermochten,  ob 
sie  regelrecht  gelernt  hatten  oder  nicht. 

Obwohl  man,  um  die  Gewerbsamkeit  nicht  zu  stören,  gegen 
die  Mifsbräuche  nicht  zu  schroff  einschreiten  durfte,  fand  man  es 
doch  wiederholt  nötig,  den  blauen  Montag,  wie  schon  oben  gesagt, 
zu  verbieten,  aber  ohne  besonderen  Erfolg.  Noch  in  den  neun- 
ziger Jahren  wurde  die  Liederlichkeit  der  Gesellen  von  Fabri- 
kanten und  Beamten  sogar  als  eine  der  Ursachen  bezeichnet, 
welche  die  preuCsische  Seidenindustrie  der  französischen  nicht 
ebenbürtig  werden  liefsen,  denn  die  Gesellen  würden  durch  die 
zahlreichen  Trinkgelage  am  blauen  Montag,  bei  Gesellen- 
abschieden, Leichenbegängnissen  u.  s.  w.  zu  den  feineren  Ar- 
beiten   unfkhig  und  verlangten   aufserdem  zur  Bestreitung  des 
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grolaeu  Aufwandes  hohen  Lohn.  Auch  den  Handwerkerauiätänden 
mubte  man  noch  steuern  (Patent  Tom  29.  Juli  1794),  das  Ver- 
rufen (Cirk.  Verfüg.  1 1 .  Oktober  179(5)  und  anderes  verbieten.  Ein 
Reskript^  verlangte  noch  von  jedem,  der  nach  erlangtem  Meister- 
recht zur  Niederlassung  das  Bürgerrecht  gewinnen  wollte ,  die 
eidliche  Versicherung,  dals  keine  Schmausereien  und  sonstigen 
Verstölse  p:egen  die  Bestimmungen  der  Generalprivilegien  bei 
seiner  Prüfung  voi^ekommen  wären,  ein  Publikandum  (vom  5.  Mai 
1797)  sprach  scharf  das  Verbot  jeglicher  Schmauscreien  aus. 

Ein  nicht  ursächlich  mit  der  Zunftverfassung  zusammen- 
hängender, aber  sehr  schlimmer  Mifsbrauch  war  der  Kontrakt- 
bruch.  Er  kam  besonders  bei  den  Seiden-  und  Sammetindustrien 
vor.  Häufig  gingen  die  Arbeiter  von  selbst  davon,  aber  nicht 
selten  „debauchierte^  der  eine  Unternehmer  dem  anderen  die  mit 
Mühe  und  Kosten  angelernten  Leute,  um  Fabrikationsgeheimnisse 
zu  erfahren.  Dii^sem  Unwesen  zu  steuern,  wurden  schon  1764 
die  im  Landrecht  erwähnten  sogenannten  „Erlafsscheine^  ein- 
geflihrt,  ohne  welche  kein  Meister  oder  Gesdlle  bei  einem  neuen 
Unternehmer  in  Arbeit  genommen  werden  sollte  ^.  Diese  Scheine 
enthielten  die  Angaben  über  die  Dauer  der  Arbeitszeit  bei  dem 
letzten  Unternehmer  oder  Meister,  den  Grund  der  Lösung  des 
Arbeitsverhältnisses,  das  Zeugnis  der  Führung  des  Abgehenden 
und  schlieislich  einen  Vermerk  darüber,  ob  der  letzte  Unter- 
nehmer dem  betreffenden  Arbeiter  etwa  Vorschüsse  gegeben  hatte. 
Obwohl  das  letztere  streng  untersagt  war  (z.  B.  in  dem  Seiden- 
wirkerreglement vom  15.  März  17ü6),  um  die  Arbeiter  nicht  in 
Abhängigkeit  zu  bringen,  sah  man  doch  in  besonderen  FftUen 
bei  Krankheit  des  Arbeiters  u.  a.  darüber  hinweg.  Der  neue 
Arbeitgeber  wurde  nur  bei  etwaigen  Vorschüssen  durch  den 
E^lafsschein  verpflichtet,  ein  Achtel  des  Wochenlohnes  bis  zur 
Tilgung  der  Schuld  für  den  Gläubiger  einzubehaltcn.  Die  Scheine 
sollten  nur  den  Arbeitsverkehr  regeln,  sie  ersetzten  keineswegs 
die  Kundschaften  oder  Reisepässe.  Trotz  der  strengsten  Gebote, 
die  in  der  Regel  eben  nur  auf  dem  Papier  standen,  war  dem 
Übel  nicht  abzuhelfen.  Die  Verordnung  wurde  mehrmals  wieder- 
holt und  schärfer  gefafst®.  Später  wurde  den  Scheinen  noch  die 
Klausel  über  die  Kündigungsfrist  hinzugefügt,  weil  sie  notwendig 
für  die  einzelnen  Specialitäten  der  Textilindustrie  verschieden 
sein  mufstc;  in  der  Kegel  betrug  sie  14  Tage  bis  4  Wochen, 
aber  auch  länger,  weil  jedesmal  erst  das  gerade  in  der  Arbeit 
befindliche  Stück  beendigt  werden  sollte.  Plötzliche  Arbeits- 
niederlegung war  nur  in  dem  Falle,  wo  es  nacli  den  Bestim- 
mungen des  Landrechts  den  Hdndwerksgesellen  zugestanden  war, 
zulässig.    E^  wurde  auch  bestimmt,  dafs  ohne  besondere  Erlaubnis 


»  Direktorialreekript  vom  26.  IV.  1797. 

«  R.  90.  No.  16.  M.  3. 

»  1769,  93,  94,  96,  97,  1801  und  1805. 
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des  letzten  Arbeitgebers  keiner  vor  Ablauf  eines  halben  Jahres 
in  derselben  Stadt  Arbeit  nehmen  durfte.  Die  Ejrlafsscheine 
waren  für  alle  zünftigen  und  unzünftigen  Gesellen  und  Meister 
vorgeschrieben,  soweit  sie  in  Manufakturen  und  Fabriken  be- 
schäftigt waren ,  '  für  Maschinenspinner  und  andere  Maschinen- 
arbeiter jedoch  nicht  und  zwar  wohl  nur,  um  die  Entwicklung 
in  dieser  Richtung  nicht  zu  hemmen. 

Der  freiheitliche  Zug  wurde  bei  den  mafsgebenden  Behörden 
in  den  letzten  Jahren  des  Jahrhunderts  mit  dem  Vordringen 
physiokratischer  Lehren,  wie  schon  hervorgehoben,  ein  wenig 
lebhafter  und  steigend  im  neuen  Jahrhundert.  Man  hielt  im 
Generaldirektorium,  in  der  Rurmärkischen  Kammer  und  vor- 
nehmlich im  General-Fabrikendepartement  ^  in  den  leteten  andert- 
hgklb  Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  den  Grundsatz  fest,  ^te^Hand- 
werke,  Fabriken  und  Manufakturen  von  den  Fesseln  der  Mono- 
polien  und  des  nachteiligen  Zunftzwanges  allmählich  zu  befreien, 
in  der  durch  Erfahrung  gefestigten  Überzeugung,  dafs  aus  dem 
herrschenden  Innungswesen  gewichtige  Nachteile  ftir  das  all- 
gemeine  Wohl  entständen.  Das  Zunftwesen,  behauptete  man 
mit  Recht,  verminderte  bei  seinen  monopolistischen  Tendenzen  die 
Konkurrenz  zum  Nachteil  des  Publikums  und  ftihrte  wegen  der 
Sicherheit  der  späteren  Existenz  zu  dürftiger  Benutzung  der 
Lehrzeit.  Man  bezweifelte  den  Eifer  des  Meisters,  Fleifs  und 
Talent  des  Lehrjungen  auszubilden,  und  tadelte  den  Mifsbrauch 
der  Lernenden  zu  häuslichen  Verrichtungen.  Der  Geist  der 
Singularität,  den  die  Zünfte  nährten,  wurde  als  die  vornehmste 
Ursache  der  Feindseligkeiten ,  Prozesse ,  Aufsässigkeiten  und  der 
anderen  moralischen  Übel  innerhalb  der  Innungen  hingestellt. 
In   der   Kurmark  erklärte   man   sich   aber   trotzdem   gegen  die 

Sänzliche  Aufhebung  der  Zunftverfassung  in  der  aus  dem  Geiste 
es  Landrechts  erklärlichen  Scheu,  den  Meistern  wohlerworbene 
Rechte  zu  nehmen  und  in  der  Furcht,  den  Gewerbefleifs  zu 
schädigen.  Ein  Reskr.  des  Gen.-Fabr.-Dep.  vom  27.  Mai  1791 
kam  zu  dem  Schlufs,  dafs  vor  der  Hand  die  Zunftverfassung 
noch  beizubehalten  wäre;  aber  eine  ganze  Reihe  von  Reskripten 
und  Verordnungen  der  neunziger  Jahre  aus  den  obersten  Be- 
hörden stellten  allgemein  oder  für  bestimmte  Fälle  doch  mehr 
freiheitliche  Grundsätze  auf. 

Schon  seit  Friedrich  Wilhelm  I.  ftihrte  man,  hauptsächlich 
flir  neue  Fabrikationszweige,  keine  neue  Zunft  mehr  ein.  Jeden- 
&lls  wurde  kein  Generalprivilegium  mehr  erteilt,  wenn  auch  in 
eiDzelnen  dazu  angethanen  Fällen  ein  Specialprivilegium  bis  in 
die  neunziger  Jahre  und  vereinzelt  sogar  noch  im  neuen  Jahr- 
hundert gegeben  wurde.  Für  Schlesien  wurden  unter  dem 
Regime   des   Grafen    Hoym    solcher   mehrere   in  die8^[i   Jahren 


*  Nach  Lsmprecht  1.  c. 
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erteilt  Auch  Rohrscheidt^  berichtet  nach  den  Akten  des 
Köni^sberger  Archivs  von  verschiedenen  FäUen  in  den  Provinzen 
Freuen  zur  selben  Zeit.  In  der  K^el  gewährte  man  der- 
gleichen aber  nur,  wenn  es  sich  um  Wiedererrichtung  einer  alten, 
eingegangenen  Innung  handelte,  oder  in  Ausnahmefällen ,  wenn 
besonders  viel  Teilnehmer  das  neue  Gewerk  begründen  woUten. 
Alle  andern  Anträge  wies  man  zuriick.  Die  Gesuche  um  Ge- 
währung von  Innungsbriefen  pflegte  man  mit  der  Begründung 
abzulehnen,  ohne  höchste  Not  wäre  die  Vermehrung  der  Gewerke 
nicht  ratsam,  oder  die  Anzahl  der  Meister  wäre  zu  gering.  Hatte 
man  wogen  zu  weiter  Entfernung  der  nächsten  Innung  ein  eigenes 
Privileg  verlangt,  so  tröstete  man  die  Petenten  bei  der  Ablehnung 
damit,  dafs  die  Versammlungen  nur  selten  bei  Annahme  und 
Lossprechung  von  Lehrlingen  notwendig  wären,  oder  dafs  Meister 
häufig  mehrere  Jahre  den  Versammlungen  fern  blieben,  ohne 
Schaden  an  ihren  Rechten  zu  nehmen.  Zwei  Kabinettsordres  aus 
dem  Anfang  der  neunziger  Jahre  erklärten  sich  wegen  der  In- 
konvenienzen,  welche  die  Gewerksprivilegien  hätten,  strikte  gogen 
Neueinführungen . 

In  den  letzten  Jahren  des  Jahrhunderts  fehlte  es  nicht  an 
behördlichen  Äufserungen,  welche  eine  scharfe  Abneigung  gegen 
den  Zunftzwang  verrieten.  Die  Bromberger  Kammer  erklärte 
schon  1790^  „die  Zünfte  überhaupt  für  ein  Übel",  welches  nur 
durch  die  allgemeine  Abschaffung  derselben  gehoben  werden 
könnte.  Auch  der  ostpreufsische  Landtag  des  Jahres  1798 
äufserte  dem  König  gegenüber  seine  der  Zunftverfassung  feind- 
liche Meinung.  Der  Zunftzwang  erschien  den  Ständen  als 
drückend  für  die  Provinz,  als  eine  Hemmung  für  den  Industrie- 
und  Gewerbefleifs,  als  eine  Schädigung  für  das  Publikum.  Jede 
Vermehrung  der  Zunftgenossen  war  ihnen  ein  Schaden  ftkr  den 
Ackerbau,  dem  damit  Arbeitskräfte  entzogen  würden.  Man  vet- 
kannte  aber  allgemein  schon  damals  nicht,  dals  die  mit  dem 
Staatsorganismus  innig  verwachsene  gewerbliche  Verfassung  nur 
allmählich  ohne  Gefahr  autgelöst  werden  konnte.  Eine  Kabinetts- 
ordre  von  1798  (20.  Oktober)  befahl  dem  Generaldirektorium,  den 
Zunftzwang  nach  und  nach,  im  Sinne  einer  Verminderung  seiner 
schädlichen  Folgen  zu  modifizieren,  so  lange  er  nicht  gut  ab- 
geschafft werden  könnte;  und  ein  Reskript  aus  demselben  Jahre ^ 
forderte  von  der  ostpreufsischen  Kammer  die  gutachtliche  Äuße- 
rung über  die  Möglichkeit  der  successiven  Abstellung  der  Mifs- 
bräuche  und  des  dem  Handwerksinteresse  zu  beschwerlichen  und 
nachteiligen  Innungszwanges,  jedoch  ohne  den  wesentlichen  Inhalt 
des  bestehenden  Zunftrechts   und    der  jura  quaesita  der  Zunft- 


^  Vom  ZonitzwaDg  zur  Gewerbefreiheit.  l.Buch,  2.Kap.,  AbBchn.VIII, 
S.  159  ff. 

«  Bericht  vom  22.  V.  1790. 
»  Vom  13.  XI.  1798. 
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genossen  zu  zerstören.     Die  Kammer   machte  auch  einige  wenig 
bedeutsame  Vorschläge,  welche  Billigung  fanden. 

Im  neuen  Jahrhundert  wurden  diese  vereinzelten  Gedanken 
an  eine  gänzliche  Beseitigung  der  Zünfte  allgemeiner ,  denn  die 
Leitung  der  Geschicke  des  Staates  ging  allmählich  in  die  Hände 
der  in  liberalem  Geiste  gebildeten  Beamtengeneration  über. 
fJnergisch  vertrat  man  die  neuen  Gedanken  zunächst  noch  nicht, 
aber  es  läfst  sich  in  der  That  ein  langsamer  und  sicherer  Fort- 
schritt darin  beobachten.  Man  gab  bei  der  Ablehnung  der  Neu- 
errichtung von  Innungen  nicht  mehr  wie  zur  Entschuldigung 
beschönigende  Gründe  an,  sondern  sprach  deutlich  die  eigentliche 
Ursache  aus. 

So  verfügte  1805  z.  B.  die  Königsberger  Regierung,  welche 
die  Adam  Smithschen  Ideen  zuerst  und  am  nachdrücklichsten 
von  allen  preufsischen  Regierungen  vertrat,  im  Namen  des  Königs, 
es  würde  dem  Interesse  des  Publikums  überhaupt  nicht  gemäfs 
beiunden,  die  demselben  ohnehin  schon  lästigen  Zunfleinrichtuneen 
durch  E}rteilung  neuer  Gewerksprivilegien  zu  vermehren.  Die 
Bittsteller  hatten  zur  Begründung  ihres  Gesuches  die  Unbequem- 
lichkeiten des  Anschlusses  an  das  ziemlich  weit  entfernte  nächste 
Gewerk  angegeben.  Um  diese  Schwierigkeit  zn  entfernen,  gab 
man  ihnen  die  Erlaubnis,  künftig,  ohne  ein  eigenes  Gewerk  zu 
bilden,  die  Annahme  und  Entlassung  ihrer  Lehrlinge  durch  ein- 
fache Erklärung  zu  Protokoll  vor  dem  Magistrat  vorzunehmen 
(K.O.  vom  29.  Septbr.  1805).  Die  Ansetzung  neuer  Meister  über- 
liefs  man  ebenfalls  der  Ortsobrigkeit,  welche  das  ohne  Umstände 
nach  Prüfung  der  Zeugnisse  des  Bewerbers  und  nach  Anhörung 
sachverständiger  Gutachten  vornehmen  sollte.  Durch  verschiedene 
Verordnungen  brachte  man  in  dieser  Zeit  unverhohlen  zum  Aus- 
druck, dafs  eine  Verminderung  der  Zünfte  staatswirtschaftlich 
dringend  notwendig  wäre.  Schon  1802  (am  17.  Septbr.)  hatte  der 
damalige  Kammerdirektor  und  spätere  Minister  Graf  Dohna  in 
einer  VerfUgung  erklärt,  die  Zunftverfassung  liefe  ganz  wider  die 
Grundsätze  eines  wohleingerichteten  Staates,  und  im  Interesse 
der  Gewerbefreiheit  schiene  deren  Beseitigung  wünschenswert 
und  vor  allem  die  der  geschlossenen  Zünfte,  welche  dem  Gewerbe- 
fleifs  besonders  hinderlich  wären.  &  hat  später  auch  als  Minister 
die  Gewerbefreiheit  im  Sinne  des  Freiherrn  vom  Stein,  wenn  man 
so  sagen  darf,  tüchtig  vorbereitet 

Die  Überzeugung  griff  in  Beamtenkreisen  immer  weiter  um 
sich,  dafs  im  allgemeinen  Interesse  eine  Beseitigung  der  Zünfte 
wenigstens  in  der  bestehenden  Form  stattfinden  müfste,  man  griff 
aber  noch  nicht  durch.  Ea  war  auf  der  einen  Seite  die  staats- 
männische Vorsicht,  welche  so  tiefgreifende  und  grundl^ende 
Umwälzungen  nicht  leichtsinnig  vornehmen  wollte,  und  auf  der 
andern  Seite  die  hohe  Oerechtigkeitsliebe,  die  Adam  Smith  vom 
Staatsmann  verlangte,  und  die  das  preufsische  Beamtentum  jener 
Tage,   wie  schon   früher  und  auch  später,    zierte.     Man  sah, in 
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den  ZuDftinstitQten  wohlerworbene  Rechte  und  war  nicht  durch* 
gehends  überzeugt,  dafs  die  Wirkung  der  Gbwerbefreiheit  deo 
Verheilsungen  ihrer  Theoretiker  entsprechen  wtbrde.  So  hielt 
man  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  daran  fest,  zunächst 
mit  einzeben  Schritten  vorzugehen,  und  zwar  auf  dem  historisch- 
günstigsten Boden  des  ftulsersten  Ostens  der  Monarchie,  wo  die 
relativ  sehr  wenig  entwickelten  Wirtschaftsverhälfnisse  eine 
Änderung  am  ehesten  zuzulassen  schienen,  und  wo  die  Ztknfte 
keine  Tradition  hatten,  sondern  eine  verhältnismftfsig  neue  und 
wenig  verbreitete  Institution  waren.  * 

Birst  ging  man  auch  hier  vorsichtig,  mit  der  Annäherung 
an  das  Jahr  1810  aber  immer  energischer  vor^.  In  einem  spe- 
ciellen  Falle  bestimmte  1803  (am  5.  September)  eine  Kabinetts- 
ordre,  dais  für  die  Errichtung  eines  Qewerbebetriebes  schon  die 
Gewinnung  des  Meisterrechts  bei  einer  inländischen  Gilde  und 
die  Erlaubnis  des  Magistrats  zur  Niederlassung  zum  Schutz  und 
zur  Wahrung  der  Innungsinteressen  ausreichend  wär^i  Zugleich 
wurde  die  Bestimmung  des  allgemeinen  Landrechts,  wonach  da, 
wo  keine  Zunft  bestand,  jeder  die  betreffende  Profession  betreiben 
könnte,  der  sich  damit  fortzukommen  getraute,  so  ausgelegt,  da& 
der  Zunftzwang  aufhörte,  wenn  z.  B.  nur  ein  Handwerker  für 
ein  zünftiges  Gewerbe  an  einem  Orte  vorhanden  war,  so  dafs 
also  die  Meister  der  verwandten  Gewerbe  die  in  Frage  kom- 
menden Arbeiten  mit  ausführen  durften  Die  Westpreufsische 
Kammer,  in  deren  Ressort  dieser  Fall  vorkam,  glaubte,  dafs 
dieses  Recht  der  freien  Ausübung  solchen  Gewerbes  selbst  dann 
jedem  freistände,  wenn  der  betreffende  eine  Meister  sich  zur  In- 
nung der  nächsten  Stadt  hielte,  weil  eben  einer  lieine  Innung 
ausmachte,  also  auch  kdnen  Zunftzwang  ausüben  konnte.  Sie 
baten,  man  sollte  im  General-Fabrikendepartement  entsprechend 
verfügen  und  den  Charakter  der  Gewerksprivilegien  als  den 
blois^  Polizeiverordnungen ,  die  der  Landesherr  jederzeit  ändern 
könnte,  ausdrücklich  bezeidinen.  In  der  hierauf  erfolgenden 
Verfügung^  wurde  aber  abgesehen  von  staatlich  angesetzten 
Freimeistem  an  dem  Rechte  des  Zunftzwanges  selbst  für  jenen 
einzigen  Meister  festgehalten.  Das  Meisterrecht  sollte  auch  ferner 
nach  den  Innungsvorschriften  gewonnen  werden,  um  ein  zünf- 
tiges Gewerbe  zu  beginnen,  obwohl  der  Erlafs  den  Zunftzwang  in 
einem  Lande  wie  Preufsen,  wo  man  bei  der  dünnen  Bevölkerung 
nur  wenig  lokale  Innungen  hatte,  als  drückend  anerkannte. 

Für  die  principielle  Stdlungist  auch  die  K.  O.  vom  17.  Aprü 
1806  bedeutsam,  betr.  die  Zunftfreiheit  im  Behauen  der  Granit- 
steine für  die  ganze  Monarchie'.    Zur  Belebung  der  wieder  in 

'  conf.  hierzu  die  Aiufühnuigen  RohrBcheidts  1.  c. 

«  Verf.  des  Gen.-Fabr.-Dep.  vom  24.  V.  1804. 

"  Abgedruckt  bei  v.  Könne ,  Die  Gewerbepolizei  des  preufsiflchen 
Staates  (Breslau  1851)  Bd.  I  S.  252.  Kohrscheidt  behandelt  diese  nach 
Akten  des  Königsberger  Archivs  ausführlich  8.  216  ff.         ^  , 
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Blüte  gekommenen  Kunst,  den  Qranit  zu  Bauzwecken  zu  be- 
arbeiten, sollte  die  Ausübung  dieses  Gewerbes,  um  es  nicht  durch 
zunftmäfsigen  Zwang  zu  hemmen,  jedermann  freistehen. 

Eine  königliche  Verordnung  vom  4.  Mai  1806^  schuf  für 
die  Leinen-  und  Baumwollweberei  in  West-  und  Ostpreufsen 
völlige  Gewerbefreiheit,  eine  Mafsregel,  die  zur  Hälfte  auch  im 
merkantilistischen  Sinne  als  Beförderungsmittel  der  Verlags-  und 
Fabrikindustrie  gedacht  war.  Die  motivierende  Einleitung  der 
Verordnung  spricht  es  aber  ausdrücklich  aus,  dafs  die  für  die 
Vermehrung  des  Nationaleinkommens  so  bedeutsame  Flachs- 
spinnerei und  -Weberei  dieser  Provinzen  von  hindernden  Schran- 
ken ihrer  Entwicklung  beireit  werden  sollte.  Als  solche  Hin- 
derung hätte  sich  die  Beschränkung  des  Betriebes  der  Leinen- 
weberei mit  Gesellen  und  Lehrlingen  „auf  einzelne  Personen, 
Zunftpaitglieder  genannt,*^  gezeigt.  Der  Zunftzwang  wäre  diesen 
Gewerben  bei  ihrer  derzeitigen  Ausdehnung  „statt  förderlich" 
„offenbar  nachteilig'^ .  Man  liefs  sich  deshalb  erst  gar  nicht  auf 
eine  durch  die  Kassationsklausel  in  den  Privilegien  gerechtfertigte 
allmähliche  Aufhebung  dieser  Zünfte  ein,  sondern  hob  alle  Garn-, 
Züchner-,  Leinenweber-  und  Baumwollweberzünfte  in  den  ge- 
nannten Provinzen  ohne  weiteres  auf.  Diese  Gewerbe  wurden 
damit  fbr  die  Bewohner  der  Städte  und  des  platten  Landes,  auch 
hinsichtlich  der  Beschäftigung  von  Hilfskräften,  gänzlich  frei. 
Auch  die  Abgabenfreiheit  wurde  flir  alle  aufrecht  erhalten,  nur 
ftlr  die  Hilfskräfte,  welche  der  Landbewohner,  abgesehen  von 
ihm  selber  und  seinen  erwachsenen  Kindern,  im  Webereibetrieb 
mehr  beschäftigte,  als  es  der  Umfang  seines  landwirtschaftlichen 
Betriebes  nötig  machte,  sollte  er  eine,  jedesmal  besonders  fest- 
zusetzende Fixaccise  zahlen.  Jedermann  konnte  ferner  alle  Pro- 
dukte  aus  Leinen-  und  Baumwollgarn  zu  jedem  Wochenmarkt 
in  jeder  Stadt  gegen  die  bestimmte  Acciseangabe  frei  zum  Ver- 
kauf bringen.  Man  ftirchtete  von  dieser  Malsregel  keine  Zer- 
rüttung des  Nahrungsstandes  der  Gewerksmitglieder,  weil  sie  auch 
bei  freier  Konkurrenz  gentlgend  Gelegenheit  zum  Erwerbe 
behielten. 

Trotz  dieser  Versuche  im  einzelnen  erwies  sich  der  vorsich- 
tige Gang  der  Staatsbehörden  und  auch  die  vis  inertiae  immer 
noch  als  zu  mächtig  gegenüber  den  Reformplänen,  und  es  be- 
durfte des  Unglücks  über  Preufsen,  welches  das  Tüchtige  nicht 
zerbricht,  sondern  stärkt,  um  diesen  Staat  an  Haupt  and  Glie- 
dern zu  regenerieren  und  damit  den  Gewerben  die  Freiheit  zu 
bringen.  Es  wird  von  den  Reformen  nach  1806  im  zweiten 
Kapitel  der  Arbeit  zu  handeln  sein. 

Betrachten  wir  zunächst  weiter  die  Stellung  der  Verwaltung 
gegen  Schlufs   des   18.   Jahrhunderts  zu   den  Reformen  im   ein- 


>  v.  Rönne  1.  c.  S.  249.    Rohrscheidt  1.  c.  S.  204  flF.  (auch  nach 
Akten  des  Archivs  zu  Königsbergj.  DigitizedbyGoOQie 
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zelnen^.  Zur  Vermeidung  der  leidigen  Oewerksstreitigkeiten 
über  die  Abgrenzung  des  Arbeitsgebiets,  eine  Frage,  die  heute 
noch  wie  damals  aussichtslos  diskutiert  wird,  legte  man  allgemein 
nach  Möglichkeit  verwandte  Gewerbe  zusammen  oder  gestattete 
ihnen  die  kumulative  Verfertigung  der  strittigen  Waren.  Zu- 
sammengelegt wurden  z.  B.  in  der  Kurmark  die  Schlosser, 
Sporer,  Büchsen-  oder  Windenmacher,  im  Netzedistrikt  die 
Satder  und  Riemer  (18.  Februar  1790),  die  Rasch-  und  Zeug- 
macher mit  den  Tuchmachern  in  Westpreufsen.  Man  nannte 
solche  Gewerke  kombinierte,  im  Gegensatze  zu  den  einfachen 
Handwerken.  Bisweilen  kombinierte  man  auch  in  Provinzial- 
städten  mehrere  kleine  der  gewöhnlichsten  verwandten  Gewerke 
nach  Anhörung  der  Beteiligten,  um  dadurch,  unbeschadet  der 
Meisterstücke  der  einzelnen,  den  Gewerbetreibenden  Kosten  zu 
ersparen,  oder  man  gestattete  zu  dem  Zwecke  mehreren  Zünften 
die  Vereinigung  ihrer  Laden.  Oft  scheiterten  aber  solche  Ver- 
suche an  dem  Konkurrenzneid  und  der  Eifersucht  der  Betei- 
ligten, wie  z.  B.  bei  den  brandenbureischen  Bäckern  und  Pfeffer- 
küchlern,  den  Schuh-  und  Pantoffeimachem.  Man  gab  ihnen 
auch  das  wohl  nicht  zu  häufig  gebrauchte  Recht,  Professionisten 
aus  verwandten  Gewerben  au&unehmen.  Eine  kumulative  Ver- 
fertigung mancher  Waren  gestand  man  in  der  Kurmark  den 
Posamentierern  und  Knopfmachem,  den  Riemern  und  Satt- 
lern zu. 

Bisweilen  wurde  die  Verfertigung  von  Waren,  die  das  Aus- 
land biUiger  lieferte,  für  frei  erklärt  (z.  B.  einige  Drechsler-  und 
Riemerarbeiten),  um  durch  Konkuireiiz  für  das  Publikum  ge- 
wisse Gegenstände  zu  verbilligen  und  zu  verbessern,  aber  auch, 
um  die  Industrie  zu  fördern.  So  war  nach  Aufhebung  des 
Privativums  einer  Fabrik  (der  Fabrikanten  Gebr.  Schwarz  in 
Magdeburg)  zunftfrei,  aber  der  Konzession  bedürftig  die  Fabri- 
kation von  leinenen,  wollenen  und  halbseidenen  Bändern;  ähnlich 
standen  die  Gewerbe  der  Kattundruckerei,  der  Weberei  feiner 
Tuche  aus  spanischer  Wolle  und  der  Herstellung  hölzerner 
Uhren.  Das  Schleifen  von  Brillen  und  optischen  Gläsern  war 
in  ganz  Deutschland,  mit  Ausnahme  einiger  freier  Reichsstädte, 
frei  u.  a.  m.  Verringerte  sich  die  Zahl  der  Zunftmitglieder  aus 
mangelndem  Absatz,  wie  z.  B.  das  Metallknopfmachergewerk 
gegen  Ende  des  Jahrhunderts,  so  liefs  man  solche  Innungen  ein- 
gehen, indem  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  verboten  und  das 
Gewerbe  im  geeigneten  Zeitpunkte  flir  frei  erklärt  wurde.  In 
Städten,  wo  flir  ein  Gewerbe  keine  Zunft  bestand,  konnte  der 
Magistrat  allein  auf  das  Bürgerrecht  hin  den  Betrieb  gestatten. 
Ebenso  konnte  auf  Bürgerrecht  oder  Konzession  in  der  Kurmark 
und  auch  in  einigen  anderen  Landesteilen  jedermann  die  nicht 
wenig  zahlreichen  freien  Handwerke  schon  auf  Grund  des  Land- 


^  conf.  Lamprecht,  Cameral Verfassung  passim, 
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rechts  nach  Belieben  betreiben.  Ähnlich  hielt  man  es  mit  denen, 
die  zwar  zunftmäfsig  betrieben  wurden,  aber  nach  ihrem  Privileg 
ein  ausschliefsHches  Recht  hatten,  wie  die  Buchdrucker,  Papier- 
macher und  Goldschläger. 

Obwohl  in  der  Kegel  alle  Handwerke  städtisch  waren,  ge- 
stattete man,  wie  schon  früher,  einige  für  den  Land  mann  und 
das  Fraohtfuhrwesen  unentbehrliche,  auf  dem  Lande.  Meist 
waren  es,  wie  bereits  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  nur  Schmiede, 
•Stellmacher,  Rademacher,  Zimmerleute  und  Leineweber.  Die 
Handwerker  auf  dem  Lande  wurden  aber  wegen  ihres  geringeren 
Meisterstücks  von  den  Zünften  nicht  als  vollgültige  Meister  an- 
gesehen, hatten,  wie  das  Landrecht  zeigte,  auch  sonst  Nachteile 
hinsichtlich  des  Lehrlingshaltens  und  anderen  und  mufsten  beim 
Übergang  in  die  Stadt  das  schwierigere  Stadtmeisterstück  nach- 
machen. Die  alte  Meinung,  dal's  die  Gewerbe  eigentlich  in  die 
«Stadt  gehörten,  war  immer  noch  lebendig,  auch  als  die  freiheit- 
liche Gesetzgebung  schon  bestand. 

In  der  Regel  durften  sich  während  des  ganzen  vorigen 
Jahrhunderts  Landmeister  nur  auf  den  festen,  katastrierten 
Stellen^  oder  sonst,  wenn  die  Umstände  dazu  angethan  waren, 
auf  besondere  königliche  Erlaubnis  hin  ansiedeln.  Die  städtische 
Nahrung  sollte  durch  sie  jedenfalls  nie  Schaden  leiden.  Eine 
Ausnahmestellung  nahmen  seit  langem  in  vieler  Hinsicht  die 
Leinen  Produzenten  ein.  Sie  hatten  in  Städten  und  unter  gewissen 
Bedingungen  das  ausschliefsliche  Anfertigungsrecht  von  Leine- 
wand und  Zwillich.  Aus  selbstgewonnenem  Flachs  und  Garn 
konnte  jeder  städtische  Bewohner  Leinen  zum  Verkauf  fertigen. 
Der  Zunftzwang  erstreckte  sich  hier  nicht  auf  das  platte  Land. 
Das  Garn  weben  war  durch  mehrere  Verordnungen^  während 
des  ganzen  Jahrhunderts  jedermann,  und  vornehmlich  den 
jämmerlich  besoldeten  Küstern  und  Schulmeistern,  auf  einem 
Stuhl  und  ohne  Gesellen  und  Lehrburschen  freigegeben.  Fast 
ohne  Einschränkung  durften  Landleute  mit  Frau  und  Gesinde 
den  eigengewonnenen  Flachs  verarbeiten.  Zünftige  Garnweber 
konnten  sich,  aiifser  wenn  sie  in  der  Stadt  schon  einmal  selb- 
ständig gearbeitet  hatten,  in  beliebiger  Anzahl  mit  beliebig  vielen 
Gesellen  und  Lehrlingen  etablieren ,  und  besonders  suchte  man 
die  Entwicklung  dieser  Industrie  noch  durch  möglichste  Abgaben - 
befreiung  auf  dem  Lande  zu  befördern.  Es  war  eben  eine 
Haupt-  und  Exportindustrie,  die  viele  Arbeiter  und  Verleger 
nährte  und  einen  bedeutenden  Posten  in  der  Handelsbilanz  dar- 
stellte. Um  Schullehrern  die  Subsistenz  zu  ermöglichen,  ge- 
stattete man  ihnen,  auch  ftlr  Bauern  zu  schneidern. 

Mit  grofser  Strenge  suchte  man  aber  jeglichen  unbefugten 
Handwerksbetrieb  auf  dem  Lande  zu  verhindern.    DaftLr  sorgten 


*  Schon  nach  den  principia  reguUtiva  vom  4.  VI.  1718, 
2  Besonders  durch  Direktorialreskript  vom  5.  IX.  1787. 
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unter  anderem  mit  scharfer  Kontrolle  neben  den  Steuer-  und 
Landräten  besonders  die  Polizei-Ausreuter.  In  Orten  mit  dem 
Fleekenrecht  durften  sich  auch  schon  unter  Friedrich  W  ilhelm  I. 
Handwerker  ansiedeln,  ebenso  gaben  seit  derselben  Zeit  auf  den 
von  der  Besiedlung  herrührenden  „Kolonistenstellen^  besondere 
Verschreibungen  den  jeweiligen  Besitzern  das  Recht,  dieses  oder 
jenes  bestimmte  Handwerk  darauf  zu  betreiben.  Dazu  kamen 
noch  auf  Grund  besonderer  landesherrlicher  Genehmigung  alle 
Arten  von  Mühlenanlagen,  aufserdem  aber  besonders  Kalk-  und 
Ziegelbrennereien,  Anlagen  von  Teerschwelem ,  Pottaschesiedem, 
Kohlenbrennern  und  Glasarbeitern,  auch  Eisen-,  Kupfer-,  Messing- 
und  Alaunwerke,  weil  sie  ihrer  Natur  nach  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls  nicht  in  der  Stadt  sein  konnten.  Es  war 
auch  die  Anstellung  von  Gemeindebäckem  auf  dem  Lande  zu- 
lässig ,  die  aber  für  den  Verkauf  nicht  backen  durften ,  ebenso 
von  Böttchern  für  eine  bestimmte  Brauerei.  Die  fünf  genannten 
allgemeinen  Landhandwerke  konnte  aufserdem  jede  Gutsherr- 
Bchaft  fllr  den  Eigenbedarf  nach  Belieben  ansetzen.  Zur  För- 
derung des  Massivbaues  auf  dem  Lande  wurden  bisweilen  Maurer 
geduldet,  die  natürlich  völlig  die  innungsmäfsigen  Kenntnisse  be- 
sitzen mufsten. 

Trotz  häufiger  Gesuche  der  Innungen  brauchten  die  Hand- 
werker auf  katastrierten  Stellen  nicht  das  Meisterrecht  bei  der 
Innung  zu  gewinnen,  hatten  allerdings  auch  nicht  das  Recht, 
Gesellen  und  Lelirlinge  zu  halten.  Die  übrigen  vor  1787  auf 
dem  Lande  wohnenden  Handwerker  erhielten  nach  dem  Reskr. 
vom  18.  April  1792  zu  ihrem  bisherigen  Betrieb  die  Erlaubnis 
auf  Lebenszeit,  wenn  sie  das  Landmeisterrecht  erwarben,  und 
dann  durften  sie  auch  Lehrburschen  und  Gesellen  halten,  was 
nach  dem  allgemeinen  Landrecht  keineswegs  in  allen  Provinzen 
erlaubt  war.  Die  zünftigen  Meister  mufsten  sich  natürlich  zur 
nächsten  Innung  halten  und  hatten  mit  Ausnahme  derer  auf 
katastrierten  Stellen  Nahrungssteuer  zu  zahlen. 

Die  Erwerbsfreiheit  der  Landmeister  war  mannigfach  ein- 
geschränkt. Man  betrachtete  sie  als  notwendiges  Übel  und  mit 
sehr  wenigen  Ausnahmen  durften  sie  nur  für  ihr  Dorf  und  die 
benachbarten  Dörfer,  nicht  aber  für  die  städtische  Bevölkerung 
Arbeit  verrichten.  Aufser  den  Maurergesellen,  welche  in  Frei- 
stunden für  eigene  Rechnung  Flickarbeit  ausftihren,  und  den 
Schlächtergesellen,  welche  mit  Erlaubnis  der  Acciseämter  das 
Hausschlachten  vornehmen  durften,  hatte  kein  Geselle,  wollte  er 
nicht  als  Pfiischer  betrachtet  werden,  in  der  Kurmark  das  Recht, 
ftir  eigene  Rechnung  zu  arbeiten.  Mit  Bezug  auf  das  Land- 
handwerk war  man  also  nach  alter  Tradition  nichts  weniger 
als  liberal. 

Die  Begünstigungen  der  Einwanderung  erinnern  an  die  Be* 
Völkerungspolitik  der  HohenzoUern  seit  dem  Grofsen  Kurfürsten. 
Den   sich   neu   ansiedelnden  Ausländern    und    aus/^-d^na^^^^iUsIand 

Digitized  by  V 


XVII  4.  53 

zurückkehrenden  heimischen  Handwerkern  gewährte  man  die 
nicht  unbeträchtlichen  sogenannten  Kolonisten wohlthaten ,  in  Ge- 
stalt des  kostenfreien  BtLrger-  und  Meisterrechts,  der  dreijährigen 
Befreiung  von  den  bürgerlichen  Lasten,  der  Reisevergtitung  für 
sich  und  ihre  Familie,  ja  es  wurden  ihnen  sogar  dreijährige 
Accisebonifikationsgelder  in  nicht  unbedeutendem  Betrage  jähr- 
lich im  voraus  gezahlt.  Ähnliches  lieis  man  einwandernden 
Gesellen  zu  gute  kommen.  Am  22.  Dezember  1789  wurde  vom 
General  Fabrikendepartement  in  Anregung  gebracht,  das  Wan- 
dern bei  verschiedenen  Professionen  gänzlich  abzuschaffen.  Die 
kurmärkische  Kammer  wollte  es  aber  als  zur  Förderung  des 
Handwerks  dienend  beibehalten  und  nur  für  einige  der  einfach- 
sten Handwerke  fakultativ  machen.  Man  verordnete  \  es  sollte 
vorläufig  noch  beim  alten  bleiben. 

Eine  Reihe  anderer  Bestimmungen  waren  einer  freieren  Ge- 
staltung der  Dinge  geradezu  entgegengesetzt.  So  durfte  niemand 
Mitglied  zweier  Innungen  sein.  Man  hielt  an  dem  Grundsats 
fest,  dafs  eine  Person  in  der  Regel  nicht  mehrere  Gewerbe  zu- 
gleich treiben  durfte  aufser  bei  den  genannten  kombinierten 
Gewerken ,  wo  jeder  durch  Leistung  der  verschiedenen  Meister- 
stücke der  vereinigten  Innungen  zur  Anfertigung  aller  ihrer  Ar- 
beiten berechtigt  wurde.  Auch  Betriebseinschränkungen  kamen 
noch  vor.  So  durften  z.  B.  bei  den  Berliner  Seidenwirkem, 
welche  privative  für  ganz  seidene  Waren  und  kumulative  mit 
den  Zeug-  und  Raschmachem  für  halbseidene  Waren  berechtigt 
waren,  keiner  mehr  als  sechs  Stühle,  und  zwar  auf  je  zwei 
Stühle  immer  nur  einen  Lehrburschen  halten,  so  dafs  drei  Lehr- 
linge das  Maximum  bei  einem  Meister  waren.  An  die  alten  Er- 
schwerungen des  Eintritts  in  die  Zünfte  erinnern  noch  Bestim- 
mungen, wie  z.  B.  bei  den  Berliner  Bäckern,  wo  jeder  Eintretende 
30(J  Thaler 2,  bei  den  Berliner  Schlächtern  sogar  400  Thaler« 
Vermögen  haben  mufste.  Das  sollte  jedoch  durchaus  nicht  dem 
Egoismus  der  Zünfte  dienen,  denen  die  herrschende  Gesinnung 
der  Behörden  kaum  Zugeständnisse  gemacht  hätte,  es  waren  dies 
bei  der  rechtlichen  Verpflichtung  dieser  Gewerke,  die  Stadt  aus- 
reichend mit  frischer  Ware  zu  versorgen,  sehr  berechtigte 
Kautelen. 

Zünftige  Meister  durften  neben  ihrer  eigentlichen  Profession 
von  den  unzünftigen  Gewerben  auch  solche  treiben,  die  auf 
Grund  eines  Realrechts  betrieben  werden  konnten,  also  vor  allem 
Ackerbau  nnd  Viehzucht*,  weil  an  manchem  Orte  die  Gewerbe 
sonst  nicht  bestehen  konnten.  Sie  konnten  auch  die  unzünftisen 
Nebengewerbe   ihres    Betriebes,    soweit   nicht   besondere   landes- 


J  Reskript  vom  28.  IV.  1791. 

2  Direktorialreakript  vom  20.  X.  1773. 

8  Direktorialreakript  vom  27.  IV.  1774. 

*  Direktorialreskripl  vom  18.  III.  1783.  r^^^^T^ 

Digitized  by  VjOOQIc 


54  XVII  4. 

herrliche  Konzession  dazu  erforderlich  war,  ihrem  Gewerbe  selbst- 
ständig angliedern.  Um  das  Eigentumsrecht  nicht  zu  schmälern, 
war  auch  keinem  verboten,  die  etwa  mit  seinem  Grundstück  ver- 
einigte Brauerei,  Brennerei-  oder  Schankgerechtigkeit  als  Neben- 
fewerbe  auszuüben.  Bäcker^  durften,  wenn  sie  das  Recht  dazu 
atten,  Branntweinbrennerei  als  Nebengewerbe  weiter  treiben; 
erst  durch  Steuerhinterziehung  verloren  sie  dies  Recht. 

Für  die  Entwicklung  der  Grofsindustrie  schlug  man  einen 
viel  günstigeren  Weg  ein^.  Auf  dem  Gebiet  der  Haus-  und 
Verlags-  und  der  beginnenden  Fabrikindustrie  durchbrach  man, 
wie  schon  bemerkt,  das  bestehende  Handwerksrecht  häufiger. 
An  der  allgemeinen  Begünstigung  dieser  Entwicklung  in  jenen 
Tagen  nahm  Preufsen  einen  bedeutsamen  Anteil.  Es  waren  in 
erster  Linie  jene  Industrien ,  wo  die  technische  Herstellung  der 
W  aren  in  den  Händen  der  kleinen  zünftigen  und  unzünnigen 
Meister  oder  der  Landleute  blieb,  welche  ganze  Familien  als 
Nebengewerbe  ausübten,  während  der  Vertrieb  der  Waren  dem 
Kaufmann,  dem  Verleger,  dem  intelligenten  Mitmeister  überlassen 
wurde,  welcher  die  Produkte  ohne  weiteres  in  der  Feme  ab- 
setzte, oder  erst,  nachdem  sie  dem  letzten  VoUendungsprozelk 
unterzogen  waren. 

Diese  Entwicklung,  die  häufig  schnell  zu  einer  Proleta- 
risierung grofser  Massen  führte,  hat  anfangs  ebenso  oft  äufserst 
segensreich,  wie  auch  im  grofeen  und  ganzen  in  Preufsen  während 
des  18.  Jahrhunderts,  gewirkt.  Hier  schuf  man  bei  Zeiten  in 
den  Reglements  und  den  einzelnen  Konzessionen  einen  Rechts- 
zustand,  der  mehr  oder  weniger  von  der  alten  Zunftverfassung 
beibehielt  und  jedenfalls  den  Arbeitern  ein  auskömmUches  Da- 
sein sicherte.  Die  Verleger  wurden  meist  aus  der  F^remde  oder 
aus  dem  Kaufmannsstande  genommen.  In  Preufsen  waren  es 
vornehmlich  Franzosen  und  Juden  neben  wenigen  intelligenten 
Handwerkern  und  Kaufleuten,  welche  ausreichendes  Talent  fiir 
diese  Thätigkeit  zeigten.  Man  gab  ihnen  Titel,  bewilligte  ihnen 
besondere  Vergünstigungen  und  schlofs  mit  ihnen  specielle  Kon- 
trakte ab.  Soweit  das  alte  Zunftrecht  hinderlich  war,  durch- 
brach man  es  im  höheren  Interesse  der  industriellen  Blüte  des 
Staats,  um  dieser  neuen  Betriebsform,  der  Bahnbrecherin  der 
Grofsindustrie,  die  notwendige  Bewegungsfreiheit  zu  schaffen. 
Die  allgemeinen  Reglements  gab  man  erst,  wenn  die  betreffenden 
Industrien  in  gröfserem  Umfange  festen  Fufs  gefafst  hatten 
und  florierten.  Das  war  auch  notwendig,  wenn  bei  dem  Groll 
und  der  Abneigung  der  Zünfte  gegen  dergleichen  Unternehmen, 
besonders   sobald   sie  rein   fabrikmäfsigen   Charakter  annahmen, 

1  Keskript  vom  22.  Vlll.  1796. 

2  Wogen  der  vielfach  eupen  Beziehungen  der  aufkommenden  Grofs- 
industrie zum  Handwerk  glaubt  der  Verfasser  auch  dieses  Gebiet  kurE 
berühren  zu  müssen,  wenn  die  folgenden  Memerkungen  auch  keineswegs 
erschöpfend  sein  sollen  und  nach  den  benutzten  ß'lfi'JIci'?  @t)^??l^* 
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Stadt  uod  Land;  die  verschiedenen  Gewerbe,  die  zünftigen  und 
unzünftigen  Verleger,  die  Heimarbeiter  und  Mittelspersonen 
in  ungestörter  Ordnung  zusammen  arbeiten  sollten. 

Die  Reglements  und  Eontrakte  ordneten  das  Verhältnis 
zwischen  den  verschiedenen  Personen  und  suchten  möglichst  auf 
gleichmäfsige  Beschäftigung  der  Hausindustriellen  hinzuarbeiten, 
um  die  Masse  der  Arbeitenden  nicht  den  Absatzkrisen  des 
Weltmarktes  preiszugeben.  Der  Erfolg  blieb  natürlich,  wie  noch 
gezeigt  wird,  bisweilen  hinter  den  Erwartungen  zurück.  Auch 
gegen  Ausbeutung  durch  den  Verleger  schützte  man  die  Heim- 
arbeiter, indem  man  anfangs  überhaupt  den  Arbeitern  Vorschüsse 
zu  ^eben  untersagte,  um  sie  vor  Schuldknechtschaft  zu  schützen. 
Auch  später  waren  Vorschüsse  nur  unter  gewissen  Bedingungen 
erlaubt.  Die  Reglements  fielen  mit  Einführung  der  Gevverbe- 
freiheit,  die  Massen  kamen  damit  allmählich  ungeschützt  in  die 
Konkurrenz  des  Maschinenzeitalters  und  häufiger  in  Not  und 
Elend  als  unter  der  hausväterlichen  Fürsorge  des  18.  Jahr- 
hunderts, so  dafs  die  Gesetzgebung  wieder  zu  ihren  Gunsten 
eingreifen  mufste. 

Mit  der  Entwicklung  der  Technik  wurden  viele  Verlags- 
industrien zu  eigentlichen  Fabrikbetrieben.  Die  Verleger  liefsen 
vornehmlich  in  den  Gewebeindustrien  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert einige  Hilfsmanipulationen  in  besonderen  Anstalten  aus- 
führen. Die  Zwirnerei,  Färberei,  Appretur  und  ähnliche  Pro- 
zesse der  letzten  Vollendung  und  Verfeinerung  wurden  zuerst 
in  den  Gewebe-  und  den  oenachbarten  Industrien  in  fabrik- 
artigem Grofsbetriebe  vorgenommen.  Daneben  verfolgten  in  der 
Tendenz  die  ähnlich  gestalteten  ^Staatsfabriken ,  die  in  Preufsen 
meist  als  Musteranstalten  dienten,  den  nämlichen  Weg,  so  z.  ß. 
die  Industrie  der  feinen  Tuche  aus  spanischer  Wolle  im  Berliner 
Lagerhause,  die  Porzellan-,  die  Gold-  und  Silber manufaktur. 
Unter  Friedrich  dem  Orofsen  und  seinem  Nachfolger  überliefs 
man  dergleichen  lieber  privaten  Unternehmern  und  verkaufte 
oder  verpachtete  die  Staatsfabriken  an  sie.  Ihnen  uud  den 
konzessionierten  Entrepreneurs  gab  man  für  eine  Reihe  von 
Jahren  ein  Fabrikations-  und  nicht  selten  auch  flir  bestimmte 
Gebiete  ein  Absatzmonopol.  Die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze, 
in  denen  man  sich  dabei  bewegen  wollte,  wurden  schon  oben 
nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  dargelegt^.  Hier  soll  nur 
einiges  aus  der  Verwaltungspraxis  folgen^. 

Es  wurden  bisweilen  Fabriken  aufserhalb  der  Zunftver- 
fassung zur  Herstellung  zünftiger  Arbeiten  im  grofsen  kon- 
zessioniert, was  einige  Monenten  des  Landrechts  möglichst  ein- 
geschränkt wissen  wollten.  Andere  bekamen  allerdings  auch  nur 
auf  Grund  besonderer  Konzession  die  Erlaubnis,  zünftige  Neben- 


1  A.L.R    ir,  8,  4.  Abschnitt. 
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arbeiten,  deren  sorgrältiger  Ausführang  sie  bedurften,  durch 
zünftige  und  unzünftige  Arbeiter  herstellen  zu  lassen.  Der  Hafs 
'der  üand werker  gegen  die  Konzessionierten,  besonders  in  der 
ersten  Zeit,  war  natürlich  sehr  grofs  und  ftihrte  nicht  selten  zu 
Aufruhr.  So  verursachten  die  Berliner  Posamentierer  Anfang 
der  neunziger  Jahre  ^  wiederholt  gröfseren  Aufruhr,  als  man  den 
Import  der  schweizerischen  leichten  Seidenbänder  ausschlofs,  und 
nacn  Schweizer  Muster  mit  der  billigeren  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit die  Industrie  im  eigenen  Lande,  wo  bisher  das  Posamen- 
tierer-Gewerk  dergleichen  zünftig  und  ausschliefslich  ge- 
fertigt hatte,  zunftfrei  zur  Blüte  bringen  wollte.  Erst  nach 
längerer  Zeit  entschied  der  König  endgültig  den  Streit  zu  Gunsten 
der  Fabrikanten,  und  das  Gewerk  mufste  sich  beruhigen. 

Bisweilen  wurde  auch  tüchtigen  Meistern  in  gröfserem  Um- 
fange zu  arbeiten  ermöglicht,  indem  man  sie  vom  Zunftzwange 
frei  machte,  der  in  der  Regel  dem  Mitmeister  nur  erlaubte,  aus- 
schliefslich Arbeiten  seines  Gewerbes  mit  zünftigen  Arbitern 
vorzunehmen.  Das  Verlegen  von  Handwerkern,  auch  wenn 
sie  privative  zur  Anfertigung  bestimmter  Waren  berechtigt 
waren,  konnte  den  Kaufleuten  nicht  versagt  werden.  Es  for- 
derte sie  die  Handelsordnung  im  Gegenteil  ausdrücklich  dazu 
mit  der  Bemerkung  auf,  durch  die  derart  verbesserten  Absatz- 
verhältnisse den  Nahrungsstand,  besonders  armer  Meister,  zu 
fördern.  Leuten  mit  kauftnännischen  Rechten  war  es  freigestellt, 
sich  mit  zünftigen  Handwerken  zu  associieren.  Das  war  be- 
deutsam für  die  Entwicklung  der  Verlagsindustrie,  wenn  sie  auch 
persönh'ch  an  der  eigentlichen  Handwerksthätigkeit  nicht  teil- 
nehmen dui*ften.  Der  Handwerksmeister  wurde  gewissermafsen 
zum  technischen  Leiter  und  dem  Handwerk  wurde  Kapital  und 
kauftnän nischer  Geist  zugeführt.  Kaufleute  durften  sich  auch 
blofs  mit  Kapitaleinlagen  am  Handwerksbetriebe  beteiligen.  Eine 
Reihe  anderer  Bestimmungen,  besonders  für  die  Stuhlarbeiter, 
waren  der  Entwicklung  der  Verlags-  und  Hausindustrie  nicht 
minder  förderlich.  Den  zünftigen  Meistern  war  gestattet,  den 
Gesellen  in  deren  eigener  Wohnung  Arbeit  zu  geben,  auch  wenn 
die  Gesellen  mit  eigenem  Werkzeug  und  eigenen  Stühlen,  also 
gleichsam  als  Sitzgesellen,  arbeiteten.  In  einigen  Fällen  wurde 
trotz  des  gewerblichen  Abschlusses  der  Städte  erlaubt,  Gesellen 
auf  dem  Lande  mit  generellen  Aufträgen  ftlr  alle  im  Rahmen 
ihres  Handwerks  vorkommenden  Arbeiten  zu  beschäftigen.  In 
einem  Falle  wurde  sogar  von  der  Kurmärkischen  Kammer  die 
Meinung  vertreten,  dafs  städtische  Meister  überhaupt  auf  dem 
Lande  wohnende  Gesellen  zu  beschäftigen  das  Recht  hätten,  da 
gesetzlich,  abgesehen  von  einzelnen  Fällen,  nur  den  Meistern 
untersagt  wäre,  auf  dem  Lande  ansässig  ihr  Handwerk  zu 
treiben*.     Unzünftige   Fabrikanten   konnten   häufig   nach    ihrem 

»  R.  90,  Nr.  28.  M  1. 
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Privileg  Haupt-  uDd  Nebenarbeiten  ihres  Betriebes  durch  zünf- 
tige Gesellen  vornehmen  lassen.  War  der  Fabrikant  selbst 
zünftiger  Meister,  so  konnte  das  natürlich  ungehindert  in  und 
aufser  seinem  Hause  geschehen,  während  es  sonst  nur  unter  Lei- 
tung zünftiger  Meister  gestattet  war.  Künstler  durften  nur  mit 
einem  zünftigen  Meister  als  Leiter  der  Produktion  zünftige  Ge- 
sellen beschäftigen,  es  sei  denn,  dafs  ihnen  vom  Landesherm  ein 
weiteres  Recht  zugestanden  war.  Bei  konzessionierten  Landhand- 
werkern und  zunftfrei  arbeitenden  Webern  konnten  Gesellen 
auch  ohne  Einschränkung  thätig  sein. 

Den  Gewebeindustrien  kamen  aufserdem  die  Bestimmungen 
über  weibliche  Arbeitskräfte  zu  gute.  Es  wurde  bestimmt  ^,  dafs 
Gesellen  nicht  mehr  bestraft,  geschimpft  oder  mit  Vorwürfen 
belegt  werden  dürften,  wenn  sie  in  Werkstätten,  die  auch  weib- 
liche Kräfte  verwendeten,  arbeiteten.  Im  Gegenteil,  es  sollten 
bei  den  Handwerkern  und  vornehmlich  bei  den  Webern,  wo 
Frauenarbeit  gebraucht  wurde,  den  Frauen  keinerlei  Hindemisse 
in  den  Weg  gelegt  werden.  Aufser  den  weiblichen  Familien- 
angehörigen konnten  in  der  Kurmark  auch  sonst  weibliche 
Kräfte  bei  den  Beutlem,  Handschuhmachern,  Bürstenbindern, 
Seifensiedern  und  in  den  gesamten  Gewebeindustrien  flir  Haupt- 
oder Nebenarbeiten  Verwendung  finden,  so  dafs  gegen  Schlufs 
des  Jahrhunderts  doch  schon  recht  häufig  Frauen  und  Mädchen, 
ja  sogar  Kinder,  wie  in  der  Seidenband weberei ,  thätig  waren; 
die  Frauen  in  den  Textilindustrien  besonders  als  Wicklerinnen, 
Spulerinnen  und  dergleichen.  Social  schlimm  war  daran  nur, 
dafs  man  die  Elrlaubnis  dazu  gab,  um  billigen  Arbeitslohn  zu 
haben  und  damit  dem  Auslande  die  Preise  zu  halten. 

Em  notwendiges  Korrelat  zu  dieser  freien  Gestaltung  der 
Dinge  ftir  die  emporkommende  Grofsindustrie  war  die  Aufhebung 
der  Beschränkung  in  der  Lehrlings-  und  Gesellenzahl,  welche 
allerdings  nur  vereinzelt  in  der  Praxis  galt.  Das  eben  erwähnte 
Edikt  vom  24.  März  1783  erklärte  es  in  §  5  als  dem  gemeinen 
Wohl  unzuträglich,  dafs  ein  Handwerksmeister  nicht  mehr  als 
einen  Lehrjungen  und  eine  bestimmt  begrenzte  Zahl  von  Ge- 
sellen halten  sollte;  dadurch  litte  das  Publikum  und  der  intelli- 
gente Meister.  Ea  sollte  deshalb  jeder  Handwerksmeister  überall 
in  den  preufsischen  Staaten  in  Zukunft  mehrere  Lehrjungen  und 
beliebig  viele  Gesellen  halten  können.  Die  Handwerksordnung 
flir  Ostpreufsen  vom  10.  April  1733  bestimmte  schon  ausdrücklich, 
die  Anzahl  der  Gesellen  und  Stühle  sollte  unbeschränkt  sein. 
Das  letztere  deutete  schon  darauf  hin,  dafs  man  bei  diesen  An- 
ordnungen in  erster  Linie  die  Textilindustrien,  aber  nicht  all- 
gemein das  Handwerk  als  solches  im  Auge  hatte,  das  Landrecht 
bestimmte  nur,  dafs  die  Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen  in  den 
Haupthandlungs-     und    Seestädten    nicht    eingeschränkt    wäre. 

»  Edikt  vom  24.  III.  1783  (abgedruckt  bei  Ortloff  1.  c, 
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Eine  einheitliche  Bestimmung  fUr  diesen  Punkt  bestand  also 
überhaupt  nicht,  wo  ausdrücklich  die  Privilegien  die  Beschrän- 
kung auf  eine  bestimmte  Zahl  aussprachen,  olieb  es  natürlich 
dabei.  Selbst  in  den  „Haupthandlungs-  und  Seestädten"  wurde 
das  Recht  der  freien  Gesellenhaltung  bisweilen  eingeschränkt, 
z.  B.  bei  den  Berliner  Seidenwirkem ,  bei  den  Tabakspinnern 
und  den  Zeug-  und  Raschmachern  ^. 

In  den  Jahren  1792/94  und  1800/1801  wurden  über  die 
Befreiung  der  Fabriken  vom  Gewerbszwang  eine  Reihe  prin- 
cipieller  Verhandlungen  zwischen  dem  Generädirektorium ,  dem 
General-Fabrikendepartement  und  der  Eurmärkischen  Kammer 
gepflogen,  die  zwar  keine  wesentlichen  Resultate  hatten,  aber 
t\ir  die  Gesinnung  gegen  die  Zünfte  lehrreich  sind^.  In  einem 
Gutachten  des  General-Fabrikendepartements  von  1792  hiefs 
es,  der  strenge  Gewerkszwang  vertrüge  sich  keineswegs  mit 
der  fortschreitenden  Fabrikindustrie  anderer  Länder.  Das 
Generaldirektorium  erklärte  es  dagegen  für  bedenklich,  „schon 
jetzt  sehr  auffallende  Eingriffe  in  das  Zunftsystem  zu  machen". 
Das  Generaldirektorium  verteidigte  das  Zunftsystem  keineswegs, 
wünschte  aber  doch,  die  hausindustriell  arbeitenden  Meister  soll- 
ten wenigstens  das  Bürgerrecht  erwerben,  wenn  auch  die  Erwer- 
bung des  Meisterrechts  eventuell  erläfslich  wäre.  Man  wollte 
damit  das  Herabsinken  der  Heimarbeiter  zu  blofsen  Lohnarbeitern 
verhindern,  um,  wie  ausdrücklich  bemerkt  wurde,  vor  dem  be- 
denklich anschwellenden  Proletariat  und  Verbrechertum  bewahrt 
zu  bleiben,  wie  es  das  damalige  industrielle  England  zeigte.  Im 
übrigen  war  man  von  dieser  Seite  stets  in  jener  Zeit  bemüht, 
„lästige  Beschränkungen  des  Kunst-  nnd  Gewerbefleifses'*  und 
die  Schwierigkeiten,  welche  das  Zunfirwesen  den  aufstrebenden 
Meistern  bereitete,  nach  Möglichkeit  mit  indirekten  Mitteln  zu 
entfernen.  Man  wollte  aber  durch  direktes  Eingreifen  keinen 
Präcedenzfall  schaffen,  weil  „die  Zeiten  und  Umstände  noch  nicht 
reif"  erschienen,  „das  Zunftsystem  geradezu  über  den  Haufen 
zu  werfen,  zumal  die  Art  und  Weise,  wie  das  geschehen  könnte, 
die  sorgfältigsten  Erwägungen"  verdiente^. 

Damit  war  denn  auch  das  General- Fabrikendepartement 
zufrieden  und  betonte,  sie  müfsten  bei  der  gegenwärtigen  Lage 
der  Sache  den  Gewerkszwang  „als  ein  bis  jetzt  annoch  notwen- 
diges Übel"  betrachten.  Sie  rieten  aber  doch,  im  Interesse  der 
industriellen  Blüte  den  Gewerkszwang  durch  eine  freiere  Hand- 
habung des  Konzessionsrechtes,  als  des  „besten  Mittels,  auf  eine 
wenig  merkbare  Art  dahin  zu  kommen",  möglichst  einzuschrän- 
ken. Eis  sollten  die  Ffibrikanten  nicht  darauf  beschränkt  werden, 
nur   mit  zünftigen  Handwerksmeistern    und   Gesellen    thätig    zu 


1  Lamprecht  1.  c.  §  210. 
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sein,  und  damit  war  die  Möglichkeit  gegeben,  in  immer  grö- 
fserem  Umfange  den  hauptsäehiichsten  Fabrikationszweigen,  vor 
allem  den  Textilindustrien,  den  auswärtigen  Absatz  gegenüber 
der  mächtip;en  englischen  und  französischen  Konkurrenz  zu 
sichern.  Mit  einem  Verharren  beim  strengen  Gewerkszwange 
mufste  man  nach  der  Meinung  des  General- Fabrikendeparte- 
ments dem  Ausland  in  allen  den  Produkten  tributär  bleiben, 
welche  dieses  mit  Unzünftigen  billiger  zu  fertigen  gestaftete. 
„Denn  das  ist  einmal  gewifs,"  so  sagten  sie  ungefähr,  „dafs  die 
Gewerke  vermöge  gewisser  Unkosten  für  Ein-  und  Ausschreiben, 
fiir  Lehrbriefe,  Lossprechen,  Meisterwerden ,  flir  Zahlungen  an 
die  Gewerkskasse,  die  Assessoren  u.  s.  w.  auf  keine  Weise  um 
80  billige  Preise  als  die  unzünftigen  In-  und  Ausländer  arbeiten 
können,  zumal  erstere  wegen  des  gewöhnlichen  Dünkels  der 
Gewerksmeister,  selber  Hand  anzulegen,  sich  oft  zu  vornehm 
dünken."  Sie  wünschten  also  für  die  Entrepreneurs  Konzes- 
sionen, mit  Unzünftigen  zu  arbeiten.  Diesen  Grundsätzen 
stimmte  das  General- Direktorium  bei,  es  wollte  aber  nicht  ra- 
dikal, sondern  von  Fall  zu  Fall  entsprechend  verliehen  und  die 
Ausnahme  in  einzelnen  Fällen  nicht  zur  Regel  machen. 

Die  ganze  Frage  erschien  jedoch  eingehender  Beratungen 
so  weit,  dafs  man  Gutachten  der  Kammern  einforderte.  Die 
Kurmärkische  Kammer  nahm  einen  noch  vorsichtigeren  {Stand- 
punkt als  das  General- Direktorium  ein.  Nur  bei  den  Stuhl- 
arbeitern aller  Art  wünschte  man  von  dieser  Seite  nach  langer 
Observanz  auch  ferner  die  liberaleren  Grundsätze  fest  zuhaken, 
sie  sollten  durchgängig  von  der  Gewinnung  des  Meisterrechts 
frei  sein,  um  nicht  neue  Quellen  flir  Zunftmifsbräuche  zu  schaffen, 
und  die  zahlreichen  bisher  in  diesen  Industrien  thätigen  Land- 
arbeiter nicht  auszuschliefsen.  Im  Jahre  1794  waren  die  Gut- 
achten sämtlicher  Kammern  eingelaufen.  Sie  hatten  das  Gesamt- 
ergebnis, dafs  bei  den  herrschenden  Konjunkturen  ein  Gesetz, 
welches  allgemein  die  Fabriken  vom  Gewerkszwange  befreite, 
nicht  erlassen  werden  dürfte.  Bei  einzelnen  Fabriken,  wo  zünf- 
tige Gewerbe  konkurrierten,  könnte  der  König,  dem  ja  in  allen 
Gewerksprivilegien  ein  Dispensationsrecht  vorbehalten  wäre,  nach 
der  Natur  und  dem  wirklichen  Bedürfnis  der  Fabrik  eine  Aus- 
nahme zulassen.  Selbst  das  General  Fabrikendepartement  kam 
nun  zu  dem  Schlufs,  dafs  jetzt  und  wahrscheinlich  noch  auf 
lange  Zeit  ein  allgemeines,  den  Gewerkszwang  bei  den  Fabriken 
aufhebendes  Publikandum  eher  nachteilig  als  zuträglich  wäre. 
So  war  man  trotz  des  guten  Anlaufs  keinen  Schritt  weiter  ge- 
kommen, als  man  ehemals  war. 

Im  Jahre  1800  kam  dieselbe  Angelegenheit,  ein  wenig  vari- 
iert, von  neuem  in  Flufs^,  um  allerdings  wie  das  erste  Mal  zu 
endigen.  Eine  K.-O.  vom  22.  Oktober  1800  hatte  in  einem  einzelnen 


»  R.  90,  Nr.  44   M  5. 
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Falle  entschieden,  es  stände  nach  den  bisherigen  Principien 
jedermann  frei,  Waren,  deren  Anfertigung  einer  Zunft  privative 
zukäme,  durch  zünftige  Meister  oder  Gesdien  entweder  in  eigner 
Werkstatt  vereinigt  anfertigen  zu  lassen  oder  solche  mit  Mate- 
rialien aufserhalb  derselben  zu  verlegen,  ebenso  dtirfte  man  ihnen 
unbeschränkt  Fabrikate  vor  dem  Verfeinerungs-  und  Vollendungs- 
prozels  abnehmen  und  nach  völliger  Fertigstellung  verkaufen. 
Auffterdem  sprach  man  damals  vielfach  den  Wunsch  aus,  mög- 
lichst den  Kaufmann  als  Mittelsperson  zwischen  den  Unter- 
nehmern und  Konsumenten  auszuschalten,  um  nicht  durch  Zwi- 
schenhandel die  Produkte  unnötig  zu  verteuern. 

Die  Kurmärkische  Kammer  billigte  den  Grundsatz  der  ge- 
nannten Kabinettsordre  nicht,  sondern  bat  den  König,  das  Recht, 
dergleichen  zünftige  Arbeiten  fertigen  zu  lassen,  oder  Zünftige 
damit  zu  verlegen,  Halbfabrikate  zu  kaufen  und  zum  Absatz  zu 
vollenden ,  allein,  abgesehen  von  den  eigens  dazu  Konzessionierten, 
den  Kaufleuten  zu  reservieren ,  weil  die  dadurch  hervorgerufene 
.^schädliche"  Konkurrenz  Nachteile  für  die  Kaufleute  und  be- 
sonders für  das  Publikum  zur  Folge  hätte.  Dieser  Auffassung 
traten  die  beteiligten  anderen  Behörden,  besonders  scharf  der 
Geheime  Oberfinanzrat  Eichmann,  entgegen.  Er  wünschte  mög- 
Uchste  Elimiuierung  des  Kaufmanns  als  Mittelsperson,  weil  dieser 
die  Kleinen  und  in  Not  Geratenen  bedrückte.  Im  Interesse  der 
Industriefreiheit  und  zum  Segen  des  kleinen  Heimarbeiters  sollte 
den  Kau  Heuten  nicht  ausschliefslich  das  Recht  zum  Verlegen 
gegeben  werden.  Ihre  alten  aufgehobenen  Privilegien  gaben 
ihnen  zudem  gar  nicht  allgemein  ein  solches  Exklusivrecht.  Er 
berief  sich  auf  das  Allgemeine  Landrecht,  wonach  jeder,  der 
zünftige  Arbeiter  verlegte,  ein  Fabrikant  mit  kaufmännischen 
Rechten  wäre.  Also  stände  es  nur  dem  Kaufmann  zu,  Fabrikant 
zu  werden.  Es  sollten  also  vielmehr  möglichst  alle  kapital- 
kräftigen Leute  zur  Verlegung  und  zur  Etablierung  neuer 
Fabrikanlagen  ermuntert,  anstatt  durch  Weitläufigkeiten  ab- 
geschreckt werden.  Besonders  wandte  sich  Eichmann  im  Sinne 
des  Adam  Smith  gegen  die  Äufserung  über  die  Schädlichkeit  der 
vergröfserten  Konkurrenz.  Er  bezeichnete  es  charakteristisch, 
„als  eine  im  neunzehnten  Jahrhundert  (!)  unerhörte  Lehre",  dais 
der  Staat  der  Übersetzung  der  Konkurrenz  steuern  müfste,  und 
dafs  aus  übersetzter  Konkurrenz  dem  Publikum  Nachteile  er- 
wüchsen. Im  Gedankengange  des  grofsen  Schotten  demonstrierte 
er  dann  weiter.  Je  höher  die  Preise  der  Manufakturwaren 
ständen,  desto  mehr  Hände  lockten  sie  an,  wodurch  der  Profit 
wieder  ins  Gleichgewicht  käme.  Wenn  der  Spekulant  nichts 
mehr  verdiente,  würde  er  sich  von  selbst  auf  andere  Geschäfte 
legen.  Eine  übersetzte  Konkurrenz  könnte  überhaupt  nicht  be- 
stehen; niemand  träte  in  Konkurrenz,  wenn  er  sähe,  dafs 
nichts  zu  gewinnen  wäre,  und  das  Publikum  gewänne  immer 
dabei  u.  s.  w.  rr^r^nlo 
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Es  war  bezeichnend  dafür,  wie  diese  Theorien  schon  festen 
Fufs  gefafst  hatten,  dafs  die  Kurmärkische  Kammer  ihre  gegen- 
teilige Meinung  nicht  zu  verteidigen  wagte,  sondern  im  Qegenteil 
zurückwich  und  erklärte,  ihre  Meinung  über  die  Konkurrenz 
sollte  gar  nicht  so  schroff,  wie  sie  aufgeMst  wurde,  hingestellt 
sein,  es  sollte  damit  nur  gesagt  sein,  dafs  die  Anlage  von 
Fabriken  nicht  ein  ganz  freies  Gewerbe  sein,  sondern  von  der 
Regierung  auf  Grund  eingehender  Untersuchung  der  Verhältnisse 
konzessioniert  werden  mtifste.  Mit  übersetzter  schädlicher  Kon- 
kurrenz wäre  nur  das  Eindringen  unvermögender  und  unbe- 
sonnener Menschen  gemeint,  die  sich  selbst  ruinierten  und  dem 
Publikum  schadeten. 

Die  Gedanken  Eichmanns  fanden  schliefslich  allseitige  Zu- 
stimmung, auch  bei  dem  damaligen  tüchtigen  Chef  des  General- 
Fabrikendepartements  V.  Struensee.  Trotzdem  kam  man  zu  dem 
Schluls,  obwohl  die  Gründe  der  Kurmärkischen  Kammer  gar 
nicht  stichhaltig  wären,  müfste  man  doch  „aus  anderen  erheb- 
lichen Ursachen"^  (w*elche,  ist  nicht  gesagt)  darauf  halten,  dafs 
jeder,  ob  Kaufmann  oder  nicht,  welcher  die  ausschliefslich  einer 
Zunft  beigelegten  Waren  anfertigen,  im  Verlag  herstellen  oder 
veredeln  lassen  wollte,  einer  Konzession  bedürfte.  Nur  diejenigen 
bedürften  einer  solchen  nicht,  welche,  zum  Handel  mit  zünftigen 
Waren  berechtigt,  Handwerker  so  beschäftigten,  dafs  sie  seih- 
ständige GewerksmitgHeder  blieben. 

Es  ist  diesen  Verhandlungen,  die  eigentlich  kein  neues 
bedeutsames  Ergebnis  hatten,  sondern  nur  zur  Klärung  der 
differierenden  Anschauungen  innerhalb  der  Behörden  sich  gut 
erwiesen,  hier  so  grolser  Raum  gegeben  worden,  weil  sie  zeigen, 
auf  welchem  Punkte  der  Liberalismus  bei  den  obersten  Beamten- 
kollegien fitand.  Die  neuen  Gedanken  wurden,  wie  schon  weiter 
oben  gesagt,  offenbar  geschätzt,  aber  vorsichtig  zog  man  noch 
nicht  aas  Faeit. 


§  7.    Die  Politik  des  internen  Handels  und  die  merkau- 

tilistischen  Ansichten  und  MaCsnahmen  der  Regierung  mit 

Bezug  auf  den  Gewerbefleifs  ^. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  und  mancher  interessanter 
Momente  halber  soll  zunächst  die  rechtliche  Gestaltung  des 
internen  Handels  in  Preufsen,  soweit  sie  die  Handwerke  direkt 
oder  indirekt  berührt,  kurz  skizziert  werden.  Der  Handel  der 
Handwerke  war  mannigfach  beschränkt,  bei  den  Kaufleuten  ge- 
staltete man  ihn  freier.     In   der  Kurmark  hatten  die  mit  kauf- 


^  Hauptaächlich  nach  .Lamprechts  mehrfach  genanntem  Buche 
und  den  unter  M.  1—8  und  10—13  aufgeführten  Akten  des  vorgedruckten 
Verz  eichnisses.  r^  r^r>.^\ry 
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mäDnischen  Bechten  aiisgestatteien  PerBonen  nach  der  Berliner 
liandelsordnung  (von  1716  und  1749)  die  Befugnis,  mit  allen 
Handwerkswaren  zu  handeln,  trotz  der  Bestimmung  einiger 
Privilegien  (wie  z.  B.  der  Messerschmiede,  Drechsler),  dafs  den 
Innungsmitgliedern  privative  das  Handelsrecht  mit  ihren  Pro- 
dukten zustände,  und  zwar  weil  jedes  Privileg  unter  Wahrung 
der  Rechte  eines  Dritten  zu  verstehen  war.  Man  wollte  im 
Interesse  des  Publikums  den  Handwerkern  den  Handel  mit 
ihren  Produkten  nicht  ausschliefslich  überlassen.  Auf  die  Preis- 
bildung oder,  besser  gesagt,  Verbilligung  der  Handwerks  waren 
wurde  dieses  Recht  der  Kaufleute  noch  dadurch  besonders  ein- 
flufsreich,  dafs  die  Handlungsordnung  ihnen  freiliefs,  ihre  Vorräte 
auch  bei  Handwerkern  anderer  Orte  zu  kaufen.  Die  Höker 
jedoch,  welche  kaufmännische  Rechte  nicht  besafsen,  mufsten 
ihren  Bedarf  an  derj^leichen  bei  den  Meistern  ihres  Ortes  decken  ^. 
Das  Hausieren  mit  Handwerkswaren  verbot  man  ^,  auch  den  mit 
Hausierpässen  versehenen  Personen  und  den  Handwerkern. 
Innungsmeister  konnten,  wie  es  seit  alters  zu  Recht  bestand, 
gemeinsame  Niederlagen  imd  Verkaufsstellen  am  Orte  haben. 
8ie  konnten  alle  Jahrmärkte,  auch  aufserpreufsischer  Staaten, 
aufsuchen;  der  Besuch  der  ausländischen  Märkte  war  nach  den 
Grundsätzen  des  Merkantilismus  sogar  erwünscht.  Der  Handel 
auf  den  inländischen  sogenannten  Freimärkten  war  durch  be- 
sondere landesherrliche  Bestimmungen  den  Ortsmeistem  vor- 
behalten. Das  wurde  aber  wegen  des  damit  verknüpften,  zu 
Mifsbräuchen  verleitenden  Handelsmonopols  von  der  monopol- 
feindlichen Regierung  während  des  ganzen  Jahrhunderts  nach 
Kräften  abgeschafft.  Die  Wochenmärkte  waren  nur  für  die 
Ortsmeister  bestimmt.  Mit  Waren  der  Mitmeister  und  mit 
Rohmaterialien,  abgesehen  von  denjenigen,  welche  sie  nicht  selbst 
verwenden  konnten,  die  also  gleichsam  Abfalle  bildeten,  durften 
Handwerksmeister  allgemein  nicht  handeln,  weil  das  in  die  Rechte 
der  Kaufleute  eingegriffen  hätte.  Ebenso  war  ihnen  der  Handel 
mit  den  Waren  der  Mitmeister  verboten.  Nur  wenigen  Hand- 
werkern stand  als  Ausnahme  von  der  Regel  nach  ihrem  Privileg 
oder  besonderer  landesherrlicher  Verordnung  das  Recht  zu,  mit 
Materialien  ihres  Handwerks  oder  andern  als  selbst  gemachten 
Waren,  ja  sogar  mit  Waren  anderer  Handwerke  im  Detail  zu 
handeln,  z.  B.  den  Bäckern  mit  Mehl,  den  Buchbindern  mit 
Büchern,  Kalendern,  Papier  und  ähnlichem,  den  Posamentierern 
mit  Kurzwaren.  Ähnliche  Vorrechte  hatten  die  Kleinbinder, 
Lohgerber,  Kammmacher  -  und  andere.  Man  nannte  diese 
zum  Unterschied  von  den  andern  nichthandelnden  Handwerken 
handelnde. 


^  Berliner  Hökerordnung  vom  20.  11.  1742,  die  in  Ermangelung  einer 
andern  für  die  ganze  Kurmark  galt. 

'  Allgemeines  Hausieredikt  vom  17.  IL  1747. 
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Die  sogonannte  Aufkäuferei  war  meist,  um  Preistreibereien 
zu  verlündern,  verboten,  und  wo  sie  gestattet  war,  in  engen 
Schranken  gehalten,  um  auch  den  Kaufleuten  nicht  zu  schaden. 
Zunftmeister  konnten  sich  selber,  für  sich  und  ihre  Mitmeister, 
Rohmaterialien  zum  Handwerksbedarf  verschreiben  oder  von 
Kaufleuten  entnehmen,  oder  auf  Wochen-,  Jahr-  oder  Special- 
märkten kaufen.  Den  Bäckern  war  nachgelassen,  auf  dem 
Lande  selber  ihr  Getreide  für  den  eigenen  Bedarf  gegen  ein 
besonderes  obrigkeitliches  Ausweisattest  einzukaufen;  der  Korn- 
handel war  ihnen  aber  untersagt  und  nur  der  Mehlhandel  ihnen 
überall  in  der  Kurmark  freigegeben.  Die  obrigkeitlichen  Er- 
laubnisscheine wurden  vorgeschrieben,  um  Aufkäufereien  von 
Spekulanten  zu  vermeiden.  Ähnliche  Befugnisse  hatten  die 
Gamweber,  ähnlich  war  der  Einkauf  von  Tabak  geregelt.  Die 
Aufkäuferei  der  Wolle  auf  dem  Lande  war  besonders  streng 
untersagt.  Alle  in  Wolle  arbeitenden  Personen  durften  auf 
Grund  eines  Attestes  für  den  eignen  Bedarf  einkaufen.  Alle 
nicht  auf  diesem  Wege  abgesetzte  Wolle  mufsten  die  Woll- 
produzenten in  die  Stadt  zum  Verkauf  bringen,  und  zwar  fast 
ausnahmlos  jeder  für  seine  eigenen  Produkte  selbst,  um  auch 
hier  Manipulationen  von  Spekulanten  unmöglich  zu  machen. 
Christliche  Kaufleute  durften  mit  Wolle  handeln,  mufsten  sie 
aber  auf  den  Wollmärkten  kaufen  und  den  WoUarbeitem  den 
Vorkauf  lassen.  Den  Juden  war  aber  jeder  Handel  mit  Wolle, 
Wollengarn,  wie  der  Verlag  von  Wollarbeitern  nach  dem  General- 
Judenreglement  bei  strengsten  Strafen  gänzlich  untersagt.  Nur 
der  Handel  mit  ausländischer  ^^' olle  auf  der  Frankfurter  Messe 
und  die  Lieferung  ausländischer  Wollengarne  an  Fabrikanten 
war  ihnen  infolge  richtiger  Erkenntnis  ihrer  kaufmännischen 
Talente  erlaubt.  Zur  Erleichterung  des  Einkaufs  und  Absatzes 
der  Wolle  wurden  in  der  Kurmark  eine  Reihe  von  Wollmärkten  ^ 
eingerichtet,  die  durch  das  Jahr  möglichst  gleichmäfsig  verteilt 
waren.  Die  genannten  Arten  des  Einkaufs  konnten  die  Hand- 
werker selbst  besorgen  oder  durch  Bevollmächtigte  in  ihrer 
Provinz  auf  dem  platten  Lande  vornehmen  lassen  und  von 
diesem  Einkauf  alle  dazu  nicht  mit  einem  besonderen  landes- 
herrlichen Privileg  Versehenen^  ausschlielsen.  Mit  besonderer 
Erlaubnis  der  betreffenden  Provinzialbehörde,  die  erteilt  wurde, 
wenn  nach  Befriedigung  der  Nachfrage  in  den  eigenen  Provinzen 
noch  Vorräte  verblieben,  konnte  der  Einkauf  auch  in  andern 
Provinzen  vorgenommen  werden.  Ausfi^eschlossen  von  solchen 
Aufkäufen  waren  alle  zum  Genufs  dienenden  unmittelbaren 
Bodenprodukte,  wie  z.  B.  Getreide,  welches  die  Landleute  in 
der  Regel  zum  Verkauf  in  die  Stadt  brachten. 

'  Bis  1797  17  Stück  an  verschiedenen  Orten;  Lamprecht  führt  sie 
1.  c.  auf. 

^  Also  konnten  z.  B.  die  christlichen  Kaafleute  nicht  davon  aus- 
geschlossen  werden.  ^^^^^^^  .yGoOglc 
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Auf  dem  Gebiete  des  internen  Handels  ist,  wie  aus  dem 
eben  Gesa^n  ersichtlich,  nach  den  benutzten  Quellen  nichts 
von  Uberaien  Anläufen  zu  vermerken.  Die  Gedanken  an  eine 
freiere  Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  bezogen  sich  zu- 
nächst fast  immer  nur  auf  die  Hauptfrage :  Elrhaltung  oder  Be- 
seitigung bezw.  Durchbrechung  des  alten  Zunftwesens.  Diese 
Tendenz  tritt  auch  hervor,  wenn  es  erlaubt  ist,  auf  die  merkantil- 

{lolitischen   Regierungsmafsnahmen    während    dieser   Periode  im 
nteresse   des    Gewerbes   im    weiteren    Sinne   kurz   einen    Blick 
zu  werfen. 

Bis  zur  Reformperiode  nach  1806  vertrat  die  preufsische 
Regierung  im  grofsen  und  ganzen  auf  diesem  Gebiete  die  alten 
merkantilistischen  Maximen,  wenn  sie  auch  seit  dem  Tode  de» 
Grofsen  Königs  hin  und  wieder  von  Mifstrauen  gegen  manche 
ehedem  streng  durchgeführte  Mafsregel  erfüllt  war.  Im  Jahre 
1789  begannen  die  politisch  unruhigen  Zeiten  und  machten  sich 
in  ihren  Reflexen  wiederholt  im  wirtschaftlichen  Leben  Preufsena 
bemerkbar.  Die  Handelsbilanz  zeigte  aus  verschiedenen  Gründen 
eegen  1786  in  Leinen-  und  Baumwollwaren  einen  Ausfall,  auch 
die  Seidenfabrikation  schien  nicht  mehr  in  der  alten  Blüte 
zu  stehen.  Neben  den  politischen  Verhältnissen  trugen  auch 
Änderungen  in  der  Mode  Schuld  daran.  Man  bevorzugte  die 
Baumwollenzeuge  den  leinenen  und  wollenen  gegenüber  und 
unter  den  Mafsregeln,  welche  man  gegen  die  Folgen  dieser  Ge- 
schmacksänderung ergriff,  ist  auch  die  Eabinettsordre  vom 
17.  Nov.  1790  an  die  westpreufsische  Kammer  bezeichnend^ 
welche,  da  aus  dem  erwähnten  Grunde  die  Nahrung  der  Leinen- 
weber allgemein  zurückging,  den  westpreufsischen  Leinewebern 
alle  Arten  von  gewebten  Baumwollwaren  natürlich  mit  Ausnahme 
derer  anzufertigen  erlaubte,  auf  welche  nicht  irgend  eine  Fabrik 
ein  ausschliefsliches  Recht  hatte.  Zur  Vermehrung  der  Krise 
kamen  für  Leinenwaren  speciell  verschiedene  Einfuhrerschwerungen 
hinzu,  welche  russische  ükase  gegen  sie  aufgestellt  hatten.  Die 
westfälische  Leinenindustrie  w^urde  durch  die  Konkurrenz 
Englands  und  Irlands  von  ihren  holländischen  Absatzmärkten 
verdrängt;  dazu  trat  in  dieser  Zeit  noch  Oldenburg,  welches  die 
Leinenfabrikation  nach  preufsischem  Muster  eingeflQhrt  hatte  und 
preufsischen  Leinenproaukten  auf  den  holländischen  Märkten 
scharfe  Konkurrenz  oereitete.  Die  Seidenindustrie  war  der  über- 
legenen französischen  Konkurrenz  nicht  gewachsen,  machte  in 
den  nächsten  Jahren  aber  wegen  der  Störungen  des  französischen 
Fleifses  doch  ein  gutes  Geschäft. 

Der  König  wurde  angesichts  dieses  Resultats  bedenklich  und 
verlangte  in  einer  Kabinettsordre  1790^  vom  General- Fabriken- 
departement die  Gründe  und  Mafsregeln  zur  Abhilfe  zu  er- 
fahren.    Er  liefs   die  ernsteste   Absicht  erkennen,    die  Landes- 


1  K..0.  vom  24.  X.  1790.    R.  90,  Nr.  46.  M  6. 
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fabriken  durch  Entfernung  der  Fehler  und  Mängel  der  bisherigen 
Fabriken  und  Fabrikationsmethoden  emporzubringen,  und  zwar 
lag  ihm  besonders  die  Seidenmanufaktur  am  Herzen ,  die  er 
ganz  im  Sinne  seines  Oheims  zur  Blüte  bringen  wollte.  Es 
fanden  umfangreiche  Beratungen  innerhalb  der  Behörden  und 
einer  eigens  zu  dem  Zwecke  aus  Beamten  und  Industriellen  ge- 
bildeten Kommission  statt.  Die  Gelegenheit  zu  einer  liberalen 
Politik  war  gegeben,  aber  die  Vorschläge  dieser  Kommission  be- 
wegten sich  in  den  alten  Bahnen,  weil  die  Beamten  doch  noch 
überwiegend  dem  alten  System  anhingen,  imd  die  in  der  Kom- 
mission mitarbeitenden  Fabrikanten  keine  Ursache  hatten,  die 
merkantilidtische  Praxis  zu  verurteilen. 

Nach  Friedrichs  des  Grofsen  Tode  war  man  von  dem  wohl 
überepannten  Prohibitivsystem  ein  wenig  zurückgekommen,  und 
der  König  zahlte  die  Fabrikenunterstützun^sgelder  nicht  mehr 
in  der  alten  Höhe.  Das  tadelte  die  Kommission.  Sie  verlangte 
das  vormalige  Fabrikensystem  mit  seinen  Unterstützungs-  und 
seinen  Schutzmafsregeln  in  alter  Strenge.  Der  König  ging  auf 
die  vielfach  in  grofsindustriellem  Interesse  abgegebenen  Vor- 
schläge nicht  blindlings  ein ,  sondern  nahm ,  durch  Wöllner  be- 
einflufst,  manche  Modifikationen  vor.  Im  grofsen  und  ganzen 
gedachte  er  aber  den  alten,  bewährten  Bahnen  treu  zu  bleiben. 
Das  hatte  er  schon  in  einer  K.  O.  an  das  General-Fabriken- 
departement vom  8.  Febr.  1787  \  die  man  gleichsam  als  sein  Pro- 
gramm in  dieser  Hinsicht  betrachten  kann,  zum  Ausdruck  ge- 
bracht. Er  erklärte  darin  ausdrücklich,  Kunst-  und  Gewerbe- 
fleifs  der  Unterthanen  nach  dem  Beispiel  des  Oheims  fördern, 
und  jährlich,  soweit  es  die  starken  Bedürfnisse  gestatteten,  die 
Fabriken-  und  Manufakturanlagen  durch  solide  Verbesserungen 
er  weitem,  begünstigen  und  auch  für  Neuanlagen  bewilligen  zu 
wollen,  wenn  dadurch  dem  Lande  ein  wesentlicher,  bisher  noch 
nicht  hinlänglich  benutzter  oder  ein  ansehnlicher  neuer  Vorteil 
erwüchse.  Friedrich  Wilhelm  III.  hat  sich  bis  1806  in  der 
Hauptsache  auch  in  dieser  Bahn  gehalten.  1800  z.  B.  schrieb 
er  an  Struensee,  den  damaligen  Leiter  des  General  -  Fabriken - 
departements  ^,  er  wäre  von  der  Güte  des  in  seinen  Staaten  an- 
genommenen, auf  Manufakturen  sich  stützenden  Ackerbausystems 
an  und  flir  sich  innig  tiberzeugt,  und  dann  billigte  er  in 
diesem  Schreiben  die  gesamte  herrschende  Merkantilpolitik  in 
den  Hauptzügen. 

Für  die  Gesinnung  in  den  höchsten  Beamtenkreisen  kann 
man  vielleicht  Lamprecht  als  einen  typischen  Vertreter  ansehen. 
Er,  als  Kriegs-  und  Domänenrat,  bekleidete  in  der  Kurmärki- 
schen Kammer  eine  der  ersten  Stellen,  und  war  beständig  mit 
praktischer   Gewerbepolitik    beschäftigt.      Nach    dem    gesamten 


1  R.  90  Nr.  37  M.  4. 
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Fabriken-,  Manufakturen-  und  Handwerksmaterial  der  Eurmärki- 
sehen  Kammer  schrieb  er  aus  dem  herrschenden  Geiste  heraus 
sein  hier  öfter  citiertes  Buch  speciell  zur  Heranbildung  der  jungen 
Beamten.  In  seiner  Schrift  konssentrierte  er  die  liberalisierenaen 
Anschauungen,  welche  bis  ins  neue  Jahrhundert  bei  den  mais- 
gebenden Behörden  vorherrschten.  Ea  ist  daher  interessant, 
was  er  in  dieser  Hinsicht  in  der  Einleitung  zu  seinem  Buche 
sagt:  Nach  seiner  Meinung  blühte  der  Staat,  wenn  alle  nur 
möglichen  Gewerbe  darin  betrieben  würden  und  ihre  Produkte 
womfeil  lieferten.  Elr  räumte  dem  Nationalcharakter  und  den 
nationalen  Fähigkeiten  zwar  E^nflufs  auf  diesen  Zustand  ein. 
aber  die  Hauptsache  war  ihm  doch,  dafs  durch  weise  Gesetze, 
Veranstaltungen  und  Unterstützungen  der  Regierung  eine  Blüte 
hervorgebracht  würde.  Als  solche  Mittel  weiser  Regierungen 
erschienen  ihm  die  praktisch  angewendeten  preufsischen  Grund- 
sätze: die  Beförderung  der  allgemeinen  Aufklärung  und  „Ge- 
werbeft^iheit^,  die  erwähnten  Einschränkungen  des  Zunftzwanges 
und  Entfernung  der  Monopole,  verhältnismäfsig  geringe  und  die 
Gewerbe  nicht  unmittelbar  belastende  Abgaben,  Verbote  und 
Impostierungen  fremder  Waren,  die  nicht  im  Lande  gefertigt 
wurden,  Vermeidung  der  Einschränkungen  des  Luxus  imd  Be- 
förderung nützlicher  Erfindungen  durch  Prämien  und  andere 
Mittel,  Unterstützung  der  wichtigsten  Landesfabriken  aus  öffent- 
lichen Kassen  und  Darbietung  von  Gelegenheit  zur  Beförderung 
tüchtiger  Kenntnisse  der  Handwerker  u.  a.  m.  Es  waren  die 
Leitprincipien  der  traditionellen  preufsischen  Merkantilpolitik, 
welcne  bis  ins  neue  Jahrhundert  ninein  ohne  wesentliche  Mo- 
difikationen zur  Anwendung  kamen. 

Aufs  engste  hingen  auch  die  Anschauungen  K.  A.  v.  Struensees, 
der  von  1791  —  1804  das  General- Fabrikendepartement  mit  Ge- 
schick, aber  ohne  Sinn  für  grolse  Reformen  leitete,  mit  der 
preufsischen  Praxis  seiner  Zeit  zusammen.  Er  hat  als  Gelehrter 
wie  als  Beamter  den  liberalisierenden  Merkantilismus  vertreten, 
und  Röscher  ^  rechnet  ihn  unter  die  späteren  liberalen  Eklektiker. 
Seine  Praxis  trug  die  Merkmale  einer  Zeit,  wo  zwar  die  bis- 
herigen leitenden  Grundsätze  erschüttert  wurden,  an  deren 
Stelle  aber  noch  nichts  Neues  zur  Herrschaft  gelangt  war.  Er 
stand  theoretisch  den  grofsen  merkantilistischen  Axiomen  ebenso 
zweiflerisch  gegenüber  wie  dem  Lehrgebäude  der  Physiokraten, 
von  denen  er  meinte,  sie  hätten  die  Köpfe  in  Frankreich  ver- 
wirrt'imd  selbst  die  dortige  Regierung  irregeführt.  Wie  er,  waren 
Friedrich  Wilhelm  H.  und  dessen  Nachfolger,  die  grofses  Ver- 
trauen zu  ihm  hatten,  wesentlich  konservative  Naturen.  Das 
macht  die  Gewerbepolitik  dieser  Zeit,  wenn  man  daneben  den 
Charakter  der  beiden  genannten  Fürsten  berücksichtigt,  ver- 
ständlich. 
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Id  der  Hauptsache  blieb  die  gesamte  interne  preufsische 
Handelspolitik  seit  dem  Grofsen  Kuifürsten  bis  1806  und  sogar 
noch  darüber  hinaus  auf  die  städtischen  Accisetarife  angewiesen. 
Dazu  verbot  man,  wenn  das  Land  irgend  für  ausreichende 
Eigenherstellung  gewisser  Produkte  reif  erschien,  jegliche  Einfuhr 
dieser  Elrzeugnisse  von  aufsen.  Dadurch  war  ein  umfangreicher 
Schmuggelhandel,  hauptsächlich  nach  Polen  und  Rufsland,  aber 
auch  nach  Sachsen  und  den  sächsischen  Kleinstaaten  genährt 
worden,  den  Friedrich  der  Grofse  vergeblich  bekämpft  hatte, 
dessen  Gemeinschädlichkeit  während  EViedrich  Wilhelms  H.  Re- 
gierung die  vorhin  erwähnte  Kommission^  dringend  hervorhob, 
und  den  jemals  gänzlich  zn  unterdrücken  sich  des  Grofsen 
Königs  Nachfolger  der  Kommission  gegenüber  ftlr  unfähig  er- 
klärte. So  blieo  das  von  Friedrich  IL  nach  1764  eingefihrte 
schroffe  Zoll-  und  Finanzsystem,  trotz  einiger  Milderungen  durch 
Friedrich  Wilhelm  H.  bis  zum  Durchbruch  der  Freihandels- 
politik  im  neuen  Jahrhundert  bestehen. 

Durch  die  Einfuhrerschwerungen  wollte  man  vor  allem,  ab- 
gesehen von  dem  Streben  nach  einer  für  Preufsen  möglichst 
vorteilhaften  Handelsbilanz,  den  Hauptindustrieen  der  Leinen-, 
Wollen-  und  Seiden  waren  guten  Absatz  sichern,  daneben  aher 
auch  den  Erzeugnissen  vieler  rein  handwerksmäfsiger  Betriebe, 
wie  z.  B.  den  Drechslerwaren,  vielen  Arten  von  Schmiedearbeiten, 
Gerbereiprodukten,  Lederfabrikaten,  Handschuh-,  Knopf-  und 
Korbmacherartikeln.  Die  Elrleichterungen  des  strengen  fndericia- 
nischen  Einfuhrverbots- Systems  unter  Friedrich  Wilhelm  IL  waren 
aber  recht  mäfsig.  Ein  näheres  Eingehen  darauf  liegt  jedoch 
dem  engeren  Thema  fem;  es  genügt  darauf  hinzuweisen,  dafs 
die  1790  eingesetzte,  mehrfach  erwähnte  Kommission  jede  Er- 
leichterung des  Imports  als  schädliche  Abweichung  von  den  alt- 
bewährten Grundsätzen  tadelte.  Das  ist  wegen  der  zahlreichen 
Teilnahme  von  Grofsindustriellen  an  diesen  Beratungen  allerdings 
sehr  erklärlich.  Obwohl  der  König  dagegen  äufeerte^,  wenn 
das  Inland  wirklich  besser  produzierte,  würde  es  sich  selbst 
vor  den  ausländischen  Waren  den  Absatz  auf  dem  heimischen 
Markte  sichern,  so  stand  demgegenüber  doch,  dafs  man  im  Inter- 
esse der  heimischen  Produktion  selbst  jetzt  noch  ähnlich  weit- 
gehende Eingriffe  in  die  private  Sphäre  der  Staatsbürger  wie 
unter  Friedrich  Wilhelm  L  vornahm.  So  bezeichneten  es  das 
General-Fabrikendepartement  und  die  Kommission  wiederholt  als 
eine  „patriotische  Pflicht",  sich  nur  mit  inländischen  Produkten 
zu  kleiden,  und  ein  vom  König  genehmigter  Antrag  des  General- 
direktoriums vom  28.  Januar  1794^  verbot  es  bei  10—100  Thalern 
Strafe,    in   Zukunft  zum   Bekleiden   der  Toten   und   zum   Aus- 
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Bchlagen  der  Särge  andere  als  Wollen-  und  Leinenstoffe  zu  ver- 
wenden, weil  die  bemittelteren  Klassen  bis  dahin  meist  Baum- 
wollstoffe dazu  verwendet  hatten. 

Qanz  im  Sinne  des  alten  Merkantilismus  war  auch  die  bis 
ins  neue  Jahrhundert  hinein  stattfindende  Beförderung  des  Seiden- 
baus \  Der  Qrofse  König  hatte  zur  Errichtung  von  Maulbeer- 
baumplantagen und  zum  Ankauf  von  Cocons  grofse  Summen 
hergegeben.    Privatpersonen  wurden  Ländereien  zu  Maulbeerbaum- 

Slantagen  oder  Qeld  zur  Anlegung  solcher  geschenkt.  Denen^ 
ie  sie  anlegten,  wurden  Prämien  gezahlt.  Die  Magistrate 
mufsten  auf  Stadtkosten  Kulturen  herstellen  und  die  Kirchhöfe 
mit  Maulbeerbäumen  bepflanzt  werden.  Auch  Prediger,  Küster 
und  Schullehrer  sind  oft  zum  Seidenbau  ermuntert  worden. 
Vielen  Leuten  wurden  Häuser  unter  der  Bedingung,  Seidenbau 
darin  zu  treiben,  geschenkt,  oder  auf  Staatskosten  Seidenbaa- 
stuben an  Häuser  angebaut  und  auf  die  Gewinnung  von  Seide 
allgemein  Prämien  gesetzt.  Zur  weiteren  Unterstützung  nahm 
das  Königl.  Seidenmagazin  in  Berlin  jedem  die  Seide,  welche  er 
sonst  nicht  verkaufen  konnte^  zu  guten  Preisen  ab.  Der  Kreis- 
gärtner war  gebunden,  die  ünterthanen  im  Seidenbau  zu  unter- 
weisen. Es  wurden  besondere  Plantagen-  und  Seidenbauinspek- 
toren angestellt,  welche  jährlich  die  Pflanzungen  imd  Anstalten 
revidierten  und  Verbesserungsvorschläge  machten.  Zur  Be- 
förderung des  Nahrungsstandes  der  Seidenarbeiter  wurde  im 
neuen  Accisetarife  von  1787  die  Landseide  von  Abgaben  befreit. 
Um  den  Einkauf  zu  erleichtern,  errichtete  man  1767  in  Berlin, 
wo  sich,  neben  Potsdam  und  der  Krefelder  Gegend,  die  Seiden- 
industrie in  der  Hauptsache  konzentrierte,  das  Seidenmagazin. 
Anfangs  wurden  daraus  nach  dem  Verhältnis  der  arbeitenden 
Stühle  den  Meistern  Vorschüsse  von  Seide  gegeben;  nach  der 
Instruktion  für  das  Seidenmagazin  vom  1.  Januar  1797  aber  bares 
Geld  zum  Einkauf  derselben. 

Für  Wolle  ^,  deren  Einführung  wie  die  der  Seide  begünstigt 
wurde ,  sorgte  man  in  demselben  Sinne ,  wenn  auch  nicht  so 
intensiv.  Man  suchte  die  Schafzucht  zu  veredeln,  besonders  die 
feine  spanische  Wolle,  für  welche  viel  Geld  aufser  Landes  ging, 
selber  zu  gewinnen.  Es  wurden  zur  Fürsorge  flir  gute  V^'oUe 
unter  dem  Grofsen  Könige  auf  öffentliche  Kosten  verschiedene 
Schäfereien  mit  spanischen  Zuchtböcken  versehen,  schwarze, 
graue  oder  bunte  Schafe  nicht  geduldet,  das  Zeichnen  mit  Teer 
untersagt,  vor  der  Schur  das  Baden  der  Tiere  und  reinliche  Ver- 
packung der  Wolle  nach  der  Schur  angeordnet.  Vermischung 
schlechter  und  guter  Wolle,  sowie  Beimengungen  von  Salz,  Sana 

^  Nach  Lamprecht  und  Akten,  besonders  M. 4  und  M.  8.  v.  Ro h r - 
flcheidt  behandelt  in  seinem  öfter  erwähnten  Buche  auch  diese  und  die 
folgenden  Dinge  ausführlicher  als  hier  geschieht  im  engen  Anschlufs  an 
Lamprecht  (Vom  Zunftzwang  etc.  S.  &— 64). 

*  Nach  Lamprecht,    conf.  auch  Rohrscheidt  a- ffc^^S-^ ff. 
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und  ähnlichem  wurden  bestraft.  Analog  zur  Seidenindustrie  be- 
standen hier  Wollmagazine  in  zahlreichen  Provinzialstädten  und 
vor  allem  in  Berlin^  wo  sich  zugleich  die  Central- Kassenver waltung 
befand.  Auf  ihren  Antrag  bekamen  nach  der  Wollmanufakturen- 
Instruktion  alle  Wollarbeiter,  wenn  sie  nicht  notorisch  liederlich 
waren,  nur  mit  Ausnahme  der  vermögenden  und  derer,  die  für 
Verleger  arbeiteten,  eine  bestimmte,  der  Gröfee  ihres  Betriebs 
entsprechende  Summe  angewiesen,  und  konnten  im  Umfange 
dieses  Kredits  sich  beliebig  Wolle  auf  dem  Markte  aussuchen, 
die  für  sie  dann  angekauft  und  in  besonders  dazu  bestimmten 
Magazinen,  welche  die  Magistrate  irgendwie  zu  verschaffen  hatten, 
bis  zur  Verarbeitung  aufgehoben  wurde.  Für  diese  in  grofsen 
Zügen  geschilderte  Vergünstigung  hatten  die  Interessenten  als 
einzige  Gegenleistung  eine  Provision  von  5®/o  für  die  ihnen 
reservierte  Summe  zur  Hauptmanufakturkasse  zu  zahlen,  wovon 
der  Staat  Unkosten  und  Ausfälle  deckte  und  einen  etwaigen 
Überschufs  der  Kasse  zu  gute  kommen  liefet 

Die  WoU-  und  Seidenmanufaktur  waren  des  Grofeen  Königs 
Hauptsorge,  aber  er  widmete  auch  den  Baumwollfabriken,  Gerbe- 
reien, Hanf-,  Stahlwaren  und  andern  Geld  und  stete  Aufinerk- 
samkeit,  und  sein  Nachfolger  verfolgte  denselben  Weg.  Im 
Anfang  der  neunziger  Jahre  versuchte  man  durch  neue  Admini- 
strationspläne flir  die  Seiden-  und  Baumwollmagazine  ^,  denn  auch 
solche  waren  neben  den  schon  genannten  vorhanden,  den  Fabri- 
kanten die  Rohmaterialen  nach  Möglichkeit  zu  verbilligen,  um 
sie  nicht  zu  Einkäufen  im  Auslande  zu  veranlassen.  Die  Aus- 
fuhr von  Rohmaterialien  wurde  verboten  oder  möglichst  erschwert, 
um  diese  den  Industriellen  zu  billigem  Preise  zu  sichern.  So 
war  die  Ausfuhr  des  Flachses  und  Garnes  bei  Festungsstrafe 
verboten.  Verboten  war  auch  die  Ausfuhr  von  geschmolzenem 
Gold  und  Silber,  von  Hom  und  seinen  Abgängen  u.  anderm. 
Der  Export  inländischer  Wolle  wurde  wiederholt^  im  Laufe  des 
Jahrhunderts  bei  sehr  strengen  Strafen,  unter  Umständen  an 
Leib  und  Leben,  untersagt,  bewollte  Felle  und  Schafe  vor  der 
Schur  durften  auch  nicht  ausgeführt  werden.  Eine  grofse  Anzahl 
strenger  Kontrollmafsregeln  waren  gegen  heimliche  Ausfuhr  er- 
griffen. 

Die  zahlreichen  Exportbegünstigungen  von  Waren,  die  mehr 
oder  minder  von  Handwerkern  hergestellt  wurden,  entsprachen 
auch  durchaus  der  alten  Merkantilpolitik.  So  waren  z.  B.  die 
Exportprämien  auf  Seidenwaren  bis  1795  auf  6 — 6^/2^/0  des 
W^erts  gestiegen.  Unter  Struensee  kam  man  davon  ein  wenig 
zurück;  diese  Prämien  wurden  noch  1795  auf  5®/o  und  später 
noch  mehr  herabgesetzt.     Friedrich  Wilhelm  III.  scheint  erst  mit 

^  Die  Verwaltung  des  Berliner  Wollmagazins  wich  ein  wenig  von 
der  der  Provinzialstädte  ab. 

2  R  90  Nr.  37  M  4.  ^ 1^ 

»  z.  B.  nach  17S9  und  1790.  DigitizedbyV^OOgie 


70  XVII  4. 

dem  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  das  direkte  Unterstützungs- 
wesen, besonders  für  Luxuswaren,  nicht  mehr  recht  gebilligt  zu 
haben.  Nur  für  Leinen-  und  Wollenmanufakte  wollte  er  allen- 
falls dergleichen  gewähren,  weil  deren  Rohmaterial  im  Lande 
selbst  erzeugt  wurde.  Struensees  Politik  ging  seit  dem  Beginn 
unseres  Jahrhunderts  auf  eine  allmähliche  gänzliche  Beseitigung 
des  Bonifikationswesens.  Er  hob  die  Bonifikationen  für  die 
einzelne  Industrie  auf,  sobald  diese  genügend  erstarkt  schien^ 
um  die  Einfuhr  der  von  ihr  produzierten  Warengattung  gänz- 
lich verbieten  zu  können.  Der  Beförderung  der  Ausfuhr  diente 
im  Qrunde  auch  das  ganze  Schauwesen  für  Seiden-,  Baumwoll-, 
Woll-  und  Lederwaren,  um  diesen  auf  dem  ausländischen  Markt 
einen  guten  Ruf  zu  sichern. 

Zu  diesen  handelspolitischen  Grundsätzen  und  Mafsnahmen 
kam  eine  umfangreiche  unmittelbare  Unterstützungspolitik,  wie 
sie  schon  im  Magazinwesen  berührt  wurde.  Die  Handwerke 
befireite  man,  um  ihnen  zu  gröfserem  Flor  zu  verhelfen,  von 
Zoll-,  Mefs-  und  Acciseabgaben.  Arbeitete  ein  Handwerkszweig 
für  den  auswärtigen  Absatz,  so  wurde  er  natürlich  um  so  nach- 
drücklicher unterstützt.  Direkte  bare  Unterstützungen  gewährte 
man  Handwerkern  jedoch  nicht,  wenn  sie  als  Nichtexportierende 
zur  Vermehrung  der  Geldmenge  des  Landes  nicht  unmittelbar 
beitrugen,  und  schliefslich  hätten  die  Fonds  auch  nicht  dazu 
gereicht. 

Anders  war  es  bei  Exportindustrien.  Die  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate  der  wichtigsten  Manufakturen,  also  z.  B.  Seide, 
Baumwolle,  Baumwollengarn,  Wolle,  rohe  Häute,  Lumpen  u.  s.  w., 
und  deren  Fabrikate  blieben  von  Zoll  und  Accise  frei.  Durch 
den  Accisetarif  von  1787  waren  manche  dieser  Rohmaterialien 
ein  wenig  verteuert  worden,  besonders  in  der  Kurmark  durch 
die  Nachschufsaccise  von  4  Pfg.  vom  Thaler  des  Werts,  also 
von  ca.  1,39%,  was  den  Fabrikanten  namentlich  wegen  der 
Stempelung  und  der  sonstigen  damit  verbundenen  zeitraubenden 
Formalitäten  beschwerlich  erschien.  Sie  mufste  in  diesem  durch 
die  Kabinettsordre  vom  28.  März  1788  erhöhten  Satze  entrichtet 
werden,  wenn  die  aus  den  genannten  Rohprodukten  gefertigten 
Waren  von  einer  Stadt  in  die  andere  gingen. 

Für  gute  Leistungen  wurden  die  sogenannten  Fabrikations- 
bonifikationen und  Prämien  gezahlt.  In  der  Seidenindustrie  z.  B. 
erhielten  ursprünglic&  die  neu  entstehenden  Fabriken  eine  monat- 
liche Unterstützung  an  sogenannten  Stuhlgeldem,  die  nachher  in 
die  Fabrikationsbonifikationen  verwandelt  wurden.  Anfänglich 
wurden  sie  in  der  Höhe  von  8  ®/o  des  Werts  gezahlt,  später  aber 
mit  der  zunehmenden  Blüte  dieser  Industrie  allmählich  herab- 
gesetzt. Nach  den  Vorschlägen  der  Kommission  und  des  General- 
Fabrikendepartements  gab  man  seit  dem  1.  Dezbr.  1791  nach 
einem  besonderen  Reglement  verschiedene  Prämien  an  geschickte 
und    fleifsige    Seidenwirkergesellen    und   -Lehrlinge    und    einige 
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Hilfisarbeiter.  In  welchem  UmfaDge  das  geschah,  beweist  die 
Angabe  bei  Lamprecht  ^,  dals  bis  1796  schon  auf  4855  Stück 
^Va^en  Prämien  gezahlt  wurden.  Der  Grofee  König  gab  sogar 
Geld  zur  Ausbildung  von  Seidenwirkerlehrlingen^  und  auch  unter 
Friedrich  Wilhelm  11.  erteilte  man  für  die  Ausbildung  von 
Lehrlingen  zur  Seidensammetfabrikation ,  zum  Seidenfärben  und 
anderen  besonders  schwierigen  Verrichtungen  der  Industrie  Prä- 
mien^. Ähnlich  wie  die  Arbeiter  der  Seidenindustrie  wurden 
die  Wollspinner  durch  Prämien  unterstützt  (Verordnung  vom 
13.  Februar  1794). 

Zur  Beförderung  der  Flachsspinnerei  setzte  man  von  1 775 — 
1795  jährlich  aus  einem  besonderen  Fonds  400  Thaler  zu  Prä- 
mien für  die  Kinder  aus,  welche  am  meisten  und  besten  Garn 
spannen.  Da  der  erwartete  Erfolg  hinsichtlich  der  Ek*ziehung 
der  Kinder  zu  Fleifs  und  Arbeitsamkeit  nicht  eintrat,  errichtete 
und  unterstützte  man  zu  demselben  Zwecke  Industrieschulen  auf 
dem  Lande.  Anstalten  von  allgemeinem  Nutzen  fUr  die  Haus- 
und Verlagsindustrien,  welche  nur  mit  gröfserem  Kostenaufwande 
hergestellt  werden  konnten,  baute  häufig  der  Staat.  Grofse  und 
wohlhabende  Gewerke  errichten  sie  auch  nicht  selten  auf  eigene 
Kosten.  Es  waren  dies  vornehmlich  Walkmühlen,  Färberei-, 
Appreturanlagen  und  Schleifmühlen.  Zahlreiche  Fabrikanlagen 
wurden  überhaupt  auf  Staatskosten  erbaut  und  beständig  ver- 
mehrt und  verbessert,  die  dann  intelligenten  und  unternehmenden 
Köpfen  umsonst  oder  zu  sehr  günstigen  Bedingungen  überlassen 
wurden.  Die  erwähnte  Kommission  bedauerte,  dafs  dies  nicht  mehr 
in  dem  Umfange  wie  unter  dem  verstorbenen  Könige  geschah  und 
stellte  die  Behauptung  auf,  dafs  mit  Unterstützungen  jede  Industrie 
überall  in  Preui'sen  gedeihen  könnte,  und  dafs  solche  Ausgaben 
durchaus  rentabel  wären,  indem  durch  vermehrten  Geldumlauf, 
erhöhten  Wohlstand  und  Vermehrung  der  Bevölkerung  das  Ver- 
ausgabte in  reichem  Mafse  den  Staatskassen  wieder  zuflösse. 

Vieles  hatte  sich  auch  noch,  wie  schon  wiederholt  berührt, 
von  der  Taktik  der  alten  BevölkerungspoHtik  erhalten.  Friedrich 
der  Grofse  war  mit  rastlosem  Eifer  bemüht  gewesen,  die  Zahl 
der  Wollspinner  zu  vermehren,  und,  um  das  Spinnen  möglichst 
billig  zu  haben,  wirkte  er  mit  allen  Kräften  darauf  hin,  alle 
ünterthanen,  besonders  die  Landbevölkerung  und  die  Soldaten, 
in  ihren  Mufsestunden  mit  Spinnen  zu  beschäftigen.  Das  war,  bis 
die  Maschinenspinnerei  eingeführt  wurde,  die  Hauptstütze  der  um- 
fangreichen preufsischen  Wollindustrie.  Erzog,  wie  schon  unter  dem 
Grofeen  Kurfürsten,  durch  den  Geist  der  Aufklärung,  der  Tole- 
ranz und  Gerechtigkeit  die  zahllosen  Fremden  mit  grofsen  Opfern 
ins  Land,  auch  Lamprecht  bekannte  noch,  alle  die  Einwanderer 
der  verschiedenen  Nationen,  besonders  aber  die  Franzosen,  hätten 

1  I.  c. 

2  Prämienreglement  vom  28.  VIII.  1791.  ^  , 
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viel  nützliche  industrielle  Kenntnisse  nach  Preufsen  gebracht,  bei 
deren  Ermangelung  ehedem  viel  Geld  auCser  Landes  ging.  Diese 
flir  Preufsen  so  segensreiche  Politik  lebte  auch  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts  noch  in  ihren  Nachklängen.  In  der  letzten  Zeit 
des  Grofsen  Königs  und  unter  seinem  Nachfolger  suchte  man 
immer  noch  intelligente  Handwerker  und  Unternehmer  von  den 
westlichen  Kulturländern  zu  bekommen  und  gewährte  ihnen 
grofse  Vergünstigungen.  AuCser  den  bei  den  Handwerkern  er- 
wähnten Zuwendungen  richtete  man  für  Zuwanderer  sehr  wohl- 
feil Fabriken  ein,  gab  ihnen  Pensionen,  Werkzeuge,  Maschinen, 
Kredit,  kurz,  was  nur  dazu  angethan  war,  sie  nach  Preufsen  zu 
ziehen,  um  dem  Lande  neue  Erwerbszweige  zu  eröffnen.  Auch 
heimischen  fleifsigen  und  geschickten  Tuchmachern  schenkte  man 
Webestühle  und  Gerätschaften  aus  den  dazu  bestimmten  Fonds, 
besonders  wenn  sie  sich  neu  etablieren  wollten.  Der  Staat  sorgte 
bei  allen  Industrien  für  die  besten  und  neuesten  Werkzeuge  und 
maschinellen  Einrichtungen,  baute  in  den  neunziger  Jahren  auf 
die  Anregung  der  Kommission  hin  für  die  Seidenindustrien 
Musterfabriken  nach  Lyoneser  Vorbild,  zog,  durch  die  unruhigen 
Zeiten  in  Frankreich  unterstützt,  unter  grofsen  Vergünstigungen 
französische  Seidenarbeiter  ins  Land,  ähnlich  wie  Friedrich  der 
Grofse  1750—53  zahlreiche  ausländische  Wollspinnerfamilien  ins 
Land  brachte  und  in  Friedrichshagen,  Gosen,  Neu  Zittau  und 
anderswo  ansiedelte.  In  den  Vorstädten  von  Berlin  und  Potsdam 
wurden  ftir  die  in  den  neunziger  Jahren  zuziehenden  Seiden- 
arbeiter Wohnhäuser  eingerichtet  imd  ähnliches  mehr. 

Auch  das  Gewerbeinspektionswesen  wurde  wie  unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  und  Friedrich  IL  weiter  ausgeübt.  1784  war  von 
Friedrich  dem  Grofsen  sogar  ein  besonderer  Inspicient  mit  500 
Thalern  Gehalt  angestellt  worden,  welcher  allmählich  den  Zustand 
der  Fabriken  im  ganzen  Lande  untersuchen  und  Verbesserungs- 
vorschlage  machen  sollte.  Er  war  also  besonders  fiir  das  Mefio- 
rationswesen  angestellt,  denn  für  die  übrige  Inspektion  gab  es 
besondere  Beamten.  In  den  Städten,  wo  Wollindustrie  vorhanden 
war,  hatte  schon  das  Tuch-  und  Zeugreglement  vom  30.  Januar  1723 
Fabrikinspektoreu  eingeführt.  In  der  Kurmark  waren  aufserdem 
drei  Fabrikkommissarien,  die  in  den  Städten  mit  Manufakturen 
und  Fabriken  für  Handelswaren  mindestens  einmal  im  Jahre 
herumreisen  mufsten,  um  alles  Hinderliche  und  Förderliche  richtig 
zu  stellen,  Handwerksmifsbräuche  zu  beseitigen,  die  Magistrats- 
beisitzer  zu  kontrollieren  und  der  Kammer  Verbesserungsvor- 
schläge einzureichen.  Unter  ihnen  fungierten  noch  als  Aufsichts- 
organe die  Kriegs-  und  Steuerräte  und,  ftir  den  niedrigsten  Auf- 
sichtsdienst, die  Polizeiausreuter.  Das  alles  hat  der  preufsische 
Staat  mit  einem  immensen  Rostenaufwande  betrieben.  Der  Grofse 
König  und  Friedrich  Wilhelm  IL  gaben  jährlich  nach  Trinitatis 
im  Durchschnitt  100  — 150  000  Thaler  zur  Melioration  von 
Fabriken  nach  einem  specialisierten  Plane,  welchen  das  General- 
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Fabrikendepartement  auf  Grund  der  detaillierten  Wünsche  der 
einzelnen  Provinzialkammem  aufstellte,  nachdem  je  nach  dem 
Stande  der  Revenuen  gröfsere  oder  geringere  Streichungen  vor- 

S;enommen  waren.  Friedrich  II.  gewährte  aulserdem  ohne  Vormitte- 
ung  der  Behörden  häufig  aus  seinem  Dispositionsfonds  gröfsere 
Summen.  Auch  Friedrich  Wilhelm  III.  spendete  noch  zu  dem- 
selben Zwecke  Gelder,  aber  seit  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts 
bei  weitem  nicht  mehr  in  der  alten  Höhe. 

Bei  jeder  Bewilligung  hatte  der  Grofse  König  auf  das 
strengste  Sparsamkeit  und  vorsichtige  Anwendung  befohlen.  Das 
verhinderte  jedoch  nicht,  dafs  bedeutende  Summen  verloren 
gngen.  Sein  Nachfolger  wollte  die  Forderungen  vom  General- 
Fabrikendepartement  „mit  aller  Menage"  aufgestellt  wissen,  imd 
in  einer  Eabinettsordre  vom  26.  Mai  1792  befahl  er,  streng  darauf 
zu  halten,  dafs  die  bewilligten  Summen  nicht  zu  Familien- 
geschenken würden,  sondern  der  Industrie  des  Landes  dauernd 
erhalten  blieben,  beim  Erbgang  also  nicht  mit  der  Masse  auf- 
geteilt würden,  sondern,  wenn  die  Erben  die  Fabrik  nicht  weiter- 
flihrten,  an  den  Staat  zurückfallen  müfsten^.  Das  General- 
Fabrikendepartement  stellte  in  dem  Sinne  denn  auch  einige 
leitende  Grundsätze  auf.  Als  sich  dennoch  herausstellte,  dafs 
von  den  Bewilligungen  manches  verloren  ging,  verlangte  der 
König  um  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  sogar  für  jeden  be- 
willigten Posten  spedelle  Rechnungslegung,  die  einer  Nachprüfung 
durcn  die  Oberrechnungskammer  unterzogen  wurde. 

Aus  den  Akten  nach  1802  gewinnt  man  den  Mndruck,  dafs 
die  mafsgebenden  Regierungskreise,  obwohl  noch  in  den  Bahnen 
der  alten  Politik  wandelnd,  doch  mifstrauisch  gegen  die  Mafs- 
nahmen  der  direkten  baren  Unterstützungen  geworden  waren. 
Manche  Zahlungen,  wie  z.  B.  die  Vergröfserung  des  Woll- 
magazinfonds zu  Gunsten  der  mehr  und  mehr  in  chronischen 
Notstand  geratenden  kleinen  Tuchmacher,  wurden  verweigert; 
1803  und  1804  wurden  fast  gar  keine  Meliorationsgelder  und 
zwar,  wie  man  ohne  nähere  Erklärungen  sagt,  „wegen  besonderer 
Umstände"  gezahlt,  sondern  in  der  Hauptsache  nur  frühere  Über- 
schüsse der  Manufakturkassen  verwenaet.  Schon  als  Struensee 
1791  die  Leitung  des  General  -  Fabrikendepartements  übernahm, 
unterstützte  man  in  der  Regel  nur,  um  dem  Lande  neue 
Fabrikationszweige  zu  gewinnen,  und  selbst  dazu  gab  man  in 
der  Regel  nicht  mehr  die  Betriebskapitalien,  sondern  nur  Unter- 
stützungen zu  Maschinen,  Werkzeugen  und  ähnlichem  mehr  und 
Äur  Verzinsung  des  Anlagekapitals  für  einige  Jahre,  so  dals  ein 
Anfänger  immer  Kapital  oder   mindestens  Kredit  haben  mufste. 

Man  suchte  im  Beginn'  des  neuen  Jahrhunderts  mehr  in- 
direkt der  Industrie  zu  helfen.  Es  wurden  gemeinnützige  An- 
stalten,   wie  Spinnereien,    Färbereien,    Loh-    und  Walkmühlen 
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u.  8.  w.  auf  Staatskosten  errichtet.  Fälschlich  suchte  man  auch 
der  niedergehenden  Seidenindustrie  durch  Herabdrückung  des 
Arbeitslohnes  auf  das  Niveau  des  französischen  aufzuhelfen,  man 
hielt  auch,  allerdings  vereinzelter,  an  dem  altbewährten  Verfahren 
fest,  durch  Vergünstigungen  dem  Lande  geschickte  Leute,  be- 
sonders für  junge  Industrien,  zu  gewinnen.  Neue  nützliche  Er- 
findungen belohnte  man  schon  in  den  neunziger  Jahren  nicht 
mehr  mit  Geld,  sondern  übernahm  im  wesentlichen  die  Grund- 
sätze des  englischen  Patentrechts^,  indem  man  dem  Erfinder 
auf  mehrere  Jahre  ein  ausschliefsliches  Fabrikationsrecht  gab. 
Daneben  ^ing  aber,  ebenfalls  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, das  eifirige  Bestreben,  nach  Möglichkeit  die  „Gewerbe- 
i'reiheit'*  durch  Entfernung  aller  Monopole  zu  befördern,  wenn 
nicht  anders  angängig,  gegen  Entschädigung  der  bisherigen  Be- 
sitzer. Bei  den  kameralistischen  Schriftstellern,  beim  Publikum 
und  in  Beamtenkreisen  herrschte  allgemeine  Abneigung  gegen 
alle  Monopole  oder  Polypole.  Man  bezeichnete  auch  in  der 
Kommission  die  Ausbeutung  des  Publikums  als  den  üblichen 
Fehler  derselben.  Man  war  ihnen  feind  wie  dem  Zunftzwange. 
Aufgehoben  wurden  z.  B.  unter  Struensee  das  ausschliefsliche 
Fabrikationsrecht  des  Vitriolöls,  welches  besonders  zu  allen  Arten 
des  Fiirbens  gebraucht  wurde,  das  der  Leinenband-  und  der 
Baumwollwarenfabrikation. 

Man  versäumte  von  andern  als  nützlich  erkannten  Mitteln 
nichts,  die  Blüte  der  Landesindustrien  herbeizuführen.  Es  wurde 
der  Akademie  der  Künste  zur  Pflicht  gemacht,  industriell  nütz- 
liche Kenntnisse  kostenlos  zu  verbreiten.  Als  1805  allgemein 
innerhalb  der  Behörden  geklagt  wurde,  dais  das  heimische  Hand- 
werk dem  ausländischen  an  Kunstfertigkeit  nachstände,  wurde 
auf  Anregung  Steins  und  Kunths  daran  gearbeitet,  den  öffent- 
lichen Zeichenunterricht  als  eins  der  vorzüglichsten  Mittel  zur 
Bildung  zahlreicher  Handwerksgattungen  in  der  Schule  mehr  auf 
das  praktische  Leben  zuzuschneiden^.  Kunths  Wirksamkeit  mit 
Bezug  auf  Errichtung  gewerblicher  Bildungsanstal  ton  und  auf 
Verbreitung  technischer  Kenntnisse  unter  den  Gewerbetreibenden 
wurde  später  aufserordentlich  segensreich  ®.  Der  Freiherr  v.  Stein, 
und  unter  ihm  vor  allem  Kunth,  bemühten  sich  mit  Zustimmung 
des  Königs*  durch  Veröffentlichung  in-  und  ausländischer  Auf- 
sätze technologischen  und  merkantilistischen  Inhalts  in  den  Bei- 
lagen der  Zeitungen,  *der  Industrie  Belehrung  und  Anregung  zu- 
zuführen. Das  war  bisweilen  schon  vorher,  aber  nicht  mit 
ausreichendem  Erfolge  geschehen,  in  den  neunziger  Jahren  hatte 
man   schon   einmal  die  Gründung  einer  besonderen  Zeitung  fHir 
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diesen  Zweck  geplant.  Der  Plan  kam  nicht  zur  Ausführung; 
man  begnügte  sicn  damit^  wichtige  Dinge  den  tüchtigsten  Unter- 
nehmern in  den  einzelnen  Fällen  mitzuteilen.  Seit  Anfang  1806 
geschah  das  aber  regelmäfsig  durch  ein  technisches  Beiblatt  zum 
Intelligenzblatt.  Ein  besonderes  technologisches  Journal  zu  be- 
gründen, hinderten  schliefslich  doch  nur  die  eintretenden  politischen 
Ereignisse.  Dem  allen  entsprechend  hatte  man  aufmerksame 
Augen  für  alle  technischen  Fortschritte  des  Auslands  und  suchte 
wichtige  maschinelle  Verbesserungen  durch  Ankauf  nach  Preufsen 
zu  übertragen.  Eine  Hauptsorge  Struensees  war  schon  in  den 
neunziger  Jahren ,  die  englischen  Maschinen  für  Textilindustrie, 
namentlich  die  Maschinenstühle  ^  nach  Preufsen  zu  verpflanzen, 
um  es  der  überlegenen  englischen  Fabrikationsmethode  gleich  zu 
thun.  Es  wurde  schon  gesagt,  dafs  deren  Einfuhr  ausnahmsweise 
zollfrei  war;  zu  demselben  Zweck  siedelte  man  besondere  Stuhl- 
schlosser an. 

Neben  den  Verbesserungen  der  Industrien  ging  die  Einführung 
nützlicher  und  neuer  Zweige  derselben  her.  Es  war  natürlich, 
dal's  manche  der  Maisregeln  fehlschlugen  oder  geringeren  Erfolg 
hatten ;  vieles  davon  aber  ist  für  seine  Zeit  fraglos  segensreich  und 
nützlich,  wenn  wir  es  heute,  für  uns,  auch  gänzlich  verwerfen 
müssen.  Trotz  des  Ausfuhrverbotes  wurde  z.  B.  die  eichene 
Rinde  seltener  und  man  setzte  ÜXr  die  Erfindung  eines  neuen 
Qerbverfahrens  Preise  aus.  Die  Zahl  der  sich  mit  einer  neuen 
Erfindung  Meldenden  war  nicht  gering,  und  der  Staat  gab  gegen 
Schlufs  des  Jahrhunderts  mehrmals  Geld  zu  Versuchen  her,  von 
denen  keiner  dauernden  Erfolg  hatte.  Ähnlich  suchte  Struensee, 
auch  mit  geringem  Erfolg,  die  Ahornzuckerfabrikation  in  Preufsen 
nach  amerikanischem  Muster  einzuführen,  indem  er  die  dazu 
passendste  Ahornart  anpflanzte  und  deren  Verarbeitung  längere 
Zeit  begünstigte.  1804  interessierte  sich  auch  noch  der  Staatsrat 
Kunth  für  dieses  Problem  mit  recht  gutem  Erfolge.  Die  Ge- 
winnung des  Zuckers  aus  Rüben  stellte  diese  Versuche  aber 
dann  weit  in  Schatten. 

Fragt  man,  was  den  preufsischen  Staat  die  gesamte  direkte 
Unterstützungspolitik  seit  1740  eigentlich  gekostet  bat,  so  läfst 
sich  die  genaue  Summe  nicht  angeben.  Nach  den  aktenmäfsigen 
Zusammenstellungen  des  Geheimen  Oberfinanzrats  Eichmann  ^ 
aus  dem  Jahre  1787  geht  jedoch  mit  Zuverlässigkeit  die  un- 
gefähre Gröfse  derselben  von  1740  bis  zum  Tode  des  Grofsen 
Königs  hervor.  Es  sind  im  ganzen,  soweit  es  die  Akten  zeigen, 
2  774898  Thaler.  Von  dieser  Summe  wurden  1787  verloren 
oder  als  verloren  angenommen  an  Pensionen  und  Mieten  für 
Fabrikanten  121000  Thaler,  an  gezahlten  Seidenbonifikationen 
1180000  Thaler,  an  Verlusten  durch  Entlaufen  oder  Absterben 
der  Unternehmer  417921  Thaler,  also  zusammen  1  718921  Thaler, 
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d.  h.  rund  62  ^/o.  Nach  EichmanDS  Urteil  sind  aber  sowohl  die 
gegebenen  Summen  als  auch  die  Verluste  gröfser,  denn  es  ist 
nicht  das  Geld  mit  inbegriffen  ^  welches  der  Grofse  König  ohne 
Vor  wissen  des  Generaldirektoriums  aus  seinem  Dispositionsfonds 
gab,  wie  z.  B.  zu  den  gesamten  Weberanlagen  zu  Nowawes, 
zur  Einrichtung  der  Neustadt -Eberswalder  Messerindustrie,  der 
sogenannten  Ruhlaer  Kolonie. 

Es  war  auch  der  gesamte  Häuserbau  nicht  eingerechnet,  und 
von  manchen,  denen  der  König  Häuser  baute,  wurde  er  hinter- 
gangen, wie  deutlich  aus  Nach  Weisungen  von  1763  S  die  auf  des 
Königs  Befehl  gemacht  wurden,  hervorgeht.  Danach  waren 
schon  damals  32  Häuser,  in  der  weitaus  überwiegenden  Mehr- 
heit in  Berlin  und  Potsdam,  auf  Kosten  der  Königlichen  Scha- 
tulle hergestellt,  und  für  zahlreiche  andere  waren  Baumaterialien 
geschenkt  worden.  Manche  Fabriken  wurden  dürftig  betrieben, 
manche  waren  schon  wieder  eingegangen,  manche  sogar  teilweise 
vermietet  und  mehrmals  findet  sich  bei  den  einzelnen  Nach- 
weisungen lakonisch  vermerkt:  „Er  ist  davon  gelaufen"  oder: 
„verstorben"  oder  „nicht  fortgesetzt".  Obwohl  der  König  sich 
darüber  nicht  unwillig  zeigte,  lassen  diese  Resultate  doch  er- 
kennen, dai's  unter  den  Unterstützten  manches  Schwindelgenie 
war,  und  die  Monenten   des  Landrechts,    welche  auf  die  Entre- 

Sreneurs  so  erbittert  waren,  weil  sie  den  „öffentlichen  Fonds 
ebauchierten",  nicht  ganz  unrecht  haben.  Schliefslich  fehlten  in 
der  obigen  Aufrechnung  auch  die  Fonds  der  Wollmagazine, 
welche  nach  Eichmanns  Schätzung  damals  mindestens  100  000 
Thaler  umfafsten^. 

Die  Verluste  sind  nach  seiner  Meinung  deshalb  nicht  voll- 
ständig angeführt,  weil  viele  der  noch  Thätigen  nicht  mehr  mit 
dem  ganzen  ursprünglichen  Fonds  arbeiteten,  femer  auch  wegen 
der  Unzuverläesigkeit  vieler,  und  weil  unvermeidlich  ein  junges 
Unternehmen  in  der  ersten  Zeit  Verluste  hätte.  Von  dieser 
Seite  der  Betrachtungen  sieht  es  also  mit  der  Unterstützungs- 
poHtik  ein  wenig  traurig  aus.  Aber  es  wäre  doch  einseitig,  alles, 
was  Eichmann  als  Kassenverlust  anführt,  als  Verlust  an  sich  be- 
trachten zu  wollen.  Wie  oft  werden  Prämien,  Bonifikationen 
u.  s.  w.,  wenn  auch  für  sich  individuelle  Begünstigungen,  doch 
durch  die  tausend  Verschlingungen  des  wirtschaftlichen  Lebens 
belebend  und  fördernd  auf  den  nationalen  Wohlstand  gewirkt 
haben.  Es  kamen  nach  des  Königs  Friedrich  Wilhelms  II.  Tode 
bis  1806  die  schon  erwähnten  regelmäfsigen  Unterstützungen 
hinzu,  deren  genaue  Höhe  besonders  unter  Friedrich  Wilhelm  UI. 
sich  nicht  nach  den   unvollständigen  Akten  feststellen   läfst.     Im 

'  R.  90  Nr.  8  M.  2. 

*  1797  war  nach  Lamprecht  der  Umfang  der  Fonds  nur  in  der 
Kurmark:  beim  Berhner  Magazin  10  290  Thaler,  in  den  übrigen  Städten 
der  Provinz  83  455  Thaler,  also  zusammen  100  745  Thaler.  Für  das 
Seidenmagazin  betrug  1791  der  zinsfreie  Fonds  80000  Thaler.^^^Tp 
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ganEen   ißt  also  von  1740 — 1806   eine  relativ  ganz  beträchtliche 
Summe  hergegeben  worden. 

Die  Erfolge  der  eben  skizzierten,  für  jene  Zeit  offenbar 
nicht  falschen  Wirtschaftspolitik  sind  nach  zeitgenössischen  Ur- 
teilen im  ganzen  recht  befriedigend  zu  nennen.  Friedrich  der 
Qrofse  hat  mit  Stolz  jährlich  die  günstigen  Abschlüsse  der  Bilanz 
verfolgt  und  die  Abnahme  der  Einfuhr  vieler  in  seinen  Staaten 
gefertigten  Waren  konstatiert.  Die  oft  genannte  Kommission  war 
mit  dem  Stande  der  Leinen-  und  Wollindustrien  völlig  zufrieden, 
weniger  mit  dem  der  Seiden*  und  Baumwollmanufakturen  ^  die 
sich  allerdings  bald  wieder  besserten.  Für  die  Seidenindustrie 
traten  besonders  seit  1796  wieder  eine  Reihe  günstiger  Jahre 
ein.  In  der  Seidenindustrie ,  besonders  in  den  feineren  Waren, 
wurde  die  Überlegenheit  Frankreichs  fast  allgemein,  auch  von 
den  Behörden,  anerkannt,  zum  Teil  weil  der  hohe  Arbeits- 
lohn und  das  kostspielige  Spinnen  die  preufsischen  Seidenerzeug- 
nisse zu  sehr  verteuerten,  zum  andern  Teil,  weil  die  Qualität, 
das  Färben,  Drucken,  Appretieren  der  Fabrikate  nicht  in 
dem  Mafse  wie  in  Lyon  gelang.  Die  Metall-,  besonders  die 
Stahlwarenfabrikation,  wurde  als  in  ähnlicher  Lage,  aber  als  in 
guter  Entwicklung  befindlich  bezeichnet.  Doch  trotz  alledem 
und  trotz  der  momentanen  Absatzstockung  für  einige  Industrien 
zeigten  die  Handelbilanzen  stets  in  Summa  erhebliche  Über- 
schüsse, obgleich  für  Wein,  Kolonialwaren  und  anderes  be- 
deutende Summen  aufser  Landes  gingen,  und  mancher  Industrie- 
zweig im  einzelnen  nicht  sonderlich  günstig  stand.  Die  kleinen 
Tuchmacher  klagten  erst  in  den  ersten  Jahren  des  neuen  Jahr- 
hunderts; sie  konnten  den  wenigen  grofsen  mit  der  vollkom- 
menen Maschinentechnik  nicht  mehr  das  Gleichgewicht  halten. 

In  den  unruhigen  Zeiten  schwankte  natürlich  die  Konjunktur 
häufig  und  bedenklich,  so  dafs  bisweilen  Notstände  eintraten. 
Der  König  mufste  die  Berliner  und  Potsdamer  Industriearbeiter 
z.  B.  1800  aus  dem  Manufakturfonds  zu  unterstützen  befehlen. 
In  den  Jahren  der  Stockung  leistete  auch  die  Seehandlung  der 
Industrie  in  dieser  Zeit  und  auch  weit  ins  neue  Jahrhundert 
hinein  bisweilen  nützliche  Dienste.  Sie  ermöglichte  manchen  är- 
meren Fabrikanten  den  ununterbrochenen  Betrieb,  indem  sie 
Waren  aufkaufte  und  in  möglichst  weiter  Feme  abzusetzen 
suchte.  In  der  Absatzkrise  der  Leinen  waren  1793  erwarb  sie 
in  grofsen  Mengen  Leinwand  zu  diesem  Zwecke  in  Schlesien, 
und  auch  als  1791  bei  den  schlesischen  Gebirgswebern  infolge 
der  teuren  Flachspreise  Not  ausbrach,  kaufte  sie  bedeutende 
Mengen  Flachses  in  anderen  Provinzen  und  überliefs  ihn  mög- 
lichst wohlfeil  den  Schlesiern. 

Der  im  allgemeinen  gute  Zustand  der  Fabriken  geht  aus 
Struensees  Bericht  an  den  König  aus  dem  Jahre  1800   hervor*. 

>  R.  90  Nr.  28  M.  1.  n  ] 
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Er  besprach  hierin  nacheinander  die  HauptinduBtriezweige  und 
kam  mit  wenigen  Ausnahmen,  wo  besondere  Ursachen  vorlagen,  zu 
guten  Ergebnissen.  Nach  seinen  Angaben  lieferte  der  Rohseidenbau 
allerdings,  trotz  der  langen  Erziehungsmafsreg^,  bei  weitem  nicht 
die  Hälfte  des  Bedar&  der  preufsisdien  Seidenindustrie,  so  dafs 
er  Erweiterung  derselben  mit  den  alten  Mitteln  empfahl.  Das 
läfst  übrigens  angesichts  des  grofsen  preufsischen  Seidenbaues 
auch  schon  einen  Rückschlufs  auf  den  Umfang  dieses  Industrie- 
zweiges zu.  Auch  für  die  Feintuchindustrie  empfahl  er  dem 
Könige  eine  umfangreich  betriebene  Veredelung  der  Schafzucht, 
denn  jährlich  gingen  fUr  die  spanische  Merinowolle  nach  ihm 
noch  200000  Thaler  aus  dem  Lande.  Über  die  Wollzeugmanu- 
faktur, die  Friedrich  der  Grofse  ins  Leben  rief,  konnte  er  nichts 
Günstiges  sagen.  Sie  hatte  seit  1763  succesive  um  mehr  als  die 
Hälfte  abgenommen ,  weil  auf  dem  Elichsfelde  und  in  den  säch- 
sischen Fürstentümern  seit  dem  siebenjährigen  Kriege  Kon- 
kurrenzfabrikation entstanden  war,  mit  der  man  nach  seiner 
Meinung  wegen  der  hohen  Konsumtionssteuer  nicht  konkurrieren 
konnte.  Vieles  hatte  aber  auch  der  Wechsel  der  Mode  dazu 
beigetragen,  indem  die  Wohlhabenderen  die  Baumwollkleidung 
vorzogen.  Die  Einführung  der  englischen  vollkommenen  Ma- 
schinen, die  Freiheit  des  Wollhandels  und  die  allgemeine  Frei- 
heit des  Webens  gewöhnlicher  Wollwaren  konnten  nach  seinem 
Urteil  dieser  Industrie  wieder  aufzuhelfen. 


§  8.    Die  gänzliche  Abkehr  von  der  alten  merkantilistischen 

Praxis  ^ 

Um  die  spätere  Darstellung  nicht  zu  stören,  soll  das,  was 
von  merkantilistischen  Mafsnahmen  der  Gewerbepolitik  im  wei- 
teren Sinne  im  Rahmen  dieser  Darstellung  nach  1806  noch  zu 
sagen  ist,  gleich  an  dieser  Stelle  gebracht  werden.  Eine  all- 
mähliche Abkehr  von  den  alten  Maximen  konnte  man,  wie  dar- 
gestellt, seit  dem  Tode  des  Grofsen  Königs  schon  beobachten. 
Diese  Mafsregeln  trugen  aber  alle  den  Stempel  der  Übergangs- 
zeit, sie  waren  ein  wunderliches  Gemisch  von  Altem  und  Neuem, 
aber  das  Alte  hatte  doch  das  Übergewicht.  In  dem  Mafse  wie 
aber  die  bisherigen  Theorien  durch  die  neuen  staatswirtschaftUchen 
Anschauungen  der  Physiokraten  und  später  des  Adam  Smith 
abgelöst  wurden,   verschwand  mehr  und  mehr  das  bis  dahin  be- 


'  Aufser  den  im  Text  zu  citierenden  Akten  sind  hier  benutzt:  v. 
Könne:  Gewerbepolizei.  Dr.  Fr.  B.  Weber,  Handbuch  der  Staatswirt- 
Bchaft,  Statistik  und  Verwaltungskundo  der  preufsischen  Monarchie.  Bres- 
lau 1840.  C.  F.  F  erb  er:  Beiträge  zur  Kenntnis  des  gewerbl.  und  kom- 
merziellen Zustandes  der  preufsischen  Monarchie,  aus  amtlichen  Quellen. 
Berlin  1829  und  von  demselben:  Neue  Beiträge,  Berlin  1832  und  C.  F. 
W.  Dieterici:  Der  Volkswohlstand  im  preufs.  Staate.    Berlin  1846. 
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folgte  System.  Eio  anderes  kam  hinzu.  Friedrich  der  Grofse 
besais  aus  seinem  eigenen  und  aus  anderen  Ländern  über  die 
verschiedensten  Zweige  des  Wirtschaftslebens  genaue  statistische 
Nachweise  und  dirigierte  nach  der  merkantüistischen  Präzis  auf 
dieser  gewissermafsen  empirischen  Grundlage  die  materielle  Wohl- 
fahrt seines  Volkes.  Als  sein  Genie  nicht  mehr  den  Centralpunkt 
bildete,  zu  dem  alle  Berichte  über  den  Zustand  der  preulsischen 
Volkswirtschaft  zusammenliefen ,  und  von  dem  die  grofsen  und 
meist  auch  die  kleinen  Anregungen  ausgingen,  als  die  in  ihm 
centralisierte  Staatsverwaltung  nach  seinem  Tode  ihren  Mittel- 
punkt verlor  imd  das  Genei^direktorium  sich  in  so  viele  ein- 
zelne Behörden  zerspaltete,  als  es  Departements  gab,  womit 
Weitläufigkeiten  una  Ressortstreitigkeiten  zur  Tagesordnung 
wurden,  trat  noch  mächtiger  hervor,  was  sich  schon  beim  Aus- 
gange des  Königs  gezeigt  hatte,  nämlich :  dieses  System  versagte, 
die  neue  Zeit  stellte  neue  Forderungen,  das,  was  England  und 
Frankreich  schon  längere  Zeit  durch  Neues  ersetzten,  war  auch 
in  Preufsen  veraltet.  Struensee  verkörperte  in  sich  mehr  die 
Zeit  des  Übergangs,  hielt  aber  am  Alten  in  der  Hauptsache 
fest;  Stein,  der  nach  seinem  Tode  1804  das  General-Fabriken- 
departement  übernahm,  huldigte^  wenn  auch  mit  staatsmänni- 
scher Vorsicht,  den  neuen  Ideen  und  nahm  alsbald  Reformen  in 
Angriff;  im  grofsen  Stile  vermochte  er  das  aber  erst,  als  er 
1808  Premierminister  wurde. 

Bei  der  Reorganisation  des  Staates,  die  auf  gewerbe-  und 
handelspolitischem  Gebiete  besonders  erst  seit  1808  begann,  gab 
man  Schritt  ftlr  Schritt  die  alte  merkantilistische  Praxis  auf, 
vornehmlich  nachdem  der  §  50  der  Geschäftsinstruktion  für  die 
Regierungen  vom  26.  Dezember  1808  *,  auf  den  wir  noch  am  An- 
fang des  zweiten  Teiles  zurückkommen,  das  neue  liberal-individua- 
listische Programm  für  die  Gewerbe-  und  Handelspolitik  auf- 
gestellt hatte.  Eine  der  Einrichtungen  der  alten  Merkantil- 
praxis, deren  Beseitigung  man  zuerst  unternahm,  waren  die 
Wollmagazine  ^. 

Eine  Neigung  dazu  bestand  schon,  seit  Stein  an  Struensees 
Stelle  getreten  war.  1805  hatte  zudem  die  Kammer  zu  Königs- 
berg, wo  in  der  preulsischen  Monarchie  im  ersten  Jahrzehnt  des 
neuen  Jahrhunderts  der  Smithsche  Liberalismus  am  kräftigsten 
vertreten  wurde,  auf  allmähliche  Einziehung  des  Wollmagazin- 
fonds für  ihren  Wirkungskreis  angetragen,  weil  die  Magazine 
nur  unverhältnismäfsig  die  Zahl  der  armen  Tuchmacher  ver- 
mehrten und  die  Entwicklung  des  Kunst-  und  Gewerbefleifses 
zurückhielten.  Man  wies  auf  die  Entwicklung  der  Tuchindustrie 
in  Westfalen,  Schlesien  und  den  neuen  polnischen  Provinzen  hin, 


1  GeB.-8ainml.  1810  S.494.    conf.  aach  y.  Rohrscheidt:  Vom  Zunft- 
zwang S.  865  ff. 
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welche  ohne  Magazinwesen  denen  der  übrigen  Provinzen  völlig 
ebenbürtig  waren.  Stein  trat  dem  völl^  bei,  und  es  wurde  der 
Kammer  erlaubt  ^  für  ihr  Gebiet  die  Fonds  jährlich  mit  einem 
Zwölftel  des  Betrages  einzuziehen,  damit  nicht  durch  eine  plötz- 
liche Malsregel  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Leuten  brotlos 
würden  ^ 

Stein  hatte  die  Absicht,  in  den  übrigen  Provinzen  ebenso 
zu  verfahren  uod  forderte  deshalb  am  6.  März  180(5  von  den 
Kammern  Nachweise  über  die  Verhältnisse,  insbesondere  die 
Höhe  der  einzelnen  Fonds  ein.  Unter  allerlei  Vorwänden  wurden 
aber  von  einigen  Kammern  diese  Nachweise  hingezogen,  woran 
der  treffliche  Staatsrat  Kunth .  schon  damals  in  jeder  Hinsicht 
der  rüstige  Helfer  und  Geistesverwandte  des  Freiherm  vom  Stein, 
später  die  Vermutung  knüpfte,  die  Verwaltung  müfste  nicht 
zweckmäfsig  stat^efunden  haben.  In  der  That  waren  die  Akten 
und  die  Verhältnisse  der  Magazine  sehr  in  Unordnung.  An 
Stelle  des  General-Fabrikendepartements  trat  später  die  Ge- 
werbesektion im  Ministerium  des  Innern.  Sie  erneuerte  an  die 
in  die  neuen  Regierungen  verwandelten  Kammern  am  27.  Mai 
1809  die  Aufforderung  zur  Einsendung  der  Nachweise.  Gleich- 
zeitig wurde  angeordnet,  zunächst  für  die  Kurmark,  dann  aber 
auch  für  die  übrigen  Provinzen,  die  Fonds  mit  jährlich  ein  Achtel 
des  Bestandes  einzuziehen,  so  dafs  nach  8  Jahren  die  Woll- 
magazine verschwunden  sein  mufsten.  In  Ostpreufsen,  wo  die 
Einziehung  noch  nicht  beendigt  war,  trug  die  R^erung,  unter 
Angabe  derselben  Gründe  wie  ehemals,  am  3.  Juni  1809  von 
neuem  auf  gänzliche  Emziehung  der  Fonds  in  ihrem  Gebiete 
an,  und  Kunth^  der  gleichzeitig  mit  J.  G.  Hoffmann  als  Staats- 
rat seit  Ende  1808  unter  Dohna  in  der  Gewerbesektion  des 
Ministeriums  des  Innern  arbeitete,  kam  zu  dem  Ergebnis,  die 
Wollmagazinfonds  wären  gänzlich  zwecklos  verwendet  worden^. 
Man  begann  darauf  mit  der  Einziehung  der  Fonds  in  den  ein- 
zelnen Provinzen.  Die  Angelegenheit  erlediffte  sich  aber  nicht 
so  schnell,  als  man  erwartete.  Schon  1809  beschwerten  sich  die 
Kurmärkischen  Wollindustriellen  über  die  Einziehung  eines  Teils 
der  alten  Vorschüsse.  Dohna  verteidigte  dem  Könige  gegenüber 
aber  kräftigst  die  Abkehr  von  der  alten  Politik,  nannte  die 
Wollmagazine  etwas  völlig  Verfehltes,  das  den  Schlendrian  ent- 
wickelt und  den  Fortschritt  aufgehalten  hätte.  Andre  Länder 
hätten  in  dieser  Industrie  ohne  Wollmagazine  grofse  technische 
Entwicklung  und  einen  tüchtigen  Aufschwung  zur  Grofsindustrie 
gehabt,  während  in  den  preufsischen  Gebieten  mit  Wollmaga- 
zinen alles  beim  alten  blieb.  Bei  der  grofsen  Vermehrung  der 
Tuchmacher  könnten  zudem  die  Unterstützungen  nur  noch  in 
geringem  Mafse  und  nur  den  Ärmsten  und  Kreditlosen  zu  gute 


1  R.  90  Nr.  37  M.  4  und  1.  c.  M.  22. 

2  1.  c.  M.  22.  ^  . 
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kommen,  welche  viel  besser  daran  thäten,  in  den  grofsen  Eta- 
blissements zu  arbeiten,  anstatt  sich  kümmerlich  selbständig  zu 
erhalten  und  den  industriellen  Fortschritt  zu  hemmen.  Die 
tüchtigsten  WoUindustriellen  würden  sich  auch  ohne  Unterstützungen 
aufschwingen.  Nur  mit  Entfernung  der  untüchtigen  Elemente 
wäre  es  Louisen  möglich,  in  den  internationalen  Wettbewerb 
einzutreten,  und  nur  durch  die  schon  vor  dem  Kriege  geplant^ 
Aufhebung  der  Magazine  würde  die  Wollindustrie  zu  den  natür- 
hohen  Grenzen,  die  ihr  durch  den  ganzen  wirtschaftlichen  Zu- 
stand der  Nation  angewiesen  wären,  allmählich  kommen.  Es 
kämen  auch  die  Industrien,  welche  Flachs,  Häute,  Holz,  Metalle 
und  anderes  verarbeiteten,  ohne  Magazine  aus.  Er  wufste  den 
König  völlig  zu  überzeugen,  so  dafs  dieser  in  einer  Kabinetts- 
ordre  vom  22.  Juli  1809  die  allmähliche  Einziehung  der  Fonds 
in  allen  Provinzen  mit  einem  Achtel  des  Betrages  jährlich  end- 
gültig genehmigte.  Aber  gleichsam  als  Entschädigung  für  die 
entzogene  Vergünstigung  sollte  den  Wollarbeitern  in  geeigneten 
Fällen  die  Rückzahlung  der  gewährten  Kredite  erlassen  werden. 

Die  Fonds  bestanden  übrigens  zum  gröfsten  Teil  aus  aus- 
stehenden Forderunffen,  Wollvorräten  und  deponierten  Faust- 
pfändern und  befanden  sich  in  gröfster  Verwirrung,  so  dafs  die 
Einziehung  groüse  Schwierigkeiten  machte.  Zu  diesen  Schwierig- 
keiten trug  vor  allem  vid  bei ,  dafs  auf  Befehl  des  Grofsen 
Königs  ehemals  viele  Kämmereien  zur  Begründung  der  Fonds  bei* 
steuern  mufsten  und  nun  diese  Summen  zurückforderten.  So  kam 
es,  dafs  1819  noch  Gelder  rückständig  waren.  Die  Schlufsbilanz  ' 
des  gesamten  Wollmagazinwesens  des  Grofsen  Königs  ergab 
nach  den  Berichten  der  einzelnen  Regierungen  im  Februar  1820, 
dafs  der  Bestand  der  Fonds  in  den  Regierungsbezirken  Potsdam, 
Frankfurt  a./0.,  Köslin,  Königsberg,  Gumbinnen,  Marienwerder 
und  Magdeburg  insgesamt  mit  den  seit  Begründung  durchlaufen- 
den Posten  213345  Thaler  betrug,  davon  waren  eingezogen 
122264  Thaler,  niedergeschlagen  56837  Thaler,  also  zusammen 
erledigt  179101  Thaler,  so  dafs  noch  damals  34244  Thaler  ver- 
blieben nebst  ganz  geringen  Beträgen,  von  denen  nachträglich 
noch  aus  Stettin  und  Köslin  Nachweisungen  einliefen.  Die  Akten 
geben  keinen  Aufschlufs  darüber,  ob  diese  noch  eingezogen  oder 
auch  niedergeschlagen  wurden.  Der  Meinung  der  Regierung  in 
jenen  Tagen  entsprach  jedenfalls  mehr  das  letztere. 

Gleichzeitig  mit  dem  obigen  Antrage  hatte  die  Königsberger 
Regierung"  die  Aufhebung  der  Königsberger  Fabrikinspektion 
gewünscht.  Dohna  und  Kunth  waren  völlig  damit  einverstanden, 
weil  die  Inspektion  doch  nur  wenig  auf  die  Beförderung  der 
Gewerbe  wirkte,  und  dieser  Zweck  viel  besser  durch  Anstalten 
zur  gewerblichen  Bildung  erreicht  würde.     1808  hatte  sogar  das 


1  a.  a.  0.  M.  22. 
«  Am  3.  VI.  1809.     a.  a.  O. 
Forschungen  XVII  4.  —  Roehl. 
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Königsbereer  Lohgerbergewerk  von  selbst  auf  Abschaffong  der 
seit  1751  DesteheDden  Lederschau  angetragen,  und  der  damalige 
Minister  von  Schrötter,  ein  begeisterter  Anhänger  der  neuen 
Lehren ;  kam  diesem  Wunsche  nur  zu  gern  entgegen.  Er  er- 
klärte diese  Einrichtung  für  eine  lästige  und  unnütze  Anstalt 
Die  beste  Kontrolle  der  Fabrikanten  wäre  das  Eigeninteresse  der 
Käufer;  den  Fabrikanten  würde  durch  die  Schaugebühr  unnütz 
das  Produkt  vei*teuert  und  durch  die  Versäumnisse  infolge  der 
Schau  nutzlos  Zeit  vergeudet.  Auf  seinen  so  b^ründeten  An- 
trag genehmigte  der  König  denn  auch  am  28.  Juli  1808  die 
Aufhebung  und  regte  gleichzeitig  die  allgemeine  Aufhebung  der 
Lederschau  an^  da  die  Gründe  gegen  dieselbe  doch  üoerall 
richtig  sein  mülsten.  So  wurde  auf  Befürwortung  Schrötters  am 
7.  Oktober  1808  die  Lederschau  allgemein  beseitigt.  Den  Anfang 
zum  Untergang  des  Schauwesens  überhaupt  bedeutete  diese 
Mafsregel  aber  nicht.  In  der  Textilindustrie  bestand  sie  Air 
Woll-  und  Leinenfabrikate  weiter,  da  sich  die  öffentliche  Beglau- 
bigung der  Waren  im  internationalen  Handel  als  sehr  gut  er- 
wies. So  wurde  die  Schau  für  Tuch-  und  Wollenwarenfabrikation 
durch  ein  besonderes  Reglement  vom  5.  Januar  1823  geregelt  ^,  und 
für  die  Garn-  und  Leinwandindustrie  wurden  neben  einer  grolsen 
Anzahl  von  Bestimmungen  zur  Erreichung  eines  guten  Produkts 
auch  besondere  Schaubestimmungen  erlassen.  So  am  2.  Juni  1827 
eine  Verordnung,  betreffend  die  polizeilichen  Verhältnisse  des 
Leinengewerbes  in  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz^.  Für 
die  westfälischen  Leinenindustriegebiete  ergingen  1818  Legge- 
bestimmungen  und  später  für  andere  Gegenden  Preufsens  An- 
ordnungen zur  Verbesserung  der  Leinenfabrikation'. 

Von  der  direkten  Unterstützungspolitik  kam  man  allmählich 
gänzlich  zurück.  Dazu  führten  zweierlei.  Einmal  und  haupt- 
sächlich die  Meinung,  man  befinde  sich  damit  auf  einem  ganz 
fiJschen  Wege  zur  Beförderung  des  nationalen  Wohlstandes  und 
dann  die  grofse  Finanznot  ^,  in  der  sich  der  Staat  nach  dem  un- 
glücklichen  Kriege  befand,  und  mit  der  er  lange  kämpfte.  Schon 
1808  hatte  das  damals  noch  bestehende  General-Fabriken- 
departement sich  durchaus  gegen  die  alten  Grundsätze  erklärt®. 
Auch  Dohna  that  das  wiederholt.  So  in  einem  Immediatbericht 
vom  18.  Juli  ]809®.  Bis  ins  neue  Jahrhundert  hinein  hatte 
man,  wie  dargelegt  wurde,  häufig  zur  Begründung  neuer  Eta- 
blissements zinsfreie  Vorschüsse  unter  der  Bedingung,    das  Ge- 

1  Ge8.-Samml.  S.  2  S. 

•  Öe8.-Samml.  S.  87. 

«  conf.  Rönne,  Gewerbepolizei  Bd.  1  S.  450—476,  auch  Weber, 
Handbuch  der  staatswirtschaftlichen  Statistik  etc.,  Breslau  1840  und  1843 
und  Ferber,  Beiträge,  Berlin  1829  und  1832. 

•  conf.  Näheres  nächstes  Kapitel, 
ß  R.  89  A.  XXIV  M.  14. 
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werbe  in  einem  gewissen  Umfange  za  treiben  und  nach  dem 
Auslande  zu  exportieren,  gewährt.  Man  setzte  einen  bestimmten 
Bttckzahlungstennin  oder  einen  Abtragungsmodus  fest  oder  stellte 
sogar  die  Schenkung  der  Summen  in  Aussicht,  wenn  das  Unter- 
nehmen den  erwarteten  Erfolg  hätte.  Häufig  waren  auch  den 
Industriellen  Häuser  zur  Begründung  von  Fabriken  unter  ähn- 
lichen Bedingungen  überlassen  worden. 

In  der  Zeit  der  Not  nach  1806—1807  konnten  diese  Leute 
yiefach  ihren  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  und  baten  in 
zahlreichen  Fällen  um  Entbindung  davon.  Dohna  erklärte  in  dem 
genannten  Berichte,  alle  dergleichen  Beschränkungen  des  Eigen- 
tums könnten  aus  staatswirtschaftlichen  Gründen  nicht  beibehalten 
werden,  da  sie  die  Industrie  und  das  Vermögen  gewaltsam  auf 
gewisse  Gewerbe  hindrängten,  die  oft  nach  Art  und  Umfang,  in 
welchem  sie  vorgeschrieben  wären,  nicht  in  den  wirtschaftlichen 
Zustand  der  Nation  palsten  und  in  andern  Zweigen,  wo  sie  frei- 
willig hingingen ,  dem  herrschenden  Stande  der  Kultur  und  des 
Wohlstandes  angemessener  und  vorteilhafter  wirkten.  Die  Er- 
fahrung hätte  gelehrt,  dais  aus  diesen  Gründen,  trotz  greiser 
Unterstützungen  und  Begünstigungen,  sehr  viele  solcher  künst- 
lich errichteten  Fabriken  nicht  in  Flor  hätten  erhalten  werden 
können.  Eß  wäre  sehr  vorteilhaft  für  die  nationale  Industrie, 
alle  iene  Beschränkungen  aufzugeben,  und  jedem  zu  überlassen, 
welche  Richtung  er  nunmelir  jenen  in  künstlich  hervorgelockten 
Industrieen  angelegten  Kapitalien  künftig  geben  wollte.  Die 
Unternehmer  jener  Gewerbe,  die  sich  selbst  erhalten  könnten, 
wtlrden  an  Kredit  gewinnen  und  ihre  Gewerbe  mit  gröfserem 
Nachdruck  treiben,  wenn  sie  ihre  Grundstücke  ohne  Be- 
schränkung bcsälsen.  Gewerbe,  die  ohne  dies  nicht  bestehen 
könnten,  hörten  besser  ganz  auf,  um  durch  vorteilhaftere  ersetzt 
zu  werden.  Der  König  autorisierte  ihn  daher  auf  seinen  Antrag  ^j 
wo  es  ihm  angezeigt  erschiene,  die  ehemals  Unterstützten  nach 
seinem  Gutbefinden  von  ihren  Verpflichtungen  eventueU  gegen 
eine  gewisse  Entschädigung  an  den  Staat  zu  befreien,  „um  solche 
Hindemisse  der  Blüte  des  Gewerbefleifses  beseitigen  zu  können. '^ 

In  einem  Schreiben  ^  an  Altenstein  bekannte  Dohna,  haupt- 
sächlich auf  ein  Gutachten  Kunths  hin ,  ausdrücklich ,  er  hielte 
sehr  wenig  von  einer  baren  Unterstützung  von  Fabriken,  aber 
dennoch  müFste  in  einzelnen  besonderen  Fällen  etwas  in  Unter- 
richtsmittelo ,  Modellen,  Musteranstalten  und  ähnlichem  gethan 
werden,  um  die  Fabrikanten  zu  ermutigen  und  ihnen  zu  zeigen, 
dafs  der  Staat  sich  nach  wie  vor  ftlr  sie  interessierte.  Er  bat 
bei  dieser  Gelegenheit  zugleich,  ihm  zu  diesem  Zwecke  die 
etwaigen  eingehenden  WoUenmanufakturgelder  zur  Verfügung 
zu  stellen,  da  er  bei  der  schlechten  Finanzlage  des  Staates  daftir 

1  K.-O.  vom  22.  VU.  1809.    R.  89  A.  XXIV  M.  14.  PnoaI(>      — ^ 
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keine  besonderen  Mittel  beanspruchen  könnte.    Das  wurde  ihm 
dann  auch  zugestanden. 

Alles,    was   man    auf  diesem   Gtebiete  that,    verfolgte   die 
Tendenz,     die   Grundsätze    des   §   50   der   Geschäftsinstruktion 
vom  26.  Dez.  1808^  zu  verwirklichen.     Eine  Konsequenz  jener 
Grundsätze  war  ferner  die  Beseitigung  der  alten  und  die  Ver- 
weigerung   der   Erteilung    neuer   Monopolrechte.      Das    wurde 
auch  auf  die  Staatsmonopolrechte  ausgedehnt,  wenn  nicht  über- 
wiegende Gründe,  wie  z.  B.  das  Finanzinteresse  des  Staates,  für 
die  Beibehaltung  derselben  sprachen.    Ein  Königliches  Patent  vom 
23.  Jan.  1808^  hob  das  seit  1770  im  Interesse  des  Monopols  der 
preufsischen  Bergwerks-  und  Hüttenverwaltung  bestehende  Verbot, 
fertige  Mühlensteine  zu  importieren,  für  die  Länder  ostwärts  der 
Weichsel  auf,   und  ein  Patent  vom  23.  März  desselben  Jahres® 
dehnte  diese  Bestimmung  auf  die  übrigen  Teile  der  Monarchie 
aus.     Ebenso  schaffte  man  im  Frühjahr  1809   das  Monopol  des 
Handels   mit  Brenn-   und  Nutzholz  für  Berlin  und  Potsdam  ab, 
welches  das    1771    begründete   staatliche  Holzcomptoir    besafs^. 
Dohna,  Sack,  Eunth  und  Hofimann  wetteiferten,  die  Nutzlosigkeit 
dieses  Instituts  darzuthun  und  dem  freien  Wettbewerb  das  Wort 
zu    reden.     Etwas   verspätet   wurde    (am   16.  Juni   1838)®    das 
Monopol   des  Staates  zur  Fabrikation  von  Spielkarten  und  zum 
Handel  damit  aufgehoben.     Das  Post-,  das  Münz-  und  das  Berg- 
werksregal, das  Lotteriemonopol  und  die  Monopolien  des  Handels 
mit  Salz  und  Stempelpapier  blieben  aus  naheliegenden  Gründen 
bestehen.      Eine  Folgerung  aus  der  Theorie   vom    freien  Wett- 
bewerb zeigt  sich  in  der  Konkurrenz  des  Staates  mit  der  privaten 
Gewerbsthätigkeit,  und  zwar  in  der  Beschäftigung  der  Sträflinge, 
der  Militärhandwerker  und   dem  Gewerbe-   und  Handelsbetriebe 
der  Seehandlung. 

Viele  Fabrikationszweige ,  wie  besonders  die  BaumwoUen- 
manufaktur  und  die  Textilindustrie  überhaupt,  die  Metall- 
industrieen,  die  Runkelrübenzuckerindustrie,  und  zwar  vornehmlich 
in  den  westlichen  relativ  hoch  entwickelten  Gebieten  des  preufsi- 
schen Staates,  die  1813  an  ihn  wieder  zurückfielen  und  seiner 
Fürsorge  harrten,  hatten  unter  dem  Unglück  des  Landes  sehr 
gelitten.  Man  unterstützte  principiell  nicht  mehr  in  bar,  wie 
sich  zeigte,  aber  die  besonderen  Umstände  machten  Ausnahmen 
nötig.  Alle  Beförderungsmafsregeln  der  Industrie,  welche  man 
in  jener  Zeit  gegen  das  allgemeine  Princip  unternahm,  sind  also,, 
wenn  man  so  will,  als  Notstandsunterstützungen  aufzufassen. 
Viele  Gesuche  um   Hilfe,    hauptBächlich   unmittelbar  nach  dem 


*  Ges  -Samml.  für  1810  S.  494.    conf.  noch  weiter  unten  über  diesen 
Paragraphen. 

*  Ges.-Samml.  für  1810  S.  279. 
8  Ge8..SammL  far  1810  S.  790. 

*  B.  77  CCCVII»  B.  in  M.  21.  ^  . 
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unglücklichen  Kriege  mu&ten  aus  Mangel  an  Mitteln  abgewiesen 
werden.  Meist  beschränkte  man  sich,  aufser  der  schon  be- 
handelten Entlassung  ehemals  Unterstützter  aus  ihren  Verpflich- 
tungen, auf  unentgelUiche  Überlassung  von  Baugrund,  Kreditierung 
des  Bauholzes  aus  den  Königlichen  Forsten  und  ähnliches.  Für 
die  heimischen  Industriegebiete  gewährte  man  eine  Ermäfsigung 
der  Kohlenpreise  um  10—25  *^/o,  soweit  die  Kohlen  zu  Industrie- 
zwecken verwendet  wurden^. 

Hierhin  kann  man  auch  rechnen,  was  die  Seehandlung  in 
Notzeiten  für  die  schlesischen  Gebirgsleinenweber  that.  Sie  nidf 
ihnen  ähnlich  wie  schon  im  achzehnten  Jahrhundert.  Trotz  aller 
Fürsorge  der  Regierung  durch  polizeiliche  Bestimmungen  über 
die  Beschaffenheit  der  Gewebe  und  durch  Schauordnungen  brach 
bisweilen  ein  Notstand  unter  den  Webern  aus.  Als  1826  eine 
Absatzkrisis  eintrat,  wurde  die  Seehandlung  angewiesen,  möglichst 
viel  Leinenfabrikate  au£sukaufen,  um  sie  nach  dem  Auslande 
zu  verhandeln.  1830  trat  eine  neue  Stockung  ein,  bei  der 
man  zu  demselben  Mittel  grifft. 

Allerdings  gab  man  auch  später  Barunterstützungen  ^.  Dem 
Finanzmimster  wurde  sogar  zu  diesem  Zweck  ein  besonderer, 
wenn  auch  kärglich  bemessener  Fonds  zur  Verftigung  gestellt, 
—  er  betrug  1822  z.  B.  nur  65  000  Thaler  — ;  bares  Geld 
wurde  jedoch  nur  in  ganz  besonderen  Fällen  vom  Staate  her- 
gegeben, nämlich  vereinzelt  nur,  wo  es  sich  ausschliefslich  um 
Vervollkommnung  der  Fabrikation,  um  Maschinenverbesserungen, 
um  Einführung  neuer  Fabrikationsmethoden  und  neuer  gemein- 
nütziger Erfindungen  handelte^.  Neue  £}rfindungen  wurden 
jedoch  meist  durch  Patente  belohnt  Man  gab  diese  aber  nur, 
wenn  es  sich  um  wirkliche  allgemein  nützliche  Elrfindungen 
handelte  und  dann  auch  nur  auf  möglichst  kurze  Zeit.  In  der 
Regel  wurde  diese  Dauer  nach  der  auf  die  Erfindung  verwendeten 
Zeit  und  nach  den  aufgewendeten  Kapitalien  bemessen,  jedoch 
längstens  auf  fünfzehn  Jahre. 

Bülow  erschien  das  Unterstützungswesen  selbst  in  diesem 
bescheidenen  Mafse  noch  zu  weitgehend.  Er  erklärte  1820  in 
einem  Berichte,  er  hielte  nichts  von  einer  zu  grolsen  Ausdehnung 
des  Unterstützungswesens.  Das  bestehende  Steuersystem,  nämlich 
ein  mä&iger  Schutzzoll,  unterstütze  am  allgemeinsten,  gerech- 
testen und  wirksamsten  die  gesamte  inländische  Produktion  durch 
die  Verteuerung  der  fremden  Erzeugnisse.  Eine  weitere  Be- 
günstigung ginge  zu  weit  Der  Konsument  müfste  schon  w^en 
der  Besteuerung  höhere  Preise  zahlen,  man  dürfte  ihm  nieht 
zumuten,    noch  die  Mittel  zu  Barunterstützungen  aufzubringen. 


»  R.  74  K.  VIII  M.  23  und  R.  74  K.  IX  (Niederrhein)  M. 

«  R.  89  CXXXV  Nr.  2  M.  19. 

«  R.  74  K.  TX  M.  38  und  R.  90  XXI  M.  46. 
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besonders  da  solche,  wie  die  Erfahrung  zeigte,  meist  zu  Ge* 
schenken  würden.  Hardenberg  billigte  ausdrücklich  diese  An- 
sicht\  Ein  anderes  Mal  schrieb  Bülow,  (am  20.  Okt  1822),  es 
wfire  ganz  entgegen  den  herrschenden  Verwaltungsgrunds&tzeD, 
Fabriken  auf  Staatskosten  zu  etablieren;  und  in  einem  Publi- 
kandum  des  west&lischen  Oberpräsidenten  hiefs  es  1886^,  die 
Gewährung  von  Vorschüssen  zu  neuen  Fabrikanlagen  und  die 
direkte  BegünstiguDg  derselben  liefen  gegen  die  Grundsätze  der 
preufsischen  Verwaltung. 

Trotz  alledem  war  die  Staatsleitung  ebenso  eifrig  wie  die 
Regierung  Friedrichs  des  Grofsen  auf  Beförderung  desuewerbe- 
fleilses  bedacht,  nur  bethätigte  sie  dieses  Streben  anders.  Man 
wollte  nicht  bevormunden,  wollte  nicht  am  Gängelbande  führen 
und  alles  bis  ins  kleinste  von  oben  leiten.  Man  hatte  vielmehr 
den  Grundsatz,  alles  sich  selber  zu  überlassen  und  nur  die  all- 
gemeinen Bedingungen  fbr  die  gewerbliche  und  industrielle  Blüte 
durch  Entfernung  der  Hindemisse  und  Schranken  zu  schaffen. 
Von  diesem  Standpunkt  aus  suchte  man  vor  allem  durch  Be- 
lehrung der  Produzenten  auf  die  Beförderung  der  einzelnen 
Zweige  gewerblicher  Thätigkeit  einzuwirken.  Man  schuf  deshalb 
nach  Möglichkeit  höhere  und  niedere  gewerbliche  Lehranstalten, 
Forst-  und  Landwirtschaftsschulen,  Garten-  und  Bergbaulehr- 
anstalten, Schiffahrts-  und  Handelsschulen  u.  dergl.  m.  Auf  die 
Beförderung  der  Industrie  wirkte  auch  die  Akademie  der  Künste 
und  Wissenschaften  hin,  femer  Gesellschaften  für  Wissenschaft 
und  Kunst,  Vereine  für  gewerbliche  Zwecke  und  flir  Land-, 
Garten-  und  Weinbau,  für  Viehzucht,  Bienen-  und  Seidenraupen- 
zucht, und  vor  allem  verfolgten  solche  Zwecke  die  groisen  und 
zahlreichen  Vereine  zur  Beförderung  des  Gewerbeflei&es,  welche 
in  fast  allen  gröfseren  preufsischen  Städten  seit  1820  entstanden. 
Auf  Befördemng  der  Industrie  waren  femer  berechnet  das  Aus- 
stellungswesen ,  um  zur  Nacheiferung  anzuspornen,  und  das 
Schauwesen,  soweit  man  dessen  Weiterbestehen  für  notwendig 
hielt,  um  gute  Waren  durch  den  Stempel  zu  empfehlen.  In  den 
dreifsiger  Jahren  kamen  Prämien  und  Unterstützungen  in 
MedaiUen  oder  barem  Geld  zur  Beförderung  aussichtsvoller 
Fabrikationsverbesserungen  neben  den  nur  ungern  verliehenen 
Patenten  auf,  auch  kostbare  technologische  Werke  und  wertvolle 
Maschinen  und  Instrumente  gab  der  Staat  zu  dem  nämlichen 
Zw€ck.  Man  war  auf  Hebung  des  Verkehrs  bedacht  durch 
Verbesserungen  des  Mais-  und  Gewichtssystems  ^ ,  Verbesserung 
des  Münzwesens  ^,  des  Kreditwesens,  der  Kommunikationsmittd 
zu  Wasser  und  zu  Lande.     Das   1820  eingerichtete  Gewerbe- 

1  R.  89  CXXXV  Nr.  2  M.  19. 

>  vom  26.  IV.    Rönne  I  S.  269. 

«  Gesetze  vom  16.  V.  1816  und  10.  HI.  1839. 

^  Gesetz  vom  30.  IX,  1821. 


Digitized  by 


Google 


XVn  4.  87 

institut,  welches  Beuth  begründen  half  and  viele  Jahre  mit 
erofaem  Erfolff  leitete,  veranstaltete  beständig  Erhebungen  über 
den  Zustand  der  Industrie  und  deren  Beförderung^  stellte  Unter- 
suchungen über  die  einzelnen  Fabrikationsmethoden  an  und 
empfabl  die  bestenVerfahren,  ja  errichtete  bisweilen  sogar  Muster- 
anstalten. Das  Kultusministerium  und  die  ProvinzialbehGrden 
waren  bemüht,  das  öffentliche  Unterrichtswesen  allgemein  zu 
verbessern,  und  der  Staat  machte  bedeutende  Aufwendungen,  um 
das  geistige  und  kulturelle  Niveau  des  Volkes  zu  heben. 
Schlielslich  ging  die  ganze  liberale  Gewerbegesetzgebung  von 
dem  Gedanken  aus,  die  möglichst  günstigen  Bedingungen  für 
die  Entwicklung  der  Gewerbsamkeit  des  Staates  zu  schaffen. 

Zu  allem  diesen  kam  als  sehr  wichtiger  und  notwendiger 
Faktor  die  Handelsfreiheit,  insbesondere  der  innere  freie  Ma»:t. 
Die  Verordnung  vom  2.  Jan.  1800  hatte  nebst  einigen  Ergänzungs- 
verordnungen die  früheren  Absperrungsmafsregeln  zum  Schutze 
der  heimischen  Industrie  bestätigt  und  bedeutend  erweitert.  Als 
der  verdienstvolle  Kunth  1801  in  dasQeneral-Fabrikendepartement 
eintrat,  bekam  er  bis  18Q4  die  Bearbeitung  dieses  Gebietes  und 
erklärte  sich  beständig  gegen  die  Prohibitivpolitik.  Dasselbe 
that  er  1808  in  der  Gewerbesektion  unter  Dohna,  wo  er  sich 
jedoch  auch  gegen  den  übertrieben  doktrinären  Liberalismus  ent- 
schied. Hier  begann  man  sehr  bald  die  Grundsätze  des  §  50 
der  Geschäftsinstruktion  mit  Bezug  auf  die  Handelspolitik,  so 
weit  es  die  Umstände  zuliefsen,  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen  ^. 
Auf  Antrag  Dohnas  und  Altensteins  wurde  1809  die  Woll- 
ausfuhr freigegeben,  die  während  des  ganzen  achtzehnten  Jahr- 
hunderts so  oft  und  hart  umstritten  worden  war.  Ebenso  er- 
klärte sich  der  König  in  demselben  Jahre  bereit,  das  seit  1800 
bestehende  Holzausfuhrverbot  zu  beseitigen,  „um  dem  freien 
Verkehr  auch  in  Hinsicht  des  Holzes  näher  zu  treten",  und  hob 
das  1803  zu  Gunsten  der  schlesischen  Seifensieder  und  Licht- 
zieher  erlassene  Verbot  der  Talgausfuhr  ebenfalls  1809  auf,  „um 
die  Fesseln  der  Gewerbefreiheit  nach  Möglichkeit  zu  lösen",  wie  die 
Antragsteller  Dohna  und  Altenstein  sagten. 

Diese  und  zahlreiche  andere  waren  nur  Einzelmafsregeln. 
Den  entscheidenden  Schritt  that  man  erst  mit  der  vollständigen 
Neuordnung  des  Zollwesens  durch  das  nach  harten  Kämpfen  im 
Staatsrat  zu  stände  gebrachte  Gesetz  vom  26.  Mai  1818,  welches 
alle  inländischen  Zölle  und  fast  das  ganze  frühere  Accisesystem 
entfernte  und  ftir  Preufsen  den  freien  inneren  Markt  schuf,  alle 
Elinfuhrverbote  aufhob,  mit  Ausnahme  derer  ftir  Salz  und  Spiel- 
karten, und  ebenso  das  ganze  alte  Ausfuhrzollsystem ,  mit  ganz 
weni^n  Ausnahmen.  Kb  gab  mäfsige,  die  fremden  Waren  nicht 
abhaltende  Durchfuhrzölle  und  vor  allem  mäfsige  E^infiihrzölle. 
Beide  sollten  dem   Staate  Einnahmen  verschaffen,    die  letzteren 

>  R.  89  A.  XXIV  Nr.  3  u.  4.  n  ] 
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sollten  die  inländische  Produktion  zwar  schützen,  aber  keineswegs 
das  Ausland  ausschliefsen,  wie  meist  das  Zollsystem  fViedricbs 
des  Grofsen.  Ea  ist  das  bekannte  Gesetz,  welches  die  Grund- 
lage des  ftlr  Preufsen  und  Deutschland  so  bedeutungsreichen  Zoll- 
vereins wurde. 

Als  Folge  der  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  nebst  jenen 
neuen  Gewerbebeförderungsmitteln  konstatieren  Weber,  Berber 
und  Dieterid  im  groben  und  ganzen  durchgehends  ein  Auf- 
blühen des  preufsischen  Volkswohlstandes  in  gewerblicher  und 
industrieller  Hinsicht.  Nur  wenige  Industriezweige  verraten 
Stockung  oder  gar  Rückgang  gegen  die  alten  Zeiten,  wie  Leinen- 
industrie, Tabakmanu&ktur  und  ein  paar  andere.  Sonst  zeigt 
sich  überall  die  fortschreitende  Entwicklung  mit  der  Tendenz 
zum  Grolsbetriebe.  Aus  allen  drei  Werken  bekommt  man  im 
ganzen  ein  durchaus  optimistisches  Bild  von  der  gewerblichen 
und  industriellen  Entwicklung  des  preufsischen  Staates  bis  un- 
gefähr 1845  seit  den  Tagen,  da  die  grofsen  Wunden  des  Krieges 
geheilt  waren. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Gesetzgebung  von  1810  und  1811  und  ihre  Folgen 
(1806  bis  1825). 


§  9.    Die  Reorganisation  des  prenfsisehen  Staates  nach  1806 

und  die  Vorbereitung  der  6ewerbefreiheit  bis  zum  Oewerbe- 

steneredikt  vom  2.  November  1810. 

Als  nach  den  Schlägen  von  Jena  und  Auerstädt  der  Staat 
geistig  und  materiell  bis  in  seine  Grundfesten  erschüttert  war, 
kam  man  zu  der  Überzeugung,  dais  nur  eine  Reorganisation  von 
Grund  aus  Preufsen  zu  neuer  Blüte  zu  bringen  vermochte.  Das 
{bhrte  Stein  mit  mächtigem  Willen  zum  grofsen  Teil  aus,  um- 
geben von  einer  Reihe  bedeutender  Talente,  als  Schrötter,  Schön, 
Staegemann,  Klewitz,  Sack  u.  a.  Auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
erwartete  man  die  Wiedergeburt  des  Staates  von  der  praktischen 
Durchftlhrang  der  neuen  staatswirtschaftlichen  Ideale ,  denen  der 
Freiherr  vom  Stein  durchaus  anhing,  wenn  auch  mit  vorsichtigem 
staatsmännischem  Geiste  und  ohne  den  Doktrinarismus  Harden- 
beigs  und  seiner  Ratgeber.  Nur  durch  Schaffung  eines  Rechts- 
zustandes, der  ftir  j^en  eine  ungehinderte  Benutzung  und  freie 
Entwicklung  der  Fähigkeiten  und  Kräfte  gewährte,  glaubte  man 
eine  wesentliche  Besserung  der  Lage  des  Einzelnen  wie  der 
ganzen  Nation  erreichen  zu  können.  Auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
werbsamkeit  des  Staates  standen  die  alten  Institutionen  der  Er- 
reichung dieses  Zieles  im  Wege.  So  wurde  eine  der  ersten 
Reoiganisationsmafsnahmen  die  energische  Inangriffiiahme  der 
gewerbepolitischen  Reform. 

In  der  Instruktion  ftir  die  von  nun  an  Regierungen  ge- 
nannten Kriegs-  und  Domänenkammem  vom  26.  Dez.  ISOoS 
die  durchaus  im  Geiste  der  Steinschen  Gedanken  gehalten  war, 
wenn   sie   auch   nach   Treitschkes   Urteil^  in  der  Form   sicher 


^  6e8.-Samml.  1810.    conf.  hierzu  Rohrscheidt,  Vom  Zunftzwang 
8. 365—370.  ^ 
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etwas  abstrakter^,  als  Stein  selbst  geschrieben  hätte,  abge&fst 
war,  eab  man  zum  erstenmale  öffentlich  die  allgemeinen  litoalen 
Grundsätze  an,   nach  welchen  man    die    preufsische  Gewerbe- 

Solitik  neu  zu  gestalten  gedachte.  Diese  Geschäftsordnung  stellte 
en  Fundamentalgrundsatz  auf^,  dafs  bei  allen  Ansichten, 
Operationen  und  Vorschlägen  der  Regierungen  das  Princip  leitend 
sein  mttlste,  niemanden  in  dem  Genufs  seines  Eigentums,  seiner 
bürgerlichen  Gerechtsame  und  Freiheit,  so  lange  er  in  den  ge- 
setzuchen  Grenzen  blieb,  weiter  einzuschränken,  als  es  zur  Be- 
fbrderuDg  des  allgemeinen  Wohls  nötig  war;  einem  jeden  inner- 
halb der  Schranken  der  Gesetze  die  möglichst  freie  Entwicklung 
und  Anwendung  seiner  Anlagen,  Fähigkeiten  und  E^räfte  in 
moralischer  und  physischer  Hinsicht  zu  gestatten  und  alle  da- 
gegen noch  obwalteuden  Hindemisse  baldmöglichst  auf  eine  legale 
Weise  hinw^uräumen.  Es  sollte  im  übrigen  nach  geläuterten 
staatswirtschanlichen  Grundsätzen,  d.  h.  im  Grunde  nach  Adam 
Smith,  verfahren  werden. 

Der  schon  erwähnte  §  50  der  Instruktion  ^  enthielt  gldchsam 
ein  Tollständiges  Programm  der  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit. 
Die  polizeiliche  Wirksamkeit  der  Regierung  sollte  nicht  blofs  „auf 
die  Abwendung  von  Gefahren  und  Nachteilen,  und  Erhaltung 
dessen,  was  schon  da  ist^  gerichtet  sein,  „sondern  auch  auf  die 
Mehrung  und  Beförderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt".  Das 
hielt  man  nur  für  mögHch  mit  einer  festen  Durchführung  des 
erwähnten  Grundsatzes  in  §  34  und  bei  einer  „möglichsten  Ge- 
werbefreiheit" in  der  Erzeugung,  Verfeinerung  und  dem  Absatz 
der  Produkte.  „Es  ist  dem  Staate  und  seinen  einzelnen  Gliedern 
immer  am  zuträglichsten",  heifst  es  weiter,  „die  Gewerbe  jedes- 
mal ihrem  natürlichen  Gang  zu  überlassen,  das  heifst:  keine 
derselben  vorzugsweise  durch  besondere  Unterstützungen  zu  be- 
günstigen und  zu  heben,  aber  auch  keine  in  ihrem  Entstehen, 
ihrem  Betriebe  und  Ausbreiten  zu  beschränken,  insofern  das 
Rechtsprincip  dabei  nicht  verletzt  wird,  oder  sie  nicht  g^en 
Religion,  gute  Sitten  und  Staatsverfassung  anstofsen.  Es  ist  un- 
staatswirtschaftlich,  den  Gewerben  eine  andere,  als  die  eben  be- 
merkte Grenze  anweisen  und  verlangen  zu  wollen,  dafs  die- 
selben von  einem  gewissen  Standpunkte  ab  in  eine  andere  Hand 
übei^ehen,  oder  nur  von  gewissen  Klassen  betrieben  werden. 
Neben  dieser  ünbeschränktheit  bei  Erzeugung  und  Verfdnerung 
der  Produkte  ist  Leichtigkeit  des  Verkehrs  und  Freiheit  des 
Handels,  sowohl  im  Innern,  als  mit  dem  Auslande,  ein  not- 
wendiges Erfordernis,    wenn  Industrie,  Gewerbefleiis  und  Wohl- 

^  OberraBchend  ist  vor  allem  der  von  Steins  sonstiger  Stellung  su 
den  Zttnften  und  zur  Gewerbe&dheit  abweichende,  in  dieser  Instruktion 
vertretene,  weitgehend  liberale  Standpunkt  (conf.  im  übrigen  auch  hier  m 
Rohrscheidt  8.  197ff.  und  S.  365  £). 

«  §  30  a.  a.  O.  S.  490. 
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stand  gedeihen  soll,  zugleich  aber  auch  das  natürlichste,  wirk- 
samste und  bleibendste  Mittel,  ihn  zu  befördern.  Es  werden  sich 
alsdann  diejenigen  Gewerbe  von  selbst  erzeugen,  die  mit  Vorteil 
betrieben  werden  können,  und  dieses  sind  wieder  diejenigen, 
welche  dem  jedesmaligen  Produktionzustande  des  Landes  und  dem 
Kulturzustande  der  Nation  am  angemessensten  sind.  Eis  ist 
unrichtig,  wenn  man  glaubt,  es  sei  dem  Staate  vorteilhaft 
Sachen  dann  noch  selbst  zu  verfertigen,  wenn  man  sie  im  Aus- 
lande wohlfeiler  haben  kann.  Die  Mehrkosten,  welche  ihm  die 
eigene  Verfertigung  verursacht,  sind  rein  verloren,  und  hätten, 
wären  sie  auf  ein  anderes  Gewerbe  angelegt  worden,  nach- 
haltigen Gewinn  bringen  können.  Es  ist  eine  schiefe  Ansicht, 
man  müsse  in  einem  solchen  Falle  das  Geld  im  Lande  zu  be- 
halten sucheUi  und  lieber  nicht  kaufen.  Hat  der  Staat  Produkte, 
die  er  ablassen  kann,  so  kann  er  sich  auch  Gold  und  Silber 
kaufen,  und  es  münzen  lassen.^ 

Des  weiteren  wurde  dann  in  diesem  Paragraphen  die 
Handelsfreiheit  verteidigt,  die  den  Spekulationsgeist  des  Kauf- 
manns rege  erhielte.  Ausfuhrverbote  wären  überflüssig,  denn 
der  Kaufmann  würde  nicht  exportieren,  wenn  er  im  Lande  selbst 
noch  mit  Vorteil  abzusetzen  hoffen  könnte.  Leichtigkeit  des 
Verkehrs  und  der  Kommunikation  würden  die  Waren  stets  im 
Lande  dahin  führen,  wo  sie  am  nötiffsten  wären,  weil  sie  dort 
am  besten  bezahlt  würden.  „Es  ist  nicht  notwendig,  den  Handel 
zu  begünstigen;  er  muls  nur  nicht  erschwert  werden."  Gewerbe- 
und  Handekfreiheit  schafften  zugleich  ausreichende  Konkurrenz 
und  schützten  damit  den  Konsumenten  am  sichersten  gegen  Über- 
vorteilung. „Es  ist  falsch,  das  Gewerbe  an  einem  Ort  auf 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Subjekten  einschränken  zu  wollen. 
Niemand  wird  dasselbe  unternehmen,  wenn  er  dabei  nicht  Vorteil 
zu  finden  glaubt,  und  findet  er  diesen,  so  ist  es  ein  Beweis,  dafs 
das  Publikum  seiner  noch  bedarf;  findet  er  ihn  nicht,  so  wird  er 
das  Gewerbe  von  selbst  aufgeben.  Man  gestatte  daher  jedem, 
so  lange  er  die  vorbemerkte  Grenzlinie  hierin  nicht  verletzt,  sein 
eigenes  Interesse  auf  seinem  eigenen  Wege  zu  verfolgen  und  so- 
wohl seinen  Fleils  als  sein  Kapital  in  die  freieste  Konkurrenz 
mit  dem  Fleifse  und  Kapital  seiner  Mitbürger  zu  bringen.'^  Nicht 
aus  staatswirtschaftlicben ,  sondern  höchstens  aus  politischen 
Gründen  sollte  eventuell  von  diesen  Grundsätzen  abgewichen 
werden.  Die  Regierungen  hatten  soviel  als  möglich  diese  Ge- 
werbe- und  Handelsfreiheit  zu  fbrdern,  und  auf  eine  allmähliche 
und  legale  Abschaffiing  der  verschiedenen,  diesen  beiden  noch 
entgegenstehenden  Beschränkungen  bedacht  zu  sein.  Das  sollte 
aber  mit  möglichster  Schonung  des  Vorurteils  geschehen,  „da  jede 
neue  Einrichtung  mit  Reibungen  verbunden  ist,  und  ein  zu 
schneller  Übergang  vom  Zwang  snr  Freiheit  manchmal  nach- 
teiligere Folgen  hervorbringt  als  der  Zwang  selbst".  Harden- 
berg befolgte  diesen  Rat  nicht  und  machte  denn  auch  die  hier 
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angedeuteten  bösen  Erfahrungen.  Den  Regierungen  wurde  noch 
zur  Pflicht  gemacht,  auf  keinen  Fall  in  Zukunft  Konzessionen 
oder  Berechtigungen  zu  irgend  welchem  Gewerbe  zu  erteilen, 
durch  welche  ein  Exklusiv-  oder  gar  Zwangs-  und  Bannrecht 
begründet  werden  sollte.  Ekklusivrechte  sollten  nur  dann  und 
auf  gewisse  Jahre  gegeben  werden,  wenn  es  sich  bei  einem 
neuen  Qewerbe  um  einen  Versuch  des  Gedeihens  handelte. 
Dazu  war  dann  noch  jedesmal  die  Genehmigung  der  höheren 
Behörde  notwendig. 

Der  ganze  Paragraph  enthielt  die  Anerkennung  der  natür- 
lichen Harmonie  der  Volkswirtschaft;  man  meint  ein  Excerpt 
aus  Adam  Smith  zu  lesen.  Damit  war  klar  der  neue  Weg  ge- 
wiesen, der  unter  Hardenberg  allerdings  erst  energisch  betreten 
werden  konnte.  Es  wurde  nur  noch,  wie  es  die  Acdseverfassun^ 
notwendig  machte,  die  gewerbliche  Scheidung  von  Stadt  und 
Land  anerkannt,  indem  die  Behörden  für  die  Erteilung  der 
Konzessionen  zum  Betriebe  städtischer  Grewerbe  auf  dem  Lande 
festgesetzt  wurden.  Vorbereitend  für  eine  liberale  Gewerbe- 
gesetzgebung hatte  schon  Steins  Städteordnung  (vom  19.  Nov. 
1808)  gewu'kt.  Sie  hatte  die  alten  mannigfaltigen  Abstufungen 
des  Bürgerrechts  ebenso  wie  die  Vorrechte  der  Zünfte  in  dieser 
Hinsicht  beseitigt.  Nach  ihr  gab  es  nur  noch  Bürger  und  Schutz- 
verwandte in  den  Städten,  und  die  Gewinnung  des  Bürgerrechts 
war  sehr  erleichtert. 

Zu  einer  liberalen  Gesetzgebung  für  die  ganze  Monarchie 
entschlofs  man  sich  aber  zunächst  noch  nicht ,  sondern  ging  auf 
der  Bahn  der  Einzelreform  weiter.  Die  konservative  Richtung 
und  die  grofsen  politischen  Ereignisse  hinderten  das.  Das  ge- 
bildete Bürgertum  war  mit  diesen  wie  überhaupt  mit  den  grolsen 
Steinschen  Beformen  wohl  einverstanden.  Der  alte  Add  machte 
aber  auf  das  schärfste  gegen  dieses  Jakobinertum  Front;  er 
fühlte  sich  hierdurch  und  vornehmlich  durch  die  grofsen  Agrar- 
reformen und  die  beabsichtigte  Repräsentativverfassung  in  seinen 
alten  Rechten  tief  verletzt.  Dank  dem  mächtigen  Willen  des 
grofsen  Ministers  und  der  Ansicht  des  Königs  kam  zwar  ein 
grober  Teil  sehr  wichtiger  Reformen  zu  stände,  als  aber  Stein 
im  November  1808  durch  Napoleon  fiel,  fehlte  das  Gegengewicht 
gegen  die  konservativ -feudale  Partei.  Die  Reformen  auch  auf 
gewerberechtlichem  Gebiete  kamen  ins  Stocken.  Aufser  den 
vorwiegenden  Fragen  der  äufsem  Politik  kam  für  die  Gewerbe - 

E)litik  die  tiefe  Erschütterung  des  Staatswohlstandes  und  die 
insicht  hinzu,  dafs  der  Staat  im  ganzen  ftür  die  Gewerbe- 
freiheit noch  nicht  ausreichend  vorb^itet  war.  Das  letztere 
bekunden  auch  Verhandlungen,  welche  1809  die  Gewerbesektion 
im  Ministerium  des  Innern  veranlafste. 

Die  Sektion  beschlofs,  in  Litauen  die  Zunftverfassung  zu 
beseitigen,  weil  dort  das  am  wenigsten  entwickelte  Innungswesen 
in  den  preufsischen  Staaten  bestand  und   sich  mithin  diejrelativ^ 
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geringsten  Hindernisse  ftir  die  Befreiung  der  Gewerbe  boten.  Aber 
vorsichtig,  wollte  man  aaeb  hier  {Urs  erste  den  Weg  der  Modifi- 
kationen beschreiten,  „da  die  öffentliche  Meinung  sich  noch 
keineswegs  überwiegend  für  die  Aufhebung  jedes  Zunftzwanges 
erklärt  zu  haben  scheint."  In  den  übrigen  Teilen  des  Staates 
traf  man  gleichfalls  vorbereitende  Mafsregeln  im  Geiste  des  §  50 
der  Geschäftsinstruktion.  Die  Regierung  war  aber  nicht  frei  in 
ihren  Entschlüssen  und  Handlungen.  Nach  Steins  Ächtung  hatte 
Napoleon  auf  alles,  was  in  PreuTsen  zur  Regenerierung  geschah; 
ein  mifstrauisch  wachsames  Auge.  Klewitz,  Altenstein  und 
Schön  schrieben  1808  in  einem  gutachtlichen  Bericht  ^ ,  dem 
Zunftwesen  stände  nach  den  bei  andern  Geschäftszweigen  bereits 
angenommenen  Grundsätzen  eine  Reform  bevor-,  sie  würden  dem 
König  über  die  Aufhebung  sämtlicher  schädlicher  Gewerbe- 
beschränkungen das  Erforderliche  vortragen,  sobald  die  Landes- 
administratiou  von  fremder  Einwirkung  frei  wäre.  Die  Be- 
seitigung solcher  Beschränkungen  bei  einzelnen  Gewerben  er- 
schien ihnen  zu  beantragen  bedenklich,  weil  «ie  bei  der  noch 
nicht  freien  Administration  ftir  die  gehörige  Handhabung  der 
polizeilichen  Vorkehrungen  nicht  einstehen  könnten.  Schliefslich 
war  das  Ministerium  Dohna- Altenstein  der  scharfen  Opposition 
gegenüber,  auch  in  den  zünftlerisch  gesonnenen  Städten,  nicht 
kräftig  genug.  Dohna  war,  wenigstens  anftlnglich,  noch  eher  als 
die  stille  Gelehrtennatur  Altensteins  gesonnen,  die  Verwirklichung 
der  Steinschen  Reformen  durchzusetzen.  Bis  zu  Hardenbei^s 
Eintritt  blieb  das  Resultat  aber  ziemlich  gering.  Man  geriet 
mehr  und  mehr  in  ein  reaktionäres  Fahrwasser,  so  dals  der 
treffliche  Kunth  meinte,  das  „schöne  Gebäude  vom  16.  Dez. 
1808^  müfste  doch  zusammenfallen^,  Steins  grofBC  Pläne  würden 
kaum  ausgeführt  werden. 

In  dem  östlichen  Teile  der  Monarchie,  wohin  durch  die 
Übersiedlung  des  Hofes  und  der  Regierung  der  .Schwerpunkt 
des  Staates  verlegt  war,  machte  man  gleichsam  liberale  Ex- 
perimente. Bedeutsam  war  die  Verordnung  vom  24.  Okt.  1808^. 
Sie  hob  ftir  die  Städte  Ost-  und  Westpreulsens  und  Litauens 
die  Hökerzünfte  gänzlich  auf  und  nahm  den  Bäcker-  und 
Schlächtergewerken  das  Zwangsrecht  und  Verkaufsmonopol,  weil, 
wie  man  motivierend  sagte,  der  Zunftzwang  und  das  ausschliefs- 
liche  Verkaufsrecht  den  übrigen  Einwohnern  der  Städte  zum 
grofsen  Nachteil  gereichten,   die  zur  Beseitigung  der  Willkür  in 


1  vom  11.  IV.    R.  89  A.  XXII  M.  14. 

«  Goldschmidt  a.  a,  0.  S.  68,  1.  Aufl. 

'  Wegen  Aufhebung  des  Zunftzwanges  und  VerkaufsmonoDols  der 
Bäcker-,  Schlächter-  und  Hökergewerbe  m  Ost-  und  Westpreuisen  und 
Litauen,  conf.  die  ausfuhrliche  Behandlung  dieses  Ediktes  bei  Rohr- 
scheidt,  Vom  Zunftzwang  S.  285—312.  Oberhaupt  sind  diese  und  andere 
Heformen  bei  Bohrscheidt  nach  den  Königsberger  Akten  erschöpfend 
in  dem  genannten  Werke  dargestellt.  ^  j 
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den  Preisen  monatlich  festgesetzten  Lebensmitteltaxen  ihren 
Zweck  nicht  erftillten  und  in  sich  keine  feste  Qnmdlage  hätten, 
und  weil  nur  Töllige  Gewerbefreiheit  und  uneingeschränkte  Kon- 
kurrenz die  wohfifeilsten  Preise  herbeiführen  könnten.  Die 
Bäcker-  und  Schlächterzünfte  liefs  man  zwar  bestehen ,  es  blieb 
aber  jedem  tlbcrlassen,  ihnen  beizutreten  oder  nicht  Die  Kon- 
zession, zum  Verkauf  zu  backen,  muGste  der  Magistrat  jedem  im 
Besitze  des  Bürgerrechts  befindlichen  Stadtbewohner,  nur  unter 
Berücksichtigung  der  allgemeinen  Polizeigesetze,  erteilen,  ebenso 
die  zum  Schlachten  und  Lebensmittelfeilhalten,  ohne  vom  Nach- 
suchenden den  Erweis  eines  bestimmten  Vermögens  zu  fordern. 
Dem  Belieben  der  Gewerke  war  jedoch  überlassen,  einen  derart 
Konzessionierten  aufzunehmen  oder  nicht.  Der  Konzessionierte 
konnte  nach  eigenem  Ermessen  Gehilfen  und  Lehrlinge  mittelst 
Vertrages  oder  Verabredung  annehmen.  Die  Einfuhr  sämtlicher 
Lebensmittel  vom  platten  Lande  in  die  Städte  war,  wie  deren 
Verkauf^  völlig  freigegeben ,  also  auch  der  Detailverkauf  durch 
Grofshilndler  und  Kaufleute  an  Zwischenhändler  oder  Kon- 
sumenten. Mit  dem  1.  Januar  1809  fielen  aufserdem  die  Lebens- 
mitteltaxen S  und  die  Brote,  Semmeln  und  sonstigen  bisher 
genau  vorgeschriebenen  Waren  konnten  in  beliebiger  Gröfse  und 
Gestalt  hergestellt  werden.  Von  den  bisherigen  durch  die  Taxen 
notwendig  gemachten  Aufsichtsfunktionen  der  Ortspolizeibehörde 
blieben  nur  die  über  die  Güte  und  Unverfälschtheit  der  Nahrungs- 
mittel und  über  die  Einrichtungen  zum  Gewerbebetrieb  besteben. 
Alle  alten  Beschränkungen  des  Hökergewerbes,  als  Bestimmungen 
der  Zeit  des  Ein-  und  Verkaufs,  des  Umfanges  der  einzelnen 
Verkäufe  u.  s.  w.  hörten  auf. 

In  die  Zeit  der  erwähnten  Erwägungen  der  Gewerbesektion 
fällt  auch  die  Auflösung  der  Müllerzünfi^e  in  dem  östlichen  Teile 
der  Monarchie*.  „Um  den  Verkehr  mit  den  ersten  Lebens- 
bedürfnissen möglichst  zu  erleichtern,*'  waren  schon  durch  das  Edikt 
vom  29.  März  1808®  „vorläufig"  für  die  genannten  Gebiete  das 
Mühlenregal  und  der  Mahlzwang  aufgehoben  worden.  Angemessen 
den  dadurch  entstandenen  Verhältnissen  sollte  das  EcTikt  vom 
29.  März  1809  durch  Beseitigung  der  Zunftverfassung  der  Müller 
die  Beschränkungen  in  der  Mehlfabrikation  entfernen.  Es  gab 
jedem,  der  Grundstücke  nach  dem  geltenden  Recht  erwerben 
durfte,    den  Besitz   von  Mühlen   und  den  Betrieb  derselben  mit 


^  conf.  Näheres  Rohrscbeidt  1.  c. 

>  Edikt  Yom  23.  HI.  1809,  betr.  die  Aoflöenng  des  ZunftverbandeB 
der  Müller  in  Ostpreufsen  und  Litauen  samt  dem  Ermelande  und  Marien- 
werderschen  Kreise,  conf.  AuBfÜhrlicheres  Bohrscheidt,  Vom  Zunft- 
zwang S.  272 — 285,  wo  sich  übrigens  auch  das  Edikt  abgedmckt  findet 
Desgl!  Rönne,  Gewerbepolizei  IS.  251  f. 

"  betr.  die  Mühlengerecbügkeit  und  die  Aufbebung  des  Müblen- 
zwanges  für  die  genannten  Landesteile.  Ge8.-Samml.  1810  S.  218  (siebe 
noch  weiter  unten^    Rohrscbeidt  1.  c.  S.  248— 272.        /^^^^T^ 
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unzünfitigen  Arbeitern  frei,  bestimmte,  das  Lehrlingsverhfiltnis 
sollte  in  Zukunft  auf  freiem  Vertrage  beruhen,  und  das  von  der 
Ortsobr^keit  b^Iaubigte  Zeugnis  des  Lehrherm  als  Lehrbrief 
gelten.  Für  den  Gesellen  vertrat  das  ebenso  beglaubigte  Zeugnis  die 
SteUe  der  früheren  Kundschaft.  Das  Arbeitsverhältnis  sollte  in 
Zukunft  auf  freiem  Vertrage  beruhen,  und  die  Verpflichtung  des 
Meisters,  dem  wandernden  Gesellen  Unterkommen  und  Bewirtung 
zu  gewähren,  aufhören.  Das  Gewerksvermö^en ,  über  welches 
man  bei  der  Aufhebung  der  Hokerzünfte  nichts  verfikgt  hatte, 
wurde  bei  der  Auflösung  der  Müllerzünfte  unter  die  einzelnen 
Mitglieder  verteilt. 

Die  G^werbesektion  hätte  diese  Grundsätze  gern  verall- 
gemeinert gesehen.  Nach  ihren  Wünschen  hätte  zunächst,  ent- 
gegen den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts,  die  Ver- 
pflichtung der  Landhandwerker,  sich  zur  Innung  der  nächsten 
Stadt  zu  halten,  beseitigt  werden  müssen.  Der  Gewerbetreibende 
auf  dem  Lande  sollte  fernerhin  unbeschränkt  Waren  seiner 
Profession  anfertigen  dürfen,  es  sollten  keine  neuen  Gewerke 
gebildet  und  alle  mit  weniger  als  neun  Mitgliedern  aufgehoben 
werden.  Für  die  zum  Gewerbebetrieb  Bei*echtigten  sollte  gänz- 
lich freier  Absatz  der  Produkte  bestehen.  Sie  schlugen  vor,  die 
Verbindung  eines  ausschlieislichen  Gewerbebetriebsrechts  mit  der 
auf  ein  Grundstück  radizierten  Gerechtigkeit  an  bich  nicht  mehr 
zu  gestatten,  sondern  den  besonderen  Nachweis  eines  solchen 
Ausschliefsungsrechts  zu  verlangen.  Zu  Aufkauf,  Aufhebung 
oder  Vereinigung  solcher  Gerechtigkeiten  mit  andern  mufsten 
die  Regierungen  eine  specielle  Erlaubnis  erteilen  und  konnten 
bei  bedeutender  Vergrölserung  der  örtlichen  Nachfrage  nach  An- 
hörung der  bisherigen  Berechtigten  neue  Gerechtigkeiten  kon- 
zessionieren. Zur  Erleichterung  der  Lösung  von  Ausschlielsungs- 
berechtigungen  war  schon  durch  das  E^ikt  vom  9.  Okt.  1807^ 
die  Trennung  der  Radikalgerechtigkeiten  ^  von  den  Grundstücken 
und  damit  die  Befugnis,  sie  getrennt  vom  Grundbesitz  zu  ver- 
kaufen, und  selbst  für  den  Fall  freigegeben  worden,  dafs  Special- 
privilegien das  untersagten.  Unter  den  Berechtigten  sollte  freie 
Konkurrenz  walten,  und  keinerlei  Beschränkung  des  Betriebs 
zulässig  sein.  Das  zielte  besonders  gegen  das  Keihebrauen  der 
Brauberechtigten  und  ähnliches,  wo  <^  gerade  Berechtigte 
während  seines  Turnus  immer  die  abhängigen  Konsumenten  nach 
Möglichkeit  auszubeuten  pflegte. 

Alle  diese  Voi-schläge  waren  noch  recht  gemäfsigt  und 
gingen  auch  der  Königsberger  Regierung,  welche  am  31.  März 
1809  dazu  ein  Gutachten  abgab,  nicht  weit  genug.  Die  Be- 
amten, dank  dem  Einflufse  Kraus'  längst  für  die  neuen  Theorien 


1  Abgedrackt  bei  Rohrscheidt  a.  a.  O.  S.  239—241. 
'  Das  sind  solche,   die  nnr  mit  der  Gewerbeberechtigung  zugleich 
besessen  und  veräufeert  werden  konnt-n.  DigitizedbyGoOgk 
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begeistert,  verlangten  an  Stelle  dieser  Modifikationen  völlige  Be- 
seitigung der  alten  Schranken  und  Gewerbefreiheit  Zar  Ent- 
fernung der  Zunftfesseln,  welche  das  älteste  und  ursprünglichste 
aller  Egentumsrechte ,  das  Recht,  die  Früchte  der  freien  Arbeit 
zu  geniefsen,  verkümmerten,  wäre  der  Zeitpunkt  gerade  der 
geeignetste.  Die  wichtigen  Zeitereignisse  und  das  vielseitige 
Interesse,  welches  die  Staatsbewohner  beschäftigte,  würden  den 
Eindruck,  welchen  in  ruhigen  Zeiten  jede  Neuerung  zur  Folge 
hätte,  abschwächen.  Gleichsam  zur  Rechtfertigung  und  Be- 
kräftigung ihres  Radikalismus  ftigte  die  Regierung  hinzu,  der 
Weg  der  Modifikationen  verriete  entweder  Unsicherheit  in  den 
Grundsätzen  oder  Furchtsamkeit  in  der  Anwendung  derselben; 
beides  schadete  der  Regierung  weit  mehr  in  der  öffentlichen 
Meinung  als  festes  Durchgreifen,  an  welches  sich  Glauben  und 
Vertrauen  anschlössen.  Ohnehin  wäre  die  öffentliche  Meinung 
durch  die  Beseitigung  der  Fleischer-,  Bäcker-  ^  und  Hökerzünfte 
und  deren  günstige  Resultate  bereits  ftir  die  Aufhebung  der 
Zünfte  gewonnen.  Durch  vereinzelte  Beseitigung  von  Innungen 
würden  die  schon  aufgehobenen  gegenüber  den  noch  bestehenden 
benachteiligt.  Im  übrigen  war  die  Regierung  mit  den  Sektions- 
vorschlägen einverstanden,  nur  sollten  auch  zur  künftigen 
Sicherung  des  Arbeitsnachweises  die  Gesellenherbergen  erhalten 
bleiben,  und  der  bisherige  Eid  der  Kommissarien  abgeschafil 
werden,  wonach  sie  nur  mit  Bürgern  Kaufs-  und  Verkaufs- 
geschäfte  machen  wollten.  Der  Grofs-  und  Kleinhandel  sollte 
nämUch  iedem  freigegeben  werden.  Die  Sektion  erklärte  (am 
13.  April  1809)  auf  den  Antrag  der  Regierung,  auch  in  Ost- 
preulsen  das  Zunftsystem  gänzlich  aufzuheben,  sehr  gern  Rück- 
sicht nehmen  und  da,  wo  keine  Vorbereitungen  mehr  nötig 
wären,  definitiv  verfahren  zu  wollen.  Die  Sektion  hatte  sich 
schon  früher  ähnlich  geftufsert^.  Sie  zog  aber  das  allmähliche 
experimentelle  Verfahren  der  plötzlichen  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit vor,  weil  nach  ihrer  Meinung  bei  weitem  nicht  alle 
Provinzen  des  Staates  für  die  völlige  Befreiung  des  Gewerbe- 
fleifses  gleich  reif  wären ,  und  es  deshalb  bei  der  verschiedenen 
Verfassung  und  der  Verschiedenheit  der  Ausbildung  der  öffent- 
lichen Meinung  zweckmäfsig  erschiene,  die  „Wohlthat''  der  Auf- 
lösung des  Zunftzwai^s  stufenweise  eintreten  zu  lassen. 

In  einer  Provinz^[nit  den  wenigsten  Hindernissen  wollte 
man  offenbar  die  Gewerbefreiheit  gleichsam  zur  Probe  einflihren,. 
während  in  den  andern  gründliche  Vorbereitungen  getroffen 
wurden.  Zum  Versuchsobjekt  hielt  man  den  östlichsten  Teil 
der  Monarchie    und    vornehmlich   Litauen    ftlr    das    geeignetste 


^  Die  Bäcker-  und  Fleischerzünfte  waren  dort  eigentlich  gesetzlich 
nicht  aufgehoben  (vgl.  oben). 

'  In  der  Einforderang  eines  Gutachtens  der  litauischen  Regierung 
über  die  dort  beabsichtigte  Beseitigang  des  Zunftwesens  voiii  5.  IiL  1809. 
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Gebiet,  weil  das  Zunftsystem  dort  am  spätesten  eingeltthrt,  im 
geringsten  Mafse  verbreitet  war,  und  weit  es  dort  die  wenigsten 
Städte  gab,  die  aufserdem  nicht  durch  Gewerbefleils ,  sondern 
meist  durch  den  dort  blühenden  Handel  emporgekommen  waren. 
Deshalb  mufste  diesen  Städten  auch  die  Be&eiung  vom  Zunft- 
zwang um  so  angenehmer  erscheinen.  Die  Sektion  wies  auf 
das  benachbarte  Polen  hin,  welches  yon  1795—^1807  nach  der  Be- 
seitigung alles  Zunftzwanges  schnell  aufgebltlht  war.  Nach  ihrer 
Meinung  fand  sich,  aufser  im  westlichen  Ostpreuisen,  wo  der 
Zünftlerische  Geist  aber  schon  seit  Jahren  bedeutend  herab- 
gestimmt war,  noch  wenig  gewerbliches  Leben  dort  und  in  den 
angrenzenden  Gebieten.  Die  Sektion  wollte  schliefslich  auch  den 
Unterschied  von  Stadt  und  Land  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebes fallen  lassen.  In  den  übrigen  Provinzen  glaubte  man 
der  öffentlichen  Meinung  noch  Zeit  lassen  zu  müssen,  sich  durch 
die  aufgestellten  Beispiele,  durch  den  Gemeinsinn,  welchen  die 
Städteordnung  notwendig  erzeugen  mü&te,  und  durch  die  Wahr- 
nehmung des  Wohlstandes  der  Produzenten,  welcher  sich  infolge 
der  durch  das  Edikt  vom  9.  Okt.  1807  verliehenen  Befreiung 
bilden  würde,  in  ihren  Anschauungen  zu  berichtigen^. 

Weitere  vorbereitende  Schritte  im  Osten  der  Monarchie 
folgten.  Eine  Kabinettsordre  vom  29.  Februar  1810  hob  für 
Preufsen  die  auf  Personalberechtigung  zum  Gewerbebetrieb  be- 
ruhende Schlie&ung  der  Zünfte  allgemein  auf,  soweit  die  In- 
haber derselben  zu  deren  Veräufserung  kein  Recht  hatten  und 
ein  königlicher  Specialbefehl  vom  2.  April  1810  erkannte  den 
Innungsbriefen  den  ihnen  durch  die  Gewohnheit  „fälschlich^  bei- 
gelegten rechtlichen  Charakter  als  Privilegien  ab  und  bezeichnete 
sie  als  rein  polizeiliche  Statuten,  die  von  Staats  wegen  jederzeit 
geändert  werden  könnten.  Es  sollte  bei  Ge Werksstreitigkeiten 
durchaus  nicht  mehr  im  Sinne  einer  Verleihung  von  Exklusiv- 
rechten entschieden  werden;  was  von  den  nach  Elrteilung "der 
General- Innungsprivilegien  aufgekommenen  Waren  nicht  schon 
ausschlielslich  einer  Zunft  zugeteilt  war,  sollten  alle  Zünftigen 
und  Unzünftigen  der  verwandten  Gewerbe  fertigen  können.  Von 
1810  ab  wurden  auch  im  Gebiete  des  Königsberger  Oberlandes- 
gerichts  keine  Prozesse  über  Al^enzung  des  Arbeitsgebietes 
mehr  angenommen.  Alle  diese  Einzelmafsregeln  kamen  aber 
wegen  der  bald  eingeführten  allgemeinen  Gewerbefireiheit  kaum 
zu  merklicher  Bedeutung. 

In  den  übrigen  Teilen  des  Staates  waren  die  vorbereitenden 
Schritte  noch  vid  vorsichtiger;  der  Druck  der  Fremdherrschaft 
hemmte  hier  zunächst  wohl  noch  am  meisten.  Man  durchbrach 
im  speciellen  Falle  in  etwas  die  alte  Ordnung,  hielt  es  aber,  wie 


1  y.  Rohrscbeidt,  Jahrb.  für  Nat-Ok.  und  Stat.,  3.  Folge  Bd.  5. 
und  6,  1893,  und  „Vom  Zunftzwang". 

Forschungen  XVII  4.  -  Roehl.  ^^^^^^^  JGoOglC 
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es  in  einem  Berichte  des  Ministers  v.  Schrötter  1808  heilst^, 
„nicht  fbr  ratsam ,  der  notwendigen  gänzlichen  Umformung  der 
HandwerksEünfte  durch  dnstweilige  und  Stückmafsregehi  vor- 
zugreifen.^ Zur  Charakterisierung  der  Handhabung  der  Gte- 
Werbepolizei  durch  die  Regierung  sei  auch  hier  einiges  angeführt. 
Als  infolge  der  Reduktion  der  Scheidemünze  in  den  Provinzen 
PreuTsen  und  Schlesien^  die  Konsumtionstaxe  herabgesetzt  werden 
mufste^  glaubte  sich  das  Bäckergewerk  in  Marienwerder  ge- 
schädigt und  stellte  das  Backen  ein.  Kurz  entschlossen  liefs  die 
Regierung  das  Backen  durch  Militär  fortsetzen  und  auf  Antrag 
SchrOtters  hob  der  König  das  Gewerk  daselbst  auf. 

Nach  §  15  der  Städteordnung  von  IhOS^  bestand  das 
Bürgerrecht  in  der  Befugnis,  städtische  Gewerbe  zu  betreiben 
und  Grundstücke  im  städtischen  Polizeibezirk  zu  besitzen.  Für 
die  grofsen  Städte  Berlin,  Potsdam,  Brandenburg,  Breslau,  ßrieg, 
Schweidnitz  allgemein  xmd  ftb:  Memel  nur  hinsichtlich  der  Kauf- 
mannssöhne bestand  Kantonfreiheit.  Daflir  mufste  aber  jeder 
Kantonist  bei  Erlangung  des  Bürgerrechts  in  diesen  Städten, 
d.  h.  der  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  und  in  Memel  zum 
Elaufmann,  fbr  den  dazu  erforderlichen  Konsens  eine  Abgabe 
an  die  GeneraMnvalidenkasse  zahlen,  die  in  Beriin  200,  in  den 
übrigen  genannten  Städten  100  Thaler  betrug.  Nur  Ausländer^ 
waren  frei  davon.  Als  der  Andrang  nach  Berlin  zu  sehr  wuchs,' 
erging  die  Verordnung^,  dafs  jeder  aufserhalb  Berlins  Geborene 
die  200  Thaler  entrichten  müfste  und  durch  Kabinettsordre  vom 
31.  August  1809  war  diese  Beschränkung  auch  auf  die  andern 
kantonfreien  Städte  aufser  Memel  ausgedehnt  worden.  Trotzdem 
wurde  aber  im  Interesse  der  Gewerbefreiheit  diese  Abgabe  sehr 
häufig  erlassen,  und  zwar  besonders  Invaliden  und  Soldaten  mit 
ehrlichem  Abschied.     Anfangs  hatte   sich   der  König  den  Erlafs 

gsrsönlich  vorbehalten;  am  12.  Sept.  1806  übertrug  er  für 
eriin  die  Befugnis  mit  einigen  generellen  Anweisungen  über 
die  zum  Erlafs  geeigneten  Fälle  dem  Militärdepartement,  später 
auf  Antrag  der  Immediat-Friedens- Vollziehungskommission  dem 
Präsidenten  der  Kurmärkischen  Kammer  v.  Gerlach  und  am 
22.  August  1809  der  Kurmärkischen  Regierung,  womit  der 
Erlais  zur  Regel  wurde.  Der  König  verfügte,  das  BtLrgerrecht 
sollte  ohne  Zahlung  der  Abgabe  nur  D(Bi  Künstlern,  Professionisten 
und,  was  am  häufigsten  geschah,  bei  Soldaten  mit  ehrlichem 
Abschied,  keineswegs  aber  zu  einem  Viktualien-  oder  Trödel- 
handel, zu  einer  Tabagie,  oder  Bierschänke  oder  zur  Hökerei 
gewährt  werden.  Der  König  wollte  lediglich  Handwerker  be- 
günstigen  und  meinte,  jene  Leute  verdienten  die  Begünstigung 


1  R.  89  A  XXIV  M.  14. 
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nicht.  Nach  §  23  der  StädteordDung  moTsten  nun  aber  die- 
jenigen, welche  bis  dahin,  ohne  das  Bürgerrecht  zu  besitzen, 
zum  Bürgertum  gehörige  städtische  Gewerbe  betrieben  oder 
Grundstüdke  in  einer  Stsult  erworben  haben  sollten,  das  Bürger- 
recht soiHrt  nachträglich  erwerben  oder  das  Gewerbe  niederlegen, 
bezüglich  das  Grundstück  verkaufen.  Für  die  davon  betroffenen 
Viktualienhändler,  Höker,  Trödler  u.  s.  w.  beantragte  Dohna 
1809,  wenigstens  den  E^rlafs  der  200  Thaler  eintreten  zu  lassen. 
Der  König  ging  aber  nicht  darauf  ein.  Seit  Anfang  1809  erliefs 
man  aber  „bei  der  herrschenden  Nahrlosigkeit  in  Berlin  und 
Potsdam'',  wie  die  Kurmärkische  Regierung  sagte,  besonders  oft 
die  Abgabe. 

Auch  in  anderen  Richtungen  traf  man  die  Gewerbefreiheit 
Torbereitende  Mafsregeln.  Die  beteiligten  Behörden  hielten  bei 
keiner  Gelegenheit  mit  ihrem  Tadel  gegen  die  Zunftverfassung 
zurück.  Man  war  nicht  gesonnen,  wie  eine  königliche  Ent- 
scheidung Ende  1809  sagte,  noch  „besondere  Vorrechte  zum  Nach- 
teile der  freien  Konkurrenz  zu  gewähren".  Man  sprach  be- 
ständig von  freier  Konkurrenz  und  entschied ,  wo  es  irgend  an- 
ging, zu  ihren  Gunsten.  Eine  allgemeine  Beseitigung  der  be- 
stehenden gewerblichen  Schranken  oehielt  man  aber  doch  dem 
erwarteten  allgemeinen  Gesetz  vor. 

In  vielen  geeigneten  Fällen  machte  der  König  von  seinem 
Recht,  Freimeister  anzusetzen^,  Gebrauch,  denn  in  der  Not  der 
Zeit  waren  zahlreiche  Brotlose  auf  dem  Lande  und  mehr  noch 
in  den  Städten,  für  welche  Arbeitsgdegenheit  geschafft  werden 
sollte.  Da  glaubte  man  vielfach  durch  Beseitigung  der  gewerb- 
lichen Schranken,  besonders  durch  Dispensation  ^on  den  Zunft- 
und  Bankgerechtigkeiten,  helfen  zu  können.  Der  König  setzte 
selbst  in  geschlossenen  Gewerken  Freimeister  an,  z.  B.  1809  bei 
den  Berliner  Pfefferküchlern.  Wie  früher  schon  polemisierte 
man  in  dieser  Zeit  scharf  gegen  die  Schliefsun^  der  Zünfte. 
Die  Kurmärkische  Regierung  bezeichnete  die  Schliefsung  als  eine 
allen  staatswirtschi^tlichen  Grundsätzen  entgegenlaufende  Be- 
stimmung. Der  Minister  des  Innern,  Dohna,  äufserte  sich  mehr- 
fach dagegen  wie  gegen  andere  zünftige  Beschränkungen.  Er 
wufste  es  durch  einen  Bericht  vom  9.  Nov.  1809  beim  Könige 
zu  erreichen ,  dafs  die  auf  24  Mitglieder  geschlossene  Potsdamer 
Maurerzunfk  ein  neues  Mitglied  aufnehmen  mufste.  Nicht  die 
geschlossene  Meisterzahl,  sondern  die  Geschicklichkeit  des  Einzelnen 
und  die  Wohlfeilheit  seiner  Arbeit  waren  ihm  das  Entscheidende 
für  die  ausreichende  Deckung  einer  vorhandenen  Nachfrage.  Die 
Schliefsung  hielte  den  Wettbewerb  ab,  weil  man  sich  verabredete 
und  die  Konsumenten  gemeinsam  betröge.  Die  Meisterstellen 
wären  im  Baugewerbe  durch  die  Schliefsung  zu  fetten  Pfründen 
geworden,  die  Meister  thäten  gar  nichts,  sondern  überliefsen  alles 
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den  Polieren.  Obwohl  zum  Maurerhandwerk  sehr  viel  Sach- 
kenntnis und  Übung  gehörten,  wfiren  doch  unter  den  24  Pots- 
damer Maurermebtern  8  Witwen.  Er  bat  deshalb  den  König, 
zur  Erleichterung  der  späteren  Reform  allgemein  möglichst  viel 
Freimeister  anzusetzen.  Das  geschah  jedoch  nicht  sehr  oft,  aber 
manches  andere  in  Uberalem  Sinne.  Auf  Dohnas  Antrag  hob 
z.  B.  der  König  durch  Kabinettsordre  vom  13.  Okt.  1809  die 
verschiedenen  Gewerken  zustehende  Befugnis,  die  auf  den  Jahr- 
märkten zum  Verkauf  ankommenden  Waren  einer  Schau  zu 
unterwerfen,  als  eine  lästige  und  überflüssige  Mafsregel  auf,  weil 
sie  die  Möglichkeit  zu  manchen  Chikanen  bot,  weil  jeder  Käufer, 
wie  man  meinte,  den  Wert  der  Waren  am  besten  beurteilen 
könnte,  und  weil  mit  der  „geplanten  Aufhebung  der  Zünfte*^ 
diese  Einrichtung  doch  von  selber  ein  Ende  nehmen  würde  ^. 

Die  Vorstellungen  über  die  vorzunehmenden  Reformen, 
über  die  Beseitigung  oder  Modernisierung  der  Innungen  waren 
jedoch  noch  ganz  unklar  und  die  Meinungen  darüber  sehr  ge- 
teilt. Das  beweisen  die  Vorarbeiten  Dohnas.  Der  Minister 
hatte  seit  langem  Notizen  zu  einem  Generalbericht  an  den  König 
über  die  geplante  Gewerbefreiheit  gesammelt,  und  diesem  schon 
in  dem  oben  erwähnten  Immediatbericht  vom  9.  Nov.  180& 
die  Resultate  seiner  Erhebungen  in  Aussicht  gestellt.  Diesen 
Generalbericht  sandte  er  am  29.  März  1810  ein*.  Unter  anderem 
hatte  er  von  den  einzelnen  Regierungen  Gutachten  über  die 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  eingefordert.  Nur  die  drei 
preufsischen  Regierungen,  in  deren  Gebiet  schon  weitgehende 
Vorbereitungen  getroffen  waren,  hatten  sich  „bestimmt  ftür  die 
Auflösung  der  sämtlichen  Zünfte^  erklärt,  die  übrigen  dagegen 
fUr  eine  allmähliche  Auflösung,  zum  Teil  nur  für  Abstellung 
der  Zunftmifsbräuche.  Trotz  dieser  wenig  günstigen  Resultate 
berief  sich  Dohna  auf  den  Geist  des  §  50  der  Geschäfts- 
instruktion,  mit  dem  eine  Fortdauer  des  herrschenden  Ge- 
werbezwanges unvereinbar  wäre,  und  suchte  den  König,  der, 
wie  er  ein  andermal  sagte,  „so  hohen  Wert  auf  die  Gewerbe- 
freiheit lege'',  mit  ausführlichen  Gründen  für  eine  allgemeine 
Reform  zu  gewinnen.  Er  hielt  die  Zünfte  wohl  fUr  die  früheren 
Zeiten  für  gut  und  notwendig,  weil  nur  durch  sie  der  Gewerbe- 
fleifs  inmitten  der  Gesetzlosigkeit  des  Mittelalters  sich  erhalten 
konnte,  weil  durch  die  Zünfte  die  Städte  emporkamen  und 
Deutschland  ihnen  seinen  Wohlstand  verdankte.  Aber,  urteilt 
er  weiter,  mit  der  bestehenden  kräftigen  Regierungsgewalt 
würden  sie  entbehrlich,  ja  schädlich  als  Staaten  im  Staate,  die 
in  der  Verfolgung  von  Sonderinteressen  das  allgemeine  Wohl 
gefährdeten.     In  einem  historischen  Resumö  that  er  dem  Könige 
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dar,  welche  alten  Schäden,  nach  den  Klagen  seit  dem  fünfzehnten 
Jahrhundert,  die  Innungen  hatten,  wie  Reformen  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  nutzlos  blieben,  weil  die  Zünfte  sie  geschickt  zu 
umgehen  wulsten.  So  beständen  die  Mifsbräuche  fort.  Die  neuen 
Anschauungen  und  besonders  die  neue  Städteordnung  mit  der 
Selbstverwidtung  hätten  selbst  gebildete  Väter  veranlafst,  ihre 
Söhne  ein  Handwerk  lernen  laesen  zu  wollen,  den  Lehr- 
bedingungen der  Zünfte  könnten  sie  aber  unmöglich  ihre  wohl- 
erzogenen Kinder  unterwerfen.  So  würden  die  jungen  Leute 
lieber  zur  Wissenschaft,  zum  Handel  oder  zur  Beamtenlaufbahn 
bestimmt,  und  dem  Handwerk  ginge  damit  eine  Quelle  der  Blüte 
verloren.  Hoffmann,  der  seit  1808  unter  Dohna  in  der  Gewerbe- 
aektion  des  Ministeriums  des  Innern  neben  Kunth  arbeitete, 
acheint  diesen  Gedankengängen  nahe  zu  stehen,  denn  sie  ver- 
raten viel  Ähnlichkeit  mit  denen  in  seiner  1803  erschienenen 
Schrift  ^  Der  Bericht  verlangte  aber  keine  plötzliche  Aufhebung 
der  Zünfte.  Die  Generation,  die  sich  ohne  Zunftverfassung  be- 
helfen  könnte,  mulste  nach  ihm  erst  gebildet  werden.  „  Es  erscheint 
mir  daher  viel  sicherer '',  sagte  Dohna,  Jedermann  blofsdie  Mög- 
lichkeit zu  eröffnen,  seinen  Gewerbefleifs  auch  ohne  Zunftzwang 
thätig  werden  zu  lassen.^  Er  wünschte  daher  zunächst  eine 
möglichst  ausgiebige  Benutzung  des  Rechts  Freimeisier  anzusetzen. 
Im  ft^ien  Wettbewerb  sollte  das  Selbstinteresse  jeden  richtig 
leiten.  An  den  Zünften  sollte,  ganz  im  Sinne  Steins,  das 
Schädliche  beseitigt,  das  Gute,  vor  allem  auch  das  Unter- 
atUtzungswesen ,  erhalten  werden.  Solche  Zünfte,  die  offenbar 
höheren  polizeilichen  Zwecken  entgegenwirkten,  sollten  allein 
ohne  weiteres  aufgelöst  werden. 

Das  Schii&zimmergewerk  war  bereits  aufgehoben,  mit  Bäckern 
und  Fleischern  schlug  Dohna  vor,  dasselbe  zu  thun,  bei 
Korbmachern  hatte  es  schon  zum  grofsen  Teil  die  Zeit  gethan, 
Uhrmacher,  Maler  und  überhaupt  künstlerische  Gewerbe  sowie 
die  Kaufleute  befanden  sich  nach  des  Ministers  Meinung  auf 
dem  besten  Wege  dazu.  Für  manche  Gewerbe,  wo  polizeiliche 
Bücksichten  es  geraten  erscheinen  liefsen,  hielt  Dohna  behörd- 
liche Prüftingen  Air  nötig,  ftlr  andere  aber  nicht.  Das  Schwie- 
rigste und  Verderblichste  in  der  bestehenden  Gewerbeverfassung 
aan  auch  er  mit  Recht  in  den  ausschliefslichen  vererblichen  und 
veräufserlichen  Gewerbeberechtigungen.  Er  erklärte,  sie  mülsten 
beseitigt  werden,  hielt  aber,  um  das  Privateigentum  nicht  zu 
verletzen,  eine  Entschädigung  von  Fall  zu  Fall  bei  der  Auf- 
hebung für  notwendig.  Als  sichere  Basis  für  diese  Mirfsreffel 
müfste  zunächst  eine  Sammlung  von  Daten  darüber  durch  die 
einzelnen  Regierungen  angeordnet  werden.  Das  Weiterbestehen 
der  alten  Zustände  war  ihm,  mit  einem  Worte,  ein  Hindernis 
der  gewerblichen  Entwicklung  der  Nation,  und  er  bat  den  König, 
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die  folgenden,  auch  der  GesetzgebungskommiBsion  zur  Prüfung 
vorgelegten    Grundsätze    vorläufig    als   Erklärung   zu    erlassen: 

1)  Jeder  kann  jedes  Gewerbe  auch  unzünfüg  betreiben,  wenn  er 
obrigkeitliche  Konzession  hat,  und  kann  nach  Belieben  zünftige 
oder    unzünftige    Gehilfen     beiderlei    Geschlechts    beschäftigen. 

2)  Nur  wo  Realgerechtigkeiten  am  Orte  bestehen,  soll  das  vor 
Ablösung  derselben  nicht  gestattet  sein.  3)  In  der  Regel  soll 
niemandem  die  Konzession  verweigert  werden  können,  der  dis- 
positionsfkhig,  unbescholten  und  im  Besitze  des  Bürgerrechts  ist, 
wo  das  Ortsstatut  solches  verlangt.  4)  Es  soll  namentlich  nicht 
gefordert  werden  der  Nachweis  ehelicher  Geburt,  wo  und  wie 
das  Gewerbe  erlernt  ist  und  eine  Probe  der  erworbenen  Ge- 
schicklichkeit. 5)  Nur  ftlr  Wundärzte  und  Apotheker  soll  es 
vorläufig  bei  den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  bleiben. 
6)  Zimmerleute  und  Maurer  bekommen  zum  Gewerbebetriebe 
auf  eigene  Rechnung  nur  nach  einer  Prüfung  vor  den  Ereisbau- 
bedienten  eine  Eonzession,  auch  Schiffszimmerleute  erhalten  sie 
nicht  ohne  Prüfling.  7)  Die  Schornsteinfeger  nur,  wenn  die 
Ortspolizeibehörde  .  von  ihren  ausreichenden  Eenntnissen  über- 
zeugt ist.  8)  Jeder  zünftige  Gewerbetreibende  kann  sich  von 
seinem  Zunftverbande  lossagen  und  sein  Gewerbe  unzünftig 
treiben;  flir  die  Tilgung  und  Verzinsung  etwaiger  Schulden  der 
Innung  bleibt  er  wie  jedes  andere  Mitglied  haft;end.  9)  Durch 
Weiterzahlung  der  Beiträge  kann  sich  jeder  Austretende  sein 
Recht  der  ferneren  Teilnahme  an  den  Unterstützungskassen  der 
Zunft  sichern.  10)  Als  Erpressung  wird  jegliche  Bestrafiing 
eines  Gesellen,  weil  er  bei  einem  Unzünftigen  aroeitetei  betrachtet 
und  11)  ebenso  eines  Meisters,  weil  er  unzünftige  Gehilfen 
beiderlei  Geschlechtes  beschäftigte.  12)  Durch  Eontrakt  kann 
der  Lehrmeister  die  Lehrzeit  in  jedem  Falle  kürzen,  bei  der  Los- 
sprechung dürfen  deswegen  keine  Ausstellungen  gemacht  werden. 
13)  Versagun^  des  Meisterrechts  oder  Erschwerungen  durch  höhere 
Eosten  und  aergl.  dürfen  nicht  stattfinden.  Der  Aspirant  muls 
nur  volljährig  sein  und  das  gesetzliche  Meisterstück  angefertigt 
haben,  es  ist  gleichgültig,  ob  er  lange  genug  Geselle  und  auf  der 
Wanderschaft  war.  14)  Jedes  Gewerbe  kann  sich  durch  Be- 
schlufs  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  auflösen.  Die  Regierung 
genehmigt  das  anstandslos,  wenn  sonst  keine  Bedenken  wegen 
der  Auseinandersetzungsprincipien  vorliegen  ^ 

Diese  unvollkommenen  Grundsätze  enthielten  betreib  der 
Beflignis  zum  Gewerbebetriebe  nebst  dem  unmittelbar  damit  Zu- 
sammenhängenden schon  die  Eeime  des  Gewerbepolizeigesetzes  vom 
7.  September  1811.  Sie  wurden  aber  nicht  publiziert  und  blieben 
zunächst  praktisch  ergebnislos.  Dohna  stellte  bald  weitere  Anträge 
in  diesem  Geiste.  So  befürwortete  er  noch  zweimal  (am  25.  Juni 
und  9.  September  1810),  die  Freiheit  des  Viktualienhandels,  wie  sie 
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östlich  der  Weichsel  für  Stadt  und  Land  bestand,  auf  die  ganze 
Monarchie  zu  übertragen,  um  damit,  wobei  er  vornehmlich  Berlin 
im  Auge  hatte,  die  Privilegien  der  Mehl-  und  Butterhändler- 
Innungen  zu  beseitigen,  die  er  nur  als  Privatvereine  weiter  be- 
stehen lassen  wollte.  Am  9.  September  1810  bat  er  den  König  um 
Aufhebung  der  Eorbmacherzünfle,  welche,  schon  vielfach  durch 
die  Zeit  vernichtet,  noch  in  einer  Reihe  von  Städten  Ostpreufsens, 
Westpreufsens ,  der  Kurmark,  Neumark  und  Schlesiens  fort- 
bestanden und  trotz  der  leichten  Erlernbarkeit  des  Gewerbes 
streng  auf  Erfüllung  der  Innungsartikel  hielten.  Am  23.  September 
1810  wünschte  er  auf  eine  specielle  Anfrage  der  Stargarder  Regierung 
vom  Könige  bewilligt  zu  sehen,  es  sollten  gegen  gleiche  Gewerbe- 
und  Konsumtionsabgaben  die  Brauerei  und  Branntweinbrennerei 
in  Stadt  und  Land  jedermann  freigegeben  werden.  Nach  dem 
§  50  der  Geschäftsinstruktion  dürfte  kein  Gewerbe  besonders 
begünstigt  und  keines  in  der  Entwicklung  gehemmt  werden.  Die 
Stargarder  Regierung  hatte  allgemein  auf  Aufhebung  oder  wenig- 
stens Milderung  des  Zunftzwanges  angetragen  und  Beseitigung 
des  Unterschiedes  zwischen  städtischem  und  ländlichem  Gewerbe- 
betrieb verlangt  Indem  sie  die  Ungleichheit  der  Abgaben  der 
Städte  und  des  platten  Landes  als  ein  ebenso  grofses  Hindernis 
ftir  die  natürliche  Freiheit  wie  die  Ungleichheit  vor  den  Gesetzen 
bezeichnete,  erkannte  sie  richtig,  was  schon  der  Freiherr  vom 
Stein  beständig  betont  hatte,  dafs  eine  Reform  des  Steuerwesens, 
d.  h.  eine  Beseitigung  der  Acdse,  &Xr  das  Gelingen  der  gewerbe- 
rechtlichen Reform  notwendig  war. 

Alle  diese  Anträge  blieben  mehr  oder  weniger  erfolglos. 
Das  änderte  sich  erst,  als  der  König  das  Ministerium  Dohna- 
Altenstein  auflöste  und  am  6.  Juli  1810  Hardenberg  als  Staats- 
kanzler berief,  womit  nach  Treitschke^  „die  zweite  Epoche  der 
preußischen  Reformen  begann"^.  Mit  fast  absoluter  Vollmacht 
ausgestattet,  nahm  Hardenberg  grofse  Pläne  mit  fester  Hand  in 
Angriff.  Dohna  blieb  zunächst  noch  im  Amt.  Seine  und  sein^ 
Räte  vorbereitende  Reformen  sind  mit  dem  oben  Angeftihrten 
nicht  erschöpft.  Seinem  Projekt  über  die  Gestaltung  der  Ge- 
werbeverfassung liefs  er  bald  eines  über  die  Ablösung  der  Real- 
gerechtigkeiten folgen.  Schon  im  Juli  1809  glaubte  er  einen 
Weg  gefunden  zu  haben,  wobei  die  Gerechtsamen  nicht  verletzt 
und  die  Staatskassen  nicht  belastet  würden.  Es  waren  ungefkhr 
die  Hoffmannschen  Vorschläge  in  dem  mehrfach  citierten  Buche 
vom  Jahre  1803.  Die  Gesetzgebungskommission  hatte  sich  in 
der  Sitzung  vom  7.  September  1809  im  grofsen  und  ganzen  daftlr 
erklärt,  der  Grofskanzler  Beyme  eröfinete  aber  nach  längerer 
Korrespondenz  dem  Minister  des  Innern,  einer  so  allgemeinen 
Lösung  der  Frage  nicht  beitreten  zu  können ;  es  müfste  mit  jeder 
Zunft  üljer  die  Ablösung   ihrer  Gerechtigkeiten    besonders   ver- 
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handelt  werden.  Dementsprechend  hatte  Dohna  dann  seine 
obigen  Vorschläge  an  den  König  gestaltet  und  liefs  danach  von 
sämtlichen  Provinzialregierungen  die  nötigen  Erhebungen  über 
die  vererblichen  und  veräufserlichen  Gewerbeberechtigungen  vor- 
nehmen. 

Mit  diesen  Materialien  wandte  er  sich  in  einem  neuen  Be- 
richte am  29.  Oktober  1810  an  den  Staatskanzler  Hardenberg.  Der 
Geist  der  neuen  Staatsorganisation ,  so  imge&hr  äuPserte  er  sich, 
bezweckte  nach  den  bisher  verktindeten  Grundsätzen  —  und 
dabei  berief  er  sich  auf  die  Eingangsworte  des  EMiktes  vom 
9.  Oktober  1807  und  auf  §§  34  und  50  der  Geschäftsinstruktion  — 
zweifellos  eine  Wegräumung  auch  der  Beschränkungen  der  Ge- 
werbsamkeit  durch  die  Zunftverfassung.  fiS  müfsten  vor  allem 
die  gewerblichen  Ausschliefsungs-  und  Realrechte  beseitigt  werden. 
Seine  Erhebungen  durch  die  Regierungen  hatten  ergeben,  dafs  die 
ausschlierslichen,  vererblichen  und  veräufserlichen  Gewerbeberech- 
tigungen zum  grofsen  Teil  radikal  waren,  zum  andern  Teil  ver- 
kauft und  auf  andere  Häuser  übertragen  werden  konnten.  Er 
hielt  die  Realgerechtigkeiten  keineswegs  für  ursprünglich  ver- 
erblich, sondern  für  so  entstanden,  „dafs  die  Mitglieder  geschlos- 
sener Zünfte  ihre  blofs  persönlichen  Gerechtsamen  mifsbräuchlich 
für  Bezahlung  zu  cedieren  sich  unterfingen".  Die  Gerichte  er- 
kannten fklschlich  dergleichen  sogar  als  vererblich  an.  Es  mufs 
bemerkt  werden,  dafs  allgemein  diese  Auffassung  nicht  richtig 
war,  denn,  wie  sich  bei  den  späteren  Entschädigungen  zeigte, 
beruhten  viele  dieser  Gerechtsamen  auf  wohlbegründetem  Rechts- 
titel. Dohna  hielt  die  Entschädigung  aller  fUr  notwendig,  weil 
die  gegenwärtigen  Besitzer  bona  fide  waren,  und  obwohl  der 
Staat  die  nach  seinen  Erhebungen  dazu  erforderlichen  mehreren  Milli- 
onen Thaler  bei  der  grofsen  Finanzkrisis  nicht  aufzubringen  ver- 
mochte. Der  Weg  allgemeiner  Ablösung  müfste  doch  betreten 
werden ,  wenn  das  bevorstehende  neue  Steuersystem ,  indem  es 
die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  nur  von  der  Lösung  eines 
Patentes  abhängig  machte,  die  allgemeine  Gewerbeireiheit  zur 
Voraussetzung  hätte.  Auch  über  die  Aufhebung  der  persön- 
lichen ausschliefslichen  Gewerbeberechtigungen  und  der  Exklusiv- 
rechte der  Zünfte  hatten  sich  alle  Regierungen  gutachtlich  äufsem 
müssen.  Auf  Grund  aller  dieser  Erhebungen  war  der  obige 
Immediatbericht  nebst  Gesetzesvorschlägen  vom  29.  Mära  1810 
aufgestellt  worden.  Die  Gesetzgebungskommission  ^  hatte  im 
wesentlichen  eine  Beibehaltung  der  ausschliefslichen  Berechtigung 
der  Zünfte,  nur  unter  einigen  Modifikationen,  welche  eine  all- 
mähliche Verbesserung  des  Zunftwesens  aus  sich  selbst  bewirken 
sollten,  befürwortet.  Dohna  erklärte  sich  damit  dem  Staats- 
kanzler gegenüber  nicht  einverstanden,  weil,  wie  die  Erfahrung 
lehrte,  der  Zunftgeist  alle  Reformversuche  eludierte  und  sie  damit 
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fruchtlos  machte.  Plötzliche  Aufhebung  der  luDungen  wäre  aber 
wegen  der  milden  Kassen  und  anderer,  mit  der  Existenz  der 
Zünfte  verknüpfter  bürgerlicher  Institute  bedenklich.  Er  schlug 
daher  dem  Staatskanzler  Aufhebung  blofs  der  Exklusive 
der  Zünfte  vor,  so  dafs  jedem  überlassen  blieb,  „ob  er  irgend 
ein  erlaubtes  Gewerbe  als  Mitglied  der  Zunft  oder  als  Unzttnf- 
tiger  auf  blofse  Konzession  betreiben  will**  und  erklärte  sich 
gegen  die  Patente,  welche  nur  an  Stelle  der  Konzessionierungen 
träten.  Dohnas  Stellung  war  offenbar  schon  völlig  erschüttert, 
denn  nach  diesem  Bericht,  vier  Tage  vor  Publikation  des 
Gewerbesteueredikts,  war  er  noch  gar  nicht  über  das  Gesetz, 
welches  sein  Ressort  am  meisten  berührte,  orientiert  und  bat 
Hardenberg  um  Mitteilungen  über  die  beabsichtigte  Patentsteuer. 
Er  erklärte  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Zunftverfassun^ 
für  dringend  notwendig,  weil  sich  in  der  Öffentlichkeit  mehr  und 
mehr  das  Gerücht  von  einer  bevorstehenden  Auflösung  der  Gewerke 
verbreitete  und  die  Gemüter  verwirrte  und  beunruhig.  Die  An- 
sichten des  Ministers  des  Innern  und  des  Staatskanzlers  über  die 
Handwerksreform  gingen  auseinander.  Dohna,  den  der  Freiherr 
vom  Stein  1808  bei  seinem  Abgange  dem  König  als  verdienst- 
und talentvoll  iUr  das  Ressort  des  Innern  empfohlen  hatte,  hul- 
digte der  Steinschen  Auffassung  von  der  gewerblichen  Reform. 
Hardenberg  antwortete  dem  Minister  denn  auch  sehr  kurz  (am 
1 .  Novbr.  1810),  das  Erscheinen  des  Reglements  würde  Erwägungen 
und  Modifikationen  der  gemachten  Vorschläge  nach  sich  ziehen; 
die  möchte  er  vornehmen  und  darauf  gegründete  Anträge  stellen. 
Wenige  Tage  danach  verliefs  Dohna  den  Staatsdienst. 

Hardenberg  gab  die  Gewerbefreiheit  gleichsam  als  Begleit- 
erscheinung einer  Finanzmafsregel.  Nähere  polizeiliche  Bestim- 
mungen über  notwendige  Einschränkungen  der  allgemein  verlie- 
henen Freiheit  sollten  sich  erst  später  anschliefsen.  Das  Finanz- 
edikt vom  27.  Oktober  1810^,  die  erste  bedeutende  legislatorische 
That  des  allmächtigen  neuen  Ministers,  „überschüttete  die  Nation 
mit  einem  Sturzbade  herrlicher  Versprechungen"  *.  Es  entwarf 
vor  allem  zur  Beseitigung  der  schier  hoflhungslosen  Finanznot 
der  Monarchie  einen  grofsen  Steuerreformplan,  dem  die  neue 
Gewerbesteuer  als  ein  Glied  zugehörte.  Von  den  vielen  Ver- 
sprechungen dieses  Gesetzes  erfüllte  Hardenberg  sogleich  einige 
und  unter  ihnen  auch  am  2.  November  1810  das  der  Gewerbefreiheit 
durch  das  oberflächlich  entworfene  Gewerbesteueredikt,  welches 
dem  preulsischen  Staate  die  Patentsteuer  nach  französischem 
Muster  gab.  Wie  Dohna  hätte  auch  Stein  diesen  W^  nicht 
gebilligt.  Der  letztere  wünschte  die  Gewerbe-  und  Handets- 
freiheit  nicht  in  so  doktrinär  liberalem  Sinne  wie  Hardenberg. 
Die  gänzliche  Freigebung   des  Handels   und   der  Gewerbe   flir 
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das  platte  Land  schädigte  ihm  zu  sehr  die  Stftdte.  Er  wollte 
die  Zünfte  nicht  beseitigen,  sondern  nur  reformieren ,  um  in 
erster  Linie  mit  ihnen  dem  Handwerkerstande  ein^i  festen» 
moralischen  Halt  in  jeder  Hinsicht  zu  erhalten.  Völlige  Oe- 
werbefreiheit  verlangte  er  nur  für  Fleischer,  Bäcker  und  über- 
haupt für  den  Verkehr  mit  den  notwendigsten  Lebensmitteln. 

Der  £>lafs  dieses  Gesetzes  wird,  abgesehen  von  der  festen 
Absicht  Hardenbergs,  dem  Staate  die  Gewerbefreiheit  nach  fran- 
zösischem Vorbild  zu  geben ,  auch  durch  die  schwierige  Finans- 
läge  Preufsens  seit  dem  Tilsiter  fVieden  verständlich^.  Napo- 
leon hatte  die  Hälfte  des  Staates  annektiert  und  damit  das  an- 
kommen desselben  bedeutend  verringert.  Dazu  legte  er  dem 
Besiegten  fast  unerschwingliche  Lasten  auf.  Bis  Oktober  1808 
hat  er  über  eine  Milliarde  Franken  an  Kriegsentschädigungen 
und  anderem  aus  Preufsen  gezogen.  Die  Kontinentalsperre,  eine 
Kriegsentschädigung  von  120  Millionen  Franken,  die  Unter- 
haltung von  10000  Mann  bis  zur  Zahlung  derselben  und  alle 
nur  erdenkbaren  Erpressungen  aufserdem  brachten  das  Land 
völlig  an  den  Bettelstab.  So  wurde  neben  der  Reorganisation 
des  Staates  die  Aufbringung  dieser  gewaltigen  Summen  die 
schwerste  Sorge  der  leitenden  Staatsmänner.  Eine  höhere  Be- 
steuerung der  verarmten  Bevölkerung  erschien  unmöglich,  so 
beschlofs  man,  das  Besteuerungswesen  zu  reformieren  und  beson- 
ders die  seit  langem  in  Mifskredit  stehende  Acciseverfassung  zu 
beseitigen.  Schon  seit  dem  Ausgange  Friedrichs  des  Grofsen 
griffen  die  Anhänger  des  pbysiokratischen  Systems  und  des 
Adam  Smith  das  preulsische  Finanzsystem  an.  Die  alten  Be- 
amten und  unter  Friedrich  Wilhelm  IL  besonders  Struensee,  ver- 
teidi^n  es  aber.  So  kam  bis  zum  Kriege  von  1806/07  keine 
emsUiche  Reform  zustande,  obwohl  nach  Schmollers  Urteil^  die 
Acciseverfassung  in  den  höchsten  Kreisen  schon  seit  geraumer 
Zeit  allgemein  verurteilt  wurde.  Nach  Preufsens  Unglück  ging 
man  planvoller  und  fester  auf  das  Ziel  zu.  Das  Aocisewesen 
schlofs  jeden  Gewerbebetrieb,  mit  wenigen  Ausnahmen,  streng 
auf  dem  platten  Lande  aus  und  stand  mithin  der  beabsichtigten 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  durchaus  im  Wege.  Dazu  kam 
der  Mangel  jeglicher  Ordnung,  Einheit  und  ÜbersichÜichkeit  in 
den  Tarifen  ^.  Vereinfachungen  des  nach  den  einzelnen  Landea- 
teilen  so  verschiedenen  Systems,  dafs  weder  das  PubUknm  noch 
die  Beamten  das  Tarifwesen  genau  kannten,  hatte  man  schon 
früher  angestrebt,  aber  die  jüngere  im  Geiste  der  neuen  Lehren 
gebildete  Beamtengeneration  verlangte  die  gänzliche  Beseitigung. 
Schmoller  sagt  darüber^:  „Wirklich  grofse  Geister,  wie  Stein  und 

^  conf.  Näheres  Schmoller,  Epochen  der  pieofsiachen  Fioanzpolitik, 
Jahrb.  fQr  Gesctzg.,  Verw.  u.  Volksw.  im  Deutschen  Reich.  Neue  Folge 
Bd.  I  1877  und  TreitBchke,  Deutsche  Geschichte  I  321  ff.  u.  870  ff. 
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Kiebuhr,  wufsten  schon  damals  freilich  den  wahren  Gehalt  der 
neuen  Theorien  von  ihrem  schimmernden  Glanz  und  ihren  Übertrei- 
bungen zu  unterscheiden.  Aber  die  Mehrzahl  der  mittelmäfsigen 
Köpfe  schwur  ohne  weitere  Prüfung  unbedingt  zu  dem  neuen 
Dogma;  selbst  ein  so  tüchtiger  Mann  wie  Schön,  ein  so  feiner 
und  kluger  Kopf  wie  Hardenberg  liefs  sich  unbedingt  blenden/ 
Das  Steinsche  Retbrmministerium  1807/08  konnte  keine 
grundlegende  Besserung  der  Finanzen  durchführen;  es  war  mit 
der  Abzahlung  der  französischen  Kontribution  und  der  Deckung 
des  täglichen  Bedarfs  vollauf  beschäftigt.  Das  folgende  Ministe- 
rium Altenstein  vermochte  noch  weniger.  Erst  Hardenberg  ge- 
langen grundlegende  Finanzreformen.  Im  Finanzedikt  vom 
27.  Oktober  1810  gab  er  gewissermafsen  ein  Programm;  das 
Patentsteueredikt  vom  2.  November  1810  führte  eine  der  ver- 
heifsenen  Mafsregeln  durch.  Die  neue  Gewerbesteuer  stellte 
Stadt  und  Land  im  Gewerbebetriebe  gleich  und  beseitigte  die 
alte  Accise,  „freilich  nur  auf  dem  Papier,"  wie  Schmoller  sagt, 
denn  sie  fiel,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  erst  durch  das  Zoll- 
gesetz vom  26.  Mai  1818.  Wie  die  übrigen  Steuern  dieser  Reform 
erwies  sich  auch  die  Patentsteuer  als  nicht  haltbar  und  mufste 
am  80.  Mai  1820  wieder  entfernt  werden.  Das  Gesetz  war  leicht 
fertig.  „Hardenberg  hatte  sich,"  sagt  Schmoller  \  „mit  allen  diesen 
Fragen  wie  auch  mit  Finanzangelegenheiten  weniger  eingehend 
beschäftigt.  Was  er  vorschlug,  war  einfach  ein  Reflex  dessen, 
was  die  gebildete  Meinung  damals  forderte,  gemischt  mit  klugen 
Konnivenzen  aller  Art.  Er  hatte  die  politische  Seite  der  Bauem- 
emancipation  und  der  Gewerbefreiheit  wohl  mit  der  Begeisterung 
aufgefafst,  deren  er  fähig  war;  er  hat  seinen  allgemeinen  libe- 
ralen Ideen  mit  Fähigkeit  und  Ausdauer  gedient;  aber  er  hätte 
im  einzelnen  der  Volkswirtschaft  und  Finanzpolitik  weder  die 
Kenntnisse  und  den  praktischen  Blick,  noch  die  feste  Über- 
zeugung, die  nötig  gewesen  wäre.^  Dieses  Urteil,  das  im  wesent- 
lichen mit  dem  Treitschkes  in  dieser  Hinsicht  zusammentrifft, 
erklärt  zum  grofsen  Teil  die  Mifsgriffe  im  allgemeinen  und  ein- 
zelnen, welche  sich  bald  bei  der  Hardenbergischen  Gesetzgebung 
herausstellten. 

§  10.    Die  Edikte  vom  28.  Oktober  und  2.  November  1810 

(inhaltlich). 

Das  Edikt  über  die  Fmanzen  des  Staates  vom  27.  Oktober 
1810  hob  neben  den  Finanzverbesserungsplänen  noch  einmal 
hervor,  dafs  „eine  völlige  Gewerbefreiheit  g^en  Entrichtung 
einer  mäfsigen  Patentsteuer  und  mit  Aufhören  der  bisherigen 
Gewerbesteuern  "*  beabsichtigt  wäre,  dals  die  Zwangs-  und  Bann- 
rechte aufgehoben  werden  sollten,  und  wenn  als  Folge  der  letzten 
Mafsregel  wider  Erwarten  ein  Verlust    nach    vorzuschreibenden 
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Grundsätzen  wirklich  nachgewiesen  werden  könnte,  sollte  Ent- 
schädigung von  Staats  wegen  stattfinden.  Am  folgenden  Tage 
wurde  das  Edikt  wegen  der  Mühlengerechtigkeit  und  Aufhebung 
des  Mühlen-  und  des  Bier-  und  Branntweinzwanges  für  die  ganze 
Monarchie  emaniert  ^  Dies  Gesetz  hob  den  Mühlenzwang  auf, 
d.  h.  die  mit  dem  Besitz  einer  Mühle  yerbundene  Befugnis,  eilten 
bestimmten  Kreis  von  Leuten  zur  Deckung  ihres  einschlägigen 
Bedarfs  nur  bei  dieser  Mühle  zu  zwingen.  Für  den  östlichen 
Teil  der  Monarchie  war  das  schon  oben  erwähnte  entsprechende 
Edikt  vom  29.  März  1808^  bereits  ergan8:en;  das  neue  Edikt 
galt  also  nur  für  die  übrigen  1810  zur  Monarchie  gehörenden 
Provinzen.  Dieses  Gesetz  beseitigte  femer  die  Gerechtigkeiten 
des  Bierbrauens  und  Branntweinbrennens,  welche  an  sich  nicht 
Zwangsrechte  waren,  sondern  häufig  Realberechtigungen  mit  Ex- 
klusivqualität. Sie  umfafsten  aber  meist  das  Rrugverlagsrecht 
mit,  d.  h.  das  Recht,  gewisse  in  ihrem  Bereich  liegende  Schank- 
stätten  zu  nötigen,  ihren  Bedarf  lediglich  von  dem  Berechtigten 
zu  entnehmen.  Die  Brau-  und  Brenngerechtigkeit  haftete  an 
bestimmten  städtischen  Häusern;  aber  auch  auf  dem  Lande 
hatten  Gutsherrn  häutig  als  sogenanntes  Brau-  oder  Brennurbar 
solche  Berechtigung.  Das  Gesetz  erklärte  den  Mühlen-,  Bier- 
und  Branntwctnzwang  in  Stadt  und  Land^  ohne  Unterschied  der 
Qualität  der  Besitzrechte,  für  aufgehoben. 

Eine  Entschädigung  fUr  etwa  daraus  erwachsende  Verluste 
der  bisher  Berechtigten  wurde,  wenn  auch  unter  sehr  schwer  zu 
erfüllenden  Bedingungen,  wenigstens  in  Aussicht  gestellt,  aber 
der  Gesetzgeber  meinte  etwas  übereilt,  Theorie  und  Erfiihrung 
bewiesen,  dafs  eine  Aufhebung  der  Zwangs-  und  Bannrechte  die 
Einnahmen  der  früheren  Besitzer  keineswegs  verminderte,  son- 
dern sogar  bei  der  gewöhnlich  dann  erfolgenden  vermehrten  Kon- 
sumtion erhöhte.  Die  Theorie  bewies  das  allerdings,  die  Praxis 
zunächst  jedoch  durchaus  nicht.  Nach  dem  Gesetz  sollte  des- 
wegen weder  der  Verkäufer,  noch  der  Erbpächter,  noch  der 
Zeitpächter  oder  der  Zwangspflichtige  gebunden  sein,  für  die 
Aufhebung  Eviktion  zu  leisten  oder  irgend  welche  Entschädigung 
zu  übernehmen.  Nur  weil  örtliche  Verhältnisse  einzelne  Aus- 
nahmen jener  allgemeinen  Regel  begründen  und  Schaden  für  den 
Berechtigten  herbeiführen  könnten,  wollte  der  Staat  in  diesem 
Falle  Entschädigung  unter  gewissen  Bedingungen  gewähren,  deren 
Erfüllung  sich  bald  als  nahezu  unmöglich  erwies.  Wer  eine 
Entschädigung  verlangte,  sollte  nämlich  erstens  nach  genau  ge- 
führten Büchern  seinen  Debit  in  den  letzten  10  Jahren  vor  dem 
Kriege  nachweisen,  ebenso  denjenigen  der  nächsten  vier  Jahre, 
vom  Tage  der  Emanation  des  Ediktes  an  gerechnet.  Nor  wenn 
sich  nach  diesen  4  Jahren,   wo  der  Erfolg  der  Aufhebung  erst 
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hervortreten  könnte,  ein  Ausfall  an  Einnahmen  gegen  die  frü- 
heren 10  Jahre  nachweisen  liefs,  sollte  Schadloshaltung  eintreten. 
Das  Gesetz  hob  aber  ausdrücklich  hervor,  dafs  ein  solcher  Aus- 
fall „nie  präsumiert**  würde  und  darum  mufste  aufserdem  noch 
erwiesen  werden,  dafs  er  nicht  durch  Mangel  an  Tüchtigkeit 
oder  an  Güte  der  Fabrikate,  sondern  lediglieh  als  unmittelbare 
Folge  der  Aufhebung  eingetreten  war.  £ine  Einnahmeminderung 
aus  anderen  Gründen,  wie  Abnahme  der  Menschenzahl  und  der- 
gleichen ,  gab  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung.  Hielten  die 
Behörden  strikte  auf  den  Buchstaben  des  Gesetzes,  so  war  dieser 
Nachweis  nicht  zu  erbringen. 

Wenige  Tdge  danach  erschien  als  erstes  „organisches"  ^ 
Gewerbegesetz  das  Gewerbesteueredikt  vom  2.  November  1810^, 
welches  ein  zweites  Versprechen  des  genannten  Finanzedikts 
erftülte,  und  in  erster  Linie  eine  Finanzmafsregel,  in  zweiter  erst 
eine  gewerbliche  sein  sollte.  Die  einleitenden  Worte  dieses 
Gesetzes  sagten,  dafs  unter  den  Mitteln  zur  Vermehrung  der 
Staatseinnahmen  eine  allgemeine  Gewerbesteuer  am  wenigsten 
lästig  für  die  Unterthanen  erschienen  wäre,  besonders  weil  sich 
damit  die  Befreiung  der  Gewerbe  von  ihren  drückendsten  Fesseln 
verbände.  Jeder,  der  ein  Gewerbe  betrieb,  ob  es  in  Handel, 
Fabrik  oder  Handwerk  bestand  oder  auf  der  Bethätigung  einer 
Kunst  oder  Wissenschaft  beruhte,  sollte  in  Zukunft  einen 
Gewerbeschein  lösen  und  eine  dem  Umfange  seines  Betriebes  an- 
gemessene Gewerbesteuer  zahlen.  Davon  waren  nur  11  Gruppen 
von  Personen  ausgenommen.  Es  waren  in  der  Hauptsache  die 
Staats-  und  Eommunalbeamten ,  die  selbst  wirtschaftenden  Be- 
sitzer, Pächter  oder  Nutzniefser  von  ländlichen  Grundstücken, 
dann  die  in  Privatdiensten  mit  häuslichen  oder  Wirtschafts.- 
arbeiten  Beschäftigten,  Aufseher,  Gehilfen  und  Arbeiter  in 
Fabriken  und  Handlungen,  ferner  Personen,  die  sich  von  wenie 
einträglicher  Arbeit  ernährten  (wie  Spinnen,  W^oUkämmen  und 
-Sortieren,  Spulen,  Zwirnen,  Federreifsen) ,  dann  Weber  mit  nur 
einem  Webstuhl  und  einige  andere.  Es  waren  die,  wo  nicht  das 
Kriterium  des  selbständigen  Gewerbebetriebes  vorlag  oder  solche, 
wo  die  gewerbliche  Beschäftigung  nur  sehr  wenig  eintrug. 

Der  nicht  übertragbare  Gewerbeschein  gab  dem  Lösenden 
tür  ein  Jahr  das  Recht  zu  dem  darauf  benannten  Gewerbe- 
betriebe. Jeder  konnte  beliebig  viele  Gewerbe  zugleich  betreiben, 
nur  mufste  er  (tkr  jedes  einen  besonderen  Schein  lösen.  Der 
Schein  galt  aber  nicht  für  ein  einzelnes  Specialgewerbe,  sondern 
für  die  ganze  Gattung  desselben ,  um  die  alte  scharfe  Trennung 
der  Gewerbespecialitäten  und  damit  die  Ursache  zahlloser  Hand- 
Werkerprozesse  zu  beseitigen.  Gleichzeitig  berechtigte  der  Ge- 
werbeschein  zum   Handel   mit   den    selbstgefertigten    Produkten 

*  Könne,  Gewerbepolizei  I  S.  85. 
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und   zum   Betrieb   des  Handwerks   überall   im    Staate    in    den 
Städten   und  auf  dem   platten  Lande.     Keinem   einzelnen   und 
keiner  Korporation  stana  ein  Widerspruchsrecht  zu.     Diese  Be- 
stimmung (§  1 6)  wurde  nach  Auftauchen  verschiedener  Bedenken 
später  noch  dahin  deklariert,   dafs  natürlich   niemand   auf  einen 
Gewerbeschein   zugleich  an  allen  Orten   der  Monarchie  das  be- 
treffende Gewerbe  treiben  dürfte  ^    fiS  wurde  eine  Entschädigung 
ftlr   etwaige    bisherige   in   den   Hypothekenbüchern   eingetragene 
ausschliefsliche  Berechtigungen  zum  Gewerbebetriebe  in  Aussicht 
gestellt;  diese  aber  sollten  kein  Hindernis  ftkr  die  E^rteilung  neuer 
Gewerbescheine  sein.     Die  einzigen  Bedingungen  für  den  selbst- 
ständigen  Gewerbebetrieb  waren  Volljährigkeit  und  ein   polizei- 
liches Attest  über  unbescholtenen  Lebenswandel.    Selbst  Minder- 
jährige erhielten    einen   Gewerbeschein,    wenn   die  Eltern    oder 
Vormünder  nichts  dagegen  einzuwenden  hatten,   Ehefrauen   mit 
Zustimmung  des  Ehemannes,    Staatsbeamte  mit  Erlaubnis  ihrer 
Vorgesetzten,   Privatbedienstete  mit  der  ihres  liohnherrn.     Der 
Handel  mit  Sab,  Spielkarten  und  Stempelpapier,  die  Einrichtung 
von  Privatposten  und  Privatlotterien  blieb,  von  der  Genehmigimg 
der   zuständigen    Behörde   wie   bisher   abhängig.      Den  Ärzten 
war,  wie  im  Landrecht,  die  Herstellung  von  Arzneien,  den  Apo- 
thekern   die  Ausübung  der  ärztlichen  Kunst  und    den  Maklern 
der  selbständige  Handel  untersagt.     Ein   behördlicher  Nachweis 
der  Befähigung   oder   der  Unbescholtenheit   wurde    bei   34    Ge- 
werben verlangt,    bei    denen   durch  Beirieb   ungeschickter  oder 
sittlich  unzuverlässiger  Leute  die  öffentliche  Gesundheit,  Ordnung 
und  Sittlichkeit  gefährdet  wurde.     Die  Juden,  denen  das  Stiats- 
bürgerrecht  noch  nicht  verliehen  war,  sollten  bis  zu  der  in  nahe 
Aussicht   gestellten  Rodung  ihrer   staatsbürgerlichen  Rechte   in 
gewerblicher  Hinsicht   in    der   alten   Lage   bleiben.     Schon    daa 
nächste  Jahr  brachte  ihnen   die  Emancipation ,    die   gewerbliche 
Gleichberechtigung  erhielten  sie  jedoch  erst  1845.     Zum  Schlufs 
hob  das  Gesetz  an  Stelle  der  neu   eingerichteten  Gewerbesteuer 
alle   bisherigen   gewerblichen  Abgaben,    sofern    sie   die   Berech- 
tigung zum  Gewerbebetrieb  betrafen,  also  die  Konzes8ion8fi;elder, 
die  Nahrungsabgaben  von  katastrierten  Stellen  u.  a.,  ohne  iJnter- 
schied  auf,  ob  sie  die  Staatskassen,  die  Kämmermen  oder  irgend 
ein  Grundherr  bezog. 

Besonders  diesem,  aber  auch  mehreren  anderen  Paragraphen 
des  Gesetzes  fehlte  es  an  juristischer  Schärfe;  sie  riefen  daher, 
wie  noch  des  Näheren  dargelegt  wird,  eine  grolse  Reihe  von 
Streitigkeiten  und  Widersprüchen  hervor.  Der  dem  Gesetze  bei* 
gefügte  Gewerbesteuertarif  unterschied  6  Klassen  nach  dem  Be- 
triebsumfang  und  innerhalb  jeder  Klasse  wieder  3—6  Unterabtei- 
lungen nach  demselben  Princip.  Die  Gewerbesteuer  betrug  in  der 
ersten  Klasse  1—1 V2  Thaler,  in  der  zweiten  2— 3V«,  der  dritten 
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4— 6Va,  der  vierten  8—20,  der  flinften  24—84  und  in  der 
sechsten  96—200  Tbaler,  so  dafs  der  niedrigste  Satz  1  und  der 
höchste  200  Thaler  war. 


§  IL    Die  Entstehuni^  des  Oewerbepolizeiediktes  vom  7.  Sept. 
1811  und  die  ersten  Wirkungen  des  Patentsteueredikts  ^ 

Obwohl  die  öffentliche  Meinung  auf  die  Gestaltung  des 
Oewerbepolizeigesetzes  vom  7.  September  1811  nicht  geringen 
Einflufs  ausübte,  hat  sie  nicht  etwa  den  Staatskanzler  zu  dem 
Gesetz  gedrängt.  Die  Einleitung  dazu  gaben  schon  die  oben 
behanddten  Vorarbeiten  Dohnas.  Hardenberg  sah  die  Not- 
wendigkeit näherer  polizeilicher  Bestimmungen  von  vornherein 
ein  und  nahm  sofort  nach  Emanation  des  Gewerbesteuerediktes, 
noch  ehe  die  öffentliche  Meinung  sich  über  das  Gesetz  auslassen 
konnte,  die  Ausarbeitunjg  eines  Ergänzungsgesetzes  in  die  Hand. 
Am  4.  November  1810  übersandte  er  Dohna  das  Edikt  vom 
2.  November  1810  mit  der  Bitte,  nähere  polizeiliche  Bestim- 
mungen, welche  zum  Teil  darin  vorbehalten  waren,  zu  ver- 
anlassen. Da  aber  Dohna  gleich  danach  den  Staatsdienst  ver- 
liefs,  übernahmen  die  Geheimen  Staatsräte  Sack  und  Schuck- 
mann  unter  thätigster  Mitwirkung  Kunths  und  vor  allem  Hoff- 
manns die  Arbeit. 

Das  Publikum  hatte  zwar  von  dem  Plan  einer  liberalen 
Oewerbegesetzgebun^  bei  der  Regierung  gehört,  das  Patentsteuer- 
geselz  war  aber  do(£  mehr  oder  weniger  eine  Überraschung  für 
die  Öffentlichkeit.  Das  Edikt  verriet  bald  bedeutende  Mängd, 
die  es  als  leichtsinnigen  Entwurf  ohne  jede  Rücksicht  auf  das 
praktische  Leben  kennzeichneten.  Zahlreiche  Anfragen  der  Re- 
gierungen und  Beschwerden  der  Unterthanen  bewiesen,  dafs  die 
einzelnen  Paragraphen  in  den  verschiedenen  Provinzen  die  aller- 
versdiiedenste  Deutung  erfuhren.  Daher  konnte  man  sich  in 
der  Nähe  des  Staatskanzlers  der  Furcht  nicht  verschliefsen,  dafs 
eine  Menge  Mifsgriffe  vorkommen  würden,  wenn  die  polizeilichen 
Ei^änzungsbestimmungen  nicht  sehr  bald  erschienen,  die  eine 
Notwendigkeit  für  die  ganze  Gewerbsamkeit  und  das  ganze 
Staatswirtschafts-  und  Finanzsystems  waren.    Der  erste  Entwurf 

'  R  74  K  VlII  M.  23.  Vergleiche  zu  diesem  ganzen  Abschnitt 
das  3.  Buch  des  K oh rscheidtschen  Werkes:  Vom  Zunftzwang  etc.,  be* 
jBonders  aber  das  3.  Kapitel  S.  412—476.  Das  letztere  ist  eoenso  wie 
■dieser  Paragraph  fast  ausnahmslos  auf  Grand  des  eben  angeführten  Akten- 
stückes, welches  der  Verfasser  mit  Rohrscheidt  gemeinsam  benutzte,  ab- 
gefinfst  Rohrscheidt  druckt  das  wichtigste  Aktenmaterial  wörtlich  ab, 
während  hier  ein  anderer  Modus  der  Behandlung  gewählt  ist  Das  be- 
treffende sehr  wichtige  Aktenstück  wird  Übrigens  irrtümlich  bei  Rohr- 
scheidt immer  mit  „A  Nr.  13^  statt  mit  B  Nr.  13  nach  dem  Akten- 
-verzeichnis  S.  XIII — aV  1.  c  in  dem  bezüglichen  Kapitel  unter^dem  Text 
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des  neuen  Gesetzes  war  durch  Sack  und  Schuckmann  bereits 
am  31.  Deasember  1810  fertig  gestellt.  £r  suchte  den  For- 
derungen der  eigenen  Einsicht  und  der  Öffentlichkeit  gerecht  za 
werden.  Wie  weit  wichen  die  Wünsche  der  Öffentlichkeit  von 
denen  Hardenbergs  ab!  Er  wünschte  Gewerbefreiheit  und,  um 
sie    zu    ermöglichen,    Beseitigung   der   Zünfte    unter    möglichst 

geringen  Nachteilen  für  die  Zunftmitglieder ,  wie  es  seine  hohe 
erechtigkeitsliebe  verlangte.  Mit  Aufhebung  der  Ausschliefs- 
lichkeit  glaubte  er  den  Zünften  die  Existenzbedingung  genommen 
zu  haben,  weil  damit  jeder  Reiz  für  den  Handwerker,  ihnen  an- 
zugehören, nach  seiner  Meinung  verschwunden  war.  Er  hatte 
sich  sehr  in  der  Hoffnung  getäuscht,  die  Innungen  würden  schnell 
verschwinden.  Die  sich  sogleich  nach  Emanation  des  Gesetze» 
erhebende  Opposition  hatte  er  kaum  in  solcher  Stärke  erwartet 
Aus  allen  damals  zu  Preufsen  gehörenden  Gebieten  lief  man 
wahrhaft  Sturm  gegen  die  Neuerung  und  zwar  aus  den  ver- 
schiedensten Gründen^. 

Die  Magistrate  und  Stadtverordneten  ^on  Berhn,  Breslau  und 
Königsberg  erregten  sich  vor  allem  über  die  Frage,  wie  das  Ver- 
hältnis des  Bürgerrechts  zum  Gewerbebetrieb  gestaltet  werden 
sollte,  wovon  das  Edikt  gänzlich  schwieg.  Die  St^teordnung  vom 
19.  November  1808  hatte  das  Bürgerrecht  zur  Vorbedingung  des 
Gewerbebetriebes  mit  wenigen  Ausnahmen  gemacht,  wo  das  Ver- 
hältnis der  Schutzverwandtschaft  ausreichte.  Aus  diesem  Wider- 
spruch zum  Gewerbesteueredikt  mufsten  sich  notwendig  zahllose 
Konflikte  ergeben.  Ein  Beispiel  für  viele.  Der  Magistrat  und 
die  Stadtverordneten  von  Berlin  verlangten  auf  Grund  der 
Städteordnung  in  ihrer  Stadt  das  Bürgerrecht  als  Vorbedingung 
zum  Gewerbebetrieb  weiter,  während  die  Kurmärkische  Regierung 
als  höhere  Instanz  erklärte,  das  Edikt  vom  2.  November  1810 
hätte  den  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  beseitigt  und 
die  Gewinnung  des  Bürgerrechts  als  Bedingung  aufgehoben.  Auf 
die  darauf  erfolgenden  Beschwerdeschriften  konnte  Hardenberg 
nur  mit  dem  Versprechen  eines  baldigen  neuen  Gesetzes  ant- 
worten. 

Der  Magistrat  und  die  Stadtverordneten  von  Breslau^  pro- 
testierten schon  am  26.  November  1810  gegen  die  neue  Gewerbe- 
fireiheit,  besonders  der  zahlreichen  Gewerbe-Realberechtigungen, 
in  dieser  Stadt  w^en.  Sie  prophezeihteu,  wie  bald  danach  (am 
31.  Dezember)  auch  der  Königsberger  Magistrat  und  die  Stadt- 
verordneten, als  Folge  der  Neuerung  den  Untergang  des  städti- 
schen Handwerks  und  Bürgertums.  Handel  und  Gewerbe 
würden  zu  einem  Geschäft  von  „aventuriers"  werden,  Pftischer- 
tum  und  Betrügerei  würden   blühen,    die  Jugend   nichts  lernen 


1  Rohrscheidt,  Zunftzwang  S.  406  ff. 

'  Die  Proteste  der  Städte  finden  sich  bei  Rohrscheidt  in  grofser 
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und  verderben,  die  auch  dem  Staate  zum  Wohl  gereichenden 
gemeinnützigen  Anstalten  der  Zünfte  müfsten  zu  Grunde  gehen 
und  das  GemeingefUhl  und  der  Bürgersinn  ersterben,  welche  gerade 
durch  die  Städteordnung  und  die  Errichtung  der  Bürgergarde 
entstehen  sollten.  Bei  der  gewerblichen  Nivellierung  von  Stadt 
und  Land  und  dem  Erlafs  der  Bürgerrechtsgewinnung  glaubte 
man,  würden  die  Gewerbetreibenden  wegen  des  billigeren  Lebens 
auf  dem  Lande  sich  niederlassen,  und  die  alten  Centren  der 
Kultur,  die  Städte,  veröden.  Der  Landbau  müfste  verarmen, 
weil  blühende  Städte  als  Absatzorte  die  Bedingung  seiner 
Existenz  bildeten.  Die  Königsberger  riefen  emphatisch  aus,  die 
Geschichte  würde  einst  Beispiele  anführen  können,  dafs  Städte 
verödeten,  nicht  durch  Gewalt,  sondern  mitten  im  Frieden,  in- 
folge eines  verlorenen  Rechtszustandes.  Die  Klagen  waren  über- 
trieben und  mafslos,  manchmal  selbst  lächerlich. 

Diesen  Protesten  schlössen  sich  sehr  bald  Innungen  ver- 
schiedener Städte  an,  so  die  gesamten  Prenzlauer  und  Breslauer 
Gewerke  und  andere.  Es  sind  im  allgemeinen  die  schon  bei 
der  Speciallitteratur  dargelegten  Einwände  gegen  die  Gewerbe- 
freiheit.  Die  Zünfte  klagten,  sie  müfsten  zu  Grunde  gehen  und 
baten  meist  wenigstens  um  den  Befähigungsnachweis.  Mit  diesem 
Zugeständnis  hätte  man  ihnen  allerdings  die  Waffe  zur  Fern- 
haltung jeder  Konkurrenz  gegeben  ;  so  antwortete  denn  Harden- 
berg auch  freundlich  aber  ablehnend  in  solchen  Fällen:  Der 
Befähigungsnachweis  sollte  nur  gefordert  werden,  wenn  das  öffent- 
liche Wohl  es  verlangte,  andere  Ausnahmen  widersprächen  dem 
Sinn  und  Zweck  des  Gesetzes. 

Der  schärfste  Protest  gegen  das  Edikt  erhob  sich  wegen  der 
Realberechtigungen,  obwohl  es  in  §  17  für  die  in  die  Hypo- 
thekenbücher eingetragenen  Gerechtigkeiten  eine  billige  Entschädi- 
gung in  Aussicht  gesteUt  hatte.  Man  fUrchtete,  keine  Entschädigung 
zu  erhalten  und  die  auf  den  Ankauf  von  Berechtigungen  verwandten 
oder  als  Hypothek  darauf  angelegten  Kapitale  infolge  der  durch  die 
freie  Konkurrenz  eintretenden  Entwertung  dieser  Realrechte  zu  ver- 
lieren. Einzelne  Berechtigte,  ganze  Gewerke  und  Magistrate  mit 
Stadtverordneten  erhoben,  besonders  aus  Schlesien,  wo  die  weitaus 
meisten  nnd  gröfsten  Gerechtigkeiten  bestanden,  den  lebhaftesten 
Widerspruch.  Nach  dem  Schlage  gegen  die  Innungen  konnte  man 
die  Befürchtung  nicht  unterdrücken,  die  Regierung  werde,  wie  die 
westfälische  und  die  übrige  französische  Gesetzgebung,  alle  Real- 
berechtigungen mit  einem  Federstriche  entschädigungslos  ver- 
nichten. Hierüber  schrieben  der  Breslauer  Magistrat  und  ähnlich 
die  Liegnitzer  Regierung,  das  neue  Gesetz  hätte  Sensation  und 
Bestürzung  hervorgerufen,  einige  hätte  Verzweiflung  ergriffen, 
grofse  Zusammenrottungen  würden  in  den  Städten  angestiftet, 
die  Aufhebung  der  Gerechtigkeiten  wäre  ein  grolses  Unglück. 
Die  Gerechtigkeiten  galten  bisher  allgemein  als  so  kreditsicher, 
dals  sie  bis  zur  Hälfte  des  beständig  steigenden  KaufweiTtes^^f 
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mit  Mündelgeldern  und  ähnlichen  sichere  Anlage  fordernden  Kapi- 
talien beliehen  wurden.  Derart  war  das  Vertrauen  des  Publikums 
auf  die  Sicherheit  und  Unverletzlichkeit  dieser  Privilegien,  dafs 
man  in  Schlesien  zu  sagen  pflegte :  „  Das  Haus  kann  abbrennen, 
aber  nicht  die  Gerechtigkeit."  Diese  auch  wo  anders  fast  sprich- 
wörtliche Sicherheit  war  mit  einem  Schlage  zerstört,  und  es  ist 
erklärlich,  dafs  die  Gemüter  überall,  wie  Hoffinann  einmal  sagte, 
„sehr  erhitzt"  waren.  Die  Behörden  mufsten  wiederholt,  so  z.  B. 
in  Breslau  und  Liegnitz,  scharf  auftreten,  um  den  Ausbruch 
ernstlicher  Unruhen  zu  verhüten. 

Hardenberg  und  seine  Berater  liefsen  sich  dadurch  allerdings 
in  dem  Glauben  an  die  Segnungen  der  Gewerbefreiheit  nicht  er- 
schüttern. Der  Staatskanzler  wollte  gern  den  berechtigten  Klagen 
abhelfen,  hielt  aber  doch,  und  bei  den  oft  mafslosen  Übertreibungen 
mit  Recht,  vieles  für  eitel  Schwarzmalerei.  Hoffmann  war  mit  ihm 
darin  einer  Meinung.  Beide  wufsten  den  Gründen  der  Beschwerde- 
führer stets  ebenso  gewichtige  Gegengründe  vorzuhalten.  Die 
Hauptwurzel  der  nun  ausbrechenden  Klagen  schien  Hoffmann 
nicht  in  der  Gewerbefreiheit,  sondern  —  und  darin  stimmte  er 
mit  vielen  Zeugnissen  von  anderer  Seite  tiberein  —  in  den  herr- 
schenden schlechten  Wirtschaftsverhältnissen  überhaupt  zu  liegen. 
Die  bisher  ausgesprochenen  Principien,  schrieb  er  in  einem  Gut- 
achten vom  11.  Januar  1811,  wären  nach  seiner  vollen  Über- 
zeugung wahr,  jeder  Mensch  von  Kopf,  und  Herz  müfste  sie  auf- 
recht zu  halten  an  seinem  Teil  suchen.  Modifikationen  für  die 
Ausführung  würde  die  Erfahrung  geben,  nur  müfste  die  R^e- 
rung  sich  selbst  treu  bleiben  und  nicht  durch  Schwanken  die 
Nation  irre  an  sich  machen.  Damit  war  das  Leitmotiv  fUr  das 
neue  Gesetz  gegeben,  man  gab  nur  bei  zwingenden  UmsUinden 
die  Gewerbefireiheit  einschränkende  Bestimmungen,  hielt  die  Frei- 
heit im  Princip  aber  durchaus  fest. 

Unter  Berücksichtigung  der  bis  dahin  laut  gewordenen 
Klagen  ging  der  erste  Entwurf  des  Gewerbepolizeigesetzes  von 
Sack  und  Schuckmann^  von  diesen  Gedanken  aus.  Jeder  Ge- 
werbetreibende sollte  danach  vor  Erteilung  des  Gewerbeschdnes 
das  Bürgerrecht  gewinnen  oder  Gemeindemitglied  werden,  um  in 
dieser  Hinsicht  nicht  mit  der  Kommunalverfassung  der  neuen 
Städteordnung  zu  kollidieren.  Die  Sittenaufsischt  der  Zünfte 
über  ihre  Genossen  schlug  man  zwar  sehr  gering  an,  da  sie  sich 
aber  immerhin  konstatieren  liefs,  sollte  zum  Ersatz  dafür  und 
besonders,  um  das  Ehrgefühl  der  Gewerbetrdbenden  zu  wecken 
und  zu  erhalten,  der  ^itz  der  bürgerlichen  Ehre  und  der  Un- 
bescholtenheit Bedingung  des  Bürgerrechts  und  des  selbständigen 
Gewerbebetriebes  sein.  Da  die  bisherigen  Handwerkerverbände 
auf  das  Altenteil  gesetzt  waren,  hielt  man  Bestimmungen  über 
Lehrlings-  und  Gesellenhaltung  der  unzünfligen  Gewerbetreiben- 
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den  für  notwendig,  denn  die  Zunftartikel  pafsten  auf  sie  natürlich 
absolut  nicht.  Die  Aufhebung  der  Zünfte  wurde  nicht  direkt  aus- 
gesprochen, weil  mit  der  Beseitigung  des  Zunftzwanges'  das 
wichtigste  Interesse  des  Staates  an  ihrer  Aufhebung  wegfiel.  Für 
den  Fall  fortdauernder  wirklich  schädlicher  Beschränkungen  sollte 
dem  Staat  das  AuflOsungsrecht  vorbehalten  werden.  Die  Selbst- 
auflösung der  Gewerke  wollte  man  aber  möglichst  erleichtem. 
Von  dem  Schritte  der  Zwangsauf lösung  hielten  auch  die  Bedenken 
ab.  die  wegen  des  mangelnden  EnsLtzea  ftlr  die  dann  wegfiillenden 
milden  Kassen  und  für  das  bei  den  Zünften  häufige  Versiche- 
rungswesen auf  Gegenseitigkeit,  bei  Feuers^efahr  und  anderem, 
entstanden.  Hob  man  die  bestehenden  Handwerkerkorporationen 
auf,  so  fiel  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  ^  ihr  gemeinsames 
Vermögen  dem  Staate  zu,  der  dagegen  verpflichtet  war,  alle  ihre 
Schulden  und  Verbindlichkeiten  mit  zu  übernehmen  und  zu  be- 
gleichen. Man  ftlrchtete,  bei  einer  Vermögenskassierung  würden 
die  Zünfte  dem  Staate  ihr  Vermögen  vorenthalten,  ihre  Schulden 
ihn  aber  bezahlen  lassen.  Schließlich  sollte  auf  den  Staat  auch 
nicht  das  Odium  fallen,  als  wollte  er  sich  mit  dem  Zunftvermögen 
bereichem,  wie  ehemak  auf  die  westftllisch-ft'anzösische  Regiemng. 
Für  die  milden  Kassen  wollte  man  bei  etwaiger  Auflösung  der 
Zünfte  den  Mitgliedern,  soweit  nötig,  eine  gemeinsame  Verwal- 
tung geben.  Wo  polizeiliche  Gründe  es  geraten  erscheinen 
liefsen,  sollte  sogar  jeder  Gewerbetreibende  zum  Beitritt  in  diese 
Kassen  gezwungen  werden. 

Die  gröfste  Schwierigkeit  lag  für  die  Gesetzgeber  auch  jetzt 
wieder  in  der  Entschädigung  der  ehemals  Realberechtigten.  Das 
erforderte  bei  der  weiteren  legislatorischen  Arbeit  die  weitgehend- 
sten und  umfangreichsten  Erörterungen  und  verzögerte  die  Ema- 
nation des  Ediktes  sehr.  Man  erhoffte  eine  allen  Teilen  gerecht 
werdende  Lösung  dieses  Problems  auf  der  Basis  der  Hoffmannschen 
Vorschläge;  diese  Versuche  waren  aber  trotz  zahlloser  Erwägungen 
bis  1845  verfehlt,  erst  da  führte  man  einen  befriedigenden  Modus 
ein.  Der  Staat  hatte  die  teilweise  sehr  alten  Realgerechtig- 
keiten förmlich  anerkannt,  indem  er  die  Anlegung  von  Hypo- 
thekenbUchem  dafür  zuliefs  und  niemandem,  mit  Ausnahme  der 
wenigen  konzessionierten  Freimeister,  ohne  solche  Gerechtigkeit 
den  Gewerbebetrieb  erlaubte,  wenn  dafür  ausschliefsliche  Berech- 
tigungen am  Orte  bestanden.  Der  Entwurf  wollte  sie ,  als  wohl- 
fundiert, nicht  mit  einem  Federzug  beseitigen,  sondern  nur  dann 
aufheben,  wenn  die  Gewerbefreiheit  es  verlangte.  Die  grofse 
Frage  blieb,  von  wem  und  nach  welchem  Modus  entschädigt 
werden  sollte.  Selbst  wenn  er  principiell  in  eine  solche  Eint- 
Schädigung  gewilligt  hätte,  wie  später  thatsächlich  beim  Mühlen-, 
Bier-  und  Branntweinzwang,  wäre  der  Staat  bei  der  herrschenden 
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Finanznot  dazu  nicht  imstande  gewesen,  es  bedurfte  dazu  meh- 
rerer Millionen  Thaler  ^  Es  bestanden  femer  Gerechtigkeiten 
der  allerverschiedensten  Art,  und  die  Frage  war,  welche  über- 
haupt entschädigungsberechtigt  sein  sollten.  Die  Gesetzgeber 
wollten  durchaus  leeal  verfahren  und  sich  bei  der  fkitschädigung 
lediglich  von  Geredbtigkeit  und  Billigkeit  leiten  lassen,  denn  mit 
der  Aufhebung  griff  man  in  der  That  äuiserst  tief  und  störend 
in  das  gewerbliche  Leben  ein.  Für  die  Gewerbetreibenden  in 
Stadt  und  Land  waren  die  Realberechtigungen  bisher  das  ein- 
zige Mittel  zur  Kreditbeschaffung  gewesen.  Alles,  wie  die  Re- 
gierung anerkannte,  beruhte  in  dieser  Hinsicht  wesentlich  auf 
Realkredit,  der  Personalkredit  war  noch  so  gut  wie  gar  nicht 
entwickelt.  Konnte  man  jenen  Kredit  zerstören ,  ehe  der  Per- 
Bonalkredit  sich  als  £j:9atz  entwickelt  hatte,  dessen  sehr  schndle 
Ausbildung  man  allerdings  bei  dem  erwarteten  gewerblichen  Auf- 
schwung infolge  der  Gewerbefreiheit  erhoffte? 

Daneben  waren  zudem  schon  drohend  die  fhtschädigungs- 
forderungen  des  platten  Landes  für  die  am  28.  Oktober  1810 
aufgehobenen  Mahl-  und  Getränkezwangs-  und  Bannrechte  und 
ihr  die  sonstigen  am  2.  November  1810  dort  beseitigten  gewerb- 
lichen Zwangs-,  Vertrags-  und  Zinspflicht  Verhältnisse  aufgetaucht. 
Mit  den  Entschädigungsbestimmuneen  ftlr  den  Verlust  des  Mahl- 
und  Getränkezwangs  war  man  allerseits  unzufrieden,  weil  die 
Brfllllung  der  Entschädigungsbedingungen  unmöglich  erschien. 
Mit  der  Beseitigung  aller  gewerblichen  Abgaben  ohne  Rücksicht 
auf  wohlfundierte  Privatrechte  oder  -Verträge  griff  man  tief  und 
unberechtigt  in  das  Privateigentum  ein.  Über  alles  dies  gingen 
zahlreiche  Beschwerden  ein.  Mit  der  Gewerbefreiheit  war  an 
Stelle  der  ländlichen  ausschliefslichen  Getränkefabrikationsrechte 
die  Befugnis  zum  Brauen  und  Brennen  als  blofses  Personalrecht 
auf  den  Gewerbeschein  getreten.  Durch  den  Verlust  dieses  Fx.- 
klusivrechtes  ging  nach  dem  Bericht  der  Liegnitzer  Regierung 
der  Wert   der   adligen  Ritter-  und  Domänengüter  sehr  zurück. 

*  Welch  grofsen  Wert  die  Gerechtigkeiten  im  ganzen  Staate  hatten, 
mögen  nur  diese  Angaben  illustrieren :  In  Königsberg  waren  die  201  Brau- 
gerechtigkeiten nach  einer  mäfsigen  amtlichen  Schätzung  allein  400  OOOThlr. 
wert;  nach  den  amtlichen  Ausweisen  der  Hypothekenbücher  betmj?  der 
Wert  der  ca.  700  Breslauer  Gerechtigkeiten  verschiedener  Art  922  405  Thlr., 
auf  welchem  500  073  Thlr.  Hypotheken  lasteten.  Dazu  kamen  für  Breslau 
noch  die  Häuser  mit  Fleischbänken  mit  122  286  Thlr.  Wert,  auf  welchen 
68  024  Thlr.  Schulden  lagen,  wobei  die  Fleischerhäuser  an  sich  durch  Alter 
fast  wertlos  waren.  Der  Verlust  der  Besitzer  und  Hjnothekengläubiger 
hätte  bei  gänzlicher  Aufhebung  also  hier  schon  1 045  281  Thlr.  betragen, 
von  denen  100  945  Thlr.  Mündelgelder  und  161  723  Thlr.  Witwengelder 
waren.  Ganz  Schlesien  war  von  Gerechtigkeiten  überschwemmt,  und  in 
den  meisten  Städten  der  anderen  Provinzen  waren  sie  gar  nicht  selten, 
wenn  auch  bei  weitem  nicht  so  zahlreich  und  teuer  wie  in  Schlesien.  In 
Berlin  waren  immerhin  die  24  Apotheken  mit  190000  Thlr.  Hypotheken 
beliehen.  In  Schlesien  waren  aber  selbst  in  kleinen  Städten  oft  für 
mehrere  tausend  Thaler  Gerechtigkeiten  (R  74  K^VHl  ^^^^(^OQ[e 
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Die  Landschaften  wurden  yorsichtig  in  der  Kreditgewährung, 
und  bald  .war  der  Markt  mit  den  zum  Verkauf  stehenden  Gütern 
überfallt.  Ein  gut  Teil  davon  ist  sicher  auf  Kosten  der  trüben 
Zeit  zu  setzen.  Der  durch  die  Vernichtung  der  Mahlzwangs- 
befugnis unter  den  Müllern  angerichtete  Schaden  war  nicht  geringer  ^ 

Der  neue  Entwurf  ging  auf  die  Entschädigungsforderungen 
des  platten  Landes  nicht  ein,  weil  sie,  zufolge  dem  Edikt  vom 
28.  Oktober  1810,  erst  nach  4  Jahren  gestellt  werden  konnten. 
Die  einzige  ftlr  den  Augenblick  den  Gesetzgebern  möglich  er- 
scheinende Entschädigung  dafbr  war  der  Elrlafs  solcher  gewerb- 
lichen Abgaben,  die  das  Gewerbesteueredikt  in  §  80  zur  Schadlos- 
haltung fUr  die  neue  Gewerbesteuer  aufhob.  Der  §  80  erwies 
sich  aber  bald  als  undurchführbar.  Die  städtischen  Gerechtig- 
keiten konnte  und  wollte  der  Staat  nicht  entschädigen,  so  blieben 
nur  die  Kommunen  oder  die  Gewerbetreibenden  selbst  übrig. 
Man  meinte  nicht  mit  Unrecht,  die  Stadtbewohner  gewännen  au« 
gemein  durch  Verbilligung  der  Produkte,  müfsten  also  auch  zur 
Ablösung  beitragen;  denn  es  galt  als  notorisch,  dafs  die  hohen 
Preise  der  Gerechtigkeiten  die  Waren  sehr  verschlechterten  und 
verteuerten,  f^r  den  Nutzen,  der  dem  Konsumenten  aus  der 
freien  Konkurrenz  erwachsen  mulste,  fehlte  es  aber  an  jedem  Mals- 
stab. Dazu  kam  noch  die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhält- 
nisse. Allgemeine  Entschädigungsnormen  dieser  Art  waren  also 
undenkbar,  und  so  entschied  man  sich,  obwohl  nicht  end- 
gültig, dem  Gewerbetreibenden  selbst  die  Entschädigung  auf- 
zubürden. Hinsichtlich  der  Feststellung  des  Ablösungswertes  ent- 
schlofs  man  sich  erst  nach  langem  Schwanken  für  den  W^, 
welchen  schiefslich  das  Gewerbepoh'zeiedikt  festhielt.  Es  wuroe 
angeregt;  die  Gerechtigkeiten  von  relativ  niedrigem  Werte  nicht 
abzulösen;  nach  langen  Erwägungen  entschlofs  man  sich  doch 
für  das  Gegenteil,  um  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  nicht 
zu  verletzen. 

Nur  noch  einige  der  wichtigsten  andern  Fragen,  welche  der 
erste  Entwurf  berücksichtigte.  Der  §  9  des  Gewerbesteueredikts 
verlangte  für  den  gleichzeitigen  Betrieb  verschiedener  Gewerbe 
die  Lösung  der  entsprechenden  Gewerbescheine.  Nur  bei  natür- 
lichem Zusammenhang  der  Gewerbe  sollte  ein  Schein  ausreichen. 
Für  das  Publikum  und  die  Steuerbehörden  waren  natürlich 
speciellere  Bestimmungen  dieses  zu  allgemeinen  Grundsatzes  er- 
forderlich. Hierbei  suchte  man  die  Grenzen  möglichst  weit  zu 
ziehen,  weil  die  Kombination  verwandter  Gewerbe  der  Industrie 
zweifellos  sehr  nützlich  wäre.  E^  wurde  damit  der  alte  Übel- 
stand beseitigt,  dafs  z.  B.  ein  Meister  einen  Wagen  in  eigener 
Werkstatt  nidit  fertig  stellen  durfte,  sondern  strikte  gebunden 
war,  die  verschiedenen  dabei  nötigen  Verrichtungen  von  den 
zünftigen  Meistern,  in  deren  Arbeitsgebiet  sie  fielen,  vornehmen 

*  conf.  weiter  unten.  ^  , 
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zu  lassen.  Im  Oewerbesteueredikt  hatte  der  Gesetzgeber  ftlr 
diejenigen  Gewerbe,  bei  denen  der  ungeschickte  oder  unzuver- 
lässige Betrieb  der  Allgemeinheit  Gefahr  brachte,  einen  Nachweis 
der  technischen  oder  sittlichen  Qualifikation  gefordert.  Dasu 
wurden  im  Entwurf  Erläuterungen  und  eine  Vermehrung  dieser 
an  dergleichen  Bedingungen  geknüpften  Gewerbe  für  nötig 
befunden. 

Den  auf  diesen  Grundzüeen  aufgebauten  Entwurf  vom 
31.  Dezember  1810  lieüs  Hardenoei^  zunächst  bei  den  beteiligten 
Ministerien  kursieren^.  Der  Justizminister  Kircheisen,  welcher 
schon  bei  der  Redaktion  des  Allgemeinen  Landrechts  thätig  ge- 
wesen war,  scheint  nach  seinem  Gutachten  den  Beformen  recht 
teilnahmlos  gegenübergestanden  zu  haben.  Er  beschränkte  sich 
auf  ganz  wenige  juristisch  redaktionelle  Bedenken.  Principiell 
erklärte  er  nur  eine  Belastung  der  Kommunen  mit  Entschädi- 
gungen ftir  ungerecht  und  die  Ablösung  überhaupt  für  undurch- 
mhrbar.  Er  empfahl  an  Stelle  der  Vorschläge  im  Entwurf  die 
Grundsätze  des  Allgemeinen  Landrechts  flkr  die  Auflösung  von 
Korporationen.  Die  Sektion  ftlr  die  indirekte  Besteuerung  im 
Finanzministerium  erklärte  kurz,  vom  steuerlichen  Standpunkte 
keine  Einwendungen  zu  haben,  und  stimmte  im  übrigen  dem 
Votum  des  Justizministers  zu.  Andern  Ministem  legte  der  Staats- 
kanzler nach  den  Akten  den  Entwurf*  nicht  vor.  Im  Gewerbe- 
departement bearbeitete  Hofimann  darauf  selbständig  auf  Grund  dieser 
Voten  und  der  bis  dahin  in  der  Öffentlichkeit  Taut  ^wordenen 
Beschwerden  und  Bedenken  das  Gesetz^.  Nach  den  beiden 
erwähnten  Gutachten  fand  er  wenig  zu  ändern.  Hofimann  glaubte 
zuerst,  wegen  der  Ordnung  des  Verhältnisses  des,,  Bürgerrechts 
zum  Gewerbebetriebe  müfste  eine  grundlegende  Änderung  der 
Städteordnung  stattfinden.  Das  hätte  aber  eine  gänzliche  Ver- 
schiebung der  Grundlagen  der  Städteordnung  bleutet,  und  so 
unterblieb  es  bis  zur  revidierten  Städteordnung  von   18B1. 

Dem  Wunsch  einer  möglichsten  Beachtung  wohlbegründeter 
Rechte  in  dem  neuen  Gesetze  stellten  sich  schon  jetzt  grofse 
Schwierigkeiten  entgegen.  Die  Entschädigungsgrundsätze  formu- 
lierte Hofiinann  in  dieser  Arbeit  in  der  Hauptsache  bereits  so,  wie 
sie  das  schliefsliche  Gesetz  annahm;  sie  unterschieden  sich  un- 
wesentlich von  denen,  welche  er  in  seiner  mehrfach  citierten 
Schrift  von  1803  vorgeschlagen  hatte.  Danach  sollte  jeder  neu 
sich  ansiedelnde  Gewerbetreibende,  wenn  am  Orte  für  sein  Ge- 
werbe Gerechtigkeiten  bestanden,  nur  dann  einen  Gewerbeschein 
erhalten,  wenn  er  eine  Gerechtigkeit  kaufte  oder,  wenn  keine  zum 
Verkaufe  stand,  eine  solche  verzinste.  Mit  diesen  Zinsbeträgen 
sollten  die  Gerechtigkeiten  allmählich  abgelöst  werden  und  erst, 
wenn  alle  in  dieser  Weise  beseitigt  waren,  das  Gewerbe  firei  sein. 


1  Bohrscheidt,  Zunftzwang  S.  425 ff. 

2  Ebenda  S.  427  ff. 
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Oerechtigkeiten  unter  50  Thaler  Wert  wollte  Hoffinann  ohne 
weiteres  aufheben;  die  Städte  protestierten  dagegen  aber  so  leb- 
haft, dafs  man   im   Gesetz  eine  allgemeine  Abl()sung  zugestand. 

Da  Hardenberg  mit  der  ersten  Gruppe  seiner  Reformen,  be- 
sonders mit  den  Steuerplänen,  auf  so  hartnäckigen  Widerspruch 
vornehmlich  bei  den  Ständen  stiefs,  verwirklichte  er  in  etwas  die 
mehrmals  verheifsene  Nationalropräsentation.  £>  berief  die  Landes- 
deputiertenversammlung ^,  welche  aus  45  von  der  Krone  er- 
nannten Vertretern  der  einzelnen  Stände,  aus  Beamten  und 
einigen  besonders  zugelassenen  Nebendeputierten  bestand.  Durch 
diese  „nationale  Vertretung"  wollte  er  das  Land  von  der  Not- 
wendigkeit der  bereits  von  ihm  erlassenen  Gesetze  tiberzeugen 
und  auf  neue  Reformgesetze  vorbereiten.  Er  gab  der  Versamm- 
lung daher  Beratungs-  aber  nicht  Beschliefsungsrechte.  Des 
Staatskanzlers  Reformen,  und  nicht  zum  wenigsten  die  Gewerbe- 
freiheit,  erfuhren  hier  die  schärfste  Opposition,  so  dafs  er  die  den 
Deputierten  verheifsene  möglichste  Berücksichtigung  ihrer  Wünsche 
sehr  einschränken  mufste.  Er  bekam  nichts  als  Klagen  zu  hören: 
viele  ungerechte,  manche  gerechte;  seine  Elrwartungen  von  der 
Repräsentation  waren  wohl  getäuscht.  Den  zahllosen  Beschwerden 
gegenüber  wies  er  auf  das  bevorstehende  Gesetz  hin,  welches  er 
schnell  emanieren  zu  können  glaubte. 

Bei  den  unerwartet  grofsen  Schwierigkeiten  verzögerte  das 
Gesetz  sich  immer  länger,  so  dafs  wiederholt  von  neuen  Unruhen 
in  der  Bevölkerung  (z.  B.  aus  Breslau,  Berlin,  Liegnitz,  Glogau) 
berichtet  wurde.  Da  nicht  bekannt  wurde,  ob  die  Deputierten 
in  Berlin  etwas  ausgerichtet  hatten,  —  denn  noch  hatte  man 
ihnen  nichts  zur  Beratung  vorlegen  können,  —  weigerten  sich 
Ende  Januar  1811  die  Breslauer  Gewerbetreibenden,  Gewerbe- 
scheine zu  lösen.  Sie  wollten  vor  der  Sicherung  ihrer  Entschä- 
digungen keine  Gewerbesteuer  zahlen  und  beunruhigten,  zu- 
sammengerottet, die  Magistratssitzungen.  In  Berlin  fand  eine 
stürmische  Versammlung  der  Gewerbetreibenden  statt,  um  über 
die  Verpflichtung  zünftiger  Gewerbethätiger  zur  Gewinnung:  des 
Bürgerrechts  zu  beraten.  Ähnlich  verhandelten  die  Deputierten 
der  Berliner  Kaufmannschaft  in  zwei  Versammlungen,  und  sie 
und  zahlreiche  andere  Gewerbetreibende  erklärten  öflFentlich,  nicht 
eher  Gewerbescheine  zu  lösen,  bis  die  Beschlüsse  der  Deputierten 
und  der  Regierung  über  die  Entschädigung  der  Realrechte  be- 
kannt gegeben  wären.  Die  Liegnitzer  und  Glogauer  Bäcker, 
Schlächter  und  Schuhmacher  erregten  wegen  der  Aufhebung 
ihrer  alten  Rechte  Unruhen.  Die  Ältesten  der  Reichskrämer- 
innung sandten  an  sämtliche  Berliner  Mitglieder  eine  Aufforde- 
rung, vor  Bekanntgabe  der  Entschädigungsgrundsätze  keine  Ge- 
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-  Vereleiche  als  Ergänzung  hierzu  die  nicht  uninteressanten  Aus- 
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werbesteuer  zu  entrichteD.  Hardenberg  sah  sich  genötigt,  dem 
Berliner  Magistrat,  der  im  Herzen  auf  Seiten  der  Unzuiri^enen 
stand,  eine  kräftige  Zurechtweisung  wegen  seines  schwachen  Be-  . 
nehmens  diesen  Bewegungen  gegenüber  zu  erteilen,  und  die 
Ältesten  der  Reichskrämerinnung  ernstlich  zu  verwarnen.  Im 
übrigen  gelang  die  Beruhigung  der  Bevölkerung  auf  gütlichem 
Wege.  Sack  und  Schuckmann  erklärten,  in  den  Unruhen 
äufserte  sich  nicht  der  Geist  der  Widersetzlichkeit,  sondern  nur 
die  aus  der  Ungewifsheit  entspringende  Furcht  vor  Verlust^i. 
Sie  beide,  wie  zahlreiche  Behörden  aus  den  einzelnen  Landes- 
teilen, hielten  eine  möglichst  schnelle  Beendigung  der  Qesetzes- 
arbeit  und  eine  vorläufige  Aufklärung  der  Bevölkerung  über  die 
Absichten  der  Regierung  zur  Beruhigung  des  Landes  fbr  nötig. 
(11.  Februar  1811.)  Hardenberg  Hefs  denn  auch,  obwohl  Hoff- 
mann seine  Revision  so  gut  wie  beendet  hatte,  und  die  Emana- 
tion des  Gesetzes  nahe  schien,  durch  die  Regierungen  eine  Er- 
klärung veröfientlichen.  Sie  verriet  aber  diplomatisch  im  Grunde 
wenig  über  seine  Absichten.  Es  sollte  nach  ihr  die  Lösung 
eines  Gewerbescheines  in  Zukunft  an  der  Verpflichtung,  das 
Bürgerrecht  zu  gewinnen  und  die  bürgerlichen  Lasten  zu  trasen, 
nichts  ändern,  und  der  Wert  der  ausscUielsUchen,  vererblichen 
und  veräufserlichen  Bankgerechtigkeiten,  soweit  sie  sich  gesetz- 
lich zu  einer  Ablösung  eigneten,  bis  zur  baren  Ablösung  dadurdi 
erhalten  werden,  dafs  diejenigen,  welche  einen  Gewerbebetrieb, 
wof)ir  Gerechtigkeiten  vorbanden  waren,  auf  Grund  eines  Ge- 
werbescheines ohne  solche  Gerechtigkeit  begründen  wollten,  einer 
besonderen  Abgabe  unterworfen  würden,  welche  die  Besitzer 
eines  Realrechtes  nicht  zu  zahlen  brauchten.  Der  letzte  Passus 
entsprach  zwar  Hoffmanns  Vorschlägen;  nach  dem  endgtdtigen 
Gesetz  mufsten  aber  auch  die  Real^echtigten  die  Ablösungs- 
abgabe zahlen. 

Hoflmann  hatte  seine  Arbeit  am  6.  Februar  1811  beendigt, 
und  Hardenberg  legte  den  neuen  Entwurf  zunächst  nur  einzelnen 
unter  den  Deputierten,  z.  B.  aus  Breslau,  Königsberg,  Schmiedeberg 
vor.  Ihre  Gutachten  waren  bereits  Mitte  Februar  1811  fertiggestellt^. 
Es  waren  Klagen  und  wieder  Klagen  über  das  Gewerbesteueredikt, 
die  sich  fast  in  nichts  von  den  oben  behandelten  der  Städte 
unterschieden^.  Man  verteidigte  die  Zunftverfeissung  mit  den 
alten  Argumenten  und  suchte  möglichst  viel  davon  für  die  neue 
Gesetzgebung  zu  retten.  In  den  Beschwerden  und  Wünschen, 
die  einer  einseitig-egoistischen  und  geistlosen  Auffiussung  der  Dinge 
entsprangen,  schössen  diese  gutachtlichen  Äufserungen  weiter  über 
das  Ziel  hinaus,  als  es  die  Gesetzgeber  in  ihren  Erwartungen 
von  der  Gewerbefreiheit,  die  zu  doktrinär  im  Gewerbesteuere£kt 
zum  Ausdruck  gekommen  waren,  gethan   hatten.     Zustimmung 

'  Das  letzte  des  Schmiedeberger  Deputierten  vom  16.  II.  1811. 
«  Robrscheidt:  Vom  Zunftzwang  S.  441  ff. 
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zu  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwürfe  fand  sich  auf  dieser 
Seite  sehr  selten.  Für  das  Prineip  der  Freiheit  erklärte  sich 
eigentlich  nur  der  Schmiedeberger  Deputierte  und  ein  Vertreter 
der  kurmärkischen  Stände,  wofern  auf  die  Wahrung  begründeter 
Rechte  gehalten  würde.  In  den  Meinungen  der  Befragten  spie- 
gelte  sich  die  öffentliche  Ansicht  über  das  Gewerbesteueredikt 
wieder.  Als  man  die  Festigkeit  der  Regierung  in  ihren  Grund- 
sätzen sah,  baten  die  wenigen  Gemäfeigten  unter  den  Deputierten, 
wenigstens  keine  übereilten  Schritte  zu  thun,  und  durch  Über- 
gangsbestimmungen den  Gewerbetreibenden  die  Möglichkeit  der 
Anpassung  an  die  neuen  Dinge  zu  geben,  diese  nicht  mit  einem 
Schlafe  um  ihr  Vermögen  zu  bringen  und  den  Kredit  nicht  zu 
vemicnten.  Hardenberg  glaubte  den  Klagen  und  schwarz- 
seherischen Prophezeiungen  der  radikalen  Zunftfreunde  nicht,  wie 
seine  zahlreichen  Randbemerkungen  zu  den  Gutachten,  als  „über- 
trieben," „mafelos  übertrieben,**  und  ähnHches  verraten.  Die  Er- 
füllung der  Deputiertenwünsche  hätte  in  der  That  eine  völlige 
Wiederherstellung  der  alten  Verfassung  bedeutet,  im  besten  Falle 
mit  einigen  bedeutungslosen  Reformen,  und  dafür  waren  weder 
Hardenbeig  noch  seine  Berater  zu  haben. 

Nach  diesen  Gutachten,  den  praktischen  Erfahrungen  bis 
dahin  und  den  Beratungen  im  Schofse  der  Behörden  legte  Hoff- 
mann am  22.  Februar^  einen  Bericht  und  am  23.  Februar  neue 
redaktionelle  Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  vor,  worauf  Sack 
und  Schuckmann  dem  Staatskanzler  einen  entsprechend  modifi- 
zierten Gesetzentwurf  unterbreiteten.  Dieser  unterschied  sich  von 
dem  früheren  in  der  Hauptsache  dadurch,  dafs  eine  Änderung 
der  Entschädigungsgrundsätze,  sowie  sie  das  Gesetz  fast  unver- 
ändert auinahm,  stattgefunden  hatte.  Man  hatte  eingesehen,  die 
Entschädigung  konnte  nicht  lediglich  den  neu  sich  Ansiedelnden 
aufgebürdet  werden,  sollte  die  Ablösung  sich  überhaupt  je  ver- 
wirklichen. Manche  Städte  hatten  so  viele  Zwangsgerechtig- 
keiten, dafs  nicht  einmal  deren  Besitzer  bei  freier  Konkurrenz 
hätten  nebeneinander  bestehen  können.  Deshalb  ruhten  viele 
Realberechtigungen,  wurden  also  trotz  des  ausschliefslichen  Rechtes 
gar  nicht  benutzt  und  waren  daher  offenbar  flir  die  Befriedigung 
der  Nachfrage  überflüssig.  Wie  sollte  dich  da  ein  neuer  Gewerbe- 
treibender etablieren  ?  Wo  nicht  ganz  so  viele  Gerechtigkeiten  be- 
standen, hätten  sich  auch  nur  sehr  allmählich  neue  Betriebe  aufgethan, 
und,  wie  viel  Realberechtigungen  auch  bestehen  mochten,  die  neuen 
Gewerbetreibenden  hätten  trotz  des  obrigkeitlichen  Schutzes  bei  den 
Schikanen  der  alten  kaum  bestehen  können.  Ablösungsfonds 
wären  nicht  entstanden,  und  das  ganze  Verfahren  mufste  illuso- 
risch bleiben.  Daher  sollten  alle,  die  wirklich  das  Gewerbe 
selbständig  ausübten,  die  Abgabe  zahlen.  Um  das  Sinken  des 
Preises  der  Gerechtigkeiten  zu  verhindern  und  sie  nicht  zu  Speku- 


>  Rohrscheidt  1.  c.  S.  432. 
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latioDsobjekten  zu  machen,  aoUten  sie  im  Preise  durch  eine  Taxe 
fixiert  werden.  Jetzt  sollte  auch  nicht  mehr,  wie  im  ersten  Ent- 
wurf, jeder  neue  Gewerbetreibende  eine  Gerechtigkeit  allein  yer- 
zinsen,  weil  sonst  in  den  Städten  mit  vielen  und  teuren  Gerech- 
tigkeiten —  2.  B.  in  Breslau,  wo  eine  Bäckergerechtigkeit  4000 
Thaler  kostete  —  nur  recht  wohlhabende  neue  Meister  sich  hätten 
ansiedeln  können.  Nach  dem  neuen  Entwurf  und  schliefslich 
auch  dem  Gesetz  hatten  alle  Meister  solidarisch  für  die  Auf- 
bringung der  Gesamtsumme  der  Zinsen  ihres  Gewerbes  zu  haften. 
Die  Umlegang  der  Beiträge  der  Einzelnen  wollte  man  nach  dem 
Betriebsumfang  vornehmen,  um  auch  den  weniger  Bemittelten 
überall  den  Vorteil  der  Gewerbefreiheit  zuzuwenden.  In  dieser 
Weise  hofifte  Hoffinann  in  längstens  31  Jahren  die  Ablösongs- 
angelegenheit  beendet  zu  sehen,  meist  jedoch  schon  früher,  weil 
diejenigen,  welche  ihre  Berechtigungen  unter  dem  Taxwert  an- 
boten, jedesmal  zuerst  abgelöst  werden  sollten.  In  diesen  E2r- 
wartungen  täuschte  man  sich,  wie  in  manchen  andern,  sehr 
gründlich  \ 

Den  sonst  wenig  veränderten  Elntwurf  legte  Hardenbei^  der 
Deputiertenversammlung  gleich  nach  ihrer  Bröfihung  am  28. 
Februar  1811  vor,  wo  die  Vorschläge  eine  ziemlich  feindselige 
Aufnahme  fanden.  Überhaupt  begegneten  die  sämtlichen  Keform- 
pläne  Hardenbergs  hier,  wie  auch  sonst  im  Lande,  einer  scharfen 
Opposition.  Einen  Teil  der  Vertreter,  besonders  aus  den  gröfsten 
Städten,  zog  der  Staatskanzler  zu  den  Beratungen  in  den  Mini- 
sterien; die  übrigen  berieten  gemeinsam  in  vier  Abteilungen 
unter  dem  Vorsitz  der  anwesenden  vier  Regierungspräsidenten. 
Zur  Erleichterung  und  Beschleunigung  der  Verhandlungen  hatte 
er  die  strittigsten  Punkte  in  wenigen  Fragen  formulieren  lassen. 
Über  die  Ergebnisse  der  Beratungen  darüber  Hefs  er  sich  be- 
richten und  übergab  sie  dann  dem  Gewerbedepartement  zu  mög- 
lichster Berücksidatigung  im  Gesetz.  Die  Erörterungen  der  ver- 
sammelten Nationalvertreter  bewegten  sich,  soweit  sie  die  neue 
Gewerbegesetzgebung  betrafen,  hauptsächlich  um  die  Elntschä- 
digung  der  Realrechte  in  Stadt  und  Land  und  hatten  keine  neuen 
wesentlichen  Resultate  aufser  der  Erkenntnis,  dafs  entgegen  den 
Erwartungen  Hardenbergs  doch  durch  Aufhebung  der  ländlichen 
Ausschliefsungs-  und  Zwangsrechte  (am  28.  Oktober  1810)  all- 
gemein Schaden  einzutreten  schien.  Anerkannt  hat  das  Harden- 
berg allerdings  auch  später  nicht,  obgleich  die  Theorie  auf  diesem 
Gebiete  fürs  erste  kläglich  Fiasko  machte.  Die  Versammlung 
machte  nicht  die  bisherigen  Zwangs-  und  Bannpflichtigen,  sondern 
den  Staat  fUr  die  Schadloshaltung  der  Berechtigten  haftbar,  woiu 
er  sich  allerdings  im  Edikt  schon  bereit  erklärt  hatte.    Trotz  der 


^  Das  urteil  Kohrscheidts  fiber  Ho  ff  mann  8  Ablösungsvorachlfige 
S.  489  ist  nach  den  späteren  Erfahrungen  unzatreffend.  conf.  weiter  unten 
die  Entstehungsgeschichte  der  Entschädigungsordnung  vom.47.  L  1845. 
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sahireich  über  diesen  Punkt  einlaufenden  Beschwerden  konnte 
die  Realisierung  dieser  Entschädigung  noch  gar  nicht  in  Frage 
kommen,  weil  dem  £dikt  vom  28.  Oktober  1810  zufolge  erst 
vom  28.  Oktober  1814  an  Ansprüche  erhoben  werden  konnten. 
Das  Gewerbepolizeiedikt  ging  also  nicht  darauf  ein,  sondern  nahm 
nur  eine  Beschränkung  der  Neuanlagen  von  Getränkefabrikations- 
stätten vor,  von  der  noch  zu  sprechen  sein  wird. 

Indessen  drängten  unablässig  zahlreiche  Beschwerden  und 
Anfragen  der  Regierungen  auf  Beschleunigung  des  Gesetzes. 
Auch  Schuckmann,  der  neue  Minister  des  Innern^  legte  wieder- 
holt dem  Staatskanzler  die  Dringlichkeit  des  Gesetzes  nahe. 
Aber  immer  neue  Bedenken  erhoben  sich  gegen  den  Entwurf, 
zu  deren  Beseitigung  Hardenberg  noch  die  Gutachten  der  ein- 
zelnen Regierungen,  anderer  Behörden  und  verschiedener  Beamten 
seiner  Umgebung  heranzog.  Nach  den  Erörterungen  aller  dieser 
Bedenken  wurde  der  dritte  und  letzte  Entwurf  ergänzt,  welcher 
dann  die  Königliche  Sanktion  erhielt  Unter  andern  liefs  der 
Staatskanzler  auch  den  Entwurf  von  dem  damals  dreifsigjährigen 
V.  Raumer,  der  zu  seinen  besonderen  Schützlingen  gehörte,  be- 
gutachten. Dieser  verteidigte^  durchaus  die  Gewerbefreiheit  und 
redete  in  der  Hauptsache  den  Hoffinannschen  Vorschlägen  das 
Wort  Auf  seine  Befürwortung  legte  man  bei  der  Abschätzung 
der  Gerechtigkeiten  den  Wert  vom  1.  November  1810  zu  Grunde. 
Den  zehnjährigen  Durchschnittswert  hatte  man  nicht  festhalten 
können,  wie  vorgeschlagen  war,  weil  die  Preise  der  Gerechtig- 
keiten kurz  vor  dem  Kriege  sehr  gestiegen  waren.  Man  hielt  es 
{\Xr  gerecht,  den  Kaufwert  am  Auf  hebungstermin  zu  vergüten, 
obwohl  er  relativ  niedrig  war;  aber  man  sagte  sich,  die  ELegie- 
rung  hätte  ohne  das  Gewerbesteueredikt  durch  häutige  Ansetzung 
von  Freimeistern  und  andre  Beförderung  indirekter  Konkurrenz 
doch  verhindert,  dafs  die  Gerechtigkeiten  je  vrieder  den  alten 
Wert  erreichten.  Es  wurde  endgültig  bestimmt,  der  Magistrat 
sollte  die  städtischen  Berechtigungen  abschätzen  und  lediglich  die 
in  die  Hypothekenbücher  eingetragenen  wären  entschädigungs- 
berechtigt 

Über  die  Schadloshaltung  der  ehemaligen  ländlichen  Zwangs- 
und Bannberechtigten  pflog  man  auch  eine  Reihe  von  Beratungen. 
Die  Deputierten  hatten,  wie  gezeigt,  im  Fall  der  Notwendigkeit 
einer  Ablösung,  die  ihnen  nicht  zweifelhaft  erschien,  für  die  Ent- 
schädigungspUicht  des  Staates  gestimmt  und  gleichzeitig  wenig- 
stens eine  Milderung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28. 
Oktober  1810  versucht.  Sie  hatten  Hardenberg  gebeten,  den 
Provinzialregierungen  die  Deklaration  zugehen  zu  lassen,  das 
auf  freiem  Vertrag  beruhende  Krugverlagsrecht  wäre  durch  das 
Gesetz  nicht  mit  aufgehoben.  Zur  Begründung  ihrer  Bitte  hatten 
sie  dem  Staatskanzler  gesagt,  die  Pächter  auf  dem  Lande  könnten 

>  GntachteD  vom  16.  V.  1811.    1.  c.  M  23.  ^  j 
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beim  Verlust  ihres  ausschliefslichen  Rechtes,  Getränke  zu  fabri- 
zieren, und  verlagspflichtige  Krüger  mit  dem  QeträDkebedarf  zu 
versehen,  die  Getränkepacht  nicht  weiter  zahlen;  dann  auch  des- 
halb nicht,  weil  diese  den  Krügern  gewöhnlich  für  das  Zwangs- 
recht durch  Vertrag  Land  abträten.  Man  wollte  auf  dem  Lande, 
sagten  sie  ihm  weiter,  gar  nicht  recht  glauben,  dafs  das  vertrags- 
mäfsige  Krugverlagsrecht  durch  jenes  Edikt  mitbeseitigt  sein 
könnte,  trotz  des  unzweideutigen  Wortlauts,  und  umsomehr,  als 
das  Eklikt  vom  9.  Oktober  1807  es  ausdrücklich  ausgesprochen 
hätte,  es  sollten  alle  auf  Verträgen  und  Kaufbriefen  sich  grün- 
denden Verpflichtungen  bestehen  bleiben.  Es  lag  hier  einer  jener 
nicht  seltenen  Widersprüche  vor,  in  die  sich  die  etwas  eilfertige 
Gesetzgebung  von  1810/11  mit  andern  Gesetzen  nnd  rechtlichen 
Verhältnissen  im  Staate  setzte.  Durch  den  dann  notwendigen, 
wenn  auch  diplomatisch  wohl  gefügten  Widerruf  zog  man  den 
berechtigten  Vorwurf  der  Inkonsequenz  auf  sich  und  bereitete 
sich  selbst  zahllose  Schwierigkeiten.  Die  Deputierten  erkannten 
schon  jetzt  richtig  die  Unmöglichkeit  des  gesetzmäfsigen  Nach- 
weises erlittenen  Schadens  nach  dem  Edikt  vom  28.  Oktober 
1810,  aufserdem  wäre  der  Weg  des  Rechtens  versperrt,  denn 
der  Staat  fungierte  als  Partei  und  Richter  zugleich.  Die  Ver- 
sammlung billigte  auch  die  Aufhebung  des  Mühlenzwanges  nicht; 
sie  hielt  ferner  die  Gewerbefreiheit  auf  diesem  Gebiete  nicht  für 
nötig,  es  könnte  der  zuständigen  Polizeibehörde  das  Recht  ge- 
geben werden,  die  Errichtung  neuer  Mühlen  zu  gestatten  oder 
selbst  zu  erzwingen,  wo  die  vorhandenen  fiir  die  Bedarfsdeckung 
nicht  reichten.  Dann  müfsten  die  Mifsstände  einer  zu  grofsen 
Entfernung  der  Mühle,  einer  Übervorteilung  oder  schlechten  Be- 
handlung der  Mahlgäste  durch  den  Müller,  wenn  der  Mahlzwang 
gegen  eventuelle  Entschädigung  aufgehoben  bleiben  sollte,  ver- 
schwinden. Die  Entschädigungsfrage  hielt  Hardenberg  für  ver- 
früht. Nur  für  die  Getränkefabrikation  schränkte  er  die  ge- 
währte Freiheit  ein. 

Die  Vertreter  des  Grundbesitzes  in  der  Kepräsentantenver- 
sammlung  hatten  energisch  gegen  die  Schmälerung  ihrer  Rechte 
Widerspruch  erhoben.  Eine  Reihe  von  Mifsständen  war  notorisch. 
Es  waren  zu  wenig  Schänken  auf  dem  Lande,  die  Getränke 
äulserst  minderwertig,  nur  die  Konkurrenz  konnte  ein  wohlfeileres 
und  besseres  Produkt  bewirken*.  Zu  viele  Schänken,  meinte  man 
aber,  und  die  Regierung  sah  das  ein,  müfsten  die  Moralität  der 
Landbewohner  gefährden.  Deshalb  sollten  nur  nach  dem  Be- 
dürfnis neue  Schankstätten  von  der  Ortspolizeibehörde  konzessio- 
niert werden. 

Schwieriger  war  die  Lösung  bei  der  Gßtränkefabrikation. 
Die  Regierungen  hatten  nach  dem  Erlafs  des  Gewerbesteueredikts 
bei  der  EIrteilung  von  Gewerbescheinen  fUr  neue  Brennereien 
und  Brauereien  keine  Schwierigkeiten  gemacht  und  dem  freien 
Verkauf  der  Produkte  dieser   an   bisher  Vertragspffichtige  jkeine 
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Hindernisse  in  den  Weg  gelegt,  sodafs  trotz  des  herrschenden 
Kapitalmangels  recht  viele  Getränkefabriken  neu  begründet  waren. 
Zahlreiche  Beschwerden  der  geschädigten  alten  Unternehmer  liefen 
ein,  und  man  beschlofs  eine  Beschränkung  der  freien  Konkurrenz 
auf  diesem  Gebiete,  allerdings  nicht  im  Interesse  der  Aus- 
schliefsungsrechte  der  Beschwerdeführer.  Man  ging  dabei  von  der 
Erwägung  aus,  nur  eine  gröf»ere  Brauerei  könnte  gutes  Bier  her- 
stellen. Das  liefs  sich  aUerdings  nicht  als  Konseauenz  aus  den 
liberalen  Theorien  herleiten;  man  war  eben  docn  schon  weit 
weniger  doktrinär  in  den  Folgerungen  aus  der  Theorie  als  in 
den  Edikten  vom  27.  Oktober  bis  2.  November  1810.  Man 
hatte  schon  aus  der  Erfahrung  gelernt  und  lernte  bei  der  Kolli- 
sion von  Theorie  und  Praxis  bald  noch  mehr.  Eine  grölsere 
Brauerei,  gab  man  zu,  hatte,  gut  geleitet,  trotz  der  Gewerbe- 
freiheit eine  Art  natflrhchen  Monopols.  Ebenso  hielt  man  den 
Brennereibetrieb  im  grofsen  Gutsb^irk,  in  Verbindung  mit  Vieh- 
mast für  meist  gegen  Konkurrenz  gefeit.  iSo  schienen  den  Ge- 
setzgebern die  ehemaligen  künstlichen  Monopole  nur  durch  natür- 
liche beim  freien  Wettbewerb  ersetzt.  Es  sollte  zum  Betrieb  der 
Getränkefabrikation  der  Nachweis  eines  Grundbesitzes  von  15000 
Thalem  nach  landschaftlicher  Taxe  notwendig  sein.  Man  glaubte 
durch  diese  Bedingung  das  Interesse  der  Allgemeinheit  mit  dem 
der  einzelnen  Berechtigten  richtig  zu  vereinigen,  den  gewerblichen 
Fortschritt  nicht  unmöglich  und  den  Schaden  fUr  die  bisher  Be- 
rechtigten möglichst  gering  gemacht  zu  haben.  Man  hatte 
15000  als  Minimum  dieser  Grundwertbedingung  gewählt,  um 
den  beabsichtigten  Zweck  um  so  besser  zu  erreichen.  Es  sollten 
die  bisher  Berechtigten  und  auch  deren  Gläubiger  nicht  gefährdet 
werden.  Anfangs  hatte  man  10000  Thaler  als  Minimum  vorge- 
schlagen; man  wünschte  aber  nicht,  dafs  Spekulanten  kleine 
adelige  Güter  nur  der  Spiritusfabrikation  wegen  erwürben.  Durch 
P>höhung  auf  15000  Thaler  erschwerte  man  ihnen  das,  schon 
weil  sich  bei  solchem  Umfang  des  Areals  die  Notwendigkeit, 
Landbau  zu  treiben,  vergröCserte.  Schliefslich  wollte  man  bei 
der  agrarischen  Not  dem  Gutsbesitzer  einen  Industriezweig  sichern, 
der  ihm  unter  allen  Umständen  nützlich,  ja  unentbehrlich  war^ 
und  verhüten,  dafs  auf  kleinen  der  Grenze  nahen  Bauerngütern 
lediglich  des  Schmuggels  wegen  Brennereien  angelegt  würden. 

Diese  Beschränkung  in  der  Neuanlage  von  Brauereien  und 
Brennereien  fand  eine  Ergänzung  in  den  neuen  Bestimmungen 
über  das  Krugverlagsrecht,  welche  die  im  Gesetz  vom  28.  Ok- 
tober 1810  verordnete  Aufhebung  des  Verlagsrechtes  sehr  wesent 
lieh  modifizierten  und  unzweifelhaft  aber  notgedrungen  einen 
Schritt  rückwärts  thaten.  Sie  liefsen  nämlich  den  Getränkezwang 
nur  soweit,  als  er  den  einzelnen  Konsumenten  traf,   aufgehoben; 


*  R  74  K  VIII.    Grunds,  bei  Anl.  von  Windmühlen  und  Brennereien 
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unberührt  aber  das  Kragverlagsrecht  der  ländlichen  Getränke- 
fabrikanten, soweit  es  auf  einem  Vertrage  swischen  dem  Be- 
rechtigten und  Verpflichteten,  oder  auf  Verjährung  beruhte.  Die 
Ablösung  desselben  blieb  der  freien  Vereinbarung  zwischen  den 
Beteiligten  überlassen.  Die  Grundwertbedingung  in  Verbindung 
mit  dieser,  man  darf  sagen,  Wiederherstellung  des  Krugver- 
lagsrechtes sollten  die  Vernichtung  des  ländlichen  Realkredits  in 
erster  Linie  verhindern.  &  wurde  schon  oben  berührt,  und 
darauf  machte  Schuckmann  den  Staatskanzler  zu  wiederholten 
Malen  während  der  Ausarbeitung  des  Gesetzes  aufmerksam,  dafs 
durch  die  Umwandlung  der  bisherigen  ländlichen  Getränkereal- 
berechtigungen  zu  blofsen  Personalrechten  infolge  der  Freigabe 
der  Getränkefabrikation  das  ganze  ländliche  RealkreJitsystem 
erschüttert  wurde.  Die  ländlichen  Grundstücke  waren  von  den 
Landschaften  hoch  beliehen  und  in  die  taxierten  Beleihungswerte 
vor  allem  das  Krugverlagsrecht  und  das  ausschliefsliche  Getränke- 
fabrikationsrecht eingerechnet.  Am  Johannistermin  1811  wollten 
verschiedene  Landschaften  die  Kredite  kündigen,  weil,  solange 
die  Absichten  des  Staates  nicht  feststanden,  das  Verlags-  und 
Fabrikationsrecht  flir  Getränke  bei  der  Feststellung  der  Be- 
leihungsgrenze  nicht  mehr  berücksichtigt  werden  konnte.  Die 
Landschaften  fragten  deshalb  wiederholt,  besonders  aus  dem  mit 
solchen  Rechten  gesegneten  Schlesien,  bei  Schuckmann  w^en 
des  Standes  der  Angelegenheit  an,  denn  mit  der  Verzögerung 
des  Gesetzes  wuchs  ihre  Verlegenheit.  Bei  einer  etwa  erfolgenden 
Kündigung  hätten  sicher  die  meisten  Gutsbesitzer,  bei  der 
trüben  Zeit,  fallieren  müssen  \  zumal  sie  unter  einer  Absatz- 
krisis  litten,  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte  sehr 
niedrig  standen,  und  auch  den  Landwirten  wie  allen  andern  Staats- 
bürgern wegen  der  Finanznot  neue  Abgaben  und  Lasten  auferlegt 
werden   mufsten. 

Nur  noch  ein  paar  Bemerkungen  über  andere  Materien, 
deren  Regelung  das  Gewerbepolizeiedikt  unternahm.  Das  Eklikt 
vom  2.  November  1810  hob  das  Auf-  und  Vorkaufsedikt  vom 
17.  November  1747  und  das  Hausieredikt  von  demselben  Tage 
auf.  Damit  beseitigte  es  die  bisherigen  Schranken  für  den 
Hausierhandel.  Die  Behörden,  wie  des  öfteren  berichtet  wurde, 
brachten  aber  das  alte  Hausieredikt  noch  in  Anwendung,  ob- 
wohl es  in  vollständigem  Widerspruch  zur  herrschenden  Gewerbe- 
freiheit stand.  Hardenberg  und  seine  Rate  vertraten  bei  der 
neuen  Legislation  den  Standpunkt,  der  Hausierhandel  sollte  in 
dem  neuen  Gesetz  nur  soweit  beschränkt  werden,  als  die  öffent- 
liche Sicherheit  es  erforderte.     Den  Regierungen  konnte   auf  die 

1  R  74  K  VIII  M  23  and  24.  Nach  den  Angaben  des  echlesisehen 
General-Landschaftsdirektoriams,  nm  nur  ein  Beispiel  zur  lllnatrierang 
anzuführen,  wären  bei  Nichtveranschla^ng  jener  beiden  Rechte  allein 
bei  den  Grütem  in  den  12,  zum  oberschlesischen  Kreditsyatem  gehörenden 
Kreisen  rund  2  684  000  Thlr.  an  Taxwert  weggefallen.       ^  i 
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häufigen  Anfragen  lange  keine  Instruktion  erteilt  werden,  weil 
man  sich  noch  nicht  über  die  Gestaltung  der  beabsichtigten  Ver- 
mittlung zwischen  der  Gewerbefreiheit  und  den  Forderungen  der 
öffentlidien  Sicherheit  klar  war.  So  geriet  man  bei  der  Häutig- 
keit der  Anfragen  auch  hier  in  Verlegenheit.  Von  der  Abgaben- 
sektion des  Departements  Rir  die  Staatseinkünfte  wurde  mehr- 
mals  infoige  praktischer  Schwierigkeiten  die  Aufnahme  einer 
Bestimmung  in  das  Gesetz  angeregt,  welche  den  Handel  mit 
hochimpostierten  Waren  auf  dem  platten  Lande  von  der  Ge- 
nehmigung der  Abgabenbehörden  abgängig  machte,  weil  dieser 
Handel  dem  Abgabeninteresse  am  ge&hrlichsten  wäre  und  des- 
halb auf  die  dem  Landmann  unentbehrlichsten  Gegenstände  be- 
schränkt werden  sollte.  Die  Sicherung  der  Abgaben  regelte 
dann  der  §  151  des  Gesetzes,  der  in  der  Praxis  durch  zu  fiska- 
lische Auslegung  dem  Staatskanzler  später  manche  Ungelegen- 
heiten   bereitete. 

Femer  hatte  der  §  30  des  Gewerbesteueredikts  alle  gewerb- 
lichen Abgaben,  die  ftbr  die  Berechtigung  zum  Gewerbebetrieb 
auf  königlichen,  städtischen  und  Privatgütem  gezahlt  wurden, 
als  Gegenleistung  für  die  neue  Gewerbesteuer  aufgehoben.  Es 
war  einer  der  unbesonnensten  Paragraphen  des  Gesetzes.  Schon 
während  der  Beratungen  zum  Gewerbepolizeiedikt  wurden  aufser- 
ordentlich  viele  Beschwerden  an  Hardenberg  und  Prozesse  zwischen 
Gutsbesitzern  und  Abgabenpflichtigen  geführt.  Zum  Schlufs 
kam  man  deshalb  auch  noch  einmal  auf  diese  Bestimmung  zu 
sprechen,  entschlofs  sich  aber,  im  Gesetz  nichts  darüber  zu  ver- 
ordnen, weil  über  den  Erfolg  der  Mafsregel  noch  nicht  genügend 
Erfahrungsmaterial  gesammelt  wäre. 

Manche  Gewerl^  hatte  das  Ilkiikt  vom  2.  November  1810 
dem  freien  Wettbewerb  überlassen,  welche  das  vom  7.  September 
1811  an  ffewisse  Bedingungen  knüpfte,  wie  die  Getränkefabrika- 
tion, das  Apotheker-  und  Abdeckergewerbe.  In  der  Zeit  zwischen 
den  beiden  Edikten  entstanden  bei  den  Behörden  vielfach  Zweifel, 
ob  zu  diesen  Gewerben,  bei  denen  die  Notwendigkeit  einschrän- 
kender Bedingungen  sich  bereits  herausgesteUt  hatte,  den  Per- 
sonen, die  sonst  den  Forderungen  des  Gewerbesteueredikts  genügten, 
ohne  weiteres  Gewerbescheine  gegeben  werden  sollten.  Die  Fälle 
waren  natürlich  nicht  selten.  Obwohl  die  einschränkenden  Be- 
stimmungen &ir  solche  Gewerbe  bereits  entworfen  waren,  wünschte 
Hardenberg  nicht,  die  damit  hart  zu  treffen,  welche  entsprechend 
der  im  Edikt  vom  2.  November  1810  verheifsenen  Freiheit  schon 
Dispositionen  ftir  einen  derartigen  Gewerbebetrieb  getroffen  hatten, 
und  verfügte  daher  ^  bis  zur  übrigens  dicht  bevorstehenden  Ema- 
nation des  neuen  Gesetzes  sollten  solche  Gewerbescheine  ruhig 
erteilt  werden,  weil   künftige  Gesetze   doch    nicht  Norm    ftlr  die 


1  Am  20.  VII.  1811.    l.  c.  M  28.  n  ] 
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gegenwärtigen    sein    könnten.      Das    hatte    bei    Getränkeunter- 
nefamungen  später  manche  Schwierigkeiten  zur  Folge. 

Schon  am  24.  Oktober  1808  waren  allgemein  für  Ostpreufsen, 
Litauen  und  Westpreufsen  alle  Viktualientaxen  ^  entfernt  worden, 
gleichzeitige  wie  schon  erwähnt,  mit  dem  Verkau&monopol  der 
Bäcker,  Schlächter  und  Höker.  Durch  mehrere  Verordnungen, 
besonders  aber  durch  das  Gewerbesteueredikt  und  das  Edikt, 
betr.  den  Vor-  und  Aufkauf,  vom  28.  November  1810*,  wurde 
die  G^werbefreiheit  und  die  Freiheit  des  Marktverkefars  mit 
ländlichen  Erzeugnissen  für  die  ganze  Monarchie  ausgesprochen. 
Deshalb  trug  Sack  bereits  am  5.  Januar  1811  beim  Könige 
darauf  an,  entsprechend  den  bisherigen  Grundsätzen,  auch  die 
Aufhebung  der  Taxen  für  die  Teile  des  Staates  zu  genehmigen, 
wo  sie  noch  fortdauerten.  Die  Biertaxe  war  veraltet,  weil  das 
Bier  überhaupt  nicht  mehr  die  taxmäfsige  Stärke  hatte,  —  auch 
das  Konsumtions-  und  Luxussteueredikt  ^  hatte  nichts  über  die 
Stärke  vorgeschrieben  —  und  daher  unter  der  Taxe  verkauft 
wurde.  Der  Schankzwang,  und  was  sonst  damit  zusammenhing, 
fiel  mit  der  Aufhebung  des  Bier-  und  Branntweinzwangcs^. 
Daher  erschien  Sack  und  Hardenberg  diese  Taxe  bei  der  allge- 
meinen Freiheit  entbehrlich.  Die  Hökertaxe  wurde  durch  knappes 
Mafs  umgangen,  und  aufserdem  führten  die  Materialisten  viele 
andre  Waren,  bei  denen  sie  nicht  an  Taxen  gebunden  waren. 
Die  schwankenden  Bäckertaxen  waren  dem  Publikum  schädlich, 
besonders  in  teuren  Jahren,  und  die  herrschende  Wohlfeilheit 
des  Getreides  liefs  den  Zeitpunkt  zur  Aufhebung  gerade  günstig 
erscheinen.  Man  hatte  die  Brottaxen  schon  1803  in  Hamburg 
und  während  des  Krieges  von  1806/07  in  Königsberg  mit  gutem 
Erfolge  aufgehoben.  Am  unzuverlässigsten  waren  die  Fleisch- 
taxen. Der  Fleischer  war  alleiniger  Viehkäufer  und  hatte  des- 
halb schliefslich  doch  die  Preisfestsetzung  in  der  Hand.  Harden- 
berg wollte  auch  diese  beseitigen,  obwohl  der  Moment  wegen 
der  herrschenden  Viehseuchen,  die  zu  Preistreibereien  Veran- 
lafsung  geben  konnten,  dazu  nicht  besonders  günstig  erschien.  Der 
Aufhebung  aller  bisherigen  Taxen,  welche  das  endgültige  Gesetz 
denn  auch  in  den  letzten  Paragraphen  vornahm,  und  welche 
nicht,  wie  Hardenberg  anfangs  beabsichtigte,  durch  eine  be- 
sondere Verordnung  stattfand,  redete  besonders  Hoffmann  das 
Wort.  Er  erklärte  Taxen  für  schädlich  oder  zum  wenigsten 
ftlr  nicht  vorteilhaft.  Der  aus  ihrer  Aufhebung  befürchtete 
Mangel  an  Lebensmitteln,  hauptsächlich  in  den  grofsen  Städten, 
konnte  seiner  Meinung  nach  bei  der  freien  Konkurrenz  nicht 
eintreten,  da  diese  für  eine  genügende  Ansetzung  von  Fleischern 


*  Rohrscheidt,  Vom  Zunftzwang  S.  476  fiF 
«  Ge8.-Samml.  S.  100. 
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und  Bäckern  sorgen  würde.  Die  Regierung  dürfte  bei  der  Zer- 
brechung  der  Zunftschranken  nicht  stehen  bleiben,  die  Beseiti- 
gung der  Taxen  wäre  als  Ergänzung  notwendig. 


§  12.   Inhalt  des  (iewerbepolizeigesetzes  vom  7.  Sept.  1811  ^ 

Die  behandelten  und  eine  Reihe  minder  wichtiger  Materien 
hielten  die  Beendigung  des  Gesetzes  trotz  angestrengtester  Arbeit 
bis  zum  7.  September  1811  hinaus.  Das  Edikt  behielt  als  Grund- 
lage die  volle  Gewerbefreiheit  bei  und  modifizierte  dieselbe  nur, 
wo  es  unumgänglich  war.  Auch  das  neue  Finanzedikt  von  dem- 
selben Tage^  liefs  sich  in  diesem  Sinne  hören.  Diese  beiden 
Gesetze,  mit  denen  Hardenberg  die  zweite  Gruppe  seiner  grofsen 
Reformen  einleitete,  nahmen  nur  wenig  Rücksicnt  auf  die  eigent- 
lichen, rein  reaktionären  Wünsche  der  Deputierten,  welche  der 
Staatskanzlcr,  wenig  erbaut  von  ihren  Leistungen  und  Forde- 
rungen, am  16.  September  1811  mit  dem  Entschlüsse  entliefs, 
dem  Volke  aus  absoluter  Machtvollkommenheit  der  Krone  zu 
geben,  was  er  für  segensreich  hielt.  Wie  im  Finanzedikt,  so 
legte  er  der  Deputiertenyersammlung  beim  Abschied  noch  ein- 
mal seine  Absichten  dar.  Die  Grundlage,  hiefs  es  ungefähr  im 
Edikt,  auf  welcher  die  neuere  Gesetzgebung  beruhte,  nämlich 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  freie  Benutzung  des  Eigentums  an 
Grund  und  Boden  und  freie  Disposition  über  dasselbe,  Gewerbe- 
freiheit, Aufhebung  der  Zwangs-  und  Bannrechte  und  Monopole 
u.  a.  sollte  keineswegs  verlassen,  sondern  vielmehr  fortwährend 
darauf  weitergebaut  werden,  da  der  Gesetzgeber  sie  als  die  heil- 
samste für  alle  Bevölkerungsklassen  ansähe.  Es  sollte  der  Zweck 
nicht  durch  gewaltsame  Zerrüttungen,  nicht  ohne  Entschädigung 
wohlhergebrachter  Rechte  erreicht  werden,  sondern  auf  lang- 
samerem, aber  sichererem  Wege.  Das  war  denn  auch  die  Basis 
des   Gewerbepolizeiedikts. 

Im  Eingang  desselben  wurden  zunächst  nähere  Bestimmungen 
zu  §§  1,  2,  16  und  19  des  Gewerbesteueredikts  hinsichtlich  der 
Befugnis  zum  städtischen  Gewerbebetrieb  gegeben.  Wer  ein 
städtisches  Gewerbe  treiben  wollte,  welches  nach  allgemeinen 
Gesetzen  oder  örtlichen  Statuten  nur  Bürger  oder  Gemeindemit- 
glieder treiben  durften,  mufste  vorher  Bürger  oder  Gemeinde- 
mitglied werden  und  damit  die  Eommunallasten  übernehmen. 
Anfanglich  endete  hier  dieser  Paragraph.  Auf  Raumers  Vorschlag 
wurde  hinzugefügt:  der  Gewerbetreioende  hätte  bei  einer  Über- 
siedelung nach  einem  anderen  Orte  dieselbe  Verpflichtung,  brauchte 
aber  fllr  das  neue  Bürgerrecht  dann  nur  noch  soviel  zu  zahlen,, 
als  das  neue  Bürgerrecht  im  Vergleich  zum  ersteren  teurer  wäre.. 


1  6e8.-Sainml.  S.  263. 
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Damit  sollte  verhindert  werden,  dafs  z.  B.  jemand  das  billige 
Bürgerrecht  in  Köpnik  gewann,  um  dann  nach  Berlin,  mit  d^n 
teueren  Bürgerrecht  ü^rzugehen.  Wer  wegen  Bescholtenheit 
nicht  Bürger  oder  Gemeindemitglied  werden  konnte,  durfte  auf 
Orund  eines  Gewerbescheines  auch  kein  solches  Gewerbe  selb- 
ständig treiben,  wozu  Unbescholtenheit  erforderlich  war.  §  19  des 
Gewerbesteueredikts  hatte  nichts  über  die  Berechtigung  der  Soldaten 
zum  Gewerbebetrieb  gesagt  Jetzt  sollte  der  Gewerbeschein  einem 
Militärpflichtigen  oder  Soldaten  nicht  ohne  weiteres  das  Recht 
zum  selbständigen  Gewerbebetrieb  geben.  Für  aktive  Soldaten 
war  die  schriftliche  Erlaubnis  des  Regimentschefe  auf  ein  genau  be- 
stimmtes Gewerbe  zur  Erlangung  eines  Gewerbescheines  erforderlich. 

In  den  §§  6 — 31  regdte  man  das  Zunftwesen,  worüber  das 
Gewerbesteueredikt  nichts  gesagt  hatte.  Die  Lösung  eines  Ge- 
werbescheines und  das  Recht  zur  Haltung  von  Liehrlingen  imd 
Gesellen  blieb  unabhängig  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Zunft. 
Die  Ordni^ig  des  Lehr-  und  Gesellenverhältnisses  überliefs  man 
der  freien  Vereinbarung.  In  Ermanglung  einer  solchen  entschied 
die  örtliche  Gewohnheit.  An  Stelle  der  alten  Lehrbriefe  bzw. 
Kundschaften  konnten  abgehende  Lehrlinge  und  Gesellen  vom 
Lehrherm  Leistungs-  und  Führungszeugnisse  verlangen,  welche 
die  Ortspolizeibehörde  in  vorgeschriebener  Weise  beglaubigen 
mufste.  Man  hatte  diese  Bestimmungen  infolge  mehrfacher  Be- 
schwerden während  der  Redaktion  des  Gesetzes  aufgenommen, 
dafs  den  unzünftigen  auf  den  Gewerbeschein  arbeitenden  Meistern 
die  Existenz  durch  Schikane  der  Zünftigen  erschwert  wurde,  weil 
nach  dem  Gewerbesteueredikt  die  gesetzlichen  Formen  fehlten, 
in  denen  jene  Lehrlinge  und  Gehülfen  annehmen  konnten.  Dem 
Übel  war  aUerdings,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  damit  nicht  abgeholfen . 

Der  Austritt  der  Zünftigen  aus  der  Innung  war  gegen 
schriftliche  Anzeige  beim  Vorstande  gestattet,  der  Austretende 
blieb  aber  für  die  am  Tage  des  Austritts  vorhandenen  Verbind- 
lichkeiten der  Zunft  haftend.  Zünftige  Gesellen  durften  unbe- 
schadet ihrer  Rechte  bei  Unzünftigen  arbeiten.  Die  Auflösung 
der  Zünfte  konnte  auf  einfachen  Majoritätsbeschlufs  der  Meister 
nach  vorheriger  Anzeige  beim  Magistrat  erfolgen,  wobei  die  Witwe 
kein  Stimmrecht  hatte.  Der  Magistrat  durfte  diese  Erlaubnis 
nur  dann  versagen,  wenn  vorher  nicht  die  Schuldverbindlich- 
keiten der  Korporation  geregelt  waren.  Nachdem  bei  der 
Auflösung  zunäcnst  die  gemeinsamen  Schulden  vom  Zunftver- 
mögen getilgt  waren,  wui^e  der  Rest,  und  das  war  ein  wirk- 
samer Reiz  zu  solchem  Beschlüsse,  freies  Vermögen  der  Mit- 
glieder, das  man  zu  gleichen  Teilen  aufteilte,  wenn  ftir  das 
betreffende  Gewerk  keine  Realgerechtigkeiten  bestanden,  oder 
wenn  man  das  Kapital  nicht  durch  Majoritätsbeschlufs,  was 
jedoch  kaum  zu  erwarten,  zu  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmte. 
Waren  Realgerechtigkeiten  vorhanden,  so  verfiel  der  Rest  dem 
Ablösungsfonds.    Die  sämtlichen  Schriftstücke  des  Gewerks  guigen 
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bei  der  Auflösung  zur  Magistratsregistratur.  Der  Landespolizei- 
behörde war  die  jederzeitige  Aufhebung  einer  Zunft  vorbehalten^ 
Aber  auch  das  Recht,  zu  gemeinntltzigen  Zwecken  alle  Gewerbe- 
treibenden gewisser  Art  zu  einer  Korporation  zu  vereinigen.  Die 
Akten  bis  1825  verraten  nichts  von  einer  Anwendung  der  Zwangs- 
aufhebung oder  -errichtung  von  Innungen,  aulser  bei  den  Kauf- 
leuten in  den  gröfsten  Städten,  wo  die  alten  Vereinigungen  auf- 
gehoben (in  Berlin  1820,  Stettin  1821,  Danzig  1822,  Memel  1822, 
Tilsit  1823,  Königsberg  1823,  Elbing  1824  und  Magdeburg  1825), 
und  neue,  alle  Personen  mit  kaufmännischen  Rechten  um&ssende, 
Zwangsvereine  mit  Berufung  auf  diese  Bestimmung  des  Oewerbe- 
polizeigesetzes  errichtet  wurden  und  Statuten^  erhielten. 

Die  Entschädigung,  welche  das  Gewerbesteueredikt  in  §  17 
für  die  in  die  Hjpothekenbücher  eingetragenen  Gewerbeberech- 
tigungen in  Aussicht  gestellt  hatte,  regelte  das  Gesetz  in  den 
§1  31 — 50.  Danach  hatten  die  Stadtverordneten  den  Preis  jedes 
abzulösenden  Rechtes  dieser  Art  vom  1.  November  1810  abzu- 
schätzen; und  der  Magistrat  diesen  Taxwert  mit  seinem  Gutachten 
der  zuständigen  Regierung  zur  Bestätigung  vorzulegen.  War 
die  Vorlegung  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Elrlafs  des  Gesetzes 
nicht  erfolgt,  so  liels  die  Regierung  die  Abschätzung  durch  ihre 
Kommissarien  vornehmen.  Gegen  die  bestätigte  Taxe  war  in 
der  Regel  keine  Einwendung  mehr  zulässig.  Es  sollte  lediglich 
der  Wert  der  Berechtigung,  von  dem  Hause  und  den  Gerät- 
schaften getrennt,  ermittelt  werden.  §  4  des  E>liktes  vom  9.  Ok- 
tober 1807'  hatte  zur  Erleichterung  des  freien  Gebrauchs  des 
Grundeigentums  schon  gestattet,  die  auf  städtischen  und  länd- 
lichen Grundstücken  haftenden  Radikalien  und  Pertinenzien  unter 
einigen  notwendigen  Einschränkungen  vom  Grundstücke  getrennt 
zu  veräufsern.  In  der  That  hatte  infolge  dessen  öfter  ein  Ver- 
kauf von  Realgewerbeberechtigungen,  von  den  Grundstücken  ge« 
trennt,  stattgefunden ;  meist  verkaufte  man  aber  die  Grundstücke 
nebst  den  Pertinenzien.  So  blieb  für  die  Abschätzung  die 
Schwierigkeit  der  säuberlichen  Trennung  des  Gerechtigkeitswertes 
von  dem  des  Grundstücks  und  des  Zubehörs.  Zu  dem  so  er- 
mittelten Gerechtigkeitswert  wurden  als  entschädigüngsberechtigt 
alle  auf  der  Gerechtigkeit  haftenden  und  in  die  Hypotheken- 
bücher eingetragenen  Gefälle  und  Abgaben,  mit  4^/8  ^/o  kapitali- 
siert, geschlagen.  Dieser  Gesamtwert  sollte  vom  1.  Dezember 
1810  Bis  zur  erfolgten  Ablösung  zu  4V8®/o  verzinst  werden, 
gleichviel  ob  die  Berechtigung  ruhte  oder  nicht,  wogegen  der 
Berechtigte  sämtliche  bisherigen  Lasten  und  G«ftlUe  darauf  weiter 
zahlen  mu&te.  Alle,  ob  mit  oder  ohne  Gerechtigkeit,  die  das 
betreffende  Gewerbe  im  Polizeibezirk  der  Stadt  wirklich  betrieben, 
mufsten  vom  1.  Dezember  1810  ab  bis  zur  vollendeten  Ablösung 
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aufser  der  staatlichen  Gewerbesteuer  jährlich  6^/0  des  Oesamt- 
Werts  der  filr  ihr  Gewerbe  in  der  Stadt  vorhandenen  Gerechtig- 
keiten aufbringen,  wovon  VI 2^1 0  sam  Ablösungsfonds  flössen 
und  die  übrigen  4^/2  ®/o  zur  Verzinsung  der  nicht  abgelösten  Be- 
rechtigungen verwendet  wurden.  Eine  ruhende  Berechtigung 
zahlte  also  die  6^/0  nicht.  Über  die  Beiträge  der  Einzelnen  su 
dieser  Abgabe  sollten  sich  die  Aufbringenden  unter  einander 
einigen,  wenn  eine  Einigung  nicht  zustande  kam,  sollte  sie  der 
Magistrat  nach  Mafsgabe  der  von  dem  Einzelnen  zu  zahlenden 
Gewerbesteuer  umlegen.  Der  so  entstehende  Verzinsungs-  und 
Amortisationsfonds  setzte  sich  mithin  aus  den  nach  Begleichung 
der  Schulden  ev.  verbleibenden  Vermögensresten  aufgelöster  Ge- 
werke,  aus  den  lV2^/o  der  Ablösungsabgabe  und  aus  den  er- 
sparten Zinsen  fUr  schon  abgelöste  Berechtigungen  zusammen. 
Zur  Beschleunigung  des  Ablösungsgeschäftes  sollten  die  am 
wohlfeilsten  angebotenen  Berechtigungen  zuerst  abgelöst 
werden,  unter  mehreren  gleich  wohlfeil  aus^botenen  zuerst  die 
mit  den  meisten  Schulden  und,  ergab  sich  daraus  kein  Vorzug 
recht,  so  sollte  das  Los  entscheiden.  Zur  Ablösung  unter  der 
Taxe  konnte  aber  keiner  gezwungen  werden.  Den  Gläubigem 
einer  Berechtigung  wurde  gegen  die  Entschädigung  unter  der 
Taxe  nur  dann  ein  Widerspruchsrecht  eingeräumt,  wenn  dadurch 
ihre  Forderungen  gefährdet  erschienen.  Die  Ablösung  gegen  den 
vollen  Schätzungswert  durfte  kein  Berechtigter  verweigern.  Wer 
regelmäfsige  Abgaben  von  der  Gerechtigkeit  bezog,  mufste  sie 
bei  erfolgender  Ablösung,  mit  4V2  ^/o  kapitalisiert,  einziehen.  Der 
Ablösungsfonds  mufste  ausschliefslich  für  die  Ablösung  des  einen 
bestimmten  Gewerks  verwendet  werden. 

Die  §§  51  bis  56  bildeten  die  Ergänzung  zu  dem  Zwangs- 
und Bannbefreiungsedikt  vom  28.  Oktober  1810.  Es  wurde 
festgehalten,  dafs  hinsichtlich  der  eignen  Konsumtion  niemand 
mehr  dem  Mahl-  oder  Getränkezwang  unterworfen  wäre  und 
sich  auch  solchem  Verhältnis  durch  Vertrag  nicht  unterwerfen 
könnte.  Wo  aber  das  Krugverlagsrecht  auf  Grund  von 
Verträgen  oder  Verjährung  bestand,  sollte  es  nur  durch  gegen- 
seitige Einwilligung  aufgehoben  werden  können;  ebenso  konnte 
es  durch  Vertrag  neu  errichtet  werden.  Zur  Etablierung  von 
Schankstätten  hatte  die  Kreispolizeibehörde  nur  dann  die  Er- 
laubnis zu  geben,  wenn  sie  von  der  Nützlichkeit  einer  neuen 
Schänke  überzeugt  war.  Wer  das  Recht  zum  Brauen  und 
Brennen  hatte,  durfte  auch  innerhalb  seines  Hofraumes  Getränke 
im  Detail  verkaufen,  nur  nicht  ohne  das  besondere  Recht  daza 
an  sitzende  Gäste.  Das  Recht  zum  Brauen  und  Brennen  sollten 
in  Zukunft  aber  nur  noch  die  bisher  dazu  Berechtigten  und  die 
haben,  welche  als  Eigentümer  oder  Erbpächter  ein  Grundver- 
mögen von  15000  Thaler  nach  landschaftlicher  Taxe  nachwdsen 
konnten.  Wer  ohne  solchen  ländlichen  Grundbesitz,  auf  Grund 
des  Patentsteueredikts,  eine  Brennerei  angelegt  hatte,,  durfte  nur^ 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  4.  133 

yrenn  es  ihm  ohne  Nachteil  erlaubt  werden  konnte,  den  Betrieb 
fortsetzen.  Mufste  er  in  Ehmanglung  dieser  Bedingung  zur  Ein- 
stellung seines  Qewerbes  gezwungen  werden,  so  sollte  ihn  die 
Staatskasse  voll  entschädigen.  Diese  letzten  Bestimmungen  machten 
«pfiter  manche  Schwierigkeiten.  Betreffs  der  Neuanlage  von 
Mühlen  blieb  die  am  28.  Oktober  1810  gegebene  Qewerbefreiheit 
unverändert  in  Geltung. 

Die  folgenden  §§  57 — 78  entfernten  vor  allem  vollständig 
•die  alte  engherzige  Scheidung  der  Oewerbespecialitäten,  welche 
wahllose  Handwerkerprozesse  zur  Folge  gehabt  hatte,  die  Ent- 
wicklung der  Technik  hemmte  und  bei  der  immer  beschleunigten 
EntwicUung  der  Arbeitsteilung  und  der  Produktionserweiterung 
imd  -Vervollkommnung  alle  Beformen  hinderte.  Die  Gewerbe- 
berechtigung eines  jeden  sollte  fortan  nur  nach  dem  Inhalt  seines 
Gewerbescheines  beurteilt  werden.  Streitigkeiten  über  die  Grenzen 
«einer  Befugnis  sollten  nicht  durch  Prozesse,  sondern  durch  die 
Polizdbehörde  entschieden  werden  und  konnten  natürlich  ledig- 
lich aus  steuerlichen  Rücksichten  stattfinden. 

Das  Recht,  welches  der  §  9  des  Gewerbesteuerediktes  jedem 
<jewerbescheininhaber  gab,  mit  seinen  gewerblichen  Produkten 
auch  Handel  zu  treiben,  wurde  dahin  präzisiert,  dafs  er  selber 
«ind  seine  Hausgenossen  damit  beliebig  handeln,  nur  nicht  hau- 
43ieren  konnten.  Zum  Hausieren  bedurfte  es  eines  besonderen 
-Gewerbescheines  als  herumziehender  Krämer.  Jeder  konnte  ohne 
besonderen  Gewerbeschein  seine  Materialien  und  Werkzeuge 
2um  eignen  Gebrauch  herstellen,  ebenso  jeder  alle  zur 
FertigsteUung  eines  ihm  zustehenden  Produktes  erforderlichen 
Haupt-  und  Nebenarbeiten  auf  seinen  Gewerbeschein  vornehmen 
oder  vornehmen  lassen.  Man  erteilte  deshalb  nur  generelle  Ge- 
werbescheine. So  konnte  man  z.  B.  auf  einen  Bäckergewerbe- 
schein jegliches  Gebäck,  auf  einen  Webergewerbeschein  jegliche 
Art  Weberei  und  Wirkerei  herstellen.  Die  Weber  auf  einem 
Stuhl,  welche  das  Edikt  vom  2.  November  1810  in  §  5 
No.  10  von  der  Gewerbesteuer  in  gewissen  Fällen  freiliefe, 
sollten  besondere  freie  Gewerbescheine  mit  genauer  Angabe  der 
Grenze  ihrer  gewerblichen  Thätigkeit  erhalten,  Nur  zwischen 
den  damals  verwandten  Gewerben  der  Schiffs-  und  Hauszimmer- 
leute, der  Müller  und  Mühlenbaumeister  und  der  Barbiere  und 
Wundärzte  fand  aus  polizeilichen  Gründen  eine  Scheidung  statt. 
Die  Berechtigung,  behebig  viele  Gewerbe  nach  Lösung  der  ent- 
sprechenden Gewerbescheine  nebeneinander  zu  treiben,  wurde  in 
den  im  Gewerbesteueredikt  ange^benen  Grenzen  (§  20)  aus- 
drücklich beibehalten.  Beamte  soUten  auch  femer  zu  einem  Ge- 
werbebetrieb die  Erlaubnis  ihrer  vorgesetzten  Behörde  einholen;  be- 
safsen  sie  aber  ein  Landgut,  so  hatten  sie  die  Befugnis»  die  Landwirt- 
schaft und  die  gewöhnlich  damit  verbundenen  Gewerbe  zu  betreiben. 

Das  Gewerbesteueredikt  hatte  ftlr  34  Gewerbe,  bei  deren 
ungeschicktem  oder  unlauterem   Betrieb    allgemeine   Ge&hr^bf 
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waltete,  einen  behördlichen  Befähigungsnachweis  oder  den  Na«^- 
weis  der  Unbescholtenheit  verlangt  Diese  Aasnahmen  worden 
in  den  §§  82  bis  150  näher  bestimmt  und  erweitert  Für  die 
Erteilung  öffentlichen  Unterrichts  bedurfte  es  hiemach  keiner 
Gewerbeisteuer,  wohl  aber  eines  Nachweises  wissenschaftlicher 
Qualifikation.  Schauspieluntemehmer  hatten  Gewerbesteuer  sa 
zahlen  und  einen  Erlaubnisschein  nachzusuchen.  Alle  Personen, 
welche  in  der  Gesundheits-  und  Rechtspflege,  sowie  im  Bauwesen 
thätig  waren,  mulsten  durch  behördliche  Prüfung  einen  Be- 
fähigungsnachweis erbringen  und  natürlich  Gewerbesteuer  zahlen, 
mit  Ausnahme  der  Maurerflickarbeit,  wobei  es  zur  Elrlangung 
eines  Gewerbescheins  der  speciellen  Erlaubnis  der  Kreisbaubehörde 
bedurfte.  Aus  feuerpolizeilichen  Gründen  war  die  Befugnis, 
Öfen  zu  bauen  und  Schornsteine  zu  reinigen,  auch  an  dnschrän- 
kende  Bedingungen  geknüpft.  Aufser  einem  Gewerbeschein 
wurde  von  allen  im  Seeschiffer-  und  Kaufmannsgewerbe  beschäf- 
tigten Personen,  deren  Gewerbebetrieb  einen  halbamtlichen  Cha- 
rakter hatte  oder  mit  besonderer  Verantwortlichkeit  verbunden 
war,  ein  Qualifikationsnachweis  oder  Unbescboltenheit  verlangt 
Dasselbe  forderte  man  von  allen  anderen  Personen,  bei  denen  es 
auf  öffentliche  B^laubigung  ankam.  Als  Vorbedingung  fbr  die 
Beschäftigung  mit  Leih-  oder  Kaufverkehr  von  Büchern  und 
Kunstsachen  stellte  man  die  Erbringung  des  Qualifikationsnach- 
weises. Zu  allen  Betrieben,  wo  die  Sicherheitspolizei  besonders 
interessiert  war,  als  Gast-  und  Schankwirtschaft,  gewerbliches 
Wohnungsvermieten,  Pfandbeleihung  u.  a.  war  ein  Unbescholten- 
heitszeugnis  erforderlich. 

Unter  noch  schärfere  Au&icht  war  der  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  gestellt  (§§  185^150)  und  wurde  ftir  Ausländer 
wegen  der  Spionac^egefahr  und  ähnlicher  Rücksichten  besonders 
scharf  ausgeübt  Überhaupt  sollte  den  letzteren  von  den  Regierungen 
nur  aus  besonderen  Gründen  der  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen gestattet  werden.  Im  Übrigen  konnten  Ausländer  natür- 
lich nicht  selbständige  Gewerbe  im  Lande  treiben  und  folglidh 
auf  sie  die  bezüglichen  Bestimmungen  für  Inländer  keine  An- 
wendung finden ; ,  soweit  sie  aber  des  Handels ,  dauernder  oder 
vorübergehender  gewerblicher  Dienstleistungen  wegen  im  Inlande 
thätig  wai*en,  benandelte  man  sie  nicht  weniger  liberal  als  die 
Inländer. 

Zur  Sicherung  der  Staatskassen  vor  Steuwhinterziehung 
wurde  der  Handel  mit  Kolonial-  oder  anderen  hochimpostierten 
Waren,  wie  Wein,  fremde  Liqueure  u.  dei^l.,  femer  die  An- 
legung von  Fabriken,  welche  hochimpostierte  Waren,  z.  B.  Tabak, 
verarbeiteten;  auf  dem  Lande,  nur  mit  besonderer  G^ehmigung 
der  Al^bendeputation  der  R^erungen  zugdassen,  die  nicht  er- 
teilt wurde,  wenn  nicht  ausreichende  Al^benkontrolle  mOgUch  war. 

Zum  Schlufs  wurden  alle  polizeilichen  Lebensmitteltaxen  fbr 
aufgehoben    erklärt.     Die  Gastwirte   wurden   nur  ^iKKsh.  iiHp  den 
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Städten  erster  und  zweiter  Klasse  verpflichtet,  jeder  eine  monat- 
lich selbst  aufgestellte  Taxe  im  Gastzimmer  auszuhängen, 
um  BVepade  und  Reisende  vor  Übervorteilung  zu  schützen.  IDie 
städtischen  Polizeibehörden  konnten  das  auch  nach  Qutb^nden 
in  Städten  dritter  Klasse  einführen.  Das  Qesetz  beseitig  auch 
alle  Taxen  fUr  Handwerksarbeit.  Nur  für  Müller  blieb  es  bei 
der  Bestimmung  der  Mühlenordnung  vom  28.  Oktober  1810  \ 
wonach  die  Bezahlung  dem  freien  Übereinkommen  zwischen 
Müller  und  Mahlgast  überlassen  blieb,  und  nur,  wenn  das  nicht 
zu  Stande  kam  oder  gebräuchlich  war,  sollte  die  alte  Mahlmetze 
und  der  bisherige  Mahllohn  als  höchster  Satz  für  die  nächsten 
drei  Jahre  gelten.  Bei  der  im  Mühlenbetriebe  lebhaften  Kon- 
kurrenz war  zweifellos  das  erstere  schon  damals  die  Regel. 


§  13.   Die  Handhabung  der  liberalen  Gewerbegesetzgebnng 
im  allgemeinen  von  1811  bis  ca.  1825. 

Mit  den  Zugeständnissen  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1811  war  naturgemäfs  die  Opposition  nicht  zur  Ruhe  gebracht. 
Die  Regierung  hatte  damit  dokumentiert,  dafs  sie  keineswegs  ge- 
sonnen war,  die  liberale  Basis  in  der  Oewerbepolitik  zu  ver- 
lassen. Vorläufig  trat  aber  eine  ruhigere  Stimmung  ein,  denn 
den  Wünschen  der  kräftigsten  Widersacher  war  im  Gesetze 
Rechnung  getragen.  Es  war  vor  allem  die  Entschädigung  der 
meisten  gewerblichen  Berechtigungen  scheinbar  in  gute  Wege 
geleitet;  der  Grundbesitz  sah  sich  durch  die  eigentlich  gänzliche 
Wiederherstellung  seines  ausschliefslichen  Getränkefabrikations- 
rechtes und  durch  die  Erhaltung  des  Krugverlages  gerettet.  Die 
Regierung  glaubte  ihr  Hauptziel  erreicht  zu  haoen.  Man  hatte 
die  Zünfte  nicht  aufgehoben,  sondern  nur  sich  selbst  überlassen 
und  ihre  Auflösung  unterstützt.  In  der  Erwartung,  sie  damit 
auf  den  Aussterbeetat  gesetzt  zu  haben,  hätte  man  sich  aber 
nicht  CTündlicher  täuschen  können,  wie  noch  gezeigt  werden  wird. 

Man  wartete  zunächst  den  Eirfolg  auf  beiden  Seiten  ab,  und 
die  Opposition  blieb  verhältnismäfsig  im  Verborgenen.  Dazu 
kam,  aafs  die  bald  eintretenden  grofsen  politischen  Ereignisse 
den  Blick  der  Öffentlichkeit  von  den  materiellen  Sorgen  des 
Lebens  abzogen  und  den  Widerspruch  einzelner,  die  sich  benach- 
teiligt fühlten,  erstickten.  Dafs  aber  die  gegnerischen  Meinungen 
keineswegs  erstorben  waren,  zeigte  sich  mit  grofser  Straft,  als 
nach  der  Befreiung  des  Vaterlandes  das  Leben  wieder  ruhiger 
wurde,  als  dem  Begeisterungstaumel  der  natuigemäfse  Rückscfamg 
folgte.  Man  besann  sich  wieder  mehr  auf  das  materielle  Woh^ 
und  dazu  kamen  allmählich  die  allgemeinen  geistigen  Strömungen 
an  die  Oberfläche,  welche  sich  g^en  die  Ideen  des  Revolutions- 
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Zeitalters  erklärten.  Es  setzte  bald  sehr  merklich  die  konser- 
vativ-feudale Reaktion  in  den  oberen  Kreisen  gegen  den  Libe- 
ralismus des  Staatskanzlers  und  seiner  Vertrauten  ein.  Auf  der 
anderen  Seite  hatte  natürlich  auch  das  Qesetz  vom  7.  September 
1811  noch  viele  Mängel  gegenüber  der  Vielgestaltigkeit  des 
Volkslebens  und  vornehmlich  gegenüber  der  bunten  Mannig- 
faltigkeit in  der  Zusammensetzung  des  neuen  preulsischen  Staates. 
Noch  viele  schädigte  oder  benachteiligte  das  Qesetz,  die  ein  Recht 
auf  Berücksichtigung  ihrer  besonderen  Interessen  zu  haben 
glaubten.  Dem  muiste  man  durch  Verbesserungen  und  Ei^n- 
Zungen  des  bestehenden  Rechts  abhelfen. 

Die  Beschwerden  gegen  die  Gesetzgebung  äufserten  sich 
anfangs  vereinzelt,  schwollen  aber  bald  über  einzelne  Fragen, 
wo  sich  wirklich  bedenkliche  Folgen  zeigten,  zu  grolser  Macht 
an  und  endeten  in  einem  allgemeinen  Sturmlauf  gegen  die 
Gewerbefreiheit.  Schon  gegenüber  der  Vielgestaltigkeit  der 
historischen  Entwicklung  der  alten,  1810  zur  Monarchie  gehören- 
den Provinzen,  war  das  Gesetz  zu  generell  gehalten.  Es  stellten 
sich  folglich  zahlreiche  MilsgrifFe  der  Behörden  in  der  Anwen- 
dung und  zahlreichere  Beschwerden  der  Unterthanen  über  Ver- 
letzung ihrer  alten  Rechte  heraus.  Als  nach  den  Befreiungs- 
kriegen der  Staat  neue  Gebiete  erhielt,  und  ehemals  verlorene 
wieder  an  ihn  zurückfielen,  deren  Gesetzgebung  ganz  von  der 
neuen  preufsischen  verschieden  war  und  von  Hardenberg  unan- 
getastet blieb,  steigerten  sich  die  daraus  hervorgehenden  Mifs- 
stände  zur  Unieidlichkeit.  Davon  wird  jedoch  erst  weiter  unten 
zu  handeln  sein.  Ein  grofser  Teil  der  Beschwerden  aus  den 
alten  Provinzen  flofs  aus  wirklichen  Mängeln  des  Gesetzes,  zu- 
meist aus  zu  grofser  Generalisieining  gegenüber  der  gewerblich 
recht  verschiedenen  Gestaltung  der  einzelnen  Gebiete.  Dann 
waren  die  zahlreichen  Klagen  auch  nicht  verwunderlich,  denn 
man  hatte  fast  mit  allem  Alten  gebrochen,  die  Gewerbsamkeit 
mufiste  sich  erst  der  ganz  neuen  rechtlichen  Basis  anpassen.  Oft 
machte  es  den  Centrdbehörden  die  gröiiste  Mühe,  in  den  Kon- 
flikten der  neuen  Gesetze  mit  alten  wohlfundierten  Privatrechten 
die  liberalen  Grundsätze  zu  wahren,  besonders  da  man  vor  allem 
niemand'es  Rechte  verletzen  wollte.  Hardenberg  bewegte  sich  in 
solchen  Widersprüchen  mit  grofser  Geschicklichkeit,  aber  nicht 
immer  mit  Elriolg.  Stets  suchte  er  unter  Wahrung  aller  Inte- 
ressen und  im  Geiste  der  Gesetzgebung  den  einzelnen  Be- 
schwerden abzuhelfen,  wiederholt  verstiefs  er  dabei  gegen  den 
Buchstaben  des  Gesetzes.  Doch  lassen  wir  die  Thatsachen  für 
sich  sprechen. 

Bald  nach  dem  Elrlafs  des  Gesetzes  regte  sich  in  der  ver- 
schiedensten Weise  der  alte  Zunftgeist  und  trieb  nicht  selten  die 
häfslichsten  Blüten.  Aus  fast  allen  Teilen  der  Monarchie  liefen 
früher  und  später  Klagen  der  Bäcker  und  Schlächter  über  die 
Konkurrenz  aes  platten  Landes,  welches  jetzt  vielfach  die  Städte 
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mit  Lebensmitteln  versorffen  half,  ein  (z.  B.  aus  Berlin,  Tilsit, 
Erossen,  Kottbus).  Hardenberg  wies  diese  Gesuche  stets  liebens- 
würdig und  auf  die  schliefslicnen  guten  Folgen  der  Gewerbe- 
freiheit  vertröstend  zurück.  Er  gab  nicht  einmal  eine  unwillige 
Antwort,  wenn  der  Konkurrenzneid  deutlich  zu  Tage  trat,  wie 
bei  den  Berliner  Schlächtern,  die  von  den  Landschlächtem  be- 
haupteten ,  sie  brächten  Aas  zum  Verkauf  in  die  Stadt  und  de- 
fraudierten die  Accise. 

Für  Selbstauflösung  von  Gewerken,  welche  man  zahlreich 
erwartet  hatte,  geben  die  Akten  keinen  Anhalt  Wohl  aber 
machten  die  Zünftler  den  neu  sich  ansetzenden  Meistern  häufig 
durch  Schikane  grolse  Schwierigkeiten  und  trugen  wiederholt  auf 
Beseitigung  der  Gewerbefreiheit  ganz  allgemein  an.  Oft  zeitig 
ihr  Brotneid  die  seltsamsten  Bitten.  So  verlangte  1818  das 
Berliner  und  Potsdamer  Steinmetzcewerk ,  bei  den  königlichen 
Bauten  sollten  keine  Steinmetzen  beschäftigt  werden,  die  sich 
ohne  Leistung  des  Meisterstücks  hei  ihrer  Zunft  selbständig  ge- 
macht hätten.  Die  Berliner  Destillateurinnung  trug  wiederholt, 
in  allen  Instanzen,  darauf  an,  ihre  alte  innungsgemälse  Prüfung 
vor  dem  Stadtphysikus  unter  Hinzuziehung  einiger  Mitglieder 
ihrer  Innung  vornehmen  zu  lassen,  da  bei  ihrem  Gewerbe  viel 
schädliche  Ingredienzien  gebraucht  würden,  und  durch  ungeschickte 
Verwendung  derselben  die  öffentliche  Gesundheit  ge&hrdet  wäre. 
Man  erkannte  aber  den  wahren  Zweck  dieses  Antrages  und 
wies  die  Petenten  mit  der  Begründung  Schuckmanns  zurück, 
dann  müGsten  alle  Gewerbe,  die  Nahrungs-  und  Genufamittel  lie- 
ferten, einen  staatlichen  Befähigungsnachweis  erbringen^.  Die 
Magdeburger  Schlosser  baten  (1820)  den  König,  ihren  Gewerbe- 
betrieb von  einem  sittlichen  und  gewerblichen  Qualifikations- 
nachweis abhängig  zu  machen,  weil  zum  Schlosserhandwerk  nur 
redliche  Leute  brauchbar  wären.  Das  war  richtig,  und  die  All- 
gemeine Gewerbeordnung  von  1845  und  schon  früher  das  All- 
gemeine Landrecht  setzten  aus  solchen  Gründen  besondere  Be- 
stimmungen fbr  die  Schlosser  fest.  Aus  dem  Gesuche  der 
Schlosser  ging  aber  zweifellos  hervor,  dafs  es  ihnen  vielmehr  um 
den  gewen)lichen  Bei^igungsnachweis  zu  thun  war,  um  sich  der 
Konkurrenz  der  Zirkelschmiede  und  verwandter  Gewerbe  zu 
erwehren.  Man  wies  sie  zurück,  weil  jeder  Schritt  in  dieser 
Richtung  dem  Publikum  nichts  nützte,  dem  schädlichen  Zunft- 
geist Nahrung  gäbe,  unzählige  Exemplifikationen  veranlafste  und 
die  fVeiheit  eines  verbesserungsbedürftigen  Gewerbes  dnschränkte, 
und  weil  es  ausreichte,  wenn  der  §  19  des  Gewerbesteueredikts 
persönliche  Unbescholtenheit  und  rechten  Lebenswandel  zu  den 
ersten  allgemeinen  Bedingungen  des  Gewerbebetriebes  machte. 
Vorher  hatte  man  aber  doch  auf  Veranlassung  des  Königs,  der 
eine  genaue  Erwägung  der  Angelegenheit  empfohlen  hatte,   eine 
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Umfrage  an  die  Regierungen  ergehen  lassen,  die  sich  aber  sämt- 
lich, mit  Ausnahme  der  Königsberger  Regierung  ^  dag^en 
äufserten.  Gegenüber  einem  anderen  ähnlichen  Gesuche  erkl&rte 
Hardenberg  am  6.  September  1813,  durch  die  Gewerbefreiheit 
könnten  allein  Industrie  und  Handel  wieder  emporblühen,  es 
dürften  beiden  daher  keine  neuen  Fesseln  angelegt  werden.  An 
dieser  Gesinnung  hielt  der  Staatskanzler  und  seine  Berater  fest, 
wenn  auch  der  Glaube  an  den  unbedingten  Segen  der  Gewerbe- 
freiheit durch  die  Wirklichkeit  später  Trübungen  erfuhr. 

Aufser  den  Beschränkungen  der  Freiheit  im  Gewerbepolizei- 
edikt mufsten,  wie  sich  auch  des  weiteren  zeigen  wird,  noch 
neue  (z.  B.  beim  Hausierhandel)  vorgenommen  werden.  Eine  infolge 
der  Gesetzgebimg  eintretende  übergrofse  Zunahme  der  Hausierer 
hatte  mancherlei  sociale  Milsstände  zur  Folge  gehabt  So  waren 
bald  nach  Publikation  des  Edikts  vom  7.  September  1811  und 
später  noch^  die  Regierungen  angewiesen  worden,  die  Vermeh- 
rung der  umherziehenden  Krämer  und  Hausierer  nicht  zu  be- 
günstigen. Hardenberg  hielt  zwar  hier  auch  an  möglichster 
Geweroefreiheit  fest,  willigte  aber  in  Einschränkungsmalsregeln, 
wenn  sie  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit 
notwendig  erschienen.  Trotzdem  vermehrte  sich  der  Hausierhandel 
doch  so,  dafs  gegen  1820  aus  der  Rheinprovinz  und  Schlesien 
und  vereinzelt  auch  von  wo  anders  die  monatlichen  Zeitungs- 
und sonstigen  Berichte  der  Regierungen  über  Zunahme  des 
Hausierens  klagten^. 

In  den  grofsen  Städten,  vor  allem  in  BerUn,  wurden 
Gewerbescheine  zum  Betriebe  im  Umherziehen  am  meisten  nach- 
gesucht; die  Kommunen  waren  aber  einer  Befi^ostigung  desselben 
durchaus  abgeneigt  Vornehmlich  beim  Berüner  Ma^strat  und 
Polizeipräsidenten  war  bis  1845  und  wohl  noch  dariLber  hinaus 
gar  kerne  Vorliebe  für  Gewerbefreiheit  überhaupt  wie  im  beson- 
deren für  Hausierhandel  vorhanden.  Wo  es  irgend  die  Gesetze 
rechtfertigten,  schränkte  man  den  letzteren  ein.  So  kamen 
gerade  aus  Berlin  eine  aufserordenüich  grofse  Zahl  von  Be- 
schwerden dieser  Art  an  Hardenberg,  der  regelmäCsig  zu  Gunsten 
der  Gewerbefreiheit  die  Partei  der  Bittsteller  ergriff  und  mit 
liberaler  Auslegung  der  Gesetze,  im  G^ensatz  zum  Mi^trat 
und  dem  Polizeipräsidenten,  fast  regelmäfsig  in  den  ersten  Jahren 
nach  dem  Gewerbepolizeigesetze  die  Erteilung  der  Ebusier- 
gewerbescheine  durcnzusetzen  wuIste.  Der  Staatskanzler  trat 
selbst  ftlr  Drehorgelspieler  in  der  Residenz,  meist  Invaliden,  mit 
wärmsten  Eifer  ein,  als  der  Polizeipräsident  Lecoq  dieser  über- 
hand nehmenden  „dreisten  Bettelei"  energisch  Einhalt  thun 
wollte.  Er  gestand  Lecoq  zu,  dafs  im  Interesse  der  öffiantlic^en 
Ruhe   und  Ohrdnung   das  Hausieren   und  Drehoi^elspielen   nicht 

1  Schreiben  Hardenberffs  vom  20.  VII.  1818. 
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allzu  sehr  um  sich  greifen  dürfte  ^  wollte  aber  doch  den  Inva- 
liden ohne  Schwierigkeiten  Gewerbescheine  bewilligt  sehen ,  weil 
jeder  Invalide  als  solcher  heilige  Ansprüche  an  den  Staat  hätte 
und  von  demselben  nicht  weniger  verlangen  könnte,  als  dafs  er 
ihm  seinen  Lebensunterhalt  auf  eigene  Weise  zu  erleichtern 
suchte«  Überhaupt  wurde,  wie  man  es  einst  versprochen  hatte, 
in  diesen  wie  in  ähnlichen  Fällen  auf  Soldaten  und  Kombattanten, 
besonders  wenn  sie  freiwillig  an  den  Befreiungskriegen  teil- 
genommen, mögUchst  viel  Rücksicht  genommen.  Nach  einem 
Berichte  der  Eurmärkischen  R^erung^  hatte  der  König  nach 
dem  Kriege  sogar  allgemein  verfügt,  dafs  den  Invaliden,  welche 
durch  den  Betrieb  eines  Hausiergewerbes  ihren  dürftigen  Unter- 
halt fänden,  ein  unentgeltlicher  Gewerbeschein  gewä&t  werden 
sollte.  Ebenso  trat  Hardenberg  stets  dafllr  ein,  daüs  den  Inva- 
liden von  den  Städten,  wenn  auch  widerwillig,  zu  möglichst 
leichten  Bedingungen  das  Bürgerrecht  gewährt  wurde.  Gegen- 
über dem  oft  wenig  liberalen  Verwaltungsverfahren  der  einzelnen 
Behörden  wünschte  er  überhaupt  stets  eine  Auslegung  seiner 
Gesetze  in  möglichst  freiheitlichem  Sinn. 

Besonders  oft  machte  sich,  was  bei  der  Finanzlage  des 
Staates  allerdings  verständlich  war,  eine  zu  grofse  Rücksicnt  der 
Behörden  auf  die  fiskalischen  Interessen  bemerkbar.  Dafür  nur 
ein  Beispiel.  Der  §  151  des  Gewerbepolizeigesetzes  hatte  den 
Handel,  die  Verarbeitung  und  die  Verferti^ng  hochimpostierter 
Waren  auf  dem  Lande  und  in  den  ihm  gleich  geachteten  Vor- 
städten mit  Rücksicht  auf  die  Staatseinnahmen  eingeschränkt. 
Hierin  verfuhr  man  besonders  streng  in  den  Grenzgebieten ,  wo 
die  Gefahr  des  Schmuggels  nahe  lag,  und  Bülow,  obwohl  An- 
hänger der  Gewerbefreiheit,  billigte  das  als  Finanzminister. 
Während  er  aber  den  Grundsatz  festhielt,  dem  Interesse  der  in- 
direkten Steuern  gefährliche  Handlungen  und  Fabriken  auf  dem 
Lande  möglichst  einzuschränken,  wünschte  Hardenberg  eine  mög- 
lichst geringe  Einschränkung  der  Gewerbefreiheit.  Bei  der  be- 
stehenden Acciseverfassung  konnte  Bülow  aber  nicht  darauf  ein- 
gehen. Der  Staatskanzler  forderte  daher  wiederholt  eine  Be- 
schleunigung der  vom  Finanzmmister  geplanten  Steuerreform, 
weil  die  Einschränkungen  der  Gewerbe  und  des  Handels  aus 
steuerlichen  Rücksichten  den  Grundsätzen  der  Freiheit  direkt 
widersprächen.  Bülow  sollte  vor  aDem  die  Aufrechterhaltung 
der  gewerbefreiheitlichen  Grundsätze  beachten,  deren  Verletzung 
von  weit  gröfserer  Bedeutung  wäre  als  selbst  der  Verlust  einiger 
Abgaben^.  Er  wünschte  das  umsomehr,  als  die  fiskalischen 
Vexationen  den  Geist  der  Bevölkerung  demoralisierten  und  die 
Defraudationen,  welche  sie  verhüten  wollten,  gerade  hervorbrächten. 
Er   meinte  etwas  optimistisch,    Betrügereien  mübten  überhaupt 

1  R  74  K  VIII.    Kormark,  Bericht  yom  13.  VIII.  1822.    M  86. 
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nicht  vermutet  werden.  Bülow  sagte  ihm  denn  auch,  dieser 
Orundsatz  ehrte  zwar  das  Geflihl  dessen,  der  ihn  ausspräche, 
könnte  aber  bei  indirekten  Abgaben  nicht  leitend  sein,  and 
Hardenberg  mufste  erfahren,  dafs  Defraudationen  sehr  um  sich 
griffen  und  selbst  unter  den  höheren  Ständen  als  nichts  Unmo- 
ralisches angesehen  wurden.  Die  östlichen  Regierungen,  die  sich 
aonst  durch  einen  frischen  liberalen  Zug  auszeichneten,  hielten 
sehr  streng  auf  die  Wahrung  des  Abgabeninteresses ,  und  sahi- 
reiche Be^werden,  vornehmlich  von  Juden,  die  den  Handel 
mit  Schnitt-  und  Kolonialwaren  auf  dem  Lande  nachsuchten, 
mufsten  trotz  der  energischen  Befürwortung  des  Staatskanzlers 
von  Gesetzes  wegen  zurückgewiesen  werden.  Die  Acdse  zeigte 
sich  sehr  lästig.  Die  Bülowschen  Steuerreformpläne  fielen  aber 
durch  die  Opposition  im  Staatsrat,  und  so  verzögerten  sich  die 
Finanzverbesserungen  aufserordentlich.  Die  Accise,  welche  unter 
den  Räten  Hardenbergs  Scharnweber  am  meisten  halste  und  als  das 
gröfste  Übel  des  preufsischen  Staates  bezeichnete,  verschwand  erst 
1818;  als  nach  langen  Kämpfen  wenigstens  ein  Teil  der  Bülowschen 
Finanzpläne  Gesetzeskraft  erhielt  Nach  §  17  der  neuen  ZoU- 
und  VerbrauchssteuerordnuDg  sollten  in  den  Grenzbezirken  sogar 
keine  Gewerbe  mehr  wegen  eines  Abgabeninteresses  ganz  ver- 
boten sein,  sondern  selbst  diejenigen,  welche  zu  Unterschleifen 
vorzüglich  Anlafs  gaben,  nur  einer  jedesmal  örtlich  zu  bestim- 
menden Kontrolle  unterworfen  werden.  Jlardenberg  hielt  es  für 
nötig,  die  Regierungen  in  den  alten  Provinzen  besonders  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  um  fernere  unnötige  Beschränkungen  der 
Gewerbefreiheit  aus  steuerlichen  Gründen  zu  vermeidend 

Es  wäre  ftlr  den  vorliegenden  Zweck  unerspriefslich,  sich  in 
alle  die  zahlreichen  Fragen  dieser  Art  zu  vertiefen.  Diese 
Mängel  der  Gesetzgebung  und  die  zumeist  infolge  davon  sich 
allmählich  klar  erweisende  Notwendigkeit  einer  grofsen  Reform 
geht  schon  aus  der  Behandlung  der  hauptsächlichsten  Fragen 
hervor. 


§  14.    Die  Entschädigung  fBr  aufgehobene  Berechtignngen. 

Zunächst  war  die  Plntschädigungsfrage  ganz  und  gar  nicht 

felöst  und  machte  viele  Schwierigkeiten.  In  dieser  Hinsicht 
efen  die  meisten  Klagen  ein.  Der  rechtliche  Ursprung  mancher 
gewerblichen  Berechtigungen  war  zweifelhaft,  obwohl  sie  wider- 
apruchslos  bestanden  hatten.  An  die  Entschädigung  vieler,  für 
die  jetzt  Ablösungsansprüche  geltend  gemacht  wimlen,  hatte  man 
offenbar  bei  der  Legislation  gar  nicht  gedacht.  Man  hatte  bei 
^en  Ablösungsbestimmungen  in  erster  Linie  die  zahlreichen  städti- 
schen Gerechtigkeiten  der  allgemeinsten  Gewerbe  ins  Auge  ge&fst ; 
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es  bestanden  aber  auGserdem  m  den  Städten  und  vereinzelter  auf 
dem  Lande  Badestuben-y  Scharfrichter-,  Abdecker-,  Viehkastrierer-* 
Apotheker-,  Schmiede-  und  sonstige  Gerechtigkeiten,  die,  im  all- 
gemeinen von  geringerem  Werte  als  die  städtischen,  oft  erst  gar 
keine  Entschädigungsansprüche  geltend  machten.  Immerhin  liefen 
doch  so  zahlreiche  Beschwerden  ein,  dafs  Hardenberg  die  Ab- 
lösungsnormen dahin  deklarierte,  fär  die  Entschädigungsberech- 
tigung sollte  ausschliefslich  die  Eintragung  in  die  Hypotheken- 
bücher mafsgebend  sein,  ob  die  Gerechtigkeit  persönlich  war 
oder  an  einem  Grundstück  haftete.  Manche  blieben  dadurch  un- 
entschädigt,  wie  z.  B.  in  der  Kurmark  Viehkastrierer,  weil  ihre 
rein  persönlichen  Gerechtigkeiten  nicht  in  die  Hypothekenbücher 
eingetragen  waren.  Die  Verluste  für  die  Betroffenen  blieben 
allerdings  auch  meist  gering. 

Den  guten  Willen  zur  Entschädigung  hatte  man,  die  Ver- 
wirklichung  desselben  war  aber  oft  sehr  schwierig.  Jene  Rechte 
stützten  sich  auf  so  verschiedene  Ursprungstitel,  dafs  die  Auf- 
stellung allgemein  gültiger  und  doch  gerechter  Grundsätze  für 
Ablösungsansprüche  nicht  möglich  war.  Wollte  man  gerecht 
sein,  so  durfte  die  Bedingung  der  Eintragung  in  die  Hypotheken- 
bücher nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Viele  Gerechtigkeiten 
hatten  sich  im  Erbgang  ebenso  teuer  wie  Realrechte  erhalten^ 
obwohl  sie  nichts  als  mifsbräuchlich  erblich  gewordene  Meister- 
stellen und  im  Sinne  des  Gesetzes  weder  ausschliefsend,  noch  in 
die  Hypothekenbücher  eingetragen  waren.  Bis  1810  war  vielfach 
das  MeiBterrecht  verpikndet  und  ihm  damit,  wenn  auch  gan^ 
unberechtigt,  das  Gepräge  einer  Gerechtigkeit  gegeben  worden. 
Obwohl  das  General -Fabrikendepartement  diese  sogenannte 
„Verpfändung  der  Gerechtigkeit"  schon  1800  streng  verbot^ 
hatten  es  die  Mfsgistrate  und  Gewerke  doch  zugelassen.  Anfangs 
verweigerten  die  R^erungen  die  Entschädigungen  daftir  und 
gingen  zur  Feststellung  des  berechtigten  Äblösungsanspruchs 
bisweilen  mehrere  Jahrhunderte  in  ihren  Nachforschungen  zurück. 
Diese  Untersuchungen  waren  natürlich  sehr  schwierig  und  zeit- 
raubend und  verzögerten  das  Ablösungsverfahren  aufserordentlich. 
Oft  blieben  sie  völlig  resultatlos.  So  entschied  Hardenberg 
mehrmals,  wenn  die  derzeitigen  Besitzer  beim  Kauf  der  Ge- 
rechtigkeit bona  fide  gewesen,  und  wenn  die  sonstigen  Um- 
stände dafür  sprachen,  die  Entschädigung  anzuerkennen.  Er 
ergriff  stets  dem  auch  hier  beständig  hervortretenden  Fiskalismu» 
der  Behörden  gegenüber  die  Partei  der  Entschädigungsuchenden. 

Schliefslich  erwies  sich  doch  eine  gründliche  Revision  der 
Entschädigungsnormen  als  unumgänglich.  Der  Staatskanzler 
glaubte,  durch  die  Beratungen  zur  Entschädigung  ftlr  die  auf- 
gehobenen Zwangs-  und  Bannrechte  1818,  welche  in  der  noch 
zu  behandelnden  Verordnung  vom  15.  Nov.  1818  ihren  Aus- 
druck fanden,   würde  diese  Frage  auch  klar  werden.    Deshalb 
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verfügte  er  am  3.  Juli  181S^  an  BUlow,  wenn  nicht  ganz  be- 
sondere Umstände  eine  bare  Auszahlang  der  Entschädigungs- 
summe rechtfertigten,  sollte  er  eine  solche  nicht  geben,  um  nicht 
zahllose  IQxemplifikationen  zu  veranlassen.  Die  Forderungen 
sollten  vorläufig  nur  als  eventuell  berechtigt  anerkannt,  und, 
wie  sonst  üblidi,  bis  zur  erfolgten  Ablösung  verzinst  werden, 
bis  eine  allgemeine  Anleitung  zu  dem  Entscnädigungsverfilihren 
zustande  gekommen  wäre.  Für  die  ländlichen  Berechtigungen 
fehlte  jede  Norm.  Wer  sollte  z.  B.  die  Entschädigung  oei 
Viehkastrierem ,  die  bis  1810/11  fUr  grOfsere  ländliche  Bezirke 
vielfach  allein  berechtigt  waren,  festsetzen,  und  wer  sie  zahlen? 
Die  neu  vom  Staate  Konzessionierten  konnten  die  Ablösungs- 
summe nicht  leisten,  und  den  beteiligten  Gemeinden  wollte 
Hardenberg  sie  auch  nicht  aufbürden.  Auch  sonst  pafsten  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  oft  nicht,  und  wo  sie  pafsten,  ent- 
standen wegen  der  zu  geringen  Einschätzungen  der  Gerechtig- 
keiten durch  die  Regierungen  Unzuträglichkeiten.  Die  Be- 
schwerden beim  Finanzminister  und  bei  den  höheren  Instanzen, 
Hardenberg  und  dem  König,  häuften  sich.  Bisweilen  war  die 
Strenge  der  Regierungen  berechtigt 

In  sehr  vielen  Städten  safsen  die  Berechtigten,  m^tens 
Brauer,  in  der  Stadtverordnetenversammlung  und  schätzten 
natürlich  ihre  Gerechtigkeiten  nicht  zu  gering  ein.  1818  wurden 
z.  B.  den  Königsberger  Brauberechtigten  ihre  Taxen  um  ^k 
herabgesetzt ,  und  trotz  ihrer  Beschwerde  bis  an  den  König 
mulste  es  dabei  bleiben.  Sie  hatten  nämlich  irrtümlich  geglaubt, 
dafs  nach  §  34  des  Gewerbepolizeiediktes  die  von  den  Stadt- 
verordneten festgesetzte  und  vom  Magistrat  mit  dem  Gutachten 
an  die  Regierung  gesandte  Taxe  von  der  letzteren  nicht  mehr 
herabgesetzt  werden  dürfte^,  während  durch  Staatsministerial- 
beschlufs  dem  zuständigen  Ministerium„und  auch  den  Regierungen 
dieses  Recht  zugestanden  wurde.  Ähnliche  Fälle  kamen  in 
ZüUichau,  Kressen  und  dann  auch  bei  Schneider-,  Schuhmacher- 
und anderen  Gerechtigkeiten  vor.  Die  meisten  Schwierigkeiten 
setzte  Schlesien  dem  Ablösungsverfahren  entgegen.  Die  alte 
schlesische  und  die  spätere  österreichische  Herrschaft  hatten  hier 
mit  der  Verleihung  von  Ausschliefsungsrechten  eine  groCse  Miß- 
wirtschaft getrieben  und  die  Städter  sich  für  klingende  Münze 
manche  Gerechtigkeiten  erkauft.  Alles  in  allem,  wie  schon  ge- 
sagt, verlangte  die  Gerechtigkeit  eine  Revision  der  Entschädi- 
gungsbestimmungen des  Gesetzes  vom  7.  Sept.  1811.  Die  am 
15.  Sept.  1818  nach  langen  sorgfältigen  Beratungen  zustande 
kommende  Verordnung  beschränkte  sich  auf  die  Festsetzung  der 
Entschädigung  ftlr  den  aufgehobenen  Mahl-  und  Getränkezwang; 
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ftbr  die  sonstigeD  Entschädigungen  kam  erst  am  11.  Juli  1822^ 
eine  Deklaration  zustande. 

Angesichts  der  Unmöglichkeit,  die  Elntschftdigungsbestim- 
munden  des  Gewerbepolizeiediktes  auf  alle  ausschliefslichen  ge- 
werblichen Berechtigungen  anzuwenden,  und  der  dazu  konmien- 
den  häufigen  Irrtümer  in  der  Anwendung  jener  Bestimmungen 
durch  die  ausführenden  Behörden,  gab  diese  Deklaration  wesent- 
lich veränderte  Normen  über  Feststellung  der  Ansprüche  und 
Bildung  des  Fonds.  Es  sollten  alle  ausschliefslichen,  vererb- 
lichen und  veräufserlichen  Oewerbeberechtigungen  in  den  Städten 
abgelöst  werden,  wenn  sie  das  Recht  zur  [Jntersagung  der  An- 
lage neuer  Gerechtigkeiten  in  ihrer  Stadt  und  für  ihr  Gewerbe 
auf  ii^end  eine  rechtliche  Weise  darthun  konnten.  Die  Ab- 
lösung sollte  nicht  mehr  von  der  Eintragung  in  die  Hypotheken- 
bücher überhaupt  abhängig  sein,  aber  doch  sollten  nur  solche 
Berechtigungen  abgelöst  werden,  welche  vom  1.  Januar  1791 
bis  zum  2.  Nov.  1810  entweder  ausgeübt  oder  getrennt  vom 
Grundstück  verkauft  worden  waren.  Der  Verzinsungs-  und 
Amortisationsfonds  war  nicht  mehr  allein  von  den  Gewerbe- 
treibenden gleicher  Art  für  ihr  Gewerbe  aufeubringen,  es  wurden 
nun  auch  die  Gemeinden  eventuell  beitragspflichtig  gemacht,  weil 
keine  Aussicht  war,  mit  dem  bisherigen  Verfahren  in  absehbarer 
Zeit  die  Ablösung  zu  beenden.  Wie  einst  Hofimann  schon  mit 
dem  alten  Plane  es  erwartet  hatte,  so  sollte  jetzt  mit  dem  neuen 
in  längstens  30  Jahren,  vom  Tag  der  Deklaration  an  gerechnet, 
das  ^tschädigungsgeschäft  zum  Abschlufs  gebracht  sein.  Zu 
dem  Zweck  hatten  alle,  wirklich  das  Gewerbe  im  Polizeibezirk 
der  Stadt  Betreibenden,  nach  einem  vom  Magistrat  aufzustellen- 
den und  der  vorgesetzten  Begierung  zu  genehmigenden  Plane, 
dem  Umfang  ihres  Gewerbebetriebes  entsprechende  Beiträge  zum 
Fonds  zu  leisten.  Diese  Beiträge  waren  geringer  als  1811  be- 
messen. Sie  sollten  so  normiert  werden,  dafs  dadurch  kein 
Handwerker  aufser  Nahrung  kam.  Die  Gerechtigkeitsinhaber 
unter  den  Beitragspflichtigen  brauchten  ihre  Abgabe  nicht  in 
bar  zu  zahlen,  sondern  erhielten  sie  von  der  ihnen  gebührenden 
Zins-  und  Elntsehädigungsumme  abgerechnet.  Was  nach  Auf- 
bringung der  Ablösungsbeiträge  der  Gewerbetreibenden  und 
Hinzurechnung  von  schuldfrei  verbleibendem  Gewerksvermögen 
an  den  aufzubringenden  6^/o  des  Werts  aller  Berechtigungen 
noch  fehlte,  sollten  die  Stadtgemeinden  in  gleichmäfsigen  Jahres- 
beiträgen aus  ihren  Mitteki  zuschiefsen.  Den  Gemeinden  war 
überlassen,  durch  freiwillige  gröfsere  Zuschüsse  das  Tilgungs- 
geschäfk  in  weniger  als  SO  Jahren  zu  Ende  zu  bringen.  Die 
an  Ablösungsbo^htigte  seit  dem  1.  Nov.  1810  etwa  rück- 
ständigen Zinsen  sollten  neben  den  laufenden  allmählich,  aber 
Bpätestens  in  SO  Jahren,    getilgt  und   die  etwa  nicht   gezahlten 

1  GeB.-Samml.  8. 187.  ^  j 
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Ablösungsbeiträge  seit  dem  1.  Dez.  1810  nachträglich  uBter 
denselben  Bedingungen  wie  die  Ablösungsbeiträge  der  Gewerbe- 
treibenden,  eingezogen  werden. 


§  15.    Die  Wirkungen  der  Aufhebung  des  Mahl-  und  (je- 
tränkezwanges  und  die  Entschädijs^un^  dafBr. 

Qröfsere  Schwierigkeiten  als  aus  der  Ablösung  der  städti- 
schen gewerblichen  Realrechte  erwuchsen  dem  Staat  aus  der 
Aufhebung  des  Mahl-  und  Getränkezwanges  ^.  Das  AU^meine 
Landrecht  hatte  die  Anlage  von  Wasser-  imd  Schiffsmühlen  an 
öffentlichen  Flüssen  fUr  ein  Staatsregal  erklärt,  aber  im  übrigen^ 
wenigstens  dem  Namen  nach,  eine  gewisse  Gewerbefreiheit  ge- 
geben ,  indem  es  jedem  erlaubte ,  auf  seinem  Privateigentum 
Mühlen  aller  Art  frei  anzulegen.  Diese  Mühlenfreiheit  wurde 
aber  durch  den  Zusatz  hinfiillig,  wofern  nicht  besondere  Gesetze 
und  Verfassungen  es  anders  bestimmten.  Die  vor  dem  Land- 
recht geltenden  Provinzialgesetzbücher  erklärten  das  Recht  der 
Mühlenanlage  meist  Air  ein  Regal,  das  den  Gutsherrschaften 
übertragen  war.  Aufserdem  besafsen  die  meisten  Mühlen  auf 
Domanial-  und  Privatgütern  das  Bannrecht  ^.  Also  erst  wenn 
die  Bewohner  einer  Gegend  nicht  zu  irgend  einer  Mühle  gebannt 
waren,  was  aber  so  gut  als  nie  zutraf,  durften  sie  eine  beliebige 
Mühle  benutzen.  Scmiefslich  besafsen  alle  Mühlen  das  Exklusiv- 
recht®  ,  so  dafs  keine  neue  angelegt  werden  konnte ,  wenn  jene 
ihren  Nahrungsstand  dadurch  &r  benachteiligt  hielten.  So  war, 
trotz  des  principiellen  Zugeständnisses  der  Freiheit,  das  Müller- 
gewerbe nichts  weniger  als  frei. 

Den  ersten  wirksamen  Eingriff  in  liberalem  Sinne  in  diese 
Verhältnisse  that  man  mit  dem  oben  erwähnten  Edikt  vom 
29.  März  1808  für  den  Osten  Preulsens*,  für  Ostpreufsen, 
Litauen  und  die  Kreise  Marien werder  und  EIrmelana.  Die» 
Gesetz  beliels  es  hinsichtlich  der  Wasser-  und  Schiffsmühlen  an 
öffentlichen  Flüssen  bei  den  bestehenden  Bestimmungen,  gab 
aber  die  Anlegung  von  Mühlen  auf  privatem  Grund  und  Bc^en 
frei.  Nur  aus  polizeilichen  Rücksichten,  oder  wenn  einem  schoa 
vorhandenen  Müller  das  Wasser  entzogen,  oder  überhaupt  da- 
durch jemand  in  der  Benutzung  seines  Grundeigentums  be- 
nachteiligt wurde,  konnte  die  Anlage  neuer  Mühlen  untersagt 
werden,  keineswegs  aber  wegen  Schmälerung  der  gewerblichen 
Einnahmen  vorhandener  Müller.  Zugleich  wurde  für  das  ge- 
nannte Gebiet  der  Mühlenzwang  in  Land  und  Stadt  vom  1.  Dez. 


'  R  74  K  Vm  M  23,  24,  25,  26. 
a  A.L.R.  I.  23,  §  27. 
«  1.  c.  n,  15,  4  234  ff. 
^  £dikt  betr.  die  Mühlengerechtij 
Zwanges  u.  8.  w.    Ges.-Samml.  S.  218. 


a  A.L.R.  I,  23,  §  27. 

«  1.  c.  n,  15,  4  234  ff. 
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1808  ab  gegen  Entschädigung,  ohne  Rücksicht  auf  die  Qualität 
der  Besitzrechte  so  aufgehoben,  dafs  die  bisher  Mahlpflichtigen 
nach  Belieben  erklären  konnten,  ob  sie  den  Zwang  beibehalten 
oder  aufheben  wollten.  Als  Entschädi^ng  wurde  dem  Pächter 
oder  Besitzer  der  Mühle  die  bis  dahin  fllr  die  Nutzung  der 
Mühle  zu  zahlende  Abgabe  in  der  Regel  gänzlich  erlassen.  Der 
Erlais  sollte  aber  den  infolge  der  Aufhebung  eintretenden  Verlust 
nicht  übertreffen.  So  gab  man  den  bisherigen  Mahlpflichtigen 
und  dem  Verpächter  der  Mühle  das  Recht,  nachzuweisen,  dafs 
der  Einnahmeausfall  des  MtÜIers  geringer  wäre,  wonach  dann 
nur  ein  dem  wirklichen  Verluste  entsprechender  Erlafs  stattfand. 
Hier  wurde  also  ein  wirklicher  Verlust  vorausgesetzt,  den  das 
lediglich  vom  doktrinären  Liberalismus  Hardenberg  und  seiner 
Räte  beherrschte  Edikt  vom  28.  Okt.  1810  in  Abrede  stellte. 
Beseitigt  wurden  in  jenem  Gesetz  auch  die  Banndienste,  welche 
die  Zwangspflichtigen  bis  dahin  an  die  Zwangsmühle  hatten 
leisten  müssen.  Die  Müller  behielten  aber  weiter  den  Anspruch 
auf  freies  Bauholz,  nur  mufsten  sie  sich  auch  eine  Abfindung  in 
Geld  gefallen  lassen.  Die  Höhe  des  Mahllohnes  überliefs  man 
der  freien  Vereinbarung,  setzte  jedoch ,  um  Übervorteilung  der 
Mahlgäste  zu  verhüten,  einen  MÜaximallohn  bis  zum  Jahre  1814 
fest,  der  beim  Eintritt  ausreichender  Konkurrenz  aufgehoben 
werden  sollte.  Den  Verpächtern  wurde  der  durch  den  Wegfall 
der  bisherigen  Abgaben  erwachsende  Schaden  vergütet,  und  zwar 
muisten  ihn  auf  Königl.  Domänenmühlen  die  Mahlpflichtigen 
mit  einer  Abgabe  ersetzen,  welche  auf  dem  Lande  aen  Bann- 
pflichtigen zur  Grundsteuer,  in  den  Städten  zur  Mahlaccisc  zu- 
geschlagen und  nach  dem  etatsmäfsi^en  Ertrage  der  Domänen- 
mühlen unabänderlich  festgesetzt  wurde;  bei  Privatmühlen  aber 
hatten  die  Gebannten  den  Mühlenbesitzer  in  gleicher  Weise  zu 
entschädigen  -,  die  Entschädigungssumme  wurde  hier  jedoch  durch 
Vertrag  oder  richterliches  Erkenntnis  festgesetzt.  Dem  platten 
Lande  wurde  zudem  der  Gebrauch  von  Handmühlen  freigegeben, 
wodurch  den  Müllern  nicht  wenig  Abbruch  geschah. 

Im  Jahre  1810  nahm  Hardenberg  von  dem  eben  behandelten 
Gesetz  gar  keine  Notiz,  sondern  hob  durch  das  E^ikt  vom 
28.  Okt.  1810  den  Mühlenzwang  zusammen  mit  dem  Getränke- 
zwang für  die  übrigen  Landesteile,  welche  nach  dem  Tilsiter 
Friedensschlufs  bei  Preufsen  verblieben,  auf.  Dieses  EJdikt  verrät 
zwar  in  mehreren  Punkten  hinsichtlich  der  Mühlen  Anlehnung 
an  das  vom  29.  Mai  1808,  aber  es  formulierte  das  Princip  der 
Freiheit  schärfer.  Der  Gesetzgeber  hatte  sich  vor  allem  gründ- 
lich in  der  Annahme  getäuscht,  dafs  nach  der  „Theorie  und 
Erfahrung"  infolge  der  Aufhebung  der  Zwangsrechte  keine 
Schädigung  der  Berechtigten  stattfinden  könnte.  Als  mit  dem 
28.  Okt.  1814  der  vierjährige  Zeitraum  abgelaufen  war,  nach 
welchem  die,  nach  Hardenbergs  Meinung  nur  durch  besondere 
örtliche  Verhältnisse  mögliche,  Schädigung  der  Berechtigten^^^i^ 
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Staate  zur  Schadloshaltang  angemeldet  werden  konnte,  erwies 
sich  zweifellos  die  Verkehrtheit  jener  Hypothese.  Der  Schaden 
trat  in  ungeahntem  Umfange  ein  und  äufserte  sich,  schon  ehe 
die  4  Jahre  abgelaufen  waren,  in  zahlreichen  Beschwerden.  Die 
Bestimmungen  über  den  Schadennachweis  waren  entsprechend, 
den  Anschauungen  des  Gesetzgebers  über  die  Möglichkeit  einer 
Schädigung  sehr  streng  gehalten,  und  die  Provinzialdeputierten 
hatten  bereits  auf  ihre  Unhaltbarkeit  hingewiesen.  Auch  Bülow 
hatte  schon  vor  1814  die  Unmöglichkeit  der  ElrfUllung  Jenes  in 
§  3  des  Gesetzes  vom  28.  Okt.  1810  geforderten  Schadennach- 
weises  eingesehen  und  mit  dem  Justizminister  KircbeiBen  zusammen 
am  30.  Dez.  1813  einen  Deklarationsentwurf  vorgelegt,  der  nach 
einigen  Wandlungen  erst  am  15.  Sept.  1818  perfekt  wurde. 
Um  das  verständhch  zu  machen ,  mufs  auf  die  Wirkungen  ein- 
gegangen werden ,  welche  das  Zwangsbefreiungsedikt  unter  den 
Müllern  hatte. 

Beschwerden  liefen  lange  vor  1814,  aber  dann  in  doppelter 
Zahl,  von  Müllern  ein,  welwie  nach  dem  Verluste  ihrer  Zwangs- 
rechte auiser  stände  waren,  den  Pachtzins  und  ihre  andern 
Verbindlichkeiten  pünktlich  weiter  zu  berichtigen,  da  sich  seit 
1810  die  Mühlen  sehr  vermehrt  hatten^.  Der  Mühlenbau  wurde 
weit  lebhafter,  als  die  kriegerischen  Zeiten  vorüber  waren. 
Die  Regierungen  verlangten  durcbgehends  im  Interesse  des  ent- 
schädigungspflichtigen Staatsseckels  einen  Schadennachweis  genau 
nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes.  Bülow  billigte  das  angesichts 
der  Finanzlage  des  Staates  durchaus,  obwohl  man  allgemein 
einsah,  dafs  der  streng  gesetzliche  Nachweis  unmöglich  zu  er- 
bringen war.  So  schrieb  z.  B.  die  Oppelner  Regierung  in  einem 
Bericht  an  den  Staatskanzler  ^ ,  sie  wäre  übrigens  der  unmafs- 
geblichen  Meinung,  dais  nie  ein  Müller  den  Nachweis  des  §  3 
des  Ediktes  vom  28.  Okt.  1810  zu  liefern  vermöchte.  Der 
Staatsrat  urteilte  in  einem  Berichte^,  jene  Bedingungen  wären 
so  erschwerend,  dafs  eine  Entschädigung  mehr  dem  Schein  als 
dem  Wesen  nach  versprochen  worden  wäre.  Selbst  Bülow  sagte 
am  31.  Okt.  1817^,  dafs  die  Entschädigungsgrundsätze  fiir  den 
Fiskus  sehr  vorteilhaft  wären.  Diesen  und  vielen  ähnlichen 
Äufserungen  gaben  die  Thatsachen  durchaus  Recht. 

Die  in  ihren  Hoffnungen  auf  Schadloshaltung  getäuschten 
Müller  wandten  sich  einzeln  und  in  ganzen  Gewerken  zuerst 
an  Bülow,  wo  sie  kein  williges  Gehör  fanden,  und  dann  an 
Hardenberg  und  den  König.  Der  Staatskanzler  trat  mit  warmem 
Herzen  und  au&  nachdrücklichste  fUr  die  geschädigten,  und 
zum  gröfsten  Teil  in  schwere  Bedrängnis  geratenden  Müller  gegen 


J  Gutachten  Hoffmanns  1815  R  74  K  VIII  M  26. 

>  Bericht  vom  3.  XIL  1817.    R  74  K  VIII  M  24. 

8  R.  a.  0.  vom  20.  VIT.  1818. 
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die  vom  FioansBtnteraBse  gebotene  Hartnäckigkeit  Bülows  und 
der  Regierungen  bei  den  mai^elbaften  Nachweisen  ein.  Meist 
handelte  es  sich  um  Pacht-  oder  E^bpachtmttller,  von  welchen 
die  Gutsherrscbaften  oder  Stadtgememden  als  Verpächter  den 
bei  einträglichen  Mühlen,  besonders  grofsen  Stadtmühlen,  sehr 
hohen  Pachtssins  und  die  oft  bedeutenden  Naturalleistungen, 
welche  damit  verbunden  waren,  als  Holz-,  Getreidelieferungen, 
Dienstleistungen  u.  ähnl.,  ungeschmälert  und  pünktlich  weiter 
verlangten.  Bei  Städten  wurden  sehr  bald  nach  dem  Erlafs  des 
Ediktes  neue  Mühlen  angelegt;  oft  lagen  auch  die  alten  Zwangs- 
mühlen den  Konsumenten  zu  weit  und  unbequem,  und  ein 
Konkurrent  siedelte  sich  schnell  an  einem  passenderen  Orte  an, 
und  was  dergleichen  Möglichkeiten  mehr  waren.  Mit  solchen 
Müllern,  die  nichts  als  die  Gewerbesteuer  zu  entrichten  hatten, 
konnten  die  hochbelasteten  Bannmüller,  welche  aufserdem  die 
Gewerbesteuer  auch  zahlten,  immöglich  konkurrieren.  Die  „&- 
fahrung  und  Theorie"  Hardenbergs  trug  hier  sehr  bedenkliche 
Flüchte.  Die  Pächter  konnten  ihren  Verpflichtungen  nicht  mehr 
nachkommen,  und  die  Verpächter  liefsen  die  Mühle  unter  Sub- 
hastation  stellen.  Diese  Fälle  waren  so  aufserordentlich  zahlreich, 
dafs  die  Akten  fast  den  Eindruck  erwecken,  als  hätten  die,  bei 
welchen  nicht  die  Klage  auf  Sequestration  erhoben  wurde, 
die  Ausnahme  gebildet.  Es  kam  nicht  selten  vor,  dais  die 
Gutsherrschaft  selbst  auf  Grund  der  Gewerbefreiheit  in  Kon- 
kurrenz zu  ihrem  Pachtmüller  eine  neue  Mühle  anlegte  und 
doch  ungemindert  dessen  Leistungen  weiter  verlangte.  Bei  den 
oft  sehr  hohen  Preisen  solcher  Mühlen  lasteten  häufig  gröfsere 
Bestkaufgelder  oder  Anleihen  als  Hypotheken  darauf,  und  damit 
waren  aufser  den  Müllern  fast  alle  diese  Gläubiger  ge&hrdet. 
Dazu  kam,  dafs  die  Lage  der  Müller  während  der  Krieeszeiten 
und  unmittelbar  nach  diesen  natui^mäfs  recht  schlecht  war. 
Wiederholt  wurde  von  den  Regierungen  aus  Schlesien  und  Ost- 
preufsen  auch  berichtet,  dafs  mit  der  allmählich  allgemeiner 
gewordenen  Kartoffelnahrung  der  Brotkonsum  und  damit  die 
Einnahmen  der  Müller  zurückgingen.  Femer  hatten  die  Müller 
bisher  als  sehr  lohnendes  Nebengewerbe  meist  ausschliefsend 
den  Mehlhandel  helrieben,  welcher  mit  der  Gewerbefreiheit  in 
die  Hände  der  zahlreich  sich  etablierenden  Mehlhändler  übereing. 
Schliefslich  hatte  zwar  das  Edikt  vom  28.  Okt.  1810,  abweichend 
von  dem  Gesetz  für  die  östlichen  Gebiete  vom  29.  März  1810, 
den  Gebrauch  von  Handmühlen  aus  Abp:aberücksichten  gänzlich 
verboten,  in  der  Deklaration  vom  16.  April  1812*  wurde  die 
Handmühlenverwendung  aber  allgemein  freigegeben  und  davon 
der  ausgiebigste  Gebrauch  zum  Eigenbedarf  gemacht 

Wegen   nicht  ausreichenden  Schadennachweises  verzögerten 
sich  die  Entschädigungen  ungemein,  und  zahlreiche  Müller  baten 
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seit  1814  Hardenberg  um  Errettung  vor  dem  drohenden  Unter- 
gang.  Soweit  als  möglich  suchte  man  ihnen  zu  helfen;  ihre 
immer  wiederholten  Bitten  um  Sistierung  des  Neubaues  von 
Mühlen  mufste  man  aber  der  Oewerbefreiheit  wegen  unberück- 
sichtigt lassen;  ebenso  die  um  Erlafs  der  bisherigen  Abgaben, 
ähnlich  wie  ihn  das  Edikt  vom  29.  März  1808  gewährte.  Die 
Bittsteller  beriefen  sich  hierftlr  nicht  mit  Unrecht  auf  den  §  30 
des  Gewerbesteueredikts  y  wonach  sie  lediglich  ^  wie  die  neuen 
Müller,  Gewerbesteuer  zu  zahlen  sich  verpflichtet  fiihlten,  und 
dagegen  von  allen  sonstigen  gewerblichen  Abgaben  befreit  sein 
wollten.  Bei  der  überaus  grofsen  Zahl  der  Entscbädigungs- 
gesuche,  bei  der  Schwierigkeit  des  gesetzmäßigen  Nachweises 
eines  Schadens  und  bei  den  daraus  fliefsenden  endlosen  Rekursen 
verzögerte  sich  trotz  eifrigster  Thätigkeit  der  Regierungen  und 
trotz  des  beständigen  Drängens  Hardenbergs  die  Regelung  der 
einzelnen  Entschädigungen  aufserordentlich,  nicht  selten  8  Jahr 
und  länger.  Sehr  viele  konnten  wegen  Mangels,  der  gesetzlichen 
Beweise  selbst  bei  der  eifnesten  Fürsorge  Hardenbergs  nicht 
schadlos  gebalten  werden  una  gingen  zu  Grunde.  Bei  anderen 
sehr  zahlreichen  hatten  die  Verpächter  nicht  Lust,  mit  ihren  For- 
derungen auf  die  Beendigung  der  langwierigen  Entschädigungs- 
regelung zu  warten  und  suchten  mit  allen  rechtlichen  Mitteln 
die  SuDuastation  durchzusetzen. 

Hardenbergs  Vertröstungen  auf  das  baldige  Erscheinen  emer 
Deklaration  fruchteten  nicht  mehr.  Um  das  unverdiente  Verhängnis 
von  einigen  Müllern  abzuwenden,  hatte  er  durch  Eabinettsbefehl 
mehrmals  eine  Sistierung  der  Subhastation  ausgewirkt.  Als  die 
Deklaration  immer  noch  nicht  beendet  war,  und  die  Notgesuche 
der  Müller  und  die  Rechtsverwahrungsgesuche  der  Verpächter 
überhand  nahmen,  sah  sich  der  Staatskanzler,  um  grofses  Un- 
glück unter  den  Müllern  zu  verhüten,  gezwungen,  beim  König 
eine  Kabinettsordre  an  den  Justizminister  auszuwirken^,  wonach 
alle  Gerichtsbehörden  angewiesen  wurden,  die  wegen  rückstän- 
diger Schuldforderungen,  besonders  wegen  des  ausstehenden  Pacht- 
kanons,  schwebenden  Subhastionen  bei  allen  entschädigungs- 
berecbtigten  Mühlen  zunächst  zu  sistieren,  da  in  allernächster 
Zeit  die  verheifsene  Deklaration  erscheinen  sollte.  Um  die  Müller 
auf  den  königlichen  Domänen  vor  dem  Fiskus  zu  retten ,  stun- 
dete man  ihnen  ganz  oder  teilweise  den  Kanon  und  die  Mühlen- 
abgaben. Etwaige  Klagen  auf  Sequestration  wurden  auch  hier 
sistiert  Eünen  tieferen  Eingriff  in  die  Rechte  des  Privateigen- 
tums als  diese  Sistierungen  wagte  man  nicht,  aber  auch  sie  riefen 
schon  zahlreiche  Besdiwerden  der  Pächter  hervor.  Die  sehr 
traurige  Lage  so  vieler  Müller  erschütterte  den  Glauben  Harden- 
bergs an  den  schliefslichen  S^n  der  Gewerbefreiheit  nicht,  er 
hoffte,   und  wohl  nicht  mit  Unrecht,   diese  Übergangskrankheit 
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bald  zu  beseitigeii.  Für  den  Augenblick  geriet  er  aber,  in  dem 
Wunsche  zu  hdfen  und  Härten  zu  mildem  und  in  der  nicht 
seltenen  Unmöglichkeit,  helfen  zu  können,  mit  seinen  Beratern 
in  grofce  Verlegenheit. 

Die  K.O.  vom  12.  Juni  1816  hemmte  zwar  die  Zwangs- 
verkäufe, schützte  aber  im  Übrigen  die  Müller  nicht  ausreichend. 
Der  Deklaration  stellten  sich  immer  neue  verzögernde  Schwierig- 
keiten in  den  Weg.  Die  Stundung  der  Pacht  für  die  Domänen- 
müUer,  die  bisher  von  Fall  zu  FaU  geschehen  war,  wurden  generell 
an  die  zuständigen  Behörden  vertilgt;  bei  den  Müllern  auf 
städtischen  und  Privatmühlen  konnte  man  das  nicht.  Harden- 
berg hätte  diesen  gern  allgemeine  Vorschüsse  auf  die  spätere 
Entschädigung  gewährt,  um  die  drängenden  Gläubiger  wenigstens 
in  etwas  zu  beruhigen  und  den  Müllern  bis  zur  Verwirklichung 
der  Ablösung  die  Subsistenz  zu  ermöglichen.  Die  finanziellen 
Bedenken  Bülows  machten  das  unmöglich,  denn  es  konnten  nicht 
einmal  die  etatsmäfsigen  Ausgaben  und  kaum  die  regelmäfsige 
Militärverpflegung  aus  den  Staatskassen  gedeckt  werden.  Der 
Staatskanzler  war  den  Beschwerdeftihrem  und  Bittstellern  gegen- 
über in  unangenehmer  Lage,  aber  die  Deklaration  mufste  ab- 
gewartet werden.  Diese,  welche  auf  Grund  eines  zweiten  Ent- 
wurfes des  Justizministers  in  den  beteiligen  Ministerien  und  im 
Staatsrat  vorbereitet  wurde,  wollte  Hardenberg  zugleich  auf  die 
neuen  Landesteile  ausdehnen,  mufste  aber,  da  die  Verschieden- 
heit in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Gebiete  dafür  absolut 
keine  Basis  bot,  zunächst  davon  Abstand  nehmen.  Wohl  aber 
wurde  auf  seine  Anregung  die  Entschädigung  für  den  aufgeho- 
benen Getränkezwang  mit  einbezogen.  Unter  beständigem 
Ehrängen  des  Staatskanzlers  kam  die  Deklaration  endlich  am 
15.  I^ptember  1818  zur  Emanation^. 

Es  ist  interessant,  dafs  in  dieser  Verordnung  ausdrücklich 
die  Behauptung  des  Ediktes  vom  28.  Oktober  1810  aufrecht  er- 
halten wurde,  durch  die  Aufhebung  des  Mahl-  und  Getränke- 
zwanges würden  in  der  Regel  die  Einnahmen  der  ehemals  Be- 
rechtigten nicht  vermindert.  Der  nur  wegen  ^besonderer  örtlicher 
Verhfiutnisse"  mögliche  Schaden  mufste  als  unmittelbare  Folge 
des  aufgehobenen  Bannrechts  nachgewiesen  werden.  Der  Aus- 
fall wurde  durch  einen  Vergleich  der  Jahre  1796—1805  mit  den 
Jahren  1811,  16,  17  und  18  (also  Friedensjahre,  um  nicht  durch  • 
die  unmittelbaren  Einwirkungen  des  Krieges  falsche  Resultate 
zu  erhalten)  ausgemittelt.  Er  mufste  durch  genau  geführte 
Bücher  oder  andere  gesetzliche  Beweismittel  nachgewiesen  werden 
und  durfte  nicht  aus'*mangelhafter  Betriebsamkeit  des  Berech- 
tigten   oder    Verringerung    der   Menschenzahl    entstanden    sein. 


^  VerordnuDg  wegen  der  für  die  Aufhebung  des  Mahl-  und  Ge- 
tränkezwanges  nach  (fem  Edikt  vom  28.  X.  1810  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen.   Ges-Samml.  S.  178.  DigitizedbyGoOgk 
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Waren  die  Entschädigungsansprüche  nicht  6  Monate  nach  Ver- 
kündigung der  Deklaration  angemeldet ,  so  nahm  man  an,  aus 
der  Aufhebung  wäre  kein  Schaden  erwachsen  und  entschädigte 
nicht  mehr  aus  der  Staatskasse.  Die  hier  gleichsam  als  Aus- 
nahme hingestellte  Schädigung  war  beim  Mahlzwang  de  facto 
die  Regel. 

Die  für  den  Umfang  der  Monarchie  am  28.  Oktober  1810 
geltende  Deklaration  ^  erwies  sich  trotz  ihrer  sehr  sorgftltigen  Be- 
arbeitung für  die  Müller  als  unbrauchbar.  Zunächst  war  mit 
der  präklusivischen  Anmeldungsfrist  von  6  Monaten  die  Ent- 
schädigung aller  der  ehemals  Zwangsberechtigten  ausgeschlossen, 
welche  erst  nach  dieser  Zeit  durch  neue  Mühlen  geschädigt 
wurden.  Ferner  war,  sti*eng  genommen,  auch  jetzt  noch  der 
gesetzliche  Schadennachweis  unmOdich,  obwohl  der  Finanz- 
minister sogar  selbstgeführte  Mahlbücher  und  bloise  Notizen  mög- 
lichst als  Beweismittel  zulieis.  Nach  wie  vor  mufste  natürlich 
das  fiskalische  Interesse  gewahrt  werden  und  von  vielen  Seiten, 
unter  anderen  von  den  Re^erungen  zu  Frankfurt,  Liegnitz  und 
Breslau,  wurde  erklärt,  dafs  auch  nach  diesen  Bestimmungen 
nur  sehr  wenige  BannmüUer  Entschädigung  erhielten. 

Da  folglich  die  Beschwerden  im  alten  Umfange  fortdauerten, 
berichtete  Klewitz,  der  inzwischen  an  Bülows  Stelle  das  Finanz- 
ministerium übernommen  hatte,  1820  an  den  König,  dafs  etwas 
geschehen  müfste,  um  den  unverdienten  Ruin  zahlreicher  MüUer 
zu  verhmdem,  und  legte  auch  einige  gesetzliche  Normen  im 
Entwurf  vor.  Hardenberg  wollte  die  ganze  Deklaration  noch 
einmal  dem  Staatsrate  vorlegen,  um  vor  allem  die  Präklusivzeit 
von  6  Monaten  daraus  zu  entfernen,  aber  Bülow,  Klewitz  und 
Schuckmann  machten  ihn  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  das 
fortwährende  Schwanken  der  Gesetzgebung  müfste  notwendig  die 
Achtung  vor  derselben  überhaupt  vermindern.  Sie  erklärten  ihm 
—  und  darin  macht  sich  die  stärker  gegen  den  doktrinären 
Liberalismus  hervortretende  Opposition  bemerkbar  — ,  sie  müfsten 
in  dem  Versuche,  die  Entschäaigungsnormen  für  die  Müller  noch 
günstiger  zu  gestalten,  einen  Widerspruch  zu  dem  Fundamental- 
satze des  Ediktes  vom  28.  Oktober  1810  erblicken,  dafs  nach 
der  Theorie  und  Erfahrung  aus  der  Aufhebung  von  Zwangs- 
und Bannrechten  überhaupt  kein  Schaden  fär  die  Berechtigten 
entstände.  Sie  könnten  übrigens  die  Wahrheit  dieses  Satzes 
nicht  in  Schutz  nehmen^.  Auf  dieses  Gutachten  überwies  eine 
Kabinettsordre  vom  31.  Oktober  1820  die  Klewitzschen  Vor- 
schläge dem  Staatsrat  zur  Beratung,  da  die  Klagen  über  die  un- 
vermeidlichen Sttbhastationen  der  Mühlen  besonders  in  neuerer 
Zeit   überhand   nähmen.     Der  Staatsrat  lehnte  gleich  den  drei 

>  Ober  den  (Geltungsbereich  dieser  Deklaration  entstanden  fibrigens 
auch  bald  Zweifel;  conf.  wdter  nnten. 

>  Gutachten  der  gen.  Minister  am  20.  VI.  18%ed^'&K  YIII  M  24. 
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Minktern  die  Emanation  eines  neaen  Gesetzes  ab,  empfahl  aber, 
da  die  Klagen  vielfach  auf  eine  übertriebene  Strenge  der  Regie- 
rungen bei  der  Entschädigungsermittelung  zurückzuführen  wären, 
eine  Belehrung  der  Behörden  im  Sinne  einer  milderen  imd 
freieren  Handhabung  der  Oesetzesnormen.  Diese  Belehrung  er- 
folgte dann  auch  in  der  Art,  dafs  jede  Deutung  der  Gesetzes- 
vorschriften, durch  welche  die  Entschädigungsansprüche  umgangen 
oder  verkümmert  würden,  vermieden,  in  zweifelhaften  Fällen  also 
zu  Gunsten  der  Bannberechtigten  entschieden  werden  sollte. 

Daraus  ergab  sich  natürlich  eine  gewisse  Rechlsunsicherheit. 
So  war  es  doch  z.  B.  von  gröfster  Bedeutung,  ob  flir  Ostpreu- 
lisen,  Litauen,  Ermeland  und  Marien werder  auch  die  Deklara- 
ration  vom  15.  September  1818  galt,  wie  nach  dem  Wortlaut 
von  deren  §  12  nicht  zweifelhaft  sein  konnte  ^  Materiell  aber 
pafste  sie  gar  nicht,  da  hier  das  Gesetz  vom  29.  März  1808 
einen  ganz  anderen  Entschädigungsmodus  aufj^estellt  hatte.  Als 
Anfangs  der  zwanziger  Jahre  im  Osten  der  Monarchie  praktisch 
viel  Streit  darüber  entstand,  ging  die  Angelegenheit  von  neuem 
bis  an  den  Staatsrat,  wo  die  verschiedenen  Meinungen  sich  nicht 
vereinigen  lieben.  Erst  eine  Kabinettsordre  vom  22.  Sep- 
tember 1826^  bestimmte,  für  die  genannten  östlichen  Gebiete 
sollte  lediglich  die  Mühlengesetzgebung  vom  29.  März  1808 
gelten.  Für  dieses  Gesetz  wurden  nur  nähere  Bestimmungen  in 
Aussicht  gestellt,  welche  die  Kabinettsordre  vom  25.  September 
1836^  festsetzte.  Unentschieden  blieb  aber  die  durch  die  Be- 
schwerden der  Müller  brennend  erhaltene  Frage  der  sechsmonat- 
lichen Frist  für  die  Anmeldung  der  Entschädigungsansprüche 
nach  der  Deklaration  vom  15.  September  1818.  Der  Staatsrat 
erklärte  im  Einklane  mit  Hardenberg  und  dem  König  die  Ent- 
schädigung auch  solcher  Ansprüche  für  gerecht  und  billig.  Wegen 
der  Schwierigkeit  der  Verwirklichung  dieser  Absicht  lehnte  das 
Staatsministerium    den  Erlafs   entsprechender  Bestimmungen  ab. 

Es  fehlte  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  an  Ausfallen  gegen 
die  Gewerbefireiheit^.  Der  Minister  des  Innern  Schuckmann 
hatte  stets  den  liberalen  Reformen  Hardenbergs  etwas  argwöhnisch 
gegenübergestanden  und  erklärte,  es  wäre  besser,  ein  Gewerbe  auf 
wohlerworbenen  Rechten  basiert  zu  erhalten,  als  es  der  Theorie 
grenzenloser  Konkurrenz  aufzuopfern,  deren  Resultate  nach  zehn- 
jähriger Erfahrung  immer  noch  sehr  problematisch  wären.  Er 
schlug  vor,  in  Zukunft  die  Anlagen  neuer  Mühlen  vom  Bedürfnis 
abhängig  zu  machen,  womit  allerdings  den  allgemeinen  Schaden- 
ersatzansprüchen, aber  auch,  und  zwar  viel  härter,  dem  Princip 
der  Gewerbefreiheit   entg^engetreten   worden  wäre.    Auch   der 


1  conf.  auch  R  77  CCCVI,  M  42. 
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Handels-  und  Gewerbeminister  Bülow  erklärte  sieh,  überraschend 
genug,  für  die  Eonzessionierun^  neuer  Mühlen  und  umsomehr, 
wie  er  sagte,  als  jSenügend  MüUen  vorhanden  wären,  und  damit 
der  Zweck  des  Ediktes  vom  28.  Oktober  1810  erreicht  wäre. 
Nur  Elewitz  hielt  den  Zeitraum  seit  diesem  Zwangsbefreiungs- 
edikt  noch  nicht  für  ausreichend,  um  die  Resultate  zn  beurteilen, 
und  daher  Erschwerungen  der  Gewerbefreiheit  nicht  flir  ratsam. 
Trotzdem  lehnte  das  gesamte  Staatsministerium  die  Konses- 
sionierung  ab,  obwohl  es  sie  grundsätzlich  billigte,  es  hielt  ein 
neues  Gesetz  nicht  für  angängig.  Eine  blofse  Deklaration  hätte 
sich  nur  auf  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes  vom  28.  Ok- 
tober 1810  erstrecken  können,  während  in  den  übrigen,  den 
1815  neu  zum  Staate  gekommenen,  Provinzen  die  verschieden- 
sten Verhältnisse  der  Freiheit  und  des  Zwanges  auf  gewerb- 
lichem Gebiet  herrschten  und  bereits  die  allgemeine  Gewerbe- 
gesetzreform geplant  war. 

Man  bat  Hardenberg  um  Einleitung  eines  allgemeinen  Ge- 
setzes über  diese  Angelegenheit.  Dieser  war  gegenüber  den 
Gesuchen  um  Einschränkungen  des  Baues  von  neuen  Mühlen 
ratlos  und  konnte  die  Bittsteller  mit  ihren  Entschädigungen  nur 
auf  den  Weg  der  Gnade  des  Eöni^  verweisen.  Vollzogene 
Gesetze,  sagte  er,  könnte  er  nicht  ändern  ^  Zur  Einleitung  der 
vom  Staatsministerium  angeregten  allgemeinen  Reform  forderte 
er  von  den  Re^erungen,  in  deren  Gebiet  die  mannigfaltigsten 
gewerbegesetzlicnen  Verhältnisse  bestanden,  Gutachten  über  die 
Aufhebung  des  Mahl-  und  Getränkezwanges  ein.  Der  Staats - 
kanzler  stellte  in  dieser  Verfügung  die  Beseitigung  jener  Zwangs- 
rechte als  zur  Förderung  des  Gewerbefleilses  wesentlich  dienend 
hin.  Motz,  damals  Regierungspräsident  in  Erfurt,  erklärte  sich^ 
unbedingt  für  die  Aufhebung  des  besonders  im  alten  Herzogtum 
Sachsen  sehr  schädlichen  Mühlen-,  Bier-  und  Branntweinzwanges^ 
gegen  Entschädigung  mutatis  mutandis  nach  preufsischen  Grund- 
sätzen. Der  Merseburger  Regierungspräsident  bchönberg  wünschte 
die  Gewerbefreiheit  nicht  SoUten  aber  durchaus  jene  Zwangs- 
rechte entfernt  werden,  so  müfste  es  gegen  Entschädigung  durch 
die  Zwanespflichtigen  nach  gutachtlicher  Anhörung  der  Pro- 
vinzialstände  geschehen.  In  Pommern  hielt  der  ODerpräsident 
Sack°  die  Aufhebung  für  sehr  wünschenswert,  empfahl  aber 
Anpassung  an  die  sehr  verwickelten  Verhältnisse  der  einzelnen 
Teile  dieser  Provinz  und  Entschädigung  durch  die  Verpflichteten. 
Der  Oberpräsident  von  Posen,  Zerboni  di  Sposetti,  bezeichnete 
in  seinem  Gutachten*  den  Mahl-  und  Getränkezwang  seiner 
Provinz  als  barbarisch  und  veraltet,  die  Verhältnisse  aber  als  so 
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kompliziert,  dafs  die  Aufhebung  nur  vorsichtig  und  langsam 
geschehen  könnte,  besonders  da  hier  der  Getränkezwang  ein  sehr 
wesentliches  Recht  der  ländlichen  Güter  bildete,  das  die  neue 
Abgabenverfassung  schon  sehr  erschüttert  hätte.  Diese  Resultate 
yeianlalsten  Hardenberg,  die  Einleitungen  zu  einem  allgemeinen 
Zwangsbe&eiungsgesetz  zu  unterlassen  \  weil  die  ganze  Angelegen- 
heit mit  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  in  diesen  Gebieten 
in  enger  Verbindung  stand,  zu  welcher  er  die  Vorbereitungen 
noch  nicht  fllr  reif  hielt  So  fand  diese  Frage  erst  in  der  All- 
gemeinen Gewerbeordnung  ihre  Erledigung. 


§  16.   Die  Behandlung  der  Getrftnkefabrikation  ^. 

Im  Gewerbepolizeiedikt  hatte  man  die  in  den  Gesetzen  vom 
28.  Oktober  und  2.  September  1810  gewährte  Getränkefabri- 
kationsireiheit  durch  die  von  uns  sogenannte  Grundwertbedingung  ^ 
wieder  eingeschränkt  Da  ELardenberg  bei  dem  sich  sofort  nach 
dem  Gewerbesteueredikt  erhebenden  Protest  der  bisher  berech- 
tigten Grundbesitzer  angeordnet  hatte,  es  sollten  bis  zur  Elma- 
nierung  der  einschränkenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
7.  Septemb^  1811  unbedenklich  Gewerbescheine  an  Brauer  und 
Brenner  erteilt  werden,  so  waren  bis  zum  Gewerbepolizeiedikt 
eine  ganze  Reihe  neuer  Getränkefabrikations- Unternehmen  be- 
gründet worden.  Diese  machten  bald  Schwierigkeiten.  Der 
Staatskanzler  hatte  auf  einlaufende  Beschwerden  am  8.  Februar 
1812  an  Bülow  verfügt,  solchen  ohne  Erfüllung  der  Grundwert- 
bedingung  errichteten  Anlagen  sollte  nur  dann  weiterzuarbeiten 
gestattet  werden,  wenn  an  dem  betreffenden  Orte  1810  kein 
Zwangspflichtiger  Krug  vorhanden  war  und  wenn  sie  sich  keine 
Steu^defraudation  oder  dergleichen  zu  Schulden  kommen  liefsen. 
Den  ohne  die  Grundwertbedingung  sonst  Vorhandenen  sollte 
die  Eonzession  gegen  Entschädigung  wieder  entzogen  werden. 
Im  Übrigen  sollte  aber  bei  Neukonzessionierungen  nicht  mehr 
unbedingt  auf  den  vorgeschriebenen  Wert  der  Grundstücke, 
sondern  darauf  gesehen  werden,  dais  diese  nicht  getränke- 
zwangspflichtig  waren,  oder  eine  solche  Zwangspflichtige  Stelle 
am  Orte  bestand. 

Das  war  dem  Geiste  der  Gesetzgebung  nach  richtig,  aber 
der  klaren  Bestimmung  über  die  Grundwertbedingung  enigegen. 
Hardenberg  zeigte  wiederholt  zu  solcher  Ausl^uns  der  Gesetze 
Neigung.  Hier  machten  die  Abgabenbebörden  Scnwierigkeiten, 
wenn  ihnen  bei  neuen  Brennereien  die  Steuerkontrolle  nicht  gut 
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möglich  sehieD,  so  dafs  Hardenberg  schon  am  3.  Juli  1812  ^  dem 
Qeheimen  Staatsrat  Heydebreck  schrieb ,  es  ginge  ganz  unver- 
kennbar  das  Bestreben  mancher  Behörden  dahin,  die  vom  Staate 
ausgesprochene  Qewerbefreiheit  sbu  beschränken  und  deren  wohl- 
thätige  Folgen  unter  allerlei  Vorwänden  aufzuheben.  Man  sollte 
sich  erinnern,  dafs  die  durch  das  Ekiikt  vom  7.  September  1811 
ausgesprochenen  notwendigen  Beschränkungen  nur  die  zu  grofsen 
Veriuste  eines  zu  plötzlichen  Überganges  vom  Zwang  zur  Frei- 
heit verhindern,  nicht  aber  den  früheren  Zwang  wiederherstellen 
sollten.  Ähnlich  schrieb  er  am  18.  November  1813^,  das  wahre 
Interesse  des  Staates  wäre  eine  einträgliche  Verwendung  toter 
Kapitalien  und  Belebung  der  Industrie.  Es  dürfte  deshalb  nicht 
darauf  ankommen ,  ob  die  Accisekontrolle  schwierig  erschiene 
oder  der  Vorteil  Zwangsberechtigter  darunter  Htte,  wenn  nur  kein 
bestimmtes  Recht  eines  Dritten  verletzt  würde.  Am  wenigsten 
aber  sollte  aus  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  ein  Vorwand  zur 
Unterdrückung  eines  gewerblichen  Unternehmens  hergeleitet 
werden.  Gerade  jetzt  (1813)  sollte  der  seiner  politischen  Fesseln 
entledigte  Staat  die  Gewcrbeireiheit  und  die  Reorganisation  d^ 
Gewerbetreibenden  durch  keine  unnötigen  und  dem  National- 
wohlstand nachteiligen  Beschränkungen  einengen.  Wofern  nicht 
andere  gewichtige  Gründe  dagegen  sprachen,  sollten  die  Ab- 
gabenbehörden nicht  engherzig  mit  Konzessionen  kargen,  wenn 
auch  einmal  nicht  völlig  15000  Thaler  Grundwert  vorhanden 
wären.  Durch  ähnliche  Schreiben  wollte  Hardenberg  die  ein- 
zelnen Behörden  mit  dem  Geist  seiner  Gesetzgebung  vertrauter 
machen.  Die  Abgabensektion  antwortete  ihm  aber  mutig,  üe 
thäten  alles  im  Interesse  der  Gewerbefreiheit,  bei  der  Ungleich- 
heit der  gewerblichen  Abgaben  in  den  Städten  und  auf  dem 
platten  Lande  wäre  aber  eine  Vereinigung  der  Gewerbefreiheit 
mit  dem  Acciseinteresse  unmöglich.  Der  Staat  müfste  .nicht 
nach  Theorien,  sondern  nach  Gesetzen  regiert  werden^.  So  lange 
die  herrschende  Verfassung  bestände,  müfsten  sie  genau  nach 
den  Gesetzen  verfahren. 

Es  war  durchaus  im  Sinne  Hardenbergs,  wenn  Bülow  auf 
Grund  der  obigen  Verfügung  des  Staatskanzlers  vom  3.  Februar 
1812  am  17.  Februar  1812  und  noch  einmal  am  30.  Januar 
1814  sämmtliche  Regierungen  instruierte  und  hinzufügte,  neue 
Getränkefabrikationsanlagen  auf  Gütern  unter  15000  Thaler 
Taxwert  sollten  nur  da  erlaubt  werden,  wo  sich  vor  dem  Gesetz 
vom  2.  November  1810  kein  zwangspflichtiger  Krug  befand. 
Eigentlieh  widersprach  das  aber  dem  Gewerbepolizeiedikt;  es 
war  das  eine  der  Unklarh^ten  in  der  Gesetzgebung  und  deren 
Ausführung,  welche  nachher  viel  Ungelegenheiten  machten.  Bei 
den  Berechtigten,   besonders  in  Preulsen  und  Litauen,    wo  die 
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Regierung  umfangreich  Eonzessionen  im  Sinne  dieser  Verfügung 
erteilte,  erhob  sich  hiergegen  natürlich  lebhafter  Protest  Man 
berief  sich  beständig  auf  die  Grundwertbedingung,  Hardenberg 
und  Bülow  in  ihren  Antworten  aber  auf  die  Deklaration  vom 
3.  Februar  1812. 

Schliefslich  wurde  der  Finanzminister  doch  bedenklich  und 
fragte  seit  Anfang  1816  wiederholt  beim  Staatskanzler  an,  ob  er 
die  genannte  Deklaration  auch  richtig  durch  seine  Verfügungen 
gedeutet  hätte.  Er  schlug  ihm  vor,  die  Grundwertbedingung 
ganz  zu  beseitigen,  da  deren  Ursache  nicht  mehr  bestände.  Die 
Lage  der  Guts^itzer  hätte  sich  gegen  1811  sehr  gebessert,  denn 
der  Güterwert  wäre  gestiegen,  und  die  zahlreichen  Geldleistungen, 
welche  man  den  Besitzern  ländlicher  Güter  wegen  der  Not  des 
Vaterlandes  bis  1815  aufbürden  mufste,  hätten  aufgehört  Zu- 
dem glaubte  der  Finanzminister  auch  durch  seine  damals  dem 
Staatsrat  vorliegenden  Steuerprojekte  das  Bedenken  beseitigt  zu 
haben,  dafs  zahlreiche  kleine  Brennereien  an  den  Grenzen  biofs 
zum  Zweck  der  Einschmuggelung  schlechten  ausländischen  Brannt- 
weins  angelegt  würden.  Unter  Hardenbergs  Bäten  erklärte  Hoff- 
mann alle  Neuanlagen  ohne  Erfüllung  der  Grundwertbedingung 
für  gesetzwidrig,  Schamweber  wünschte  dagegen  mödichst  grofse 
Freiheit,  und  Staegemann  stand  mit  Hardenberg  auf  dem  Boden 
der  Deklaration  vom  3.  Februar  1812.  Die  Beschwerden  der 
Gutsbesitzer  drangen  bis  zum  König,  welcher  am  14.  April  1817 
dem  Finanzminister  Abstellung  dieser  Klagen  befiehl,  da  ihm  die 
Beschränkung  der  Anlagen  auf  Güter  von  15000  Thaler  Tax- 
wert, besonders  mit  Rücksicht  auf  die  Zukunft,  als  gerecht  er- 
schien. Hardenberg  hoffte,  die  Steuerreform  würde  diese  Frage 
lösen,  und  zögerte,  Bülow  die  mehrmals  gewünschte  nähere  Er- 
läuterung seiner  Verfügung  vom  3.  Februar  1812  zu  geben.  Da 
die  Bülowschen  E^anzpläne  sich  aber  in  langen  Beratungen  des 
Staatsrats  hinschleppten,  verfügte  er  auf  Grund  eines  vom  Staats- 
ministerium eingetorderten  Gutachtens  am  3.  Juni  1818^  an  den 
Finanzminister,  dafs  nach  dem  Gesetz  vom  7.  September  1811 
das  Recht  zum  Branntweinbrennen  und  Bierbrauen  lediglich  denen 
zustände,  die  es  vor  dem  Gesetz  vom  2.  November  1810  be- 
safsen,  femer  denen,  die  ein  Grundvermögen  von  15000  Thaler 
Taxwert  nachwiesen  und  schliefslich  denen,  welche  auf  Gütern 
von  geringerem  Taxwert  in  dem  Zeitraum  zwischen  dem  Ge- 
werb^teuer-  und  Gewerbepolizeiedikt  die  Erlaubnis  zur  Anlage 
einer  neuen  Fabrikationsstätte  erhielten,  sofern  eine  anzustellende 
Untersuchung  ergäbe,  dafs  mit  der  Fortsetzung  ihres  Betriebs 
kein  Nachteil  für  sie  selbst  und  für  die  ehemals  Berechtigten 
verbunden  wäre.  Die  Allgemeine  Gewerbeordnung  von  1845 
wirft  in  dieser  Zeit  schon  öfter  ihre  Schatten  voraus.  So  auch 
hier  wieder,  indem  Hardenberg  äufserte,   die  Frage  der  Zweck- 
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mäfsigkeit  oder  UDzweckmälsigkeit  der  Einschränkung  kOnnte 
nur  bei  einer  allgemeinen  Revision  der  Gewerbegesetzgebung, 
die  ohnehin  schon  wegen  der  grofsen  Verschiedenheit  der  Ge- 
werbeverfassung in  den  neuen  Provinzen  notwendig  wäre,  er- 
örtert werden. 

Damit  war  die  Verfügung  Hardenbergs  vom  3.  Februar 
1812  nebst  den  sich  daran  schUeisenden  Bülows  für  ungültig  er- 
klärt, und  die  Konzessionen  unter  der  Grundwertbedingung  sollten 
als  gesetzwidrig  annulliert  werden.  Dagegen  protestierten  die 
geschädigten  Konzessionierten,  und  Hoffmann  und  Staegemann 
griffen  auch  die  Beschlüsse  des  Staatsmmisteriums  an,  besonders 
weil  darin  keine  Schadloshaltung  bei  der  Zurücknahme  der  Kon- 
zession vorgesehen  war.  Bülow  bat  aufserdem,  der  VerfÖgung 
vom  3.  Juni  1818  wenigstens  keine  rückwirkende  Kraft  beizu- 
legen, um  ihn  nicht  in  eine  unangenehme  Lage  zu  bringen. 
Hardenberg  unterbreitete  Ende  November  daher  die  Angelegen- 
heit noch  einmal  dem  Staatsministerium,  welches  dem  Wunsche 
Bülows  entsprach,  da  die  Neuanlagen  zwar  gesetzwidrig,  aber 
doch  dem  Geiste  der  Gesetzgebung  entsprechend  gewesen  wären. 
Die  sich  beschwerenden  Gutsbesitzer  wies  man  ab.  Diese  wandten 
sich  an  den  König,  der  dem  Staatskanzler  die  Abstellung  der 
Klagen  befahl.  Da  die  Gumbinnische  Regierung  erklärte,  wegen 
des  engen  Zusammenhangs  mit  der  Landwirtschaft  könnten  die 
Konzessionen  nicht  ohne  Entschädigung  zurückgenommen  werden, 
wies  Hardenberg  die  Beschwerdefilhrer  mit  dem  Tröste  zurück, 
es  sollten  keine  neuen  Anlagen  mehr  konzessioniert  werden. 
Eine  Kabinettsordre  vom  23.  August  1821  genehmigte  dann 
endgültig  die  Beschlüsse  des  Staatsministeriums  vom  17.  November 
1819,  welche  nur  die  Verfügung  des  Staatskanzlers  vom  3.  Juni 
1818  wiederholten.  Wie  bei  der  Behandlung  der  Allgemeinen 
Gewerbeordnung  gezeigt  werden  wird,  erfuhr  daselbst  diese  BVage 
eine  liberalere  Regelung. 


§  17.    Die  Entschädigung  für  Anfhebang  des  Getränke- 
zwanges und  die  Behandlung  des  Krngverlagsrechtes. 

Die  Entschädigung  fUr  den  aufgehobenen  Getränkezwang 
auf  dem  Lande  kam  kaum  in  fVage,  weil  durch  die  Aufstellung 
der  Grundwertbedingung  und  die  Beschränkung  in  der  Anlage 
neuer  Schankstätten,  wie  sie  das  Gesetz  vom  7.  September  1811 
vorgenommen  hatte,  die  Einnahmen  der  bisher  Berechtigten  fast 
allgemein  gesichert  waren,  obwohl  der  Getränkezwang  über  die 
Konsumenten  aufgehoben  blieb.  Wo  wirklich  deswegen  sehr 
vereinzelt  Ansprüche  auf  Schadloshaltung  erhoben  wurden,  traten 
dieselben  Bedenken  der  Unerflillbarkeit  der  Entschädigungs* 
bedingungen  wie  bei  den  Mühlen  hervor.  Die  Angelegenheit 
erfuhr  denn  auch,  wie  oben  schon   erwähnt,    in  der-Verorfming 
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vom  15.  September  1818  mit  der  Mühlenzwangsentschädigun^ 
zusammen  ihre  EJrledigung.  B^r  die  städtischen  Brauer  und 
Brenner  kam  die  Entschädigung  für  den  Verlust  des  Konsum- 
tionszwanges  über  die  Stadtbewohner  nicht  in  Betracht,  weil 
sie  in  der  GerechtigkeitsablOsung  mit  enthalten  war.  Anders 
stand  es  jedoch  mit  dem  Krugverlagsrecht. 

Das  Gewerbepolizeiedikt  hatte  in  den  §§  54  und  55  das 
Krugverlagsrecht  wesentlich  wiederhergestellt.  Bald  nach  Publi- 
kation dieses  Gesetzes  tauchten  Bedenken  auf,  ob  das  Verlags- 
recht unbedingt  wiederhergestellt  worden  wäre  oder  nicht.  ^ 
Hardenberg  hatte  deshalb  jene  Bestimmung  am  20.  März  1812 
ausdrücklich  dahin  deklariert,  dafs,  mit  Ausnahme  der  in  §  54 
gestatteten  Verträge,  wodurch  der  Inhaber  einer  Schankstätte 
sich  für  seinen  Debit  verpflichten  konnte,  nur  in  dem  Mafse  das 
Krugverlagsrecht  gegen  einzelne  Schankstätten  wiederhergestellt 
wäre,  als  es  auf  Grund  der  Verjährung  oder  ausdrücklicher  Ver- 
träge vor  dem  Gesetz  vom  28.  Oktober  1810  zweifelsfrei  be- 
standen hätte.  Hinsichtlich  des  Krugverlages  der  städtischen 
Brau-  und  Brennberechtigten  bemerkt  schon  eine  Deklaration 
Hardenbergs  vom  26.  Oktober  1811,  dafs  dieses  Recht  selbst- 
verständlich auch  für  die  Städter  wiederhergestellt  wäre,  soweit 
sie  es  vor  dem  28.  Oktober  1810  besafsen.  Die  Provinzial- 
deputierten  waren  1811  damit  wohl  zufrieden,  denn  diese  Deklara- 
tion sicherte  den  Städten,  denen  meist  die  Krüge  der  umliegenden 
Ortschaften  zwangspflichtig  waren,  eine  gute  Einnahmequelle. 

Als  zwischen  den  Danziger  Brauberechtigten  und  ihren  ehe- 
mals Zwangspflichtigen  Krügern  ein  Konflikt  deswegen  ausbrach^, 
wurde  diese  Wiederherstellung  fraglich.  Unter  Hardenbergs 
Räten  waren  Ende  1817  die  Meinungen  geteilt.  Hoffmann,  der 
sich  bei  solcher  Gelegenheit  lediglich  an  den  Buchstaben  des 
Gesetzes  zu  halten  pflegte,  meinte,  der  Krugverlag  wäre  durch 
das  Gewerbepolizei«iikt  auch  für  die  Städte  wiederhergestellt; 
Staegemann  war  der  entgegengesetzten  Meinung.  Scharnweber 
urteilte,  aus  dem  Gesetze  ginge  das  überhaupt  nicht  klar  hervor 
und  ftigte  richtig  hinzu,  die  Wiederherstellung  des  Zwanges  hätte 
lediglich  den  1810/11  in  Not  befindlichen  ländlichen  Grund- 
besitzern aufhelfen  sollen.  Für  die  Städte  kämen  jene  Gründe 
nicht  in  Betracht,  folglich  müfste  man  bei  dem  Edikt  vom 
28.  Oktober  1810  stehen  bleiben.  Für  die  Schankstätten  in  der 
Stadt  selbst  wäre  zweifellos  das  Zwangs  Verlagsrecht  nicht  wieder 
hergestellt,  und  für  die  den  Stadtbrennem  und  -Brauern  zwanes- 
pflichtigen  Landkrüge  könnte  man,  da  hier  auch  die  Motive  der 
Wiederherstellung  fehlten,  dasselbe  annehmen.  Hardenberg  hätte 
die  Wiederherstellung  für  die  Landkrüger  doch  eventuell  ge- 
wünscht,  weil   die    städtischen  Berechtigten   sonst  jeden  Absatz 
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nach  den  Landkrügen  verloren,  die  das  wohlfeilere  Landbier 
bezogen  hätten.  Das  Staatsministerium  vertrat  die  Anschauung^ 
welche  in  den  alten  Provinzen  de  facto  allgemein  angenomm^i 
war,  das  Zwangsverlagsrecht  der  Städte  in  ihrem  Bezirk  könnte 
nicht  mehr  ausgeübt  werden  und  gegen  die  Krüger  auf  dem 
platten  Lande  nur  insofern  als  wiederhergestellt  betrachtet  werden, 
als  es  nicht  auf  Grund  allgemeiner  Bestimmungen  der  früheren 
Steuerverfassung,  sondern  durch  specielle  Verträge  oder  vollendete 
Verjährung  von  einzelnen  Individuen  oder  Korporationen  er- 
woroen  war.  Unter  denselben  Bedingungen  war  übrigens  auch 
den  Gutsbesitzern  die  Ausübung  ihres  Zwangsverlagsrechtes  in 
ihren  früheren  Mediatstädten  zugestanden  worden.  Daraufhin 
erklärte  Hardenberg  am  27.  August  1819  sämtliche  Zwangs- 
rechte der  Danziger  Baukommune  mit  alleiniger  Ausnahme 
solcher  Landkrüge  für  aufgehoben,  welche  früher  den  Danziger 
Brauern  durch  Verträge  oder  rechtskräftige  Verjährung  ver- 
pflichtet waren. 

Die  Landkrüger  hatten  im  Grunde  von  der  freien  Kon- 
kurrenz wenig  zu  fllrcbten,  da,  abgesehen  von  der  kurzen  frden 
Zeit  zwischen  den  Gesetzen  vom  2.  November  1810  und  7.  Sep- 
tember 1811,  neue  Schankstätten  nur  im  Bedürfnisfalle  von  den 
Polizeibehörden  zugelassen  wurden.  Bei  der  Beseitigung  des  Kon- 
sumtionszwanges mufsten  aber  die  Krüger  wie  die  zwangsberech- 
tigten Gutsbesitzer  gutes  und  wohlfeiles  Getränk  herstellen,  wollten 
sie  ihre  Kundschaft  erhalten.  Wurden  neue  Schankstätten  kon- 
zessioniert, 80  Utten  doch  die  zwangspflichtigen  Krüger,  zumal 
sie  oft  noch  besondere  vertragsmäfsige  Lasten  zu  tragen  hatten. 
So  kamen  auch  von  dieser  Seite  Beschwerden  und  um  so  mehr, 
als  das  Bedürfnis  in  der  Allgemeinheit,  wie  es  das  Gesetz  auf- 
stellte, ein  vager  Begriff  war.  Manche  Regierungen,  z.  B.  die 
ostpreufsische ,  waren  daher  recht  freigebig  mit  neuen  Kon- 
zessionen. Hardenberg  lehnte  die  Beschwerden  mit  der  Begrün- 
dung ab,  dafs  bei  der  Lieferung  guten  Getränks  eine  Schädigung 
der  Verlagsberechtigten   und   -verpflichteten  nicht  möglich  wäre. 

Als  sich  nach  der  Kriegszeit  die  Lage  der  Landwirtschaft 
besserte,  wollte  der  Staatskanzler  den  Krügern  Gelegenheit  zur 
Abachüttelung  des  Verlagszwanges  geben,  da  sie  sich  doch  infolge 
der  Aufhebung  des  Konsumtionszwanges  und  des  Rechtes  der 
Fabrikationsstätten,  innerhalb  ihres  Hofraumes  Getränke  im 
kleinen  abzusetzen,  in  mifslicher  Lage  befanden.  Er  wünschte 
deshalb  einen  gutachtlichen  Bericht  des  Staatsministeriimis  \  ob 
das  Krugverlagarecbt  auf  dem  platten  Lande  in  den  rechtselbischen 
Provinzen  unter  Vorbehalt  emer  billigen  Entschädigung  allge- 
mein gesetzlich  aufgehoben  werden  könnte,  oder  aber  eine  Auf- 
hebung gegen  Entschädigung  auf  specielle  Provokation  hinläng- 
lich wäre.     Die  Verlagsberechtigten,  meinte  er,  würden  dadurch 

1  Verfügung  vom  19.  VI.  1818.    M  24.  n  ] 
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kaum  geschädigt,  wenn  sie  die  Krüger  Dicht  durch  schlechtes 
Getränk  zu  einem  andern  Fabrikanten  drängten.  Aufserdem 
hätten  sie  sicher  durch  die  Berechtigung  zum  Getränkedetail- 
verkauf  und  durch  die  Konsumtionsfreiheit  gröbere  Einnahmen 
als  früher.  Das  Staatsministerium  hielt  den  Erlafs  solcher  Be- 
stimmungen aber  nicht  flir  geratend  Die  Regierungen  hatten 
sich  in  der  Mehrzahl  gegen  eine  gesetzliche  Aufhebung  des 
Elrogverlages  ausgesprocnen,  und  es  stellte  sich  heraus,  dafe  dies 
Zwangsyerhältnis  sich  schon  von  selbst  bedeutend  gelockert  hatte. 
Das  Staatsministerium  empfahl  daher,  der  Zeit  die  AuöOsung  zu 
überlassen,  weil  eine  geseteliche  Aufhebung  einen  Eingriff  in  die 
Rechte  des  Privateigentums  darstellte  und  umsoweniger  nötig 
wäre,  als  kein  öffentliches  allgemeines  Interesse,  wie  es  doch  für 
«ine  gesetzgeberische  Mafsregei  erforderlich  war,  die  Aufhebung 
verlangte;  denn  dem  Publikum  wäre  das  Fortbestehen  des  Krug- 
Verlages  gleichgültig.  Dann  hatten  aber  auch  alle  Regierungen 
auf  die  Schwierigkeit  der  Aufstellung  richtiger  und  allgemein 
leitender  Grundsätze  zur  Entschädigung  aufmerksam  gemacht; 
«s  fehlte  ein  allgemeiner  Mafsstab  oaAir  bei  der  grofsen  Ver- 
schiedenheit der  örtlichen  Verhältnisse.  Hardenberg  entschlois 
sich  deshalb,  die  Auflösung  jenes  Verhältnisses  wie  bisher  der 
Einigung  der  Interessenten  nach  Anleitung  des  Gewerbepolizei- 
ediktes zu  überlassen.  Bei  der  Abfassung  der  Allgemeinen  Ge- 
werbeordnung nahm  man  diese  Gedanken  wieder  auf. 


%  18.    Die  Schwierigkeiten  der  Aufhebung  der  gewerblichen 
Abgaben  (§  30  des  Gewerbesteaerediktes)  ^. 

Der  §  30  des  Gewerbesteuerediktes  beseitigte  alle  bis  dahin 
erhobenen  gewerblichen  Abgaben,  um  ein  Äquivalent  für  die 
neue  Gewerbesteuer  zu  bieten.  Das  betraf  Gewerbetreibende 
auf  Königlichen  Domänen,  aber  noch  häufiger  auf  privaten  Gütern. 
Bald  nadi  Emanation  des  Ediktes  vom  2.  November  1810  er- 
hoben sich  heftige  Beschwerden  hiergegen,  das  Gewerbepolizei- 
edikt brachte  aber  keine  Abhilfe,  weil  erst  längere  Erfahrungen 
darüber  gesammelt  werden  sollten.  Man  hatte  nicht  lange  darauf 
2u  warten.  Die  Bestimmung  des  §  30  kollidierte  mit  zahl- 
reichen altersgrauen  Gerechtsamen  der  Gutsbesitzer,  die  wohl 
entfernt  zu  werden  verdienten,  aber  als  wohlerworbene  Rechte 
nicht  ohne  weiteres  aufgehoben  werden  konnten.  Es  waren  Ab- 
gaben fUr  die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetriebe,  für  die  Lehr- 
Bngshaltung  und  -lossprechung,  alte  Naturalleistungen  oder  ge- 
werbliche Dienste  und  zahlreiches  Ähnliche.  Sie  mufsten  als 
wohlfundierte   Rechte    bei    Aufhebung   nach    dem    Allgemeinen 

1  Bericht  an  Hardenberg  vom  16.  X.  1820  a.  a.  0. 
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Landrecbt^   entschädigt  werden,   das   Gewerbepolizeiedikt    hatte 
darüber  geschwiegen. 

Es  liefen  deshalb  von  Gutsbesitzern,  und  wieder  in  erster 
Linie  aus  Schlesien,  wo  solche  Abgaben  sehr  verbreitet  waren, 
eine  äuiserst  grofse  Anzahl  von  B^hwerdeschriften  ein.  Diese- 
Abgaben  waren  teils  reine  Gewerbe-,  teils  reine  Grundgefklle, 
meist  war  ihr  eigentlicher  Charakter  nicht  mehr  festzustellen» 
Als  Grundabgaben  mufsten  sie  natürlich  weitergezahlt  werden, 
und  Hardenberg  hatte  auch  am  5.  März  1811  schon  verßigt^, 
alle  blofs  persönlichen  Abgaben  der  Unterthanen  auf  privaten  und 
staatlichen  Domänen  wären  aufgehoben,  nicht  aber  die  eigent- 
lichen Grundzinsen  und  Schutzgelder,  welche  auf  Kauf  kontrakten, 
Hypothekenbüchem  und  ähnlichem  sich  gründeten,  wenn  auch 
deren  Benennung  auf  einen  Gewerbebetrieb  hindeutete.  Damit 
war   aber   bei    dem    oft   ganz   zweifelhaften  Charakter  und  ür- 

Srung  der  GefkUe  die  Frage  eher  verworrener  gemacht  als  ge- 
ärt  Die  rein  persönlichen  Abgaben  schienen  entschädigt  werden 
zu  müssen,  sie  oildeten  aber,  in  Schlesien  besonders,  einen  so 
bedeutenden  Teil  der  Gutseinkünfte,  dals  der  Staat  die  Mittel 
zur  Schadloshaltung  nicht  hätte  aufbringen  können.  Hardenberg 
ordnete  1812  bei  sämtlichen  Begierungen  Erhebungen  über  den 
Umfang  und  Charakter  dieser  Abgaben  an,  um  dann  der  Frage 
näher  zu  treten.  Es  stellte  sich  dabei  heraus,  dafs  viele  der 
Gefiille  zu  Unrecht  bestanden.  Bei  der  Dunkelheit  des  Ursprungs 
der  meisten  andern  konnte  kein  anderer  Rechtstitel  mehr  für  sie 
ausgemittelt  werden,  als  dafs  sie  genügend  lange  unbestritten  er- 
hoben waren  und  damit  der  Verjährung  unterlagen.  Die  Guts- 
besitzer erlitten  aber  durch  die  Aufhebung  grofse  Verluste,  und 
die  Gewerbetreibenden,  glaubte  man,  könnten  unter  der  Last 
der  alten  Gefälle  und  der  neuen  Gewerbesteuer  selbst  mit  dem 
Ejcklusivrecht  nicht  bestehen. 

Der  §  30  und  seine  Deklaration  vom  5.  März  1811  hatten 
also  die  gewerblichen  Abgaben  zu  generell  behandelt,  und  unge- 
zählte Streitigkeiten,  Beschwerden  und  Prozesse  waren  die  Folge. 
Die  Berechtigten  und  Verpflichteten  erklärten  je  nach  ihrem 
Vorteil  die  einzelnen  Gefillle  für  Gewerbe-  oder  Grundabgaben. 
Die  daraus  erwachsenden  Prozesse  wurden  noch  zahlreicher,  als 
die  Breslauer  Regierung  fälschlich  den  §  80  durch  ein  Publi- 
kandum  vom  22.  September  1813  in  dem  Sinne  deklarierte,  daf» 
die  ausgesprochene  Aufhebung  sämtlicher  gewerblichen  Abgaben 
sich  nur  auf  die  Städte,  aber  nicht  auf  das  platte  Land  bezöge. 
Sie  glaubte  damit  den  überaU  auflauchenaen  Schwierigkeiten 
aus  dem  Wege  zu  gehen,  erreichte  aber  das  Gegenteil.  Die 
Gutsbesitzer  mrderten  natürlich  nun  ihre  Abgaben  weiter,  die 
Gerichte   erkannten  aber  regelmäßig,   dafs  das  Gewerbesteuer^ 

1  Einl.  88  74  und  75. 
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edikt  jegliche  Gewerbeabgabe  aufhöbe;  das  Publikandum  der 
Regierung  wäre  folglich  ungültig.  Das  Resultat  war  eine  Flut 
von  Massen-  und  ^nzelbeschwerden,  hauptsächlich  von  Qutsbe- 
sitzern,  an  Bülow  und  Hardenberg. 

Bulow  nahm  schleunigst  nach  dem  Emp&ng  der  Regie- 
rungsgutachten über  Umfang  und  Qualität  jener  Abgaben  die 
Ausarbeitung  einer  Deklaration  in  die  Hand.  Das  geschah  Mitte 
1815.  Die  Verhältnisse  erschienen  aus  dem  Gutachten  so  ver« 
worren  und  dunkel,  dafs  man  mit  einer  Deklaration  erst  zahl- 
reiche neue  Prozesse  zu  erwecken  ftirchtete,  denn  die  meisten 
ländlichen  Gewerbethätigen  trieben  aus  mangelnder  Kenntnis  des 
Gesetzes  unter  ruhiger  Zahlung  der  Abgabe  an  den  Grundherrn 
ihr  Gewerbe  weiter  ^.  So  nahm  man  von  der  Deklaration  wieder 
Abstand  uud  hob  nur  das  Publikandum  der  Breslauer  Regierung 
als  gesetzwidrig  auf.  Die  Beschwerden  der  Gutsbesitzer  wies 
Hardenberg  damit  zurück,  dafs  er  ihre  Verluste  bedauerte  und 
ihnen  empfahl,  sich  an  die  zuständige  Regierung  zu  wenden, 
wenn  sie  berechtigte  Entschädigungsansprüche  zu  haben  glaubten ; 
der  Richter  könnte  lediglich  über  den  Charakter  der  Abgaben 
und  damit  über  deren  Beibehaltung  oder  Abschaffung  entscheiden. 

Wie  diesem  und  jenem  hier  und  da  zum  Bewuistsein  kam, 
dafs  er  gewisse  Abgaben  eigentlich  nicht  weiter  zu  zahlen  brauchte, 
so  entstanden  bis  in  die  zwanziger  Jahre  immer  von  neuem 
Streitigkeiten  und  Beschwerden.  Bülow  uud  Schuckmann  gabea 
selbst  in  einer  Beschwerdebeantwortung  als  bedenklich  an  dem 
§  30  zu,  er  griffe  in  wohlerworbene  Privatrechte  ein.  Der  Gesetz- 
geber hätte  ihn  aber  noch  nicht  zurückgenommen,  und  es  läge 
auch  nicht  in  dessen  Gewalt,  allen  Zweifeln  in  Specialfällen  vor- 
zubeugen, der  Richter  mtllste  dann  eben  entscheiden.  Ähnlich 
hatte  sich  auch  eine  Kabinettsordre  vom  2.  März  1818  ge- 
äufsert.  Die  Schwierigkeiten  und  damit  die  Beschwerden  wurden 
um  so  umfangreicher,  als  die  Gerichte  öfter  auch  der 
MinisterialverfUgung  vom  5.  März  1811  die  Fähigkeit  absprachen,, 
den  §  80  so  zu  ändern,  dafs  alles,  was  dem  Namen  nach  Ge- 
werbeabgabe war,  aufgehoben  sein  sollte,  womit  die  feinere 
Scheidung,  welche  die  Hardenbergische  Deklaration  versucht 
hatte,  wieder  verwischt  war.  Oft  gründeten  sich  solche  Gefälle 
auch  auf  Verträge,  indem  in  die  Pachtverträge,  von  Mühlen 
und  Krügen  besonders,  dergleichen  Bestimmungen  aufgenommen 
waren.  Sollten  sich  die  Verpächter  nun  mit  der  Aufhebung  zu- 
frieden geben,  vornehmlich  da  eine  Kabinettsordre  vom  19.  April: 
1813^  bestimmt  hatte,  dafs  alle  solche  vor  dem  GewerbepoUzei- 
edikt  geschlossenen  Verträge  ihre  Gültigkeit  behalten  sollten? 
Die  Gerichte  wollten  mehrfach  diese  Kabinettsordre  nicht  geltea 
lassen,  weil  sie  sich  nicht  deutlich   über   den   Umfang  der   Ge~ 

*  R  80  Nr.  44  M  51. 
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werbefreiheit  gegenüber  solchen  Verträgen  aussprach.    Das  alles 
wirkte  nur  vermehrend  auf  die  Zahl  der  Beschwerden. 

Als  sich  unter  andern  der  ganze  schlesische  Landschaiüicbe 
Generaltag  am  7.  Mai  1824  über  den  §  30  beschwerte  und  dringend 
Abhilfe  wünschte,  forderte  der  König  am  26.  Februar  1825  das 
Staatsministerium  zur  Aufstellung  deutlicher  UnterscheidungB- 
merkmale  zwischen  Gewerbe-  und  Grundabgaben  auf,  um  end- 
lich feststellen  zu  können,  welche  Abgaben  die  Gutseingesessenen 
weiter  zu  zahlen  hatten.  Mit  wenig  Glauben  an  Erfolg  versuchte 
das  Staatsministerium  die  Aufstellung  eines  Deklarationsentwurfesy 
der,  sorg&ltig  vorbereitet,  erst  am  29.  April  1829  dem  Staatsrat 
vorgelegt  wurde  ^.  Nach  vielen  und  eingehenden  Erörterungen 
kam  hier  1832  das  Plenum  zu  dem  ScUuIs,  den  Entwurf  des 
Staatsministeriums  gut  zu  heifsen,  obgleich  die  Stimmen  dagegen 
und  dafür  sich  fast  das  Gleichgewicht  hielten.  Die  Gegner  des 
Entwurfs  hielten  eine  säuberliche  Scheidung  der  Gefälle  nach 
Grund-  und  Gewerbeabgaben  nicht  ftir  möglich,  sondern  wollten 
die  Entscheidung  den  Gerichten  überlassen,  die  jedesmal  auf 
den  Ursprung  der  Abgabe  zurückzugehen  hätten,  und  wo  dieser 
nicht  zu  ermitteln  wäre,  müfste  die  Präsumtion  ausreichen,  die 
sich  schon  beim  Geheimen  Obertribunal,  welches  in  dritter  In- 
stanz entscheiden  sollte,  gebildet  hätte.  Die  andere  Meinung  be- 
hielt ein  knappes  Übergewicht,  und  die  am  19.  Februar  1832^ 
emanierte  Deklaration  versuchte  eine  Scheidung. 

Es  sollten  danach  alle  an  einem  Grundstück  haftenden  Ab- 
gaben, die  vom  Besitzer  desselben  auch  gezahlt  werden  mutsten, 
wenn  er  das  damit  verbundene  Gewerbe  nicht  betrieb,  weiter 
entrichtet  werden.  Liefs  sich  nicht  ermitteln,  ob  die  Leistung 
Grund-  oder  Gewerbeabgabe  war,  so  sollte  das  erste  angenommen 
werden,  und  war  die  Abgabe  gemischter  Natur,  so  sollte  bei 
mangelnder  Einigung  der  Interessenten  eine  richterliche  Trennung 
derselben  in  ihre  B^tandteile  vorgenommen  werden.  Diese  Be- 
stimmungen hatten  keine  rückwirkende  Kraft,  alle  bereits  rechts- 
Sdtig  entschiedenen  Fälle  blieben  davon  also  unberührt.  Diese 
erkmale  und  Rechtsvermutungen,  welche  der  §  3  der  Allm- 
meinen  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  als  ftlr  ^e 
Landesteile  mafsgebend  festsetzte,  reichten  nicht  aus,  um  die  Un- 

Sewifsheit   über   die   Weiterentrichtung   der   Abgaben    und    die 
araus  entstehenden  Prozesse  zu  verhindern^. 

§  19.   Die  Stellung  der  Innungen  zur  fiewerbefreiheit. 

Auf  die  Stellung  der  Zünfte   zur  Gewerbefreiheit  im  all- 
gemeinen  wurde  schon  oben  kurz  hingewiesen^;    hier  soll  die 

>  R  80  Nr.  44  M  51. 
«  Ge8.-Samml.  S.  64. 
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Frage  von  einer  andern  Seite  betrachtet  werden.  Die  zünftleri* 
sehen  Traditionen  erwiesen  sich  doch  bei  weitem  stärker,  als 
die  liberalen  Gesetzgeber  geglaubt.  Die  alten  gewerblichen 
Korporationen  waren  keineswegs  wirtschaftlich  tot,  sie  blieben 
mit  einem  durchaus  nicht  zu  unterschätzenden  Einflufs  auf  das 
gewerbliche  Leben  bestehen.  Das  trat  besonders  betrefis  der 
Lehrlings-  und  Gesellenhaltung  und  des  Befähigungsnachweises 
klar  zu  Tage. 

Schon  vor  &lafs  des  Gewerbepolizeigesetzes  hatte  man 
wiederholt  geklagt,  Unzünftige  bekämen  keine  Lehrlinge  und 
dieses  Gesetz  hatte  deshalb  in  den  §§  7  — 13  die  Unzünftigen 
den  Zunftmeistern  in  der  Lehrlings-  und  Gesellenhaltung  gleich- 
gestellt. Um  möglichst  alle  alten  Schranken  zu  beseitigen,  hatte 
aer  König  auf  Antrag  Sacks  und  Schuckmanns  im  Januar  1812^ 
verfUgt,  es  dürfe  kein  zünftiger  oder  unzünftiger  Handwerker 
die  Beibringung  eines  Geburtsbriefes  oder  Legitimationsscheines 
bei  der  Annahme  von  Lehrlingen  fordern,  es  sollte  lediglich  der 
§  13  des  Ediktes  vom  7.  Sept  1811  mafsgebend  sein.  Damit 
war  wenig  geholfen.  Wer  seine  Lehrzeit  bei  einem  Unzünftigen 
absolviert  hatte,  konnte  nie  darauf  rechnen,  als  Geselle  bei 
Zünftigen  eingestellt  zu  werden  oder  gar  einmal  in  die  Zunft 
einzutreten.  Gesellen  arbeiteten  femer  fast  gar  nicht  bei  Un- 
zünftigen, aus  Furcht,  nie  wieder  bei  Zunftmit^liedern  Arbeit 
zu  finden.  Entschlofs  sich  der  Unzünftige,  um  wen  Schikanen 
aus  dem  Wege  zu  gehen,  der  Innung  beizutreten,  so  machte 
man  ihm  die  gröfsten  Schwierigkeiten.  Manche  Gewerke  er- 
klärten sich  dann  ftlr  geschlossen,  obwohl  der  König  auf  An- 
träge Dohnas  anfangs  bei  mehreren  einzelnen  Gewerken  (z.  B.  bei 
Maurern  und  Zimmerern  am  17.  Sept  1809)  und  dann  all- 
gemein am  22.  Februar  1810  die  Schliefsung  aller  Innungen  auf 
eine  bestimmte  Zahl  aufgehoben  hatte'.  Diese  Verordnung 
geriet  allerdings  in  späterer  Zeit  offenbar  bei  den  Behörden  in 
Vergessenheit.  In  den  meisten  Fällen  verlangten  die  Innungen 
aber  fUr  die  Aufnahme  die  ErftlUung  der  Privilegsvorschriften, 
also  den  Nachweis  des  regelrechten  Lehrganges,  der  Gesellen-, 
Wander-  und  Mutzeit  und  schliefslich  die  Leistung  des  Meister- 
stückes, an  welchem  der  Meisterkandidat,  selbst  wenn  er  die 
andern  Klippen  glücklich  überwunden,  stranden  muCste;  denn 
hier  war  dem  Egoismus  Thür  und  Thor  offen.  Dei^leichen 
Vorgänge  kamen  nicht  selten  selbst  in  den  gröfsten  Städten  vor, 
wo  doch   durch   das  reger  pulsierende  Leben  schneller  ein  Aus- 

fleich    des   Gegensatzes  zwischen  Zünftlern  und   Nichtzünftlem 
ätte  eintreten  sollen. 

Hardenberg    und    die    Behörden    waren    diesen    Schikanen 
gegenüber   machtlos,   weil  weder  das  Gesetz  vom  7.  Sept.  1811 
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noch  das  Allgemeine  Landrecht  eine  Handhabe  dag^en  bot 
Man  war  sich  anfangs  überhaupt  im  Unklaren  darüber,  in- 
wieweit dem  letzteren  die  neue  Oewerbegesetzgebung  derogiert 
hätte,  denn  beide  wichen  sehr  voneinander  ab.  Das  Alleemeine 
Landrecht  regelte  sämtliche  Rechtsverhältnisse  der  Handwerker 
vom  Gesichtspunkte  der  Zunftverfassung  aus,  das  G^werbe- 
polizeiedikt  dagegen  vom  Standpunkt  der  Gewerbefreiheit.  Dabei 
waren  die  alten  Zünfte  eben  nicht  beseitig. 

Gelegentlich  eines  praktischen  Falles  in  Breslau  hatte 
Hardenberg  1816^  im  Prmcip  der  Meinung  Bülows  zugestimmt» 
welcher  verfugt  hatte,  zur  Aufnahme  in  die  Innung  wären  die 
Bestimmungen  des  Privilegs  derselben  zu  erfbllen,  weil  ein 
Zwang  zur  Aufnahme  nicht  ausgesprochen  werden  könnte.  Der 
Finanzminister  hatte  begründend  hinzugefligt,  nach  Einftlhrung 
der  Gewerbefreiheit  wären  die  Zünfte  nicht  mehr  als  vom  Staate 
privilegierte  Gesellschaften,  sondern  nur  als  von  jenem  geduldete 
rrivatkörporationen  zu  betrachten,  auf  deren  innere  Verwaltung 
dem  Staat  keine  Einwirkung  zustände.  Anfangs  1819  vertrat 
er  eine  andere  Meinung^.  Bei  einem  Streitfall  im  Gebiet  der 
Danziger  R^ierung  verfügte  er,  um  das  Interesse  der  Gewerbe- 
freiheit möglichst  zu  wahren,  an  diese  Behörde,  es  gäbe  über 
jene  Streitfrage  keine  Bestimmungen  mit  Gesetzeskraft;  die 
Innungen  beständen  als  privilegierte  Korporationen  fort,  über 
welche  der  Staat  in  den  Grenzen  des  Allgemeinen  Landredits 
die  gewerbepolizeiUche  Oberaufsicht  hätte.  Die  fragliche  Zunft 
müfste  zur  Aufnahme  des  Meisters  gezwungen  werden.  Obwohl 
ein  Freund  der  Gewerbefreiheit,  widersprach  der  Präsident 
von  Schön  dieser  Auffassung,  weil  der  Zunftzwang,  das  Ver- 
bietungsrecht,  das  Hauptmerkmal  der  alten  Innungen,  durch  das 
Geweroesteuer-  und  das  Gewerbepolizeiedikt  zweifellos  auf- 
gehoben wäre,  womit  nach  seiner  Meinung  den  Zünften  als 
solchen  der  bürgerliche  Tod  gegeben  werfen.  Die  Zünfte 
hätten  nur  noch  die  Rechte  und  Pflichten  privilegierter  Kor- 
porationen, d.  h.  die  Zwecke  der  Verwaltung  des  gemeinsamen 
Vermögens,  der  Erhebung  und  Verwendung  von  Beiträgen  zu 
geselligen  oder  wohlthätigen  Zwecken  und  der  geselligen  Ver- 
gnügungen. Eine  Befbrderung  gewerbUcher  Zwecke  durch  die 
Zunftmitglieder  könnte  also  nur  freiwillig  sein.  Von  der 
Existenz  der  Zünfte  hätte  der  Staat  nur  noch  die  gewöhn- 
liche Notiz  zu  nehmen.  Ein  Zwang  zur  Aufiiahme  neuer  Mit- 
glieder erschien  Schön  deshalb  unmöglich,  und  Ebrdenberg 
stimmte  ihm  darin  bei.  Der  Staatskanzler  meinte^,  die  meisten 
Klagen  über  die  Gewerbefreiheit  entsprängen  aus  der  irrtüm- 
lichen Annahme  der   Öffentlichkeit,    dafs   nach   Aufhebung  der 
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ZunflBchranken  jede  gewerbepolizeiliche  Aufsicht  von  Staats  wegen, 
die  früher  die  Zünfte  ausübten,  überflüssig  wäre;  gerade  das 
Gegenteil  wäre  der  Fall. 

Hardenberg  versprach  angesichts  der  Verwirrung  in  den  An- 
schauungen der  öffentlichen  Meinung  über  das  Verhältnis  der 
Gewerbetreibenden  zu  den  Innungen  eine  baldige  gesetzliche 
Abhilfe^,  da  durch  die  Meinungsverschiedenheiten  den  Ver- 
waltungsbehörden ihr  Amt  sehr  erschwert  wurde,  besonders  durch 
den  Streit,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Zünfte  neue 
Meister  aufnehmen  müfsten.  Deshalb  forderte  er  am  25.  August 
1819  Bülow  zur  Ausarbeitung  eines  umfassenden  Planes  und 
Entwurfes  zu  einer  Ordnung  der  Gewerbepolizei,  und  zwar  Je 
eher ,  desto  Heber" ,  auf,  wieder  ein  Hinweis  auf  die  Gewerbe- 
ordnung von  1845,  wo  diese  Materie  erst  geordnet  wurde. 

Zur  Illustrierung  der  Unsicherheit  der  Grundsätze  der  Re- 
gierung in  der  dargelegten  Frage  sei  ein  Beispiel  gestattet.  Mit 
den  Berliner  und  Potsdamer  Maurer-  und  Zimmergewerken 
kamen  wiederholt  Konflikte  vor.  Sie  liefsen  durch  Schikane 
keinen  neuen  Meister  aufkommen.  Das  erstemal,  als  ein  Schi- 
kanierter der  Innung  beitreten  wollte,  erklärte  man  sich  für  ge- 
schlossen, und  als  das  von  der  Regierung  gebührend  zurück- 
gewiesen wurde,  erkannte  man  die  staatliche  Prüfung  nach  dem 
Gewerbesteueredikt  nicht  an  imd  verlangte  einen  neuen  Be- 
fähigungsnachweis vor  der  Innung.  In  berechtigter  Entrüstung 
über  diesen  niedrigen  Konkurrenzneid  verfügte  Bülow  die  Auf- 
nahme des  Bewerbers  ohne  Gewerksprüfung.  Hardenberg  ent- 
schied aber  nach  langen  Erwägungen  unter  seinen  Räten  zu 
Gunsten  des  Gewerks,  weil  die  öffentliche  Prüfung  nach  §§94 
bis  100  des  Ediktes  vom  7.  September  1811  nicht  statt, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Zunftmitglieder  neben  dem 
Meisterstück  festgesetzt  worden  wäre^.  Bülow  berief  sich  flir 
seine  Verfügung  auf  eine  Instruktion  des  Gewerbedepartements 
aus  dem  Jahre  1812.  Das  Departement  hatte  damals  auf  Ver- 
anlassung und  mit  Zustimmung  Hardenbergs  für  den  ganzen 
derzeitigen  Umfang  der  Monarchie  Prüfungsinstruktionen  fbr 
Maurer,  Zimmerer,  Mühlenbaumeister,  Brunnen-  und  Röhren- 
macher erlassen,  deren  jede  damit  schlofs:  jeder,  der  über  die 
bestandene  Prüfung  das  Attest  der  Regierung  erhalten,  könnte 
nach  Belieben  der  Zunft  seines  Wohnortes  beitreten  oder  nicht, 
und  im  Falle  seines  Beitritts  hätte  das  Gewerk  ihn  ohne  be- 
sonderes Meisterstück  gegen  blofse  Zahlung  der  in  den  Innungs- 
artikeln vorgeschriebenen  Meistergebühr  nach  Erlangung  des 
Bürgerrechts  aufzunehmen^.  Hardenberg  hatte  selbst  in  einem 
ähnh'chen  Falle  bei   den  Maurern  am  10.  Februar  1817  an  den 
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Magistrat  zu  Berlin  yerfltgt,  die  Weigerong  des  Handwerks,  den 
Bewerber  aufisunehmen  und  die  Prüfung  durch  die  Regierungs- 
behörden anzuerkennen,  wäre  Anmafsung;  und  das  AUgemeine 
Landrecht  sab  ja  schlietslich  dem  Staate  auch  das  Recht,  vom 
Meisterstück  zu  dispensierend 

Bülow  hatte  also  mindestens  bona  fide  gehandelt.  Der 
Staatskanzler  blieb  aber  im  Anschlufs  an  Hoffmann  bei  seiner 
Meinung  stehen  und  erklärte,  die  Prüfungsinstruktion  von  1812 
stände  in  direktem  Widerspruch  sum  Gesetz.  Bülow  fbhrte 
darauf  nicht  mit  unrecht  diese  Widersprüche  auf  die  ungerecht- 
fertigte Erwartung  der  Gesetzgeber  zurück,  dafs  sich  alle  Zünfte 
nach  EinRlhrung  der  Gewerbefreiheit,  schnell  von  selbst  auf- 
lösen würden;  er  wünschte,  solchen  Übelständen  durch  die  den 
Landespolizeibehörden  zu  erteilende  Befugnis,  aufsässige  Gewerke 
aufzulösen,  abgeholfen  zu  sehen.  Hardenberg  ging  darauf  nicht 
ein  und  urteilte  am  26.  Febr.  1820,  jene  Prüfongsinstruktionen 
wären  vom  Könige  nicht  sanktioniert,  könnten  also  auch  ein 
Fundamentalgesetz  nicht  aufser  Kraft  setzen.  Die  Prüfung 
müiste  nachgemacht  werden,  und  zur  Vermeidung  der  sehr  zu 
fürchtenden  (!)  Schikane  sollte  ein  Regierungsbeamter  der  Prüfung 
beiwohnen.  Um  Bülow  nicht  zu  kompromittieren,  erhielt  das 
betreffende  Gewerk  wegen  seines  Verhaltens  einen  Verweis. 

Die  Prüfungsinstruktionen  aus  dem  Jahre  1812  wurden 
vom  Staatsministerium  modifiziert  und  am  28.  Juni  1821,  um 
überall  im  Staate  gleichmäfsige  Grundsätze  zu  haben,  allgemein 
publiziert^.  Danach  sollten  Maurer,  Zimmerer,  Mühlen werk- 
verfertiger,   Brunnen-   und  Röhrenmeister  überall,   wo  die   alte 


^  IntexesBaDt  und  auch  bemerkenswert  für  das  VerhältDis  der  Ge- 
setzgebung zur  Verwaltung  jener  Tage  ist  ein  Schreiben  Hofimanns  in 
dieser  Angelegenheit  an  den  damaligen  Geheimen  Finanzrat  Rotber  vom 
Juli  1818  (M.  36).  Er  schrieb:  „Ich  habe  kein  Interesse  für  die  Zünfte, 
habe  schon  vor  15  Jahren  gegen  dieselben  geschrieben  (nftmlich  in  dem 
oben  mehrfiftch  genannten  Bucne  von  1803)  und  das  Gesetz  vom  7.  IX. 
1811,  das  ich  ganz  redigiert  habe,  spricht  auch  keine  Vorliebe  für 
sie  aus.''  Aber  das  bestehende  Gesetz,  hiefs  es  weiter,  müfste  gewahrt  and 
kein  Machtspruch  gethan  werden,  um  ein  Versehen  des  Finanzministers 
wieder  gutzumachen.  Der  Fall  w&re  nicht  einzig  in  seiner  Art;  in  sc^r 
vielen  Fällen  entwickelte  der  Finanzminister  in  guter  Absicht  ähnliches. 
Es  entständen  Beschwerden  dagegen  und  infolgedessen  fruchtlose  Korre- 
spondenzen. Er  selber  müfste  dabei  auf  kiemlich  erscheinende  Diuse 
bestehen,  die  aber  immerhin  Rechtsverletzungen  wären  und  die  Kr&ne 
der  Verwaltung  aufneben.  Einen  grofsen  Teil  dieses  Tadels  hätte  er 
allerdings  ebenso  gegen  Hardenbei^g  und  die  Gesetzgebung  aussprechen 
können.  Was  Honmann  hier  über  seinen  Anteil  an  dem  Gesetz  vom 
7.  IX.  1811  sagt,  steht  in  einem  gewissen  Widerspruch  zu  dem,  was 
Rohrscheidt  in  seinem  Werke  ,^yom  Zunftzwang  etc.^  494  und  516 
(Anm.)  sagt.  Nach  dem  obigen  Bnef  wie  auch  nach  den  Akten  ist  Hoff- 
manns Anteil  am  Gewerbepolizeiedikt  doch  etwas grOfser  als  Rohrscheidt 
annimmt.  Unter  Schuckmann  hat  auch  Runth  ^conf.  Goldschmidt,  Das 
Loben  des  Staatsrats  Eunth)  zum  Edikt  manches  selbständig  gearbeitet. 
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InnuDgsverfasBUDg  noch  bestand,  und  die  Gewerbetreibenden  zur 
Zunft  gehören  mursten,  die  Prüfung  vor  dem  Gewerk  unter 
Assistenz  eines  Regierun^sbeamten  ablegen.  Wo  keine  Zunft- 
▼er&ssung  mehr  war,  sollte  der  Kandidat  vor  der  Prüfung  ge- 
fragt weroen,  ob  er  Innungsroeister  werden  wollte,  und  bei  der 
Bejahung  der  Frage,  an  die  Zunft  zur  Prüfung  unter  der 
obigen  Aufsichtsbehörde  gewiesen  werden,  bei  Verneinung  der 
Frage  aber,  vor  der  Regierungsbehörde  die  Befähigungsprüfung 
ablegen.  Bei  den  Beratungen  des  Staatsministeriums  über 
diese  Angelegenheit  wurde  ausdrücklich  bemerkt,  die  Zünfte  übten 
immer  noch  einen  indirekten  Zwang  zum  Eintritt  aus,  indem  es 
bei  ihnen  als  Schimpf  angesehen  würde ,  wenn  jemand  sich  als 
Freimeister  ansetzte,  und  Unzünftige  bekämen  keine  Gesellen 
und  würden  mit  allen  erdenklichen  Schikanen  gequftlt. 


§  20.    Allgemeine  Klagen  Aber  die  Oewerbefreiheit 
(nach  den  Akten). 

Es  wurde  schon  oben  berührt,  dafs  gleich  nach  E^manierung 
des  Gewerbesteuerediktes  von  allen  Seiten  Bittgesuche  einzelner 
Gewerbetreibender  und  ganzer  Korporationen  eingingen,  von 
denen  manche  nur  Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit,  als 
Meisterprüfung,  Einschränkung  in  der  Befugnis  Lehrlinge  und 
Gehilfen  zu  halten  und  dergleichen  mehr  wünschten.  Andere 
verlangten  aber  ohne  Umschweife  eine  Wiederherstellung  der 
alten  Zustände  unter  den  heftigsten  Klagen  gegen  die  Gewerbe- 
freiheit, nur  wenig  Gemäßigte  das  Alte  zeitgemäfs  reformiert. 
Hardenberg  und  seine  Räte,  unter  denen  besonders  Hoffmann 
(seit  1813  vortragender  Rat  beim  Staatskanzler),  Bülow  (der 
spätere  Finanz-  und  Gewerbeminister),  Hippel,  Beguelin,  Scham- 
weber, Staegemann  erwähnenswert  sind,  nielten  unbeirrt  an  der 
Gewerbefreiheit  fest.  Der  Staatskanzler  war  durchaus  nicht,  wie 
das  Berliner  kombinierte  Bäckergewerk  1814  naiv  glaubte  S 
der  Ansicht,  die  Gewerbefreiheit  wäre  nur  im  Drange  der  Zeit 
gegeben  und  müfste  nach  hergestelltem  Frieden  wieder  auf- 
gehoben werden,  aber  er  hat  mit  durchaus  unparteiischer  Ge- 
rechtigkeitsliebe und  nie  versagender  Liebenswürdigkeit  die 
Gegensätze  und  Härten,  welche  sich  aus  dem  freien  gewerb- 
lichen Wettbewerb  ergaben,  zu  versöhnen  und  auszugleichen 
versucht. 

Manche  Behörden  widmeten  sich  gleich  nach  Erlafs  seiner 
Gesetzgebung  mit  Feuereifer  der  Verwirklichung  seiner  Grund- 
sätze, bei  andern  entwickelte  sich  das  Verständnis  für  seine 
Ideen  sehr  langsam,  so  dafs  er  sie  durch  Belehrungen  im 
einzelnen    seine  Wege    zu  führen    suchte;    Der   König   war   als 
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Schüler  von  Suarez  ein  Freund  der  neuen  Ideale,  und  wenn 
auch  später  bisweilen  lau  in  der  Liebe  zu  ihnen  liefs  er  dem 
Staatskanzler  doch  freie  Hand.  Die  höchsten  Beamten  waren 
zum  grö&ten  Teil  anfänglich  von  dem  frischen  Zuge  des 
Hardenbergischen  Liberalismus  mit  fortgerissen;  man  glaubte  an 
den  Segen  der  Freiheit,  und  BüloW;  Sack,  Schuckmann  und 
andere  leitende  Köpfe  in  der  ersten  Zeit  nach  1810/11  stellten 
aus  eigner  Initiative  Anträge  im  Sinne  einer  Erweiterung  der 
Freiheit.  An  mehr  oder  minder  versteckter  Opposition  in  den 
mafsgebenden  Kreisen  fehlte  es  allerdings  auch  von  Anfang  an 
nicht.  Bald  nach  den  Befreiungskriegen  machte  sich  besonders 
infolge  der  an  Kraft  gewinnenden  feudal- konservativen  Reaktion, 
dann  aber  auch  wegen  der  zahllosen  Beschwerden  und  der  sich 
mehrenden  Schwierigkeiten  bei  der  Durchftlhrung  der  Gesetz- 
gebung, eine  Erschlafiung  in  der  Begeisterung  für  die  Gewerbe- 
freiheit bemerkbar,  die  ihren  schliefslichen  Gesamtausdruck  in 
dem  vermittelnden  Charakter  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung 
fand.  Wie  das  Beamtentum  insgesamt,  schien  selbst  Hardenberg 
unter  Wahrung   der  Grundgedanken  seiner  Reform  diesem  tem- 

I)erTerten    Liberalismus    öfter   in    etwas    zu    folgen.     Vor    allem 
lefsen    die  Städte    in    ihrer  Feindseligkeit  gegen    die  Gewerbe-^ 
freiheit   nicht   nach,    und   Berlin   zeichnete  sich   darin   vor  den 
andern  aus. 

Als  der  erste  Begeisterun^rausch  der  Befreiungskriege  ver- 
raucht war ,  begann  von  der  Hauptstadt  her  ein  wahrer  Sturm- 
lauf gegen  Hardenbergs  Gewerbegesetze.  Die  Btti^erschait,  der 
Magistrat  und  die  Stadtverordneten  beteiligten  sich  daran.  In 
einer  Vorstellung  vom  1.  Februar  1816*  beschwerten  sich  die 
Berliner  Stadtverordneten  beim  Staatskanzler  über  eine  Reihe 
betrübender  Folgen  der  Gewerbefreiheit  und  baten  ihn  um 
Wiederherstellung  der  alten  Verfassung  mit  einigen  notwendigen 
Reformen.  Hardenberg  antwortete,  er  wäre  von  den  nachteiligen 
Folgen  der  Gewerbefreiheit  die  sie  berichteten,  nicht  überzeugt, 
sondern  hielte  sich  für  verpflichtet,  die  Gewerbefreiheit  aufrecht 
zu  erhalten,  als  eine  Einricntung,  die  wesentlich  zur  Beförderung 
der  allgemeinen  Wohlfahrt  diente.  Dagegen  erteilte  er  ihnen 
„gern  die  Zusicherung**,  dafs  die  wirklichen  Mängel,  welche  der 
freie  gewerbliche  Wettbewerb  mit  sich  führte,  durch  Gesetze 
beseitigt  werden  sollten,  und  dafs  er  zu  jeder  angemessenen 
Änderung  gern  die  Hand  böte. 

Dabei  beruhigte  man  sich  aber  nicht.  Der  Magistrat  be- 
schwerte sich  bald  darauf  in  Ähnlichem  Sinne  bei  der  rotsdamer 
Regierung,  und  Hardenberg  liefs  ihn  durch  die  Regierung  noch 
einmal  so  „belehren.**  wie  er  es  selbst  mit  den  Stadtverordneten 

Sethan  hatte.    Alle  Beschwerden  aus  Berlin  gipfelten  darin,  dafs 
ie  Gewerbetreibenden   zumeist   in   Armut   und  Immoralitftt  ge- 
rieten, die  alten  gingen  in  der  Konkurrenz  zu  Grunde,  und  mit 
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den  neuen  stände  es  noch  schlimmer,  weil  sie  ohne  hinlänglichen 
und  sicheren  Erwerb  einen  eigenen  Hausstand  begründeten. 
Der  Staatskanzler  gestand  die  Thatsache  zu,  vermochte  aber 
nicht  einzusehen,  wie  eine  Wiederherstellung  der  ausschliefslichen 
Zunftrechte  nach  dem  Wunsche  des  Magistrats  ein  Mittel  sein 
könnte,  diesem  Unglück  zu  steuern.  Mit  14  Jahren,  ftihrte  er 
aus,  träten  die  jungen  Leute  in  die  Lehre,  3—4  Jahre  lernten 
sie  und  wanderten  3  Jahre  und  wären  bei  eignem  Etablissement 
und  bei  Verheiratung  dann  immer  noch  nicht  volljährig.  Der 
Klage,  dab  die  Zunftmeister  verarmten,  hielt  er  entgegen,  viele 
Gewerbe,  wie  besonders  Schuhmacher  und  Schneider  und  in  den 
Provinzialstädten  die  Tuchmacher,  wären  längst  vor  Aufhebung 
der  Zunftverfassung  mit  armen  Meistern  überfüllt  gewesen.  Die 
Zünfte  hätten  das  nicht  verhindert,  im  Gegenteil,  trotz  aller  Ver- 
bote würden  durch  Schmausereien  und  anderen  Aufwand  beim 
Meisterwerden  die  Ersparnisse  der  Jungmeister  vergeudet,  welche 
die  Grundlage  ihrer  snäteren  Existenz  sein  sollten.  E^n  ge- 
schickter, fleifsiger  und  ordentlicher  Meister  fbnde  noch  immer 
seine  Nahrung.  Das  Meisterstück  verbürgte  nicht  ausreichende 
Fähigkeit  und  guten  Willen,  später  tüchtig  und  wohlfeil  zu 
arbeiten,  und  sich  dem  schnell  wechselnden  Geschmack  an* 
zupassen.  Nicht  die  alte  Zunfhrerfassung ,  sondern  edlere  Be- 
weggründe, besonders  die  Rücksiebt  auf  die  künftige  Familie, 
könnten  frühe  Heiraten  verhindern.  Auch  hätte  niät  die  Ge- 
werbefreiheit zu  dem  beklagten  Sittenverfall  geführt.  Im 
Drange  der  Zeit  wären  viele  edlere  Kegimgen  zerstört  worden. 
Viele  Leute  wären,  durch  die  Kriege  aus  der  häuslichen  Ab- 
hängigkeit und  vom  Lande  in  die  Armee  gerufen,  von  einfacher 
Lebensart  entwöhnt  worden  und  suchten  nun  in  den  Städten 
einen  leichteren  Erwerb  und  ein  freieres  Leben.  Der  Friede 
würde  allmählich  jenen  Übelständen  abhelfen,  nur  gehörten  Ruhe 
und  Zeit  dazu.  Der  vom  Magistrat  beklagte  Andrang  zu  den 
städtischen  Gewerben  und  zum  Bürgerrecht  erklärte  sich  mithin 
viel  besser  aus  allgemeinen  Verhältnissen  als  aus  der  Gewerbe- 
freiheit. Es  würde  dem  Magistrat  wohl  anstehen,  nicht  bei 
leeren  Klagen  stehen  zu  bleiben,  sondern  vielmehr  durch  Auf- 
merksamkeit auf  die  Umwandlungen  in  den  Gemütern  und 
Verhältnissen,  als  Folgen  der  letzten  Zeit,,  möglichst  in  gutem 
Sinne  einzuwirken.  Auch  die  beklagte  Überschwemmung  der 
Städte  mit  Soldatenweibem  und  -Kindern  in  den  letzten  Jahren 
würde  in  Zukunft  durch  die  allgemeine  Wehrpflicht,  welche  Ehen 
vor  dem  25.  Jahre  verhinderte,  unmöglich  gemacht.  Hardenberg 
sprach  auch  hier  die  EIrwartung  aus,  die  Bildung  neuer  Kor- 
porationen, zu  der  die  Aufhebung  der  alten  Zünfte  die  Möglich- 
Kcit  gäbe,  könnte  auf  zeitgemäfser  Grundlage,  was  auch  §  /^l 
des  Gewerbepolizeigesetzes  ausdrücklich  vorbehielt,  stattfinden. 
Er  bedauerte  nur,  dais  Berlin  den  Provinzen  nicht  mit  gutem 
Beispiel  vorangegangen    und   durchftlhrbare  Vorschläge   solcher 


170  xvn  4. 

Art  gemacht  hätte.  Dab  das  Gesindel  infolge  der  Gewerbe- 
freiheit  sehr  zugenommen,  bestritt  er;  der  Magistrat  verschuldete 
das  selber,  denn  der  §  7  der  Städteordnung  lieise  nur  un- 
bescholtene Personen  zum  Bürgerrecht,  und  S  89  ermöglichte 
es,  Personen,  die  sich  niederträchtiger  Handlungen  schuldig 
machten,  das  Bürgerrecht  wieder  zu  entziehen.  Der  Staats- 
kanzler übersandte  die  in  diesem  Sinne  gehaltene  Verfligung  an 
die  Potsdamer  Regierung,  auch  Schuckmann,  dem  Minister  des 
Innern,  mit  der  Frage,  ob  nicht,  „um  dem  Geiste  der  städtischen 
Korporationen  eine  ^lere  Richtung  zu  geben'',  auch  die  andern 
Städte  belehrt  werden  könnten,  wenn  auch  weniger  durch 
positive  allgemeine  Vorschriften  als  bei  geeigneten  Anlässen  im 
einzelnen.  Hardenberg  erwählte  dann  auch  den  letzteren  Weg> 
brachte  aber  den  allgemeinen  Mibmut  in  den  Kommunen  gegen 
die  Gewerbefreiheit  nicht  zum  Schweigen. 

Im  April  1818  übersandte  der  Berliner  Stadtrat  Dracke 
dem  König  eine  umfangreiche  Denkschrift^  über  die  Schäden 
der  Gewerbefreiheit.  Der  Verfasser  erklärte  die  Freiheit  der  Ge- 
werbe als  durchaus  nicht  mit  der  Originalität  des  deutschen 
Nationalcharakters  vereinbar.  Vor  den  Gesetzen  von  1810/11 
wSre  nach  allgemeiner  Erfahrung  die  EIxistenz  jedes  Bürgers 
nebst  Familie  sicher  begründet  gewesen,  mehr  allgem^einer 
Wohlstand,  bessere  und  strengere  Sitten  bei  der  städtischen 
Bevölkerung  und  ein  inniges,  familiäres  Verhältnis  zwischen 
Meistern,  Gesellen  und  Lehrlingen  hätte  geherrscht.  Der  Ver- 
fasser hebt  im  schärfsten  Gegensatz  zu  der  von  ihm  äufserst 
düster  gefiirbtcn  Gegenwart  die  Vorzüge  der  guten  alten  Zeit 
hervor.  Er  schildert  in  goldenem  Farbentone  die  Vorzüge  der 
alten  Lehr-,  Gesellen-  und  Wanderjahre,  die  alte  Ehrltöirkeit^ 
Sittlichkeit,  Religiosität  und  andere  Tugenden  unter  den  Hand- 
werkern. Er  beklagt  den  Mangel  der  alten  zünftlerischen 
Sittenaufsicht.  Die  Lehrlinge  würden  ohne  jene  strenge  Zucht 
liederlich  und  lernten  nichts,  weil  keine  Prüfting  mehr  sa 
furchten  wäre.  Die  neuen  Handwerker  pfuschten  und  betrögen; 
wer  nicht  arbeiten  wollte,  ernährte  sich  durch  Handel.  Die  all- 
gemein um  sich  greifende  Liederlichkeit  würde  durch  die  infolge 
der  Gewerbefreiheit  zahlreich  entstandenen  Schenken  mit  ihren 
anziehenden  Aushängeschildern  und  bequemen  inneren  Einrich- 
tungen noch  verstärkt.  Leichtsinnig  finge  man  ohne  jegliche 
Sachkenntnis  mehrere  Gewerbe  an,  ginge  es,  so  wäre  man  zu- 
frieden, ginge  es  nicht,  so  machte  man  eben  bankerott  Schlecht 
ausgebildete  Gesellen  heirateten  früh  und  gründeten  einen  eigenen 
Hausstand.     Nach   der  Zahl  der  Aufgebote  und   den   Angaben 


^  M  23.  Diese  Deokschrift  findet  sich  vollständig  abgedruckt  in  dem 
Buche  E.  von  Eohrscheidts:  Vom  Zunftzwange  zur  Gewerbefreiheit 
8.  565  ff.  V.  R.  hat  dies  dem  auch  vom  Verfasser  benutzten  und  schon 
oben  erwähnten  Aktenbündel  entnommen.  /^  i 
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der  iDtelligenzblätter  hätten  sich  seit  EÜDfÜhrung  der  Gewerbe- 
freiheit die  Eheschliefsungeii ,  aber  auch  gleichzeitig  die  Armen- 
und  Unterstützungsbedürftigen,  in  Berlin  aufsergewöhnlich  ver- 
mehrt Die  Zahl  der  Produzenten  wäre  gegenüber  derjenigen 
der  Konsumenten  zu  grofs  geworden,  man  erhielte  zu  leicht  das 
Bürgerrecht  und  einen  Gewerbeschein,  und  durch  das  städtische 
Leben  aneelockt,  strömten  die  dem  Jjande  unentbehrlichen 
Arbeitskräfte  übermäfsig  in  die  Städte.  Die  unverhältnismäfsi^ 
angewachsene  Menge  der  Höker  und  Hausierer  verteuerten  durch 
überflussigen  Zwischenhandel  die  Lebensbedürfnisse. 

Aus  diesen  und  vielen  anderen  Erscheinungen  schlofs  Dracke 
den  Untergang  vieler  braver  Handwerker  und  den  Niedergang 
des  Gewerbes  allgemein.  Er  verlangte  an  Stelle  der  abzuschwen- 
den Gewerbefreiheit  die  alte  Handwerksverfassung  nach  der  neuen 
Zeit  modifiziert,  um  dem  Staate  tüchtige  und  tugendhafte  Bürger 
zu  erhalten.  Es  sollte  voi*nehmlich  auf  tüchtige  Schul-  und 
Handwerksbildung,  auf  Beseitigung  alter  unangemessener  Hand- 
werksprivilegien und  läppischer  Ceremonien  bei  der  Reform  ge- 
achtet werden.  Der  Staat  solltegegenüber  den  schon  bestehenden 
neuen  Gewerbetreibenden  sein  Wort  nicht  brechen,  aber  keine 
neuen  Gewerbescheine  mehr  erteilen  und  alle  Gewerbetreibenden 
nach  der  alten,  aber  geläuterten  Verfassung  inkorporieren. 

Sehr  ähnliche  Vorstellungen  machten  der  Magistrat  und  die 
Stadtverordneten  von  Breslau  im  November  1817  beim  Könige 
und  zahlreiche  Klagen  und  Wünsche  derselben  Art  erschallten 
in  allen  Kommunen  der  alten  Provinzen  ^,  in  den  neuen  Gebieten 
dagegen  mit  der  Gewerbefreiheit  offenbar  gar  nicht  oder  wenig. 
Der  reaktionären  Strömung  in  den  Hof  kreisen  gaben  diese  endlosen 
Klagen  Nahrung.  Der  König  bewahrte  sich  jener  Strömung  gegen- 
über im  ganzen  einen  ungetrübten  Blick :  von  so  schlimmen  Folgen 
der  Gewerbefreiheit,  besonders  bezü^icn  der  Volksmoralität,  war 
sein  gutes  Herz  aber  ergriffen.  Der  Staatskanzler  war  ihm 
persönlich  nicht  sehr  sympathisch,  und  so  schrieb  er  ihm  in  einer 
Kabinettsordre  vom  14.  Mai  1818^  etwas  ungnädig:  „Ich  habe 
Ihnen  bereits  bei  verschiedenen  Veranlassungen  zu  erkennen  ge- 
geben, dafs  ich  es  flir  sehr  notwendig  halte,  angemessene  Modi- 
fikationen der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  anzuordnen.*^  Harden- 
berg sollte  deshalb  die  Angelegenheit  im  Staatsministerium  zur 
Beratung  bringen  und  die  Ergebnisse  dem  Staatsrat  vorlegen. 
Des  Staatskanzlers  Randbemerkungen  zu  Drackes  Beschwerde- 
schrift und  anderen,  wie  „Unsinn**,  „ist  übertrieben**  und  ähn- 
liche   mehr  'beweisen    freilich,    dals   er    jene   einseitigen    Über- 


'  conf.  auch  H.  AI  brecht:  Unsere  ehemalige  Zunft-  und  Innungs- 
vorfassung und  die  Gewerbefreiheit  in  Preufsen  u.  b.  w.  und  den  nächsten 
Abschnitt  dieser  Abhandlung. 

*  R  74  K  VIII  M  28.  Findet  sich  ebenfalls  bei  v.  Rohrscheidt 
in  dem  genannten  Buche  vollständig  abgedruckt.    S.  564.         (T  OOo\c 
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treibuDgen  nicht  glaubte  ^.  Angesichts  der  endlosen  Beschwerden 
mag  in  diesen  Klagen  manch  Kömlein  Wahrheit  gesteckt  haben, 
im  ganzen  litten  sie  aber  an  unverkennbarer  und  erklärlicher 
Parteilichkeit  und  waren  aus  jenen  Köpfen  entsprungen ,  die  an 
das  alte  Kindermärchen  der  guten  alten  Zeit  glauben.  Nach 
den  Akten  begnügte  sich  Hardenberg  damit,  die  Denkschrift 
nach  Begutachtung  durch  seine  Räte,  deren  Ausfall  nicht 
zweifelhaft  sein  kann,  dem  Minister  Bülow  zur  Verwendung 
bei  etwaigen  Beratungen  über  die  Gewerbepolizeiordnung  zu 
übermitteln. 

Der  Kampf  gegen  die  Gewerbefreiheit  war  nicht  immer  so 
scharf,  aber  es  liefen  doch  des  öfteren  umfangreichere  Vor- 
stelluDgen  gegen  sie  ein.  Hardenberg  blieb  im  ganzen  dem- 
gegenüber seinen  Principien  treu,  so  dafs  erst  nach  seinem  Ab- 
leben die  Gegner  der  Gewerbefreiheit  gröfseren  Einflufe  auf  die 
Gesetzgebung  bekamen.  Als  er  starb,  schöpften  die  Zünftler 
von  neuem  Hoffnung.  Das  zeigte  sich  z.  B.,  als  kurz  nach  des 
Staatskanzlers  am  27.  November  1822  erfolgtem  Tode  ein  Ber- 
liner Stadtverordneter  Berthold,  der  in  der  Stadtverordneten- 
Versammlung  in  Handwerkerangelegenheiten  stets  die  Bericht- 
erstattung gehabt  hatte,  „auf  Grund  langjähriger  Erfahrungen''  dem 
Präsidenten  des  Staatsrats  von  Vofs  ein  dem  Drackescben  ähn- 
liches Memorandum  unterbreitete^.  Der  Verfasser  sa^te  darin, 
4las  gewerbetreibende  „leidende^  Publikum  baute  auf  des  Mi- 
nisters Weisheit,  man  hoffte,  es  würde  jetzt  besser  werden.  Im 
übrigen  waren  es  die  gewöhnlichen  Beschwerden :  Die  alten  Gewerbe- 
treibenden verarmten  hofinungslos;  die  Bürgerrollen  des  Magi- 
strats bewiesen,  dafs  von  1810  —  1822  in  Berlin  fast  in  jedem 
Jahre  eine  neue  Gewerbegeneration  entstanden  wäre.  Die  Im- 
moralität,  besonders  in  den  unteren  Klassen,  und  das  Verbrecher^ 
tum  wüchsen  u.  s.  w.  Die  Gewerbefreiheit  wäre  ein  Ideal, 
welches  fUr  die  Zukunft  segensreiche  Folgen  verspräche,  das 
könnte  aber  für  die  kummervolle  Gegenwart  nicht  entscj^ädigen. 
Der  Minister  gestand  in  seiner  Antwort  zu^,  so  nützlich  die 
Gewerbefreiheit  an  sich  wäre,  so  liefse  sich  allerdings  nicht  ver- 
kennen, dafs  der  Mifsbrauch  derselben  sehr  nachteilige  Folgen 
hätte. 

Was  soll  man  schliefslich  zu  allen  Beschwerden  über  die 
Gewerbefreiheit  insgesamt  sagen?  Soviel  kann  man  daraus  ent- 
nehmen, Mifsstände  waren  zweifellos  da,  nur  ist  sehr  fraglich, 
ob    die   Gewerbefreiheit   deren    Ursache   oder   alleinige   Ursache 


^  Mau  vergleiche  hierzu  auch  das  überaus  einseitige  Urteil  des  be- 
kannten Generals  vou  der  Marwitz,  Rohrscheidtl.  c.  S.  544 ff.  und  eben- 
dort  S.  546  ff.  die  nach  Ho  ff  mann  (Befugnis  zum  Gewerbebetrieb,  Berlin 
1841)  von  Kohrscheidt  gemachten  Auntihrungen  über  die  Mifsstände 
im  Gesellen  Wesen. 

«  am  30.  XII.  1822  a.  a.  O.  M  23.  conf.  auch  v.  Rohrscheidt 
a.  a.  0.  8.577.  ^,  Cnoc 

8  vom  4. 1.  1823  a.  a.  0.  conf.  auch  v.  Rohrscl^^gfä*^  f^rOCcS.  578. 
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war.  Das  Ob  und  Inwieweit  dieser  Frage  richtig  zu  beurteilen, 
hätte  es  einer  exakteren  Basis,  als  diese  allgemeinen  Klagen  es 
waren,  bedurft.  Die  Beschwerden  bieten  mehr,  wenn  es  so  zu 
nennen  erlaubt  ist,  Stimmungsbilder.  An  deren  Stelle  hätten 
statistische  Nachweise  über  die  Zunahme  der  Verbrechen  und 
ihre  Ursachen,  über  die  Verhältnisse  der  gestrandeten   und  neu 

fegrtindeten  gewerblichen  Existenzen,  über  die  2iahl  der  frühen 
Iheschliefsungen  und  den  Stand  derer,  die  sie  schlössen,  über 
die  Zahl  der  Verarmten  und  ihren  Stand  u.  a.  m.  treten  müssen  ^ 
Zur  richtigen  Beurteilung  dieser  Statistik,  wenn  sie  möglich  wäre, 
hätten  dann  noch  die  Folgen  der  Kriegszeit,  die  alleemeine  wirt- 
schaftliche Lage  und  eine  Reihe  anderer  Potenzen  berücksichtigt 
werden  müssen.  Über  das  Resultat  der  Gewerbefreiheit  an  sich 
können  diese  Klagen  bei  den  grofsen  Aktionen  der  äuiseren 
Politik  und  den  gründlichen  Umwälzungen  der  Stein-Harden- 
bergischen Reformen  im  ganzen  inneren  Wesen  des  Staates  kein 
zuverlässiges  Bild  geben. 

§  21.   Die  Gewerbegesetzgebung  in  den  1815  neu  oder  wieder- 
erworbenen Provinzen  Preufsens^. 

Die  Verschiedenheiten  der  Gewerbegesetzgebung  in  den  ein- 
zelnen Teilen  des  Staates  nach  1815  waren  eine  der  Haupt- 
ursachen, welche  zur  Allgemeinen  Gewerbeordnung  von  1845 
gefiihrt  haben.  Im  Wiener  Frieden  erhielt  Preufsen  einen  Teil 
seiner  früheren  Besitzungen  zurück  und  Air  den  Verlust  einiger 
Gebiete  Kompensationen.  In  allen  diesen  neuen  Landesteilen 
wurde  das  Allgemeine  Landrecht  nebst  seinen  abändernden  und 
ergänzenden  Bestimmungen  publiziert,  nicht  aber  die  Gewerbe- 
gesetzgebung. Nur  in  der  Stadt  Danzi^  und  ihrem  Gebiete 
wurden  die  beiden  Edikte  vom  2.  November  1810  und  7.  Sep- 
tember 1811  eingeführt,  in  den  anderen  neuen  Gebieten  allem 
die  finanziellen  Bestimmungen  des  Gewerbesteueredikts,  weil  e» 
wegen  der  dort  herrschenden,  bedeutend  von  der  preufsischen 
Gewerbefreiheit  abweichenden  gewerberechtlichen  Verhältnisse 
angemessen  schien,  die  definitive  Regelung  dieser  Materie  einer 
allgemeinen  Revision  der  Gewerbegesetzgebung  für  den  ganzen 
Staat  vorzubehalten. 

Diese  erfolgte  allerdings  erst  sehr  viel  später  durch  die 
Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845.    Bis  zur  beendeten  Re- 

^  £>ie  statistiBchen  Daten,  welche  der  Stadtrat  Dracke  in  dem  er- 
wähnten Promemoria  an  den  König  sab,  nm  eine  Verschlechterung  der 
Moralität  als  Folge  der  Gewerbefreiheit  und  eine  Zunahme  der  Armen 
und  Waisen  als  eine  Fol^e  leichtfertigen  gewerblichen  Etablissements 
nachzuweisen,  sind  natürlich  ohne  jede  Beweiskraft  (Die  Zahlen  sind 
abgedruckt  v.  Rohrscheidt  a.  a.  Ö.  S.  572  f.) 

B  Hauptsächlich  nach  den  Provinzialakten  (M  29-89)  und  R  89 
CXXXV  M  18.     Auch  Rönne,  Gewerbepolizei,  passiraj^.  .^.^^^^  GoOqIc 
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Vision  sollte  durch  die  Verwaltung  der  Status  quo  möglichst  bei- 
behalten werden,  und  dabei  durften  auf  Bülows  Anordnung  nur 
diejenigen  Vorschriften  des  Gewerbepolizeiediktes  sur  Anwendung 
kommen,  welche  sich  in  den  alten  Provinzen  bis  dahin  unbedingt 
als  heikam  erwiesen  hatten,  und  deren  Nichtbeachtung  in  einem 
Teile  der  Monarchie  erhebliche  Übelstände  zur  Folge  haben 
mulste^.  So  waren  die  Vorschriften  über  Qualifikations- 
nachweise ftir  gewbse  Berufe,  die  Beschränkung  der  Getränke- 
fabrikaüon  auf  ein  gewisses  solides  Besitztum,  was  durch  finan* 
zielle  und  polizeiliche  Rücksichten  geboten  erschien,  und  einiges 
minder  Wichtige  auf  die  neuen  Gebiete  übertragen  worden. 
Nach  Verftlgungen  vom  14.  April  und  9.  August  1816  sollten 
auf  dem  Lande  Brauereien  und  Brennereien  auch  da,  wo  die 
französische  Gewerbefreiheit  bestand,  nur  unter  besonderen  Um- 
ständen konzessioniert  werden,  wenn  nicht  ein  Grundvermögen 
von  15  000  Thalem  nachgewiesen  wurde.  Durch  diese  und  ähn- 
liche Mafsregeln  suchte  man,  allerdings  mit  bescheidenem  Erfolge, 
den  alten  Provinzen  homogene  Zustände  auf  gewerberechtlichem 
Gebiete  vorzubereiten.  E^  blieb  in  den  genannten  Landesteilen 
aber  vor  allem  die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  von  der  bei 
der  Übernahme  vorgefundenen  örtlichen  Verfassung  abhängig, 
welche  äu&erst  verschieden  war. 

Während  der  Ära  der  französischen  Revolution  und  des 
ihr  folgenden  Kaisertums  hatten  in  den  zahlreichen  klein^i  und 
mittleren  deutschen  Staaten  die  Regierungen  schnell  gewechselt 
Hier  und  da  war  die  alte  Gewerbeverfassung  sehr  bald  beseitigt 
worden,  ohne  dafs  etwas  Dauerndes  und  Solides  an  ihre  Stelle 
getreten  war.  In  anderen  jetzt  zu  Preufsen  gehörigen  Landes- 
teilen war  die  alte  Zunftverfassung  gänzlich  unberül^  geblieben 
und  wurde  viel  als  veraltet  angegriffen,  aber  auch  verteidigt  In 
den  Gebieten,  die  dem  französischen  Eünflufs  unterstanden  hatten, 
herrschte  völlige  Gewerbefreiheit,  die  weiterging  als  die  prea- 
fsische  von  1811.  Um  die  dadurch  bedingte  Verworrenheit  des 
Gewerberechtes  in  den  verschiedenen  Teilen  Preufsens  zu  kenn- 
zeichnen, sei  nur  einiges  angeführt. 

Die  alte  Zunftverfassung  bestand  zum  Teil  drückender,  als 
das  Allgemeine  Landrecht  es  zuliefs,  bis  1845  noch  fort  im  alten 
Herzogtum  Sachsen,  in  Neuvorpommern,  Posen,  in  einzelnen 
Teilen  der  Regierungsbezirke  Erfurt,  Arnsberg,  Münster  und 
Koblenz,  die  zum  grofsen  Teil  aus  den  vormaligen  kleinen 
Reichsgebieten  der  Mediatisierten  bestanden.  Die  Innungsbriefe 
hielten  hier,  ziemlich  ähnlich  den  alten  preulsischen,  die  Bestim- 
mungen über  den  Gewerkszwang,  die  Erschwerungen  des  E^- 
tritts  in  die  Zünfte,  den  Befähigungsnachweis  u.  a.  m.  aufirecht 
Das  Gewerbepolizeigesetz  galt  als  subsidiäre   Verwaltungsnorm, 
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'd.  h.  es  wurde  nur  angewendet,  wenn  nicht  die  provinsrielle  oder 
Ertliche  Ver&ssung  etwas  anderes  festsetzte.  Im  Herzogtum 
Sachsen  herrschte  der  strengste  Zwang  verschiedenster  Art.  In 
Neuvorpommem  stand  es  ähnüch,  und  zwar  nicht  infolge  der  Zunft- 
verfassung in  erster  Linie,  sondern,  wie  Bülow  hervorhob,  vor- 
nehmlich infolge  der  früheren  hanseatischen  Verfossung  der  Städte 
und  ihres  sogenannten  juris  statuendi.  In  Posen,  wo  ursprüng- 
lich das  deutsche  Zunftwesen  gar  nicht  heimisch  war,  und  wohin 
der  Gewerbefleils  durch  Einwanderungen  aus  Schlesien  ge- 
tn^en  wurde,  hatte  in  älterer  Zeit  vollkommene  Qewerbe- 
fremeit  geherrscht.  Auch  wohl  infolge  dieser  Einwanderung  war 
die  Handwerksverfassung  so  mit  I^algerechtigkeiten  überhäuft, 
und  die  letzteren  so  mit  den  Einkünften  und  Verhältnissen  der 
grofsen  Güter  verquickt  —  die  in  Posen  einen  grofsen  Teil  der 
Städte  besafsen  — ,  dafs  eine  von  der  allgemeinen  Rechtsreform 
der  Provinz  abgesonderte  Regelung  der  G-ewerbeverhältnisse  bei 
deren  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Provinzialver- 
fassung  gar  nicht  möglich  erschien.  Die  Posenschen  Verhältnisse 
wurden  aann  auch  1833  besonders  geregelt.  In  den  zu  Preufsen 
gehörigen  ehemaligen  kleinen  Reichsgebieten  herrschte  vielfach 
die   alte   deutsche   Zunftordnung,    deren    Ausführung    bei   dem 

Seringen  Umfange  und  der  Zerstückelung  der  früheren  Zunft- 
istrikte  höchst  unvollkommen  und  den  Gewerben  keineswegs 
zuträglich  war.  Im  übrigen  bestand  aber  links  von  der  Elbe 
infolge  der  französischen  Gesetzgebung  £Etst  uneingeschränkte 
Gewerbefreiheit. 

Solche  Verschiedenheiten  mufsten  in  der  Verwaltung  zu 
Schwierigkeiten  fUhren,  und  diese  traten  um  so  schärfer  hervor, 
als  viele  der  zur  Geltung  kommenden  administrativen  Grund- 
sätze nicht  auf  klaren  Gesetzen ,  sondern  vielfiich  auf  dem  Her- 
kommen oder  zweifelhaften  Rechtstiteln  begründet  waren.  Ver- 
43chlimmert  wurden  diese  Übektände  auch  dadurch,  dafs  die 
preuisische  Regierung  für  diese  Gebiete  überhaupt  keine  all- 
gemein leitenden  scharfen  Grundsätze  zur  Anwenaung  brachte, 
sondern  sehr  allgemeine  und  dehnbare  Vorschriften.  Man  hatte 
bei  der  Übernahme  dieser  Gebietsteile  die  vorgefundenen  Ver- 
hältnisse mögUchst  schonen  wollen,  um  die  neue  R^erung  bei 
der  Bevölkerung  nicht  in  Mifskredit  zu  bringen.  Man  mufs  sich 
aufserdem,  um  den  Umfang  dieser  Schwierigkeiten  ganz  zu  ver- 
stehen, vergegenwärtigen,  welche  Mühen  es  die  preufsische  Re- 
gierung kostete^  alle  diese  neuen  Gebiete  dem  Staate  und  dessen 
Reformen  der  inneren  Verwaltung  zu  accommodieren.  Harden- 
berg, in  allen  seinen  liberalen  Reformen  von  der  reaktionäi*en 
Partei  in  der  R^erung,  am  Hofe  und  im  Lande  behindert,  stieis 
schon  bei  der  mofsen  Einteilung  des  Staatsgebiets  in  Provinzen 
und  kleinere  Verwaltungsbezirke  gleich  nach  dem  Wiener  Frieden 
auf  die  heftigste  Opposition.  Sie  kam  am  stärksten  aus  den  zahl- 
reichen  kleinen   Gebieten,    welche    der   preufsischen   Monair^hie 
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überall  bunt  aDgegliedert  waren.  Gegen  diese  scharfe  partiku- 
laristische  Strömung  durfte  er  schon  nicht  zu  schroff  voi^ehen, 
wollte  er  einigermafsen  Ruhe  im  Lande  wahren.  Wie  viel  mehr 
ist  da  die  Schonung  erklärlich,  mit  welcher  er  die  Gerechtsamen 
der  einzelnen  Landesteile  und  auch  besonders  auf  gewerbepoli- 
tischem  Gebiete  behandeltet  Nur  der  beharrlichen  Geduld, 
Pflichttreue  und  Gerechtigkeit  der  preufsischen  Beamten  gelang 
allmählich  die  Zusammenschweifsung  aller  dieser  widerstrebenden 
Elemente.  Hardenberg  behielt  von  Anfang  an  beständig  daa 
Ziel  im  Auge,  allen  Provinzen  die  gleiche  Gewerbeverfassung  zu 

feben.    Diesem  Bestreben  setzte,  abgesehen  vielleicht  von  Posen^ 
ie  Provinz  Sachsen  die  meisten  Schwierigkeiten  entgegen. 

Ein  grofser  Teil  dieser  Provinz  gehörte  ehemals  zu  dem 
hanseatischen  und  Lippe  Departement  der  französischen  Herr- 
schaft, wo  also  die  Gewerbefreiheit  auf  Ghrund  der  französischen 
Dekrete  vom  15.  und  28.  März  1790  und  vom  17.  März  1791 
bestand.  In  anderen  kleineren  Teilen  galt  die  sehr  ähnliche 
westfälische  Gesetzgebung  nach  den  Dekreten  vom  5.  August 
1808  und  12.  Februar  1810,  welche  die  Gewerbefreiheit  ohne 
jegliche  Entschädigung  für  verlorene  ausschliefsliche  Berech- 
tigungen und  ähnliches  proklamierten  und  alle  bisherigen  Ab- 
gaben und  Lasten  der  Gewerbetreibenden  gegen  die  jährlich  zu 
entrichtende  Gewerbesteuer,  also  sehr  ähnlich  dem  preufsischen 
Edikt  vom  2.  November  1810,  aufhoben.  Die  beiden  Dekrete 
beseitigten  alle  Zünfte  ohne  Ausnahme  für  Westfalen.  Die  Ge- 
werke  mufsten  ihr  Barvermögen  an  staatliche  Amortisationskassen 
abliefern^,  aus  welchen  alle  Gewerksverbindlichkeiten  —  denn 
der  Staat  übernahm  alle  Grundstücke,  Eigentumsrechte  und 
Schuldverpflichtungen  bei  der  Auflösung  —  gedeckt  wurden. 
Nur  die  Sterbekassenfonds,  die  Witwen-  und  Waisenkassen 
blieben  davon  verschont.  Diese  Regulierung  der  VermOgens- 
imd  Schuld  Verhältnisse  der  Innungen  war,  um  das  gleich  hier 
EU  erledigen,  bei  der  Übernahme  durch  Preuisen  noch  nicht  be- 
endigt Das  gesamte  Zunftvermögen  war  von  der  früheren  Re- 
gierung zu  einer  Masse  vereinigt  worden,  aus  welcher  die  Zins- 
zahlui^  und  Tilgung  für  die  Verpflichtungen  erfolgte,  und  zwar 
war  die  Anordnung  so  getroffen,  dafs  allmählich  alle  Schulden 
von  dem  vorgefundenen  Bestände  abgetragen  werden  konnten. 
Nach  den  Beratungen  im  Staatsministerium  1821  bestimmte  erst 
eine  Eabinettsordre  vom  31.  Mai  1822,  dafs  sämtliche  For- 
derungen der  noch  unbefriedigt  gebliebenen  Gläubiger  aus  der 
dem  Staate  zufallenden  Vermögensmasse  bestritten  werden  und 
das  übrige  dem  Handelsminister  ftir  gewerbliche  Zwecke  zur 
Verftlgimg  gestellt  werden  sollte.  Die  noch  übrig  bleibenden 
gewerblichen  Anlagen  der  ehemaligen  Zunft»  sollten  den  Ge^- 
meinden    überlassen   werden.     Bisweilen   war    aber   das  Zunft- 
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vermOeen,  beflondera  im  ehemaUgen  Grobherzogtum  Berg,  von 
der  früheren  und  der  prenfuschen  Kegierung  noch  nicht  eingezogen, 
sondern  nur  mit  Beschlag  bel^  worden.  In  solchem  Falle  sollte 
auf  Wunsch  des  Königs  die  Innung  verpffichtet  werden,  davon 
ihre  Schulden  zu  bezahlen,  der  Rest  ihr  aber  als  freies  Eigentum 
gehören,  weil,  wie  Bülow  1825  erklärte,  Preufsen  aus  einer  un- 
gerechten Finanzoperation  der  firttheren  Regierung  nicht  Nutzen 
ziehen  wollte.  Die  betreffenden  Korporationen  lieft  man  im 
Geiste  der  preufsischen  Gesetzgebung  weiter  bestehend 

Die  übrigen  zu  dieser  Provinz  gehörenden  Teile,  um  auf 
Sachsen  zurückzukommen,  hatten  die  alte  Zunftver&ssun^.  Es 
waren  das  ehemalige  Herzogtum  Sachsen,  die  von  den  beiden 
Schwarzburg  und  Sachsen- Weimar  abgetretenen  Distrikte,  das 
Gebiet  des  ehemaligen  geistlichen  Stiftes  Elrfurt  und  die  rechts 
von  der  Elbe  liegenden  Teile  der  Altmark  und  des  ehemaligen 
Herzogtums  Magdeburg.  Die  Rechtsverhältnisse  in  der  Provinz 
Sachsen  waren  bis  zur  Unklarheit  verwickelt^.  Daraus  ergaben 
sich  natürlich  die  seltsamsten  Verwaltungsverhältnisse.  So  ge- 
hörte z.  B.  ein  Teil  des  Regierungsbezirkes  Mei-seburg  ehemals 
zum  Königreich  Westfalen,  hatte  also  Gewerbefreiheit,  ein  anderer 
Teil  zum  ehemaligen  Herzogtum  Sachsen,  hatte  also  die  strengste 
Zunftverfassung.  Ähnlich  war  die  Lage  in  den  Regierungs- 
bezirken Magdeburg  und  Erfurt,  von  denen  der  letztere  z.  B. 
aus  Teilen  von  acht  ehemaligen  verschiedenen  Staaten  zusammen- 
gesetzt war.  So  werden  die  Klagen  der  sächsischen  Regierungen 
über  die  Unmöglichkeit  geordneter  Verwaltungsverhältnisse  ver- 
ständlich, denn  in  dieser  Stadt  mulsten  sie,  oft  gegen  ihre  Über- 
zeugung, die  alte  Zunftverfassung  gegen  die  freiheitlichen  Be- 
strebungen einzelner  schützen  und  in  der  nächsten  die  Gewerbe- 
freiheit nach  Kräften  gegen  zünftlerische  Bestrebungen  wahren. 

Ein  solcher  Zustand  konnte  nicht  dauern.  Zwar  verhiefs 
das  Besitzergreifungspatent  vom  22.  Mai  1815  den  Bewohnern 
Sachsens,  jedermann  sollte  im  Besitz  und  Genufs  seiner  wohl- 
erworbenen Rechte  belassen  werden,  aber  man  wollte  sich  damit 
durchaus  nicht  völlig  die  Hände  gebunden  haben,  sondern  dachte 
wohl  daran,  sich  eventuell  auf  die  Kassationsklausel  in  allen 
sächsischen  Privilegien  zu  stützen,  wonach  der  Landesherr  sich 
vorbehielt,  Vermehrung.  Verminderung  oder  gänzliche  Auf- 
hebung der  Privilegsartikel  zu  verfugen.  Man  machte  jedoch 
keinen  Gebrauch  davon.  Die  Gründe  werden  bei  der  Vor- 
geschichte der  Gewerbeordnung  von  1845  behandelt.  Obwohl 
Hardenberg  gesonnen  war,  eine  einheitliche  Gewerbeverfassung 
ftir  die  ganze  Monarchie  zu  geben,  wurden  doch  die  Regierungen, 
besonders  in  Sachsen,  wiederholt  angewiesen,  die  vorhandene 
alte  Gesetzgebung  strikte  zu  beachten.     In    den   zünftlerischen 
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Gebieten  protestierte  man  denn  auch  energisch  gegen  jede  frei- 
heitliche Mafsregel,  und  die  Regierungen  unterstützten  das  bis- 
weilen. So  läfst  ein  Zeitungsbericht  der  Merseburger  Regierung 
vom  Monat  November^  1816  eine  ziemlich  starke  Opposition 
^egen  die  Qewerbefreiheit  erkennen,  wenn  sich  auch  sonst  bei 
den  Regierungen  Sachsens  solche  Ansichten  nicht  zeigten.  Es 
heifst  da^  fast  alle  Berichte  der  Landräte  des  Regierungsbezirkes, 
der  unter  dem  mehr  konservativen  Schönberg  stand,  teilten  mit, 
in  den  Kreisen  der  Bevölkerung  herrsche  grofse  Besorgnis  über 
die  beabsichtigte  Umgestaltung  der  gewerblichen  Verhältnisse; 
alle  Innungen  wären  in  der  gröfsten  Bestürzung  und  Furcht, 
ihre  Gerechtsamen  zu  verlieren.  Die  Regierung  fligte  hinzu,  es 
wäre  gewifs  nicht  die  Absicht  des  Königs  und  seiner  Minister, 
die  Privatverhältnisse  in  einer  neu  erworbenen  Provinz  plötzlich 
und  wesentlich  umzugestalten.  Die  Idee  der  Freiheit  wäre  zwar 
schön,  aber  die  schönste  Idee  könnte  bei  zu  schdeller  Durch- 
führung die  schlimmsten  Folgen  haben.  Sie  empfahl,  wenn  die 
Gewerbefreiheit  in  Sachsen  eingeführt  werden  sollte,  wenigstens 
eine  allmähliche  Beseitigung  der  vorhandenen  Verfassung  der 
Gewerbe,  auf  welcher  alle  Verhältnisse  der  Städte  und  des 
platten  Landes  sich  gründeten.  Die  Beseitigung  dieser  alten 
Dewährten  Rechtsbasis  der  Gewerbe  wäre  etwas  Gewagtes  blofs 
auf  die  aus  der  Theorie  geschöpfte  Überzeugung  hin .  dafs  die 
allgemeine  Gewerbefreiheit  eine  ebenso  gute  Grundlage  wäre. 
Dieser  Versuch  hätte  in  den  längst  zum  Staate  gehörigen  Pro- 
vinzen, von  deren  Anhänglichkeit  man  durch  die  Jahrhunderte 
überzeugt  gewesen  wäre,  „sehr  zweideutige  Wirkungen"  auf 
den  Wohlstand  wie  auf  die  Gesinnung  der  Bevölkerung  hervor- 
gebracht, er  wäre  doppelt  bedenklich  in  einer  neuen  Provinz  mit 
einer  Jahrhunderte  alten  Verfassung,  wo  ohnehin  schon  in  den 
Städten  Mifsmut  über  die  Serviseinrichtung  bestände. 

So  kamen  bald  nach  der  Bildung  der  neuen  Provinz 
Sachsen  die  mannigfaltigsten  Beschwerden  an  Hardenberg.  Aus 
den  übrigen  westelbischen  Gebieten,  besonders  aus  denen  mit 
liberaler  Gewerbegesetzgebung,  liefen  fast  gar  keine  Riagen  ein. 
In  den  sächsischen  Zunftgebieten  äu[sei*te  sich  der  Zunftgeist  in 
der  bekannten  Weise.  Es  kam  öfter  vor,  dafe  tüchtige  Gesellen 
sich  selbständig  zu  machen  suchten ;  die  Zünfte  legten  ihnen  alle 
nur  erdenklichen  Hindemisse  in  den  Weg.  Erklärten  sie  sich 
f)ir  geschlossen  und  konnten  das  nicht  unzweifelhaft  nachweisen, 
so  suchten  die  Regierungen  wiederholt  die  Aufnahme  des  Petenten 
zu  erzwingen,  ja  setzten  ihn  wohl  auch  als  Freimeister  an. 
Hardenberg  wies  die  sich  darüber  beschwerenden  Zünfte  zwar 
ab ,  befahl  aber  den  Regierungen  mehrmals ,  streng  das  örtlich 
geltende  Recht  bis  zur  Reform  der  Gesetzgebung  zu  wahren. 
Gegen    die   alten  Mifsbräuche  der   Unduldsamkeit  der  Zünftler 
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sollten  die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  und  der 
Innungsprivilegien  in  Anwendung  gebracht  werden.  Die  R^e- 
rungen  setzten  dann  auch  nur  noch  Freimeister  an^  wo  es  dem 
offenbaren  Neide  der  Zünfte  gegenüber  gerechtfertigt  erschien. 

Angesichts  der  vielen  Beschwerden  aus  Sachsen  äufserte  sich 
auch  hier  bisweilen  die  Abneigung  des  Königs  gegen  zu  weit- 
gehende Qewerbeireiheit.  GelegentUch  der  Klage  eines  ge- 
schlossenen Bäckergewerks,  gegen  dessen  Willen  ein  Freimeister 
angesetzt  war,  schrieb  er  am  24.  Mai  1819  dem  Staatskanzler  ^, 
er  wünschte,  dafs  ohne  überwiegende  Gründe  in  dergleichen  Ver- 
hiUtnissen  der  neuen  Unterthanen  nichts  geändert  würde.  Die 
Erfurter  und  Magdeburger  Regierung  suchten  aber  in  den  Gren- 
zen des  Landrechts  und  der  Ge Werksprivilegien  der  Gewerbe- 
freiheit möglichst  vorzuarbeiten.  Die  Stellung  der  Innungen 
dazu  war  natürlich  durchaus  ablehnend.  Die  Zeug-  und  WoUen- 
weberinnung  zu  Zeitz  beschwerte  sich  über  die  Konzessionierung 
von  Fabrikunternehmern,  und  dafs  diesen  mit  Unzünftigen  zu 
arbeiten  gestattet  worden  war.  Manche  Zünfte  trugen  darauf  an,  sich 
geschlossen  erklären  zu  dürfen,  um  die  Konkurrenz  neuer  Meister 
abzuwehren.  Das  war  natürlich  eine  ebenso  vergebliche  Bitte 
wie  die  der  Bäcker  und  Schlächter  mehrerer  Städte,  den  Land- 
bewohnern den  Verkauf  von  Getreide  und  Fleisch  in  der  Stadt 
zu  untersagen.  Sehr  häufig  waren  andererseits  die  Gesuche  um 
die  Erlaubnis  zum  Handel  mit  Kolonial-  und  Schnittwaren  und 
vor  allem  zum  Schankgewerbe.  Man  verfuhr  da  genau  nach  der 
örtlichen  Verfassung  oder,  wo  Gewerbefreiheit  herrschte,  nach 
den  preufsischen  Grundsätzen.  Für  das  Schankgewerbe  war 
das  letztere  um  so  leichter,  als  die  westfälische  Gesetzgebung 
ebenfalls  Neuanlagen  von  dem  Bedürfnis,  aber  nach  der  Kopf- 
zahl, festsetzte*. 

Aus  den  altmärkischen  Städten,  wo  die  französische  Ge- 
werbefreiheit eingeführt  war,  liefen  viele  Beschwerden  ein.  Vom 
Januar  1816  bis  Ende  1818  wandten  sich  hauptsächlich  die 
städtischen  Brauer  und  Brenner  in  zahlreichen  Gesuchen  an 
Bülow,  Hardenberg  und  den  König  um  Wiederherstellung  der 
alten  Verfassung.  Seit  der  Freigebung  war  auf  dem  platten 
Lande  die  Getränkefabrikation  sehr  au^eblüht,  hauptsächlich  in 
Verbindung  mit  Molkereien  und  Viehzucht.  So  klagte  man  über 
gänzliche  Verödung  der  Städte.  Nicht  das  platte  Land  über- 
haupt, sondern  nur  wenige  wohlhabende  Gutsbesitzer  hätten 
Nutzen  von  der  Aufhebung  der  Exklusive  der  städtischen  Brauer 
und  Brenner  gehabt.  Die  Verluste  schienen  nach  allem  sehr 
bedeutend  zu  sein.  Ähnlich  wurde  über  den  Niedergang  der 
städtischen  Gewerbe  überhaupt  geklagt.  Als  einziges  Mittel, 
den   Untergang  des   städtischen   Bürgertums  zu  hindern,  wurde 
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die  Wiederherstellasg  der  auBscUielBlichen  Rechte  verlangt  Harden* 
bei^  konnte  und  wollte  natürlich  auf  kdnerlei  Beschränkungen 
der  Gewerbefireiheit  eingehen,  wenn  er  auch  den  Städtern  diese 
bittere  Wahrheit  immer  mit  schönen  Worten  zu  übensuekem 
suchte.  Auch  aus  andern  sächsischen  Städten  liefen  Bitten  um 
Beschränkung  oder  Aufhebung  der  Gewerbefreiheit  ein,  und  es 
wurde  über  den  Verfall  des  &ndwerks  und  der  Städte  geklagt. 

Die  nicht  endenden  Klagen  veranlafsten  den  König  wieder- 
holt, den  Staatskanzler  um  angemessene  Modifikationen  der  Ge- 
werbefreiheit zu  ersuchen.  In  einem  Kabinettsschreiben  vom 
17.  Mai  1817  heifst  es  z.  B.,  er,  der  König,  wollte  zwar  den 
Gewerben  die  allgemeine  Freiheit  des  Betriebes  nicht  wieder 
nehmen,  die  Vorstellungen  der  Brauer  und  Brenner  veranlafsten 
ihn  aber,  es  in  Hardenbergs  nähere  Priifung  zu  stellen,  ob  man 
bei  Brauern  und  Brennern  aus  sanitären  Rücksichten  und 
zum  Zweck  der  Elrhaltung  ihrer  Nahrung  nicht  ähnliche  Ein- 
schränkungen wie  bei  andern  Gewerben  eintreten  lassen  könnte. 
Hardenberg  bemerkte  am  Rande,  die  bestehenden  Bestimmungen 
könnten  bei  diesem  Gewerbe  keine  Ausnahme  erleiden,  und  die 
Nützlichkeit  der  bestehenden  Gesetzgebung  wäre  anerkannt. 
Bei  den  Beratungen  über  die  allgemeine  Steuerreform  im  Staats- 
rate und  in  den  Kommissionen  (1817  und  1818)  hatte  sich  er- 
geben, dafs  die  Wiederherstellung  der  Alleinberechtigung  der 
Städter  zur  Getränkefabrikation  aus  diesen  Rücksichten  auch 
unmöglich  war.  Hardenberg  hielt  den  grofsen  Rückgang  der 
städtischen  Brauer-  und  Brennemahrung  nicht  für  eine  Folge 
der  Gewerbefreiheit,  weil  schon  vor  den  liberalen  Gesetzen  die 
Klagen  über  diesen  Niedergang  aUgemein  waren,  und  zwar  nicht 
zum  wenigsten  wegen  der  wachsenden  Einbürgerung  des  Kaffee* 
und  Branntweingenusses  und  wegen  der  Verbesserung  der  schon 
damals  bestehenden  ländlichen  Brauereien  und  Brennereien. 

Den  zunehmenden  Schwierigkeiten  dieser  und  andrer  Art 
woUte  der  Staatskanzler  durch  die  lange  geplante  Reformgesetz- 
gebung begegnen.  Er  forderte  deshalb  am  30.  September  1819 
Bülow  zu  einer  Mitteilung  auf  ^,  welche  Einleitungen  zu  einer 
Reform  der  alten  sächsischen  Gewerbeverfassung  bisher  getroffen 
wären,  und  zwar  in  der  Art,  dafs  die  Schwierigkeiten  möglichst 
vermieden  würden,  welche  die ' Erfahrung  bei  Einführung  der 
Gesetze  vom  2.  November  1810  und  7.  September  1811  in  den 
alten  Provinzen  gelehrt  hätte.  Der  Minister  antwortete,  es  wären 
wohl  Vorbereitungen,  aber  keine  Einleitungen  dazu  getroffen, 
weil  die  bisherige  sächsische  Gewerbeverfassung  nach  der  An- 
sicht seines  Ministeriums  zu  eng  mit  dem  dortigen  Abgaben- 
system und  der  städtischen  Verfassung  verbunden  wäre,  als 
dafs  eine  Reform  in  Angriff  genommen  werden  könnte,  die  nicht 
mit    der   Reform    der   Steuerverfassung   gleichen    Schritt   hielte. 


1  R  74  K  IX  M  39.  ^  . 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  4.  181 

Ohne  vorherige  B^elung  dieser  Frage  würden  die  Städte  bei 
Einführung  der  Oewerbefireiheit  in  die  achiimmste  Lage  geraten. 
Die  Übertragung  der  gewerblichen  Ver&ssung  der  alten  Pro- 
vinzen auf  Sachsen  er^ien  Bülow  unmöglich,  vor  allem  be- 
züglich der  Bestimmungen  über  die  Ablösung  der  Real- 
gerechtigkeiten, die  sich  bisher  in  der  Erfahrung  nicht  bewährt 
hatten. 

Wo  die  französische  Gewerbefreiheit  galt,  machte  man  sich 
noch  vielfach  Hofihung  auf  eine  Entschädigung  durch  Preufsen. 
Den  in  dieser  Richtung  einlaufenden  Bittgesuchen  gegenüber 
hielt  Hardenberg  aber  fest^,  Preufsen  hätte  die  Provinzen  in 
einem  Zustande  übernommen,  wo  alle  gewerblichen  Berechtigungen 
ohne  Entschädigung  aufgehoben  waren,  also  läge  kein  AnlaOs  zur 
nachträglichen  Ablösung  vor. 

Obgleich  sich  Bülow  für  eine  Übertragung  des  preufsischen 
Gewerberechtes  auf  die  sächsischen  Zunfkgebiete  nicht  erklärte, 
hatte  er  doch  schon  dem  Staatsministerium  einige  Vorschläge 
zur  gewerberechtlichen  Nivellierung  Preufsens  und  Sachsens  unter- 
breitet Sie  liefen  in  der  Hauptsache  darauf  hinaus,  für  die 
Errichtung  von  Gewerbeetablissements  in  Sachsen  erleichternde, 
den  preufsischen  ähnliche,  Bestimmungen  eintreten  zu  lassen, 
die  preulsischen  polizeilichen  Vorschriften  über  den  behörd- 
lichen Befilhigungsnachweis  dort  einzuführen  und  den  Markt- 
verkehr, aber  nicht  den  Hausierhandel,  zwischen  jener  und 
den  alten  Provinzen  freier  zu  gestalten.  Sein  Entwurf  fand 
im  Staatsministerium  aber  wegen  der  daraus  gefUrchteten  Ver- 
wicklungen keine  Billigung.  Man  wollte  die  allgemeine  Gewerbe- 
reform erst  nach  der  beendeten  Neuregelung  der  Steuern  vor- 
nehmen. 

Gleich  Bülow  hatte  auch  Hardenberg  schon  früher  die  all- 
gemeine Gewerbeordnung  für  die  Monarchie  angestrebt.  Am 
22.  Mai  1817  schrieb  er  an  den  Handelsminister,  es  müfsten 
einheitliche  Gesetze  im  Staate  geschaffen  werden  besonders 
Sachsens  wegen.  Bei  dieser  allgemeinen  Gesetzgebung  soUten 
die  seit  1810  gemachten  Ekfahrungen  benutzt  werden  und  die 
besonderen  provinziellen  Verhältnisse  Berücksichtigung  finden, 
um  den  „vielen  Reibungen  und  Inkonvenienzien",  welche  die 
Gesetze  von  1810  und  1811  in  den  alten  Provinzen  zur  Folge 
hätten,  und  die  noch  nicht  beseitigt  wären,  vorzubeugen.  Die 
Verwirklichung  dieses  Wunsches  war  aber  bei  den  dargestellten 
Hindernissen,  dem  ganz  unentschiedenen  Kampf  der  Meinungen 
und  den  ungelösten  Schwierigkeiten  in  den  alten  Provinzen 
damals  noch  unmöglich.  Nachdem  aber  die  Zollreform  trotz 
der  Gegnerschaft  in  der  Öffentlichkeit  1818  völlig  durchgeführt 
war,  trat  der  Staatskanzler  der  Frage  von  neuem  näher;   denn 
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bei  der  nun  beatehenden  Einheit  des  innern  Marktes  war  die 
Verschiedenheit  in  der  Oewerbeverfisugsung  eigentlich  ein  wider- 
spruchsvoller Zustand.  Hardenbergs  Bemühungen  blieben  aber 
damals  resultatlos,  da  er  mit  der  reaktionären  Partei,  die  An- 
hänger unter  den  höchsten  Beamten,  auch  unter  den  Regierungs- 
präsidenten hatte,  kämpfen  mufste.  Gelegentlich  der  Beendigung 
der  Steuerreform  wurde  im  §  37  des  Gewerbesteuergesetzes  vom 
30.  Mai  1820  die  allgemeine  Revision  jener  Gesetzgebung  öffent- 
lich verheifsen. 

Der  Staatskanzler  erliels  dann  die  schon  gelegentlich  der 
Miihlenentschädigungen  erwähnte  Cirkularverfligung  vom  9.  Febr. 
1822  an  die  Re^erungspräsidenten  der  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Gebiete,  auf  welche  diese  sicn  infolge  seiner  An- 
regung auch  über  die  Einfuhrung  der  Gewerbefreiheit  im  all- 
gemeinen ausliefsen^.  Der  Erfurter  Regierungspräsident  Motz 
äufserte  als  begeisterter  Anhänger  der  Gewerbefreiheit  den 
Wunsch  nach  gewerberechtlicher  Gleichstellung  der  sächsischen, 
besonders  der  ehemalig  herzogUch  sächsischen  Zunftgebiete  mit 
Preufsen.  Er  bedauerte,  dafs  Sachsen  noch  der  „Wohlthat  der 
Gewerbefreiheit"  entbehrte.  Nicht  nur  der  Mahl-  und  Getränke- 
zwang, sondern  alle  nachteiligen  Beschränkungen  für  sämtliche 
übrigen  Gewerbe  müfsten  beseitigt  werden.  Der  gröfste  Teil 
der  unentbehrlichsten  Gewerbe  würde  in  Sachsen  innungsmä&ig 
mit  vielen  MiEsbräuchen  und  schädlichen  Zwangsbefugnissen  be- 
trieben. An  sich  wären  die  Korporationen  zwar  unschädlich  und 
als  gewerbliche  Bildungsanstalten  sogar  nüt2lich,  so  dafs  eine  so- 
fortige Aufhebung  nicht  anzuraten  wäre,  wohl  aber  eine  baldige 
Hinwegräumung  der  gegenwärtig  damit  in  Verbindung  stehenden 
Mifsbräuche  und  Zwangsrechte.  Der  Merseburger  Regierungs- 
präsident Schönberg  entschied  sich  in  entgegengesetztem  Sinne. 
Das  Bestehen  aller  gesetzlichen  Ordnung  wäre  auf  Beschränkungen 
der  Freiheit  begründet.  Man  scheine  in  neuerer  Zeit  zuviel  Ge- 
wicht darauf  zu  legen,  durch  Hinwegräumung  aller  auf  Bann- 
und  Innungsrechten  beruhenden  Beschränkungen  den  Gewerbe- 
fleifs  blühend  zu  machen.  Die  Erfahrung  hätte  gelehrt,  dafs 
dieses  nicht  so  ganz  der  Fall  wäre.  Die  „gegenwärtig  allent- 
halben laut  werdenden  Stimmen  gegen  eine  unbeschränkte  Ge- 
werbefreiheit** bewiesen,  dafs  durch  dieselbe  der  Gewerbefleifs 
nicht  mehr  zugenommen  hätte,  als  z.  B.  in  den  sächsischen 
Landesteilen  unter  Zwangsrechten  und  Innungen.  Es  hätte 
sich  gezeigt,  dafs  Handel  und  Gewerbe  dadurch  nicht  solider 
würden,  das  Publikum  nicht  gewonnen  hätte,  und  viefe  Städte, 
welche  auf  Handels-  und  Gewerbebeschränkungen  ganz  eigent- 
lich begründet  waren,  in  ihren  Gewerben  sehr  zurückgekommen 
wären. 

Die  übrigen  westelbischen  Gebiete,   mit  Ausnahme  des  Her- 
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zogtums  Westfalen,  der  GrafiBchaften  Wittgenstein- Wittgenstein 
und  Wittgenstein- Berleburg,  der  Ämter  Burbach  und  Neuen- 
kirchen und  scbliefslich  einiger  Teile  des  linksrheinischen  Ge- 
biets von  Kleve  und  Berg,  hatten  Gewerbefreiheit.  Abgesehen 
von  den  genannten  Landesteilen  hatte  die  französische  Herrschaft 
hier  überall  tabula  rasa  mit  der  alten  Verfassung  gemacht,  und 
aufser  wenigen  Änderungen  hatte  Preufsen  es  bei  den  vorge- 
fundenen Rechtsverhältnissen  belassen.  Von  hier,  wie  auch  aus 
den  genannten  Zunftgebieten,  wurden  keine  ernstlichen  Klagen 
über  die  bestehende  Verfassung  laut;  auch  keine  Entschädigungs- 
ansprüche. Nur  um  Gewährung  von  Schankkonzession  wurde 
häimg  nachgesucht,  die  man  jedoch  nach  den  bestehenden  west- 
fälischen oder  den  entsprechenden  sonstigen  Bestimmungen  be- 
handelte. Aus  fiskalischen  Rücksichten  hatte  es  die  iranzösische 
Gesetzgebung  vielfach  in  einer  Reihe  von  Gewerben  bei  der 
alten  Verfassung  bewenden  lassen,  nach  welcher  gegen  einen  ÜBsten 
Pachtzins  für  mehrere  Jahre  ein  Monopol  zum  Gewerbebetriebe 
verliehen  wurde.  So  z.  B.  im  Bezirk  der  Koblenzer  Regierung 
bei  den  Kesselflickern,  Lumpensammlern,  Scherenschleifern,  Kamin- 
fegern, Viehkastriereru,  Korbmachern  u.  a.  Auf  Antrag  Bülows, 
Schuckmanns  und  Klewitz'  wurden  diese  Gewerbe  freigegeben, 
aber  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt  (1819). 

Im  übrigen  waren  nach  Bülows  Urteil  *  die  Zünfte  hier  ver- 
gessen, und  niigends  wurde  in  diesen  Gebieten  ein  Wunsch  nach 
Wiederli erstell  ung  derselben  laut,  obwohl,  wie  schon  hervorge- 
hoben, die  Aufhebung  unter  Vermögenseinziehung  und  andern 
harten  Mafsregeln  stattgefunden  hatte.  In  der  Tliat  fand  sich  in 
den  hierzu  benutzten  Akten  keine  Spur  von  Klagen  aus  diesen 
Gebieten.  Selbst  die  dortigen  Stände  beschränkten  sich  bei  ihrer 
späteren  Begutachtung  der  Entwürfe  zur  allgemeinen  Gewerbe- 
ordnung von  1845  auf  den  Wunsch  der  Einrichtung  freiwilliger 
Korporationen.  Der  Boden  war  hier  historisch  offenbar  viel  ge- 
eigneter für  die  Gewerbefreiheit  als  im  Osten,  es  waren  kulturell 
und*  industriell  relativ  hoch  entwickelte  Gebiete.  Die  Haupt- 
thätigkeit  der  Regierungen  erstreckte  sich  in  diesen  westlichen 
Gegenden  nach  der  Übernahme  durch  Preufsen  hauptsächlich 
auf  die  Beförderung  der  Industrie,  welche  sich  infolge  der  Zeit- 
umstände in  schlechter  Lage  befand.  Die  gesamten  westlichen 
Gebiete,  sowohl  die  mit  der  Gewerbefreiheit,  als  die  mit  der 
alten  Verfassung,  machten  der  Verwaltung  geringe  Schwierigkeiten. 

Wenig  Beschwerden  machte  auch  das  unter  der  tüchtigen 
Leitung  Sacks  stehende  Pommern.  Sack  hatte  an  der  Gesetz- 
gebung von  1811  persönlich  thätigen  Anteil  genommen  und  war 
zur  Einführung  einer  nach  den  Erfahrungen  modifizierten  Ge- 
w^erbefreiheit  in  dieser  Provinz  durchaus  geneigt.  Hier  war  die 
gewerbliche  Verfassung  kaum    weniger   veraltet  als  in   Sachsen. 
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KollisioneD  des  Zunftgeistes  mit  der  schonungsvollen  VerwaltoDg 
waren  aber  selten. 

Ähnlich  stand  es  in  der  ehemak  sächsischen  Ober-  und 
Niederlausitz.  Auch  hier  nahm  die  EVankfurter  Regierung  mög- 
lichst auf  die  vorhandenen  Verhältnisse  Rücksicht.  Mim  gab 
sogar  1822  noch  einen  Gildebrief  nach  der  alten  Verfiissung^. 
Die  sächsischen  Eorduaner  hatten  nämlich  bis  zur  Lostrennnng 
der  Oberlausitz  eine  gemeinsame  Innung  in  Bautzen  gehabt  Mit 
dem  Übe^ange  dieses  Gebiets  an  Preufsen  mufsten  sich  die 
Lausitzer  Korduaner  von  der  alten  Innung  trennen.  Ohne  Innung 
wären  aber  ihre  Lehrlinge  und  Gesellen  von  den  sächsischen 
Kollegen  nicht  gefördert  worden.  So  lange  also  die  alte  Ver- 
fassung fortbestand,  war  eine  Innung  nioit  zu  entbehren.  So 
meinten  wenigstens  der  Görlitzer  Magistrat,  die  Liegnitzer  Re- 
gierung und  Bülow,  welche  deshalb  \mm  Köm'ge  die  Neuerrridi- 
tung  einer  Innung  zu  Görlitz  beftlrworleten.  Der  Magistrat  dieser 
Stadt  hatte  zu  dem  Zweck  auf  Grund  der  Generalinnungsprivi- 
legien (vom  8.  Januar  1780)  ein  Specialprivileg  entworfen,  dem 
der  König  seine  Bestätigung  erteilte  unter  der  Bedingung,  dafs 
die  zünftigen  Meister  keinem  aufser  der  Innung  das  Gewerbe 
Treibenden  hinderlich  wären^  und  die  Kassationsklausel  mit  auf- 
genommen würde. 

Weit  mehr  Schwierigkeiten  verursachten  die  Gewerbeverhält- 
nisse Posens.  So  lange  diese  Provinz  zum  Herzogtum  Warschau 
fehörte,  galt  dort  die  mmzösische  Patentsteuergesetzgebung.  Unter 
er  kurzen  russischen  Herrschaft  wurde  diese  Gesetzgebung  au%e- 
hoben  (Ukas  vom  1.  Februar  1814),  und  zunächst  mit  dem 
Übergange  an  Preufsen,  wie  in  den  andern  neuen  Provinzen,  nur 
die  Gewerbesteuer  eingeführt,  was  hier,  wie  oben  dargelegt,  bei 
den  ausgedehnten  gewerblichen  Privatrechten  besonders  nötig  war. 
Man  hätte  zu  umfangreiche  Entschädif^ungen  zahlen  müssen,  und 
dazu  war  der  Staat  finanziell  zu  schwach.  Hinzu  kam  noch, 
da(s  hier  die  Einführung  einer  gewerberechtlichen  Reform  nach 
preufsischen  Grundsätzen  wesentlich  von  dem  System  abhängig 
war,  welches  die  Regierung  in  der  innem  Steuerverfassung  anzu- 
nehmen gedachte.  Deshalb  wollte  man  auch  erst  die  Steuerreform 
abwarten. 

1818  erklärte  es  der  Staatskanzler  dem  Handelsminister 
Bülow  und  dem  Finanzminister  Klewitz  gegenüber  trotzdem 
wiederholt  für  durchaus  notwendig,  in  Posen  baldigst  die  Gewerbe- 
gesetzgebung in  Angriff  zu  nehmen,  weil  Ackerbau  und  Gewerbe 
in  dieser  Provinz  nur  durch  möglichste  Unabhängigkeit  von  dem 
überall  eingreifenden  Einflufs  der  Gutsbesitzer  wieder  gehoben 
werden  könnten,  und  weil  es  für  den  Wohlstand  und  die  Bildung 
der  Bauern  und  Bürger  hier  besonders  ratsam  wäre,  recht  schnefi 
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voraugehen,  um  die  Gewerbeffeaetzgeboiig  mit  der  über  die 
Regelung  der  gatsherrlich-bäuenichen  Verhältnisse  zusammen  zu 
emanierend  Nach  dem  Elrlals  des  Gewerbesteuergesetzes  vom 
30.  Mai  1820  drängte  er  von  neuem  auf  Beschleunigung  der 
gewerberechtlichen  Reform  in  Posen.  Die  Provinz  hätte  aber 
trotzdem  erst  1845  eine  neue  Gewerbegesetzgebung  erhalten,  wenn 
nicht  Verhältnisse  andrer  Art  firtlher  dazu  gedrängt  hätten.  Der 
Anlafs  ging  vom  Mühlenzwang  aus  ^.  Der  Oberpräsident  Zerboni 
di  Sposetti  bezeichnete,  wie  schon  erwähnt^  1822  den  Mühlen- 
und  Getränkezwang  in  seiner  Provinz  als  veraltet  und  barbarisch. 
Die  sämtlichen  Mitglieder  seiner  Regierung  hielten  es  aber  fUr 
notwendig,  eine  gesetzliche  Änderung  noch  einige  Jahre  hinaus- 
zuschieben. In  den  meisten  Städten  Posens  bestanden  Bank- 
gerechtigkeiten als  Realgewerbeberechti^ungen,  deren  Besitzer  das 
]us  prohibendi  besafsen.  Man  wollte  sie  in  ihren  Rechten  bis  zu 
einer  allgemeinen  Gesetzgebung  schützen,  aber  die  zahlreichen 
Ellagen  von  Gewerbetreibenden  und  Behörden  über  die  ünleid- 
lichkeit  dieser  Zwangsverhältnisse  veranlafsten  schliebUch  doch 
die  Regierung  zur  Aufhebung  des  Gewerbezwanges  überhaupt. 
Erst  am  3.  Dezember  1832  wurden  dem  Staatsministerium  drei 
Gesetzentwürfe  vorgelegt.  Der  eine  hob  die  Zwangs-  und  Bann- 
rechte auf,  der  zweite  die  ausschliefslichen  Gewerberechtigungen 
in  den  Städten  und  der  letzte  die  gewerblichen  und  persönlichen 
Abgaben  und  Leistungen  in  den  Posenschen  Mediatstädten.  Alle 
drei  Gesetze  erhielten  durch  Publikation  am  13.  Mai  1832  Ge- 
setzeskraft.  Sie  standen  auf  liberaler  Basis,  berücksichtigten  aber 
die  Erfahrungen  seit  1810.  Durch  das  erste  der  genannten  Ge- 
setze" wurden  die  bisherigen  Zwangs-  und  Bannrechte  in  der 
ganzen  Provmz  aufgehoben,  besonders  das  mit  Brauereien  und 
Brennereien  verbundene  Recht  des  Getränkekonsumtionszwanges 
und  der  ausschliefslichen  Schankgerechtigkeit.  Das  durch  Ver- 
jährung oder  Verträge  erworbene  Krugverlagsrecht  blieb  aber 
erhalten  und  konnte  durch  Verträge  auch  fernerhin  errichtet 
werden.  Selbst  für  den  eigenen  Konsum  konnte  sich  jeder  durch 
Vertrag,  jedoch  höchstens  auf  ein  Jahr,  binden.  Für  Neuerrich- 
tung von  ländlichen  Getränkefabrikationsansialten  wurde  an  der 
Grundwertbedingung  festgehalten,  und  für  diejenige  von  Schank- 
stätten  auf  dem  Lande  waren  umfangreiche  Beschränkungen  auf- 
gestellt. FVlt  die  Entschädigung  wurden  im  wesendichen  die 
Bestimmungen  der  Verordnung  vom  15.  September  1818  über- 
nommen. Das  zweite  Gesetz  ^  hob  alle  ausscnliefslichen  Gewerbe- 
berechtigungen von  Korporationen  und  einzelnen  in  den  Posener 
Städten  auf     Die  bisher  ausschliefslich  Berechtigten  wurden  ent- 
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schädigt.  Die  Bestimmungen  über  das  Ablösungsverfahren  wichen 
wesentlich  von  denen  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  ab.  Mit 
dem  dritten  Gesetz^  stellte  man  die  Mediatstädte  der  Provinz 
hinsichtlich  der  Abgabenverhältnisse  mit  den  Städten  in  den 
älteren  Provinzen  gleich.  Man  befreite  sie  von  den  bisherigen 
zahlreichen,  an  die  Grundherrn  zu  entrichtenden  persönlichen 
und  gewerblichen  Abgaben  und  Leistungen.  Für  diese  Einnahme - 
ausfklle  wurden  die  Domänenkassen  und  Kämmereien  nicht  ent- 
schädigt, sondern  nur  von  allen  Gegenleistungen  befreit,  soweit 
sie  ftir  die  aufgehobenen  Abgaben  bisher  gelidert  wurden.  Die 
Grundherrn  wurden  aber  entschädigt,  und  zwar  durch  die  Mediat- 
städte als  solche. 


§  22.    Das  Gewerbesteneredikt  vom  30.  Mai  1820  ^ 

Wie  wiederholt  hervorgehoben,  kollidierten  die  Pläne  zur 
gewerbepolizeilichen  Reform  mit  den  Finanzreformprojekten. 
Bülow  hatte  aus  den  Händen  seines  Vetters  Hardenberg  1813 
das  Ressort  der  Finanzen  imd  damit  die  nicht  vollendeten  Finanz- 
verbesserunsgversuche  desselben  übernommen.  Der  neue  Finanz* 
minister  nahm  die  Reform  nach  westfälischem,  d.  h.  nach  fran- 
zösischem Muster  in  Angriff,  für  welches  er  sich  als  Leiter  des 
westfälischen  Finanzwesens  begeistert  hatte. 

Am  14.  Januar  1817  hatte  er  dem  Staatsrat  seinen  Plan 
über  die  Neueinrichtung  des  ganzen  preufsischen  Finanzwesens 
vorgelebt,  durch  welchen  unter  anderra  die  viel  geschmähte 
Accise  beseitigt  werden  sollte.  An  ihrer  Stelle  war  in  Stadt  und 
Land  eine  Fleisch-,  Mehl-,  Tabak-  und  Bier-  und  Branntwein- 
steuer gedacht.  Die  Gewerbesteuer,  der  Stempel  und  die  Salz- 
regie sollten  in  der  Hauptsache  unverändert  bleiben.  Der  Staats- 
rat hatte  aber  diesen  Plan  mit  Ausnahme  der  Zollvorschläge, 
welche  für  das  Zustandekommen  des  Zollvereins  sehr  wichtig 
wurden,  abgelehnt  und  zwar  hauptsächlich,  weil  sich  daraus  eine 
ungleiche  Belastung  der  einzelnen  Provinzen  ergab.  Zudem 
herrschte  eine  principielle  Abneigung  gegen  indirekte  Steuern 
vor,  und  man  griff  vor  allem  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  an. 
So  ging  der  Finanzminister  zu  früheren  Plänen,  hauptsächlich 
Hoffmanns,  zurück,  welche  an  Stelle  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer eine  direkte  Personensteuer  vorschlugen.  Infolge  dieser 
Niederlage  des  grö&ten  Teils  seiner  Reformpläne  und  der 
daran  sich  knüpfenden  Konflikte  mit  dem  Staatskanzler  und 
einem  Teil  der  übrigen  leitenden  Persönlichkeiten  mufste 
Bülow  die  Leitung  des  Finanzministeriums  niederlegen  und  be- 
hielt nur  das  Handelsministerium.     An  seine  Stelle   als   Finanz- 
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minister  trat  Elewitz.  Ihm  gelang  die  Durchführung  der  not- 
wendigsten Reformen.  Das  Zoliwesen  wurde  (1818)  sanktioniert 
und  bald  danach  (1819)  die  Konsumtionssteuer  auf  Branntwein, 
Bier,  Wein  und  Tabak.  Im  Jahre  1820  hatte  endlich  der 
Staatskanzler  nach  den  härtesten  Kämpfen  gegen  die  Reaktion 
im  Staatsrat  den  Abschluls  der  Finanzreform  durchgesetzt,  die 
sich  hauptsächlich  auf  die  Regelung  des  Staatsschulden-  und 
Etatswesens  und  der  Steuern  bezog.  Unter  die  Gruppe  der 
Steuergesetze  dieser  Reform  gehörte  auch  das  über  die  Gewerbe- 
steuer vom  30.  Mai  1820  ^ 

Die  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetz  vom  2.  November 
1810  wurde  aufgehoben.  An  ihre  Stelle  trat  eine  neue.  Die 
gewerbepolizeilichen  Bestimmungen  der  Edikte  vom  2.  November 
1810  und  7.  September  1811  Hieben  von  diesem  Gesetz  unbe- 
rührt; durch  seine  Grundsätze  verlor  aber  die  nun  fUr  den  ganzen 
Staat  gleichmäfsi^  gestaltete  Gewerbesteuer  den  Charakter  als 
Patentsteuer.  Es  liefs  den  kleinen  Handwerker  steuerfrei.  Rönne  ^ 
bezeichnet  das  Edikt  vom  2.  November  1810  als  den  „Notbe- 
helf einer  bedrängten  Zeit",  der  daher  einer  „gänzlichen  Um- 
formung" bedurfte.  Urteile  in  diesem  Sinne  waren  auch  mehr- 
fach von  den  einzelnen  Provinzialregierungen  ausgesprochen 
worden. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  dem  Gewerbesteuer- 
edikt von  1810  und  diesem  neuen  bestand  darin,  dafs  nach  dem 
ersteren  alle  Gewerbe  mit  wenigen  Ausnahmen  steuerpflichtig 
waren,  nach  dem  letzteren  nur  ganz  bestimmte,  nämlich  der 
Handel,  die  Gastwirtschaft,  das  Verfertigen  von  Waren  auf  den 
Kauf,  der  Betrieb  von  Handwerken  mit  mehreren  Gehilfen, 
der  Betrieb  von  Mühlwerken  und  die  Gewerbe  der  Schiffer,  der 
Fracht-  und  Lohnfuhrleute,  der  Pfandverleiher  und  der  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen.  Alle  übrigen  waren  frei.  Im  Edikt 
vom  2.  November  1810  war  die  Steuerfreiheit  die  Ausnahme, 
hier  wurde  gewissermafsen  das  Steuerzahlen  als  Ausnahme  und 
die  Steuerfreiheit  als  Regel  aufgestellt.  Mit  der  Erlegung  der 
Steuer  wurde  also  nicht  das  Recht  zum  Gewerbebetriebe  erkauft; 
die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  war  von  der  Steuer  an  sich 
unabhängig.  Wer  ein  Gewerbe  beginnen  oder  zu  betreiben  auf- 
hören wollte,  mufste,  ob  steuerfrei  oder  -pflichtig,  der  zustän- 
digen Kommunalbehörde  Anzeige  davon  machen.  Die  jährlichen 
Gewerbescheine  behielt  das  Gesetz  blofs  ftlr  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  bei.  Wie  schon  hervorgehoben,  gedachte  man 
nach  der  Beendigung  dieser  Steuerreform  nun  ernstlich  mit  der 
Einleitung  zur  allgemeinen  Gewerbegesetzgebung  zu  beginnen, 
und  in  §  37  dieses  Gesetzes  wies  der  Gesetzgeber  darauf  hin, 
dafs  die   Gesetze,  welche   die  Berechtigung  zum  Gewerbebetrieb 

1  ae8.-Saminl.  S.  147. 

*  Gewerbepolizei  I  S.  15.  r^^^^T^ 

Digitized  by  VjOOQIC 


188  xvn  4. 

bisher  in  einzelnen  Landesteilen  verschiedentlich  bestimmt  hätteo, 
einer  Revision  unterworfen  und,  wo  es  nötig,  verbessert,  eieänzt 
oder  durch  neue  Anordnungen  ersetzt  werden  soUten.  Nadi 
dem  Wortlaut  dieses  Paragraphen  dachte  man  damals  offenbar 
weniger  an  eine  Gewerbepolizeiordnung  für  alle  Provinzen,  als 
an  provinzielle  Specialgesetzgebung.  Man  wurde  aber  spAter 
anderer  Meinung.  Zur  Beendigung  der  nunmehr  eingdeiteten 
Beform  bedurße  es  einer  mehr  ab  zwanzigjährigen  so^filltigen 
Arbeit. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Entstehung  der  Ailgemeinen  Gewerbeordnung 
vom  17.  Januar  1845  (ca.  1825—1845). 


§  23.   Die  Yorgescbiehte  zur  Allgemeinen  Gewerbeordnung 
nnd  zum  Entschädignngsgesetz  vom  17.  Januar  1845. 

(Die  KommiseionsberatnngeD.) 

Es  ist  nicht  nötig,  auf  die  schon  dargelegten  Umstände, 
welche  zu  der  Reform  der  Qewerbegesetzgebung  führten,  hier  noch 
einmal  zurückzukommen.  Obwohl  man  bald  nach  dem  Qewerbe- 
steuergesetz  vom  30.  Mai  1820  die  Vorarbeiten  zur  Allgemeinen 
Gewerbeordnung  begann,  bekam  Hardenberg  aufser  den  er- 
wähnten Einleitungen  keinen  direkten  Einflufs  mehr  auf  den 
Geist  derselben.  In  den  letzten  Jahren  seines  Lebens  war  sein 
gedankenreicher  Kopf  nicht  mehr  von  der  alten  Kraft  des  WiUens 
unterstützt,  deren  er  in  seinem  Kampfe  gegen  die  starke  Reak- 
tionspartei, damals  schon  unter  Führung  des  romantischen  Kron- 
prinzen, so  sehr  bedurft  hätte.  Diese  Partei  bekämpfte  vor 
aUem  des  greisen  Staatskanzlers  Pläne  zu  der  mehrmals  ver- 
heilsenen  Verfassung,  mit  welcher  er  die  lange  Reihe  seiner 
grofsen  Reformen  im  preufsischen  Staate  krönen  zu  können  dachte. 

Zunächst  wollte  er  in  einer  Landgemeinde-,  Städte-  und 
Kreisordnung  die  notwendige  Basis  für  seine  Verfassung  schaffen. 
Aber  die  Herstellung  dieser  Grundlage  mifslang  ihm  wie  seine 
Repräsentationspläne;  jene  Partei  legte  seine  Thätigkeit  in  der 
inneren  Politik  lahm.  Von  diesen  Projekten  und  Beratungen 
war  aber  die  geplante  Revision  der  Städteordnung  von  1808  in- 
sofern von  Wichtigkeit,  als  infolge  der  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit das  Bürgerrecht  in  dem  alten  Sinne  und  auch  im  Sinne 
der  Steinschen  Städteordnung  seine  wirtschaftspolitische  Bedeutung 
verloren  hatte.  Das  Recht,  bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben  und 
städtische  Grundstücke  zu  erweroen,  hing  nicht  mehr  vom  Be- 
sitze des  Bürgerrechts  ab,  und  die  Air  die  Legislation  eingesetzte 
Kommission  verlangte  Erleichterungen  für  den  Erwerb  des  letzter^ofe 
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weil  nach  dem  bisherigen  Rechte  Gelehrte,  Staatsdiener,  Geiatliche 
u.  a.  immer  noch  als  blofse  Schutzverwandte  betrachtet  warden. 
Wichtig  sind  diese  Verhandlungen  auch,  weil  sich  bei  dieser  Ge- 
legenheit wieder  besonders  laut  die  Wünsche  auf  Erhaltung  der 
alten  Handwerkerkorporationen  äufserten.  Männer,  wie  Humboldt, 
Raumer,  Hoffmann  verlangten  jetzt  die  alten  Zünfte  in  freieren 
Formen  wiederbelebt  zu  sehen  und  wollten  ihnen  hauptsächlich 
das  städtische  Wahlrecht  übertragen,  was  freilich,  auch  bei  den 
späteren  Versuchen,  nicht  gelang.  Stein  und  Niebuhr  neigten 
natürlich  lebhaft  zu  diesen  Wünschen.  Diese  Richtung  fand  vor 
allem  beim  Kronprinzen  kräftige  Unterstützung.  Hardenberg 
starb,  in  der  inneren  Politik,  besonders  hinsichtlich  der  Ver- 
fassungspläne, zur  Seite  gedrängt,  am  27.  November  1822. 

Der  König  regierte  jetzt  ohne  einen  Mann  mit  der  Macht- 
vollkommenheit des  verstorbenen  Kanzlers.  Von  seiner  Ansicht 
hing  also  im  Grunde  die  Tendenz  der  neuen  Gewerbereform  ab. 
Friedrich  Wilhelm  IH.  wollte  jedenfalls  die  Grundgedanken  der* 
Gesetze  von  1810  und  1811  nicht  fallen  lassen,  war  aber  d^i 
durch  die  Umstände  bedingten  Modifikationen  wohl  geneigt.  Der 
überall  nach  dem  Tode  des  Staatskanzlers  sich  lebhafter  regenden 
Opposition  gegenüber  hielt  der  König  diesen  Standpunkt  »ähe 
fest,  wie  laut  sie  sich  auch  über  die  Gewerbefreiheit  und  die 
Freizügigkeit  wie  über  die  Agrargesetze  beklagen  mochte. 

Durch  die  Kabinettsordre  vom  5.  Juli  1828  trug  der  König 
den  Ministern  des  Handels,  des  Innern  und  der  Finanzen  auf, 
für  die  Beschleunigung  der  schon  durch  §  37  des  Gesetzes  vom 
30.  Mai  1820  angeordneten  Revision  der  bisherigen  Gesetze  über 
das  Gewerbewesen  Sorge  zu  tragen.  Am  7.  Februar  1824  er- 
ging eine  ähnliche  Ordre  an  das  Staatsministerium,  die  demselben 
von  dem  Auftrage  an  die  drei  Minister  Mitteilung  machte  und  um 
möglichste  Beschleunigung  der  Beratungen  über  den  ihm  zu 
übergebenden  Entwurf  ersuchte,  da  es  sich  immer  mehr  als  nach- 
teilig ergäbe,  dafs  die  verheifsene  Revision  der  Gewerbegesetsse 
noch  nicht  vollendet  wäre^ 

Zunächst  bestanden  aber,  wie  schon  angedeutet,  über  die 
Art  dieser  Revision  noch  sehr  geteilte  Ansichten.  Bülow,  der  einen 
durchaus  liberalen  Standpunkt  auf  diesem  Gebiete  vertrat,  war  der 
Meinung,  das  Versprechen  des  §  37  bezöge  sich  nur  auf  die 
neuen  Provinzen,  und  das  Staatsministerium  war  daher  der 
Ansicht,  die  neue  Gesetzgebung  liefse  sich  nicht  eher  mit  Erfolg 
durchführen,  als  bis  die  Regierung  sich  über  das  dabei  zu  be- 
obachtende Svstem  ausgelassen  hätte,  nämlich  ob  die  jetzt  im 
gröfeeren  Teile  der  Monarchie  herrschende  Gewerbefreiheit  oder 
der  Gewerbezwang  zur  Grundlage  gewählt  werden  sollte.  Man 
behauptete,  bei  der  aufserordentlichen  Verschiedenheit  des  Zu- 
standes  der  Kultur  und   Gewerbsamkeit  in  den   einzelnen   Pro- 
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vinzen  und  der  daraus  resultierenden  öffentlichen  Meinung  er- 
schiene es  fast  unmöglich,  ein  allgemeines  Oewerbepolizeigesetz 
zu  geben,  welches  diese  Verhältnisse  nicht  blofs  theoretisch,  son- 
dern auch  praktisch  umfafste.  Von  dieser  Seite  erklärte  man  es 
noch  ftir  wahrscheinlich,  dafs  die  Entscheidung  zu  Gunsten  einer 
provinziellen  Gesetzgebung  ausfiele,  welche  unter  Hinzuziehung 
der  Provinzialstände  fertiggestellt  würde,  um  den  vielen  beson- 
deren Verhältnissen  der  örtlichen  Gewerbeverfassung  gerecht  zu 
werden.  Aufserdem  hielt  man  die  ganze  Reform  ohne  die  vor- 
herige Beendigung  der  geplanten  Änderung  des  Kommunal- 
Wesens  für  undenkbar,  weil  man  in  einem  im  obigen  Sinne  ge- 
ordneten Kommunalwesen  die  notwendige  Basis  einer  guten 
Gewerbeverfassung  sah.  Jedenfalls  erkannte  man  schon  im 
voraus  die  Notwendigkeit  reiflicher  und  langer  Erörterungen  des 
Gegenstandes. 

Um  den  König  davon  zu  überzeugen ,  legte  Bülow  bald 
darauf^  ein  umfangreiches  Votum  über  die  gewerblichen  Zustände 
der  verschiedenen  Staatsgebiete  vor,  in  welchem  er  sagte,  nach 
dem  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  schiene  die  Absicht 
zu  bestehen,  die  speciellen  gewerblichen  Verordnungen  in  den 
neuen  Provinzen  im  Geiste  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu  er- 
gänzen und  zu  modifizieren.  Bis  zum  Beginn  dieser  Beratungen 
hätte  er  stets  das  Ziel  verfolgt,  durch  einzelne  Abänderungen 
<ier  Gewerbegesetzgebung,  weiche  ihm  zeitgemäfs  und  der  Ten- 
denz entsprechend  erschienen,  welche  die  preufsische  Gesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  schon  seit  einem  Jahrhundert  ver- 
folgte, vorbereitend  thätig  zu  sein;  der  König  hätte  aber 
in  mehreren  Kabinettsordres  ausdrücklich  gewünscht,  die 
Änderungen,  soweit  die  Zunflartikel  in  einzelnen  Gebieten  noch 
bestanden,  sollten  nicht  einzeln,  sondern  durch  eine  allgemeine 
Revision  der  Zunftprivilegien  erfolgen.  Gleich  nach  Feststellung 
der  allgemeinen  Grundlage  dieser  Reform  wollte  Bülow  dem 
Wunsche  des  Königs  nachkommen.  Dabei  konnten  seiner  Mei- 
nung nach  die  in  den  Innungsgebieten  noch  bestehenden  Zünfte 
nicht  hinderlich  sein,  weil  deren  Privilegien  alle  die  Kassations- 
klausel enthielten.  Nur  fiir  die  Aufhebung  wirklicher  Realrechte 
sollte  Entschädigung  geleistet  werden.  In  dem  genannten  Be- 
richte charakterisierte  Bülow  den  Zustand  der  Monarchie  in 
fewerblicher  und  industrieller  Rücksicht  so,  es  wären  nur  die 
'abriken,  die  Manufakturen,  der  Grofshandel  und  die  damit 
verbundenen  Gewerbe  völlig  frei  und  keinem  Zunftzwang  unter- 
worfen. In  jedem  Gebiete  würde  die  dort  herrschende  Gewerbe- 
verfassung von  den  Interessenten  und  der  öffentlichen  Meinung 
verteidigt.  Mit  dem  Erfolg  der  Gewerbefireiheit  in  den  alten 
Provinzen  war  er  nicht  zufrieden.  Es  bestände  hier  keine  wirk- 
liche Gewerbefreiheit  bei  den  einzelnen  zünftigen  Gewerben,  ob- 
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wohl  das  Gewerbesteuer-  und  das  Gewerbepolizeiedikt  eur  Gel- 
tung gekommen;  es  wttre  vielmehr  nur  der  gesetzliche  Zunft- 
zwang eelöst.  Zwar  beständen  zünftige  und  unztlnftige  Gewerbe- 
treibende nebeneinander,  die  zünftigen  hätten  jedoch  noch  sichtbar 
die  Oberhandy  hätten  sich  ohne  Schutz  des  Staates  behauptet 
und  ihre  Einrichtungen  und  Mifsbräuche  b^behalten.  Die  Mib- 
bräuche  wären  sogar  &Xt  das  Publikum  lästiger  als  früher,  da 
keine  Aufisicht  über  das  Arbeits-  und  Lehrverhältnis  be- 
stände und  die  Unzünftigen  die  Preise  durch  Konkurrenz  nicht 
verbilligen  könnten,  weil  sie  nur  mit  Mühe  Gesellen  erhielten. 
Gleichwohl  spräche  sich  die  öffentliche  Meinung  häufig  ftir  die 
Zunft»  aus. 

Die  Gründe  ftir  dieses  Resultat  waren  vorzüglich  die  nur 
halben  Mafsregeln,  welche  man  ehedem  ergriffen  hatte  und  infolge 
deren  bei  dem  Kampf  der  Zünftigen  gegen  die  Unzünftigen  die 
Gewerbefreiheit  sich  nicht  entwickeln  konnte.  Gerade  aus  den 
alten  Gebieten  erhoben  sich  nach  Bülows  Meinung  die  meisten 
Erlagen  über  die  Gewerbeft^heit,  worunter  der  grOfste  Teil  des 
Publikums  aber  nur  Unordnung  und  Mangel  an  guter  Gewerbe- 
polizei verstände.  Diese  Klagen  erklärte  er  insofern  für  begründet» 
als  die  Regierung  zwar  die  liberalen  Grundsätze  ausgesprochen, 
aber  nicht  durchgeftlhrt  und  damit  einen  Zustand  der  Dinge  er- 
zeugt hätte,  der  für  alle  gleich  nachteilig  wäre  und  an  allen 
Folgen  gesetzlicher  Inkonsequenz  laborierte. 

Dieses  Urteil  war  zwar  hart,  aber  wer  möchte  leugnen,  dab 
es  nicht  in  etwas  berechtigt  war?  Hardenberg  und  seinen  Räten 
hat  es  nach  den  obigen  Ei^ebnissen,  allerdings  oft  unter  dem 
Druck  widriger  Verhältnisse,  nicht  selten  an  Konsequenz  gefehlt. 
Die  Gesamtergebnisse  der  Gewerbefreiheit  bewiesen  aber  auch 
hier,  dafs  das  historisch  Gewordene  nicht  durch  Gesetze  auf 
einen  Schlag  geändert  werden  kann ,  sondern  das  Neue  stets  im 
Alten  wurzeln  mufs.  Nach  allem  schien  es  dem  Handelsminister 
für  „mindestens  zweifelhaft'' ,  ob  diesen  Übeln  am  besten  durch 
eine  Wiederherstellung  der  Zünfte  oder  durch  eine  gänzliche 
Beseitigung  derselben,  wie  sie  in  den  wesüichen  Gebieten  in 
der  That  bestand,  abgeholfen  werden  könnte.  Nach  seinen  Er- 
fahrungen, ftigte  er  hinzu,  wofür  man  sich  auch  entscheideD 
würde,  sicherlich  könnte  man  niemals  die  öffentliche  Meinung  der 
lebenden  Generation  ftlr  das  Eine  oder  das  Andere  ungeteUt  ge- 
winnen, weil  es  in  den  Zunftgebieten  ebenso  viele  warme  Verta- 
diger  als  in  den  zunftfreien  Gegenden  heftige  Gegner  der  alten 
Verfassung  gäbe.  Nähme  man  auf  die  öffentliche  Meinung  Rück- 
sicht, so  wäre  die  Bejahung  der  Präjudidalfrage,  ob  überhaupt 
ein  allgemeines  Gesetz  erlassen  werden  sollte,  nicht  möglich.  Er 
gab  aber  zu,  dafs  keineswegs  die  allgemeine  Stimme  nur  auB 
Macht  der  Gewohnheit  hier  die  Freiheit  und  dort  den  Zwaog 
verlangte,  sondern  dals  diese  Wünsche  auch  in  der  verschiedenen 
historischen  Entwicklung  der  einzelnen  Landesteile,  in  den  Eigen- 
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tttmlichkeiten  der  Sitten ,  Qewohnheiten  and  der  Kulturstufe  be- 
gründet waren.  Auch  wegen  der  Natur  der  gewerblichen  Ver- 
»ssung  erschien  ihm  ein  allgemeines  Gesetz  unmöglich;  denn 
war  ed  mit  Rücksicht  auf  jene  Verschiedenheiten  in  der  Ent- 
wicklung ganz  allgemein  gehalten,  so  mufste  es  praktisch  un- 
fruchtbf^  bleiben ;  und  vertiefte  es  sich  zu  sehr  in  Einzelheiten, 
so  mufste  es  sich  ungemehi  zersplittern  und  verlor  den  Charakter 
des  allgemeinen.  Desh^b  zog  Bülow  und  mit  ihm  das  Staats- 
ministerium den  Weg  der  provinziellen ,  unter  Hinzuziehung  der 
Stände  hergestellten  Gesetzgebung  mit  vorheriger  Ordnung  der 
kommunalen  Verhältnisse  vor.  Die  Allgemeine  Gewerbeordnung 
verfuhr  allerdings  doch  anders. 

Die  Städteordnung  war  in  eiqigen  Provinzen  eingeführt, 
wurde  aber,  wie  die  Beformversuche  beweisen,  in  Regierungs- 
kreisen fUr  völlig  unzureichend  angesehen,  weil  sie  zwar  das 
Stadtregiment  zur  Zufiriedenheit  regelte,  aber  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Bürger,  die  Qualifikation  zum  Bürgerrecht  und 
Verwandtes  unzulängliche  Bestimmungen  gab.  Die  Kommunal- 
verfassung hing  aufs  engste  mit  dem  Gewerbebetrieb  zusammen, 
und  aus  den  ^ofsen  Kommunen  waren,  vielfach  übertrieben, 
doch  bisweilen  berechtigt,  die  mannigfachsten  Klagen  eingelaufen 
und  zahlreiche  Wünsche  mit  Bezug  auf  eine  Neuordnung  des 
gewerblichen  Korporationswesens,  auf  die  Unterdrückung  unlau- 
terer Konkurrenz  und  auf  angemessene  Bestimmungen  über  das 
Bürgerrecht  zur  Verhinderung  übereilter  gewerblicher  Etab- 
lierungen und  leichtsinniger  Heiraten  geäufsert  worden.  Bülow 
hielt  das  freilich  nicht  mr  überzeugend;  aufgeklärte  Gewerbe- 
treibende, sagte  er,  hielten  selbst  eine  Rückkehr  zu  den  alten 
Zünften  für  unmöglich.  Die  Unmöglichkeit  ging  nach  ihm  auch  schon 
daraus  hervor,  dafs  zur  Befriedigung  der  zünftlerischen  Wünsche 
eine  neue  Abgrenzung  der  Gewerbe  vorgenommen  werden  mu&te. 
Das  konnte  natürlich  angesichts  der  beständig  wachsenden  Ar-^ 
beitsteilung  und  der  grofsen  technischen  Fortschritte  in  dem  grö- 
fseren   Teile   Preufsens,    wo   die   alten   Gewerbe    sich    vielfach 

fänzlich  verändert  hatten,  nicht  geschehen,  wollte  man  in  Zu- 
unft  die  Konkurrenz  Englands,  EVankreichs  und  Hollands,  wo 
keine  Zunftverfassung  bestand,  aushalten.  Darin  hatte  er  un- 
zweifelhaft recht. 

Er  machte  den  auch  schon  von  anderer  Seite  geä»fserten 
fruchtbaren  Vorschlag,  neue  freiwillige  gewerbliche  KorpM^tionen 
zu  errichten,  zu  wdchen  schon  das  Gesetz  vom  7.  September 
1811  in  §  31  die  Grundlage  gab.  Dieser  Ausweg  erschien  ihm 
als  der  natürlichste  und  allein  passende  zu  dem  gewünschten 
Ziele.  Er  hatte  auch  bis  dahin  schon  derartige  Korporations- 
bildungen angestrebt,  aber  meist  wegen  der  dargelegten  Verhält- 
nisse mit  geringem  Erfolge.  Die  Gründung  solcher  reformierter 
Verbände  war,  wie  schon  gesagt,  nur  für  die  Kaufmannschaften 
einer  Reihe  von  grofsen  Städten  und  für  die  Grüneberger  TjipbT 
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macher  gelungen,  denen  man  sämtlich  ein  Statut  verlieli;  auber- 
dem  nur  noch  sehr  vereinzelt  aus  eigener  Initiative  der  Gewerbe- 
treibenden an  einigen  Orten.  Andere  Lücken  des  Gewerbe- 
polizeigesetzes, besonders  hinsichtlicb  des  Ablösungswesens,  wel- 
ches nach  Bülows  Meinung  „unstreitig  den  unvollkommensten 
TeiP  jenes  Gesetzes  ausmachte,  waren  in  der  Zwischenzeit  durch 
nähere  Bestimmugen  ausgefüllt  worden. 

Bülow  gedachte  diesen  Wes  bis  zur  Revision  der  Gesetz- 
gebung weiter  zu  verfolgen,  um  durch  Specialverordnungen  schon 
vorzubereiten.  So  hatte  er  z.  B.  das  wichtige  Regumtiv  vom 
28.  April  1824^  über  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen,  ins- 
besondere das  Hausiergewerbe  in  diesem' Sinne  entworfen,  um 
die  vielfältigen  Klagen  über  das  Überhandnehmen  des  Hausierens 
und  Verwandtes  abzustellen.  Bei  der  Inangriffnahme  der  All- 
gemeinen Gewerbeordnung  wandte  er  sich  aber  ausschliefidich 
dieser  zu.  Er  liefs  zunächst  auf  der  dargelegten  Basis  einoi 
Elntwurf  ausarbeiten  und  legte  ihn  dem  Staatsministerium  vor. 
Dieser  enthielt  das  ihm  für  den  Augenblick  erreichbar  Schei- 
nende. Der  König  billigte  den  Weg  der  Provinzialgesetzgebung 
und  meinte,  es  wUrde  sich  übrigens  die  Notwendigkeit  einer  um- 
fassenden gewerbepolizeilichen  Organisation  da  ergeben,  wo  Ge- 
werbefreiheit  bestände,  sowie  die  Absonderung  dieser  Beform  von 
der  Gesetzgebung  da,  wo  der  Zunftzwang  noch  vorhanden  wäre. 

Bülow  konnte  an  den  Vorarbeiten  zum  Gesetz  nicht  mehr 
lange  mitwirken.  Im  Juli  1825  wurde  das  Ministerium  des 
Handels  mit  dem  des  Innern  vereinigt  und  dem  Handelsminister 
die  Oberleitung  der  Provinz  Schlesien  übertragen.  Er  starb  aber 
schon  am  25.  August  1825. 

Um  die  Mitte  desselben  Jahres  wurde  Motz  an  Klewitzens 
Stelle  Finanzminister  und  Beuth  erhielt  unter  ihm  die  Leitung 
des  Handels-,  Gewerbe-  und  Bauwesens.  Die  in  Bülows  Nach- 
Jafs  vorgefimdenen  Vorarbeiten  waren  noch  nicht  sowdt  gediehen, 
um  darüber  definitive  Beschlüsse  im  Staatsministerium  zu  fassen. 
Bei  der  Bedeutung  und  Schwierigkeit  der  ganzen  Angel^enheit 
übergab  sie  daher  das  Staatsministerium  einer  aus  Räten  der 
Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen  bestehenden 
Kommission  unter  dem  Vorsitze  Hofimanns  mit  der  Anweisung, 
zunächst  die  Regulierung  für  die  alten  Provinzen  zu  beraten 
und  zugleich  ein  Gutachten  darüber  abzufassen,  wie  es  mit  den 
östlichen  Gebieten,  einschliefslich  Sachsen,  zu  halten  wäre.  Das 
Staatsministerium  wollte  erst  diese  Gesetzgebung  ftlr  die  Pro- 
vinzen des  Ostens  abwarten  und  dann  erwägen,  wie  weit  sie  auf 
die  westiichen  liberalen  Gebiete  ausgedehnt  werden  könnte.  Die 
Arbeiten  der  Kommission  waren  sehr  schwierig  und  langwierig 
und  wurden  unter  beständigem  Drängen  des  Königs  nur  sehr 
langsam  gefördert. 


1  Ges.-Samml.  S.  125. 
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Die  Kommission  und  das  Staatsministerium  kamen  zunächst 
bald  zu  der  Einsiebt,  es  könnte  nach  den  anfilnglichen  Anwei- 
sungen des  letzteren  hinsichtlich  einer  provinziellen  oder  all- 
gemeinen L^slation  nicht  verfahren  werden.  Zu  dem  vor- 
geschlagenen Wege  einer  den  einzelnen  provinziellen  Verhältnissen 
angepaCsten  Gesetzgebung  glaubte  man  sich  nicht  entschliefsen 
zu  können,  da  man  davon,  ebenso  wie  Bülow,  keine  allgemeine 
gründliche  Verbesserung  der  gewerblichen  Verhältnisse  erwartete. 
Nur  ein  nach  allgemeinen  Grundsätzen  aufgestelltes  Gesetz  für 
die  ganze  Monarchie  schien  auf  diesem  Gebiete  erträgliche  Zu- 
stände schaffen  zu  können.  EiS  sollte  nach  den  gemachten  Er- 
fahrungen auch  keine  kodifizierte,  starre  Theorie  gegeben  werden. 
Man  kämpfte  aber  immer  noch  mit  Zweifeln,  ob  nicht  doch 
wenigstens  in  Sachsen  und  den  anderen  Gebieten,  wo  die  gewerb- 
lichen Zustände  so  sehr  von  denen  der  alten  Provinzen  abwichen, 
eine  specielle  Gesetzgebung  notwendig  wäre,  oder  ob  ein  all- 
gemeines Gesetz,  jedoch  nur  mit  solchen  Bestimmungen,  die 
etwas  unter  allen  Umständen  Günstiges  für  die  Gewerbe  nach 
aller  Erfahrung  enthielten,  vorzuziehen  wäre.  Das  letztere  sollte 
alle  Anordnungen  in  gewerblichen  Dingen  unterlassen,  wo  er- 
fahrungsmäfsig  der  Erfolg  nicht  sicher  war.  Man  dachte  sich 
also  das  zu  entwerfende  Gesetz  ähnlich  wie  die  Legislatoren  beim 
Allgemeinen  Landrecht,  welches  ursprünglich  nur  subsidiarisches 
allgemeines  Gesetz  sein  sollte,  während  die  Provinzialgesetzbücher 
principales  Recht  blieben.  Die  Kommission  und  das  Staats- 
ministerium entschlossen  sich  aber,  dem  neuen  allgemeinen  Ge- 
werbegesetz nicht  blofs  subsidiarischen  Charakter  zu  geben,  damit 
die  R^erungen  nicht  mit  sich  in  Widerspruch  gerieten,  indem  sie 
hier  dem  einen  erlauben  mufsten,  was  dem  anderen  dort  verboten 
war.  Aufserdem  hielt  man  die  Verschiedenheiten  zwischen  den 
einzelnen  Landesteilen  schon  für  etwas  ausgeglichen,  da  das  Ge- 
werbesteuergesetz von  1820  nicht  unbeträchtlich  in  diesem  Sinne 
gewirkt  hatte. 

Man  wollte  als  Basis  des  kommenden  Gesetzes  die  Freiheit 
festhalten,  weil  das  beste  fUr  den  einzelnen  wie  für  die  Gesamt- 
heit wäre ,  wenn  ieder  von  seinen  Kenntnissen  und  Fähigkeiten 
nach  eigener  Wahl  möglichst  freien  Gebrauch  machen  könnte. 
Das  mufste  sich  doch  in  den  Landesteilen  mit  der  alten  Ver- 
fassung auf  die  Dauer  als  ebenso  se^nsreich  erweisen,  wie  in 
den  Provinzen,  die  seit  langem  die  Freiheit  hätten.  Beschrän- 
kungen dieser  Freiheit  sollten  nur  mit  Rücksicht  auf  die  öffent- 
liche Gesundheit,  Ordnung  und  Sittlichkeit  vorgenommen  werden. 
Soweit  sie  richtig  wären,  müfsten  sie  ceteris  paribus  in  allen 
Landesteilen  gleich  notwendig  sein.  Ebenso  stände  es  mit  der 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Meistern,  GehUfen  und 
Lehrlingen,  ja  überhaupt  mit  allem,  was  Gegenstand  gewerbe- 
piolizeilicher  Bestimmungen  sein  könnte.  Daher  entschlofs  man 
sich  für  ein  allgemeines  Gesetz,  selbst  wenn  sich  ein  solches  nicl^ 
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überall  als  gleich  dringend  erweben  sollte,  und  beriet  auf  der 
dargestellten  Grundlage. 

Auf  eine  Anfrage  des  Königs  berichtete  das  Staatsministerium 
(am  6.  Dezember  1826},  die  Arbeiten  der  Kommission  wären 
noch  nicht  soweit  gediehen,  um  ein  Resultat  vorlegen  zu  kOnnen. 
Bei  dem  Umfang  und  der  Bedeutung  der  Arbeit  wilrde  bis  zu 
einem  Gutachten  wohl  noch  geraume  Zeit  ver&;ehen.  Die  Ver- 
hältnisse machten  aber  eine  Beschleunigung  der  Kommissions- 
arbeit dringend  nötig.  Auf  diese  Dringlichkeit  machte  der  König 
immer  und  immer  wieder  aufmerksam,  je  mehr  die  Landstände 
bei  den  einzelnen  Tagungen  und  allgemeine  Klagen  seitens  der 
Konmiunen  die  Gesetzgebung  in  Anregung  brachten. 

Die  Provinziallanotage  wurden  in  den  Jahren  1824 — 1827 
zum  erstenmale  versammelt.  Sie  waren  die  einzige  Repräsen- 
tation, welche  die  Krone  auf  die  Verfassungsversprechungen  hin 
dem  Lande  bewilligt  hatte  ^.  Der  Grundton  auf  dem  Landtage 
war  im  ganzen  durchaus  konservativ,  denn  der  feudale  Grund- 
besitz hatte  auf  ihnen  das  Übergewicht.  Die  Regierung  hatte 
die  Funktionen  dieser  Landtage  aber  so  gestaltet,  dafs  diese  nur 
geringe  Bedeutung  hatten. 

Auf  dem  ersten,  dem  brandenburgischen  Landtage  erhoben 
die  Feudalen ,  vor  allem  aber  Berlin ,  lebhafte  Klagen  über  die 
Gewerbefreiheit.  Der  König  hatte  übertriebene  Forderungen  er- 
wartet und,  um  dem  vorzubeugen,  von  vornherein  der  Immediat- 
kommission  die  Weisung  erteilt,  an  den  Grundsätzen  von  1810 
dürfte  nichts  geändert  werden.  Die  Hauptstadt,  welche  unter 
den  Bekämpfem   der  Gewerbefireiheit  stets  die  erste  Stelle  ein- 

Senommen  hatte,  legte  durch  ihre  Abgeordneten  die  ersten  ernst- 
aft  zu  nehmenden  Anträge  auf  diesem  Landtage  vor  (1824). 
Es  wurden  lebhaft  die  aus  den  früheren  Beschwerden  bekannten 
nachteiligen  Folgen  der  Gewerbe&eiheit  ftü:  das  Publikum  wie 
für  die  Handwerksmeister,  -Gesellen  und  -Lehrlinge  geschildert 
und  zur  Abhilfe  die  Bildung  gewerblicher  Korporationen  nach 
der  Gleichartigkeit  der  Betriebe  verlangt.  Es  sollte  Beitritts- 
zwang zu  diesen  Vereini^ngen  eingeführt,  und  als  Bedingung 
zum  selbständigen  Gewerbebetrieb  Unbescholtenheit,  Grofsjänrig- 
keit  und  Befähigungsnachweis  verlangt  werden.  Die  Stände 
billigten  diese  Grundsätze  und  nahmen  als  Leitmotive  für  die 
künftige  Gewerbeordnung  die  Notwendigkeit  des  Befähigungs- 
nachweises zum  selbständigen  Betrieb,  die  Bildung  von  Kor- 
porationen gleichartiger  Gewerbetreibender  mit  Beitrittsswang  und 
die  Beschränkung  des  Kleinhandels,  besonders  des  Verkaufs- 
handels an.  Im  Landtagsabschied  vom  17.  August  1825  ver- 
sprach der  König  den  Ständen,  bei  der  schon  in  Vorbereitung 
genommenen  gewerbegesetzlichen  Revision  diese  Anträge  zu 
berücksichtigen. 

1  Durch  Gesetze  vom  5.  VI.  und  1.  VD.  1823.  r^^^^T^ 
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Die  Klagen  über  die  Freiheit  wurden  dringender  auf  dem 
^weiten  (1827)  und  dem  dritten  (1820)  kurmärkischen  Provinzial- 
landtag  wiederholt  und  jedesmal  mit  Verheißungen  einer  baldigen 
Bevision  und  der  Berücksichtigung  ihrer  Vorschläge  beantwortet. 
Da  den  Ständen  noch  kein  Entwurf  vorgelegt  war,  arbeiteten 
die  Berliner  Kommunalbehörden  einen  Entwurf  aus  und  unter- 
breiteten ihn  der  Staatsregierung.  Darin  waren  die  Schranken 
des  gewerblichen  Lebens  noch  enger  als  in  den  obigen  Landtags- 
Torschlägen  gezogen;  und  die  öffentliche  Meinung  erhob  deshalb 
vielfach  Widerspruch  dagegen.  Unter  den  Gewerbetreibenden 
war  zwar  der  Wunsch  nach  einer  weniger  liberalen  Gewerbe- 
gesetzgebung ziemlich  allgemein^  keineswegs  aber  aufserhalb  der 
Handwerkenbeise,  und  auf  dem  fünften  Kurmärkischen  Landtag 
erhob  sich  eine  ziemlich  kräftige  Opposition  gegen  jenen  Ent- 
wurf. Die  Deputierten  der  Niederlausitzer  Ritterschaft  ver- 
langten an  Stelle  des  bei  ihnen  noch  bestehenden  Zunftzwanges 
und  der  alten  übrigen  Zwangs-  und  Bannrechte  energisch  Ge- 
werbefreiheit.     Aber  auch   sonst  war  nur  der  zweite  Stand  un- 

feteilt  &Xr  diese  Vorschläge.  Da  sich  aber  herausstellte,  dafs  die 
iunftireunde  weder  den  alten  Zwang  wollten,  noch  die  Freunde 
der  Freiheit  Ungebundenheit  und  Willkür  bei  den  Gewerben,  so 
einigte  man  sich  auf  einen  Kompromifs,  nämlich  auf  eine  vom 
Zunftzwang  wie  von  ungebundener  Gewerbefreiheit  gleich  ent- 
fernte Gewerbeordnung*.  Diese  praktischen  Vorschläge  haben 
■aber  kaum  einen  direkten  Einflul^  auf  die  Hoffmannschen  Ar- 
beiten gehabt,  wenn  auch  die  prindpiellen  Wünsche  der  Land- 
tage in  ihren  Grundzügen  nach  Möglichkeit  Berücksichtigung 
finden  sollten  und  schlie&lich  fanden. 

Auch  gelegentlich  der  Beratungen  über  die  Revision  der 
Städteordnung  kam  man  auf  den  Landtagen  auf  die  beabsichtigte 
Gewerbegesetzgebung  zu  sprechen.  Da  wiederholten  sich  natür- 
lich die  bekannten  Klagen  und  am  meisten  wiederum  bei  den 
Märkem  und  Berliner  Stadtverordneten,  nur  im  äufsersten  Westen 
der  Monarchie,  der  Rheinprovinz,  nicht.  In  den  kleinen  Staaten 
Nordwestdeutschlands  war  man  nach  Napoleons  Sturz  fast  überall 
«ur  alten  Verfassung  zurückgekehrt.  Es  lag  eben  im  Zug  der 
Zeit  Im  Staatsrat  trat  auch  bei  diesen  Beratungen  der  Freiherr 
vom  Stein  mit  der  ganzen  Macht  seiner  Persönlichkeit  gegen  die 
Gewerbefreiheit  auf,  so  dafs  vielleicht  nur  die  Festigkeit  des 
Königs,  die  Grundlagen  der  Hardenbergischen  Gesetzgebung  nicht 
wieder  aufzugeben,  das  wirksame  Gegengewicht  gegen  die  reak- 
tionären Strömungen  bildete,  obwohl  Stein  wohl  nicht  zu  weit 
nach  dieser  Richtung  gegangen  wäre. 

Die  Kabinettsbefehle  um  Beschleunigung  der  Arbeit  und 
Berichterstattung  über  den  Stand  der  Dinge  erfolgten  in  den 
ersten  Jahren  nach  Beginn  der  Arbeit   mit  grofser  Zähigkeit  in 
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ZwiflcheDräumen  von  Vs  bis  1  Jahr  und  epftter  noch  häufiger, 
und  das  Staatsmmisterium  mufste  den  König  beständig  von  der 
Unmöglichkeit,  die  Arbeit  schnell  zu  beendige,  benachrichtigen. 
Die  Kommission  unter  Hoffmanns  erfahrener  Lotung  hatte  sich 
zuerst  eine  möglichst  ins  einzelne  gehende  Kenntnis  von  der 
polizeilichen  Verfassung  der  Gewerbe,  wie  sie  sich  in  den  Pro- 
vinzen diesseits  der  Eioe  gebildet  hatte,  zu  verschaffen  gesucht. 
Die  verschiedenen  sich  dabei  über  die  Zunftverfassung  heraus- 
stellenden Ansichten  suchte  man  zu  vereinigen,  indem  man  tiefer 
nach  den  Ursachen  der  Übelstände,  welche  sowohl  bei  der  älteren 
als  bei  der  neueren  Gesetzgebung  vorkamen,  forschte,  weil  man 
meinte,  die  Heilmittel  könnten  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  wenn 
die  Natur  des  Übels  richtig  erkannt  wäre.  Die  lange  Zeit,  welche 
dieses  überaus  gründliche  Verfahren  kostete,  veranlafste  Hofimann 

1827  bei  dem  beständigen  Drängen  des  Königs  und  des  Staats- 
ministeriimis,  das  letztere  zu  bitten,  der  Kommission  genügend 
Zeit  zu  verschaffen,  um  etwas  Reiferes  und  Dauernderes  als 
1810  und  1811  zustande  zu  bringen.  Der  König  meinte  aber, 
die  Nachteile,  welche  aus  dem  längeren  Verzug  entständen,  wAren 
schlimmer  als  die  Mängel  einzelner  Teile  der  Arbeit,  die  man 
nachträglich  leicht  entfernen  könnte.  Diese  Meinung  war  zwar 
angesichts  der  endlosen  Beschwerden  aus  dem  Volke  verständlich, 
aber  nichtsdestoweniger  sehr  falsch.  Das  Staatsministerium  ver- 
sprach den  Entwurf  ftlr  Ende   1827,   er  war  aber  auch  Einde 

1828  noch  nicht  eingegangen,  und  man  entschuldigte  sich  vor 
dem  beständig  drängenden  Könige  schliefslich  damit,  die  Ab- 
schriften nähmen  zu  viel  Zeit  weg  und  Einzelheiten  machten 
immer  wieder  Beratungen  notwendig.  In  jeder  neuen  Konferenz 
wurden  beträchüiche  Änderungen  vorgeschlagen  und  beraten  ^. 

Am  21.  September  1830  forderte  der  König  in  14  Tagen 
Bericht  über  den  Stand  der  Dinge,  und  zwar  um  so  energischer, 
als  die  Beschwerden  nicht  nachliefsen.  Die  Posener  Qewerke 
verlangten  1830  eine  allgemeine  Beschränkung  der  Gewerbe- 
freiheit; die  Posener  Provinzialstände  stellten  ähnliche  Anträge. 
Aus  dem  Handwerkerstande  liefen  von  allen  Seiten  Klagen  und 
Wünsche  ein.  Die  öffentliche  Meinung  war  über  maneelndes 
Auskommen  der  Handwerker,  über  die  Konkurrenz  schlechter 
Waren,  den  Preisdruck,  über  die  freie  Lehrlings-  und  Gesellen- 
haltung der  Unzünftigen,  über  die  Freiheit  der  AnUge  von  Fabriken 
u.  a.  wieder  einmal  auf  vielen  Seiten  von  lauten  Klagen  erftlllt 
Im  Publikum  führte  man  Beschwerde  über  Verschlechterung  der 
Handwerkswaren.  Die  Handwerker  beklagten  sich  über  den 
Verlust  ihrer  Selbständigkeit,  sie  würden  bei  der  Konkurrenz 
des  Grofsbetriebs  zu  Lohnarbeitern.  Die  Zunftfreunde  verwiesen 
darauf,  dafs  die  Handwerker  unter  jenem  Drucke  auch  politisch 
unruhig  wurden  und  machten  auf  die  revolutionären  Bewegungen 

»  Bericht  Hoffmanns  vom  17.  IL  1829.    R  89  CXXXV  Nr.  1  M  18. 
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in  Frankreich  und  den  Niederlanden  als  Folgen  der  Vereinigung 
vieler  Fabriken  an  einem  Orte  aufmerksam.  Als  AlUieilmittd 
wurde  immer  wieder  die  Herstellung  der  alten  Ztlnfie  gepriesen. 
Es  begann  sehr  merklich  jene  unruhige  Zeit,  wo  überall  die 
revolutionäre  Stimmung  emporloderte,  wo  auch  in  Deutsch- 
land schon  ein  Fabrikenproletariat  entstand,  wo  zu  dem  Kampf 
um  eine  Verfassung  der  wirtschafUiche  der  kleinen  versinken- 
den EIxistenzen  gegen  den  vordringenden  Dampf,  die  Grofs- 
industrie  trat. 

Am  28.  Dezember  1830  berichteten  die  Minister  Schuck- 
mann  und  Brenn,  —  von  denen  der  erste,  ein  altgedienter  Staats- 
mann mehr  konservativer  Richtung,  der  einstige  Mitarbeiter 
Hardenbergs  an  der  liberalen  Oewerbegesetzgebung,  das  Hessort 
des  Innern,  des  Handels  und  der  Gewerbe  damals  leitete  und 
der  letztere,  nach  Treitschke  ein  Kopf  mit  wenig  eigenen  Ge- 
danken, das  Innere  und  die  Polizei  vertrat  —  die  Arbeiten 
wären  so  weit  gediehen,  um  den  Kommissionsentwurf  dem  Staats- 
ministerium zu  tiberweisen.  Sie  bemerkten  aber,  der  gegen- 
wärtige Zeitpunkt  schiene  nicht  geeignet,  ein  neues,  so  viäfache 
und  entgegenstehende  Interessen  berührendes  Gesetz  zu  erlassen. 
Ob  sich  das  Gesetz  in  der  Sichtung  bewegte,  welche  das  Edikt 
vom  7.  September  1811  eröfihete,  oder  zu  einem  System  der 
Beschränkungen  zurückkehrte,  eine  Erschütterung  des  bestehenden 
Zustandes  würde  immer  unvermeidlich  sein,  und  dem  einen  Teil 
der  Bevölkerung  müfsten  Opfer  auferlegt  werden,  die  seinen  Neid 
dem  begünstigten  andern  Teil  gegenüber  erwecken  würden.  Das 
Staatsministerium  erklärte  sich  am  20.  Juni  1 831  derselben  Meinung. 
Obwohl  man  also  offenbar  durch  den  Kommissionsentwurf  die 
Fundamentalfragen  noch  nicht  gelöst  glaubte,  wollte  der  König 
doch  die  Arbeit  nicht  verzögert  sehen,  Er  hoffie,  die  Bedenken 
könnten  die  Beratungen  des  Staatsministeriums  lösen,  welchem 
man  die  Resultate  der  Kommissionsberatungen  vorlegte,  nach 
denen  dann  Hofimann  die  einzelnen  Paragraphen  formulierte. 

Indessen  erhoben  die  schlesischen  Stände  (1831)  und  bald 
danach  die  sächsischen  (1833)  laut  ihre  Stimme  nach  dem  lange 
verheifsenen  Gesetz.  Das  Staatsministerium  that  alles  Erdenk- 
liche zur  Beschleunigung  der  Arbeiten  und  wollte  der  Kommission 
schon  bestimmte  vom  König  sanktionierte  Grundsätze  ftir  die 
Arbeitsmethode  vorschreiben,  wonach  fast  jede  Diskussion  aus- 
geschlossen sein  sollte,  als  Hoffmann  am  25.  Juni  1834  wenig- 
stens die  ersten  20  Paragraphen,  so  wie  sie  das  Staatsministerium 
gebilligt  hatte,  dem  Minister  Altenstein  vorlegte  und  am  1.  Juli 
die  §1  21—42,  beides  nebst  Motiven.  Von  da  aus  gingen 
sie  zu  Lottum,  der  dem  Könige  regelmäfsig  die  Vorträge  zu 
halten  hatte. 

Die  ersten  20  Paragraphen  behandelten  die  Aufhebung  der 
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bestehenden  Gerechtigkeiten  und  deren  Elntschädigung,  die  letite 
Gruppe  (§§  21 — 42)  die  Verhältnisse  der  Innungen  und  der 
Gewerbetreibenden  zu  ihnen.  Bei  der  Au&tellung  der  letsteren 
war  man  sich  in  der  Kommission  und  im  Staatsministerium  zu- 
nächst nicht  über  die  Behandlung  der  Zünfte  klar.  Man  dnigte 
sich  aber  schliefslich  dahin,  es  sollten  zunächst  die  irgendwo  in 
Preufsen  noch  bestehenden  gewerblichen  Beschränkungen  beseitigt 
werden,  die  noch  vorhandenen  Gewerke  fortdauern,  iedoch  ohne 
ausschliefsiiche  Berechtigung,  da,  wie  Hoffinann  in  den  Motiven 
anführte,  die  Verbindungen,  welche  nicht  mehr  zeitgemäds  waren, 
durch  den  frei  gestellten  Austritt  von  selbst  soweit  herabkommen 
würden,  um  fiir  die  Gewerbetreibenden  bedeutungslos  zu  werden. 
Wo  sie  aber  hinderlich  würden,  könnte  man  mit  Berufung  auf 
die  Eassationsklausel  Änderungen  vornehmen.  £r  konstatierte 
übrigens  auch  bei  dieser  Gelegenheit,  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  7.  September  1811,  die  eine  Beschleunigung  der  Auf- 
lösung der  Zünfte  darstellen  sollten,  hätten  nach  der  vorhandenen 
23jährigen  EIrfahrung  sehr  geringe  Erfolge  gehabt.  Den  be- 
treffenden Paragraphen  lag  auch  der  Gedanke  an  die  Bildung 
freiwilliger  gewerblicher  Vereine  zu  Grunde;  dieser  Gedanke 
wurde  aber  nicht  klar  und  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht.  Es 
sollte  in  Zukunft  die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  nicht  mehr 
von  einem  zünftigen  Lehrgang  abhängig  sein,  um  auch  iea 
Söhnen  besserer  Stände  den  Eintritt  ins  Handwerk  zu  ermög- 
lichen. ESne  Reihe  von  Bestimmungen  über  das  Lehrlings- 
Verhältnis  waren  fast  unverändert  dem  Allgemeinen  Landrecht' 
entnommen. 

Die  weitere  Hedaktion  des  Entwurfes  wurde  ausgesetzt,  weil 
man  im  Staatsministerium  die  strikte  Beibehaltung  der  nodi  be- 
stehenden Gewerke  beschlofs,  und  den  ganzen  Standpunkt  in 
dieser  Hauptfrage  so  veränderte,  dafs  von  einer  Bildung  neuer 
Korporationen  nicht  mehr  die  Bede  sein  zu  können  schien.  Man 
hielt  höchstens  eine  Umformung  der  ansehnlichsten  bestehenden 
Innungen  in  solche  ftür  möglich,  welchen  auch  die  vorhandenen 
Unzünftigen  unter  leichten  Modalitäten  hätten  beitreten  können. 
Ohnehin  war  noch  die  Frage  unentschieden,  ob  ein  oder  zwei 
Gesetze  erlassen  werden  sollten.  Die  Kommission  schlug  zwei 
Gesetze  vor,  von  denen  das  eine  als  Hauptgesetz  lediglich  die 
künftigen  Rechtsverhältnisse  der  Gewerbe  festsetzen  und  das 
andere  als  transitorisches  Gesetz  nur  bestimmen  sollte,  wie  die 
Gewerbe  aus  dem  bestehenden  Zustand  in  den  künftigen  über- 
geführt werden  könnten.  Das  Staatsministerium  hielt  dagegen 
nur  ein  Gesetz  für  nötig,  welches  bestimmte,  was  an  dem  gel- 
tenden gewerberechtlichen  Zustande  zu  ändern  wäre.  Den  lets- 
teren  Weg  billigte  auch  Hoffmann  als  den  einfachsten.  Die  Neu- 
redigierung  des  Entwurfes  erledigte  sich  schnell,  da  die  Grund- 
sätze im  einzelnen  sonst  feststanden. 
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Am  21.  Januar  1835  hatte  Hofimann  zwei  Entwürfe,  ein 
allgemeineB  Gewerbepolizeigesetz  und  eine  besondere  £nt6chä- 
digungsordnung  fertiggestellt.  Damit  zusammen  legte  er  Motive 
▼or,  und  in  einem  Begleitschreiben  erklärte  auch  er  es  ftbr  völlig 
unmöglich,  bei  den  ganz  entgegengesetzten  und  in  keinem 
Gesetz  zu  vereinigenden  Ansichten  über  die  gewerblichen  Ver- 
hältnisse etwas  aufzustellen,  was  allen  genügte.  Er  hielt  die 
von  ihm  vorgelegten  Vorschläge  für  durchführbar,  wenn  auch 
an  sich  wohl  noch  verbesserungsbedürftig.  Von  ihnen  erwartete 
er  eine  Beruhigung  der  Gewerbetreibenden  und  des  grofsen 
Publikums  und  liefs  mit  ihnen  doch  sovid  Freiheit  in  der  Be- 
nutzung der  e;ewerblichen  Kenntnisse  und  Fähigkeiten,  als  ihm 
mit  den  bestehenden  Verhältnissen  vereinbar  erschien.  Damit 
glaubte  er  auch  den  Keim  zu  Verbesserungen  der  gewerblichen 
Zustände  gegeben  zu  haben.  Hier  endete  Hofirnanns  Thätigkeit 
an  dem  Gesetze.  E>  bat  um  Entbindung  von  dieser  Arbeit. 
Seit  24  Jahren  (seit  1811)  hätte  er,  so  fügte  er  hinzu,  alle 
Meinungen  und  Ansichten  über  Gewerbe  Verfassung  in  sich  auf- 
genommen und  deren  folgerechte  Durchführung  in  Verbindung 
mit  den  Regierungsmaximen  versucht.  Oft  hätte  seine  Über- 
zeugung gegen  annehmlicher  erscheinende  Ideen  zurücktreten 
müssen,  die  sich  aber  doch  nicht  gegen  die  Macht  der  Ver- 
hältnisse behaupten  konnten.  Unter  dieser  Arbeit  wäre  sein 
Geist  erlahmt.  Die  Entlassung  wurde  bewilligt,  aber  man  ver- 
sicherte sich  „seiner  bewährten  Eirfahrung  als  Ratgeber**.  Es 
scheint,  dafs  Hoffman  viel  Opposition  fand  und  bei  dem  Kampf 
der  Meinungen  eine  befriedigende  Lösung  der  Frage  für  nicht 
möglich  hielt. 

Dem  neuen  Entwürfe  Hofiinanns  lagen  im  wesentlichen  die- 
selben Ansichten  zu  Grunde,  wie  seinem  1841  erschienenen 
Buche:  Die  Befugnis  zum  Gewerbebetriebe  u.  s.  w.  Man  ging 
bei  dieser  Neubearbeitung  von  dem  Grundsatz  aus,  es  existierten 
noch  vielfach  anerkannt  schädliche  gewerbliche  Verhältnisse,  die 
abgeschafft  werden  müfsten;  daneben  wären  aber  auch  andere 
anerkannt  nützliche,  die  eingeführt  werden  müfsten,  wo  sie  noch 
fehlten.  Diese  Aufgabe  wollte  der  Entwurf  lösen.  Alles,  was 
nicht  streng  unter  diese  Kategorien  fiel,  sollte  so  lange  bestehen 
bleiben,  bis  nach  den  örtlichen  Umständen  Änderungen  nötig  er- 
schienen. Man  ging  über  die  in  §  37  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1820  nm*  verheilsene  Revision  hinaus,  indem  man  ein  allgemeines 
Gesetz  geben  wollte.  Dieser  E2ntwurf  des  allgemeinen  Gewerbe- 
gesetzes umfadste  90  Paragraphen,  der  zum  Entschädigungsgesetz 
deren  34 ,  die  aus  dem  früheren  Entwurf  fast  unverändert  her- 
übergenommen  waren. 

Die  Bestimmungen  des  gewerbepolizeilichen  Entwurfes  ruhten 
im  wesentlichen  auf  folgenden  Grundsätzen:  Die  Errichtung 
neuer  gewerbliche^  Korporationen  flir  gleiche  oder  verwandte 
Gewerbe  konnten  von  den  Staatsbehörden  s^estattet  werdenr-wo  aus 
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der  Vereini^ng  mehrerer  Gewerbetreibender  emes  Ortes  wesent- 
liche Vorteile  zu  erwarten  waren ,  und  eine  nicht  unbedeutende 
(Hoffinann  sagte  24,  liels  event.  aber  auch  weniger  zu)  Zahl  die 
Bildung  wünschte.  Die  Verhältnisse  des  Vereins  waren  durch 
ein  Specialstatut  zu  regeln,  welches  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprach,  die  so  gestaltet  waren,  dafs  sie  die  EIrreichung  der 
aus  der  bisherigen  Zunftverfassung  entspringenden  Vorteile  ohne 
die  damit  verknüpften  Nachteile  sichern  sollten.  Das  Statut 
konnte  jederzeit  von  den  Staatsbehörden  modifiziert  oder  auf- 
gehoben werden.  Die  Zulassung  zu  den  Vereinen  konnte  noch 
von  andern  als  den  aUgemein  fiir  den  Betrieb  des  inkorporierten 
Gewerbes  vorgeschriebenen  Bedingungen  abhängig  gemacht  und 
ein  Nachweis  sittlicher  Unbescholtenheit  und  technischer  Quali- 
fikation jeden£Edls  gefordert  werden.  Diesen  Korporationen  sollte 
jedoch  kein  ausschTiefsliches  Becht  auf  den  Betrieb  des  Gewerbes 
beigelegt  werden  können.  Die  Vereine  wurden  als  Unterabtd- 
lungen  der  Gemeinden  betrachtet,  deren  Aufsicht  sie  unterstanden. 
Der  Beitritt  zu  einem  Verein  hinderte  nicht,  an  andern  gewerb- 
lichen Vereinen  teilzunehmen  oder  andere  Gewerbe  als  aas  kor- 
porationsmälBige  zu  betreiben.  Der  Austritt  war  jederzeit  nach 
rkfüllung  der  Verbindlichkeiten  gegen  die  Korporation  gestattet. 
Wer  ein  ganz  anderes  Gewerbe  als  Hauptbetrieb  begann,  durfte 
ausgeschlossen  werden;  ohne  weiteres  schied  aus,  wer  nach  der 
Städteordnung  das  Bürgerrecht  verlor.  Die  Berechtigung  zum 
selbständigen  Gewerbebetriebe  hörte  bei  mangelnder  Dispositions- 
ftdiigkeit,  bei  Aufgabe  des  Wohnsitzes  und  dem  Verluste  des 
Bürgerrechts  auf.  Örtliche  und  zeitliche  Beschränkungen  der 
Zahl  der  Gewerbetreibenden  waren  unzulässig.  Für  den  selb- 
ständigen Gewerbebetrieb  waren  Volljährigkeit,  E2rf\illung  der 
Militärpflicht  und  Gemeindemitgliedschaft  erforderlich.  Der 
Lehrvertrag  beruhte  auf  freier  Vereinbarung,  ebenso  das  Verhältnis 
zwischen  Meister  und  Gesellen.  Die  Zahl  der  Lehrlinge  und 
Gehilfen  war  unbeschränkt.  Ea  wurden  Bestimmungen  über 
Gesundheit,  Sittlichkeit  im  allgemeinen  und  über  ausrdchende 
Schulbildung  der  Lehrlinge  getrofien.  Lehrlings-  und  Gesellen- 
verbindungen  auch  ftir  wohlthätige  Zwecke  waren  verboten, 
weil  die  Öemeindeeinrichtungen  diesen  Zwecken  ausreichend  ge- 
nügten. Wanderpflicht  und  Reiseunterstützungen  wurden  auf- 
gehoben. An  Stelle  der  alten  Kundschaft  konnte  der  Geselle 
ein  von  der  Ortspolizeibehörde  kostenlos  zu  beglaubigendes  Ab- 
gangszeugnis vom  Meister  verlangen.  Da  Mitglieder  und  Nicht- 
mitglieder  der  Korporationen  Lehrlinge  halten  konnten,  so  er- 
folgte deren  Elntlassung  entweder  vor  der  Korporation  oder, 
und  zwar  bei  den  Nichtmitgliedem  stets,  auch  vor  dem  Ge- 
meindevorstand unter  Mitwirkung  zweier  achtbarer  Gemeinde- 
mitglieder. Die  Entlassung  geschah  vor  derselben  Behörde  wie 
die  Annahme  und  war  unentgeltlich,  abgesehen  von  baren  Aus- 
lagen und  Stempeln.    Besonders  sollte  auch  den  Sohlten  besserer 

Digitized  by  VjOOQiC 


XVII  4.  203 

Stände  die  Erlernung  eines  Handwerks  ermöglicht  werden. 
Deshalb  brauchte  der  Lehrling  nicht  der  väterlichen  Zucht  des 
Lehrherm  übeimben  zu  werden. 

Die  alten  Zwangs-  und  Bannrechte  wurden  beseitigt,  jeder 
konnte  seine  Bedürfnisse  bei  selbständigen  Leuten  innerhalb  des 
Landes  nach  Belieben  decken  und  auch  im  Ausland,  soweit 
die  Einfuhr  nicht  durch  das  Zoll-  und  Verbrauchssteueredikt 
vom  26.  Mai  1818  verboten  war.  Nur  die  krugverlagspflich- 
tigen  Schankstellen  mulsten  sich  bis  zur  erfolgten  Ablösung  ihrer 
Verpflichtung  weiter  unterwerfen.  Die  bei  Emanation  des  Ge- 
setzes noch  bestehenden  Verträge  blieben  bestehen,  und  wenn 
sie  selber  nichts  über  ihre  Dauer  enthielten,  sollte  jeder  Kon- 
trahent durch  gerichtlichen  Vergleich  auf  Au&ahme  einer  solchen 
Klausel  antragen  können.  Blieb  das  fruchtlos,  so  konnte  die 
Verbindlichkeit  nach  10  Jahren  vom  Tage  der  Anmeldung  des 
Vergleichs  beiderseitig  jährlich  gekündigt  werden.  Ebenso  konnte 
jeder  Konsument  sich  durch  Verträge  verpflichten,  bestimmte 
Bedürfeisse  bei  bestimmten  Leuten  zu  decken,  jedoch  nur  auf 
Zeit  und  unter  Vorbehalt  der  Kündigung. 

Zum  Schlufs  wurde  ein  völlig  freier  innerer  Marktverkehr 
hergestellt  und  bestimmt,  es  dürften  keinerlei  neue  Einschrän- 
kungen und  Belastungen  des  Marktverkehrs  aufgestellt  werden, 
nur  ganz  wenige  fanden  aus  ordnungs-  und  sicherheitspolizeilichen 
Gründen  statt.  Das  Hausieren  durfte  im  Umfange  des  Hausier- 
gewerbescheines auch  aufserhalb  der  Marktzeit  ausgeübt  werden. 
Im  übrigen  sollten  die  Bestimmungen  des  schon  erwähnten 
Regulativs  vom  28.  April  1824^  Geltung  bebalten.  JedenfaUs 
wiurden  auch  auf  diesem  Gebiete  nur  Einschränkungen  aus  all- 
gemeinen polizeilichen  Rücksichten  zugelassen.  Alle  Taxen 
wurden  aufgehoben,  nur  Brot-  und  Fleischtaxen  sollten  mit  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  des  Innern  beibehalten  oder  von 
demselben  eingeführt  werden  können,  und  die  Ortspolizeibehörde 
erhielt  die  Benignis,  für  Gastwirte,  Lohnkutscher,  Lohnbediente 
und  ähnliche  Institute  zu  Dienstleietungen  für  Reisende  Taxen  ein- 
zuführen, um  Übervorteilungen  der  Benutzer  derselben  zu  ver- 
hindern. 

Der  Entwurf  wollte,  wie  es,  allerdings  vielfach  auf  andere  Weise^ 
auch  das  spätere  Gesetz  vom  17.  Januar  1845  that,  die  Gewerbe- 
freiheit wahren,  und  gleichzeitig  den  Wünschen  nach  gewerblichen 
Korporationen  möglichst  nachkommen.  Mit  den  neuen  Vereinen 
sollte  das  allgemein  Nützliche  der  alten  Zünfte  erhalten  bleiben,  das 
Schädliche  und  Mifsbräuchliche  derselben  aber  unmöglich  gemacht 
werden.  Die  Gewerbetreibenden  erhielten  Gelegenheit  zur  Ver- 
einsbildung, wurden  aber  unter  starke  örtliche  Aufsicht  gestellt, 
um  die  alten  Übergriffe  der  Zünfte  zu  verhindern.  Achtbarkeit 
und  Ansehen  wollte  man  den  Gewerben  geben,  aber  nach  dem 
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Beschlüsse  des  StaatsmiDisteriums  keinen  Zwang  zum  Beitritt 
festsetzen.  Die  Korporationen  sollten  Ansehen  und  Gewicht  be- 
kommen. Deshalb  machte  man  die  Gründung  von  dem  Wunsche 
einer  gröfseren  Anzahl  von  Meistern  abhängig  und  nicht  von 
dem  dreier  Meister  wie  das  Allgemeine  Landrecht  Man  setzte 
die  Zahl  von  24  Meistern,  und  nur  ausnahmsweise  von  wenigeren, 
daiür  fest,  um  die  Vereine  auf  grOfsere  Städte  zu  beschränken, 
wo  wohlhabende  und  intelligente  Meister  weniger  Sinn  für  ge- 
werbliche Einschränkungen  hatten,  sondern  im  Gegenteil  weiten 
Spielraum  für  ihren  Unternehmungsgeist  suchten.  Aulserdem  sollte 
dadurch  Zersplitterung  vermieden  werden  und  möglichste  Zu- 
sammenlegung verwandter  Gewerbe  stattfinden.  Die  neuen  Kor- 
porationen sollten  damit  zu  nützUchen  Organen  im  Staate  werden, 
Handwerkerbildungsschulen  errichten  oder  deren  Errichtung  be- 
günstigen und  dadurch  das  Handwerk  fbrdern.  Nähere  Be- 
stimmungen über  die  Statuten  gab  man  im  Entwurf  nicht,  weil 
die  Bedürfnisse  bei  der  grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Gewerbe 
und  Ortlichen  Verhältnisse  zu  verschieden  waren. 

Nur  wenige  Worte  über  die  Entschädigungsordnung.  Sie 
ging  von  dem  Grundsatze  aus,  das  Eigentum  J^ankberechtigter 
völlig  zu  wahren,  und  es  ihnen  nur  gegen  völlige  Entschädigung 
zu  nehmen.  Die  früheren  Entschädigungsbestimmungen  hielten 
denselben  Grundsatz  fest,  waren  aber  unvollkommen.  Die 
Zahlung  der  Ablösungsabgabe  durch  die  neu  sich  ansiedelnden 
Gewerbetreibenden  zur  Verzinsung  und  Amortisation  der  Be- 
rechtigungen hatte  sich  als  ein  verfehltes  Verfahren  entpuppt, 
da  sich  dadurch  nur  ein  sehr  langsam  wachsender  oder  gar  kein 
Fonds  ergab,  weil  die  Höhe  der  Abgabe  die  Existenz  der  neuen 
Handwerker  erschwerte.  Oft,  hauptsächlich  bei  den  Braugerechtig- 
keiten, siedelte  sich  gar  kein  neuer  an.  In  den  kleinen  Städten 
schien  eine  Ablösung  in  absehbarer  Zeit  selbst  unter  sonst 
günstigen  Umständen  nicht  eintreten  zu  wollen.  Der  Kommission 
unter  Hofimann  erschien  als  der  einzig  mögliche  W^eg  in  dieser 
Angelegenheit,  zunächst  die  Bankgerechtigkeiten  unberührt  bei 
allen  ihren  Vorrechten  und  in  ihrem  Wert  zu  lassen,  bis  Mittel 
gefunden  wären,  durch  volle  Barzahlung  des  bei  Emanation  des 
Gesetzes  festgestellten  Kaufwerts  die  Besitzer  schadlos  zu  halten. 
In  allen  Fällen ,  wo  eine  neue  Bankgerechtigkeit  gesucht  wurde, 
aber  für  den  bisherigen  Preis  nicht  käuflich  war,  errichtete  der 
Staat  eine  solche  neu  und  überliefs  sie  dem  Käufer  für  den 
zeitigen  Kaufpreis,  den  der  Betreffende  jedoch  nicht  in  bar  zahlte, 
sondern  dem  Staate  nur  verzinste.  Mit  diesen  Zinsen  wurden 
die  andern  abgelöst.  Das  sollte  eine  Steigerung  des  Preises  der 
Gerechtigkeiten  hindern.  Die  alten  Bankgerechtigkeiten  blieben 
indessen  vererblich  nnd  veräufserlich,  die  neu  verliehenen  stellten 
nur  ein  zeitliches  Nutzungsrecht  gegen  die  Zahlung  des  Kanons 
dar.  Sobald  alle  alten  Gerechtigkeiten  abgelöst  waren,  hörte 
die  Zahlung  der  Abgabe  auf,   und  das  Gewerbe  war  frd..    Bis 
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hier  ist  das  genau  der  Ablösungsmodus,  den  Hofimann  1808  in 
seiner  Schrift^  vorgeschlagen  hatte.  Wer  nun  einen  Anspruch 
auf  Entschädigung  hatte,  mufste  ihn  anmelden,  sobald  jemand 
ohne  einen  solchen  gewerblich  mit  ihm  in  Konkurrenz  trat» 
Ansprüche,  die  nach  15  Jahren  oder,  eventuell  allgemein  gesagt^ 
nach  längerer  Zeit  nicht  angemeldet  waren,  wurden  für  erloschen 
erklärt  15  Jahre  war  nach  Analogie  der  längsten  Frist  für 
ElrfinduDgspatente  gewählt. 

§  24.   Die  Kritik  der  Hoffmannschen  Entwfirfe  und  die 
Brennschen  Entwflrfe. 

Hoffmann  hielt  die  Bestimmungen  beider  Entwürfe  für  un- 
vollkommen.  aber  doch  für  das  beste  nach  den  Umständen  Er- 
reichbare. Die  einzelnen  Verwaltungschefs,  denen  sie  zunächst 
zur  Begutachtung  vom  Staatsministerium  überwiesen  wurden, 
fanden  aber  doch  weit  mehr  Lücken  und  Mängel,  als  Hoffmann 
geglaubt.  Darüber  schrieb  Brenn',  er  hätte  sich  daher  genötigt 
gesehen,  eine  völlige  Umarbeitung  der  vorgelegten  Entwürfe  vor- 
nehmen zu  lastien,  wobei  die  Bedenken  der  einzelnen  Minister 
nach  Möglichkeit  berücksichtigt  worden  wären.  Diese  neuen 
Arbeiten  gingen  mit  einer  ausführlichen  erläuternden  Relation 
im  Oktober  1836  dem  Staatsministerium  zur  Beratung  zu,  welche 
vom  8.  Okt.  bis  12.  Nov.  1836  im  Plenum  stattfand.  Die  Ent- 
Schädigungsordnung  konnte  Brenn  erst  Ende  Dezember  1836 
fertigstellen  und  vorlegen. 

Diese  Entwürfe  wichen  sehr  erheblich  von  den  Hoffmann- 
schen ab  und  näherten  sich  äufserlich  wie  dem  Inhalt  nach  sehr 
dem  endgültigen  Gesetze.  Das  allgemeine  Gesetz  umfafste  185 
Paragraphen  und  war  in  8  Titel  eeteili  Der  erste  handelte  vom 
Gewerbetrieb  im  allgemeinen  und  den  f/rfordernissen  desselben, 
der  zweite  vom  selbständigen  Gewerbebetriebe  und  den  Be- 
dingungen zu  demselben,  der  dritte  von  den  gewerblichen  Ver- 
bindungen, der  vierte  von  den  Gewerb^enilfen  und  Lehr- 
lingen, der  fünfte  von  Umfang,  Ausübung  und  Verlust  der  Ge- 
werbebefugnisse ,  der  sechste  vom  Marktverkehr,  der  siebente 
vom  Gewerbetrieb  im  Umherziehen,  den  Brenn  neu  und  aus- 
führlich hatte  entwerfen  lassen,  weil  von  mehreren  Seiten  die 
Notwendigkeit  von  Reformen  auch  auf  diesem  Gebiete  hervor- 
gehoben wurde,  da  das  bestehende  Recht  nicht  für  die  ganze 
Monarchie  galt,  zerstreut  und  unbestimmt  war.  Der  achte  und 
letzte  Titel  Dehandelte  die  Taxen.  Dieser  Entwurf  entstand  in- 
folge der  von  den  einzelnen  Ressortchefs  und  dem  Staats- 
ministerium am  Hoffmannschen  Entwürfe  geübten  Kritik^. 

Es  fehlten  gänzlich  jegliche  Protokolle  über  die  von  Hoff- 

'  Das  Interesse  des  Menschen  und  Bürgers  u.  s.  w.  Königsberg  1808 
(anonym). 
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mann  in  der  Kommission  und  im  Staatsministerium  gehaltenen 
Vorträge,  ebenso  über  die  dadmxsh  yeranla(sten  Beratangen 
und  B^hlüsse,  aulser  den  wenigen  ob^Di  berücksichtigten  Be- 
merkungen ^  die  er  darüber  in  seinen  Motiven  machte.  So  war 
es  durchaus  zweifelhaft,  ob  und  wie  weit  überhaupt  förmliche 
Beschlüsse  des  Staatsministeriums  der  Hoffinannschen  Arbdt  za 
Grunde  lagen,  oder  ob  sich  sein  Entwurf  lediglich  auf  seinen 
eigenen  Ansichten  gründete.  Das  letztere  ist  nach  den  Akten 
und  der  Ähnlichkeit  der  Eommissionsarbeit  mit  den  damaligen 
Anschauungen  Hoffmanns  ^  wahrscheinlicher. 

Alle  Verwaltun^chefs,  welche  die  Entwürfe  begutachteten, 
halten  offenbar  die  Diskussion  über  die  Details  noch  keineswegs 
ftir  abgeschlossen  ,  denn  es  wurden  bei  der  Abstimmung  zu  fast 
ausnahmslos  allen  Paragraphen  materieUe  und  formelle  Anstände 
gemacht,  und  einige  der  wichtigsten  grundlegenden  Prindpien 
entweder  allgemein  abgelehnt,  oder  so  viel  Bedenken  dagegen 
geltend  gemacht,  dafs  sie  ohne  nähere  Beratung  und  BeschlulB- 
fassung  nicht  beibehalten  werden  konnten.  Brenn  hielt  sogar 
noch  nicht  einmal  fbr  ausgemacht,  ob  überhaupt  ein  allgemeines 
Gesetz  für  alle  Provinzen  hätte  entworfen  werden  sollen,  wie  es 
der  Hoffmannsche  Entwurf  ohne  jede  Motivierung  that  Nach 
dem  1830  festgestellten  Gesetzentwurf  sollte  die  Kommission  ihre 
Arbeit  lediglich  auf  die  Provinzen,  aufser  Westfalen  und  der 
Rheinprovinz,  zuschneiden.  Am  28.  August  1832  schlug  der 
Justizminister  Mühler  vor,  den  Ekitwurf  über  alle  Provmzen  aus- 
zudehnen. Erst  jetzt,  bei  den  letzten  Beratungen  über  die 
Kommissionsentwürfe,  hatte  sich  gegen  den  Vorschlag  des  Ge- 
heimen Rats  und  späteren  Ministers  für  Handel  und  Bauwesen 
Rother,  das  Gesetz  über  die  ganze  Monarchie  auszudehnen, 
kein  Bedenken  mehr  erhoben,  und  so  war  der  Brennsche  Ehit- 
wurf  dementsprechend  gedacht.  Brenn  hielt  das  auch  für  den 
Absichten  des  Königs  entsprechend,  der  in  Special^itscheidungen 
oft  unverkennbar  an  ein  allgemeines  Gesetz  gedacht  hatte.  Man 
erhob  dann  gegen  den  Entwurf  Hoffinanns  den  Tadel  mangelnder 
Vollständigkeit.  Das  Hausierwesen  und  der  Marktverkehr  waren 
darin  mehr  blofs  angedeutet  als  ausgeftihrt. 

Diesen  Mängeln  im  grofsen,  zu  denen  sich  noch  dne  ganze 
Reihe  minder  bedeutender  gesellte,  wollte  der  neue  Ekitwurf  des 
Polizeiministers  abhelfen.  Er  wollte  die  lediglich  im  Privat- 
interesse einzelner,  sowohl  physischer  als  moralischer  Personen 
bestehenden,  dem  freien  Gewerbebetrieb  hier  und  da  hinderlichen 
Umstände  entweder  gänzlich  beseitigen  oder  doch  möglichst  un- 
schädlich machen,  die  im  allgemeinen  Interesse  doch  notwendigen 
Beschränkungen  der  Gewerbefreiheit  aber  näher  feststellen,  die 
darüber  bestehenden  Vorschriften  vervollständigen,  verallgemeinem 
und   verändern.     E^  sollten   mithin  der  Zunftzwang,    die  Bank- 

^  conf.  auch  J.  G.  Hoffmann:  Die  Befugnis  sEum  Gewerbebetriebe 
u.  8.  w.  Berlin  1841.  Cr^r^nio 
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gerechtigkeiteD,  die  Berechtigungen  einzelner  Personen  und  Kor- 
porationen zum  ausschlierslichen  Betriebe  eines  Qewerbes  in  be- 
stimmten Distrikten,  die  Zwangs-,  Bann-  und  Krugverlagsrechte 
beseitigt  oder  doch  wenigstens  unschädlich  gemacht  werden. 
Hier  warf  man  der  Eommissionsarbeit  Mangel  an  Klarheit  ebenso 
wie  hinsichtlich  der  Entschädigungen  vor.  Der  Finanzminister 
Älvensleben  ftlhrte  in  seinem  Votum  aus,  alle  gewerblichen  Ebc- 
klusivberechtigungen ,  mit  Ausnahme  der  Bankgerechtigkeiten, 
wären  durch  die  verbesserten  Kommunikationsmittel  und  den 
lebendigen,  freien  Handelsverkehr,  besonders  aber  durch  Aus- 
dehnung des  Hausiergewerbes  zum  grofsen  Teil  schon  wertlos 
geworden.  Gewöhnlich  waren  sie  mit  Zwangs-  und  Bannrechten 
verknüpft,  flir  deren  Aufhebung  man  entschädigen  wollte.  Weil 
man  sie  schliefslich  doch  für  noch  nicht  ganz  entwertet  ansah, 
wurde  zur  Vermeidung  von  wirtschaftlichen  Erschütterungen,  wie 
bei  der  Aufhebung  in  den  alten  Provinzen  imd  den  ehemals 
französischen  Gebieten,  eine  allgemeine  Ablösung  in  Aussicht 
genommen.  Den  Gutsherrn  sollte  das  noch  vielfach  in  Kraft  be- 
findliche Recht,  g^n  bestimmte  Abgaben  Konzessionen  zum 
Betriebe  gewisser  Uewerbe  zu  erteilen,  gegen  Entschädigung 
entzogen  werden.  Ebenso  sollten  die  Zwangs-  und  Bannrechte 
gegen  Schadloshaltung  der  Besitzer  beseitigt  werden,  weil  da- 
durch die  Freiheit,  z.  B.  in  der  Anlage  neuer  Brauereien  und 
Brennereien,  vielfach  illusorisch  blieb. 

Hierin  wie  in  betreff  der  Ausnahmen  von  der  Gewerbe- 
freiheit aus  polizeilichen  Gründen  tadelte  man  den  Hoffmann- 
^hen  Entwurf  wegen  mangelnder  Schärfe.  Von  diesen  Ausnahme- 
bestimmungen gab  es  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie 
nur  sehr  wenige,  z.  B.  für  Feldmesser,  Bauhandwerker  und 
Buchhändler.  Der  neue  Entwurf  suchte  dem  unter  Vermeidung 
2U  grolser  Gebundenheit  abzuhelfen. 

Die  im  Kommissionsentwurf  für  den  selbständigen  Gewerbe- 
betrieb aufgestellten  Bedingungen,  besonders  die,  das  Bürgerrecht 
zu  gewinnen  oder  Gemeindemitglied  zu  werden,  hielt  man  für 
zu  scharf.  Danach  wären  nämlich  bei  der  bestehenden  Städte- 
verfassung  viele  vom  Gewerbebetrieb  ausgeschlossen  worden, 
•deren  Ausschlufs  gar  nicht  beabsichtigt  sein  konnte.  Nach  der 
Städteordnung  von  1808  entzog  man  dem,  der  die  bürgerlichen 
Ehrenrechte  nicht  besafs,  das  Recht  zum  Gewerbebetrieb  und 
clas,  Grund  und  Boden  in  der  Stadt  tu,  besitzen.  Verlor  einer 
•die  Ehrenrechte,  so  wurde  sein  Grundbesitz  meist  subhastiert 
und  ihm  der  Gewerbeschein  genommen.  Da  die  Städte  darin 
zu  streng  verfuhren,  hatte  der  König  am  25.  August  1822  ver- 
ordnet, diese  Ausschlielsung  sollte  sich  in  Zukunft  nur  auf  die 
Ehrenrechte,  namentlich  auf  das  der  Teilnahme  an  den  Wahlen 
und  Beratungen  der  Bürgerschaft  und  das  der  Wählbarkeit  zu 
Kommunalämtem    erstrecken^.       Soweit    das    Büigerrecht   also 

'  R  74  K  Vm  Gen.  M  23.    Ges.-Samml.  S.  206.Digii^edbyGoOgle 


208  -       xvn  4. 

die  Zulassung  ssam  Gewerbebetrieb  betraf,  konnte  es  deshalb 
keinem  vorenthalten  werden.  Der  neue  ükitwurf  hielt  auch  die 
Bedingung  des  rechtlichen  Lebenswandels  iUr  nicht  ratsam,  weil 
bis  dahin  zu  keiner  Zeit  streng  darauf  gesehen  wurde.  Dagegea 
stimmte  er  darin  mit  Hofimann  überein,  doch  den  selbständigen 
Gewerbebetrieb  von  dem  Besitze  der  bürgerlichen  Ehre  abhängig 
zu  machen.  Nach  der  revidierten  Städteordnung  vom  17.  Mars 
1831  (§  17)  bestand  für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  weder  die 
Berechtigung  noch  die  Verpflichtung  zum  Erwerb  des  Bürger- 
rechts. Erst  bei  einem  gewissen  bedeutenden  Umfang  des  Be- 
triebes mufste  es  erworben  werden.  Mit  Hoffmanns  Bestim- 
mungen wären  aber  die  städtischen  Schutzverwandten  und  viel- 
fach auch  Landhandwerker  vom 'Gewerbebetriebe  ausgeschlossen 
worden;  wo  die  Städteordnung  von  1808  galt,  durften  danach 
gewisse  städtische  Gewerbe  nur  von  Bürgern  betrieben  werden. 
Jetzt  mufsten  alle  Ausnahmen  fallen,  weil  jeder  Unterschied 
zwischen  Stadt  und  Land  betreffs  des  Gewerbebetriebs  endgültig^ 
und  überall  beseitigt  werden  sollte.  Bei  der  Zulassung  zu  Ge- 
werben sollte  nicht  mehr  darauf  geachtet  werden,  ob  dasselbe 
nach  der  Verfassung  nur  den  Bürgern  oder  auch  den  Schutz- 
verwandten zustand.  Davon  ging  denn  auch  §  20  der  All- 
gemeinen Gewerbeordnung  aus. 

Man  tadelte  femer,  daCs  Hoffmann  als  weitere  Bedingung 
einen  festen  Wohnsitz  verlangte,  weil  dadurch  der  gleichzeitige 
Betrieb  eines  oder  mehrerer  Gewerbe  an  verschiedenen  Orten  in 
Filialen  und  dergleichen  verhindert  wurde.  Andere,  den  Ver- 
fassern des  neuen  Entwurfs  notwendig  erscheinende  allgemeine 
Bedingungen  für  Ehefrauen,  Staatsbeamte,  Soldaten  und  ähn- 
liches hatte  Hoffmann  ganz  ausgelassen.  Der  §  19  des  Gesetzes 
vom  2.  Nov.  1810  regelte  das  zwar,  galt  aber  doch  nicht  ftir 
die  ganze  Monarchie.  Betreffs  der  tedinischen  Prüfungen  hatte 
Hoffmann  nur  auf  frühere  Verordnungen  hingewiesen.  Der 
neue  Entwurf  nahm  darüber  genaue  Bestimmungen  auf,  zog 
aber  den  Behörden  betreffs  der  Gewerbe,  welche  nicht  von  einer 
Prüfung,  sondern  von  anderen  besonderen  Bedingungen  ab- 
hineen,  hinsichtlich  der  Art  und  Weise,  wie  sie  sicn  von  dem 
Vornandensein  der  EIrfordemisse  und  Bedingungen  überzeugen 
könnten,  nicht  zu  enge  Schranken. 

Hoffmann  hatte  auch  nichts  über  die  Art  der  Beschrän- 
kungen einzelner  Gewerbe  gesagt,  man  war  jetzt  darüber  änig 
geworden,  es  sollten  nur  solche  beschränkenden  Bedingungen* 
angestellt  werden,  welche  entweder  durch  die  örtliche  L^ge 
der  Betriebsstätte  oder  durch  ungeschickten  Betrieb  oder  schließ- 
lich durch  UnZuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  sitdicher 
Beziehung  im  Interesse  des  allgemeinen  Wohls  nötig  erschienen. 
Der  Gemeindeleitung  wurden  dabei  nicht  zu  grofse  Befngnisse  ge- 

Sben,  weil  sie  leicht  subjektiv  beeinflufst  sein  konnte.   Man  steUte 
her,  wie  die  Gesetze  vom  2.  Nov.  1810  und  7.  Sept*  ISlLj  eine 
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Beihe  von  Ausnahmen  spedell  auf,  um  späteren  Schwierigkeiten 
vorzubeugen.  Für  die  Oast-  und  SchankwirtBchaft  auf  dem 
platten  Lande  hatte  eine  ELabinettsordre  vom  7.  Februar  1885  ^ 
nähere  Bestimmungen  aufgestellt,  sogar  Beschränkungen ,  die 
Lage  und  Einrichtung  der  Lokalitäten  betreffend,  emtreten  lassen. 
Die  letzteren  dehnte  der  neue  Entwurf  auch  auf  Tanz-  und 
Fechtböden  aus,  und  mit  ihm  das  endgültige  Gesetz  (in  §  40). 
Den  Qewerbebetrieb  mit  verbrauchssteuerpflichtigen  Gegen- 
ständen in  Grenzbezirken  machte  die  Zoll-  und  Verbrauchs- 
steuerordnung vom  26.  Mai  1818  (§  17)  von  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  der  Provinzialsteuerdirektion  abhängig.  Dies,  wie 
die  ähnlichen  Bestimmungen  über  den  Gewerbeverkehr  in  Grenz- 
zollbezirken, und  in  der  Nähe  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtiger 
Orte  behielt  der  neue  Ilntwurf  und  mit  ihm  die  Allgemeine 
Gewerbeordnung  bei  (§  41), 

Materiell  stellte  die  Brennsche  Vorlage  auch  schon  fast  die- 
selben Bestimmungen  wie  das  schlieisliche  Gesetz  über  solche 
gewerblichen  Anlagen  auf,  welche  einer  besonderen  polizeilichen 
enehmigung  bedurften,  weil  sie  die  Nachbarschaft  gesundheit- 
lich gefährdeten  oder  durch  unangenehmes  Geräusch,  üble  Aus- 
dünstungen u.  s.  w.  belästigten.  Auch  die  französische  Gesetzgebung 
hatte  in  dieser  Rücksicht  ^schränkungen  eintreten  lassen,  die  man 
bei  der  Feststellung  dieses  Entwurfes  l^nutzte.  Mit  Bezug  auf  die 
Anlage  von  Dampfmaschinen  und  Dampfentwicklem  verwies  man 
im  ^twurf  wie  im  Gesetz  (§  27  ff.)  auf  die  bestehenden  Be- 
stimmungen ^.  Die  Berechtigung  zum  Betriebe  mancher  Gewerbe 
hatten  schon  die  Gesetze  vom  2.  Nov.  1810  und  7.  Sept  1811 
von  dem  Nachweb  besonderer  Eigenschaften  abhängig  gemacht 
Darüber  hatte  man  eingehend  b^ten,  und  dabei  kamen  die- 
selben Gesichtspunkte  wie  bei  der  Gesetzgebung  von  1810  und 
1811    zur   Sprache.     £]s  wurde  im  Entwurf  ausdrücklich   aus- 

feftlhrt,  bei  welchen  Gewerben  des  EIrziehungs- ,  Bildungs-  und 
Jnterrichtswesens,  der  Gesundheits-  und  Rechtspflege,  des  Bau- 
wesens, der  Flufs-  und  Seeschiffiihrt  u.  s.  w.  ein  wissenschaft- 
licher Befähigungsnachweis  gefordert  werden  sollte;  inwiefern  eine 
wissenschaftliche  oder  meist  sittliche  Qualifikation  für  den  Ge- 
werbebetrieb bei  Personen  verlangt  weiden  sollte,  die  des  öffent- 
lichen Vertrauens  bedürfen,  oder  die  durch  unlauteren  Geschäfts- 
betrieb die  öffentliche  Ordnung,  Sittlichkeit  und  Sicherheit  be- 
sonders gefährden.  Diese  Gewerbe  ftlhrte  man  namentlich  auL 
Das  puUizierte  Gesetz  erweiterte  dieses  Verzeichnis  noch  um 
einiges  (§§  42  ff.). 

Der  Ekitwurf  glaubte  alle  die  angeftihrten  Ausnahmen,  die 
mehr   oder   weniger  schon   in   den    einzelnen  Landesteilen   be- 


1  Ges-Samml.  S.  18. 

«  K.-O.  vom  1.  I.  ond  13.  X.  1881. 

Forschungen  XYII  4.  -  Roehl. 
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standen,  machen  zu  müssen,  obwohl  er  im  Prindp  die  Gewerbe- 
freiheit festhielt.  Über  die  Beibehaltung  oder  Abschaffiing 
einzelner  hier  und  da  geltender  Einschränkungen  der  IMheit 
beriet  man  eingehender.  Für  die  Erteilung  von  Eonzessionen 
zur  Schankwirtschaft  und  zum  Kleinhandel  mit  Getränken  hatte 
die  schon  erwähnte  Kabinettsordre  vom  7.  Februar  1835  be- 
schränkende Bestimmungen  aufgestellt,  wonach  auf  dem  Lande  die 
Erlaubnis  nur  bei  offenoarer  Nützlichkeit  und  erwiesenem  Be- 
dürfnis gegeben  werden  sollte.  Dabei  wollte  man  stehen  bleiben. 
Eine  spätere  Kabinettsordre  vom  21.  Juni  1844  übertrug  diese 
Bestimmung  auch  auf  die  Städte  \  imd  die  Allgemeine  Gewerbe- 
ordnung behielt  in  der  That  diese  beiden  Verordnungen  bei  (§  55). 
Für  den  Apothekerbetrieb  war,  auch  wenn  der  Bewerbor 
sonst  qualifiziert,  noch  der  Besitz  eines  Realprivilegs  oder  einer 
persönhchen  Konzession  erforderlich.  Das  Eldikt  vom  7.  Sept 
1811  regelte  die  Apothekerfrage  nicht,  und  da  die  freie  Kon- 
kurrenz auf  diesem  Gebiete  unzulässig  erschien,  trugen  Sack^ 
Schuckmann  und  Heydebreck  gleich  nach  Erlafs  des  Gewerbe- 
polizeiedikts auf  beschleunigte  Emanation  von  näheren  Be- 
stimmungen hierüber  wie  über  die  Abdeckerei  an.  Für  die 
Apotheker  erging  denn  auch  die  Verordnung  vom  21.  Oktober 
1811^,  welche  es  bei  den  Bestimmungen  des  £idiktes  vom 
7.  Sept.  1811  beliefs,  nur  die  Gewährung  eines  Gewerbescheines 
in  Städten,  Dörfern  und  Flecken  ausschliefslich  vom  Bedürfnis 
abhängig  machte,  und  als  zureichenden  Grund  dazu  bedeutende 
Volksvermehrung  oder  beträchtliche  Erhöhung  des  örtlichen 
Wohlstandes  aufstellte  ®.  Die  Erledigung  der  Abdeckerangelegen- 
heit lehnte  Hardenberg  damals  als  weniger  dringend  fürs  erste 
ab.  Bei  den  Beratungen  zu  diesem  Entwürfe  erklärte  sich 
Alvensleben  für  die  Freiheit  in  der  Anlegung  von  Apotheken 
flir  alle  Qualifizierten.  Der  Entwurf  wollte  aber  nach  der  über- 
wiegenden Meinung  wegen  des  sehr  hohen  Preises  der  Beal- 
berechtiguiigen  den  alten  Zustand,  jedoch  vorbehaltlich  der  Re- 
vision, beibehalten. 

Privatrechtlich  war,  wie  gezeigt,  der  Bau  von  Wind-  und 
Wassermühlen  beschränkt.  Es  durfte  durch  Neuanlagen  den 
vorhandenen  Müllern  nicht  Wind  oder  Wasser  entzogen  werden 
oder  irgend  eine  Benachteiligung  der  Benachbarten  stattfinden. 
Aufserdem  bestanden  aus  gewerblichen  Rücksichten  ftü:  die  Er- 
richtung von  Getreidemühlen  Einschränkungen.  Da  das  all- 
femeine  Gewerbegesetz  sich  trotz  der  fortwährenden  Ver- 
eifsungen  immer  länger  hinausschob,  hatte  auf  die  Anträge 
der  brandenburgischen   und  pommerschen  Provinzialstände  eine 


'  Oe8.-Samml.  8.  214. 
3  Ges.-Samml.  S.  859. 

"  R  74  K  VIII  betr.  die  polizeilichen  Yerh&ltnifise  der  Gewerbe  über- 
haupt u.  8.  w.  M  23.  r^^^^T^ 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVn  4.  211 

Eabinettsordre  vom  23.  Okt.  1826 '  die  im  Edikt  Yom  28.  Okt. 
1810  ausgesprochene  Freigebung  des  Mühlenetablissements  be- 
schränkt. In  den  Provinzen,  wo  das  Mtthlenbefreiungsedikt  von 
1810  galt,  sollte  hiernach  die  Landespolizeibehörde  den  Bau  oder 
die  Veränderung  jeder  ganz  oder  teilweise  auf  fremde  Mahleäste 
berechneten  Mühle  untersagen,  wenn  eine  vorherige  polizefliche 
Ermittlung  ergab,  daft  die  in  der  Gegend  schon  vorhandenen 
Mühlen  für  das  Bedürfnis  ausreichten.  Die  Absicht  des  Königs 
war  dabei,  fUr  die  vormals  Zwangsberechtigten  weitere,  aus  un- 
gehinderter Konkurrenz  hervorgehende  Verluste  abzuwenden.  Diese 
Bestimmung  kam  aber  in  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  und 
Westpreufsen  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  niemals  ein 
Mahlzwang  bestanden  hatte.  Unter  anderem  war  für  das  Herzog- 
tum Sachsen  eine  materiell  gleiche  Verordnung  durch  die 
Kabinettsordre  vom  30.  Juni  1823  eingetührt  worden.  Wo  in 
der  Rheinprovinz  französisches  Recht  galt,  und  wo  im  Osten  das 
Gesetz  vom  29.  März  1808  in  Geltung  war,  blieb  aber,  soweit 
nicht  die  obigen  privatrechtlichen  Rücksichten  das  einschränkten, 
die  Mühlenanlage  frei.  Deshalb  hob  der  Entwurf  und  mit  ihm 
das  endgültige  Gesetz  (§  38)  die  Einschränkung  wegen  des  Be- 
dürfnisses auf,  weil  bei  der  Erörterung  der  Bedürfnisfrage  doch 
stets  die  individuelle  Anschauung  entschiede. 

Für  die  Anlegung  neuer  Brauereien  und  Brennereien  auf 
dem  Lande  hatte  die  Kommission  unter  Hofimann  die  Grund- 
wertbedingung nach  dem  Gesetz  vom  7.  Sept.  1811  nur  für 
Brauereien,  aus  landwirtschaftlich- technischen  Gründen,  beibehalten 
wollen.  Bei  den  Beratungen  zum  neuen  Entwurf  erklärte  man 
sich  dagegen,  weil  die  Verbindung  der  Landwirtschaft  mit 
Brauereien  und  Brennereien  nicht  beizubehalten  wäre,  da  dann 
das  eine  oder  das  andere  vernachlässigt  würde.  Es  würden  sich 
auch  doch  nur  vermögende  Personen  dauernd  diesen  Gewerben 
mit  Vorteil  zuwenden  können,  und  schliefslicb  hätten  sich  in 
den  Gebieten,  wo  das  Gesetz  vom  7.  Sept.  1811  nicht  galt,  bei 
der  Freiheit  keine  Nachteile  gezeigt.  So  gab  der  Entwurf  und 
nach  ihm  das  Gesetz  (§  39)  den  Betrieb  der  Getränkefabrikation 
auf  dem  Lande  jedermann  frei. 

Das  schon  berührte  Abdeckereigewerbe  war  vor  1810  nirgends 
frei,  sondern  fand  auf  Realberechtigungen  oder  persönliche  Kon- 
zessionen hin  statt  und  war  in  Bezirken  abgegrenzt.  Das  Gesetz 
vom  2.  Nov.  1810  beseitigte  alle  ausschliefslichen  Gewerbe- 
berechtigungen, also  auch  diese.  Als  nicht  dringlich  schob  man, 
wie  erwähnt,  die  im  Gewerbepolizeiedikt  vorbehaltene  Regelung 
der  Abdeckerfrage  auf,  und  vertröstete  die  sich  über  den  Verlust 


1  Ge8.-Saminl.  S.  108.  Vgl.  die  Behandlung  dieser  Fra^e  bis  1826 
weiter  oben.  £b  werden  hier  überhaupt,  wie  oben,  nur  die  Hauptfragen 
eingehender  behandelt,  und  dabei  wira  meist  an  die  Darlegungen  ois  1825 
im  vorigen  Kapitel  angeknüpft.  t^r^r^^]^ 
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ihrer  ausschliefalichen  Oerechtsame  beBchwerdenden  Abdecker 
darauf^.  Diese  Regelang  erfolgte  aber  bis  1845  nicht  De  jure 
erkannte  man  die  Exklusiv-  und  Zwangsrechte  der  Abdecker 
weiter  an',  und  de  facto,  wie  die  Relation  hervorhob,  bestand 
die  Ausschliefslichkeit  fast  überall  wegen  des  mit  diesem  Ge* 
werbe  verbundenen  Makels,  selbet  wo  die  westftlische  Oesetz- 
gebunff  galt.  Es  ist  jedoch  hervorzuheben,  dals  sich  eine  ganse 
Anzahl  von  Beschwerden  über  das  selbständige  EtabUssement 
von  Abdeckereehilfen  in  den  Akten  befinden '.  Im  Jahre  1816 
bestand  die  Absicht,  diese  Ausschliefsungsrechte  au&uheben,  bei 
der  Verschiedenheit  der  Regierungsgutachten  darüber  nahm  man 
aber  davon  Abstand.  Deshalb  und  weil  die  dann  notwendigen 
Entschädigungen  nicht  gering  gewesen  wären,  änderte  auch  der 
Entwurf  nichts  an  dem  bestehenden  Verhältnis.  Das  endgültige 
Gesetz  (§§  45.  46)  rechnete  die  Abdecker  unter  die  Gewerbe- 
trabenden,  welche  einen  behördlichen  Beäüii^ungsnachweb  zu 
erbringen  hatten^.  Zu  Neuanlagen  muCste  die  Genehmigung 
der  Regierung  eingeholt  (§§  27,  28),  und  es  konnten  den  Ab- 
deckern Taxen  vorgeschrieben  werden  (§92). 

Bei  den  Beratungen  über  den  Hoffmannschen  Ekitwurf 
wünschte  das  PoUzeidepartement  die  Kehrbezirke  der  Schornstein- 
feger aufgehoben  und  die  Zwangsrechte  der  Meister  beseitigt  zu 
senen.  Das  Gesetz  vom  7.  Sept  1811  hatte  infolge  vieler  Be- 
schwerden ,  welche  die  Mängel  der  Gewerbefreiheit  auf  diesem 
Gebiete  ergaben,  aus  polizeilichen  Gründen,  und  weil  die  Schorn- 
steinfeger für  die  ordentliche  Ausübung  ihres  Handwerks  ver- 
antwortlich waren,  die  Eehrbezirke  beibehalten.  Die  Ausl^ung 
dieses  Paragraphen  machte  später  Schwierigkeiten,  und  man  be- 
schlofs,  die  Kehrbezirke  nur  da  bestehen  zu  lassen,  wo  sie 
schon  1811  vorhanden  waren.  So  lehnte  man  die  Gesuche 
um  Neuansetzung  und  dementsprechend  um  Teilung  der  Kehr« 
bezirke  ab.  Im  übrigen  behielten  die  Hausbesitzer  aber  die 
freie  Wahl  zwischen  den  geprüften  und  konzessionierten  Meistern 
und  waren  nur  verpflichtet,  der  Polizeibehörde  von  ihrer  Auswahl 
Anzeige  zu  machen.  Diesen  Modus  hatten  Bülow  und  Schuck- 
mann  am  18.  Februar  1822^,  indem  sie  die  Nützlichkeit  der 
Schornsteinfeger -Zwangsbezirke  ftlr  noch  sehr  zweifelhaft  er- 
klärten, dem  Staatskanzler  auf  dessen  Anfrage  als  Bestes  ftir 
die  ganze  Monarchie  vorgeschlagen.  Als  1830  eine  Teilung  des 
Ministeriums  des  Innern  stattfand,  entstanden  wieder  Meinungs- 
verschiedenheiten. 1834  kam  man  überein,  die  Zwangsbezirke 
da  beizubehalten,  wo  sie  bei  der  Emanation  des  Gesetzes  vom 
7.  Sept.  1811  bestanden;  den  Schornsteinfegern  und  Hausbesitzern 

'  R  74  K  Vin  a.  a.  0.  M  23  und  R  74  K  IX  M  36. 

*  vgl.  auch  Rönne,  Gewerbepolizei  I  8.  171. 
»  R  74  K  VIII  M  28  hauptsächUch. 

*  Könne  II  S.  114. 

»  R  74  K  VIII  R.  a.  O.  M  23  und  Rönne  I  S.  177.  iTTÖ^^M^ 
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aber  kein  Widemprachsrecht  gegen  Veränderungen  und  Ver- 
kleinemngen  der  Kehrbezirke  zu  ^ben,  und  der  Polizeibehörde 
das  Recht  zu  Terleihen,  nachlässigen  Meistern  den  Bezirk  zu 
nehmen,  und  ihn,  von  mehreren  Bewerbern  bei  im  ttbrieen 
gleicher  Qualifikation,  dem  die  billigsten  Bedingungen  SteUenaen 
zu  übertragen^.  Nach  sorg&ltigen  Beratungen  dieser  Frage  im 
Staatsministerium  nahm  der  Entwurf  unter  einigen  Beschrän- 
kungen die  Vorschläge  der  beiden  genannten  Minister  auf.  Dem 
schlofs  sich  die  Allgemeine  Gewerbeordnung  (§  56)  mit  geringen 
Änderungen  an. 

Weitaus  wichtiger  als  die  eben  erörterten  Fragen,  die  als 
von  sekundärer  Bedeutung  bei  der  Behandlung  bis  1825  im 
vorigen  Kapitel  vernachlässigt  wurden,  um  sie  hier  im  Zusammen- 
hang zu  geben,  waren  die  Bestimmungen  der  Brennschen  Vor- 
lage über  die  Verhältnisse  der  Innungen.  Auch  hier  erklärte 
man  den  Hoffmannschen  Entwurf  fbr  verbesserungsbedürftig. 
Wie  erinnerlich,  hatte  dieser  nach  ausdrücklichen  Beschlüssen 
des  Staatsministeriums  bestimmt,  die  bestehenden  Innungen  sollten 
unverändert  bleiben  und  auch  hinsichtlich  ihrer  Mitglieder  keinen 
Änderungen,  aufser  denen,  die  das  Gesetz  ausdrücklich  verlanete, 
unterworfen  sein.  Die  Teilnahme  an  gewerblichen  Vereinen  sollte 
nicht  Bedingung  des  selbständigen  Gewerbebetriebes  sein,  und 
keiner  daran  gehindert  werden  können,  der  den  Bedingungen 
des  Gesetzes  genügte.  Diese  Bestimmungen  waren  angestellt 
worden,  obwohl  die  Provinziafaregierungen  wiederholt  anregten, 
alle  bestehenden  Vereine,  mit  Ausnahme  der  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  7.  September  1811  gebildeten,  sofort  gänzlich  aufzu- 
lösen, um  so  die  Bildung  neuer  zweckmäfsigerer  Korporationen 
zu  erleichtem.  Wenn  nun  dementsprechend  ihre  Beibehaltung 
als  wirkliche  Korporationen  und  nicht  blofs  als  Privatgesellschaften 
wirklich  beschlossen  werden  sollte,  so  erklärte  man  gel^endich 
des  neuen  Entwurfes  solche  Bestimmungen  für  durchaus  not- 
wendig, welche  die  Auflösung  dieser  alten  Vereine  ermöglichten ; 
denn  die  Beibehaltung  derselben  hatte,  wie  gezeigt,  manche  In- 
konvenienzen  zur  Folge  gehabt.  Neue  Korporationen  konnten 
deshalb  nur  sehr  vereinzelt  entstehen,  und  man  sah  darin  auch 
eine  Hauptursache  der  zahhreichen  Klagen  über  die  Gewerbe- 
fireiheit. 

Es  herrschte  die  gröfste  Feindschaft  zwischen  zünftigen  und 
freien  Gewerbetreibenden.  Die  gemeinsamen  gewerblichen  Inter- 
essen waren  gespalten.  Den  freien  Handwerkern  wurden  be- 
treffs der  Lehrzeit,  der  Freisprechung  von  Lehrlingen,  der  Ge- 
sellenhaltung und  beim  Etablissement  die  grölsten  Hindemisse 
in  den  Weg  gelegt.     Für  eine  Hauptschwierigkeit  hielt  man  bei 


1  Immediatbericht  der  beiden  Minister  des  Innern  vom  19.  III.  1835 
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den  Beratungen  zu  dem  Entwurf  des  PolizeiminiBters,  dafs  so 
viele  Personen  ohne  eehörige  Mittel  und  Erfahrungen  einen  Qe- 
Werbebetrieb  selbständig  anfingen,  verarmten  und  den  Gemeinden 
zur  Last  fielen,  obwohl  man  anerkannte,  diese  Erscheinung  mttlate 
noch  andere  Ursachen  haben  als  blofs  die  Beibehaltung  der  firüheren 
Zttnfte.  Sonst  meinte  man  nicht  erklären  zu  können,  dafs  in  den 
Landesteilen  mit  viel  unbeschränkterer  Gewerbefi-eiheit  und  gleich- 
zeitiger Aufhebung  aller  Zünfte  im  Westen  der  Monarchie  Verhältnis- 
mäfsig  weit  weniger  Klagen  über  nachteiUge  Folgen  der  Ge- 
werbefireiheit  geführt  wurden  als  in  den  alten  Provinzen.  Man 
hob  hervor,  die  Zeit  hätte  zwar  auch  hier  schon  heilend  gewirkt 
und  den  schroffen  Gegensatz  zwischen  Zünftigen  und  Unztlnftigen, 
besonders  in  den  grofsen  Städten,  gemildert,  aber  zu  diesem  Aus- 
gleich der  Gegensätze  hätten  wesentlich  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  7.  September  1811  beigetragen,  nach  denen  die 
Gewerke  auf  einen  Maioritätsbeschluls  der  Mitglieder,  aber  audi 
auf  Beschlufs  der  Landespolizeibehörde  aufgelöst  werden  konnten. 
Manche  Gewerke  hatten  davon  Gebrauch  gemacht,  namentlich 
wenn  eine  neue,  zweckmäfsigere  Korporation  gebildet  werden 
sollte;  auch  die  Landespolizeibehörde  nicht  s^ten,  wenn  die 
Zünftigen  gemeinschädliche  Bestrebungen  verfolgten  ^.  Mit  Recht 
beftirchtete  man  wohl  ähnliche  Erscheinungen  des  Konkurrenas- 
neides  bei  Beseitigung  der  alten  Verfassung  in  den  neuen  Ge- 
bieten, wie  ehemab  in  den  alten,  und  hielt  daher  die  Auflösungs- 
bestimmung  des  Gewerbepolizeigesetzes  fest,  wie  sie  wenig  modi- 
fiziert die  Allgemeine  Gewerbeordnung  aufnahm. 

Was  der  Kommissionsentwurf  über  die  Bildung  der  neuen 
Korporationen  aufstellte,  hatte  Hofimann  nach  seinen  Motiven 
auf  Grund  von  Beschlüssen  im  Staatsministerium  ausgearbeitet 
Alvensleben  und  Brenn  hielten  den  ErlaCs  solcher  Bestimmunsen 
ftbr  nicht  dringlich.  Materiell  erhob  sich  aber  gegen  jene  ^r- 
schlafe  im  allgemeinen  kein  Widerspruch.-  so  dab  sie  mit  redak- 
tionellen Änderungen  im  einzehien  beibehalten  wurden.  Hofimann 
wollte  die  neuen  Korporationen  zu  Instituten  für  Erzeugung  des 
Gemeingeistes,  des  gewerblich  technischen  Fortschrittes  und  zu 
Unterabteilungen  der  Gemeinde  machen.  Brenn  wollte  ihnen 
von  vornherein  nicht  politische  Bedeutung  geben,  weil  die  alten 
Zünfte  diese  keineswegs  zum  Vorteil  der  Gemeinden  besessen 
hätten,  und  weil  damit  der  Keim  zu  innem  Zerwürfnissen  in  der 
Gemeinde  gelegt  würde. 

Die  Festlegung  der  Mindestzahl  von  24  Gewerbetreibenden 
zur  Begründung  emer  Korporation  wurde  von  mehreren  Seiten 
bei  den  Beratungen  angegriffen,  obwohl  auch  Hofimann  schon 
einigen  Spielraum  darunter  und  darüber  lassen  wollte^  damit  das 
Vereinsleben  nicht  nur  bei  den  allgemeinsten  zahlreich   besetzten 


*  Wie  weit  das  geschah,  ist  oben  Rezeigt. 

^  ^  ©         ©  Digitizedby 


Google 


XVn  4.  215 

Handwerken  entstände.  Man  einigte  sich  aus  diesem  Grande 
schlierslich  auf  „eine  gröfsere  2jahl".  Nähere  Bestimmungen 
sollten  den  Instruktionen  tiberlassen  bleiben,  wie  man  überhaupt 
im  Gesetz  möglichst  wenig  detaillieren,  sondern  deigleichen  immer 
Instruktionen  überlassen  wollte.  Die  Hoffinannschen  Bedingungen 
ftür  die  Aufiaahme  in  diese  Vereine  tadelte  man  als  unklar.  Der 
Entwurf  hielt  die  Forderung  des  vollen  Besitzes  des  städtischen 
BttrgerrechtB  und  der  damit  verbundenen  Ehrenrechte  ftir  uner- 
läfslich,  wenn  die  Korporationen  nicht  schon  im  Anfang  durch 
den  Zutritt  ärmlicher  und  unbedeutender  oder  des  Bürger- 
rechts unwürdiger  Personen  herabgedrückt  werden  sollten.  Diese 
IVage  fahrte  in  den  Staatsratsverhandlungen  noch  zu  scharfen 
Erörterungen.  Jede  sonstige  Norm  über  den  Besitz  der  Ge- 
meindemitgliedschaft unterliefs  man  als  überflüssig,  weil  man 
in  den  ganz  wenigen  Fällen,  wo  neue  Eorporationsbildungen 
aulserhalb  der  Städte  vorkämen,  Spedalentscheidungen  treffen 
könnte.  Die  Forderung  der  Unbescholtenheit  hielt  man  fest, 
obwohl  nach  Brenns  Meinung  die  beiden  Städteordnungen  aus- 
reichend strenge  Bestimmungen  über  Bürgerrecht  und  Ehren- 
rechte enthielten.  So  machte  man  in  erster  Linie  den  vollen 
und  uneingeschränkten  Besitz  des  Bürgerrechts  zur  conditio  sine 
qua  non  für  die  Aufnahme  in  die  Vereine,  —  den  Namen 
Innung  oder  Zunft  vermied  man  ängstlich  — ,  dann  aber  auch 
den  Befähigungsnachweis.  Jedoch  sollte  der,  welcher  eine  be- 
hördliche Prüfung  gemacht  hatte,  von  jedem  ferneren  Nachweis 
vor  den  Korporationen  entbunden  sein.  Ebenso  der,  welcher 
als  Künstler  bei  der  Akademie  der  Künste  eingeschrieben  war. 
Die  Bedingungen  eines  guten  Rufes  und  gänzlicher  Unbe- 
scholtenheit sollten  den  Statuten  überlassen  bleiben.  In  den  bis- 
her g^ebenen  Kaufmannsstatuten  der  grofsen  Städte  war  das  auch 
als  Bedingung  gefordert,  aber  nicht  in  dem  mehrfach  erwähnten 
Statut  der  Grüneberger  Tuchmacher  vom  21.  November  1813. 
Brenn  wollte  gern  den  alten  Magistratsbeisitzer  der  Reichs- 
polizeiordnung von  1731  wieder  eingeftihrt  sehen.  Die  ver- 
liehenen Kaufmannsstatuten  enthielten  davon  nichts,  wohl  aber 
das  Grüneberger  Tuchmacherstatut.  Der  Entwurf  emp&hl  diese 
Einrichtung  daher  als  nützlich  und  überliefs  das  Nähere  den 
Statuten.  Auf  Brenns  Vorschlag  legte  man,  als  ratsam  und 
unbedenklich,  im  Entwürfe  den  Korporationen  die  ausdrückliche 
Verbindlichkeit  auf,  Veranstaltungen  zur  besseren  Ausbildung 
von  Gesellen  und  Lehrlingen  zu  treffen.  Die  Behörden  sollten 
dafür  den  örtlichen  Umständen  angemessene  Anweisungen  er- 
teilen und  die  Korporationen  dafür  die  Kosten  aus  eigenen 
Mitteln  bestreiten.  Zur  Begründung  hatte  der  Gewerbemimster 
Schuckmann  bemerkt,  die  alten  Korporationen  hätten  sich  über- 
lebt, weil  sie  sich  darauf  beschränkten,  äulserliche  Formen 
festzuhalten  und  die  Subsistenz  ihrer  Mitglieder  zu  sichern.  Die 
neuen  Korporationen  würden  entweder  demselben  Schick8a^(j^-^ 
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fallen  oder  nur  die  Interessen  schmatzigen  Eigennutzes  verfolgeii, 
wenn  sie  nicht  die  zeitgemäfse  Verbesserung  ihres  Gewerbe- 
betriebes und  die  zweckmäfsige  Vorbildung  der  heranwachsenden 
Mitglieder  zu  ihrem  künftigen  Berufe  als  erhaltendes  und  be- 
lebendes Princip  in  ihre  innere  Verfassung  aninähmen  und  als 
einen  Hauptzweck  ihres  Daseins  verfolgten.  Nicht  minder  solltoi, 
wie  es  schon  Hoffinanns  Gedanke  war,  die  neuen  Korporationen 
die  Ausbildung  eines  kräftigen  Qemeingeistes  befördern.  Diese 
fruchtbaren  Gedanken  hielt  man  fest,  auch  das  endgültige  Gesetz 
sprach  sie  bestimmt  und  klar  aus. 

Die  Hoffmannschen  Normen  über  das  Gehilfen-  und  Lehr- 
lingswesen erfuhren  bedeutende  Änderungen.  Um  Mifsbräuchen 
in  der  Lehrlingshaltung  vorzubeugen,  sollten  den  Ortsbehörden 
eine  Reihe  von  Aufsichtsbefugnissen  eingeräumt  werden.  Der 
Entwurf  deutete  das  aber  nur  an  und  wollte  das  Nähere  be- 
sonderen Instruktionen  überlassen.  Den  Behörden  sollte  auch 
die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  auf  Sittlichkeit  und  Bildung 
der  Ldirlinge  und  Gehilfen  zu  achten.  Hierin  blieb  aber  auch 
dieser  Entwurf  noch  sehr  gegen   das   publizierte  Gesetz  zurück. 

Über  Hoffmanns  absomtes  Verbot  der  Vereinigungen  der 
Gesellen  oder  Lehrlinge  gingen  die  Ansichten  auseinander.  B^ 
scharfer  obrigkeitlicher  Aufsicht  hielt  man  die  geftbtshteten  Ge- 
sellenmifsbräuche  nicht  fiir  möglich.  Gesellenkorporationen  er- 
klärte man  für  etwas  so  natürliches,  dafs  sie,  wenn  nicht  ge- 
duldet, heimlich  entstehen  und  viel  gefiihrh'cher  werden  würden. 
Vornehmlich  empfahl  man  die  Beibehaltung  derselben  zum  Zweck 
milder  Kassen,  um  die  Ortsarmenpflege,  hauptsächlich  in  groben 
Städten,  nicht  zu  überlasten.  Mühler  und  Brenn  vertraten  diese 
Meinung.  Rother  erklärte  sich  unter  Hinweis  auf  die  aus- 
reichenden Verbote  des  Reichspolizeigesetzes  von  1731  und  des 
Alleemeinen  Landrechts  für  Hofimanns  Meinung.  Die  strengsten 
Verbote  wären  fruchtlos  geblieben,  Schwelgereien,  Erpressungen 
höheren  Lohnes  durch  Arbeitseinstellungen  u.  a.  hätten  nicht 
unterdrückt  werden  können,  und  die  neuen  Zünfte,  mit  dem 
freien  Austrittsrecht  eines  jeden,  würden  über  die  Verbindungen 
noch  weniger  Macht  als  die  alten  haben.  Zur  selben  Zeit  be- 
riet übrigens  der  Bundestag  über  einen  Antrag  der  sächsischen 
Regierung,  jede  Gesellen  Verbindung  unter  strenenten  Strafen  zu 
untersagen.  Rother  wollte  zu  den  Kranken  und  andern  Unter- 
stützungskassen die  Fabrikherrn  nnd  Meister  nicht  heranziehen, 
weil  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  die  Armenpflege  eine 
Kommunallast  war.  Er  wünschte  eventuell  die  Bestimmungen 
der  KommunalordnuDg  so  geändert  zu  sehen,  dafs  die  Gesten 
und  Fabrikarbeiter  mit  zu  den  Kommunallasten  herangezogoi 
würden.  Schuckmann  schlug  vor,  die  Fürsorge  für  arme  nnd 
kranke  Gesellen  und  Arbeiter  in  den  Fabriken  den  Arbeitgebern 
zu  überlassen.  Der  Entwurf  neigte  den  Ansichten  Rothers  zu 
und  entschlofs  sich    ftir  die  schon  in  manchen  Kommunen   be- 
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stehenden  besonderen  Krankenhäuser  fbr  Gewerbetreibende  z.  B. 
in  Elberfeld  und  Thom,  wo  sich  jeder  Arbeiter  und  Geselle  durch 
kleine  Beiträge  das  Recht  erwarb,  in  ErankheitsMen  unentgelt- 
lich au%enomnien  zu  werden.  Bei  der  Entwicklung  dieser 
Keime  der  Krankenversicherung  glaubte  man  die  Gesellenyerbin- 
düngen  verbieten  zu  können.  Das  Gesetz  folgte  jedoch  dem 
Entwurf  in  diesem  Verbote  nicht  (§§  144  und  145). 

Eine  Kabinettsordre  vom  1.  August  1831  hatte  für  alle 
l'eile  der  Monarchie,  wo  mit  mehr  oder  minderer  Einschränkung 
die  Zunftverfassung  noch  bestand,  die  Wanderpflicht  gänzlich 
aufgehoben.  Deshalb  sollte  aber  in  der  Regel  keiner  eher  zum 
zünftigen  Meisterrecht  gelassen  werden,  als  bis  er  die  innungs- 
märsige  Wanderzeit  als  Geselle  gearbeitet  hatte.  Der  Polizei- 
minister hielt  es  ftür  überflüssig,  das  im  Gesetz  noch  einmal  aus- 
zusprechen, Schuckmann  nicht.  Die  Allgemeine  Gewerbeordnung 
brachte  denn  auch  eine  entsprechende  l^timmuug  (§  148)  und 
hob  gleichzeitig,  wie  es  nach  Rothers  Vorschlag  der  Entwurf  be- 
stimmte, die  Verpflichtung  zur  Unterstützung  wandernder  Ge- 
sellen auf.  Hoflmann  hatte  an  Stelle  des  in  vielen  Fällen  zum 
Wegfall  kommenden  Herbergswesens  polizeiliche  Meldungsämter 
fbr  Arbeitsuchende  vorgeschlagen.  Brenn  erklärte  das  für  eine 
zu  grofse  Belastung  der  Polizei,  Rother  hielt  es  aber  auch  als 
Surrogat  ftir  die  biBherigen  Gesellenherbergen  flir  notwendig. 
Der   Entwurf   wollte    dergleichen   Organisationen   zunächst   der 

Srivaten  Initiative  überlassen,  bei  erwiesener  Notwendigkeit  aber 
en  Kommunalbehörden  die  Einrichtung  zur  Pflicht  machen. 
Das  schliefsHche  Gesetz  schwieg  über  diesen  Punkt,  es  wurde  eine 
Funktion  der  neuen  Vereine. 

Die  Prüfung  und  Ekitlassung  von  Lehrlingen  gab  die  Vorlage 
des  Polizeiministers  im  Gegensatz  zu  Hofimann  möglichst  den 
neuen  Korporationen,  ohne  es  ftbr  bedenklich  zu  halten,  dafs  den 
Korporierten  damit  eine  gewisse  Kontrolle  über  die  aufserhalb 
der  Vereine  Stehenden  eingeräumt  war.  Um  die  Prüfling  nicht 
zur  leeren  Form  werden  zu  lassen,  sollten  besondere  Instruk- 
tionen dafür  gegeben  werden.  Das  Verhältnis  der  alten  zu  den 
neuen  Vereinen  der  Gewerbetreibenden  brachte  der  Ekitwurf  aber 
immer  noch  nicht  zum  scharfen  Ausdruck.  So  sollten  z.  B. 
hier  den  alten  Vereinen,  die  man  im  Gegensatz  zu  den  neuen 
beständig  Zünfte  nannte,  die  bisherigen  Gebühren  fbr  Prüfling 
und  Lossprechung  nicht  entzogen  werden,  für  die  neuen  sollte 
die  Gebührenfrage  im  Statut  ihre  Regelung  finden. 

Die  Meister  erhielten  in  dieser  neuen  Vorlage  auch  ein  um* 
fangreicheres  Bestrafungsrecht,  um  der  oft  beklagten  Verwahr- 
losung der  Lehrlinge  zu  steuern;  die  Widerspenstigen  sollten, 
ähnlich  wie  in  der  Gesindeordnung,  eventuell  sogar  in  Polizei- 
strafe  genommen  werden.  Über  Erörterung  und  Entscheidung 
von  Streitigkeiten  der  Meister  mit  Gesellen  und  Lehrlingen  ent- 
hielten   manche    Tnnungsartikel    Bestimmungen.^.  .^.B^j  @©0§f& 
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ratungen  machte  man  darauf  aufmerksam ,  dab  an  manchen 
Orten  in  Gebieten  mit  franfl^toiBcher  Gesetzgebung,  s.  B.  in  Köbi, 
dergleichen  Differenzen  durch  ein  conseil  de  prud^hommes  ent- 
schieden wurden  ^.  Frankreich  hatte  sich  hiermit  und  mit  allge- 
meinen Bestimmungen  geholfen,  und  man  schlug  vor,  f&r  alle 
gröfseren  Städte  Preulsens  ähnliche  Einrichtungen  zu  treffen. 
Slan  ging  aber  auf  diese  Nachahmung  der  conseils  nicht  ein 
und  wollte  die  Innungsbestimmungen  über  diese  Art  von  Juris- 
diktion beibehalten,  und  wo  solche  fehlten,  die  Entscheidung 
von  Streitigkeiten,  wie  Gkitlaufen  aus  der  Lehre,  grober  Unge- 
horsam u.  a.,  vorläufig  den  Eommunalbehörden  übertragen,  andere 
grobe  Veigehen,  die  mit  dem  Dienst-  oder  Lehrvertrag  nicht 
zusammenhmgen,  aber  polizeilich  ahnden.  Das  Gesetz  schlag 
einen  zum  Teil  abweichenden  W^  ein  {§  137).  Über  das  Be- 
tragen der  Lehrlinge  und  Gesellen  schwieg  der  Hoffinannsche 
Entwurf  gänzlich.  Die  Brennsche  Arbeit  übernahm  im  wesent- 
lichen die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  darüber, 
und  mit  ihr  die  Allgemeine  Gewerbeordnung. 

Klarer  und  schärfer  fa(ste  man  die  Paragraphen  des  Kom- 
missionsentwurfes über  Um£Emg,  Ausübung  und  Verlust  der  Be- 
fugnis zum  Gewerbebetriebe.  Diese  sollte  nicht  durch  Aufgabe 
des  Wohnsitzes  allein  erlöschen,  sondern  nur,  wenn  damit  zu- 
gleich die  Einstellung  des  Betriebes  stattfand.  Die  Nutzung  der 
Konzession  sollte  aber  bei  Gefahr  des  Erlöschens  nicht  länger 
als  ein  Jahr  unterbrochen  werden.  Bei  Veruntreuungen  der 
selbständigen  Gewerbetreibenden  hatte  Hoffmann  schärfere  Strafen 
als  bestanden  festgesetzt.  So  glaubte  man,  würde  besonders 
durch  die  Entziehung  der  Befugnis  zum  selbständigen  Gewerbe- 
betriebe der  Gestra^  auf  den  We^  unredlichen  Eirwerbs  ge- 
drängt Der  neue  Entwurf  hielt  daher  die  bezüglichen  Be- 
stimmungen des  Allgemeinen  Landrechts  fest;  das  neue  Gesetz 
enthielt  darüber  einen  ausführlichen,  besonderen  Abschnitt.  (Tit.  X.) 
In  Bezug  auf  die  konzessionierten  Gewerbe  verallgemeinerten 
Brenns  Vorschläge  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  7.  Sept. 
1811  in  dieser  Hinsicht.  Es  sollten  besonders  Konzessionen, 
vor  allem  bei  der  Schankwirtschaft,  zurückgenommen  werden 
können,  wenn  der  Besitzer  sich  nicht  bewährte,  dann  aber  über- 
haupt für  die  Gewerbe,  fUr  welche  nach  §  131  des  Gewerbe- 
E>Iizeiedikte8  nur  Konzessionen  auf  ein  Jahr  ert^t  wurden.  Der 
offmannsche  Ekitwurf  hatte  das  vernachlässigt,  dagegen  hatte 
er  betrefis  der  Übertragbarkeit  der  Konzessionen  zu  Gewerben 
schon  die  grundlegenden  Bestimmungen  fbr  die  Vorschläge  des 
Polizeiministers  und  das  schliefsliche  Gesetz  aufgestellt  (besonders 
§  62).  Jedenfalls  wollte  man  die  Übertra^barkeit  möglichst  be- 
schränken und  die  Bildung  neuer  vererblicher  oder  veräulser- 
licher  Gewerbeberechtigungen  durchaus  unmöglich  machen. 

1  Errichtet  durch  Dekret  vom  26.  IV.  1811^    .         GoOqIc 
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Der  EommissioDsentwurf  hatte  die  völlige  Aufhebung  der 
Zwangs-  und  Bannrechte  mit  Ausnahme  des  Krugsverlagrechtes, 
ob  sie  sich  nun  auf  Gesetze,  Observanzen,  Verträge  oder  Ver- 
jährung gründeten,  ausgesprochen.  Die  neue  Vorlage  ging 
darüber  mit  der  Motivierung  hinweg,  diese  Materie  würde  am 
besten  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt,  für  welches  Brenn 
dann  auch  den  noch  zu  behandelnden  EntMrurf  vorlegte.  Die 
Allgemeine  Gewerbeordnung  umfafste  aber  doch  diese  Frage  im 
ersten  Titel  mit 

Näher  ging  man  auf  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
ein^  Dieser  wurde  durch  das  schon  erwähnte  Regulativ  vom 
28.  April  1824'  geordnet,  weil  die  Provinzial-  und  Gentral- 
behöraen  bei  der  provinziell  oft  verschiedenen  Gesetzgebung  über 
die  Anwendung  der  bezüglichen  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Gewerbesteuerediktes  recht  abweichender  Ansicht  waren,  und 
eine  überall  geltende  Gesetzgebung  f\XT  diesen  Gewerbebetrieb 
sich  als  dringendes  Bedürfnis  herausgestellt  hatte.  Dieses  Regu- 
lativ machte  (in  §  3)  die  Befagnis  zu  solchem  Betrieb  von  einer 
besonderen  Erlaubnis  der  Orispolizeibehörde  abhängig.  Während 
danach  die  Erlaubnis  aus  persönlichen  Gründen  manchem  ver- 
sagt werden  konnte,  erweiterten  andere  Bestimmungen  solche 
Befugnisse  ftlr  den  stehenden  Gewerbebetrieb,  in  dem  diesem 
ausdrücklich,  wie  im  Allgemeinen  Landrecht,  das  Recht  beigelegt 
wurde,  die  Materialien  zur  eigenen  Fabrikation  im  Umherreisen 
aufisukaufen  oder  aufkaufen  zu  lassen,  wenn  vorher  eine  polizei- 
liche Legitimation  dazu  ausgestellt  worden  war.  Diese  Be- 
stimmungen wurden  teilweise  modifiziert  und  erweitert  durch  das 
Regulativ  vom  4.  Dezember  1836®.  Rücksichtlich  des  Absatzes 
der  fertigen  Produkte  des  selbständigen  stehenden  Gewerbebetriebs 
im  Umherziehen  hielt  es  Brenn  für  gut,  die  §§  59  ff.  des  Ge- 
setzes vom  7.  September  1811  in  den  Elntwurf  aufzunehmen, 
soweit  sie  nicht  durch  die  bestehenden  Vorschriften  über  den 
umherziehenden  Gewerbebetrieb  Beschränkungen  erlitten.  Die 
Allgemeine  Gewerbeordnung  folgte  ihm  aber  auf  diesem  Wege 
nicht,  sondern  sprach  in  den  §§  14  und  60  einige  allgemeine 
Grundsätze  aus,  weil  man  meinte,  der  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen wäre  überhaupt  nur  ausnahmsweise  zu  gestatten,  und 
dessen  Regulierung  müfste  stets  mit  den  politischen  Ereignissen 
des  Handels,  den  Konjunkturen  und  der  Steuergesetzgebung  der 
Zollvereinsstaaten  und  des  Auslandes  gleichen  Schritt  halten,  und 
weil  man  diesen  wechselnden  Anforderungen  nur  durch  Regle- 
ments Genüge  leisten  zu  können  glaubte.  So  blieb  im  allge- 
meinen, wie  schon  Hoffmann  vorgeschlagen  hatte,  das  bestehende 


^  conf.  hierzu  auch  §§  20—24,  37  u.  40  des  Gewerbesteuergesetses 
vom  30.  V.  1820  (Ges.- Samml.  S.  150). 
«  Ge8.-Samml.  S.  125. 
«  Ges-Samml.  flir  1837  S.  13.  nr^r^n]i> 
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Recht  nach  dem  Reguktiv  vom  28.  April  1824  mit  Beinen 
späteren  Ergänzungen  in  dem  Regulativ  vom  4.  Dezember  1836 
nebst  zahlreichen  erläuternden  Ministeriafareskripten  in  Geltung^. 
Mit  den  Grundsätzen  des  KommiBsionsentwurfes  über  die 
Ordnung  des  Marktverkehrs  waren  die  Minister  im  grofsen  und 
ganzen  einverstanden.  Nicht  aber  mit  denen  Ober  die  Taxen. 
Brenn,  ein  Gegner  solcher  Pt*ei8fe8t8etzungen,  erklärte  Fleischtaxen 
fdr  nutzlos,  weil  doch  alles  von  der  Qualität  des  Fleisches  abhinge 
und  Brottaxen  höchstens  da  fbr  nützlich,  wo  Eonkurr^iz  mangelte. 
Lohnkutschertaxen  wären  undurchführbar,  weil  die  Futterpreise 
schwankten,  die  Beschaffenheit  der  Wege  zu  verschieden  wäre 
u.  a.  m.  Bei  Gastwirten  hätte  sich  nur  die  eigne  Aufstellung 
von  Taxen  bewährt,  wie  es  das  Gesetz  vom  7.  September  1811 
festsetzte.  Nur  bei  Lohnbedienten  erklärte  sich  dieser  Minister 
für  obrigkeith'che  Preisnormirung.  Auch  Schuckmann  versprach 
sich  von  Lebensmitteltaxen  wenig  Erfolg,  nur  als  Gegenmittel  gegen 
Prdsverabredungen  der  Gewen>etreibenden  wollte  er  sie  vor- 
behalten sehen.  Der  Entwurf  behielt  aber  doch,  wie  auch  z.  T. 
die  AUgemeine  Gewerbeordnung  (§§  88 — 93),  einige  Taxen  bei, 
jedoch  nicht,  weil  man  von  ihrer  Zweckmäfsigkeit  überzeugt 
war,  sondern  weil  in  der  Rheinprovinz'  die  Feststellung  von 
Brot-  und  Fleischtaxen  zulässig  war,  und  weil  in  Sachsen,  Vor- 

fommem  und  einigen  Gegenden  Westfalens  noch  Taxen  bestanden, 
n  dem  bei  weitem  gröfsten  Teil  der  Monarchie  waren  aber  die 
Taxen  seit  25  Jahren  beseitigt,  besonders  gänzlich  für  Brot  und 
Fleisch,  und  es  wurde  ausdrücklich  hervorgehoben,  über  ihr 
Fehlen  wäre  niemals  Klage  erhoben  worden. 

Am  7.  Januar  1837  legte  Brenn  dem  Grafen  Lottum  aucfa 
den  Entwurf  einer  Entschädigimgsordnung  nebst  Motiven  vor, 
der  in  seinen  Hauptgrundsätzen  hier  auch  berücksichtigt  werden 
muls.  Der  Hoffinannsche  Entwurf  wich  erheblich  von  den  Ent- 
schädigungsgrundsätzen des  Gesetzes  vom  7.  September  1811, 
deren  Deklaration  vom  11.  Juli  1822  und  denen  des  Gesetzes 
für  Posen  vom  13.  Mai  1833  ab.  Besonders  sprach  er  nicht 
mehr  von  Verzinsung  der  Entschädigungsansprüche  bis  zur  er- 
folgten Ablösung,  nicht  von  Beiträgen  der  Ablösungsberechtigten 
und  nicht  von  einer  Beitragspflicht  der  Kommunen.  Es  tauchten 
jetzt  berechtigte  Bedenken  auf,  ob  die  Ablösung  nicht  endlos 
werden  würde,  wenn  man  lediglich  den  neu  Berechtigten  zur 
Zahlung  eines  Ablösungskanons  verpflichtete,  während  in  Posen 
die  Angelegenheit  in  längstens  20  Jahren  beendet  sein  mufste. 
Im  Staatsministerium  war  man  teils  für,  teils  gegen  Hoffmann. 
Alvensleben  hielt  an  Stelle  jener  Vorschläge  die  Posener  Ab- 
lösungsbestimmungen   fllr    Bankgerechtigkeiten    ftlr     das    beste. 


»  conf.  Könne  a.  a.  O.  n  S.  230—447. 

2  Nacb  dem  französischen  Dekret  vom  22.  VII.  179L^rt  3(Lt 
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Andere  EsklusivberechtigaDgen  aoUten  nach  aeiner  Meinung  nach 
15  biB  20  Jahren  einfach  entschädigungslos  für  abgelötet  erklärt 
werden.  Schuckmann  pries  Hoffbanns  Gedanken  als  äufserst 
glücklich  und  sinnreich,  weil  sie  allmählich  unter  Schonung  alter 
Rechte  zur  Qewerbefreiheit  überleiteten.  Rother  und  Mühler 
meinten,  sobald  sich  der  erste  neue  Gewerbetreibende  nieder- 
liefse,  wtlrden  die  Berechtigten  geschädigt,  die  Aussicht  auf  eine 
vielleicht  sehr  spät  oder  gar  nie  eintretende  Entschädigung 
könnte  sie  nicht  trösten.  Sie  verlangten  daher  Veradnsung  und  Bei- 
träge der  Kommunen.  Man  erklärte  schlieislich  Hoffmanns  Be- 
stimmungen für  unvollkommen,  vor  allem,  weil  sie  ftar  die  Ex- 
klusivberechtigten aufser  den  Bankbesitzem  nicht  pafsten,  und 
selbst  hei  diesen  keine  Bedingungen  für  die  Geltendmachung 
eines  Ablösungsanspruches  festsetzten,  auch  die  Regelung  der  auf 
den  Berechtigungen  lastenden  Abgaben  ganz  unterliefsen  und  die 
Frage  nicht  entschieden,  ob  der  Nioitberechtigte  zum  Kauf 
einer  unter  oder  zu  der  Taxe  angebotenen  Gerechtigkeit  ver- 
pflichtet wäre,  oder  ob  von  ihm  nur  die  Entrichtung  des  Kanons 
unter  allen  Umständen  verlangt  werden  könnte. 

Über  die  Entschädigungspflichtigen  gingen  die  Meinungen 
bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Ansprüche  anfangs  sehr  auseinander. 
Die  Freunde  des  Iiofimannschen  Entwurfs  und  Gegner  des  alten 
Verfahrens  erklärten  den  Wert  der  Gerechtigkeiten  schon  infolge 
der  veränderten  gewerblichen  Verhältnisse  (Ur  sehr  gesunken,  sodafs 
durch  zu  grobe  Entschädigungen  die  Kommunen  ungemein  be- 
lastet würden.  Der  Gewerbebetrieb  ginge  allgemein  zurück  und 
an  manchen  Orten  ganz  ein.  Auberdem  müfsten  die  Kommunen 
nach  dem  Gesetz  vom  11.  Juli  1822  längst  nicht  mehr  genutzte 
Bänke  verzinsen  und  entschädigen,  weil  die  Besitzer  es  vorzogen, 
mühelos  Zinsen  zu  beziehen,  als  selber  Beiträge  aus  dem  ge- 
sunkenen Gewerbebetriebe  aufzubringen.  In  manchen  Städten 
hatte  die  Amortisation  und  Verzinsung  eingestellt  werden  müssen, 
weil  die  erforderlichen  Beiträge  selbst  mit  den  härtesten  Mafs- 
regeln  nicht  hatten  beigetrieben  werden  können.  Die  Gegner 
der  Hoffmannschen  Nonnen  hielten  die  blofse  E^ntschädigung  für 
unzureichend.  Der  Kanon  für  die  Neuen  würde  meist  hoch  und 
daher  Konkurrenz  nicht  eintreten.  Beim  Eintritt  irgend  welchen 
Wettbewerbes  verlören  die  Berechtigten  doppelt :  in  der  Abnahme 
des  Absatzes  und  dem  Sinken  der  Preise.  Zur  Beschleunigung 
der  Ablösung  müfsten  sich  schnell  viel  Neue  ansiedeln.  Für  das 
ehedem  angewandte  Kapital  und  den  beim  Mitbewerb  eintretenden 
Ausfall  erhielte  der  Berechtigte  in  der  Zwischenzeit  nichts;  die 
Neuen  müfsten  in  dem  hohen  Kanon  die  Last  einer  ganzen  Ge- 
rechtigkeit tragen,  ohne  den  Nutzen  einer  solchen  zu  haben  und 
in  beständiger  Furcht  vor  Konkurrenz.  Darum  sollten  die  Kom- 
munen beitragen;  die  Einwohner  der  Städte  gewönnen  auch 
durch  Verbilligung  der  Waren.  Die  gewerbliche  Konkurrenz 
des  platten  Landes  erschien  auf  dieser  Seite  als  die  UfiSache  drs 
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Niedei^ngs  der  Städte,  vor  allem  in  der  Getränkefabrikation, 
die  in  Verbindung  mit  Landwirtschaft  sehr  vorteilhaft  betrieben 
werden  konnte  und  durch  Beseitigung  des  Oetränkezwangs  freien 
Absatz  erhalten  hätte.  Weit  weniger  schrieb  man,  wie  es  von 
anderer  Seite  behauptet  worden  war,  inneren  politischen  Ver- 
hältnissen die  Schuld  an  dem  Sinken  der  Städte  ssu.  Die  An- 
hänger der  alten  Entschädigungsform  sahen  in  der  zu  grolsen 
Belastung  der  Gewerbetceib^den  und  Kommunen  einen  schweren 
Fehler  und  wollten  d6n  Staat  zur  Entschädigung  heranziehen« 
weil  die  Gesamtheit  von  der  Beseitigung  jener  Rechte  Nutzen 
hätte.  Am  gerechtesten,  vorteilhaftesten  und  besten  übernähme 
die  Staatskasse  vorschufsweise  die  Entschädigung  aller  und  zöge 
die  Summen  von  den  durch  die  Aufhebung  besonders  Be- 
günstigten allmählich  wieder  ein,  d.  h.  von  den  neu  aich  An- 
siedelnden und  den  Kommunen.  Gern  hätte  man  auch  die  Ge- 
werbetreibenden des  platten  Landes,  als  besonders  durch  jene 
Aufhebung  Begünstigte,  herangezogen,  nahm  aber  von  vorn- 
herein Abstand  davon,  weil  sich  kein  Modus  für  diese  Heran- 
ziehung finden  liefs.  Bei  den  Schwierigkeiten  einer  Regelunfi; 
von  Staats  wegen  sah  man  sich  schliel'slich  auf  dieser  Seite  doch 
genötigt,  die  ganze  Mafsregel  eine  rein  lokale  Angelegenheit 
bleiben  zu  lassen,  und  nur,  wo  die  Städte  offenbar  im  Vor&ll 
standen,  ftlr  den  Staat  eventuell  eine  Zuschufspflicht  festzusetzen. 
Die  Gewerbetreibenden  sollten  nur  möglichst  wenig  belastet 
werden  ^. 

Die  mit  den  städtischen  Bänken  etwa  verbundenen  Zwangs* 
und  Banm*echte  (z.  B.  bei  Brauern,  Fleischern  u.  a.)  wurden 
nicht  besonders  entschädigt,  weil  deren  Ablösung  in  der  Qerechtig- 
keitsentschädigung  mit  enthalten  war.  Mit  den  staatlichen  Zu- 
schüssen, deren  Höhe  bei  der  Unkenntnis  über  die  überhaupt  zu 
leistenden  EntBchädigungsbeträge  noch  nicht  festgestellt  wurde, 
glaubte  man  die  B^enken  gegen  die  Bestimmungen  von  1811 
und  1822  beseitigt  zu  haben.  Die  Verzinsung  bis  zur  erfolgten 
Ablösung  wollte  man  verringern,  da  seit  1811  der  Zinsfufs  ge- 
sunken war.  Die  Deklaration  vom  11.  Juli  1822  hatte,  weil 
sich  nach  dem  Gewerbepolizeiedikt  die  Aufbringung  der  Ver- 
zinsungs-  und  Amortisationssummen  als  undurchftlnrbar  erwiesen, 
eine  zwar  blofs  subsidiäre,  aber  doch  unbeschränkte  Ver- 
pflichtung der  Gemeinden  zu  Beiträgen  festgesetzt.  In  Posen 
verschonte  man  dann  die  Kommunen  damit,  verpflichtete  sie  aber 
doch  im  Einklang  mit  den  Bestimmungen  von  1822,  alle  bisher 
von  Gewerbetreibenden  an  die  Grundherrn  zu  entrichtenden 
gewerblichen  Abgaben  zu  übernehmen.  Die  Grundhenrn  dieser 
Provinz  hatten  meist  nur  Städte  begründet,  um  die  Bewohner 


^  Ähnliches  hatte  man  in  dem  G^esetz  för  die  Posenachen  Mediat- 
Btädte  festgesetzt.  ^  . 
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bequemer  als  die  Landbevölkerung  besteuern  zu  können,  und 
daner  waren  die  Abgaben  durchaus  nicht  gering.  Das  empfahl 
man  auf  die  anderen  Provinsen  zu  übertragen ,  zumal  nach 
den   Berichten   der    Regierungen   die  Kommunen   bei   der   weit 

Sringeren   Ausdehnung   solcher    Abgaben    in    diesen    Gebieten 
mit  nicht  hart  belastet  wurden« 

Der  Entwurf,  welcher  alle  bisherigen  Erfahrungen  benutzte, 
wollte  in  erster  Linie  alle  Berechtigten  völlig  schadlos  halten  und 
dann  auch  die  neuen  Gewerbetreibenden  günstiger  stellen,  als  es 
die  Gesetze  vom  7.  September  1811  und  13.  Mai  1833  und  der 
HofiEmannsche  EIntwurf  thaten.  Er  entschädigte  alle  wohlfundierten 
Rechte  dieser  Art  in  Stadt  und  Land.  Die  dazu  erforderlichen 
Summen  mufsten  lediglich  die  Gewerbetreibenden  und  die  Kom- 
munen aufbringen.  Strittig  waren  bei  den  späteren  Staatsrats- 
verhandlungen nur  noch  die  grofsen  Principienfragen ,  wer  ent- 
schädigt werden  und  wer  entschädigen  sollte;-  die  Entschädigungs- 
technik stand  in  ihren  Grundzügen  nach  diesem  Entwurf  fest. 

Den  beiden  behandelten  Entwürfen  hatte  Brenn  einen 
dritten  über  die  Aufhebung  und  Ablösung  der  Zwangs-  und 
Bannrechte  hinzugefugt,  den  er  am  14.  Juni  1836^  dem  Staats- 
niinisterium  zur  Kenntnisnahme  und  Begutachtung  übersandte, 
und  der  kurz  darauf  von  Alten  stein  dem  Grafen  Lottun  zugestellt 
werden  konnte^.  Auch  diesem  Ekitwurf,  wie  es  in  Brenns 
Begleitschreiben  hiefe,  lag  —  wie  den  beiden  anderen  Gesetzen  — 
„das  Princip  einer  gemälsigten  Gewerbefreiheit"  zu  Grunde, 
welches  bei  den  früheren  Beratungen  im  Staatsministerium  schon 
dessen  Zustimmung  erhalten  hatte. 

Diese  Bearbeitung  des  Gesetzes  wich  in  mehreren  Hinsichten 
von  den  endgültigen  Bestimmungen  ab.  Die  Notwendigkeit  der 
-endlichen  Aufhebung  der  Aussehliefsungsrechte  war  allgemein, 
auch  vom  Könige,  anerkannt  worden.  Die  Beseitigung  der  aus- 
ßchliefslichen  Gewerbeberechtigungen,  d.  h,  derer,  die  das  jus 
pi'ohibendi  hatten,  war  schon  durch  HofiPmanns  Entwurf  eines 
allgemeinen  Gesetzes  ausgesprochen  worden,  von  der  Entfernung 
<ler  Zwangs-  und  Bannrechte  schwieg  er  aber.  In  praxi  waren 
diese  unberührt  geblieben :  in  den  ehemals  nassauischen  Landes- 
teilen auf  dem  rechten  Rheinufer,  im  Regierungsbezirke  Koblenz, 
in  der  Stadt  Wetzlar  und  ihrem  Gebiet,  in  den  ehemals  grofs- 
herzoglich  hessischen  Landesteilen,  im  Herzogtum  West&len,  in 
den  Grafschaften  Wittgenstein-Wittgenstein  und  Witlgenstein- 
Berleburg,  im  Fürstentum  Erfurt,  in  den  alten  sächsischen  Landes- 
teilen, in^euvorpommem  und  einigen  Ortschaften  der  Regierungs- 
bezirke Marienwerder  und  Frankfurt.  In  den  aufgezählten 
Landesteilen  bis  Wittgenstein-Berleburg  einschliefsUch   sollte  die 


»  R  89  CXXXV  M  18. 

«  am  11.  VIU.  1836.  ^  . 
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Begelung  dieser  Verhältniflse  anfangs  mit  der  Gesetzgebung  ttber 
den  Grundbesitz  zusammen  geschehen.  Da  man  aber  bis  dahin 
die  Zwangs-  und  BaDoyerhältnisse  stets  mit  den  gewerblichen 
Angelegenhdten  vereint  geordnet  hatte,  beschritt  man  wieder 
diesen  W^. 

Für  cue  alten  Verhältnisse  in  den  Gebieten  von  Marien- 
werder und  Frankfurt  hatte  schon  ^e  Eabinettsordre  vom 
13.  Mai  1833  dem  Staatsministerium  befohlen,  die  Einfilhrong 
ähnlicher  Gesetze,  wie  es  an  diesen  Tagen  in  Posen  geschehen 
war,  vorzubereiten.  Die  Überreste  alter  Zwangs-  und  Bann- 
Verhältnisse  waren  hier  aber  gering  an  Umfang  und  Wert,  so 
dafs  man  glaubte,  sie  ohne  besonderes  Gesetz  durch  gütliche  Ver- 
einbarung unter  den  Beteiligten  entfernen  zu  können.  Durch 
das  Gesetz  vom  28.  Oktober  1810,  welches  den  Mahl-  und 
Getränkezwang  für  den  damaligen  umfang  der  Monarchie  besei- 
tigte, waren  durchaus  nicht  alle  Zwangs-  und  Bannrechte  auf- 
gehoben worden,  obwohl  man  das  in  der  Praxis  aus  dem  §  17 
des  Gewerbesteueredikts  hatte  herleiten  wollen.  Diese  letzteren 
Bestimmungen  bezogen  sich  offenbar  nur  auf  die  ausschliefslichen 
Gewerbeb^Bchtigungen,  betrafen  also  das  Verbietungsrecht  gegen 
Produzenten,  aber  nicht  den  Zwang  gegen  Konsumenten,  der 
in  den  einzelnen  Landesteilen  in  den  verschiedensten  Formen 
bestand. 

So  war  nach  den  von  den  Regierungen  gesammelten  No- 
tizen der  Mühlenzwang,  aber  nicht  blofs  für  Getreideverarbeitung, 
sondern  auch  fUr  Olstampfen,  Holzschneiden,  Tuchwalken  und 
dgl.  mehr,  ofl:  in  Geltung;  ebenso  natürlich  der  Getränkezwang 
und  das  Erugverlagsredit,  femer  der  Back-,  Schlacht-  und 
Schmiedezwang  u.  ä.  Oft  hatten  fünzelne,  oft  ganze  Innungen 
dieses  Recht  In  vielen  Orten  besafsen  Abdecker,  Schornstein- 
feger, Viehkastrierer,  Musiker  u.  a.  solche  Zwangsrechte.  Viele 
Gutsnerrschaften  hatten  das  Recht,  die  Gerichtseingesessenen  zu 
zwingen,  Bedürfhisse  der  verschiedensten  Art  nur  bei  denen  zu 
decken,  welchen  die  Herrschaft  die  Beftignis  zu  dem  Gewerbe 
erteilt  hatte,  z.  B.  das  Kochen  und  Musikmachen  bei  Festlich- 
keiten. Mancher  Innung  stand  zu,  andere  Innungen  zur  Deckung 
ihres  Materialbedarfs  bei  sich  zu  zwingen,  z.  B.  einer  Schuh- 
macherinnung im  Merseburgischen  gegen  Sattler,  Riemer  und 
andere,  das  Leder  ausschliefslich  von  ihr  zu  entnehmen  oder  aber 
eine  Abgabe  zu  zahlen.  Solche  Zwangsrechte  besalsen  manche 
Ziegeleien  und  Kalkbrennereien  gegen  die  Bewohner  eines  be- 
stimmten Distriktes,  in  Sachsen  auch  GUshütten  und  Papier- 
mühlen auf  dem  Lande.  Alle  diese  Rechte  fielen  nicht  unter 
das  Edikt  vom  28.  Oktober  1810,  und  die  Verwaltungsbehörden 
und  Gerichte  hatten  anerkennen  müssen,  dafs  die  durch  dieses 
Gesetz  nicht  ausdrücklich  aufgehobenen  Zwangs-  und  Bann- 
befugnisse, soweit  sie  nicht  speciell  beseitigt  wären,  fortbeständen. 
Für  die  Schornsteinfeger  hatte  das  z.  B.  der  §  104^es  Qesetzea 
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▼om  7.  September  1811  gethan,  und  für  das  Erugverla^srecht 
in  gewissem  Sinne  der  §  54  desselben  Gesetzes.  In  den  ehemals 
kaiserlich  französischen  Gebieten  des  linken  Rheinufers  waren 
alle  solche  Verhältnisse  beseitigt,  ebenso  in  den  ehemals  zum 
Königreich  Westfalen^  zum  Grofsherzogtum  Ber^  und  zum  han- 
seatischen Departement  gehörigen  Gebieten  ^  in  den  letzteren  mit 
wenigen  Ausnahmen. 

Die  preufsische  Gesetzgebung  hatte  die  Aufhebung  durch 
drei  Gesetze  vom  21.  April  1825^  ausdrücklich  bestätigt  und  in 
den  wenigen  Fällen  der  hanseatischen  Departements ,  wo  die 
alten  Zwangs-  und  ßannrechte  bestehen  geblieben  waren,  daran 
nichts  geändert,  sondern  nur  eine  Ablösung  derselben  nach  einer 
Vereinbarung  unter  den  Beteiligten  gestattet.  Der  Fiskus  blieb 
hier  von  jeder  Entschädigungspflicht  verschont.  So  konstatierte 
die  Relation  zur  Ablösungsordnung  einen  bedeutenden  Mangel 
an  Übereinstimmung  in  den  bisher  angenommenen  leitenden 
Grundsätzen  der  Gesetzgebung.  Man  stand  von  neuem  vor  der 
Frage:  Wer  soll  die  Entschädigung  kisten?  Für  den  Fiskus 
allein  bedeutete  das  eine  unerachwingliche  Last.  Stellte  man  es 
der  privaten  Übereinkunft  anheim,  so  liefs  sich  das  Verschwinden 
solcher  Verhältnisse  nicht  absehen.  So  betrat  Brenn  mit  seinem 
Entwurf  einen  ganz  neuen  Weg:  die  Entschädigung,  welche  für 
diese  wohlerworbenen  Rechte  gezahlt  werden  mufste,  konnte  nur 
der  Fiskus  oder  der  Verpflichtete  aufbringen,  ein  dritter  war 
nicht  denkbar.  Brenn  entschied  sich  eigentlich  für  die  Verpflich- 
teten, weil  sie  den  meisten  Vorteil  von  der  Aufhebung  hatten. 
Bedenklich  machte  ihn  nur,  dafs  man  —  was  allerdings  bei  der 
natürlichen  Armut  der  Posenschen  Bevölkerung  zu  rechtfertigen 
war  —  bei  dem  Gesetze  für  Posen  wieder  auf  den  Fiskus  zurück- 
gegriffen hatte;  denn  that  man  das  jetzt  nicht,  so  lud  man  den  Vor- 
wurf der  Inkonsequenz  auf  sich  und  setzte  die  vom  neuen  Gesetz 
Betroffenen  gegen  die  Bevölkerung  jener  Provinz  zurück.  Der 
Entwurf  ergriff  den  Mittelweg,  indem  er  den  Fiskus  für  den  am 
28.  Oktober  1810  aufgehobenen  Mühlen-,  Bier-  und  Branntwein- 
zwang und  aufserdem  für  den  Bäcker-  und  Fleischerzwang  ent- 
schädigungspflichtig machte  und  ihm  damit  den  gröfsten  Teil  der 
Last  aufbtirdete.  Der  Staat  sollte  hier  entschädigen,  weil  diese 
fechte  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  betrafen  und  auf 
dem  armen  Teile  der  Bevölkerung  am  meisten  lasteten,  also  am 
ehesten  zu  entfernen  waren  und  bei  staatlicher  Schadloshaltung 
am  schnellsten  erledigt  wurden.    Bei  allen  anderen  Zwangsrechten 


>  Die  Aufhebung  sepchah  für  die  kaiserlich  französiflcheii  Gebiete 
durch  Dekret  vom  15.  III.  1790,  für  Westfalen  durch  die  KoDStitution 
vom  15.  XI.  1807,  far  Berg  durch  kaiserliches  Dekret  yom  13.  IX.  1811, 
für  die  hauseatischeD  Gebiete  durch  die  Dekrete  Toro  9.  XII.  u.  8. 1.  1813. 

«  Ges.-Snmml.  S.  83,  102  und  119. 
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solcher  Art,  soweit  sie  am  GrundbesitE  hafteten  oder  einer  Kor- 
poration zustanden  y  sollte  beiden  Teilen  das  Recht  auf  Bean- 
tragung der  Ablösung  zustehen,  und  die  Verpflichteten  sollten 
die  Entschädigung  leisten.  Alle  übrigen  gewerblichen  Zwangs - 
rechte,  die  unter  diese  beiden  Kategorien  nicht  fielen,  blieben  als 
bedeutungslos  für  den  Zweck  dieser  Ma.sregel  bestehen. 

Das  nach  diesen  Grundsätzen  entworfene  Gesetz  sollte  all- 
gemrin  da  Geltung  bekommen,  wo  noch  etwas  von  der  alten 
Verfassung  bestand,  weil  überall  dieselben  Gesichtspunkte  mafs- 
gebend  sein  mtlisten,  und  man  konsequent  sein  wollte.  Ohnehin 
hatten  die  häufigen  Klagen  aus  allen  Provinzen  keinen  Zweifel 
darüber  gelassen,  dals  die  Fortdauer  jener  Verhältnisse  für  beide 
Teile,  die  Berechtigten  und  die  Verpflichteten,  sehr  drückend  war. 
Brenn  war  überzeugt,  das  ganze  Institut  dieser  Rechte  pafste 
weder  zu  den  bestehenden  gewerblichen  Verhältnissen,  noch 
konnte  es  neben  der  durch  die  neue  Gesetzgebung  beabsichtigten 
Gewerbefreiheit  bestehen.  Es  war  doch  ein  Widerspruch,  den 
Betrieb  eines  Gewerbes,  z.  B.  die  Schlächterei,  irgendwo  frei- 
zugeben und  doch,  wegen  des  Konsumtionszwanges,  niemandem 
die  Möglichkeit  zum  Etablissement  zu  gewähren.  Der  Entwurf 
Brenns  bestand  aus  25  Paragraphen  und  zerfiel  in  zwei  Tdle. 
Der  erste  sollte  ausschliefslich  flir  die  neu-  oder  wiedererworbenen 
Provinzen  aufser  Posen  gelten,  soweit  noch  die  alte  V^rfieissung 
dort  bestand,  und  betraf  die  Aufhebung  aller  Zwangs-  und  Bann- 
rechte aufser  dem  Krugverlagsrecht.  Der  zweite  Teil  bezog  sich 
aulser  auf  diese  Landesteile  auch  auf  die,  welche  1810  zur  Mon- 
archie gehörten,  und  auf  Posen  und  betraf  die  Beseitigung  des 
Krugverlagsrechtes  und  Bestimmungen  über  dessen  Ablösung. 
Auf  die  Gebiete  ehemak  französischer  Herrschaft  sollte  das  Gesetz 
natürhch  keinen  Einflufs  haben.  Auch  wurden  die  Bestimmungen 
des  ersten  Abschnittes  auf  die  alten  Provinzen  insofern  nicht 
ausgedehnt,  als  sie  auf  die  Zwangsrechte  städtischer  Bäcker  und 
Fleischer  sich  bezogen,  da  die  eventuell  auch  dort  ehemals  vor- 
handenen Rechte  dieser  Art  nach  Brenns  Meinung  £Ekktisch  jeden- 
falls aufgehört  hatten,  und  durch  deren  Erwähnung  längst  ver- 
gessene Ansprüche  wieder  hervorgerufen  werden  konnten. 


§  25.   Die  beschichte  der  Gesetzgebung  bis  zur  Emanation,  j 

Wie  schon  gesagt,  wurden  die  soeben  behandelten  Elntwürfe 
Brenns  im  Plenum  des  Staatsministeriums  vom  8.  Oktober  bis 
12.  November  1836  beraten,  nachdem  sie  den  einzelnen  Bessort- 
chefs  etwas  früher  in  Abschriften  zugänglich  gemacht  worden 
waren.  Nach  den  Referaten  über  diese  Beratungen  wurde  im 
Handelsministerium  eine  gegen  die  Brennschen  Arbeiten  wesent- 
lich wenig  veränderte  Redaktion  der  Entwürfe  vorgenonmien, 
denselben  Erläuterungen  beigegeben   und,   nachdem>  bddes  vom 
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Staatsministeriom    genehmigt    war,    den    Provinzialständen    der 
Monarchie  bot  Begutachtung  vorgelegt. 

Dem  sechsten  Brandenburgischen  Provmziallandtag  und  zum 
Teil  auch  denen  der  anderen  Provinzen  konnte  damit  18B7  das 
Versprechen  erflillt  werden,  das  dem  ersten  Landtag  einst 
gegeoen  war^.  Der  Handelsminister  forderte  gleichzeitig,  durch 
eine  Verfügung  vom  20.  Februar  1887,  die  Oberpräsidenten,  die 
Regierungen  und  das  Polizeipräsidium  von  Berlin  zur  Beurteilung 
der  Entwürfe  von  praktbchen  Gesichtspunkten  auf.  Sie  sollten 
angeben,   ob    die    Bestimmungen   für   ihren  Verwaltungsbereich 

Salsten,  zweckmäfsig  und  durchführbar  erschienen,  welche  Be- 
enken  sie  hätten,  und  wie  sie  deren  Beseitigung  für  möglich 
hielten.  Um  die  Beratungen  schnell  zu  beendigen,  gingen  die 
Elntwürfe  den  Landtagen  schon  einige  Wochen  vor  der  Eröfihung 
zu.  Ihre  Gutachten  liefen  alle  im  Laufe  des  Jahres  1837  ein. 
Die  brandenburgischen  Provinzialstände  waren  mit  den 
Grundsätzen  der  vorgelegten  Gesetze  einverstanden.  Sie  waren 
wohl  weniger  im  Innern  von  ihren  frtlheren  weitgehenden  For- 
derungen (Zwangsprüfungen  und  Zwangsbeitritt  zu  den  Vereinen) 
zurückgekommen,  als  dafs  sie  das  Erreichte  festhalten  wollten. 
Nur  die  Erziehung  des  heranwachsenden  Handwerkers  schien 
ihnen  noch  nicht  ausreichend  gesichert,  und  sie  wollten  deshalb 
in  Städten,  wo  sich  Vereine  gebildet  hätten,  den  Korporationa- 
mitgliedem  das  ausschliefsliche  Recht  zur  Lehrlingsausbildung  vor- 
behalten. Auch  die  pommerschen  Stände  waren  befriedigt,  sie 
wünschten  nur  einige  ähnliche  Änderungen  wie  die  Branden- 
burger. Da  sich  bei  ihnen  die  Meinungen  für  und  wider  diese 
Zusätze  die  Wage  hielten,  stellten  sie  deren  Vornahme  anheim, 
weil  solche  Änderungen  dem  Princip  des  Gesetzes,  durch  die 
Gewerbefreiheit  Jede  Exklusivberechtigun^  auszuschliefsen ,  ent- 
gegen wären.  Alle  übrigen  Provinzialstände  waren,  von  wenigen 
unwesentlichen  Modifikationen  abgesehen,  mit  der  Regierungs- 
vorlage einverstanden,  nur  der  fünfte  rheinische  Provinziallandtag 
nicht.  Er  entwarf  allein  eine  weit  liberalere  Gewerbeordnung, 
welche  für  den  Gewerbebetrieb  lediglich  Dispositionsfilhigkeit 
und  Ortsansässigkeit  verlangte.  An  Stelle  der  aufzuhebenden 
Zünfte  sollten  nach  ihm  „Vereine  für  Industrie  und  Gewerbe*' 

febildet,  und  zur  Aufnahme  in  dieselben  nur  der  unbeschränkte 
(esitz  des  Bürgerrechts  und  ein  Nachweis  ausreichender  Be- 
fähigung zum  Gewerbe  verlangt  werden.  Nach  bestandener 
Prürang,  die  den  Vereinen  zustehen  sollte,  erteilten  diese  auch 
den  Meistertitel  und  einen  Meisterbrief.  Aufser  in  Städten,  wo 
keine  Vereine  bestanden,  und  wo  folglich  die  Lehrlingshaltung 
frei  war,  sollten  nur  so  geprüfte  Meister  das  Recht  zur  Lehr- 
lingsausbildung haben.  Auf  einige  Einzelheiten  der  ständischen 
Wünsche  wird  noch  bei  den  Staatsratsverhandlungen  eingegangen. 


1  R  89  CXXXV  M  18  und  Riech  a.  a.  0. 
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Die  Erinnerungen  der  Provinsialvertreter  worden  darauf  im 
Handelsministerium  übersichtlich  zusammengestellt  und  gedruckt. 
Bei  den  immer  lauter  sich  erhebenden  Beschwerden  aus  ver- 
schiedenen Landesteilen  hatte  der  König  inzwischen  beständig 
auf  Beschleunigung  der  Arbeit  gedrfingt.  Das  scheint  Brenn 
unter  anderem  am  24.  Märe  1838  veranlafst  zu  haben,  den  König 
um  Entbindung  von  dieser  Arbeit  zu  bitten.  Die  weitere  Be- 
arbeitung der  Gesetze  wurde  darauf  dem  Staatsministerium  und 
dem  Minister  des  Innern  und  der  Polizei,  Rochow,  welcher  an 
Brenns  Stelle  trat,  übertragen  und  in  demselben  Geiste  weiter- 
geführt. Nach  möglichster  Beschleunigung  der  ZusammenstcUung 
aller  gutachtlichen  Bemerkungen  beriet  das  Staatsministerium 
noch  einmal  kurz  über  alle  Result.ate.  Darauf  wurden  am 
20.  Oktober  1839  die  drei  Gesetze  nebst  drei  umfangreichen 
Berichten  dem  Staatsrat  mit  dem  Ersuchen  um  recht  schnelle 
Erledigung  zugestellt.  Von  den  Staatsratsverhandlungen  wird 
noch  gesprochen. 

Der  Regierungswechsel  von  1840  gab  den  Handwerkern 
erneuten  Anlafs,  unter  heftigen  Klagen  nach  der  lange  in  Aus- 
sicht gestellten  Reform  zu  verlangen.  Man  kannte  die  Hand- 
werkerfreundlichkeit des  neuen  Königs,  der,  solange  er  als  Kron- 
Srinz  in  den  Sitzungen  des  Staatsrats  präsidierte  und  schon  früher, 
er  Gewerbeverfassung  lebhafte  Aufmerksamkeit  schenkte,  der 
HofFmanns  Vorträgen  im  Staatsministerium  über  die  Kommissions- 
verhandlungen 1834  mit  besonderer  Anteilnahme  gefolgt  war^ 
und  der  in  dieser  und  anderer  Hinsicht  den  Steinscfaen  An- 
schauungen immer  näher  als  denen  Hardenbergs  gestanden  hatte. 
Friedrich  Wilhelm  IV.,  der  viele  Reformen  beabsichtigte, 
wollte,  aufser  dem  Handel  und  den  arbeitenden  Klassen,  auch 
dem  Gewerbefleifs  gerecht  werden.  1837  hatte  man  sich  mit 
dem  Regierungsentwurf  einverstanden  erklärt,  weil  man  von  der 
Regierung  kaum  weiteres  Entgegenkommen  erwarten  durfte. 
Jetzt  wünschte  man  mehr.  Die  Berliner  Stadtverordneten,  wiederum 
an  der  Spitze,  tiberreichten  dem  Könige  eine  umfangreiche  Denk- 
schrift. Bei  aller  Freude,  hiefs  es  darin,  welche  der  1837  vor- 
gelegte Entwurf  erweckt  hätte,  fehlten  demselben  doch  zwei 
wesentliche  Bedingungen  einer  lebendigen  Wirksamkeit,  nämlich 
der  Befähigungsnachweis  als  conditio  sine  qua  non  für  den  selb- 
ständigen Gewerbebetrieb  und  der  Beitrittszwang  zu  den  Ver- 
einen, weil  nur  dieser  die  Sicherheit  für  die  Bildung  der  Kor- 
porationen verbürgte,  deren  Existenz  der  Entwurf  selJb«t  zur  Er- 
reichung seiner  Zwecke  voraussetzte.  Die  Aufnahme  dieser 
Grundsätze  hielten  die  Stadtverordneten  für  sehr  notwendig, 
machten  aber,  in  der  Befürchtung,  das  könnte  aus  überwiegenden 


1  Schreiben   HofFmanns   an    den    Minister  Thile  7om   8.  X.   1841. 
Acta  a.  a.  O.  M  18.  ^  , 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  4.  229 

Gründen  doch  nicht  möglich  sein,  Vorschläge,  die  dann  not- 
wendig  angenommen  werden  müisten.  Nach  diesen  letzteren 
sollte  das  Recht  bot  Liehrlingshaltung  unbedingt  vom  BefUhigangs- 
nachweis  und  von  einem  würdigen  Lebenswandel  abhängig  sein, 
das  Verhältnis  zwischen  Meister  und  Lehrling  von  der  Obrigkeit 
angemessen  überwacht  und  beim  Abschlufs  der  Lehrzeit  eine 
OesellenDrüfiing  verlangt  werden.  Über  diese  Prüfung  wie  über 
das  Verhalten  des  Lehrlings  während  der  Lehrzeit  wurde  die 
Ausstellung  eines  amtlichen  Zeugnisses  gefordert  Sie  wünschten 
ferner,  die  Zusammenfassung  der  Gewerbetreibenden  in  Vereine 
möchte  möglichst  befördert  werden,  und  zu  dem  Zweck  müfste 
eine  schleunige  Umarbeitung  der  Privilegien,  oder  besser  Statuten 
aller  noch  bestehenden  Handwerkervereinigungen  im  Geiste  einer 
geregelten  Gewerbefreiheit  und  unter  Mitwirkung  der  Kommunal- 
behörden gesetzlich  voreeschrieben  und  die  Bildung  neuer  N'ereine 
angeordnet  werden,  sobald  Gewerbetreibende  gleichartiger  Be- 
triebe im  Eiinverständnis  mit  den  Eommunalbehörden  darauf  an- 
trügen. Schließlich  verlangte  diese  Denkschrift  als  notwendige 
Bedingungen  der  Vereinsmilgliedschaft  Unbescholtenheit,  Be- 
fähigungsnachweis und  Besitz  des  Bürgerrechts  mit  Ehrenrechten. 

Eine  Eabinettsordre  vom  7.  Dezember  1840  versprach  die 
Berücksichtigung  dieser  Wünsche,  und  das  geschah  in  um£äng- 
reichstem  Mafse,  so  dafs  Risch,  wenn  auch  übertrieben,  sagt^, 
die  Denkschrift  sei  „wohl  unstreitig  dasjenige  Dokument,  wc^lches 
auf  die  Gestaltung  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  vom 
17.  Januar  1845  den  wichtigsten  Einflufs  ausgeübt  hat"".  Die 
Gewerbefreiheit  wurde  festgehalten,  aber  der  Ordnung  unter- 
worfen. Nur  wer  den  Befähigungsnachweis  erbracht  hatte  und 
einen  würdigen  Lebenswandel  führte,  durfte  in  der  That  nach 
dem  Gesetz  Lehrlinge  halten,  aber  einen  Zv\ang,  die  Prüfung 
abzulegen  oder  den  Vereinen  beizutreten,  sprach  die  Regierung 
nicht  aus,  um,  nicht  die  freie  Entwicklung  der  Persönlichkeit  zu 
verkümmern.  Um  trotzdem  dem  Ziele  der  Inkorporierung  mög- 
lichst vieler  Gewerbetreibenden  nahe  zu  kommen,  machte  sie  die 
Mitgliedschaft  fiür  den  Gewerbetreibenden  begehrenswert,  indem 
sie  den  Vereinen  nach  Kräften  Würde,  Ansehen  und  Rechte  ver- 
lieh. Die  Handwerker  traten  aber  auch  mit  viel  unvernünftigeren 
Wünschen  an  den  König,  sie  scheinen  aber  in  dieser  Zeit  doch 
nicht  ernstlich  gehofit  zu  haben,  auf  den  Zustand  von  vor  1810 
zurückkommen  zu  können,  es  konnte  sich  nur  um  eine  mehr 
oder  minder  weitgehende  einschränkende  Ordnung  der  Gewerbe- 
fi^eit  handeln,  wenn  man  auch  bald  nach  1845  unter  beson- 
deren Verhältnissen  mit  mehr  Erfolg  gegen  die  Gewerbefreiheit 
Sturm  lief,  als  ihn  die  Gewerbeordnung  von  1845  brachte. 

Wie  die  Staatsratsverhandlungen   noch  zeigen  werden,  war 
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man  sich  bis  zur  Fertigstellung  dieses  Gesetzes  über  den  Um&ng 
der  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebes  noch  nicht  klar,  well 
von  den  verschiaienen  Seiten  die  verschiedensten  Wünsche  laat 
wurden,  und  in  vielen  Fragen  sich  die  Qegner  und  Freunde  der 
Gewerbefreiheit  die  Wage  hielten.  Der  Oberpräsident  von  Basse- 
witz  berichtete  am  21.  November  1840  an  den  König  ^,  über 
keinen  Gegenstand  der  Staatswirtschaft  wären  die  Meinungen  ao 

S teilt  wie  über  das  Zunftwesen.  Die  Allgemeine  Gewerbe&eihrit 
tte  bei  dem  industriellen  Aufschwung  der  Zeit  eine  grolse  Ent- 
wicklung wetteifernder  Thätigkeit,  Fortschritte  des  Gewerbefieifaes 
und  der  Bevölkerung  herbeigeftlhrt.  Das  Zeugnis  der  Erfahrung 
spräche  aber  zugleich  für  die  Notwendigkeit,  mit  der  fraen  Be- 
w^ung  der  Kräfte  eine  vom  Staate  ausgehende  und  seiner  Kon- 
trolle stets  unterworfene  gewerbliche  Oranune  in  Verbindung  bu 
bringen,  die  technische  und  sittliche  Ausbildung  der  Lehrunge 
und  Gesellen  an  gesetzliche  Bedingungen  zu  knüpfen  und  zur 
Verhütung  der  aus  dem  vereinzelten  Treiben  im  gewerblichen 
Leben  sich  unvermeidlich  ergebenden  Schwankungen,  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Meisterehre  und  des  Wohlstandes  unter  den 
Handwerkern  eine  den  Zeitverhältnissen  entsprechende  Kor- 
porationsverfassung unter  den  verschiedenen  Gewerbsständen 
wieder  ins  Leben  zu  rufen.  Nicht  die  Wiederherstellung  des 
alten  Zunftwesens  mit  seinen  anerkannten  Mifsbräuchen,  sondern 
die  Veredlung  und  die  Ausgleichung  desselben  mit  den  Zwecken 
freier  Gewerbethätigkeit  wäre  das  wohlverstandene  Bedürfnis  der 
Zeit.  In  diesem  Sinne  wäre  die  neue  Gesetzgebung  bisher  ge- 
halten, und  der  von  allen  Klassen  und  Ständen  Brandenburgs 
vielfach  geäu&erte  und  auch  sein  Wunsch  wäre,  es  möchte  das 
Gesetz  bald  und  in  möglichster  Vollkommenheit  aus  dem  Staats- 
rat hervorgehen. 

Aulser  von  Berlin  kamen  auch  ähnUche  Bittschriften  und 
Anträge  aus  Breslau,  Magdeburg  und  aus  anderen  Städten, 
die  der  König  sämtlich  dem  Staatsrat  zur  Berücksichtigung  und 
mit  dem  Ersuchen  um  möglichste  Beschleunigung  der  Arbeit  zu- 
stellte. Ebenso  wurden  eine  Reihe  Gesuche  einzelner  Oewerke, 
die  von  Klagen  über  die  Not  und  den  Niedergang  des  Hand- 
werks erfüllt  waren  imd  mehr  oder  minder  weitgehende  Be- 
schränkungen der  Gewerbefreiheit  verlangten,  behandelt.  Hoff- 
mann  stellte^  dem  inzwischen  an  Lottums  Stelle  berufenen 
Minister  Thile  seine  Schrift  über  die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb 
zur  Kenntnisnahme  zu,  in  welcher  er  ,  auch  nach  seinem  Be- 
gleitschreiben, im  wesentlichen  seine  Überzeugung  näher  auf- 
führte, wie  er  sie  als  Vorsitzender  der  Kommission  zur  Vor- 
bereitung des  Gesetzes  vertreten  hatte. 
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Nachdem  im  Staatsrat  die  vorbereitenden  Beratungen  der 
Abteilungen  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen,  denen  man 
die  Entwürfe  tibergeben  hatte,  beendet  waren,  begannen  die 
gemeinsamen  Beratungen  dieser  drei  vereinigten  Abteilungen 
darüber  am  4.  Nov.  1841  *  und  wurden  am  16.  Dez.  1842  be- 
endigt. Abgesehen  von  dem  noch  etwas  weiteren  Nachgeben 
der  K^erung  im  zünftlerischen  Sinne,  wie  es  schon  bei  der  Be- 
handlung der  ständischen  Wünsche,  vor  allem  der  Berlins,  dar- 
gelegt wurde,  hatte  die  Thätigkeit  der  Staatsratsabteilungen  an 
der  principiellen  Grundlage  des  Entwurfs  nichts  geändert.  Sie 
war  hauptsächlich  redaktionell  geblieben,  nur  war  der  Brennsche 
Entwurf  über  die  Aufhebung  der  Zwangs-  und  Bannrechte  ver- 
einfacht der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  als  erster  Titel  vor- 
gestellt worden,  so  dafs  es  sich  jetzt  also  nur  noch  um  zwei 
Gesetze  handelte.  Was  in  dem  letzten  Brennschen  Entwürfe 
das  Ablösungsverfahren  berührte,  hatte  man  in  die  Entschä- 
digungsordnung übernommen.  Der  von  den  Abteilungen  um- 
gearbeitete Entwurf  des  Allgemeinen  Gesetzes  umfafste  159  Para- 
graphen und  hatte  106  Fragen  veranlafst,  deren  Beratung  im 
Plenum  man  fUr  nötig  erachtete.  Nach  der  Meinung  des  da- 
maligen Präsidenten  im  Staatsrat,  Freiherm  v.  Mtiffling,  reichte 
die  Sitzungsperiode  1842/43  nicht  mehr  aus,  um  beide  Gesetz- 
entwürfe zu  erledigen,  selbst  wenn  man  andere  dem  Staatsrat 
vorliegende  wichtige  Gesetze  hätte  liegen  lassen.  Auf  den  Vor- 
schlag des  Präsidenten  befahl  der  König  ^,  einen  schon  früher 
angewendeten  Modus  bei  den  Beratungen  über  diese  Ge- 
setze, nämlich  die  Beschränkung  derselben  auf  die  Präjudizial- 
und  Hauptpunkte.  Müffling  behauptete,  die  Sache  würde 
darunter  nicht  nur  nicht  leiden,  sondern  die  Materie  wäre  gerade 
besonders  dazu  geeignet,  da  die  einzelnen  Abschnitte  über  die 
polizeiliche  Erlaubnis  zum  Beginn  eines  Gewerbebetriebes  aus 
subjektiven  und  objektiven  Gründen,  über  die  Aufnahme  in  die 
zu  bildenden  Vereine,  über  die  Verhältnisse  der  Gehilfen,  Lehr- 
linge und  Fabrikarbeiter,  des  Marktverkehrs  und  der  Taxen 
so  viele  specielle  Bestimmungen  enthielten,  dals  sie  am  besten 
von  fachmännischen  Ausschüssen  vorbereitet  werden  könnten 
und  im  Plenum  nur  zu  fruchtlosen  Debatten  Anlafs  geben 
würden.  Dahin  hatte  sich  auch  Beuth,  der  Vorsitzende  der 
vereinigten  Abteilungen  ausgesprochen.  Der  König  befahl  zu- 
gleich, die  Fragen  flir  die  Beratungen  des  Plenums  unter  Zu- 
ziehung des  Vorsitzenden  der  vereinigten  Abteilungen,  einiger 
Mitglieder  derselben,  eines  Referenten  und  eines  als  Staatssekretär 
fungierenden  Geheimen  Oberfinanzrats  aufzustellen.  Dement- 
sprechend fanden  denn  auch  die  Plenarberatungen  statt. 

Am  25.  Februar  1843  ging  dem  Staatsrat  noch  ein  kleiner, 
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vom  FmanzminiBter  Bodelschwingh ,  der  im  Mai  1842  an 
AlveDslebens  Stelle  getreten  war^  abgefafster  Ergänzungsentwurf 
zu,  der  die  ehemals  so  strittige  Frage  des  §  30  des  Gewarbe- 
steueredikts  von  1810  behandelte  ^  Die  vereinigten  Abteilungen 
hatten  es  iUr  nöti^  erachtet,  im  Gesetz  noch  die  Aufhebm^  aUer 
gewerblichen  Abgaben  an  Grundherren,  Kommunen  und  den  Fiskus 
scharf  auszusprechen.  Ek  waren  jene  bekannten  Abgaben,  die 
einmal  für  die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  überhaupt  und 
dann  auch  von  Meistern,  Gesellen  oder  Lehrlingen  bei  der  Auf- 
dingung,  Lossprechung  und  ähnlichen  Gelegenheiten  gezahlt 
werden  mufsten.  Die  Aufhebung  ohne  Entschädigung  hielt  man 
1810  nur  durch  die  außerordentlichen  Zeitverfaältnisse  für  ent- 
schuldigt, erklärte  deren  Übertragung  auf  die  neuen  Provinzen 
aber  jetzt  für  eine  nicht  entschuldbare  Härte.  Nur  dem  Fiskus 
und  den  Kommunen  gegenüber  hielt  man  die  Aufhebung  ohne 
Entschädigung  iUr  gerechtfertigt.  Die  Schadloshaltung  wurde 
analog  den  allgemeinen  Grundsätzen  aufgestellt. 

Ende  April  1843  wurden  die  Sitzungen  des  Staatsrats  ge- 
schlossen, ohne  dafs  die  Plenarberatungen  zu  diesen  Gesetzen 
begonnen  halten.  Der  König  genehmigte  den  Au&chub  bis  zum 
Herbst  1843,  wo  möglichst  früh  wieder  begonnen  werden  sollte. 
Wegen  anderer  zeitraubender  Beratungen  schien  selbst  in  dieser 
Session  die  Beendigung  der  Arbeit  noch  zweifelhaft;  so  trug 
Kochow  beim  Könige  darauf  an,  eine  bestimmte  Reihe  von 
Sitzungen  ausschliefdich  für  diesen  Zweck  festzusetzen,  schon 
weil  sich  bei  den  Verwaltungsbehörden  und  den  Gewerbe- 
treibenden immer  mehr  die  Unentbehrlichkeit  des  lange  er- 
warteten Gesetzes  herausgestellt  hatte.  Zahlreiche  Anträge  aus 
Handwerkerkreisen  auf  Beschleunigung,  ja  sogar  noch  sehr 
zunftfreundliche  Vorschläge  liefen  immer  wieder  ein.  Unter  den 
Petenten  befanden  sich  natürlich  1844  auch  die  Altmeister  der 
Berliner  Gewerke  mit  den  bekannten  Klagen  und  Wünschen. 

Dem  Antrage  des  Polizeiministers  entsprechend  wurden  dann 
unter  Hintansetzung  anderer  Gegenstände  bestimmte  Shzuneen 
ftlr  die  Gewerbegesetzgebung  reserviert.  Den  wichtigsten  imr- 
selben,  über  die  Gestaltung  der  Verfassung  der  künftigen  ge- 
werblichen Korporationen,  wohnte  der  König  bei  und  griff  sogar 
mehrmals  persönlich  in  die  Debatte  ein.  In  der  Session  1843/44 
wurden  die  Entwürfe  dann  auch  erledigt,  die  endgültige  Re- 
daktion mufste  aber  bis  zum  Herbst  1844  verschoben  werden.  Vor 
der  Eröffnung  dieser  Sitzungen  wurde  die  Gewerbeordnung  einer 
besonderen  Fassungskommission  vorgelegt  (am  12.  Okt  1844) 
und  nach  einer  kurzen  Schlufsberatung  im  Plenum  publiziert. 
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§  26.    Die  YerhandlangeD  des  Staatsrats  zur  Oewerbe- 
gesetz^ebung  \ 

Das  Gewerbepolizeigesetz  wurde  in  den  ersten  16  Sitzungen 
vom  3.  Januar  bis  (5.  März  1844  im  Plenum  beraten,  wobei 
man  sich,  wie  bereits  gesagt,  auf  die  von  den  Abteilungen  auf- 
gestellten Präjudizial-  und  Hauptfragen  beschränkte.  Es  verblieb 
jedoch  jedem  Mitgliede  das  Recht,  auch  andere  Fragen  anzu- 
regen^. Der  Gesichtspunkt,  von  dem  man  bei  der  Fragestellung 
mit  Bezug  auf  die  Gewerbefreiheit  ausging,  entsprach  der  De- 
finition, welche  man  in  den  Abteilungen  fUr  dieselbe  festgehalten 
hatte.  Man  fiEtfste  die  Gewerbefreiheit  nicht  als  schrankenlose 
Willkür  auf,  sondern  als  Befreiung  der  Gewerbebetriebe  von 
allen  denselben  entgegenstehenden  privatrechtlichen  Beschrän- 
kungen. Der  Zunftzwang  erschien  mithin  nicht  als  Gegensatz 
zur  Qewerbefreiheit,  sondern  nur  als  ein  Teil  der  mannigfachen 
Beschränkungen,  welche  der  Freiheit  im  Gewerbebetriebe  ent- 
gegenstanden, so  dafs  also  der  Zunftzwang  aufgehoben  sein 
konnte,  und  doch  noch  keineswegs  Gewerbefreiheit  bestand.  So- 
viel über  den  Standpunkt 

Die  Versammlung  wurde  zuerst  befragt,  ob  der  Erlais  eines 
auf  dem  Princip  der  Gewerbefreiheit  im  Sinne  des  Entwurfs 
gegründeten  Gesetzes  ftlr  alle  Teile  der  Monarchie  als  Bedürfnis 
anzuerkennen  wäre.  Die  Staatsratsabteilungen  und  die  Stände 
hatten  diese  Frage  bejaht,  nur  in  Neu  -  Vorpommern  hatten  die 
Stände  auf  ein  Specialgesetz  im  Sinne  der  Aufrechterhaltung  der 
dortigen  alten  Zunftverfassung  angetragen.  Nachdem  sich  hierzu 
BodeJschwingh  allein  in  dem  Sinne  geäufsert  hatte,  ein  all- 
gemeines liberales  Gesetz  wäre  notwendig,  aber  ebenso  eine  be- 
schränkende Ordnung,  um  Mifsbräuchen  zu  steuern,  wurde  diese 
Frage  einstimmig  bejaht. 

Ohne  wesentliche  Diskussion  erklärte  man  sich  auch  ein- 
stimmig dafür,  alle  Exklusivberechtigungen  fiir  aufgehoben,  und  die 
durch  den  Entwurf  nicht  aufgehobenen  Zwangs  -  und  Bannrechte 
für  ablösbar  zu  erklären.  Die  brandenburgischen  und  pommer- 
schen  Stände  hatten  eine  eventuelle  nachträgliche  Entschädigung 
der  Mühlenbesitzer  angeregt,  denen  ein  durch  das  Gesetz  vom 
28.  Okt.  1810  aufgehobenes  Mahlzwangsrecht  zustand.  Die  Ab- 
teilungen lehnten  das  ab,  und  die  Majorität  des  Staatsrats  schlofs 
sich  ihnen  an,  weil  solcher  Wunsch  nur  von  den  Ständen 
jener  beiden  Provinzen  geäufsert  worden  war,  weil  sich  keine 
angemessenen  Principien  über  die  Art  und  das  Mals  der  Ent- 
schädigung finden  liefsen,  und  überhaupt  nur  sehr  wenige  Müller 
für  diese  Entschädigung  in  Frage  kommen  konnten.    Die  meisten 
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Eotachädigungen  waren  zu  dieser  Zeit  schon  geordnet,  od^  die 
Berechtigten  waren  als  DomanialmttUer  auf  andere  Art,  be- 
sonders durch  Elrlafs  des  Kanons,  befriedigt  worden.  Wenn  be- 
rechtigte Ansprüche  noch  vorkämen,  waa  bezweifelt  wurde,  so 
sollte  deren  Befriedigung  einzelnen  königlichen  Gnadenakten 
tiberlassen  bldben. 

Zu  dem  gesamten  dntten  Titel  der  Gewerbeordnung  über 
den  Umfang,  die  Ausübung  und  den  Verlust  der  Gewerbe- 
befngnisse  l^te  man  keine  allgemeinen  Fragen  vor,  und  im 
Plenum  monierte  man  darüber  auch  nichts  von  Bedeutung. 
Für  den  Marktverkehr  hatten  die  Abteilungen  im  Gesetz  das 
Princip  der  allgemeinen  Freiheit  ausgesprochen  haben  wollen 
und  positive  Angaben  darüber  gewünscht,  welche  Beschrftn- 
kungen  dieser  Freiheit  überhaupt  zulässig  seien,  und  nur  mit  be* 
sonderer  Genehmigung  der  Behörden  beibehalten  werden  dürften. 
Auf  Befürwortung  durch  den  Finanzminister  erklärte  sich  das 
Plenum  ohne  Abstimmung  dafür.  Der  Staatsministerialentwurf 
wollte  noch  die  alten  Ausnahmen  fUr  einzelne  Klassen  von  Markt- 
käufem  bestehen  lassen,  nach  welchen  diese  erst  in  späteren 
Stunden  am  einzelnen  Markttage  Lebensmittel  verkaufen  aurften. 
Die  Abteilungen  wünschten  keinerlei  Ausnahmen  solcher  Art;  im 
Plenum  waren  aber  die  Meinungen  darüber  so  geteilt,  dafs  man 
sich  erst  nach  nochmaliger  Beratung  der  Frage  in  den  Abtei- 
lungen für  die  Ablehnung  dieser  Beschränkung  entschlors. 

Auf  Grund  der  Motive  erklärte  man  sich  ohne  Abstimmung 
im  allgemeinen  fiir  Beseitigung  der  Taxen.  Über  die  Ausnahmen 
von  dieser  Regel  entspann  sich  aber  eine  lebhafte  Debatte,  be- 
sonders darüber,  ob  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  Rog^n- 
brottaxen  eingeflihrt  werden  könnten.  Bodelschwingh  vertei(ugte 
diese  Taxe,  weil  sie  trotz  der  gröfsten  Gewerbefreiheit  in  manchen 
Teilen  der  Monarchie  bestände,  imd  vornehmlich  in  kleinen 
Orten  die  Einwohner  gegen  leicht  mögliche  Preisverabredungen 
schützte.  Von  anderer  Seite  nannte  man  jede  Taxe  un- 
berechtigt, wenn  der  Gewerbetreibende  nicht  zugleich  das  aus- 
schliefsliche  Absatzrecht  bekäme.  Taxen  wären  nur  ein  flir 
Notzeiten  geeignetes  Hilfsmittel.  In  der  Rheinprovinz  hatte  sich 
die  öffentliche  Meinung  fUr  gewisse  Taxen  erklärt,  wo  anders 
bestanden  sie  auch  noch.  Dagegen  wurde  von  liberaler  Seite 
im  Plenum  gekämpft.  Die  noch  bestehenden  sächsischen  Taxen, 
sagte  man,  wären  ein  Ausflufs  des  Zunftzwanges  und  die  rheini- 
schen nur  Überreste  des  französischen  Terrorismus  in  der  Kon- 
ventszeit, wo  man  von  allen  Rechten  nur  die  des  Pöbels  auf 
billiges  Brot  und  Fleisch  nicht  anzutasten  wagte.  Die  Wieder- 
herstellung der  Taxen  wäre  ein  Rückschritt  zu  den  alten  Zunfl- 
mifsbräuchen.  Andern  erschienen  die  Lebensmitteltaxen  als 
nutzlos,  die  Gewerbetreibenden  fanden  stets  ein  Mittel  zur  Hinter- 
gehung der  Behörden.  Der  Kriegsminister,  der  bei  der  Auf- 
stellung von  Taxen   selbst  einmal  praktisch  thätig  gewesen  war. 
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bestätigte  die  Abhfingigkeit  der  Behörden  von  den  Gewerbe- 
treibenden dabei  und  erklärte  gerechte  Taxen  als  in  der  Rc^l 
unmöglich.  Trotzdem  gab  man  mit  überwiegender  Stimmensahl 
dem  Finansministerium  das  Eecht,  wenigstens  Brottaxen  fest- 
zusetisen.  Für  die  Aufhebung  der  übrigen  Taxen  erklärte  sich 
der  Finanzminister  von  selbst  bereit  mit  wenigen  Ausnahmen, 
wo  die  Beibehaltung  wie  bei  den  Brottaxen  aus  triftigen  Gründen 
wünschenswert  erschien.  So  erhielt  der  Finanzminister  die  Be- 
rechtigung zur  Aufhebung  der  Taxen  und  zur  Beibehaltung 
der  ihm  notwendig  erscheinenden. 

An  den  wichtigsten  Sitzungen  des  Staatsrats,  der  fünften, 
sechsten,  siebenten  und  dreizehnten,  wo  hauptsächlich  die  Bil- 
dung der  neuen  Vereine  beraten  wurde,  nahm  der  König  teil. 
Über  die  beiden  Titel  5  und  6  des  zweiten  Staatsministerial- 
entwurfs  stellte  man  allein  19  allgemeine  Fragen  bezüglich  der 
gewerblichen  Vereine. 

Die  Abteilungen  hatten  die  Vorfrage,  ob  in  das  Gesetz  Be- 
stimmungen über  die  Bildung  von  Vereinen  für  diejenigen  auf- 
genommen werden  sollten,  welche  dasselbe  oder  verwandte  Ge- 
werbe selbständig  trieben ,  bejaht  (mit  7 : 2  Stimmen).  Die 
Plenarversammlung  des  Staatsrats  befragte  man  zunächst  darüber 
nicht.  Hier  verlangte  man  als  erstes  eine  Beantwortung  der 
Frage,  ob  man  überhaupt  überall  Vereine  der  Gewerbetreibenden 
ftir  zweckmäfsig  hielte.  Nach  Bejahung  dieser  Frage  mufste 
festgestellt  werden,  ob  die  bestehenden  Institute  dieser  Art  mit 
Modifikationen  erhalten  bleiben  oder  die  Bildung  neuer  Vereine 
gefordert  werden  sollte.  Ferner,  ob  ein  Zwang  ftlr  die  Kate- 
gorien Gewerbetreibender  zum  Beitritt  überhaupt,  oder  nicht 
wenigstens  bei  den  iUr  eigentliche  Handwerker  bestehenden 
oder  zu  errichtenden  Vereinen  angeordnet  werden  sollte.  Dann 
war  die  Frage,  ob  die  Ministerien  die  Beingnis  haben  sollten, 
solche  Vereine  mit  Zwangsverpflichtung  zum  Beitritt  einzuführen. 
War  die  Frage  der  Vereine  an  sich  entschieden,  so  mufsten 
die  Rechte  und  die  Wirksamkeit  derselben  umgrenzt  werden, 
und  zwar  einmal  mit  Bezug  auf  die  Lehrlingshaltung,  dann  hin- 
sichtlich der  Einwirkung  auf  nichtzünftige  Gewerbetreibende 
und  schliefslich  betreffs  aes  im  Gesetze  angeordneten  PrüAings- 
wesens.  Von  derselben  Bedeutung  war  die  Feststellung  der  Be- 
dingungen für  den  Beitritt  zu  den  Innungen.  Darauf  beriet  man 
über  das  Verhältnis  der  Vereine  zu  den  Kommunen  und  den 
Umfang  des  Einflusses  der  Kommunalbehörden  auf  dieselben. 

Die  Notwendigkeit  der  Vereine  war  fast  allgemein  anerkannt, 
nur  über  deren  Beschaffenheit  waren  verschiedenartige  und  oft 
unerfüllbare  Wünsche  geäufsert  worden.  Die  Regierung  wollte 
jedenfalls,  nach  den  Darlegungen  Bodelschwinghs,  den  Kor- 
])oratinnen  nichts  beimischen,  was  dem  Princip  der  Gewerbe- 
freiheit entgegenstand.  Es  sollten  auf  Freiwilligkeit  gegründete 
Genossenschaften  ehrenwerter  Männer  sein.    Jeden  direktcg^j^fl^ 
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indirekten  Zwang  zum  Beitritt  wollte  man  ausschlieiflen  und  die 
Zugeh()rigkeit  su  einer  Ehrensache  machen,  indem  man  das 
Bürgerrecht,  ziemlich  strenge  Anforderungen  der  Unbescholten- 
heit  und  bewiesene  technische  Fertigkeit  und  IHlditigkeit  als  Bei- 
trittsbedingungen forderte.  Der  genannte  Minister  erklärte  sich 
persönlich  gegen  den  Beitrittszwang  und  die  ausschliefsliche  Be- 
rechtigung der  Vereinsmitglieder  zur  Liehrlingshaltung ,  weil  das 
eine  starke  indirekte  Nötigung  zum  Beitritt  wäre,  aus  demselben 
Grunde  überhaupt  gegen  jeden  sonstigen  Einfluls  der  Kor- 
porationen auf  Nichtzünftige.  Arnim,  der  Nachfolger  Rochows 
im  Ministerium  des  Innern,  stimmte  dies^i  ron  der  Regierung 
ausgesprochenen  und  von  den  Ständen  überwi^^d  gebilligten 
Grundsätzen  bei,  glaubte  aber  doch  den  Vereinen  praktischen 
Einflufs  der  oben  angedeuteten  Art  geben  zu  milssen,  weil  sie 
sonst  „totgeboren**  wären  und,  wenn  kein  materieller  Nutzen 
daraus  für  die  Mitglieder  flösse,  der  Beitritt  zn  schwach  würde. 
Wirtschaftlich  sollten  die  neuen  Handwerkenrereinigungen  die 
Hauptelemente  der  Kommunen  werden.  Die  Vereine  müfsten 
ihre  Vorteile  nur  fUr  Mitglieder  haben.  Er  wollte  deshalb  den 
Inkorporierten  nicht  das  ausschliefsliche  Recht  zur  Lehrlings- 
haltung geben,  aber  doch  die  ron  ihnen  Ausgebildeten  von 
Gesetzes  wegen  bevorzugen.  Um  Unordnung  im  Lehrlingswesen 
zu  verhüten,  sollten  die  Lehrlinge  im  engsten  Familien-  und 
Zuchtverhältnis  zum  Meister  bleiben.  Er  befürwortete  alle  Mafs- 
regeln,  die  den  Vereinen  einen  direkten  Zwang  geben  könnten; 
•das  Verhältnis  der  Vereine  zu  den  Kommunen,  meinte  er  aber, 
könnte  sich  erst  durch  die  Erfahrung  feststellen. 

Um  diese  beiden  Anschauungen  bewegte  sich  die  Debatte, 
die  allgemein  verriet,  dafs  die  Ansichten  übor  die  Inkorporiening 
der  Gewerbetreibenden  selbst  hier  immer  noch  nichts  weniger  als 
ungeteilt  waren.  Nicht  wenig  hat  diesen  Teil  der  Beratungen  audi 
die  zur  Sprache  kommende  kommunistische  Gefahr  beeinflufst, 
deren  Flammen  damals  schon  in  der  Litteratur  und  den  Massen 
hie  und  da  emporzüngelten.  In  der  Versammlung  wies  man  be- 
sonders auf  den  zerstörenden  Einflufs  des  Kommunismus  auf  den 
Gesellenstand  hin,  dem  man  nur  noch  durch  strenge  Zucht  und 
Ordnung  unter  Lehrlingen  und  Gesellen  entg^narbäten  könnte. 
Man  behauptete,  die  von  den  Abteilungen  vorgeschlagenen 
Privatvereine,  denen  nur  die  Tüchtigsten  und  Besten  angdhören 
sollten,  könnten  diese  Aufgabe  nicht  erfiülen,  weil  gentde  die 
aufserhalb  der  Vereine  bleibenden  Elemente  am  meisten  der  Zucht 
und  Ordnung  bedürften.  So  verlangte  man  von  dieser  Seite  mehr 
als  blofse  Privatvereine,  nicht  zu  grofse  Elrschwerungen  des  Ein- 
tritts in  dieselben  und  von  dem  Nichtmitglied  als  Bedingung  zur 
Lehrlingshaltung  einen  Be&higungsnachwds.  Von  anderer  Seite 
schlug  man  in  dieselbe  Kerbe.  Die  Gewerbefireiheit  hätte  awar 
die  Arbeit  von  den  alten  Schranken  befreit,  aber  eine  gefidur- 
liche,  besitzlose  Masse  geschaffen,    ftlr  die  an  Stelle  der  alten 
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Zucht  der  Zünfte  in  den  neaen  Vereinen  ein  Organ  kräftigen 
Emflusses  für  Zucht  und  Ordnung  henrorgerufen  werden  mttfste» 
Die  besitzloaen  Klassen  betrachteten  sich  nicht  als  ron  allen 
Schranken  entfesselt,  sondern  als  auf  das  Notdürftigste  be- 
schränkt und  daher  die  Gesellschaft  als  ihren  Feind.  In  Preulsen 
hätten  zwar  diese  Ideen  den  Geist  der  Massen  noch  nicht 
durchdrungen  y  aber  der  Geist  der  Verführung  regte  sich  schon 
und  fiinde  in  diesen  Kreisen  den  günstigsten  Boden.  Die  kräf- 
tigen neuen  Vereine  sollten  den  „antisocialen''  Bestrebungen  unter 
den  „sogenannten  Proletariern'^  die  Basis  des  Gedeihens  entziehen. 
Nach  dem  Vorschlage  der  Abteilungen  sollte  das  Gesetz^ 
besonders  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Korporationen, 
nur  den  Charakter  subsidiarischer  Nonnen  bekommen,  und  der 
Schwerpunkt  der  Ausbildung  dieser  Vereine  in  die  Kommunen 
gelegt  werden.  Zwei  Mitglieder  der  Abteilungen  verteidigten 
deren  Entwurf.  Wie  ehemals  gegen  die  Zünfte  und  deren  Mifs- 
bräuche,  so  wurde  jetzt  gegen  die  Gewerbefreiheit  deklamiert. 
Nachdem  man  an  dem  Untergang  der  alten  Gewerksverfassung  ge- 
arbeitet, ohne  etwas  Neues  an  ihre  Stelle  zu  setzen,  verlangte  man 
jetzt  überwiegend  auch  im  Staatsrat  wieder  kräftige  Vereine.  Die 
Abteilungen  wollten  nicht  möglichst  alle  Gewerbetreibenden  in  die 
Vereine  gedrängt  sehen,  um  nicht  durch  Vermischung  guter  und 
schlechter  Elemente  die  guten  zum  Austritt  zu  bewegen.  Sie  glaubten, 
nur  von  der  öffentlichen  Meinung,  aber  nicht  von  möglichst  grolsem, 
direkten  oder  indirekten  Zwang  zum  Beitritt  hinge  das  Gedeihen 
der  Vereine  ab,  weil  die  öffentliche  Meinung  eben  seit  Jahr- 
zehnten solcher  Vereinsbildung  günstig  war.  Jeden  selbst  in- 
direkten Zwang  erklärten  die  Abteilungsvertreter  für  die  Ursache 
von  Hafs  und  Tyrannei  unter  den  Gewerbetreibenden.  Betreff» 
der  Gesellen  hatte  der  Abteilungsentwurf  die  Vorschläge  des 
Staatsministeriums  beibehalten  und  nur,  was  dessen  l^twurf 
vernachlässigte,  die  Bestimmungen  auch  auf  die  Fabrikarbeiter 
ausgedehnt,  weil  sie  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre 
durch  die  grofse  Konzentration  an  einem  Orte  besonders  ge- 
flihrlich  erschienen.  So  gelangte  hier,  wie  im  endgültigen 
Gesetz  die  Abwehr  der  socialen  Gefahr  zu  kräftigem  Ausdruck, 
besonders  im  letzten  Titel  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung 
in  den  Normen  über  das  Koalitionsrecht  der  Handwerks- 
gesellen und  Fabrikarbeiter  u.  a.  Die  nächste  Zeit  lehrte,  dafs 
alle  diese  Befürchtungen  nicht  ganz  ungerechtfertigt  waren.  Btan 
verlangte  kräftige  und  angesehene  Vereine  und  Bevorzugung 
der  Inkorporierten  durch  das  Gesetz  auch  deshalb,  weil  die 
Gewerbefreiheit,  trotz  unleugbar  segensreicher  Folgen  für  die 
Vervollkommnung  der  Gewerbe,  einen  Mangel  an  Ehrenhaftig- 
keit und  Solidität  im  Gewerbebetriebe  verursacht  hätte.  Der 
Kultusminister  Eichhorn  erklärte  sich  gegen  jede  Zwangs- 
vereinigung, weil  Muster  dafür  fehlten,  die  Zeit  dazu  nicht  ge- 
eignet  wäre,    und   die  öffentliche  Meinung,    die  man   doch  mil[e 
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berücksichtigen  mtUBte,  ron  yomherein  gegen  diese  Vereme  ein- 
genommen sein  würde.  Das  andere  ^trem  der  blo£sai  Zu- 
lassung zu  den  Vereinen  war  ihm  aber  auch  nicht  genehm.  Aaf 
einem  Mittelwege  sollten  die  guten  Seiten  der  Zunftyer£Etösung, 
die  stützenden  und  erziehenden  im  Leben  des  Handwerkers ,  in 
die  neuen  Vereine  hinübergerettet,  kein  Zwang  zum  Bdtritt, 
wohl  aber  mäfsiger  indirekter  Zwang,  welcher  die  Individualität 
nicht  einengte,  aufeestellt  werden. 

Nach  diesen  allgemeinen  Erörterungen  wandte  man  sich  den 
besonderen  Fragen  zu.  Die  obige  Vorfrage  betrefis  der  Aufiiahme 
von  Bestimmungen  über  die  Vereinsbildung  in  das  Gesetz  wurde  ein- 
stimmig bejaht.  Bei  den  vom  Präsidenten  eingeschobenen  Prä* 
judizialfragen  war  man  zunächst  mit  den  Abteuungen  allgemein 
darüber  einverstanden,  es  sollte  in  der  Regel  keine  Zwangsverpflich- 
tung  zum  Eintritt  in  die  Vereine  stattfinden,  man  nahm  aber  m  den 
Beschlufs  den  Vorbehalt  auf:  was  als  indirekter  Zwang  gedeutet 
werden  könnte,  sollte  damit  nicht  ausgeschlossen  sein.  Die  Ab- 
teilungen hatten  (mit  8  gegen  1  Stimme)  abgelehnt,  ausnahms- 
weise Vereine  für  die  eigentlichen  Handwerke  in  der  Art  ein- 
zuführen, dafs  jeder,  der  das  betreffende  Gewerbe  selbstfindig 
betrieb,  zum  Beitritt  berechtigt  und  rerpäichtet  war.  Dem 
schlofs  sich  das  Plenum  an,  weil  die  Meinung  überwog,  so  er- 
wünscht auch  die  Zurückillhrung  der  alten  Zucht  und  Ordnung, 
vornehmlich  für  den  Gesellenstand,  wäre,  bliebe  doch  die  Er- 
reichung dieses  Zieles  auf  dem  vorgeschlagenen  Wege  unmöglich, 
weil  das  patriarchalische  Verhältnis  zwischen  Heistern  und  Ge- 
sellen, die  Grundlage  der  alten  Zunftver&ssung  in  dieser  Hin- 
sicht, vor  allem  in  den  grofsen  Städten,  rerschwunden  wäre. 
Der  Geselle  wohnte  in  Schlafstelle,  als  dort  oder  in  der  Gar- 
küche, während  der  Meister  die  Ressource  besuchte.  Das  alte 
Band  zwischen  beiden  war  zerrissen.  In  der  Praxis  war  die 
Trennung  von  Handwerk  und  Fabrik  unmöglich.  Viele  Hand- 
werker arbeiteten  selbständig,  ab^  auf  einzelne  Bestellungen. 
Sollte  man  sie  auch  in  die  vereine  zwingen?  Um  solchen  Ge- 
meinschaften fem  zu  bleiben,  hätten  sich  wohlhabende  Hand- 
werker wohl  lieber  den  Schein  von  Fabrikanten  gegeben  und 
die  Vereine  nur  Ärmliche  und  Dürftige  umftirst  Zwang  man 
die  Fabrikanten,  so  äufserte  man,  allerdings  wohl  mit  geringem 
Grund,  die  Furcht,  sie  würden  auswandern.  Man  herief  sich 
auf  JuBtus  Moser  als  Autorität,  der  gerade  das  Nebeneinander 
von  zünftigen  und  freien  Meistern  für  heilsam  erklärt  hatte, 
weil  die  Opposition  Leben  in  die  Vereine  brächte,  und  ein 
segensreicher  Wettbewerb  zwischen  Zunft-  und  Freimeistem 
entstände.  In  Berlin,  darauf  wies  man  ron  dieser  Seite  hin, 
waren  noch  viele  alte  und  hochangesehene  Handwerksmeister,  die 
sich  von  schlechten  Vereinen  nicht  angezogen  fühlen  konnten. 
Arnim,  welcher  sich  gegen  den  direkten  Zwang,  aber  doch  für 
die  Heranziehung  möglichst  vieler  zu  den  Vereinen^eckl&^Jiatte, 
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wollte  im  Gesetz  den  Vorbehalt  geben ,  die  Gewerbetreibenden 
und  Kommunalbehörden  könnten  beBchlielsen;  alle  zu  einem  Ge- 
werbe gehörigen  Individuen  durch  einen  gemeinsamen  Organis- 
mus zu  verbinden.  Als  ein  Mitglied  fragte,  wo  denn  die  Grenze 
{Ur  diese  Befugnis  sein  sollte,  gab  der  König  selbst  den  Ver- 
waltungschefs und  dem  Präsidenten  anheim,  zu  untersuchen,  ob 
nicht,  abgesehen  von  den  allgemeinen  Normen  des  Gesetzes  und 
abgeseheo  von  jeder  Beschränkung  auf  bestimmte  Gewerbe, 
den  Magistraten  und  Stadtverordneten  die  Befugnis  eingeräumt 
werden  könnte,  wie  in  der  revidierten  Städteordnung  für  die 
bürgerlichen  Verhältnisse,  auch  auf  gewerblichem  Gebiete  unter 
höherer  Genehmigung  Specialstatuten  auszuarbeiten,  welche  die 
Association  der  uewer betreibenden  mit  Beseitigung  jeder  Ver- 
einzelung und  das  Verhältnis  der  gewerblichen  Korporationen 
zu  den  Kommunen  und  Kommun^behörden  festsetzten.  Der 
König  erklärte  weiter,  man  müfste  dabei  von  der  Beschränkung 
auf  Kramerei  und  Kleingewerbe  absehen  und, erwägen,  ob  und 
inwieweit  nicht  blofs  innerhalb  der  Bestimmungen  des  Gesetzes, 
sondern  auch  über  dasselbe  hinaus  die  Autonomie  der  Kom- 
munalbehörden anzuerkennen  wäre.  Mit  diesem  Vorschlag,  der 
im  Gesetz  weitgehende  Berücksichtigung  fand,  ging  man  noch 
über  die  Wünsche  der  Kommunalbehörden,  auch  Berlins,  hinaus, 
indem  man  unter  Rücksicht  auf  örtliche  Bedürfnisse  jeder 
Kommune  die  Möglichkeit  der  intimen  Einwirkung  auf  das  ge- 
werbliche Leben  durch  selbständige  Verordnungen  gab.  Der 
König  war  mit  dem  Präsidenten  einverstanden,  diese  Frage  erst 
am  Schlufs  des  Gesetzes  zu  beraten. 

Der  Minister  Arnim  hatte  ein  Amendement  eingebracht, 
welches  in  der  Hauptsache  auf  die  Frage  hinauslief,  ob  nicht  nach 
Wahl  der  Kommmunalbehörden  und  der  Gewerbetreibenden 
«ines  Ortes  eine  besondere  Gattung  von  Gewerbevereinen  ge- 
bildet werden  könnte,  welche  ohne  die  Bedingung  der  Quali- 
fikation alle  Gewerbetreibenden  einer  Art  mit  Ausnahme  derer 
zusammenfafsten,  bei  denen  eine  ausdrückliche  Weigerung  oder 
sittlicher  Makel  den  Nichteintritt  oder  Austritt  bedingte,  und  ob 
den  Kommunalbehörden  gestattet  werden  könnte,  eine  Gattung 
"von  Vereinen  zu  bilden,  denen  eine  Einwirkung  auf  die  nicht 
zugehörigen  Gewerbetreibenden  übertragen  würde,  womit  also 
die  Vorfrage  gestellt  war,  ob  Kommunalbehörden  überhaupt 
gröfsere  Einwirkung  auf  die  Bildung  und  Gestaltung  der  ge- 
werblichen Vereine  zugestanden  erhalten  sollten,  als  der  Ab- 
teilungsentwurf ihnen  zubilligte.  Arnim  hatte  diese  Vorschläge 
nach  der  Denkschrift  der  Berliner  Stadtverordneten  von  1840 
und  nach  den  Anträgen  einzelner  aufgee^lt,  die  mindestens  eine 
Einwirkung  der  Vereine  auf  alle  Gewerbetreibenden  als  not- 
wendig gefordert  hatten,  sollten  die  neuen  Verbände  ihren  Zweck 
erfüllen.  Mit  diesem  Amendement,  welches  die  Grundlage  des 
ganzen  Gesetzes  wesentlich  änderte,   war  beabsichtigt,  den^Bdjp 
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trittflzwang  auszuschlieCBen,  aber  doch  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
eine auf  die  Gewerbetreibenden  auszudehnen,  fbr  welche  Ordnung 
und  genossenschaftliche  HQfe  dem  Minister  am  nötigsten  erschien^ 
und  welche  die  Abteilungsvorschlftge  unberücksichtigt  liefsen. 
Bodelschwingh  erklärte  sich  in  der  Hauptsache  für  diese  Amen- 
dements. Im  übrigen  schwankten  die  Meinungen  zwischen 
diesen  und  den  Abteilungsvorschlfl^en.  Die  Abteuungen  waren 
den  Wünschen  der  Kommunen  und  besonders  denen  der  Ber- 
liner Stadtverordneten  schon,  so  weit  es  ihnen  möglich  erschien, 
entg^engekommen.  Man  hatte  in  den  Abteilungen  nach  dem 
Verkagen  der  Stadtverordneten  die  Unbescholtenheit  und  den 
Befkhigunpnachweis  aufgenommen,  nur  ihre  dritte  Bedingung  f)ir 
die  Aufnahme  in  die  Korporationen  hatte  man  abgelehnt,  weil 
sie,  nämlich  die  Gewinnung  des  Bürgerrechts  mit  Ehrenrechten, 
eine  eigenmächtige  Änderung  der  Bestimmung  der  Städteordnung 
dargestellt  hätte.  Es  gab  eben  kein  aUgemeines  Gesetz,  welches 
fUr  irgend  ein  Gewerbe  den  Besitz  des  Bürgerrechts  zur  not- 
wendigen Bedingung  machte. 

Die  Abteilungen  hatten  auch  dem  Wunsche  willfahrt,  dem 
Lehrling  nach  Beendigung  der  Lehrjahre  das  Recht,  eine  Prüfung 
zu  fordern,  zu  geben,  aber  nicht  dem,  wonach  jeder  qualifizierte, 
unbescholtene  Gewerbetreibende  zum  Beitritt  zu  den  Vereinen 
gezwungen  werden  soDte  und  auch  nicht  dem,  den  Vereins- 
mitgliedem  das  ausschliefsliche  Recht  zur  Lehrlingshaltuns  vor- 
zubehalten. Die  märkischen  und  pommerschen  Stände  hatten 
übrigens  fast  dieselben  Forderungen  gestellt.  Arnim  wollte  jene 
Beschränkung  in  der  Lehrlingshaltung  im  Interesse  der  Heran- 
bildung eines  tüchtigen  künftigen  Handwerkerstandes  festhalten, 
auch  weil  damit  den  Vereinen  nach  aufsen  Wirksamkeit  gegeben 
würde.  Der  Befürchtung,  es  könnten  bei  einem  allgemeinen  Bei- 
trittBZwang  die  hervorragendsten  Handwerker  die  Vereine  ver- 
lassen, trat  der  Minister  dadurch  in  seinen  Vorschlägen  entgegen^ 
dafs  er  eventuell  noch  verschiedene  Rangklassen  von  Gewerbe- 
treibenden in  den  Vereinen  unterscheiden  wollte.  Nach  einer 
sehr  lebhaften  Diskussion  entschied  man  sich  bejahend  ftir  die 
obige  erste  Frage  des  Präsidenten  (30:23  Stimmen),  so  dafs 
also  den  Kommunalbehörden  gestattet  sein  sollte,  in  ihrem  Orte 
eine  besondere  Gattung  von  Vereinen  im  Geiste  des  Amendements 
zu  bilden. 

Der  Staatssekretär  Bomemann  hatte  einen  ähnlichen  Verbesse- 
rungsvorschlag eingebracht,  welcher  im  wesentlichen  verlangte, 
innerhalb  der  allgemeinen  Grenzen,  welche  der  Abteilungsentwurf 
aufgestellt  hatte,  in  den  einzelnen  Kommunen  eine  freie  Vereins- 
entwicklung zu  gestatten,  und  welcher  femer  die  noch  bestehen- 
den Zünfte  zu  Päanzschulen  ftir  die  neuen  Vereine  werden 
lassen  und  daher  alles  vermeiden  wollte,  was  Anstofs  bd  den 
alten  erregen  konnte.  Bomemann  wünschte  nicht  wie  der 
Minister  des   Innern,    die  Bildung  der  V^r^e  (^g^m  Ein- 


XVII  4.  241 

Verständnis  der  EommunalbehOrdeD  und  der  Vertretung  aus  den 
Kreisen  der  Gewerbetreibenden  abhängig  zu  machen,  weil 
das  wahrscheinlich  die  vorherige  Aufhebung  der  alten  Zünfte 
voraussetzte  und  diese  daher  gegen  die  neuen  Vorschläge  ein- 
nehmen mufste.  Besonders  war  dies  zu  fürchten,  wo  die  Zahl 
der  Unzünftigen  die  der  Zünftigen  weit  übertraf,  wie  z.  B.  bei 
den  Berliner  Schustern  und  Schneidern.  Er  verlangte  eine  frei- 
willige Vereinsbildung,  und  nachdem  sie  nach  den  Ortlichen  Ver- 
hältnissen zu  Stande  gekommen  wäre,  sollte  ein  zwangsweiser 
Anschlufs  der  übrigen  Gewerbetreibenden  durch  die  Eommunal- 
behörden  zulässig  sein.  Mindestens  sollten  dann  aber  die  Un- 
bescholtenen ipso  jure  Vereinsmitglieder  werden ,  wenn  sie  nicht 
ausdrücklich  das  Gegenteil  erklärten.  Sogar  die  Bescholtenen 
sollten  nach  Arnims  Vorschlag  eventuell  zwangsweise  angeschlossen 
werden  dürfen,  weil  ftlr  sie  die  Inkorporierung  am  nötigsten 
wäre.  Man  wandte  aber  ein,  damit  hörte  die  Gewerbefreiheit 
auf,  auch  wenn  man  mit  Arnim  zwischen  aktiven  und  passiven 
Mitgliedern  unterschiede.  Alle  Landtage  hatten  übrigens  die  Ein- 
wirkung der  Vereine  auf  aufsenstehende  Btitglieder  ausgeschlossen 
sehen  wollen.  Der  Beitrittszwang  führte  die  alten  Zunftmifs- 
bräuche  wieder  herauf,  selbst  wenn  die  bescholtenen  Gewerbs- 
genossen zwangsweise  zu  untergeordneten  Mitgliedern  der  Vereine 
gemacht  wurden.  Man  machte  geltend,  dann  müfsten  auch  un- 
bedingt die  Gewerbe  scharf  voneinander  geschieden  werden, 
denn  welche  Zunft  sollte  sonst  den  Zwang  gegen  den  AulÜBien- 
stehenden  in  ungezählten  Fällen  ausüben?  Man  hielt  das  für 
einen  Widerspruch  mit  dem  Princip  des  Gesetzes,  welches  nur 
auf  Freiwilligkeit  beruhende  Vereine  wünschte.  Wegen  der 
Verschiedenheit  der  Meinungen  stellte  man  diese  so  wichtige 
Frage  noch  von  der  Tagesordnung  ab  und  wandte  sich  der 
Lehrlingshaltung  zu. 

Es  wurde  einstimmig  abgelehnt,  das  Recht  zur  Lehrlings- 
annahme und  -ausbildung  lediglich  den  Vereinsmi^liedem  vor- 
zubehalten. Auch  die  Abteilungen  hatten  das  verneint.  Jetst 
motivierte  man  diesen  Beschlufs  hauptsächlich  mit  der  Be- 
ftlrchtung,  es  könnte  eine  solche  Bestimmung  sehr  leicht  zu  den 
alten  Zunftmifsbräuchen,  als  Wahrung  des  Gewerbsgeheimnisses, 
Bedrückung  der  Lehrlinge,  überlange  Lehrzeit  u.  a.  ftlhren.  Im 
andern  Falle  mu&ten  die  Korporationsmitglieder  durch  gute  Be- 
handlung der  LehrUnge  verhindern,  dafis  die  Lehre  bei  einem 
Nichtinkorporierten  vorgezogen  wurde.  Auiserdem  hätten  hiernach 
da,  wo  kerne  Innungen  b^tanden,  überhaupt  keine  Lehrlinge 
gehalten  werden  dürfen.  Die  pommerschen  und  märkischen 
Stände,  die  Berliner  Stadtverordneten  und  die  Vertretung  einiger 
anderer  gröfserer  Kommunen  hatten  sich  zwar  ftir  diese  Be- 
schränkung erklärt,  aber  bei  späteren  Versammlungen  waren 
schon  Bedenken  geäufsert  worden,  so  dafs  es  fraglich  erschien, 
ob   man  in  jenen  Kreisen  noch  so  dachte.     Auch  die  öffentliche  f^ 
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Meinung  war  öfter  gegen  so  weitgehende  Einachränkangen  auf- 
getreten. So  erklärt  sich  die  einstimmige  Ablehnung  jenes 
Grundsatzes. 

Die  Abteilungen  hatten  auch  eine  Einwirkung  auf  die  Nicht- 
inkorporierten  hinsichtlich  der  Lehrlinge  einstimmig  verneint 
Arnim  und  Bodelschwingh  waren  weder  unbedingt  für  noch 
gesen  solchen  Einflufs.  Nach  ihrer  Ansicht  war  aber  eine  Eon- 
trolle der  Vereine  über  die  Lehrlmge  der  Nichtmitglieder  wün- 
schenswerty  ebenso  die  allgemeine  Verpflichtung  der  Gesellen  zur 
Zalilung  von  Beiträgen  zu  den  Kranken-  und  Unterstützung»- 
kassen,  um  die  Kommunen  nicht  zu  überlasten.  Alle  ständischen 
Versammlungen  hatten  sich  aber  entschieden  gegen  jegliche 
Kontrolle  über  die  Lehrlinge  der  Aufsenstehenden  geäufsert.  Um 
nun  überhaupt  eine  Grundlage  für  die  Weiterberatong  zu  finden, 
befragte  man  die  Versammlung,  ob  eine  Einwirkung  der  Vereine  auf 
die  Angelegenheiten  der  nicht  zu  ihnen  gehörenden  selbständigen  und 
nicht  selbständigen  Gewerbsgenossen  unbedingt  auszuschlieisen  wäre. 
Das  wurde  einstimmig  verneint.  Die  Freunde  einer  liberalen  Auf- 
fassung machten  auf  die  schreiende  Ungerechtigkeit  aufmerksam, 
den  vielleicht  24  Inkorporierten  von  800  in  einer  Stadt  an- 
sässigen Schneidern  weitgehende  Befugnisse  der  Elinwirkung  auf 
die  aufiser  den  Vereinen  Befindlichen  geben  zu  wollen.  Einige 
verteidigten  den  Vorschlag  des  Staatsministeriums,  zwar  keine 
direkte  Einwirkung  zu  gestatten,  aber  nicht  jede  indirekte  Be- 
einflulsung  auszuschliefsen.  Die  im  Gesetz  mr  die  Au&tellung 
der  Statuten  festgesetzten  Normen  ergäben  das  beste  zur  Rege- 
lung der  Gesellen-  und  Lehrlingsverhältnisse,  mithin  wäre  es 
wünschenswert,  auch  die  Verhältnisse  der  nicht  zu  den  Vereinen 
Gehörigen  danach  zu  regeln.  Das  stärkte  die  Vereine,  ohne 
die  Gewerbefreiheit  zu  schädigen.  Die  Majorität  der  Abteilungen 
hatte  sich  in  der  Befürchtung  zu  weitgehenden  faktischen  Zwangs 
auf  die  Nichtmitglieder  als  Folge  dieses  Zugeständnisses  ni(£t 
dafür  erklärt.  Nach  ihrer  Meinung  konnte  bei  der  Statutenfest- 
stellung  nur  auf  die  Vereinsmitglieder  Rücksicht  genommen  werden; 
mit  dem  Wachsen  der  Vereine  an  Umfang  und  Ansehen  würden 
die  Statuten  von  selbst  zur  Ortsgewohnheit  Diese  Meinung,  welche 
die  individuellen  Rechte  nicht  zu  sehr  einschränken  wollte,  behielt 
auch  im  Plenum  die  Oberhand  (30:12  Stimmen). 

Danach  stellte  man  die  Frage  zur  prindpieUen  £}rörterang, 
ob  den  Vereinen  das  gewerbliche  Prüfungswesen  übertragen 
werden  sollte.  Allgemein  wollte  man  die  Prüfung  zum  blofien 
Eintritt  in  die  Vereine  auch  diesen  übertragen.  Gegen  die  von 
den  Abteilungen  zu  diesem  Zweck  vorgeschlagene  Errichtung  von 
besonderen  Prüfungskommissionen  erhob  man  aber  Bedenken. 
Nach  allen  Elrkundigungen  in  Berlin,  sagte  man,  wäre  kein 
Grund  zu  Mifstrauen  gegen  die  Zunftprüfungen,  die  Prüfung  zur 
Aufnahme  von  Mitgliedern  könnte  man  ihnen  wohl  überlassen. 
Diese  Meinung  war  aber  nach  den  oben  dargestellten  Erfi^irungen 
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bei  Bauhandwerkem  und  den  Zünften  überhaupt  sehr  wenig  ge- 
rechtfertigt, zudem  galt  die  Prüfungsfrage  bei  den  Bauhandwerkern 
immer  noch  nicht  als  definitiv  entschieden.  Von  anderer  Seite 
behauptete  man  denn  auch  mit  Recht,  in  Berlin  und  in  kleinen 
Städten  wären  die  Mifsbräuche  durchaus  nicht  selten.  Man  be- 
fürchtete eine  Abschliefsung  der  kräftigeren  Gewerke  und  ver- 
langte deshalb  kommunale  Prüfungsbehörden,  durch  wdche  allein 
recht  umfassende  Vereine,  wie  sie  die  rheinischen  Stände  ge- 
wünscht hatten,  gesichert  werden  könnten.  Eine  Benachteiligung 
der  Vereinsinteressen,  wie  behauptet  wurde,  glaubte  man  in 
diesen  Prüfungsbehörden  nicht  sehen  zu  können ;  denn  die  Kom- 
missionen sollten  aus  drei  Vereinsmitgliedem , .  dreien  von  der 
Prüfungsbehörde  und  einem  Vorsitzenden  zusammengesetzt 
sein,  sodafs  die  Interessen  der  Vereine  zur  Genüge  gewahrt 
waren.  Damit  glaubte  man  allgemein  ein  praktisches  Meister- 
stück und  gleichmäfsiges  Prüfungswesen  gesichert.  Die  Zunft- 
freunde  meinten  dagegen,  mit  den  Innungsprüfunsen  wäre  den 
Vereinen  ihr  vornehmstes  Recht  entzogen.  Sie  würden  sich  ohne 
dasselbe  auflösen,  und  neue  Vereine  könnten  sich  dann  über- 
haupt nicht  bilden.  Ejine  Einigung  über  die  Frage  schien 
nicht  möglich. 

So  beschlofs  man  auf  Arnims  Vorschlag  zuerst  die  Fest- 
stellung der  Fälle,  wo  überhaupt  eine  Prüfung  gefordert  werden 
sollte.  Es  fragte  sich  in  erster  Linie,  ob  zur  Lehrlingshaltung 
aufser  der  Unbescholtenheit  auch  ein  Be&higungsnachweis  wün- 
schenswert wäre.  Die  Abteilungen,  deren  weitergehender  Libe- 
ralismus sich  auch  hier  wieder  zeigte,  hatten  das  mit  schwacher 
Majorität  verneint.  Verneinte  man  das  jetzt  auch,  so  fiel  nach 
Arnims  Meinung  jeder  Grund,  den  Vereinen  die  Prüfimgs- 
befugnis  zu  entziehen.  Auiser  dieser  starken  Minorität  hatten 
sich  fUnf  ständische  Versammlungen  und  die  Magistrate  von 
Berlin,  Breslau  und  Magdeburg  für  den  Befähigungsnachweis  in 
diesem  Fall  erklärt  Bei  Bejahung  der  Frage  hiät  Arnim  die 
Schaffung  von  besonderen,  von  den  Vereinen  unabhängigen 
Prüfiingsbehörden  für  notwendig,  womit  denn  auch  die  Frage 
der  Übertragung  der  Prüfung  an  die  Korporationen  verneint 
war.  Wie  Arnim  war  der  Finanzminister  fUr  die  Forderung 
des  Be&higungsnachweises.  Die  Meinungen  waren  geteilt,  und 
man  warf  als  neue  Vorfrage  auf,  wie  es  mit  denen  bestellt  sein 
sollte,  die  bereits  beim  Erscheinen  des  Gesetzes  das  Gewerbe 
selbständig  trieben.  Die  genannten  Kommunen  und  Stände 
verlangten  unbedingt  den  Nachweis  der  Befähigung,  andere  forderten 
in  Übereinstimmung  mit  einer  Reihe  Behörden  nur  Unbescholten- 
heit und  einen  mindestens  einjährigen  selbständi^n  Gewerbe- 
betrieb, aufser  bei  Gewerben,  wo  technische  Bemhigui^  von 
Staats  wegen  verlangt  wurde.  Dagegen  bemerkte  man,  Prascher 
lernten  immer  wieder  nur  Pfuscher  an,  es  läge  im  öffentlichen 
Interesse,  jeden  vom   selbständigen  Gewerbebetrieb  fernzuhalten 
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der  nicht  durch  tüchtige  Kenntnisse  eine  Gewähr  des  Fort- 
kommens böte.  Das  müfste  also  zum  wenigsten  gefordert 
werden,  weil  ein  Vermögensnachweis  nicht  gut  verlangt  werden 
könnte,  um  nicht  Tücntige  aber  wenig  I^mittelte  zmückzu- 
halten.  Die  Vertreter  der  Majorität  der  Abteilungen  (welche 
den  Befähigungsnachweis  zur  Lehrlingshaltung  nicht  verlangten) 
bestritten,  dais  der  Nachweis  der  Befkhi^ng  ursächlich  mit  der 
Verarmung  Gewerbetreibender  zusammenhinge,  die  oft  beklagte 
umfangreiche  Verarmung  wäre  vielmehr  wie  früher  unter  der 
Zunftverfassung  die  Folge  der  Fabrikenkonkurrenz.  Das  Bürger- 
rettungsinstitut hätte  ehemals  wie  gegenwärtig,  besonders  in  der 
Textilindustrie  (Strumpfwirker  und  Bstaminmacher  z.  B.),  viele 
vor  der  bittersten  Not  schützen  müssen,  und  damals  wie  jetzt 
wären  viele  Meister  zu  Fabrikarbeitern  geworden.  Der  Begabte 
hielte  sich,  der  Unbegabte  sänke.  Der  Befähigungsnachweis 
würde  gerade  das  Gegenteil  des  Erwarteten  zur  Folge  haben. 
Durch  die  Prüfungskosten  wtb'de  er  für  die  Unbemittelten  ein 
weiterer  Grund  zur  Verarmung  und  für  die  fortdauernde  Tüch- 
tigkeit des  Geprüften  keine  Gewähr  bieten.  Das  Haupterfordemis 
zur  Ausbildung  tüchtiger  Lehrlinge  wäre  nicht  das  Meisterstück, 
sondern  moralische  Tüchtigkeit,  Lehrgabe  und  technische  Be- 
filhigung.  Alle  erst  nach  1731  entstandenen  Gewerbe,  als 
Mechaniker,  Verfertiger  chirurgischer,  physikalischer  eta  In- 
strumente u.  a.  hätten  keine  Zunftordnung  und  kein  Meisterstück 
trotz  der  Feinheit  ihrer  Arbeiten.  So  hatten  sich  eben  die  Ab- 
teilungen lediglich  für  Unbescholtenheit  und  einjährigen  prak- 
tischen Betrieb  als  Bedingungen  zur  Lehrlingshaltung  entschlossen. 
Die  Auswahl  des  Meisters  sollte  den  Eltern  und  Vormündern 
zustehen.  Arnim  schlofs  sich  trotzdem  der  Minorität  der  Ab- 
teilungen an,  weil  die  Zunftverfassung  nach  seiner  Meinung  vor  den 
Extremen  der  Verarmung,  Liederlichkeit  und  Unordnung  Dewahrte 
und  deshalb  möglichst  gekräftigt  werden  müfste.  Seine  Gründe 
sind  nicht  ohne  Gewicht.  Der  Befä.higung8nachweis,  meinte  er, 
garantierte  zwar  nicht  gröfsere  Fähigkeit,  gäbe  aber  dem  Meister 
grö&eres  moralisches  Ansehen.  Der  Finanzmmister  suchte  ver- 
mittelnd den  Vorschlag  der  Minorität  der  Abteilungen  mit  der 
Gewerbefreiheit  zu  vereinigen,  indem  er  zwar  für  die  Lehrlings- 
haltung den  Befähigungsnachweis  wünschte,  aber  unbedingt  die 
Freiheit  der  Gehilfen-  und  Gesellenhaltung  zum  Ausdruck  ge- 
bracht haben  wollte.  Nach  einer  lebhaften  Debatte  nach  beiden 
Richtungen  beschlofs  man  (81:17  Stimmen),  aufser  der  Unbe- 
scholtenheit auch  den  Nachweis  der  Beftlhigung  fiir  die  Annahme 
und  Ausbildung  der  Lehrlinge  zu  fordern.  Das  noch  von  anderer 
Seite  als  „notwendiges"  Korrektiv  zu  diesem  Beschlufs  einge- 
brachte Amendement,  wenigstens  jemandem,  der  drei  Jahre  Saa 
Gewerbe  unbescholten  betrieben  hätte,  auch  ohne  Prüfung  das 
Recht  zur  Lehrlingshaltung  zu  geben,  wurde  als  den  obigen 
Beschlufs  umstofsend  abgelehnt  (33:15  Stimmen)QQQQ[^ 
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Man  beschlofs  aber,  nicht  für  alle  Gewerbe  eine  Prüfung 
zur  Lehrlingshaltung  zu  fordern,  und  femer  bei  der  Specialberatung 
der  einzelnen  Paragraphen,  es  sollten  die  Gewerbe,  wo  der  Be- 
fähigungsnachweis zu  erbringen  war,  im  Gesetz  namentlich  auf- 
geflmrt  werdend  Blit  grofser  Majorität  (36:14  Stimmen)  nahm 
man  auch  ein  anderes  vermittelndes  Amendement  nicht  an, 
welches  die  Prüfung  der  Gewerbetreibenden  zur  Lehrlingshaltung 
nur  an  denjenigen  Orten  verlangte,  wo  Zünfte  oder  gewerbliche 
Vereine  beständen.  Eine  ähnliche  Einschränkung  der  allge- 
meinen Forderung  des  Befähigungsnachweises  versuchte  ein 
weiterer  Vorschlag,  welcher  es  den  Prüfungsbehörden  anheim 
geben  wollte,  den  Nachweis  zu  erlassen,  wenn  ein  mindestens 
dreijähriger,  fortgesetzter  selbständiger  Gewerbebetrieb  die  Be- 
fähigung des  zu  Prüfenden  zur  Lehrlingsausbildung  nach  dem 
Ermessen  der  genannten  Behörde  aufser  Zweifel  gesetzt  hätte. 
Dem  Geiste  nach  wenigstens  nahm  man  das  nach  längerer  Debatte 
an ,  trug  aber  den  Abteilungen  noch  Erwägungen  darüber  auf, 
ob  nicht  auch  diesen  von  der  Prüfungsbehörde  ein  Zeugnis  aus- 
gestellt werden  sollte,  sodafs  die  Prüfung  nicht  für  erlassen,  sondern 
als  in  dieser  Form  für  bestanden  zu  betrachten  wäre.  Erwogen 
sollte  in  den  Abteilungen  auch  noch  werden,  ob  der  erwähnten 
Behörde  nicht  auch  die  Wahl  der  Mittel,  wie  sie  sich  von  der 
vorhandenen  Fähigkeit  tiberzeugen  woUte,  überlassen  bleiben 
müfste,  und  ob  schliefslich  statt  der  bestimmten  „drei  Jahre," 
die  auch  der  Entwurf  des  Staatsministeriums  forderte,  nicht  „ein 
mehrjähriger  Betrieb,  **  den  eventuell  eine  Instruktion  näher  be- 
stimmen könnte,  gut  wäre.  Die  Abteilungen  nahmen  das  an, 
das  Gesetz  berücksichtigte  es  (§132);  durch  die  Verklausulie- 
rung wurde  diese  Bestimmung  aber  wohl  praktisch  bedeutungslos. 
Darauf  setzte  das  Plenum  fest,  diese  Prüfung  zur  Lehrlings- 
haltung sollte  auch  zur  Aufnahme  in  die  Vereine  ausreichen,  um 
die  Mifsbräuche  zu  vermeiden,  welche  sich  bei  einer  zweiten 
Prüfung  leicht  ergeben  konnten. 

Die  Prüfung  zur  Ausbildung  von  Lehrlingen  brauchte  nicht 
vor  den  Vereinen,  sondern  nur  vor  den  Prüfungsbehörden  er- 
bracht zu  werden.  Diese  Behörden  hatten  die  Abteilungen  so 
zu  bilden  vorgeschlagen,  da(s  die  ständigen  Mitglieder  nur  aus 
solchen  Personen  gewählt  würden,  welche  eine  möglichst  all- 
gemeine Kenntnis  des  Gewerbes  hatten  und  vermöge  ihrer  Stellung 
nicht  dem  Verdacht  egoistischer  Rücksichten  bei  der  Prüfung  unter- 
lagen, also  z.  B.  aus  Fabrikanten,  welche  mehrere  Gewerbe  in 
ihrem  Betrieb  umfafstcn  oder  aus  Eauäeuten,  die  von  mehreren 
Gewerben  genaue  Kenntnis  hatten.  Wurde  eine  Prüfung  verlangt, 
so  sollten  die  ständigen  Kommissionen  1  —3  Mitglieder,  die  nicht 
zum  Gewerbe  des  zu  Prüfenden  gehörten,  aber  tüchtige  Sach- 
kenntnis hatten,    einberufen.    Nach   längerer  Debatte  bestimmte 


conf.  §  131  des  Gesetzes.  ^  , 
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man  im  Plenum,  zu  diesen  nichtständigen  Mitgliedern  sollteo 
zwar  Vereinsmitglieder  bevorzugt,  aber  Uire  Hinzuziehung  nicht 
als  Regel  gefordert  werden.  Betreffs  der  ständigen  Mitglieder 
überliefs  man  den  Kommunen  die  Auswahl  mit  der  ausdrücklich 
ausgesprochenen  Erwartung,  da(s  diese  Sorge  dafür  tragen 
würden,   nicht   lediglich  Vereinsmitglieder   in  die  Kommissionen 

fewählt  zu  erhalten,    sondern   eine   solche  Zusammensetzung  zu 
ekommen,  dafs  Milsbräuche  nicht  stattfinden  könnten. 

Dann  wandte  man  sich  der  Lehrlingsentlassungsprüfung  zu. 
Wer  als  Lehrling  auf  fbrmliche  Entlassung  antrug,  sollte,  w^in 
bei  einem  Vereinsmitgliede  ausgebildet,  vor  den  Vereinen  geprüft 
und  entlassen  werden.  Hatte  er  bei  einem  anderen  Gewerbe- 
treibenden gelernt,  so  fand  die  Prüfung  vor  einer  sogenannten 
kleineren  FVüfungskommission  oder  einer  aus  Sachverständigen 
gebildeten,  von  der  Kommunalbehörde  zusammengesetzten  statte 
ebenso  vor  der  Kommunalbehörde  die  Entlassung,  um  Vexationen 
zu  vermeiden.  Diese  Beschlüfse  falste  man  nach  kurzen,  prin- 
cipiell  wenig  bedeutsamen  Erörterungen. 

Erhebliche  Zweifel  entstanden  erst  wieder  bei  der  Frage,  wie 
es  mit  dem  Befähigungsnachweis  zwecks  LehrUngshaltung  iJIge- 
mein  bei  den  Gewerbetreibenden  zu  halten  wäre,  die  imen  Be- 
trieb erst  nach  dem  Elrlafis  des  Gesetzes  begannen.  Arnim 
wünschte  einen  vorherigen  einjährigen  Gewerbebetrieb,  um  erst 
zu  erkennen,  ob  der  Betreffende  sich  bewährte,  und  tadelte, 
wie  schon  vorher,  die  zwei  Prüfungsbehörden  nebeneinander; 
daraus  mufsten  nach  ihm  notwendig  Unzuträglichkeiten  ent- 
stehen. Andere  warfen  gleichzeitig  die  Frage  auf,  wie  es  mit 
dem  Unterschied  der  Mitglieder  innerhalb  der  Innungen  stände, 
die  vor  der  Kommission  und  die  vor  der  Innung  die  Prüfung 
gemacht  hätten.  Man  fürchtete  dadurch  die  gedeihliche  Ent- 
wicklung der  Vereine  zu  stören.  Im  Streit  der  Meinungen 
suchte  man  sich  schliefsUch  durch  den  Ausweg  zu  retten,  aufser 
der  Prüft]  ng  zur  Lehrlingsausbildung  eine  besondere  Prüfung  fllr 
die  Aufnahme  in  die  Vereine  zuzulassen.  Das  wurde  aber  ab- 
gelehnt (30:16  Stimmen). 

Arnim  brachte  darauf  ein  Amendement  zu  den  zwei  Prü- 
ftingsbehörden  ein,  welches  die  Prüfung  zur  Aufnahme  in 
die  Vereine  so  regeln  wollte,  dafs  da,  wo  beim  EIrscheinen  de» 
Gesetzes  gewerbliche  Vereine  waren,  welche  Kommissionen  für 
diese  Aufnahmeprüfung  besafsen,  aie  Mitglieder  dieser  Kom- 
mission zu  den  an  anderer  Stelle  im  Gesetz  angeordneten  Sach- 
verständigen und  den  ebendort  bestimmten  allgemeinen  Orts- 
und Distriktsprüfungskommissionen  hinzugezogen  werden  sollten. 
Damit  meinte  der  Antragsteller  die  bestehenden  Vereine  zu 
schonen,  indem  man  ihnen  bisherige  Ehrenrechte  nicht  plötzlich 
entzog.  Diese  rein  transitorische  Malsregel  fand  manchen  Wider- 
spruch, wurde  aber  schliefslich  angenommen  (28:18  Stimmen). 
Dann   beriet   man    die  Statutenfrage.     Es  war^zunächst  zu 
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entscheiden,  ob  eine  Revision  derselben  in  allen  beim  firlafs 
des  Gesetzes  bestehenden  Vereinen  rorzunehmen  wäre.  Der 
Referent  der  Abteilungen  sah  in  der  Revision  etwas  Harmloses 
und  Einfaches.  Die  Innungen  hätten  bisweilen  selber  darauf, 
ja  sogar  auf  Beseitigung  der  Exklusivrechte  angetragen,  und  die 
Regierungen  hätten  dem  wiederholt  stattgegeben.  Arnim  und 
Bodelschwingh  erklärten  die  von  den  Abteilungen  vorgeschlagene 
plötzliche  Revision  fär  bedenklich  und  fanden  von  mehreren 
Seiten  Zustimmung,  weil  bei  einer  allmählichen  Durchführung 
der  Mafsregel  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Innungen  besser 
berücksichtigt  werden  konnten.  Andere  hielten  die  sofortige 
allgemeine  Revidierung  der  Statuten  ftir  durchaus  notwendige  um 
dem  kränkelnden  Zustande  der  Zünfte  ein  Ende  zu  machen  und 
die  Grundsätze  der  Gewerbefreiheit  mit  den  Bestimmungen  der 
Statuten  in  Einklang  zu  bringen.  Man  entschied  sich  nach 
längerer  Debatte  dafür,  individuelle  Rücksicht  zu  nehmen,  aber 
doch  sogleich  nach  allgemeinen  Normen  zu  verBfthren,  um  die 
Verwirrung  nicht  noch  gröfser  zu  machen,  als  sie  schon  war 
(26:20  Stimmen).  Ohne  Abstimmung  liefs  man  sodann  von 
den  Bedingungen  des  Staatsministerialentwur&  für  den  Eintritt 
in  di^  neuen  Vereine  die  des  Besitzes  des  städtischen  Bürger- 
rechts und  der  richtigen  Abführung  der  Staats-  und  Kommunal* 
abgaben  weg. 

Der  erste  Entwurf  des  Staatsministeriums  hatte  zwei  Arten 
von  Lehrlingen  unterschieden,  nämlich  solche,  die  zugleich  in 
die  Hausgenossenschaft  des  Lehrherm  und  zur  Vollendung  ihrer 
Erziehung  eintraten,  und  solche,  die  lediglich  gewerbliche  Kennt- 
nisse erwerben  wollten.  Mit  dem  letzteren  sollte  entsprechend 
dem  Hoffmannschen  Gedanken  auch  den  Söhnen  besserer  Kreise 
die  Elrlemung  eines  Handwerks  ermöglicht  werden.  Hier  ver- 
mifste  die  Versammlung  zunächst  eine  Definition  von  Lehrling. 
In  Berlin  und  andern  grofsen  Städten  gab  es  zahlreiche 
Lehrlinge,  die  aufserhalb  der  Wohnung  des  Meisters  aisen 
und  schliefen.  Mithin  sollte  die  Hausgenossenschaft  als  Kriterium 
für  den  Lehrling  ausgeschaltet  werden.  Der  Finanzminister 
präcisierte  den  Begriff  dahin,  als  Lehrlinge  wären  nur  diejenigen 
rersonen  zu  betrachten,  welche  in  der  durch  einen  Lehrvertrag 
ausgesprochenen  Absicht  bei  einem  Lehrherm  eintraten,  um 
gegen  Lehrgeld  oder  unentgeltliche  Hilfsleistungen  ein  Gewerbe 
bis  zu  derjenigen  Fertigkeit  zu  erlernen,  welche  sie  zum  Ge- 
sellen befohigte.  Das  nahm  das  Plenum  an  und  lehnte  den 
Vorschlag  der  Abteilungen  ab,  welche  das  Lehrlingsverhältnis  im 
Gesetz  so  bestimmen  wollten,  dafs  in  den  Begriff  der  Eintritt  in 
die  Hausgenossenschaft  des  Lehrherrn  zum  Zweck  der  gewerb- 
lichen Ausbildung  als  wesentliches  Erfordernis  mit  einbezogen 
würde.  Bei  der  lebhaften  Erörterung  dieser  Frage  brachte  man 
noch  verschiedene  Amendements  ein,  welche  einen  Ausweg 
suchten,    um   möglichst   strenge   Bestimmungen   über   das  Lehe- 
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lingSTerhältnis  aufzustellen,  und  doch  gebildeten  jungen  Männern 
gesetzliche  Mittel  zu  geben,  sich  dem  strengen  Zuchtverhältnis 
und  der  Hausgenossenschaft  zu  entziehen.  Nach  langen  Erörte- 
rungen beschlofs  man,  die  Aufnahme  jeder  exceptionellen  Bestim- 
mung in  dieser  Hinsicht  vom  Gesetze  auszuschlielsen  (28 :  13 
Stimmen),  weil  die  Grundsätze  des  freien  Lfdn*vertrageB  und  die 
angenommene  Definition  ausreichend  erschienen,  um  das  Hand- 
werk den  Söhnen  höherer  Stände  zugänglich  zu  machen. 

Man  kam  auf  diese  EVage  in  der  folgenden  Sitzung  ^,  welcher 
der  König  vrieder  persönlich  beiwohnte,  noch  einmal  zurück. 
Der  König  hob  in  der  Versammlung  hervor,  auch  bei  dieser 
Frage  zeigte  sich  wieder,  welche  Weiterungen  entständen  und 
welche  Specialitäten  berünrt  werden  müfsten,  wenn  eben  die 
Frage  unentschieden  bliebe,  ob  den  städtischen  Behörden  unt^ 
Aufsicht  des  Staats  autonome  Befugnisse  einzuräumen  wären. 
Erteilte  man  ihnen  solche  Befugnisse,  so  könnte  manches,  was 
sich  durch  allgemeine  Norm  nicht  regeln  liefse,  wohl  der  Auto- 
nomie der  Kommunen  überlassen  bleiben.  Dagegen  erhob  sich 
kein  Widerspruch,  obwohl  der  König  zur  freiesten  Meinungs- 
äufserung  aufforderte,  und  so  legte  er  noch  eingehender  die 
Schranken  dar,  innerhalb  deren  die  Gemeinden  mit  Bezug  auf 
gewisse  Teile  des  Gesetzes  diese  Autonomie  besitzen  sollten,  wie 
sie  dann  in  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Orts- 
Statuten  zum  Ausdruck  gelangten.  Jedenfalls  sollten  durch  solche 
Beschlüsse  die  Grenzen,  welche  andere  Gesetze  zogen,  besonders 
die  Freizügigkeit  und  die  Gewerbefreiheit,  nicht  verletzt  werden. 
Es  kam  auch  bei  dieser  Gelegenheit  noch  einmal  zur  Spradie, 
ob  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  das  Verhältnis  der  Ge- 
sellen und  Gehilfen  auch  auf  die  Fabrikarbeiter  Anwendung 
finden  sollten,  und  man  willigte  ohne  Widerspruch  darein,  w^ 
ein  grofser  Teil  der  Fabrikarbeiter  nur  ausgelemte  Gesellen 
waren,  und  man  auch  im  übrigen  aus  den  bekannten  Gründen 
die  Fabrikarbeiter   in  das  Gesetz  einbeziehen  zu  müssen  glaubte. 

Nachdem  in  der  16.  Sitzung,  am  6.  März  1844,  die  Plenar- 
beratungep  über  das  allgemeine  Gewerbepolizeigesetz  abgeschlossen 
waren,  wurde  von  den  früheren  Abteilungen  unter  Zuziehung 
der  beteiligten  Verwaltungschefs  der  Gesetzentwurf  noch  dnmal 
nach  den  Beschlüssen  des  Plenums  überarbeitet  und  in  der  35. 
und  36.  Sitzung  im  April  1844  wieder  vor  dem  versammelten 
Staatsrat  zum  Vortrag  gebracht  In  der  36.  Sitzung  beantragte 
Arnim,  noch  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Gewerbebetriebes 
der  Juden  in  das  Gesetz  aufzunehmen.  Man  übertrug  ihm  die 
Ausarbeitung.  Aufserdem  beriet  man  einen  als  Anhang  zur 
Gewerbeordnung  gedachten  Gesetzentwurf  Savignys  über  die 
Straf  bestimmungen  ftlr  Verbrechen  und  Vergehen  der  Gewerbe- 
treibenden und  erklärte  sich  mit  demselben  grundsätzlich  einver- 

»  13.  Sitzung  vom  14.  II.  1844. 

Digitized  by  VjOO^IC 


XVU  4.  249 

standen^.  Nach  den  Beschlttsaen  der  Fassungskommission  wurde 
dann  das  Gesetz  in  der  41.  Sitzung  vom  14.  Dezember  1844 
zur  dritten  und  letzten  Beratung  vorgelegt  und  die  Redaktion 
der  Kommission  genehmigt. 

EHtr  die  Judenfrage  hatte  indessen  Arnim  umfangreiche  Vor- 
arbeiten unternommen.  Die  Juden  waren  bisher^  im  Uewerbe- 
betriebe  den  Christen  durchaus  nicht  gleichgestellt.  Sie  hatten 
aber  diese  Gleichberechtigung  seit  langem  erstrebt.  Eüne  Eabi- 
nettsordre  vom  13.  September  1803  an  das  Qeneraldirektorium 
erklärte,  die  frühere  Idee  einer  bürgerlichen  Verbesserung  der 
Juden  im  allgemeinen  wäre  vom  Könige  aufeegeben;  es  sollte 
in  Ansehung  ihrer  Zulassung  zum  Handwerk  überall  bei  der 
bestehenden  gesetzlichen  Verfassung,  —  die  in  den  einzelnen 
Landesteilen  recht  verschieden  war,    —    bleiben.      Nur   in    Ost- 

Cfsen  hatte  man  1802  einmal  eine  Erleichterung  eintreten 
n,  indem  in  NeuostpreuTsen  geborene  Juden  als  Handwerks- 
lehrlinge  zugelassen  wurden.  Um  Gewerbe  treiben  zu  können, 
traten  später  viele  Juden  zum  Christentum  über.  Gegen  ihre 
Aufnahme  war  aber  doch  die  Berliner  Kaufmannschaft  mehrmals 
zu  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  bei  den  Behörden  vorstellig 
geworden.  Der  König  hatte  dem  gegenüber  wiederholt  zu  erkennen 
gegeben,  die  Konvertiten  müfsten  ohne  Hindernis  in  die  Kauf- 
mannsgilden  und  in  die  Berliner  Tuch-  und  Seidenhandlungsinnungen 
aufgenommen  werden,  sobald  sie  sonst  den  Aufnahmebedingungen 
entsprächen.  Zum  Handel  mit  Getränken  und  mit  Schnittwaren 
suchten  nach  1810  vielfach  Juden  Konzessionen  nach,  und 
manche  Regierung,  besonders  die  in  dem  östlichen  Teile  der 
Monarchie,  suchte  im  Interesse  der  Abgaben  nach  Möglichkeit, 
oft  mit  einer  sehr  erkennbaren  Animosität,  die  Erlaubnis  zu  ver- 
sagen, sodafs  Hardenberg  wiederholt  darauf  aufmerksam  machte, 
es  dürfte  keinen  Unterschied  machen,  ob  der  Bewerber  um  eine 
Konzession  ein  Jude  wäre  oder  nicht.  Im  groben  und  ganzen 
war  es  aber  bis  1845  bei  den  alten  Verhältnissen  geblieben. 

Arnim  glaubte  sich  mit  seinen  jetzt  vollendeten  Vorschlägen 
im  Einverständnis  mit  dem  Könige,  welcher  am  3.  Juli  1844 
dem  Vorsteher  der  jüdischen  Gemeinde  in  Stralsund  auf  ein 
Gesuch  um  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  Christen  in  ge- 
werblicher Hinsicht  geantwortet  hatte,  die  Allgemeine  Gewerbe- 
ordnung würde  diese  Verhältnisse  der  Juden  in  dem  ge- 
wünschten Sinne  behandeb^.  Die  Eiinschränkun^en  fUr  die 
Juden  auf  diesem  Gebiete  waren  in  den  verschiedenen  Teilen 
der  Monarchie,  wie  erwähnt,  verschieden  grofii,  und  Arnims  Ent- 
wurf lief  darauf  hinaus,  die  Juden  in  Betreff  des  stehenden 
Handels    und    des    Betriebes   von    Handwerken    und    Fabriken 


1  Tit.  X  der  Allg.  G.O.  von  1845. 
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unbedenklich   der    christlichen    Bevölkerung   gleichzuBteUeo.     & 

flaubte  das  mit  wenigen  notwendigen  Ausnahmen  umsomehr  zu 
önnen,  als  auch  die  herrschenden  Ansichten  in  den  gesetz- 
gebenden Kreisen  sich  überwiegend  dafbr  ausgesprochen  hatten, 
um  die  Juden  den  Christen  zu  nähern,  und  so,  wie  der  Minister 
sagte,  „die  Elinflüsse  des  Schachergeistes  zu  beseitigen.^  Der 
Entwurf  war  an  die  Staatsratsabteilungen  gegangen.  Diese 
hatten  die  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  Christen  auch 
vorgeschlagen  und  wollten  nur  für  gewisse  Gewerbe,  wo  bis 
dahin  die  christliche  Rehgion  notwendige  Bedingung  war,  diese 
Einschränkung  beibehalten  z.  B.  bei  Apothekern,  Auktions- 
kommissarien,  Feldmessern  u.  a.;  bei  den  letzteren,  weil  diese 
Gewerbe  einen  gewissen  amtlichen  Charakter  hatten,  die  Jaden 
aber  Staatsbeamte  nicht  werden  konnten,  und  weil  ihnen  im 
Kriminalprozels  Glaubwürdigkeit  mangelte.  Aufserdem  bestanden 
für  sie  Ausnahmen  beim  Kleinhandel  mit  Getränken  und  bd 
der  Gast-  und  Schankwirtschaft.  Arnim  hielt  eben&lls  die  Bei- 
behaltung dieser  letzteren  Ausnahmen  für  unbedenklich,  weil 
hier  doch  die  persönliche  Qualifikation  und  die  Bedürfnisfirage 
geprüft  wurden,  also  nicht  unbedingte  Gewerbefi'eiheit  bestand. 
Beim  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen,  für  welchen  allgemein 
die  bestehenden  Bestimmungen  in  Kraft  blieben,  sollten  nach 
den  Grundsätzen  der  Abteilungen  und  Arnims  für  Juden  keine 
•  Ausnahmen  gemacht  werden,  ebenso  nicht  betrefis  der  aus  der 
Befugnis  zum  stehenden  Handel  folgenden  Ermächtigung,  selbst 
oder  durch  einen  Gehilfen  auf  Grund  eines  Gewerbescheines 
Warenbestellungen  aufzusuchen  oder  Waren  zum  Wiederabsats 
einzukaufen. 

Im  letzten  Augenblicke  wurde  auch  noch  der   Kleinhandel 
mit  Getränken  und  der  Gast-   und  Schankwirtschaftsbetrieb  fdl- 

femein  geregelt.  Die  drei  Staatsratsabteiluncen  wollten  diese 
[aterien  nach  den  Kabinettsordres  vom  7.  Februar  1835^  und 
vom  21.  Juni  1844^  mit  den  Modifikationen  geordnet  sehen^ 
welche  Arnim  vorbereitet  hatte,  und  die  das  endgültige  Gesetz 
(§  55)  au&tellte.  Den  Wortlaut  stellte  die  Fassungskommission 
fest,  wie  ihn  das  Plenum  ohne  Erörterung  annahm.  Auf  den 
Vorschlag  der  Abteilungen  wurde  bei  der  letzten  Lesung  auch 
noch  die  nicht  besonders  wichtige  Bestimmung  aufgenommen, 
Witwen  könnten  das  Gewerbe  durch  einen  qualifizierten  Stell- 
vertreter fortsetzen.  Für  das  Wort  „Verein"  wurde  schlielalich 
auf  ihren  Antrag  überall  das  Wort  „Innung"  substituiert,  vor 
dem  man  bis  dahin  immer  eine  gewisse  Scheu  gehabt  hatte. 


1  Ge8.-Samml.  S.  18. 
s  Ge8.-Samml.  S.  214. 
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§  27.    Inhalt  der  Allgemeinen  ffewerbeordnong  vom 
17.  Jannar  1845  \ 

Am  17.  Januar  1845  wurde  das  aus  allen  behandelten 
Arbeiten  und  Beratungen  hervorgegangene  Gesetz  als  Allgemeine 
Gewerbeordnung  emaniert.  Der  erste  Titel  (S§  1—13)  hob  für 
den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  alle  noch  bestehenden  Be- 
schränkungen des  Gewerbebetriebs  auf,  also  alle  ausschlieüslioheu 
Gewerbeberechtigungen,  alle  Rechte,  Eonzessionen  zu  Gewerbe* 
betrieben  zu  erteilen,  alle  gewerblichen  Abgaben,  welche  fiir  den 
Betrieb  eines  Gewerbes  zu  entrichten  waren,  ausgenommen 
natürlich  die  allgemeine  Gewerbesteuer,  und  schlierslich  alle  Be- 
rechtigungen zur  Auferlegung  solcher  Abgaben.  Sämtliche  im 
Besitz  des  jus  prohibendi  befindlichen  Gewerbeberechtigungeu 
sollten  die  darauf  ruhenden  Abgaben  weiter  zahlen,  bis  ein 
Nichtberechtigter  sich  niederliefse.  Es  wurden  auch  die  Zwangs- 
und Bannrechte  beseitigt,  sofern  sie  nicht  auf  einem  Vertrage 
zwischen  dem  Berechtigten  und  Verpflichteten  beruhten.  Das 
betraf  alle  die,  welche  dem  Fiskus,  einer  Gemeinde  oder 
Korporation  zustanden,  oder  von  einem  dieser  Berechtigten  nach 
dem  1.  Dez.  1836  auf  einen  andern  übergegangen  waren  ^,  alle 
die,  deren  Aufhebung  nach  dem  Inhalt  der  Verleihungsurkunde 
ohne  Entschädigung  zulässig  war,  und  sofern  sie  durch  das  Ge- 
sagte nicht  aufgehoben  wuiSen,  dann  den  Mahl-  und  Getränke- 
zwang und  schliefslich  den  Konsumtionszwang  städtischer  Bäcker 
und  Schlächter  über  die  Bewohner  der  Stadt  und  der  Bannmeile. 
Für  alle  damit  nicht  beseitigten  Zwangs-  und  Bannrechte  wurde 
dem  Verpflichteten,  aber  nicht  dem  Berechtigten,  der  Antrag 
auf  Ablösung  zugestanden.  Die  Regale  und  Monopole  des 
Staats  blieben  durch  diese  Vorschriften  unberührt.  Ebenso  liefs 
man  die  bestehenden  Bestimmungen  über  öffentliche  Fähranstalten 
in  Geltung;  ausschliefsliche  Fährgerechtigkeiten  konnten  die 
Ministerien  gegen  Entschädigung  aufheben.  Unverändert  blieb 
die  Patentgesetzgebung  und,  bis  zur  Beendigung  der  Revision, 
auch  die  Gesetzgebung  über  das  Abdeckerei wesen.  Für  diese 
Aufhebungen  wurde  nach  der  noch  zu  behandelnden  Entschä- 
digungsordnung  Schadloshaltung  gewährt.  Dadurch  sollte  aber 
in  Bezug  auf  bereits  aufgehobene,  abgelöste  oder  in  Ablösung 
begriffene  Berechtigungen  nichts  geändert  werden.  Die  Er- 
richtung neuer  Zwangs-  und  Bannrechte  war  auf  dem  Wege 
des  Vertrages,  jedoch  höchstens  für  10  Jahre  zulässig.  Die  Be- 
schränkung gewisser  Gewerbe  auf  die  Städte  hob  man  auf. 
Jedem  war  der  gleichzeitige  Betrieb  verschiedener  Gewerbe  ge- 
stattet, soweit  nicht  besondere  Vorschriften  das  beschränkten. 


1  Ges.-Samml.  S.  41. 

'  conf.  die  Gründe  hierfür  wie  überhaupt  für  diese  gesamten  Be- 
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Nach  Feststellung  dieser  allgemeinen  freiheitlichen  Basis 
für  die  Gewerbe  wandte  sich  das  Gesetz  im  zwdten  Titel 
(§§  14 — 58)  den  Bedingungen  des  Gewerbebetriebs  zu.  B^ 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  blieben  die  bestehenden 
Gesetze  unverändert^  anders  der  stehende  Betrieb.  Der  beim 
Erlafs  des  Gesetzes  zum  Gewerbebetrieb  Berechtigte  behielt 
dieses  Recht.  Als  allgemeine  Bedingungen  zum  selbständigen 
Gewerbebetrieb  wurden  lediglich  Dispositionsfähigkeit  und  fester 
Wohnsitz  verlangt,  technische  Befähigung  nur  ausnahmsweise ^ 
Minderjährige  bedurften  zum  gewerblichen  Etablissement  der  väter- 
lichen Erlaubnis,  Ausländer,  sofern  nicht  Staatsverträge  BesondereB 
festsetzten,  der  Erlaubnis  der  Ministerien,  Staatsbeamte  und  Militftr- 
personen,  auch  deren  Ehefrauen,,  minderjährige  Kinder  und 
andere  Mitglieder  des  Hausstandes  im  allgemeinen  der  Erlaubnis 
der  vorgesetzten  Dienstbehörde.  Vom  Bürgerrecht  sollte  die  Zu- 
lassung in  keiner  Stadt  und  bei  keinem  Gewerbe  abhängig  sein. 
Verlangte  jedoch  die  städtische  Verfassung  das  Bürgerrecht,  so 
mufste  es  auch  erworben  werden.  Wer  wegen  eines  von  ehrloser 
Gesinnung  zeugenden  Verbrechens  verurteilt  war,  bedurfte  zu  dem 
Betriebe  jedes  selbständigen  Gewerbes,  und  welchem  der  Be- 
trieb eines  bestimmten  Gewerbes  durch  richterliches  Erkenntnis 
untersagt  war,  zu  einem  verwandten  Gewerbe  der  Erlaubnis  der 
Ortspohzeibehörde.  Dasselbe  galt  natürlich  für  die  Frauen,  minder- 
jährigen Kinder  und  Dienstboten  eines  solchen.  Der  Beginn 
des  Öewerbes  mufste  der  zuständigen  Kommunal-  und  Polizei- 
behörde angezeigt  werden,  welche  bei  Nichterfüllung  der  vor- 
geschriebenen Bedingungen  den  Betrieb  zu  untersagen  hatte. 
Eine  polizeiliche  Erlaubnis  mufste  zur  Errichtung  solcher  ge- 
werblichen Anlagen  eingeholt  werden,  welche  durch  ihre  Lage 
oder  Beschaffenheit  fUr  die  Nachbarschaft  oder  das  Publikum 
überhaupt  erhebliche  Gefahren,  Nachteile  oder  Belästigungen 
herbeifünren  konnten,  oder  zum  Beginn  solcher  Gewerbe,  wo 
durch  ungeschickten  Betrieb  oder  sittliche  Unzuverlässigkeit  des 
Gewerbetreibenden  das  Gemeinwohl  gefährdet  war.  Als  solche 
Betriebe  wurden  namentlich  aufgeführt  (§  27)  die.  wo  durch 
Geräusch,  üble  oder  giftige  Ausdünstungen,  Explosionsgefahr 
die  Nachbarschaft  gefährdet  oder  belästigt  werden  konnte,  und 
zu  denen  die  Erlaubnis  an  die  Erflillung  bestimmter  Bedingungen 
geknüpft  war.  Bei  den  durch  Wasser  oder  Wind  bewegten 
Triebwerken,  wobei  man  in  erster  Linie  an  Mühlenanlagen 
dachte,  sollten  die  bisherigen  Bestimmungen  geltend  bleiben. 
Aufgehoben  wurden  aber  die  in  einzelnen  Landesteilen  bestehen- 
den Vorschriften,  wonach  die  Anlage  neuer  und  die  Ek*weiterung 
vorhandener,  auf  die  Konsumtion  der  Umgegend  berechneter 
Getreidemahlmühlen  von  dem  Bedürfnis  der  Umgegend  abhängig 
gemacht  war;  ebenso  die  Grund  Wertbedingung  des  Gesetzes  vom 

*  conf.  weiter  unten. 
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7.  Septbr.  1811,  wonach  die  Anlage  von  Geträn kefabrikations- 
anstalten  auf  dem  Lande  nur  bei  einem  Grundvermögen  von 
15000  Thlrn.  zugelassen  war.  Die  hierbei  durch  das  Abgaben- 
System  bis  dahin  gebotenen  Beschränkungen  mit  Bezug  auf  die 
Lage  der  Betriebsstätten,  besonders  in  der  Nähe  der  Grenzen, 
wurden  beibehalten. 

Es  folgten  eine  Reibe  von  Bestimmungen,  nach  denen  für 
eine  beträchtliche  Anzahl  von  Gewerben,  als  von  Ärzten,  Bau- 
meistern ,  Schauspieluntemehmem ,  Buchhändlern ,  Pfandleihern 
u.  8.  w.,  im  Interesse  der  allgemeinen  Gesundheit,  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Ordnung  eine  besondere  polizeiliche  Ge- 
nehmigung und  der  Nachweis  technischer  Qualifikation  durch 
obrigkeitliche  Prüfung  oder  die  Bescheinigung  erprobter  Recht- 
schaffenheit und  Zuverlässigkeit  notwendig  war.  Es  waren  meist 
solche  Gewerbe,  die  neben  dem  gewerblichen  einen  halbamtlichen 
Charakter  trugen  und  öffentliches  Vertrauen  besitzen  mufsten. 

Apotheker  machten  auch  eine  Ausnahme  von  der  allge- 
meinen Gewerbefreiheit,  sie  mufsten  approbiert  sein,  und  wenn 
sie  kein  Realprivileg  besafsen,  eine  Konzession  beim  Ober- 
präsidenten nachsuchen,  aus  Gründen,  die  schon  bei  der  Ab- 
fassung des  Allgemeinen'  Landrechts  mafsgebend  waren  und  es 
heute  noch  sind.  Der  öffentlichen  Moral  wegen  liefs  das  Gesetz 
für  den  Kleinhandel  mit  Getränken  und  den  Betrieb  der  Gast- 
und  Schankwirtschaft  Ausnahmen  von  der  Gewerbefreiheit  ein- 
treten. Aus  feuerpolizeilichen  Gründen  waren  solche  auch  bei 
Schornsteinfegern  und  aus  allgemeinen  sicherheitspolizeilichen  Rück- 
sichten bei  Pfandleihern  nötig.  Es  sollte  aber  die  Zugehörigkeit 
zur  christlichen  Kirche  nicht  mehr  Bedingung  zum  Gewerbe- 
betrieb im  allgemeinen  sein,  womit  den  Juden  die  Gewerbe  in 
den  oben  bezeichneten  Schranken  freigegeben  wurden. 

Der  dritte  Titel  (§§  59-74)  behandelt  Umfang,  Ausübung 
und  Verlust  der  Gewerbebefugnisse.  Der  selbständige  Gewerbe- 
treibende unterlag  in  seinem  Betriebe  den  dafür*  gesetzlich  oder 
polizeilich  angeordneten  Beschränkungen.  Er  durfte  in  fester 
Verkaufsstätte  seine  gewerblichen  Erzeugnisse  feilbieten,  in  und 
aufser  seiner  Werkstatt  bestellte  Arbeit  vornehmen,  verkaufte 
Waren  versenden ,  soweit  es  die  Bestimmungen  des  Markt-  - 
Verkehrs  zuliefsen  und  Märkte  besuchen.  Seine  Rohmaterialien 
und  Werkzeuge  durfte  er  selbst  fertigen,  überall  einkaufen  oder 
einkaufen  lassen.  Eine  besondere  ortspolizeiliche  Erlaubnis  war 
nur  für  das  Feilbieten  gewerblicher  Erzeugnisse  oder  Dienst- 
leistungen an  öffentUchen  Orten  aufserhalb  der  Marktplätze  und 
Marktzeit  erforderhch.  Das  Reisen  auf  Bestellungen^  und  das 
Einkaufen  und  Wiederverkaufen  durch  Leute  mit  kaufmännischen 
Rechten   oder  deren  Vertreter   unterlag  den  bis  dahin  geltenden 

1  Regulativ  vom  28.  April  1824  (Ges  -Samml.  S.  125)  und  K,-0.  vom 

8.  Dezember  1843  (Ges.-Samml.  1844  S.  15).  r^^^^T^ 
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Bestimmungen.  Die  auch  hier  noch  bestehenden  Beschränkungen 
flir  die  Juden  wurden  ausdrücklich  flir  aufgehoben  erklärt.  Für 
die  Witwe  eines  Gewerbetreibenden  durfte  für  deren  Rechnung,  so 
lange  sie  ledig  blieb,  und  waren  minderjährige  Erben  vorbanden, 
bis  zu  deren  Mündigkeit  auch  für  deren  Rechnung,  durch  einen 
qualifizierten  Stellvertreter  das  Gewerbe  fortgesetzt  werden.  Beim 
Kleinhandel  mit  Getränken,  der  Gast-  und  Schankwirtscbaft 
war  Stellvertretung  nicht  zulässig.  Realgerechtigkeiten  konnten 
zwar  vererbt  und  veräufsert,  aber  keine  neuen  errichtet  werden. 

Wer  eine  solche  zum  Betriebe  kaufte,  mufste  gesetzlich 
qualifiziert  sein.  Wegen  überwiegender  Nachteile  für  das  Q^ 
meinwohl  konnte  die  Nutzung  jeder  gewerblichen  Anlage  zu 
jeder  Zeit  meist  gegen  Entschädigung  untersagt  werden. 

Bei  der  Aufstdlung  der  Grundsätze  fUr  den  Marktverkebr, 
welche  der  vierte  Titel  regelte  (§§  75 — 87),  ging  man  von  dem 
Grundsatz  der  Freiheit  aus.  Es  wurden  nur  Beschränkungen  dieser 
Freiheit  seitens  der  in  Frage  kommenden  Ministerien  gegen  Aus- 
länder als  Gegenmafsregel  gegenüber  etwa  im  Auslande  preufbischen 
Unter thanen  auferlegten  Beschränkungen  vorbehalten.  Zahl,  Zeit 
und  Dauer  der  Märkte  blieb  dem  Ministerium  auch  gegen  den 
Widerspruch  der  Marktberechtigten  festzusetzen  überlassen.  Ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  stand  diesen  Berechtigten  nur  zu, 
wenn  die  ihnen  unwiderruflich  verliehene  Anzahl  von  Märkten 
vom  Ministerium  vermindert  wurde.  Der  Marktverkehr  durfte 
in  keinem  Fall  mit  andern  Abgaben  als  Vergütungen  für  über- 
lassenen  Raum,  für  Buden  und  Gerätschaften  belastet  werden. 
Jede  Regierung  ordnete  unter  Genehmigung  der  Ministerien  fbr 
ihren  Bezirk  oder  ftlr  bestimmte  Orte  desselben  die  Gegenstände 
des  Wochenmarktverkehrs  an,  welche  in  rohen  Naturerzeugnissen, 
mit  Ausnahme  des  gröfseren  Viehs,  in  Erzeugnissen,  die  mit  d^ 
Land-  und  Forstwirtschaft  und  mit  der  Fischerei  in  unmittelbarer 
Verbindung  standen ,  welche  ferner  zur  Nebenbeschäftigung  der 
Landleute  in  der  betreifenden  Gegend  gehörten  und  durch  Tage- 
löhnerarbeit hergestellt  wurden,  mit  Ausnahme  der  Getränke, 
und  schliefslich  in  allen  Arten  frischer  Lebensmittel  bestehen 
sollten.  Nur  wenn  es  nach  den  örtlichen  Gewohnheiten  und 
Bedürfnissen  die  Regierung  gestattete,  blieben  jene  alten  Einrich- 
tungen fortbestehen,  wonach  bestimmte  Klassen  von  Käufern 
nur  zu  bestimmten  Stunden  der  Marktzeit  auf  Wochenmärkten 
Lebensmittel  einkaufen  konnten.  Die  von  aufsen  hereingebrachten 
Gegenstände  des  Marktverkehrs  durften  nur  auf  den  bestimmten 
Marktplätzen,  sonst  aber  weder  innerhalb  noch  aufserhalb  der 
Thore,  verkauft  werden.  Inwieweit  mit  Wochenmarktsartikelti 
hausiert  werden  dürft«,  setzte  die  Ortspolizeibehörde  nach  den 
Bestimmungen  über  den  Gewerbebetriefc  im  umherziehen  und 
nach  den  örtlichen  Bedürfhissen  fest.  Auf  Jahrmärkten  erlaubte 
das  Gesetz  aufser  den  Wochenmarktsartikeln  auch  alle  Arten 
Fabrikate,    dann  Südfrüchte   und   ausländische  Ge^i^ürze  feilza- 
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bieten.  Der  Handel  mit  Getränken  und  zubereiteten  Speisen 
zum  Genufs  auf  der  Stelle  sollte  nur  nach  den  örtlichen  Ge- 
wohnheiten und  Bedürfnissen  zugelassen  werden.  In  diesen 
Grenzen  wurde  der  Ortspolizeibehörde  die  Feststellung  der 
Marktordnung  unter  Genehmigung  der  Regierungen  aufgetragen. 
Die  dargestellten  allgemeinen  Grundsätze  sollten  auch  fbr  Snecial- 
markte  und  Märkte  bei  besonderen  Gelegenheiten,  z.  B.  bei 
den  erofsen  Eirchenfesten ,  gelten.  Die  alten  Beschränkungen 
des  Verkaufs  zum  Markt  gebrachter,  aber  unverkauft  gebliebener 
Gegenstände  hob  das  Gesetz  auf. 

Nach  den  Bestimmungen  des  fünften  Titels  (§§  83  —  93) 
sollten  polizeiliche  Taxen  künftig  im  allgemeinen  nicht  mehr 
angeordnet  und,  wo  sie  bestanden,  in  höchstens  einem  Jahre 
durch  die  OrtspoUzeibehörde  beseitigt  werden.  Davon  machte 
man  einige  Ausnahmen.  E^  konnten  an  einzelnen  Orten  Brot- 
taxen, wenn  es  besondere  Umstände  rechtfertigten,  mit  Ge- 
nehmigung der  Ministerien  beibehalten  oder  eingeführt  werden. 
Der  OrtspoUzeibehörde  wurde  die  Befugnis  erteilt,  die  Bäcker 
zum  Anschlag  der  Preise  und  des  Gewichtes  ihrer  Backwaren 
im  Verkaufslokal  zu  veranlassen,  um  durch  die  so  hervorgerufene 
Konkurrenz  die  Interessen  des  Publikums  zu  schützen.  Auch 
fUr  Gastwirte  war  derselbe  Zwang  zur  Aushängung  eines  Preis- 
verzeichnisses zulässig.  Für  Schornsteinfeger,  Abdecker,  Lohn- 
lakaien, für  Personen,  welche  öffentlich  ihre  Dienste  anboten  und 
für  die  Benutzung  von  Transportmitteln  und  Verkehrseinrich- 
tungen ,  als  Wagen ,  Pferden ,  Sänften  u.  a.  war  die  zuständige 
PoUzeibehörde  Taxen  festzusetzen  ermächtigt,  um  Übervorteilungen, 
besonders  Fremder,  zu  verhüten.  Den  Ministerien  überliefs  das 
Gesetz  schlielslich  auch  für  eine  Reihe  näher  bezeichneter  Per- 
sonen mit  halbamtlichen  Funktionen,  als  Feldmesser,  Mark- 
scheider, Auktionatoren,  Güterbestätiger  u.  s.  w.  *  Taxen  festzusetzen. 
Mit  Bezug  auf  Medizinalpersonen  und  Apotheker  und  eine  Reihe 
von    Bergwerksprodukten     blieb     es    bei    den    geltenden    Tax- 


Der  sechste  Titel  (§§  94 — 124)  enthält  den  interessantesten 
Teil  des  Gesetzes.  Er  umfafst  die  Normen  für  die  Innungen. 
Alle  alten  noch  vorhandenen  Innungen  blieben  bestehen,  und  da- 
neben konnten  neue  Korporationen  für  Gewerbetreibende  gebildet 
werden;  beide  Gattungen  waren  freie  Gemeinschaften.  Die  Be- 
treibung eines  innungsmäfsigen  Gewerbes  am  Orte  oder  im 
Distrikte  der  Korporation  war  jedoch  nirgends  von  dem  Beitritt 
zum  Vereine  abhängig,  daher  konnte  jedes  Mitglied  jederzeit 
nach  fjfüllung  der  Verbindlichkeiten  austreten.  Soweit  der 
Besitz  kaufmännischer  Rechte  im  Sinne  des  allgemeinen  Land- 
rechts fllr  den  Beitritt  zu  kaufmännischen  Korporationen  er- 
forderlich war,  blieb  es  dabei.    Die  Statuten  der  alten  Innungen 

»  §§  51  und  52  des  Gesetzes. 
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wurden  von  den  Ministerien  soweit  nötie  revidiert,  und  nach 
den  neuen  Bestimmungen  geändert  ^  Bei  dieser  Revision  war  die 
Zusammenlegung  mehrerer ,  vorzüglich  verwandter,  Innungen 
zulässig.  Verweigerte  eine  Korporation  die  Annahme  der  re- 
vidierten und  bestätigten  Statuten^  so  wurde  sie  aufgelöst.  Ab- 
gesehen von  diesem  Fall  konnte  eine  Auflösung  g^en  iea 
Willen  der  Inkorporierten  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des 
gemeinen  Wohls  durch  die  Ministerien  stattfinden.  Zur  frei- 
willigen Auflösung  der  Innung  gehörte  nicht  wie  1811  einfache, 
sondern  zwei  Drittel  Mehrheit  der  Stimmen  und  aufserdem  die 
Genehmigung  der  Regierung.  Aus  dem  Korporationsvermögen 
wurden  zuerst  die  Innungsschulden  und  sonstigen  Verpflichtungea 
beglichen.  Der  Überschufs  diente  zur  Entschädigung  etwa  vor- 
handener Ansprüche  einzelner  Mitglieder  fbr  aufgehobene  Be- 
rechtigungen, und  der  dann  noch  verbleibende  Rest  wurde  nicht 
wie  1811  freies  Vermögen  der  Mitglieder,  sondern,  wenn  die 
Statuten  nichts  Näheres  darüber  bestimmten,  der  Gemeinde  zur 
Verwendung  für  gemeinnützige  Zwecke  überwiesen.  Die  Kom- 
munalbehörden konnten  solchen  Rest  auch  zur  Bezahlung  der 
Schulden  anderer  aufgelöster  Innungen  benutzen,  wenn  deren 
Vermögen  nicht  zureichte*.  Wurden  mehrere  Innungen  zu  einer 
neuen  vereinigt,  so  verfuhr  man  nach  denselben  Grundsätzen, 
wenn  die  in  Frage  kommenden  Mitglieder  nicht  übereinkamen, 
das  Vermögen  der  neuen  Innung  zu  überweisen. 

Zum  Eintritt  in  diese  Vereine  war  entweder  eine  besondere 
Prüfung  zu  bestehen  oder  nicht.  Diejenigen  Vereine,  wo  eine 
Aufnahmeprüfung  abzulegen  war,  wurden  unter  Genehmigung^ 
der  Ministerien  durch  freien  Beschlufs  der  Gewerbetreibenden 
gleicher  oder  verwandter  Art  an  einem  Orte  gebildet,  nachdem 
eine  etwa  am  Orte  vorhandene  ältere  Innung  derselben  Art  auf- 
gelöst oder  mit  der  neuen  verschmolzen  war.  Diese  neugebildeten 
Vereinigungen  erhielten  durch  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  die 
Rechte  von  Korporationen;  ihnen  konnten  natürlich  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  dieses  Gesetzes  keine  Ausschliefsungs- 
rechte  beigelegt  werden.  In  den  23  bedeutendsten  Städten  der 
Monarchie  waren  zur  Bildung  solcher  Innung  mindestens  24 
Personen  erforderlich,  die  ihr  Gewerbe  bereits  ein  Jahr  selb- 
ständig betrieben  oder  einer  älteren  aufgelösten  Zunft  angehört 
hatten.  Für  alle  übrigen  Orte  wiurden  dazu  nur  12  Personen 
verlangt.  Die  Ministerien  konnten  nach  den  Umständen  in  den 
grofsen  Städten  eine  kleinere  Anzahl  zulassen  oder  in  den  kleineren 
Orten  mehr  Teilnehmer  verlangen  und  ebenso  gestatten,  dafs  die 
Gewerbetreibenden  mehrerer  Ortschaften   sich   zu   einer  gemein- 


^  Nach  Risch  a.  a.  0.  verfuhr  man  dabei  in  Berlin  ^nau  ebenso, 
wie  in  Preufsen  bei  der  Generalrevision  der  Innungsprivilegien  nach  dem 
Eeichspolizeigesetz  1731. 

*  Die  Stellung  des  Staatsrats  zu  dieser  Frage  w  eiter  imten.     j 
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BchaftlicheD  Innung  zusammenthaten.  Die  Vereine  sollten  mög- 
lichst leicht  sich  bilden  können  und  möglichst  angesehen  sein. 
Aus  dem  letzteren  Grunde  wurden  von  der  Teilnahme  an  der 
Korporationsbildung  die  ausgeschlossen,  welche  wegen  eines  von 
ehrloser  Gesinnung  zeugenden  Verbrechens,*  als  Meineid,  Raub, 
Diebstahl  oder  Betrug,  verurteilt  waren,  sich  in  Kriminalunter* 
suchung  oder  Konkurs  befanden  und  denen  die  Befugnis  zum 
Gewerbebetriebe  eine  Zeit  lang  entzogen  war.  Diese  konnte  die 
Kommunalbehörde  jedoch  zulassen,  wenn  sie  sich  dessen  durch 
ihr  späteres  Verhalten  würdig  gezeigt  hatten.  Auf  der  anderen 
Seite  konnte  die  Kommunalbehörde  auch  die  ausschliessen,  die 
in  einer  Kriminaluntersuchung  nur  vorläufig  freigesprochen  waren 
oder  sich  durch  ihre  Lebensweise  die  öffentliche  Verachtung  zu- 
gezogen hatten. 

Der  Zweck  der  Vereinsbildung  war  die  Beförderung  ge- 
meinsamer gewerblicher  Interessen.  Die  Korporationen  hatten 
vor  allem  die  Au&ahme,  die  Ausbildung  und  das  Betragen  der 
Lehrlinge^  Gesellen,  Gehilfen  und  Innungsgenossen  zu  beauf- 
sichtigen, das  Hilfs-  und  Sparkassen wesen  der  Genossen  zu  leiten, 
und  die  Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  verstorbener  Vereins- 
mitglieder zu  übernehmen.  Die  Vorbereitungen  zur  Errichtung 
einer  Innung  lagen  den  Kommunalbehörden  ob,  die  Ministerien 
stellten  die  Statuten  auf,  eventuell  nach  Vorschlagen  der  Kom- 
munen wie  in  Berlin,  und  bestätigten  sie.  Die  Statuten  setzten 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  fest,  die  Gründe  der 
eventuellen  Ausschlielsung  von  Genossen  und  die  Zurichtungen 
flir  die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten.  Dabei 
waren  die  Anträge  der  bei  der  Neubildung  Beteiligten  möglichst 
zu  berücksichtigen.  Wer  von  der  Teilnahme  an  der  Kon- 
stituierung einer  neuen  Korporation  ausgeschlossen  war,  durfte 
überhaupt  in  keine  Innung  aufgenommen  werden ;  wo  diese  Teil- 
nahme von  der  Erlaubnis  der  Kommunalbehörde  abhing,  war 
die  Aufnahme  in  einen  Verein  von  dem  Beschlufs  der  Mitglieder 
abhängig,  unter  Zustimmung  der  genannten  Behörde.  Wer  nicht 
schon  durch  staatliche  Prüfung  seine  technische  Befähigung  er- 
wiesen oder  einer  älteren  aufgelöäten  Innung  angehört  hatte, 
hiulste  zur  Aufnahme  in  diese  Vereine  einen  Befähigungsnach- 
weis erbringen.  Die  Innung  konnte  dem  Betreffenden  diese 
Prüfung  erlassen,  wenn  er  schon  längere  Zeit  das  Gewerbe  mit 
Auszeichnung  am  Orte  betrieben  hatte.  Zu  solchem  Beschlufs 
war  bei  43  komplizierten,  im  §  IBl  aufgeführten,  Handwerken 
die  Zustimmung  der  ständigen  Orts-  und  Distriktsprüfui^- 
behörde  erforderlich  und  bei  allen  andern  Gewerben  die  Ge- 
nehmigung der  Kommunalbehörde.  Bei  den  kaufmännischen 
Korporationen  blieb  es  aber  auch  in  dieser  Hinsicht  bei  den  be- 
istehenden Vorschriften.  Für  die  Aufnahme  war  die  Erhebung 
eines,  im  Statut  fUr  alle  Innungsgenossen  gleichmäfsig  festzu- 
setzenden, mäfsigen  Eintrittsgeldes  zulässig.   Jedes  Mitglied  konato 
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aufser  dem  innungsmärsigen  Qe werbe  zugleich  andere  betreibea 
und  an  anderen  Innungen  teilnehmen.  Einer  aufserhalb  seines 
Wolmortes  bestehenden  Korporation  konnte  ein  Gewerbetreibender 
nur  beitreten,  wenn  an  seinem  Wohnort  keine  Innung  für  sein 
Gewerbe  bestand.     ' 

Den  Verein  leiteten  ein  oder  mehrere  aelbstgewählte  und  von 
der  Kommune  bestätigte  Vorsteher.  Den  Korporationssitzung«! 
wohnte  ein  Mitglied  der  Kommunalbehörde,  der  alte  Beisitzer, 
bei,  welcher  nicht  das  Gewerbe  der  Innung  betreiben  durfte. 
Er  hatte  über  die  Gesetzmäfsigkeit  der  ge&bten  Beschlösse  su 
wachen.  Alles  die  laufenden  Beiträge  der  Mitglieder  Betreffende 
regelten  die  Statuten.  Die  Höhe  und  Verwendung  der  Beiträge 
wurde  durch  gemeinsame  Beschlüsse  unter  Au&icht  der  Kom- 
munalbehörde  festgesetzt.  Stimmberechtigt  waren  nur  die  Mit- 
glieder, welche  das  Gewerbe  das  ganze  vorhergehende  Jahr  be- 
trieben hatten,  und  den  Statuten  war  überlassen,  das  Stimmrecht 
von  einem  gewissen  Um&nge  des  gewerblichen  Betriebes  ab- 
hängig zu  machen  oder  dementsprechend  abzustufen.  Die  Hand- 
lungen und  Verbrechen,  welche  einen  Gewerbetreibenden  von 
der  Aufnahme  als  Mitglied  ausschlössen,  hatten  auch  den  Zwangs- 
austritt zur  Folge,  und  die,  wo  die  Aufnahme  versagt  werden 
konnte,  berechtigten  die  Innungen  unter  Zustimmung  der  Kom- 
munalbehörde zum  Ausschluis  des  Betreffenden.  Damit  war 
dem  Ausgeschlossenen  aber  nicht  etwa  die  Befugnis  zum  Ge- 
werbebetrieb genommen. 

Trotz  der  principiellen  Verneinung  des  Innungszwanges 
wurde  doch  möglichste  Eingliederung  aller  Gewerbetreibenden 
in  Innungen  gewünscht.  Man  liels  deshalb  eine  zweite  Art  von 
Vereinen  zu,  bei  denen  eine  besondere  Aufnahme  nicht  nötig 
war,  denen  vielmehr  alle  diejenigen,  welche  an  demselben  Orte 
gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  betrieben,  auf  Grund  eines  Ge- 
meindebeschlusses, im  Einverständnis  mit  den  beteiligten  Innungen 
oder,  in  Ermangdung  eines  solchen,  nach  Anhörung  der  betei- 
ligten Gewerbetreibenden,  ohne  Befähigungsnachweis,  lediglich 
auf  Grund  des  blofsen  Betriebes  ihres  Gewerbes  eing^liedert 
wurden.  Von  diesen  Innungen  waren  nur  die  ausgeschlossen, 
welche  ausdrücklich  ihren  Nichtbeitritt  oder  Austritt  erklärten, 
oder  welche  wegen  Verbrechen  oder  unwürdiger  Handlungen 
durch  Innungsbeschlufs  unter  Zustimmung  der  Kommunal- 
behörden daraus  entfernt  wurden.  Wer  den  Befä^higungsnach- 
weis  nicht  geliefert,  oder  den  gleichwertigen,  oben  angegebenen, 
Bedingungen  nicht  genügte,  erhielt  in  diesen  Innungen  kein 
Stimmrecht  und  konnte  an  der  Verwaltung  nicht  teilnehmen. 
Ebenso  der  nicht,  welcher  wegen  eines  der  erwähnten,  von  ehr- 
loser Gesinnung  zeugenden  Verbrechen  verurteilt  war,  und  sich 
in  Kriminaluntersuchung  oder  Konkurs  befand.  Schlielslich  konnte 
auch  durch  Innungsbeschlufs  unter  Zustimmung  der  Kommunal- 
behörde  von  diesem  Recht   der  ausgeschlossen  werden,  welchem 

Digitized  by  VjOOQIC 


XVII  4.  259 

die  Befugnis  ziun  Gewerbebetrieb  eine  Zeit  lang  entzogen,  oder 
welcher  in  Kriminaliintersuchung  nur  vorläufig  freigesprochen 
war,  und  der,  welcher  sich  durch  seine  Lebensweise  die  öffent- 
liche Verachtung  zugezogen  hatte.  Alle  Gewerbetreibenden, 
die  zu  einer  Innung  zusammentreten  wollten,  konnten  bei  der 
Aufstellung  der  Statuten  bder,  wo  die  Innung  bereits  konstituiert 
war,  bei  Veränderungen  der  Statuten  in  den  noch  zu  behandelnden 
Grenzen  des  Gesetzes  von  den  aUgemeinen  Bestimmungen  ab- 
weichen, soweit  die  Gemeindeverwaltung  damit  einverstanden 
war.  Auf  Antrag  der  Beteiligten  oder  im  öffentlichen  Interesse 
war  eine  Revision  oder  Abänderung  der  Statuten  von  Amts  wegen 
unter  Bestätigung  der  Ministerien  jederzeit  zulässig.  Man  wollte 
den  Innungen  einen  gewissen  behördlichen  Charakter  verleihen, 
indem  man  sie  oder  ihre  Vorsteher  als  vorzugsweise  berufen  er- 
klärte, sachverständige  Gutachten  in  Angelegenheiten  ihrer  Ge- 
werbe abzugeben. 

Der  folgende,  siebente  Titel  (§S  125—161)  beschäftigte  sich 
mit  den  Verhältnissen  der  Gewerbegehilfen,  Gesellen,  Fabrik- 
arbeiter und  Lehrlinge  und  schlofs  sich  vielfach  den  Worten 
und  dem  Inhalt  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht  an.  Die  Be- 
fuenis,  Gesellen  und  Gehilfen  und  alkemein  auch  Lehrlinge  zu 
hfdten,  war  von  der  Befugnis  zum  selbständigen  Gewerbebetriebe 
abhängig  gemacht.  Für  die  Lehrlingshaltung  waren  noch  einige 
besondere  Einschränkungen  aufgesteUt.  Wer  von  der  Teilnahme 
an  der  Bildung  einer  Innung  ausgeschlossen  war,  durfte  auch 
keine  Lehrlinge  ausbilden,  jedoch  konnte  die  Kommunalbehörde 
auch  hier  wieder  denen,  welchen  die  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betriebe eine  Zeit  lang  entzogen  war,  die  Annahme  von  Lehr- 
lingen erlauben,  wenn  sie  sich  dessen  durch  ihr  späteres  Ver- 
halten würdig  gezeigt  hatten,  und  sie  konnte  andererseits,  unter 
Vorbehalt  des  Rekurses  der  Betroffenen  an  die  Regierung  den 
in  einer  Eriminaluntersuchung  nur  vorläufig  Freigesprochen^i 
oder  den  durch  ihre  Lebensweise  in  öffentliche  Verachtung  Ge- 
fallenen diese  Befugnis  entziehen.  In  den  entsprechenden  Fällen 
mufsten  bereits  angenommene  Lehrlinge  entweaer  entlassen  oder 
durften  nur  mit  Erlaubnis  der  Eommunalbehörde  behalten 
werden.  Der  schon  erwähnte  §  131  führte  43  Gewerbe  auf,  bei 
denen  nur  der  Lehrlinge  halten  durfte,  welcher  schon  vor  Publi- 
kation dieses  Gesetzes  dieses  Recht  besafs,  oder  welcher  sich  in 
die  betreffende  Innung  aufnehmen  liefs  oder  den  dazu  erforder- 
lichen Be^igungsnachweis  durch  die  vorgeschriebene  Prüfung 
lieferte.  Die  Regierungen  konnten  in  einzelnen  Fällen  nach  den 
örüichen  Verhältnissen  von  diesem  Befähigungsnachweis  ent- 
binden, ihn  aber  auch  für  andere  als  die  dort  genannten  Ge- 
werbe festsetzen.  Die  Ablegung  einer  fbrmhchen  Prüfung  konnte 
die  noch  zu  behandelnde  Orts-  und  Distriktsprüfungsbehörde  dem 
Eiinzelnen  erlassen,  wenn  er  schon  längere  Zeit  nach  ihrer  Meinung 
mit  Auszeichnung  das  Gewerbe  selbständig  betrieben  hatte.^^Tp 
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Die  Feateetzung  des  Verhältnisses  der  Gesellen,  Gehilfen 
und  Lehrlinge  zu  ihrem  Arbeitgeber  war  der  freien  Überein- 
kunft überlassen.  Wo  ein  Vertrag  fehlte,  verfuhr  man  nach  den 
Innungsstatuten  und  den  Bestimmungen  des  Gesetzes.  §  136  dea 
Gesetzes  enthielt  Keime  der  modernen  Arbeiterschutzgesetzgebung. 
Dort  wurde  der  Obrigkeit  die  Fürsorge  zur  Pflicht  gemacht, 
dafs  bei  der  Beschäftigung  und  Behandlung  der  Gesellen,  Ge- 
hilfen and  Lehrlinge  die  gebührenden  Rücksichten  auf  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  genommen  waren.  Denen,  die  noch  des 
Schul-  und  Religionsunterrichtes  bedurften,  sollte  genügend  Zeit 
dazu  gelassen  werden.  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und 
-nehmern  über  Antritt,  Fortsetzung  und  Aufhebung  des  Arbeita- 
oder  Lehrverhältnisses  wurden,  soweit  besondere  Behörden  dafUr 
bestanden,  vor  diesen,  in  Ermanglung  solcher,  soweit  die  in  Frage 
kommenden  Innungen  bestanden,  vor  diesen  und,  wo  auch  solche 
fehlten,  vor  der  Ortspolizeibehörde  entschieden.  Ziemlich  ver- 
wandt den  entsprechenden  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Land- 
rechts waren  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  das  sonstige 
Verhältnis  des  Meisters  zu  seinen  Hilfspersonen.  Gesellen  and 
Gehilfen  mufsten  dem  Arbeitgeber  Achtung  erweisen,  seinen  An- 
ordnungen in  Bezug  auf  die  übertragene  Arbeit  und  die  häus- 
lichen Einrichtungen  Folge  leisten,  waren  aber  nicht  zu  häus- 
lichen Arbeiten  verpflichtet.  Wenn  nicht  besondere  Verein- 
barungen getroffen  waren,  galt  beiderseitige  14-tägige  Kündigungs- 
frist. Wegen  Diebstahls,  liederlichen  Lebenswandels,  groben 
Ungehorsams,  unvorsichtigen  Umgehens  mit  Feuer  und  Licht 
trotz  Verwarnung,  wegen  Thätlichkeiten  und  Schmähungen  gegen 
den  Arbeitsherrn  oder  dessen  Familienangehörige,  wegen  Ver- 
leitung der  Familienmitglieder  oder  Arbeitsgenossen,  wegen  ün- 
föhigkeit  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  oder  ekelhafter  Krankheiten 
konnte  sofortige  Entlassung  durch  den  Meister  stattfinden.  Anderer- 
seits konnten  die  Gesellen  und  Gehilfen  die  Arbeit  sofort  ver- 
lassen, wenn  sie  dieselbe  nicht  fortsetzen  konnten,  wenn  der 
Arbeitsherr  sich  thätlich  an  ihnen  vergriff,  sie  zu  Bösem  ver- 
leiten wollte  oder  ihnen  den  versprochenen  Lohn  oder  die 
sonstigen  Gegenleistungen  ohne  genügende  Veranlassung  vorent- 
hielt. Beim  Abgang  konnten  Gesellen  und  Gehilfen  ein  Zeugnis 
über  Art  und  Dauer  der  Beschäftigung  und  über  ihre  Führung 
verlangen,  welches  §§  11  und  12  des  Gesetzes  vom  7.  September 
1811  näher  bestimmten,  und  welches  obrigkeitlich  kostenlos  be- 
glaubigt wurde.  Die  Verpflichtung  zum  Wandern  und  zur 
Unterstützung  Wandernder  wurde  aufgehoben.  Zu  gegenseitigen 
Unterstützungen  anderer  Art  wurden  Kassen  und  Verbindungen 
der  Gesellen  und  Gehilfen  gestattet,  eventuell  nötige  Abänderung 
der  Einrichtungen  dieser  Kassen  den  zuständigen  Behörden  vor- 
behalten. Die  Thätigkeit  eines  Gesellen  oder  Gehilfen  bei  einem 
Nichtinnungsmitglied  war  kein  Versagungsgrund  des  Beitritts  bu 
diesen  Kassen.     Alle  diese   Bestimmungen   wurden  ^^ausdrüc^ich 
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auf  Fabrikarbeiter  ausgedebot;  haben  aber  fUr  sie,  besonders 
wegen  der  weitgehenden  Hereinziehmig  des  Moments  der  Haus- 
genossenschaft, und  weil  sie  weit  mehr  auf  Handwerksgesellen 
zugeschnitten  waren,  wohl  vielfach  nicht  gepafst. 

Den  B^iff  des  Lehrlings  definierte  das  Oesetz  nach  dem 
Vorschlage  des  Finanzministers  im  Staatsrat  ^  Die  Aufnahme 
des  Lehrlings  bei  Innungsmitgliedern  erfolgte  vor  der  Innung, 
bei  Nichtinnungsgenossen ,  in  den  Städten  vor  der  Kommunal- 
behördo,  auf  dem  Lande  vor  der  Ortsobrigkeit,  und  zwar  in 
beiden  Fällen  unter  Zuziehung  zweier  unbescholtener  Gemeinde- 
mitglieder möglichst  aus  demselben  Gewerbe.  Der  Lehrling  mufste 
genügend  Ausbildung  im  Lesen,  Schreiben,  Rechnen  und  in  der 
Glaubens-  und  Sittenlehre  nachweisen.  Die  Verabredungen  über 
Lehrzeit;  Lehrgeld  und  sonstige  Bedingungen  des  Lehrverhält- 
nisses wurden  schriftlich  aufgenommen.  Der  Lehrherr  hatte  die 
Pflicht,  dem  Lehrling  eine  tüchtige,  gewerbliche  Ausbildung  zu 
geben,  durfte  seine  Kraft  und  Zeit  zu  anderweiten  Beschäftigungen 
nicht  mifsbrauchen  und  mufste  ihn  zu  Arbeitsamkeit  und  guten 
Sitten  anhalten.  Der  Lehrling  unterlag  der  väterlichen  Zucht 
des  Lehrherm  und  mufste  in  dessen  Abwesenheit  dem  ver- 
tretenden Gesellen  oder  Gehilfen  folgen.  In  den  Fällen,  wo  der 
Geselle  sofort  entlassen  werden  konnte,  durfte  der  Meister  ent- 
sprechend auch  den  Lehrling  auf  der  Stelle  verabschieden,  und 
vr&T  keine  besondere  Verabredung  getroffen,  so  mufste  dann  das 
Lehrgeld  bis  zum  Ende  des  laufenden  Jahres  entrichtet  werden. 
Gegen  den  Willen  des  Lehrherm  konnte  das  Lehrverhältnis 
sofort  gelöst  werden,  wenn  er  seine  gesetzlichen  Pflichten  gegen 
den  Lehrling  gröblich  verletzt  oder  das  Recht  der  väterhchen 
Zucht  milsbraucht  hatte.  Ob  ein  solcher  Fall  vorlag,  entschied 
bei  Innungsgenossen  die  Innung,  sonst  in  den  Städten  die  Kom- 
munalbehörde, auf  dem  Lande  die  Ortsobrigkeit.  Wurde  das 
Lehrverhältnis  aus  solchen  Gründen  gelöst,  oder  war  dem  Lehr- 
herm die  Befugnis  zur  Lehrlingshaltung  entzogen,  so  konnte  der 
Meister  zur  Erstattung  der  durch  die  Unterbringung  des  Lehr- 
lings entstehenden  Kosten  angehalten  werden.  Das  Lehrver- 
hältnis wurde  auch  aufgehoben,  wenn  der  Lehrling  zu  einem 
andern  Beruf  überging,  nur  mufste  dann  noch  für  ein  halbes 
Jahr  das  Lehrgeld  gezahlt  werden.  Der  Lehrvertrag  hörte  mit 
dem  Tode  des  Meisters  auf,  oder  wenn  einer  von  beiden  Teilen 
zur  Erfüllung  der  eingegangenen  Verpflichtungen  unfähig  wurde. 
Die  Auseinandersetzung  über  das  Lehrgeld  erfolgte  nach  dem 
Verhältnis  der  bereits  abgelaufenen  Lehrzeit. 

Nach  Beendigung   des  Lehrganges  konnte  der  Lehrling  ein 

^  Nämlich :  dafs  als  Lehrlinge  nur  diejenigen  Personen  zu  betrachten 
wären,  welche  in  der  durch  einen  Lehrvertrag  ausgesprochenen  Absicht 
bei  einem  Lehrherrn  einträten,  um  ^egen  Lehreeid  oder  unentgeltliche 
Hilfsleistung  ein  Gewerbe  bis  zu  derjenigen  Fertigkeit  zu  erlernen,  welche 
sie  zu  Gesellen  befähigte  (§  146).  ^  i 
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ZeugDis  über  Kenntnisse,  Fertigkeiten  und  Führung  vom  Meister 
fordern,  welches  kostenfrei  obrigkeitlich  beglaubigt  wurde.  Nach 
Absolvierung  der  ganzen  Lehrzeit  konnte  er  femer  auf  die  Ge- 
sellenprüfung und  auf  fbrmliche  Entlassung  antragen,  welche  bei 
Innungsgenossen  vor  der  Innung  erfolgte,  bei  andern  Gewerbe- 
treibenden, unter  Zuziehung  geeigneter  Sachverständiger,  in  Städten 
▼or  der  Kommunalbehörde,  auf  dem  Lande  vor  der  Ortspolizei- 
behörde.  Die  beiden  genannten  Behörden  konnten  die  Prüfung 
auch  durch  eine  in  der  Nähe  befindliche  Orts-  oder  Distrikts- 
prtifungsbehörde  vornehmen  lassen,  wo  Parteilichkeit  nicht  zu 
mrchten  war.  Lehrlinge,  die  bei  Nichtinnungsgenossen  gelernt 
hatten,  konnten  sogar  eine  Prüfung  der  letzteren  Art  verlangen. 
Die  Prüfungsbehörde  erteilte  ihm  nach  bestandenem  Examen 
ein  Zeugnis,  auf  Grund  dessen  die  zuständige  Behörde,  die  Eint- 
lassung  bewirkte  und  ein  Entlassungszeugnis  gab.  Über  Auf- 
nahme und  Entlassung  von  Lehrlingen  wurden  bei  den  zu- 
ständigen Ortsbehörden  amtliche  Verzeichnisse  geführt.  Au&ar 
den  Barauslagen,  als  Stempel,  Eopialien,  Diäten  f\ir  die  Sachver- 
ständigen und  dei^l.,  wurden  keinerlei  Gebühren  für  die  Prüfungen 
erhoben.  Wer  nicht  als  Lehrling  im  Sinne  des  Gesetzes  gelernt 
hatte,  konnte,  wenn  er  bei  einem  Innungsgenossen  unterwiesen 
war,  bei  der  Innung,  sonst  aber  bei  der  zuständigen  Ortsbehörde 
auf  seine  Gesellenprüfung  und  ein   Zeugnis  darüber  antragen. 

Der  achte  Titel  (§§  162—167)  behandelte  das  Prüfungs- 
wesen. Für  die  Be&higungsprüfung  zur  Aufnahme  in  eine 
Innung  und  fUr  die  Prüfung  zum  Zweck  der  Lehrlingshaltung 
gab  das  Gesetz  den  Regierungen  die  Befugnis,  die  mehrfach  er- 
wähnten Orts-  und  Distriktsprüfungsbehörden  anzuordnen,  wo 
die  örtlichen  Verhältnisse  es  nötig  zu  machen  schienen.  Für  diese 
Behörden  ernannte  die  Kommunalbehörde  unter  Bestätigung  der 
Regierung  die  geschicktesten  und  achtbarsten  Gewerbetreibenden, 
und  zwar  möglichst  Innungsgenossen  aus  den  im  Orte  oder 
Distrikte  betriebenen  hauptsächlichsten  Gewerben  als  Mitglieder. 
Vorsitzender  wurde  ein  Mitglied  der  Eommunalleitung ,  welches 
nicht  selbst  ein  Gewerbe  treiben  durfte.  Die  einzelne  Prüfung 
nahmen  der  Vorsitzende,  ein  bis  drei  ständige  Mitglieder  der 
Behörde  und  ebensoviel,  möglichst  Innungsgenossen,  aus  dem 
Gewerbe  des  zu  Prüfenden  vor.  Wie  der  Prüfling  seine  ge- 
werblichen Kenntnisse  erworben  hatte,  war  gleichgültig,  er  mu&te 
lediglich  die  Befähigung  zur  selbständigen  Ausfiihrung  der  ge- 
wöhnlichsten Arbeiten  seines  Gewerbes  darthun,  und  es  konnte 
verlangt  werden,  dafs  er  mindestens  schon  ein  Jahr  in  seinem 
Gewerbe  thätig  war.  Über  die  Prüfungsaufgaben  waren  nähere 
Anweisungen  der  Ministerien  vorbehalten.  Aufser  den  fest  nor- 
mierten Prüfungsgebühren  hatte  der  zu  Prüfende  nur  die  Kosten, 
welche  seine  Arbeiten  verursachten,  zu  zahlen.  Nach  bestandenem 
Examen  erhielt  er  ein  für  die  ganze  Monarchie  gültiges  Zeugnis 
zur  Aufnahme  in  eine  Innung  und  zur  Annahme  von^Lehrlingen. 
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Im  neunten  Titel  (§§  168—170)  wurden  die  allgemeinen 
Normen  für  die  Ortsstatuten  gegeben,  in  denen  die  vom  König 
für  die  Kommunen  gewünschte  autonome  Verordnungsbefugnis 
scharf  abgegrenzt  wurde.  Die  Bestimmungen  des  sechsten  und 
siebenten  Titels  dturften  hiemach  in  Betreff  der  Innungen,  der 
Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  durch  Ortsstatuten  mit  Ge- 
nehmigung der  Ministerien  in  folgenden  Grenzen  abgemindert 
werden :  Die  Statuten  durften  fbr  niemanden  über  den  Rahmen 
des  Gesetzes  hinaus  den  selbständigen^  Gewerbebetrieb  be- 
schränken, es  konnten  durch  sie  den^j^kgsmiteliedem  keine 
ausschliefslichen  materiellen  Vorteile  beigSfc  werden,  besonders 
nicht  die  ausschliefsliche  Befugnis  zur  Lehrüngshaltuns,  und  die 
Beftignis  zur  Gesellen-  und  Gehilfenbeschäftigung  nicht  beschränkt 
werden.  Wer  den  gesetzlichen  Befähigungsnachweis  erbracht 
hatte,  durfte  nicht  zu  einer  neuen  gewerblichen  Prüfung  veran- 
lafst  werden.  Die  Ortsstatuten  konnten  auch  keine  Änderung 
an  den  Bestimmungen  über  die  Befugnis  zur  Lehrlingshaltung 
und  über  Eintritt  und  Austritt  bei  der  Innung  vornehmen.  Es 
durfte  kein  Innungszwang,  keine  Schliefsung  der  Innung  festge- 
setzt, die  Errichtung  neuer  Innungen  im  Sinne  des  Gesetzes 
nicht  gehindert  und  an  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Beschränkungen  des  Stimmrechts  und  der  Teilnahme  an  der 
Verwaltung  der  Innungsangelegenheiten,  sowie  an  den  Vor- 
schriften hinsichtlich  der  Streitigkeiten  der  Gewerbetreibenden 
und  ihrer  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehrlinge  nichts  geändert 
werden.  Ebenso  mufsten  die  Aufhebung  der  Wanderschaft,  die 
Vorschriften  betreffs  der  Verzeichnisse  über  Annahme  und  Ent- 
lassung der  Lehrlinge  und  die  Normen  über  die  dabei  er- 
wachsenden Kosten  unverändert  bleiben. 

Der  letzte,  zehnte  Titel  (§§  171—189)  betraf  die  Vergehen 
und  Verbrechen  Gewerbetreibender.  Hier  wurde  bestimmt, 
bei  welchen  Verbrechen  und  Vergehen  auf  dauernde  oder  zeit- 
weilige Entziehung  der  Befugnis  zum  selbständigen  Gewerbe- 
betrieb erkannt  werden,  und  mit  welchen  .Strafen  überhaupt 
Gewerbetreibende  als  solche  belegt  werden  konnten.  Verabredungen 
selbständiger  Gewerbetreibender  und  besonders  gewerblicher  und 
industrieller  Arbeiter  zu  Arbeitseinstellungen  u.  a  wurden  unter 
strenge  Strafen  gestellt.  Verbindungen  gewerblicher  oder  indu- 
strieller Arbeiter  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  waren  •  verboten, 
um  kommunistischen  Gefahren  vorzubeugen.  Kontraktbruch  der 
Arbeiter  wurde  streng  geahndet,  ebenso  aber  auch  gröbliche 
Pflichtverletzungen  des  Lehrherrn  gegen  den  Lehrling. 

Im  Schlufsparagraphen  hob  das  Gesetz  natürlich  alle  bis- 
herigen Gewerbegesetze  auf,  soweit  sie  die  Allgemeine  Gewerbe- 
ordnung nicht  ausdrücklich  als  fortbestehend  anerkannte. 
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§  28.    Die  EDtschädigangsordnaug  vom  17.  Januar  1845  ^ 

Als  Appendix  schlofs  sich  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung 
das  Entschädigungsgesetz  an,  welches  oben  bb  zum  Übergange 
aus  den  Abteilungen  in  das  Plenum  des  Staatsrats  bebandelt 
wurde.  Diese  Plenarberatungen  fanden  nach  derselben  Methode 
wie  bei  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  in  der  17.  bis  20. 
Sitzung,  im  März  1844,  also  unmittelbar  hinter  denen  des  Allge- 
meinen Gewerbegesetzes  statt.  Die  dabei  gemachten,  principiell 
wichtigen  Erinnerungen  sind  so  wenig  umfangreich,  dals  sie  sich 
der  Behandlung  des  Gesetzesinhaltes  eingliedern  lassen.  Die  Be- 
schränkung der  Beratungen  auf  die  Präjudizial-  und  Hauptfragen 
war  hier  noch  mehr  als  beim  Hauptgesetz  angebracht,  weil  diese 
Materie,  technisch  weit  verwickelter  als  jene,  nur  von  Fachmännern 
beurteilt  werden  konnte.  Die  zu  den  einzelnen  Paragraphen  ge- 
machten Bemerkungen  wurden  nicht  diskutiert,  sondern  nur  zu 
Protokoll  genommen.  Die  Darstellung  wird  sich  deshalb  umsomehr 
ausschliefsiich  auf  die  leitenden  Grundsätze  der  Entschädigungs- 
ordnung beschränken,  als  die  ganze  Frage  zwar  für  die  gewerb- 
lichen Verhältnisse  an  sich  von  gröfster  Bedeutung  und  als 
Moment  in  der  Vorgeschichte  und  den  Ursachen  der  Allgemeinen 
Gewerbeordnung  bedeutsam  war,  aber  doch  für  den  vorliegenden 
Zweck  weniger  wichtig  ist.  Die  Behandlung  der  Entschädigungs- 
angelegenheit rechtfertigt  sich,  weil  ihrer  mehrfach  notwendigen 
Hereinziehung  in  die  Darstellung  ein  Abschlufs  gegeben  werden 
mufs. 

Im  allgemeinen  erhob  sich  wenig  Widerspruch  gegen  die 
Vorschläge  der  Abteilungen,  sodafs  die  publizierte  Entschädi- 
gungsordnung fast  unverändert  auf  dem  Abteilungsentwurf  be- 
ruhte. Die  wenigen  Abweichungen  der  behandelten  Arbeit  des 
Staatsministeriums  vom  endgültigen  Gesetze  sind  also  überwiegend 
auf  die  Vorschläge  der  Stände  zurückzuführen,  die  jedoch  prin- 
cipiell so  gut  als  bedeutungslos  blieben.  Nach  den  Bemerkungen  des 
Plenums  wurde  das  Gesetz,  wie  die  Allgemeine  Gewerbeordnung, 
von  den  Abteilungen  unter  Hinzuziehung  der  beteiligten  Resaort- 
chefs  umgearbeitet,  in  der  87.  Sitzung  (am  6.  Dezember  1844) 
noch  einmal  dem  Plenum  vorgelegt  und  dann  nach  einigen 
lediglich  redaktionellen  Bemerkungen  von  der  Fassungskom- 
mission der  endgültige  Wortlaut  festgestellt,  den  man  in  der 
42.  Plenarsitzung  (am  21.  Dezember  1844)  genehmigte. 

Das  Gesetz  stellte  die  Entschädigungsnormen  für  die  durch 
die  Allgemeine  Gewerbeordnung  aufgehobenen  oder  fUr  ablösbar 
erklärten  Berechtigungen  fest.  Als  allgemeine  Bedingung  einer 
solchen  Entschädigung  wurde  verlangt,  die  Berechtigung  mufste 
bei  der  Publikation  der  Gewerbeordnung  in  rechtsgültiger  Weise, 
für  immer  oder  auf  Zeit  unwiderruflich  bestanden  haben.     Eine 


*  Ges. -Samml.  S.  79  und  Staatsratsprotokolle  a.  a.  0.  ^^  , 
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EntBchädigUDg  wurde  nicht  gewährt,  wenn  die  ßerechtigung  dem 
Fiskus,  einer  Kämmerei,  Gemeinde  oder  irgend  einer  Korporation 
von  Gewerbetreibenden  zustand  oder  aber,  wenn  eine  sonst  entschä- 
digungs&hige  Berechtigung  von  den  Berechtigten  erst  nach  dem 
31.  Dez.  1836  auf  einen  andern  übergegangen  war.  Im  letzteren  Falle 
konnte  der  zeitige  Inhaber  der  Berechtigung  die  sofortige  Aufhebung 
des  zwischen  ihm  und  dem  früheren  Berechtigten  bestehenden 
Vertragsverhältnisses  verlangen,  mufste  aber  demselben  diesen 
Anspruch  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1845  schriftlich  erklärt  haben. 
Die  Ansprüche  auf  Entschädigung  für  den  Verlust  der  auf- 
gehobenen Berechtigungen  waren  überhaupt  sämtlich  bis  zu 
diesem  Termine  bei  der  zuständigen  Kegierung  schriftlich  an- 
zumelden. Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  fand  nur  fUr 
die  gewerblichen  Abgaben  statt,  welche  nach  §  3  der  Allge- 
meinen Gewerbeordnung  von  der  sofortigen  Aufhebung  verschont 
blieben.  Es  waren  diejenigen,  welche  auf  ausschliefslichen  Ge- 
werbeberechtigungen ruhten  und  erst  von  dem  Tage  an  auf- 
gehoben sein  sollten,  an  welchem  ein  Nichtberechtigter  den  Ge- 
werbebetrieb begann,  welchen  ihm  der  ausechliefslich  Berechtigte 
bis  zum  17.  Januar  1845  untersagen  konnte.  Der  Anspruch 
auf  Entschädigung  für  die  zur  Erhebung  von  solchen  Abgaben 
Berechtigten  mufste  bis  Ende  1 849  bei  der  Regierung  schriftlich 
angemeldet  sein,  und  hörten  diese  Abgaben  aus  besonderen 
Gründen  schon  früher  auf,  so  mufste  die  Anmeldung  ebenfalls 
binnen  Jahresfrist,  vom  Wegfall  an  gerechnet,  erfolgen.  Ver- 
säumung dieser  Fristen  hatte  den  Verlust  der  Entschädigungs- 
ansprüche zur  Folge;  nur  Obereigentümer,  Lehnsherrn,  Hypo- 
thekengläubiger u.  dergl.  hatten  für  ihre  Gerechtsamen  noch 
drei  Monate  länger  Frist. 

Die  umfangreichste  Debatte  entspann  sich  im  Staatsrat  über 
diese  allgemeinen  Bedingungen.  Zunächst  waren  die  Meinungen 
sehr  geteilt  darüber,  ob  das  Vorhandensein  der  Kassations- 
klausei  in  den  Verleihungsurkunden  der  Berechtigungen  die  Ent- 
schädigung unbedingt  ausschliefsen  sollte.  Man  verneinte  das 
(25:17  Stimmen),  sofern  die  Klausel  nur  auf  Minderung  und 
Abänderung  durch  die  Obrigkeit  lautete,  dagegen  bejahte  mim 
diese  Frage  (22  :  IG  Stimmen),  sofern  die  Kassationsklausel  aus- 
drücklich auf  Aufhebung  lautete.  Dann  war  also  Entschä- 
digung unbedingt  ausgeschlossen.  Zu  dieser  Beurteilung  der 
Kassationsklausel,  wie  sie  auch  in  den  §§  4,2,  5  und  10  der 
Allgemeinen  Gewerbeordnung  zum  Ausdruck  gelangte,  war  man 
hauptsächlich  gekommen,  weil  die  Klausel  den  Privilegien  immer 
mehr  aus  alter  Gewohnheit  als  mit  der  ausdrücklichen  Absicht 
zugesetzt  war,  das  Verliehene  bei  nächster,  bester  Gelegenheit 
wieder  zurückzunehmen.  Das  Publikum  hatte  deshalb  solche 
Berechtigungen  trotz  der  Klausel  unbedenklich  zu  hohen 
Preisen  erworben,  und  dann  waren  auch,  abgesehen  von  der 
möglichen    Kassierung,    die   Berechtigungen    meist    längst    vjer- 
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jährt.  Die  Abteilungen  waren  deshalb  zu  demselben  EntBchlub 
gekommen.  Mit  den  Abteilungen  wurde  auch  ohne  Abstimmung 
angenommen ;  im  Gesetz,  abweichend  von  der  früheren  Gesetz- 
gebung für  die  alten  Provinzen,  nicht  spedell  die  Rechtstitel  der 
Erwerbung  von  Berechtigungen  anzuftlhren,  von  denen  ilu«  Ent- 
schädigung abhing,  sondern  dafür  allgemein  zu  bestimmen,  nur 
ftlr  solche  könnte  Entschädigung  beansprucht  werden,  welche 
zur  Zeit  der  Publikation  des  Gesetzes  auf  rechtsgültige  Art  un- 
widerruflich erworben  waren,  weil  sich  bei  allen  früheren  Ver- 
suchen die  Unmöglichkeit  allgemeiner,  allen  örtlichen,  so  sehr 
verschiedenen  Verhältnissen  Rechnung  tragender  Bestimmungen 
herausgestellt  hatte.  In  Übereinstimmung  mit  den  Gesetzen  von 
1811  und  1833^  hatten  das  Staatsministerium  und  die  Abteilangen 
die  Frage  verneint,  den  gewerblichen  Korporationen  als  solchen 
für  die  Aufhebung  des  Exklusivrechtes   eine  Entschädigung  za 

fewähren,  und  der  Staatsrat  schlob  sich  dem  an.  Für  den 
'iskus  und  die  Kämmereien  war  dieser  Grundsatz  in  den  alten 
Provinzen  schon  früher  angenommen,  und  man  behielt  ihn  ohne 
weiteres  für  die  neuen  bei. 

Sodann  kam  man,  und  das  mufs  an  dieser  Stdle  mit  er- 
ledigt werden,  auf  die  Behandlung  der  Vermögens-  und  Schulden- 
verhältnisse der  Innungen  bei  Auflösungen  zu  sprechen.  Man 
schlofs  sich  im  allgemeinen  der  Meinung  der  Abteilungen  an, 
die  Regelung  der  Tilgung  der  durch  das  Korporationsvermögen 
nicht  gedeckten  Schulden  gehöre  in  das  allgemeine  Gewerbe- 
gesetz ^  und  nicht,  wie  im  Staatsministerialentwurf  vorgeschlagen, 
in  dieses  Gesetz.  Vor  allem  beriet  man  die  Frage,  ob  nach 
den  Vorschlägen  der  pommerschen  und  brandenburgischen  Stände 
mit  den  Abteilungen  anzunehmen  wäre,  bei  der  Auflösung  nach 
Bezahlung  aller  Schulden  etwa  verbleibende  Überschüsse  durch 
die  zuständigen  Kommunalbehörden  zu  gemeinnützigen  Zwecken 
zu  verwenden.  Das  Staatsministerium  hatte  sich  für  Verwen- 
dung zu  gemeinnützigen  gewerblichen  Zwecken  ausgesprochen; 
im  Plenum  lehnte  man  nach  sehr  eingehender  Erörterung  (32 : 8 
Stimmen)  ab,  solche  Überschüsse  zunächst  zur  Tilgung  der 
Schulden  der  aufgelösten  armen  Gewerke  in  derselben  Kommune 
zu  benutzen.  Bejaht  wurde  aber  (22  :  1 7  Stimmen) ,  den  dis- 
ponierenden Kommunalbehörden  das  Recht  zu  geben,  jene  Über- 
schüsse zur  Schuldentilgung  armer  aufgelöster  Gewerke  über- 
haupt zu  verwenden,  und  zwar  ohne  Specialgenehmigung  der 
Staatsbehörden. 

Wie  die  Abteilungen  beschlofs  femer  das  Plenum,  alle  noch 
bestehenden  gewerblichen  Abgaben  gegen  Entschädigung  auf- 
zuheben.    Ebenso  setzte  es  in  Übereinstimmung  mit  ihnen  die 


1  Gewerbepoiizeiedikt  vom  7.  IX.   1811  und   Entschädigungsgeseti 
für  Posen  vom  13.  V.  1833. 

«  §§  99  und  100  der  Allg.  G.O.  ^  . 
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Bestimmungen  über  die  Entschädi^mgspflichtigen  fest.  Dasselbe 
Einverständnis  bestand  mit  den  Äoteilungen  über  den  Nachweis 
der  Enschädigungsansprüche.  Es  sollte  nicht,  wie  ehemals  in 
den  alten  Provinzen  mit  so  schlechtem  Erfolge  versucht  war, 
ein  strenger  Nachweis  des  Wertes  der  Berechtigungen  verlangt, 
sondern  dieser  vielmehr  von  einer  unparteiischen  Behörde 
mit  Benutzung  aller  zu  Gebote  stehenden  Mittel  festgesetzt 
werden.  Bei  der  Wertermittlung  sollte  aufser  auf  den  Kaufpreis 
auch  auf  die  Pachtpreise,  und  hinsichtlich  beider  auf  einen  be- 
stimmten  Zeitraum  Rücksicht  genommen  werden.  Abgesehen  von 
einigen  wenigen  Bedenken,  nahm  man  auch  die  Details  über 
Ermittlung  und  Leistung  der  Entschädigungen  nach  der  Ab- 
teilungsvorlage an.  Für  die  Entschädigungsfestsetzung  wurden 
bei  den  Berechtigungen  zur  Erteilung  gewerblicher  Konzessionen 
oder  zur  Erhebung  von  gewerblichen  Abgaben,  in  dem  Ab- 
teilungsentwurf die  letzten  dreifsig  Jahre  als  mafsgebend  an- 
genommen. Dagegen  erhob  man  im  Plenum  Bedenken,  weil  die 
Entschädigungs-  und  Ablösungsbestimmungen  in  den  Grundzügen 
1837  schon  in  der  Öffentlichkeit  bekannt  geworden  waren,  und 
seitdem  möglicherweise  simulierte  Verträge  abgeschlossen  worden 
sein  konnten,  um  möglichst  hohe  Entschädigungen  zu  erhalten. 
Darum  sollte  das  Jahr  1837  der  terminus  ad  quem  sein  und  die 
zwanzig  Jahre  von  1817  — 1837  als  Normaljahre  flir  die  Ent- 
schädigung in  Betracht  kommen.  Hiemach  veriuhr  das  Entschä- 
digungsgesetz in  §  25.  Daraus  erklärt  sich  auch  die  obige  Be- 
stimmung, wonach  Ausnahmen  fllr  sonst  berechtigte  Entschä- 
digungsansprüche eintraten,  wenn  die  in  Frage  kommende  Be- 
rechtigung erst  nach  dem  31.  Dezember  1836  auf  einen  andern 
überg^angen  war.  Erat  nach  längerer  Debatte  nahm  man  den 
einjährigen  Anmeldungstermin  für  Ansprüche  als  genügend 
lange  an. 

Noch  eine  Kardinalfrage,  die  seit  1811  beständig  strittig  ge- 
wesen war,  blieb  zu  erledigen,  nämlich  ob  die  Entschädigung 
nach  den  Grundsätzen  des  Entwurfs  von  Verschiedenen,  je  nach 
den  Umständen,  oder  lediglich  vom  Staate  aufgebracht  werden 
sollte.  Besonders  war  man  in  dieser  Angelegenheit  zweifelhaft 
hinsichtlich  der  Exklusivrechte  und  des  Rechtes,  solche  Abgaben 
aufzulegen,  die  von  dem  Inhaber  der  ausschliefslichen  Gewerbe- 
berechtigung wegen  des  damit  verbundenen  Verbietungsrechtes 
zu  entrichten  waren.  Man  schlofs  sich  aber  den  Abteilungs- 
vorschlägen, wie  sie  im  Gesetz  zum  Ausdruck  kamen  und  weiter 
unten  noch  behandelt  werden,  an.  We^en  vieler  geäufserter  Be- 
denken überwies  man  dann  den  Abteilungen  noch  einmal  die 
Frage,  ob  der  Grundsatz,  die  Gewerbetreibenden  und  die  Ge- 
meinden die  Entschädigung  für  aufgehobene  ausschliefsliche  Ge- 
werbeberechtigungen tragen  zu  lassen,  auch  auf  ausschliefsliche 
Berechtigungen,  die  gegen  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
gerichtet  waren,   angewendet  werden   könnten,   oder  ^il?vJffe" 
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teren  Falle  der  Staat  die  Entschädigung  allein  übernehmen 
mtifste.  Nach  dem  wiederholten  Vorschlage  der  Abteilungen  be- 
schloß man,  die  besonderen  Entschädigungen,  soweit  sie  hier  über- 
haupt gewährt  wurden ,  dem  Staate  aufzuerlegen.  Sonst  wurde 
über  die  Hauptprincipien  des  Gesetzes  nichts  weiteres  festgesetzt. 
Die  Specialerörterungen  waren  für  die  Grundlagen  des  Gesetzes 
bedeutungslos. 

Als  Mafsstab  der  Entschädigung  für  die  aufgehobenen  aus- 
schliefslichen  Gewerbeberechtigungen  ^  galt  derjenige  Wert,  welchen 
die  Berechtigung  zur  Zeit  der  Aufhellung  hatte.  Der  Wert  für 
jede  einzelne  der  in  einem  Orte  oder  Distrikt  vorkommenden 
Berechtigung  wurde  besonders  ermittelt.  Als  Anhalt  bei  dieser 
Ermittelung  wurde  der  Durchschnittspreis  bei  Verkäufen  und  Erb- 
teilungen, bei  Verpachtungen  der  Pachtpreis  nach  Abzug  der 
Lasten,  welche  auf  der  Gerechtigkeit  als  solcher  ruhten,  und 
wenn  in  längerer  Zeit  keine  Verkäufe,  Vererbungen  oder  Ver- 
pachtungen vorgekommen  waren  oder  solche  keinen  genügenden 
Anhalt  gewährten,  die  Ergebnisse  der  Steuerregister  u.  a.  ge- 
nommen. Wurde  bei  der  Abschätzung  der  Reinertrag  zu  Grunde 
gelegt,  so  kapitalisierte  man  ihn  zu  4  ^/o  und  nahm  diese  Summe 
als  Wert  der  Berech tiguAg  an.  Den  Entschädigungsberechtigten 
gab  man  über  die  Entschädigungssumme  ein  Anerkenntnis, 
welches  an  Stelle  der  Berechtigung  trat  und  gleich  dieser  ver- 
erblich und  veräufserlich  war.  Eine  Vererbung  oder  Veräufserung 
mufste  aber  bei  Verlust  des  Anspruches  der  Ausstellungsbehörde 
angezeigt  werden.  So  lange  das  entschädigungsberechtigte  Ge- 
werbe in  Betrieb  war,  wurde  der  Entschädigungswert  bis  zur 
Ablösung  mit  3*^/o  verzinst,  und  zwar  von  dem  Tage  an,  wo 
ein  Gewerbetreibender  ohne  ein  solches  Anerkenntnis  in  Konkurrens 
trat.  Die  Verzinsung  hörte  auf,  sobald  diese  Konkurrenz  wieder 
verschwand. 

Diese  Zinsen  mufsten  von  allen  Gewerbetreibenden  derselben 
Gattung,  die  stehend  und  selbständig  das  Gewerbe  innerhalb  des 
betreffenden  Orts  oder  Distrikts  betrieben,  aufgebracht  werden, 
ob  sie  ein  EntschädigungsanerkenntDis  besagen  oder  nicht. 
Auch    für   schon   getilgte   Anerkenntnisse    mufsten    an    den  Til- 

fungsfonds  die  Zinsen  weiter  gezahlt  werden.  Die  Beiträge  zu 
en  Zinsen  legten  in  den  Städten  die  Kommunalbehörden  und* 
auf  dem  Lande  die  Behörden,  welche  die  Regierungen  besonders 
dazu  bestimmten,  unter  den  Zahlungspflichtigen  nach  dem  Um- 
fange ihres  Gewerbebetriebes  und  zwar  so  um,  dafe  kein  Ge- 
werbetreibender dadurch  auiser  Nahrungsstaud  kam.  Deshalb 
konnte  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen,  wo  es 
angemessen  erschien,  nach  Mafsgabe  der  Gewerbesteuer  ein 
Maximum  dieser  Beiträge  festsetzen.  Entschädigungsberechtigte 
konnten   die  ihnen    zukommenden  Zinsen  gleich  von  ihren  Bei- 

^  §  1  der  Allg.  G.O. 
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trägen  abziehen.  Wo  durch  die  gesamten  Beiträge  der  zur  Ver- 
zinsung notwendige  Betrag  nicht  zusammenkam,  mufste  das 
Fehlende  von  der  Gemeinde  oder  dem  Distrikt  zugeschossen 
werden;  Überschüsse  über  den  notwendigen  Verzinsungsbetrag 
flössen  zum  Til^ngsfonds.  Aufser  den  Zinsbeiträgen  waren 
solche  zur  Entschädigung  zu  leisten.  In  der  Begel  mufste  jeder 
Qewerbetreibende,  mit  Ausnahme  derer,  die  ein  Entschädigungs- 
anerkenntnis besafsen,  welcher  das  Gewerbe,  auf  welches  die 
ausschliefshche  Berechtigung  sich  bezog,  stehend  und  selb- 
ständig betrieb,  jährlich  die  Hälfte  seines  Zinsbetrages  als  Ent- 
schädigungsbeitrag noch  dazu  zahlen,  und  die  Gemeinde  oder  der 
Distrikt,  wo  das  Gewerbe  sich  befand,  1  ^/o  des  Gesamtbetrags 
der  Entschädigungskapitalien  jährlich  aufbringen-  Die  Gemeinde 
oder  der  Distrikt  konnte  freiwillig  auch  höhere  Beiträge  leisten, 
geringere  waren  nur  aus* erheblichen  Gründen  unter  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Finanzen  zulässig.  Diese 
letzteren  Beiträge  mufsten  bis  zur  Vollendung  der  Tilgung  un- 
verändert nach  dem  Gesamtbetrage  der  Entschädigungskapitalien 
entrichtet  werden ;  die  der  Gewerbetreibenden  jedoch  nur  von  dem 
Tage  an,  wo  die  Verzinsung  anfing,  und  so  lange  als  sie  dauerte, 
das  heifst  also,  von  den  letzteren  nur  so  lange,  als  Konkurrenz 
durch  neue  nichtberechtigte  stehende,  selbständige  Gewerbe- 
betriebe derselben  Gattung  vorhanden  war.  Hatten  mehrere  Ort- 
schaften die  Entschädigung  zusammen  aufzubringen,  so  wurde 
das  Beisteuerungsverhältnis  der  einzelnen  nach  ihrem  gröfseren 
oder  geringeren  Vorteil  aus  der  Aufhebung  der  ausschliefslichen 
Berechtigungen  von  der  Regierung  durch  Schätzung  festgesetzt. 
Es  wurde  flir  jede  Gattung  von  Berechtigungen  in  jedem  Orte 
oder  Distrikte  ein  besonderer  Tilgungsfonds  gebildet,  welcher 
also  aus  den  Entschädigungs beitragen  der  Gewerbetreibenden 
derselben  Art,  aus  denen  der  Gemeinde  oder  des  Distrikts,  aus 
Zinsüberschüssen,  aus  etwaigen  Vermögensresten  der  aufgelösten 
Innungen  und  aus  denjenigen  Summen  entstand,  auf  deren  Er- 
hebung ein  EntBchädigungsberechtigter  durch  Versäumung  der 
oben  behandelten  Anmeldungsfrist  den  Anspruch  verloren  hatte. 
Die  Tilgung  begann  sofort  nach  Feststellung  der  Entschädigungs- 
kapitalien, und  zwar  soweit  es  die  Kräfte  des  Tilgungsfonds  ge- 
statteten. Dabei  hatten  diejenigen  mit  Anerkenntnissen  einen 
Vorzug,  welche  dieselben  unter  dem  Nennwerte  anboten.  Im 
übrigen  entschied  über  die  Reihenfolge  der  Ablösung  das  Los. 

Für  die  ausschUefslichen  Gewerbeberechtigungen,  welche  nur 
auf  bestimmte  Zeit  verUehen  waren,  wurde  bis  zum  Ablaufe 
dieses  Zeitraumes  eine  nach  dem  Durchschnittsreinertrag  bemessene 
Ablösungsrente,  jedoch  nur  unter  den  Bedingungen  gezahlt,  nach 
welchen  Entschädigungskapitalien  verzinst  wurden.  Diese  Rente 
mufste  von  den  Gewerbetreibenden  derselben  Art  zu  ^U  und 
von  der  beteiligten  Gemeinde  oder  dem  beteiligten  Distrikt  zu 
V4   aufgebracht  werden.      Die    Zahlungspflichtigen   ko»nten    die 
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Bente  auch  mit  4^/o  kapitalisiert  auf  einmal  ablösen,  wogegen 
den  Berechtigten  kein  Widerspruch  zustand«  Den  hinsichtUcfa 
des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  ausschliefslich  Berechtigte 
wurde  keine  andere  Entschädigung  als  der  Erlais  etwa  daflir  zu 
entrichtender  Abgaben  oder  Leistungen  gewährt.  Hatten  sie 
jedoch  für  den  Erwerb  der  Berechtigungen  eine  einmalige  Summe 

fezahlt,  so  wurde  diese  angemessen  aus  der  Staatskasse  vergütet 
)em,  der  aber  zur  Erhebung  etwa  aufgehobener  Abgaben  und 
Lasten  bei  diesen  Gewerben  berechtigt  war,  wurde  der  Aus&ll  nach 
noch  zu  behandelnden  Grundsätzen  entschädigt.  W^enn  bisher  aus- 
schliefsUch  berechtigte  Bäcker,  Brauer  und  Schlachte  in  den  Städten 
zugleich  Zwangs-  und  Bannrechte  in  Verbindung  mit  ihrer  Gerech- 
tigkeit besafsen,  so  wurde  nur  für  die  Gerechtigkeit  schadlos  ge- 
halten. Die  Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  Berechtigung, 
gewerbliche  Eonzessionen  zu  erteilen  und  gewerbUche  Abgaben  zu 
erheben,  wurde  nach  dem  Durchschnittsertrag  dieser  Gerechtsamen 
festgestellt,  den  der  Berechtigte  in  den  Jahren  1817—1836  dn- 
schliefslich  bezogen  hatte.  Dieser  so  festgestellte  Durchschnitts- 
reinertrag wurde  dem  Berechtigten  vom  Tage  der  Verkündigung 
der  Gewerbeordnung  an  aus  den  Staatskassen  als  jährliche  Rente 
gezahlt,  die  jedoch,  mit  4^/o  kapitalisiert,  jederzeit  abgelöst 
werden  konnte.  Besafs  jedoch  die  Berechtigung  das  jus  pro- 
hibendi,  so  hörte  die  davon  geleistete  Abgabe  nach  der  All- 
gemeinen Gewerbeordnung  (§  3)  erst  mit  dem  Tage  auf,  wo  ein 
Nichtberechtigter  dasselbe  Gewerbe  stehend  oder  selbständig  be- 
gann. In  diesem  Falle  wurde  die  Bente  erst  von  diesem  Tage 
an  und  zwar  von  den  beteiligten  Gewerbetreibenden  und  der  Ge- 
meinde oder  dem  Distrikte  aufgebracht. 

Die  Entschädigung  für  den  aufgehobenen  Mahlzwang  wurde 
mit  einer  halben  Motze  Roggen  pro  Kopf  der  Zwangspflichtigen 
nach  dem  durchschnittlichen  Marktpreise  der  letzten  dreifsig  Jahre 
auf  dem  nächsten  Markt  als  Jahresrente  berechnet,  und  diese 
bildete,  mit  4  ^/o  kapitalisiert,  die  Normalentschädigung.  Elrklärte 
sich  der  Berechtigte  ausdrücklich  oder  stillschweigend  mit  dieser 
Normalentschädigung  zufrieden,  so  erhielt  er  sie  sofort  aus  der 
Staatskasse,  erklärte  er  sich  nicht  befriedigt,  so  mufste  er  hei 
Verlust  seines  Anspruches  seinen  Schaden  innerhalb  einer  be- 
stimmten Frist  selbst  nachweisen  und  bekam  dann  lediglidi  den 
ausreichend  nachgewiesenen  Schaden  ersetzt.  Für  den  Bier-  und 
Branntweinzwan^  und  die  Zwangs-  und  Bannrechte  städtischer 
Bäcker  und  Scmächter  wurde  zur  EIntschädigung  der  Betrag  des 
Zwangsrechtes,  abgesondert  vom  Grundstück,  Inventar  und 
Unternehmungsgewinn,  welcher  auch  ohne  Vorhandensein  des 
Zwangsrechtes  erlangt  werden  konnte,  festgestellt  und  durch  eine 
jährliche  Rente  oder  auf  einmal  nach  den  obigen  Grundsätzen 
aus  der  Staatskasse  gezahlt,  wofern  diese  Zwangsrechte  nicht 
zugleich  mit  ausschUeTslichen  Gewerbeberechtigungen  verbunden 
waren;  wo  dann  nur  die  letzteren  abgelöst  wurden,  weil  sonst 
notwendig  eine  doppelte  Entschädigung  stattfa^^tibyöoOQlc 
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Anders  behanddite  man  die  Berechtigungen,  welche  die  All- 
gemeine Gewerbeordnung  nicht  aufhob,  sondern  nur  für  ablösbar 
erklärte.  Wenn  bei  einem  solchen  Zwangs-  und  Bannrecht  die 
Verpflichtung  auf  Grundbesitz  haftete,  aber  nicht  alle  zu  einer 
Gemeinde  gehörigen  Besitzungen  um&iste,  so  stand  jedem  ein- 
zelnen Verpflichteten  der  Antrag  auf  Ablösung  zu;  wenn  sie 
aber  alle  zu  einer  Gemeinde  gehörenden  Besitzungen  betraf,  so 
kpnnte  nur  die  Gemeinde  auf  Ablösung  antragen.    Unterlag  eine 

Sanze  Korporation  der  Verpflichtung,  so  mulste  sie  als  solche 
en  Ablösungsantrag  stellen,  waren  alle  Bewohner  eines  Ortes 
oder  Distriktes  durch  ihren  Wohnsitz  einem  solchem  Rechte  unter- 
worfen, 80  konnten  nur  die  Gemeinden  insgesamt  oder  auch 
jede  einzelne  für  sich  die  Ablösung  verlangen.  Hier  wurde,  wie 
oei  den  eben  behandelten  Zwangsrechten  der  Brauer,  Brannt- 
weinbrenner und  Fleischer,  die  Entschädigungssumme  entsprechend 
ermittelt  und  in  jährlichen  Renten  oder  auf  einmal  gezahlt.  Die 
Berechtigten  erhielten  über  ihren  Anspruch  ein  Anerkenntnis; 
die  bisher  ^Pflichtigen  muisten  die  Ablösungssumme  aufbringen. 
Die  Regierung  bestimmte  das  Nähere  über  Repartition  der  ein- 
zelnen Ablösenden  und  über  den  Zeitpunkt  des  Beginns  der 
Zahlungen.  Mit  dem  Anfang  der  Rentenbezüge  hörte  die  Zwangs- 
und Bannpflicht  auf. 


§  29.    Sehlnfsbemerknngen. 

Mit  der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  von  1845  waren  die 
Gegner  der  absoluten  Gewerbefreiheit  weit  stärker  als  1811  zu 
Worte  gekommen.  Das  Gesetz  trug  aber  keineswegs  einen  aus- 
gesprochen reaktionären  Charakter,  es  war  vielmehr  ein  Kom- 
promifs.  Für  das  Wiesen  dieser  legislatorischen  Arbeit  war  schon 
der  Name  bezeichnend,  es  war  eine  Gewerbeordnung.  Die  Ge- 
setzgeber wiederholten  es  immerzu,  die  Gewerbefreiheit  sollte 
au&echt  erhalten  werden,  aber  keineswegs  Ungebundenheit  und 
Willkür,  sondern  Ordnung  im  gewerblichen  Leben  herrschen. 
Man  wünschte  Tüchtigkeit,  Sittlichkeit  und  Erhaltung  des  Nah- 
rungsstandes im  Handwerk.  Das  waren,  wenn  man  will,  die 
praktischen  Ergebnisse  dessen,  was  vorsichtige  Männer,  wie  Stein 
und  Niebuhr,  immer  erstrebt  hatten. 

Verschiedene  Momente  hatten  das  Zustandekommen  der  Ge- 
werbeordnung bewirkt  Es  waren  zuerst  die  vielfach  bösen  Er- 
gebnisse der  Hardenbergischen  Gesetzgebung  von  1810  und  11, 
die  sich  vor  allem  auf  sittlichem  Gebiete  gezeigt  haben  sollten. 
Es  wurde  beklagt,  die  sittlichen  Kräfte,  welche  das  Handwerk 
unter  dem  Zunftwesen  zusammenhielten,  wären  zerstört.  Deshalb 
besonders  hatte  sich  der  Freiherr  vom  Stein  stets  gegen  die  ihm 
verderblich  erscheinende  Auflösung  der  Zünfie  als  gegen  eine 
seichte  Neuerung  ausgesprochen,  denn  ihm  galt  es  vor^^lem,  jdie 
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moralischen  Kräfte  des  Volkes  zu  wahren  und  zu  stärken.  Darauf 
hatte  sieh  auch  immer  am  meisten  die  nur  zeitweilig  erschwachende 
Opposition  im  Handwerk  und  in  den  Kommunen  gestützt,  eine 
Opposition»  die  sich  zum  grofeen  Teil  auch  aus  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Lage  des  Handwerks  erklärte,  das  vieliach  an 
Übersetzung,  aber  auch  durch  die  merklich  stärker  werdende  Kon- 
kurrenz der  Qrofsbetriebe  litt^.  Sollte  die  ofl  berufene  sittliche 
Verwahrlosung  der  Handwerker,  oder  wohl  besser  gesagt,  der 
unteren  Klassen,  nicht  auch  zum  erheblichen  Teil  auf  die  langen 
Kriegszeiten  zurückzuführen  sein?  Zu  der  Reform  hatte  femer 
der  Wunsch  gefuhrt,  Preufeen  bei  der  Zerfahrenheit  der  gewerbe- 
rechtlichen Verhältnisse  eine  allgemeine  Gesetzgebung  zu  ver- 
schaffen, die  man  auf  Grund  der  Erfahrungen  seit  1810  und  11 
vorsichtiger  zu  gestalten  gedachte.  £^  war  schliefslich  nicht  zum 
geringsten  eine  Folge  des  Umschwungs  der  geistigen  Strömungen 
in  Deutschland,  die  in  der  Romantik  und  der  vorherrschenden 
Philosophie  ihren  Ausdruck  fanden.  Diese  neue  Geistesrichtung 
stand  der  französischen  Revolution  und  ihren  Errungenschaften  gar 
nicht  freundlich  gegenüber  und  wollte  auch  die  Gewerbefreiheit 
als  einen  Ausflufs  derselben  beseitigt  haben.  Sie  erklärte  sich 
gegen  den  Rationalismus  und  die  Nivellirungstendenz  der  Auf- 
klärungs  und  Umwälzun^szeit ,  gegen  die  humanistischen  und 
individualistischen  Ideen  des  18.  Jahrhunderts,  vertiefte  sidi  in 
das  Recht,  die  Religion  und  die  Geschichte  früherer  Zeiten,  vor- 
nehmlich des  Mittelalters.  Die  Romantik  in  der  Dichtkunst,  die 
historische  Rechtsschule  und  schliefslich  auch  die  Philosophie 
Hegels  erweckten  wieder  die  Hinneigung  zu  dem  alten  Zunft- 
wesen, und  diese  Richtung  fand  in  der  konservativen  Reaktion 
eine  kräftige  Stütze,  zumal  da  Friedrich  Wilhelm  IV.,  Stein  und 
Männer  seiner  Richtung  seit  Hardenbergs  Tode  mehr  oder  weniger 
auf  ihrer  Seite  standen. 

Die  Allgemeine  Gewerbeordnung  hielt  die  Mitte .  zwischen 
dem  bei  den  Regierungsbehörden  ziemlich  stark,  aber  auch  sonst 
im  Lande  in  beteiligten  Kreisen  vertretenen  Wunsche,  die  Ge- 
werbefreiheit  möglichst  festzuhalten,  und  der  Neigung  des  Königs, 
der  Gewerbetreibenden  und  Kommunen,  das  Innungsleben  in 
kräftiger,  wenn  auch  verjüngter  Form  wieder  erstehen  zu 
lassen.  Das  Gesetz  beseitigte  die  alten  Zwangs-,  Bann-  und 
Exklusivrechte,  es  stellte  leichte  Bedingungen  för  den  Beginn 
des  Gewerbebetriebes  auf  und  liefs  lediglich  für  verbrecherische 
Gewerbetreibende  und  aus  allgemeinen  polizeilichen  Gründen  Be- 
schränkungen derselben  zu.  In  allem  treu  dem  Charakter  des 
Vermittelnden,  wollte  es  überall  alte  Verhältnisse  entfernen,  nicht 
radikal,  sondern  unter  Schonung  aller  wohlerworbenen  Rechte 
verfahren.  Das  wichtigste  waren  die  neuen  Vereine,  durch 
welche  ein  tüchtiger,  angesehener  und  wohlhabender  Handwerker- 

*  conf.  Schmoller,  Kleingewerbe. 
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atand  gesichert  werden  soUte.  Alle  auf  sie  bezüglichen  Para* 
graphen  verraten  deutlich  die  Absicht ,  diesen  Greinen  ohne 
Schädigung  der  Qewerbefreiheit  möglichst  viel  Kechte  und  Vor- 
rechte zu  sichern,  sie  ehrenwert  und  ansehnlich  zu  machen.  Wie 
weit  man  aber  darin  besonders  den  Wünschen  der  meisten  der 
Kommunen  gegenüber  gehen  konnte,  war,  wie  die  Verhandlungen 
des  Staatsrats  ergaben,  bis  zum  letzten  Augenblick  zweifelhaft.  Vor 
allem  galt  das  hinsichtlich  der  Befugnis,  Gesellen  und  Lehrlinge 
zu  halten,  hinsichtlich  der  Fra^e  des  Beitrittszwanges  zu  diesen 
Vereinen,  und  in  Zusammennang  damit,  des  Befähigungs- 
nachweises. Als  eine  bedeutsame  Malsnahme  war  auch  cue  auf 
Anregung  des  Königs  den  Kommunen  verliehene  autonome  Ver- 
ordnungsoefiignis  in  gewissen  Grenzen  gedacht.  Es  sollte  durch 
zu  groue  Detaillierung  der  Verordnungen  die  gewerbliche  Ent- 
wicklung nicht  gehemmt  werden,  deshub  sollten'  die  Kommunen 
im  Geiste  des  Gesetzes  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  selb- 
ständig verfügen. 

Den  Vertretern  des  alten  Handwerks  ging  das  Gesetz  nicht 
weit  genug;  es  war,  wie  so  häufig  bei  Kompromissen,  keiner 
recht  zufrieden.  So  trafen  die  Erwartungen  des  Gesetzgebers 
nicht  ein,  obwohl  dieses  so  sorgfUtig  gearlmtete  Gesetz  trotz  der 
bald  folgenden  Änderungen  doch  die  eigentliche  Basb  der  nächsten 
Gesetze  blieb.  Die  Krisis  des  Handwerks,  welche  die  ehrsamen 
Meister  lediglich  der  Gewerbefreiheit  zuschrieben,  liefs  sich  durch 
gesetzliche  Ma&regeln  nicht  bannen.  Der  Absatz  stockte,  zahlreiche 
Gesellen  waren  1848/49  arbeitslos,  und  dazu  kamen  die  unruhigen 
Zeiten.  Auch  unter  den  Ebmdwerkem  führte  das  Jahr  1848  zu 
einer  ^ofsen  Erregung.  Weil  nach  der  radikalen  Theorie  jener 
Tage  jeder  Stand  wissen  sollte,  was  ihm  frommte,  erhoben  auch 
die  Handwerker  in  grolsem  Umfange  Klagen.  Sie  fanden  zuerst 
in  dem  ofienen  Sendschreiben  der  22  Leipziger  Innungen  am 
22.  April  1848  ihren  Ausdruck  ^.  Die  enei^schen  Proteste  g^en 
die  Gewerbefr^iheit  setzten  sich  in  dem  Vorkongrefs  der  deutschen 
Handwerker,  vom  2. — 6.  Juni  1848,  zu  Hamburg  fort  und 
traten  vor  allem  in  dem  EUindwerkerparlament  zu  Frankfiirt 
(am  15.  Juli  1848)  hervor.  Man  stellte  übertriebene,  zum  TeU 
unvernünftige  Forderungen,  verlangte  örtliche  Beschränkung  der 
Meisterzahl,  Verbot  des  Hausierhandels  mit  Handwerksprodukten, 
Verbot  der  Association  mit  Nicht-Innungsfi^enossen.  Nicht  die 
Fabriken,  sondern  lediglich  Zunfhneister  sollten  Handwerksarbeil 
fertigen  dürfen.  Man  verlangte  Untersagung  des  gleichzeitigen 
Betriebes  mehrerer  Gewerbe;  nur  Zunftmeister  sollten  zum  Klein- 
handel mit  Handwerkswaren  berechtigt  sein.  Ebenso  wünschte 
man  die  ausschliefsUche  Beschränkung  der  Gewerbe  auf  die 
Städte.  Dem  Staat,  der  Gemeinde  und  Aktiengesellschaften  sollte 
gewerbliche  Thätigkeit  verboten  sein.    Man  forderte  femer  das 
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Verbot,  öffentliche  Arbeiten  an  den  Mindestfordemden  zu  ver- 
geben und  an  Stelle  dessen  Verteilung  derselben  unter  Zunft- 
meister durch  einen  Gewerberat.  öffentliche  Versteigerungen 
neuer  Waren  wünschte  man  untersagt  zu  sehen.  Niemand  smlte 
mehr  als  zwei  Lehrlinge  halten.  Die  Fabriken  sollten  zu  Gunsten 
des  Handwerks  besteuert  und  die  Grenze  der  Arbeitsgebiete 
zwischen  Fabrik  und  Handwerk  festgestellt  werden.  Gleich- 
mäfsiger  Lehr-  und  Wanderzwang  sollte  eingeführt  werden.  Vor 
allem  verlangte  man  ein  Handwerkerparlament  und,  aus  diesem 
hervorgehend,  ein  Handwerkerministerium. 

Im  grofsen  und  ganzen  wäre  man  mit  der  Erfüllung  dieser 
Wünsche  auf  die  Zustände  vor  dem  Reichspolizeigesetze  von 
1731  gekommen.  An  die  Nationalversammlung  kamen  aus  allen 
Landesteilen  Petitionen  der  Handwerker  um  Abänderung  der 
Gewerbeordnung  im  ISinne  eines  Zurückgreifens  auf  die  alte 
Zunftverfassung.  Diese  Versammlung  nahm  die  Angelegenheit 
auch  in  die  Hand,  wurde  aber  an  der  Beendigung  ihrer  Arbeiten 
durch  die  Auflösung  gehindert.  An  ihren  Vorarbeiten  prüfte 
aber  das  Gewerbe-  und  Handelsministerhim  die  Höflichkeit 
einer  provisorischen  Verordnung,  um  den  dringendsten  Bedürf- 
nissen und  Wünschen  des  Handwerks  gerecht  zu  werden,  „wenn- 
gleich^, wie  es  in  dem  Berichte  des  Staatsministeriums  vom 
7.  Februar  1849  hiefs^,  „der  allerseits  anerkannte  bedrängte 
Zustand  des  Handwerkerstandes  nicht  blofs  der  Lage  der  Gesetz- 
gebung beizumessen  ist,  sondern  zum  grofsen  Teil  in  Verhält- 
nissen seinen  Grund  hat,  welche  nicht  nur  diei>en  Stand,  sondern 
alle  Klassen  gemeinsam  treffen  und  aufserhalb  des  Bereichs  der 
gewerbepolizeilichen  Gesetzgebung  liegen". 

Unter  Hinzuziehung  von  Vertretern  des  Handwerker- und  Kauf- 
mannsstandes wurden  die  zwei  oktroyierten  Notverordnungen  vom 
9.  Februar  1849  ausgearbeitet  und  erlassen,  von  denen  die  erste 
die  Errichtung  von  Gewerberäten  und  verschiedene  Abänderungen 
der  Allgemeinen  Gewerbeordnung,  und  die  andere  die  Bildung 
von  Gewerbegerichten,  welche  in  Artikel  90  der  Verfassungs- 
urkunde besonders  vorgesehen  waren,  betraf.  Diese  waren  nach 
dem  Muster  der  conseils  de  prud'hommes  in  der  Rheinprovinz 
gestaltet,  wo  deren  gedeihliche  Wirksamkeit  anerkannt  war. 
Jedenfalls  hatte  die  Regierung  darauf  beharrt,  die  vielfach  ver- 
langte Wiederherstellung  des  InnuDgszwanges  wegen  der  erheblichen, 
dagegen  sprechenden  Bedenken  nicht  vorzunehmen ,  sondern  den 
Handwerkerwünschen  nur  soweit  nachzugeben,  als  dadurch  nicht 
in  die  Verhältnisse  anderer  Klassen  der  Bevölkerung  zu  tief  ein- 
gegriffen oder  das  allgemeine  Interesse  sehr  geschädigt  wurde. 
Was  die  Verordnungen  gaben ,  fafste  der  erwähnte  Bericht  des 
Staatsministeriums  folgendermafsen  zusammen:  „Sie  (die  Verord- 
nungen)  machen   fortan   die  Zulassung  zum  Beginn  der  eigent- 
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